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Konfumtionsfteuer. 


I. Die allgemeine ftaatsbürgerliche Pflicht, an den Laften ver Staatöverwal- 
tung mitzutragen, findet ihren Ausbrud in der Steuen Infoferne die Steuer- 
politif die Summe des Rechtsſchutzes und ber bürgerlichen Vortheile, welche ber 
Staat feinen Angehörigen bietet, nad dem Maße des realen Beſitzes biefer Teb- 
teren oder ihres Einkommens abwägt, fonad ten Beftt oder vielmehr das Ein- 
fommen nad) feinen verſchiedenen Gattungen zum Regulator ver Steuergröße 
macht, vonder Steuerpflicht aber ald einer wefentlih allgemeinen 
feine Ausnahme zuläßt, fondern lediglich durch zeitweife Ermäßigungen und Nach— 
läffe einer momentanen Zahlungsunfähigkeit Rechnung trägt, ftatuirt fie das Prin- 
cip der allgemeinen bireften Steuer ober Schatzung. 

Der direkten Steuer oder Schatzung gegenüber ſteht die auf einer gänzlich ver— 
ſchiedenen Grundlage ruhende Konfumtionsfteuer (Aufwands-, —— 
Berzehrungs= ober indirekte Steuer ſchlechtweg). Sie iſt weder eine allgemeine, 
jeden Staatsbürger als foldhen treffende, noch ſchöpft fie aus deſſen Einkom— 
men und Berbienft das Material zur Beurtheilung feiner Steuerfraft. Sie trifft 
— direkt oder indirekt — nur den Konfumenten, und biefen nur nad Verhält- 
niß feiner Konfumtion, feiner Ausgabe auf gewiffe Verbrauchsgegenftände, welche 
das eigentlihe Subftrat diefer invireften Befteuerung bilven. 

II. Das wefentlichfte Kriterium bei einer gruppenweifen Ausfcheidung der einzel- 
nen, dem Oattungsbegriffe „Konſumtionsſteuer“ unterzuordnenden inbireften Staats— 
auflagen bildet die Erhebungsart. Die Aufwandefteuer wird nämlid entweder 

1. unmittelbar vom Konfumenten erhoben, direkte Konfumtiong- 
fteuer, ober 

2. fie wird dem Produzenten nah dem Maße feiner Produftion aufgelegt, 
und von biefem mittelbar vem Konfumenten zugerechnet, indirekte Kon- 
ſumtionsſteuer. 

Zu 1. Bei der direkten Konſumtionsſteuer erſcheint der Verzehrer 
als Pflichtiger und unmittelbarer Zahler je nach dem Maße gewiſſer konſumtibler 
Gegenſtände, welche er beſitzt, gebraucht oder verbraucht. Wie die beſondere 
Einkommenſteuer (vgl. Bd. III. S. 346) eine beſtimmte Kategorie des Einkom— 
mens belegt, fo vie birefte Konfumtionsfteuer eine fpecielle Gattung ver Au 8- 
gabe oder des Verbraudes. Sie verſucht es alfo, die Steuerfraft des Abga— 
benpflichtigen dur ein argumentum e contrario, durch einen Rückſchluß von fei- 
nem Aufwande auf feinen Erwerb — der zuleßt doch einzig dieſe Steuerfraft re— 
präfentirt — zu ermitteln. 

Wir rechnen hiezu vorzugsweife die Miethfteuer (impöt mobilier), vie 
Thür- und Fenfterftener (contribution de portes et fen@tres, window duty), 
die Mobilienfteuer, vie Hundeſteuer und die übrigen Oattungen fo- 
genannter Turusfteuern. Befonvere Wichtigkeit haben die beiden erftgenann- 
ten, welche namentlich in Frankreich, Belgien und England von eingreifenber 
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praftifher Bedeutung find. Bon felbft verfteht e8 fi, daß fie nur dann den Cha- 
rafter der Konfumtionsfteuer tragen, wenn fie dem Mieter — conductor — 
auferlegt find, und wenn, wie es die franzöfifche Konftitäante faktifh zum Grund— 
fate erhob, ihre Anwendung auf dem vorerwähnten Argumente beruht, daß näm- 
lich die vom Beftänder wirklich bezahlte, oder nah der Thür- und Fenfter- 
zahl abgeſchätzte Miethe einem beftimmten Procente des Einfommens entſpreche. 
Sie verliert hingegen das Kennzeihen der Aufwandftener,, fobald Miethrente, 
Thüren- und Fenfteranzahl nur als das äußerlich erfennbare Merkzeichen des Er- 
trages vom Hausbefige in Betracht gezogen werden (vgl. ven Artikel über Haus: 
ftener Bd. IV. ©. 535), fobald der Lokator als der Abgabenpflichtige erjcheint, 
oder Beftänder und Bermiether gemeinfchaftlih zu kontribuiren haben, wie biejes 
bei der englifhen window duty der Fall ift. 

Die Mobilienftener, wie fie insbefondere das nieverländifche Geſetz von 
1822 unter Freilaffung von Kleidern, Schmudjahen, Gewerbseinrichtungen ꝛc. 
auf Grund einer Dekarirung von Seite des Eigenthümers oder einer Schägung 
ftatuirt, ift wohl die unpraftifchfte von Allen. Die unvermeivlihe Nothwendigkeit 
mannigfaher Ausnahmen, welde die Anwendung eines- konftanten Grundſatzes 
faum zulaffen; der ſchwankende Beſitz und die Unficherheit ver Abſchätzung des— 
felben; insbefondere aber der mangelnde Mafftab für ven Werth der Abnutzung, 
welche denn doch die eigentlihe Bafis der Verbrauchſteuer zu bilven hätte, empfeh- 
len diefe Gattung der indireften Auflage feineswegs, und rechtfertigen den allge: 
meinen Widerwillen gegen biejelbe. ; 

Die Hundeftener beruht mehr auf polizeilichen als financielen Mafregeln; 
fie wird deshalb auch vielfach gleid) ver Polizeitare von adminiftrativen Behörden 
erhoben (Bayern), oder ihr Erträgnig fällt — wenigftens theilmeife — in die Ge- 
meindefaffen (vgl. bad. Gef. vom 23. Dftober 1833; würtemberg. Verordn. v. 1842). 

Die übrigen in biefe Kategorie fallenden inbireften Abgaben, welche gewöhn— 
lich als Lurusftenern bezeichnet werben, wie jene auf Bediente, auf Lurus- 
wägen und Pferbe (Art. 42 des nieverl. Gef. v. 28. Juni 1822, Bremer Ver— 
orbn. vd. 28. Dec. 1816, Bafel. Gef. vom 7. April 1818) auf Haarpuber 
(melde nad) Rau Fin. Wiff. II: p. 180 in England noch im Jahr 1845 3539 8. 
ertragen haben fol) u, a. dgl. finden vom volkswirthſchaftlichen Standpunkte aus 
unter den Nationalöfonomen ihre lebhafteften Vertheidiger (vgl. Ad. Smith, Unterf. 
Bd. IV. pag. 334 u. ff.). Bon befonverer Ergiebigkeit für den Staatsſchatz wer: 
den fie aus naheliegenden Gründen nicht fein fünnen. So lange wir alfo der 
Steuer im Allgemeinen nur eine ftaatswirthfchaftliche, Feine voltsöfonomifhe Be— 
deutung vindiciren, können wir auch allen Auflagen dieſer Art bei der Schwierig« 
feit der Auswahl der zu beftenernden Gegenftände und bei der Dehnfamfeit des 
Begriffes „Lurus“ überhaupt das Wort nicht reven. 

— Bu 2. Der durd die Finanzbehörden unmittelbar vom Konfumenten erhobe- 
nen Aufwandfteuer gegenüber fteht die indirefte Konfumtionsfteuer, welde 
von dem Producenten, Fabrilanten oder Berfäufer nad) dem Quantum der von ihm 
zum Gebraude und zur Verzehrung producirten und verkauften Artikel erhoben 
wird. Wir unterſcheiden nad diefer Richtung insbefondere zwei Oattungen: 

a) die auf eigentlihe Konfumtibilien umgelegte, zumeift mit dem Ausdrucke 
„Auffhlag” oder „Aceciſe“ bezeichnete Konfumtionsfteuer (Fleiſch-, Mehl, 
Malz-, Bier-, Weinauffchlag, Maifchfteuer, Mahlfteuer, Mahlaccife u. dgl.), dann 

b) die auf fonftige Verbrauchsgegenftände und Waaren umgelegte (Zoll, 
Mauthgebühren ꝛc.), welche in einem befondern Artikel ihre Erörterung finden wird, 
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Beide Gattungen unterſcheiden ſich wefentlich dadurch, daß bei erfterer bie 
Verbindlichkeit zur Abgabenzahlung mit der Fabrikation des betreffenden 
Gegenſtandes, beziehungsweiſe mit dem erſten unmittelbaren, gewerbsmäßigen Ver— 
ſchleuß desſelben entſteht, letztere aber erſt in Folge der weiteren, größtentheils ver- 
mittelten Güterbewegung und des Wafrenumlaufes wirkſam wird. Die eigentlichen 
Konfumtibilien reihen ſich alfo diefer letteren Klafje dann an, wenn fie zum Ge- 
genftand der Waarenverfendung werben, und eine billige und vernünftige Steuer- 
politit wirb fie unter diefer Vorausſetzung der Auffhlagspfliht entbinden, um fie 
nicht zweimal in Steuer zu nehmen. 

Für beide Gattungen erfcheint jedoch der Fabrifant oder Berfäufer (Händler) 
nur als der zur Borfhußzahlung Berpflichtete, dem es zufteht, fich hinwieder an 
dem Käufer oder Konfumenten ſchadlos zu halten. Wo nicht geradezu volfswirth- 
ſchaftliche Motive im. Spiele find, wie bei ven Schußzöllen, unterfcheiven ſich alſo 
biefe beiden Unterarten ſchließlich nur in der Erhebungsweife von ben direkten 
Konfumtionsftenern. Die Finanzverwaltungen begriffen ven naheliegenden Vortheil, 
dag die fummarifhe Erhebung vom Producenten einfacher, 
fiherer, wohlfeiler und einer Kontrole fähiger fei ald die vom KRonjfumenten. 
Der eigentliche Steuerträger bleibt immer ver Legtere. Er erjett dem Producenten 
deſſen Auslage genau nah dem Maße des in fein Eigenthum übergegangenen 
Verbrauchsgegenſtandes. Darin liegt — abgejehen vom Principe der Ynlage — 
der Wirkung nach der weſentlichſte Unterſchied zwiſchen dieſer indirekten Steuer 
und der auf den Gewerbebetrieb umgelegten Schatzung. Wenn wir auch bei einer 
gewiſſen Höhe der direlten Gewerbeſteuer eine Rückwirkung derſelben auf ven Markt— 
preis der gewerblichen Erzeugniſſe nicht in Abrede ſtellen wollen, ſo iſt dieſe doch 
blos untergeordneter Natur und ſteht hinter den volkswirthſchaftlichen Faktoren, 
in welchen wir die eigentlichen Regulatoren des Waarenwerthes zu erkennen haben, 
weit zurück, während ver auf den bezüglichen Verbrauchsgegenſtand umgelegte Auf- 
ſchlag einen effektiven Zuſchlag zu ſeinem Marktpreiſe bildet. 

III. Da der Umfang des Verbrauches einigermaßen zugleich ein Kriterium 
ſeiner Allgemeinheit bildet, andererſeits die Aufwandſteuer, wenn ſie überhaupt 
eine ergiebige Finanzquelle bilden und zu den Perceptionskoſten in einem richtigen 
Verhältniſſe ſtehen ſoll, eine maſſenhafte Konſumtion zur nothwendigen Vorbevin- 
gung hat; fo rechtfertigt ſich die Auflage auf derartige Konſumtibilien des alltäg- 
lihen Lebens wie Fleiih, Wein, Bier, Branntwein ꝛc. noch am meiften, wie denn 
überhaupt die indirekte Konfumtionsftener vom Standpunkte der Finanzverwaltung 
aus der bireften vorzuziehen if. Mit Ausnahme der Thüre und Fenfterfteuer 
bietet dieſe jo wenig fichere Anhaltspunkte für die Regulirung und Einhebung, 
baß fie fhon aus dieſem Grunde der indirekten nachftehen muß. Wir faffen des— 
bald, wenn wir bier über ven Perceptionsmodus noch Einiges beifügen, 
lebiglih die indirefte Konfumtionsfteuer in’s Auge. 

Die Berechnung der Steuerſchuldigkeit und dier Einhebung verfelben gejchieht 
entweber 

a) nah dem Quantum bes zu dem verfteuerten Gegenftanbe verwendeten Ro h— 
ftoffes, ober | 

b) nad dem Quantum des Fabrikates felbft. » 

Zu a. Zur Gattung der vom Rohſtoffe entrichteten Konfumtionsfteuern red): 
net man vorzugsweiſe: 

1. den Malzauffhlag, umgelegt auf das zur Bierfabrikation benöthigte 
Malz. In Bayern wurde nah dem Auffchlagsmandat vom 28, Juli 1807 vom: 


ie 
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Schäffel genetzten oder eingefprengten Malzes 3 fl. 45 kr. Aufſchlag bezahlt. 
Seit der verbefferten Einrihtung der Schrotmühlen, welche ein Brechen des Mal« 
zes im trodenen Zuftande zulaflen, wird der Aufſchlag nah 5 fl. per Schäffel 
trodenen Malzes berechnet. Die Kontrole gejchieht bei ver Abgabe des Malzes 
zum Brechen auf ven Malzmühlen. Der Fabrikant erhält von dem Aufſchlags- 
beanten eine Polette über das zum Brechen beftimmte Quantum Malzes, welches 
der eidlich verpflichtete Müller nachzumeſſen und fofort den Meffungsbefund auf 
der Polette zu beftätigen hat. Periodenweiſe müſſen viefe Poletten an vie betref- 
fenden Auffhläger zurüdgegeben werben, um hieraus die Auffhlagsfhulvigkeit zu 
berechnen. Die Möglichkeit der Kontrole ift durd) das Verbot der Handbrechmühlen 
bedingt. Die Strafen für Uebertretung viefes Verbotes und für Defraudationen 
fteigen von 100 Reihsthalern bis zur Einftellung des Gewerbes, und ven Ver— 
tretern des Fiskus gebriht es nicht an BVeranlaffungen, auf diefe Strafbeftimmun- 
gen Bezug zu nehmen. 

Die Regulirung eines beftimmten Bierfaßes bildet nahezu eine nothwendige 
Folge des Auffchlages. Sie gefhieht unter Zugrundlage der Gerſte- und Hopfen- 
burhfchnittspreife (in Bayern nad) dem Durdfchnittspreife in den Normalmonaten 
Dftober bis December. Gef. v. 23. Mai 1846), In Württemberg erfolgt had) ber 
Derorbnung vom Jahre 1827 die Erhebung des Malzaufihiages nad gleichen 
Grunvfägen. — Ein anderes Berfahren wird in Preußen und Sachſen beobachtet 
(Gef. v. 8. Febr. 1819 und resp. 4. Dec. 1833), indem der Vorrath des Malzes 
furz vor feiner Verwendung zum Brauen, vor dem Cinmaifhen, in Gegenwart 
des Accifebeamten Tonftatirt wird. In Belgien und Holland (niederl. Gef. v. 1822) 
wird der Malzverbraud durch Ermittelung des kubiſchen Inhalts des Maifchbot- 
tih8 und der Anzahl der Suden Eontrolirt. In England wird der Aufſchlag nad 
der periodenweife vom Bräuer abgegebenen Deklaration über das Quantum bes 
verfertigten Malzes erhoben. Den Xccifebeamten liegt die wiederholte Beſichtigung 
und Abjhägung des in den Malzgruben und auf der Darre liegenden Malzquans 
tums ob. Neben einer Hopfenaccife von 18 Sch. 8 P. für den Centner verwen- 
beten Hopfens wird vom Buſhel Malz ein Auffchlag von 2 Sch. 7 P. bezahlt 
(den Bufhel zu 36,34 Liter, das bayerifhe Schäffel zu 222,36 Liter gerechnet, 
entziffert fich für legteren eine Steuer von cirfa 8 fl. 45 fr.), 

2. Die Maifhfteuer, umgelegt auf die zum Brennen des Branntweins 
beftimmten Robftoffe. Sie wird zumeift nah dem Umfang der Maifchgefäße und 
der Zahl der Brände (Preuß. Verordn. vom 1. Dec. 1820, hannover. v. 1. März 
1833, belg. v. 18. Juli 1833), oder nad dem Fubifchen Inhalt der Blafe — 
fogen. Blaſenzins — berechnet. In Bayern involvirt der Malzauffhlag auch 
die Konfumtionsfteuer für Branntwein und Effig (Mandat v. 28. Juli 1807). 

3. Die Mahlaccife, Mahlſteuer, erhoben nad) dem Quantum des zur 
Mühle gebrachten Getreives (preuß. Mahlfteuer nad der Verordnung vom 30, 
Mai 1820). Sie bedingt die-Nothwendigkeit des Verbotes der Handmühlen, und 
ift — fhon um der Schwierigfeit der Kontrole willen — in Deutſchland wenig 
in Geltung. 

4. Der Fleifhauffhlag wird entweder nad dem Gewichte des ausgehaue- 
nen Fleifhes (preuß. Schlachtfteuer, VBerorbnung vom 30. Mai 1820) oder. nad) 
der Stüdzahl (bad. Gef. vom 25. Mai*1835) beredinet. Auch dieſe Gattung 
Konfumtionsfteuer ift in Deutfchland nicht allgemein, theilweife nur lokal als 
Dedungsmittel gemeindlicher Bedürfniſſe angewendet. Frankreich und England ken— 
nen ſie nicht. — Wir rechnen hieher noch 2 
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5. Den Beinauffchlag, insbefondere wenn berfelbe unmittelbar nad dem 
Keltern der Trauben ohne Rüdfiht auf die Qualität des Gewächſes vom Wein- 
bauer erhoben wird (preuß. Weinftener. Gef. vom 25. Sept. 1820; ähnlich 
in Sachſen). Einer Befteuerung des Yabrifates näher fteht die badiſche und hef- 
ſiſche Tranffteuer, vie öfterreihifche Berzehrungsftener, und das fran- 
zöfifhe droit de detail (durch Gef. v. 21. April 1832 in eine Thoraccife um— 
gewandelt), welche den Aufſchlag vor der Berleitzabe von den Schenfwirthen er: 
heben läßt, währen nad dem mürtemberg. Gef. vom 9. Juli 1827 das ver- 
faufte Quantum durch periodiſche Konftatirung der Kellervorräthe ermittelt, und 
fofort vie Steuer gleihfalls vom Schenkwirthe percipirt wird. 

; Zu b. Zu den aus den fertigen Yabrifaten entrichteten Konſumtionsſteuern 
gehören: 

1. Die Bieraccife, das ftenerpflichtige Bierguantum wird aus dem ku— 
bifhen Inhalte der abgeeichten Sudkeſſel ermeffen (bad. Gef. vom 28. Februar 
1845, churheſſ. vom 6. Mai 1831; ähnlid in Defterreid). 

2. Die Branntweinaccife, droit d’entre et de consommation. Das 
großherzoglich heffifche Gefeg von 12. Juni 1827 läßt das Quantum des aufichlag- 
pflitigen Branntweines beim Einlegen in die Keller ermitteln und hieraus bie 
Steuer berechnen. 

3. Der Mehlaufſchlag, vom gemahlenen Korn, theilmeife als Lokalauf— 
ſchlag in Bayern erhoben. 

Aus der hier nur angebeuteten Mannigfaltigfeit des Verfahrens bei Re— 
gulirung und Ginhebung diefer. Gattungen indirefter Staatsauflagen können 
wir bereit die Unficherheit des Principe entnehmen , deſſen vie Yinanz- 
gefeßgebungen troß der umfangreichften Verordnungen nicht Herr werben können. 
Erwägen wir überbied die Nothwendigkeit der Anwendung koſtſpieliger Kon— 
trofmittel, fo gelangen wir zu der Ueberzeugung, daß, wenn aud das Netto= 
ergebniß der Konfumtionsfteuer für die Staatskaſſen von Belang fein follte, 
tiefes doc zu dem Bruttoertrage durchſchnittlich in feinem richtigen Verhältniſſe 
ftehe, daß die Perception einen übermäßig großen Aufwand erforbere I), daß alfo 
die Summe der den Staatsbürgern aufgebürteten Laſt nicht der Summe des Fi- 
nanzgewinnes entſpreche. Die Konfumtionsfteuern find das theuerfte Gefäll! In— 
foferne es Aufgabe der Finanzverwaltungen ift, die Mittel, deren fie zur Errei- 
hung von Staatszweden bebürfen, mit diefen felbft in ein Gleichgewicht zu ſetzen, 
erfcheint die Aufwandſteuer feineswegs als eine vollfommen gerechtfertigte Finanz- 
operation; durch die nothwendig werdende Aufftellung eines eigenen Beamten- 
heeres behufs ihrer Regelung, Liquidirung, Kontrolirung und Erhebung erzeugt 
fie felbft einen fo namhaften neuen Staatsbedarf, daß deſſen Befriedigung einen 
unverhältnigmäßigen Theil ihres Grtrages abforbirt, und ſonach das Mittel 
feinem Zwede über die Gebühr entfremdet. Zudem liegt faum bei irgend einer 
anderen Steuergattung — die Kapitalrenten und Eintommenfteuer- etwa audge- 
nommen — die Gefahr ver Defraudation troß aller Borfihtsmaßregeln jo nahe, 
als bei viefem Staatsgefälle; bei Feiner ift viefe Gefahr in dem Grabe perma- 
nent. Jede andere Schatung unterliegt einer periodenweiſen Feftfegung; das Steuer- 
fubftrat ift für einen gewiſſen Zeitabfchnitt ein fire® und unveränderliches. Die 


1) Der Gefammtetat für das bayer. Finanzminifterium wurde für ein ze der legten Fi⸗ 
naggperiode auf 815,860 fl. feftgefegt. Die Verwaltungsauegaben auf die Malzauffchlagsgerälle 
nehtnen bievon 322,831 fl., alfo nahezu 2/, in Anſpruch. 
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Konfumtionsftener hinwieder regelt ſich — abgefehen von ver ohnehin beveutungs- 
(ofen, der Vermögensfteuer nahe kommenden direkten Verbrauchsſteuer — mit jedem 
Momente, welder das Bedürfniß erzeugt; fie giebt alfo auch in jedem Momente 
auf's Neue Gelegenheit zum Unterjchleif. 

Betrachtet man die Konfumtionsfteuer vom volkswirthſchaftlichen 
Stanppunfte aus, fo äußert jeve ſolche Steuer von irgend einiger Ergiebig- 
feit in fo ferne einen Einfluß auf die Nationalwirthihaft, als fie den Werth der 
damit belegten zu Handel oder Zaufh gebrachten Rohprodukte oder gemerb- 
lichen Erzeugniffe effektiv um ven Betrag der Steuer erhöht. Weberfteigt viefe 
nicht aus dem natürlichen Verkehre und dem ungeftörten Proceffe des Güterlebens 
hervorgehende Mehrung des Taufchwerthes eine gewiffe Grenze, fo wird fidh nicht 
nur in natürlicher Folge ver Berbraud mindern und das Verlangen nad) Surrogaten 
mehren ; e8 wird felbft eine Rüdwirfung auf den Realitätenwerth fühlbar werben. Ohne 
auf die weittragenden Konfequenzen einzugehen, welche die Zölle auf die politifche De— 
fonomie äußern, da biefer Gegenftand in einem eigenen Artikel feine Erörterung finden 
wird, wollen wir nur den Wirkungen der Weinaccife zur Erhärtung unferer Behauptung 
einige Schritte nachgehen. Der Weinauffhlag, ſobald er die feine Differenziallinte 
bes richtigen Maßes überjchreitet, wird in demfelben Berhältniffe, wie er die Wein- 
fonfumtion vermindert, vie Rente herabvrüden, weldhe der Weinbauer aus dem 
Reblande zieht. Eine fortgeſetzte Verringerung dieſer Rente hat eine Entwerthung 
von Grund und Boden zur nothwendigen Folge. Will aber der Probucent bie 
durch die Konfumtionsfteuer in Ausſicht geftellte Minderung des Abfages ver-. 
meiden, fo muß er mit dem Preife feines Produktes herabgehen, und feine Rente 
wird in dem gleihen Maße rebucirt wie durch die Beſchränkung des Konſumo's. 
Es ift Sache der Erfahrung, daß der Weinbauer fhlimmften Falles ſich den Preis 
bis zum Sage ber Produktionskoſten herabvrüden läßt, und wenn er dann feinem 
Ruine mit vollen Segeln zuftenert, mag ſich die Accife das Berbienft beimeffen, 
zur Förberung dieſes Ruines das Ihrige beigetragen zu haben. — Gegenüber 
dem Häder wird ver große Weinbergbefiger durch den Auffchlag ſich veranlaft 
finden, den Abſatz nad Außen zu vermitteln, da das erportirte Gut nad dem 
Grundfage, daß er nur die Steuer vorfchießt, während der Konſument fie effektiv 
zu entridhten hat, von der Konfumtionsfteuer frei bleiben, beziehungsweife ver 
hieran gemachte Vorſchuß erjegt werben muß. Natürlich leitet ſich dieſer Erport 
dahin, wo auf den Wein feine oder eine niedrigere Acciſe gelegt ift, und fomit 
wäre dem Auslande auf Koften des inlänbifchen Bedarfes ein Vortheil geboten. 
Aehnliches wird bei allen Konfumtibilien der Fall fein, welche nicht zum unver- 
meiblihen Bebürfniffe zählen, und — felbft das Bedürfniß ift ein behnfamer 
Begriff. Es läßt ſich wenigftend auf ein unberehenbares Minimum zurüdführen. 
Sp läuft demnach die Aufwandſteuer immer Gefahr, nicht blos den Genuß zu 
‚ vertheuern und dem Bedürfniſſe einen Abbruch zu thun, das heißt: vie Einzel- 
wirthihaft in Schaden zu verfegen; fondern aud dem Güterverkehr eine für bie 
Nationalwirthſchaft [hädliche Richtung zu geben. Denn der Erport von Robftoff 
wie von Fabrifaten ift volkswirthſchaftlich nicht abſolut, fondern nur in fo lange 
von unbeftrittenem Vortheile, als er fih auf den Ueberfhuß über den eigenen 
Bedarf beſchränkt. Die Summe des Gewinnes aus dem Exporte bildet fo wenig 
als die Summe des in einem Lande erzeugten Rohftoffes für fih das Merkmal 
des National-Reihthums. 

Wir müfjen hier wieerholt betonen, daß dieſe Wirkungen in Ausficht felen, 
wenn die Konjumtionsftener nicht das richtige Maß inne hält. Da aber zur Er⸗ 
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mittelung biefes Maßes die pofitiven und Eonftanten Faktoren fehlen, wenigftens 
den Steuerverfafjungen nicht zur Hand find, die unmöglih die Abwägung jenes 
vielgeftaltigen Proteus — Bedürfniß genannt — ſich zur Aufgabe ftellen können; 
fo wird es ſtets eine Sache zufälligen Gelingens fein, wenn auf diefem Felde vie 
Steuerpolitif feinen Mißgriff madt. — R 

- Wir haben hier noch einige weitere Bemerkungen anzureihen. Es wurbe 
bereit8 angebeutet, daß eine brüdende Aufwandfteuer ven Verbrauch mindere und 
das Bedürfniß auf wohlfeilere eig verweife. Wo der Malzauffhlag das 
Bier übermäßig vertheuert, wird der Zaglöhner zum Branntwein greifen; wo bie 
Mahlſteuer ven Preis des Mehles unerſchwinglich macht, 'tritt das Kartoffelftärk- 
mehl an deſſen Stelle. Für die geiftige und ſomatiſche Entwidelung des Volkes wird 
damit augenſcheinlich mehr verloren, als für den Stantsihag gewonnen. Es fragt 
fih nur, ob das Aerar auf derartige Kulturerfheinungen Rüdfiht zu nehmen 
habe. Man fhüst bei ver Branntweinaccife, bei der Lurusftener gerne das Sitt- 
lichkeitsprincip vor; — mit demſelben Fuge, womit man aus Rüdfichten der Moral 
Steuern auflegt, muß eine weife Steuerpolitif auch von Gefällen abjehen, die mit 
der förperlihen und fittlihen Kraft des Volkes auch jeine Schatungsfähigfeit 
ſchwächen. Sie thut das ebenfo im Interejfe der nationalen Entwidelung, als ber 
Sicherheit und Stätigfeit der Finanzquellen. Sie thut das insbefondere auch im 
Interefje ver öffentlihen Moral; denn nirgends ift, wie bereit8 angedeutet, 
Betrug und Defraudation mehr im Schwange, als auf dem Gebiete der Acciſen- 
‚erhebung. 

Wo die Konfumtionsfteuer eingeführt ift (und Ausnahmen werben fehwer zu 
finden fein), darf fie jedenfalls nicht den Charakter einer Ergänzungsfteuer verlieren. 
Um dem Grundſatze ver Gerechtigkeit und einer annähernden Peräquation einiger- 
maßen Geltung zu laſſen, ſoll fie nur auf Gegenftände eines möglichft allgemeinen 
oder mindeſtens fehr ausgevehnten Gebrauches und zwar auf mehrere Kategorieen 
vesjelben, jedoch unter Ausschluß der unvermeidlichen Lebensbedürfniſſe umgelegt 
werben, Wenn wir das Brod befteuern, befteuern wir vorzugsweife ben Armen; 
penn er*ift lediglich oder vowgugsweife an das Brod verwiefen. Der Aufſchlag trifft 
fomit die Hauptfumme feiner Genußmittel, während jene des Vermöglichen nur 
in einem unverhäftnigmäßig geringen Theile davon belaftet werben. Damit wirb 
das oberfte Beftenerungsprincip : „Jeder nad feinen Kräften” geradezu auf den 
Kopf geftellt. Es gibt aber außer den bringendften Bedürfniſſen der menſchlichen 
Eriftenz immerhin nod eine erfledliche Anzahl folder, die ven Charakter der 
Allgemeinheit an fi tragen, ſich mwenigftens auf eine große Mehrheit der Kon- 
fumenten erfireden und dabei niht am Iofale Verhältniffe gebunden find. Es 
handelt fi insbefondere darum, durch eine‘ Befteuerung verfhiedener 
analoger Verbrauchsgegenſtände die Differenz auszugleihen, welche bei bem 
Unterſchiede der örtlichen Lebensweiſe dadurch entftehen würde, wenn ber Auffchlag 
nur auf eine Gattung von Konfumtibilien einfeitig umgelegt würde. Die Kon- 
fumtionsfteueranlage bedingt alſo eine vorausgehende ftatiftifhe Ermittelung des 
Verbrauches nad den durch topifche und landwirthſchaftliche Verhältniffe verſchie— 
benen Gebietötheilen eines Landes ſowohl als nad) den verſchiedenen Schichten der 
Bevölkerung. So fol 3. B. dem Bieraufichlage jederzeit eine entſprechende Wein« 
accife zur Seite ftehen. Die meifte Berechtigung aber haben jene Verbrauchsſteuern, 
welche gemeinſchädliche Konfumtibilien — wie vorzugsweife den Branntwein — 
tr 
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ſind Kriegsſteuern, die der Feind auferlegt. Ueber den Rechtstitel, unter welchem 
der Feind zur Erhebung derſelben ſchreiten dürfe, herrſcht Streit. Nicht minder 
über den etwa zu leiſtenden Erſatz. 

Man könnte ſagen: Der Feind beanſprucht von unſerem Staate die Proceß— 
koften (Kriegskoften). Er auferlegt fie ven Bewohnern des von ihm offupirten Ge— 
bietstheiles und überläßt viefen, fi von ihrem Staate Erfa geben zu lafien. 
Allein der Feind kümmert fih wenig darum, ob die Bewohner des offupirten Ge- 
bietes in den Kontributionen Proceßkoſten jehen oder nicht; er will feine Zwecke 
erreichen, den Krieg Fräftiger führen, den Gegner ſchwächen und greift zu. Und 
der eigene Staat denkt nicht daran, die von den Bewohnern des gebrandfhagten 
Gebietes gezahlten Kontributionen als Auslagen zu betrachten, als vorgeſchoſſene 
Procekkoften, die er felbjt jo bald als möglich zurüdzubezahlen habe. Selbft wenn 
er annähme, daß die Kontributionen durch den Feind unter dem Titel von Procek- 
foften eingetrieben worben feien, würbe es ihm nicht einfallen, darin eine Zahlungs- 
pfliht für ſich felbft begründet zu finden. Er glaubt ja felbft Recht zu haben, 
glaubt alfo aud zu feinen Proceßkoſten verpflichtet zu fein, hält fich vielmehr für 
befugt, feinerfeits die Proceßkoſten vom Gegner zu forbern. 

Nun könnte etwa eingewenbet werden: Am Ende des Krieges muß doch in 
der Regel eine oder die andere Partei die Koften zahlen, und diefe Partei habe 
dann die von einzelnen Untertanen dem Feinde ſchon entrichteten Kontributionen 
ihnen gutzurechnen. Dies wird aber von den Staaten al eine Nechtspflicht nicht 
anerkannt. Eine genauere Erwägung wird zeigen, daß es in der That feine Aner- 
fennung verdient, daß biefe Anerkennung vielmehr ebenfo wenig rehtlid 
begründet, als politifh ratbfam märe. 

Der ganze Gegenftand kann nur aus dem Standpunkte der allgemeineren 
Frage entjhieden werben, wie es um das Recht ftehe bei ven vom Feinde aufer- 
legten Kriegslaften, zu denen bie Kontributionen gehören. 

Nun ift Har: Der eigene Staat hat diefe Laften niht gewollt, hat im 
Gegentheil Alles gethan, fie abzuwenden, hat fie alſo präfumtiv auh nit durch 
Vahrläffigteit herbeigeführt. Es fehlt der Dolus, es fehlt die Kulpa: es 
ift alfo feine Erſatzpflicht auf Seiten des Staates vorhanden. Bom Stand» 
punfte des eigenen Staates erfheinen jene Laften als ein bloße Unglüd; dieſes 
‚aber haben die Betroffenen felbft zu tragen, denn casum sentit dominus, Das 
iſt das Recht. 


* 
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Wenn der Staat eine Nechtöpflicht anerkennen wollte, für. alle vom Feinde 
geforberten Leiftungen zn entſchädigen, fo würde er ſich nicht nur eine unermeß- 
liche Laft von Forderungen aufbürden, über deren Begründung er gar feine Kon- 
trole üben fann, fondern er würbe auch dem Feinde, fobald derſelbe unferen Bo— 
ven betreten hätte, die allerbequemfte Handhabe darreihen, um aus dem offupirten 
Gebietstheile die Säfte des ganzen Staates heranszuprefien. Denn fobald ver Feind 
wüßte, ver Staat felbft müſſe Alles erjegen, würde er wahrlich von den Bewohnern nicht 
mehr nur das fordern, was fie felbft, fondern wo möglich Alles, was der ganze 
Staat tragen fann. Die Bewohner des offupirten Gebietes aber würden vielleicht 
die Hände träge in den Schooß legen, gewiß wenigftens ben zähen Widerſtand 
nit aufbieten, den man zur Vertheidigung der eigenen Habe zu entwideln pflegt. 
Eine Anerkennung des Anſpruches auf Erſatz ift alfo auch deshalb ſchon nicht 
rathſam, weil er dem Feinde Alles in die Hand liefern und die Wehrfraft des 
Landes herabftimmen würde. Dies ift pie Bolitif. 

Man darf die vom Feinde auferlegten Kriegslaften durchaus nicht unter den Ge⸗ 
fihtspunft bringen, aus dem bie vom eigenen Staate anferlegten aufzufaffen find. (Bgl. 
ven Artikel „Kriegslaften"). Die Gefihtspunfte find vielmehr gerade entgegengefegt. 

Das Princip der vom Staate zu zahlenden Vergütung ift zwar aud) bei den 
durch den eigenen Staat geforberten Krieggleiftungen vielfach durchlöchert, 
bleibt aber doch immer als Regel ſtehen. Die Auffaffung ift hier die: Die Unter: 
thanen haben ein Recht auf Vergütung ihrer Kriegsleiftungen, geftatten aber 
dem Staate aus Rüdfihten ter Billigfeit Ausnahmen. 

Bei denjenigen Kriegsleiftungen aber, die der Feind auferlegt hat, kehrt fich 
die Auffaffung gerade um. Hier wird den Unterthanen Fein Recht auf Bergü- 
tung aus der Staatsfaffe zuerfannt, aber der Staat gewährt ihnen ausnahms: 
weife Vergütungen aus Rüdfihten der Billigkeit. 

Diefe Auffaffung will freilich nicht allgemein einleuchten. Es ift das Eigen— 
thümliche derjenigen, vie einer vollftändigeren wiſſenſchaftlichen Durchbildung ent= 
behren, erft bei der Entſcheidung der einzelnen Fälle die allgemeinen Säge zu 
erfinden und nach ihren für den einzelnen Fall gehegten Wünfchen zurecdhtzulegen, 
die für die Entfheidung als Prämifjen gelten follen, unbefümmert, wie fich dieſe 
Prämiffen wohl bei der Entfheidung anderer Fälle ausnehmen und was bei ihrer 
allgemeinen folgerechten Durchführung herausfommen würde. So improvifirt man 
aud allerlei Staatsauffaffungen, aus denen eine Rechtspfliht des Staates zur Ber: 
gütung aller vom Feinde geforderten Kriegsleiftungen und aller von ihm angerich— 
teten Kriegsſchäden folgen fol. 

Eine ver: beliebteften Auffaffungen dieſer Art ift tie, daß der Staat eine 
große allgemeine Berfiherungsanftalt fei, die vie Unfälle ver Ein- 
» zelnen mit den Kräften der Gefammtheit tragen müſſe. Man fehe z. B. Emil 
Girardins Schrift: La Politique universelle, gleidy im erften Kapitel L’Assurance 
universelle. Wir müſſen dies aber als eine ſchauderhafte Berirrung betrachten, 
welde, vermöge des ungebührlih ausgebehnten Staatsbegriffes, pie Selbftändig- 
feit aller anderen fittlihen und rechtlichen Gebiete verfhlingt. Sein Unglüd zu 
tragen, ift Sache des Privaten. Sein Eigenthum zu verfihern, ift Sache des 
Privaten. Privatvereine mögen bier helfen, felbft der Staat mag mitunter aus 
Billigfeit beifpringen; aber von einer Rechtspflicht des Staates in 
folhen Fällen reden, ift Verworrenheit; es würde in folgerechter Durchführung zum 
Socialismus, ja zur völligen Aufhebung des Privateigenthums und der individuel« 
len Selbftänbigkeit führen, | | ng 
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Hat man dur dieſe Beweisführungen die Verfechter der angeblihen Ent- 
ſchädigungspflicht des Staates auf den juriftifhen Boden der Entſchädigungslehre 
zurüdgeführt, ihnen gezeigt, daß zwar bei Abſicht und Fahrläſſigkeit, 
nimmermehr aber beim Zufall eine Entjhädigungspflicht vorhanden fein fünne: 
fo beginnen fie nad einer Abfiht oder Yahrläffigfeit des Staates auszufhauen, 
um deſſen Entihädigungspflict hierauf zu gründen. 

Es fei Abſſicht des Staates da. Der Staat jelbft habe ja ven Krieg im 
Intereffe des Ganzen beſchloſſen. Er habe damit eventuell auch die Verluſte ge- 
wollt, die durch den Feind herbeigeführt werden konnten. — Wir antworten: 
Der Staat hat diefe Berlufte gar niht gewollt. Er wollte nur fein 
Recht durchſetzen und die dazu möthige Gewalt anwenden. Was babei weiter er- 
folgt, ift, jofern es fi nicht auf eine befondere Anordnung des Staates und fei- 
= Beauftragten zurüdführen läßt, nichts als unvermeiblihe Folge, Zufall, 

nglüd, 

Aber — fährt man vielleiht fort — der Staat habe vod die Pflicht, vie 
Friegsgefahr mit allen ihm zu Gebote ftehenvden Mitteln abzuwenden. Wenn nun 
Einzelne vor Anderen von ver Kriegsgefahr getroffen würden, fo liege darin, oder 
fünne dod darin liegen eine nicht hinreichende Fürforge, eine Nadhläffig- 
feit des Staates, vie ihn zum Erſatz verflichte. — Allein welche Abfurbitäten 
würden bei folden Folgerungen ‚herausfommen?! Soll etwa der Staat auch Erſatz 
leiften für jeden in Friedenszeiten vorgefallenen Diebftahl, für jede in einer 
Schlägerei vorgefommene Berwundung, wenn der über ihn zu Gericht ſitzende 
Privatmann in feiner höheren Weisheit entfcheivet, daß der Staat bei größerer 
Sorgfalt die Schlägerei oder den Diebftahl hindern konnte? Oder foll ver Staat 
nit auch die lebenslängliche Verpflegung aller durch den Krieg ihrer Ernährer 
beraubten Samilien übernehmen, wenn ſich nachweifen läßt, daß er, bei gehöriger 
Vorſicht, den Krieg felbft und damit aud die Hinopferung der im Kriege Gefal- 
lenen hätte vermeiden fünnen ? 

Es fteht hiernach unmwiderleglich feit, daß bei ver Vergütung ganz und gar 
nit vom Rechte, fondern nur von der Billigkeit geredet werben fann. 

In der That wird die Billigkeit die Folgefäge des ftrengen Rechts zu mäßigen 
fuchen. Dabei wird aber das öffentlihe Intereffe maßgebend fein müffen. 
Die Forderung der Billigfeit, ven Gebrandſchatzten überhaupt ven durch den Feind 
in ihrem Eigenthum Beeinträdhtigten eine Unterftügung aus öffentlichen Mitteln 
angebeihen zu laffen, wirb um fo bringender, um fo mehr vurd das öffentliche 
Intereffe unterftügt, je mehr die VBermögenseinbuße ſich als eine ſolche darſtellt, 
die von den Betroffenen zur Rettung des Ganzen freiwillig über 
nommen wurbe, wie namentlid in dem alle, wo die Einwohner einer Feſtung 
fih durd ihre muthige und ausdauernde Unterftügung der Befagung felbft der“ 
Plünderung des dadurch gereizten Feindes ausgefegt haben. In Fällen diefer Art 
kann fi die Billigfeitsforderung fogar auf die Analogie der Lex Rhodia de jactu 
berufen; doch handelt es fi dabei immer nur um eine Analogie, nicht um ein 
Gefeg, immer nur um Billigkeit, nicht um das Net: und das Gutdünken 
des Staates bleibt daher bei ver Gewährung einer Vergütung völlig frei. Das 
öffentliche Intereffe räth, die billige Vergütung von dem mehr oder minder wider- 
ftanbsfräftigen Benehmen der Gebrandfchatzten oder Geplünderten abhängig zu 
machen und ber Mattherzigfeit und Teigheit jede Hoffnung auf Vergütung aus 
öffentlichen Kaffen von vornherein abzuſchneiden. Ift die Kontribution ein Loskaufs— 
geld geweſen, das die Bevölkerung des betroffenen Gebietstheiles mit Verleugnung 
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bes Patriotismus und der Mannhaftigkeit bereitwillig dem Feinde entgegenbrachte, 
um ihr Privateigentyum zu ſchützen und ihre Perfonen der Gunft zu empfehlen, 
fo werde unter feiner Bedingung etwas vergütet. Mag eine ſolche Bevölkerung 
jelbft tragen, was fie nur in ihrem Intereſſe ausgegeben hat. Die Vergütung fei 
Lohn und Stachel des Muthes und der Tapferkeit, die unbebingte Verweigerung 
der Bergütung ſei Strafe der Schlaffheit und Feigheit. So bedingt, wirkt bie 
Ausfiht auf billige Vergütung zur Steigerung der Wehrkraft, zum Bortheile des 
Staates, zum Nachtheile des Feindes, im vollftänvigften Gegenfage zu den nach— 
theiligen Wirkungen einer vom Staate anerkannten unbedingten Rechtspflicht der 
Entfhädigung. 

Die Vergütungen brauchen keineswegs alle ohne Weiteres vom ganzen Staate, 
fie können zum Theil aud von den einzelnen Gemeinden, Kreifen und Provinzen 
getragen werben. 

Es ift neuere Kriegsfitte, die Kontributionen nicht regellos von den Einzelnen 
zu erprefien, fondern fie ganzen Gemeinden, Kreifen und Provinzen aufzuerlegen, 
und fich bei der Bertheilung und Eintreibung wo möglich der Ortsbehörben jelbft 
zu bebienen. Die Ortsbehörben find bereit, um das traurige Loos der Bevölferung 
wenigftens duch Ordnung und Regel in ber Art der Erbulvung zu erleichtern, 
Es ift ihre Pflicht, die Leiftungsfähigkeit der Einzelnen wie bei Staatöfteuern zu 
berüdfichtigen. Sind Einzelne durch Ungleichheiten beeinträchtigt worden, fo muß 
die Gemeindefaffe ausgleichen. Haben einzelne Gemeinden eines Kreifes unverhält- 
nigmäßig gelitten, fo mögen zunädhft vie Kreisfaffen etwas zu ihrer Erleichterung 
thun. Traf einzelne Kreife ein befonders hartes Gefhid, fo ift die Reihe ver 
Unterftägung an ven Provinzialtaffen. Sind endlich ganze Provinzen ſtark mitge- 
nommen worben, fo fann vie Ausgleihung nur aus der Staatskaſſe erfolgen. Der 
Staat wird dabei mandherlei Erwägungen machen müſſen. Er wird balvigft Hilfe 
bringen, wenn eine Provinz dermaßen durch Kriegsleiven zerrüttet ift, daß fie für 
längere Zeit ein krankes, faft abgeftorbenes Glied des Staatskörpers bleiben 
würde. Hat die Zerrüttung und Berarmung der Provinz einen folden Grab nit 
erreicht, jo wird der Staat das Maß feiner Hülfe von manderlei Umſtänden 
abhängig machen. Iſt es 3. B. eine Grenzprovinz, die großen Schaden gelitten 
bat, jo wird der Staat nicht unerwogen laffen, wiefern dieſe Provinz für ihre 
gefährbete Lage durch die oft fehr beträchtlichen Vortheile des Grenzverkehrs ent- 
— werde u. dgl. m. 

erden im Laufe des Krieges oder am Schluſſe deſſelben dem ſiegreichen Staate 
die in einzelnen ſeiner —e erhobenen Kontributionen zurückgezahlt, ſo iſt 
der Staat augenſcheinlich rechtlich verpflichtet, fie ven Gebrandſchatzten herauszu—⸗ 
geben. Zahlt dagegen, was häufig vorfommt, ver beflegte Feind gar feine, ober 
zahlt er doch nur die von dem fiegreihen Staate felbft aufgewendeten Kriegsfoften, 
jo könnte eine davon den Gebrandfhagten zugewendete Vergütung immer nur aus 
ver Billigfeit abgeleitet werben. Ebenfo ift e8 nur Billigkeit und nicht. Erfüllung einer 
Rechtspfliht, wenn der Staat nad eingetretenem Frieden einem gebrandſchatzten 
Gebietstheile, damit er allmälig wieder zu Kräften fomme, für einige Zeit einen 
Steuererlaß gewährt. Er darf dabei ohnehin nicht unerwogen laffen, daß bie Ge- 
brandſchatzten während der feindlichen Okkupation von den Kriegslaften des eigenen 
Staates freigeblieben find. 

Ganz verfehlt ift jene Begründung des Rechts auf Kontributionen, welche 
in denfelben einen ſchuldigen Tribut erblidt, der dem Feinde für die Schonung 
des Grundeigenthums und für die Nichtwegnahme des beweglichen Gutes zu 
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zahlen fei. Nur das Eigenthum des Staats fteht, nad) dem heutigen Völferrechte, 
dem Feinde zur freien Verfügung; das Privateigenthum darf regelmäßig nicht 
angegriffen werben ; e8 ift daher witerfpredhend, die Schonung oder Nichtwegnahme 
des Privateigenthums zu einem Rectstitel für die Kontributionen zu erheben, 
Daß jene Begründung des Kontributionsrehtes der Anſchauungsweiſe einer 
früheren Zeit entſprach, foll damit nicht geleugnet werden. Der deutſche Ausbrud 
Brandſchatzungen für Kontributionen bewahrt noch das Andenken jener Zeiten 
der Barbarei, wo man die Kontributionen zahlte, um fih vor der Branpftiftung 
des Feindes zu ſichern. 

Der Feind hat allerdings einen begründeten Anfprud auf diejenigen Leiftun- 
gen, ohne die er in dem offupirten Gebiete nicht beftehen und ben Krieg nicht 
fortfegen könnte. Aus der vom heutigen Völkerrechte vollfommen anerkannten Un- 
verleglichkeit des Eigenthums friedlicher Bürger folgt aber, daß der Feind vie 
geforderten Leiftungen baar, oder wenigftens durch Anmweifung bezahlen muß. Die- 
jenigen Steuern, die dem eigenen Staate zu zahlen wären, mag ber Feind auf 
dem offupirten Gebietstheile erheben; tvenn, was dem Staate gehört, ift ven 
Eingriffen des Feindes völferrechtlih preisgegeben. Dagegen vermögen wir alle 
darüber hinausgehenvden Kontributionen nur als barbarifche Verlegungen des Pri- 
vateigenthums anzufehen. Berner. 


Körperfcbaften (Korporationen und Genoſſen— 
febaften). | 


1. Begriff. So verſchieden die Bedingungen fein mögen, unter denen eine 
Mehrzahl von Menfhen zu einem gemeinfamen Zwede zufammenfommen, und fo 
mannigfaltig die Zwecke find, welche fie anftreben, fo läßt fich dennoch jede Ver— 
bindung der Art auf den inneren Gegenfag der Einzelnen und der Gemeine 
fhaft, des Ganzen und feiner Theile, ver Einheit und ver Bielheit 
zurüdführen, Je nachdem bie eine oder bie andere Seite biefes Gegenfates über: 
wiegt, nimmt bie Verbindung der Menfhen einen andern rechtlichen Charakter 
an; aber völlig verſchwindet aud bei der lebhafteften Betonung, fei e8 ber Ein» 
zelnen oder des Ganzen, die entgegengefetste Seite nicht, wenn gleich die juriftifche 
Abftraftion fie häufig negirt. In der lösbarften Gefellfhaft, zu welder eine 
Summe eigenwilliger Individuen nur vorübergehend etwa zu einer Kegelpartie 
oder zu einer einzelnen Spekulation zufammentritt, ift dennoch, fo lange fie be- 
fteht, ein wenig Unterorbnung der Individuen unter die gemeinfamen Ordnungen 
und Intereffen unerläßlih, und neben dem ——— der verbundenen Perſonen 
macht ſich auch in zweiter Linie ein gewiſſer Gemeingeiſt geltend. Im Gegen— 
ſatze dazu läßt ſich die engſte und dauerndſte Körperſchaft, in welcher die Ein— 
heit der korporativen Perſönlichkeit und die Autorität des Ganzen mit größter 
Energie und ſo ſehr geſteigert wird, daß die Einzelmenſchen, die in ihr verbunden 
werden, ganz in den Schatten treten und gleichſam vor dem Blicke verſchwinden, 
nie völlig von der Vielheit der Individuen ablöſen, ohne die fie weder ent« 
ftehen noch auf die Dauer beftehen fann. 

Indem die juriftifche Lehre einfeitig nur die eine oder die andere Seite ' 
hervorhebt, in dem Begriffe der Gefellfhaft (f. d. Art.) nur die der Vielheit 
der Einzelmenfchen, und in dem Begriffe der Univerſitas nur die ber Einheit 
des Ganzen, der Gefammtperfon, fucht fie gleichſam die Typen der entfchierenften 
Ausbildung je einer Seite hervorzubringen und baburd für bie Orientirung in 
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der großen Menge von Berbindungsformen, welche die Geſchichte und das Leben 
aufweist, unterſcheidende Kennzeihen zu gewinnen. Sie follte fih aber bewußt 
bleiben, daß das wirkliche Leben überall zweifeitig fei, und daß das Hervor- 
treten bald der Bielheit bald ver Einheit nie ein abfolut ausfchließliches fein 
fönne, fondern immer nur relativ zu verftehen fei. In der Natur find auch 
bie Uebergänge aus ber einen Form in die andere unmerflih, und es gibt auf 
ben Grenzen, wo beide Seiten ſich faft das Gleichgewicht halten, die Erſchei— 
nung, der Wille und das Intereffe der Einzelperfonen auf ter einen — 
und der Gefammtperfon auf der andern Seite, mandyerlei Bildungen, bei deren 
unbefangener Erwägung Jedermann zweifelt, ob er fie zu ben Geſellſchaften over 
zu den Umiverfitates (Cinungen) zählen folle. Wenn bie neuere germaniftifche 
Doktrin für verlei Mittelzuftände und Uebergangsbildungen, die eher zwi- 
[hen ven beiden Seiten hin und ber ſchwanken als ſich entſchieden für die eine 
oder andere Seite befennen, den Begriff der Genofjenfhaft ausgeprägt hat, 
fo bat fie meines Erachtens ganz daſſelbe gethan, mas die ältere mehr romani- 
ftifche Doftrin; fie hat au einen Typlis zu erkennen gefucht, der zur Orienti— 
rung in der Mannigfaltigfeit folder Bildungen dient und für eine Anzahl von 
Berbindungen, in benen beide Seiten des überall vorhandenen Gegenfages mit 
abwechfelnder Stärke fihtbar werben, einen Mafftab ver Erfenntniß und eine 
Regel der Beurtheilung gewährt. Wenn die Römer mit Vorliebe die Einheit ihrer 
Univerfitas betonen, fo hängt dag ebenfo mit ihrem ftaatlichen Charakter zufammen, 
welder in allen öffentlihen Beziehungen volle Unterorbnung der Einzelnen unter 
das höhere Ganze forvert, als die unftaatlihe Neigung des deutſchen Naturels, 
welche den individuellen Eigenwillen in feiner Eigenheit möglichſt .erhaften will 
und nur einiger Maßen, fo weit e8 unvermeidlich ift, der Geſammtheit unter- 
ordnet, vorzugsweife zu genoſſenſchaftlichen Bildungen getrieben hat. Ob man dann 
im Spfteme viefe Genofjenfhaften als eine Unterart der juriftifhen Perfonen be- 
trachte, wie e8 bei den Nutzungsgenoſſenſchaften meiftens gefchieht, oder als eine 
potencirte Art der Gefellfhaften dieſen beiorbne, wie gewöhnlich die Aktiengeſellſchaften 
eingereiht werben, ober ob man die Genoffenfhaften als eine dritte Gattung zwi- 
ſchen beide hinein fege, das fcheint mir nicht fehr erheblih. Die Hauptſache ift, 
dag man allfeitig erkenne, daß alle diefe juriftiihen Begriffe feine abfolute Gel— 
tung haben, fondern im wirklichen Leben in einander übergehen. 

Der Ausdruck Korporation von corpus und das deutſchere Wort Kör— 
perſchaft paffen offenbar nur für ſolche Berbindungen von Menfhen, melde 
eine fefte Organifation und daher aud die Organe eines Gemeinbewuft« 
feins umd eines Gefammtwillens erhalten haben, d. h. eben einen Körper 
haben. Diefer Körper ift freilich kein unmittelbares Erzeugniß der Natur felbft, 
fondern ein Wert menfhliher Kultur, aber in ihm wird die Darftellung ber 
Geſammtindividualität und die Einheit des Gefammtlebens fihtbar, wie in dem 
natürlihen Menfchenkörper die Einheit des Einzelmenfhen. Weil nun dieſe Ver- 
bindung von Menfhen einen Körper und in demſelben ein Organ des Gemein- 
bewußtfeing und Gemeinwillens hat, fo ift fie auch eine Perfon, die etwas An- 
beres ift, als die Einzelperfonen, die in ihr geeinigt worben find: denn Perfon . 
ift jedes körperliche Wefen, welches fähig ift, feinen Eigenwillen auszufprehen. Im 
juriftiihen Sinne des Wortes aber wird fie nur infofern ald Berfon anerkannt, 
als fie fähig if, Rehte zu haben. Die Körperfchaften ald Rehtsperfonen 
find immer zugleid menfhlihe Kulturperfonen, und um deßwillen erſcheint 
die Anerkennung ihrer juriftifchen Perfönlichkeit weniger fünftlih ale die Annahme 
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ber meiſten andern juriftifhen Berfonen — wie 3. B. der Stiftung ober gar 
ber hereditas jacens. Aber nicht immer find alle Kulturperfonen zugleich als 
Rehtsperfonen anerkannt. Nur auf den höheren Civilifationsftufen find bie poſi— 
tiven Rechte geneigt, allen Körperſchaften, die im Leben entftehen und beftehen, 
auch eine rechtliche Perfönlichkeit zuzuftehen; auf den nievern Stufen werben die— 
felben -meiftens ignorirt oder unterbrädt. 

2. Arten. Auf vem Kontinente find wir gewohnt, nur bie gleichzeitige 
Berbindung Mehrerer zur Einheit eine Körperfhaft zu nennen. Das englifche 
Recht, welches die forporativen Inftitutionen vielfeitiger ausgebilvet hat, nennt 
auch die fuccejfive Verbindung auf einander folgender Individuen Korporation. 
Es fallen dann fogar die öffentlihen Aemter, vorausgefegt, daß 'fie einen felbft: 
ftändigen NRehtswillen haben und äußern, unter biefen Begriff. 1) 

Wenn wir uns aber auf die gleichzeitige Mehrheit von Gliedern befchränten, 
fo unterſcheiden wir weiter, je nachdem die Körperfchaften nad ihrem anerkannten 
Nechtöbeftande und nad ihrem Zwed entweder dem Gebiete des öffentlichen Rechts 
oder dem Gebiete des Privatrechts angehören, öffentliderehtlihe und pri— 
vatrehtlihe Körperfhaften. Der deutſche Sprachgebrauch ift geneigt, bie 
erfteren vorzugsweife Körperſchaften, bie legteren eher Korporationen zu 
nennen. Weil in dem öffentlichen Leben die Einheit ver Zwecke und der Mittel 
überwiegt, fo ift die Verfaffung der öffentlich =rechtlihen Körperfhaften meiftens 
einbeitlih, und die Unterordnung der Glieder unter das Ganze eine vollere und 
ftrengere, und weil in dem Privatleben die Rüdficht auf die befonderen Interefien 
der Individuen ftärfer wirft, jo hat fih in ven privatrechtlichen Körperfchaften ver 
genoffenfhaftlide Trieb eher entfalten können, denn die genofjenfchaftliche 
Bildung forgt dafür, dag das Privatintereffe der Genoffen in möglichfter Selbft- 
ftändigfeit gewahrt Bleibe, und dieſe der Gemeinfchaft nicht mehr untergeordnet 
werben, ald es zur Erreihung des gemeinfamen Strebens unerläßlich ift. Indeſſen 
gibt e8 auch ausnahmsweiſe politifche Körperfchaften, in denen die genofienfdhaft- 
liche Theilung ſich zeigt, wie denn die Staatenbünde und theilweife jogar bie 
Buntesftaaten im Großen an dieſe Bildungsform erinnern; und nody mehr Pri— 
vatforporationen find ebenjo einheitlih organifirt, wie gewöhnlich die politifchen 
Körperfchaften und der Einheitsftaat felbft. 

Die öffentliden Körperfchaften gehören entweder dem weltlichen, näher 
dem ftaatlihen Leben an, oder fie find religiöfe, beziehungsweife kirchliche 
Körperfhaften. Beiderlei Körperfhaften können hinwieder ausſchließlich mit 
öffentlihen Rechten ausgeftattet fein, alfo nur auf dem Gebiete des Staats: 
oder des Kirchenrechts nach feiner öffentlihen Seite hin als Perfonen gelten; 
ober biefelben find zugleich des Privatvermögens fähig und infofern zugleich 
Perfonen im Privatredhte. 

Aber nicht jedes Ant, das einen beftimmten Amtswillen hat und ausfpricht 
und dem eine begrenzte Rechtsfphäre zu feiner Kompetenz zugewiefen wird, heißen 
wir eine Körperfchaft. Polizeibehörden und Gerichtsfollegien find ebenfo wenig 
Körperfhaften als der Fürft und feine Statthalter. Man könnte wohl den Staat 
felbft, und infofern auch die Dbrigfeit eine Körperfchaft nennen; aber man ver: 
meidet diefe Bezeichnung, weil der Staat die öffentlihe Berfon im 


1) Ausführliche und fehr intereffante Auffchlüffe über das enalifche Korporationswefen haben 
wir neuerlich duch R. Gneiſt erhalten, Engl. Kommunalverfaffung und Verwaltung. Berlin. 
1860, Vorzügl. Kap. XI, | 
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höchſten Sinne iſt, von der alles öffentliche Recht überhaupt entweder geradezu 
abgeleitet iſt oder von deſſen Anerkennung es abhängig und deſſen Aufſicht es unter⸗ 
worfen iſt. So weit nun der Staat lediglich ſeinen Willen durch feine Staats- 
organe äußert, ſchreiben wir diefen Organen feine Perfönlichkeit zu; fie haben 
keinerlei Selbftänbigfeit, fonvern find blos Glieder der Einen großen Staats— 
förperfchaft, von teren Geift fie erfüllt, von deren Willen fie geleitet werben. 
Nur wo wir mwenigftens eine relative Gelbftändigfeit, fogar dem Staate gegen- 
über, finden und anerkennen, wie 3. B. in ber Kirche, den Klöftern, kirchlichen 
Orden, oder in den Gemeinden, Univerfitäten, Adelsverbindungen, erfennen wir 
Körperfhaften, deren Begriff wie einen eigenen Körper fo aud) einen eige— 
nen Willen erforbert. In dieſer Hinficht befteht jedoch ein wichtiger Unterſchied 
zwifhen dem Mittelalter und ver neuen Zeit. Jenes liebte und begünftigte bie 
Selbſtändigkeit und Beſonderheit der genoflenfhaftlihen und einheitlihen Ver— 
bände in weit höherem Maße als die heutige Zeit, welde auf die Einheit und 
Untbeilbarkeit des Staats einen größeren Werth legt und baher auf dem politi« 
ſchen Gebiete nur ausnahmsweiſe felbftändige Gefammtperfonen zugibt, melde 
dem Staate ſich entgegenfegen fünnten. Eine Zeit lang hatte ſich die moderne Rich— 
tung bis zum töbtlihen Haß gegen alle forporativen Bildungen gefteigert, und 
fowohl die abfoluten Fürften als die Revolutionsparteien wetteiferten in der Ver 
nichtung ber freien Körperjchaften. In neuefter Zeit aber ift ein Rüdfchlag gegen 
dieſe Uebertreibungen zu bemerken, und wir fangen an, durch richtigere Ausicheidung 
der Staatsautorität in ftaatlihen Dingen und des freien Bereiches korporativer 
Thätigfeit den friedlichen Beftand auch ver Körperfchaften wieder zu achten, ohne 
die Hoheit und Einheit ver Staaten irgend zu verlegen oder zu ſchwächen. 

Die Privatlorporationen (die Öenofienfhaften inbegriffen) find 
zunächſt vermögensrechtlihe Gefammtperjonen, aber es ift möglich, daß ihnen auch 
öffentliche Pflichten auferlegt werden oder Rechte zukommen, 3. B. VBormund- 
ſchaftspflichten, repräfentative Rechte u. dgl. Dann nähern fie fi von entgegen- 
gejegter Seite her ven politifchen Körperfhaften am, welche zugleih Privatrechte 
befigen. 

3. Gründung und Auflöfung. Während des Mittelalters find aud 
mande religiöfe und politiihe Körperfhaften durch freie Beliebung ohne Autori- 
fation der geiftlihen und weltlichen Obrigfeiten entftanven; für viele andere ward 
aber damals fchon die Ermächtigung und Kreirung durd die höchſten Gewalten 
nachgeſucht und gewährt, und die Anficht, daß die Entftehung ſolcher Körper- 
ſchaften von ber föniglihen Genehmigung abhängig fei, wurbe damals ſchon auf 
die kaiſerlichen Satzungen des römifchen Rechts begründet. Der moberne Staat 
aber behauptet mit Bewußtſein feine oberfte Autorität über das ganze Gebiet 
des Öffentlichen Rechts und macht daher die Bildung aller neuen öffent- 
lih-rehtliden Perfonen von feiner Autorifation abhängig. Es gilt das 
nunmehr auh von kirchlichen Körperfchaften, ſobald viefelben den Cha— 
rofter von Rechtsweſen erhalten follten. Auch wenn man dafür forgen mag, 
daß bie Staatsgewalt biefe Befugnig nicht nad) bloßer Laune und mit Will» 
für übe, fo darf man ihr das Recht felbft nicht abſprechen, zu prüfen, inwie— 
fern die NKreirung einer foldhen neuen öffentlich-rechtlichen Perfönlichkeit mit ver 
Drbnung des öffentlichen Rechts und mit den Intereffen der öffentlihen Wohlfahrt 
verträglich fei, und wenn fie fi von dem Gegentheil überzeugt, die Entftehung 
berjelben zu behindern. Aus demſelben Grunde ift vie Stantsgewalt ebenfalls be= 
sechtigt, einer öffentlihen Körperihaft, deren Fortbeſtand im Laufe ver Zeit mit 
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der gemeinen Orbnung und bem öffentlichen Wohl in ernften Wiberftreit geräth, 
die ftaatlihe Autorifation wieder zu entziehen und biefelbe aufzulöfen. Zwar 
find auch hier Garantien wünfhbar gegen eine despotifhe Aufhebung beftehenver 
Körperichaften etwa aus eigennügigen Abfichten der Staatsregierung, um fidh bes 
Korporationsvermögens zu bemädtigen; aber auf bie Befugniß der Auflöfung 
fan der Staat nicht verzichten. 

Haben die Korporationen nur eine privatrechtliche Bedeutung, fo 
ftehen zunäcft ihrer freien Bildung feine öffentlich-rechtlichen Bedenken im 
Wege, und es ift nicht einzufehen, weßhalb bier eine ftaatlihe VBorprüfung und 
Genehmigung in der Regei nöthig fein follte. Es ift offenbar nicht die Aufgabe 
des Staats, die vorhandenen Privatperfonen gegen den Zuwachs und gegen bie 
Konkurrenz neuer Privatperfonen zu ſchützen, ſei es natürlicher Perſonen oder recht- 
licher Kulturperfonen, fontern meit eher die Aufgabe vesfelben, ſolche neue Privat: 
ſchöpfungen, die in fich felber lebensfähig find, in ihrer Eriftenz anzuerkennen und 
gegen unrehtmäßigen Angriff zu fhügen: die Erfennbarkeit aber folder Gemein: 
Ichaften ift auch chne einen Staatsftempel vorhanden, der ihrer Entftehung auf: 
gedrückt wird, Defien ungeachtet hat in vielen neueren Staaten bie im Grunde po- 
litiſche Borfchrift des römischen Kaiferredhts, daß auch für Privatforporationen die 
Staatsbewilligung erforderlich fei, Aufnahme gefunden, und man ſucht dann ihren 
Hemmnifjen und Härten in einzelnen Fällen daburd einiger Maßen zu begegnen, 
dag man für manderlei Bildungen der Art eine ftillfchmweigende Staatsbewilligung 
fingirt. Leichter läßt fi) die Entftehung von Genofjenshaften ohne Staats- 
bewilligung turdführen, weil biefe offenbar von dem römifhen Verbote nicht be= 
troffen werben, als von einheitlichen Korporationen (universitates). Endlich haben 
auch Nüdfichten des öffentlichen Kredits zumeilen die modernen Staaten beflimmt, 
bie Entftehung von gewiſſen Arten der genoffenfhaftlihen Korporationen — wie 
insbefondere für Aftiengefellfhaften (f. ven Art. Geſellſch. anonyme) — an die 
Stantsgenehmigung zu binden. 

4. Rechte. Als körperfchaftliche Rechte kommen vorzüglich in Betracht: 

a) Berfaffungsreht und Autonomie innerhalb der Schranken ber 

Staats- beziehungsmeife der Kirhenverfaffung und des gemeinen Landrechts. 

(ſ. d. Art. Autonomie.) 
b) Wahlen der Borfteherfchaften, ver Stellvertreter, der Angeftellten. 
co) Selbftbeftimmung ber förperfhaftlihen Thätigkeit zur Erfüllung der 

Korporationszwede. Je nach der ftaatlihen oder Firhlihen Natur der Kör— 

perihaft kann fi das Maß diefer freien Selbftbewegung abftufen, aber 

ganz darf jie niemals ver Körperfchaft entzogen werden, wenn biefe be- 
ftehen fol. 

d) Selbftverwaltung des Sorporationsvermäögens, info 
fern die Körperfchaft ein foldhes haben darf. 

5. Berhältniß zum Staate. Auch ver heutige engliſche Staat ift, 
wie Gneift uns belehrt, nod großen Theils aus einer Zahl Forporativer Ver— 
bände zufammengefügt. Im Mittelalter war der gegliederte forporative Aufbau, 
aber auch die Zerflüftung und Zerbrödelung der Staaten in bie aus einander 
ftrebenden Körperfchaften allenthalben in Europa wahrzunehmen. Es läßt ſich nicht 
läugnen: die Feftigfeit und Dauerhaftigfeit ver Stantsverfaffung wirb durch kör— 
perfchaftliche Gliederungen fehr gefördert. In diefen Verbänden ift eine zähe Wil 
Iensfraft wirtfam, welche fid rafhen Wanplungen und plögliden Schwanfungen 
des Stantslebens widerfegt. Sowohl der Despotismus, der von Oben durch bie 
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Bureaufratie und das Militär Alles uniformirt, als vie revolutionäre Luft am 
Umfturz der beftehenden Orbnung, die fih von unten gährend erhebt und in ihrer 
Weife Alles nivellirt, finden in folden Körperſchaften oft eine nachhaltige Schrante. 
Dis auf einen gewiffen Grad find fie eine nöthige Ergänzung eines atomiftifchen 
Individualismus, ein nützliches Mittelglied zwijhen ven einzelnen Staatsbürgern 
und ber mächtigen Staatseinheit, eine Garantie der berechtigten Freiheit und ver 
Mannigfaltigteit menſchlicher Gruppirung. 

Aber auf der andern Seite dürfen wir uns, in Erinnerung an die mittel— 
alterlichen Zuſtände und ſelbſt im Hinblick auf die engliſche Staatsverwaltung 
auch darüber nicht täuſchen, daß der moderne Staat weder ſeine Einheit durch 
die forporativen Verbände gefährden, noch die Energie feiner ſtaatlichen Aktion 
durch die unvermeivlihen Friftionen hemmen laffen darf, welche ſich der Verwal- 
tung in den Weg ftellen, fobald dieſelbe genöthigt wird,. fi auf den guten Wil- 
len der Korporationen zu ftügen, um ihre Funktionen auszuüben. Diefen Gefahren 
und Schäden entgeht der Staat nur, wenn er rückſichtslos den Grundſatz durd)- 
führt: Die taatlihden Funktionen dürfen in feiner Bezie- 
bung von vem Sonderwillen der Körperfhaften abhän- 
gig gemadht werden. Go weit bie flaatlihen Funktionen reihen, ift bie 
Einheit des Staatsgeiftes und des Staatswillens oberftes Gefeg. Den Körper- 
ihaften darf daher nur infoweit, aber foll aud infomweit Freiheit verftattet 
werben, als fie ohne Beeinträchtigung des Staatsorganismus und der Staats- 
zwede einen befonderen Bereich haben, wie immer verfelbe im übrigen 
geartet fei, ob gemeinnügig over religiös, auf Wohlthätigkeit oder auf gejelliges 
Bergnügen gerichtet, der Wiſſenſchaft oder der Kunft vienend. 

Nach diefen beiden Grumdfägen regelt fih dann auch fowohl vie Nothwen- 
digfeit der Staatsauffiht über die öffentlich rechtlihen Körperſchaften als 
ihre Begrenzung. Wo immer die Körperfhaft der verfaffungsmäßigen Entwid- 
(ung ver Staatdorgane ftörend in den Weg tritt und in dieſelbe ungebührlich über- 
greift, muß fie in ihre Schranfen verwiefen, aber foweit die forporative Freiheit 
gleihfam in eigenem Haufe waltet, dieſe auch von den Staatsbehörven geachtet 
und gejchütt werben. Zu dieſen beiden Rüdfichten kommt bei den Körperfchaften, 
deren geficherter Fortbeftand im öffentlihen Interefje liegt, no eine Staats- 
forge für deren Bewahrung beziehungsweife auch das Reformredt des 
Staates hinzu, um Mißbräuchen entgegenzuwirken,, welche die Geſundheit ber 
Körperſchaft felbft verberben oder ihre Kräfte auf gemeinſchädliche Ziele hinleiten. 

Ueber Privatlorporationen dagegen gibt e8 feine regelmäßige Staats: 
auffidht. Es bedarf vielmehr befonderer Urfahen, um viefelbe in Bewegung zu 
jegen. Aber es verfteht fi, daß die Bedrohung ver fittlihen und ver Rechtsord— 
nung oder der Bollswohlfahrt durch ſolche Gemeinfhaften den Staat veranlaft 
und berechtigt, auch diefen Körperjchaften gegenüber theils hemmend, theils ftrafend, 
reformirend oder auflöfend einzufchreiten. ‚ Blnntſchti. 


Korſika. 


Die Inſel Korſika iſt unter den italieniſchen Inſeln die dritte der Größe 
nach. Ihre Länge beträgt ungefähr 25 deutſche Meilen (genau 182,885 Metres), 
ihre Breite gegen 11 Meilen; ihre Oberflähe wird von franzöſiſchen Geographen 
auf 874,745 Heftaren berechnet. Sie liegt zwiſchen dem 41. und 43. Grad nörblider 
Breite und dem 6. und 7. Grad öftlicher Länge. Im Süden durd die korallenreiche 
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Meerenge von Bonifacio von Sarbinien getrennt wird fie vom tyrrhenifhen und 
figurifhen Meere umfloffen. Ihre Lage zwifhen Italien, Franfreih, Spanien und 
Afrika gibt ihr eine große maritime Wichtigkeit, und hat fie zum Ziele ver Erobe- 
rung aller jener Länder gemacht, während das mächtige Shftem ihrer Gebirge 
und Thäler den Eroberern die Unterwerfung des Friegerifchen Inſelvolks unendlich 
erfchwerte. Denn ganz Korſika ift von Gebirgen durchzogen; fie theilen vie Infel 
vom Kap Korfo, der nörblidften Spite, ver Yänge nad bis zum Kap Bonifacio, 
ſenden nad beiden Seiten Arme aus, welche Thäler bilden, und erreichen in ber 
Mitte des Landes ihren höchſten Höhepunkt. Der fchneebevedte Berg Rotondo 
ift 2764 Metres, faft 9000 Fuß hoch, der Monte d'Oro 2653, der Monte 
Cardo 2500 Metres hoch, und außer ihnen erheben ſich noch zahllofe prächtige 
Berge von 6000— 7000 Fuß Höhe, die zum großen Theil mit Urwälvern bedeckt 
find, beftehend aus jenen Niefenbäumen (pinus altissima), welche ſchon vie Alten 
als die höchſten Eurpa’s rühmten. Indem nun diefe Gebirge von dem Hauptgrat 
ffelettartig ihre Zweige ausfenden, entfteht dadurch ein Zellenſyſtem von Thälern, 
welche, von den föftlichften, von Forellen wimmelnden Bächen durchrauſcht, in der 
üppigften Vegetation prangen, und an Dliven, Granaten, Yimonen, Feigen und 
Mandeln fo reich find, daß ihre Fruchtbarkeit ſprüchwörtlich geworden ift. Von 
dem Hauptgebirgsftod ftrömen nahe beim Monte Rotonds die drei größten Flüffe 
der Infel herab, nad) dem Welten ver Liamone, nah dem Often ver Golo und 
der Tavignano; aber feiner derfelben ift ſchiffbar und fie alle verfiegen im Nach— 
fommer wie die Flüffe Sarbiniens oder Siciliens. Die Oftküfte der Infel bilvet 
wenige Golfe, fondern von Porto Bechio bis nad Baftia eine Tiefebene, vie 
nad dem Meere zu mehrere große Teiche und fiebervolle Maremmen hat, wie 
die Küfte Tosfana’s; dagegen bildet vie weſtliche Seite Korfifa’s eine Reihe von 
großen, malerifhen Golfen und Häfen, wie die Golfe von Balinco, Yjaccio, Sag- 
gone, Porto, Girolata, Oaleria, Calvi, Sfola-Roffa, ©. Fiorenzo. 

Die Erhebung des Erdreichs in verfchiedenen Epochen, weldyer die Infel 
ihre Entftehung verdankt, brachte die geologiſchen Schichten hervor, die man auf 
Korfita bemerkt, Der erften Erhebung gehören das Oranitgebirge und die herr- 
lichſten Porphyrmaſſen an, vie bisweilen frei zu Tage ftehn. Talf, Serpentin und 
das kalkäre Geftein bezeichnen die mittleren und tertiären Formationen. Bulfane 
gibt e8 auf der Infel nicht, aber wohl zeigen fi) einige Spuren ihrer ehemaligen 
Thätigfeit, wie auf Sardinien. Auffallend ift die große Armuth ver Infel an 
Metallen, während doch das nahe Elba daran fo reich iſt; dagegen ift die Menge 
ber föftlihen Steinarten fo groß, daß man Korfifa das Paradies der Geologie 
nennt. Die verfchiedenen Arten von Oranit, von Porphyr, Eurit, Amphibolit, 
ZJaspis und Agat, von Marmor und Mlabafter find weltbefannt, und wurben 
Ihon von den Römern für ihre Prachtbauten ausgebeutet. Dem großen Gebirgs- 
foftem entfpringt besgleihen die Fülle mineralogiiher Wafler, von denen bie 
Heilquellen von Orezza, von Pietrapola und von Guagno einen vorzüglichen Ruf 
genießen. 

Was das Klima Korſika's betrifft, fo fagt der jüngfte Geograph der Infel, 
Francesco Marmochi, daß es auf Grund der Gebirgsnatur alle klimatiſchen 
Regionen von Tosfana bis zu Norwegen empor in fich begreift. An den Meeres- 
füften, in ven Thälern gibt es nur zwei Jahreszeiten, Frühling und Sommer, 
und jelten fällt ver Thermometer im Winter unter Null, In den Bergen 
finft dann die Temperatur nad der relativen Erhebung vom Klima Frankreichs 
und Süddeutſchlands bis zur Luft des Alpenſchnees. Die fünlichen und öftlichen 
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Gegenden find ftarf dem Siroklo ausgefegt und von Fiebern heimgeſucht; in ber 
mittlern Region aber, wo das eigentliche korſiſche Bergvolk wohnt, herrfcht eine 
erquidende Friſche, und bie Menfchen erreihen dort nicht felten ein Alter von 
90 Jahren. 

Im Berhältniß zu den Himatifchen Stufen fteht auch die Vegetation; denn 
Korſika erzeugt die Pflanzenarten der filvlihen und ber fälteren Zone. Die inbi- 
fhe Fenje (Opuntia ficus indiea), die Agave oder der Kaftus, die Fächer-min, 
die Dattelpalme fommen häufig in ven Küftenftrihen vor; die Myrthe, bie Erika, 
der Lentisfus, der Arbutus wachfen zu Bäumen auf; vie Produktion an Del (in 
ver Provinz Balagna), an Limonen (im Kap Korfo), an Wein (ebenvafelbft, und 
in Yjaccio) ift groß; die Kaftanien- und Nußbäume ver Infel find berühmt, und 
bie hohen Berge ſchmückt die umvergleichlihe Pracht der Pinien- und Lärdhen- 
bäume, Alle Hügel umbufcht der ſchöne goldgelbe Ginfter vom Aetna und bie 
Klematis oder weiße Walprebe; die graciöfen Karyophiläen und vor allen bie 
duftenden Labieen bebeden die Gefilve, und al’ dies wohlriehende Kraut würzt 
zu jeder Jahreszeit die Luft fo angenehm, daß Napoleon noch auf St.Helena 
fih daran erinnerte und fagen fonnte: „Am bloßen Duft mwürbe id mit ge 
ſchloſſenen Augen Korfita erkennen.‘ 

Das Thierreih tritt hinter dem Pflanzenfyfteme zurück. Die Thiere find auf 
der Infel fehr Hein, wie Pferde, Efel und Rinder; die Viehzucht befteht Haupt- 
fählih in ver Pflege von fhwarzhaarigen Schafe und Ziegenheerven, aus beren 
Wolle und Mil der Neihthum der größten Zahl der Korfen befteht. Eigen- 
thümlich ift der Infel das wilde Gebirgsfhaf Mouflon oder Muffione. Wölfe 
und Bären gibt es nicht; Raubvögel wenige; giftige Schlangen Feine; nur bie 
giftige Spinne Malmignate und vie gleich gefährliche Ameife Innafantado wird 
gefürdtet. Groß dagegen ift der Reichthum an Korallen, Muſcheln, Fiſchen; und 
der Fang der Thunfifhe und Sarbinen wird eifrig betrieben. 

Auch der Menfhenihlag ift Hein, und fein iveellfter Typus bie Napoleons« 
geftalt. „Die Korfen, fo fagt der Ingenieur Robiquet, find von mittlerer Größe 
und wohlgebaut: fie eigen nicht zur Starfleibigfeit; ihre Farbe ift bleih und 
braun, ihre Züge find regelmäßig, ihre Phyfiognomie ausprudsvol, Die Bewohner 
der Berge find außerordentlich lebhaft.“ Wir fegen Hinzu, daß bie Frauen ber 
Infel uns ſchöner erfchienen find, als die Männer; die Geſichtsbildung biefer ift 
oft abſchreckend wild, hart und heftig von Ausdruck, aber die der Frauen fanft, 
graciös, leidend, und ihre Augen mandhmal von dem fanfteften Blau. Allgemein 
ift das Schöne, ftarfe und Schwarze Haar. Indeß fo fanftmüthig die korſiſchen Wei— 
ber erfcheinen mögen, fo leivenfchaftlich find fie doch in Liebe und Haß. Gregoro- 
vins hat in feinem Werke „Korfifa” davon viele Erzählungen aufgezeichnet und 
aud bemerkt, daß eine große Zahl jener eigenthümlichen Rachelieder oder Todten— 
Magen (Vöceri), deren er mehrere ins Deutſche überfegte, von Forfifhen Frauen 
und Mädchen gevichtet find. Die Blutrache (vendetta) ift jeit langen Jahrhunderten 
die Geißel des fhönen und armen Landes. Sie fordert noch heute ihre Opfer, 
wenn auch nicht mehr fo viele, da Napoleon III. die allgemeine Entwaffnung des 
Landes durchgeſetzt hat. Denn bis zu feiner Zeit wurde dieſe gebulvet, weil bie 
Bewohner von der Zuftiz und der Gensdarmerie nicht hinreichend geſchützt wurden. 
Der Bauer aderte bewaffnet mit Dolh und Flinte, und man konnte oft ganze 
Ortfhaften, auf welchen die Vendetta laftete, unter Waffen ſehn. Wer aus Pflicht 
der Rache (und diefe ift in Korfila heilig) einen Menſchen erboldt oder erfchoffen 
bat, wird Banbito genannt, bad heißt keineswegs ein Räuber im italienischen 
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Sinne des Wortes, ſondern einer, der vor nem Gefeg flüchtig im den Bergen 
lebt, von denen er dann in die Orte hinabfteigt, feine Vendetta zu vollziehen. 
Die Berge Tor, Cinto, Rotondo find berühmt als Zufluchtsörter dieſer Banbitt, 
welche dort, heimlih von den Ziegenhirten genährt, ein romantiſches, vogelfreies 
?eben führen. Man verfihert jedoch, daß feit der Entwaffnung des Bells und 
einer ftrengeren Handhabung der Polizei das Banditenweſen fi ſehr gemin- 
dert hat. Im Jahr 1852 zählte man ungefähr 300 freie Bluträcher in den Ber- 
gen. Nad) einer ftatiftifchen Berechnung befielben Jahres waren ſeit 1821 4300 
Morde verübt worden; in den erften 7 Monaten des Jahres 1852 waren 99 
Mordthaten vorgefallen. Die Gefammtbevölferung der Infel aber beträgt nur 
230,000 Seelen. Dagegen berichtet der Geſchichtſchreiber Filippini, daß zu feiner 
Zeit (im 16. Jahrhundert) in 30 Jahren 28,000 Korfen fih aus Rache gemorbet 
hätten, und im Jahre 1715 zählte ein anderer Hiftorifer 28,715 Morde inner: 
halb 32 Jahren. 

Die furdtbare Leidenfchaft dieſes Volks, deren dämoniſche Seite biefe Ven— 
detta ift, glänzt aber auch durch viefelbe unzähmbare Kraft in einer Gefchichte 
von Helvdenfämpfen ohne Gleichen : fie beginnt mit den hiſtoriſchen Anfängen ihrer 
Inſel und endet mit Napoleon dem Großen. Um dieſer Gefchichte willen, wegen 
viefer wahrhaft antiken Liebe zur Freiheit, welche eine fortlaufende Reihe von 
Jeroen erzeugt bat, bleibt dem Heinen Volke ver Korfen ein unfterbliher Name 
eſichert. Wir werden bier kurz einen Abriß feiner Gefhichte geben. 

Die Korfen, urſprünglich von keltifcheligurifcher, und nicht von etruskiſcher Race, 
vewohnten feit unbelannter Zeit ihr Eiland, weldes die Griechen Kyrnos, bie 
Römer Korſika nannten. Die Phokäer gründeten zur Zeit des Cyrus dort 
ihre Kolonie Alalia (heute Aleria), wurden aber dann gezwungen, auszuwan— 
dern und ließen fih in Maſſilia (Marfeille) niever. Dann bemädtigten fi bie 
Etrusfer, nad ihnen die Karthager ver Küften, bis im Jahre 260 v. Chr. ©. 
die Römer unter Lucius Cornelius Scipio die Infel zu erobern fih aufmachten. 
Mehr als 100 Jahre lang mwehrten ſich die wilden Korfen gegen das römiſche 
Ich; fie erlagen endlich dem Scipio Nafica. Korfifa wurde num gemeinſchaftlich 
mit Sardinien durd einen Prätor verwaltet, der in Caralis (Cagliari) feinen Sit 
hatte. Marius gründete die Kolonie Mariana, Sylla ftellte Aleria wieder her, 
beide auf der Oſtküſte der Infel gelegen, und feither bezogen die Römer aus ihr 
Honig, Was, Bauholz, Marmer, Granit und Sklaven, die jedoch ihres Troges wegen 
verrufen waren, Nur eine römifche Straße warb angelegt, nämlih von Mariana 
bis zum Südkap. Korfifa galt Übrigens als Berbannungsort; Senela war fieben 
Jahre vafelbft im Exil, und noch zur Zeit der Karolinger wurden Verurtheilte 
nad diefem Eiland verbannt. 

Nach dem Sturze des römischen Reiches überzogen die Infel Romanen, By- 
zantiner, Saracenen, Germanen. Während der farolingifchen Periode warb fie von 
Grafen regiert, und allmälig bilvete fi dort ein Lehnsadel aus, wie in allen 
Gegenden Italiens. Die Päpfte beanſpruchten ven Befig Korfila’8 von der frag- 
lien pipinifhen Schenkung ber, aber fie famen nicht zur Herrſchaft über vie 
Injel. Ihre Gefchichte ift bis zum elften Säkulum dunkel. Am Anfange vefjelben 
erhob fih das Volk gegen die Tyrannei der Herren von Cinarca, der mächtigften 
Barone Korfifa’s; ein erftes Parlament wurde in Morofaglia gehalten, Sam- 
bucuccio von Alando zum Kapitän des Volks ernannt, und ein freier bemofra- 
tiſcher Diftrift als Terra del Commune konftituirt. Es umfaßte einen großen Theil 
der Infel dieffeits der Berge. Die darin liegenden Orte (pievi von plebs) wähl- 
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ten fi ihre eigenen Borftände, aus denen wieder ein Kaporale in ver Eigenjchaft 
eines Bolfstribung hervorging. Der eigentlihe Rath diefer alten, merkwürdigen 
Eidgenoſſenſchaft beftand aus den Dodici, den Zmölfmännern, welde vie höchſte 
gefeßgebende Gewalt befaßen. Diefe Konftitution Sambucuccio’8 bildete die Grund: 
lage aller fpäteren Konftitutionen der Infel und den unvertilgbaren Keim ver 
Nationalfreiheit von feinem Heldenvolk. 

Nah diefer Zeit ward tie Infel in fortvauernvde Kämpfe des Volks mit den 
Signoren und biefen unter fich zerriffen. Im Jahr 1098 wurden jedoch die 
Pifaner Herren Korfila’s, nachdem ihnen der Papſt Urban II. die Anſprüche der 
römifhen Kirche abgetreten hatte. Ihr Regiment wird als weiſe und väterlich 
gerühmt. Die Genuefen eroberten hierauf die Stadt Bonifacto und verbrängten 
allmälig, unter blutigen Kämpfen, ihre Nebenbuhler, nachdem Giudice della Rocca, 
ein korfifher Held im Dienfte der Republif Pifa, von ihnen überwältigt und nad) 
Genua in den Kerker gebracht worden war, wo er 1312 ftarb. Nun trat Pie 
bie Infel an Genua ab, und aud) die Terra del Kommune mußte fid) unterwerfen 
im Jahr 1347. Mit dem genuefifhen Regiment begann aber ver beifpiellofe, unab- 
läffig fortgefeste Kampf der Korjen gegen dieſen Nationalfeind. Held nad Helv 
erhebt fi bis auf Napoleons Zeit; ihr Zwed ift immer verfelbe: bie Freiheit 
des Boterlandes; ihre Thaten immer biefelben: heroiſch und ver Unfterblichkeit 
werth ; ihr Schidfal immer das gleiche: tragifcher Untergang. Man möchte glauben, 
es ſei immer ein und derſelbe Mann, ver nur unter anderem Namen und zu 
verfchiedenen Zeiten wiederfehrt. 

Der erfte jener forfifchen Helden war Arigo della Rocca, vom Geſchlecht der 
Einarca, dem aud Giudice della Rocca angehörte. Aus dem Eril beimgefehrt, 
warf er fid) im Jahre 1392 zum Grafen Korſika's auf und regierte die Infel 
vier Jahre lang Fräftig, doch graufam. Der genuefifche Senat verzweifelte an ihrer 
MWiebereroberung, er trat fie vaher an die Geſellſchaft Mahona ab, ſich vie Souveräne- 
tät vorbehaltend. Nah vielen Kämpfen gelang es den Truppen dieſer genuefifchen 
Bank, Arigo zu vertreiben, aber er fehrte wieder, fämpfte muthig und unterlag 
nur dem Gift, im Jahr 1401. 

Sein Neffe Bincentello d'Iſtria fegte hierauf ven Kampf mit gleicher Kraft fort, 
bis fein Haupt. im Jahr 1434 auf der großen Treppe des Palaftes von Genua fiel. 
Nad feinem Tode ftritten die Signoren um die Herrſchaft ver Infel, ſowohl forfifche 
als genuefifche, und das unfelige Yand gerieth in das tieffte Elend, zumal es im 
Jahre 1453 an eine zweite Banf Genun’s, die Kompagnie des heiligen Georg, 
abgetreten worden war. Diefe jchicdte ihre Gouverneure nad Korfila, rechte Vam— 
pyre, denen das Recht um Gold feil war, und die Infel erfüllte fich feitvem mit 
Banditen, Bluträhern und fühnen Parteigängern. Als Genua hierauf im Jahre 
1464 in vie Gewalt des Franz Sforza von Mailand fiel, wurde Korfita eine Zeit 
lang von mailändifchen Bicefünigen regiert, denen die Korfen nicht minder lebhaften 
Widerſtand leifteten. Wieder in Befig der Infel .gelommen, mußte die genuefifche 
Republit die größten Anftrengungen madhen, ihn zu behaupten. Kaum hatte 
fie am Ende des 15. Jahrhunderts den heroifhen Giampolo da Leca überwunden, 
als ein no kühnerer Mann das Bolf gegen fie in Waffen rief. Das war 
Renuccio della Rocca, aus dem alten Helvenftamme ver Cinarca. Mehrmals 
durch die Uebermacht genuefifcher Heere vertrieben, kehrte er immer wieber. 

- Im Jahre 1507 durch den berühmten Andreas Doria gezwungen, bie Waffen 
nieberzulegen, entfloh er drei Jahre fpäter aus Genua und landete mit nur acht 
Freunden in Korſila; aber die erfhöpften Korfen weigerten fi, weiter zu kämpfen 


22 Rorfika. 


und man erfchlug Renuccio bei Ajaccio im Jahr 1511. Mit Giampolo und Re- 
nuccio della Rocca war die Macht ver korfiihen Signoren gebroden; nun wan— 
derten viele Edle aus, in Venedig, in Florenz, in Rom, in Frankreich Dienfte 
zu nehmen, während das Volf der Dejpotie jener Gouverneure ansgejegt blieb, 
welche die genuefifche Bank jährlich nad der Injel ſandte, wo fie in Baſtia re 
fivirten. Man ließ dem Lande einige vemofratifche Inftitutionen; die Zwölfmänner 
vertraten bie Nechte des Volkes beim Gouverneur, und ein korſiſcher Dratore beim 
Senat in Genua. Man dulvete die Gemeindeverfaffung der Pievi und die Par: 
(amente; aber bald ging Genua zu einem völligen Defpotenregiment über, und 
trat jedes Geſetz mit Füßen. Die Infel, eine Domäne der Bank, warb von ihren 
Agenten, Spekulanten und Beamten ausgefogen, und die Ungerechtigkeit ver Juftiz 
zwang bie Korfen, in der Vendetta ihr einziges Heil zu ſuchen. Der Haß ber 
Korjen gegen Genua warb zu einer Nationaleigenfhaft, man kann jagen zu einer 
Religion. Da erhob fich einer der erſtaunlichſten Charaktere dieſes, an großen 
Menihen reihen Eilands in Samperio. Diefer Mann, ohne Ahnen, im Gebirg 
des Südens geboren, hatte im Exil Dienfte bei den ſchwarzen Banden Johanns 
von Mevict genommen, war dann Oberft eines Korjenregiments im Dienfte 
Franz I. von Frankreich geworben, und benugte nun den Krieg Heinrich II. mit 
Karl V., fein Vaterland zu befreien. Er fegelte mit der franzöfifhen Flotte nad) 
Baftia im Jahr 1553, naym diefe Stadt, eroberte Ajaccio, während bie mit 
Frankreich verbündeten Türken Bonifacto einnahmen. Die Genuefen behaupteten 
fi) nur in Calvi, fandten jedoch den greifen Andreas Doria ab, welder dem 
Krieg eine günftige Wendung gab. Er dauerte jehs Jahre lang; Sampiero be- 
dedte fih mit Ruhm, aber der Friede von Chateau Cambrefis im I. 1559 lie 
ferte Korfila wieder in die Hände Genua’s. Nun durchwanderte Sampiero bie 
Welt Hülfe fuchend; er ging nad Navarra, nah Algier, nah Konftantinopel, 
nady Franfreih: man bot ihm nichts als gute Worte, Unterbeß verlodten die Ge- 
nuejen fein Weib Vaunina d’Drnano, ſich aus Marfeille nad Genua in den Schutz 
der Republik zu begeben. Sie fegelte mit ihrem Kinde ab, aber die Freunde Sam- 
piero’8 holten die Ylüchtige auf der See ein und bradten fie in das Schloß 
Zaifi bei Air in Gewahrfam. Sampiero, eben aus Algier nad) Marfeille heim- 
gekehrt, eilte zu feinem Weibe, führte fie nah Marfeille in fein Haus, und er- 
würzte „die Berrätherin an feinem Vaterlande“ mit eigenen Händen. Dann lie 
er fie prachtvoll beftatten. Die ungeheure That erregte Schauder und Bewunde— 
vung, und der Hof ver Katharina von Medici ahndete fie an dem fürdhterlichen 
Korfen nidt. j 

Nachdem Sampiero vergebens bei Frankreich Hülfe gefucht hatte, beſchloß er 
allein Korfita zu befreien. Er landete am 12. Juni 1564 im Golfe von Balinco 
mit nur 20 Korfen und 25 Franzoſen. Er verfenfte vie Galeere, auf ver er 
gefahren war, und als man ihn fragte, wo er Rettung fuchen wolle, wenn ihn 
die Genueſen überraſchten, antwortete er: „in meinem Schwert!" In kurzer Zeit 
eroberte er mit beifpiellofen Waffenthaten viele Orte, ſchlug die erften Generale 
der Genueſen, befreite faft das ganze Land, und wäre wohl zu feinem Ziele ge- 
langt, wenn er nit der Benbetta zum Opfer fiel. Die Berwandten feines Weibes, 
die Signoren von Ornano ließen ſich in das genuefifche Intereffe ziehen, und 
Sampiero fiel in einem Hinterhalt, am 17. Januar 1567, nachdem er fi mit 
Heldenmuth vertheidigt hatte, getroffen von ver Verrätherkugel feines eigenen 
Schildtnappen. Er hatte 69 Jahre erreicht. Sein Tod erfüllte Korſika mit namen- 
lofem Schmerz; aber fein junger Sohn Alfonſo hielt noch mehr ald 2 Jahre den 
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Genuefen Stand, bis er zu einer ehrenvollen Kapitulation gezwungen ins Exil 
nad) Frankreich ging, wo er nad rühmlihen Waffenthaten als Marſchall ftarb. 

Der Freiheitöfampf unter Sampiero und Alfonſo hatte Korfifa um die Blüthe 
jeiner Kraft gebradt, und die Injel lag wüfte und mit Blut bedeckt zu den Füßen 
Genua’s. Die Städte und Dörfer waren eingeäſchert, der Aderbau hatte faft auf« 
gehört, die Vendetta raste als Furie von Ort zu Ort, und mehr als hundert ' 
Jahre lang blieb Korfifa in einer todesähnlichen Erſchöpfung. Nachdem aber das 
Volk feinen Haß und feine Kraft wieder gefanmelt hatte, erhob es fih von Neuem 
und zu noch glängenveren Kämpfen um feine Unabhängigkeit, im Oftober 1729. 
Pompiliani, dann Ceccaldi und Giaffert wurden Häupter der Nationalpartei, fie 
erfochten einige Siege über die Genuefen und konftituirten das Land auf einer erften 
legislativen Berfammlung zu Corte, im Jahr 1731. Die erfchredte Republit Genua 
wandte fi hierauf an den deutſchen Kaifer, welcher ihr 8000 Deutſche für Geld 
verfaufte. Sie gingen nad) der Infel unter dem Befehl des Generals Wachten- 
dont, während Camillo Doria die Genueſen kommandirte; aber fie richteten nichts 
aus. Wachtendonk ward bei S. Pellegrino geſchlagen und zur Kapitulation genöthigt; 
ein neues Heer deutfcher Söldner fam unter dem Prinzen Ludwig von Würtem— 
berg, und man zwang bie Korjen am 11. Mai 1732 zu einem Vertrag in Corte, 
welcher ihnen manche Erleichterungen fiherte. Genua ſah ſich jedoch faum im Befit 
ber Infel, und kaum waren die Deutfhen den Bertrage gemäß im Juni 1733 
abgezogen, als der unauslöfhliche Haß wieder in Flammen ausbrach. Das er- 
bitterte Bolt wollte lieber fterben, als den genuefifchen Kaufleuten vienftbar fein, 
Das ganze Land ergriff vie Waffen; man erftürmte Corte, man ernannte Hya— 
eint Paoli aus Morofaglia, und Luis Giafferi zu Generalen, und dieſen gelang 
es, die Öenuefen auf die feften Plätze zu befchränfen. Das Parlament der Korfen 
Iprad im Januar 1735 die Unabhängigkeit der Infel aus, der Advokat Cofta 
warb mit dem Entwurf einer Landeskonſtitution beauftragt, und die Welt richtete 
voll Bewunderung ihre Augen auf ein Heines Helvenvolf, welches fo große Tapfer- 
keit mit politifcher Einficht verband, Indeß verlaffen, arm an Mitteln, bald gänz- 
lich erfhöpft, fahen die Korfen fih nad einem Netter um; in ihrer äußerften 
Noth ließen fie fih herab, einen merkwürdigen Abenteurer, ven weftphäliichen 
Baron Theodor von Neuhof zu ihrem erften und legten Könige zu wählen. Diefer 
Vorläufer der Bonaparte, des Murat und Bernabotte, ein genialer Schwindler, 
in alle Ränte ver Kabinette eingeweiht, Ianvete am 12. März 1736 an ber Küfte 
von Aleria in einem mit Geſchütz und Munition wohl verfehenen Schiffe, nad» 
dem er ſchon vorher in Livorno mit angejehenen Korfen einen Vertrag abgeſchloſſen 
hatte. Er verſprach die Befreiung der Infel durch feinen Einfluß bei den Höfen 
Europa's und feine unerfhöpflihen Mittel, aber er verlangte die Königsfrone, 
Man krönte ihn in Gervione, wo er feinen Sig nahm, mit einer Lorbeerfrone, 
verwahrte fi) aber wohlweislich gegen Eingriffe in die korfifhe Konftitution. Theo- 
borus I. von Gottes Gnaden König von Korfifa ernannte num Grafen, Barone, 
Marquis und Nitter, er ſchlug ſich tapfer mit ven Genueſen, verließ aber ſchon 
am 11. November 1736 die Infel, um auf dem Feftlande Hilfe zu fuden, wäh 
rend die Korjen die äußerſte Anftrengung machten, ſich gegen Genua zu behaupten. 
Die Republik begann zu verzweifeln; fie ſchloß am 12. Juli 1737 einen Vertrag 
mit Frankreich, wonach dieſe Macht fich verpflichtete, ein Heer nad Korfila zu 
ididen, vie „Rebellen“ zu unterwerfen. Im Februar 1738 landeten demnad 5 
Regimenter Franzofen unter Boiffieur, das Heine Helvenvolf wieder unter das 
verhaßte Joch der Krämer zu bringen. Die Korfen flehten in ihrer Berzweiflung 
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in einem Manifeft Yubwig den Fünfzehnten um Erbarmen an, und fie erklärten 
ſich bereit, fich feinem endlichen Urtheil zu unterwerfen. Sie nahmen deshalb aud) 
ihren König Theodor nit mehr auf, als er wieder auf ihrer Infel landete, aber 
fie täuſchten fi in ihrer Hoffnurg : die Antwort Ludwigs des Yünfzehnten war 
ein Edikt, fih Genua zu unterwerfen. Mit beroifcher Wuth erhob ſich jegt ganz 
Korfifa wie ein Mann; die fchlehtbewaffneten, halbbekleideten Hirten ſchlugen bie 
Bataillone Frankreichs auf's Haupt bei Borgo, Boiffteur ftarb vor Kummer in 
Baftia; nun ſchickte Ludwig XV. ven Marquis de Maillebois mit einem neuen 
Heer; und feinen gefchidten Operationen gelang es, die Korfen zu einer Kapitus 
lation zu zwingen, im Sommer 1739. Er unterwarf und beruhigte das Land 
mit Weisheit nnd Gerechtigkeit. Im Jahre 1741 räumten hierauf die Franzoſen 
die Infel und überließen fie Genua. Dies gab augenblidlidh das Signal zu einer 
neuen Erhebung des Volkes. Giampetro Gaffori war der Held diefes Kampfes. Zwar 
fam durch franzöfifhe Vermittlung im Jahre 1751 ein Vertrag zu Stande, in 
welchem der General Curſay für die Korfen fehr günftige Bedingungen durchſetzte, 
aber er gelangte nicht zur Ausführung. Gaffori ſchlug die Genuefen in vielen 
Schlachten, bis er. genuejifshem Meuchelmord erlag. Nach feinem Tode ftellte vie 
Nation fünf Männer an ihre Spite, worunter Clemens Paoli, Hyacints ältefter 
Sohn fidy befand. Diefer rief jedoch feinen jüngern Bruder Pasquale Paoli aus 
neapolitanifhen Dienften, in denen er fi gerade als Dfficier befand, an die 
Spige der Regierung. Pasquale landete am 29. April 1755 in Wleria, tamals 
29 Jahre alt; am 15. Juli übernahm er die Leitung aller Angelegenheiten, unter 
dem Titel eines Generals. Pasquale's Name ift unfterblid geworben; er war der 
Held der korſiſchen Nationalität, aber größer dur feine ftantsmännifchen Tu— 
genden als durch feine Waffenthaten. Ehe fi) Nordamerika konftituirte, ehe vie 
jranzöfifche Revolution der Defpotie ein Ende machte, gab er in dem Fleinen Eitand 
Korſika einem armen Hirtenvolf eine weife, mufterhafte Verfaffung, welde durch— 
aus praftifcher Natur war. Pasquale Paoli ift eine Zierde der neueren Geſchichte, 
er war der Vorkämpfer der europäischen Freiheit, der Waſhington feines Yandes, 
welches in Wahrheit nicht minder ftolz fein fanır, ihn, als Napoleon, hervorge— 
bradyt zu haben. Mit großer Energie ſchuf Paoli neue Hilfsquellen, ordnete bie 
Juſtiz, ſchlichtete die Vendettakriege, fhuf ein Nationalheer und eine flotte. 
Senua erfannte nun, daß es Korfifa nicht mehr überwältigen werde, es ſchloß 
demnach zu Compiegne am 7. Auguft 1764 einen neuen Bertrag mit Frankreich, 
wonach ſich dieſes verpflichtete, währenn vier Jahren die Seepläge Korfifa’s beſetzt 
zu halten, welche allein noch in der Gewalt der Genuefen waren. Aber ta auch 
‚dies nichts fruchtete, verkaufte Genua envlih am 15. Mai 1768 durch ten Ber: 
trag zu Berfailles die Infel Korfifa förmlich an Frankreich, welches begierig einen 
fo wichtigen Befig an fidy zu nehmen eilte. Das wie eine Heerde vor den Augen 
Europa’8 verhanvelte Bolf der Korfen war der franzöfifchen Uebermacht nicht ge- 
wachſen; nad einem heldenmüthigen VBerzweiflungsfampfe, nad einem glänzenden 
Siege bei Borgo, deffen franzöfifhe Befagung das Gewehr ftredte, nad) der Zer— 
trümmerung ver Bataillone Chauvelin’s im Nebbio, fiel vie Freiheit Korfita’s in der 
Verhängniß-Schlacht bei Pontenuovo am 9. Mai 1769, und Pasquale Paoli fchiffte 
ih am 11. Juni in Porto vechio mit 300 Korfen nad) dem gaftlihen England 
ein. Am 15. Auguſt veffelben Jahres aber, nur 2 Monate fpäter, warb Napo- 
leon Bonaparte in Ajaccio geboren, ver große Korſe, weldher Genua vernichtete, 
Frankreich unterjochte, und deſſen Neffe noch heutigen Tages daſſelbe Frankreich 
als Deſpot beherrſcht, welches einſt die Freiheit des kleinen Korſika deſpotiſch 
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vernichtet hatte. Seit dem Jahr 1769 bildet demnach Korſika einen Beſtandtheil 
Frankreichs, ſein 86. Departement. 

Die Inſel iſt ſeit der franzöſiſchen Okkupation, und genauer ſeit 1811, in 
fünf Arrondiſſements eingetheilt: Ajaccio, Baſtia, Corte, Calvi und Sartene, deren 
Einwohnerzahl etwas mehr als 231,000 Seelen begreift. Sie zählen wiederum in 
ſich 61 Kantone. 

Das Arrondiſſement von Ajaccio umfaßt beinahe den ganzen Weſten der 
Inſel mit 55,000 Einwohnern und 73 Kommunen in den 12 Kanton's Ajaccio, 
Sarrola, Sari, Vico, Piana, Eviſa, Soccia, Salice, -Bocognano, Baſtelica, 
Zicavo und ©. Maria. Die ſchöne Stadt Ajaccio an einem herrlichen Golf ge— 
legen ift vie Hauptftant mit 12,000 Einwohnern. Nad der Fabel ſtammt ihre 
Gründung von Yjar her, der Wahrheit nad hieß fie ſchon im älteften Mittel- 
alter Adjacium, vielleiht von ihrer Lage am Golf. Sie ift unfterblih als Wiege 
Napoleons, welher bier am 15. Auguft 1769 im Keinen Palaft ver alten Fa— 
milie Bonaparte geboren ward. Auf vem Pla du March& fteht feine Marmor- 
ftatue, und aud fonft ift Ajaccio und die Umgegend voll von Erinnerungen an 
bie Jugend biefes außerorbentlihen Menſchen. In der Kathebrale, einem ſchwer— 
fälligen Gebäude genuefifcher Zeit, ftehen in einer unſcheinbaren Kapelle heute bie 
Särge feiner Mutter Letitia und feines Onkels Feſch, welde man aus Corneto 
im Kirhenftaat hinüberbradte. Es gibt in Ajaccio einige elegante Straßen, wie 
ven Korfo, welchen eine Allee von Drangenbäumen ziert, die Häufer find originell 
ſüdlich; die Nähe des Golfs gibt dem Städtchen einen überaus großen Reiz. Der 
Promenaden am Meere find manche und ſchöne, während lanbwärts die prächtigen 
Gebirge emporragen. Bon öffentlihen Gebäuden verdienen Erwähnung bie Prä- 
feftur, der bifchöfliche Palaft, das große Seminar, das Stadthaus und bie Biblio- 
thef von 27,000 Bänden. Das Hafenkaftell ift Hein, doch fehr feſt. Ajaccio ift 
der Sit des Präfekten und der ganzen Infelverwaltung. Eine Univerfität hat bie 
Stabt nit, wie überhaupt alle Unterrihtsanftalten auf der Inſel jehr viel zu 
wünſchen übrig laſſen. Nichts ift reizenver ald das Campo vi Xoro, eine Ebene 
bei der Stadt, weldye prachtvolle Gärten beveden, und von wo der Blid auf den 
ftralenden Golf bezaubernd ift. Ueberhaupt ift die Vegetation hier ganz ſüdlich; 
der fhöne botanifhe Garten ernährt tropifhe Gewächſe im Freien, während bie 
Berge ringsum von ftachlihtem Cactus und von der Aloe bevedt find. Der rothe 
Wein von Ajaccis fommt dem fpanifhen an Feuer nahe. Bon den übrigen Orten 
diefes Arrondiſſements ift bemerfenswerth die Ruine des berühmten Schloffes Ei- 
narca, Bico mit feinen Heilquellen, Guagno mit noch berühmteren Waflern und 
ausgezeihnetem Schaafkäſe, Gargefe, eine Griechenfolonie aus dem 17. Jahr: 
hundert, Evifa mit dem großen Forft ven Aitone, dem fhönften Korfita’s, deſſen 
riefige Pinien den Wanderer in Entzüden fegen, und deren Pracht mit Worten 
nicht zu ſchildern ift. Baftelica, ein Hirtenort in Haffifher Berglandſchaft, ganz 
in Eichen und Kaftanien begraben, bewohnt von einem patriarchaliſchen Volk 
vauber, gewaltiger, tapferer Männer, der Geburtsort Sampiero's, des großen 
Borläufers des großen Bonaparte, aber größer als er, weil er ein Heros ber 
Freiheit war. Nicht gar weit davon fteht in einer blühenden Landſchaft immer- 
grüner Bergthäler Ornano, wo man das Haus zeigt, in weldem bie unglüd- 
lihe Vannina, die Gemahlin Sampiero’8 geboren warb. 

Das zweite Arrondiffement Baftia begreift in 20 Kantons und 93 Kommu- 
nen, mit 20,300 Einwohnern, die nörbliden Theile der Infel in fi. Der Haupt- 
ort ift Baftia mit beinahe 15,000 Einwohnern, Diefe Stadt wurbe von ben 


26 Aorſtka 


Genueſen im Jahre 1383 gegründet und erhielt ihren Namen von der Baſtei 
oder dem Donjon, welchen fie dort am Hafen bauten. Sie blieb Sig der gemue- 
fifhen Regierung, war aljo eigentlich die Hauptftadt Korfifa’s, bis im Jahr 1811 
der Sitz der franzöfifhen Regierung in die Vaterſtadt Napoleons verlegt wurde, 
Seither befteht eine faft lächerlihe Eiferſucht zwiſchen dieſen beiden Infelftäpten. 
Baftia hat einige fhöne und moderne Straßen, fonft aber nichts eigentlich Sehens— 
werthes. Seit Alters ber wird fie iu die zwei Quartiere Terra Vecchia und Terra 
Nuova eingetheilt. Sie befigt ein Lyceum, eing bedeutende Bibliothef, die gute Buch— 
handlung Fabiani. Der oberfte Appellhof hat in Baftiaf einen Sig. Die Umgegend ift 
reizend und maleriſch; norbwärts dehnt fid) das Kap Korſo aus mit vielen Thä- 
lern und fleinen Ortfchaften, wo ein berühmter weißer Musfatwein, und die großen 
Limonen (Cadri) gezogen werben. Bor allem gilt dies von dem ſchönen und 
lachenden Thal von Luri, über welchem ver ſchwarze Thurm des Seneca empor- 
fteigt, wie man fagt, einft das Eril viefes Philofophen. Südlich erftredt ſich der 
Kanton von Borgo, mit dem Teih von Bigulia, mit den Ruinen des alten 
Mariana. In der Provinz Cafinca gibt es ſchöne Kaftanienwälver, und dort liegt 
Descovato, das Baterland des Gefchichtfchreibers der Korfen Filippini, ferner 
Porta, die Geburtsftadt der befannten Familie Sebaftiani. Im Kanton, Gervione 
liegt der Ort gleichen Namens, einft die Nefivenz Theodors von Neuhof. Aus— 
gezeichnet ift ferner das Hirtenland Nebbio, zu deſſen Füßen der ſchöne Golf von 
©. Fiorenzo liegt; weiter hin der überaus malerifhe Kanton Dletta und Murato, 
von deren Höhen man ein unbejchreibliches Panorama genieft. 

Das dritte Arrondiffement Corte umfaßt 15 Kantons und 113 Kommunen 
mit 56,000 Einwohnern, und begreift das eigentliche innere Hochland. Die Haupt- 
ftabt felbft, die ftärkfte und berühmtefte Bergfeftung der Infel, ift wie Belgrad 
durch unzählige Stürme berühmt. Sie war der Sit der Regierung Paoli's und 
der von ihm geftifteten, aber leider eingegangenen Yandesuniverfität. Nichts origi- 
neller als die Altſtadt, oder die Eitadelle auf einem hohen elfengrat über dem 
Fluß Tavignano; es ift das wahre Sparta von Korfifa, und ihr einfamer frie- 
gerifher Anblid verfegt in die Zeiten des Mittelalters zurüd. In der Nähe von 
Corte erhebt ſich der höchſte Berg der Infel, der M. Rotondo; er ift berühmt 
durch feine herrlihen Wälder und Schludten, avelhe die milchweiße Reftonica 
durchbraust, durch feine wandernden patriardhalifhen Hirtenkolonieen, durch feine 
Alpenfeen, endlich durch die unvergleihlihe Ausfiht, die man von feinem Gipfel 
genießt. Im Arrondiffement verbienen nody genannt zu werben: der Forft von 
Vizzavona, die Orte Alando, die Heimat des Sambucuccio, Bivario, Benaco, 
das Felſenbaſſin Niolo mit dem Alyenjee gleiben Namens, ver Kanton Moros- 
aglia, in veffen Hauptort Paoli in einer elenden Hütte geboren ward. Nicht weit 
davon liegt Ponte Nuovo, berühmt durch die verhängnißvolle Schlaht; das rei- 
zende Land Orezza mit feinen Kaftanienhainen, Heilquellen und köſtlichen Geftei- 
nen; endlich die Ruinen des alten Aleria, im Gebiete des Fluſſes Fiumorbo. 

Calvi, das vierte Arrondiffement, und das Fleinfte der Infel, im Norpweften, 
begreift nur 34 Kommunen in den 6 Kantons: Calvi, -Calenzana, Wlgajola, 
Iſola-Roſſa, Belgovdere, mit 24,000 Einwohnern. Die Hauptftabt ift ein altes 
Kaftel am Golf, fehr malerifch gelegen, und erftaunlich feft; es zeichnete fich 
durch feine Anhänglichkeit an Genua aus, und noch heute fteht über dem alten 
Thor gejchrieben: Semper fidelis, In der Nähe liegt Ifola = Roffa, ein Kleiner 
Marineort, die Stiftung Paoli’s. Das große Thal, welches fid) längs der Berge 
erftreft, heißt die Balagna, und ift überaus fhön und fruchtbar an Dliven, 
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Das legte Arrondiſſement Korſika's heißt Sartene. Es begreift ven ganzen 
Süden der Infel, große unkultivirte Diftrikte, die vom wilden Delbaum und Ma- 
ftir bebedt find, oder ausgebehnte Maremmen. In 8 Kantons und 43 Kommu- 
nen zählt e8 gegen 30,000 Einwohner. Die Hauptftadt Sartene ift ein melan- 
choliſcher, pittoresfer Drt im Gebirge, von wo fih ſchöne Blicke auf die befchnei- 
ten Berge Jecubine und Cagna, oder auf den blauen Golf von VBalinco aufthun. 
Im Kanton Olmeto, einer vorzüglich ſchönen Berglandfhaft, zeigt man noch bie 
Ruinen des Schlofies von Anigo deſla Rocca, im Kanton Petreta die Trümmer 
der Burg des Bincentello v’Iftrie. Im Kanton S. Lucia wirb ver berühmte 
Drbiculär-Öranit gefunden. Der Hafenort Portovechio ift öde, und im Sommer 
wegen der Malaria verlafjen, und auch bie einft großen Salinen haben dort auf- 
gehört. Die größefte Merkwürbigfeit ift endlich die Stadt Bonifacio, auf dem 
Südkap Korfila’s, an der Meerenge Sardiniens. Ihre Tage auf einem von brei 
Seiten vom Meer umflofjenen Felſen macht fie zu einem wahrhaften Gibraltar. 
Sie ward im Jahr 830 vom Grafen Bonifacius gebaut, und noch heute 
fteht ein alter Thurm (Zorrione) feiner Befeftigung. Eine fteile in ven Felfen 
gehauene Treppe führt zu ihr von der Marina, oder dem Hafen empor. Das 
Ufer bei Bonifacio zeigt die originellften Höhlenbildungen, da es aus Kalkſchich— 
tungen befteht, und es gibt nichts Ueberrafchenderes, als der Anblid der großen 
Höhle Spragonato, in melde das Meer einbringt, und ven beren Gewölben 
Tropffteinbildungen nieverhängen. Bor Bonifacio liegen die Heinen Granitinfeln 
Cavallo und Lavezzi, wo man noch Spuren von alten Römerwerkftätten finbet. 
Der Blid von der Höhe Bonifacio’8 auf die in blaue Schleier gehüllte Infel 
Sarbinien ift unbefchreiblih ſchön. 

Was die Civilverwaltung Korſika's betrifft, jo wird fie von einem Präfekten 
in Ajaccio geleitet, unter welhem wieder in den Arrondiffements Sous-Präfekten 
ftehen. Ein Präfelturraty von drei Mitglieven fteht dem Präfekten zur Seite, 
Die Angelegenheiten des Landes berathet der Generalrath, welder durch bie 
Wähler aller Kantone (im Ganzen 50,000 Wahlmänner) gewählt, jährlich in 
Ajaccio zufammentritt, und aus 61 Repräfentanten befteht, je einem für jeden 
Kanton. Außerdem hat jedes Arrondiffement einen Bezirksrath von fo viel Mit- 
gliedern, ald es Kantons in fi begreift. Die Kommunen wiederum werben von 
Maire's und ihren Adjunkten verwaltet, welche ver Präfekt ernennt, aber der 
eigentlihde Municipalrath wird vom Bolf erwählt. Der oberfte Appellhof ift in 
Baftia, beftehend aus 1 Dberpräfiventen, 2 Rammerpräfinenten, 17 Rätben. Der 
Alfifenhof verfammelt fih in Baſtia; außerdem hat jedes Arrondiffement ein 
Tribunal erfter Inftanz, jever Kanton einen Friedensrichter. 

Das Haupt der geiftlihen Angelegenheiten ift ver Biſchof von Wjaccio, 
welder Suffragan des Erzbifhofs von Air ift, unter ihm ftehen 5 General- 
Vilare. 

Der öffentliche Unterricht wird von einem Akademiekonſeil von 13 Mitglie— 
dern und einem Rektor geleitet. Baſtia hat ein Lyceum, Ajaceio das Kollegium 
Feſch und eine Normalſchule, Corte die Paoli-Schule. Man berechnet die Anzahl 
= Schüler in allen öffentlihen Anftalten auf 15,000 Knaben und auf 2—3000 

äbdhen. 

Im Ganzen bat Eivilifation und Kultur in Korfifa unter franzöfifcher 
Herrſchaft nur langſame Fortfchritte gemacht. Der Mangel an Straßen erfchwert 
die Kommunikation, die Blutrache, die natürliche Trägheit des Volfs, die Erſchö— 
pfung nad) dem Unabhängigfeitskrieg haben das Ihrige beigetragen, ven Landbau 
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zu hindern. Die kultivirten Streden ber Infel betragen heute wenig mehr als 3/,, 
ber Oberfläche, welche auf 874,741 Hektares angegeben wird. Der Handel, bie 
Induftrie liegen darniever, die Douane übt einen Drud auf die Manufaktur aus, 
und das arme Korſika ift gezwungen, jährlih für 3 Millionen Artikel aus Frank— 
reich zu beziehen, während es felbft nur für 11/, Millionen ausführt. Korallen, 
Fiſche, viel Del, Limonen, Weine, Holz, Häute, Marmor, Fabriftabat bilden vie 
hauptſächlichen Artikel der Ausfuhr. ' 

Es bleibt Frankreich nod eine große Aufgabe in Korfila zu löſen; 
wenn der natürliche Neichthum dieſer Infel entwidelt würde, wenn bie ver- 
lafienen Ebenen von Xcariona und Wleria folonifirt, wenn die Sümpfe aus- 
getrodnet wären, und das Straßenſyſtem eine allgemeine Ausvehnung hätte, 
fo möchte Korfifa eine der blühenpften Provinzen fein, und ftatt ber jähr- 
lihen Revenue von 11/, Millionen Franken würde die Infel das Zehnfadhe zu 
leiften im Stande fein. 

Die Korfen, einft fo erbitterte Feinde Frankreichs, verföhnt nun der Natio- 
nalruhm, dem franzöfifhen Thron zwei unumfhränfte Kaifer gegeben zu haben, 
mit jenem Staat, und diefer Ruhm ift freilich groß. Aber im Grunde ift Korfifa 
durch und burd ein italienifhes Land; die Sprache der Korſen ift einer der beften 
Dialefte Italiens, und die korſiſchen Patrioten haben leider Grund zu Hagen, 
daß dieſe ihre ſchöne Landesſprache ſyſtematiſch von der Regierung ausgerottet 
und burd das Franzöfifhe verdrängt wird. Zum Theil ift es die große Eitel- 
feit der Korfen, welche fie verführt, ihre Landesſprache zu verläugnen, und ver- 
gebens eifern dagegen fene Männer, welche wie ber Poet Salvador Biale durch 
befondere Schriften über dieſen Gegenftand, oder durch die Herausgabe der Conti 
Popolari Corsi ſich nody neuerdings verdient gemacht haben. Diefe Gefänge find 
das ſchönſte poetiſche Erzeugniß der Infel, welche fonft noch einige Iyrifche Poeten 
bervorgebradyt hat. Der berühmtefte davon ift Giubega aus Calvi (geft. 1800), und 
auch der noch lebende Biale hat ſich durch lyriſche und epifche Poefteen einen Namen 
gemadt. Die wilfenfhaftlihen Leiftungen der Korfen find gering; dieſes Volk hat 
Stantsmänner wie Paoli, und Helden genug, wie Sampiero und Napoleon ber- 
vorgebradht, aber die Natur feines Landes und der Charakter feiner Gefchichte hat 
die Wiffenfhaften nicht aufkommen laſſen. Jedoch verbienen einige Geſchichts— 
ſchreiber Auszeihnung. Das National-Gefhichtswert der Korfen rührt von Pietro 
Bilippini her, Ardiviafonus von Mariana am Ende des 16. Jahrhunderts — 
er war Zeitgenoffe des Sampiero. Er fammelte alle vor ihm verfaßten Chroniken 
und jegte fie bis zum Jahr 1594 fort. Das ganze Werk umfaßt 13 Bücher. 
Carlo Gregori, verdient dur die Herausgabe der Statuten Korfifa’s, hat den 
Filippini auf Koften Pozzo di Borgo's in einer neuen, trefflihen Edition zu Pifa 
herausgegeben (Storia della Corsica 5 Bände, 1827.) Neben Filippini ift Petrus 
Cyrnäus der befte Geſchichtsſchreiber der Korſen. Sein Wert De rebus Corsiecis 
libri quatuor reiht bis auf das Jahr 1482. (Befte Ausgabe, Paris 1834, von 
Carlo Gregori). Limperani fehrieb eine Storia della Corsica bis zum Enbe bes 
17. Jahrhunderts, Cambiaggi desgleihen; die letters umfaßt 4 Quartbände, und 
ift Friedrich dem Großen, dem Bewunderer Paoli’s, geweiht. Die franzöſiſch ge— 
ſchriebene Gefchichte Korſika's von Jacobi (Histoire generale de la Corse. 2 vol. 
in 8. 1835), ein ſehr gutes überfichtliches Wert, reicht bis zur Zeit Paoli’s, und 
ift noch nicht vollendet. Renucci fhrieb 2 Bände Storia di Corsica (Baftia 1833), 
namentlid) das 18. und 19. Jahrhundert bis zum Jahr 1830 umfaffend; Camillo 
Frieß in Yjaccio ein kleines Kompendium korfifher Gefchichte in franzöſiſcher 
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Sprache, und Ferdinand Gregorovius „die Geſchichte der Korſen“ als Einleitung 
zu feinem Bud, über Korfika. 

Hilfsquellen für die Kenntniß der Infel find außerdem: Etat de la Corse 
suivi d’un journal de voyage dans l’ile, par Boswel, 1769. Description hist. 
et geogr. de l’ile de Corse, par Bellin, et atlas de XXXV cart. 1769. 
Mém. sur l’bist. naturelle de l’ile de Corse, par Barrol. 1784. Meurs et 
coutumes des Corses, par Feydel. 1802. Voyage pittoresque en Corse, par 
J. de La Vaubijon, in folio 1822. Description de l’ile de Corse, par Girault 
de Saint-Fargeau, cartes et gravures 1835. Recherches historiques et stati- 
stiques sur Ja Corse, par Robiquet, 1 vol. in 80, et atlas in folio. 1835. 
Voyage en Corse de Valecy 1837. Panorama de la Corse, par Lemps 1845. 
Voyage en Corse, par Prosper Merimee 1840. Abrégé de la Ge&ographie de 
l’ile de Corse, par F. C. Marmocchi. Bastia 1852. Korfifa von Ferbinand 
Oregorovius, 2 Bde., Stuttgart 1854. Karten: von Gaffini und Capitaine. Carte 
geologique et mineralogique de l’ile de Corse, in folio 1824. Cartes de 
Dufour, Charle et Donnet. Gregorovins. 
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Der beſte Beweis für den ſittlichen Werth eines Menſchen iſt der veredelnde 
Einfluß, den er auf Andere übt. Man wird nie fehlgehen, den für einen guten 
Menſchen zu halten, in deſſen Augen Alle, die mit ihm in Berührung kommen, 
bemüht ſind, ſich von der günſtigſten Seite zu zeigen und gut zu ſcheinen, wenn 
ſie es nicht wirklich ſind. 

Nicht jeder Mann von Genie iſt zugleich ein guter Menſch: es gibt einen 
Genius der Nacht wie einen Genius des Lichtes, und jener kann ebenſo mächtig 
begeiſtern und fortreißen wie dieſer, aber bei ſeinem Auftreten werden wir nur 
die Nachtſeiten der menſchlichen Natur ſich entfalten ſehen, Lug und Trug wird 
für Klugheit gelten, Wahrheit und Gerechtigkeit für Dummheit, alle ſchümmen 
Leidenſchaften werben triumphiren und die Trug- und Zerrbilder des Ruhmes 
und der Ehre den Menſchen zugleich Sporn und Belohnung ſein. 

Der ſeltene Mann, deſſen Leben dieſe Blätter ſchildern ſollen, gehört zu den 
wenigen Größen der Geſchichte, die ihren Ruhm nur der Tugend verdanken und 
deren Laufbahn zu verfolgen eine wahre Herzensſtärkung iſt für Jeden, der noch 
an Tugend glaubt. 

Wir ſehen K. ſchon als Knaben mit Ernſt für die große Aufgabe ſich vor- 
bereiten, der fein ganzes Leben gewidmet war: die Freiheit und Wohlfahrt feines 
Baterlandes zu fördern. Durd ein unglüdliches Verhängniß getrieben, Polen zu 
verlafien, nahm er Theil an dem Befreiungsfampfe Amerika's unter dem großen 
Washington, der dem jungen Officier väterliher Freund, Vorbild und Lehrer 
wurbe. Aber fobald das Vaterland feines Arms bevurfte, verließ K., inzwifchen 
zu einem vielbewährten, berühmten Feldherrn herangereift, Amerika mit allen Bor: 
theilen und hohen Ehren, die e8 ihm geboten, um an bie Spite des Aufftanbes 
in Polen zu treten. Nach einer Reihe glorreiher Kämpfe endlich der mehr und 
mehr anfhwellenden ruffifhen Uebermacht erliegend und, vor ſchweren Wunden 
bewußtlos, in die Gefangenschaft gefchleppt, ſah er ſich von feinen Feinden mit 
einer an Ehrfurcht grenzenden Achtung behandelt, die ein noch glänzenveres Zeug- 
niß von feiner Trefflichkeit ablegt, als die Vergötterung, die ihm in feinem eigenen 
Lande zu Theil geworben. | 
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Ein Herrſcher, deſſen Charakterbild uns die Gefchichte als ein Zerrbild über- 
liefert: Kaifer Paul zeigt K. gegenüber ein edles und hochherziges Benehmen, 
das unfere ganze Bewunderung heransfordert. Ebenfo überboten fi ſpäter bie 
beiden herporragendften Herrfher ihrer Zeit, Napoleon und Alerander, ben 
großen Polen zu ehren, aber weder die trügerifchen Borfpiegelungen des Einen, 
nod die ehrlich gemeinten Anerbietungen des Andern vermochten K. zu gewinnen, 
der umerfchätterlih nur Ein Ziel im Auge behielt: die Befreiung und Wohlfahrt 
feines Baterlandes. Alexander zeigte fih im Berfehr mit K. ſittlichunendlich 
größer als Napoleon, dem vie Tugend nichts anderes war als ein ſehr wirkſames 
theatralifches Mittel, um den Menfchen zu imponiren, und ber hiernach fein Ber- 
hältniß zu dem polnifchen Helven regelte, wobei er jebod auf die Dauer ſehr ven 
Kürzern 308. 

Die größten Staatsmänner und Feldherrn beider Hemisphären ſuchten ſich 
K. zu nähern und waren ftolz auf feine Freundſchaft, die dem ſchlichteſten Bürger, 
ber fie verbiente, ebenfo leicht zu Theil wurde. 

Amerikaner und Polen, für deren Befreiung er fein Blut vergofien, wie 
Engländer und Ruffen, deren Herrfchaft er befämpft, ehrten ihn in gleicher Weife. 
Ia, fein Anfehen wuchs mit feinem Unglüd, während man antere Helden meift 
nur fo lange bewundert, als ihnen das Glüd lächelt. 

Was war es denn, das biefem Manne, ver ſich weber hoher Geburt noch 
fonderliher Körperfhönheit rühmen konnte, überall, wo er ſich zeigte, ben erften 
Plag anmies und. ihm in der Nähe wie in der Ferne die ungetheilte Bewun- 
derung von Feind und Freund gewann? Sein militärifches Genie konnte nicht 
pie einzige Urfache fein, denn feine Zeit fah größere Feldherren als ihn. Andere 
ebenfo tüchtige und heldenmüthige Generale, die ſich an die Spike eines Bolfe- 
aufftandes geftellt, hat man als Rebellen zum Strange verurtheilt, oder „zu 
Pulver und Blei begnadigt“, oder im günftigften Falle in die Verbannung ge- 
hit. Kaifer Paul nahm es doch fonft mit Menfchenleben nicht fo genau und bie 
Zahl ver von ihm nad Sibirien Verbannten ift Million. Wie erflärt ſich 8 denn, 
daß er K., den im offenen Aufftande, mit den Waffen in der Hand beftegten und 
gefangenen Bolenführer mit größerer Auszeichnung behandelte als jelbft Suwaroff, 
feinen Befieger, den ihm an Feldherrngenie unbebingt überlegenen kaiſerlichen 
Feldmarſchall? 

Des edlen Polen hervorragende Eigenſchaften fanden ſich vereinzelt bei vielen 
Andern auch, aber in keinem ſeiner europäiſchen Zeitgenoſſen waren ſie ſo har— 
moniſch vereinigt, ſo von ſittlicher Hoheit getragen und gefeſtigt wie in K., deſſen 
makelloſer Charakter nur in Washington feines Gleichen fand. 

Diefe hohe fittliche Macht war es, auf weldhe hauptfählih K.'s Größe fid 
gründete und mus welcher die allgemeine Verehrung für ihn ſich erflärt. Gein 
Charakter, rein und feft wie ein Diamant, ließ feine Trübung noch falſche Deu- 
tung zu. Sein Erfcheinen war überall der lebendige, unwiderlegbare Beweis, daß 
es noch uneigennägige Tugend gibt auf Erben und daß folde Tugend eine Alles 
überwindende Macht iſt. 

In ihm und durch ihn fühlte das verſunkene Geſchlecht ſeiner Zeit ſich neu 
gehoben; ſein hehres Beiſpiel weckte die ſchlummernden Keime des Guten und ſeine 
anſpruchsloſe Größe fand um ſo freudigere Anerkennung, als ſie allen äußeren 
Prunk und alles Blendwerk verſchmähte. 

Verſuchen wir jetzt, in geordneter Folge einen raſchen Ueberblick von K.'s 
Leben und Thaten zu gewinnen. 
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Thaddäus Kosciuszko, der einzige Sohn eines Heinen, in befchränften Ver— 
hältnifjen lebenden Evelmannes, wurbe geboren zu Mereczewsczyzna 12, Februar 
1746. Die geringen Bildungsmittel, welde das väterlihe Haus ihm bot, wo er 
Unterriht in Geſchichte, Mathematit und Mufit erhielt, benußte er auf das 
Fleißigfte und fam dann, auf Berwenbung des Fürften Czartoryski (unter dem 
fein Vater früher gedient hatte) zu weiterer Ausbildung in das vom König Sta- 
nislaus Poniatowski neuerrichtete Kadettenhaus nad Warſchau. Auch hier zog er 
bald durch Fähigkeit und eifernen Fleiß die beſondere Aufmerkfamfeit feiner Lehrer 
auf fih. Der König von Polen hatte eine gewiffe Summe niedergelegt, woraus 
alljährlich die vier ausgezeichnetften jungen Männer aus dem Kabettenforps “auf 
Reifen geſchickt wurden, um ſich in der Mathematik und anderen Kriegswiffen- 
haften nad dem Mufter der Zöglinge fremder Nationen zu bilden. Nach einem 
mehrjährigen Aufenthalte in Verſailles, Paris und Breft fehrte er, mit den reich— 
ften Kenntniffen ausgerüftet, in fein Vaterland zurüd, wo ihm Stanislaus Auguft 
feine befondere Zufriedenheit durch ein huldvolles Handſchreiben zu erkennen gab 
und ihn fogleich mit einer Kompagnie befchenkte. Zu kriegerifhen Thaten war da— 
mals feine Gelegenheit und der junge Hauptmann, den das Gefellichaftsleben 
der großen Welt nicht anzog, feste in wenig geftörter Einfamkeit feine Stu- 
dien eifrig fort. Einladungen nahm er nur in folden Fällen an, wo er fie 
nit ausfhlagen konnte ohne zu beleidigen. So traf e8 fih, daß im Jahr . 
1776 ver Graf Zamoysfi am Geburtstage des Königs eine große Gefellfchaft 
gab, wozu, nebft der königlichen Familie und dem höheren Adel, aud das 
ganze Dfficierforps gebeten wurde. Bei diefer Gelegenheit ſah K. die Tochter 
des Marihalls von Üitthauen und Vicekronfeldherrn Joſeph Sosnowski, die fein 
Herz vom erften Augenblide an zu der mädhtigften Leivenfchaft für fie ent- 
flammte. 

Doch ftand nah damaligen ariftofratiihen Begriffen die junge Schöne zu 
body, um ihm erreichbar zu fein und außerdem machte die gleich nach Beendigung 
der Feſtlichkeiten erfolgende Rückreiſe ver Yamilie nad Litthauen jede Annäherung 
unmöglich. Ein ganzes Jahr lang bemühte der Arme ſich vergebens feine Leiden— 
haft zu befämpfen und burd doppelt angeftrengtes Arbeiten ſich zu zerftreuen, 
Da wollte e8 der Zufall, daß, in Folge einer vom Könige angeorbneten Ber- 
änderung der Standquartiere, K.'s Regiment nah Litthauen verlegt und er felbft 
nebft feinem Oberften in das Schloß des Marihalls einquartiert wurde. Nun, 
in nächſter Nähe der Geliebten, war es ihm unmöglich feine bald durch die glü- 
hendſte Gegenliebe genährte Leidenschaft länger zu unterbrüden. Freimüthig erfchloß 
er dem alten Herrn fein Herz, wurde aber auf das Schnövefte zurüdgewiefen und 
beſchloß nun, feine Geliebte zu entführen. Ein Trupp Reiter fest ven Fliehenven 
nad, holt fie ein und greift K., der feine Luife nicht laffen will, mit blanker 
Waffe an. Er vertheivigt fi, fo lange feine Kraft ausreicht, muß aber, von allen 
Seiten angegriffen, bald ver Uebermacht unterliegen und bricht blutend und 
fchmerzbetäubt auf dem Kampfplage zufammen, während bie unglüdfliche Geliebte 
gewaltfam in das väterlihe Schloß zurüdgeführt wird. 

Das war 8.8 erfte und legte Liebe. Luife Sosnowska mußte bald darauf 
nad dem Willen ihrer Eltern einem Fürſten Lubomirski die Hand reihen; 8. 
hat fein Herz nie wieder verfchentt, wohl aber bie fleinen Andenken von ihrer 
Hand fein ganzes Leben hindurd treu auf dem Herzen getragen. 

In Polen war feines Bleibens nicht mehr, Noch ehe feine Wunden geheilt 
waren, nahm er feine Entlafjung und fchiffte fih mit feinem Freunde Niemcewicz 
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(dem fpäter fo berühmt gewordenen Dichter und Freiheitsfämpfer), der fortan nicht 
mehr von feiner Seite wich, nach Amerika ein. 

Wie er dort, ein no namenlofer Frembling, von unten auf dienend, ohne 
andere Empfehlung als feine perfönliche Tüchtigfeit, bald Washington’s Adjutant 
und freund und in Folge einer ununterbrocdhenen Reihe glänzenvder Kriegsthaten 
binnen wenigen Jahren General und ver Abgott des Heeres wurde, ift männiglich 
aus der Gefhichte befannt. 

Als nad) ahtjährigem Kampfe die Freiheit für Amerika errungen war, hatte 
K. das Ideal, das ihm vorgefhwebt, erreicht und fein Herz und Arm gehörte 
nun wieder ausfchließlich feinem erften Vaterlande an. Der transatlantifche Auf- 
enthalt follte ihm nur eine Vorſchule für das fein, was er feinem Vaterlande 
werben wollte, nachdem ver erfte Schmerz über den Verluſt, der ihn fortgetrieben, 
überwunden war, 

Seine von Allen betrauerte Abreife bot den dankbaren Amerikanern Anlaß 
zu einer großartigen Demonftration; fie deforirten ihn, durd Washington’s Hand, 
mit dem Cincinnatusorden, machten ihn zum freien Bürger ihrer Staaten und 
gaben ihm, außer einer anfehnlihen Penfion, ein Landgut, deſſen Einkünfte er 
überall, wo e8 ihm gefiel, verzehren konnte, 

Nach Europa war ihm fein Ruhm ſchon vorausgeeilt; in Polen wurde er 
mit Begeifterung empfangen. Dort ſah es damals trübe aus und große Ereig- 
niffe bereiteten fi vor, die K. in ftiller Zurüdgezogenheit abwartete. 

Bekanntlich war, gleich nach dem fiebenjährigen Kriege, durch eine geheime 
Verftändigung Preußens mit Rußland, der Grund zu einer gänzlihen Theilung 
von Polen gelegt worden. Die Oheime des Königs, die Poniatowsfi und Gzar- 
torysti, trugen, um jenen Plänen entgegenzuarbeiten, ver Regierungsmadht eine 
größere Ausdehnung zu geben und die Einigkeit unter dem Bolfe zu fördern, auf 
vie Abſchaffung des Liberum veto an. Allein der in die Zukunft blidende große 
Frievrih machte Katharina II. auf die möglichen Folgen diefer angeftrebten Ab— 
ihaffung aufmerffam und die Kaiferin fuchte diefelbe zu verhindern. Bewußtſein 
ver eigenen Kraft ift ber erfte Schritt zu ihrer Aeußerung. 

Es kränkte die Polen tief, daß ein ruffiihes Heer fih im Yande feftjegte 
und daß die mit dem Türkenkriege erneuerten Durhmärfhe und Lieferungen im- 
mer drüdenvder wurben. Yaft alle Woiwodſchaften und Bezirke drangen daher auf 
Bergrößerung der Nationalarmee, um das Anfehen und die Rechte des Volkes zu 
behaupten. Allein viefe durfte nad dem von Rußland Flug veranlaften Reichs— 
grundgefege nicht ohne Uebereinfunft des Senats und der Nitterfchaft vorgenommen 
werben. Dem permanenten Senat, der die Reichsſtände repräfentirte und gleichfam 
einen Reichstag im Kleinen von 36 Perfonen bildete, ftand, außer der Aufficht 
über die Regierung und dem Einfluffe auf die Bejegung der Staatsämter, aud 
bie freie Auslegung der Gefege zu. Er vereinigte alfo die gefeggebende mit ver 
richterlihen Gewalt. Um aber aus fümmtlihen Mitglievern vesjelben Anhänger 
ver ruffifchen Partei zu machen, hatte man fhon feit vem Jahre 1774 alle nicht 
ruſſiſch geſinnten Landboten aus der Reihsverfammlung zu entfernen gewußt. 

Je weniger Preußen diefen großen Einfluß des ruſſiſchen Kabinets gleichgültig 
bemerken konnte, deſto mehr bemühte es fi, ihm zu erreihen. Durch den ge— 
wandten Marcheſe Luchhefini ward ein Bündniß eingeleitet, durch welches Preußen 
fi verpflichtete, eine ſchnell im antiruffiihen Sinne entworfene Konftitution mit 
einer beftimmten Mannſchaft aufrechterhalten zu helfen, 

K. erklärte fih für viefes Bündniß und für dieſe Konftitution, die aud vie 
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Zuftimmung des Königs erhielt und am 3. Mai 1791 befhworen wurde. Zugleich 
trat 8. mit dem Range eines Generallieutenants in die polnifche Armee ein. 

Diefen Vorgängen gegenüber verboppelte die ruſſiſche Partei ihre Thätigfeit 
und bilvete durch Katharinens und Potemfins Kreaturen — zu welden viele der 
angejehenften polnifhen Evelleute, wie Potodi, Branidi, Rzewusti u. U. gehörten 
— die Konföderation von Targomwica, zu deren Schutze die Kaiferin eine Abthei- 
(ung ihres Heeres in Polen einrüden zu laffen verfprad. Der Vortrab dieſer Ab- 
theilung ftand ſchon marfchfertig bei Mohilem am Dnjepr, während zahlreiche Ko— 
lonnen zur Berftärfung nahrüdten. 

Da erhob fi, entrüftet über den Verrath fo vieler durch ruffiiches Gold 
erfauften Gvelleute, angeſichts der drohenden Gefahr das ganze polniiche Volk. 
In den Woiwodſchaften Kiew und Barclam wurden 20,000 Polen unter Joſeph 
Poniatowski (einem Neffen des Königs) dem ruffifhen Oberbefehlshaber Kochowski 
entgegengeworfen. In Dubno, weiter gegen Norden, ward bei einer Abtheilung 
von 20,000 Mann regulärer Truppen der König Stanislaus erwartet. 

KR. ftand bei Dubienfa, wo er in feinem binnen 24 Stunden verfchanzten 
Lager nicht mehr ald 4000 Mann und 8 Kanonen hatte, auf welche die Ruſſen 
unter Kochowski mit 18,000 Mann und mehr ald 40 Kanonen ihren Hauptan- 
griff richteten und dreimal mit großem Berlufte zurüdgefchlagen wurben. Die 
Rufen verloren 4000, die Polen nur 900 Mann. Durch ven blutigen Tag von 
Dubienfa bewährte K. auf's Glänzendſte feinen in Amerika errungenen Feld— 
berrnruhm, 

Der ſchwache König, der nur zum Schein Anftalten machte, ven Oberbefehl 
zu übernehmen, blieb inzwifhen ganz ruhig in feinem Scloffe zu Warjchau. 
Umfonft hoffte die Nation ihn an ihrer Spige zu ſehen und in feiner Ankunft 
im Lager das Zeichen zum allgemeinen Aufbrud zu erbliden. Statt deſſen ließ 
er fih dur Drohungen der Kaiferin bewegen, der Konföderation von Targomwica 
öffentlich beizutreten (23. Juli 1792). So ward dem Landesverrath das Fönigliche 
Siegel aufgeprüdt und der Widerftand der Nation dadurd gebrochen. 

K., zu loyal, um fi gegen feinen König aufzulehnen, mochte die traurigen 
Folgen des unföniglihen Handelns nicht in der Nähe mit anfehen und zog ſich nad) 
Dresden zurüd, um befjere Zeiten abzuwarten und aus ſicherer Ferne vorzubereiten. 
Die glänzenden Anerbietungen Katharina’8 wies er mit ftolzer Entjchievenheit 
zurüd. Seinem Beifpiele folgend verließen Ponintowsfi und alle patriotiſchen 
Dfficiere die Armee. 

Nachdem K. ein Jahr hindurd zu Dresven in tieffter Zurüdgezogenheit ge- 
lebt und inzwifchen durch zuverläffige Freunde Einleitungen zu einem neuen Auf- 
ftande getroffen hatte, deſſen Seele er war, begab er fih, um die Borficht ver 
Feinde zu täuſchen und einzufchläfern, nad Italien, bis ber insgeheim vor 
bereitete Umfhwung der Dinge in Polen feine Rückkehr in die Heimat dringend 
gebot. 

Durch des Königs Beitritt ermuthigt und der ruſſiſchen Unterftügung ver- 
fihert, maßte fih die Targowiczer Konföderation das Recht an, der ganzen 
Nation ihre Befehle zu ertheilen. Indeſſen hatte fi die polnifhe Armee immer 
tiefer in das Land zurüdgezogen; die ruſſiſche faßte immer fefteren Fuß und rüdte 
ihr nad). 

Jet erflärte auch Preußen, auf deſſen verfprodhenen Beiftand die polnischen 
Patrioten feft gerechnet hatten, feine Uebereinftimmung mit den Grundfägen des 
ruffifhen Kabinets und redtfertigte das Einrüden feiner Truppen (unter Marſchall 
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Möllendorf) durch die Bemerkung, daß der Geiſt und die verderblichen Grundſätze 
per franzöſiſchen Demokraten auch in Polen ſich ausbreiteten. 

Am 24. Februar ward Danzig beſetzt. Gleich darauf kam der ruſſiſche Ge— 
ſandte Sievers, nebſt dem General Igielſtröm, nach Grodno. Die Targowiczer 
Konföderation mußte ſich in die Theilungsentwürfe von Preußen und Rußland 
fügen. Der bisherige Konſtitutionsreichstag wurde aufgelöst. „Unter dem Schutze ver 
weifen Katharina — fprad man zur Nation — follte ein felfenfeftes Gebäube 
ber alten Freiheit der Väter aufgeführt werden!" Durch Drohungen und Befte- 
dungen wurde ein unrehtmäßiger Reihstag zufammengebraht und endlich am 
14. Oftober 1793 die zweite Theilung Polens bewerfftelligt. 

Die Bollsgährung Hatte den hödjften Grad erreicht und man wartete nur auf 
K., um loszuſchlagen. Da erſchien eine Aufforderung des ruffifhen Minifters 
Igielftröm, die polnifhen Truppen bis auf 16,000 Mann ihrer Dienfte zu 
entlafjen und fie ruffifchen Regimentern einzuverleiben. Nun war fein Halten mehr. 
Ein Hauptmann Madalinski vertrieb mit einigen taufend Soldaten, die ſich ſchnell 
um ihn gefammelt hatten, die Preußen aus verfchiedenen Ortſchaften und die 
Ruſſen rüdten auf Warfhau los, um durd Belegung diefer Stadt einem allge 
meinen Aufftande vorzubeugen, Aber plötzlich erfcheint K. in Krafau, wird von Alt - 
und Jung jubelnd empfangen, zum Oberbefehlshaber und unumfchränften Diktator 
ernannt. Er erläßt fofort einen begeifternden Aufruf, worin es u. A. heißt: „Der 
erfte Schritt, die Sklaverei von ſich zu werfen, ift der Entſchluß, frei werden zu 
wollen, fowie feine eigenen Kräfte fennen der erfte Schritt zum Siege ift." Auf 
fein Wort eilen Alle zu den Fahnen. Die Handwerker fommen mit Beilen und 
Arrten, die Bauern mit Senfen, die Tagelöhner mit Spaten, die Bürger mit 
Säbeln und Piken gezogen. Neben dem Bauer ftand der Edelmann, der Greis 
neben dem Jünglinge, und es war feine feltene Erſcheinung, daß Weiber, in Lei— 
nentittel gehüllt, die Pike auf der Schulter, in den Gliedern erfchienen und bie 
befhwerlichften Waffenübungen ftanphaft mitmachten. Oft wurde ihr Geſchlecht 
erft in der Hige der Schlachten, wenn fie verwundet zu Boden fanfen, entdedt. 
„Kosciuszto, Polen und Freiheit!” war das Lofungswort, womit Alle ſich des 
Morgens begrüßten und Abends ſich trennten. 

Biele der vornehmften Frauen aus Warſchau und Krafau verkauften insge- 
heim ihr Gefchmeide und fendeten den Ertrag an K. Eine allgemeine Begeifterung 
ging durch dad Bolt und nur Wenige in der Nähe der ruffiihen Gewalthaber 
waren zu unentfchloffen, ihre Gefühle für vie Rettung des Vaterlandes zu offen- 
baren. Schwer war zu entjcheiden, was man in den ſtürmiſchen Tagen der Volks— 
bewaffnung mehr bewundern follte: die gelaffene Ruhe 8.3 und feine Fürforge 
für den geringften Bauern, oder die grenzenlofe Liebe des Volks zum Oberbe- 
fehlshaber. Er war überall, bald auf dem Rathhaufe zur Führung der Gefchäfte, 
bald auf dem Marftplage zur Handhabung ver Orbnung, bald im Lager vor 
der Stadt zur Mufterung der unerfahrenen Truppen. | 

Der erfte Zufammenftoß mit den Ruſſen fand ftatt bei Raclawice (4. April 
1794); die Polen entwidelten einen an's Unglaublidhe ftreifenden Heldenmuth und 
der überlegene Feind, unter ven Generalen Tormanfom und Denifom wurde voll- 
ftändig gejchlagen. 

General Igielftröm läßt inzwiſchen Warfchau befegen, verlangt von ber Re— 
gierung ohne Auffhub die polnifchen Truppen zu entwaffnen, 20 ber verdäch— 
tigften Perfonen hängen zu laffen und das Zeughaus nebft den Pulvermagazinen 
in feine Hände zu liefern, Regierung und König machen flehente Gegenvorftel- 
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(ungen, bie aber von Igielſtröm mit ftolzer Verachtung zurückgewieſen werben, und 
Stanislaus Auguft ift ſchwach genug, auf eine Akte vom 2, April 1794, wodurch 
bie Unabhängigfeitserflärung und ihr Urheber K. fürmlich verleugnet wird, fein 
Siegel zu drücken. 

Schnell Täuft die Nachricht von dieſem fhmählihen VBorfalle von Mund zu 
Mund; ganz Warſchau erhebt fih; ein mörberifcher Kampf beginnt gegen bie 
Ruſſen; bald ift das Blutbad allgemein; wer nidyt wagt, dem Feinde auf offener 
Straße die Stirn zu bieten, ber feuert fein Piftol zum Fenſter hinaus auf ven 
Feind ab, und felbft Kinder und Greife werfen Steine von den Dächern. 

Die Ruſſen werben belagert, ihre Schlupfwinfel mit Hanbigen befhoffen und 
Jeder, der fid) wehrt, niedergemacht. Igielſtröm findet, nebft ven Unterfeloheren 
Aprarin, Suboff und Piftor und dem faum 1000 Mann ftarfen Reft feiner Trup- 
pen, Gelegenheit zu enffommen, aber fein ganzer Reichthum, vie Kanzlei, das 
Geſchütz fällt in die Hände der Sieger, die ſich fofort unter 8.8 Befehle ftellten. 
Diefem, durch die vereinigten Armeen der Ruſſen und Preußen bedroht, warb es 
eine ſchwere Aufgabe, Warſchau zu erreihen, wo inzwifhen an verrätherifchen 
Evelleuten und Prälaten furdtbare Volksjuſtiz geübt wurde und Öreuelfcenen vor: 
famen, die K. mit Trauer und Bitterfeit erfüllten und ihn trieben, zur Beftra- 
fung der Schuldigen von feiner biftatorifhen Gewalt den ftrengften Gebrauch zu 
mahen. Seine Gegenwart in Warſchau würde das befte Beruhigungsmittel ge— 
wefen fein, allein ihn rief die Pflicht zum Freiheitsfampfe, der nicht nur über 
Warſchau's, fondern über ganz Polens Wohl oder Weh entfcheiven follte. Er zog 
mit feiner Armee (damals etwa 36,000 Mann ftarf) den anbrängenden Preußen 
entgegen, fhlug auf dem Marſche ein ruffifches Korps zuritd und nahın (5. Juni) 
bei Trzebif und Jendrzejow am rechten Ufer ver Piliza, dem General Denifow 
gegenüber, Poſition. Am folgenden Morgen z0g er fi) nad ven Hügeln bei 
Szegekocing (zwifhen Pilfa und Krafan) Hin, feine Kolonnen in drei Treffen 
vertheilend. Der rechte Flügel befette die Anhöhen und der linfe lehnte fih an 
das Dorf Sprotowa, welches von der Artillerie vertheidigt wurde. 

Auf viefes Korps richtete der Vortrab der Preußen, von Friedrich Wilhelm 
in Perſon angeführt, den erften Angriff, Nah fünfftündigem, von beiden Seiten 
mit grenzenlofer Erbitterung geführten Kampfe, mußte K., dem zwei Pferde unter 
dem Leibe erfchoffen wurben, der verbündeten Uebermacht weichen, aber nicht als 
ein Flüchtling, ſondern in größter Orbnung führte er ven Reft feiner Armee vom 
Schlachtfelde, wo zwei feiner beften Freunde, die Generale Grochowski und Wod— 
zitt ihm zur Seite gefallen waren, Die Preußen nennen biefen zweideutigen Sieg 
die Schlacht bei Rawka. | ‚ 

Nah einigen glücklichen Gefechten richtete K. nun feinen Marſch nah Ra- 
tom, während eines feiner Korps, unter dem General Zajongzef, von Der- 
felven bei Chelm gefchlagen wurde (8. Juni) und Krakau durch den DVerrath 
feines Kommandanten Winiawski in die Hände der Feinde fiel. K. mußte jest 
vor Allem darauf bedacht fein, Warſchau möglihft ſchnell zu erreichen; die alliirten 
Truppen thaten ihr Möglichftes, ihm daran zu verhindern, aber er flug ſich 
glücklich durch und ftand am 10. Juli vor den Thoren der Hauptftadt. 

Seine Gegenwart flößte Allen wieder Muth und Hoffnung ein. Rathsherren 
und Handwerker, Geiftlihde und Edelleute eilten herbei, um unter 8. an ben 
Schanzen zu arbeiten. Eine Hauptrolle fpielten bei ver Befeftigung der Hauptftabt 
auch wieder die Frauen, hohen und niederen Standes, die von einer Anführerin 
zu Pferde, mit blanfem Gewehre, ihre Befehle empfingen. 

2 * 
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Der Raum viefer Blätter erlaubt nicht, hier ausführlich zu ſchildern, welchen 
Heldenmuth, welhe Ausdauer und Umfiht K. entwideln mußte, um mit 20,000 
Mann regulärer Truppen und 40,000 ſchlecht bewaffneten Bauern der mwohl- 
gerüfteten, 150,000 Mann ftarfen Armee der verbündeten Nuffen und Preußen 
Monate lang zu widerftehen und ihren Sturm auf Warfhau glüdlid zurüd- 
zufchlagen, 

Friedrich Wilhelm, verzweifelnn, K. mit Waffengewalt zu befiegen, ließ ihm 
die glänzendſten Anerbietungen madhen, um ihn zu gewinnen; aber wie wenig 
fannte er ven Mann aus Washington’8 Schule! 

Lange blieb der Kampf zweifelhaft; mit ſtets wachfender Erbitterung wurde 
er von beiden Seiten geführt; doc begingen die Polen den Fehler, die Waffen 
der Revolution über die Grenze hinauszutragen, ohne im Stande zu fein, ihre 
Hauptmacht im Lande felbft in fefter Berbindung zu erhalten. Sie wollten an- 
greifen und waren nicht ftarf genug, ſich zu vertheidigen. Daher die fehlgefchla- 
genen Unternehmungen auf Kurland, bei welchen vie Uebermacht Katharinen’s den 
bartnädigen Kampf entjchied. 

Des großen Suwaroff fiegreihes VBorrüden zwang die Polen bald, ihre Kräfte 
zufammenzuziehen und führte (am 10. Oktober) die mörberifhe Entſcheidungs— 
ſchlacht von Macieiowice herbei, in welcher K., nad den ungeheuerften Anftren- 
gungen gegen den größten Feldherrn feiner Zeit und eine doppelt überlegene Armee 
unterliegen mußte und, aus vielen fchweren Wunden blutend, vor Schmerz faft 
des Bemwußtjeins beraubt, unter dem meltbefannten Ausrufe: „Finis Poloniae!* 
zu Boden fanf. 

Er fiel als Gefangener in die Hände ver Ruffen. Mit ihm hatte Polen feine 
Geele verloren und der Jammer über dieſen Verluft war unbejchreiblih. „Ich 
habe in meinem ganzen Leben — fagt Oginski,!) der an demſelben Tage in 
Warſchau anfam, an welchem die Unglüdsnahricht eintraf — kein herzzerreißenderes 
Schauſpiel gejehen, als die Hauptftabt mehrere Tage hindurch darbot..... Man wird 
es faum glaublih finden, aber ich kann es als Augenzeuge beweifen und berufe 
mich auf alle noch lebenden Zeugen, daß viele Kranke von einem higigen Fieber 
aufgezehrt, Mütter zu früh entbunden, und Andere von einer Art von Wahnfinn 
befallen wurden, welcher fie nie wieder verlief. Man traf auf den Straßen 
Männer und Weiber, melde die Hände rangen, den Kopf gegen die Mauer 
ftiegen und wie in Verzweiflung fchrieen: „Kosciusko ift todt! das Vaterland ift 
verloren !"' 

Katharina ließ den Gefangenen auf das Fort PBetro-Pawlost in fefteften Ver— 
wahrjam bringen, wo er bei mangelhaftefter Pflege elend verfommen fein würde, 
wenn ihn nicht der Tod der Kaiferin erlöst hätte. Kaum hatte Paul I. ven Thron 
beftiegen, als er, blo8 von feinen Söhnen, den Großfürften Alerander und Kon- 
ftantin begleitet, K. in feinem Gefängniffe befuchte, ihm die Freiheit ſchenkte und 
feinen Degen zurüdgab, auf fein Ehrenwort, daß er ihn nie wider gegen Ruß- 
land führen werde. r 

Außerdem ſchenkte der Kaifer dem von ihm hochverehrten Helden 1500 Bauern 
und 12,000 Rubel, wozu nod ein Jahrgehalt von 6000 Rubel mit dem Range 
und Titel eines Feldmarſchalls kommen follte, für ven Fall, daß 8. fih ent- 
ſchließen würbe, in Rußland zu bleiben. 

Hierauf ging der edle Pole nicht ein, der Rußland verließ, ſobald es feine 


») In feinen »Memoires sur la Pologne et les Polonais«, T. T1., p. 41. 
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Wunden einigermaßen erlaubten, und dann dem Kaifer auch die übrigen Gefchente 
in zartefter Weife zuriderftattete. 

Er ging über England, wo er enthufiaftifhe Aufnahme fand, wieder zu 
feinem väterlihen Freunde Washington nad Amerifa und wurde dort von der 
Regierung (1798) ald Nachfolger Franklin's mit einer viplomatifchen Sendung 
nad Frankreich betraut. Hier erwies man ihm bei feiner Ankunft alle Friegerifchen 
Ehren, womit man nur die Großabmiräle und Marfhälle Frankreichs bewill- 
fommt. Nah dem Abjchluß feiner vom glüdlihften Erfolg gefrönten Sendung— 
ſuchte man ihn in Frankreich feftzuhalten, aber er wies alle glänzenden Anerbie- 
tungen feft zurüd. Um viefe Zeit war e8, daß ihn Charles For in Paris auf 
fuchte, der von da an nicht aufhörte, ihm Beweiſe feiner lebhaften Bewunderung 
und Freundſchaft zu geben. Am Innigften jedoch ſchloß K. fi einem Schweizer, 
Peter Zeltner an, in defien Familie er den Reſt feiner Tage, gänzlich von ver . 
großen Welt zurüdgezogeu, verlebte, erft auf einem Landgute in ver Nähe von 
Fontainebleau, dann in Solothurn. 

Ein Feind alles Prunfs und aller Scheingröße, war er in feinen Gewohn- 
beiten und Sitten von der fhlichteften Einfachheit; der größte Theil feiner Ein- 
fünfte fam den Armen zu Gute, ohne daß die Meiften die Quelle faunten, aus 
welcher die reichen Unterftügungen floffen, denn er verftand e8 wie fein Anderer 
vie verfhämte Armuth aufzufuhen und ihr zu helfen, und ihm lag nur daran, 
ein Wohlthäter zu fein, nicht aber dafür zu gelten. 

Ein ritterliher Verehrer des ſchönen Geſchlechts, hatte er doch eine entſchie— 
dene Abneigung gegen gelehrte Frauen. rau von Stael ftrebte lange vergebens 
darnach, feine Bekanntſchaft zu machen, und als fie ihn bei ver erften Begeg— 
nung bat, ihr die Gefchichte der polnischen Revolution zu erzählen, antwortete er 
furz: Madame, je l’ai faite; mais je ne sais pas la raconter. 

Napoleon ließ fein Mittel unverfucht, ven edlen Polen für fi zu gewinnen, 
aber vergebens! Denn fo fehr der würdige Mann des gewaltigen Korfen Herr: 
ſcher⸗ und. Feldherrngenie anerfannte, fo jehr verabfcheute er feinen Charakter. Und 
ald Napoleon in 8.3 Namen einen Aufruf an die Polen erließ, zieh dieſer ihn 
öffentlich der Yälfhung und Lüge, und das zu einer Zeit, wo vie halbe Welt 
fi) fnechtifch vor dem Mächtigen beugte. 

Bon Kaifer Alerander I. liegen eigenhändige Briefe an K. vor, die Beiden 
gleich hoch zur Ehre gereichen; was der Kaifer fpäter zur Beſſerung der Yage ver 
Polen that, geihah Hauptfählih nad ven Bitten und Rathſchlägen 8.3, deſſen 
ganzes Leben und Streben nur feinem Baterlande gewidmet war. 

Gegenüber einer fo vollkommenen Uneigennügigfeit und Reinheit mußte bie 
Stimme des Neides ſchweigen und Freund wie Feind anerkennen, daß K. nicht 
blo8 der befte polnifche Patriot, fondern überhaupt einer der beften Menſchen ge- 
weſen, welche die Welt jemals geſehen. Seine legte öffentliche Handlung war vie 
Freilaffung aller zu feinen Gütern gehörigen leibeigenen Bauern, durch eine Ur— 
funde, in welder er erflärte, daß die Leibeigenfhaft dem Naturrechte und ber 
Wohlfahrt der Staaten zuwider fei. 

Er ftarb hochbetagt zu Solothurn, ir Folge eines Nervenfieberse, am 15. 
Dftober 1817. Kaifer Aleranver ließ den Leichnam des großen Polen durch den 
Fürften Jablonowski nah Krakau bringen, wo er in der Gruft der alten Könige 
im Dome beigefegt wurbe. Die Trauer über feinen Tod ging durch die ganze 
civilifirte Welt. Keinem andern Helden ver Neuzeit find nad) feinem Tode folde 
Ehrenbezeugungen bereitet und fo viel Thränen nachgeweint worben wie K. 
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Kosmopolitismnd S. Nationales und Kosmopoliti- 
ſches Princip. 
Krauſe. 


Karl Chriſtian Friedrich Krauſe, geboren den 6. März 1781 zu Eiſen— 
berg im Altenburgiſchen, ſtudirte auf Wunſch ſeines Vaters, ſpätern Paſtors zu 
Nobditz, in Jena von 1797—1800 vie Theologie und mit vorzüglichem, durch 
die Vorlefungen von Fichte und Schelling genährtem Eifer die Philofophie, ſowie 
auch die Mathematit, Nach abgelegtem theologifhen Eramen habilitirte er ſich 
1802 in Iena als Privatdocent der Philofophie durch die Schrift dissertatio 
philos. — mathem. de philos. et matheseos notione et earum intima conjunctione, 
worin er bie, fpäter unausgefegt weiter ausgebilbete, Meberzeugung von dem begriff: 
lihen Zufammenhange beider Wifjenfchaften darlegte. Mit fteigendem Beifalle hielt 
er Borlefungen über die philofophifhen und mathematischen Wiſſenſchaften. Die 
Borlefungen und Schriften ays biefer Epoche (Grundlage des Naturrehts 1803, 
ver Logik 1803, Entwurf eines Syftems der Philofophie 1804, der Naturphilof. 
1804) fchloffen fih zwar dem Orundprincip Schellings an, zeigten jedoch 
ſchon bebeutende Abweihungen in ver” Auffaffung des BVerhältniffes der Welt 
zu Gott und das Beftreben, die *Principien in ftrengerer Methode zu ent- 
wideln. 8. gelangte aud kurz darauf zu der Heberzeugung, daß das ganze Syftem 
der Philojophie von Grund aus, in Wiederaufnahme der von Kant einfeitig und 
unvollftändig gelösten Aufgabe, neu aufgebaut werben müſſe. Als in Folge ver 
Kriegsereigniffe die Zahl der Stubirenden unter die Hälfte herabſank, 309 er fid), 
bauptfählih um fi) aud in der Kunft auszubilden, 1805 nad) Dresden zurüd, 
wo er als Lehrer der Mathemathik an der Ingenienrafademie bis zur Auflöfung 
dieſer Anftalt 1813 wirkte, In die Zeit von 1805—1811 fällt feine wiflenfchaft- 
lich freimaurerifche Thätigkeit. Er hatte geglaubt, in biefem Bunde einen Verein 
für Ausbildung des Rein-Menſchlichen, der Humanität zu finden, welcher ihm, nad) 
der Schon wiffenfchaftlih von ihm ausgebildeten eigenthämlichen Lehre von ber 
Menſchheit und dem Organismus der menſchlichen Geſelligkeit, eine noch barin 
beftehende Lücke auszufüllen fhien; er trat daher 1808 in ven Bund, wandte fid) 
mit großem Eifer der Erforfhung der Geſchichte vefielben zu, (die drei älteften 
Kunfturkunden ver Freimanrerei 1810, 2te Aufl. 1820), und fuchte venfelben über bie 
ihm zu Grunde liegende höhere Idee und feine jegige Aufgabe aufzuklären, die jedoch 
nur unter Aufgeben des Geheimhaltens der Lehre und des Wirkens, durch Umge- 
ftaltung in einen offenen Verein, vollführt werben könne, Allein er fand im Bunde 
wenig Anklang und nad) ver Ausſcheidung vielfahe Verfolgung. Im „Syftem ber 
Sittenlehre” 1 Bd. 1810 entwidelte K. zuerft die metaphyſiſchen Grundlagen feines 
von Schelling weſentlich unterfchiedenen philoſophiſchen Syſtems, in welchem die Lehre 
von Gott als Urwefen, nicht außer aber über ver Welt, von entfcheidenden Fol- 
gen bejonders für die praftifche Philofophie wurbe. Im „Urbilde der Menfchheit“, 
1811, 2te unveränderte Auflage 1849, entwidelte er in allgemein vollsverftänp- 
licher Sprache die ideale Lehre von der menſchlich-geſelligen Organiſation. Diefer 
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Schrift follten zwei andere über das Gefchichtsbild und über das Idee und 
Geſchichte vermittelnde Mufterbild der Menfchheit folgen, wovon jedoch nur 
handſchriftliche Bruchftüde vorhanden find. Im Jahr 1813 habilitirte fih 8. an 
der Univerfität zu Berlin, gründete hier mit Zeune, Jahn u. U, die Kerlinifche 
Geſellſchaft für deutſche Sprade, für melde er auf neuer ſprachphiloſophiſcher 
Grundlage ein „Urwortthum“ auszuarbeiten unternahm (in großen Bruchftüden 
handſchriftlich vorhanden), kehrte aber 1815, als die Hoffnung, Fichte's Nach— 
folger in ver philofophifchen Profeſſur zu werben, fcheiterte, nad Dresden zurüd, 
und machte 1817 in Begleitung eines funftliebenden Freundes eine Kunftreife durch 
Deutihland, Italien und Franfreih. Nachdem er fi) darauf in Dresden nod) 
ſechs Jahre unausgejegt der Ausarbeitung feines philofophifchen Syftems gewidmet 
hatte, begab er fih, von dem Wunſche bejeelt, die Frucht feiner fünfundzwanzig- 
jährigen, das ganze Gebiet ver Philofophie umfaffenden Forſchung einer empfäng- 
lihen Jugend mitzutheilen, nad Göttingen 1823, habilitirte fich daſelbſt, hielt von 
1825 an mit immer fteigendem Beifall Borlefungen über alle Theile der Philofophie, 
und fand hier aud Schüler, wie v. Leonhardi, Röder, Schliephafe, Ahrens u. U., 
welche fpäter in, verfchievenen Ridytungen das Syſtem weiter verbreiteten. Bon den 
anftrengenden Arbeiten, der großen Zahl ver Borlefungen, unter den Sorgen für 
eine große Familie von 10 Kindern, von denen felbft er theilmeis manchen Kumzs 
mer erfahren follte, war feine Gefundheit ſehr geſchwächt, und als er fid) bei der 
Wieverbefegung einer philofophifchen Profeffur umgangen ſah, faßte er 1829, 
auch durd andere Gründe beftimmt, den Entihluß, nad Münden überzufiedeln, 
ver jedoch, Krankheit halber, erft 1831 zur Ausführung fam. In Münden fand 
er eine vergleihsweis freumndlihe Aufnahme; aber ſchon am 27, September 1832 
endete ein Schlagfluß das von vielfältigem Mißgefchide heimgefuchte Leben eines 
der ebelften Menſchen, deſſen ganzes Streben auf Ein Hauptziel gerichtet war, 
den Menfhen auf vem Wege ver philoſophiſchen Wiſſenſchaft in richtiger Selbft- 
erfenntniß wieder zur Erfenntniß des lebendigen Gottes zu führen und alles Menſch— 
liche im Göttlihen zu verflären und zu vollenden. — Um vie (noch nicht beenbete) 
Herausgabe des handſchriftlichen Nachlaſſes hat fid) beſonders v. Leonharbi ver- 
dient gemadt. 

Bon dem philofophifhen Syftem K.'s, obwohl von dem Berfaffer felbft in 
allen Haupttheilen ausgeführt, befteht bis jet Feine zufammenhängende ſyſtema⸗— 
tifche Heberficht. 1) Es ift auch hier nicht der Drt, von biefem Syften eine Skizze zu 
geben; es foll nur, infoweit e8 beſonders zum befferen Verſtändniß von beijen 
Rechts⸗, Staats- und Geſellſchaftslehre wichtig erfcheint, nad) einigen Grunbunter- 
ſchieden in der Methode und ver Lehre bezeichnet werben. 

K.'s Syſtem liegt nit mehr in der Entwidelungsreihe der philofophifchen 
Syfteme, welde mit Kant beginnt und mit Hegel abſchließt. Schon gegen 1805 
erfannte 8. die Nothwendigfeit der Wiederaufnahme und ftrengeren methodiſchen 
Durhführung ver von Kant fehr unvollftändig gelösten Aufgabe einer kritiſchen 
und analytifhen Durchforſchung des gefammten Erkenntnißgebietes. Der fubjektiv- 
ivealiftifche Abweg Fichte's erjchien ihm nur als die ftrenge Konfequenz von einfeitigen 
Kant’ihen Lehren und Schellings Syſtem des Abfoluten als die an ſich me- 


1) Der von mir in meinem, faft nur in den romanifchen Ländern befannt gewordenen, 
längft vergriffenen Cours de philosophie, 2 vol. Paris 1837 gemachte erfte Verſuch ift in 
Sauptpunften unvollftändig geblieben, und auch die eingehende und gewiffenhajte Darftellung von 
Erdmann im deffen Gefchichte der Philofophie Bd. III, 11 S. 637—677 like große Lücken und 
zeigt mannigfache Fehlgriffe. 
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thodiſch gar nicht gevechtfertigte hypothetiiche Annahme des von Kant zweifelhaft 
elafjenen „Ideald der reinen Bernunft”. K. theilte zwar mit allen großen 
bilofophen vie Ueberzeugung, daß die Philofophie, wenn fie überhaupt möglich 
fei, aus Einem höchſten Princip die Begriffe alles Seins abzuleiten habe; aber 
einerfeits verlangte er, daß der menfchliche Geift in einem ftufenweifen Erkenntniß— 
gange zu der gewiffen Anerfenntniß dieſes höchſten Princips geführt werde, und an- 
derſeits hatte er Kar erkannt, daß das bloße deduktive begrifflihe Wiffen unvollftänbig 
fei, nur ein Ganzes iveeller Möglichkeiten enthalte, das vollſtändige Wiſſen daher von 
dem menfchlihen Geifte auf zwei Wegen der Forſchung erlangt werben müſſe, auf 
ten Wege ber intuitiven, die Gegenftände in der Anfhauung unmittelbar felbft 
erfafienden Analyfe, welche in allen Gebieten des erfahrungsmäßig Gegebenen 
ihre Anwendung finde, und auf vem Wege der Begriffsentwidelung, ver Deduktion 
aus einem höchſten Princip, beide Methoden aber in ver Konftruftion zu ver: 
binven feien, welche genau bie Beziehung zwifchen den debucirten Begriffen und dem 
thatſächlichen Befunde zu unterfuchen und zu vermitteln habe. Diefe neue Me- 
thodenlehre hängt bei K. auf pas Innigfte mit der Auffaffung des Lebens über- 
haupt zufammen. Das Leben ift ihm nicht eine blos dialektiſche Abwidelung allge- 
meiner Begriffe, Kategorieen, neben weldyen alles Andere blos wefenlofer Schein wäre; 
es ift aber aud) feine bloße Aufeinanderfolge intividueller Erfcheinungen, jondern 
alles Leben enthält, nad) K., wefentlic zwei Seiten, ein Ewiges, Allgemeines in 
feinen Grundkräften und Gefegen, und ein unendlich Beſtimmtes, Individuelles, 
welches den Neihthum des Weſens offenbart; beide Seiten find aber verbunden 
durch das Urprincip des Lebens felbit und müfjen in ver wahren vollftändigen 
Methode und Wiſſenſchaft gleihmäßig erforſcht und auf einander bezogen werten. 
Durd) diefe Methodenlehre, in welder zwei, gewöhnlich einfeitig verfolgte Me— 
thoden in ihrem felbftändigen Werthe erfannt, beide jedoch mit einander verkun- 
den werben, unterſcheidet fih das K. Syſtem von allen neueren philoſophiſchen 
Lehren. Den dialektiſchen Konftruftionen gegenüber, welche jeit Schelling und Hegel 
die Philofophie fo jehr in Mißkredit gebracht haben, indem fie zulegt die Dinge 
felbft in bloße Gedanken aufzulöſen fehienen, ift e8 ſicherlich fein geringes Verdienſt, 
eine umfichtig und treu dem Gegenftante ſich hingebende unmittelbare Durchforſchung 
des gefammten Erfahrungsgebietes ſchon fo früh auch als eine Bedingung für die 
philoſophiſchen Wiffenfhaften aufgeftellt, nicht minder aber auch die, heute wieder zu 
jehr verfannte, Forderung ftrenger metaphufifcher Begriffskildung aufrecht erhalten 
zu haben. Nach dieſer Methodenlehre theilt fi nun, nad K., das ganze philoſophiſche 
Syſtem, ſowie jede befendere philoſophiſche Wiſſenſchaft, in zwei Haupttheile, einen 
analytifhen und einen deduktiv-ſynthetiſchen und konftruftiven Theil. Für die Philo- 
jophie überhaupt beginnt der analytifhe Theil mit ver Wefen-Einheit des Menfcen, 
wie fie ſich in innerer GSelbfterfafjung im Ich ausfpricht, durchforſcht vafjelbe an ſich 
in feinen Örunpmefenheiten, feinen Orundvermögen, feiner Thätigkeit, in den ver- 
ſchiedenen Stufen ver finnlihen und nicht-finnlihen Erkenntniß bis zur höchſten 
Idee des Einen unendlichen und unbedingten Wefens Gottes, mo dann die Frage 
binfichtlih des Dafeins Gottes tiefer erörtert und bejahend entſchieden wird, Mit 
der Anerkenntniß Gottes beginnt der zweite ſynthetiſch deduktive (metaphyſiſche) 
Theil, welcher die Weſenlehre, die Lehre von Gott und der Welt in einem 
Syſteme ſtreng entwickelter Grundbegriffe oder Kategorien ausbildet und mit den 
im analytiſchen Theile gefundenen Erfahrungsthatſachen verknüpft. Der analhtiſche 
Theil, welcher in verſchiedenen Werken (Syſtem der Philoſophie, 1828; Grund— 
wahrheiten der Wiſſenſchaft, 1829; Logik, 1836 und pſychiſche Anthropologie, 
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1848) von verſchiedenen Gefichtspunften aus, aber leider immer zu kurz entwidelt ift, 
und eine felbftändige, gleihmäßige Vollſtändigkeit anftrebenve, Behandlung ver: 
diente, ift in feinen Grundlehren bisher nicht gehörig gemürbigt worden, obwohl von 
Einigen (3. B. Fichte d. I.) die Aufgabe, welche er ftellt, als richtig und höchſt beveu- 
tungsvoll anerfannt worden ift; der fynthetifche Theil feinerfeits, der eine fo ftrenge 
Begrifisentwidelung gibt, wie fie felbft in Hegels Logik nicht anzutreffen ijt, ſcheint 
wegen feiner innern, durch die Bildung neuer, rein deutſcher, die Sache jedoch 
ſcharf bezeihnender Wörter, vermehrten Schwierigkeiten, vor einem tiefer eingehenden 
Studium zurüdgefhredt zu haben (obwohl Erdmann in richtiger Würdigung diefes 
Theild demerft a. a. D. ©. 686 und 849, daß feit Wolff nur K. und Hegel 
dere Philofophie wieder eine Metaphufil, ein Syftem der Kategorieen als Prädikate 
und Formen alles Seienden gegeben, und daher auch von dieſen beiden Denkern, 
wenn auch in fehr verfchiedener Art, die wichtigften Aufgaben ver neuern Philofophie 
gelöst feien). Jedenfalls wird es wohl fernerhin feinem Denter, ver über ven 
gegenwärtigen Zuſtand der Philofophie ein Urtheil fällen, oder etwa neue Wege 
anbahnen will, erlaffen fein, das Berftänpniß aud des K. Syftems gewonnen und 
fi mit ihm auseinanter gefegt zu haben. — Wir müffen bier verzichten, auf ven 
analytijchen Theil näher einzugehen, obwohl darin fehr wichtige Lehren entwidelt 
werben, insbefonvere die Lehre von der finnlihen Erkenntniß (Grundwahrheiten 
©. 33—70, Logik oder Lehre vom Erkennen ©. 263—323), wo die fchwerften 
Irrthümer gewöhnlich ihren Urfprung nehmen, auf das Gründlichſte erörtert, der 
Senfualismus in jeiner Duelle vernichtet, die Xehre von Ich ſchärfer be— 
ftimmt, die fo ftreitige Theorie von der Einheit oder Mehrheit der geiftigen Ver— 
mögen neu unterjucht, in der Einheit eine Mehrheit gleich urfprünglicher relativ 
jelbftändiger Vermögen nachgewieſen wird, bei der Unterfuhung des Aender— 
lichen im Ich der Begriff der Zeit feftgeftellt, die Anficht Kants berichtigt, das 
Ich, feiner Wefenheit nah, noch Flarer, als über der Zeit feiend, erfannt, die fo 
lange vernadläffigte Lehre von der Phantafie gründlicher erörtert, die Phantafie 
zugleih als die innere finnlihe und räumliche Welt und als die, die Raumvor— 
ftellung eigentlich erzeugenve, Kraft erfannt wird, endlich vie Lehre von ven ver- 
ſchiedenen Arten und Stufen der Erfenntniß und der Begriffe in einem neuen auf 
ſcharfen Unterfcheidungen beruhenden Syfteme von Begriffen, Wejenbegriffen, 
Urbegriffen, Begriffen des Ewigen, Zeitlihen und Ewig—-Zeitlichen entwidelt 
und zulegt die Frage nach der objektiven Realität des höchſten Wefenbegriffs Gottes 
erhoben und bejahend entjchievden wird. — Bon dem fynthetifchen Theile müſſen wir 
jevod die wichtigften unterfcheidenden Grundlehren furz bezeichnen, infofern fie für 
die praftifchen Lehren entfcheivend find. Sie beziehen ſich auf die eigenthümliche 
Auffaffung Gottes, der Welt, der Menfchheit und ihres Verhältniſſes. In der 
Lehre von Gott hat K. in neuerer Zeit zuerft, wie man ſich auszubrüden pflegt, 
die Immanenz Gottes in der Welt mit der Transcendenz zu vermitteln unter: 
nommen. Wenn in legter Zeit Schelling die Aufgabe dahin beftimmte, daß Gott 
ald „das prius von Natur und Geiſt“ als das „Ueberfeienve, das ſich nicht 
in den Weltproceß verliere” zu faflen fei, jo hat 8. diefe Forverung ſchon in 
der „Sittenlehre” 1811 erkannt und erfüllt, und im „Syſtem der Philojophie” 
1828 in ftrengfter metaphyfifher Entwidelung begründet. K. erfennt zwar Alles 
als in, unter und durch Gott feiend, feine Lehre ift Alles-in-Gott-LTehre (Panen- 
theismus), aber Gott, als das Eine unendlihe und unbedingte Wefen ift über 
Allem und dem Al’, bat als Ueberwejen oder Urwefen ein felbftheitliches Für— 
Sich fein über ver Welt und allen Weſen, im Urbewußtfein, Urwillen und in 
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Urliebe, ift daher die Eine unendliche, unbedingte Perfönlichkeit, nicht erft im Pro- 
ceſſe ver Weltentwidelung e3 werdend, fondern vielmehr ver höchſte Grund, daß vie 
böchften endlichen Wefen, die menschlichen Geifter, perfönliches Bewußtfein haben können. 
Gott als Urwefen ift über allen Gegenfägen, welche in ver Welt beftehen und ſich 
entwideln, er ift übergeiftiges wie übernatürliches Wejen, der Welt überhaupt trans- 
cendent, obwohl aud ihr wefenhaft und urfählid immanent. — Die Welt ift eine 
in Ewigkeit und Zeit fich vollziehende Urfhöpfung Gottes. In der Welt beftehen aber 
zwei hoͤchſte Seins- und Lebensgebtete, Natur und Geift, nicht als bloße Erſchei— 
nungsweifen (modi) over Entwidelungsftufen der Gottheit, ſondern als relativ 
felbftändige Grundweſen, jo daß Natur und Geift weſenhaft von einander unter- 
ſchieden find. Auch diefe Lehre ift dem K. Syſteme eigenthümlich, und es nähert ſich 
ihr -nur unter den neuern Shftemen die, gewöhnlid als Dualismus bezeichnete, 
Lehre Günthers, welder felbft wohl auch am früheften bie wiſſenſchaftliche Be— 
* deutung des K. Syſtems erkannt hat (ſ. Peregrins Gaftmahl, Wien 1830, 
©. 166 ff.). In ver Welt durchdringen ſich aber Geift und Natur in verfchie- 
denen Stufen des Seins und Lebens, und es gibt Fein felbftändiges natürliches 
Leben, in welchem nicht ein Geift- oder GSeelenprincip wirffam wäre, und fein 
geiftiges Leben, welches nicht auch ein dem Natnrleben entſprechendes und baffelbe 
erſchließendes Princip im fih hätte. In diefer Verbindung von Natur und Geift, 
in welcher auf ver unterften Stufe im Pflanzenreihe das einheitlich-ſeeliſche oder 
inftinktive Princip vorherrſcht, im Thierreiche die refleftirende Seele oder der Ver— 
ftandesgeift hervortritt, nimmt die Menſchheit die höchſte und grundweſentlich ver- 
fchievene Stufe ein. In der Menſchheit vollzieht ſich nämlich die innerfte vollweſent— 
lihe Synthefis alles Seins und Lebens in der göttlihen Wefenorbnung, und bie 
Menſchheit ift nicht blos die höchſte Verbindung des Natur- und Geiftlebens, 
fondern and die höchſte mwefentliche und lebendige Urverbindung mit Gott als 
Urwefen. In der Menfchheit ift daher ein göttlich-urweſenliches Princip be- 
lebt, die Vernunft, welche auch jeven Einzelmenfhen, über die befchränfte thie- 
rifche Individualität, zum Selbſtbewußtſein, zur Perſönlichkeit erhebt, zur Freiheit 
führt und ihm das Vernehmen Gottes und alles Göttlihen ermöglicht. Diefe 
Lebensverbindung mit Gott als Urmwefen in ver unendlichen Menſchheit hat viele, 
von der freien Selbftbeftimmung und Erhebung der Menſchen abhängige, Stufen; 
es ift aber die Beftimmung der Menfhheit, im der Darbildung ihres allfeitigen 
Weſens ſich zuhöchft in der lebendigen Verbindung mit Gott, in Gottinnigfeit zu 
vollenden. 2) — Was das Berhältnig Gottes als Urweſen zur Welt und Menfchheit 
betrifft, jo wird im K. Syſteme, in Folge der Urmefenlehre, wiederum die freisperfön- 
liche Wirkſamkeit, die göttliche Willensmacht zur Anerkennung gebracht, nicht um die— 
felbe, wie e8 mehrfach in der Scholaftif und neuerdings wieder von Stahl (Rechtsphilo— 


2) Die Lehre von der Menfchheit ift von Kr. mit befonderer Liebe am ausführlichften aus: 
ebildet, ſowohl metaphyſiſch wie in der praftiichen Philofophie und in der Philofophie der Ge: 
hichte. In dem Werke über letzteren Gegenftand: Allgemeine Lebenlebre und Philoſophie der 
Befchichte,, herausgegeben won v. Leonhardi 1843 finden ſich auch die wichtigften Lehren über 
Gott, Welt und Menfchbeit zufammengeftelit. Diefed Wert ift überhaupt, wie v. Leonhardi fagt, 
„als die Blüthenfnofpe anzufeben, die dent Auge des Kenners die Bedeutung der ganzen vorher: 
gehenden Bildung erſchließe.“ Erdmann (Gefchichte der Philof. IF. HI. S. 812) fcheint auch ge 
neigt, diefes Merk über das ähnliche feines Lehrers Hegel zu feßen, indem er bemerkt: „Wie 
Hegel nur Staatengefchichte ftatuirt, fo Baader nur Kirchengejchichte. Hierin macht Kr. entfchieden 
einen höheren Gefichtspunft geltend Seine Weltgefchichte verdient erft das Weltgericht genannt 
zu werden, weil fie die ganze Menfchheit und in allen ihren Beziehungen befaßt.“ Jedoch fehlt 
von diefem Werke aus dem bandfchriftlichen Nachlaffe noch der angewandte Theil. 
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fophie) gefchehen ift, von der ewigen unabänderlichen göttlichen Wefenheit, ven göttli- 
hen bleibenden Gefegen unabhängig und dadurch Gott felbft zu einem abfoluten 
Willtürwefen zu madhen, wovon dann die Willfürherrfchaft im göttlichen wie im 
menfhlihen Leben die unausbleiblihe Folge ift, fondern um dieſelbe als vie eigent- 
liche Lebens- und Geftaltungsfraft auf dem Grunde des Emwigen, Bleibenden und 
Gefeglihen zu erfaflen. Leben überhaupt ift nur Darbildung, Entwidelung ver im 
bleibenden Wefen liegenden Bermögen, Kräfte und Gefege; aber K. erfennt richtig, 
daß vie Vermögen, Seiehe fih nicht von felbft entwideln und vollziehen, ſondern 
daß, jowie in jedem lebenden Wefen eine innerlich beftimmende Kraft ald Antrieb 
und fortgejegter Trieb vorhanden fein muß, fo aud für das Leben der Welt ver 
höchſte beftimmende Wille Gottes die Macht ift, welche alles Leben, nad) ver 
Beftimmung des Wefens, leitet, und daß insbefondere in dem Reiche und Leben 
der freien menfchlichen Geifter, in weldyen bie Freiheit ſelbſt ein wefentlicher, blei- 
bender, gefeglicher Beſtandtheil ift, ver theilweife die anderen Gefege verkehren 
ober unausgeführt laſſen kann, vie freie göttliche Einwirkung nicht blos zur Kräf- 
tigung bes Lebens, fondern aud zur Aufrehthaltung der allgemeinen —— 
und des höchſten Lebensplanes erforderlich iſt. Durch dieſe in Weisheit, Liebe, 
Gerechtigkeit vollführte Einwirkung Gottes wird das menſchheitliche Leben theilweiſe 
über ſich ſelbſt erhoben und in eine höhere Lebens- und Kraftordnung eingeführt. 
Wie ſchon die Einwirkung des freien Geiſtes in die Natur, obwohl in Angemeſſen⸗ 
heit zu deren Gefegen umd Kräften, Bildungen ſchöner und nüglicher Kunft ber- 
vorruft, die über das ſich allein überlaffene Vermögen ver Natur hinausgehen, fo 
ruft auch in höchſter Weife die Einwirkung Gottes in der Menjchheit höheres 
Leben, höhere geiftige Bildungen und Geftaltungen hervor, die aus ben menſch— 
lihen Kräften allein durchaus nicht zu erklären find. Die Oottheit läßt fih im 
Leben der Einzelnen und der ganzen Menfchheit nie unbezeugt. Diefes freisper- 
fünlihe Einwirken Gottes in dem Leben und der Geſchichte der Menjchheit ift 
Gegenftand und Gebiet des Glaubens, da das Wiffen, die Wiſſenſchaft fich 
blo8 auf das Allgemeine, Bleibende, Ewige bezieht, aber alles frei Perfönlidye, 
wie in den menſchlichen Lebensverhältniffen, jo in ven Lebensbeziehungen zu Gott, 
Gegenſtand des Glaubens ift. Willen und Glauben haben ihre gemeinfchaftliche 
Grundlage in der Bernunft, fie unterfcheiden fih und ergänzen ſich gegenfeitig, 
fönnen aber nit im Widerſpruche unter einander fein, da in Gott Wefen und 
Leben, die höchften gefchichtlichen Pebensoffenbarungen mit dem von der Vernunft- 
wiffenfchaft zu erfennenden göttlichen Wefen und der ewigen Beftimmung aller Dinge 
im Einflange find. Der wahre und volle Glaube muß aber auch ein Gelöbnif, 
eine Widmung des ganzen perfönlichen Lebens für Gott, eine unbedingte Ergebung 
in den Alles zum Guten vollendenden Willen Gottes fein. -— So gewinnt das 8. 
Syſtem in dem höchſten Theile durch die Lehre von dem lebendigen Gott auch 
eine lebensvolle Grundlage von burdgreifender Bedeutung für die ganze praf- 
tifhe Philoſophie, von ver wir Bier nur vie Geſellſchafts-, Rechts- und Staats- 
lehre näher darzulegen haben. 

In der Einen göttlichen Wefen- und Lebensordnung bildet die Lebensordnung 
der Menſchen die innerfte und höchſte Stufe. Im diefer Lebensordnung ift aber 
fowol das ewige Lebensgefeg und die umverrüdbare Beftimmung der Menfchheit 
als auch die Freiheit, in welcher das Gefek und die Beftimmanng vollführt wird, 
in gleicher Weife in's Auge zu faffen. Die in der Ordnung wirffame freiheit ift 
eine zwiefadhe, Gottes und der Menſchen. Gott als Urmefen waltet frei über und 
in der Ordnung als höchſter Vollführer des Gefeges und zur Anfrehterhaltung 
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defielben gegen die Verlegung und Verkehrung, welde durch die abirrende Wil- 
lensfreiheit ver Menſchen möglich ift. Gott erkennt auch die in dem Wefen bes 
Menſchen gegründete Freiheit an, zieht aber aud allen Irrungen die äußerften 
Grenzen, um die Bahn zu der endlichen Beftimmung und Vollendung im Großen 
und Ganzen nicht verräden zu laffen. Würde ſich die göttliche Willensfraft nicht 
gegen folde Abirrungen bethätigen, jo würden biefelben dem einmal gegebenen 
Impulfe folgen, und eine Umkehr zum Beſſeren wäre undenfbar. Die Abirrungen 
ber Freiheit zu Unglüf, zum Uebel und Böfen, welde als eine Folge des Prin- 
cip8 der Freiheit in dem endlichen Weſen von Gott zugelaflen werben, haben .aber 
auch wieder den fittlihen Endzweck, daß der Menſch, in Ueberwinbung berjelben, 
feine angeftammte Gotteskraft bemähre, ſich ftärfe, läutere, reinige. In der gött- 
lich⸗ menſchlichen Lebensordnung ſoll fi) die Beftimmung der Menjchheit erfüllen, 
welche, ihrer Wefenheit gemäß, in univerfeller Receptivität, in freier und harmo— 
nifher Aneignung und Ausbildung des Geift- und Naturlebens, Alles in Gott 
und dem Göttlihen zu verherrlichen berufen ift. Diefe Beftimmung ift eine unendliche 
und vollführt fich in abgeftuften Ordnungen. Die Menfchheit auf diefer Erde gehört 
einer niedrigen Stufe an, bat aber gleihwol aud hier ihre Beftimmung in einer 
Drganifation zu vollführen, in welcher fie fi in allen Theilen, Perfonen, Ber- 
hältniſſen und für alle Lebenszwecke eigenthümlich vollenden jol. Dieſe Organi- 
fation wird in der gefhichtlihen Entwidelung nur ftufenweis vollführt, und fie ift 
aud in den am weiteften vorgefchrittenen Völfern noch weitaus nicht beendet. Die 
ausgebildete Drganifation ift aber felbft ein organifhes Ganzes von bejonderen 
inneren Lebensfreifen und Organismen, welche, theils in Abftufung und Unter- 
orbnung, theils in Nebenordnung, verſchiedene Lebensmittelpunfte bilden, durch 
welche das Gefammtleben in allen Theilen und Richtungen ſtets genährt und bar- 
gebildet wird. Diefe Organifation gliedert fi in zwei Hauptreihen von organijch 
in einander greifenden Kreifen: 1) in die Kreife und Stufen der menſchlichen Per— 
fönlichkeit, alfo in der Entwidelung von unten angefangen, in den Lebenskreis des 
Einzelmenihen, der Familie, der Ortfchaft, des Stammes, bed Stammvereines 
ober Volks, des Bölfervereins eines Haupterblandes und ber ganzen Menjchheit 
auf Erben; 2) in vie Kreife für alle hauptfächlichften Lebenszwede, von denen ein 
jeder die Seele eines großen gefellihaftlihen, innerlich geglieverten Ganzen zu 
werben beftimmt ift. Diefe (hier nicht näher wiffenjchaftlic zu beftimmenven) Zwecke 
find: Religion, Wiſſenſchaft, Kunft, ſchöne und nüglide Kunft, Un— 
terriht und Erziehung, Sittlichkeit und Recht. Alle beziehen fih auf 
wejentlihe Seiten und Lebensverhältniffe des Menfhen und ver Menfchheit, er- 
ſchöpfen jedoch nicht die ganze Beftimmung. Außer dieſen beſonderen Hauptzweden muß 
nämlich noh der Menfhheitszwed in feiner Einheit und Ganzheit, und in 
biefer Hinficht auch unterſchieden von allen beſonderen Zweden, erfaßt werben, 
Diefer Eine Menſchheitszweck ftellt allen Menfhen vie Aufgabe, fih in allem 
Rein⸗menſchlichen zu bilden, ven Sinn und die Liebe für alles Göttlich-Menſchliche 
zu pflegen und in allen Sonberverhältniffen und Sonverbeftrebungen das Bes 
wußtſein und Gefühl ver göttlich-menfhlihen Einheit und Gemeinfamfeit zu be- 
wahren, und in den Handlungen zu bethätigen. Auch diefer Grund» und Urzmwed 
erheifcht eine gemeinfamegefellihaftlihe Thätigfeit in einem allgemeinen menfchheitlichen 
Bereine (Menfchheitsbunde), welcher feine Thätigkeit dahin richtet, daß das Eine 
Göttlich-Menſchliche nicht in der Befonverheit der einzelnen Zwede und Thätigfeiten, 
wie wichtig fie auch an ſich fein mögen, fich verliere, ſondern das leitende, maß— 
gebende, vermittelnde und einende Princip und Band bleibe. Die Idee dieſes 
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Grundzweckes und Bereines ift in K. Syſtem nur die praftifhe Ausführung ver 
metaphyſiſchen Lehre, daß das wahrhaft Eine und Ganze in der Natur- und 
Geiftwelt nie ein bloßes, aus dem Zufammenfein und Wirken entftehendes, Aggre- 
gat ſondern, als eine Urkraft, über allem Einzelnen und Beſondern ift und 
auf ein gemeinfames Ziel binlenft. Es ift dies dieſelbe Idee, welche in letzter 
Hinfiht zu der Erfenntniß Gottes als Ur-Wejens führte. So ftellt fi) dem— 
nah, nah K., die gefammte menſchlich-geſellige Organifation ald Ein großer 
Gefellihaftsorganismus dar in ihrer Gliederung für alle, in der Einen menfd)- 
beitlihen Beftimmung enthaltenen, befonderen Hauptzwede, von denen ein jeder in 
einem befonveren relativ jelbftändigen Organismus von Anftalten, Mitteln und 
Werkthätigkeiten zu vollführen ift. In diefer geſellſchaftlichen Organiſation haben wir 
aber die Idee uud die Aufgabe des Rechts und Staates noch näher nachzuweiſen. 

Das Recht, im Allgemeinen eine Regelung von Lebensverhältniffen für einen 
vernünftigen Zwed, ift zuhöchſt als eine dur die ganze Welt- und Lebensordnung 
gefetste göttliche Idee zu erfafen, die fi nicht blos auf den Menfchen, ſondern 
auf alle lebenden Wefen bezieht, welche in biefer Lebensordnung eine von Gott in 
ihre Natur gelegte Beftimmung zu vollführen haben. Dieſe Beftimmung ift immer 
die Richtſchnur für das Recht, welches alle Berhältniffe darnach zu richten, zu 
orbnen, zu regeln bat. In welcher Art dieſe Regelung zu vollführen ei, ift aus 
der gefammten Lebensorbnung zu erkennen, Diefe göttliche Ordnung ift ein unend- 
liches Ganzes relativ felbftändiger, von Gott und von einander unterfchiedener 
Weſen, die aber zugleich in Gemeinfhaft und Wechſelwirkung ftehen, jo daß das 
Leben eines jeden Weſens in feiner Entwidelung zu einem wefentlichen Theile 
dur das Leben, dur die Kräfte und Handlungen aller feinen Lebenskreis be- 
rührenden Mitwefen bebingt ift, und ohne dieſe Bevingungen ſich nicht entwideln, 
nad feiner Beftimmung ausbilden kann. Diefe Beringungen find aber von zweier- 
fei Art; fie werden nämlich theils nad inneren nothwendigen Lebens- und Na- 
turgefegen erfüllt, oder fie find ein Gegenftand einer vernünftigen Willensthätig- 
feit. Nur die zweite Art ver Bebingungen fann für ein VBernunftwejen eine Auf- 
gabe für den Willen fein; fie ift aber von einer folden praktiſchen Wichtigkeit, 
daß aud der Spracdgenius, welcher für alle wichtigen praftiihen Begriffe ein- 
fache Bezeichnungen feftftellt, Hier den, das wichtige Moment der Richtung und 
Regelung hervorhebenden, Ausdruck des Rechts gewählt hat. In der Einen un— 
endlichen Lebensordnung übt Gott das Recht, in bewußter, mit allen anderen 
göttlichen Grundeigenſchaften ver Weisheit, Liebe, Güte im Einklange ftehenver 
Gerechtigkeit gegen alle Weſen, indem er allen die, in NRüdficht auf alle Ver— 
bältniffe ver felbftändigen Bewegung fowie der nicht zu überfchreitenden Grenzen und 
der ergänzenden Wechſelwirkung beftimmten, Lebensbedingungen gewährt. Diefes 
Recht übt Gott gegen alle Weſen, aud gegen ſolche, melde das Recht nicht felbft 
erkennen und üben können, aljo nicht felbft handlungsfähig im Rechte find, weil 
das Recht überhaupt nicht feinen Grund im Bewußtfein oder Willen, fondern in 
den objektiv bedingten Lebensverhältniffen hat. Aber das höchſte und innerfte 
Rechtsgebiet ift das göttlihsmenfchheitliche Leben, in welchem zuhöchſt Gott felbft der 
Menſchheit und allen Menſchen, nah Maßgabe der durch fie felbft in freier Thä- 
tigfeit errungenen Kraft und Bildung die von feinem göttlihen Einwirken ab- 
hängigen Bedingungen der weiteren Entwidelung, des Fortſchreitens auf der Bahn 
ihrer Beftimmung gewährt, aber auch die Folgen jeder zurechenbaren Abirrung 
und Sünde ald Strafe der Einzelnen und Gefammtperfonen empfinden läßt, die Strafe 
felbft aber ala Mittel zur Wieverbefinnung, zur Wiederaufrichtung, zur Befjerung 
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anwendet, ſo daß alſo die göttliche Gerechtigkeit im Leben der Menſchheit, in Achtung 
der Freiheit, unterſtützend, fördernd, beſchränkend, ſtrafend und beſſernd ſich bezeugt. 

Das Recht iſt aber auch, in dem ganzen menſchheitlichen Leben, von den 
Menſchen ſelbſt einzeln und vereint zu verwirklichen. Das menſchliche Recht iſt „das 
organiſche Ganze der von der Willensthätigkeit abhängigen Bedingungen zur Voll— 
führung der menfhlihen Beftimmung nad allen weſentlichen Verhältniffen des 
Selbft- und Vereinlebens“. Die menſchliche Beftimmung gliedert ſich, wie gezeigt, 
in ein Ganzes von befonderen vernünftigen Zweden, vie in einem Syſteme von 
in einander greifenden Lebensverhältniffen verwirklicht werben. Das Syſtem der 
Lebensverhältniffe ift ein Syitem von Zwedverhältniffen, well jedem Lebensver- 
hältniß ein vernünftiger Zwed zu Grunde liegt; und da jeder Amed feinem In— 
halte nah ein Gut ift, fo ift das Syſtem der Zwed- und Lebensverhältnifie 
auch ein Güterfyftem, deſſen Verwirklichung Aufgabe ver menſchlichen Freiheit 
ift. Das Recht ift daher au eine Art und Norm der Verwirklichung des Guten 
und aller Lebensgüter. Das Gute überhaupt ift nämlich in ziwiefaher Art, nad 
der Doppelfeite des menſchlichen Weſens und Lebens, zu verwirklichen, eimerjeits 
nad der ihm inwohnenden unbebingten göttiihen Urfraft, wodurch der Menſch, 
in Bernnnftfreiheit, das Gute auch umbebingt, rein um des Guten ald des 
Göttlihen willen zu vollbringen hat, — das erft von Kant wieder in feiner Reinheit 
erfannte Örundprincip der Sittlichkeit (Moral); und anderſeits nah allen 
aus der endlichen Beſchränktheit fi ergebenden Bebingumngen des Lebens — das 
Princip des Rechts. Moral und Recht haben daher eine gemeinfame Grundlage 
in der Güterlehre und beive find nur zwei verfchiedene aber gleicherweiſe noth— 
wendige, fi ergänzende und im Cinflange unter fih und mit allem Guten zu 
erhaftende Arteır der Verwirklichung des Guten und aller Lebensgilter. In dieſem 
Güterleben hat aber das Recht nicht bios den Cinzelnen, ſondern auch die Ge— 
meinfchaft und die Beziehung zwifchen dem Cinzel- und Gememleben in's Auge 
zu faflen. Das Recht ift daher nicht blos wie Kant (f. d. Art.) wollte, ein Inbe- 
griff ver Bedingungen der Goeriftenz der Wilffürfreiheit Aller, weil bier nur das 
Individuum ins Auge gefaßt wird, fondern aud) des Füreinanberfeins, der noth- 
wendigen und freien Aififtenz und der Ergänzung Aller durch pofltive und nega- 
tive, nothwendige und frei bevungene Handlungen. Der Nechtsbegriff ift daher 
nicht blos ein negatives und reftriftives, ſondern aud ein pofitives und den Frei— 
heits- und Lebensfreis weſentlich durch die geforderte nothwendige und freie Er- 
gänzung erweiterndes Princip. Im Rechte und in der Rechtswiſſenſchaft ift aber 
ftet8 zu beachten, daß, um die den fpecififhen Charakter des Rechts bildenden 
Bedingungen zu erkennen, alle Verhältniffe der Perfönlichkeit und des Güterlebens 
zu berüdfichtigen find, weil biefe für vie Bedingungen, welche im allgemeinften 
rehtlihen Sinne immer Beftimmungen eines Lebensverhältniffes find, felbft das 
Beſtimmende find. Das Recht kann daher nichts aus fi) heraus Tonftruiren, es 
bat den Baupları und Mafftab nie in ſich felbft, ſondern in den Perſönlichkeits— 
und Güterverhältniffen zu fuchen. Die Bedingungen find wie in einem organiſchen 
Leibe gewiffermaßen die Nerven, welche die allfeitige Beziehung eines rechtlich zu re- 
gelnden Gegenftandes zu allen anderen, von denen er im Organismus bes Lebens 
abhängig ift, vermitteln, und daher ift auch das Recht als das organifche Ganze 
biefer Bedingungen zu beftimmen. Es ergibt fid) daraus, daß das Recht, an fi) 
nur ein Princip formeller Regelung, feinen Gehalt ftet8 aus den zu regelnven 
Lebensverhältniffen zu entnehmen hat, alfo die Kenntniß ver religibſen, fittlichen 
geiftigen, wirthichaftlichen Verhältniffe und Güterzwede vorausfegt, jo daß dem 
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Recht und dem Rechtsgelehrten nichts Meenfchliches fremd fein foll (— das Recht 
alfo wirklich in einer weentlihen Beziehung, um mit römijchen Rechtsgelehrten 
zu reden, eine ars boni ift und eine divinarum atque humanarum rerum sei- 
entia vorausſetzt). — Die Eintheilung des ganzen Rechts ift nad den jevem Rechts— 
verhältnifje zu Grunde liegenden Hauptmomenten zu machen. Jedes Rechtsverhält- 
niß ift aber die Beziehung eines Subjekts zu einem Objekte durch eine bedingende 
Thatſache für einen vernünftigen Zwed des Selbſt- oder Vereinslebens. Daraus 
ergeben ſich die folgenden verfchieventlih in einander eingreifenden Haupteinthei- 
lungen. 1) die Eintheilung nad) dem Subjefte als Träger des Rechts. Das Sub- 
jeft ift entweber eine phufifche oder moralifhe Perfon. Nach ven Stufen der PBer- 
fönlichfeit ift das Recht: Recht des Einzelmenfhen, Familienrecht, Gemeinderecht, 
Stammredt, Volksrecht und Völkerrecht; 2) die Eintheilung nad) dem Objefte ober 
Gegenftande, worauf das Necht fich bezieht. Den Gegenftand bilden entweber a) Sachen 
ber unfreien Natur, Sachenrecht als Ganzes der Beringungen, von welden ber 
Erwerb, die Behauptung, der Gebrauch und Verluft von Sachgütern abhängt, ober 
b) Leiſtungen beftimmter Perfonen, welche Leiftungen felbft entweber in Leiftungen 
von Handlungen oder von Sachen beftehen können, Obligationen-Redht als das 
Ganze der Bedingungen, unter welchen Anfprücde auf Leiftungen beftimmter Per- 
fonen entftehen und aufhören. 3) die Eintheilung nach den bedingenden Thatfachen 
gibt den (vom Objekte wohl zu unterfcheidenden) Inhalt der Rechtsverhältniſſe, der 
ſich nach der Berfchiedenheit der vorhergehenden Eintheilungen beſtimmt. Der In- 
halt ift immer die Beftimmung eines Lebensverhältnifies, woraus ſich ſubjektiv, 
nad) den zwei Seiten, Anſprüche (Forverungen im allgemeinen Sinne) und Ber- 
binvlichfeiten ergeben, welche in ven bezeichneten Theilen verfchieden find. 4) 
Nah den Hauptzweden iſt das Necht Religions: , Sittlichfeits-, Wiſſenſchaft-, 
Kunft:, Erziehungs und Wirthichaftsreht. Endlich find alle Rechtsverhältniffe nach 
dem Sonderleben, für welche fie beftehen können, wie nad dem Gemeinleben zu 
betrachten. Daraus ergibt fi die Eintheilung in Privatreht und öffentliches 
Recht. Das Privatreht ift das Ganze der Normen, nad) welchen das Sonderleben 
in vorwaltender Gelbftbeftimmung für die Sonderzwede feine Berhältniffe regeln 
fann, das Öffentliche Recht dagegen das Ganze der die Thätigkeit und Wechfelwirfung 
aller Glieder für den Gemeinzwed regelnden Normen. Da Sonderleben und Ge: 
meinleben nie abftraft zu trennen, fondern im organifhen Verbande zu betrachten 
find, jo fann und muß Privat: und öffentliches Recht wohl unterſchieden, aber 
nicht nad) den Materien fehroff von einander getrennt werben, da jeve Materie 
unter dem doppelten Gefihtspunfte, wenn auch vorwaltend. unter dem einen ober 
andern, zu betrachten ift. Demnach hat aud vie Einzelperfon ihr öffentliches Recht 
nad ihrer Stellung und Thätigkeit, ihren Anfprühen und Berbinvlichkeiten im 
Gemeinleben, ebenjo die Familie und die Gemeinde; gleiherweife find alle anderen 
Materien, 3. B. das Sachgüterrecht, obwohl vorwaltend privatrehtlichen Cha- 
tafters, auch nach öffentlihen Rüdfichten zu betrachten. Anverfeit haben auch 
der Staat und die Gemeinde ihr Privatreht für ihre Sonverzwede. In einem 
ausgeführten Rechtsfyſtem muß das Recht nah allen Eintheilungsgründen ent- 
widelt werben; legt man einen befonderen Eintheilungsgrund, z. B. den formellen 
leßteren in Privat: und öffentliches Net zu runde, fo müffen doch auch bie 
Beziehungen zu dem andern angedeutet werben; denn das Recht ift ein lebendiger 
Organismus, in weldem jeder Theil zu allen anderen in Beziehung fteht. 

Die lebendige, ftändige Ordnung des Rechts ift der Staat. Die Idee des 
Rechts nämlich ift jo wichtig und umfafjenn, daß fie dad Bedürfniß einer befon- 
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deren Ordnung und Organifation hervorruft, welde fi vie Bollführung des 
Rechts zur befonderen Aufgabe madt. Der Staat ift demnad an ſich Rechtsſtaat 
und foll e8 immer mehr werden. Bei diefer Auffaffung des Rechts als Staats- 
zwed wird jedoch vorausgefegt, daß die Idee des Rechts in ihrer ganzen, nicht 
blos negativen, fondern auch pofitiven Wefenheit begriffen werbe. Denn würde 
das Rechtsprincip (mie faft in allen neueren Theorien) blos negativ erfaßt, fo 
würde man fi) in ver Staatslehre, gegen alle wiffenjhaftlihen und praftifchen 
Anforderungen der Einheit und Reinheit des Principe und der Durdführung, 
genöthigt jehen, neben dem Rechtszweck noch einen oder mehrere andere Zwede zu 
ftellen, wo dann die Frage über das Berhältniß der verfchievenen Zwede zu ein- 
ander nur nad) individuellen Anſichten entfchieven werben könnte. Der Staat foll 
demnach Rechtsſtaat fein, weil Recht fein unmittelbarer, eigener Zwed ift. Da 
aber das Recht, wie gezeigt, im wefentlicher Beziehung zum gefammten Menſch- 
heitszwecke als Endzweck fteht, fo hat aud) das Recht und der Staat feinen leisten 
oder Endzwed in der menfhheitlihen Beftimmung, Bildung, Kultur. Man darf 
aber ven Menjchheitszwed nicht an fih, unmittelbar, als Staatszweck auffaffen, 
er ift der gemeinfame und legte Zwed für alle Lebensgebiete und Ordnungen, 
von denen eine jede, von ihrem Begriffe und Gebiete aus, das Menſchliche för- 
dern fol. So fördert aud der Staat als Rechtsordnung alles Menſchliche, Reli 
gion, Sittlichleit, Wifjenfhaft und ſchöne Kunft, fowie vie wirthſchaftlichen Ge— 
biete, indem er, nad dem Princip des Rechts, einerfeits die Grenzen der Wirf- 
famteit einer jeden Sphäre zieht, gegen Uebergriffe fihert, ftörende Hinderniſſe 
entfernt, anderſeits überall die bedingenden Beziehungen aufrecht erhält, durch 
pofitive Anordnungen fördert, unterftügt, überall der allfeitigen freien Entwidlung 
die Möglichkeit, vie Mittel und Wege bereitet, die Verwirflihung aber ber 
freien Selbftbeftimmung der einzelnen phufifchen und moralifhen Perfonen über- 
läßt. Zur richtigen Erfaffung der gefammten, befonders pofitiven Zwedthätigfeit 
des Staates ift aber vornämlic feftzuhalten, daß berfelbe, dem Princip gemäß, 
uur regelnd, ordnend einjchreiten, Rechte und Verbindlichkeiten in gebietenden und 
verbietenden Gefegen ausſprechen, nirgends aber felbft materiell in das innere 
Leben und die Entwidelung ver befonderen Gebiete eingreifen joll. Des Staates 
Aufgabe felbft wird ſich aber in zwei Gebiete fondern, nämlich einerfeits in vie 
Sorge für die Rechtsordnung, deſſen Beftand, Erhaltung und Fortbildung durch die 
Veftftellung der Bedingungen, von denen fie in dieſer Hinfiht abhängig ift, ander- 
ſeits in die rechtliche Fürſorge für die gefammte menfhlihe Bildung oder Kultur. 
So wie aber der Staat das Net felbft in den Formen des Rechts, fo muß er 
auch alles Wohl in den rechtlichen Formen beforgen. — Hiernach begreift fi vie 
Stellung des Staates zu der gefammten menfhlihen Gejellfhaft. Der Staat 
ift nicht identiſch mit der gefelfhaftlihen Ordnung, fondern nur ein Hauptgebiet in 
diefem großen geſellſchaftlichen Organismus, in weldem ſich für alle Hauptzwede 
befondere Mittelpunfte, Kreife und Ordnungen bilden, welde, wenn aud in ber 
Periode des Wachsthums von verjchiedener Stärke, gleihwohl relativ felbftändige 
Ordnungen zu werben beftimmt find. In ber — Entwickelung haben ſich 
zwar die religiöſe und die rechtlich-ſtaatliche Ordnung am kräftigſten ausgebildet, 
und zunächſt ſcheint die wirthſchaftliche Ordnung zu einer größeren ſelbſtändigen 
Organiſation berufen. Aber, ſo wenig wie die religiöſe Ordnung, kann ſich die 
ſtaatliche mit der ganzen Geſellſchaft identificiren, und beide allein können auch nicht 
die andern gefellfhaftlihen Gebiete unter ſich theilen, da daraus eine Zertheilung 
oder fremdartige Einmiſchung entfpringen würde. Der Staat erfcheint zwar zumeift 
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als die allgemeine gefellihaftlide Orbnung, einerſeits weil er auch das Terri« 
torium rechtlich begrenzt und normirt und daher aud die äußerlich erfcheinenve 
Ordnung ift, und anberfeits, weil er, zur rechtlihen Sicherheit des gefammten Le— 
bens, mit äußerer zwingender Macht ausgerüftet, die rechtliche Einheit und Ver— 
tretung der gefammten Geſellſchaft ift und gewiffermaßen ven feften Stamm bil- 
bet, welcher die geſammte freie menfchlich-gefellichaftliche Bewegung hält, und weil 
Alles in ihm einen rechtlihen Ausgangs- und Haltpunft findet. Aber alle ande- 
ren Zwede find nicht minder umfaffenb als der Staatszwed, ja fie gehen an ſich 
über jeden befonveren Staat hinaus, da Religion, Wiſſenſchaft, Kunft, wirthſchaft— 
liches Leben, eben weil an ſich nicht ftaatliher Natur, allgemein menfchliche, kos— 
mopolitifhe Gebiete find, ihrer eigenen Bewegung folgen, obwohl aud) hier jedem 
Staate das Recht zufteht, fie in einem Volks-Verbande und in einem Terri— 
torium auch von rechtlicher Seite zu regeln, vie Beringungen ihrer Wirkfamteit, 
in Adtung ihrer befonderen Lebensgeſetze, nah allen einſchlagenden weſentlichen 
Berhältnifjen feftzuftellen, fie harmonifh in ein Ganzes zu verfnüpfen. Der Staat 
bat daher nur eine, aber nad allen Seiten ſich erftredenve, Theilaufgabe in dem 
gefammten Gefellfchaftsorganismus zu erfüllen. Diefer fol ſich auch, unter dem 
rechtlichen Schuge und der gefchichtlich berechtigten Vormundſchaft des Staates, in 
allen Glievern zu ber Selbftändigfeit heranbilden, fo daß er dereinſt als ein großer 
Organismus in allen innern relativ felbftändigen innig verbundenen Glieverungen 
belebt ift, in richtiger Bertheilung der menjchheitlihen Arbeit und in Erftreben 
des gemeinfamen Zieles: der Vollendung der Menfchheit in allem göttlich-menfch- 
lich Guten. 

Die Entftehung oder der Urfprung des Staates ift nady dem inneren Grunde 
und den Grundkräften und nah den Formen aufzufaffen. Im Grunde ift es bie 
Rechtsidee, melde als Grundkraft und als Bildungstrieb um fo mächtiger das 
Bedürfniß ſtaatlicher Geftaltung hervorruft, als fein Leben des Rechts, ver Feſt— 
ftellung der mwejentlihen Bebingungen des Mit- und Füreinanderſeins ermangeln 
kann. Die erfte Rechtsgemeinfhaft oder Staat ift die der Familie, und erweitert fid) 
fortfchreitend zum Gemeindeſtaat, zum Stammes- und Volksſtaat bis zum Völker— 
ftaatenbunde. Die Formen der Entftehung und Bildung des Staates find ähnlich 
denen des Rechts: die durch unmittelbares Bedürfniß gefchaffene und durch Ge- 
wohnheit fortgepflanzte Ordnung wird tie zuerft geſchichtlich berechtigte fein; doch 
ift die dem höheren Zuftande bewußter Freiheit am meiften entjpredende Form 
der Bertrag, in weldem alle zur Selbftänpigfeit gereiften Glieder und Gliederun— 
gen in gemeinfamer freier Uebereinftimmung die Grundbedingungen des Stants- 
lebens feftftellen. Der Vertrag darf aber nicht mit dem Rechtsgrunde des Staates 
verwechjelt werben; er ift nur eine Form, und aud nicht die allein mögliche, es 
ſoll fi) in dem Vertrage nicht die bloße Willkür, fondern die reiflich gebildete Ueber- 
zeugung über Wefen, Zweck und Mittel des Staates, welde fir die Formen bes 
ftimmend fein müffen, ausfprehen. In der Organifation des Staates muß, wie in 
jedem Leben, ein beharrlicher und ein ſtets werdender Zuftand unterfchievden werben, 
Der erfte fpiegelt fih ab,.in ver Berfaffung, welche die andauernden Grund— 
bedingungen des gefammten Staatslebens feftftellt, der zweite in ver Berwaltung 
als der auf Grundlage der Verfaſſung vollführten ftetigen Darbildung des Staats- 
lebens. Die Berwaltung theilt fich zuförberft ſachlich nad den zwei bezeichneten 
Gebieten des Rechts und des Wohls, in Rechts- und Wohlverwaltung; fie theilt 
fi formell in vie fogenannten Gewalten oder Grundthätigfeiten (Grundfunctionen) 
des Staates, von denen aber 8. (jr Naturreht S. 184) nur die gefebge- 
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bende und ausübende Gewalt hervorhebt, obgleih nad den Principien bes 
Syſtems die Regierung als die leitende, den Impuls gebende, befondere Ge- 
walt begriffen werben follte (f. Ahrens organifhe Staatslehre ©. 176 ff.) Diefe 
formellen Gewalten find bann gleihmäßig auf die beiden fachlichen Gebiete zu be- 
ziehen, fo daß es alfo eine Rechts- und Wohls- (Regierung) Gefeßgebung und 
Ausübung (Verwaltung im engeren Sinne) gibt, die Iegtere ſich wieder in Rechts— 
verwaltung oder Rechtspflege und in Kulturpflege eintheilt. Was vie Form ver Ber- 
faffung betrifft, fo ift vie iveale, urbegrifflihe Form diejenige, in welcher das Recht 
als göttliches Yebensprincip in dem Staate, ald einem auf die Mitwirkung aller 
Glieder geftellten Gemeinwefen, zur Herrfchaft kommt. Aus dem Begriffe des 
Staates als eines Organismus entjpringt aber als Grundbebingung einer guten 
Berfoffung die Vertretung, weil alle Glieder für das Ganze mitwirken, alle 
einen entfprechenden Antheil an der Geſetzgebung und Berwaltung haben follen. 
Dei der Vertretung foll jedoch nicht das numerifche Princip der Kopfzahl beftim- 
mend fein, fondern fie fol nad den geſellſchaftlichen Gliederungen gebildet werben, 
wodurd die vielfahen au& der unorganifhen allgemeinen Maffevertretung her— 
vorgehenden Mifftände vermieden werben. Die befannten Formen ber Re 
gierung find nicht abfolut, fondern nah den geſchichtlichen Lebens- und Bil- 
dungszuftänden zu würdigen, bie repräfentative Monarchie jedoch als bie vollen- 
detere Form zu betrachten. — Die Staaten follen fi aber allmählig in Staaten- 
Konföperationen vereinen. Den Anfang haben die gebildeten europäiſchen Staaten 
zu madhen. In einem folhen Staatenvereine werben die Einzelftaaten aud bie 
wichtigfte Bürgfchaft ihres Beftandes, ihrer geſetzmäßigen Entwidelung und bes 
Friedens finden, der, wenn überhaupt die Menfchheit auf Erden ihre von Gott 
gefegte Beftimmung erreichen fol, ein bauernder werden muß. Die legte und 
höchſte Beftimmung der Menjchheit bleibt, aud auf Erben ein Reich Gottes zu 
gründen, den Menfchheitsftant als Gottesftaat zu vollenden, in welchem bie ge- 
fammte Rechtsordnung als eine göttliche begriffen, Gott felbft als der höchſte le— 
bendige Rechtöverwalter und Richter erkannt wird. 

Diefe kurze Darftellung mag zur Charakteriftit des K. Syſtems genligen. 
Diefes Syftem, obwohl feit langer Zeit von mehreren Anhängern wie v. Leon- 
hardi, Lindemann, Röder (Naturredht 2. Aufl. 1860), Schlieplafe, Ahrens u. A. in 
verjchiedenen Beziehungen dargeftellt, hat doch erft jeit ungefähr zehn Jahren eine 
größere Beachtung gefunden. Die Urſache ver langen Nichtberüdfichtigung muß, 
nad unferer Weberzeugung, vor Allem in dem Umftande gefucht werben, daß 
diefes Syftem nicht mehr in der Entwidelungsreihe liegt, welche mit Kant be- 
ginnt, in Hegel feinen Hochpunkt erreicht und dann immer tiefer bis zum ge- 
meinften Senfualismus und Materialismus abwärts ſank, eine jeve Entwidelung 
ſich aber ihrem Ende zuneigen muß, bevor die Empfänglichkeit für einen neuen 
Ideenkreis eintritt. Die K. Rechts- und Staatslehre hat zwar in der Form, welche 
fie jeit 1839 in des BVerfaffers rechtsphiloſophiſchem Werke erhalten hat, (das bis 
jet in ſechs Spraden und 18 Auflagen eriftirt 3), eine außerordentliche Verbrei- 
tung gefunden, was vor Allem dem inneren Werthe ver Lehre felbft zugufchreiben 
ift, aber in Deutfchland erft in neuerer Zeit, am meiften, wie es jcheint, durch bie 
praftiihe Anwendung in des Verfaſſers „juriftiicher Eneyklopädie“ (Wien 1855—57). 
Wir können aber nicht umhin, die Weberzeugung auszufprehen, daß die Kenntniß 


3, Die neuefte franzöfifche Auflage von 1859 füllt wejentliche Lücken aus, welche ſich in den 


frühern, auch deutfchen, Ausgaben vorfinden. 
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und Berbreitung des ganzen K. Syftems fir das ganze gefellichaftliche Leben noch 
viel fruchtbarer fein und wefentlih zur Kräftigung ber religiöfen und fittlichen 
Ueberzeugungen beitragen würbe. Denn wir kennen kein neueres Shyftem, welches, 
auf felbftändiger freier Bernunftforfhung beruhend, mit ven Grundwahrbeiten des 
lebendigen Chriſtenthums in fo vollem Einklang ſich befände. Diefes Syſtem gibt 
ber Philofophie überhaupt wieder eine wirkſame Stellung zum Leben, fucht in dem 
ganzen Menfchen alle guten und fittlihen Lebenskräfte zu weden und bezeichnet ver 
Menfchheit und ihrem gefellichaftlichen Leben ein hohes und umfafjendes und doch er- 
reichbares Ziel auf der Bahn eines geordneten und ftetigen Fortfchritts. H. Ahrens. 


. 
Kredit. 
1. Begriff des Kredite. Vorausſetzungen deſſelben. IV. Fortſetzung. 1) Schuld- und Wuchergefege, 
11. Gintheilung ver Kreditgeſchäfte. 2) Der Krevit und die Krifen. 3) Die Förde- 
III. Die vollswirthſchaftliche Bedeutung des rung der Kapitalbildung durch den Kredit und 
Kredits. das Syſtem ver Staatsanleihen. 


I. Begriff des Kredits. Borausfegungen veffelben. 
Unter Kredit verfteht man die Möglichkeit, über Werthe, welche Andern zu— 
ftehen, mit deren auf das Bertrauen fpäterer Nüderftattung, bezüglicd Vergeltung 
fi ftügender Zuftimmung zu verfügen. Man hat Krebit, wenn Einem dieſe Mög» 
lichkeit, über Andern zugehörende Werthgegenftände zu verfügen, von Jenen zuge- 
ftanden wird; man gewährt ihn, wenn man fie einem Andern an Werthen, über 
die man felbft verfügt, einräumt. Man fagt im Allgemeinen, er fei vorhanden 
ober blühe, wenn unter den Mitgliedern einer wirthfchaftlih verbundenen Ge— 
fellihaft die Fähigkeit und Neigung, ihn zu gewähren, verbreitet ift. Durchdringt 
die Benugung deſſelben mehr und mehr die wirtbfchaftlihen Verhältniſſe, fo be- 
zeichnet man einen folhen Zuſtand als Krevitwirthichaft im Gegenfage zur Natural- 
wirthſchaft, wo die Erzeugung der Wirthfchaftsberürfniffe im eigenen Haushalt, 
und zur Geldwirthſchaft, wo Ein- und Berfauf gegen unmittelbare Zahlung die 
Regel ift. 

Auch die bloße Möglichkeit, als welche der Krevit hier erfcheint, ift volfs- 
wirthihaftlich nicht ohne Bedeutung, infofern als fie wejentlih auf die Kühnheit 
und Zuverfichtlichkeit der wirthfhaftlihen Operationen einwirken muß. Indeſſen 
entzieht ſich dieſe Wirkung wiſſenſchaftlicher Beobachtung, Nahmeifung und Be- 
rehnung. Nur infoweit die Möglichkeit auch zur wirklichen Benutzung führt, d. h. 
als eine der VBorausfegungen dieſer letteren, fällt fie daher unter die wifjenfchaft- 
liche Betrachtung. Mit andern Worten, die Vollswirthſchaftslehre hat es mit dem 
Krebit nur foweit zu thun, als er wirklich in die Erfcheinung tritt, und fie darf 
den Kredit daher ald die unter den angegebenen Umftänden erfolgende Uebertra— 
gung von Werthen befiniven. Nur indem fie nad den Vorbedingungen fragt, 
von denen biefe abhängt, hat fie aud) jene Möglichkeit zu erörtern. 

Der Kredit, d. h. mithin der wirkliche, aftuelle, nicht ver blos virtuelle, 
beruht auf Seiten ver ihn Gewährenden theils auf der Fähigkeit, die abzutreten- 
den Güter, bezüglich deren Werth, bis zur Zeit der Rüderftattung oder Vergel— 
tung miffen zu können — und das weift darauf bin, daß erft die Kapital 
anfammlung einen größern Umfang erreicht haben muß, ehe der Kredit umfaflende 
Bedeutung gewinnen kann —, theild auf dem freiwilligen Entfhluß, jene Werthe 
zu übertragen. Diefe Treimilligkeit ift wefentlih. Wenn man Jemandem unbewußter 
oder gezwungener Weife Güter over Nugungen überläßt, fo ift das Fein Krebit- 
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gefhäft. 1) Nicht minder weſentlich ift ferner die Abficht des Krebitgebers, ven 
überlaffenen Werth feiner Zeit in einer oder der andern Form zuräd zu empfangen. 
Eine offene oder verſteckte Schenkung ober eine im falfchen Glauben, daß man fie 
ſchuldig fei, geleiftete Zahlung fällt nicht unter den Begriff des Kredits. Es han- 
belt fi) dabei vielmehr immer um eine zweifeitige Güterübertragung, bei ber bie 
Erfüllung ver Verpflichtung des einen Theiles in die Zufunft hinaus verlegt 
wird. Hält man dies zufammen mit der nur bezeichneten erften Borausfegung 
der freiwilligen Zuftimmung des Forderungsberechtigten, fo ergibt fid) al8 allge: 
meine Grundlage des Kredits das Vertrauen Deffen, ver ihn gewährt, auf Den, 
welcher ihn benußt. Diefes Vertrauen aber hat einen doppelten Inhalt; es geht 
einestheils auf Die Leiftungsfähigkeit des Schuldners, eine Fähigkeit, bei ber neben 
dem Umfang des Bermögens namentlich auch deſſen größere oder geringere Reali- 
firungsleichtigfeit in Betracht kommt, ambererfeit8 auf vie Sicherheit, ſich jene 
Fähigkeit wirklich zu Nutze machen zu Fünnen, wobei man fid wiederum theils auf 
ben guten Willen des Schulpners, theild auf den Zwang ftügen kann, welden 
man eventuell gegen ihn anzuwenden vermag. Im diefer Beziehung zeigt fich ein 
oft hervorgehobener wichtiger Unterfchied des Kredits des Staates und beffen ber 
Privaten. Den Legteren gegenüber bemißt fi) der Kredit in der Regel faft nur nad) 
der Zahlungsfähigfeit, die man ihnen zutraut; ben. guten Willen nimmt man als 
vorhanden an, indem man darauf redhnet, ihm nöthigenfalls durch eine wirkſame 
Hülfe der Gerichte ergänzen zu fünnen. Dem Staate dagegen wird fein Krebit 
bauptfählih nad dem guten Willen zugemeffen, welden man bei der Regierung 
vorausſetzt, die übernommenen Berpflihtungen zu erfüllen, da die Gläubiger eines- 
theils, von Ausnahmezuftänden abgefehen, innerhalb fehr weiter Grenzen meiftens 
feine Urſache haben, an der Zahlungsfähigkeit ver Regierung zu zweifeln, während 
fie andererfeit8 nicht erwarten fünnen, mit Zwangsmitteln gegen dieſelbe etwas 
auszurichten, fobald fie nicht von felbft gejonnen ift, ven übernommenen Verpflich- 
tungen gerecht zu werben. Allerdings trifft diefes Raifonnement nur für höhere 
Kulturftufen zu, allein deren Erreichung wird ohnehin vorausgefett, wenn über- 
haupt eine beveutendere Entwidelung des Krebits in Frage kommen ſoll. 

Damit aber der Krebit wirklich ind Leben trete, genügt es nicht am biefen 
nur den einen Theil, betreffenden Vorausfegungen, fondern e8 muß aud auf der 
andern Seite ein Bedürfniß ſich geltend machen, Krevit zu nehmen. Allerdings 
gibt e8 auch eine eimfeitige Form des Kredits — die negotiorum gestio. Da 
diefelbe aber im Ganzen dod von untergeordneter Bedeutung ift, fann in dieſem 
Artikel davon abgefehen werden. Solange viefes Bedürfniß nur auf dem, freilich 
weit genug verbreiteten Wunfche beruht, fremde Werthe für den perfönlichen Ver— 
braudy zu verwenden, werben feiner Befriedigung vielfach auf Seiten der Dar- 
leihenden Bedenken hinfichtlih der Zuverläffigkeit der Krebitfuchenven entgegen- 
ftehen. Wer dafür befannt ift, daß er nur zu borgen fucht, um feinen Verbraud 
zu decken, ftößt in der Negel auf Schwierigkeiten, Es werben, fo fange nicht ein 
fittliher Verfall allgemein geworben ift, immer nur verhältnigmäßig Wenige fein, 
die in irgend erheblichem Umfange für ſolche Zmwede Kredit erhalten, Mit andern 
Worten, fo lange ver Kredit nur der unprobuftiven Konfumtion dient, bleibt er 


i) Wird ein derartiger Vorgang als ein folches behandelt, wie dies 3. B. nad Nöm. Recht 
in dem Fall der auf Grund eines gefelichen Zwanges erfolgenden Dotirung einer Ehefrau ges 
ſchieht, jo ift das eben nichts Anderes als eine rechtliche Fiktion. Val. Danfwardt, Nationalöfo: 
nomie und Jurläprudenz. Roftod 1857 ff. Heft IV. ©. 44. Anderer Meinung ift Anies, in 
der Zeitfchrift f. d. gefammte Staatswifjenfchaft, Bd, XV, S. 583, 
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vollswirthſchaftlich, von Zeiten eines entſchiedenen Verfalls abgefehen, von unter- 
georbneter Wichtigkeit. Seine durchgreifende Bedeutung beginnt erft da, wo man 
ihn zum Zwede ver Produktion in Anfprud nimmt. Darauf beruht e8, daß ein 
neuerer Schriftfteller denſelben kurz als das Princip der freiwilligen Uebertragung 
der Kapitale hat definiren mögen. Hier liegen die Verhältniſſe allerdings ganz 
anders, wie in jenem erſten Falle. Der Kreditſuchende hat nicht von vornherein 
die Meinung gegen ſich, daß das Gleichgewicht ſeiner Wirthſchaft geſtört ſei; im 
Gegentheil ſpricht ſein Begehren "eher für die Vermuthung, daß die letztere in 
gedeihlicher Entfaltung begriffen iſt. Wenn die beabſichtigte Produktivoperation 
einſchlägt, ſo ſind die überlaſſenen Werthe zu der Zeit, wo die Rückerſtattung 
einzutreten hat, nicht wie im erſten Falle, wo der Gläubiger keine andere Sicher⸗ 
heit hat als das anderweite Vermögen des Schuldners, vernichtet, ſondern ſie 
ſind noch vorhanden, ja ſie haben ſich noch vermehrt, ſo daß die Zahlungsfähigkeit 
des Schuldners feinem Zweifel unterliegt. Hier kann ſich daher der Kredit ungeftört 
entfalten, foweit bie vorhandenen und neu fi bildenden Kapitale reichen und Ge- 
legenheiten zu probuftiver Verwendung fid) darbieten, und es öffnet fi in ber 
That hiermit eine unendliche Perfpeftive. Der Ausgangspunkt derſelben Liegt aber 
offenbar erft in ſchon hoch entwidelten volkswirthſchaftlichen Zuftänden. Die frucht- 
bare Verwendung von Kapital in großem Umfange fett bereits eine auf einen 
ausgebreiteten Markt berechnete Produktion, d. h. eine ausgebildete Verfehrswirth- 
haft voraus. Bei einem bloßen Nebeneinanberbeftehen ver Hauptſache nach in fich 
abgeſchloſſener Haushaltungen, mit einem Worte, in der Naturalwirthfchaft ift 
eine erhebliche Anwendung des Kapitals und daher aud) eine ausgedehnte Entfal- 
tung bes Krebits nicht möglich. Exft mit der Geldwirthſchaft fängt dieſer an, fich 
auszubehnen, um nad) und nad) eine immer mehr vorherrſchende Bedeutung zu ge— 
winnen und fhlieglih den volkswirthſchaftlichen Beziehungen eine weſentlich ver- 
änderte Grundlage zu verleihen. 

II. Eintheilung ber Krebitgefhäfte. Eine Alaffifilation der Kredit— 
gefhäfte kann von fehr verſchiedenen Gefihtspunkten ausgehen. Folgende dürften 
die wichtigften Eintheilungen fein. 

1. Mit Rüdfiht auf die Perfönlichkeit des Kreditnehmers unterfcheivet man 
öffentlichen und Privatkredit. Ein Punkt, in Bezug auf welchen dieſe Unterſcheidung 
von Wichtigkeit wird, ift bereits oben beiläufig hervorgehoben worden, nämlich die 
Verſchiedenheit ver Motive, welhe für die Krebitgewährenden maßgebend find, je 
nachdem der Krebitnehmer eine Privatperfon oder eine öffentliche Körperfchaft, ins— 
befonvdere ein Staat ift. Einige andere Punfte werben weiter unten noch ihre Be— 
leuchtung finden. Im Uebrigen ift auf ven Artikel Staatsfhulden zu verweifen. 

2. Kaun man Gefhäfte, bei denen der NKrebit den eigentlichen Kern 
bildet, von ſolchen unterſcheiden, wo er nur als eine ſekundäre Folge gewiffer 
natürliher, focialer oder wirtbihaftliher Unvolllommenheiten erſcheint. Das 
Lestere findet 3. B. beim Pacht ober bei ber Miethe ftatt. Hier bilvet ver 
Berfauf der Nugungen der verpadhteten- und vermietheten Güter den eigent- 
lihen Inhalt des Geſchäfts. Diefes ſchließt an ſich den Kredit nicht ein. Nur 
weil dieſe Nugungen von Dem, welder ſie erwerben foll, nicht füglich gezogen 
werben fünnen, ohne daß er zeitweilig die Verfügung über das betreffende Gut 
felbft erhält, tritt hier der Krebit in der Weife ein, daß ihm dieſes gegen bie 
Zufage fpäterer Rüderftattung überlaflen wird. Der Vermiether oder Verpachter 
frebitirt fein Kapital nur, weil dies die Vorbedingung ift, um deſſen Nutungen zu 
verkaufen, Aehnlich verhält es fih mit der Geftundung der Zahlung beim Kauf, 
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Auch diefe Liegt nicht in der Natur des Gefchäfts, fondern es milffen befonbere 
Umftände Hinzutreten, welche fie einem ver Betheiligten oder, beiden winfchenswerth 
machen, damit fie eintrete. Sie fällt weg, fobald fein folder Grund vorhanden ift. 
Man fieht leicht, daß dieſe Formen des Kredits ſchon mit dem erften Auftreten zwei- 
feitiger Rechtsgeſchäfte, d. h. ſchon mit den erften Anfängen des Verfehrs vorkom- 
men und ſich mit diefen mehr und mehr ausbreiten müſſen. Streng genommen 
treten fie faft in allen Berfehrsbeziehungen auf, denn nur bei den allerwenigften 
erfolgt Feiftung und Gegenleiftung vollkommen gleichzeitig; meiftens wideln ſich bie 
Geſchäfte nur, wie man ſich bezeichnend ausprüdt, Zug um Zug ab, fo daß alfo Der: 
jenige, der den erften Zug thut, fo lange Krevit gibt, bis der zweite erfolgt. Aber 
felbft hievon abgefehen, lehrt ein Blick auf das tägliche Leben, wie fehr dieſe Form 
des Krevits alle Berhältniffe durchdringt. Löhne aller Art werben nur in periobifchen 
Zwiſchenräumen ausgezahlt, Krämer” und Handwerker eröffnen ihren Kunden lau— 
Er Rechnungen zc. ꝛc. Daß insbefondere im internationalen Berfehre fapitalreicherer 
änder mit fapitalärmeren die Gewährung längerer Zahlungsfriften von jenen an 
diefe einen der Haupthebel bilvet, ift befannt. Nichtsveftoweniger übt der Arebit 
in diefer Form noch feinen den ganzen Charakter der Volkswirthſchaft beftimmen- 
den Einfluß aus. Er erfcheint nicht ſowohl als ein belebendes Princip, wie als 
ein nothwendiges Uebel, das man daher auch möglichft einzugrenzen ſucht. Es muß 
»im Allgemeinen als ein volkswirthſchaftlicher Fortihritt gelten, wenn vie Lohn: 
friften fi abfürzen, ver Stüdlohn, in weldem ber Kredit auf fein möglichft 
geringes Maß zurüdgeführt ift, mehr und mehr ven Zeitlohn verbrängt, wenn 
im Kleinverfehr die Baarzahlung mehr und mehr die Regel wird zc. zc., denn durch 
alle diefe Veränderungen gewinnt das wirthſchaftliche Leben an Beweglichkeit, wird 
eine vollfonmenere Ausnugung der in ihm wirkenden Kräfte möglid. Im ent- 
ſchiedenen Gegenfage hierzu ftehen diejenigen Anwendungen des Krebits, in wel— 
hen dieſer den eigentlich beftimmenven Mittelpunkt abgibt; wo der Gläubiger ven 
Kredit nicht gewährt, um damit ein anderweites Geſchäft in Gang zu bringen, 
jondern weil ihm vie betreffenden Werthe erft in den Händen Deffen, vem er fie 
überläßt, Nuten oder doch vollen Nuten abwerfen; wo dieſer fie übernimmt, nicht 
als Anhängfel eines abgefchloffenen, fondern als Grundlage eines neuen felbftän- 
digen Gefhäfts. Der Kredit hat alfo hier mit einer anderweiten Verkehröverbin- 
dung ber Betheiligten Nichts zu thun; er tritt felbftändig auf, gegründet lediglich 
auf die beiden Theilen aus der Werthübertragung felbft erwachſenden Bortheile. 
Dffenbar gewinnt in diefer Anwendung der Krevit eine ganz neue Bedeutung für 
die Volkswirthſchaft, indem er ihre Grundlagen weſentlich erweitert und umgeftaltet ; 
er wird aus einem bloßen Auskunfts- zu einem wirklichen Hülfsmittel, und eben 
deshalb hat vie fortfchreitende Volkswirthſchaft die Tendenz, dieſe Art des Krevits 
nicht wie die vorige zu bejhränfen, fondern immer mehr zu erweitern. Daß Kre- 
bitgewährungen dieſer Art erſt auf hoch entwidelten Kulturftufen in größerem - 
Mapftabe vorfommen können, ergibt fi ſchon aus dem oben Auseinandergefegten, 
da fie größtentheild die Verwendung der übertragenen Werthe zu probuftiven 
Zweden vorausfegen. Zugleich ftellt fi, da beide Betheiligte es hier nur auf eine 
Werthübertragung im Allgemeinen abgefehen haben, ohne daß ver Kreditgebende 
in einer weiteren Beziehung zu der beftimmten Geftaltung bleiben foll, in ber ber 
Krebitbenugende vie überlafjenen Werthe zu verwenden beabfihtigt, heraus, daß 
dieſes Verhältniß feinen klarſten und deshalb aud am häufigften beliebten Aus- 
druck in ver Weife finvet, daß zur Uebertragung das allgemeine Taufhmittel ge— 
wählt wird, in weldem ſich die Abftraftion des Werthes am reinften varftellt, 
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Mit andern Worten: das Gelddarlehen ift die dieſer Art des Kredits vorzugs- 
weife entſprechende Form. Leicht erflärlih ift es, daß man, wenn biefe Form 
allgemeiner gebräudlih wird, dieſelbe aud auf bie Krebitbeziehungen ver erſt⸗ 
bezeichneten andern Art vielfach zu übertragen fucht, indem man entweber Gelb- 
darlehen bei venfelben fingirt oder fie doch analogiſch behandelt. 

3. Auch die in Bezug auf die Rüderftattung der anvertrauten Werthe ge- 
troffenen Beftimmungen liefern vielfah den Grund für Eintheilungen der Krebit- 
geſchäfte. Diefen Gefichtspunft in allen feinen Einzelheiten zu verfolgen ift hier 
unmöglich, doch mögen wenigjtens einige Hauptpunfte hervorgehoben werden. Fürs 
Erfte ftellen ſich Geſchäfte, wo die Rüderftattung ver Frebitirten Werthe in ber 
abftrakten Form des Geldes zu erfolgen hat, folchen gegenüber, wo ein Gut 
von konkreter Geftaltung zurädzuerftatten ift. Jene haben fo zu fagen einen 
mehr allgemeinen, dieſe einen mehr fpeciellen Charakter; ein Wandel in der Per- 
fon ver Berechtigten wie der Verpflichteten ift bei jenen weit leichter möglich ala 
bei diefen. Berechtigungen und Verpflichtungen find bort an fid) verkehrsfähiger 
wie bier. Bei jenen find die Verpflichteten in der Freiheit ihrer wirthfchaftlichen 
Bewegung allgemeiner, aber auch weit loderer gebunden; bei dieſen find fie nur 
nach einer beftimmten Seite, nady diefer aber auch um Vieles ſchärfer befchränft. 
Am deutlihfien tritt das hervor, wenn der rüdzuerftattende Werth nicht in einer 
gewifjen Menge vertretbarer Sachen, fondern in einem beftimmten in Specie zu— 
rüdzugebenden Gute befteht. Verzehrung und Veräußerung ift hier Demjenigen, ver 
e8 kreditirt erhalten hat, unterfagt, die Nugung nur innerhalb gewiſſer Grenzen 
geftattet, dagegen ift er zur Sorge für die Erhaltung des Gutes verpflichtet. Die 
Folgen dieſes Berhältniffes pflegen fih in alleıhand Beftimmungen zu zeigen, 
durch welche die Gläubiger fi) gegen Nechtsüberfchreitungen oder Pflichtverlegun- 
gen der Schuldner fiher zu ftellen ſuchen. Man denke z. B. an die in ven Padıt- 
fontraften über Landgüter üblihen Beftimmungen gegen eine ausfaugende Be— 
nutung des Bodens, über Inftanphaltung des Inventars u, ſ. w. Bei Gelbvar- 
feihen bleiben natürlich derartige Beſchränkungen der Verwendung und bie daran 
ſich knüpfenden Kontrolen in der Regel außer Frage. 

Man kann ferner unterfheiden die Krevitgewährungen, bei denen die vom 
Krebitgeber fchlieglich zu forbernden Werthe im Boraus beftimmt, und diejenigen, 
wo fie unbeftimmt gelaffen find und ihr wg: von der Oeftaltung gewiſſer 
anderer Berhältniffe abhängig gemadt if. Das Letztere findet namentlich häufig 
bei der Krebitirung des DVerkaufspreifes von Kapitalnusungen mit Rüdfiht auf 
die durch die Verwendung dieſer Nugungen zu erzielenden wirthſchaftlichen Erfolge 
ftatt, 3. B. bei der Regulirung der Pachten nad Verhältnigtheilen des Natural- 
ertrags oder wenigftens der Pachtgelver nad) dem Stande der Fruchtpreiſe. Sel— 
tener kommt es bei der Krebitirung des Verkaufspreiſes von Arbeitsleiftungen, 
von Rechtsanſprüchen und von Sahgütern vor. Die fortf—hreitende Entwidlung 
hat übrigens die Tendenz, aud ven Kaufpreis von Nugungen immer beftimmter 
zu formuliven, indem hiermit unter ausgebilveten VBerkehrsverhältniffen in ber 
Regel beiven Theilen am beften gebient ift. Umgekehrt verhält es fi beim Ber- 
fauf der Arbeit. Auf niederen Kulturftufen ift regelmäßig ver Arbeitgebenve ver 
Krebitirende, und was er Frebitirt, ift die ihm für die im Voraus der Hauptfache 
nad) in natura bezahlten Löhne ſchuldige Arbeit, alfo im Ganzen eine beftimmte 
Größe. Auf höheren Kulturftufen dagegen ift meiftens der Ürbeiter ber Krebit- 
geber; er Frebitirt dem Unternehmer bis zum Auslöhnungstag den für bie gelei- 
ftete Arbeit und zwar größtentheild in Geld zu zahlenden Lohn. Den Betrag 
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viefes aber macht man häufig, um den Arbeiter für feine Arbeit zu intereffiren, 
wenigftens theilmeife von dem Erfolge der legteren abhängig (Tantiemen und ähn- 
liche Einrichtungen) 

Es können weiter aud die Beftimmungen über den Fall, auf welden ein 
Krebitverhältnig aufgelöst werden foll, zur Grundlage einer Unterſcheidung ge- 
nonmen werden. In biefer Beziehung ftehen ſich Kreditgefchäfte, bei denen bie 
Auflöfung von vornherein beſchloſſene Sache ift, und folde, bei denen dies nicht 
ver Fall ift, gegenüber. Bei jenen kann die Auflöfung geftellt fein entweder auf 
einen beftimmten Termin, wie meiftens bei der Bezahlung der Arbeit und ver 
Kapitaluugungen und bei der Krebitirung ver Zahlung für verkaufte Waaren, oder 
auf den Eintritt beftimmter Beringungen, 3. B. im Berfiherungsmefen. Oft ift 
bier nicht blos der Termin, ſondern aud der Umfang der zu gewährenden Zah- 
lung von Bedingungen abhängig gemadt. Zu den Krebitgefhäften, bei denen 
nicht von Haus aus die Abwidelung in Betracht gezogen wird, gehören nament- 
lic) großentheils diejenigen, wo beide Theile die übertragenen Güter als Kapital 
auffaffen, d. h. insbefondere die Gelddarlehen zu probuftiven Zweden, und es ift 
oben gezeigt worden, daß bdiefelben mit fortjchreitender Volkswirthſchaft immer 
mehr an Bedeutung zunehmen. Die Intereffen ver betheiligten Parteien find übri- 
gend hierbei gerade entgegengejegter Art. Eine jede muß für fich die möglichfte 
Freiheit der Nüdforberung bezüglich Rüderftattung, für die andere die möglichite 
Gebundenheit wünfhen. Die Folge davon ift, daß, je nachdem der eine ober der 
andere Theil ftärkere Urfache bat, auf biefen Wunfh Gewicht zu legen, und 
mehr Macht befitt, ihn zur Geltung zu bringen, je nachdem ferner fein Intereffe an 
der eigenen Freiheit der Bewegung oder an der Gebundenheit des Gegenparts 
ein größeres ift, die Vereinbarungen ſich verſchieden geftalten und das wirkliche 
Leben die mannigfaltigften Modififationen in diefer Beziehung darbietet. Ueberwiegt 
auf Seiten der Darleiher Spefulationsgeift und die Rüdfiht auf Wahrung von 
Mitteln für eigene Unternehmungen, haben andrerfeits die Schuldner die Ausficht, 
das fremde Kapital in der Produktion, für welche fie es beftimmen, in kurzer Frift 
realifiren zu können, fo verftändigt man ſich auf möglichft Leichte - Bebingungen 
der NRüdzahlung und Rückforderung: alfo bei Heinen Beträgen Zahlung auf 
Berlangen, bei größeren wenigftens furze Kündigungsfriften, einfache Formalien. 
Im Allgemeinen ift das der Charakter des Handels- und Gewerbefrevits. Ja man 
verläßt unter folhen Berhältniffen auch die Form der Krebitgefhäfte auf unbe: 
fimmte Dauer ganz und greift ftatt deſſen zur Feftfegung eines beftimmten Rüd- 
zahlungstermins, vorbehäftlich bei deſſen Eintreten das Geſchäft, wenn es alsdann 
beiden Theilen fo anfteht, zu verlängern over zu erneuern. Umgefehrt, wenn 
ber Schuldner dem dargeliehenen Kapital eine Form zu geben beabfichtigt, in 
welcher es fih nur ſchwer realifiren läßt, wohl.gar vollftändig firtrt wird, und 
wenn e3 den Gläubigern hauptfächlicd um geficherte Unterbringung ihrer Gelder 
und einen regelmäßigen Zinfenbezug zu thun ift, ohne daß fie auf die Möglich— 
feit, eintretenden Falls über das Kapital felbft disponiren zu können, bejonveres 
Gewicht legen, werden gerade entgegengefegte Beftimmungen Plaß greifen. Diefe 
Verhältniffe treten namentlih beim landwirthſchaftlichen und beim öffentlichen 
Kredit hervor, doch au bei den Gewerben und dem Handel mit Bezug auf ihr 
ftehendes Kapital. Daher ausgeführtere formelle Bedingungen und längere Friften 
ber Kündigung. Den vollendetften Ausdruck findet diefe Lage der Dinge, wenn 
die vollftändige Unfündbarfeit des Darlehens Seitens des Gläubigers vereinbart, 
mit anderen Worten, wenn das Darlehen in den Kauf einer Rente verwandelt 
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wird, wobei meiftens der Schulpner ſich vorbehält, diefe, wenn es ihm beliebt, 
gegen eine beftimmte Summe wieder ablöfen zu fünnen. Es ift das bekanntlich) 
bie Form, welche in neuerer Zeit bei den öffentlichen Anleihen durchaus die vor- 
herrfchende geworben ift. Was die verfchiedenen dabei möglihen Movalitäten be- 
trifft, verweifen wir auf den Artifel Staatsfchulden. Indeffen aud der Privat: 
verkehr kennt diefen Rentenkauf. In früherer Zeit haben namentlid die Verbote 
und Beihränfungen des Zinsnehmens zu feiner Verbreitung beigetragen. In ein- 
zelnen Gegenden ift er noch heute weit verbreitet, z.B. im Kanton Waadt. Man 
rühmt dort von biefer Form des Krebits, daß fie die Befruchtung der Landwirth- 
[haft mit Kapital fehr erleichtere und in Folge davon die Meinen Grundbeſitzer 
ſocialiſtiſchen Ideen unzugänglic gemacht habe; amdererfeits freilich gibt man ihr 
Schuld, aud das leichtfinnige Aufborgen zu befördern. In Deutfchland findet ſich 
in Bremerhaven eine merkwürdige Abart verfelben, wo vie Nente im Intereſſe 
des Gläubigers feftgeftellt worben ift, in dem fogenannten Grundzinſe, einer Rente, 
die fih der Staat beim Berfauf des ihm urfprünglic allein zuftehenden Terrains 
neben dem Kaufpreife von den Käufern noch vorbehalten hat. Auch unter dieſen 
Berhältniffen, wo eigentlich die Fortfegung des Kreditgefhäfts auf unbeftinmte 
Dauer angedeutet ift, ift übrigens eine von vornherein feftgeftellte zeitliche Be— 
grenzung nicht felten. Sie beruht theild auf dem Wunſche ver Schuloner, fi in 
einer beftimmten Frift ihrer Verpflichtungen zu entlevigen, theils auf dem Zwei- 
fel der Darleiher, ob es ihrem Intereffe auch entfpricht, vie Dispofition über ihr 
Kapital auf unbeftimmte Zeit aus der Hand zu geben. Die zur Befriedigung 
biefes beiderfeitigen Bebürfniffes gewählten Formen find namentlid die Tilgung 
durch Antuitäten, d. h. allmälige Rüdzahlung des Kapitals in Hleineren zu ben 
Zinfen gefhlagenen Poften, wie fie befonder& bei den zur Ablöfung der Grund- 
laften aufgenommenen Anleihen eine große Rolle gefpielt hat, aber auch fonft ſo— 
wohl im Staatsfhulvdenwejen, wie unter Privaten, 3. B. bei den im einigen 
Theilen Süddeutſchlands üblichen Ausleihen auf fogenannte Zieler vorfommt, — 
und in dem insbefondere für ven Staat geltenden Falle, daß ein Schuloner einer 
Mehrzahl von Gläubigern gegenüberfteht, die regelmäßige periodifche Amortifation 
der Schuld durch Ausloofung einer beftimmten Anzahl von Schulvfheinen. Mit: 
unter ift hiemit ein Glüdsfpiel verbunden worden, indem ein Theil der zu lei- 
‚ ftenden Rüdzahlungen zu Prämien für einzelne durch das Loos zu bezeichnende 
Nummern oder Serien beftimmt wurde — Lotterieanleihen. 

Ein weiterer Punkt, der hier hervorgehoben zu werben verdient, ift folgender. 
Sind, wie gejagt, Hinfichtlih der auf die Rückzahlung bezüglichen Beftimmungen 
pie Intereffen der betheiligten Parteien im Allgemeinen einander entgegengefett, jo 
würde häufig eine Berftändigung unmöglich werden, wenn nicht Formen gefunden 
würben, welche die Nachgiebigkeit für denjenigen Theil, ver fi zu ihr verftehen 
fol, möglihft unſchädlich machten. Hierauf gründet fich die auf höheren Kultur: 
ftufen in mannigfadhen Erjheinungen hervortretende Tendenz zur Ausgleihung 
folder Nachtheile und damit zur Verſöhnung ver einander entgegenftehenden Inter- 
effen. So führt die Zumuthung an die Gläubiger, fi) in ihrem Rückforderungs— 
rechte zu beſchränken oder daſſelbe aufzugeben, zu den verfhiedenen Beranftaltun- 
gen, weldhe man als Kredit mobilifirende zu bezeichnen pflegt, und die darauf 
ausgehen, der Beglaubigung ihrer Anfprühe eine’ Form zu geben, welde fie 
möglichft verfehrsfähig macht, fo daß die Gläubiger durch Verkauf dieſer Doku— 
mente jeder Zeit ihr Kapital leicht realifiren künnen. Die Klarftellung der Forde— 
rungen felöft und der aus ihnen entjpringenden Rechte, die Bejeitigung formeller 
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Schwierigkeiten und Weitläufigfeiten bei der Uebertragung ber Dokumente, vie 
Errihtung von Centralpunften für den Umfag verjelben, deren Ausftattung mit 
den erforderlichen Hilfsmitteln und Hülfsperfonen und die Feftfegung ver dabei 
nothwendig werdenden Orbnungsbeftimmungen — ſ. d. Art.. Börfe — gehören 
hieher. Zugleich dienen alle diefe Beranftaltungen zur Erleichterung der Wieber- 
anlegung der Kapitale, wenn diefe unerwartet zur Nüdzahlung kommen. Ferner: 
ebenfo bequem als die Abtragung ver Schulden in Annuitäten für die Schulpner 
ift, ebenfo unbequem ift fie im Allgemeinen für die Gläubiger. Um fie diefen an- 
nehmbar zu machen, dient die Einfchiebung einer zwifchen ihnen und Jenen ver: 
mittelnden Anftalt, welche dadurch, daß fie die feinen Kapitalabträge einer größeren 
Zahl in gleicher Lage befindliher Schuloner in ihrer Hand vereinigt, die Mög- 
lichkeit gewinnt, den Darleihern die Rüdzahlung nur in größeren, zur probuftiven 
Anlegung beſſer fi eignenden Poften zuzufichern. Eine umfangreiche Anwendung 
dieſes Gedankens ift bekanntlich namentlich für den Bodenkredit in ben landwirth— 
ſchaftlichen Krebitvereinen und Rentenbanfen gemacht worden. Andererfeits entftehen 
unter Berhältniffen, wo die Schuldner fidy eine ihrem Intereffe wenig entfprechende, 
leichte Kündbarkeit der angeliehenen Kapitale gefallen laſſen müſſen, allerhand Ein- 
richtungen, um theils die Beranlaffungen zur wirflihen Anwendung des Kündi- 
gungsrechtes Seitens der Gläubiger zu befhränfen, theils, wenn die Kündigung 
dennoch eintritt, deren Folgen unſchädlich zu geftalten, insbefondere vie Aufnahme 
von Erfag-Kapitalen zu erleichtern. Beiden Zweden bienen alle die verſchieden— 
artigen Veranftaltungen, welche das Bertrauen zu den Schulpnern erhöhen follen, 
mag dies nun durch beſſere Herausftellung ihrer VBermögensverhältniffe, durch Er- 
leichterung der eventuell gegen fie in Anfpruch zu nehmenden Rechtshülfe, durch 
Einführung von Bürgen, durch Genoffenfchaften zu gemeinfhaftliher Aufnahme 
von Darlehen oder fonft wie gejhehen. Auf den legteren Zwed insbefonvere find 
die Anftalten zur Beleihung von Pfänvdern aller Art berechnet. 

Den zulest erwähnten Gintheilungen nahe verwandt ift endlich diejenige, 
welche danach unterfcheibet, ob die NRüderftattung in berfelben oder in einer andern 
Form erfolgen fol, wie ver Kredit gewährt wurde. Unter die erfte Kategorie fallen 
die verfchiedenen Formen des Darlehens, in fo weit es fi dabei um NRüderftattung 
der Stammwerthe handelt; bei ver zweiten geht vie Abſicht immer auf einen Tauſch. 
Es gehören dahin die Arebitirungen des Kaufpreifes verfaufter Güter und ber 
für die Nutzungen vermietheter oder verpachteter Güter bedungenen Entfhäbigungen, 
alfo der Geld-Zinfen, der Mieth- und Pachtbeträge, fowie die ber Anfprüde, welche 
ein Theilnehmer an einer Produftivgefellfhaft auf einen feinen Beiträgen entſpre— 
chenden Antheil an dem gemeinſchaftlich erzeugten Probufte erwirbt. Uebrigens ift 
viefe Unterfcheidung volfswirthihaftlid ohne Bedeutung. Sie wird nur deshalb 
häufiger gemacht, weil eine in der nämlihen Form wie die Leiftung erfolgende 
Gegenleiftung überhaupt nur bei Krebitgefchäften in Frage kommen kann. Bei 
Berkehrsgefhäften, wo beide Parteien gleichzeitig ihre Verbindlichkeiten erfüllen, 
müſſen lettere, weil es fonft an jevem vernünftigen Motiv für den Austauſch feh- 
len würde, nothwendig verſchiedener Art fein. 

4. Auf der Nüdficht auf die verſchiedenen Garantieen, welde dem Kredit— 
geber für bie Erfüllung ber den Kreditnehmern obliegenden Verbindlichkeiten zu 
Theil werden, beruht die befannte Eintheilung in Perfonal- und Real-Krebit, je 
nachdem ver Gläubiger feine Sicherheit nur in der Perfünlichkeit feines Schulp- 
ners findet, oder ihm zu dieſem Zwede gewiffe VBermögensobjefte verpfändet 
werben, Werden ihm im letzteren Falle bie betreffenden Güter wirklich übergeben, 
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fo fprigt man von einem Yauftpfand, bleiben fle dagegen in der Detention des 
Schuldners, von einer Hypothek. 

Das Vorherrſchen der cinen oder der andern Form hängt von den eigen: 
thümlichen Bedürfniffen theild Derer, welche Kredit anzubieten haben, theils Derer, 
welche ihn fuchen, ab. Auf Seiten Jener weiſen im Allgemeinen vie nämlichen Ver— 
bältniffe, welche ihnen lange Künbigungsfriften wünſchenswerth machen, vorzugs- 
weife auf den Real-Krebit, diejenigen Berhältniffe dagegen, um verentwillen ihnen 
furze Kündigungsfriften vorteilhafter erſcheinen, auf den perfönlichen Kredit Hin, 
Geſellſchaftliche Verhältniſſe, melde geftatten, ſich ein genaues Urtheil über vie 
Krebitfuhenden zu bilden, fie fortwährend im Auge zu behalten, im Nothfall 
raſch gegen fie einzufchreiten, und dieſe Überhaupt zuverläffiger machen, find dem 
Perſonalkredit, entgegengefegte dem Realkredit günftig. Undererfeit8 vermögen Die- 
jenigen, welche Krebit fuchen, dieſen um fo weniger durch Berpfändungen zu 
ftügen, je ärmer fie von Haus aus find, je roher die Produktion, der fie fid 
wibmen, betrieben wird, je mehr ihr NRefultat zufälligen Einflüffen unterliegt und 
je weniger Kapital bereits in ihr befeftigt ift. Und wiederum werben fie zu Ver— 
pfändungen um fo weniger geneigt fein, je mehr die Art ihrer Probuftion einen 
Ihmwunghaften Kapitalumfas bedingt und je weniger fie eine Beengung der Frei- 
heit der wirthſchaftlichen Bewegung verträgt. In je fefteren Bahnen dagegen eine 
Produktion ſich bewegt, je inniger fie an den Boden gebunden ift, je mehr das 
ftehende Kapital in ihr überwiegt, defto größere Bebeutung wird ber Realkredit 
für fie behalten. Faßt man dies Alles zufammen, fo ergiebt ſich einmal, daß, je 
nad den Umftänden, bald der Uebergang vom Perfonal- zum Realkrevit, bald ver 
von dieſem zu jenem als ein ortfchritt betrachtet werden muß, ber eine, wenn 
er aus der vermehrten Fähigkeit der Kreditſucher, eine fachliche Garantie zu 
leiften, hervorgeht und zugleich den Bebürfniffen der Gläubiger beſſer entſpricht; 
der andere, wenn er nur bie Folge einer wirthſchaftlich gerechtfertigten Abneigung 
der Kreditnehmer gegen Pfandleiftungen ift, ver die Öläubiger nach Lage ber 
Dinge ohne Gefährdung nachgeben können. Was fodann die verfchiedenen Pro- 
buftionszweige betrifft, jo fieht man leicht, vaß für die fogenannten Urproduftionen 
der Realfrebit eine überwiegende Bebeutung hat, und zwar um fo mehr, je inten- 
fiver fie betrieben werben; daß für die Gewerbe, je nach der Art des Betriebes, 
bald der Perfonal-, bald ver Realkredit mehr ins Gewicht fallen kann, im Gan- 
zen jedoch wohl der erſtere beveutfamer ift; daß dieſer envlich entſchieden überwiegt bei 
dem Handel und am meiften bei der Beanfpruhung fremden Kapitals für die Pro- 
duftion perſönlicher Dienfte. Was vie beiden Formen tes Nealkrevits, das Fauſt— 
pfand und die Hyppothek, anlangt, jo muß in Zeiten mangelnder Rechts- 
fiherheit das Erftere natürlich vorherrfhen. Es ift fo zu fagen die erfte Nothform 
eines wirklich wirthſchaftlichen, nicht vorwiegend aus Outmüthigfeit gewährten 
Kredite. Wenn mit zunehmender und ſich mehr und mehr befeftigender bürger: 
liher Ordnung dann die Hypothek immer mehr Pla gewinnt, jo ift das unzwei« 
felhaft ein Fortfhritt, denn es wird in der Regel für beide betheiligte Parteien 
vortheilhafter fein, wenn das verpfändete Gut in den Händen des Schuloners 
bleibt, als wenn es in die ded Gläubigers übergeht. Bei Ienem greift die Ueber- 
gabe ftörend in den ganzen Mechanismus feiner Wirthſchaft ein, Diefer fühlt bei 
ber Uebernahme des Fauftpfandes vorzugsweife die Yaft ver Verwahrung und 
Verwaltung fremden Eigenthums. Für die Anwendbarkeit der Hypothek find na- 
mentlih folgende Punkte maßgebend: erftens genaue Feftftellung (Identificirung, 
Specificirung) des zu verpfänbenden Gegenftandes; zweitens Sicherheit in Bezug 
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auf das Eigenthumsreht des Berpfänders und Hinfichtlih des Nichtvorhanden— 
feins beziehungsweife des Maaßes früherer Pfandrechte. Drittens Ausſchließung 
ber fpäteren Entftehung von Vorzugsrechten. Viertens Einrichtungen, vermittelft 
deren der Gläubiger feinen Rechtsanſpruch mit Leichtigkeit und Sicherheit feftftellen 
fann und melde ihm die Veräußerung deſſelben erleichtern. Fünftens die Schnel— 
ligfeit und Zwedmäßigfeit des Erefutionsverfahrens. Die genauere Auseinander- 
fegung der- hierans fich ergebenden Forderungen und der Art und Weife, wie 
man ihnen in ver Geſetzgebung zu entſprechen gefucht hat, gehört jedoch in das 
Privatreht und muß daher Hier Übergangen werben. — 8 leuchtet indeſſen ein, 
daß nur verhältnigmäßig wenige Arten von Gütern fi zu hypothekariſcher Ver: 
pfändung eignen, nämlich folde, deren Dafein in das Gebiet der Deffentlichkeit 
fällt und die einer plöglichen Werthverminderung cter Vernichtung verhältnigmäßig 
wenig ausgefegt find, fo daß fi) der Gläubiger jeven Augenblid leicht von ihrem 
Borhandenfein und dem Zuftand,. in weldem fie fich befinden, überzeugen kann 
und einer läftigen immermwährend fid) erneuernden Kontrole überhoben ift. That: 
fählih find e8 daher nur Immobilien, an denen die Hypothek regelmäßig Platz 
greift, ja manche Rechtsſyſteme kennen geradezu eine folde nur an jenen. Offen— 
bar bat hierneben ein Fauftpfand- Kredit nod feinen wohlberedtigten Plaß; ins- 
beſondere werden Handel und Induſtrie fid) häufig, namentlich für kürzere Friften, 
in der Lage befinden, um ſich Krebit zu verfchaffen, ein Unterpfand anbieten zu 
müffen, während dies nad der Natur der Werthgegenftänve, über die fie disponi— 
ren, in der Regel nur in der Form des Fauftpfandes ftattfinden kann. So drängt 
denn in der That vie höhere Entwidelung des Handels und der Inbuftrie, wäh— 
rend fie der Anwendung des Krebits überhaupt und insbeſondere des Perfonal- 
Krebitd immer größere Dimenfionen verleiht, was ſpeciell den gleichfalls ſich aus- 
dehnenden Realfrebit betrifft, varaufhin, neben der Hypothek auch das Fauftpfand 
zu umfangreicherer Anwendung zu bringen. Der Erfolg diefer Tendenz ift haupt- 
fählih abhängig einerſeits von den Fortſchritten des wirthſchaftlichen Verkehrs 
und denen der Technik. Die erfteren machen, indem fie die Preisihmwanfungen 
vermindern, die leßteren, indem fie die Aufbewahrung und Konfervirung erleid)- 
tern, einen größeren Kreis von Gütern fähig, als Fauftpfand zu dienen. Anderer: 
feits ift jener Erfolg von dem VBorhandenfein von Veranftaltungen bebingt, welche 
für den Gläubiger die Annahme und Bewahrung eines Fauftpfandes möglichft 
wenig läftig und gefährlih machen und ihm geftatten, eintretenden Falls raſch 
und ohne rechtliche Schwierigkeiten über das verfallene Pfand zu verfügen. Was 
die Einrihtungen betrifft, welde mit einem mehr oder minder günftigen Ergeb- 
niß ind Leben gerufen worden find, um jenem Bebürfniffe zu genügen, wie bie 
Leihhäufer, die Lombarb-Einrihtungen der Banken, das mit ven großen Waaren- 
nieberlagen (docks) häufig verbundene Syftem ver Ausgabe von Pfandſcheinen 
(dock-warrants) u. ſ. w., müſſen wir auf die Artikel „Banken“ und „Mobiliar: 
Krebitanftalten" verweiſen. 

III. Die volfswirtbfhaftlide Bedeutung des Kredits 
ift zu verfchievenen Zeiten und unter dem Eindrucke verſchieden geftalteter Ver— 
hältniſſe ſehr verfchieven beurtheilt worven. Je nachdem einmal das Bedürfniß, 
die Bolkswirtbihaft durch freie Bewegung der Kapitalien zu beleben, oder ber 
günftige Erfolg, den eine folhe freie Bewegung nad) ſich zog, ein anderes Mal 
die aus leihtfinniger Anwendung und Uebertreibung des Kredits hervorgegangene 
Verwirrung und Schädigung ber wirthichaftlihen Zuftände eindringlicher vor Augen 
ſtand, ift man bald geneigt gewefen, in dem Krebit das Univerfalheilmittel für alle 
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wirthſchaftlichen Schäden und den Befreier aus jeder wirthſchaftlichen Bedrängniß zu 
erbliden; bald hat man ihn mit unverhohlener Mifgunft als ein Uebel betrachtet, 
das man nur mit innerem Widerftreben ſich bequemte für gewiffe Kulturbebin- 
gungen wenigftens als ein unvermeidliches anzuerkennen. Allmälig wie ſich ein 
reiheres Material von Erfahrungen anfammelte, wie man die Bebingungen und 
bie Wirkungen des Kredits forgfältiger ins Einzelne gehend unterfuchen und erfen- 
nen lernte, find ſolche ertreme Anſchauungen mehr und mehr zurüdgetreten; allein 
obwohl man fi über Vieles verftändigte, jo währt doch nod bis auf den heutigen 
Tag in Beziehung auf die Würdigung des Krebits ein Gegenfag der Meinungen 
fort, deſſen tiefer liegende Urfahe nur in den abweichenden Anfhauungen über bie 
legten Zwecke der Volkswirthſchaft gefucht werden kann. Als vollftändig aufgege- 
ben kann zupörberft, obwohl in Zeiten lebhafter Spekulation mehr oder minder 
bewußt immer wieder auftauchend, die Anficht bezeichnet werben, als ob ver Kredit 
unmittelbar Reihthum fhaffe, oder, anders ausgebrüdt, als ob der Wohlftand 
- eines Bolfes fih in demfelben Maaße vermehre, wie die vorhandenen Forberungs- 
rechte und die dieſe repräfentirenden Papiere. Diefe Auffaffung mußte namentlich 
ber merkantiliftiihen Anfhauungsmeife, welche den Reichthum einzig im Gelde er- 
blidte, fehr nahe liegen, da e8 ja möglid war, den Krebitpapieren eine Form zu 
verleihen, welche fie geradezu zu einem Surrogate des Geldes als Umlaufsmittel 
erhob. Die Obligation, die Promeffe, vor Allem die Banknote waren der Wir« 
fung nad, für Den, welcher fie befaß, jo gut wie Gelb, fie leifteten für den Um— 
faß der Güter ganz ähnliche Dienfte wie biefes. Was Wunder, daß man bie 
Ausgabe von Krebitpapieren als eine neue Goldmacherkunſt pries und jeden neuen 
cirkulationsfähigen Schuldſchein für einen Zuwachs zum Nationalvermögen hielt. 
Ueberall, wo merfantiliftifche Anſchauungen herrſchen, begegnet uns dieſe Anficht 
——— im Keime. Zu voller Blüthe entfaltete ſie ſich insbeſondere zur Zeit 
des Law'ſchen Bankſchwindels in Frankreich, und es iſt bezeichnend, daß die mer— 
tantiliſtiſche Anſchauungsweiſe ihren Todesſtoß eben dadurch empfing, daß mit dem 
Zufammenfturz jenes Schwinvelgebäubes die innere Berfehrtheit jener Anficht fo 
unabweisbar ans Licht gebracht wurde. In unferen Tagen fann lettere, wie ge 
fagt, wiffenfhaftlih als überwunden gelten. Es ift anerfannt, daß nicht die Um— 
laufsmittel den Reichtum ausmaden, daß folglich diefer pur eine Vermehrung 
jener nicht nothwendig, am wenigften im gleichen Verhältniß gefteigert wird. Ge- 
fteht man aber dies einmal zu, ift das Papier, weldes eine Forderung dofumen- 
tirt, an fih ohne Werth, fo fann man ſich auch der Wahrnehmung nit ver- 
fchließen, daß dann von einer unmittelbaren Probuftivität des Kredits nicht mehr 
die Rebe fein fan, indem ja den Forderungen ver Kreditgeber, welche body vie 
einzigen dem Krebit unmittelbar entftammenden Werthobjekte find, die entfprechenden 
Berpflihtungen der Krebitnehmer ausgleihend gegenüberftehen. Selbft wenn ber 
Kredit ins Ausland gewährt wird, erjcheint er nicht als unmittelbar probuftiv. 
Allerdings bilden hier die Forderungen and Ausland unbeftreitbar einen Theil 
des Bolfsvermögens, aber diefelben find ja offenbar feine neu zu vemfelben hinzu— 
tretenden Werthe, fondern fie erfegen und vertreten nur diejenigen, welche eben 
dem Ausland kreditweiſe überlaffen worden find. — Andererſeits dagegen ift vie 
Einwirkung des Kredits auf die Volkswirthſchaft in folgenden Beziehungen aner- 
fannt: 
1) Erſcheint der Krevit als ein weitwirkendes Mittel zur Beförde— 
rung des Umfages der Güter. Ohne denfelben wäre Kauf und Ber- 
fauf immer nur gegen baare Bezahlung thunlid und würde deshalb in zahlreichen 


62 Aredit. 


Fällen gerabehin zu einer Unmöglichkeit werben. Mit feiner Hülfe aber emanci- 
piren ſich diefe und anbere zweifeitige Rechtsgefhäfte von der Schranfe des jeweilig 
gegebenen Momentes. Es wird möglid, die Erfüllung der DVerbinblichkeiten eines 
oder beider Betheiligten in die Zukunft zu verlegen, und damit häufig erft bie 
Grundlage gewonnen, von deren Vorhandenfein der Abſchluß der Geſchäfte über- 
haupt abhängig ift. Der Abjag und Bertrieb der Güter und Leiftungen wird ba- 
durch von manden Zufälligfeiten unabhängig und in einen regelmäßigeren Gang 
gebracht. Die einzelnen Nutungsgegenftändg gelangen auf diefe Weife leichter und 
ohne die Gefahr läftiger Stodungen in die Hände Derer, welde fie für ihren Ver— 
brand; begehren. Eine eigenthümliche fernere Wichtigkeit erhält dies jedesmal dann, 
wenn aus irgend einem runde in dem Berhältniß der vorhandenen baaren Um- 
laufsmittel zu den mit ihrer Vermittelung zu bewerfftelligenden Güterumfägen 
eine erhebliche Veränderung einzutreten droht oder eingetreten ift. Hier wirft bie 
Ausdehnung oder Einfhränfung des Krebits als ein Hauptmittel zur Aufrechter— 
haltung der Gleihmäßigkeit der Waarenpreife. (©. d. Artikel Geld Br. IV. ©. 99.) 
Hiermit verbindet ſich endlich die durd eine gefhidte Anwendung von Krebitpa- 
pieren gegebene Möglichkeit, an baaren Umlaufsmitteln zu fparen und das in fol- 
hen angelegte oder anzulegende Kapital anderweit nugbringend zu verwerthen, fo 
wie, was ſich hieran anfchlieft, die Vermeidung der beim Gebraud) von Baar- 
mitteln unvermeidlichen Verluſte durch Abreibnng, der Ausgaben für Aufbewah- 
rung, Transport u. |. w. Der Umfang, in dem dies durchführbar ift, wird haupt- 
fählih durch zwei Umftände bevingt, nämlich erftend durch ein Syſtem von Ein- 
rihtungen, um die mannigfaltigen im Berfehr fi) kreuzenden und gegenüberftehen- 
den Schulbforverungen zufammenzubringen und gegenfeitig auszugleichen, ſowie 
burd die Gewohnheit, ſich diefer Ginrichtungen zu bedienen. Das Beifpiel ber 
vollendetften Ausbildung folder Einrichtungen und der Nutbarmahung berfelben 
dur alle Klaſſen des Volkes bietet uns England dar, von den Anweifungen auf 
ihren Banguier an, mit welchen dort die Privatleute jede größere Rechnung zu 
bezahlen pflegen, bis hinauf zu der riefenhaften Einrichtung des Londoner Clea- 
ringhouse, wo die größten Handelshäuſer ihre Forderungen untereinander ver- 
gleichen.2) Zweitens: durd eine ſolche Geftaltung der Kreditpapiere, welche viefelben 
geeignet macht, ähnlid wie das Geld, ohne Schwierigkeit von Hand zu Hand zu 
gehen. Hauptpunfte find dafür: die Stellung der Schuloforderungen auf abge- 
rundete und möglichft niedrige Appoints; die Garantirung der Schuldfcheine durch 
als zahlungsfähig in weiteften Kreifen befannte Perfonen oder Inftitute als 
Schuldner oder Bürgen; die Aufftellung eines möglichft kurzen oder in das Be- 
lieben des Gläubigers geftellten Berfalltermins; die Abſchneidung aller Weitläufig- 
feiten und Einreden bei Einforverung der Schuld; die leihte und formlofe Ueber- 
tragbarfeit des Schuldſcheins. Die Form des Kreditpapieres, welche alle dieſe An- 
forderungen im höchſten Grade in fid) vereinigt, ift die Banknote, Sie ift vaher 
auch diejenige, weldye vorzugsweife ald Surrogat des Geldes erfcheint, weshalb 
man wohl auch ohne Weiteres den Ausdruck Papiergeld auf fie ausgedehnt hat. 
Allein man darf nicht überfehen, daß auch jede andere Art von Kreditpapieren 
nöthigenfalls einen ähnlichen Dienft zu leiften vermag; daß manche derfelben bie 
bezeichneten Eigenſchaften ebenfalls in fehr hohem Grave in fid vereinigen, ja 
daß die Eigenthümlichfeit einiger wenigftens für gewiffe Verhältniffe fie noch ge- 


2), Ueber der Entwidlung diefer Einrichtungen und Gewohnheiten in der neueften Zeit vgl. 
insbefondere Naffe, in der Zeitichrift f. d. gefammte Staatswifjenihaft Br. XV, S. I ff.“ 
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eigneter macht als bie Banknoten, die Stelle von baarem Gelde zu vertreten; daß 
es mithin weber ver Ausgabe von Noten unbedingt bedarf, um die Baarſchaft in 
vielen wirthfchaftlihen Gefhäften durch Kreditvapiere zu erfegen, noch daß es 
möglih ift, eine ſolche Erfegung durch ein Verbot oder eine Beſchränkung ber 
Notenausgabe zu verhindern oder genau entfprehend zu bejchränfen. 

2) Der Kredit wirft fobann förberlih ein auf pie Produktion, 
indem er ihre Befrudtung mit Kapital vermittelt, und 
zwar dies in doppelter Weiſe. Einmal nämlich find die Bildung von Kapital 
durch Ueberfparen und deſſen fruhtbme Verwendung zu probuftiven Zwecken offen- 
bar zwei ſehr verfhiedene Aufgaben. Wer zu der erfteren befähigt ift, ift häufig 
zu ber legteren jehr wenig gefhidt, und umgefehrt. Erſt der Kredit macht es 
möglich, beide Aufgaben zu trennen und unter verfchiedene Klafjen der Gefellichaft 
zu vertheilen ; er ift pas Mittel, durch weldes die Kapitalien 
ausden Händen Derer, welde fie aufgefpart haben, hin- 
übergeführt werden in die Hände Derer, welde am geeig- 
netften find, ſie fruchtbar zu verwendenz ohne ihn würden fid 
bie Gütervorräthe an Stellen aufftapeln, wo man weniger Nuten aus ihnen zu ziehen 
verftände, während auf der andern Geite ver Erfolg der Arbeit aus Mangel an 
ſachlichem Vermögen vielfach beeinträchtigt werden würde. Mit feiner Hülfe ziehen 
fih die Kapitalien regelmäßig und leicht in diejenigen Produftionszweige hinüber, 
wo fie am fruchtbarften zu wirken verfprechen, weil dort den Darleihern bie 
günftigften Bedingungen geboten werben fünnen. Und ferner: Der Kredit er- 
mögliht die Koncentrationsder Kapitalien, die man in ihrer 
Bedeutung treffend mit der Vereinigung der Arbeitskräfte in Parallele geftellt 
bat. Die oft geſchilderten Bortheile des Großbetriebs werben in vielen Fällen erft 
durch ihn erreichbar. Ja folde Unternehmungen, für deren Ausführbarfeit ober 
bod Rentabilität die mafjenhafte Verwentung von Kapital unerläßliche VBorbebin- 
gung ift, können in der Regel erft mit Hülfe des Krebits entftehen, da das er- 
forderlihe Kapital ficdh felten in Einer Hand befindet, fondern meiftens aus dem 
Beſitz einer größeren Anzahl von Perfonen erft zu einem gemeinfhaftlihen Fond 
zufammengeleitet werden muß. 

3) ndlid gewährt der Kredit den mädtigften Antrieb 
zur Kapitalbilbung, indem er aud Denjenigen, welde die Erfparniffe 
nicht felbft fruchtbar zu verwenden wiffen, bie fie-zu machen in der Tage find, 
die Ausfiht eröffnet, aus benfelben eine möglichſt hohe dauernde Nugung zu 
ziehen. Ohne eine folde Ausfiht würden gar Mande ven Theil ihres Einfom- 
mens, der ihnen nad) Befriedigung ver Lebensnothwendigfeiten übrig bleibt, Lieber 
unmittelbar verzehren, anftatt ihn anzufammeln, ja felbft vielleicht manche bereits 
aufgefparte Güter wieder zu Grunde gehen laſſen. Wie fehr die Anfammlung ver 
Kapitale dur die Ausfiht auf das aus benfelben zu erwartende regelmäßige Ein- 
fommen bedingt ift, bat fih am beutlichften in dem ungemein raſchen Anwachſen 
ber Heinen Erfparniffe der niedern Klaffen gezeigt, feitvem biefen durch Spar- 
kaſſen und ähnliche Einrichtungen die Möglichkeit eröffnet wurde, aud) geringeve 
Summen zinsbringend zu machen. In Preußen allein ftiegen 5. B. 1848—58 
bie Einlagen der Sparfaffe von 14,3 auf faft 44,7 Mill. Thaler. 

IV. Fortfegung N) Shuld- und Wuchergeſetze. 2) Der 
Kredit und die Krifen 3) Die Förderung der Kapital- 
bildung durch den Kredit und das Syftem der Staats— 
anleiben, So groß im Allgemeinen die Uebereinftimmung über die weittra- 
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gende Wirkung ift, welche ber Kredit auf bie Förderung der Volkswirthſchaft auszu⸗ 
üben vermag, und über die Art und Weife, in welcher diefe Wirkung fi äußert, fo 
fehr gehen die Anfihten auseinander in Bezug auf die Frage, ob bie nämliche 
Kraft, welche fo heilfam zu wirken vermag, nicht auch mißgeleitet in demſelben 
Maafe zerftörend einzumirfen im Stande fei; ob nicht mächtige Umftände darauf 
hinwirken, fte in biefe verderbliche Richtung hinzubrängen; und, was fi unmittel- 
bar als praftifche Folgerung hieran fließt, ob man daher nicht befjer thue, mög— 
lichft auf die Anwendung des Kredits zu verzichten, ob nicht wenigftens die vor— 
zugsmweife dem Mißbrauch ausgeferten Formen defjelben von Obrigkeits wegen 
verpönt oder doch gewiſſen Beſchränkungen unterworfen werben follen, oder ob 
man, fich lediglich auf die der natürlihen Ordnung der Dinge innewohnende 
Heilkraft verlaffend, die Entwidelung des Kredits fi) gänzlich felbft zu überlaſſen 
habe. Wir begegnen in diefer Beziehung den mannigfachſten Schattirungen ber 
Anfihten von der abjoluten Feindſchaft gegen den Kredit an bis zur unbedingten 
Verherrlichung feiner unbeſchränkten Freiheit; wir finden in ber Praris der 
Staaten und Völfer die größte Verſchiedenheit des Verhaltens, und noch ungleid 
größer ift dic Zahl der Borfchläge, welche auf Grund der abweichenden Auffaffun-, 
gen in Bezug auf vie Behandlung der den Krebit betreffenden Verhältniſſe ge- 
macht worden find, Es ift ein Ding der Unmöglichkeit, alle dieſe Anfichten und 
Forderungen zufammenzuftellen und zu befpredhen. Wir müſſen ung begnügen, nur 
wenige Punkte einer furzen Grörterung zu unterziehen, die, fei e8 wegen ihrer 
biftorifchen, fei e8 wegen ihrer praftiihen Bedeutung, ein erhöhteres Interefje in 
Unfprud nehmen, und von denen je einer zu einer der oben bezeichneten brei 
verſchiedenen Richtungen, in welchen fich die volfswirthichaftliche Bedeutung des 
Kredit äußert, in näherer Beziehung fteht. 

1) Die Beförderung des Güterumfages kann, infoweit es fid) dabei um Ge- 
genftände des unmittelbaren Gebrauchs und Berbrauds handelt, nur dann für 
volkswirthſchaftlich vortheilhaft gelten, wenn die Einfommensverhältniffe Derjenigen, 
in deren Hände die Güter vermittelft des Kredits übergehen, bie betreffende Ber: 
zehrung verftatten, ohne daß dadurch ihre Wirthſchaft zurückgeht, Sie wird nad): 
theilig, ſobald fie eine das reine Einkommen überfteigende Verzehrung veranlaßt, 
fo daß ein vorübergehender Genuß mit einer bauernden Belaftung oder einer Ver— 
minderung der Kapitalfräfte ver Wirthſchaft erfauft wird. Ebenfo ift eine frebit- 
weife Webertragung von Gütern zu probuftiven Sweden, d. h. von SKapitalien, 
nur dann volfswirthichaftlich ein Gewinn," wenn ber probuftive Erfolg dadurch 
wirflih ein größerer wird. Verbraucht fie der Empfänger unprobuftiv, während 
der Darleiber fie zu einer Produktion benugt haben würde, oder hat Jener zwar 
die Abfiht, fie produktiv zu verwenden, das Ergebniß entjpricht aber dieſen Er- 
wartungen nicht und bleibt hinter dem Ertrage zurüd, ven fie in den Händen des 
Darleihers abgemorfen haben würden, jo findet volkswirthſchaftlich offenbar ein 
Berluft ftatt. Je mehr wirthihaftliher Sinn und wirthſchaftliche Bedächtigkeit ein 
Volk durchdrungen haben, je fiherer und allgemeiner man in demfelben Kapital 
fruchtbar zu verwenden gelernt hat, deſto weniger wird in ber angegehenen Be— 
ziehung fi ein Bedenken gegen ben Kredit geltend machen. Umgefehrt wird es 
um fo gewiffer herwortreten, wenn eine Steigerung der Probuftion durch ver- 
mehrten Kapitalaufwand nod zu ben ungewohnten und nad) Lage der Umftände 
mehr oder minder gewagten Dingen gehört, und wenn in ber Bevölkerung ein 
gewiffer Hang zum leihtfinnig in ven Tag hinein Leben verbreitet if. Es find 
dies Vorausfegungen, welche namentlid häufig in der Periode zutreffen werben, 
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wo ein Bolf, aus dem Zuftande naiver Befchränktheit heraustretend, Geſchmack 
an erweiterten Lebensgenüffen zu finden beginnt und im Drange, fidh biefe zu 
verfchaffen, von dem Wunfche befeelt, ſich raſch zu bereichern, und noch nicht durch 
Erfahrung gefchult, bereitwillig allerhand phantaftifhen Plänen nadjagt, von 
denen ſich feine lebendige Einbildungsfraft die größten Erfolge verfpriht. Hang zu 
Berfhmwendung und Projektenmacherei auf der einen Seite, beide gepaart mit 
einem Mangel kluger Vorausfiht und kalt abwägenven Urtheils, auf ver andern 
Seite die felbftfüchtige Schlauheit einer Minderheit, weldhe den Leichtfinn, vie 
Genußſucht, die Unbedachtſamkeit der Mehrzahl für fi) auszubeuten leichter und vor- 
theilhafter findet, al8 den mühfameren und langwierigen Weg ehrlicher Arbeit 
zu wandeln, find geeignet, Uebelftände hervorzurufen, aus denen die Meinung immer 
mehr Nahrung faugt, man dürfe die Dinge nicht länger fo fortgehen laffen, fon- 
tern das Gemeinwefen habe vie Verpflichtung, ven ſchädlichen Wirkungen ver Krebitbe- 
nugung vorbeugend entgegenzutreten. Es wird zum Axiom, bie zur Verſchwendung 
neigende Menge müſſe gegen wucherifche Ausbeutung, die fauer erworbenen Spar- 
pfenning ehrlicher aber unerfahrener Bürger müſſen gegen vie betrügerifchen 
Vorfpiegelungen frivoler Projeftenmacher befhütt werben. In Streitfällen zwifchen 
Schuldnern und Gläubigern macht fih das Mitleiven für die Erfteren, die Vor— 
eingenommenbheit gegen vie Letzteren immer entjchievener geltend, und dies um fo 
mehr, je weniger noch die volkswirthſchaftliche Einfiht entwidelt ift, und befonders, 
wenn die Krebitgeber vorzugsweife Ausländer find oder einer Race oder Klafle 
angehören, die fi auch fonft focial oder politiih von der übrigen Bevölkerung 
abjcheivet. Die Folge eines folhen Zuftandes ift dann einmal eine Geftaltung der 
Schuldgeſetzgebung, welde einfeitig mehr oder minder entſchieden das zunächft 
liegende unmittelbare Intereffe der Schuldner zur oberften Richtfhnur nimmt; und 
ferner die Aufftellung verfchiedenartiger Vorfhriften, welche ſchon von vorneherein 
Krevitgewährungen unter Verhältniſſen, wo fie vorausfihtlih zum Nachtheile des 
Schuldners ausfchlagen würden, oder unter Bedingungen, welde ihn übervor- 
theilen würden, zu verhindern beftimmt find, der fogenannten Wudergefege. 
Bornehmlich richten fi) diefe gegen das Zinsnehmen und zwar urfprünglich in 
ber Regel in der Yorm eines abfoluten Verbotes, welches häufig noch durch die 
Religion eine befonvere Weihe erhält; fpäter, wenn das Bedürfniß des Krebit- 
nehmens namentlich auch zu provuftiven Zwecken ſich allgemeiner verbreitet, wenn 
die innere Billigfeit einer dem Darleiher für den von ihm mit eigener Entfagung 
geleifteten Dienft zu gewährenden Entfhäbigung mehr zum Bewußtſein gefommen ift, 
in der Form der Feftfegung eines beftimmten Mafes, welches dabei nicht über- 
fchritten werben fol. Dazu kommen dann noch Nebenbeftimmungen, wie Verbot 
von Zinfeszinfen, von Borausabziehen ver Zinfen vom Kapital u. f. w., melde 
theils das Geſetz no ſchärfer formuliren, theil® Umgebungen vefjelben abſchneiden 
follen, — In dieſer zweiten gemäßigteren Form haben fih die Wuchergefege in 
den meiften Rändern lange, theilweiſe bis in die Gegenwart hinein erhalten, und 
es ift das leicht erflärlih, fo lange die Wirthichaft eines Bolfes im Ganzen in 
ihrem gemohnheitsmäßigen Geleife bleibt, und bei vorwaltender Sparfamfeit eine 
Kapitalanfammlung ftattfindet, in Folge deren der lanbläufige Zinsfuß mehr bie 
Neigung hat, immer weiter unter das gefeglihe Maß hinabzugehen, als über 
daffelbe hinauszufteigen. freilich kommen and unter ſolchen Umftänden zahlreiche 
Umgebungen des Geſetzes vor. Es fehlt nie an Leuten, bie, eben weil ihre Lage 
eine pünftliche Zinszahlung, ja felbft die Sicherheit des Kapitals mehr ober minder 
problematifchh macht, zu der gefetlichen Tare nicht geborgt erhalten können, bie 
Bluntfli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. VI. 5 
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über, ſei es aus Leichtfinn, fei es aus wirklicher Noth, gern bereit find, ſich här- 
tere Bedingungen gefallen zu laſſen. Anvererfeits finden ſich Kapitaliften, welche 
fi zu Darleihen an Jene wohl beftimmen laffen, wenn fie nur für vie Gefahr, 
welche fie laufen, durch eine höhere Zinsgewährung entfhädigt werben. Im Ver— 
trauen, daß die Kapitalfuchenven die einzugehenven, vie gejegliche Grenze über- 
fchreitenden Verbindlichkeiten freiwillig innehalten werben, weit öfter noch unter 
Einkleidung in eine Form, welche ven Beweis ver Gefegesübertretung unmöglich 
macht — und eine folhe zu finden fällt dem Scharfblid der Gewinnſucht ge 
wöhnlich nicht ſchwer — kommen dann allen Wucherverboten zum Trotz bie Ge— 
fhäfte zu Stande. Auch wird es fid nicht ableugnen laffen, und bie betreffenden 
Krebitnehmer empfinden das oft jehr deutlich, vaß gerade die Eriftenz der Zins- 
tare und der ſich ihr anfhließenden Beftimmungen nur geeignet ift, in folchen 
Fällen vie Bebingungen der Kreditgewährung no härter zu machen, indem durch 
jene Vorſchriften gerade die gewiſſenhafteren Kapitaliften abgehalten werben, ſich 
in derartige Geſchäfte einzulaffen, die Krebitberürftigen ſich alfo lediglich auf eine 
in allerhand Kniffen und Ränfen geübte und ſchonungslos ausfchließlid auf den 
möglihft hohen Gewinn bedachte Klaffe von Geſchäftsleuten angewiefen finden. 
Gleichwohl bleibt diefe Erfahrung ohne durchgreifende Wirkung. Die Fälle, auf 
die fie fic) bezieht, ftehen im Ganzen doch vereinzelt da, und obfhon man ein- 
fieht, daß die Lage Derjenigen, welche unter den bezeichneten Berhältniffen Krebit 
ſuchen, durch die Wuchergeſetze verfchlimmert wird, tröftet man ſich darüber mit 
dem Gedanken, daß die Rüdfiht auf die gefeglihen Schranfen eine größere Ans 
zahl von leihtfinnigen Kreditnehmern abhält. Man gefteht zu, daß, wer trog ber 
polizeilichen Barrieren fi in die Hände der Wucherer begibt, durch jene um fo 
fiherer verloren ift, aber man meint, daß biefelben doch überwiegend mwohlthätig 
wirken, indem fie Biele von dem Betreten ber fchlüpfrigen Bahn der Berfhuldung 
abhalten, auf der fie vorausfichtlih ſchließlich zu Falle kommen würden. 

Allein eine veränderte Anfhauung bricht fih Bahn, ſobald ſich die Lage ber 
Dinge in einer Weife verändert, weldye aud in den Augen der Bedächtigen und 
forgjam Wirthfchaftenden die Gewährung einer höheren Vergütung für die Nugung 
von Kapital rechtfertigt, als bisher rechtlich zuläffig war. Drei Möglichkeiten find in 
dieſer Hinficht denkbar, und alle drei haben im der Geſchichte ihre Rolle gefpielt. 
Für's Erfte fann zur Abwendung einer drohenden allgemeinen Gefahr, welche vie 
Grundlage der ganzen focialen Eriftenz in Frage ftellt, die Aufwendung einer großen 
Kapitalmaſſe erforderlich fein, die nur gegen eine über das bisher übliche Maß 
anfehnlid erhöhte Vergütung berbeizufchaffen ift. Hierher gehört namentlih ver 
Tall, mo ein Bolf, um einen äußern Krieg zu beftehen oder um ſich vor inneren 
Unruhen zu fhügen, zur Aufſtellung bedeutender Heerfräfte ſich genöthigt fieht. 
Es bedarf hiezu eines erheblichen Kapitalaufwandes, und melden Weg aud bie 
Regierung einfhlägt, um die erforberlichen Mittel zu befhaffen, immer wird bas 
mittelbar oder unmittelbar auf die Erhöhung des durchſchnittlichen Zinsfußes hin- 
wirken, und wenn bie Steigerung fo bebeutend ift, daß fie über das wucherges 
feglihe Marimum hinausgeht, wird die Anficht über vie Verbienftlichkeit dieſer 
Beſtimmung nothwenbig einen Umſchlag erfahren. Am beutlichften zeigt ſich das, 
wenn die Regierung auf dem Wege bes Anleihens vorgeht und tabei felbft Be— 
bingungen bewilligt, die im Privatverfehr unter das Wucherveröot fallen würben. 
So hart e8 empfunden werden mag, daß fie fi dazu verftehen muß, kann man 
ben Entſchluß zu folhen Opfern bei ver Größe der Berlufte, die auf dem Spiele 
ſtehen, doch nicht anders als gerechtfertigt finden. Allein find nicht viele Private, 
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wenn fie ein Darleihen aufzunehmen juchen, in ganz ähnlicher Lage? Handelt es 
fi bei ihnen nicht häufig ebenfalls um die Abwehr von Berluften, denen gegen- 
über das Uebernehmen felbft fehr drückender Verbindlichkeiten als ein keineswegs 
zu hoher Preis erjheint? Muß es nicht am Ende Jeder felber am beften zu be- 
urtheilen wifjen, wie viel ihm bie Krebithülfe, die ex ſucht, werth ift, und zu 
weldhen Bedingungen er fi) daher verftehen kann? Mit welchem Rechte will ihm 
vie Regierung verwehren, über ein beftimmtes Maß ver Vergütung hinauszugehen, 
fie, die felbft für ficd, anerkennt, daß es Notbfälle gibt, für welche jenes Maß 
unanwendbar wird, und in dem Augenblide, wo fie durch die bei ihrer eigenen 
Anleihe in Ausſicht geftelten günftigen Bevingungen vie Kapitalien aus dem Pri- 
vatverfehre auf's mächtigfte an ſich zieht? Und wie fann fie, was die Darleiher 
anbetrifft, das nämliche Verhalten, je nachdem das Darleihen ihr felbft oder Pri— 
vaten gemacht wird, bald als ganz in der Orbnung behandeln, bald als ein ver- 
brecheriſches Beginnen verfolgen ? Warum, wenn es das eine Mal erlaubt ift, 
fein Kapital möglihft hoch zu verwerthen, fol darin ein ander Mal ein gefeglich 
ftrafbares Vergehen liegen? u. ſ. w. Nicht anders ift im Wefentlihen die Wir- 
fung, wenn die Regierung anftatt eine Anleihe zu machen, zu einer Steuerer- 
böhung greift, welche die Betroffenen nöthigt, einen Theil ihres Kapitals anzu: 
greifen, nur daß bier der Zufammenhang ein etwas verwicelterer ift. Derjelbe wird 
übrigens deutlich, jobald man die zweite der oben bezeichneten drei Möglichkeiten 
in’8 Auge faßt, unter denen die Berechtigung einer über das feither üblihe Maß 
entfchieven gefteigerten Vergütung für Kapitalnugungen zum allgemeinen Bewußt- . 
fein kommt; denn mit einem jolhen Verfahren ver Regierung geht das ganze 
Berhältnig in eben dieſe zweite Kategorie über. Diefelbe umfaßt diejenigen Fälle, wo 
in Folge irgend welcher Kalamität ein Bolt umfaffende Kapitalverlufte erlitten hat. 
Das verminderte Angebot von Kapital bewirkt bier — vorausgefegt nur, daß 
nicht gleichzeitig eine wirthſchaftliche Entmuthigung eingetreten ift, welde die Nach— 
frage in gleichem oder höherem Berhältniffe beſchränkt — ein Steigen des durd- 
ſchnittlichen Zinsfußes, und felbft wenn dieſer noch beträdtlih unter der Wuder- 
grenze bleibt, werben fi doch die Fälle häufen, in denen man nad Lage ver 
befonveren Umftände gern und mit gutem Gewiſſen einen Krebit mit jenes Maß 
überfteigenven — erkaufen würde und die verhindernden und beengenden 
Beſtimmungen des Geſetzes daher als eine große Laft empfindet. Ift das Volt 
nur im Allgemeinen wirthſchaftlich tüchtig, und find nicht befonders ungünftige 
äußere Berhältniffe vorhanden, fo läßt ſich meiftens mit gutem Grunde annehmen, 
daß die erlittenen Berlufte in verhältnigmäßig furzer Zeit wieder werben ausge- 
glihen werben, und Kapital daher wieder zu mäßigeren Bedingungen zu erlangen 
fein wird. Die Laft, die man auf ſich zu nehmen hat, ift alfo vorausſichtlich nur 
eine vorübergehende, und fo hart fie fein mag, fällt fie doch meiftens viel we— 
niger in’s Gewicht, als die Gefahr, wenn man fid, feinen Krebit zu verfhaffen 
vermag, fein ganzes Geſchäft zufammenftürzen zu jehen. Zeiten wirthichaftlicher 
Krijen liefern hiefür den fprechenpften Beleg, und es ift ja nod in Aller Gebädht- 
niß, welhen Stoß die Wuchergeſetzgebung durch die Hanvelskrife des Jahres 1857 
empfangen hat. 

Der dritte Zuftand enblih, welder den Glauben an die Zuläffigfeit und 
Haltbarkeit der Wuchergejege erfhüttert, tritt dann ein, wenn fi in folge 
von Erweiterungen der Berfehröbeziehungen oder des Fortihritts techniſcher und 
blonomiſcher Einfihten die Möglichkeit neuer, ungewöhnlihde Gewinne ver- 
ſprechender Gejchäfte eröffnet, und zwar um fo mehr, je vielfeitiger und allge 
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meiner die Unternehmungsluft dadurch im einem Volke angeregt wird. In bem 
beiden vorher behanveiten Arten von Fällen blieb auf Denjenigen, welche ihr Ka— 
pital bei KArevitgewährungen höher als bisher zuläffig auszunugen ftrebten, doch 
noch immer die Gehäſſigkeit haften, daß fie die Noth ver Kapitalbebürftigen für 
fid) auszubenten ftrebten; bier fällt ſelbſt diefe hinweg. Die Sache fteht einfach 
fo, daß gewiſſe Unternehmungsluftige fih von einem Geſchäfte die gewinnbrin« 
gendſten Ergebniſſe verfpredhen zu dürfen glauben, wenn fie im Stande find, bie 
erforberlihen Kapitalien zufammenzubringen. Warum foll e8 ihnen verwehrt fein, 
ſich dieſelben dadurch zu verſchaffen zu ſuchen, daß fie den Darleihern einen Theil 
ihres Gewinnes in der Yorm eines erhöhten Zinjes abzutreten verfprehen? Und 
warum follen diefe abgehalten werben, hierauf einzugehen? Die Idee, daß bie 
Kapitaliften vor Projektenmacerei obrigkeitlich geſchützt werden müßten, wird um 
jo unhaltbarer, je weiter ſich bereits das Bedürfniß wirthſchaftlicher Selbftän- 
tigkeit ausgebilvet hat, je mehr fi die Beifpiele gelungener Unternehmungen 
häufen, je Harer e8 wird, daß auf Grund verbefierter Einfihten und günftiger 
geftaiteter Berhältnifie der Betrieb für viele Zweige der Vollswirthſchaft im 
der That zu gefteigerter Ergiebigkeit gebracht werden kann, und je gefälligere 
Formen gefunden werden, um die Kapitaliften ohne erhebliche Anftrengungen ih— 
rerfeitd am Gewinn großer Unternehmungen zu betheiligen (Actien u. ſ. w.). Unter 
folhen Umftänven kehrt fi die öffentliche Meinung immer mehr gegen die Wus 
hergefeßgebung, und es füllt fchlieglih unmöglich, dieſe länger zu halten. In dieſer 
Richtung wirkt aud die die Neuzeit beherrſchende, Forderung der Gleichheit des 
Rechts. Man hat es früher wohl verſucht, für diejenigen Klafjen, venen man hin— 
länglih wirthihaftlihe Befonnenheit und Berechnung zutrauen zu bürfen glaubte, 
die Schranken der Wuchergefege auf die eine oder vie andere Weife zu befeitigen, 
und insbejondere haben der Hanbelsftand und die ihm zunächſt ftehenden Kreije 
als diejenigen, bie der Freiheit wirthihaftliher Bewegung am wenigften zu ent- 
behren vermodhten, und bie am häufigften in vie Lage famen, die Benugung 
fremden Kapitals auf kürzere Zeit durch Gewährung höherer Vortheile fih zu 
fihern, ſchon früh verftanden, Formen zur Anerkennung für fi durchzuſetzen, 
unter denen fie fid) der Wuchergefeßgebung entzogen. Iene Richtung der Zeit führt 
dann darauf hin, das Ausnahmsrecht in allgemeines Recht umzuwandeln und eben 
dadurch die Wirkfamfeit ver Wuchergefeßgebung zu untergraben. Nichts deſto we⸗ 
niger läßt es ſich begreifen, daß vie Aufhebung der Wuchergefege von Uebelſtänden 
begleitet gemwefen ift, welche theilweife felbft zu ihrer Wiedereinführung geführt 
haben, und daß da, wo jene Aufhebung in Frage fteht, von manden Seiten 
ernftlihe Bedenken gehegt werden. Auf jene früheren Erfahrungen kann bier nicht 
eingegangen werben. Was dieſe Bedenken betrifft, fo find fie namentlich doppelter 
Art. Einmal befürchtet man eine Vertheuerung des hypothekariſchen Krevits, was 
da, wo der Grundbeſitz ſtark verſchuldet ift, allerdings auf eine Vertreibung vieler 
Grunvbefiger von Haus und Hof hinausfommen kann. Der gewöhnlich hiergegen 
vorgebradte Einwand, daß eine ſolche Wirkung nicht eintreten könne, weil das 
Verhältniß zwiſchen Kapital-Angebot und Nachfrage nicht verändert werbe, könnte 
nur dann vollftändig beruhigen, wenn ſich der Zinsfuß Hupothefariiher Darlehen 
fhon bisher ausjchlieglih unter der Einwirkung der Konkurrenz feftgeftellt hätte, 
Wo dagegen die Darleiher nicht blos durch die wirthihaftlihe Rückſicht, ſich bie 
möglihft günftigen Bebingungen zu verfchaffen, ſondern daneben zugleih durch 
die Macht der Gewohnheit und ähnliche unwirthſchaftliche Motive beftimmt werben, 
erſcheint es allerdings nicht unmöglid, daß die Bejeitigung der gefeglihen Vor— 
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ſchriften, vie bisher bei Darleiben, ſei es auf Hypothek, fei es in anderer Weiſe, 
ihren Forderungen ein beftimmtes Maß festen, erhöhend auf den Zinsfuß wirfe, 
Die Freigebung des Darleihegefhäfts fann zwar das Verhältniß, in welchem ſich 
Darleiher und Schuldner gegenüberftehen, nicht unmittelbar verändern; ob fie jedoch 
nicht den Einfluß haben kann, bei ven Erfteren das rein wirtbichaftliche Motiv 
zu immer ausfhliegliherer Geltung zu bringen, ift eine andere Frage. Freilich 
bleibt die Beurtheilung der thatfählihen Verhältnifje hier immer der allerfchwie: 
rigften Art, und eine Täufhung ift leicht möglich. — Die andere Befürdtung 
gebt dahin, daß für zahlreiche Klaffen die Aufhebung der Wucherverbote zu leicht- 
finnigem Schuldenmachen und fchlieglih zu wirthſchaftlichem Berverben führen 
werde, fowie daß die Straflofigkeit Derer, welche aus der Ausbeutung der Dar- 
leihebebürftigen ein Gefhäft machen, das durch das Urtheil der öffentlichen Mei— 
nung mit großer Entjchtevenheit gebrandmarkt wird, das allgemeine Rechtsbewußt⸗ 
fein erſchüttern müſſe. Und es ift freilich wohl kaum zu bezweifeln, daß eine derartige 
felbftfüchtige Ausbeutung noch immer ein weites Feld ihrer Thätigfeit zu finden 
vermag, und daß fie nach Aufhebung der Wucherverbote mindeftens in offenerer 
und ungenirterer Weife hervortreten wird als bisher. Gleihwohl ſcheinen dieſe Be— 
denken nicht als entfcheidend angejehen werben zu. bürfen. Denn, was ven erft 
erwähnten Punkt betrifft, jo fann es nicht das Ziel einer erleuchteten Wirthichafts- 
politif fein, das Geltendmachen wirthſchaftlicher Motive bei Behandlung wirth- 
ſchaftlicher Geſchäfte fünftlic auszuſchließen. Wenn ſich die Darleiher auf Hypothek 
uit geringeren Zinfen begnügen, als fie nah Maßgabe der Berhältniffe des 
Geldmarktes wohl erhalten fünnten, fo mag das in einzelnen Fällen auf wohl- 
geredhtfertigten moraliſchen Rüdfihten beruhen, dieſe bebürfen jedoch Feines ge— 
feglihen Schutzes. Wo es aber allgemein gefchieht, da deutet e8 auf Schlenvrian 
und Energielofigfeit der Kapitaliften bin, welche noch künſtlich zu beftärfen feines- 
falls Aufgabe des Staates fein fann. Diefe kann vielmehr nur darin beftehen, 
infofern von einer Aufhebung der Wuchergefege wirklich eine Erhöhung des hy— 
pothekariſchen Zinsfußes zu befürdten ift, alle Hinverniffe zu befeitigen, welche 
etwa noch Darleihen auf Hypothek für die Kapitaliften in der einen oder andern 
Hinfiht weniger annehmbar machen. Den Gläubigern durch Sicherftellung ihrer 
Rechte, leichte Uebertragbarfeit der Forberungen, Schub gegen unvorhergejehene 
Kündigungen, die größtmöglichen Vortheile darzubisten und damit das Angebot 
von Kapitalien zu bypothefarifher Belegung möglichſt groß zu erhalten, das ift 
ver einzig fihere und berechtigte Weg, um über die Schwierigkeiten einer foldhen 
Lage hinwegzubelfen. Was ſodann ven zweiten Punkt betrifft, fann er bei ven 
zahlreihen und nad Lage der Verhältniſſe immer häufiger betretenen Wegen, um 
die gefeglichen Verbote zu umgehen, in der That nicht erheblih ins Gewicht 
fallen. In Deutſchland hat übrigens die Wechſelordnung durch Einführung der 
allgemeinen Wechſelfähigkeit wenigftens in einer beftimmten Yorm bie Vertrags- 
freiheit in Krebitgefhäften zur Geltung gebracht, ohne daß fi entſcheidende Nadı- 
theile davon gezeigt hätten. Bon jelbft verfteht es fih, daß vie Aufhebung der 
Wuchergefege weder den Schub bifpofitionsunfähiger Perfonen nod die Beftra- 
fung wirklicher Betrügereien noch felbft die Verpönung folder Gefhäftsformen 
ausſchließt, welche vornehmlid, um letztere zu verbeden, mißbraucht werben. 
Wie mit der Neglementirung des Kredits durch die Wuchergefege eine mehr 
oder minder einfeitig auf den Schuß des Schuldners beredinete Schulpgefetgebung 
Hand in Hand ging, fo kommt unter dem Einfluß verfelben Umftände, melde 
auf die Befeitigung jener Gefege hindrängen, das Bedürfniß, die Gläubiger in 
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ihren Forderungen zu ſchützen, ihnen im Nothfall ſchnelle und durchgreifende Hülfe 
zu fihern, immer mehr zur Anerkennung und führt zu einer Umgeftaltung ber 
Geſetze von dieſem Gefihtspunfte aus. Die leichte, ſchnelle, rüdjichtslofe Exe— 
quirbarfeit der Forderungen immer mehr berzuftellen, wird als eine Hauptaufgabe 
der Geſetzgebung angejehen, die hauptſächlich aud durch das Interefje der foli- 
deren Krepitbebirftigen jelbft gerechtfertigt wird, welche von ver Strenge des Ge- 
jeges Nichts zu fürchten haben, vie wohlthätigen Folgen veffelben aber in Geftalt 
erleichterter Zinsbebingungen zu genießen erhalten. Nur als vereinzelte und mög- 
lichſt eingefhränkte Ausnahmen bleiben Beftimmungen ftehen, welche ven ſäumigen 
Schuldner etwa vor der Abpfändung der zum Leben und zur Arbeit unentbehrlihen 
Gebrauchsgegenſtände und Werkzeuge hüten. Andere Beftimmungen, die man 
etwa bieher ziehen fünnte, insbefonvere über die Einhaltung beſtimmter kürzerer 
Friſten oder die Beſchränkung auf beftimmte Beweismittel bei der Verfolgung ge- 
wiffer Oattungen von Forderungen, haben überhaupt weniger die Bedeutung, den 
Schuldnern zum Schuge gereihen, ald zur Aufrechterhaltung ber allgemeinen 
Rechtsficherheit vienen zu follen. Eine ernftliche Anfechtung pflegt das Princip, daß 
der Staat das liquide Recht der Gläubiger ohne Schonung zur Anerkennung zu 
bringen habe, unter den bezeichneten Kulturverhältniffen nur in Zeiten einer all 
gemeinen öfonomifhen Erfhütterung zu erfahren. Dann tritt wohl die (Forderung 
hervor, den bedrohten Schulpnern im allgemeinen Interefje, damit fie durd ihren 
Fall nicht noch Andere nad ſich ziehen und vie Gefhäftsftokung nicht noch weiter 
vermehren, für ihre Zahlungsverbinvlichkeiten Friften (Moratorien) zu gewähren, 
und es fehlt nicht an Beifpielen, daß die Regierungen ſolchem Anfinnen nachge- 
geben haben. Eine augenblidlihe Hülfe mag durch eine folhe Maßregel unter 
Umftänden erreicht werben, insbefondere wenn die Mehrzahl der betheiligten Gläu— 
biger dem Auslande angehört, allein der Bankerott der Wirthſchaft wird auf 
biefem Wege nur durch den fchlimmeren Banferott des Rechtes verhütet, der auf 
die Dauer felbft auf den Kredit und den durch dieſen bevingten Wohlftand nad 
theiligere Folgen ausüben muß, ald aus dem ungehemmten Verlauf einer nod fo 
Ihlimmen, aber doch nur wirthſchaftlichen Krife hätten hervorgehen können. 

2) Hauptfählid an den Einfluß des Kredits auf die Verwendung ber Ka— 
pitalien fnüpft fi die Frage nad dem Zufammenhang feiner Entwidelung mit 
dem Hervortreten der fogenannten wirthſchaftlichen Kriſen. So mannigfaltig ver 
Charakter diefer ift, fo verfhiedenartig ihre Eriheinungsformen und die nächſten 
Urſachen ihrer Entftehung find, fo ift ihnen allen doch das Eine gemeinfam und 
macht den Schwerpunkt ihres Wefens aus, daß ſich bei der wirthichaftlichen Thä« 
tigkeit eines Theiles der Bevölkerung eine Berrehnung, ein Jrregegangenfein 
berausftellt, daß beteutend genug ift, um feine Wirkungen über den Kreis der 
zunächſt Betheiligten hinaus allgemein fühlbar zu machen, und daß in Folge biefer 
Entdedung und auf Grund des individualiftiihen Strebens, womit die Einzelnen 
den entftandenen Schaden von fi fern zu halten over auf Andere abzumälzen 
fuchen, m Schreden und PVerwirrung allgemeiner verbreiten und dadurch bie 
wirthſchaftlichen Kräfte lähmen umd neue Berlufte herbeiführen. Wir dürfen, was 
bie Entftehung der Krifen, ihre Symptome, ihren Berlauf und die Mittel zu ihrer 
Verhütung und Heilung anbetrifft, auf die von einem andern Mitarbeiter dieſes 
Werkes Bo. IV, ©. 638 ff. gegebenen Auseinanberfegungen verweifen. Hier ift 
es nur ein Punkt, auf den wir die Aufmerkjamfeit der Ver hinlenken möchten. 
Es ift Har, daß eine folhe Verrechnung, wie fie jeder Arife zu runde liegt, 
mag fie fih nun in einer Ueberprobuftion beftimmter Arten von Waaren, in 
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einer Ueberhäufung einzelner Märkte, in einer Mißgeftaltung des Verhältnifjes 
zwifchen ftehenden und umlaufenden Kapitalien, in dem Ueberjehen bevorftehenver 
Beränderungen ber Abfagmöglichfeit oder auf welche Weife immer fonft kundgeben, 
fi in ihren Folgen allgemein fühlbar nur in einem Zuftande der Volkswirth— 
ſchaft machen kann, wo die Ausbildung des Berfehrs die einzelnen Haushaltungen 
aufs mannigfaltigfte untereinander verbunden und gegenfeitig von einander ab- 
hängig gemadt hat. So lange jeve Familie im Wefentlihen noch ifolirt wirth— 
haftet, Verkehrsverbindungen mit Dritten nur untergeorbnete Ausnahmen . von 
der Regel bilden, daß jede Haushaltung felbft erzeugt, was fie bevarf, und felbft 
verzehrt, was fie erzeugt; fo lange ſolche Berfehröbeziehungen jedenfalls nur die 
einander zunächſt ftehenden Kreife mit einander verbinden und ſich nicht weiter 
nad den verfchiedenften Richtungen bis zu den entfernteften Lebensſphären ver- 
f&hlingen: fo lange fann aud von allgemeinen Krijen feine Reve fein. Mögen 
immer die wirthſchaftlichen Spekulationen Einzelner als verfehlt, Koften und Ar- 
beit für einen beftimmten Zwed als vergeblih aufgewandt fi herausftellen, vie 
Folgen davon befchränfen ſich auf die unmittelbar Betheiligten, treffen höchſtens 
nod die ihnen am allernächſten Stehenden. Infofern nun der Kredit durch bie 
Uebertragbarfeit, welche er den Kanitalien verleiht, zu Herftellung eines entwidelten 
Verkehrs unentbehrlich ift, fann man freilich behaupten, daß die Anwendung bes 
Kredits eines der bedingenden Hauptmomente für den Ausbruch jener wirthihaft- 
lihen Stürme ift, die man als Krifen bezeichnet. Nicht hierauf jedoch läßt ſich 
ein ernftliher Einwand gegen venfelben ftügen. Die Bortheile eines reich entwidelten 
Verkehrs find viel zu groß, als daß man auf fie verzichten möchte, felbft wenn 
dies das einzige Mittel wäre, um ſich von ben empfinblichen Berheerungen jener 
Stürme zu bewahren. Und felbft dafür fehlt e8 noch am einem ausreichenden 
Beweiſe. Bis jest allerdings find die Krifen ziemlich regelmäßige Begleiter einer 
hoch entwidelten Volkswirthſchaft, es hat nicht gelingen wollen, wirffame Mittel 
zu ihrer Berhinderung ausfindig zu machen, und es ift daher die Anficht eine jehr 
weit verbreitete, daß ſich ſolche Mittel überhaupt nicht auffinden laffen, daß man 
vielmehr die Krifen als eine leivige, aber unvermeiblihe Zugabe eines großartigen 
Verkehrs mit in den Kauf nehmen müfje. Die Faktoren, von welchen die Bortheil« 
baftigkeit der einzelnen wirthichaftlihen Operationen abhängt, find zu manntgfaltig 
und zu verwidelt, als daß man bei ven legteren nicht häufig irregehen follte. Bei 
der Koncentration der Kräfte und der Öroßartigfeit der Mittel, welche eine hoch— 
entwidelte Volkswirthſchaft ind Spiel bringt, nimmt ver Schaden, den ein folches 
Irregehen nad fich zieht, nothwendig bedeutende Dimenfionen an, und bei ver 
Berihlingung aller Interefien kann fi diefer Schaden nicht auf Diejenigen be- 
ſchränken, welche fi urfprüngli die Irrung haben zu Schulden fommen laſſen, 
fondern es müſſen alsbald die verfchiedenften Kreife der Bevölkerung in Mitleiden- 
beit gezogen werben. Daß unter folhen Umftänden endlich ein Jeder zunädft an 
fi felber denft, daß Viele darüber den Kopf verlieren, und in Folge davon 
Manderlei gefhieht, was den Schaden nur erweitert und verfchlimmert, das fcheint 
fo natürlih, daß man kaum begreift, wie e8 anders fein könnte. So ftellen fid 
denn alle die Momente, aus denen die Krifen erwachſen, als fo unumgänglid bar, 
daß die Anfiht von der unvermeidlihen Verbindung der Krifen mit einer aus— 
gebilveten Volkswirthſchaft wohl ven Meiften als unanfechtbar erfcheint. Und dennoch 
ift ihre Richtigkeit noch gar fehr zu bezweifeln. Bor allen Dingen muß man 
darauf aufmerffam machen, daß die bisherigen Erfahrungen noch bei weiten nicht 
hinveihen, um darauf aud nur eine haltbare Präfumtion zu ftügen. Die Aus: 
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bildung der Volkswirthſchaft auf Grundlage des Principe des freien Verkehrs ift 
noch viel zu jung und in vielen Beziehungen noch viel zu mangelhaft, als daß 
ſich erfahrungsmäßig feftftellen ließe, was in den wirthſchaftlichen Erſcheinungen 
als nothwendige Folge jenes Princips und was als Produkt zufälliger Neben- 
umftänte anzufehen if. Sovanı mag auch bei diefer Gelegenheit an Baftiats 
Hinweis auf „das, was man nicht fieht“, erinnert werden. Gewöhnlich denkt man, 
wenn man von wirthidaftlihen Krifen fpriht, nur an die Fälle, wo fie zum 
vollen Ausbruch gelommen find, und an das Unheil, das fie angerichtet haben. 
Ließe man, wie billig, nicht außer Betrachtung, wie oft Anfäge zu Krifen vorhan- 
ven waren und glüdlich bejeitigt worben find, zöge man vie zahlreichen Beifpiele 
mit in Rechnung, wo durch verftändiges Berhalten die fhlimmen Wirkungen der— 
felben wefentlidy eingefhränft und wenigftens von einzelnen Berfehrsgebieten erfolg: 
reich abgehalten worden find; verweilte man mit den Gedanfen aud) etwas bei den 
Bewährungen »jener wohlthätigen Energie, durd die jo häufig der angerichtete 
Schaden rafd wieder ausgeglihen, ja zum Vortheile gewandt wurde, fo möchte 
fid) das Urtheil leicht ändern, und au die Stelle einer refignirten Ergebung bie 
zuverfichtliche Hoffnung treten, daß, wenn es ſchon jo mannigfach möglidy gewor- 
den ift, jene gewaltigen Störungen abzuwenden, einzuſchränken und zum Beften 
zu fehren, ed auch noch gelingen werde, das wirthſchaftliche Yeben der Völker voll: 
ftändiger und immer vollftändiger von dieſer Plage zu befreien. Endlich halten 
auch die nit aus der Erfahrung, fondern aus der Natur der Berhältniffe 
genommenen Gründe einer näheren Betrachtung keineswegs Stid. Denn auf der 
einen Seite ift nicht abzufehen, welcher Steigerung die Einfiht in vie verfchie- 
denen den wirtbfchaftlihen Erfolg bedingenden Faktoren und das Maß und bie 
Weiſe ihrer Wirkfamfeit nah fähig ift, zu welder Ueberfichtlicykeit die ganze Ver— 
fettung ber wirtbichaftlihen Thatſachen und Handlungen noch gebracht und wie 
e8 dadurch möglich gemacht werden kann, wirthſchaftliche Verirrungen alsbald im 
Keime zu entdeden, ehe fie noch ihre ſchädlichen Folgen haben entwideln können; 
auf der andern Seite dürfen tie wirthichaftliden und ethijchen Kräfte, welche bei 
eingetretenen Berirrungen gegen die Ausbreitung und die Entwidelung der ſchäd— 
lihen Folgen derfelben zu reagiren geeignet find, als Elemente angefehen werben, 
die einer Stärfung und Vermehrung gar wohl fähig find. Es jei in dieſer Hin- 
fiht nur an die Möglichkeit erinnert, durch Ausbildung der Befonnenheit des 
Charakters und eines verftändigen Gemeinfinnes jenen panifhen Schreden mehr 
und mehr zuvorzufommen, durch deren Ausbrud das Unheil der Krifen noch 
immer fo fehr gefteigert zu werben pflegt. 

Iſt die Abneigung, mit welder Manche ven Krevit anfehen, indem fie ihn 
als die Hauptveranlafjung der wirthſchaftlichen Krijen anfehen, ungerechtfertigt, 
weil fidy nicht beweifen läßt, dag vie legteren ein nothwendiges Ergebniß eines 
hochentwickelten Verkehrslebens bilden, und weil, felbft wenn dies der Fall wäre, 
man darum doch nicht auf die weit überwiegenden Wohlthaten eines ausgebildeten 
Verkehrs verzichten möchte, fo muß fie aus dem legteren Grunde au, fo lange 
fie fi) jo im Allgemeinen hält, unfrudtbar und ohne praftiihe Bedeutung bleiben. 
Eine foldhe gewinnt fie erft dann, wenn fie fich gegen, einzelne beftimmte Formen 
und Modalitäten des Kredits richtet und deren Umgeftaltung oder Befeitigung 
fordert. Die Frage liegt dann fo: gibt es folhe Formen und Mopalitäten, welche 
überwiegend ſchädlich wirken, indem fie unvermeidlich Verirrungen des wirthfchaft- 
lihen Verhaltens begünftigen, ja geradezu hervorrufen? Hierauf läßt ſich denn 
uun feine allgemeine Antwort geben, fondern es kann nur eine in’s Einzelne ge= 
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heute Prüfung darüber entfheivden. Diefe anzuftellen kann felbftverftändlich hier 
nicht unternommen werben, vielmehr müflen nur wenige Andeutungen genügen. 
Je mehr die aus Krevitgewährungen entfpringenden Forberungsfcheine eine Form 
annehmen, die fie zu Umlaufsmitteln (currency) geeignet macht, vefto leichter ift 
ein Mifbraud des Kredits um deßwillen möglich, weil die Gläubiger, welche vie 
betreffenden Scheine ſelbſt bald möglichft wieder weiter zu geben beabfichtigen, in 
der Regel weder den Willen noch die Macht befigen, das Gebahren des Schuld— 
ners zu überwachen, deſto weniger find die etwaigen Folgen eines foldhen Miß- 
brauchs zu überfehen, vefto eher werben fie unmittelbar allgemein fühlbar. Die 
Banknoten find diejenige Form, in der Forderungen am wirkfamften und präci= 
jeften zu Umlaufsmitteln ausgeprägt werben, und gegen bie Notenausgaben richtet 
ih daher vorzugsmeije die fih um den Ausbruch von Krifen forgende Angſt, indem 
fie diefelbe bald ganz verboten, bald wenigftens auf's Engfte überwadht haben 
will. Indefjen ift, wie ſchon oben hervorgehoben wurbe, zweierlei babei nicht zu 
überfehen; das ift erftens der Umftand, daß die Banknote feineswegs bie einzige 
Form ift, in welder ein Schulpfchein als Umlaufsmittel dienen fann, daß es 
‚vielmehr noch eine ganze Reihe anderer Formen giebt, welche mindeſtens annähe— 
rungsweiſe denjeiben Dienft leiften fönnen und vorausfihtlih um fo ficherer leiften 
werden, je mehr der Notenumlauf eingeengt wird; und fodann die Betrachtung, 
daß, wenn aud der Einzelne vielleicht nicht im Stande ift, fi unmittelbar gegen 
Berlufte zu fügen, welde aus einem Mißbrauch der Notenausgabe hervorzu- 
breden drohen, dennod der Verkehr im Ganzen eine Kraft der Organifirung be— 
figt, welche in der Regel nur geringer Stügpunfte bedarf, um es einem foldhen 
Mipbraud unmöglich zu machen, Boden zu gewinnen. Wo der Verkehr ſich eini- 
germaßen regelmäßige Cirkulationsfanäle gegraben hat, da treten im benjelben, 
vorausgefegt, daß nicht künſtliche Störungen gefchaffen werben, auch alsbald Strö« 
mungen auf, welde bie Kraft haben, Banknoten, die einer feliven Unterlage 
entbehren, in den Hafen wieder zurüdzutreiben, aus dem man etwa verjucdhen 
möchte, fie unbefugter Weije in vie Welt zu ſchicken. — Eine Reihe anderer Be- 
denken fnüpft fid) an die Gentralifirung des Geſchäfts der Krebitvermittlung durch 
die größeren Geibinftitute. Dieſe Centralifirung liegt allerdings in der natürlichen 
Entwidlung begründet, und es läßt fi nicht in Abreve ftellen, daß fie dazu an- 
gethan ift, in vie wirthſchaftlichen Verhältniffe eine gewifje Spannung zu bringen, 
Indem fie den Unternehmungsgeift anfpornt und die Spekulation erleichtert, dient 
fie zugleid zur Eröffnung irre führender Wege; indem fie das Kapital in dem— 
jelben Maße aufzufaugen fudht, als es fich bildet, vermindert fie die müßig da— 
liegenden Vorräthe, damit aber auch zugleich die Fonds, aus denen ein plöglich 
fi) geltend machender Kapitalbedarf gevedt, einzetretene Berlufte ausgeglichen werben 
fonnten, ohne Störung anderer Produktionsgebiete. Die bevenklihe Seite, welche 
bie großartige Ausbildung des Depofitengefhäfts im modernen Bankweſen hat, 
ift unmöglich zu verfennen. Gleihwohl darf man wohl mit Zuverfiht erwarten, 
daß eine fortjhreitende Erfahrung immer vollftändiger die Grundſätze an’s Licht 
und zur Anerkennung bringen wird, nad denen die Banken zu verfahren haben, 
um jenen Gefahren wirkfam zu begegnen, wie denn hierzu ſchon beachtenswerthe 
Anfänge gemacht worden find; es fei nur an den immer beftimmter ſich heraus» 
arbeitenden Begriff der fogenannten banfmäßigen Dedung erinnert. 

3) Als eine dritte Seite, nach welcher fich die vollswirthſchaftliche Bedeutung 
des Kredits Außert, ift oben ver anregende Einfluß hervorgehoben worden, ben er 
dur die Eröffnung von Gelegenheiten zur gewinnbringenden Anlegung etwaiger 
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Erſparniſſe auf die Vermehrung der Kapitalbildung ausübt. Es bietet ſich der 
Gedanke dar, dieſe Thatſache zur Grundlage für die Entwickelung finanzpolitiſcher 
Sätze zu machen. Anſätze dazu finden ſich in der Wiſſenſchaft ſchon früher hier 
und da, öfter noch mag der Praris bei manchen Entſchlüſſen und bei der Anfor- 
derung, dieſe vor ſich und Anderen zu rechtfertigen, Aehnliches vorgeſchwebt haben; 
eine vollftändige Entwidelung und jyftematifhe Ausbildung bat die Idee erft in 
neuerer Zeit durch einen deutſchen Schriftfteller erhalten.) Warum, fo lautet unge- 
fähr das Raifonnement, fol fih der Staat die Bereitwilligkeit feiner Bürger, 
namentli ber begüterten, gegen bie Zuficherung einer fortlaufenden Einnahme 
Erjparniffe zu mahen und fie ihm zur Berfügung zu ftellen, nicht möglichft zu 
Nutze machen, um auf diefe Weife feine Bedürfniſſe zu decken? Freilich nicht alle 
feine Ausgaben darf er vermittelft der Aufnahme von Anleihen beftreiten. Dieje- 
nigen der von ihm geleifteten Dienfte, die im Laufe jeder Wirthſchaftsperiode 
regelmäßig vollftändig verzehrt werben, müſſen auch aus dem regelmäßigen Ein- 
kommen der Nation, d. 5. vermittelft Steuern, bezahlt werden. Allein der Staat 
bat auch und mit zunehmenber Kultur in immer wachfendem Maße ein ftehendes 
Kapital nöthig, von weldem er nur die Nugungen dem Bolfe zur Verzehrung 
darbietet. Daffelbe ift theils materieller Natur — Straßen, Eifenbahnen, Häfen, öffent: 
lihe Gebäude u. f. w. — theils immaterieller Art — die Staatsorbnung. Für bie 
Mittel nun, welche erforverlich find, um dieſes ftehende Nationalkapital herzuftellen, 
und bie fih äußerlih dadurch harakterifiren, daß fie nur einmal in der beftimmten 
Weiſe vorkommen, nicht regelmäßig im jeder Wirthſchaftsperiode wieder aufgebracht 
werben müſſen, muß bie Herbeifhaffung nicht durch Steuern, fondern durch Auf: 
nahme von Anleihen als Grundfag aufgeftellt werden. Dies rechtfertigt ſich nicht 
nur dadurch, daß die Größe und Dringlichkeit der betreffenden Ausgaben meiftens 
eine Aufbringung der Koften auf dem Wege der Belteuerung außerordentlich 
ſchwierig, ja unmöglich macht, fondern aud aus pofitiven Gründen, Auch bei ver 
Auflegung einer Steuer bleibt in einem ſolchen Yalle den betroffenen Einzelnen 
meiftens nichts Anderes übrig als die geforderten Werthe da zu borgen, wo fie 
ſich disponibel finden; nur geſchieht das wegen des geringeren Krebits der Einzelnen 
und wegen ber Konkurrenz, die fie ſich gegenfeitig machen, zu ungleich ungünftigeren 
Bedingungen, als fie der Staat, wenn er unmittelbar felbft als Anleiher auftritt, 
zu gewähren nöthig bat. Die Aufbringung jener Bevürfniffe duch Steuern bringt 
ferner in die von dem Staate an die einzelnen Wirthichaften geftellten Anforve- 
rungen eine große periodiſche Ungleihmäßigfeit und untergräbt dadurch die fichere 
Grundlage ihrer Orbnung, während bei ver Aufbringung durch Anleihen, wobei 
bie einzelnen Wirthfhaften nur durch die Erforberniffe der fortlaufenden Berzin- 
fung belaftet werben, die Einhaltung eines feiten Wirthichaftsplanes in weit hö— 
herem Grade möglich bleibt. Auch der Staatshaushalt felbft erhält in leßterem 
Balle bei den innigen Wechfelbeziehungen, in denen er zu der Wirtbfchaft ver 
Einzelnen fteht, einen gleichmäßigeren Fortgang gefihert. Das Anleihefyftem bietet 
weiter große politiihe Bortheile, indem es einerſeits bie Regierung auf einen ge- 
mäßigten Gebraud ihrer Gewalt hinweist, andererſeits das Intereſſe vieler 
Staatsbürger an den Fortbeftand der beftehenden Orbnung fnüpft. Es gewährt 
endlich die Möglichkeit, die Kapitalhülfe des Auslandes mit in Anſpruch zu nehmen, 
und damit die Herausbildung der wirtbihaftlihen Verbindungen der verſchiedenen 
Völker zu einer eigentlichen Weltwirthſchaft zu vervollftändigen. Dies Alles find 
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jedoch nur einzelne Punkte, in denen der Borzug der Anleihen vor den Steuern 
unter der angegebenen Borausfegung bervortritt; ber eigentliche Grund, aus 
welchem fid) viefelben ſämmtlich ergeben, ift ver, daß die Anleihen das einfachfte, 
natürlichfte und darum auch zwedentjprechenpfte Mittel find, um für die Bildung 
des ftehenden Nationalfapital® die zu dieſem Zwede verwenpbaren Mittel herbeizuzie- 
ben und eventuell ihre Erzeugung zu veranlaffen. Der tiefere Sinn des Syftems 
ift der, für den außerordentlichen Staatsbedarf ftets die für die allgemeine Volks— 
wirthſchaft am leichteften entbehrlichen Kapitale zu verwenden. Die Einzelwirth- 
Ihaften arbeiten bei biefem Syſtem möglihft unberührt weiter; man fucht bie 
Mittel, die man braudt, von Denen zu erhalten, welche fie ungenugt vorräthig 
haben oder viefelben mit dem verhältnigmäßig geringften Nachtheile für ihre Pro- 
buftion entbehren können. Diefe Staatsgläubiger ſchießen gleichſam Denjenigen, von 
denen fonft die Mittel durch Beftenerung erhoben werben müßten, den Betrag 
ihrer Steuern vor und geftatten ihnen jo, das eigene Kapital in der probuftiveren 
Verwendung zu belafien. Da bei höher entwidelter Boltswirthidhaft in den Händen 
Einzelner fih immer Güter anzuhäufen pflegen, für die nach einer gewinnbrin- 
genden Anlage gefuht wird, die man aber in Ermangelung einer ſolchen ungenugt 
wieder zu Grunde gehen läßt oder mindeftens unproduktiv verzehrt, fo ift die Er- 
haltung derſelben für Produktivzwecke, welde durch die Öffentlichen Anleihen er- 
möglicht wird, als ein reiner Gewinn anzufehen, und da das VBorhanvenjein einer 
ftets offenen Gelegenheit, Erfparniffe gewinnbringend anzulegen, außerordentlich 
belebend auf die Neigung einwirken muß, ſolche Erſparniſſe zu machen, fo verban- 
ken viele der legten ihre Entftehung geradezu erft jener Gelegenheit. Mit andern 
Worten, die Kontrahirung von Anleihen, ſyſtematiſch ausgebildet, wird zum großen 
Theil mit Mitteln bewirkt, welche nicht dem Organismus ber Vollswirthſchaft ent- 
zogen werben, fonbern ohne dieſe Methode ohne probuftive Wirkung ſich wieder 
verloren haben oder gar nicht gejhaffen worben fein würben. Aber felbft infoweit das 
nicht der Fall ift, fondern die Güter, welche für den Staatszwed konfumirt wer 
den, andern Zweden entzogen werben müffen, gefchieht dies einestheils gerade durch 
die Form der Anleihe in der möglichft wenig ftörenden Weife, und wird andern- 
theild auf dieſem Wege bie auf Erfegung der verzehrten Werthe fich richtende 
Thätigfeit am wirffamften angeregt. So beſtechend dieſe Auffaffung und fo geift- 
reih und fharffinnig namentlih die Begründung und Entwidelung ift, welde 
fie von dem obengenannten Schriftfteller erfahren hat, fo ift fie doc unferer An- 
fit nad vor einer fhärferen Prüfung nicht haltbar. Zuodrberft fei bemerkt, daß 
fie dur den Hinweis auf den möglihen Mißbrauch, dem eine entfprechenvde Fi- 
nanzpolitit ausgefegt fei, in ihrer theoretiſchen Richtigkeit allerdings nicht widerlegt 
wird, wohl aber wefentlih an praktifher Bedeutſamkeit verliert. Denn obſchon es 
richtig ift, daß man bei Aufftellung theoretifcher allgemeiner Grundfäge nur von 
ber Borausfegung eines fehlerlofen ftaatlihen Willens ausgehen darf, fo darf man 
fih doch, fobald die praftifhe Anwendung in Frage kommt, ver Betrachtung 
nicht entſchlagen, welche Garantieen für jene Fehlerlofigfeit gegeben find, und im 
Falle diefe nicht vorhanden find, weldhe Gefahren alsdann die Anwendung des bes 
treffenden Sates in fi trägt. Nun wird aber, was den erfteren Punkt betrifft, 
bei der Unvolllommenheit aller irbifhen Dinge einiges Mißtrauen immer, in vielen 
Berhältniffen ein erhebliches, gerechtfertigt fein; der Hauptnahbrud® wirb daher 
regelmäßig auf ven zweiten Punkt fallen, und va läßt es fich ſchwerlich läugnen, 
daß gerade das Princip, die Regierung für alle anderen als die regelmäßig fort- 
faufenden Ausgaben, ftatt auf die Stenererhebung, auf das Schuldenmachen zu ver- 
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weifen, mit den allergrößten Bedenklichkeiten verknüpft iſt. Es geht bier ähnlich, 
wie mit den indireften Steuern. Gerade das, was biefe, rein theoretifc genommen, 
befonders empfiehlt, die Leichtigkeit ihrer Erhebung und die Ausfiht auf wachſende 
Ergiebigfeit, gerade das ift ed, woraus in der Praris oft die gewichtigften Be— 
denken gegen biejelben erwachſen. Treilih hat man Recht, wenn man jagt, das 
beweiſe Nichts gegen die Nichtigkeit des aufgeftellten Grundſatzes, fondern nur für 
die Nothwendigleit, Einrichtungen zu treffen, welche die Vernünftigfeit des ftaat- 
lihen Willens unter allen Umftänben fihern. So lange e8 aber eben an folden 
Einrihtungen gebricht, fo lange wird die Praris noch im Recht fein, wenn fie fich 
ver Anerfennung des Princips verfagt. 

Halten wir uns aber im vorliegenden Fall auch lediglich an die Frage ber 
rein theoretiſchen Richtigkeit der aufgeftellten Lehre, jo vermögen wir biefelbe nicht 
anzuerkennen. Wir übergehen die Unterfuhung der Stichhaltigkeit ver oben bezeich- 
neten, dem Anleihefyftem zugefchriebenen ſekundären Einzelnvorzüge. Diefelbe würde 
und bier zu weit führen und erlebigt fich übrigens mindeftend zum großen Theile 
mit der Prüfung des eigentlichen Grundprincips des Syſtems. Diefes, ſchon oben 
angegeben, läßt fib aud dahin formuliren, daß die zur Bildung des jogenannten 
ftehenden Nationalfapital® zu verzehrenden Werthe von der Volkswirthſchaft bereit 
williger erzeugt, bezüglich, infofern fie den bereits umlaufenden Gütermengen ent- 
nommen werben müſſen, leichter und emergifcher wieder erfegt werben, wenn der Staat 
fie als Darlehen, als wenn er fie als Zmwangsgabe in Anfpruh nimmt. Allein 
gerade bafür vermillen wir eine ausreichende Begründung. E8 wird zwar ange 
führt, daß Staatsanleihen, indem fie tie Probuftion in andere Bahnen lenken, 
nämlih auf die Herftelung verienigen Güter, welche ber beſondere Stantszwed, 
um dejjentwillen fie erhoben find, fordert, und dadurch das Angebot der für ven 
Berbraud der Einzelnen beftimmten Gitter befchränten, ein Streben hervorrufen, 
bie bisher regelmäßig verbraudte Menge ver Genufßgüter noch neben ben für ven 
Staatszwed erforbderlihen Gütern zu erzeugen. Allein offenbar hängt diefer Erfolg 
nit von der Art und Weife ab, in welder ſich die Regierung bie für ihre Zwede 
nöthigen Mittel verfhafft. Auch wenn bies durch Steuern gefchieht, beftimmt fie 
durch die Verwendung, bie fie biefen gibt, die Probuftion, und ruft die eben an- 
gegebenen daran fi) knüpfenden Wirkungen hervor. Nicht die Erhebungsart ber 
betreffenden Mittel, fonvern vie Zwede, für die, und die Art und Weife, in 
ber biefelben ausgegeben werben, übt in dieſer Beziehung den entfcheidenden Ein- 
fluß auf die Volkswirthſchaft aus. Uebrigens wird ja, wie von ten Bertheibigern 
bes Syſtems der Staatsanleihen anerfannt wird, auch bei der Befteuerung bie 
Hülfe des Krebits vielfah in Anfprudy genommen, Infofern dies der Fall ift, 
ftellt fidy daher die Frage dahin, ob es volfswirtbfchaftlich wortheilhafter ift, daß 
der Kredit unmittelbar vom Staat oder mittelbar von ben durch ihm dazu ver« 
anlaßten Unterthanen beanſprucht werde. Eine allgemein gültige Antwort bürfte 
fih darauf ſchwerlich geben laffen, denn wenn einerjeitd das größere Anfehen, in 
weldem ver Staat fteht, ſchwer ins Gewicht fällt, fo find andererſeits ver 
Mangel einer eventuellen Zwangsgewalt gegen ihn und die manderlei Hülfs- 
quellen nicht zu überfehen, weldhe ven Einzelnen offen ftehen, für ven Staat aber 
verjhloffen bleiben. Es trifft feineswegs in allen Fällen zu, daß ber Kolleftiv- 
kredit des Staats ein größerer ift, als der individuelle feiner einzelnen Bürger, 
und daß die Regierung zu billigeren Bebingungen geborgt zu erhalten vermag, 
ald die Unterthanen. Man wird vielmehr immer die Umftände des einzelnen 
Falles ins Auge faflen müffen, wobei allerdings namentlih vie Dringlichkeit 
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und der Umfang ver benöthigten Ausgaben häufig zu Gunften der Anwendung 
des Staatskredits entfcheiden werben. 

Gefegt aber auch ferner, die Aufnahme von Anleihen wirkte im Allgemeinen 
günftiger auf die Belebung der probuftiven Thätigfeit, als die Erhebung von 
Steuern, fo kann dieſer Vorzug doch möglicherweife durch ſchädliche Nebenwirkun- 
gen wieder zu nichte gemacht oder ausgeglichen werben. Und in dieſer Richtung 
erhebt fih in ver That ein zweites wichtiges Bedenken. Die fuftematifche Ausbil- 
dung des Staatsanleiheweiens zieht nämlich als unvermeidliche Ergänzung einen 
fortvauernden Ankauf von Staatspapieren durch die Regierung, um den Kurs 
derſelben auf einer gewiflen Höhe zu erhalten, nad fi. Hierzu treibt theils vie 
Rückſicht auf den Zwed, Eriparnifje zu befördern und veren Zuführung zu probufs 
tiver Verwendung zu vermitteln — (Soll der Nuten der Staatsfhuld in ganzer 
Ausdehnung eintreten, fagt Diegel, jo muß Jedermann die gewiſſe Ueberzeugung 
haben, daß er fein in der Staatsſchuld angelegtes Kapital jederzeit ohne Berluft 
wieder herausziehen könne, ſobald fih ihm eine vortheilhaftere Anlage dar— 
bietet) —, theils die Nothwenbigfeit der Aufrechthaltung des Staatskredits. Die 
Finanzverwaltung wird hierdurch in den Papierhanvel, das Börfenfpiel, die Agio- 
tage bineingezogen und die Regierung in eine fhiefe Stellung gebradht, deren 
üble Folgen reihlid alle etwaigen Vortheile der Anleihen anfzumiegen geeignet 
find. Wohlgemerft, e8 handelt fich hierbei nicht um einen blos möglichen, aber 
doch allenfalls vermeidlichen Mißbrauch ftaatliher Mittel, fondern um die Zuwei— 
fung einer Aufgabe an die Regierung, die an ſich felbft eine ſchädliche und ver- 
werfliche ift, gleihgültig, gie fie angegriffen werde. Die an die Regierung geftellte 
Forderung, Staatöpapiere aufzulaufen, nicht als ber unter Umftänden vortheilhaf- 
tefte Weg der Schulventilgung, vielmehr Lediglich um den Kurs aufrecht zu erhalten 
oder in die Höhe zu treiben, eythält nichts Geringeres, als die Zumuthung einer 
künftlihen Beherrfhung des Geldmarktes. Dieſe aber, nad welchem Grundſatze 
man aud dabei verfahre, welche große Vorfiht man immer bei der Ausführung 
anmwente, läuft allen gefunden Wirthichaftsprincipien entgegen; fie wird, wenn ihre 
Durhführung mißlingt, zum grobeu Unrechte, das dem öffentlichen Kredit mehr 
Schaden thut als alle vorbergegangenen Fälle des Gelingens ihm haben nützen 
fönnen. Einmal auf diefe Bahn gebrängt, muß ſich die Regierung in einem fehler- 
haften Kreife bewegen, aus welchem, von etwaigen außerorbentlihen ‚Glüdsfällen 
obgefehen, nur der Banferott oder aufrichtige Umkehr ihr wieder herauszubelfen 
vermag. Das begreift ſich leiht Die Neigung der Kurfe der Staatspapiere zum 
Weichen entfpringt aus einem Mißverhältniß zwiſchen dem Ertrage, der von dem 
in ihnen, und demjenigen, der von dem auf andere Weife anzulegenden Ka— 
pitale zu erwarten fteht, einerlei worauf fi) diefes Mißverhältnig gründet, ob 
auf eine Erſchütterung des Vertrauens auf die Erfüllung der Zufagen ver Staats- 
fhuldenverwaltung, auf die Eröffnung neuer gewinnverfpredhender Produftions- 
gelegenheiten oder worauf immer fonft. Wenn nun die Regierung durch Auffaufen 
ihrer Papiere deren Herabgehen zu verhindern fuchen fol, fo muß fie fidh bie 
erforberlihen Mittel verſchaffen; indem fie dies verfucht, verftärft fie aber ent- 
weder vireft oder indireft durdy die Unterthanen, die fie mit Steuern belegt, bie 
Nachfrage nad Kapital, erhöht in Folge deſſen den durchſchnittlichen Kapitalgewinn 
und ruft eben damit einen neuen Drud auf die Kurfe hervor, durch welchen fie in 
ihren Operationen immer weiter getrieben wird, 

Drittens endlich ſcheint das Syftem der Staatsanleihen noch auf eine weitere 
Konſequenz hinzubrängen, durch die fi der Widerſpruch aufhellt, in welchem es 
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zu den Örundfägen einer freien Verkehrswirthſchaft fteht. Werden die Staatsan- 
leihen geradezu als ein Mittel aufgefaßt, die probuftive Thätigfeit der Bevöllerung 
zu fleigern, fo ift nicht abzufehen, warum man mit der Anwendung bejjelben früher 
einhalten follte, als es anfängt, feine Wirkung zu verlieren. Die einzige Grenze 
liegt nur darin, daß ſich keine Verwendung von Kapital durd den Staat mehr 
auffinden läßt, deren Ergebniffe die zu bewilligende Verzinſung noch werth find. 
Es ift Kar, daß biermit der Schwerpunft des wirtbichaftlihen Fortſchritts aus der 
Privatwirthichaft in die Stgatswirtbfhaft verlegt wird. Nicht mehr das zur Ber 
friedigung ungefucht ſich geltend machenver öffentlicher Bedürfniſſe erforderliche Ka- 
pital, fondern überhaupt die Möglichkeit müglicher Berwendung bildet den Maß— 
ftab für die ftaatlihe Kapitalaufnahme. Anftatt der BVerpflihtung, zu warten, baf 
die Beranlaffung an fie herantrete, erhält die Regierung die Aufgabe, viefe Ge- 
legenheit aufzufpären; die Bfonomijche Initiative geht von der Bevölkerung auf 
die Regierung über. Mag dabei immer noch ver Sat feftgehalten werben, daß der 
Staat fih der Produktion nur inſoweit annehmen folle, als fie fi für die Thä— 
tigfeit der Einzelnen aus irgend weldem runde nicht eignet, eine wirkfame 
Schranke für die Negierungsausgaben wird er nur ausnahmöweife bilden, da bei 
der Dehnbarkeit der Anſprüche an das Leben es felten an der Möglichkeit gebre— 
hen wird, neue wirthſchaftliche Zielpunfte aufzufinden, deren Verfolgung der Ge— 
ſammtwirthſchaft zuzufallen fcheint. Auf diefe Weife tritt an die Seite ber eben 
befprohenen Aufgabe für den Staat, feine Schulvfheine wieder zurüdzufaufen, 
wenn ihr Kurs unter einen gewiffen Punkt hinunter zu finten droht, ergänzend bie 
zweite Aufgabe, alle neu ſich bildenden Kapitalien, diggihre Eigenthümer ihm zu 
mäßigen Bedingungen anzuvertrauen bereit find, entgegenzunehmen und in ber 
Gefammtwirtbfchaft eine pafiende Verwendung für fie ausfindig zu machen. Erleid- 
tert wird biefelbe dadurch, daß die Frage, ob dig mit ven neuen Kapitalien er- 
zeugten Nutungen auch wirklich die dafür zu bezahlenven Zinfen werth find, ber 
objektiven Entſcheidung der durch den Verkehr fich feftftellenden Rentabilität ent- 
rüdt, und fo lange bie zur Zinfendefung erforberlihen Steuern noch aufgebradyt 
werben können, lediglich dem willfürlihen Ermefjen ver ftaatlihen Gewalthaber 
anheim gegeben ift. So wird der Staat gleihjam der große Banquier der Nation, 
ber das gewaltige Refervoir hält, in weldem ſich die neuen Kapitale regelmäßig 
fammeln, und aus dem er diefelben der Privatwirtbfhaft nur in vemfelben Maße 
zufließen läßt, als er enticheidet, fie in ver Geſammtwirthſchaft nicht beſſer ver- 
wenden zu fönnen. Wir brauchen wohl nicht dabei zu verweilen, weshalb wir eine 
derartige Entwidlung als eine in hohem Grade verberbliche anfehen müßten. Als 
bie Grundbedingung alles wirthſchaftlichen Gedeihens erfcheint uns bie perfönliche 
Tüchtigkeit der Einzelnen, die ihrerfeits ihre weſentlichſte Garantie durch die Selb- 
ftändigfeit und Gelbftverantwortlichfeit der Privatwirthfchaften erhält. Iſt jene 
gleihfam die Duelle, welche pas Land befruchtet, fo dieſe die ſchützende Faſſung, 
weldhe jene Duelle vor Berfumpfung und ‚Berfandung bewahrt. Es leuchtet aber 
ein, wie fehr dieſe Selbftänbigkeit und Gelbftverantwortlichkeit der Privatwirth- 
haften, vie fih nur an ver Gewöhnung entwidelt, für jeden Fortſchritt fi auf 
die eigene Kraft verwiefen zu finden, beeinträchtigt werben muß, wenn vie Ge- 
fammtwirtbfhaft, anftatt fi) nur ergänzend und vollendend an bie lettere anzu⸗ 
ſchließen, in der angegebenen Weife in ven Vordergrund geftellt und zum Mittel- 
punft der gefammten Volkswirthſchaft erhoben wird. Iſt dem nun aber alfo, fo 
— das auch gegen ein Syſtem, welches direkt auf jene fehlerhafte Entwicklung 
nführt. 
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Mit dem Principe fallen natürlich auch deſſen Konfequenzen. Die wichtigſte 
derſelben ift die Verwerfung einer regelmäßigen Tilgung der Stantsfhuld. Aller 
dings werben Ausnahmsfälle anerkannt, in venen eine Tilgung geboten ift, insbes 
ſondere, wenn fi ein Bedürfniß herausftellt, die Einzelnwirthſchaften reicher mit 
Kapital zu verjehen; allein die Tilgung blos zu dem Behufe, ven Staat ſchulden⸗ 
frei zu machen und von der Laft der Zinszahlung zu befreien, wird konfequenter 
Weiſe für eine verkehrte Maßregel erklärt. Wir vermögen nah ver obigen Aus- 
einanderjegung dieſen Standpunkt nicht zu theilen Die Amortifirung übernomme- 
ner Laſten fheint uns für die Staatswirthihaft Feine geringere Bedeutung zu 
haben, wie für die Privatwirthihaft, und wir können für die erftere, auch indem 
wir fie in ihrem ganzen Zufammenhang mit der Volkswirthſchaft auffaffen, feine 
Ausnahme von dem Sate zugeben, dal; feine Güter verbefiert, wer feine Schul- 
den bezahlt. Bon felbft verfteht es ſich, daß damit nicht ein ſtlaviſches Fefthalten 
an einmal aufgeftellten Tilgungsplänen geprebigt wird. Diefelbe Freiheit ver Be— 
wegung, die in biefer Beziehung für den einzelnen Privatmann am wohlthätigften 
ift, wird.es auch in der Regel für die Stantshaushaltung fein. Nur gegen den 
Sag erklären wir und, daß eine Abtragung der Staatsfhuld an fih nicht als 
eine volkswirthſchaftliche Verbeſſerung anzufehen jei. Uebrigens bevarf aud vom 
Standpunkte des „Syſtems“ aus — und dies fei unfere legte Bemerkung — die 
Berwerfung der Tilgung der Staatsſchulden nod einer weiteren Einfchräntung. 
Wie das ſtehende Kapital überhaupt, fo ift nämlid aud das ftehende National- 
tapital einer allmäligen Verzehrung durch Abnugung unterworfen und bebarf des- 
halb einer fortwährenden. Erfegung. Für die materiellen Beftanptheile deſſelben ift 
das freilich infofern zugeftanden, als die Koften für bie Inftanphaltung der 
Straßen, Eijenbahnen, Häfen ꝛc. mit unter die laufenden Ausgaben aufgenommen 
find; indeſſen betrifft das nur eine Form der Abnugung. Eine andere Form, die 
ebenjowenig außer Betracht zu laffen ift, ift die, daß in Folge veränderter Ber- 
hältniſſe vie betreffenden Anftalten ihren Nuten verlieren. Wenn der Staat ein 
Feftungswerk, eine Kaferne, ein Gerichtsgebäude gebaut hat, und dieſes im Laufe 
ver Zeit überflüffig wird, fo ift das dafür verwendete Kapital, abgefehen von dem 
Gewinne, der etwa durch anderweitige Verwendung, Verkauf u. f. w. noch zu er- 
zielen ift, ebenfo gut verzehrt, ald wenn das betreffende Werk zufammengeftürzt 
wäre, und bat der Staat inzwifhen nicht für Tilgung der zur VBeftreitung des 
Aufwandes übernommenen Laften geforgt, fo ift er in demſelben Verhältniß ärmer 
geworben. Nicht minder deutlich zeigt ſich ein Gleiches binfichtlih des fogenannten 
immateriellen Nationalfapitald. Wenn z. B. eine Nation durch einen Krieg bie 
Angriffe eines auswärtigen Feindes zurüdgeworfen bat, jo mag ber erzielte Er- 
folg immerhin als ein Kapital angejehen werben, deſſen Nugungen fih in dem 
der gefammten Bevölkerung zu Gute kommenden Zuftande der Sicherheit darftellen. 
Almälig wird fi jedoch der zurüdgefchlagene Feind wieder erheben, das Volk 
von nenem bevrohen, und es wird ein neuer Krieg nothwendig werden. Alsdann 
ftellt fi heraus, daß mit den Nugungen das bezeichnete Kapital felbft nad und nad 
verzehrt worden ift, und dies fchließt nur dann feinen wirthſchaftlichen Rüchſchritt ein, 
wenn mittlerweile der Staat fi auch der Verpflichtungen entledigt hat, mit denen 
er fich zur Erreihung jenes erften Zweckes hat beladen müffen. Uno in vielen andern 
Fällen. Es läßt ſich im der Regel nicht vorherfagen, wie lange das ftehende National- 
fapital in feinem Beſtande vorhalten wird, wohl aber, daß es im Laufe der Zeit und 
leicht weit eher ald man denkt, zu Grunde gehen mag. Die Vorſicht wird daher immer 
rathen, bei Zeiten auf eine Verminderung ber entſprechenden Laften bedacht zu fein. 
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Literatur. Die Lehre vom Krebit ift außer in den umfafjenden Syſtemen ver 
Volkswirthſchaftslehre namentlich im Zufammenhang bald mit der Lehre vom Gelbe 
und vom Handel im Allgemeinen, bald mit der Darftellung und Beurtheilung der 
einzelnen Krebitinftitute, bald mit ver Finanzwiſſenſchaft, insbefonvere ver Lehre 
von den Staatsfhulden behandelt worden. Wir können uns daher darauf befhrän- 
fen, neben ben bereits erwähnten Schriften auf die Literaturnachweie zu den Artie 
fein Affociation, Banken, Händel, Immobiliar-Krebitanftalten, Staatsſchulden zc. 
binzumeifen. v Mangoldt 


Kreittmayr. 


Der Name dieſes bayeriſchen Staatsmannes und Rechtsgelehrten iſt enge mit 
den Beſtrebungen verknüpft, welche wir faſt gleichzeitig ſeit der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts in den größern deutſchen Territorien auf dem Gebiete der Gefep- 
gebung wahrnehmen. ’ 

Während die vorangehenden, wenn auch umfafjenderen, Aufzeihnungen ver 
Landes- oder GStatutarredhte ohne Ausnahme das gemeine Recht als fortgeltend 
vorausfegen und ſich beſcheiden, auf deſſen breiter Unterlage die Grundzüge ber 
einzelnen oder auch nur der erheblicheren Rechtsinftitute feftzuftellen, fo tritt im 
der bezeichneten Epoche vie entfchievene und bewußte Tendenz hervor, fi durch 
vollftändige und erſchöpfende Kovififation des partifularen Rechts von dem ge— 
meinen Rechte zu emancipiren, indem man in ber Befchaffenheit feiner Quellen vie 
Haupturfache der Unficherheit und Gebrehen der Rechtspflege erblicdte und es für 
unbebenflid hielt, „daß ein jeder Stand des Reichs fowohl die Römifchen als an- 
bere gemeine Reichégeſetze, fofern bie legteren von feinen die Staatsverfaffung 
bes Reichs angehenden Sachen handeln, in feinen Landen nad) Gutbefinden ab=- 
zuändern und andere dagegen einzuführen wohl beredtigt ei.” (Anm. z. d. Cod. 
bav. crim. ©. 4). 

In der fhärferen Faſſung der vorgeftedten Aufgabe machte fih aber fofort 
ein mwefentliher Gegenfag geltend, welcher in dem verfchievenen Charakter ver faft 
gleichzeitig begonnenen Gefegebungsarbeiten in Preußen und Bayern ausge: 
prägt ift. 

r Für Preußen war die neue Aera der Landesgejeßgebung durd die Kabinets- 
orbre vom 31. December 1746 eingeleitet, worin König Friedrich II. die Wei- 
fung ertheilte, „weil die größte Verzögerung der Juftiz aus dem ungewiſſen [a- 
teinifchen Römifchen Recht herrühre, — ein Teutſches allgemeines Landrecht, welches 
ſich blos auf die Vernunft und Landesverfaffung gründe, zu verfertigen.“ 

In Bayern dagegen war die Abficht im Wefentlihen auf nichts weniger als 
auf eine Revifion oder Reform des überlieferten Rechts gerichtet. Der der ganzen 
Marimilianiſchen Gefeggebung vorgeftedte Plan befchränfte ſich auf eine klare über- 
fihtlihe Faſſung und georbnete Feftftelung des im Lande geltenden gemeinen und 
partifularen Rechts. Es fei in dem Kober, fagt das Promulgationspatent zu dem 
Cod. eiv., eben nicht viel Neues enthalten, fonbern nur das ältere, ſowohl ge- 
meine als ftatutgrifche Necht, wie foldhes in hiefigen Kurlanden bisher meiftentheils 
gangbar und üblich gemwefen, aus feiner faft unüberfehbaren Weitfchichtigfeit und 
höchſt befchwerlichen Unorbnung in foldhe Geftalt und Enge gebracht worven u. ſ. w. 

Dei dieſer beſcheidenen Stellung der Aufgabe war es daher auch möglidy, die 
fung derſelben in fo kurzer Zeit zu Stande zu bringen; der immerhin feltenen 
Snergie und Ausdauer des Vicekanzlers Frhrn. von Kreittmayr, in deſſen Hände 


die Ausführung des ganzen Werks ausjchließlich gelegt war, gelang es, in dem 
Zeitraum von 6 Jahren nad einander die Publikation von vier Gefegeswerken 
zu ermöglihen, welche ven ganzen Kreis des Rechts mit Ausnahme des öffent- 
lihen Rechts erjchöpften. 

Diefe von K. verfaßte Geſetzgebung des Kurfürften Mar Iofeph III. bes 
gann mit dem Kriminal-Koder in 2 Theilen, Strafreht und Strafprocek, 
pabl. 7. Oktober 1751. Er ift das ſchwächſte Stüd des Ganzen. Der Gefeg- 
geber hat ſich bei ihm nicht nur völlig dem ſchon damals laut genug erhobenen, 
wohlberechtigten Rufe nach humaner Beflerung und gerechter Reform des überlie- 
ferten Strafrechts verfchloffen; der Geift der Abjhredung und Prävention hat faft 
in jedem Artikel die Weder geführt und Beftimmungen viktirt, welde Rüchſchritte 
nicht nur hinter die beffere gemeinrechtliche Praris jener Zeit, fondern felbft 
binter die Karolina bezeichnen. Feuerbach, weldhem es vorbehalten war, biefen 
Koder zu befeitigen, konnte von ihm mit Recht jagen, daß er in brafonifchem 
Geiſte verfaßt fei. Die granfamften Todesſtrafen find von Neuem fanktionirt und 
unter Anderem der Feuertod auf die Blutfhande, die durch Thätlichkeiten ver- 
übte Gottesläfterung, die Hererei gefett. Wer zwanzig Gulven ftiehlt, hat ven 
Strang verwirkt; Bigamie, Apoftafie wird mit dem Schwerte geftraft; ebenfo vie 
Weibsperfon, welche heimlich nievergefommen ift und deren Kind tobt gefunden 
wird ; verrufene .und bedrohliche Wildſchützen follen auf offener Straße gehenft, 
bedrohliche aber nicht verrufene mit dem Schwert am Leben beftraft werben. u. f. w. — 
Aud der Prog hat die Marime Trajans in umgekehrter Weife zum Princip. 
Der Richter HAT alle Mittel, um in dem Angeflagten den Schulvigen zu finden, 
der Angeklagte faft nicht ein einziges, um feine Unſchuld zu retten. Schon ber 
entfernte Verdacht begründet die Specialinquifition; auf ein indicium proximum 
wird der Läugnende gefoltert; eine Vertheidigung findet nicht Statt, auch nicht 
in den fchwerften Fällen. Alle Rechtsmittel wider die Sentenz find verworfen. Auch 
wer die Folter überftanden, konnte nad Befinden der Umftände nod auf Lebens- 
zeit zum Zuchthaus verurtheilt werden u. f. w. (Feuerbachs Leben und Wirken 
I. ©, 129, v. Wächter, gem. R. Deutfhl. ©. 155.). 

Eine viel höhere Stufe nimmt der im Jahr 1753, 14. December, nachge— 
folgte Iudiciarfoder, Cod. Jur. Bav. Judiciarii, ein, welder ſich daher 
aud bis heute, wenn auch mit erheblihen Modifikationen durch die fpätere No: 
vellengefeßgebung in der Anwendung erhalten konnte. Geſchöpft aus der Gerichts- 
ordnung d. J. 1616, aus den Ergebnifjen des einheimifhen Proceßgangs, vor- 
nämlich aber aus der gemeinen deutſchen Proceßdoktrin und Praris in der Auffafjung 
der damaligen Autoritäten nimmt der I. C. das Verdienſt einer verftändigen und 
tüchtigen Kobififation in Anfpruh und ift aud für die weitere Entwidelung des 
gemeinen deutſchen Civilproceſſes nicht ohne Einfluß geblieben. Vgl. Gönners 
Ardiv f. Geſ.“G. Br. I. ©. 487, II. ©. 30 f. Miltner, die G⸗O. Mar 
Joſ. III., Hiftorifch vargeftellt, 1816. Seufferts Komm. I. ©, 3. f. 

Auch dem dritten Hauptwerfe, dem Civilfoder, Codex Maxim. Bav. 
Civilis, publ. 2. Januar 1756, gebührt, nad dem Maßſtab feiner Entftehungs- 
zeit gewürbigt, die Anerkennung einer tüchtigen und gelungenen Arbeit. Es war 
in richtiger Würdigung ber eigenen Kraft und der Leiftungsfähigfeit jener Zeit 
überhaupt, daß man ſich auf eine georpnete, Hare und beftimmte Darftellung des 
überlieferten Rechtsftoffs beſchränkte und von einer Nevifion vefjelben außer in jo 
weit Umgang nahm, als eine folde von felbft durch die Entſcheidung von Kontro- 
verfen hervorgerufen wurbe, In diefem gleichſam fonfervativen Sinne bat man 

Bluntfgli uns Brater, Deutfches Staats-MWörterbud. Vi 6 
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baher aud dem Gewohnheitsrecht und dem Gerichtsgebrauch feine Bedeutung bes 
laſſen, die Fortgeltung des Statutar- und Lokalrechts anerfannt und, was als ein 
wahres DVerbienft bezeichnet werden muß, dem gemeinen Recht die Bedeutung eines 
fubfipiären Rechts eingeräumt, Die in der bayerifhen Rechtsübung noch lebendigen 
beutfchrechtlihen Elemente find meift nad ihrer Ausprägung im ältern Landredit 
forgfältig feftgehalten,; in manden Inftituten, namentlih in der Lehre von ben 
Erbverträgen, ift 8. auch als conditor juris aufgetreten und nicht ohne Einfluß 
für die gemeinrechtlihe Doktrin geblieben. — In Hinſicht auf die Form fucht der 
Koder die richtige Mitte zu halten zwijchen einer kaſuiſtiſchen Zerfplitterung des 
Stoffs, worin ſich fpäter die Redaltoren des preußiſchen Landrechts gefallen haben, 
und einer allzufnappen Delonomie und Sparfamfeit. Die Darftellung ift bequem 
aber deutlich) und leicht verftännlich, freilich dem Bortrag in einem Lehrbuch nicht 
unähnlih. — Hiemit find aber auch die Lichtfeiten des Koder erihöpft. Man kann 
nicht fagen, daß er in der Entwidelung der deutſchen Privatrechtögefepgebung eine 
neue Epoche bezeichnet. Er hat fi) über den Standpunkt feiner Zeit nicht empor- 
gehoben und mit der oben bezeichneten Ausnahme feine Yortfchritte anticipirt, welche 
die fpätere Theorie fi hätte einverleiben fünnen, Es Heben ihm vielmehr fo ziem- 
lich ale Mängel ver vamaligen Auffaffung des Römifchen Rechts an. K. hatte nicht 
Muth oder Einfiht genug, um abgeftorbene Inftitute und wejenlofe Schemen, 
welche fih in dem Inventarium des traditionellen gemeinen Rechts vorfanden, 
über Bord zu werfen, ſich frifh und tapfer auf den Boden des lebendigen Rechts— 
bewußtfeing feiner Zeit zu ftellen und aus ihrem Bedürfniß be Neues und 
Altes zu verbinden. Plurimum e vinculis sermocinatur -— und fo Mag man ohne 
Bedauern dem Untergange dieſes Geſetzbuchs entgegenfehen, welcher in einer neuen 
Kopififation des bayerifchen Civilrechts bevorfteht, nachdem durch dafjelbe über ein 
Sahrhundert lang die Rechtsanwendung in Bayern an den Standpunkt angeheftet 
wer, welchen bas juriftifhe Verſtändniß in der Halbjheid des vorigen Jahrhun— 
derts gewonnen hatte. — Vgl. Kritiiche Ueberfchau von Arndts, Bluntfchli, Pözl, 
Br. IV. ©. 366 f. Gengler, Duellengefh. und Syſtem des im Königr. 
Bayern geltenden Privatrehts Bd. I., Tief. 1, ©. 69. ur 

Ein befonderes Interefje nimmt die bayerifhe Legislation durch K. noch ba- 
durch in Anſpruch, daß fie das erſte Beifpiel einer ausführlihen Darlegung des 
gefammten Materials bietet, aus weldem fie hervorgegangen tft. Zu ven fänmts, 
lihen Stüden hat 8. vom Jahre 1752—1769 ausführlide Anmerkungen ge= 
Ihrieben, von denen die zum Civilkoder allein fünf Bände füllen. Diefe Anmer- 
kungen eröffnen einen Blid in vie Werfftätte des Geſetzgebers, wir fehen das ge= 
fammte Material aufgefpeichert, welches berüdfichtigt und benugt wurde. Die 
Anmerkungen ftellen fo ein vollftändiges Nepertorium der praftifhen und theore— 
tifchen Literatur der erften Hälfte des vorigen Jahrhunderts dar, und noch Stephan 
Pütter hat ihnen das Zeugniß ausgeftelt, daß „nicht leicht ein Werk eriftire, 
in welchem ſich jo viel Brauchbares beifammen finde.“ 

Mit den oben gefhilderten Geſetzbüchern war die legislative Thätigkeit K's 
übrigens nicht zu Ende. Er war der Verfaffer der meiften Generalien, weldhe auf den 
Gebieten der Rechtspflege und Verwaltung bei feinen Lebzeiten von ver furbayerifchen 
Regierung ausgingen, wie fie theild in ber von ihm felbft veranftalteten Gene— 
ralienfammlung vom Jahr 1771, theild in der fpätern (Altern) Mayrfchen ©.- 
©. 1784—1799 enthalten find — Verordnungen, dur welche zum Theil bie 
Geſetzbücher felbft Ergänzungen und BVerbefferungen erhalten haben. 

Der raftlos thätige Mann, welder fortwährend zu ben widtigften Stantäges 
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ſchäften beigezogen wurde und bie oberfte Leitung der Nechtöpflege auf ſich hatte, 
fand gleihwohl noch Muße, um auch wiſſenſchaftliche Werke auszuarbeiten, weldye 
in feinem Sinn zur Anleitung über bie verfchiedenen Theile des Rechts dienen 
follten. Einem „Grundriß der gemeinen und bayerijhen Privatrechtsgelehrfamteit”, 
1768, lateinifh 1776, folgte im Jahr 1770 ein „Grundriß des allgemeinen, 
deutſchen und bayerifhen Staatsrechts“ in drei Theilen, welcher, ganz ver 3. J. 
Moferfhen Schule angehörig, das Verdienſt für fih in Anfpruh nimmt, „daß 
alle dieſe zwar unterſchiedenen jevod auf das engfte mit einander verfnüpften Theile 
des breifahen Staatsrechts in einem Syſtem zu einander gebracht find.“ 

Den Schluß mögen einige biographifhe Notizen maden. Franz Xaver Aloy: 
fins Wiguläus Freiherr von Kreittmayr ift am 14. December 1705 zu 
Münden geboren, von bürgerlichen Eltern abftammend. Der frühreife Jüngling 
flubirte die Rechte zu Ingolftabt, darauf Geſchichte und Stantsreht, wofür es 
damals in Ingolftadt feinen Lehrftuhl gab, zu Utreht und Leyden. Nach vollende- 
ten Studien nahm er die Reihsfammergerichtspraris zu Weblar und wurde fofort, 
noch nicht 20 Jahre alt, Mitglied des furfürftlihen bayer. Hofraths, als welcher 
er ſowohl im Juſtiz- als im Verwaltungsweſen vielfach befhäftigt war. Das Jahr 
1745 bradte ihm die Erhebung in den Reichsfreiherrnftand und einen Ruf des 
Kaifers Franz I. in den Reihshofrath zu Wien mit großen äußern Vortheilen. Er 
lehnte ihn ab und begnügte fi mit der Stelle als bayerifher Hofrathäfanzler 
und Geheimer Rath; im Jahre 1749 erfolgte feine weitere Beförberung zum ge— 
heimen Rathsvicekanzler und Konferenzminifter, weldyes hohe Amt er bis zu feinem 
Tode 1790 bekleidete. Der ſchlichte anſpruchloſe Mann, der nur feiner Arbeit 
(ebte, erfreute fih des vollen Vertrauens des Kurfürften Mar Iofepb III. und 
in gleichem Maße feines Nachfolgers Karl Theodor. Während feiner fünfundſech— 
zigjährigen Laufbahn wurde K. dreimal, 1740, 1745, 1790 als Beifiger und 
Kanzler in das Reichsvifariats-Hofgeriht berufen — ein Zeugniß des Anfehens, 
welches er auch außer Bayern genoß. Aus feiner ftaatsmännifchen Thätigfeit mag 
als ein den ganzen Mann harakterifirender Zug hervorgehoben werben, daß er ver 
Gründung der Alademie ver Wifenfhaften zu Münden, 28. März 1759, feine 
volle Theilnahme und Unterftägung lieh und auch zu deren erftem Bicepräftventen 
‚und Kanzler gewählt wurde. — Ein ehernes Standbild, von Schwanthalers 
Hand, ift dem Gedächtniß des um Bayern vielverbienten Mannes im Jahr 1846 


auf einem der Öffentlihen Pläge Mündyens gewidmet worden. Dollmann. 
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2. Phyfiſche Elemente (Stärke und Zur 4. Gefecht aplan. 
fammenfegung). VI. Kriegswiſſenſchaften, Kriegsgeſchichte. 


J. Der Krieg iſt nichts als ein erweiterter Zweikampf. Jeder Kämpfer ſucht 
den andern durch phyſiſche Gewalt niederzuwerfen und dadurch zu fernerem Wi— 
derſtande unfähig zu machen. Der Krieg iſt alſo ein Akt der Gewalt, um einen 
Gegner zur Erfüllung unferes Willens zu zwingen, Phyſiſche Gewalt ift alfo das 
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Mittel, dem Feinde unfern Willen aufzubringen *) ber Zweck des Krieges. 
Diefen Zweck zu erreihen, muß der Feind wehrlos gemacht werben. Die Ent- 
waffnung oder das Nieverwerfen des Feindes wird alfo ſtets das nächte und 
eigentliche Ziel des Friegerifchen Aftes fein. 

Der Krieg ift aber immer ein Stoß zweier lebender Kräfte gegeneinander, 
wovon jede das ebenbezeichnete Ziel zu erreichen trachtet. Mein Gegner gibt alfo 
mir das Gefeg, wie ich es ihm gebe. — Glauben wir mit annähernder Wahr- 
ſcheinlichkeit die Widerſtandskraft des Feindes beurtheilen zu können, fo werben 
wir unfere Widerſtandskraft fo zu erhöhen ſuchen, daß fie wo möglich die feind- 
liche überwiegt; dasſelbe thut aber auch ter Gegner. In Iogifher Gedankenfolge 
wirbe man fomit auf den natürlihen Schluß kommen, daß man fich jeverzeit auf 
das Aeuferfte gefaßt machen und jedesmal bie Außerfte Anftvengung daran fegen 
müßte, wenn es zum Kriege kömmt. Dadurch würde jedoch in manden Fällen ein 
unnüger Kraftaufwant, eine Willensanftrengung erfordert werben, welche mit dem 
angeftrebten Zwede nicht im Gleichgewicht ftünde. Die Ertreme werben alfo durch 
die Wirklichkeit modificirt. — Der Krieg ift nie ein ifolirter At, er entfteht 
nicht urplöglich; jeder ver beiden Gegner tritt in denſelben ein, wie feine ftaat- 
lichen, fittfichen, geſellſchaftlichen Zuſtände e8 bedingen, mit allen Schwächen, Män- 
geln, Schäden, wie er ift, nicht wie er fein ſollte; der Krieg befteht überbies 
auch nicht aus einer einzigen ober einer Reihe gleichzeitiger Entſcheidungen; aus 
al’ diefen Gründen werben nicht gleich Anfangs ſchon alle Kräfte aufgeboten wer: 
den, wenn anders derer Natur geftattet, daß alle zugleich in Wirffamfeit treten 
önnten. Diefe Kräfte find aber: die eigentlihen Streitfräfte, das Land mit 
mit feiner Oberflähe und Bevölkerung, enblid die Bunvdesgenoffen, und fteht 
ihre augenblickliche und gleichzeitige Verwendung außerhalb der mwillfürlichen Ent- 
ſcheidung der Kriegführenden. ; 

Der Krieg ift endlich mit feinen Refultaten nie etwas Abfolutes, fonvern 
ber erliegende Staat fieht in demfelben fehr häufig nur ein vorübergehendes Uebel, 
für welches in vielleicht politifch günftigeren Berhältniffen fpäterer Zeiten noch eine 
Abhülfe gefunden werden kann. Der Krieg ift alfo ein politifher Akt und 
deshalb abhängig von der Politif, aus weldyer er hervorgegangen. Das politifche 
Motiv, weldes ihn in's Leben gerufen hat, bleibt für feine Leitung ftets exfte 
und höchſte Rüdficht. Aber das politiſche Motiv darf kein despotifcher Gefeßgeber 
fein wollen; e8 muß fi der Natur des Mittels fügen und wird dadurch oft ganz 
verändert, immer aber ift e8 Das, was vor Allem in Erwägung gezogen werben 
muß. Der Krieg ift aber nit nur ein politifcher Akt, ſondern wahrhaft ein poli- 
tiſches Inftrument, ein Fortfegen des politifchen Verkehrs, ein Durchführen des— 

felben, nur mit andern Mitteln. 

Was dem Kriege nun nod, eigenthümlich bleibt, bezieht ſich blos auf die in 
ihm zur Wirkung kommenden Kräfte, deren Natur und gegenfeitige Verhältniſſe 
die Berechnung eines abfolut Gewiffen unmöglih machen, dagegen dem Zufalle, 
Ungefähr, Glüd einen unberehenbaren Spielraum eröffnen und dadurch die Krieg: 
führung in einen Wahrſcheinlichkeitskalkül verwandeln; denn die Kriegfüh- 
rung bat nur mit variablen Kräften zu thun und darf deshalb in der Theorie 
auch nur folhe Gefege anerkennen, welche lebendigen moraliihen Faktoren unge- 
binderte und naturgemäße Entwidlung geftatten. 


*) Anm, der Red, Bol. dagegen den folgenden Artikel, 
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Je großartiger und ftärfer die Motive des Krieges find, je mehr fie das ganze 
Dafein der Bölfer umfaffen, je gewaltfamer die Spannung ift, die dem Kriege 
vorhergeht, deſto reiner kriegeriſch, weniger politifch ſcheint ver Krieg 
zu fein. Je [hwäher aber Motiv und Spannungen find, um jo mehr ſcheint ver 
Krieg politiic zu werben. Infofern jedoch Politif Überhaupt die Intelligenz des per- 
fonificirten Staates beveutet, muß auch ein Krieg ber erften Art als ein politi- 
fer, müſſen alle Kriege als politifche betrachtet werben. 

Der Krieg ift alfo 1. unter allen Umftänven fein jelbftändiges Ding, fondern 
ein politifches Inftrument; und 2. find bie Kriege nad der Natur ihrer Motive 
ſowie der Verhältniffe, aus denen fie hervorgehen, unendlich verſchieden. — Der” 
erfte, großartigfte und entſcheidendſte Akt des Urtheils nun, welchen der Staatsmann 
und Feldherr ausübt, iſt der, daß er den Krieg, welchen er unternimmt, in dieſer 
Beziehung richtig erkennt, ihn nicht für Etwas nehme oder zu Etwas machen 
wolle, was er der Natur der Verhältniſſe nach nicht ſein kann. Dies iſt die erſte 
und umfaſſendſte aller ſtrategiſchen Fragen. Demnach ändert der Krieg nicht nur 
in jedem konkreten Falle ſeine Natur, ſondern er iſt auch in Beziehung auf die 
in ihm herrſchenden Tendenzen zuſammengeſetzt: aus der urſprünglichen Gewalt⸗ 
ſamkeit feines Elementes: dem Haße und der Feindſchaft, die wie ein blinder 
Naturtrieb anzufehen find; aus dem Spiele der Wahrfcheinlichleiten und des 
Zufalles, welche ihn zu einer freien Seelenthätigfeit machen, und aus der 
untergeorbneten Natur eines politiihen Inftrumentes, wodurch er dem bloßen 
Berftande anheimfält. Die Leivenfhaften, welche im Kriege vorkommen follen, 
müſſen ſchon in den Völkern vorhanden fein; ber Umfang, welchen das Spiel 
des Muthes und Talentes im Reiche der Wahrfcheinlichkeit und des Zufalls be— 
fommen wird, hängt von ber Eigenthümlichkeit des Feldherrn und des Heeres 
ab; die politifhen Zwede aber gehören ver Regierung allein an. — Diefe vrei 
Tendenzen find tief in der Natur des Gegenftandes begründet und zugleih von 
veränderlicher Größe. Eine Theorie, melde eine derſelben unberüdfichtigt laffen oder 
zwifchen ihnen ein willfürliches Verhältniß feftftelen wollte, würbe mit der Wirk— 
lichfeit in den ſchneidendſten Widerſpruch gerathen. 

II. Kriegöwiffenfchaft, Kriegskunſt. Nimmt man Wiffenfhaft im 
firengen Sinne des Wortes, fo kann die Kriegstheorie auf ſolchen Namen feinen 
Anfprudy machen. Sie ift — wie After fagt — eine science de fait, durch Er— 
fahrungen erzeugt, aus welden immer höhere Gemeinbegriffe abgeleitet werben, 
Ale Grade des Willens gehören nicht für Alle, und in viefem Sinne ift Folard's 
Aeußerung unbeftreitbar richtig, wenn er fagt: La guerre est un metier pour 
les ignorants et une sci6nce pour les habiles gens. — Es ſcheint uns eine un« 
nüge Mühe, die Maffe der Definitionen von Kriegsmwiffenfhaft und Kriegsfunft um 
eine neue vermehren oder den Unterſchied beider in präcis gefaßten und doch un— 
fihern Auseinanderfegungen hervorheben zu wollen. Wir entnehmen deshalb das 
Nachfolgende wie den größten Theil des bereit8 Gefagten ausſchließlich Klauſewitz's 
Werke: vom Krieg. Er fagt: 

Die Kriegstunft im eigentlihen Sinne ift die Kunft, ſich der gegebenen 
Mittel im Kampfe zu bebienen; man fann fie deshalb nicht beſſer ald mit dem 
Namen der Kriegführung bezeichnen. Diefe ift alfo die Anorbnung und Führung 
des Kampfes. Wäre diefer Kampf ein einzelner At, fo wäre feine meitere Ein- 
theilung nöthig; allein verfelbe befteht aus einer mehr oder weniger großen An— 
zahl einzelner, in ſich gejchloffener Akte, vie man Gefechte nennt. Daraus entjpringt 
nun eine ganz neue Thätigkeit für die Kriegführung, nämlich die Aufgabe, nicht 
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nur die einzelnen Gefechte als folde anzuordnen und zu 
führen, fondern au diefelben unter ſich zum Zwede bes Krieges 
zu verbinden, das Eine thut die Taktik — die Lehre vom Gebraude 
der Streitkräfte im Gefechte, — das Andere thut die Strategie — die Lehre 
vom. Gebrauche der Gefechte zum Zwecke des Krieges. | 

Früher hatte man unter dem Namen von Kriegskunft (oder Kriegswiſſenſchaft) 
immer nur bie Gefammtheit derjenigen Kenntniffe und Fertigkeiten verftanden, 
welche ſich mit den materiellen Dingen befhäftigen, als da find bie Einrichtung, 
Zubereitung und der Gebraud der Waffen, ver Bau ber Feſtungen und Schanzen, 
der Organismus des Heeres, der Medanismus feiner Bewegungen 2c. Bon bem 
Gebrauch im Augenblide ver Gefahr, von den eigentlichen Bewegungen des Geiftes 
und Muthes in den ihnen vorgelegten Richtungen war noch nicht die Rebe. In 
ber Belagerungstunft zuerft war Etwas von ber Führung des Kampfes jelbft, von 
ber Bewegung des Geiftes, dem dieſe Materien übergeben find, fihtbar. Später 
verfuchte es die Taktil, in den Mechanismus ihrer Zufammenfügungen ven Cha- 
rafter einer allgemeinen, auf die Eigenthümlichkeit des Inftrumentes gebauten Dis- 
pofition zu legen; das eigentliche Kriegführen jedoch, der freie d. h. den individuell: 
ften Bebürfniffen angepafte Gebraud ber zubereiteten Mittel können, fo glaubte 
man damals, fein Gegenftanb der Theorie fein, fondern dies müßte allein ven 
natürlichen Anlagen überlaffen bleiben. Allmälig drängten fih aber auch hierüber 
dem menfchlichen Geifte, erft vereinzelt, dann häufiger, Betrachtungen auf, welche 
endlich das Bedürfniß einer Kriegstheorie herbeiführten. Es entftand alfo das Be- 
ftreben, Grundſätze, Regeln oder gar Syfteme für die Kriegführung anzugeben; 
man wollte eine pofitive Lehre aufftellen, vergaß aber, daß ſich die Krieg- 
führung faft nach allen Seiten hin in unbeftimmte Grenzen verlaufe und fomit in 
unlösbarem Widerfpruche mit dem Wefen eines Syftems ſich befinde. — Im Ge- 
fühle diefer Schwierigkeit befhränfte man feine Betrachtungen und Unterfuchungen 
auf die materiellen Gegenftände, auf Dinge, die einer Berechnung unter- 
zogen werben fonnten. Man warf fi vor Allem auf die Ueberlegenheit 
der Zahl als auf das einzig Entfcheivende, und glaubte mit der Formel: in 
gewiſſer Zeit auf gewiffe Punkte die Ueberlegenheit binzubringen das ganze Ge- 
heimniß der Kriegskunſt entvedt zu haben. Andere madten ven Unterhalt 
ber Truppen zum Hauptgefeßgeber der großen Artegführung. Allerdings ge- 
langte man auf diefe Weife wieder zu beftimmten Zahlen, aber dieſe beruhten auf 
einer Menge ganz willtürliher VBorausfegungen, konnten alfo in der Erfahrung 
nit Stich halten. Wieder Andere fuhten in der richtigen Anlegung einer nad) 
willfürlihen Annahmen als Begriff feftgeftellten Operationsbafis, oder aud in 
dem Dperiren auf ben fogenannten innern Linien das einzig fihere und unfehl- 
bare Siegesmittel. 

Alle diefe Berfuche erfcheinen verwerflid und in ihren Vorſchriften und Re- 
geln unbraudbar. Sie ftreben nad) beftimmten Größen in einem Kalkül, ver mit 
lauter veränderliden Größen gemacht wird. Sie ziehen nur materielle Größen in 
Betracht, da doch der ganze Friegerifche Akt von geiftigen Kräften und Wirkungen 
durchzogen ift. Sie betrachten nur die einfeitige Thätigkeit, während ber Krieg eine 
beftändige Wirkſamkeit von gegenfeitiger ift. Alles, was von folder bürftigen 
Weisheit einer einzelnen Betrachtung nicht umfaßt, nicht erreicht wurbe, lag außer 
ber wiffenfhaftlihen Eingebung, war das Feld des Genies, welches fi) über bie 
Regel erhebt. Was aber ſoll man von einer Theorie halten, welche Regeln und 
Geſetze aufftellt, die dem Genie zu ſchlecht find, über die es ſich vornehm hinweg- 
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fetzen, allenfalls auch Iuftig machen kann! — Selbſtverſtändlich wird der Entwurf 
einer Theorie von dem Augenblide an um fo fchwieriger werben, fobald fie das 
Gebiet geiftiger Größen berührt, deren Eriftenz und Wichtigkeit im Kriege nicht 
unberüdfichtigt gelaffen werben bürfen. Betrachte man, um ſich einen Begriff von 
diefer Schwierigkeit zu machen, nur die Haupteigenthümlichkeiten etwas näher, welche 
die Natur der friegerifhen Thätigkeit ausmachen. Das feinvfelige Gefühl, ver 
‚Ehrgeiz, die Begeifterung, der Muth, vie Furcht, das Gefühl der Berantwortlid- 
keit, der Neid, der Evelfinn, die Rührung, der Zorn m. f. w., dann bie Eigen- 
thümlichkeiten des Geiftes, ihre Mannigfaltigfeit nad) der Verſchiedenheit ber 
Individualitäten; rechnet man zu alle dem noch die im Kriege jeder Wirkung 
unfererfeit8 entfprechenve, aber von uns nicht vorauszuberechnende lebendige Ge- 
‚genwirfung, endlid die dichte Nebelſchichte, in welcher alle Falta und Data unficher 
verhält erfheinen, wenn fie nicht von der Nacht vollfter Ungemwißheit gänzlich ver- 
bedt find; fo geht um fo überzeugenver hervor, daß, in Ermanglung von objeltiver 
Weisheit, dem Talente, oder gar der Gunft des Zufalls vertraut werben müffe, 
daß bei der Natur dieſes Gegenftandes eine pofitive Lehre, ein feftes theoretifches 
Syftem eine Unmöglichkeit, ein Gegenſatz zur praftifchen Wirklichkeit fein würde. 

Dies Refultat unferer Unterfuhung fol uns aber nicht zu dem Schluffe ver- 
‚leiten, als ob e8 in ber Kriegführung gar nichts Pofitives, als ob, was von ber 
Natur der kriegerifhen Thätigkeit im Allgemeinen gefagt wurde, auf diefelbe Weife 
auch in der Thätigfeit einer jeden, ker; der unterften Stelle ver militärifchen 
Hierarchie, zur Geltung käme. Es ift z. B. gewiß leichter, die innere Drbnung, 
vie Anlage und Führung eines Gefechtes durch eine theoretifche Geſetzgebung zu 
beftimmen, als ven Gebraudy der Gefechte feldft; mit andern Worten: eine Theorie 
ber Taktik wirb viel weniger Schwierigkeiten darbieten, als eine Theorie ber 
Strategie. — Andererfeits ift e8 ja nicht abfolut nöthig, daß eine Theorie gerade 
eine pofitive Lehre ſei, fie fann ſchon als Anweifung zum Handeln ge 
nügen. Ueberall, wo eine Thätigfeit größtentheil® immer wieder mit venfelben 
Dingen zu thun Hat, mit venfelben Zweden und Mitteln, wenn aud mit Heinen 
Beränderungen, und einer noch fo großen Mannigfaltigfeit der Kombinationen, 
müſſen viefe Dinge eim Gegenftand vernünftiger Betradhtung werben können, 
Eine folde Betrachtung aber ift eben der mefentlichfle Theil jever Theorie. Sie 
ift eine analytifche Unterfuhung des Gegenftandes, führt zu beffen genauer Be- 
tanntfhaft, und wird, wenn fie auf die Erfahrung, alfo in unferm Fall 
auf die Kriegsgefhichte, angewandt wird, zur Bertrautheit mit demfelben. 
Je mehr fie diefen legten Zwed erreicht, um fo mehr geht fie aus der objektiven 
Geſtalt eines Wiffens in die fubjeftive eines Könnens über, und um fo mehr 
wird fie ſich alfo auch da wirkſam zeigen, wo feine andere Entſcheidung als bie 
des Talentes zuläffig ift, fie wird in ihm felbft wirffam werben. Damit 
aber nicht jeder von Neuem aufzuräumen und fi durchzuarbeiten brauche, fordern 
die Wege durch das Wiffen in das Können georbnet und gelichtet 
finde, dazu ift die Theorie vorhanden. Bon dieſem Gefichtspunfte aus wird 
aud eine Theorie der Kriegführung möglich, welche ſich nicht im Widerſpruch mit 
der PBraris befindet. 

III. Kriegstheorie. Die Theorie hat alfo die Natur der Mittel und 
Zwede zu betrachten. 

In ver Taktik find die Mittel die ausgebildeten Streitkräfte, melde ven 
Kampf führen follen. Der Zweck iſt ver Sieg, als deſſen Zeichen der Abzug 
des Gegners vom Kampfplage zu betrachten ifl. Die Umſtände, melde das Ge— 
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fecht immerwährend begleiten, auf dasſelbe mehr oder weniger Einfluß ausüben, 
und deshalb bei der Anwendung der Streitkräfte berückſichtigt werden müſſen, 
find: die Oertlichkeit (das Terrain), die Tageszeit und das Wetter, 

Die Strategie dagegen hat urfprünglid nur den Sieg, d. h. ven taf- 
tiſchen Erfolg als Mittel; und in legter Inftanz die Gegenftände, welde unmit- 
telbar zum Frieden führen follen, zum Zwed, Aber auch bei Anwendung ihres 
Mittels zu diefem Zwecke gewinnen Nebenumftände mehr oder weniger Einfluß, 
wie 3. B. Terrain, Land und Voll des ganzen Kriegstheaters; die Tageszeit, aber 
auch die Jahreszeit; das Wetter und zwar durch ungewöhnliche Erſcheinungen, 
wie großer Froft ꝛc. — Die Strategie entnimmt die zu unterfuchenden Mittel 
und Zwede nur aus der Erfahrung, indem fie ihre Betrachtung auf diejenigen 
Kombinationen richtet, welche die Kriegsgefchichte ſchon aufzumweifen bat; in biefer 
Analyfe ihrer Mittel darf jedoch die Theorie nicht weiter gehen als die abgefon- 
berten Eigenfchaften beim Gebraude in Betracht kommen. So hohen Werth für 
vie Taktik z. B. Schußweite und Wirkung der verſchiedenen Waffen haben, fo 
gleichgültig ift ihr ambererfeits deren Konftruftion, obwohl gerade biefe für bie 
Brauchbarkeit entſcheidet, aber fie hat nur mit ven fertigen Waffen und ihren 
Wirkungen zu thun. Ebenfo fümmert fid die Strategie nicht um trigonometrifche 
Meflungen, aber fie verlangt für ihre Zwede brauchbare, verläffige Karten u. ſ. w. 
Daß auf ſolche Weife für die Theorie die Zahl der Gegenflänve fehr vereinfacht 
und das für die Kriegführung erforberlihe Wiſſen fehr beſchränkt wird, ift Leicht 
einzufehen. Die fehr große Maſſe von Kenntniffen und Yertigkeiten, bie der krie— 
gerifchen Thätigkeit im Allgemeinen bienen, und die nöthig werben, ehe ein aus- 
gerüftetes Heer in's Feld rüden fann, drängen fih in wenige große Re— 
fultate zufammen, ehe fie dazu kommen, im Kriege den endlichen Zwed ihrer 
Thätigkeit zu erreichen, fowie die Gewäſſer des Landes fih in Ströme ergießen, 
ehe fie in’8 Meer kommen. Nur fo erklärt e8 ſich aber auch, wie jo oft Männer 
im Kriege, und zwar in ten höheren Stellen, felbft als Feldherrn, mit großem 
Erfolge aufgetreten find, die früher eine ganz andere Richtung ihrer Thätigkeit 
hatten. Dieſen ſcheinbaren Widerſpruch, in welchen man mit ven Erſcheinungen 
der mwirklihen Welt gerieth, glaubte man deshalb aud nicht anders Löfen zu kön— 
nen, ald indem man Alles dem Genie zufchrieb, welches feiner Theorie bevarf 
und für welches feine Theorie geſchrieben fei; man gerieth enblid) bis in das 
Extrem, daß man den Nugen alles Wiſſens läugnete. Erft allmälig gelangte man wie= 
der auf die richtige Anſchauung über das Wiffen zurüd, welches ſich etwa in folgende 
Säge zufammenziehen laßt: das Wiffen im Kriege ift fehr einfach, aber deshalb nicht zu⸗ 
gleich ‚auch fehr leicht. Das Wiffen muß fi) nach der Stelle richten. Das Wiffen muß, 
neben Betrachtung und Studium, durch das Reben erworben, e8 muß ein Können werben, 

IV. Strategie. A. Kriegsplan. Wie ſchon gefagt wurde, ift vie Stra- 
tegie ver Gebrauch des Gefechtes zum Zwecke des Krieges; fie muß alfo dem 
ganzen kriegeriſchen Akte ein Ziel ſetzen, welches dem Zwed desſelben entfpricht, 
und an dieſes Ziel knüpft fie die Reihe der Handlungen an, welche zu demſelben 
führen. Mit andern Worten: die Strategie entwirft ven Kriegsplan, macht 
die Entwürfe zu den einzelnen Feldzügen und orbnet in diefen die einzelnen Ges 
fehte an. Daraus geht aber hervor, daß die Strategie ihre Hand feinen Augen 
blif von dem Werke abziehen kann. Sie muß aljo mit dem Heere in’s Feld ziehen 
und darf nicht, wie das früher gefhehen, und felbft heutzutage wieder vorgelom- 
men ift, vom Kabinete des Regenten aus, 100 Meilen weit, ver Armee als bin- 
dende Vorſchrift zu- oder nachgeſchickt werben, 
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Wenn wir uns aus dem welter oben Gefagten erinnern, wie viele Gegen- 
ftände ber größten Art der Krieg berührt, fo werben wir begreifen, daß bie Be— 
rüdfichtigung aller einen feltenen Blid des Geiftes vorausſetzt. Aber die Wir- 
kungen einer ſolchen Genialität zeigen fich nicht fomohl in neuerfundenen Formen 
bes Handelns, weldye fogleich in die Augen fallen würden, als in vem glüd- 
lien Enprefultat des Ganzen, Es ift das richtige Zutreffen ver 
ftillen Borausfegungen, es ift bie geräufchlofe Harmonie des ganzen Handelns, 
welche wir bewundern follen, und bie ſich erft in dem Gefammterfolge verfündet. 
— ft aus den Berhältniffen des Staates einmal beftimmt, was ber ‘Krieg foll 
und was er fann, fo ift ver Weg dazu leicht gefunden; aber biefen Weg un- 
verrüdt zu verfolgen, den Plan durchzuführen, nicht durch taufend Beranlaffun- 
gen taufendmal bavon abgebradht zu werben, das erfordert außer einer großen 
Stärke des Charakters eine große Klarheit und Sicherheit des Geiftes; und von 
taufend Menſchen, die ausgezeichnet fein können, der eine durch Geift, der andere 
durch Scharffinn, wieder andere durch Kühnheit oder durch Willensftärfe, wirb 
vielleicht nit Einer die Eigenfchaften in ſich vereinigen, vie ihn in ver Bahn 
des Feldherrn über die Linie des Mittelmäßigen erheben. Es ift aber auch, fo 
jonderbar es Klingen mag, als fiher anzunehmen, daß zu einem wichtigen Ent- 
fchluffe in der Strategie viel mehr Stärke des Willens gehört, als in ver Taktik, 
weil man in ber Strategie, wo Alles viel Iangfamer abläuft, den eigenen und 
fremden Bedenklichkeiten, Einwendungen und Borftellungen, und alfo aud ver 
unzeitigen Reue viel mehr Raum gönnt, und weil anbrerfeits die Ueberzeugung 
weit weniger kräftig ift, da man in der Strategie die Dinge nicht, wie in ber 
Taktik wenigftens zur Hälfte mit eigenen leiblichen Augen fieht, fondern Alles 
errathen und vermuthen muß. Die Folge ift, daß die meiften Generale, wo fie 
handeln follten, in falihen Bedenklichkeiten fteden bleiben. 

B. Elemente der Strategie 1) Moralifhe Elemente. Die in 
ver Strategie ven Gebrauch des Gefechtes bedingenden Urfadhen kann man füg- 
liherweife in Elemente verſchiedener Art abtheilen. Hiebei kommen vor Allem 
in Betracht zu ziehen die moralifchen Elemente, weldhe Alles begreifen, was 
duch geiftige Eigenfhaften und Wirkungen hervorgerufen wird. Hierher gehört 
unter Anderm: die Talente des Feldherrn, vie Friegerifhe Jugend des Heeres, 
ber Geift des Volkes und der Negierung, die Stimmung der Provinzen, in denen 
ber Krieg geführt wird, die moralifhe Wirkung eines Sieges ober einer Nieber- 
lage ꝛc., Alles Dinge, die an ſich fehr verfchiedenartig find und in ihrer Stellung 
zu unferem Zwed und unferen Berhältniffen wieder jehr verfchiedenartigen Ein— 
fluß haben können. Wenn fih auch in Büchern darüber wenig oder Nichts fagen 
läßt, fo gehören diefe Dinge darum doch zur Theorie der Kriegsfunft, fo gut wie 
alles Andere, was den Krieg ausmacht. Welcher von diefen Gegenftänden, nament- 
lih von den brei erfteren, mehr Werth hat, kann Niemand im Allgemeinen bes 
ſtimmen, denn es ift fhon an ſich ſchwer, von ihrer Größe überhaupt Etwas zu 
fagen, und noch ſchwerer, die Größe des einen an der Größe des andern abzu— 
wägen. Das Sicherſte ift, feinen gering zu achten, wozu das menfchliche Urtheil 
in feinem etwas grillenhaften Hin- und Herlaufen bald auf dieſe, bald auf jene 
Seite geneigt ift. In der neueren Zeit ftehen die Heere der europäifchen Staaten 
fo ziemlih alle auf ver gleichen Stufe von innerer Wertigkeit und Ausbildung, fo 
daß das Ariegführen zu einer Art Methode geworben fcheint, welche beinahe 
alle Heere inne haben, und wobei nur der Bollsgeift und die größere Kriegsge- 
wohnheit in einzelnen Heeren von entfcheidendem Einfluffe fein dürften, Ferner 
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2) die phyfifhen Elemente; in biefe Klaſſe gehören bie Streitkräfte nad) 
ihrer Stärfe und Zufammenfegung, wobei die Ueberlegenheit der Zahl im 
Gefechte, als deſſen natürliche Konfequenz aud die allgemeine Ueberlegenheit in 
der Strategie folgt, von höchſter Wichtigkeit wird. Wenn man bie nenefte Kriegs- 
geihichte ohne Vorurtheil betrachtet, jo muß man gegenwärtig ven Grundſatz, 
möglichft ſtark im entſcheidenden Gefecht zu fein, allervings etwas höher ftellen, 
als es vielleicht früher gefchehen ift. — Muth und Geift des Heeres haben zu 
allen Zeiten die phufifchen Kräfte gefteigert und werben es auch ferner thun; aber 
wir finden in der Geſchichte Zeiten, wo eine große Ueberlegenheit in der Einrid)- 
tung und Ausrüftung der Heere, andere, wo eine foldhe Ueberlegenheit in der Be- 
weglichkeit ein bedeutendes Uebergewicht gab; dann waren es neu aufgebrachte 
taktiſche Syſteme, oder e8 verwidelte fich die Kriegsfunft in dem Beftreben, durch 
eine funftvolle, nad großen, umfafjenden Grundfägen eingerichtete Benugung ber 
Gegend das Uebergewicht zu erlangen, und auf biefem Gebiete vermochte hin und 
wieber der eine Feldherr dem andern bedeutende Bortheile abzugewinnen; aber 
dieſes Beftreben tft untergegangen, hat einer natürlicheren und einfacheren Ber- 
fahrungsmweife Plag mahen müfjen. In unferen Tagen find fi) die Heere unter- 
einander an Bewaffnung, Ausrüftung und Uebung fo ähnlih, daß zwijchen ben 
beften und ben fchlechteften Fein ſehr merfliher Unterfchied in dieſen Dingen be— 
fteht. Die Bildung in den wiffenfhaftliden Korps mag vielleicht hie und da noch 
einen Unterfchied machen, aber nur infoferne als die einen bie Erfinder und Vor— 
gänger in den befjern Einrichtungen find, und die andern die ſchnell folgenden 
Nahahmer. Selbft die Unterfelvherren, die Führer der Korps und Divifionen, ha- 
ben überall, was ihre Wirffamfeit betrifft, ziemlich viefelben Anfichten und Me- 
thoden, fo daß außer dem Zalente des oberften Feldherrn, welches ſchwerlich in 
einem fonftanten Berhältniß mit der Bildung des Volkes und Heeres zu denfen, 
fondern ganz dem Zufall überlaffen ift, nur no die Kriegsgewohnheit ein 
merfliches Uebergewicht geben kann. Je mehr nun aber das Gleichgewicht in jenen 
Dingen befteht, um fo entfheidender wird das Machtverhältniß. Bei dem Cha— 
rafter der heutigen Schlachten, welcher eine Folge dieſes Gleichgewichtes ift, und 
wo fid) die Kräfte langfam und methodiſch aneinander abmeffen, muß ber Ueber- 
ſchuß, die Heberlegenheit ver Zahl, zulegt ven Erfolg fihern. Diefem Gejege 
mußte fi fogar Napoleon I. fügen, da er bei Leipzig, Brienne, Laon und 
Waterloo an Zahl jhwächer war, als feine Gegner. 

Die abfolute Stärke ift in der Strategie meiftens ein Gegebenes, an 
weldyem der Feldherr nichts mehr ändern kann. Hieraus kann aber nicht gefolgert 
werben, daß ber Krieg mit einem merklich jchwächeren Heere unmöglich fei. Der 
Krieg ift nicht immer ein freier Entfhluß der Politik, und am menigften ift er 
ed da, wo die Kräfte fehr ungleich find; folglich läßt fi jedes Machtverhältniß 
im Kriege denken, und e8 wäre eine fonderbare Kriegstheorie, die ſich va ganz losſagen 
wollte, wo fie am meiften gebraudt wird. — Je ſchwächer vie Kraft, um fo 
Heiner müffen die Zwede, um fo kürzer muß die Dauer fein. Aber je mehr vem 
in einen ungleihen Kampf Hineingezogenen der Umfang ver Kräfte fehlt, um fo 
größer muß, von der Gefahr gebrängt, die innere Spannung, bie Energie berfel- 
ben werben. Wo das Entgegengefetste ftattfindet, wo ftatt einer heldenmüthigen 
Berzweiflung eine muthlofe eintritt, da. freilich Hört alle Kriegsfunft auf. Verbindet 
fih mit jener Energie der Kräfte eine weife Mäßigung in den vorgefegten Zweden, 
jo entfteht jenes Spiel von glänzenden Schlägen und vorfichtiger Zurüdhaltung, 
welches wir in Friedrich’ des Großen Kriegen bewundern müſſen. Je weniger aber 
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biefe Mäßigkeit und Behutfamfeit vermögen, um fo vorherrſchender muß die Span- 
nung und Energie der Kräfte werben. Wo das Mifverhältnig der Macht fo groß 
ift, daß keine Bejchräufung des eigenen Zield vor dem Untergange fichert, oder vie 
wahrfheinlide Dauer der Gefahr fo groß, daß bie fparfamfte Verwendung ber 
Kräfte nicht mehr an’s Ziel führt, da wird ober foll fi die Spannung der 
Kräfte in eimen einzigen entjcheidenden Schlag zufammenziehen; der Bedrängte 
wird, kaum mehr Hülfe erwartend von Dingen, die ihm feine verfprechen, fein 
ganzes und legte Vertrauen in bie moralifche Ueberlegenheit fegen, welche vie 
Berzweiflung jedem Muthigen gibt, er wird bie höchſte Kühnheit als vie höchſte 
Weisheit betrachten, allenfalls noch Feder Lift die Hand reichen und, wenn ihm 
fein Erfolg werben follte, in einem ehrenvollen Untergange das Recht zu künftiger 
Auferftehung finden. . 

Das nun die Zufammenfegung, ober beffer gejagt das Waffenver- 
hältniß in den Streitkräften betrifft, fo ift hiebei eine furze Betrachtung über bie 
Natur des Gefechtes, welche eigentlich in die Taktif gehörte, nothwendig. Das 
Gefecht befteht aus zwei weſentlich zu unterfcheivenden Beſtandtheilen: dem Ber- 
nichtungsprincip des Feuers und dem Handgemenge ober perfünlichen Gefechte. 
Das letztere ift wieder entweder Angriff oder Bertheibigung. Die Artillerie 
wirft offenbar nur durch das Bernichtungsprinci des Weuers, die Neiterei nur 
durch das perfönlihe Gefecht, das Fußvolk durch beides. Bei dem perfönlichen 
Gefechte befteht das Wefen der Vertheidigung. barin: feft zu ftehen wie 
eingewurzelt im Boden; das Wefen des Angriffs dagegen ift vie Bewe— 
gung. Die Reiterei entbehrt der erfteren Eigenſchaft ganz, befigt aber dafür bie 
legtere vorzugsweiſe; fie ift alfo nur zum Angriff geeignet. Die Infanterie hat 
die Eigenfhaften des. feflen Standes vorzugsweife, entbehrt aber die Bewe— 
gung nicht ganz. (Bergleihe hierüber ven Artikel: Heer.) Aus dieſer BVerthei- 
lung der Eriegerifchen Elementarfräfte unter die verjchievenen Waffen ergiebt ſich 
die Ueberlegenheit nnd Allgemeinheit des Fußvolkes im Vergleiche mit den beiden 
andern Waffen, da fie bie einzige ift, welche alle drei Elementarfräfte (Ferne: 
wirkung, Angriff und BVertheivigung mit blanfer Waffe) in fich vereinigt. Ferner 
wird hieraus Mar, wie die Berbindung der drei Waffen im Kriege zu einem 
vollfonnmneren Gebrauhe ver Kräfte führt, weil man dadurch in den Stand ge- 
fegt ift, das eine ober das andere Princip, welches in dem Fußvolk auf eine 
unveränberliche Weife verbunden ift, nach Belieben zu verftärken. 

Das Bernihtungsprincip des Feuers ift in unferen jegigen Kriegen offenbar 
das überwiegend wirkfame, beffenungeachtet ift ebenfo offenbar ver perfönliche Kampf, 
Mann gegen Mann, als die eigentlihe Bafis des Gefechtes anzufehen. Darum 
alſo wäre ein lediglich aus Artillerie beftehendes Heer im Kriege ein Unding; ein 
Reiterheer aber wäre denkbar, nur würde e8 von fehr geringer intenfiver Stärfe 
fein. Nicht blos denkbar, fondern auch ſchon viel ftärker wäre ein Heer, das nur 
aus Fußvolf beſtünde. Die drei Waffen haben alfo in Beziehung auf Selbft- 
ftändigkeit folgende Orbnung: Infanterie, Kavallerie, Artillerie. So ift es 
aber nicht in Beziehung auf die Wichtigkeit, melde jeve Waffe hat, wenn fie 
in Berbindung mit den andern ift. So würbe 3. B. die gänzliche Abwefenheit ver 
Reiterei ein Heer weniger ſchwächen, als die gänzliche Abweſenheit der Artillerie, 
da das Dernichtungsprincip viel wirkſamer ift ald das Bewegungsprincip. Doc 
gelten derartige Betrachtungen nur von ber Allgemeinheit ver Friegerifchen Fälle, 
und verändern fid für fpecielle Verhältniffe gerade in ihr Gegentheil. So wird 
3. B. ein Bataillon auf Borpoften oder auf dem Rückzuge vielleicht lieber eine - 
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Schwadron als ein Paar Kanonen bei ſich haben. Eine Abtheilung Reiterei mit 
reitender Artillerie, die den fliehenden Feind ſchnell verfolgen und umgehen ſoll, 
kann gar keine Infanterie brauchen u. ſ. w. — Immer aber gibt die Verbindung 
aller drei Waffen zu einem Ganzen im Allgemeinen die größte Stärke; es fragt 
ſich nur, welches das abſolut beſte Stärkeverhältniß dieſer drei Waffen: 
gattungen bei ihrer Verbindung iſt, eine Frage, welche mathematiſch genau zu be— 
antworten, unmöglich iſt. — Wenn man den Aufwand der Kräfte, welchen die 
hg. und der Unterhalt der verfchievenen Waffengattungen erfordern, und 
dann bie Yeiftungsfähigkeit verfelben im Kriege untereinander vergleichen könnte, 
fo müßte man auf ein beftimmtes Refultat fommen, welches ganz abftraft das befte 
Verhältniß ausbrüden würde. Allein dies wäre faum mehr als ein Spiel der Vor- 
ftelung, da es fi ſchon bei Aufftellung des Vorverfages nicht blos um bie 
Koften handelt, fondern zum Zwed der Berechnung der Werth eines Men- 
Ihenlebens in Zahlen ausgebrüdt werden müßte, was wohl Jedermann als un- 
thunlich erſcheint. Auch der Umftand, daß jede der drei Waffen ſich vorzugsweiſe 
auf eine andere Staatsfraft gründet: das Fußvolk auf die Menge der Menfchen, 
bie Reiterei auf die Menge der Pferde, die Geſchützzahl auf die vorhandenen Gelb- 
mittel, bringt einen fremden Beftimmungsgrund hinein. Man muß fih alfo, um 
einen aus anderen Gründen nicht zu entbehrenden Mafftab zu gewinnen, bei 
deſſen Feſtſtellung lediglich auf einen Faktor beſchränken und dies find die Geld— 
foften, — Nach den gewöhnlichen Erfahrungen foftet nun, ſowohl was Ausrü- 
ftungs- als Unterhaltungsfoften betrifft, eine Schwabron von 150 Pferven, ein 
Bataillon von 800 Mann und eine Batterie von 5 fehspfündigen Geſchützen 
ungefähr gleichviel. Was das andere Glied des Verhältniffes betrifft, näm- 
lich wieviel jede Waffe im Vergleih mit der andern leiftet, fo ift für das— 
felbe, wie auch bereits angebeutet wurde, eine beftimmte Größe nicht aus- 
zumachen. Selbft die Erfahrung und Kriegsgefhichte laſſen nur allgemeine, aber 
deshalb ungenügende Refultate finden, welde etwa in folgende Sätze zufammen- 
zufaſſen wären. 

Das Uebermaß an Artillerie muß zu einem mehr befenfiven und paf- 
fiven Charakter des Krieges führen, während der Mangel an Xrtillerie uns 
vermögen wird, das Angriffs, das aftive, das Bewegungsprincip vorwalten zu 
loffen. Bei ſehr zahlreicher Reiterei werben wir die weiten Ebenen fuchen 
und bie großen Bewegungen lieben. In größerer Entfernung vom Feinde werben 
wir größere Ruhe und Bequemlichfeit genießen, ohne fie ihm zu gönnen. Wir 
werben fühnere Umgehungen und überhaupt breiftere Bewegungen wagen, weil 
wir über den Raum gebieten. Ein entjchievener Mangel an Reiterei vermin- 
bert die Bewegungsfraft des Heeres, ohne fein Vernichtungsprincip zu verftärten, 
wie das Uebermaß der Artillerie thut. Borfiht und Methode find alsdann ver 
Hauptcharakter des Krieges. — Ziehen wir nun nod in ein Hauptrefultat. die 
ganze Betrachtung zufammen, fo findet fi: 1) daß die Infanterie die Ha uptwa ffe 
ift, welder vie beiden andern zugeorbnet find; 2) daß man durch einen größern 
Aufwand von Kunft und Thätigfeit in der Führung des Krieges ven Man- 
gel von Kavallerie und Artillerie einigermaßen erfegen kann, vorausgefeßt, daß 
man dafür um jo viel ftärfer an Fußvolf ift, und dag man dies um fo eher 
fann, je befjer dieſes Fußvolk ift; 3) daß die Artillerie ſchwerer zu entbehren 
ift als die Reiterei, weil fie das Hauptvernichtungsprincip und ihr Gefecht mit 
bent bes Fußvolkes mehr verfhmolzen ift; und 4) daß man überhaupt, da bie 
Artillerie im Vernichtungsakt die ftärkfte Waffe ift und vie Neiterei die ſchwächſte, 
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immer fragen muß: wieviel Artillerie kann man ohne Nachtheil haben, und mit 
wie wenig Kavallerie kann man fidy behelfen? 

3) Wil man no von mathbematifhen, geographiſchen, ftatiftifhen 
Elementen ver Strategie reven, fo verfteht man unter den erfteren die Winkel 
der Operationslinien, die Foncentrifchen und exrcentrifchen Bewegungen, infofern 
ihre geometrifhe Natur einen Werth in der Rechnung befommt; zu ben zweiten 
rechnet man den Einfluß der Gegend als: dominirende Punkte, Gebirge, Flüſſe, 
Wälder, Straßen zc.; zu den legten endlich die Mittel des Unterhaltes, der Be— 
Heidung u. f. w. — Daß man fi dieſe Elemente einmal getrennt denke, hat 
fein Gutes, um Klarheit in die Vorftellungen zu bringen und um ben größern 
oder geringern Werth dieſer verſchiedenen Klaffen gleich im Vorbeigehen zu fhägen. 
Wenn man aber die Strategie nad biefen Elementen abhandeln wollte, welche 
meiftens in den einzelnen Friegerifhen Alten vielfadh und innig mit einander ver- 
bunden find, fo würde man ewig umfonft verfuchen, von viefen abftraften Grund- 
lagen die Verbindung mit der wirklichen Welt herzuftellen. 

V. Taktik. A. Charafter des heutigen Gefedhts. Die 
eigentliche Wirfungsfphäre ver Taktik ift das Gefecht, die Schlacht. Aus 
dem Charakter ver heutigen Schlacht geht alfo naturgemäß aud der Charakter der 
jegigen Taktik hervor. Was thut man jett gewöhnlich in einer großen Schlacht ? 
Man ftellt fih in großen Mäffen, neben und hintereinander georbnet, ruhig hin, 
entwidelt einen verhältnigmäßig- nur geringen Theil des Ganzen und läßt biefen 
in einem Stunden langen Feuergefecht ſich ausringen, welches durch einzelne kleine 
Stöße von Sturmfhritt, Bajonett- und Kavallerieangriff hin und wieder unter- 
broden und etwas bin und ber gefhoben wird. Hat dieſer eine Theil fein kriege— 
rifhes Feuer auf diefe Weiſe nah und nad ausgeftrömt, und es bleiben von 
ihm nichts als die Schladen übrig, fo wird er zurüdgezogen und von einem an- 
dern erſetzt. Auf dieſe Weife brennt die Schlacht mit gemäßigtem Elemente wie 
nafjes Pulver langfam ab, und wenn der Schleier der Nacht Ruhe gebietet, weil 
Niemand mehr fehen fann und fi dem blinden Zufall Preis geben will, fo wird 
gefhägt, was dem Einen und dem Andern an Mafjen übrig bleiben mag, bie 
noch braudhbar genannt werben fönnen, d. h. die noch nicht ganz wie ausge- 
brannte Vulkane in ſich zufammengefallen find; es wird gefhätt, was man Raum 
gewonnen oder verloren hat, und wie es mit der Sicherheit des Rückens fteht; es 
ziehen fi) die Refultate mit den einzelnen Eindrücken von Muth und Feigheit, 
Klugheit und Dummheit, die man bei fi und feinem Gegner wahrgenommen zu 
haben glaubt, in einen einzigen Haupteindrud zufammen, aus welchem dann der 
Entſchluß entfpringt, das Schladhtfelod zu räumen oder das Gefeht am andern 

orgen zu erneuen. — Diefe Schilderung, die nicht ein ausgemaltes Bild ber 
heutigen Schlacht fein, fondern blos ihren Ton angeben fol, paßt auf Angrei- 
fende und Bertheidiger, und man fann in viefelbe die einzelnen Züge, welde der 
vorgefegte Zweck, die Gegend u. f. w an die Hand geben, hineintragen,, ohne 
diefen Ton wefentlih zu ändern. Es find aber die heutigen Schlachten nicht zu— 
fällig jo, fondern fie find es, weil die Parteien ſich ungefähr auf demſelben 
Punkte der Friegerifchen Einrichtungen und der Kriegsfunft befinden, und weil das 
friegerifhe Element, angefacht durch große Bolksintereffen, durchgebrochen und in 
feine natürlichen Bahnen geleitet ift. Unter viefen beiden Bedingungen werben bie 
Schlachten dieſen Charakter immer behalten. — Gehen wir nun von dem Cha— 
rakter der Schlacht, von ber äußern Form, in welcher fie verläuft, auf ihren 
Zwed, auf ihr inneres Wefen über. 
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B. Weſen des Gefehts. 1) Jedes Gefecht, groß oder Hein, hat feinen 
befondern, dem Ganzen untergeordneten Zweck; dieſer Zweck kann fein: Ber: 
nichtung ber feindlichen Streitkräfte, Beſitz irgend eines Gegenſtandes, ber 
bloße Sieg als Waffenehre, endlich zwei oder alle drei Zwecke zuſammenge— 
nommen. Seber dieſer Zwede kann nur burd den Steg erreicht werben; unter 
Sieg verfteht man aber den Abzug des Feindes vom Kampfplage. Der Feind ift 
dazu bewogen, wenn er bie Ueberzeugung von unferer Ueberlegenheit, ſei es in 
Bezug auf phyſiſche oder moralifche Kräfte, oder auf das Terrain 2. gewonnen 
bat; nur folhe Gründe können den Entſchluß des Feldherrn zum Rüdzug moti— 
viren. Aber aus Mangel an Muth oder gutem Willen können die Truppen auch 
ohne Befehl davongehen und fo den Feldherrn zum Abzuge nöthigen. — Das 
Aufgeben des Gefechts ift alfo tie Anerkennung der angenblidlichen Ueber- 
fegenheit des Gegners und das Nachgeben in feinen Willen; der Abzug vom 
Kampfplag ift das Zeichen dieſer Anerkennung, geiwiffermaßen das Senken des 
Paniers. Aber das Merkmal des Sieges entfcheidet nody nicht über feine Größe, 
Wichtigkeit und feinen Glanz. Diefe drei Dinge fallen oft zufammen, find aber 
feineswegs identifh. Die Größe des Sieges hängt von der Größe der Maffen, 
über die er erfochten wird, fowie von de Größe der Trophäen ab. Eroberte Gefchüße, 
Gefangene, genommenes Gepäd, Todte, Verwundete gehören dahin. Ueber einen 
Heinen Haufen fann man alfo feinen großen Sieg erfechten. Die Wichtigkeit 
eines Sieges hängt von der Wichtigkeit des Zweckes ab, der erreicht wird. Die 
Einnahme einer wichtigen Stellung kann einen an fi fehr unbedeutenden Sieg 
fehr wichtig machen. 

Der Glanz des Sieges befteht in der relativen Größe, welde die Trophäen 
zur fliegenden Armee haben, — Es gibt alfo Siege von verfchievener Art, bes 
ſonders aber von fehr vielen Abftufungen. Streng genommen kann kein Gefecht 
ohne Entſcheidung, folglich ohne Sieg bleiben, aber der Sprachgebrauch umd bie 
Natur der Sache will, daß man nur folde Gefechtsrefultate als Siege betrachtet, 
denen beträchtliche Anftrengungen vorbergegangen find. 

2) Alle neueren Waffen zerfallen in zwei Hauptgattungen, nämlich in bie 
Hieb- und Stoßwaffen und in die Feuerwaffen, jene zum Handge— 
fecht, diefe zum Gefeht aus der Ferne. Beide Fechtarten, Handgefecht wie 
Teuergefecht, haben vie Vernichtung des Gegners zum Zweck. Im Handgefecht ift 
diefe eine ganz unzweifelhafte; im Feuergefecht nur eine mehr oder weniger wahr- 
ſcheinliche. Aus dieſem Unterfchiede folgt eine fehr verſchiedene Bedeutung beider 
Gefehtsformen. Weil im Handgefeht die Vernichtung ganz unzweifelhaft ift, fo 
wirft aud) das geringfte Uebergewicht ver VBortheile oder des Muthes entſcheidend, 
und es fucht der, welcher fih im Nachtheil befindet, oder ver ſchwächeren Muthes 
ift, fi der Gefahr durch die Flucht zu entziehen. Dies tritt bei allen Handge- 
fechten fo regelmäßig und gewöhnlich auch fo früh ein, daß die eigentliche Ver— 
nichtungskraft dieſes Gefechtes dadurch fehr geſchwächt wird, und feine Haupt- 
wirkung mehr im Bertreiben als im Vernichten des Feindes befteht. Sieht man 
alfo auf die Wirkfamkeit, welche das Handgefecht in der Praris hat, fo muß man 
feinen Zwed nicht in die Vernichtung, fondern in die Vertreibung des Feindes 
fegen, Die Bernihtung wird zum Mitte. — So wie im Handgefecht urfprüng- 
(ih die Vernichtung bes Feindes der Zwed war, fo ift im Feuergefecht ur- 
fprünglih die Vertreibung bes Feindes ber Zweck und die Bernihtung nur 
Mittel dazu. Man befchießt den Feind, um ihn zu verjagen und fi) das Hand- 
gefedht zu erſparen. Aber die Gefahr, welche das Feuergefecht bringt, ift feine, 
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ganz unvermeibliche, fondern nur eine mehr oder weniger wahrſcheinliche; fie ift 
alfo für den finnlihen Eindrud des Einzelnen nicht fo groß, fondern wirb es 
erft* durch die Dauer und die fummarifhe Wirkung, die feinen fo finnlichen, 
alfo feinen fo unmittelbar wirkfamen Eindrud macht. Darum ift nit durchaus 
nothwendig, daß einer der beiden Theile ſich ihr entzieht. Hieraus folgt, daß bie 
Bertreibung des Einen nicht fogleih und in vielen Fällen gar nicht erfolgt. Iſt 
dies der Fall, jo muß in der Regel am Schluffe das Handgefecht zur Bertrei« 
bung gebraudt werben. — Hat nun das Handgefecht den Zwed ber Vertreibung, 
das Feuergefecht den ver Zerftörung der feinblihen Streitfräfte, fo ift jenes als 
das eigentlihe Inftrument der Entfheidung, biefes als das der Vorberei— 
tung zu betrachten. Beiden bleibt aber doch aud einige Wirkfamfeit des andern 
Princips: das Hanpgefecht Aft nicht ohne zerftörende Kraft, das Feuergefecht nicht 
ohne vertreibende. 

3) Das Gefecht befteht ferner aus Angriff und Bertheipigung. Der 
Angriff ift die pofitive Abficht, die Vertheidigung die negative. Jener will den 
Gegner vertreiben, diefe will ſich blos erhalten. Aber dies Erhalten ift fein bloßes 
Aushalten, Fein Leiden oder bloßes Dulden, fondern es muß durchaus mit einer 
aktiven Rückwirkung verbunden fein. Diefe Rüdwirfung befteht in der Vernichtung 
der angreifenden Streitfraft. Alfo ift nur ver Zwed, nicht das Mittel als negativ 
zu betrachten. Da aber aus der Behauptung der Stellung bei der Vertheidigung 
von felbft folgt, daß der angreifende Gegner weichen muß,_fo ift troß des nega= 
tiven Zwedes aud für ven Bertheiviger der Abzug, alfo das Weichen des Gegners 
das Siegeszeichen. Urfprünglich ift, wegen bes gleichen Zwedes, das Handgefecht 
das Element des Angriffs und das Feuergefecht das natürliche Element der Ber- 
theidigung; jedoch fchließt weder der Angriff das Feuergefecht, noch die Bertheidi« 
gung das Handgefeht völlig aus. ' 

4) Wie die Strategie den Kriegsplan, fo entwirft die Taktik ven Gefechts— 
plan, welder allein vie Einheit, die Grunbbebingung allen gemeinfchaftlichen 
Handelns, im Gefechte ermöglicht. Der Plan ift alfo die Feftitellung des Zweckes 
von einem Gefechte und aller Beftimmungen, welde für das Gefecht gegeben 
werben, fei e8 vor Beginn desſelben oder während feines Verlaufes; er ift alfo 
die Einwirkung der Intelligenz auf die Materie. Offenbar befteht aber 
ein wefentlicher Unterfchieb zwifchen folhen Beftimmungen, bie nothwendig vorher 
gegeben werben müfjen, ober die ſich vorher geben lafjen auf der einen Seite, und 
folhen auf der andern, die der Augenblid erzeugt. Das erftere ift ver Plan im 
eigentlihen Sinne, das legtere fann man die Führung nennen. 

Der Plan des Gefechtes beftimmt für die einzelnen Glieder, wie, wo und 
wann gefochten werben fol, d. h. er beftimmt Art, Zeit und Raum des Ee— 
fechtes. In Beziehung auf die Art des Gefechtes giebt e8 nur zwei Unterjchiebe, 
die überall vorkommen, alfo allgemein find. Der erſte entjpringt aus ber pofi- 
tiven und negatven Abſicht und gibt den Angriff und vie Verteidigung, 
der andere aus der Natur der Waffen und gibt das Feuergefecht und das 
Handgefeht. Streng genommen ift die Vertheidigung ein bloßes Abwehren des 
Stoßes, und dann gebührte ihr alfo feine andere Waffe als der Schild. Dies 
wäre aber eine reine Negation, ein abjolutes Leiden; Kriegführen aber ift kein 
Leiden oder Dulven; ver Bertheidigung fann alfo niemals der Begriff durchgehender 
BPaffivität zu Grunde gelegt werden. Genau betrachtet ift die ‚paifiofte der Waffen, 
die Feuerwaffe, immer nody etwas Pofitives oder Aktives. Aber die Vertheidigung 
bedient fid, ja ganz derſelben Waffen wie der Angriff, und aud berfelben Ger 
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fechtöformen bon Feuergefecht und Handgefecht. Man muß alfo die Bertheibigung 
ebenfogut als einen Kampf betrachten, wie ven Angriff. Diefer Kampf kann nur 
um den Sieg geführt werden, der alfo eben fo Zwed ber Vertheidigung wie des 
Angriffes, immer aber etwas Pofitives iſt. Und doch befteht ein höchſt wejentlicher 
Unterſchied zwifhen Angriff und Bertheidigung, welder aber auch der einzige 
im Princip ift: nämlih der, daß der Angreifende die Handlung (das Gefecht) 
will und in’s Leben ruft, ver Bertheidiger aber dies abwartet. Dies 
Princip geht durch den ganzen Krieg, alfo auch durch das ganze Gebiet des Ge- 
fechts, und aus ihm fließen alle Unterfchieve zwiſchen Angriff und Bertheidigung. 
Wer aber eine Handlung will, muß damit etwas bezweden, und dieſer Zweck 
muß etwas Bofitives fein, weil die Abfiht, daß Nichts gefchehe, feine Hand- 
lung hervorrufen fünnte. Der Angreifende muß alfo eine pofitive Abſicht haben. 
Der Bertheiviger nimmt aber das Gefecht an, weil er die pofitive Abficht des 
Angreifers nicht zulaflen, d. h. zunächſt, weil er den status quo erhalten will. 
Die nothwendige Abficht des Vertheidigers ift alfo negativ. Aus dieſen Gegen- 
fägen ergiebt fi) alfo das Gefeß, daß man da, mo man die Entſcheidung auf- 
halten will, vertheidigend, da, wo man fie fuht, angriffsweife ver 
fahren müſſe. 

Der Plan des Gefechtes muß ferner vie Wahl der aus den Waffen ber- 
vorgehenden Gefechtsformen, nämlich des Feuergefechts und des Handgefechts be- 
ftimmen. Allein diefe beiden Formen find nicht ſowohl Glieder des Gefechtes, als 
primitive Beftanbtheile vesfelben, Sie find durch die Bewaffnung gegeben, gehören 
zu einander und machen zufammen erft das vollftändige Gefechtsvermögen aus, 
Aber eine Trennung diefer beiden Elemente und ein Gebraud) des einen ohne 
das andere bleibt nicht nur möglich, fondern fümmt auch fehr oft vor. — Für 
die Beftimmung von Zeit und Raum ift zu bemerken, daß für das Gefanmt- 
gefecht die Raumbeftimmung allein der Vertheidigung, die Zeitbeftimmung dem 
Angriffe angehört. Für die legtere ift namentlih ein Moment entſcheidend, näm- 
lich die Möglichkeit eines fucceffiven Gebrauds der Streitfräfte. 
Da der eigentliche Gefechtsplan, wie ſchon oben angedeutet wurde, nur Das feft- 
ftellen fann, was fi in der Handlung vorherſehen läßt, jo beſchränkt er ſich 
meiftens auf brei Dinge, nämlich auf: die großen Umriffe, auf die Bor- 
bereitungen und auf die Einzelnheiten des Anfangs Nur der Anfang 
kann durch den Plan wirflid ganz feftgeftellt werben; der Verlauf erfordert neue, 
aus den Umftänden hervorgehende Beftimmungen und Befehle, dv. h. Führung. 
Natürlich ift es wünſchenswerth, die Grundſätze des Planes aud bei der Füh— 
rung befolgt zu fehen, denn Zwed und Mittel bleiben ja viefelben; wenn es alfo 
nicht Überall gefhehen kann, fo ift dies nur als eine unvermeidliche Unvolltom- 
menheit zu betrachten. 

Vi Kriegswifjenfchaften, Kriegsgefchichte. Wenn aud) die Theorie 
der Kriegskunft, wie [don unter II. bemerft wurde, ftrenggenommen auf den 
Namen einer Wiffenfhaft feinen Anfprud machen kann, fo gibt e8 doch verfchie- 
dene wirkliche Wiſſenſchaften, deren wenigftens theilweife Kenntnig Demjenigen 
unumgänglid nöthig ift, welcher auf irgend eine Weife zur praftiihen Verwirk— 
lihung der Theorie vom Kriege berufen ift. — Wie in fo vielen Dingen hat 
aud in diefer Beziehung der Forfhungs- und Aufflärumgstrieb der neueren Zeiten 
fih dem volllommen Wahren und Richtigen möglichſt zu nähern und wenigftens 
einen großen Theil der irrigen Vorftellungen früherer Zeiten auf ein vernünftiges 
Maß zurüdzuführen gefucht. Wie weit ſich diefe irrigen Borftellungen verftiegen, 
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mag aus dem einen Beifpiele hervorgehen, daß in einem, Ende bes vorigen Jahr- 
hunderts erfchienenen, befannten mathematifchen Werke, die Gefchichte der Kriegs- 
kunft den zweiten Theil der Gefchichte der Mathematik bildete. Sole totale Be- 
griffsverwirrungen haben. viel Unheil geftiftet, und find — mie Pönitz ganz 
rihtig bemerft, — eine ber Haupturfahen gewejen, warum bie Kriegswiffen- 
haften von denjenigen, die ihrer am Meiften beburften, jo wenig fultivirt wur— 
den, Unter Kriegsmwiffenfhaften fann man jedoch nur diejenigen verftehen, 
welche fi ausfhlieflih anf ven Krieg beziehen; alles Uebrige, was mit dem 
Kriegführen in Verbindung fteht, gehört in das Gebiet der Hülfswiffenfchaften. 
Zu den eigentlichen Kriegswiſſenſchaften gehören demnach: die Lehre von dem 
Gebraude der Waffen, melde unter dem Namen der Artilleriewiffenfchaft 
die aus der fomplicirten Zufammenfegung biefer Waffengattung entfpringenven 
wiſſenſchaftlichen Disciplinen umfaßt. — Die Lehre von der Verwendung ber 
Truppen, fowohl nad ven einzelnen Waffengattungen, als aud) nad) deren Ver— 
bindung untereinander. — Die Lehre von ver Geftaltung der Erboberfläde, 
Zerrainlehre, foweit dieſelbe auf die Kriegführung Einfluß üben kann. — Die 
angewandte ober höhere Taktik, oder die Lehre vom zwedmäßigen Gebrauche 
der Truppen auf den verjchiedenen Terrainformen, ihre Verwendung im Gefechte, auf 
Patrouillen, VBorpoften 2c. An diefe fchließt fich die Tehre von der Feldbefeſtigung 
an. Endlich die Strategie over die Lehre von dem Gebrauche der Märfche und 
Gefechte zur Erreihung des vorgeftedten Friegerifhen Zieles. Diefe Lehre umfaßt 
nit nur den Operationsplan und die Führung des Krieges im Großen, fondern 
erftredt fih auch über das Berpflegswejen des im Felde ftehenden Heeres. 
Fügen wir num noch die Lehre von der permanenten Befeftigung und bie 
militärifche Baufunde, fowie die Lehre vom Angriff und der Bertheipigung 
der feften Pläße hinzu, fo wird die Anzahl der eigentlichen Kriegswiffenfchaften 
erfhöpft fein. Eine jeve verfelben einer genaueren Betrachtung ober eingehenderen 
Beiprehung zu unterziehen, geftattet weder der uns zugemefjene Raum, nod) ent= 
ſpräche e8 der Aufgabe des vorliegenden Werkes. Wer fidh darliber des Näheren 

belehren will, den verweifen wir auf die am Schluſſe angeführten Werte. — Es 
erübrigt nunmehr nod mit kurzen Worten des wichtigften Bildungsmittels für den 
Krieger jeden Ranges zu erwähnen, nämlich des ernften, eingehenden und aüf— 
merffamen Studiums der Kriegsgefhichte. Sie allein vermag den in ber 
Muße des Friedens fich theoretifch bildenden Militär vor falfchen Theorieen zu 
bewahren, da fie allein im Stande ift, die ihm mangelnde Erfahrung, wenigftens 
theilweife, zu erfegen. — — 

Literatur Die Maffe der über Krieg, Kriegskunft u. f. w. bereits er- 
fhienenen und noch täglich erfcheinenden Bücher ift fo ungeheuerlich, daß wir uns 
im Nachfolgenden nur auf die in deutſchex Sprache feit Anfang viefes Jahrhun- 
derts erfchienenen, befannteren und bewährteren Schriften beſchränken müfjen. Diefe 
find namentlih die Werke von Clauſewitz, Vom Kriege), Scharnhorft, 
(Handbuch für den Offizier), Rühle von Lilienftern (Handbuch für den Of— 
fizier), €. 2. After (Zur Kriegstheorie), Balentini, Willifen, Rüftom, 
Benturini, Bülow, Xylander, Beerenhorft, Deder, Brandt, Can— 
crin, Pönik (PB) — 2. Hörmann. 
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Krieg, Kriegsrecht. 
(Bolitifh) und völkerrechtlich.) 


V. Ginwirfungen auf den Berker und auf vie 
Reiptsverhältniffe. 

VI. Rriegsmanier und Kriegsräfon. 

VII, Berhalten gegen friedliche Bürger, fowie ge— 
gen Nichtkämpfer beim Heere. ’ 

VIII. Verhalten gegen fürftliche Perſonen. 

1. Begriffund Arten des Krieges. 


1) Wo die Idee des Völkerrechts noch nicht ins Leben getreten ift, va bildet 
der Kriegszuftend die Regel. Es unterliegt hier der Krieg nod gar keiner recht— 
lichen Beurtheilung, weil der Maßftab feiner Beurtheilung, eben die völkerrecht— 
liche Idee, noch fehlt. Der Krieg ift bier gleich einem bloßen Naturereigniß. Ein 
Nechtsbegriff für ihn kann noch nicht aufgeftellt werden, weil jever Rechtsbegriff 
des Krieges ſchon einen Rechtszuſtand unter den Staaten vorausjegt. Nach feinem 
vblkerrechtlichen Begriffe ift nämlich der Krieg nichts anderes als eine Bertheibigung 
diefes Rechtszuftandes. 

Iſt die Eriftenz der völferrechtlihen Idee irgenpwie bebroht oder angegriffen, 
fo muß fie durch Aufbietung einer entfprechenden Gewalt gefchügt werben. Nun 

ibt e8 feine über den Staaten ftehende, richterlihe und vollziehende Gewalt. 
war hat man bie Gefammtheit der unter demfelben Völkerrecht lebenden Staaten 
als verpflichtet zur Aufrechthaltung des ihnen gemeinfamen Rechts zu betrachten. 
Sie bilden ein rechtliches Ganzes, deſſen Verlegung, wenn fle auch zunächſt nur 
einen feiner Theile trifft, einem feiner Theile gleichgültig fein darf. Es gebridht 
aber viefem Ganzen an einer fürmlichen Organifation für den Rechtsſchutz; ber 
verlegte Staat kann fein Organ der Gefammtheit der Staaten zu feinem Schue 
aufrufen. Deßhalb muß ver verlegte Staat ſich felbft als das nächſte und natür- 
lichfte Organ des Ganzen anfehen und im Namen der Gefanmtheit zur Verthei— 
digung des Rechts ſchreiten. Er bleibt fo lange im Rechtsbegriffe des Krieges, als 
er den Krieg in der That im Interefje des Völkerrechts und in dem Sinne eines 
Drganes des völferrechtlichen Ganzen führt. 1) 

Das Recht des Staates zum Kriege folgt hiernach aus der Abmefenheit 
eines Organes, dem die Geſammtheit ver Staaten die Entfheidung über inter- 
nationale Rechtsftreitigkeiten und die Durchführung des Rechtsſchutzes übertragen 
hätte. Dies unterfcheidet den bürgerlichen Zuſtand vom völferredhtlihen. Im bür- 
gerlihen Zuftande kann ſich der Verlegte an eine Obrigkeit wenden, um von ihr 
Rechtsſchutz zu verlangen: deshalb ift ihm die GSelbfthülfe regelmäßig verboten. 
Ausnahmsweife fann er in demjenigen Falle, wo vie Obrigkeit gar nicht oder 
doch nicht rechtzeitig zu fhügen vermag, zur Selbfthülfe fchreiten. Im diefem Halle 
aber befinden fi die Staaten immer: und fo wird für fie dasjenige Recht zur 
Regel, weldes fir die Privaten nur Ausnahme ift. 

2) Unter einem öffentlihden Kriege verfteht man jeven mit Waffenge- 
walt geführten Kampf unabhängiger Mächte. Er bildet ven Gegenfat zum Kriege 
der Privatperfonen, zum Duell, zum Landfriedensbruch. Den Krieg der 
Staatsgewalt gegen die Unterthanen bat man mitunter, weil bier Staat und 
Private einander gegenüberftehen, einen gemifchten Krieg genannt. 


1. Begriff und Arten bes Kriegs. 

II. Gütliche Berfuche, um ven Krieg zu ver 
meiden. 

III. Bereinzelte Gewaltmaßregeln. 

IV. Kriegserflärung. 


1) Vol. Schleiermacher, Chriftliche Sittenlehre, Berlin 1843, Seite 273. folg. Johann 
Gottlieb Fichte, Staatslehre, Berlin 1820, Seite 38 folg. 


Krieg, Ariegsrecht. 99 


& 

Iſt der öffentliche Krieg in den rechtlichen Formen begonnen worden, fo gibt 
er nicht nur der im Rechte, fondern aud der im Unrechte befindlichen Partei alle 
Befugniffe, welche das Völkerrecht friegführenden Mächten zuſpricht. Allerdings 
vermag das Völkerrecht die Merkmale der Gerechtigkeit eines Krieges zu beftimmen 
und bie Frage zu beantworten, welche der beiden Parteien im Rechte und welche 
im Unredte ſei. Weil aber fein Richter über den Staaten fteht, der über bie Ge- 
rechtigfeit des Krieges zu entfcheiden hätte, fo entjcheidet jede der kämpfenden Par- 
teien hierüber nad) eigenem Gewiſſen; jede nimmt demnach bie Vermuthung der 
Gerechtigkeit, jede die Befugnifie der völferrechtlih geregelten Kriegführung in 
gleicher Weiſe für fi in Anſpruch. 

3) Auch der Straffrieg ſcheint auf den erſten Anblid völkerrechtlich ftatt- 
haft zu fein. Denn die Strafe ift ja ebenfalls ein Aft der Gerechtigkeit. Und der 
verbrecheriſch verlegte Staat fcheint, in Ermanglung einer über den Parteien fte- 
henden Macht, nicht blos zur eigenmächtigen Durchſetzung feiner Forderung auf 
Erjag und auf - Sicherheit für die Zukunft, fondern auch zur eigenmäch— 
tigen Auferlegung einer Strafe befugt zu fein. Allein fo wenig man dem bürger- 
lihen Individuum in jenen Fällen, wo bie Nechtshülfe des Staates fehlt, das 
über die Rechtsvertheivigung hinausgehende Strafrecht einräumen kann, fo wenig 
fann man den Staaten ein Strafredht gegen einander zugeftehen. Auf viefem Wege 
könnte nie Gerechtigkeit, fondern nur Auflöfung aller Rechtsverhältniffe erfolgen. 
Einerfeits können die Staaten, als blos juriſtiſche Perfonen, nicht ſelbſt geftraft 
werben, und ber reine Straffrieg würde demnad zu einer Raubmörderei gegen un— 
fhuldige Private werden müfjen. Andererfeits ift e8 mit dem Grundſatze, bei jevem 
Stante den guten Glauben an fein Recht zu vermuthen, völlig unvereinbar, daß 
ein Staat über den andern ſich eine Strafgerichtsbarfeit beilege. 

4) Ein Aufftand der Unterthanen eines Staates gegen ihre Staatsgewalt kann 
zum Bürgerfriege werben. | 

So lange ver Aufftand nur den Charakter einer befchränften Empörung trägt, 
wird die Staatsgewalt ven Empörern die Rechte einer Friegführenden Macht na- 
türlih nicht einräumen; fie wird ihnen mit Poligeimaßregeln enttgegentreten, wird 
fie mit bürgerlichen Strafmitteln züchtigen und wird fie weder im bewaffneten 
Kampfe, noch nad ihrer Gefangennehmung wie rechtmäßige Feinde behandeln. 
Anders aber geftaltet fi die Sache, ſobald die vorgefehrittene Empörung bie ganze 
Nation in entgegengefeste Parteien fpaltet uud die Partei der Empörer mit einer 
organifirten kriegeriſchen Macht auftritt. Wenn hier die Stantsgewalt die Auf- 
ftänbifchen nicht nad den Regeln des Kriegsredhtes, ſondern wie Verbrecher be— 
handeln wollte, fo würde fie die Gräuel des Bürgerfrieges in unberechenbarer 
Weiſe feigern; fie würde fofort von Seiten der Empörer Repreffalien erfahren und 
an ihren eigenen Parteigängern eine Erwiederung der fchimpflihen Maßregeln er- 
leben, die fie über die Mitglieder des Heeres der Aufftändifhen verhängt hat. 
Die Anerkennung des Kriegsrechtes in Bürgerkriegen wird alſo — felbft Schmalz, 
Bölkerreht Seite 217 gibt es zu ſchon durch die Klugheit geboten. Gie ift 
aber auch ein Gebot der Gerechtigkeit. Denn ohne grobe eigene Schuld der Re- 
gierung kann e8 in feinem Staate bis zum fürmliden Bürgerfriege fommen; und 
ift es wirklich bis dahin gekommen, fo ift aud die Regierung nicht mehr befugt, 
nur auf Seiten des Aufftandes die Schuld zu fuchen und die Empörer ſchlechtweg 
als Berbreher zu behandeln, 

Niemals aber darf dieſe Auffaffung zur Entfhuldigung gemeiner Verbrechen 
ansgebeutet werben. Den Räuberbanden, wie groß fie fein mögen, Tann ber 


7 * 


100 Krieg, Ariegsrecht. 

® 
Staat nie den Krieg machen, fondern er kann fie nur polizeflih und firafrechtlich 
verfolgen. Auch die Theilnehmer eines politifhen Bürgerkrieges haben nur foweit 
eine Anwendung des Kriegsrechtes zu erwarten, ala fie ſich felbft an die Regeln 
des Kriegsrechtes binden und als fie ſich Feiner gemeinen Verbrechen ſchuldig 
machen. 

— Man unterſcheidet den Angriffskrieg und den Vertheidigungs— 
frieg. Häufig verbindet man mit dieſer Unterſcheidung den Satz, nur Ver— 
theidigungskriege feien gerecht, Angriffsfriege ungerecht. Diefer Sag ift richtig oder 
falih, je nachdem man ven Unterſchied des Angriffsktrieges und des Bertheibi- 
gungäfrieges faßt, ob innerlich oder äußerlich. — 

Bezeichnet man nämlich denjenigen als Angreifer, der zuerft das Recht ver- 
legte, fo ftelt ſich die Gerechtigkeit allerdings ausfhlieglih auf die Seite bes 
Bertheidigers. Bezeichnet man dagegen denjenigen als Angreifer, der zuerft zu ben 
Waffen greift, fo ift aufzuftelen: Erfter Angriff ift nicht erfte Rechtsverlegung. 
Der Krieg ift der Proceß unter Staaten, der erfte Angreifer ift der Kläger, bie 
Klage aber fest eine erlittene Rechtsverlegung voraus. Wider den zuerft die Waffen 
ergreifenden Staat gilt ebenſowenig die Vermuthung der Rehtswibrigfeit, als wider 
einen bürgerlihen Kläger. Wird ein Staat in feinen Rechten bevroht, jo darf er 
angreifen, um fich zu vertheidigen. „Justum est bellum, quibus est necessa- 
rium, et pia arma, quibus nulla nisi in armis relinquitur spes*.?) Als Darius 
für taufend Talente einen Mörver gegen Alexander gebungen hatte, verfündigte 
Alexander ihm den Krieg in einem Briefe, der mit den Worten ſchloß: „Ich weife 
alfo nur ven Krieg zurüd, ich beginne ihn nicht.” 3) Dasfelbe hätte Friedrich bei 
Beginn des fiebenjährigen Krieges ſchreiben können. 

6) Der Ausprud Bernihtungstrieg wird in einem zweifahen Sinne 
genommen, 

Erftlich Heißt Vernichtungskrieg ein Krieg, in welchem alle einzelnen Mit- 
glieder des einen Staates die des anderen Staates, wo immer möglih, zu ver- 
folgen und zu vertilgen fuchen. Ein ſolcher Krieg ift ſchlechthin unfittlih und wider 
das Völkerrecht. Nach dem wahren Begriffe des Krieges darf es im Kriege nie 
daranf abgefehen fein, Einzelne als ſolche zu verlegen oder zu tödten; es ift bar- 
nad) vielmehr immer ald zufällig anzufehen, wenn im Kriege eine Mehrzahl Ein- 
zelner das Leben einbüßt. Es foll durch den Kriegszwang das Recht vertheibigt 
werben; dies ift die Abſicht, nicht die Tödtung der einzelnen Menfchen, welche 
nur als eine unvermeibliche aber gern vermiedene Folge erfcheint. 4) Kein gebil- 
beter Staat fann und wird feinen Unterthanen befehlen, die Unterthanen eines 
anderen Staates zu verfolgen und zu tödten. Es find bie Staaten felbft, die ſich 
im Kriege gegeneinander bewegen, und zwar vertreten burdy ihre beiberfeitigen 
Heere. Nicht einmal ohne weiteres auf das Leben der einzelnen Soldaten, ganz 


2) Livius lib. IX. cap. X. 

3) Curtius Rufus, De rebus Alexandri Magni: »Repello igitur bellum, 
non infero,* 

4 Fichte fagt in feiner übermäßig draftifchen Weife: „So läßt fich auch die neuere Art, 
mit Kanonen und anderem Schießgewehr Krieg zu führen, anfehen. Es ift nicht Zweck durch die 
Kugeln zu tüdten, fondern nur den Feind von den Plägen abzuhalten, wo diefelben fallen. Geht 
er dann doch dahin, fo ift es feine Echuld, wenn er von der nicht gerade auf ihn gerichteten 
Kugel Fällt.” Das Einzige in El neueren Kriegführung, was Fichte ſchlechthin für rechte: 
widrig (2) hält, find „die Scharffhügen, die im Dickicht auflauern und, Faltblütig und felbft 
— — Einzelnen wie nach einer Scheibe zielen,” Siehe Fichte, Naturrecht, Band 11, 

eite 260, ' 


Arieg, Ariegsrecht. 101 


und e nicht auf das Leben ber einzelnen Unterthanen, bie vielmehr außerhalb 
der Grenzen der Gewaltanwendung bleiben, darf e8 abgefehen fein, Der frieg- 
führende Staat will fein Recht, nicht aber das Blut der Unterthanen des anderen 
Staates. Der einzelne Menſch, fraft feiner unendlichen Perfönlichkeit, geht nicht 
in den Staat auf; er darf nur in foweit vom gegnerifhen Staate angegriffen 
werben, als er ſich mit feinem eigenen Staate gleihfam ibentificirt, in deſſen 
Namen kämpfend auftritt und alfo felbft bezwungen werben muß, wenn man feinen 
Staat bezwingen will. 

Zweitens heißt Vernichtungskrieg ein Krieg, deſſen Ziel die Vernichtung 
des anderen Staates jelbft ift, d. 5. feiner felbftändigen juriftifchen Perfönlich- 
keit. Auch ein folder Krieg läßt fi in der Regel nicht, mwenngleih ausnahms- 
weife, billigen. Mit Unrecht erklärt Fichte die Vernichtung der juriftifchen Perſön— 
lichkeit des gegnerifchen Staates, feine Unterjohung, für die eigentliche Aufgabe 
jedes Krieges. Die ganze Aufgabe des Krieges ift Erlangung des Rechts, ver- 
bunden mit Sicherheit für die Zukunft. Sein Recht aber muß man von 
der feindlihen Macht ſchon erlangen fünnen, wenn man fie bis zu einem gewiffen 
Grade, der noch nicht die Bernihtung ift, gefhwächt hat. Nun läßt fi) allerbings 
denken, daß nur bie Vernichtung des feindlihen Staates Sicherheit für die 
Zufunft böte, wenn derſelbe bereits gezeigt hat, daß er feine Angriffe immer 
erneuert, fobald fich feine Kräfte erneuert haben. In dieſem äußerſten Falle ift 
allerdings gegen ihn das Ceterum censeo am Orte, fo gut als ein Privatmann 
den andern töbten darf, wenn ihm gegen deſſen Angriffe fein anderes Sicherungs- 
mittel übrig bleibt. 

1. Gütliche Verfudhe, um den Krieg zu vermeiden. Nur 
derjenige Staat hat die Vermuthung für fih, daß er einen gerechten Krieg führe, 
ber die Zwifchenftufen nicht überfpringt, auf welden ein internationaler Streit 
aud ohne Gewalt beigelegt werben Tann. 

1) Hierher gehört die Unterhandlung mit ver Gegenpartei. Iſt das 
Unrecht der Gegenpartei nicht dergeftalt offenbar, daß man es für ein böswilliges 
halten muß, fo hat man die Pflicht, fie wo möglich erft von demfelben zu über: 
zeugen. Dies thut man, indem man ihr Urkunden über das eigene Recht, ober 
auch Rechtsausführungen und Rechtsgutachten zufendet. Bor Allem hat man ber 
Gegenpartei das ganze thatfächliche Verhältniß durchſichtig zu machen, weil Irr— 
thümer in ver rechtlichen Beurtheilung oft nur in einer verworrenen Anſchauung 
des Thatfächlichen wurzeln; dann aber hat man ihr auch eine Klare und fchlüffige 
Darlegung feiner Redhtsanficht mitzutheilen. 

Der völferredhtlihe Grundſatz ver Gleichheit der Staaten gibt den Archiven 
ver beiden ftreitenden Staaten gleiche Glaubmwürbigfeit. Stimmen nun die Ur- 
kunden ber Archive der beiden Staaten nicht überein, fo kann allerdings jeder von 
ihnen ſich ausfhließlihd an den Tert der Urkunden feines Archives halten. Allein 
ein aufrichtiges Streben der Wahrheit und des Friedens wird dennoch feine un- 
widerleglihe Vermuthung für die Nichtigkeit der eigenen Urkunden aufftellen und 
daher eine Prüfung abweichender Urkunden des Gegners nicht abweifen. 

2) Die Unterhandlung unter ven Parteien felbft kann leicht ihres Zieles ver— 
fehlen. Jede Partei wird die Unbefangenheit und Unparteilichkeit der Debuktionen 
der Gegenpariei bezweifeln. Alsdann werben die ftreitenden Staaten, wenn fie 
aufrichtig eine gütliche Beilegung des Streites wünſchen, durch weitere Schritte 
die Meinungsäußerung unbefangener Dritter aufzurufen fuchen. ‚Sie 
werben an bie öffentlihe Meinung ver gebildeten Völker appelliten, 


102 Krieg, Ariegsrecht. 


indem. fie ihnen ven ſchwebenden Rechtsftreit vorlegen. Wird nämlich die gebildete 
Welt gehörig von einer fo wichtigen Angelegenheit unterrichtet, fg kann eine freie 
Prefie die Sache vergeftalt geiftig verarbeiten, daß fih ein feftes und durch nichts 
mehr irre zu machendes Urtheil der Bölfer über viefelbe bildet. Wird aber bies 
erreicht, jo gehörte Uebermuth und Frechheit dazu, ven Kampf troß des konſta— 
tirten Verwerfungsurtheils der Völker zu beginnen. 

Die ftreitenden Theile fünnen aud geiftige Einflüffe dritter Staa— 
ten beranziehen, indem fie deren gute Dienfte ober gar ihre Bermittelung 
annehmen. So lange auf die Ueberzeugung erfolgreich eingewirft werben kann, muß 
die Gewalt noch ruhen, Selbft während des Krieges und in jedem Stadium bes- 
felben, beſonders wenn Bortheile errungen worden find, muß man immer wieber 
die Bereitwilligfeit zeigen, von der Gewalt abzuftehen und auf den Weg ver Ber- 
ftändigung zurüdzufehren. 

3) Droht gar kein balviger Rechtsverluft, ſondern könnte nur in unbeftimmter 
Zukunft das Schweigen und Geſchehenlaſſen eine dem Rechte nachtheilige Deutung 
erfahren, jo kann man es bei einer orbnungsmäßig erklärten Rechts— 
verwahrung (Protestatio facto contraria) bewenden laſſen. 

Um fich nicht einer dritten Macht als Sciebsrichterin zu unterwerfen und 
dennoch ein über den Parteien ftehendes Drittes, von dem eine unparteiifche Ent- 
ſcheidung ausgehen fünne, zu gewinnen, haben vie freitenden Parteien mitunter 
den Zufall (das 8008, den Zweifampf) zum Richter gemadt. Die Anwen- 
dung diefes von der Einwirkung ber BVBernunftgründe völlig unabhängigen Ent- 
ſcheidungsmittels ift aber ungeeignet, fobald es fih um namhafte Rechte und In- 
terefien handelt, Sie fommt auch in der Neuzeit nur noch bei geringfügigen Dingen, 
3. B. bei Rangftreitigfeiten, vor. 

Iſt Nachgibigfeit mit der Ehre des Staates unter den obwaltenden Um— 
ftänden vereinbar, jo mag man fi zu einem Vergleiche herbeilaſſen, fei es in 
eigner und alleiniger Verhandlung mit dem Gegner, fei e8 unter Mitwirkung 
einer dritten Macht. 

4) Die Parteien können ſich endlich auch einem Schied sſpruch unterwerfen, 
Ein ſolcher unterſcheidet ſich von dem Urtheil eines ſtaatlichen Gerichtes dadurch, 
daß er nicht von einer obrigkeitlichen Behörde, ſondern von vertragsmäßig einge 
fegten (fompromiffarifhen) Richtern kommt und fi) daher für die unter feiner Ge— 
richtsbarkeit ftehenden Staaten eignet. Er unterſcheidet ſich ferner vom Vergleiche 
dadurch, daß er keine Nachgibigfeit, Fein partielles Aufgeben des Rechts auf Seiten 
einer Partei vorausfegt, ſondern für beide Parteien eine Entfheidung nad dem 
firengen Rechte ift und fo die wölferrechtliche Gleichheit beider Parteien wahrt. 

Grundlage eines Schiedsſpruches ift immer der Vertrag, durch ben bie 
Parteien das Schiedsgericht eingefegt und mit richterlichem Anfehen befleivet haben. 
Nah dem Inhalte viefes Vertrages richtet fh fowohl die Art der Zufammen- 
fegung und des Verfahrens bes Schiedsgerichtes, als das Maß ver Berbinplich- 
feit des Schiedsſpruches. Wo die Beftimmungen des Vertrages lüdenhaft find, darf 
fid) das Schiedsgericht, jedoch nur mit Vorfiht, zur Ergänzung an die Regeln 
bes römiſchen Kompromifjes anlehnen: Dig. IV. 8. De receptis, qui arbitrium 
receperunt, ut sententiam dicant. Cod. II. 15. De receptis arbitris. 

Zu Sciedsrichtern fann man fowohl Privatperfonen, als auch Sou— 
veräne wählen. Erftere haben felbft zu entſcheiden; letztere pflegen bie Entſchei— 
— ſachkundigen Vertrauensperſonen zu übertragen und fie dann ſelbſt nur zu 
verkünden, 
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Die Schiedsrichter follen den Streit mit gleihmäßiger Beridfichtigung der 
Rechte beider Parteien erledigen. Schon ihre Wahl muß hierfür eine Bürgſchaft 
bieten. Darum ift e8 angemeflen, falls man fid über eine einzige Perfon, vie 
das Ganze allein entſcheiden fol, nicht einigen kann, daß jede Partei eine gleiche 
Zahl von Schiedsrichtern für Das Kompromiß ernenne. So wird freilich das 
Schiebsgeriht aus einer geraden Zahl von Richtern zufammengefegt werben. 
Dadurch entfteht die Möglichkeit, daß bei der Entſcheidung der den Streit betref- 
fenden Fragen, ftatt der erforberlihen Stimmenmehrheit, Stimmengleichheit eintrete, 
Diefe Möglichkeit Liegt fogar ziemlih nahe; denn im den zweifelhaften Fällen 
werben die Schiedsrichter, auch bei ernftem Streben nad Wahrheit und Gerech— 
tigkeit, zu Gunften derjenigen Partei, von der fie ernannt worben find, zu ftim- 
men gemeigt fein. Aus dieſem Grunde pflegt ver Vertrag den Schiedsrichtern das 
Recht einzuräumen, bei Stimmengleihheit einen Obmann (Superarbiter) zu er- 
wählen. Mitunter wird dies Recht zur Ernennung des Obmannes auch einer 
dritten Macht, zu deren Unparteilichkeit beide Parteien volles Vertrauen haben, 
übertragen. Keine Anwendung auf das Völkerrecht leidet aber die Beftimmung der 
L. 17. $. 6. D. de receptis, wonad) die Schiedsrichter aud) dann, wenn die Par— 
teien im Vertrage auf das Bedürfniß eines Obmannes feine Rüdfiht genommen 
haben, zur Wahl eines folhen ohne Weiteres berechtigt und fogar verpflichtet fein 
follen. 

Der Schiedsſpruch ift nichtig, wenn die Schievsridhter die ihnen durch ben 
fompromiffarifchen Bertrag übertragene Vollmacht überfchritten oder ihren Spruch 
erft nach Ablauf der ihnen durch die Vollmacht vorgefchriebenen Frift gefällt haben. 
Er kann von der einen Partei angefochten werben, wenn die andere Partei fich 
eine Beftehung der Schiedsrichter erlaubt hat, oder wenn bie Gunft oder Feind: 
haft der Schiebsridhter für oder gegen die eine Partei ganz augenfällig ift. 
Wollte man aber eine Anfechtung des Schiedsſpruches wegen mangelhafter Be- 
gründung desſelben zulaflen, jo würde man ven kompromiſſariſchen Vertrag ent- 
fräften und das Schiedsgericht feines Anfeheng und Werthes berauben. 

Sind die Kompromittenten wegen einer Strafe übereingefommen, bie derjenige 
zahlen folle, der ſich dem Schiedsſpruche nicht fügen werbe: fo kommt es, 
nad unferer Meinung, auf den näheren Inhalt des Vertrages an, ob die Abtra- 
gung biefer Strafe, wie nad römiſchem Rechtes), von der Erfüllung des Schieds— 
fpruches befreien, oder ob die Erfüllung noch außerdem eintreten fol. 6) 

Ein ſtarker moralifher Antrieb zur Erfüllung des Schiedsſpruches liegt ſchon 
in der Scheu, das feierliche Erkenntniß felbftgewählter Nichter zu mißachten. Hat 
man aber mächtigen Staaten die ſchiedsrichterliche Entſcheidung übertragen, fo 
wird die Furcht vor deren materieller Macht als ein zweiter Antrieb binzutreten. 

Es ift eine traurige Thatfahe, daß die Beilegung völkerrechtlicher Streitig— 
feiten durch Schiedsgerichte in neuerer Zeit, wo höhere Bildung und bie gewaltig 
gefteigerten, durch den Krieg fo ſchwer bedrohten induftriellen und kommerciellen 
Interefien mit fo viel lauterer Stimme dazu mahnen, gar felten geworben find.”) 

Die Griehen kannten eine Berufung an eine befreundete Stabt, die Römer 
hatten ihre Reciperatio, im Mittelalter waren Papſt und Kaifer natürliche Schiebs- 





5) L.2. L. 11. 8. 3. D. h, t. L. 1. Cod. eod. 

6, Heffter nimmt fehlechtweg das Leßtere an. 

7) Klüber $ 318, Note a: Ge moyen a été enkerement neglige depuis plusieurs 
siecles, 
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richter, und es kamen nech zahlreiche Schiedsſprüche auf anderem Wege zu Stande, 
Dagegen hat die Neuzeit faft immer nur die Gewalt entfheiden laſſen, wobei es 
freilich nicht an fentimentalen Manifeften fehlte, in denen die Betrübniß über bie 
traurige angeblihe Nothwendigkeit des Krieges ausgeſprochen wurde. Freilich ift 
die Einjegung eines Schievsgerichtes im Augenblide des Streites und der Erhigung 
der Parteien -felten zu erwarten, am wenigften von einer überwiegend ftarken 
Macht. Wir empfehlen daher angelegentlih zur Nahahtung den neuerlich ge- 
machten Vorfchlag, jedesmal gleich bei der Abſchließung eines Staatenvertrages 
Beftimmungen zu treffen, wie etwaige Streitigkeiten über den Vertrag gefchlichtet 
werben follen. 

III. Bereinzelte Öewaltmaßregeln. Sind gütlihe Berfuche 
fruchtlos geblieben, jo bleibt nur der Weg der Gewalt übrig. Aber aud bie 
Gewalt hat Stufen. Ihre Aufgabe ift in der Regel nur die Aufhebung einer be- 
ſchränkten Unbill oder eines beſchränkten Unrechts. Diefe beſchränkte Unbill ober 
dieſes beſchränkte Unrecht läßt fich vielleicht nod durch eine entſprechende beihränkie 
Gewalt aufheben, mit welder im Uebrigen ein friedliches Berhältnig zufammen 
beftehen kann. Darum gebietet der Geift des neueren Völkerrechts, der überall ven 
frievlihen Normalzuftand fo weit als möglich zu erhalten firebt, daß man fid, 
wenn die Umftände dazu geeignet find, mit der Anwenbung von Retorfionen 
und Repreffalien begnüge. Die Behandlung dieſes häkligen Gegenftanves bleibt 
einem befonderen Artifel vorbehalten, Ueber das Embargo, das ebenfalls als 
vereinzelte Gewaltmaßregel ſchon vor der Kriegserflärung eintreten fann, verweifen 
wir auf den Artikel Seekrieg. Hier möge nur, zur Ergänzung unferes Artikels 
Blofade, ein Wort über fogenannte Friedensblofaden Pla finden. Durch 
diefe will man ohne Krieg den Handelsſchiffen jowohl der gegnerifchen Nation, 
als der neutralen Nationen nicht blos das Auslaufen aus den Häfen des Geg— 
nerd, fondern aud das Einlaufen in viefelben bei Strafe der Konfisfation 
verbieten. Das Blokaderecht ift aber nur ein Recht wirklicher Kriegsführung. Es 
fteht Niemanvden zu, der nicht offenbar Krieg führt. Frievensblofaden find ein 
ſchnöder Eingriff in die Rechte der Neutralen und brauden von ihnen nicht ge- 
achtet zu werben. Die erfte Friebensblofade wurde 1836 von England an den 
Küften von Neu: Öranada geübt. Zwei Jahre darauf brachte Frankreich diefelbe 
Maßregel zur Anwendung, um Schavenserfag. in Merito und einen Hanbelsver- 
trag in Buenos-Ayres zu erlangen. Do blieb der Proteft der Neutralen, befon- 
ders der Hanfeaten, gegen dieſe ungebührliche Neuerung nicht aus. Sie machten 
geltend, für alle Mächte, vie fein Intereffe dabei haben, daß der Dreizad Nep- 
tung noch drüdender werde, fei es von ber größten Wichtigkeit, daß die Blokade 
nur als äußerfte Kriegsmaßregel, nicht aber als ein Mittel nachdrücklicherer Unter 
handlung zur Anwendung komme. In der That babe bis jegt nur die äußerſte 
Nothwendigkeit Mafregeln gerechtfertigt, welche ven Dritten nachtheiliger find als 
den Kriegführenden ſelbſt. 

IV. Kriegserflärung.*) Das Recht der Kriegsführung iſt 
ein Ausflug der Souveränität. Ohne Weiteres fteht es daher nur ver fouverä- 
nen Stantsgewalt zu. Ob diefe Gewalt auf legitimem oder auf illegitimem 
Wege erlangt fei, macht feinen Unterſchied, d. h. man darf fi deshalb, weil ber 
Gegner nicht legitimer Herrfcher ift, von der Beobachtung der Regeln des Kriegs⸗ 
rechts nicht entbunden glauben. Die ſouveräne Staatsgewalt kann das Recht ber 


*) Dal, auch Abſchnitt 1. des vorhergehenden Artikels. 
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Kriegsführung einem Stellvertreter, einem Statthalter, felbft einzelnen Korporatio- 
nen, 3. B. Handelsfompagnieen, übertragen. 

Bon dem Rechte der Entfheidung über Krieg und Frieden muß man 
das Recht der Kriegserflärung wohl unterfcheiven.®) 

Die Entfheidung über Krieg und Frieden braucht felbft in Monar- 
chieen, mit Ausnahme der abfoluten, keineswegs ausfchlieglich in die Hand bes 
Staatsoberhauptes gelegt zu fein. Soll nämlich ein Krieg mit der ganzen Kraft 
ber Nation geführt werben, fo muß er auch aus dem Willen der Nation hervor: 
gegangen fein. Ein Krieg auferlegt überbies der Nation die außerorbentlichften 

aften und Opfer, und es tft wohl keine ungebührlihe Forderung, daß. fie dieſe 

nur mit der Zuftimmung ihrer Vertreter übernehme. Die Entſcheidung über Krieg 
und Frieden allein durch das Staatsoberhaupt fest endlich das Land der Gefahr 
aus, durch die Beſchränktheit oder Leivenfchaftlichkeit eines einzelnen Mannes in 
unangemefjene und verberbliche Kriege geftürzt zu werben. 

Die Kriegserflärung ift dagegen eine friegerifche Maßregel, die, wie bie 
ganze Kriegsführung, im Intereſſe der Schnellfraft des Einſchreitens und ber 
Einheit des Handelns einer einzelnen Perfon, dem Staatsoberhaupte, anzuver- 
trauen: ift. 

Selbft wenn ein Krieg von der Staatögewalt als nothwendig erfannt worben 
ift, erfordert do die Achtung vor dem Völkerrechte, die Achtung vor dem Ver— 
trauen, mit welhem dritte Mächte und vielleicht jelbft vie zu befriegende Macht 
ven friedlichen Verkehr noch fortfegen, eine beliebig geftaltete, aber unmißverftänpliche 
Kriegserklärung. Diefer durch die Praxis der neueren Zeit allerdings erfchütterte 
Rechtsſatz ruht auf den beften Gründen. Es ift angemeffen, daß der Staat bie 
Eröffnung der Feinpfeligkeiten durch eine befondere Erflärung motivire. Es ift 
von hoher Bebeutung, daß die frievlihen Berhältniffe in ver Form Rechtens 
aufgehoben werben und daß der Staat durch gewiffenhafte Beobachtung dieſer Yorm 
fundgebe, es handle fi) nicht um rohe Gewalt, jondern um Erlangung des Rechts 
durch rechtmäßigen Krieg und es folle das Band. des Rechts auc während des Krieges 
erhalten bleiben. Alles Gefühl ver Sicherheit und Zuverficht würde aus dem 
internationalen Verkehre verſchwinden und die Herrfhaft der Furcht und Beforgniß 
an deſſen Stelle treten, wenn man jeven Augenblid einen völlig unangefünbigten 
Krieg zu gewärtigen hätte. Beſonders muß die Kriegserflärung den fih nod im 
Staate aufhaltenden Fremden die Möglichkeit geben, ihre Perfon und ihr Eigenthum 
rechtzeitig zu fihern. Die Wichtigkeit der Kriegserflärung liegt endlich aud darin, daß 
man durd) diefe ſcharfe Abgrenzung von Krieg und Frieden mit Beftimmtheit erfährt, 
ob man gewifje Handlungen für gefeglihe Kriegshanp- 
lungen oder für Berlegungen bes Bölferrehts halten 
ſoll, was zu willen bei der Entfheidung über Forderungen des Schadenserjages 
nothwendig ift. 9) 

Eine hohe Achtung vor der Heiligkeit des Rechts gibt ſich in der feierlichen Form 
fund, in der die Römer während ber älteren Zeit vom gegnerifhen Staate zunächſt 


8) Diefen Unterichied betont Pinheiro-Ferreira, indem er die Verwifchung desjelben 
bei Martens $. 264 rügt. 

9% Schmalz, welcher zugibt, daß die Kriegderflärung immer noch die Regel des Völker 
rechts fei, bemerft Seite 222: „Man hat oft über den Anfang der Feindfeligfeiten ohne förm— 
liche Kriegserffärung fi beſchwert und in nachfolgenden Friedensunterhandlungen weder Er o— 
de nod Beute, vor derfelben gemadt, für rehtmäßig anerkennen 
wollen‘ 
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ihr Recht forderten, dann unter Anrufung der Götter die Rechtsverweigerung konſta⸗ 
tirten und endlich durd den Wurf einer mit Eifen befchlagenen, angebrannten und 
blutigen Lanze in das jenfeitige Gebiet ven Krieg für eröffnet erklärten. 19) 

Auch die europälfhen Staaten des Mittelalters beobachteten gewiſſe feier: 
liche Formen ver Kriegserflärung. Diefe Gewohnheit erhielt fi bis in das fieb- 
zehnte Jahrhundert, Die Erklärung erfolgte durch Waffenherolde, die eine ähnliche 
Thätigkeit übten wie die römiſchen Fecialen. Als legtes Beifpiel einer Anwendung ver 
Waffenherolde nennt Voltaire!) die 1635 erfolgte Kriegserflärung Frantreihs an 
Spanien. Martens macht auf die in gleicher Form erfolgte, noch fpätere Kriegserflä- 
rung Dänemarks an Schweben von 1657 aufmerffam. 12) 

Die Neuzeit hat mit der Abftreifung aller feierlichen Formen der Kriegs» 
erklärung offenbar der wohlbegründeten Sache felbft Abbruch gethan. Eine Pro- 
Hamation des Krieges, eine Benachrichtigung des Gegners von ber bevorftehenven 
Eröffnung der Feinpfeligkeiten hält man nicht mehr für nöthig. Man glaubt ſich 
auf den Erlaß von Manifeften im eigenen Lande befchränfen zu bitrfen, in ber 
Borausfegung, daß fie dem Gegner nicht unbefannt bleiben werben. Dies könnte 
allenfalls genügen, wenn die Manifefte, was nicht der Fall ift, ven Zeitpunft des 
beginnenden Krieges immer genau feftftellten, Offenbar bot die ältere Sitte dem 
Rechte eine ftärtere Gewähr, und die Rückkehr zu verfelben muß, abgefehen von ven ver- 
alteten Formen, als eine Forderung der fortfchreitenden Entwidelung des Völker— 
rechts ausgejprochen werben. Mögen immerhin gegenfeitige Repreffalien ven Ueber- 
gang zum Kriege zu einem ganz allmäligen madhen, mögen bei dem gegenwärtigen 
lebhaften Berkehre der Staaten und der gefteigerten Deffentlichfeit die Rüftungen 
des einen Theild dem andern nicht leicht verborgen bleiben: die präcife Feſtſetzung 
des Anfanges des Krieges ift darum nicht weniger belangreich. 

Gänzlich unhaltbar ift der von Pinheiro-erreira aufgeftellte Sas, daß man 
zwar einen ungeredhten, nit aber einen geredhten Krieg anzufündigen habe, 
weil man von dem Berfechter einer gerechten Sache nicht fordern könne, daß er 
durch eine Kriegserflärung den Gegner in den Stand fege, fih um fo beffer durch 
Gewalt in feiner Ungerechtigkeit zu behaupten. Das Ariegsreht kann feine Regeln 
nicht don der Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit einer Parteifahe abhängig maden, 
weil jede Partei ihre Sache für gerecht Hält oder ausgibt, und fein Richter über 
vie Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit entjcheidet. Und närriſch ift e8, gerade von bev- 
jenigen Partei, die mit bewußter Ungerechtigkeit verführt, die Kriegserflärung als 
ein Befenntniß der eigenen Ungerechtigkeit und zugleich als ein Zeichen ver Aner- 
fennung der Form des Rechts zu fordern. 

Dagegen ift e8 Har, daß eine Kriegserflärung nur Pflicht des Angreifers 
fein kann. Der Angegriffene mag, wenn er es für vortheilhaft hält, ver Welt 
in einem Manifefte darthun, daß er den Angriff nicht durch ein rechtswidriges 
Benehmen verfchuldet habe, : 

Ausreichend ift die fogenannte bedingte Kriegserflärung, d. 5. bie einer 
ausgefprochenen Forderung beigegebene Erklärung, daß man im Falle der Weige- 
rung zu den Waffen greifen werbe. 

V. Einwirtugen auf den Berfehr und aufpdie Redts- 
verhältniffe. Bei einem bevorftehenden oder ſchon begonnenen Kriege hat 
der Staat ohne Zweifel das Net, das Verhalten feiner Unterthanen zu benen 


10) Livius I, 32. 
11) Voltaire, Siöcle de Louis XIV, introduction. 
12) Martens, Precis, $ 267, Note c. 
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des gegnerifhen Staates und zum gegnerifhen Staate felbft, ja fogar zu ben 
Neutralen zu regeln. Es gefchieht dies einerfeits duch Avofatorien, Dehor— 
tatorien, Inbhibitorien, andererfeit durch Licenzen. 

Den Aufenthalt der Unterthanen des gegnerifhen Staates auf dem biesfeiti- 
gen Gebiete fann der diesfeitige Staat für die Zeit des Krieges an Bebingun- 
gen fnüpfen. Er kann ihn aber auch verbieten und Xenelafien eintreten 
laſſen. 

Avokatorien find Abberufungsbefehle. Der Staat kann durch dieſelben 
nicht nur ſeine im Lande des Gegners, ſondern auch, wenn es nöthig iſt, ſeine in 
neutralen Ländern befindlichen Unterthanen zurückrufen. Vorzugsweiſe trifft die 
Zurückrufung die in Militär- oder Civildienſten des Gegners ſtehenden Untertha— 
nen. Im Falle des Ungehorſams können, je nach Umſtänden, die Strafen des 
Landesverrathes zur Anwendung kommen. Früher erließ man bie Avokatorien mit, 
der Androhung der Güterkonfiskation und der Infamie für den Weigerungsfall. 

Dehortatorien ſind Ausſchreiben, durch die der Staat ſeine Unterthanen 
ermahnt, ſich während des Krieges und ſelbſt ſchon bei einem erſt zu befürchtenden 
Kriege gewiſſer Handlungen zu enthalten. Sie beziehen ſich nicht nur auf Handlungen, 
welche unferem Staate einen Nachtheil oder dem Gegner einen uns gefährlichen 
Bortheil bringen könnten, fondern aud auf Privatunternehmungen, beionders auf 
Handelsfpelulationen, bei denen durd den Krieg das Privatinterefie gefährdet wer- 
den Fönnte, b 

Unter Inhibitorien verfteht man in der Regel Berbote des Handels mit 
dem Gegner und feinen Unterthanen; unter Licenzen hingegen mehr oder we- 
niger ausgebehnte Erlaubniffe dieſes Handels, 

Ob der Krieg felbft ſchon ein Verbot des Handels mit den Angehörigen des 
feindlichen Staates in fi fohließe und demnach die Licenzen als Ausnahme 
zu betrachten feien, oder ob umgekehrt die Freiheit des Handels die Regel fei, bie 
erft durch Inhibitorien Ausnahmen erfahre, ift eine wichtige Streitfrage. 

Byntershoetl3) ftellt auf, der Handel werbe fofort fhon dur die bloße 
Wirkung des Kriegsrechts unterbrochen und verboten. Der gegenfeitige Nuten habe 
jevod zahlreiche Ausnahmen herbeigeführt und dadurch das Princip faft vernichtet. 
So weit indeß der Handel geftattet werbe, jo weit werbe ber Krieg aufgehoben. 
Daher müſſe man immer an dem Grundſatze fefthalten, daß der Handel im Kriege 
nicht Regel, ſondern eine befonders zu begründende Ausnahme fei. 

Sir W. Scott!) erklärt, da der Souverän allein das Recht zur Herbei- 
Führung eines vollftänpigen Friedens habe, fo habe aud er allein das Recht, 
durch ausprüdlihe Zulaffung eines gewiffen Handels einen theilweifen Frieven 
herbeizuführen, Es gebe fein heiligeres Princip, als daß Verbindungen mit dem 
Feinde nur mit birefter Erlaubniß des Staates zuläffig feien. Unter dem Ded- 
mantel nit ausdrücklich genehmigter Handelsverbindungen würde jeder verräthe- 
rifche Verkehr möglich fein. Ohnehin fünne man während des Krieges einen Ber- 
trag im Lande des Gegners nicht einflagen, fo daß dem Hanvelsverkehre der Redhts- 
boden entzogen fei; ber hostis habe feine persona standi in judicio. 

Wheatonls) erflärt dies auch für die Anficht ver nordamerikaniſchen Praris. 
Die Strafe beftehe in Konfisfation der Waaren. Selbſt die Unterthanen eines 





133) Bynkershoek, Qusstiones juris publici, lib. I, cap. 3. 
14) Bei Wheaton, El&ments 1, 296. 
15) Wheaton, El&öments I. 299, 
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Bundesgenofjen bürften keinen Handel mit dem gemeinfamen Feinde treiben. Eine 
Kriegserflärung fei immer zugleih ein vollftändiges Handelsverbot. 

Die entgegengefegte Anficht findet dagegen zahlreihe Bertreter unter den 
Scriftftellern des europäifchen Feftlandes, vornämlid unter den Deutfchen. 

Schmalz16) gibt zwar zu, daß im Ganzen Handel und Briefwechfel mit 
bem Teinde verboten zu werben pflege und daß, wie fi von ſelbſt verfteht, den— 
jenigen mit Recht die Strafe des Yandesverrathes treffe, der dem Feinde Nach— 
richten über die Friegerifchen Berhältniffe feines Staates mittheile. Er erflärt es 
aber für thöricht zu glauben, daß man mit Hanbelsverboten dem Yeinde mehr 
ſchaden werde als ſich felbft, wenn man ihn hindert, feine Waare bei uns zu 
verfaufen, oder feine Bebürfniffe bei uns zu kaufen. Denn da wir alsdann unfe- 
ren eigenen Weberfluß ihm nicht mehr verkaufen und unfere Bebürfniffe von ihm 
nicht mehr erhalten Können, fo falle dieſer Schlag nad ihm nothwenbig auf 
und zurüd, 

Pinheiro-Ferreira!?) Hebt den engen Zufammenhang der Handels- 
intereffen aller Nationen hervor. Berbiete der Krieg den Handel unter den frieg- 
führenden Nationen, fo werde derſelbe entweber zerftört, oder durch Schleich— 
händler und durch die Bermittelung ber Neutralen fortgefegt. Der 
Schaden treffe alfo fiher die Unterthanen ver beiden Friegführenden Staaten und 
der Nugen für viefe Staaten felbft fei zweifelhaft. Durch dieſe verkehrte Politik 
verfeinde fi, ohnehin der Staat während des Krieges den eigenen Hanbelsftand 
und ſchwäche den Zufluß der nothwendigen materiellen Mittel. 

Nah Heffter!8) ift eine unbedingte Handelsfperre unter feindlichen Staa- 
ten nicht die Selbftfolge der Kriegseröffnung. Es bebürfe vielmehr ausprüdlicher 
Hanvelsverbote. Die Handelsfreiheit ver Einzelnen, die nit vom Staate herfonme, 
bilde die Regel; der Staat fünne nur durch befondere, auf den Kriegsftand ger 
ftügte Verbote Ausnahmen von dieſer Regel begründen. 

Eine Berftändigung zwiſchen ven Anhängern der beiden entgegengefegten 
Anfihten möchte ſich durd folgende Auffaffung ergeben. 

Es braucht während eines Krieges durchaus nicht immer aller Handel zwi: 
ſchen ven Unterthanen der feindlichen Staaten abgeſchnitten zu fein, ſondern es 
ift nur nothwendig eine Vermeidung besjenigen Handels, der mit dem Kriege un— 
verträglich ift, weil er eine Unterftügung des Yeindes oder eine Benachtheiligung 
des eigenen Staates unmittelbar oder mittelbar bewirken würde. 

Nun ift e8 allerdings das Gefeg oder Herfommen mander Staaten (Hol- 
lands, Frankreichs, Spaniens, Englands, Norbamerifa’s), den Handel zwiſchen ihren’ 
Unterthanen ſchon durch den bloßen Ausbrud des Krieges als aufgehoben zu be- 
traten. 19) Dies ift indeß gar nicht dahin gemeint, daß man die Handelsfreiheit 
ver Einzelnen für den Lauf eines Krieges ganz in Abrede ftellt, ſondern nur daß 
man das Urtheil über das Maß der Zuläffigfeit verfelben von vornherein dem 
Staate vorbehält. So weit ver Staat den Handel für unverfänglich hält, geftattet 
er ihn dann durch befonvdere Licenzen. 


— — 





16) Schmalz, 225. 

17) Pinheiro-Ferreira, Note zu Martens, Precis du Droit des Gens. $ 268, 
Ausgabe von Verge. 

18, Heffter, $. 123. 

19) Wheaton gebt zu weit, wenn er Seite 296 hieraus ein allgemeines Princip berleitet. 
Seite 326 8. 19 a, a. O... macht er Mittbeilung über die engliſche und amerifanifche Praxis 
in Betreff der Behandlung eines Handlungshaufes im feindlichen Lande. 
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“Andere Staaten erkennen freilih den Grundſatz nicht an, daß der Krieg 
felbft ſchon den Handel verbiete. Sie betrachten ihn zwar ohne Weiteres als verboten 
und beftrafen jeven Handel, durd den ein Unterthan den Feind begünftigt, jeben 
landesverrätherifhen Handel. Sie laſſen aber im Uebrigen ven Handel zu, fo weit 
fie ihm nicht durch Inhibitorien ven Weg verfperren. 

Allein beide Berfahrungsmeifen führen nicht nur zum gleichen Ziele, fon- 
bern bei beiden fann das Recht des Staates zum Verbot gefährlichen und das 
Recht der Einzelnen zum Betrieb ungefährlihen Handels gleihmäßig zu— 
fammen beftehen. 9 

Auch iſt keine von beiden Verfaſſungsweiſen an ſich freiſinniger als die 
andere. Denn von dem Grundſatze ausgehend, daß der Krieg den Handel aufhebe, 
fann man durch Licenzen der Handelsfreiheit den weiteſten Spielraum eröffnen ; 
und von dem Orunbfage ausgehend, daß ver Krieg den Handel fortbeftehen laſſe, 
fann man durch Inhibitorien die Handelsfreiheit auf das engfte Gebiet befchränten. 

Die Anfiht, daß der Krieg allen Hanbel verbiete und daß jeder zu betrei- 
bende Handel erft einer Erlaubnif des Staates bevürfe, feheint darum den Bor: 
zug zu verbienen, weil baburd die Entſcheidung über ein wichtiges öffentliches 
Interefje ganz in die Hand des Staates gelegt wird. Allein aud dies ift nur 
ſcheinbar, wenn aus dem entgegengefegten Standpunfte der. Staat doch immer volle 
Freiheit hat, von vorneherein allen gefährlichen Handel, bis zur gänzlichen Aufhebung 
alles Handels zu verbieten. 

Bei der Berfchiedenheit der Staatögefege über viefen Punkt hat Ofe Man- 
ning Recht, wenn er fagt, daß es ſich hier mehr um einen ſtaatsrechtlichen, als 
um einen völferrehtlihen Grundſatz handle. 

Den Poftverfehr pflegt man unter friegführenden Staaten nicht mehr völ- 
lig aufzuheben, obfhon man ihn beſchränkt und ftreng beauffichtigt. Mande Staa- 
tenverträge haben ven Handel mit gewiffen Waaren, felbft mit allen nicht zur 
Kriegstontrebande gehörenden Waaren unter den Angehörigen der kriegführenden 
Staaten freigegeben. Ueberhaupt vermeidet man immer mehr Alles, was das Elend 
bes Krieges vermehrt, ohne die Erreihung des Kriegszwedes zu fördern. Aſſe— 
furanzen für Rechnung des Feindes betrachtet man überall als 
unerlaubt, 20) 

Mafienhafte Austreibungen der Ausländer aus dem Staatsge— 
biete (Zenelafien), die früher felbft pur den Klang von Paufen und Trom— 
peten verfhönert wurden, fommen nicht mehr vor.*) Der Souverän darf die im 
Staate beim Ausbrud des Krieges befindlichen Unterthanen des Gegners weder 
zurüdbehalten, noch fie plößlich oder gar ſchimpflich ohne befondere Gründe ver- 
jagen. Berlangt er ihre Abreife, fo darf er babei die Nüdfichten der Humanität 
nicht verlegen. Wenn von ihnen nichts zu fürdten ift, jo fann ihnen ver fortge- 
feste Aufenthalt im Lande geftattet werben. 21) 

Im fehneidendften Widerſpruche mit der neueren Auffaffung des Krieges fteht 
endlich der offenbar veraltete Eat, daß ver Untertban des fein 
liden Staates zur Berfolgung feiner Privatredte vor 
den Gerichten unferes Staates niht befugt fei. Wirb burd 


20) Martens, Pr&cis, $. 269 und die dafelbft angeführten Schriftfteller. 

* Anm. d. Ned. Eine Ausnahme machte die Verweiſung aller Teffiner aus der Lombardei, 
fogar ohne —— durch die öſterreichiſche Regierung im Jahr 1849. 

21) Yattel, Liv. 3, chap, 4 $. 63, 
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das neuere Völkerrecht anerkannt, daß jelbft unfer Staat während des Arieges 
eine im feindlichen Staate gemachte Staatsſchuld zu achten und auf biefelbe oder auf be- 
ren Zinfen nicht einmal unter dem Titel der Repreffalien Beſchlag zu legen habe, 
fo verfteht ſich die Achtung ber Rechte fremder Privaten von Seiten unjerer Pri- 
vaten ganz von felbft. Ohne die Zulaffung gerichtlicher Verfolgung ift aber feine 
Achtung der Privatrechte denkbar. 22) 

VI. Kriegsmanier und Kriegsräfon. Iſt ver Krieg ein Rechts— 
begriff, jo müſſen fofort die Revensarten vom Mars exlex und vom Jus belli 
infinitum verftummen. Rechtsſchutz ift der Zweck des Krieges, der Krieg alſo 
nur fo weit gerechtfertigt, al8 er hierzu ein nothwendbiges Mittel if. Damit ift 
fofort jede Schäbigung des Gegners verboten, die durch den Zwed bes Krie- 
ges nicht gefordert wird, bie über biefen Zwed hinausgeht, over ihm wohl 
gar widerſpricht. Unbedingt ausgeſchloſſen ift alles, was der Menfchlichkeit zu- 
widerläuft. 

Diefen Grundfägen gemäß bat die Bölferfitte eine Reihe von Beftimmungen 
feftgeftellt, durch die der Krieg in rechtlichen Schranfen gehalten wird, und vie 
man in ihrer Gefammtheit als den Kriegsgebraud oder bie Kriegs- 
manier bezeichnet. Der Kriegsmanier fteht gegenüber die Kriegsräfon, 
d. h. die Meberfchreitung der Regeln des Kriegsrehts, zu der man wegen einer 
Berlegung der Kriegemanier von der andern Geite her, und aud in außerorbent- 
lihen Gefahren, jchreitet. 

Es muß indeß in Abrede geftellt werben, daß die Kriegsräfon jemals von 
allen Regeln des Kriegsrechts entbinden und der fhranfenlofen Willtür Spielraum 
verjchaffen könne. 

Allerdings ift zuzugeben, daß die Beobachtung zahlreicher Kriegsregeln nur 
auf der Boransfegung der Gegenfettigfeit ruht und daß der- 
jenige, der dieſe Regeln verleugnet, feinen Anſpruch mehr hat, durch diefelben ge= 
[hätt zu werben. Allerdings ift ferner zuzugeben, daß in außerorbentli- 
hen Gefahren und im Intereffe ver Selbfterhaltung mandes fonft 
Berbotene erlaubt tft. Niemals aber darf eingeräumt werben, daß man burd) bie 
Kriegsräfon zu Mafregeln berechtigt werde, welde die Menfchlichkeit verleugnen, 
3. B. Menfchen zu martern oder zu vergiften. In aufßerorbentlihen Gefahren 
bat der Staat, wie der Einzelne, die Befugniffe des Nothftandes; aber nur der 
niebrigfte Materialismus fönnte den Staat oder den einzelnen Menſchen im 
Nothftande von den ewigen Geſetzen der Menſchlichkeit losfprechen. Hat der Geg- 
ner die Kriegsmanier gegen uns verlegt und fährt er, trog erfolgter Ermahnung, 
in der Verlegung fort: fo dürfen wir freilih annehmen, daß die fonft durch das 
Kriegsrecht allein erlaubten Mittel, auf die er felbft fich nicht mehr befchränft, 
aud für uns unzureichend geworben feien; daß ber Kriegszweck felbft jetst ftärfere 
Mittel auch von unferer Seite fordere; daß eine Ungleichheit entftehen würde, 
wenn wir noch an Negeln gebunden fein follten, von beiten ſich der Gegner los— 
geſprochen hat. Wir find fest, wenn e8 die Erreihung des Kriegszweckes forbert, 
zur Anwendung aller Maßnahmen berechtigt, die das Kriegsrecht als hart ober 


22) Heffter, $. 122: „So weit dies nicht ausdrücklich gefchieht, darf in den Privatrechten 

der Einzelnen, auch in der Rechtsverfolgung derfelben im Feindeslande, nad) neues 

rem Siriegörechte feine Veränderung vermutbet werden.“ Oppenbeim, Völkerrecht, Seite 282: 

„So aut der Staat das feindliche, unter feinem Rechtsſchutz befindliche Privateigentbum mög— 

7 re allen auch die Rebtsanfprüde aus Srivatverbäftniffen gericht⸗ 
gelten lafſen.“ 
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bei beiderfeitiger Anwendung nur zu beiderfeitigem Schaven führend befeitigt Hat. 
Aber die Grenzen ver Menfchlichkeit, die das Gebot über alle Gebote ift, dürfen 
dennoch nicht überfchritten werben. Was fich ſchlechthin als eine Forderung ber 
Menſchlichkeit varftellt, gilt unbedingt und gilt daher auch unabhängig von ber 
Borausfegung der Gegenfeitigfeit. : 

Der Kriegsgebraud) —— gegen den Gegner nicht nur die offene Ge— 
walt, ſondern auch die Liſt, d. h. die Anwendung verſteckter Mittel. In der 
That iſt man dem Feinde zu der Ankündigung der gegen ihn anzuwendenden 
Mittel ſittlich nicht verpflichtet. Es kann der Krieg ein ehrenhafter Wettkampf der 
Ueberliſtung ſein, ſo gut als ein ehrenhafter Wettkampf der offenen Gewalt. Wer 
dem Gegner an Mitteln offener Gewalt weit nachſteht, würde ſich ſelbſt zum 
Unterliegen verurtheilen, wenn er ſich den Gebrauch der Liſt unterſagte. Auch 
kann die Menſchlichkeit nur Beifall rufen, wenn die Liſt einen großen Erfolg 
unblutig gewonnen hat, den die offene Gewalt nur durch grauenhafte Menſchen— 
hekatomben errungen haben würde. 

Nur iſt die Liſt wohl zu unterſcheiden von der Falſchheit oder Treu— 
loſigkeit. Dieſe iſt wider den Kriegsgebrauch. Ein ehrenhafter Feldherr kann 
ſich wohl der Erfolge ſeiner Kriegsliſten rühmen; wer ſich aber der Erfolge ſeiner 
Lügen und Treuloſigkeiten rühmte, dem würde man die Ehrenhaftigkeit abſprechen 
müſſen. Als Treuloſigkeit betrachtet man namentlich den Mißbrauch der eigenen 
Redlichkeit des Feindes, den Mißbrauch des uns vom Feinde geſchenkten Vertrauens, 
die Verletzung des guten Glaubens, der die ſittliche Grundlage der civiliſirten 
Kriegsführung bildet. Bietet während des Krieges der Feind die Hand zu einem 
Vertrage, fo gilt der kanoniſche Satz: Fides etiam hosti servanda est. 9) 

Wider die Kriegsmanier iſt der Meuchelmord, beſonders die Ermordung 
einquartierter feindlicher Soldaten durch ihre Wirthe oder durch andere friedliche, 
d. h. nicht zum Kriege berufene Perſonen. Wider die Kriegsmanier iſt die Ver— 
giftung einzelner Menſchen, die Vergiftung von Brunnen, überhaupt 
die Verbreitung von Giftſtoffen. Dürfte der Krieg durch Gift geführt 
werden, ſo würde bald mehr Arſenik als Pulver zur Anwendung kommen; der 
Geiſt heimtückiſchen Mordes würde überall eindringen, alle kriegeriſche Ehren— 
haftigkeit aufheben, alles Gefühl des Zutrauens und der Sicherheit bis auf den 
letzten Schatten verſcheuchen. Wider die Kriegsmanier iſt die Verbreitung an— 
ſteckender Krankheiten im feindlichen Lande ober Heere, z. B. durch Zuſen— 
dung peſtkranker Perſonen oder verpeſteter Gegenſtände; auch die Verbreitung an— 
ſteckender Krankheiten im eigenen Lande, um ben eindringenden Feind zurüd zu 
halten. Wider die Kriegsmanier ift die Verlegung des dem Feinde gegebe- 
nen Ehrenwortes, immer ein ehrlofer Alt, am ehrlofeften dann, wenn ber 
Feind dem Ehrenworte ein beſonderes Bertrauen geſchenkt Hat, 3. B. wenn’ er 
auf Grund einer mit dem Ehrenworte befräftigten Berfiherung eines unferer 
Generale, es fei bereits ein Waffenſtillſtand gefchloffen worden, dieſen und feine 
Truppen aus der augenfcheinlichen Gefahr, gefangen genommen zu werben, ent- 
laffen bat. 

Als erlaubt betrachtet man dagegen verbedte Märſche, die Legung eines 
Hinterhaltes, die Anwendung von Spionen, bie Täufhung des Feindes durch An- 
ziehen ver feinplichen Uniform, oder im Seefriege durch Auffteden einer falfchen 
Vlagge, fofern man nur beim Beginn des Kampfes wieder die wahre Flagge auf- 





23) Can, 3. Caussa 23. qu, 1. (Von Auguftin.) 
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ſteckt. Unerhört aber ift e8, wenn neuere Völkerrechtslehrer die Verleitung ver Of: 
fiziere, Soldaten und frieblihen Unterthanen des Gegners zum Verrath ihres 
Landes oder zum Aufruhr gegen ihre Obrigfeit unter den erlaubten Mitteln - der 
Kriegsführung ‚aufzählen. 2%), 

Sind Berleitungen zum Verbrechen im Kriege erlaubt, fo wird der Schand- 
lehrſatz wahr, daß der Zwed die Mittel Heilige, alle fittlihe Beurtheilung des 
Krieges, alle fittliche Beſchränkung des Kriegsrehts, der ganze völkerrechtliche Inhalt 
bes Kriegsrehts nimmt dann ein Ende. 

Gewalt wird durch die Kriegsmanier erlaubt, foweit fie nicht nutzlos und 
nicht barbariſch iſt. Als barbarifch' verwirft die Kriegsmanier das Schießen mit 
zadigen und andern ſchmerzhaften Stüden, 3. B. mit Glas, mit Nägeln, mit 
Blechſcherben, mit Kalk, mit vergifteten Körpern. Auch das Laden ver Muskete 
mit zwei Kugeln wird von den Schriftftellern, troß des beſtändigen Gebrauches 
der Kartätichen, als völkerrechtswidrig aufgeführt. Beſondere Verträge haben mit- 
unter in Seekriegen die Anwendung von Kettenfugeln, von Stangenfugeln und 
von Pehfränzen ausgefhloffen. Die Anwendung von glühenden Kugeln oder Pech— 
fränzen, um durch viefelben feindliche Schiffe mit der Mannfhaft zu verbrennen 
oder in die Luft zu fprengen, follte wohl aus der Kriegspraris gebilbeter und gar 
hriftlicher Völker ſpurlos verſchwinden. Neuerlich hat man die Anwendung aller 
Bertilgungsmittel, welche mit einem Akt ganze Maffen nieberfchleudern, für un— 
zuläffig erklärt. Dies ift indeß mohl ſchwerlich Grundſatz. Man braucht ja Kar- 
tätjhen gerade in der Abficht mafjenhafter Niederfchleuderung, und die neuere Kriegs- 
induftrie ift beftändig beftrebt, die Mittel maffenhafter Vernichtung zu vermehren 
und zu verftärfen. 

Sehr gemilvert hat die neuere Kriegsmanier die Grundfäge über Kriegs- 
gefangenfhaft. Im Altertum tödtete oder knechtete man vie Gefangenen. 
Das Mittelalter brachte die Sitte des Losfaufes der Gefangenen in Aufnahme, 
Seit der Mitte des fiebzehnten Jahrhunderts ift die Auswechslung der Gefangenen 
in Schwang gefommen Gegenwärtig hält man an dem Orundfage feft, daß ſowohl 
ver Charakter als die Dauer ver Kriegsgefangenfchaft ganz nad) dem Kriegszwede 
zu beftimmen fei. Der Kriegsgefangene darf nur getöbtet werden, wenn bie eigene 
Sicherheit es unumgänglich nothwendig macht. Dan gewährt ihm jede Rüdficht, 
die man ihm ohne BVereitelung des Zwedes der Gefangenfhaft gewähren Tann. 
Nach beendigtem Kriege entläßt man die Oefangenen in Maffen, weil jet ver 
Kriegszwed erreicht ift, und daher jede Verlängerung der Gefangenſchaft nutlofe 
Graufamfeit wäre, 

An die Negeln des internationalen Kriegsrechts ift man nicht gebunden ge— 
genüber den von ihrem Staate nicht bevollmädtigten Freiſchaaren, fo wie gegen- 
über den Ueberläufern vom eigenen Heere, die man beim feinvlichen Heere antrifft. 

Zeit und Drt der Kriegsführung bemeffen fih abermals nad den Erforber- 
niffen des Kriegszwedes. Der Krieg dauert regelmäßig fort, bis fein Zwed er- 
reicht ift. Er erftredt fi auf das Gebiet, wo die Kriegsparteien fi gegenfeitig 
Zwang anthun können, ohne die Rechte Dritter zu verlegen, d. h. auf das bei- 
berfeitige Staatsgebiet, mit Einfluß der Eigenthumsmeere; im Geefriege aud) 
auf die hohe See. Dies Gebiet heißt das Kriegsfeld oder der Kriegsſchauplatz. 
Es wird abgegrenzt durch die Schranken der Neutralität, welde einen ſchützenden 


24) Martens, Precis du droit des gens, $. 274 (Des stratag&mes; des espions). 
Vgl. Klüber, Droit des gens, $. 243 und die Noten dafelbft. 
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Wal für die frievlihen Verhältniffe der übrigen. Staaten bilden. In neuerer 
Zeit ift man geneigt, die Kriege auf ein noch engeres Gebiet zu bejchränfen, fie 
auf einen Theil des beiderfeitigen Staatsgebietes zurüdzuführen, fie zu loka— 
lifiren. So wurde der farbo-franzöfifche Krieg gegen Defterreih im Jahre 1859 
planmäßig auf das Gebiet Norditaliens beſchränkt. Gewiß find ſolche Beſchrän— 
fungen des Kriegsfeldes der Humanität entfprehend. Nur ift zu wünfhen, daß 
daburd der im Rechte ftehende ſchwächere Kämpfer nicht von der Rechtshülfe der 
übrigen Mächte abgefchloffen und felbft Lofalifirt werde. 

VI Berhalten gegen friedliche Bürger, fowie gegen 
Nichtkämpfer beim Heere. Der verlegenve Staat hat fi durch gütliche 
Verſuche, vielleiht auch durch Retorfion und Reprefjalien zur Aufhebung feines 
Unrechts nicht bewegen lafjen. Der verlegte Staat fchreitet daher dazu fort, feine 
Geſammtmacht zum Zwed der Aufhebung des Unrechts anzuwenden. Aber dieſe 
Geſammtmacht ift eine organifirte. Es wird zur Aufftellung verfelben nicht bie 
ganze Mafje ver Staatsbürger blindlings zufammen gerafft, fondern der Staat 
ruft, je nad dem Bedürfniß des Krieges, in einer beftimmten Ordnung beftimmte 
Klafien der wehrhaften Mannfchaft ein, während andere Klaffen verfelben und 
die nicht Waffenfähigen die frievliche Arbeit fortfegen, Diefe nicht in den Kampf 
gerufene, nicht zur Eriegerifchen Vertretung des Fämpfenden Staates aufgeforberte 
Menge bleibt im Allgemeinen von ber feinpfeligen Behandlung ausgenommen, Sie 
feindlid zu behandeln, wird durch den Kriegszwed nicht gefordert. Allerdings könnte 
man durh Tödtung oder Wegführung ver frienlihen Bürger des feindlihen Staa— 
tes diefen Staat felbft mittelbar [hwächen und auf folhem Wege ven Kriegszwed 
fördern. Allein dann würde man die menſchliche Perfönlichkeit, wider ihre fittliche 
Würde und wider das Gittengefeß, ſchlechtweg als Mittel für die Staatszwede 
behandeln, ftatt fie als Selbftzwed anzuerkennen. Nur das Altertfpum konnte aus 
feinem untergeorbneten fittlihen Standpunkte die Ermordung oder Wegfchleppung 
ver friedlichen Bürger des feindlichen Staates billigen. Durd das Chriſtenthum 
ift das Bewußtfein des unendlichen Werthes menfchlicher Perfönlichkeit in die Welt 
gebracht worben. Daraus hat ſich ein milveres Kriegsrecht entwidelt. Man fucht 
den Staat von feinen einzelnen Angehörigen zu unterſcheiden. Man billigt bie 
Aufopferung der Individuen im Kriege nur noch fo weit, als fie kämpfende Ber- 
treter und Werkzeuge des gegnerifhen Staates find und fo ihre eigene Perſönlich— 
feit mit der ihres Staates identificiren. 

Hierauf gründet fi zunächſt die VBerfhonung der Perfonen frievlicher 
Bürger. Hieraus folgt aber im Allgemeinen auch, daß das Eigenthum ver 
frievlihen Bürger zu fchonen ſei. Ob und wiefern dieſe Grundfäge Ausnahmen 
erleiden, fagen die Artikel Beute, Eroberung, Kontribution. 

Perfonen, welche dem Heere folgen, ohne am Kampfe Theil zu nehmen, wie 
Feldprediger, Militärärzte, Marketender ftehen nad der Behandlung, die fie er— 
fahren, in der Mitte zwifchen den feindlichen Soldaten und den frieblihen Bürgern 
des feindlichen Staates. Einerfeits bilden fie einen Theil der feindlihen Maffe. 
Sie müfjen daher das Schidfal theilen, welches über das Heer als Maſſe ergeht. 
Es trifft fie im Gemenge dasſelbe Verhängniß, das über die Kämpfer hereinbricht; 
aud fallen fie, wie die Kämpfer, der Kriegsgefangenfchaft anheim, Andererſeits 
gehören fie als Einzelne zu den friedlichen Perfonen. Trifft man fie daher ver- 
einzelt, fo jhont man ihre Perſon und befonders ihr Leben. 

Ehen diefe Regeln gelten für verwundete und fampfunfähig gewordene Sol- 
daten, welche im Troß des Heeres mitgeſchleppt werden. 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. VI. 8 
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VII. Berhalten gegen fürftlide Perſonen. Es ift mitunter 
die Behauptung aufgeftellt worden, daß die Souveräne ſich und ihre Familien- 
glieder gegenfeitig ganz außerhalb des Krieges ftellen, ihre Perfon und ihr Eigen- 
thum gegenfeitig ganz verfchonen, ja in voller Eourtoifie gegen einander begriffen 
bleiben, felbft wenn fie fi) unmittelbar an den Kriegsoperationen betheiligen. 
Wäre dem wirklich jo, dann hätte man fiherlid darin fein nothwendiges Völker— 
recht, fondern ein Ueberbleibfel aus den Zeiten des Ritterthums und des Feuda— 
lismus zu erbliden. Das fittlihe Gefühl wird feine Befriedigung finden an dem 
Kontrafte unſchuldig bingemorbeter Völker und mit allen Leiden verfhonter Mo— 
narchen, die vielleicht den Krieg veranlaßt haben. Dennod liegen in jener Be— 
hauptung einige anerfennenswerthe Momente. 

Die Römer wußten nichts von einer Schonung ver befiegten Könige, die fie 
am Wagen des Trinmphators nad Rom führten. Der feindliche König fette nicht 
nur feine Herrſchaft, fondern aud) feine Freiheit, fein Eigenthum, fein Leben auf’s 
Spiel; Jugurtha 3. B. verlor Reih und Leben. Dies billigen wir fo wenig als 
die dem Alterthum eigenthümliche Bermifhung der friedlichen Bürger des feinvlichen 
Staates mit deſſen Kriegern. Die höhere fittlihe Bereutung des neueren Kriegs- 
begriffes ‚liegt gerade darin, daß der Krieg nichts Perfönlihes mehr hat, daß er 
eine Reibung der Staaten, nicht der Perfonen tft. Auch ein monarchiſches Stants- 
oberhaupt darf nicht ſchlechtweg mit feinem Staate vom Gegner identificirt werben, 
felbft nicht in abfoluten Monarchieen, indem der Sat „ver Staat bin ih” überall 
eine Hyperbel ift. 

Aus diefem Gefihtspunfte fann man die Sitte entſprechend und felbft an— 
ziehend finden, daß die Souveräne fi während des Krieges mit der jonft üb- 
lihen Schonung und Artigkeit behandeln, fobald dies nur nicht in ein mit dem 
Ernfte ver Stantenfeindfhaft und mit den Leiden der kämpfenden Heere widerlid) 
fontraftirendes Zerrbild ausartet. Allerdings fann man in gewifjen Grenzen Feind 
der Sache und freund der Perfon fein. Betheiligt fi) ein Souverän ober ein 
Prinz feines Haufes nicht an den Kriegsoperationen, fo mag man feine Perfon 
ſchonen. Aller Hleinlihen Beeinträchtigungen berfelben, 3. B. ber Auffangung ver 
Gegenftände feines Bedarfs, mag man fi) überhaupt enthalten. Auch fein reines 
Privateigentbum verbient, im Falle feiner Nichtbetheiligung am Kampfe, die Scho— 
nung des Eigenthums friedlicher Bürger. | 

Dagegen ift der Feind nicht verpflichtet, die Souveräne und ihre Prinzen 
von denjenigen Laſten zu befreien, die ven friedlichen Bürger treffen, Denn in 
einer foldhen Praris läge das entgegengefegte Ertrem zu dem Satze „der Staat 
bin ich” ; es läge darin die Annahme, daß der Fürſt mit dem Staate nicht ein- 
mal in einem fo engen Zuſammenhange wie die friedlichen einfadhen Bürger, ja, 
daß er mit ihm in gar feinem Zufammenhange ftehe. 

Einen feindlihen Souverän endlich, der ſich felbft an ver Kriegsführung be— 
theiligt, braucht man nicht al8 umverleglih zu betrachten. Er identificirt fid) mit 
der fümpfenden Macht feines Staates und muß daher von Rechtswegen wie diefe 
behandelt werben. Mag man aud auf feinen Kopf feinen Preis jegen, was gegen 
Jeden unwürdig fein würbe: fo darf man doch gar wohl auf ihn Geſchütz richten, 
und nod mehr, ihn zum Kriegsgefangenen machen, da beides den Kriegszwecke 
förderlich, ja vielleicht vorzugsweiſe fürberlih und den Rechten der Perfönlichkeit 
nicht mwiderfpredhend ift. Souveräne zu Kriegsgefangenen zu machen, gleidyviel ob 
fie an den Kriegsoperationen Theil nehmen oder nicht, ift unbeftreitbar europäifche 
Bölferpraris, Man vente an Franz I. von Franfreid, an Pius VIL, an 
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Napoleon, an den König von Sadfen Friedrich Auguft I., ver nad ver 
Schlacht bei Leipzig zum Kriegsgefangenen erflärt und genöthigt wurde, mit feinem 
Hofe und feinen Miniftern fi einftweilen in Berlin aufzuhalten. Was gegen vie 
Souveräne gebildeter Bölfer zuläffig ift, iſt es natürlid nicht minder gegen bie 
Führer und Häuptlinge halbwilder Stämme. Wir erinnern an Abd-el-Kader, 
den der Artikel 4 des am 10. September 1844 zwiſchen Franfreih und Marokko 
geſchloſſenen Bertrages von Tanger für erler erklärte, der fih dann am 23. De- 
cember 1845 den Franzofen unterwarf, als Oefangener nad Frankreich geführt, 
1852 aber in Freiheit geſetzt und nad Brufja entlajjen wurde; auch an Scha- 
miyl, den Gefangenen von 1859, der. den ihm durd) Rußlands Kaifer geworbenen 
evlen Empfang als das Scönfte gepriefen, was er in Nußland gefehen und ge- 
hört babe. In der Kriegsgefangenſchaft ſelbſt muß freilid wieter die Achtung der 
Perfon hervortreten, und es muß der gefangene Souverän feiner Stellung gemäß 
behandelt werden. Daß die Kriegsgefangenfhaft aud gegen einen Souverän nur 
eine Maßregel ver Sicherheit, nicht eine Maßregel tes Haffes und der Gefund- 
heitözerftörung fein dürfe, würde zu jagen überflüffig fein, wenn nicht die abſcheu— 
liche Behandlung Napoleons auf Helena ein denkwürdiges Beifpiel der Mißachtung 
diefes einfachen Grundſatzes wäre. 

Bearbeitungen des Kriegsrechts liefern alle allgemeinen Werke über Bölfer- 
recht. Im Betreff ver Literatur verweilen wir daher auf den Artikel „Völ— 
kerrecht.“ Berner. 


Kriegsbeute. ©. Beute. 
Kriegsdienftpflicht. S. Heer. 


Kriegsfontrebande. 


Das BVerbot der Kriegsfontrebande ift eine völkerrechtliche Beſchränkung des 
Handels ver Neutralen. Im Allgemeinen ift diefer Hantel frei, fowohl in dem 
Berkehre der Neutralen unter fid, als in ihrem Berfehre mit den Kriegsparteien. 
Er ift aber nur frei unter ver Bedingung, daß er fi felbft neutral halte, 
fi in den Krieg nicht einmifche, feiner Natur und feinem Zwede nad ein frieb- 
licher fei. Diefe VBorausfegung fällt, und mit ihr auch vie Freiheit des Handels, 
wenn der Handel fih auf die Zufuhr von unmittelbaren Kriegsbepürfnif- 
fen einläßt. Dann nimmt der Handel ven Charakter einer dem Feinde geleifteten 
Hilfe an. Er kann die Rechte der Neutralität, deren Natur er felbft verleugnet 
und verloren bat, nicht mehr in Anfprud nehmen, und feine Waaren werben, als 
Kriegöfontrebande, feindlic behandelt. 

Schon mehrere Satungen des Römiſchen Rechtes enthalten Verbote der Waa— 
venzuführung an den Feind. Kaiſer Marcian verbietet den eigenen Unter- 
tbanen, bei Konfisfation und Kapitalftrafe, ven Barbaren Waffen zu 
verfaufen. Es fei dies dem römifchen Neiche verberblich und ftehe ſchon dem Landes— 
verrathe ganz nahe. Weber verarbeitetes noch umverarbeitetes Eifen folle man an 
fie veräußern. 1) 

Wie die Nömifchen Kaifer gegen die Barbaren, fo richteten ſich die Päpfte 
mit Ähnlichen Verboten gegen die Saracenen, die infideles. Bei Strafe des 

1) L. 1 und 2. Cod. qus res exporlari non deheant. L. 4. ift von den Kaiſern Bas 
lens und Gratian und enthält fogar ein Verbot »ad barbaricum transferendi vini, olel 
et liquaminis.« gl. L. un. God. de liloris el ilinerum cuslodia, 
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Banned und ver Konfisfation verboten Aleranver III., Innocens III., Klemens V., 
Nikolaus V. und Kalirtus III. allen Chriften, den Ungläubigen Waffen zuzu— 
ühren.? 

—* gleicher Art begegnen uns im Consolato del mare, in den Olero— 
nenſiſchen, Wisbyſchen und Hanſeatiſchen Seegefegen. ?) 

Später glaubte man auch Angehörigen dritter Staaten, wenn 
fegtere neutral bleiben wollten, die Zufuhr von Kriegsbedarf unterfagen zu können. 
Die gegen das Verbot (contra bannum) zugeführten Gegenftände nannte man 
Kontrebande. %) 

Das Intereffe der Kriegsparteien war beftänbig in demfelben Maße auf 
Berhinderung der Zufuhr an den Gegner gerichtet, wie das Intereffe ver Nen- 
tralen in der Aufrechthaltung ihrer Hanvelsfreiheit beftand. Diefer ſchroffe Gegen- 
fat der Intereſſen füllte die Lehre von der Kriegsfontrebande mit zahllofen Streit 
fragen. Mande Mächte, wie tie Hanfa, wechſelten in ihrer Auffaffung der 
Kriegskontrebande mit dem Wechjel ihrer Intereffen. Schweden bemühte fid 
ftets, volle Freiheit des Handels mit feinen für den Krieg wichtigen Landespro— 
duften zu behaupten. England fuchte in neuerer Zeit den Begriff der Kriegs- 
fontrebande immer mehr auszubehnen, namentlid in den Kriegen mit Frankreich 
Schiffsbaumaterialien zur Kontrebande zu machen, weil Frankreich dieſe 
Gegenftände gewöhnlich aus dem Norden Europa’s unter neutraler Flagge bezog. 

Trotz al’ diefer Streitigkeiten ift pas Verbot der Kriegskontrebande feit etwa 
drei Jahrhunderten in unangefochtener Geltung. Alle Seemädte haben es aner- 
fannt und ihre Anerkennung in einer Neihe von Verträgen dargelegt.d) In der 
That bevarf es für die Geltung bes Begriffes der Kriegsfontrebande gar Feiner 
befonderen Berträge; dieſer Begriff ift, wie bereits gezeigt wurde, in der Natur 
der Sadıe, in dem Wefen der Neutralität felbft gegründet. Kontroverfen können 
fih nicht über die Geltung des Begriffes erheben, der im Grunde klar ift und 
feftfteht; wohl aber über die Gegenftände ver Ariegsfontrebande: denn mas 
fann nicht alles den Feind im feinen Unternehmungen fördern und deshalb zur 
Kontrebande geftempelt werben?! Es ift feftzuhalten, daß der Handel der 
Neutralendem Principenad frei ift. Es ift zu beachten, daß das 
Blokaderecht den Kriegsparteien ein an völkerrechtlich Bedingungen 
gefnüpftes Mittel bietet, den Handel der Neutralen zum Nachtheil des Gegners 
zu beſchränken, und daß eben deshalb eine fo weit gehende Beſchränkung nicht ſchon 
im Begriff der Kriegsfontrebande liegen fann. Aus dem Mangel einer richtigen 
Erfenntniß des Berhältniffes von Blofadereht und Kriegsfontrebande erflärt es 
fih, weshalb felbft freifinnige und ver Neutralität günftige Schriftfteller die Gren— 
zen ber Kriegäfontrebande viel zu weit ausdehnen, ‘ 

Die Bemühungen einer forgfältigen Abgrenzung der Gegenftände ter Kriegs: 
fontrebande beginnen mit Grotius. Diefer Schriftfteller unterfcheivet drei Klaffen 
von Sadyen: 1) res que in bello tantum usum habent, ut arma; 2) res 
quæ in bello nullum habent usum, ut qu& voluptati inserviunt; 3) res qua 





2ıc. 6, 12. 17 X. de Judeis et Saracenis, 

3) Marperger, neu eröffnetes Handelsgericht, S. 175. 

‘) Carpentlier, Glossarium novum I. coll. 1123, — Im Allgemeinen: Haute- 
feuille, Droit des nalions neutres en temps de guerre maritime, Paris 1848, 4 vol.; 
und Hautefeuille, Histoire des origines, des progrès et des variations du droit ma- 
ritime international, Paris 1858. 

5) Nau, Bölferfeerecht, 8. 156 ff. 
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in bello et extra bellum habent usum, ut pecuni@, commeatus, naves et 
que navibus adsunt, Bei ber erſten Klaffe bemerkt er, wer dem Feinde berglei- 
hen zuführe, hebe feine Neutralität infoweit auf und werde infoweit Verbündeter 
des Feindes. Ueber ven Handel mit Sachen der zweiten Klaffe könne ſich Niemand 
beflagen. Ob endlich Saden der vritten Klaffe als Kriegsfontrebande zu betrachten 
feien, das hänge von der Lage des Krieges ab. „Denn wenn id mich nicht 
[hüten kann, ohne Gegenſtände dieſer vritten Klaffe, die man dem Feinde zuführt, 
aufzufangen, fo gibt mir, wie id) anderswo auseinandergefegt habe, die Noth- 
wenbigfeit ein Recht, voh mit der Berpflidtung zur Rüdgabe, fofern 
nit ein anderer Grund hinzutritt. Hindert etwa bie Zufuhr die Durch— 
fegung meines Rechtes und fonnte der Zuführende dies wiffen, wie 5. B. wenn 
ih eine Stadt belagerte, oder einen Hafen einfhlöffe, und fon vie 
Uebergabe oder ber Friede erwartet würde, fo ift mir jener für ven verurfachten 
Schaden verhaftet, ganz wie derjenige, der meinen Schuloner aus dem Schuldge— 
fängniß befreit hat: und es fünnen fomit nad Mafgabe des verurſachten Scha— 
dens feine Sahen weggenommen und zur Erlangung des Gefchulveten 
das Eigenthum an venfelben beanfprudht werben.”6) Die Meinung des 
Grotius läßt ſich Hiernad auf Folgendes zurüdführen: Saden der dritten Klaffe 
find regelmäßig keine Kriegsfontrebande. Sie werden es nur im Falle einer 
Kriegsnothwendigkeit. Auch dann ift man zur Rüdgabe ver in 
Beihlag genommenen Sachen verpflichtet. Nur bei der Blokirung eines Hafens 
und der Belagerung eines Plates gilt feine Pflicht zur Rückgabe. 

Sehr Iehrreich find die Bemerkungen, die Bynkershoek?) zu biefen von 
Grotius aufgeftellten Sägen macht. Was Grotius über bie erfte und zweite Klaffe 
fagt, gibt er ohne Weiteres zu; keineswegs aber die hinfichtlih der dritten Klaffe 
aufgeftellte Unterfcheivung. „In tertio genere distinguit Grotius, et permittit res 
promiseui usus intereipere, sed in casu necessitatis, si aliter me meaque 
tueri non possum, et quidem sub onere restitutionis. Verum, ut alia pr&- 
teream, quis arbiter erit ejus necessitatis? nam facillimum est eam pre- 
texere.* Bynkershoek ftellt in Abrede, daß jene Unterfheidung in ven herrſchen— 
den Bölfergebraud aufgenommen worden fei. Den Begriff der Kriegskontre— 
bande befchränft er auf Sachen, die jo, wie fie find, ſchon zum Kriege benugt 
werben können: „Ex his fere intelligo, contrabanda diei que, utisunt, bello 
apta esse possunt.*. Ueber die res usus promiscui würde des Streites fein Ende 
fein ; und ebenfo über die wahre Bedeutung der von Grotius geforberten neces- 
sitas. Bynkershoek fordert den Lefer auf, alle völferrechtlihen Berträge zu durch— 
fuchen; er werde dann finden, daß dasjenige Kriegsfontrebande fei, was jo, wie 
e8 dem Feinde zugeführt wird, der Kriegführung diene, e8 feien dies nun 
Kriegswerkzeuge, oder Stoffe, die an ſich ſchon für ven Krieg geeignet find, Aus- 
nahmen hievon feien nur aus der Anwendung der Retorfion hervorgegangen. 
Wolle man alle Stoffe verbieten, aus denen ſich erft etwas für den Krieg anfer- 
tigen laffe, fo werbe der catalogus rerum prohibitarum endlos fein. Er beruft 
ſich namentlid auf den Vertrag zwiſchen Karl II. von England und den General- 
ftanten von 1674, auf den Vertrag Schwedens mit den Generalftaaten von 1675, 
nicht minder auf den Vertrag derfelben Mächte von 1679. In dieſen Verträgen 
werbe erlaubt „advehere ferrum, æs, metallum, materiam navium, omnia de- 


6) Grotius, De jure belli ac paecis, lib. III, cap. 1. $. 5. u. 2-5. 
7, Byukersboek, Qusstiones jur. publici, lib. 1. cap, X, 
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nique que ad usum belli parata non sunt.* Wenn die Zufuhr von Sachen biefer 
Art mitunter verboten worden fei, fo habe dies auf befonderen Sagun- 
gen und Bertragsbeftimmungen beruht, nidt aber auf vem Begriff 
der Kriegsfontrebande. Als die Generalftaaten am 31. December 1657 die Zufubr 
von Gegenfländen, die nach dem allgemeinen Völkerbrauche Kriegskentrebande feien, 
an die Portugiefen unterfagt, hätten fie ausprüdlid beigefügt „ne quis navium 
materiam iis advehere vellet,“ und hätten eben damit anerfannt, vaß folde 
Materialien von der KAriegsfontrebande durchaus ver— 
ſchieden feien. Ebenſo verhalte es fid mit dem Edikt gegen bie Engländer 
von 1652 und gegen die Franzofen von 1689. Das feien Ausnahmen, durch 
welche die Regel felbft beftätigt werde. Wolle man res usus promiscui als Kriegs- 
fontrebande betrachten, fo werde das Verbot der Kriegstontrebande zu einem Ver— 
bote des neutralen Handels, 

Selbſt Engländer huldigten vamals biefer Auffaffung. Sir Yeoline 
Jenkins fagt in einem Bericht an Karl II. von 1674, inden er den Nechtsfall 
eines mit Schiffsbaumatertal belatenen ſchwediſchen Schiffes prüft, es fei nicht 
wahrfheinlih, daß Schweden durch irgend einen mit Spanien gefchloffenen Ber: 
trag zugeftanden babe, daß einheimifche, Yandeserzeugniffe als Kriegskontrebande 
betradhtet werben follten. „Deshalb können dieſe Waaren, da fie nicht durch die 
Nationalität des transportirenden Schiffes zu feindlihen gemacht worben find, 
nicht anders als nad dem allgemeinen Völkerrecht beurtheilt werben: 
und dann bin id der Meinung, eben nad) viefem Völkerrecht, daß nihts als 
Kriegstontrebande betradhtet werden darf, außer den un— 
mittelbar für den Kriegsgebraudb beftimmten Saden, 
ausgenommen bei belagerten Plägen, over bei einer allgemeinen Erklärung von 
Seiten Spaniens, in weldem alle e8 allen Theer, deſſen es habhaft werben 
kann, mit Beſchlag belegen mag.“ 8) 

In der Marine-Ordonnanz Ludwigs XIV. von 1681 werben nur ©egen- 
ftände, welche unmittelbar dem Kriege dienen, namentlih niht Mundvorräthe, 
als Kriegstontrebande aufgezählt.) Balin fügt hinzu, daß während bes Krieges 
vom Jahre 1700 Beh und Theer in die Lifte der Kriegstontrebande aufgenommen 
wurben, „weil ber Feind fie als foldhe betrachtete, ausgenommen, wenn fie fid) an Bord 
ſchwediſcher Schiffe befanden, da fie ſchwediſches Yandeserzeugniß find. Durch ven 
mit Dänemark im Jahre 1742 abgefhloffenen Handelsvertrag wurden Beh und 
Theer ebenfalls für Kriegstontrebande erflärt, ebenfo wie Harz, Segelleine- 
wand, Hanf, Taumerf, Maften und Bauholz. In viefem Punkte läßt 
ſich alfo gegen das Benehmen der Engländer nichts einwenden, ausgenommen in 
bem Falle, wo eine Berlegung befonvderer Berträge ftattfand, weil dieſe Saden 
jest von Rechtswegen Kriegsfontrebande find, und weil fie e8 feit dem Anfange bes 
gegenwärtigen Jahrhunderts gewefen find, was früher anders war, wie man aus 
alten Verträgen erfieht, befonders aus dem PVertrage von Saint-Germain, ver 


8) Sir Leoline Jenkins, Life and. correspondence, vol. II. p. 751. al. indeß 
Zouch, Juris et judicii fecialis sive juris inter genles explicalio, pars Il. $. VIII. 
no. 7, und Heineccius (resp. Kessler), De navibus ob mercium illicitarum vec- 
turam commissis, cap. 1. $. XIV. 

9) Ordonnance de la marine, liv. 3, tit, 9, Des prises, art. 11: »Les armes, 
poudres, bouleis et autres munitions de guerre, m&me les chevaux et &quipages qui 
seront transportés pour le service de nos ennemis, seront confisques, en quelque vais- 
seau qu’ils soient trouves, el à quelque personne qu’ils appartiennent, soit de nos 
sujels ou allids,« 
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1677 mit England gefchloffen wurde. Der 4, Artikel diefes Vertrages beftimmt 
ausdrücklich, daß der Handel mit allen dieſen Waaren frei bleiben 
folle, ebenfo wie der Handel mit allen Nahrungsmitteln, ausgenommen bei 
belagerten oder eingefchloffenen Plägen“. 19) 

Den treneften Ausprud des Völkerrechtes, wie es fih im Laufe des 18. 
Jahrhunderts geftaltet hat, finden wir in dem unter hanfeatifcher Mitwirkung ver« 
faßten allgemeinen Landrechte für die preußifchen Staaten. Daffelbe erklärt na- 
türlich, den Grundſätzen des Blokaderechtes gemäß, jede Ladung für verbotenes 
Gut, die in einen blofirten Hafen gebracht werben fol. Für alle fonftigen 
Fälle aber nennt e8 als verbotene Waaren nur: grobes Gefhüg und bie bazu 
gehörende Ammunition, Oranaten, Bayonette, Flinten, Karabiner, Piftolen, Ku- 
geln, Flintenfteine, Lunten, Pulver, Salpeter, Schwefel, Piten, Säbel, Degen, 
Sättel, Hauptgeftelle, Zelte. Weitere Berbote können nur auf befonderen 
Berträgen ruhen. Bon Sachen dieſer Art ſoll in der Regel fein Kauffahrtei- 
fhiff in Kriegszeiten mehr aufnehmen, als das eigene Bedürfniß forbert. Daneben 
aber werben ausdrücklich ald niht verbotene Güter bezeichnet: Maften, Schiffs- 
holz, Taue, Segeltuch, Hanf, Peh, Korn und andere Materialien, die in Kriegs- 
bedarf verwandelt werben können, ebenſo Pferbe. 11) 

Anders lautet freilich die Sache bei den englifhen Admiralitätsrichtern dieſer 
Zeik Sir William Scott findet, in der berüchtigten Angelegenheit des ſchwediſchen 
Konvois, 1799, daß Theer und Hanf, wenn man fie dem Feinde zuführt, 
ihrer Natur nad ſchon Kriegstontrebande find. Früher feien fie von zweifelhaften 
Charakter geweſen. In dem Bertrage mit Dänemark von 1780 habe man über 
diefen Punkt ein „bisfretes Schweigen” beobachtet. Diefes Schweigen müſſe man 
dahin deuten, daß auch jene Gegenftände Kontrebande feien!12) Wahr ift wenig- 
ftens, daß in dem Bertrage zwiſchen England und Dänemark vom 4. Juli 1780, 
desgleichen in dem Vertrage zwiſchen England und ber norbamerifanifchen Eini- 
gung vom 19, November 1794, im Art. 18, Shiffsmunition ausbrüdlicd zur 
Kriegstontrebande erklärt wird. 13) 

Um tie Grenzen des uns vorgefchriebenen Raumes nicht zu überfchreiten, 
übergehen wir einige der wichtigeren Schriftfteller und die am Ende des vorigen Jahr- 
bunderts über Kriegsfontrebande gefchloffenen Verträge. Wir geben fofort dasjenige, 
was Klüber ald das Ergebnif der mit dem Jahre 1815 zum Abſchluß gefom- 
menen völferrechtlichen Periode aufftellt. Hiernady bildet der freie Handel der neu» 
tralen Bölfer mit den friegführenden die Regel. Das Völkerrecht beſchränkt dieſe 


10), Yalin, Gommentaire sur l’Ordonnance de la marine, liv. 3. tit, 9, Des 
prises, art. 11. Traite des prises, chap. V. $. 6, no. 4, 

11) Allg. Zandr. für die preuß. Staaten, Tb. 11. Tit. 8. $. 2034 — 2039. In den 
88. 2037 und 2038 ift angeordnet: Rand» oder Secoffictere und Soldaten der 
friegführenden Mächte follen von neutralen Schiffen nicht an Bord genommen werden. 
Bon dem Shifriavolte darf höchſtens der dritte Theil zu einer der friegführenden Natio— 
nen gehören. — Zunächſt find alle diefe Iandrechtlichen Anordnungen zum Zmwede der Kasfo= 
verficherung aufgeftellt worden; fie ruhen aber auf der Grundlage des Völlkerrechts und find 
nichts als die deutſche Auffafjung des Völkerrechtes. 

12) Eine gute Widerlegung diefer Interpretation des „diskreten Schweigens” gibt Henry 
Wheaton in feiner Histoire des progres du droit des gens, 3ieme edit., Leipzig 1853, 
tome I, pag. 176, 

13) Martens, Recueil I. 102. Shiffemunition bat England oft zur Kriegskontre⸗ 
bande machen wollen. Es verfteht darunter Alles, was zum Bau und zur Ausrüftung von 
Schiffen gehört. Vgl. Memoire sur les principes et les lois de la neutralit6 maritime, 
Paris 1812, 
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Regel, abgefehen von dem Falle einer orbnungsmäßig verhängten Blokade, nur 
in Beziehung auf unmittelbare Kriegsbedürfniſſe. Es verbietet ganz 
und gar nicht, einer der Friegführenden Mächte oder ihren Unterthanen unmittel» 
bare Kriegsbedürfniffe zu verkaufen, wenn fie diefelben jelbft im neutralen Lande 
anfaufen und felbft ausführen. Wenn dagegen ber neutrale Staat oder feine 
Unterthanen diefe (unmittelbaren) Kriegäbevürfniffe einem der beiden Feinde zu- 
führen, fo ift dies eine Verlegung der Neutralität, und die Waaren werben dann 
als Kriegsfontrebande bezeichnet. „On comprend en general sous cette denomi- 
nation toutes sortes d’armes, les harnais des chevaux, et les munitions 
de guerre, à l’exception de celles destin‘es pour la marine.* ft Zmeifel 
über vie Beichaffenheit ver Waaren, fo hält man fi ftreng an die Verträge. 
Fehlt es an Berträgen, fo tritt die völferrehtlide Handelsfrei— 
beit der Neutralen in Kraft, und die Waaren müffen als frei angefehen 
werben. 14) 

Auch Heffter, der ſich fehr vorfichtig auszudrüden pflegt, rechnet nur Waffen 
und Kriegsmunition ohne Weiteres zur Kriegstontrebande und gibt eine 
weitere Ausdehnung des Begriffes nur da zu, wo er durch ausdrückliche Ber- 
träge auf andere Gegenftände erftredt worben ift. Auf Schiffsmaterial, Le— 
bensmittel, Geld und Pferde bezieht er den Begriff ver Kriegsfontrebanve nicht, 
meint indeß, daß es den Kriegführenven geftattet fei, gegen die Neutralen ein- 
zuſchre iten, wenn dieſe Artikel für ven Gegner beftimmt feien. 1°). In der neueften, 
von Bergfon veranftalteten franzöfifchen Ausgabe feines Werkes fügt Hefiter hinzu, 
daß im legten Drientkriege eine liberalere Völferpraris gegolten habe, nur bie 
ausfhlieglih für ven Kriegsgebraud beftimmten Gegenftände als Kriegs- 
kontrebande angefehen worden feien, und daß die Verbote der Ausfuhr fi nicht auf 
vie beiverfeitigen Gebiete der Kriegsparteien bezogen hätten; dies ſchöne Beiſpiel 
(an dem übrigens die eigenthümliche Stellung der Intereffen auch wohl ihren An- 
theil hat) werde für die Zukunft nicht verloren fein. 16) 

Das neuefte Werf von Hautefeuille hält die im legten fogenannten Drient- 
friege befolgten Grundfäge für die wahrhaften. 17) 

Ueberblidt man dieſen ganzen Entwidlungsgang der Sache, fo läßt ſich Fol- 
gendes als heutiges pofitives Völkerrecht behaupten: 

1) Nur die unmittelbar für den Kriegsgebraud beftimmten Gegenftände find 
ſchlechtweg Kriegstontrebande. 2) Andere Gegenftände können e8 nur durch Bertrag 
werben, 3) Erfüllt eine der Friegführennen Mächte die Bedingungen einer gültigen 
Blokade, fo fann fie, wegen Blofadebrudhes, auch Waaren anderer Art wegneh— 
men. 4) Ganz unverbindlich aber ift es, wenn eine Kriegsmacht durch eine be— 
fondere Belanntmahung den Nentralen erklärt, daß fie im Laufe des Krieges 
gewiffe Sachen von problematifher Natur als Kriegskontrebande betrachten werde. Es 


14) Klueber, Droit des gens moderne de l’Europe, $. 288. 

15) Heffter, dritte Aufl., $. 160, 

16) Heffter, Droit international public de l’Europe, traduit par Jules Bergson, 
Berlin et Paris 1857, p. 310 et 311. Statt »objets uniquement destinös aux usages 
de la guerre« ift bier aber zu feßen: »objets directement destines“ etc. Denn jelbft 
Pulver und Schußwaffe werden nicht ausſchließlich zum Ariegsgebrauche verwendet. »Pau- 
cissima belli sunt instrumenta, quæa non et extra bellum pr&beant usum sui. Enses ge- 
stamus ornamenti caussa, gladiis animadvertimus- in facinorosos, et ipso pulvere bellico 
ulimur pro oblectamento,« Bynkershoek, Quzsstiones jur. publ, lib, I. cap, X. 

17, Histoire du droit maritime international, Paris 1858, Vgl. Kaltenborn, Grund: 
füge des praftifchen europäifchen Seerechts, Band II, 
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wäre das eine auf jene Sachen bezügliche blos papierene Blofabe, die Niemand 
zu achten braucht. Eine Kriegsmacht bat den Neutralen nichts zu Befehlen, fondern 
fann von ihnen nur durch Berträge Verpflichtungen erlangen, die über bie allge- 
meinen völferreghtlihen Berbindlichkeiten hinausgehen. 

So wären wir mit den Gegenftänden der Kriegsfontrebande im Reinen. Bon 
einigen neueren Eintheilungen diefer Gegenftände fehen wir füglich ab. 

Der bloße Berfauf der verbotenen Gegenftände an den Feind begründet für 
die verlegte Kriegspartei noch fein Recht zur Beftrafung des Neutralen. Die deut: 
hen Publiciften, — freilich abweidhend von manden Englänvdern, die im Böl- 
ferrechte eher Grundſätze des Raubes als des Rechtes aufftellen, — find darüber 
einig, daß zur Straffälligkeit ein Berfudh der Zuführung an den Feind 
gehöre. Wenn ein Staat feinen Unterthanen, zur Aufrechthaltung der ftrengften 
Neutralität, ſchon die bloße Abſchließung eines Verkaufes verbotener Waaren an eine 
der Kriegsparteien verbietet, fo wird derjenige Unterthan, ver dawider handelt, 
dem eigenen Staate allerdings, keineswegs aber der ſich verlegt glaubenven 
Kriegspartei verantwortlich). 

Zur Begründung des Strafrechts der verlegten Kriegepartei ift endlich er— 
forderlich, daß der Kontrebandirer während der Zufuhr ergriffen wurde. Auf 
der Rüdreife darf man ihn nicht mehr angreifen. Die Beftrafung ver Kontreban- 
birer ift nämlich weit weniger ein wahrer, um ber Gerechtigkeit willen eintre— 
tender Strafaft, als ein Akt der Prävention; nach der Begehung ift aber nichts 
mehr zu prüveniren. 

Hat der Schiffsherr von der Kriegsfontrebande Feine Kenntnig gehabt, fo 
darf das Schiff nicht fonfiscirt werben. Die Konfiskation befchränft ſich überhaupt 
regelmäßig auf die Gegenftände der Kriegsfontrebande, und nur wenn ber größte 
Theil der Ladung oder die ganze Ladung NKriegsfontrebande war, wird Schiff 
und Ladung weggenommen, 18) Gine mildere Anfiht, die fih auf mande ältere 
Seegeſetze und auf einzelne Berträge berufen fann, will gar feine Konfisfation, 
ſondern ſpricht der verlegten Kriegspartei hinfichtlih der Gegenftände ver Kriegs— 
fontrebande nur ein Vorkaufsrecht zu. 19) Eben dies Vorkaufsrecht ift mitunter in 
Fällen ausgeübt worten, wo die Eigenfhaft der Waaren als Kriegskontrebande 
zweifelhaft war, und wo man deshalb die Konfisfation nicht wagte, 20) 

Der Kriegskontrebande fteht, als ein Analogon, zur Seite der Transport 
von Truppen oder Depefhen im Dienfte des Feindes. Ein neutrales 
Schiff, welches fih zu einem ſolchen Unterfchleif gebrauchen läßt, unterliegt nad 


18) Hautefeuille, Des droits et des devoirs des nalions neutres en lemps de 
guerre maritime, IV, p. 343. 

19) Nah Grotius will die Ordonnanz Heinrichs 111, von 1584, Art. 69, gar feine 
Konfiskation, fondern nur den Borkauf. Nah der Marine-Drdonnanz Ludwigs XIV. 
von 1681 fünnen Me Gegenftände der Kriegskontrebande konfiscirt werden, doch find alle anderen 
Gegenftände und das Schiff freizugeben. Nah Bynkersboet (Q j. p. lib. I. cap. XI) 
dürfen Schiff und erlaubte Waaren wegen der vorgefundenen verbotenen Waaren nicht fonfis- 
eirt werden, dad Schiff wenigſtens dann nicht, wenn der Schiffsherr von der Kriegskontrebande 
nichts wußte. England ließ urfprünglich das Schiff und die ganze Ladung Eonfisciren, verftand 
ſich indeß fpäter zu Unterfcheidungen; Robinson, Admiralty reports, vol. Iil, p. 224. Der 
Vertrag zwifhen Preußen und Nordamerifa vom 11. Juli 1799, hierin beftätigt durch die 
Konvention vom 1. Mai 1828, will gar feine Konfläfation, fondern nur Vorkauf. Klüber 
will ebenfalld regelmäßig gar feine Konfisfationz $. 289 3. — Am erften läht fich die Kon- 
fisfation des Schiffes dann rechtfertigen, wenn der Eigentbümer der Kriegstontrebande 
zugleich Eigenthümer des Schiffes ift. 

20) Zakobfen, Seerecht. S. 656, Heffter, $. 161. 
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englifcher Prarie ver Konfisfation, weil e8 feine Neutralität durch eine offenbare 
Teinpfeligkeit eingebüßt hat. Die Einreve, daß man durch den Feind zum Dienfte 
gezwungen worden fei, hat vor den englifhen Admiralitätsrichtern Feine Geltung. 
Es wird angenommen: Hat der Feind ein neutrales Schiff zur Verlegung ber 
Neutralität gegen die andere Kriegspartei gezwungen, jo mag der neutrale Schiffer 
fi im Wege des Regreffes, durch Vermittlung feines Staates, an die Staats» 
gewalt des Feindes wenden. Die andere Kriegspartei fieht in dem Neutralitäts- 
bruch nur einen Neutralitätsbrud und zieht daraus die Konfequenzen ihres Ver— 
haltens, weil die Zulaffung der Einreve, gezwungen worden zu fein, alle ihre 
Prohibitionsrechte unſicher machen würde. 21) 

Literaturangaben findet man im Ueberfluß bei Heffter, $. 158 
fi. und bei Mohl, Gefchichte und Literatur der Staatsmifjenfhaften, Band J. 
Seite 421 ff. Die ältere Literatur fteht bei Ompteda II. 590 und bei Kamptz 
©. 284 ff., 307. Auf tie Histoire des origines, des progrös et des varia- 
tions du droit maritime international von Hautefeuille, Paris 1858, ift 
in den Anmerkungen dieſes Auffages bingewiefen worden, die ſchon für fih allein 
einigen Auffhluß über die Literatur unferes Gegenftanves bieten. 
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Kriegslaſten. 


Durch die neuere Art der Kriegführung ſind die Kriegslaſten größer und 
drückender geworden, als ſie es vor den franzöſiſchen Revolutionskriegen waren. Man 
verfährt minder gewaltthätig, man verübt weniger Verwüſtungen und Barbareien, 
aber man fordert mehr. Die umfangreicheren und mit größerer Schnelligkeit vor— 
dringenden Heere vermögen nicht mehr ihren Bedarf mir ſich fortzuſchleppen ober 
ihn aus den vorher angelegten Magazinen zu beziehen. Sie ſind darauf ange— 
wiejen, ihn von den Bewohnern ihres jevesmaligen Aufenthaltsortes zu fordern. 

Mit dem gefteigerten Drude ver Kriegslaften ift die Pfliht des Staates 
bringenver geworben, für eine gerechte Bertheilung verfelben Sorge zu tragen. 
Der Mangel hierauf gerichteter Gefege hat in früheren Zeiten großen Schaden 
gethan, die Kriegsleiven vermehrt und durch das Gefühl erlittener Ungerechtigkeit 
verbittert, Während des Kriegsgetümmels kann die Gefeßgebung dieſen Punkt nicht 
erft regeln. Die Zeit des Friedens gewährt allein Die dazu nöthige Ruhe. In der 
That ift der lange Friede, deſſen Europa feit 1815 genoß, von der Gefeggebung 
nicht ungenugt geblieben. 

Zu unterfheiden find die Kriegslaften, die der eigene Staat, und bie 
jenigen, die der Feind auferlegt. Zu den legteren gehören die Kontributio— 
nen (fiehe diefen Artikel), Nur für die erfteren laffen ſich fefte Rechtsgrundſätze 
aufftellen. 

- — 


2!, Robinson’s Admiralty reports, vol, VI. p. 430, R. Wildmann, lustitutes 
of International Law, Lond. 1850, vol. 11. p. 234 Die Prifenrichter veranichlagen die 
Ueberbringung von Depejchen weit höher, als das Einfchmuggeln von Kriegstontrebande. „Der 
Transport von zwei oder drei Ladungen Kriegsmaterial — fagt Sir William Scott — ift 
eine Hülfe von befchränfter Natur; aber durch Hinterbringung von Depefchen kann der ganze 
Man eines Feldzuges mitgetheilt werden, der den Plan der anderen Krieqäpartei in dieſem 
Welttheile zeritört. Es ift wohl wahr, daß eine Falkonetkugel Karl XII. binwegraffen und den 
traurigften Ausgang eines glorreihen Feldzuges berbeiführen fonnte. Das aber ift eine fo ent= 
fernte und zufällige Folge, daß die Praxis mit Recht nur größere Quuntitäten Kriegsmaterial 
als Kriegskontrebande betrachtet, Aber die Natur von Depeſchen ift anderer Art. Hier liegt es 
nahe, daß das Meinfte Blättchen die ungeheuerften Folgen nach fich ziehe,” 
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Es gehören zu den vom eigenen Staate aufzuerlegenden Kriegsleiftungen zu— 
nähft die Landlieferungen an Brod, unter Umftänden aud) an Fleiſch, Hafer, 
Heu und Stroh zur Berforgung der Staatsmagazine, aud fonftige Fou— 
ragelieferungen, vie Naturalverpflegung ver Soldaten und Heerbeamten auf 
Märfhen und in Kantonnirungen, ver Borfpann und die Stellung von Trans— 
portmitteln, vie Lieferung des Bauholzes zu Hütten und Baraden, des 
DBrennholzes zum Kochen und zum Erwärmen, aud) ver Materialien zum 
Brüdenbau, vie Gewährung der unentbehrfichen Arbeitsträfte, Gebäude, 
Räumlichkeiten, Grunpftüde, der Mobilmahungspferde, endlich 
noch Leiftungen ver verfhiedenften Art, die von den Gefegen, um das Yor- 
derungsredht des Staates nicht zu befchränfen, nur in der Form von Beifpielen 
angeführt werben, wie die Lieferung von Armatur-, Belleivungs-, Leder- und 
Reitzeugftüden, Schanz- und Handwerkszeug, Weldequipagegegenftänden, Hufbe- 
ſchlag, Arzneien, Verbandmitteln und auferorventlihen Bepürfniffen zur Heilung 
und Pflege ver Kranken und Bermundeten, — die Anfertigung von Belleivungs- 
und Ausrüftungsgegenftänden u. f. w. Man könnte überdies nod aufzählen vie 
perfönlihe Kriegspienftleiftung und die Kriegsftener ober Geldlie— 
ferung. Auch die Tragung der Kriegsfhäden ift eine oft erdrückend ſchwere 
Kriegslaft. 

Die Verpflichtung des eigenen Landes zu allen gefeglichen Kriegsleiftungen 
beginnt, fobald das Heer mobil gemadht wird Sie endet mit der eingetretenen 
Demobilmahung. 

In der Natur der Sache liegt es, daß die Kriegsleiftungen nicht fofort 
gleihmäßig von allen Staatseinwohnern gefordert werben können, 
Denn nicht alle Theile des Staatsgebietes eignen fid) zum Kriegsſchauplatz, fon- 
dern die Kriegsoperationen werden bald auf diefen, bald auf jenen Gebietstheil 
befhränft; over e8 wird doch der eine Gebietstheil mehr, der andere weniger zu 
den Kriegsoperationen herangezogen. Sodann find ja nit alle Klafjen der Ein- 
wohner zur Uebernahme der gerade geforberten Kriegsleiftungen geeignet; Natu- 
rallieferungen an Heu und Stroh kann man nur von Bauern ꝛc., Grundſtücke 
nur von Grundbefigern, Fuhrfrohnen nur von Pferbebefigern forvern. 

Aus dem allgemeinen Grundfage der gleichen Verpflichtung aller Staatsan- 
gehörigen, die Staatslaften nah dem Verhältniß ihrer Vermögenskräfte zu tragen, 
folgt aber, daß Alle vie vom eigenen Staate auferlegten Kriegslaften gleich— 
mäßig zu tragen haben. Keine Provinz, fein Kreis, feine Gemeinde, feine 
Kaffe von Staatsbürgern darf privilegirt fein und irgendwie begünftigt werben. 
Auch Feine Art der Kriegslaften darf eine Ausnahme bilden, wenn nicht das ganze 
Princip aufgegeben und die Möglichkeit der ungerechteften Ungleichheit herbeigeführt 
werben fol. 

Bei der Kriegsfteuer ift dies Princip mit Leichtigkeit vollftändig durchzuführen. 
Für den perſönlichen Kriegspienft hat es gar feine Geltung, fobald man bie 
felbe ohne Weiteres als eine Staatsbürgerpflicht jedes Waffenfähigen betrachtet. 
Defto größer find die Schwierigfeiten bei ven fonftigen Kriegsleiftungen. 

Das Herlommen und die Gefege erkennen felbft nicht einmal das Princip 
unbebingt an. So erfolgt in Preußen, welches ſich dabei wohl nur allgemeineren 
Bräuchen anfhließt, feine Vergütung aus Staatsfaffen 1) für vie Ge- 
währung des Naturalquartiers für Offiziere, Militärbeamte, Mannfhaften und 
Pferde, ſowohl der mobilen als auch ver nicht mobilen Truppen auf Märjchen 
und in Kantonnirungen; 2) für die Geftellung der erforberlichen Wegweifer, Boten, 
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des Vorſpannes und fonftiger Transportmittel, fofern foldhe nicht zur Fortſchaf— 
fung der Beftände eines Magazins in ein anderes benußt werben; ebenfo für die 
Seftellung der zum Wege- und Brüdenbau und zu fortififatorifhen Arbeiten für 
vorübergehende Zwede erforberlihen Mannfhaften und Gefpanne; 3) für die Ue— 
berweifung von difponiblen oder leer ftehenden Gebäuden zur Anlegung von Ma- 
gazinen und Lazarethen, fowie derjenigen Räumlichkeiten, welche für Wachen, Hand» 
werfsftätten und zur Unterbringung von Militäreffekten erforderlih find; ferner 
für die Gewährung freier Pläge und unbeftellter Grunpftüde — bis zur Zeit der 
Saatbeftellung — zu Lagern und Bivouaks, zu den Uebungen der Truppen und 
zur Aufftellung ver Geſchütze und Fahrzeuge. Für die unter 2 angeführten Lei— 
ftungen zahlt der Staat nur dann eine Vergütung, wenn Menfhen und Pferbe 
über vier Meilen von ihrem Wohnotte entfernt werben, wenn die Hanbarbeite- 
tage innerhalb Monatsfrift den zehnten Theil der Gefammtbevölferung der aufge 
botenen Gemeinde überfteigen, wenn die Gefpanntage in verfelben Friſt über bie 
doppelte Zahl der vorhandenen Gefpanne hinausgehen. Und felbft dann wird bie 
Vergütung nur nad ven in gewöhnlichen Zeitverhältniffen ortsüblichen-Preifen 
gewährt. Zur Rechtfertigung der Unentgeltlichkeit jener Leiftungen läßt ſich indeß 
anführen, daß die Gewährung des Naturalquartiers (ohne Verpflegung), die 
Ausübung der geforderten Handpdienfte, die Einräumung leerftehenvder Ge— 
bäude ꝛc. und unbefäeter Ländereien feine Ausgaben und namhaften Opfer, 
fondern bloße Unbequemlichkeiten mit ſich führt, die im Kriege jeder über ſich er- 
gehen Laffen muß. 

Bei der Bertheilung der Quartierlaft kamen früher die unerhörteften Miß— 
griffe vor. Man mälzte diefelbe ganz auf die Hauseigenthümer und zog bie 
Miether nur ausnahmsmweife heran. Und zwar mußten die Hauseigenthlimer viefe 
Laft nad ven Verhältniß der auf ihren Häufern ruhenden Steuern, die- fchlecht- 
weg als Mapftab ihrer Wohlhabenheit galten, tragen. Nicht genug hiermit, knüpfte 
man am biefe angebliche Verpflichtung der Hauseigner zur Quartiergebung nod) 
die Pflicht zur Verpflegumg der bei ihnen Einquartierten. Ein Haus zu befigen 
war fo in Kriegszeiten das ficherfte Mittel zum gänzlihen Bermögensverfall, und 
e3 find, nad dem Zeugniß glaubhafter älterer Yeute, Fälle vorgefommen, daß 
Hauseigner, um ſich der entjeglihen Danphabe zu ihrer Ausbeutung zu entledigen, 
ihre Häufer leer ftehen liefen und in ver That davonliefen. 

Gegenwärtig anerkennt man verftändigere Grundfäge Die Duartierlaft 
ruht jet gleihmäßig auf den Hauseignern und den Miethernz ber 
Hauseigner gibt Duartier nad Berhältniß des von ihm vorbehaltenen, ver Miether 
nad) Berhältnig des von ihm gemietheten Raumes, 

Ein Gleihes gilt für die Verpflegung, auf deren gerechte Vertheilung 
um fo mehr ankommt, als es fi nicht mehr, wie bei der Duartierlaft, um bloße 
Unbequemlichkeiten, fondern um BVBermögensopfer und baare Auslagen handelt. 
Zwar gibt jeder Patriot dem in Waffen ftehenden Yandsmanne von Herzen gern, 
was feine Mittel ihm erlauben; zu wünſchen ift aber dennoch, daß bie für bie 
Berpflegung aus Staatskaffen zu gewährende Bergütung der wirklichen Ausgabe 
des Berpflegungspflichtigen gleich komme, damit nicht der Einzelne Laften zu tragen 
babe, die von Rechtswegen auf die Gefammtheit fallen. Preußen zahlt ben Ge— 
meinben reſp. Duartierträgern pro Kopf und Tag 5 Sgr., und wenn das Brod 
aus ven Magazinen empfangen werden fann, nur 3 Sgr. 9 Pf. Diefe mäßigen 
Säge ſinken fofort auf die Hälfte herab, wenn bei eiligen Märfchen, bei Be— 
nugung der Eifenbahn und ähnlihen Beranlaffungen, nur ein Theil der Berpfle- 
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gung, 3. B. das Mittagseffen allein oder eine Abenpmalzeit und das Frühſtück 
allein, verabreicht werben fan. Der Einquartierte fol fid) allerdings mit dem Tiſche 
feines Wirthes in der Regel begnügen. Kommen aber Streitigkeiten vor, jo muß ihm 
dasjenige gegeben werben, was er aus dem Magazine zu forbern berechtigt fein 
würde. — Es ift wohl nicht zu bezweifeln, daß eine gemeinfame Speifung 
ver Einquartierten aus großen Gemeindeküchen, welde alle Bortheile ver Be— 
reitung im Großen wahrnehmen können, zu beträchtliher Erleichterung der Bürger 
dienen und bie wirflihen Ausgaben mehr in's Gleichgewicht mit ber gefetlichen 
Bergütung fegen würden. Das Militär hätte dabei die Annehmlichkeiten des Bei— 
jammenfeins; die Disciplin wäre beffer gefichert; die Verpflegung wäre gleihmä- 
Biger, und fein Soldat würde durch den traurigen Eindruck in feiner Stimmung 
gelähmt, mit einem durch den Krieg vielleicht ſchon gänzlicd verarmten Bürger pas 
dürftige Kummerbrod theilen zu müffen. 

Zugpieh und Transportmittel murben ehedem mit ähnlicher Rüdfichts- 
lofigfeit den Vieh- und Wagenbefigern abverlangt, wie man die ganze Quartier— 
laft und Berpflegung den Hausbefigern auf die Schultern warf. Man nahm, was 
man braudte, ohne Rüdficht auf die dringendften Bedürfniſſe des Eigenthümers 
und ohne daß viefer auf Entfhädigung Ausfiht hatte. Allerhöchſtens mäßigte man’ 
die Forderungen bei Grumdbefigern nad dem BVerhältniß der Steuerfraft ihrer 
Grunpftüde, kehrte aber auch das hierin liegende Princip oft in der Weife als 
eine Waffe gegen die Grundbefiger, daß man ihnen vorjchrieb, wie viel Zugvieh 
fie, nad dem Umfange und der Steuerfraft ihrer Güter, halten müßten. Es ift 
zu hoffen, daß die Zukunft auch hierin mehr dem Rechte folgen und billige Ver- 
gütung mit jchonender Behandlung verbinden wird. — Eine natürliche Folge des 
Landwehrfuftemes ift, daß die Mobilmahungspferde (in Preußen auf Grund der 
Landwehrordnung vom 21. November 1815) von ven Landwehrkreifen für vie 
Provinzial-tandwehr unentgeltlich hergegeben werben müffen. Nach ven preu= 
Kifhen Gefeß vom 11. Mai 1851 $. 13 übernimmt dann bie Staatöfaffe den 
Erſatz des Abganges während des mobilen Zuftandes. Bei dem Eintritte der De- 
mobilmahung werben ben betreffenden Kreifen die von ihnen früher geftellten, 
effektiv no vorhandenen oder vom Staate erfeßten Pferde in natura zurüdges - 
liefert. Auch erhalten die Kreife den vollen Erlös, wenn Landwehrpferde wegen 
Unbrauchbarfeit zum Dienft verkauft und nicht erfeßt worden find. 

Tandlieferungen in Magazine müffen auf die Provinzen, Kreife 
und Gemeinden vertheilt werben. Zwedmäßig zieht man vabei die Provin- 
zial- und Kreisvertreter zu Rathe. In Preußen erfolgt die Vertheilung des 
Bedarfs 1) auf die Provinzen durch den Minifter des Innern unter Berück— 
fihtigung der Lage und Leiftungsfähigfeit derfelben, wobei auf eine möglichſt bil- 
lige Ausgleihung Bedacht genommen werben foll; 2) innerhalb ver Provinzen auf 
die Kreife, durch die Oberpräfidenten unter Zuziehung eines von der Provinzial 
verwaltung gewählten Ausſchuſſes; 3) innerhalb der Kreife auf die Gemeinden, 
durch die Landräthe unter Zuziehung eines von ber Kreisvertretung gewählten 
Ausihuffes. Die Höhe der Vergütung für viefe Landlieferungen an Lebensmitteln 
und Fourage wird nad den Durhfchnittspreifen ver legten zehn Frie— 
densjahre — mit Weglaffung des theuerften und wohlfeilften Jahres — 
beftinmt. 

Werden Grunpftüde oder Gebäude, weldhe im Privateigenthum ftehen, 
für Kriegszwede in Anfprud; genommen, fo ift es wenigftens ald Regel zu be- 
trachten, daß dem Eigenthümer für die entzogene Benutzung eine Vergütung ge 
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zahlt werben muß. Eigenthümliche Ausnahmen von diefer Regel werben durch bie 
Feſtungs-Rayon-Geſetze begründet. Behält der Staat, nad eingetretener Entwaff- 
nung, bie einftweilen in Anfprud genommenen Gebäude oder Grunpftüde, jo 
fommen die für Enteignungen geltenden allgemeinen Grundſätze über Entſchädigung 
zur Anwendung. 

Für Arbeitskräfte, die für Kriegszwede aufgeboten worben find, müfjen 
die ortsüblihen Preife gezahlt werden. Manche Kriegsarbeiten werden gänzlich nur 
im Intereffe einzelner Gemeinden ausgeführt, wie 3. B. Schanzarbeiten, durch 
bie ein einzelner Ort gegen einen feindlichen Ueberfall gefhügt werben fol. Da 
fann die Vergütung allenfalls aus der Gemeindekaſſe, ftatt aus der Staatökaffe, 
gezahlt werben. 

Ueberhaupt aber ift es zwedmäßig, daß ſich der Staat wegen der vollftän- 
digen und rechtzeitigen Gewährung ver Kriegsleiftungen zunähft an die Kreife 
und Gemeinden halte. Den Gemeinden fteht alödann eine Zwangsberedhtigung 
“gegen ihre einzelnen Mitgliever zu, um biefe zu den Leiftungen anzuhalten. — 

Es ftellt fih uns nun die Hauptfrage: Wie foll die Vergütung 
der Kriegslaften bewirft werden? 

Eine ganz lockere und frivole Anſicht ift es, wenn man annimmt, daß eine 
vollftändige, gerechte Bertheilung der Kriegslaften nicht wohl ausführbar fei, daß 
der Krieg dod einmal Alles von oben nad unten fehre, daß am Ende bei großen 
öffentlihen Unfällen der Ruin Einzelner fi nicht vermeiden laffe, daß dem Staate 
eine unerſchwingliche Yaft auferlegt werben würde, wenn er alle Kriegsleiftungen 
jelöft bezahlen follte und daß man es daher mit der Entſchädigung der Einzelnen 
fo genau nicht nehmen könne, Wenn die Kriegslaften für den Staat unerfhwing- 
lid wären, jo müßten fie es aud für die Einzelnen fein, welde die Staatsfaffe 
zu füllen haben. Offenbar laffen ficd größere Laften und laſſen ſich diefe Laſten 
leichter tragen, wenn Alle verhältnigmäßig herangezogen werben, ald wenn man 
den Einen erbrüdt und ven Anderen unter feiner Tragfähigkeit belaftet. Außerdem 
ift die gleihmäßige Tragung der Staatslaften ein Rechtsgrundſatz, d. h. ein Sag, 
der unbedingt zur Ausführung kommen muß. Jene Auffaffung ift jomit ebenfo 
unpolitiich als unrechtlich. A 

Unmöglich ift eine nadhträglihe gegenfeitige Abrehnung (Perä- 
quation) unter allen Bürgern, welche Kriegsleiftungen gemadt haben. Die Rech— 
nungen und Öegenrehnungen würden in’s Endloſe gehen. 

Es bleibt alfo nur veufbar die [ofortige Bezahlung jeder ein- 
zelnen Leiftung entweder baar, over durd ein Anerfenntnifß, das 
einen Anfprud an die Staatskaſſe gibt. 

Die fofortige Baarzahlung muß zur Anwendung kommen, foweit es 
ohne Nachtheil für den Staat gefchehen kann. VBornehmlid hat der Staat die 
Baarzahlung bei ſolchen Leiftungen zu beſchleunigen, die nit, wie Landlieferungen 
und Einquartierungen, den Charakter einer jih ſchon von ſelbſt vertheilenden all- 
gemeinen Yaft tragen, ſondern von einzelnen Handwerkern, vielleicht mit dem Auf- 
wande beträchtliher Geldmittel und Arbeitsträfte, geliefert werden müffen, wie 3. 
B. Kleidungsftüde, Neitzeug, Belvequipage-Öegenftänte, auch Arzneien und Ber- 
bandmittel. In Preußen vergütet man Yeiftungen viefer Art aus den bereitejten 
Beftänden der Kriegsfaffe, nah den Durhfchnittspreijen der Zeit und des Ortes 
der Lieferung oder Anfertigung. 

Ueber vie anderen zu gewährenten Vergütungen muß der Staat verzing- 
lide Anerftenntniffe ausftellen. Der Staat zahlt die Vergütung ten 
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Kreifen. Die Kreife und Gemeinden haben die Einzelnen zu befriedigen. Sind ein- 
zeine reife oder Gemeinden über das Verhältniß ihrer Yeiftungsfähigkeit in An- 
ſpruch genommen worven, fo muß eine Ausgleihung eintreten. Preußen überläft 
legtere den Kreis- und Provinzialvertretungen, gegen deren Entſcheidung der Rechts— 
weg nicht bejhritten werben kann. — Schon die bloße Nöthigung zur Ausftelung 
von Anerkenntnifjfen treibt die Militärbehörden zur gewifjenhafteren Prüfung und 
zur Mäßigung ihrer Yorderungen an. 

Um mit den Abrehnungen und Zahlungen zum Abſchluß zu fommen, "wird 
nad erfolgter Demobilmadung eine Präflufivfrift angefegt für die Anmel- 
dung der Bergütungsanfprüde. Ale zu fpät gemeldeten Anſprüche find verfallen. 

Sclieglid ein Wort über die Kriegsfhäden, die durd bie eigene 
Kriegsmacht im Lande angerichtet worben find. 

Man unterfdeidet hier zwei Klaffen: 1) Kriegsſchäden, die eine Folge vedht- 
mäßigen Befehles find, 2) Kriegsſchäden, die dvurh Zufall und 
Unglüd, ober durch Bosheit Einzelner herbeigeführt wurden. 2 

Nur bei der erften Klaffe anerkennt der Staat eine Rechtspflicht zur 
Entfhädigung. Bei der zweiten Klafje wird die partielle oder vollftändige Bergü- 
tung aus der Staatöfafje als eine freiwillige, aus bloßer Billigkeit 
entſpringende aufgefaßt. Bon einer Redtspflicht zur Entſchädigung kann demnach 
nicht die Rebe fein, wenn in Folge ver Kriegsleiden Seuchen unter dem Vieh aus- 
brechen, wenn eine zufällige Pulvererplofion Zerftörungen des Privateigenthums 
bewirkt, wenn Marodeurs oder Soldaten eines in der Auflöfung befindlichen Korps 
Brandftiftungen oder Plünderungen verüben. 

Wegen der vom Feimde angerihteten Kriegsfchäden und vom Feinde 
auferlegten Ariegsleiftungen verweifen wir gänzlich auf den Artifel „Kontributionen,” 


Berner. 
Kriegsverfaflung. 

1. Das Recht über Krieg und Frieden. 4) Kriegsleiftungen ver Staatsangebörigen. 
1. Die Leitung des Kriege. 5) Feſtungen. 
m. Mittel der Kriegsverfaflung. 6) Strafen und Gifrmbahnen. 

4) Berträge und Bünpniffe. 7) KRriegskoften (Staatsijchag, Anlehen, 

2) Stehendes Heer und Flotte, Ariedensftand, Steuern). 

Präfenzzeit. IV Kriegsverfafjung ver größeren Staaten Gu- 
3) Kriegsmaterial. ropa’s, 


Die Kriegsverfaffung ift der Inbegriff aller gefeglihen Beftimmungen und 
Einrichtungen, welde einen Staat befähigen, einen Krieg zu beſchließen, zu er- 
flären oder, wenn er geboten wird, anzunehmen, ihn zu beginnen, zwedmäßig 
durchzuführen und durch Friedensſchluß zu beenden. 

Die Kriegsverfaffung beftimmt alfo: 

1) welche Gewalt im Staate den Krieg zu erflären oder den erflärten an- 
zunehmen das Necht hat; 2) welder Gewalt vie Leitung des Krieges zukommt; 
3) in welder Art die Mittel zur Durdführung des Krieges aufgebradht und wäh- 
rend des Krieges erhalten werben; 4) welche Staatsgewalt Waffenftillftände und 
Frieden ſchließen kann. 

Nach dieſen Richtungen hin müſſen wir die Kriegsverfaſſung beleuchten. Aus 
ver bloßen Aufſtellung der vier Punkte ergibt fi aber ſchon, daß die Heerver— 
faffung nur ein Theil, wenn aud ein ſehr weſentlicher, der Kriegsverfaſſung ift 
(vgl. den Art. Heer), daß die NKriegsverfaffung ein integrivender Theil jeder 
Staatsverfaffung ift, Daß jene im ihrer Art durch diefe bedingt wird, daß anderer: 


128 RAriegsverfaffung. 


feitö ganz wohl die Kriegsverfafjung, welde für einen Staat nach feinen hiſtori— 
ſchen Grundlagen und nad feiner Geftaltung, feinen augenblidlichen Verhältnifien 
nothwendig erſcheint, auf die Geftaltung der allgemeinen Staatsverfaffung zurüd- 
wirken fann; daß es mityin, wenn bie Kriegsverfafjung eines Staates wefentliche 
Mängel zeigt, meift ganz müßig fein wird, über ihre Umgeftaltung zu reben over 
an ihrer Umgeftaltung zu arbeiten, fol nit aud die Stantsverfaffung im Gan- 
zen von Grund aus umgeftaltet werben. 

Il. Das Mecht über Krieg und Frieden. Die Erklärung ober 
die Annahme des Krieges fteht dem Souverän zu; ebenfo find Friedens— 
Ihlüffe das Recht des Souveräns und desgleihen alle Abfhlüffe von Waffen- 
ftillftänden, weldye nicht unter den Begriff der fogenannten rein militärifchen fal- 
len, d. h. derjenigen, welche angeboten over angenommen werben auf furze Zeit, 
um Todte zu begraben, den Truppen Ruhe zu verihaffen, Berftärfungen zu er- 
warten, irgend einen ftrategifhen Vortheil durch Ueberliftung zu erreichen. 

In der Monardie ift der regierende Fürft der Souverän und hat das Recht 
des Krieges und Friedens; in ber demofratifchen Republik ift das Volk der Sour 
verän und übt fein Recht über Krieg und Frieden durch feine von ihm velegirten 
Bertreter aus. In der fogenannten fonftitutionellen Monarchie ift die Sache am 
verwideltften. Der regierende Fürſt ift befhränft durch fein Minifterium; dieſes 
wird von der Verſammlung der Volksvertreter fontrolirt, welcher es verantwort- 
ih ift. Das Minifterium wird daher ver Regel nad von der Berfammlung ber 
Bolfövertreter wenigftens Anweifungen, Inftruftionen einzufordern haben, wie es 
fi) in gewiffen möglicherweife vorkommenden Fällen zu verhalten habe. Wo das 
fonftitutionelle Leben wirklicd ausgebildet ift, wird einerfeits diefe Anfrage nie 
ausbleiben, anvererfeits wird die Nepräfentantenverfammlung, wo fie weiß, vaß 
von ihr das Minifterium abhängt, wohl immer fo viel Takt haben, vemfelben _ 
einen zroßen Spielraum feiner Wirkfamfeit zu laſſen, ja ihm unbebingte Vollmacht 
in jenen Verhandlungen zu geben, welde jett ftetS der Erklärung oder der An— 
nahme eines Krieges in dem civilifirten Theile Europa's vorauszugehen pflegen. 
Mit dieſer, ſehr berechtigten Annahme ift dann allen jenen Staatsredhtslehrern 
ver Weg verlegt, welde die abfolut monarchiſche Berfafjung eben mit Rückſicht 
auf den Kriegszuftend damit zu vertheidigen fuhen, daß in den Repräfentanten- 
verfammlungen zu viel über Dinge geihwätt werde, die man, um fie auf einem 
oder dem andern Wege zu einer gebeihlichen Löſung zu führen, möglichft geheim 
halten jollte. 

In demofratifchen, meift auch in ariftofratifchen Repräfentativrepublifen wirb ver 
Gang der Dinge im Wefentlichen verfelbe fein, wie in der fonftitutionellen Monardie, 
Die Vertreter des Volks werden im Yale eines vorauszufehenten Krieges bie 
Macht zum Beſchließen darüber in Voraus einem engern Ausfhuß, in der Regel 
der Erefutivgewalt übertragen. 

Dod) wir haben bisher immer nur den Einheitsftaat im Auge gehabt, und 
es verlohnt fih der Mühe, nun auch die fomplicirtere Staatsform, die des Bun- 
desftaates und des Staatenbundes zu betraditen. Der Bundesftaat fann, 
wie es thatfähhlic die Schweiz beweist, in dem Berhalten gegen außen, durchweg 
bie Einheit herftellen, welde au und für fih nur dem inheitsftante zufommt. 
Eine wirklich über den einzelnen Glievern des Bundes ftehende Gentralgewalt übt 
bier das Necht des Krieges und Friedens. In einem Staatenbunde, welder nicht 
für kurze Frift und vorübergehende Zwede, fondern für die Dauer gefchloffen fein 
fol, müßte nothwendig, vernunftgemäß das gleiche Verhältniß beftehen. Daß es 


Kriegsverfaffung. 129 


er fih ganz anders verhalten kann, zeigt ſich an dem Beifpiele des deutſchen 
unbes, 

Für den deut ſchen Bund fol nad der Bundesverfaffung die Bundes— 
verfammlung oder der Bundestag das Recht des Krieges und Friedens üben, und 
in ber That in ber jegigen ftaatlihen Organifation des deutſchen Bundes finden 
wir ‚fein einziges Organ außer dem Bundestag, welches dieſes Recht üben 
könnte. 

Indeſſen iſt der Bundestag in Wirklichkeit nichts weniger als ein Souverän; 
er iſt nichts als ein Kollegium von Geſandten dreißig und einiger deutſcher Für- 
ften, deren jeder einzelne fi als völlig fouverän betrachtet. 

Unter den Staaten des Bundes find zwei. Großmächte, welche beide Landes⸗ 
gebiete außerhalb des Bundes befigen und, fo lange fie als Großmächte beftehen, 
nicht blos von Intereffen bewegt werben, welche mit den Intereffen des deutſchen 
Bundes an und für ſich gar nichts zu thun haben, fondern aud) von ganz ent- 
gegengefegten Interefien. Diefe beiden Großmädhte, unter ſich einig, würben ben 
Bund beherrſchen, da fie aber nicht unter fidh einig fein können, werben fie jebe 
einzeln den Bund für ihre Zwede zu beherrſchen ſuchen. In einem gegebenen 
Moment wird biejenige der beiden Großmächte, welche einen fpeciellen Zwed vor 
Augen bat, in diefer Richtung am kräftigſten arbeiten; bie andere aber, welche im 
gegebenen Fall ein entgegengefetstes Intereffe hat, der Herrſchaft der erfteren ent- 
gegenarbeiten und, follte der Bund im Interefje oder auf Anftiften diefer einen 
Krieg beſchließen, wenigftens biefem Beſchluſſe nicht beitreten, fo daß fie felbft 
dann nur durch einen Krieg gezwungen werden Könnte, ihm beizutreten. Diefe 
Dinge bat das Jahr 1859 vollfonımen Mar auch für diejenigen gemacht, welche 
fih andere Berftellungen davon zu bilven geneigt waren. 

Die Sache fteht alfo fo: nach der Bunbesverfafjung foll ver Bundestag das 
Recht Über Krieg und Frieden üben. Da er aber eine blos filtive Centralgewalt 
ift, fo übt eine der beiven Großmächte das Recht und zwar biejenige, welche im 
gegebenen Zeitpunkt den Bund beherrfcht und das meifte Interefje daran hat, ihn 
zum Krieg zu beftimmen, und biefe übt e8 nicht unbebingt, nämlid ganz gewiß nicht 
in Bezug auf die andere Großmacht, vielleicht fommt fie gehemmt in ihrem Auf- 
treten nicht einmal dazu, bie anderen Bundesglieder zum Krieg zu beftimmen. 

Für die Schöpfung einer deutſchen Centralgewalt, die wirklich fähig wäre, 
als deutſche und für Deutſchland das Recht des Krieges und Friedens zu üben, 
ift weder durch die Zerlegung Deutfhlands in zwei, noch durch diejenige in 
3 Gruppen (Trias) irgend etwas gewonnen, vorausgefegt, was uns hier nichts 
angeht, daß ſolche Projekte überhaupt ohne Gewaltthat ansführbar wären. 

Mit dem erften ber vier von uns aufgeftellten Punkte haben wir zugleich 
ben vierten, da Erklärung oder Annahme des Krieges und der Friedensſchluß natur- 
gemäß in den gleihen Händen ruhen müſſen, erlebigt. Wir gehen nun zum zwei- 
ten Punkte über, indem wir von ber Gewalt reden, welder bie Leitung des 
Krieges zulommt. 

II. Die Leitung des Krieges. Diefe Gewalt ift zunächſt aud wieder 
ber Souverän in ber weiteften Bebeutung des Worts; er kann möglicher Weife 
feine Rechte velegiren und wird fie zwedgemäß mindeftens zum Theil in vielen 
Fällen velegiren müffen. 

Am natürlichften ift es, die Macht zur Leitung bes Krieges einem Oberfelo- 
bern zu belegiven. Zwei Hinderniffe find es aber, melde dem entgegenftehen 
fünnen: 

Bluntfhli und Brater, Deutihes Staats-Mörterbud. VI. 9 
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Die Führung verfchienener Kriege zugleich auf verfchiedenen, ihrer Natur und 
ihrer Lage nad von einander getrennten, Kriegstheatern ; 

ferner der Umftand, daß der Krieg, der felbft nur ein Akt ver Politik ift, 
beftändig diplomatiſch durchjegt wird, von der Diplomatif Nuten ziehen, biplo- 
matiſche Mittel benugen, zur Anknüpfung diplomatifcher Verhandlungen, abgejehen 
von denjenigen, welche zum Friedensſchluſſe führen, Beranlaffung geben kann, und 
daß der General nicht immer zugleih Staatsmann ift oder daß man es ihm nicht 
immer zutraut, er wiſſe das ftaatliche Intereffe richtig abzuwägen. 

Wir wollen zunähft nur den Fall erwägen, in weldem es ſich um bie 
Führung eines Krieges auf einem mefentlich gleichartigen und nicht allzu aus- 
gebehnten, alfo nicht wegen der Entfernungen in mehrere Schaupläge zu trenmenden 
Kriegstheater handelt. 

In dem monarchiſchen Einheitsſtaate kann ſich der Souverän ſelbſt an bie 
Spitze des Heeres ſtellen. Nur Unfähigkeit ſollte ihn abhalten, das zu thun; 
dieſe ſollte ihn freilich auch wirklich abhalten, was, wie die Geſchichte ge— 
nügend beweiſe, nicht immer der Fall iſt. Iſt die Fähigkeit des Souveräns 
vorhanden, und er ſiellt ſich ſelbſt an die Spitze des Heeres, jo hat er 
unzweifelhaft ein kaum genug zu fehätenves Webergewicht über ven Feind, 
bei welchem dieſes Verhältniß nicht obwaltet. Er führt nicht blos fein eigenes 
Kommando, er treibt auch feine eigene Politik. Er kann im Interefie diefer, 
augenblidlich und ohne anderwärts anzufragen, von ven ihm geeigmet fchei- 
nenden biplomatifhen Mitteln zur Unterftügung ver Operationen Gebraud 
machen, er kann ohne Weiteres das diplomatifhe Mittel an die Kriegsoperation 
‚und dieſe an jenes anfnüpfen, 

Tritt im monarchiſchen Einheitsftante der Souverän nicht an bie Spite des 
Heeres, fondern fegt er einen Oberbefehlshaber ein, fo fann er fid) darauf befhrän- 
ten, dieſem allgemeine Inftruftionen zu ertheilen, und ihm auch das politifche Feld 
nach feinem Ermeſſen offen lafjen, oder er kann fd) vorbehalten, ihm Gelegen- 
beitsinftruftionen zu geben. 

Im erfteren Falle kommt Alles nur auf die Fähigkeit des erwählten Ober- 
feloheren an; im leßteren nicht mehr, und bie Sache ‚wird aller Wahrfcheinlichkeit 
nad) für die Ariegführung fehr übel beftellt fein, da bie Gelegenheitsinftruftionen, 
wie die Erfahrung beweist, namentlich in Fällen des Unglüdes, in welchen fie 
am meiften zu graffiren pflegen, nicht die Refultate veifliher Erwägung, ſondern 
oft nur die Refultate kleinlicher Hofintriguen find, 

In konſtitutionell monarchiſchen Staaten, wie in Republifen, ift e8 rein un- 
möglih, daß der Sonverän (die Regierung) fih unmittelbar an die Spige des 
Heeres ftelle; weil diefelbe hier niemals in einer einzigen Perfon vertreten, fondern 
ſtets durch ein mehr over minder großes Kollegium bedingt ift. Solange nicht befondere 
Beftimmungen getroffen find, muß biefes Regierungsfollegium, welches felbft 
wieder verantwortlich ift, fi bie Ertheilung von Inftruftionen vorbehalten. Doch 
gilt auch bier, daß umfaſſende allgemeine Inftruftionen, die von vornherein ertheilt 
werben, ven zwiſchendurch fallenden Gelegenheitsinftruftionen vorzuziehen find, 
daß, wenn fich letztere nicht abfolut vermeiden laſſen, von ihnen doch nur im 
höchſten Notbfall Gebrauch gemacht werben darf. Im äußerften Nothfall wirb 
übrigens ein freies und frei Fonftituirtes Volt wohl niemals vor der Einfegung 
ber biktatorifchen Gewalt auf beſchränkte Zeit zurückſchrecken, welde ein ſolches 
Bolt auch niemals zu fürchten bat. 

In einem Bundesftaate, welcher eine wirkliche Centralgewalt mit allen Eigen- 
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[haften der Souveränität bat, kommen alle vie berührten Verhältniſſe wieder 
vor; es fragt fich lediglich, ob die ſouveräne Gentralgewalt eine monardhifche, mo- 
narchiſch Fonftitutionelle oder republifanifch Konftitutionelle fe, 

Der deutſche Bund hat feine Eentralgewalt diefer Art, und baher wird 
auf einmal faktifch für ihn unnatürlich oder unmöglich, was doch theoretiſch das 
allein Mögliche zu fein fheint und das einzig Mögliche fein müßte, follte der 
deutſche Bund einen ftaatlihen Einfluß üben, überhaupt vie Nolle eines Staates 
ſpielen können. Nr 
Nach der Berfafjung des deutſchen Bundes foll für jeven Krieg der Ober: 
feldherr von der Bunbesverfammlung erwählt, von ihr in Eid und Pflicht ge- 
nommen werben, ihr als feiner einzigen Behörde verantwortlich fein, von ihr feine 
allgemeine Inftruftion empfangen, nad welcher er dann feinen Operationsplan zu 
entwerfen bat. Durch einen aus der Bunbesverfammlung erwählten Ausſchuß ſoll 
berfelbe in weiterer Verbindung mit ihm bleiben. Kurz der Oberfeloherr fol ſich 
zur Bunbesverfammlung verhalten, wie überhaupt ein Feldherr zu feinem Sou- 
verän. Er kann au vor ein Kriegägericht geftellt werben, 

Alem Anfheine nad) wollte man urſprünglich durch diefe Beftimmungen 
einen Souverän irgend eines Einzelftaates von der Oberfelvherrnfhaft ausfchließen. 
Geſchieht nun dies, und es wird zum Oberfeldherrn 3. B. ein General in öfter- 
reichiſchem oder in preußifhem Dienfte gewählt, wer fteht dafür, daß dieſer nicht 
außer den von der Bundesverfammlung ihm ertheilten Inftruftionen andere von 
der Regierung feines Staates, Defterreih oder Preußen, erhalte, und daß die 
legteren von den erfteren vollftändig abweichen, weil Defterreih und Preußen ja 
jeves eine eigene Politif hat, melde vielleicht mit dem Interefje des deutſchen 
Bundes nicht übereinftimmt? Was fol nun in foldem Falle aus der Arieg- 
führung werden? Ein Beifpiel dafür bietet aus neuerer Zeit der Reichsfeldzug in 
Scleswig-Holftein gegen die Dänen; der Reichsfeldherr, welcher preußifcher Gene- 
ral war, erhielt ftatt von der Bundesverfammlung bamals feine Inftruftionen 
von der preußifchen Regierung, und ob er fi) nad) diefer oder nad) jener richtete, 
ift befannt genug. Wieder ein Beifpiel aus allerneuefter Zeit beweist aber, daß 
man es gerade durch das Intereffe des Bundes für geboten halten kann, einem 
der beiden Souveräne von Defterreih oder von Preußen die Oberfeldherrnfhaft. 
zu übertragen. Dann lehnt dieſer entweder ab: erftens weil er einer Gefanbten- 
verfammlung nicht verantwortlich fein, ſich nicht von ihr vor ein Kriegsgericht will 
ftellen laſſen; zweitens weil er weiß, daß er Öefahr laufen kann, eine ganz andere 
Politit treiben zu follen, ald er es dem Interefje feines Landes, der Großmacht 
Defterreih oder Preußen, an deren Spige er fteht, ſchuldig zu fein glaubt. Ober 
er nimmt an und treibt unter dem Mantel der deutſchen Oberfeldherrnſchaft preußiſche 
oder öſterreichiſche Politik. 

Alles möchte nody gehen, wenn man den Bund, wie e3 ja thatfächlid in 
der Bundesverfaffung fteht, rein als Defenſivbündniß auffaßte Dann, wenn 
biefes eine Wahrheit fein follte, müßten aber auch Defterreih und Preußen in 
einem Kriege, den fie auf eigene Yauft führen, ohne den Bund gefragt zu haben, 
niemals Truppen aus ihren deutſchen Provinzen, niemals Hülfsquellen, welche 
fie aus ihren ventfhen Provinzen entnehmen, verwenden können, Dieſes wäre vie 
nothwendige Konfequenz; Defterreih und Preußen müßten alſo furzweg auf vie 
Großmachts ſtellung verzihten. 

Darauf kommen wir nun auch bei allen Reformvorſchlägen, die wirklich dieſen 
Namen verdienen, auch immer wieder zurück. Sie laufen darauf hinaus, daß an 
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die Stelle der beiden deutſchen Großmächte Defterreih und Preußen eine einzige 
deutfhe Großmacht gefetst werben fol. 

Der (gegenwärtig dem Bunbestage vorliegende preußiſche) Reformvorſchlag, 
nad welhem die Kontingente der nördlichen Staaten fih an Preußen, die Kon- 
tingente der fünlichen Staaten fih an Defterreih anſchließen follen; dieſes vie 
Leitung eines Bundeskorps im Süden, jenes im Norden übernehmen fol, läuft 
kurzweg auf eine Theilung Deutſchlands in zwei Bundesſtaaten hinaus. Wenn bie 
Leitung des Krieges auf folhe Weife getheilt fein fol, fo muß aud der Ent- 
ſchluß zum Krieg und ver Beſchluß des Krieges auf diefelbe Weife getheilt fein. 
Es ift ganz undenkbar, daß Preußen und Defterreih fih in die Leitung theilen 
und dod die Bunbesverfammlung den Krieg befchließe. Die Theilung der Leitung 
beißt nichts anders als gleichzeitig die Theilumg des Kriegsbefchluffes, d. h. Defter- 
reih und Preußen werden zwei, jeder durch andere deutſche Länder gegen ihren 
jegigen Beftand vergrößerte Staatenfomplere, die aber für jenen Kriegsfall genau 
in dasfelbe Verhältniß zu einander treten, wie zwei andere Staaten auch. Preußen 
wird fi mit Defterreich ebenfo gut zu einem beftimmten Kriege verbinden fünnen, 
wie mit Frankreich oder mit Rußland, aber aud um fein Haar breit mehr mit 
jenem verbunden fein, als mit viefen legten auch. 

Die Thetlung Deutfchlands in zwei befondere Staaten nähert fi den that- 
ſächlich beſtehenden Berhältniffen,; aber fie nähert fi ihnen auch nur; denn es 
ift befannt genug, baß keineswegs alle Staaten des nörbliden Deutſchland 
geneigt find, fi auf dieſe Weife an Preußen anzufchliegen. *) 

Daher ftammt nun der Gedanke der Trias; d. h. der Annahme noch eines 
britten Bunbesferns, als welcher vorherrfhend Bayern bezeichnet wird. Dies wäre 
weiter nichts, als daß man drei befondere Staatenfomplere an die Stelle von 
zweien fest. Was bamit für ein einheitliches Deutſchland gewonnen werben foll, 
muß jedem Unbefangenen völlig unverftänplich bleiben. Er ſieht — die Sadıe 
ftet8 vom militärifhen Standpunkt aufgefaft — nichts darin, als die Möglich- 
feit, daß ſich einmal die preußifche und bie bayeriſche oder auch bie preußifche und 
Öfterreichifche oder endlich bie bayeriſche und äfterreichifche Gruppe zu einem be— 
ftimmten Kriege verbinden, während im erften Falle vie öfterreichifche, im zweiten vie 
bayerifche, im britten die preußifche demſelben fern bleiben. 

Wir haben früher bemerkt, daß die deutſche Bundesverfaſſung den deutſchen 
Bund allerdings als ein reines Schutzbündniß, nod richtiger geſprochen, als eine 
Affeluranzgefellfchaft der deutſchen Fürften auffaßt. Fügen wir an biefer Stelle 
hinzu, daß das Streben des beutfchen Bolfes eben dahin: geht, Deutſchland aus 
biefer erniedrigenden Stellung, welche feinen Kräften nicht im minbeften entfpricht, 
berauszureißen. Diefes Streben läßt fih durch Vorſchläge, welche einzig darauf 
beredänet find, von dem Entfcheidenden und Wahren die Blide abzulenken, 
auf die Dauer nicht täufchen, 

Wenn ein Staat mehrere Kriege zugleich zu führen hat auf verfchiedenen, 
weit von einander getrennten Kriegstheatern, für deren jedes nothwendig aud ein 
befonderes Heer unter einem befonderen Feldherrn aufgeftellt werben muß, fo kann 
die Leitung ſämmtlicher Heere entweder durch allgemeine Inftruftionen bejorgt 
werden, welde von der Erefutive und fpeciell etwa von dem Kriegsminifterium 
ausgehen, oder es kann für bie Eentralleitung ein Oberfeloherr eingefegt werben, 


*) Anm. d. Red. Cbenfowenig find die füddentfchen Staaten geneigt, fih In folder 
Weiſe an Oeſterreich — * ß — 
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welcher, wie die Spinne in ihrem Gewebe im Mittelpunfte ſitzend, alle Fäden in 
feiner Hand bat. 

Im erfteren Falle wird die Gentralleitung ftets von allen einzelnen Kriegs: 
ſchauplätzen fi in anftändiger Eutfernung befinden und aus biefer her ihre In— 
ftruftionen ertheilen, nad ber “Art, wie der frühere öſterreichiſche Hofkriegsrath es 
that; im zweiten Falle fann ganz daſſelbe Berhältniß exriftiren, und man wird 
dann nur etwa ven Bortheil haben, daß die Leitung in den Händen eines Man- 
nes ftatt eines Kollegiums liegt, und daß fie in bie Hände eines beſonders be- 
fähigten Mannes gelegt wurde. Es kann nun aber auch der Oberfeldherr ſich 
wirklich bei einer der Armeen aufhalten, während er auf bie anderen nur aus ber 
Ferne einwirkt. 

Es ift an fi Mar, daß eine Leitung aus der Ferne niemals zu leiften ver- 
möge, was an Ort und Stelle. felbft zu leiften ift. Hierin liegt einer der Gründe 
für den alten Sa, man folle niemals zwei Kriege auf einmal führen. Wie oft 
das wirklich möglich zu machen fei, lehrt die Gefchichte großer Staatsmänner und 
Feldherren auf jevem ihrer Blätter. Sind aber zwei Kriege auf einmal, auf weit 
von einander getrennten Schauplägen, unvermeidlich zu führen, jo wird es doch 
immer erreichbar fein, daß man bviefelben ihrer Wichtigkeit, ihrer Entſcheidungs⸗ 
kraft nad) von einander fonvere, daß man alfo einen Hauptkriegsfhauplag von einem 
ober auch mehreren Nebenfriegsihauplägen ſekundärer Bedeutung unterfheide; für 
jerien eine Hauptarmee, für diefe Nebentorps aufftelle, daß der erwählte Dber- 
feloherr die unmittelbare Leitung der Hanptarmee übernehme, dagegen diejenige 
ber Nebenkorps nur mittelbar durch Ertheilung von Inftruftionen beforge. Das 
muß in folhem Yale die Regel fein, und der Kunft des Stantsmannes und bed 
Krieger bleibt es jest nur überlaffen, mit richtigem Blid den entſcheidenden 
Schauplag unter allen gegebenen heraus zu erkennen und anf ihm fo große Re= 
fultate in fo kurzer Zeit zu erzielen, daß Alles, was auf andern Schauplägen 
geſchieht, dagegen verſchwindet, zwar zum allgemeinen Nugen im Glücksfalle 
beitragen, im Unglüdsfalle aber nichts Weſentliches verberben kann. 

Die einzige vernünftige Auffafjung vom Kriege ift diejenige, daß er ein Aft 
ver Bolitit fei. Der Feloherr follte alfo zugleih Staatsmann fein und ftaats- 
männifhe Vollmachten haben; im Alterthum war dies eine einfach und allgemein 
anerfannte Sache. In neuerer Zeit aber ift faft das Umgekehrte der Fall. Damit 
hängt es nun fehr enge zufammen, daß die im Negierungsfige zurückbleibenden Ere- 
futivgewalten ſich meift bie politifche Leitung des Krieges vorbehalten, wenn fie 
auh — wie fie meinen — bie militärifche aus der Hand, d. h. einem Ober: 
feldherrn übergeben. 

Hieraus folgt nun die Menge von Inftruftionen, vermeintlich nur politiſcher 
Bedeutung, welche ben Feldherren in neuerer Zeit gelegentlich zugehen. Weil es 
aber geradezu ein Unfinn ift, das Militärifhe von dem Politifchen zu trennen, 
ober fich einzubilden, daß es getrennt werden könne, ift die unausbleiblihe Folge 
davon, daß der Feldherr in feinem militärifhen Handeln bei ſolchen Berhältniffen 
gleichfalls über alle Gebühr zum Nachtheil des militärifhen und daher auch des 
politiihen Erfolges gehemmt werde. 

Die Borftellung von einem General als fogenannten Haudegen ift in neuerer 
Zeit eine fo beliebte, daß man fogar einem großen Feldherrn eine Ehre damit anzu⸗ 
thun glaubt, wenn man ihn als ſolchen varftellt, oder einen großen General damit 
in Schatten zu ftellen glaubt, wenn man von ihm behauptet, man habe ihn nie- 
mals im. Tirailleurfeuer gejehen, 
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Revolutionäre Gewalten haben ftets einen Inftinft dafür gehabt, daß mili- 
tärifches und politifches Handeln nicht von einander getrennt werben könne, und 
ihnen vorzugsweiſe verbanken wir in neuerer Zeit die Wiederbelebung eines In— 
ftitutes, weldes z. B. im Mittelalter in großer Kraft beftand. Im Mittelalter 
wurden ben Feldherren, denen man damals freilich nicht einmal zutrauen konnte, 
daß fie die edle Kunft des Lefens und Schreibens verftänden, fogenannte Kriegs- 
räthe beigegeben, welche aud bei der Anordnung der militärtfhen Operationen 
ein Wort mitzureden hatten, vorzugsweife aber für die Beforgung des politifchen 
Departements verantwortlih waren. Und fo haben ın neuerer Zeit während ber 
großen franzöfifhen Revolution die Franzofen ihren Heeren Konventsveputirte 
beigeorbnet, und in allen revolutionären Erhebungen danach ift dies in der Bei— 
gabe fogenannter Regierungs- oder Civillommifjäre nachgeahmt worden, welche 
vorherrfhend biplomatifche Gewalten zur Vermittlung zwiſchen Feldherrn und Re— 
gierung, zur Vermittlung ber biplomatifchen Beziehungen mit andern Staaten 
beftimmt, oft in Folge des Mißtrauens in gewiſſe Fähigkeiten oder auch in ben 
guten Willen und die politiihe Auffaffung des Feldherrn eingefegt, häufig zugleich. 
bie Vermittler zwifhen Armee und Volk namentlich in Berpflegungsangelegenheiten 
fpielten. Bisweilen freilich mochte dieſe leßtere ihrer Aufgaben nur vie wahre ber 
politifhen Ueberwachung des Feldherren verveden follen. Natürlich ift es unter 
allen Umftänden vorzuziehen, daß man biefer Comites missi, welche nur allzuoft 
verberben, was gut zu machen fie beftimmt waren, entrathen könne. Biel Ge- 
fheibtes wird unter allen Umftänven nicht dabei herausfommen, wenn der General 
diefer Art von Ergänzung feines Ichs in irgend einer Beziehung bebarf. 

1. Die Mittel der Kriegführung. Diefe Mittel find die leben- 
bigen Streitlräfte: Heere, Flotten, Landesbewaffnung (Landfturm) und Seewehr 
(Küftenflotillen); Material, Lebensbedürfniſſe, Geld zur Beihaffung des Noth- 
wenbigen. 

Sie zerfallen in eigene Mittel, über welde ein Staat unmittelbar gebietet, 
und in fremde, melde er fi erſt durch Bündniſſe oder fonftige Verträge ver: 
Ihaffen muß. 

1) Der Abſchluß von Verträgen, durch welche ſolche fremde Mittel befchafft 
werben können, muß felbftverftändlich derjenigen Gewalt im Staate zuftehen, welche 
das Recht hat, Krieg zu erklären ober anzunehmen und bie Kriegsleitung zu be- 
ſtimmen. Keine Kriegsverfaflung irgend eines Landes kann in diefer Beziehung 
vernünftiger Weife eine andere Beftimmung enthalten. 

Die fremden Mittel, welche ih ein Staat durch Bündniſſe verſchafft, find 
der Art nad dieſelben, über melde er entweder für ſich verfügt ober doch ver- 
fügen könnte. Nur eine Ausnahme eriftirt, Es kann fi nämlich ein Staat durch 
Bündniß mit einem andern bie Möglichkeit verfchaffen, von einem Gebiete aus den 
Krieg zu eröffnen, welches ihm anders nicht zur Verfügung geftanden hätte. So 
fonnten 1854 Engländer und Franzoſen in Folge ihres Bündniſſes mit ber 
Türkei den Ruffen fih in Bulgarien gegenüberftellen, was ohne dieſes Bündniß 
nicht möglich gewejen wäre. Fremde Mittel beftehen alfo zu Zeiten in Ermeite- 
rungen des Operationsgebietes. 

Im Uebrigen muß man ſämmtliche Kriegsmittel in Bezug auf die Kriegs- 
verfaffung nad ihrer Verfügbarkeit für die Staatsgewalt und nad ihrer Nad)- 
baltigfeit betrachten. 

2) Stehendes Heer und Flotte. Friedensftand. Präſenz— 
zeit. Heere und Flotten beftehen außer im Kriege auch im Frieden; ein bloßer 
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Binnenftant ift duch die Natur feines Gebietes auf die Aufftellung von Lanb- 
heeren beſchränkt. Im Wefentlihen läßt ſich Alles, was bezüglich der Kriegsver- 
fafjung von ven Heeren gefagt werben kann, aud auf vie Flotten anwenden; 
bie Unterhaltung von Flotten an ſich bringt feine Unterſchiede, ſondern bei Lichte 
betrachtet nur das Verhältniß derjenigen Staaten, welche überhaupt ihrer Lage 
nad im Stande und veranlaft find, Flotten aufzuftellen. In jehr vielen Bezie- 
hungen fünnen wir uns nun auf bie Artikel „Flotte“ und „Heer zurüdbeziehen. 
Die Kriegsverfaffung bringt- die Heer- oder Flottenverfafjung in ben politiichen 
Berband hinein. Wir befhränten uns alfo im vorliegenden Artikel auf die Erwä- 
gung biefer allgemeinen politifhen Beziehungen. 

Ein Heer, welches theilweife oder gänzlich ſchon im Frieden unterhalten 
wird, verurſacht jährliche Koften, welche von der Erekutivgewalt aus eigener Macht⸗ 
vollkommenheit oder unter Mitwirkung ber geſetzgebenden Gewalt feftgefegt wer- 
ben, je nad der Staatöverfaffung. Diefe Koften dienen, die Glieder des Heeres 
zu Heiden, zu rüften, zu verpflegen, unterzubringen. Sie find im Wejentlichen 
um fo größer, je größer ver Stand des Heeres im Frieden ift. Diefen Koften 
parallel läuft ein Ausfall im Stantsvermögen, der daraus entfteht, daß bie im 
Dienfte befindlichen Mannfchaften der nugbaren Friedensarbeit entzogen find. 

Staatsökonomiſch ift es alſo vortheilhaft, ven Friedensſtand fo weit als irgend 
möglih zu verringern Es erſcheint dies auch vortheilhaft mit Rüdfiht auf bie 
Möglichkeit, erfolgreih Krieg zu führen; denn je höher der Wohlftand eines 
Staates gefteigert ift, defto nachhaltigere umd bereitere Mittel hat biefer im Kriege 
aufzumenden ohne die Gefahr äuferfter Erfhöpfung zu laufen. Gegenüber dem 
allgemeinen Grundſatz des Strebend nach größtmöglicher Verminderung des Frie— 
densftandes hat man alfo nur die Hinderniffe zu erwägen, welche ver Verwirkli— 
hung dieſes Strebens im Wege ftehen; d. h. mit andern Worten, die Zwede bes 
Friedensſtandes. 

Erſter Zweck des Friedensſtandes iſt nun die AUsbildung der Mann— 
ſchaft zum Kriegsdienſt. Dieſer Zweck iſt der wichtigſte überall dort, wo die 
Konſkription beſteht, wo alſo die junge Mannſchaft zum Kriegsdienſte ausgehoben 
wird. Man entläßt dann die Leute möglicherweiſe, ſobald ſie ausgebildet ſind, von 
der Fahne; ſie bleiben aber noch eine Reihe von Jahren zum Dienſte verpflichtet 
und können ſowohl zu Uebungen als zum Kriegsdienſte wieder einberufen werden, 
entweder bei denſelben Truppenlörpern, bei welchen fie ausgebildet wurden, ober 
auch bei beſonderen anderen, ausdrücklich für die älteren Jahresklaſſen formirten, wie 
in dem preußiſchen Landwehrſyſtem. Bei dieſer Einrichtung wird der Friedens— 
ſtand in dem Maaße mehr vermindert, als man jährlich weniger Leute einſtellt 
oder als man die Dienſtzeit bei der Fahne (Präſenzzeit) jedes einzelnen Mannes 
verkürzt. Wenn alle wehrhaften Männer im Militärdienſt ausgebildet werden 
follen, bleibt zur Verringerung des Friedensftandes nur das legtere Mittel. 

Stellt man num den Grundſatz auf: es fol jever Mann nur fo lange bei 
ber Fahne bleiben, bis er militärisch ausgebilvet ift, jo fcheint e8 ungemein leicht, 
diefe Zeit feftzufegen oder ein Minimum verjelben zu gewinnen. Indeſſen gerade 
bier gehen die Anfichten jehr weit auseinander : denn während vie Einen glauben, 
daß zwei Monate völlig hinreichen, um einen Rekruten auszubilden und folder- 
eftalt zu dem Miliziyfteme gelangen, in welchem es gar feinen permanenten 
Sprievensftand gibt, jondern nur einen Friedensftand für je einige Monate im 
Jahre (Schweiz), fine die Anderen ver Meinung, daß minbeftend drei oder doch 
allermindeſtens zwei Jahre zur Ausbildung eines Rekruten gehören, und noch 
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anderer Orten und zu andern Zeiten bat man ſogar eine viel längere präfente 
Dienftvauer gefordert. Der Zwiefpalt der Anfihten geht hier wejentlih daraus 
hervor, daß die Einen der Meinung find, zur Ausbildung eines Rekruten gehöre 
nur die Ausbildung in dem Hanbwerfsmäßigen des Dienftes, während bie 
Anderen verlangen, der Mann folle während ver Präfenz innerlich zum Soldaten 
umgebilvet werden. Offenbar ift nur ber erfte Begriff ein beftimmter, bei dem 
fih Har und unzweiveutig etwas benfen läßt, der zweite Begriff ift dagegen ein 
unfaßbarer, man kann ſich babei die alleventgegengefegteften und verſchiedenſten 
Borftellungen machen und aus ihm heraus eben fo gut 20 Jahre, ald 2 Jahre 
oder fonft irgend eine Zahl als nothwendige Ausbildungspräfenz; bemonftriren. 
Diejenigen, welche pie allerfürzefte Ausbildungspräfen; für genügend erachten 
und bemgemäß zu dem Milizfyftem als dem normalen gelangen, find aber barüber 
völlig einverftanden, daß es hier einer Ergänzung der Ausbildung unbedingt be 
bürfe. Sie finden biefe Ergänzung in der thatſächlichen allgemeinen Heranziehung 
zum Waffendienft, welche, unterftügt von einer bie vernünftige Disciplin begrün« 
denben Sugenverziehung, militärifchen Geift im ganzen Bolfe verbreitete und aus 
biefem auf jeden Einzelnen zurüdftrahlete, in freien ftaatlichen Inftitutionen ferner, 
welche jeven Bürger zum felbftbewußten Gliede des Staatswejend mahen und 
fein Intereffe für deffen Erhaltung nie einfhlafen laffen. Mit einem Wort, wo 
nad) ber fonftigen Tage der Dinge überhaupt, ift das Milizſyſtem nur möglich 
in einem freien, vollsthümlichen Staatsweſen, heiße e8 übrigens ein Königreich, 
eine Republik oder wie es fonft immer wolle, 

Ein anderer Grund eines permanenten anjehniichen Friedensſtandes ift ber 
beftändige Kriegszuftand, Diefer tritt ein, wo der Staat mit dem Volle 
in ewigem Kampf liegt, wo im Staate eine Klaffe ver Unterbrüdten beftändig zur 
Auflehnung gegen die Unterbrüder bereit ift. Hier fpielt das Heer die Rolle einer 
großen Polizei; der Zweck der Ausbildung für den Waffendienft tritt ganz und 
gar in den Hintergrund; den Überhaupt eingeftellten Soldaten muß man fo lange 
als möglich für den Dienft zu fonferviren ſuchen, um ihn befto fiherer vom Volke 
loszureißen und deſto unbebingter dieſem gegenüber ftellen zu können. Nicht immer 
treten dergleihen Verhältniſſe in aller naiven Brutalität hervor; im Gegentheil 
ſucht die unterdrückende Klaffe, welhe fie thatſächlich zu erhalten wünſcht, fie im 
Worte zu bemänteln und behauptet die Nothwendigkeit einer langen Präfenz 
für die Ausbildung nur, weil fie nicht offen fagen möchte, daß es ihr auf ein 
vom Volke Iosgetvenntes, bequem gegen das Volk verwendbares Heer ankommt. 

Der beftändige Kriegszuftand eriftirt auch für alle Staaten, welche aus ber 
Eroberung ein Gewerbe mahen, daher namenflic für alle viejenigen Handels— 
ſtaaten, welche entlegene, mit Gewalt erworbene Kolonieen befigen, die nur mit 
Gewalt in der erwünfchten Abhängigkeit und Ausbeutungsfähigfeit erhalten werben. 
Für folhe Staaten ift die Permanenz bed Frievensftandes eine unabwenbbare 
Nothwendigkeit; für fie kann es aber zugleich nothwendig werben, die Konffription 
ganz zu verwerfen und an ihre Stelle die freie Werbung zu fegen, welde aller- 
dings das einzige Mittel ift, eine Soldatenkaſte zu bilden, und zugleich das Volk, 
welches fich in der Sonne der Staatsgröße wärmt, mit Staatszweden verſöhnt 
zu erhalten, bie ihm wunberbar, unbegreiflich erjcheinen würben, wenn e8 ge= 
zwungen wäre, ſtets perfönlich mit feinem Blute dafür einftehen zu müſſen. 
Troß unferer oben ausgefprohenen Grundanſicht find wir nun durchaus nicht 
Willens, einem Stantszuftand, wie wir ihn bier uns benfen, bie Berechtigung 
abzufpreden, Die Kolonijation ift in der That ein Weg zur Verbreitung der 
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Kultur, der Eiviltfation, ein weltgefchichtlihes Moment, welches als ſolches ge- 
würbigt werben will; fie ift meiftentheils nur durch Waffengewalt zu begründen 
und wenigftens zeitweife nur durch folhe zu behaupten. Bon diefem Standpunkte 
aus müffen wir nothwendig die. Berechtigung der ftehenden Heere und noch mehr 
der ſtehenden Kriegsflotten anerkennen. Aber fo wenig wir jene Zuftände ver 
Begründung und Behauptung von Kolonieen als verewigte, normale zu begreifen 
vermögen, fo jehr wir fie als nur Uebergangsperioden angehörig betrachten kön— 
nen, fo ſehr müfjen wir dieſes aud vom ftehenden Heer und ber ftehenden Kriegs- 
flotte behaupten. 

Sehr enge zufammenhängend mit dem eben erwähnten ift ver Zuftanb einer 
europäifhen Großmacht, welche überall ihren Einfluß geltend machen, welche will, 
daß in Europa und auf ber Erbe nichts gejchehe, zu dem fie nicht fofort ein 
Wort mitreden kann. Sie bebarf zur Realifirung viefes Beftrebens einer perma- 
nenten, inöbefondere maritimen Kriegsmacht. Es läßt ſich nicht verfennen, daß in 
allen biefen Fällen der Aufwand für die permanente Kriegsmacht fih materiell 
lohnt, daß den Koften hier überall ein Aequivalent des erhöhten Stantswohlftandes 
wenigftens entfprehen kann over fol, daß die Erzielung dieſes Aequivalents mit 
entfprechender Berzinfung bier wenigftens: immer in ber Abficht Tiegt. 

Dritter Grund eines großen permanenten Frievensftandes ift die Bereit- 
[haft füreinen möglichen Krieg. In Staaten, welche ihre Truppen 
durch freiwillige Werbung ergänzen und die Konffription gar nicht kennen, welde 
folglich auch nicht über eine Menge ausgebildeter beurlaubter Mannfchaften ver- 
fügen, ift diefer Grund für einen großen permanenten Friedensftand ftichhaltig ; 
nicht jo im Wefentlichen für einen Staat, in weldem die Konfkription befteht. 
In dem erfteren würde, vorausgefegt, man befäße gar fein beftänbiges Heer, eine 
Armee bei jedem Kriegsprohen erſt nicht blos durch Werbung zufammengebradht, 
fondern nun auch erft noch im Waffendienfte geübt werben müfjen, was bann 
freilich abfolnt unmöglid werben könnte, weil der Feind die Zeit nicht dazu läßt. 
Im Staate mit Konfkription ift die fhleunige Aufftellung eines Heeres aber we⸗ 
niger von ber Größe des permanenten Friedensſtandes, viel mehr von den Ein- 
richtungen abhängig, welche getroffen find, um die beurlaubten Männer zu beru- 
fen, einzureihen, in ſchon vorgefchriebene Verbände zu formiren und fo weiter; 
jo daß in dieſer Beziehung felbft ein Milizheer mehr leiften kann als ein Kadres— 
heer mit fehr beträchtlihem permanenten. Stande. 

Je ftärker diefer permanente Stand ift, defto geringer wird freilich die Stö— 
rung im gewöhnlichen bürgerlichen Verkehr bei einer jeven Mobilmahung. Je ge- 
ringer der permanente Stand ift, defto mehr Mannfhaften müffen bei einer Mo- 
bilmachung aus dem beurlaubten Stande jevesmal einberufen, d. h. mit ihrer Kraft 
dem bürgerlichen Verkehr entzogen werden, und umgefehrt. Aber mit biefem Grunde 
einen ftarten permanenten Stand rechrfertigen bleibt doch immer ein fonderbares 
Manöver. Ebenfogut könnte man einem Manne, ber ſich darüber beflagt, daß er 
jährlich einmal eine große Ausgabe z. B. für Hauszins zu machen hat, rathen, 
er folle fein ganzes Hauswefen in allen Zweigen auf einen reichlicheren Aus- 
gabenfuß fegen; dann werde ihm bie Ausgabe für den Hauszins gar nicht mehr 
fo groß erjcheinen. 

Aus dem Vorigen mag fi ergeben, daß Staaten, welde einen großen Ein- 
fluß auf die Weltverhältniffe beanfprucdhen und ihrer Lage, Macht, ihrem Reich— 
thum ‚nach ein Recht auf folden Anſpruch haben, eines permanenten Heeresftandes, 
wie jegt einmal die Sachen noch ftehen, nicht wohl entbehren Fünnen, daß derſelbe 
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aber fein gar großer zu fein braucht, um Kolonieen zu beherrſchen, eine Flagge 
auf ven Meeren entfalten zu können, Gefandte und Konfuln zu [hüten und was 
bieher gehört; daß für Kleinere Staaten, die nur die Möglichkeit haben wollen, 
fih ihrer Haut zu wehren, wo alſo ber Frievensftand weſentlich nur ber Aus- 
bildung dienen fol und mit der Bereitihaft zum Kriege gerechtfertigt wird, eine - 
Permanenz des Frievensftandes entweder gar nicht oder doch nur in jehr geringem 
Maaße nothwendig ift, um militärifche Etabliffements zu unterhalten, um eine 
Kaffe von Berufsofficieren zu gewinnen und beranzubilden, um Feftungen zu be— 
wachen und zu ähnlichen Zmweden. 

Für Großmächte kann fih dann die Sache entweder jo ftellen, daß fie 
ein mäßiges Heer und eine mäßige Flotte, deren Mannſchaft fie durch freiwillige 
Werbung ergänzen, unterhalten, um ihren Einfluß zu fichern, und baneben für 
den Fall, daß die Nation für ihre Eriftenz ober ein augenfälliges großes Inter 
effe einftehen müßte, ein zweites, auf die Konfkription (Waffenpflicht) gegründetes 
Heer mit kurzer Ausbildungspräfenz, die je nach den Anfichten, die man über bie 
zur Ausbildung nöthige Zeit hat, entweber einen permanenten Friedensſtand ergibt. 
oder auch nicht (Miliz); — oder die Großmacht bat nur ein auf Konfkription 
gegründetes Heer mit kurzer Dienftzeit (Dienftverpflihtung), verhältnigmäßig 
langer Präfenzzeit und folglich kurzer Beurlaubtenzeit und benugt den permanenten 
Stand, der fi hieraus ergibt, aud in Zeiten fogenannten Friedens, um durch 
Befagungen in Kolonieen und fremden Ländern, durch Entwidlung ihrer Streit: 
fräfte auf den Meeren und an ben Grenzen ihren Einfluß zu erhalten, fo lange 
dies nod nicht die Anftrengung der legten Kräfte, bie Anwendung wicklicher 
Waffengewalt erfordert, fo lange alfo die Drohung noch ausreiht. Mit dieſer 
Berwendung des Heeres geht dann die Ausbildung der Mannfhaft Hand in Hand, 
Neben dem Heere kann dann noch ein Landſturm, Nationalgarde, Bürgerwehr 
eriftiren, zum Dienft, in welden auch die nicht in das Heer eingeftellten, aber 
doch wehrhaften Männer verpflichtet find, deren Organifation aber mefentlid ver 
Zeit des Gebrauches, der Mobilmahung vorbehalten bleibt. 

Der Kleinere Staat, welder nicht die Anſprüche einer Großmacht erhe- 
ben darf, wird ein Heer, gegründet auf die Konffription mit langer Dienftzeit, 
furzer Präfenz (mit permanentem ober aud nicht permanentem Friedensſtand), 
folglich langer Urlaubszeit haben, damit er, ohne ſich financiell zu ruiniven und 
zu einer financiellen außerorventlihen Anftrengung unfähig zu machen, für ‚ven 
Nothfall, wenn es fi um feine Eriftenz und feine Ehre Handelt, die möglichft 
größefte Zahl von Männern, die im Waffenvienft geübt find, dem Feinde ent- 
gegenftellen fünne. Diefes Syftem wird einen folden Staat aud am beften von 
Großmachtsgelüſten fern halten, die ihn doch nur lächerlich machen können. 

Ein Bundesftaat fann ein völlig einheitlich organifirtes Heer, eine voll- 
fommen einheitlic organifirte Flotte haben, wenn auch deren Elemente aus ben 
einzelnen Staaten als bereits organifirte Körper hervorgehen. Das Bundesheer 
wirb dann zwedmäßiger Weife in der Art organifirt fein, wie e8 dem Bunbes- 
ftante als Ganzem nach der Weltftellung entjpridht, die er einnimmt, je nachdem 
er alfo Großmacht fein kann oder nidt. 

Ein Staatenbund, ſobald er ein einheitlich organifirtes Heer bat, wirb 
baburd allein ſchon zum Bundesftaat. Er kann das aber nur werben, wenn ex 
aus nahezu gleich ftarfen Einzelftanten befteht, die ſämmtlich einander bevürfen. 
Enthält der Stantenbund Großmächte und Kleinftaaten, da ift von vornherein 
vorauszujegen, daß ex Fein einheitlich organifirtes Heer habe; denn bie Großmächte 
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bebürfen wirklich anderer Organifationen als die Kleinen; das Streben nah Ein- 
heitlichfeit wird in der Regel auf Koften des Bollswohlftandes der Kleinen, felten 
auf Koften der Kraftentwidiung der Großmächte als folder ftattfinden. Kommen 
vollends noch abfolute Souveränitätsgelüfte von Dynaftieen hinzu, die alle in 
milttäriichen Dingen gerade etwas Beſonderes haben wollen, obgleich fie politifch 
völlig außer Stand fein mögen, etwas Beſonderes zu fein, fo fällt aud ber 
Schatten einer einheitlichen Organiſation fort. In der That prägt fi in ber 
militärifhen Organifation das. wahre Staatswefen am fchärfften aus, und unfere 
Erörterungen werben zur Genüge beweifen, weshalb wir an einen permanenten 
Staatenbund nicht glauben können: entweder muß fich derfelbe zum Bunbesftaat 
entwideln mit jehr ausgefprocdener Beſchränkung der Souveränität der Einzel- 
ftaaten, oder er muß auseinanderfallen. So lange Beides nicht erfolgt, bleibt er 
immer ein haltloſes Zwitterbing. 

3) Kriegsmaterial. Ganz abgefehen von ven Koften, weldhe vie Un- 
terhaltung von Truppen oder die Ausbildung der wehrhaften Mannſchaft im 
Frieden macht, ganz abgefehen von ber Art des Wehrfyftems, welche einem Staate 
zufommt oder welche ein Staat erwählt bat, ob er überhaupt einen permanenten 
Friedensſtand habe oder nicht, erfordert die Kriegsverfaffung nothwendig ſchon im 
Frieden die Beſchaffung eines mehr oder minder reihen Materials für die Durd- 
führung des Krieges, welches befteht in Waffen, Ausrüftungsftäden aller 
Art, Bekleidungen. 

- Sicherlich ift es wünfchenswerth, ven Vorrath, der im Frieden erhalten und 
aufbewahrt wird, auf das geringftmöglihe Maß zu rebuciren; denn durch bie 
bloße Aufbewahrung im Frieden, ohne den Gebraud im Felde, wird Vieles un> 
brauchbar; dies repräfentirt dann rein verlorene Koften, die im Berhältniß zur 
Menge des Aufbewahrten fteigen; außerdem aber repräfentirt alles Aufbewahrte 
bis zur Zeit des Gebrauchs ein tobtes, dem Verkehr entzogenes Kapital. 

Im Allgemeinen wird man bie Frievensbefhaffung um jo eher verringern 
können: 

je mehr ein Staat von den zu Kriegsbebürfniffen erforberlichen Rohmateria- 
lien auf feinem eigenen Gebiete ober auf einem Gebiete befigt, deſſen Benutzung 
im Notbfall er mit Sicherheit in Rechnung ziehen barf; 

je höher bie Inbuftrie des Landes im Allgemeinen und insbefondere in ben 
bier in Betracht kommenden Zweigen fteht, wobei Waffen: und Munitionsanfer- 
tigung bie erfte Stelle einnehmen; 

je mehr endlich Bezirke, Gemeinden, einzelne Bewohner des Landes beftimmte 
Leiftungspflichten für den Kriegsfall gegen den Staat haben, welche dem letztern 
die erforberlihe Quantität von Arbeitern fihern und in kurzer Friſt zur Verfü— 
gung ftellen. 

Ganz und gar die Frievensbefhaffung bei Seite laſſen kann fein einziger 
Staat; Schiffe, Gefüge u. ſ. w. erfordern zur Herftellung eine bedeutende Zeit, 
und ſoviel muß offenbar fhon im Frieden beſchafft fein, daß überhaupt der Krieg 
begonnen werben könne. Hierauf. bezieht ſich neben ber politifchen Vorbereitung 
hauptjählih das alte Sprihwort: Si vis pacem, para bellum, welches in unje- 
rer Zeit fo vielfach gemißbraudht wird, um damit die Unterhaltung möglichft großer 
ſtehender Deere zu rechtfertigen, welche doch offenbar dem Lande bie befte Kraft 
für den Krieg ausfangen, die bedeutende Vermehrung des Kriegäftandes geradezu 
hindern und deshalb feinen Feind abjchreden können, ver ſich bie Dinge in ber 
Natur befieht. 
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4) Kriegsleiftungen der Staatsangehörigen.!) Die Be 
ftimmung der Kriegsleiftungspflichten ver Bewohnerſchaft des Landes ift einer der 
wefentlichften Punkte einer Kriegsverfaffung. Diefe Pflichten find keineswegs mit 
dem eigentlichen Kriegsvienft und ber Einberufung vorher beftimmter Mannſchaft 
aus dem Urlaub oder burdy neue Konfkription abgefhloffen. Es gibt im Kriege 
für die Bewohnerfhaft des Landes noch Manches andere zu thun, als Rekruten 
und Urlauber zu ftellen. Wir wollen nur auf das Wichtigfte in dieſer Beziehung 
aufmerkfam machen. 

Zunächſt tritt für den Krieg die Nothwendigkeit ein, ven Pferdeſtand bes 
Heeres zu erhöhen; bann handelt es fi) während des Krieges um Transporte 
von Vorräthen auf weite Streden, zu deren Bewerkftelligung im ganzen Umfange 
das eigenthümliche Fuhrweſen des Heeres keineswegs hinreicht , e8 gilt vie Eta- 
blirung von Magazinen, von Spitälern für die Truppen, bie Vermehrung ber 
Arbeiter in den Ausräftungs-, Bekleidungs-, Waffen und Munitionsbefhaffungs- 
Werkftätten und Fabriken, es find Schanzarbeiten zu verrichten und Wehnliches. 

Nun ift es richtig, daß der Staat den nothmwendigen Mehrbebarf an Pferden 
für den Krieg anfaufen könnte. Aber, wie wir fehen werben, kommt es beim Be— 
ginne eines Krieges vornämlid darauf an, die Ausgaben in baarem Gelde mög- 
lihft zu reduciren. Dies läßt ſich erreihen, wenn man ben einzelnen Kreifen 
eines Landes oder den Gemeinden die Lieferung eines beftimmten Duantums 
von Pferden für den Krieg auferlegt, jedem nad) feinem Pferbeftand, Dagegen 
fann gefagt werben, daß die Kreife und Gemeinden jebenfalls nicht dem erften 
beften Pferbebefiger feine Pferde fortnehmen können, ohne fie zu bezahlen. Sehr 
richtig, aber vor allen Dingen ift der ohnedies jeßt von allen Seiten gepreßte 
Staat von der Nothwendigkeit fofortiger Zahlungen -befreit, und außerdem fteht 
e8 feft, daß, wenn überhaupt die Repartition auf die Kreife nad vernünftigen 
Grunpfägen gemadt und nit von einer unglüdlich verjchrumpften Büreaukratie 
ausgegangen ift, den Kreifen und Gemeinden die Pferde viel billiger zu ftehen 
fommen werben ald dem Staat, ber gezwungen wäre, in Maffen aufzufaufen und 
ſchnell auf wenigen Punkten die nothwendige Maffe zufammenzubringen. 

Die Vermehrung der Arbeiter in Werkftätten und Fabriken aller Art würde 
man dadurch bewerkitelligen Fünnen, daß man aus den Soldaten vie geeigneten 
Subjelte herausnähme; ebenfo könnte man dem Heere felbft die ganze Beforgung 
der Ariegstransporte anheimgeben und das Kriegsfuhrweſen dem entfpredhend ver- 
mehren. Wie fehr durch vergleihen Abkommandirungen, wie e8 heißt, der_Nor- 
maletat der Heere vermindert wird, das ift nur zu befannt, und ber erfte befte 
Bergleih eines Normaletats mit dem effektiven Etat an Streitbaren bei Armeen, 
für melche dieſes Syſtem eriftirt, fann es lehren, Abgefehen davon wird der Ber: 
kehr im Innern des Landes, welder im Kriege immer etwas ind Stoden gera= 
then muß, neu belebt und für den Krieg felbft nutzbar gemadht, wenn man bie 
Kriegsarbeit fo viel es thunlid bürgerlihen Händen anvertraut. Dies ſcheint num 
freilich einen Widerfpruch in ſich zu faſſen, da ja der Staat, um den Berkehr zu 
beleben, die bitrgerlichen Arbeiter, weldye er requirirt, bezahlen muß. Jedoch ver- 
hält ji die Sache nicht fo, da man im Innern des Landes ftets von Paptergelt 
wird Gebrauch machen können, wenn das aud an den Grenzen und bei der Armee 
felbft abfolut unmöglid geworben fein ſollte. Dadurch daß der Staat feinen 
Dürgern die Kriegsleiftungen als eine ftaatsbürgerliche Pflicht auferlegt, erhält er 


1) Bol. den Art, „Kriegslaften”. 
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zugleich das Recht, die Preiſe feftzufegen, welche er fih im andern Falle müßte 
machen laffen, und gewiß nicht zum Vortheil der Gefammtbeit. 

Was das Transportweien im Innern anbelangt, fo müßte das Fuhrweſen 
der Heere, um wirklich allen Anforverungen zu entſprechen, ganz verfchwenderifch 
vermehrt werben, wenn biefes überhaupt allen Transportverfehr für das Heer 
vermitteln follte, verſchwenderiſch, weil der Heerestransport ſich bald auf dieſe, bald 
auf jene Route werfen muß und weil man auf jeder einzelnen dieſer Routen ein 
allen Bebürfniffen entiprehendes Fuhrweſenskorps haben müßte, um gerade im 
Nothfall nicht in der Klemme zu bleiben; während die Belaftung ſich fehr gut und 
billig vertheilt, wenn eine Berpflihtung der Lanvesbevölferung zum Fuhrendienſt 
befteht. In ver That haben alle Staaten bei Kenceffionsertheilung an die Eifen- 
bahngeſellſchaften fih das Vorbenutzungsrecht für den Krieg vorbehalten. Wenn 
nun einer Eifenbahngefelihaft eine ſolche Frohnde auferlegt wird, fo fieht man 
nit ein, warum nicht der ganzen Bevölkerung eine gleiche Pflicht auferlegt werben 
fol, veren Laft ſich ja viel mehr vertheilt. 

5) Heftungen. Die Kriegsverfafjung eines Staates kann die Vorbereitung 
bes Landesbodens für den Krieg keineswegs als etwas außer ihrem Bereiche Lie 
gendes betrachten und zwar wejentlid in zwei Punkten, der Anlage von Landes— 
feftungen nämlich und der Anorbnung des Wegfuftemes, fo daß es der eigenen 
Bertheidigung möglihft nüglih, dem Angriffe von Seiten des Feindes möglichft 
ſchãdlich ſei. 

Was die Landesfeſtungen betrifft, iſt die Sache ſo klar, daß ſogar 
der deutſche Bund fi zur Errichtung von Bundesfeſtungen entſchloſſen hat. Frei— 
li werben aud die Bundesfeftungen nur einen neuen Beweis liefern für die Un- 
natürlichteit nnd Unhaltbarkeit der jetzigen Bundesorganifation. Ein Blid auf bie 
Karte des nordweſtlichen Deutfchland wird hier ebenfo wunderbaren Mangel als 
wunderbaren Ueberfluß erkennen laſſen. 

Denn man einen gegebenen Staat mit gegebenen Grenzen und politifcher 
Stellung hat, fo ift e8 bei einiger Kenntnig der Sache nicht ſchwer, ein paſſen— 
des Feftungsfuftem für diefen Staat zu entwerfen. Dies ift aber nicht die Auf- 
gabe, welche gegenwärtig in der Regel vorliegt; vielmehr kommt es meift nur ba= 
rauf an, das vorhandene Feftungsfyftem nad) richtiger Erkenntniß und ber wahren 
Lage des Staates zu korrigiren, durch Neuanlagen einerfeits, durch Aufgeben alter 
unnüger Feſtungen anvererfeits. Wenn ſchon mande falfche Neuanlage vorkommen 
mag , ober bier aus Neben- und vorübergehenden Gründen über dem Unmwichtigen 
das wirklich Entfcheidende vernadhläffigt wird, fo werden doch noch weit mehr 
Fehler in der Beibehaltung und durd die Beibehaltung von alten Feftungsfdar- 
tefen begangen. 

Bei der Neuanlage over dem Umbau von Feftungen fommt fehr häufig das 
militärifche Intereffe mit dem Handels- und induftriellen Intereffe in Konflikte. 
Handelsftänte möchten am liebften meift gar nicht befeftigt fein, und doch wird das 
militärifhe, daher aud das wohlverftandene Staatsintereffe gerade ihre Befefti- 
gung um fo mehr verlangen, je bebeutender ſie werben. Wir miffen hier ausprüd- 
lid) darauf aufmerkffam machen, daß bie neuere Befeftigungsmanier, mie fie in 
Deutfhland prakticirt wird, viele Mittel bietet, das militärifhe und Gtaatsin- 
terefje mit dem fpeciellen Handels: und inbuftriellen Intereffe des betreffenden 
Plages vollftändig auszugleichen. . 

Die Nenanlage und Korreftur von feften Pläten fest ftets die Ermwerbung 
von Grund und Boden voraus, welche naturgemäß nach ven allgemeinen Expro- 
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priationsgefegen des Staates erfolgen muß. Es gibt aber hier noch eine beſonders 
bedingte Art der Expropriation, weldye dem Orundeigenthum in gewiſſen Lagen 
Servituten auferlegt und auf das fogenannte Rayonrecht begründet if, Die 
Dertheidigung eines Plages wird nämlich durch ein offenes, freies Borterrain be 
günftigt, durch ein bebvedtes, in gewiffen Sinne auch durd ein durchſchnittenes be— 
hindert, Deshalb werben die Befiger von Grundeigenthum auf dem Borterrain 
einer jeden Feſtung bis auf große Kanonenfhußweite hin nad beftimmten Grund: 
fägen und Regeln in der UmmandiInng des Terrains, ſei e8 durch Hochbauten, 
fei e8 durch Eingrabungen (Anlage von Kellerlagen, Abzugsgräben u. f. w.) be- 
ſchränkt, namentlich aber in folhen ſchädlichen Anlagen, die, im Falle ver Play 
mit einer Belagerung bebroht würde, ſchwer wieder zu. befeitigen wären. 

6) Straßen und Eifenbahnen. Unter ven Straßen fpielen für bie 
Kriegsverfaffung insbefondere die Kunftftraßen der neueren Zeit, die Eifen- 
bahnen eine große Rolle. Der Staat wird fih aus NRüdfihten auf vie Landes: 
vertheidigung ftet8 vorbehalten müffen, bei der Beftimmung ihres Trace ein Wort 
mitzureden, daß fie 3. B. jo angelegt werben, um vom Weinde nicht allzu leicht 
zerftört und unterbrodhen werben zu fünnen, was vorzugsweiſe bort zur Sprache 
fommt, wo es fi darum handelt, ob eine Eifenbahn am rechten oder linfen Ufer 
eines Fluſſes geführt werben fol, während das eine dem Feinde zugefehrt, das 
andere von ihm abgefehrt ift, oder ob fie dicht am Fluß oder in einer angemef- 
fenen Entfernung geführt werben foll, damit fie weniger leicht vom jenfeitigen 
Ufer her vom Geſchoß des Feindes erreicht werden könne. Es ift fhon aus diefem 
Beiſpiel erfihtlih, daß militärische Nüdfichten hier unmöglic die allein entfchei- 
denben jein fönnen. Es kommen auch immer techniſche und fommercielle Ridfichten 
in's Spiel, die ebenfowohl beachtet fein wollen Meiftentheils laſſen ſich alle ganz 
wohl vereinigen. Sollte dies einmal nicht ver Fall fein, fo wird nichts übrig 
bleiben, als daß der Staat ſich eine beſondere militärifhe Eifenbahn, was immer 
nur auf furze Streden nothwenbig fein wird, erbaue, bie dann freilid für ben 
Frieden wejentlih auf den lofalen Berfonenverfehr angewiejen fein, alfo ſchlecht ren⸗ 
tiren würde. Trotzdem fann dies immer noch viel vortheilhafter für den Saatswohlftand 
jein, als wollte man bie fommerciellen Bahnen auf ihre ganzen Längen widernatürlich 
auf große Ummege zwingen, rein um fie zu ſichern, während fie fich Dabei von ben durch 
die Handelsemporien und Induſtriebezirke bezeichneten Linien entfernten. Militäriſch ift 
es auch von großer Wichtigkeit, daß die großen Feftungen an den Örenzen mit 
dem Centrum des Landes durch Eifenbahnen verbunden feien. Hier ift nun faft 
fein Sal denkbar, in dem ernftlich militärifche und Hanbelsinterefjen mit einander 
in Wiverftreit gerathen könnten, da naturgemäß große Pläge für den Krieg auch 
große Pläge für den Handel fein werden. Militärifche, kommercielle, induſtrielle 
und Kapitalinterefjen konkurriren noch und können ſich theilweife kreuzen bei ber 
Wahl der Punkte für Kunftbauten zur Ueberjchreitung großer Zerrainhindernifie, 
die 3. B. der Soldat entfernter von Feftungen wünſchen fann, als der Kaufmann 
u, j. w. es des Koftenpunfts halber wünſcht, was dann aud auf die Beftimmung 
des Trace in einer oder der andern Richtung zurücwirkt, ferner bei der Beftim- 
mung der Bahnhofslagen in den Feſtungen und der Einmündungspunfte der 
Bahnen in die Feftungen. 

7) Kriegsfoften. Mag eine Wehrverfaffung fein welder Art fie wolle, 
fie koftet, wenn fie ihren Namen verdienen fol, ſchon im Frieden Geld. Die 
eine koſtet mehr, bie andere weniger; aber aus ven Mehrkoften ver einen ift 
durchaus nicht zu fchließen, daß fie für ihren wahren Zwed aud verhältnißmäßig 
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mehr leifte, als die andere, welche weniger Toftet. Die legtere kann ein ebenſowohl 
organifirtes, jchlagfertiges Heer liefern, als bie andere, und felbft ein ſchlag— 
fertigeres. Gin handgreifliches Beifpiel liefert die Wehrverfaffung des alten 
bonrbonifhen Frankreichs, zu welder es auch gehörte, daß eine Menge Kin- 
der in ter Wiege militärifhe Titel und militärifche Befoldungen erhielten, 
während bie doch zur Stärkung der Wehrkraft unmöglich beitragen konnten. Der 
andere Faktor darf dann daneben nicht vergeflen werben, daß alle augenblidlich 
unprobuftiven Ausgaben für die Wehrverfaffung im Frieden den Stantswohlftand 
vermindern, alfo auch die Kraft zur nadhhaltigen Durchführung eines Krieges, 

Wenn ein Bundesſtaat (oder Staatenbund) eine Kriegsverfaffung haben 
fol, die ihm als ſolchen über die Bundesglieder ftellt, jo muß die Bundescentral- 
gewalt auch minveftens ein Militärbunget von regelmäßigen und eingewöhnten 
Steuern haben, welches größer ift, als irgend eines eines einzelnen Bundesgliedes. 
Ohne die Erfüllung dieſer Bedingung ift eine Bundesfriegsverfaffung unmöglich. 
Im deutfhen Bund aber gebietet die filtive. Gentralgewalt über gar fein fires 
Budget, am allerwenigften über regelmäßige und eingemwöhnte Steuern, ſondern 
nur über fogenannte Matrifularbeiträge oder Gelvfontingente, welche mehr ven 
Charakter von Almojen, als von Steuern haben. Nur ein deutſches Zollfyftem 
ftatt eines Zollvereinsfyftemes mit verfchievenen anderen daneben könnte einer 
deutſchen Gentralgewalt regelmäßige Steuern von genügendem Belang. liefern. 

Jeder ausbrechende Krieg erhöht den Bedarf an Geldmitteln für den Staat 
. für eine gleiche Zeitperiote im Verhältniß zum Frieden ungeheuer. Diefe Erhöhung 
entfpringt theils aus der Anſchwellung der Heere, welche mobilifirt,. vom Frievens- 
fuß auf den Kriegsfuß gejegt und nun in ber größern Stärke des lettern 
erhalten werben müſſen, theils aus der Nothwendigkeit, große Berlufte an Kriegs: 
material durch Verbrauch vesfelben zu erfegen, theild aus der Nothwendigkeit, hohe 
Preife zu bezahlen, ohne zu marften, damit man alle Bebürfniffe an Ort und 
Stelle, wo man fie braucht, und zur rechten Zeit erhalte. Beim Kriege im eigenen 
Lande kann die Erhöhung, welde aus dem lettgenannten Umftande hervorgeht, 
auf ein Kleinftes reducirt werben, wenn bie Kriegsverfaffung die Leiftungspflichten 
der Landesbevölkerung gejeglich und zweckmäßig feftgeftellt hat. 

Im Allgemeinen zehrt der Krieg um fo entjchievener und bebeutender an ber 
Volkskraft, je länger er andauert. Die Kriege abzufürzen, Liegt im Intereffe aller 
Barteien. Da aber jeve Partei auch Erfolge erringen will, muß fie, um ven Krieg 
abzufürzen, von vornherein mit voller, höchſt möglicher Kraftanfpannung in ihn 
eintreten und ihre Kriegsverfaffung muß darauf eingerichtet fein. Kriegsverfaf- 
fungen, melde auf eine bloße Demonftrationspolitif bafirt und berechnet find, 
werben ftetS die verberblidhften und theuerften, meil fie jelbft zu Öfterer Anmwen- 
dung politifher Demonftrationen Anlaß geben und meil fie große und unfrudt- 
bare jährliche Friedensausgaben bevingen. 

Wie groß oder wie Hein der Aufſchlag des Kriegsbungets gegen das Frie— 
densbubget num immer fein oder fcheinen möge, jedenfalls forbert er auf einmal 
jo viel Geld, daß die gewöhnlichen Steuermittel nirgends hinreichen, dies in ber 
rechten Zeit aufzubringen. Die Kriegsverfafiung eines vernünftig eingerichteten 
Staates verlangt daher, daß auf die rechtzeitige Herbeifhaffung außerordentlicher 
Gelvhülfen Bevadt genommen werbe. Die auferorbentlihen Gelvhälfen können 
nun hervorgehen aus einem Staatsſchatz, oder aus Staatsbanken, oder fie können 
beigebracht werben durch außerordentliche Steuerauffchläge, oder durch Anleihen, fei 
es im Inlanbe, ſei es im Auslande, ober durch die Annahme von Subſidien anderer 
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Mächte, Gegen vie Anhäufung eines lange Jahre hindurch todtliegenden Staatsſchatzes 
ſträubt fi) das national-öfonomifhe Gewiſſen ver heutigen Welt, währenn fie 
einer Bank, welde zugleih die Cirfulationsmittel durch die Schaffung eines ge- 
achteten Papiergelves vermehrt, vorherrſchend zugeneigt if. Ein Staatsſchatz, wie 
groß er verhältnigmäßig fei, wird immer nur die erften Bebürfniffe des Krieges, 
die Borbereitungsbedärfniffe deden fünnen, fo daß er leviglih den Bortheil ges 
währt, ohne großes Gefchrei überhaupt ven Beginn des Krieges möglich zu machen, 
und baffelbe wird von einer Staatsbanf gelten, wenn man nicht Gefahr laufen 
will, deren Cirkulationsmittel zu entwerthen. j 

Für den Fortgang des Krieges fommt man daher immer auf außerorbent- 
lihe Steuern und Anleihen zurüd. Die Anleihen gewähren ven Vortheil, daß fie 
bie gefammte Ausgabe auf mehrere Gefchledhter vertheilen. 

In konftitutionellen Staaten tritt, auch wenn das Recht über Krieg und 
Frieden der Krone vorbehalten ift, doch für die Bewilligung von Geldmitteln im- 
mer die Einmifhung der Volfövertretung ein, und dadurd wird dann thatſächlich 
das Recht der Krone über Krieg und Frieden eingefhränft, wenn es ihr aud 
nad dem Verfaſſungsbuchſtaben unbefchränft gehört. Hierin liegt nun ein Vortheil 
der Anlehen und Steuern im Vergleich zu einem Staatsihage, über welchen bie 
Krone unbebingt verfügen würde, in den Augen aller Derjenigen wenigſtens, welche, 
ohne die Erefutive ganz und gar in Bezug auf Kriegsbefhlüffe von dem Bolt 
und der Bolfsvertretung abhängig machen zu wollen, e8 doch auch für das Staats- 
wohl nit dienlich erachten können, daß fie ganz und gar vom Bolfswillen 
unabhängig jei. 

Ob es zweckmäßiger fei, Kriegsanleihen im Auslande oder im Inlande auf- 
zunehmen, darüber ift ſchon mehrfach geftritten worden. Am häufigſten wird ſich 
wohl die Theilnahme des Auslandes mit der des Inlandes ohne Weiteres ver- 
binden, und nun erfcheint eine möglichft große Betheiligung des Auslandes höchſt 
vortheilhaft für ven friegführenden Staat. Alles Kapital, weldes er aus bem 
Auslande herbeizieht, ftellt fremde Mittel dar, welche vie eignen erhöhen und ver- 
ftärfen, nicht blos an fi, fondern aud indem fie das Intereffe fremder Staaten 
an einer glüdlihen Durdführung des Krieges erweden. Eine große Betheiligung 
des Auslandes an der Aufbringung eines Kriegsanlehens wird ftets ein berebtes 
Zeugniß für den Kredit des Friegführenden Staates, für ven Glauben ver Welt 
an den Fortbeftand des anleihenden Staates fein, und dieſer Glaube ift ſchon 
allein eine nicht zu verachtende Hülfe. 

Die Betheiligung des Inlandes an Anleihen wird allerdings in gewiſſem 
Maaße von dem Patriotismus des Volkes bedingt, indeſſen kann fie, wie bie Fä- 
bigfeit des Volkes außerordentliche Kriegsfteuern aufzubringen, doh nur im Ber- 
hältnifje des Volkswohlſtandes ſich zeigen und wird folglid um fo geringer aus- 
fallen, je mehr der Wohlftand dur die Unterhaltung großer ftehender Deere im 
Frieden beftändig herunter gebradt ift. 

Subfidien, die einem friegführenden Staate von einem andern gezahlt werben, 
machen ben erftern immer in gewiſſem Grave von der Politif des legtern abhän- 
gig, und bei Lichte betrachtet find fie meiftentheils relativ fo gering, daß der Vortheil, 
welden fie gewähren, in feinem Berhältniffe zu dem Schaden fteht, welchen fie 
ftiften. Geradezu verberblih ift e8 einem Staate, wenn er durch Subfivien allein, 
die er erhält, fich zur Theilnahme an einem Kriege beftimmen läßt. 

IV, Die Kriegöverfafiungen der größeren Staaten Europa’s. 
Soweit das Charakteriftiiche der. einzelnen Kriegsverfafiungen ſich nicht aus ver 
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Staatsverfaffung ergibt, Liegt fie weſentlich in der Art der Truppenbefchaffung 
und ber Ergänzung ber Streitkräfte, Es wird alfo für unfern Zwed genügen, über 
diefe das Wiffenswerthefte hier zuſammen zu ftellen. 

In Defterreich befteht -— abgefehen von ver Militärgrenze, über welche 
in dem Artifel „Heer“ ſchon gefproden ift, — eine durch Eremtionen und durch die 
Stellvertretung beſchränkte Waffenpflicht. Ausgehoben werben die Nefruten aus 
den Altersklaſſen vom 19. bis zum 29. Jahre. Die gefammte Dienftzeit beträgt 
für jeden Ausgehobenen 10 Jahre, wovon die beiden legten in ver Referve, welche 
nur auf befonvern Faiferlihen Befehl einberufen wird und im Frieden feine regel- 
mäßigen Waffenübungen hat. Die Soldaten bringen nicht dieſe ganze Dienftzeit 
von 8 Jahren in Präfenz bei der Fahne zu; nachdem fie einige Jahre gebient 
haben, fünnen fie vielmehr auf unbeftimmte Zeit beurlaubt werben. Ie nachdem 
bie Zruppentheile des ftehenden Heeres während eines gewiffen Zeitabfchnittes auf 
einen niederen ober höheren Friedensfuß geftellt werden, werben mehr oder minder 
Leute in Urlaub gefendet, wird alfo auch die Präfenzzeit verringert oder verlän- 
gert. Bom Dienfte frei machen konnte fih ein Waffenpflichtiger früher durch Zah- 
lung einer Befreiungstare von 500 bis 700 Gulden; aus dem Ertrage biefer 
Zaren beſchafften die Truppentheile Stellvertreter, indem fie Leute, die ihre 
Dienftzeit bereits vollendet hatten und freiwillig bleiben wollten, von Neuem en- 
gagirten. Diefe Leute, Kapitulanten, konnten aber nicht auf eine neue Dienft- 
periode engagirt werben, wenn fie das 48, Lebensjahr bereits überſchritten 
hatten. 

Frankreich Hat eine nur durch geringe gefetzliche Ausnahmen befchränfte 
allgemeine Dienftpfliht, dabei aber Stellvertretung. Ein Geſetz beftimmt jebes 
Iahr das Kontingent der auszuhebenden Mannſchaft, welches je nad den Zeit- 
verhältniffen und dem vorausfichtlichen Truppenbevarf zwifchen 80,000 und 140,000 
Mann beträgt. Die Gefammtheit der Dienftpflichtigen wird durch das Loos auf 
bie gefeglihe Zahl reducirt; aber auch dies Kontingent wird felten ganz und gar 
eingeftelt, häufig nur die Hälfte; die nicht eingeftellte Mannfchaft des Kontin- 
gents bildet die Referve, auf weldhe dann beim Ausbruch eines Kriege und bem 
damit verbundenen Mehrbevarf an Mannfhaft zur Bildung neuer Bataillone und 
Depots zurüdgegriffen wird. Die Dienftzeit beträgt 7 Iahre, welche aber im Frieden 
ebenfowenig als in Defterreih völlig bei der Fahne zugebradht werben, vielmehr 
beträgt die wahre Präfenz nad Abzug der Urlaube gewöhnlich nur zwifchen 4 und 
5 Jahre. Aus den Gelvern, welche von ausgehobenen Leuten für Befreiung vbm 
Militärbienft gezahlt werben, ift eine Armeedotationskaſſe gegründet, aus welcher 
den ältern, freiwillig über die regelmäßige Dienftzeit hinaus weiter dienenden 
Soldaten Zulagen und GStellvertretungsfummen gezahlt werden. — Alle körper- 
lich geeigneten Franzoſen vom 25. bis 50. Lebensjahre find gefeglich zum Dienft 
in ber Nattonalgarbe verpflichtet, welche urfprünglih für ven Sicherheitsvienft in 
und außerhalb der Gemeinde und zur Unterftügung bes ftehenden Heeres im Kriege 
als eine Referve des legtern beftimmt war. Das Nationalgarvegefeg vom 11. Ja— 
nuar 1852 war im MWefentlihen nichts anderes als eine Abſchaffung der Natio- 
nalgarde, bis e8 der Regierung gefallen würbe, fie für ihre beftimmten Zwecke 
und in gewiffen Grenzen ins Leben zu rufen, woran denn jegt eben eifrig gear- 
beitet wird. 

Das ftehende Heer in England wird durch freie Werbung gegen Hanb- 
geld aus 17 bis 25jähriger Mannſchaft fir eine Dienftperiove von 10 Jahren 
für Infanterie, Fußartillerie, Sappeurs und Mineurs, von 12 Jahren für Ka, 
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vallerie und reitende Artillerie zufammengebradt; nach Ablauf diefer Dienftperiode 
können bie geworbenen Mannfchaften neue Kapitulationen auf 11 und 12 Jahre 
eingehen, im auswärtigen Dienft auch nod eine dritte Kapitulation. Zum Dienft 
in der Miliz, welde zur Vertheidigung Englands beftimmt ift und nicht unter 
dem Kriegsminifterium, fondern unter dem Minifterium des Innern fteht, ift jeder 
Engländer verpflichtet. Die ganze Miliz fol 80,000 Dann zählen aber auf 
120,000 Mann gebracht werben dürfen. In neuerer Zeit wird auch die Miliz 
zunächft immer durch freiwillige Werbung aus den Altersflaffen vom 18. bis zum 
35, Jahre auf 5 Dienftjahre gegen 6 Pfund Sterling Handgeld aufgebracht; erft 
wenn bie freiwillige Werbung nicht Stoff genug liefert, wirb zur Ausloofung aus 
ſämmtlichen Berpflichteten gefhritten, Stellvertretung ift dabei noch erlaubt. Wäp- 
vend des Krimkrieges warb man in den Miligregimentern wieder fleißig zur Kom- 
pletirung bes ſtehenden Heeres, obgleich dies eigentlich nicht hätte fein follen. Zu 
Uebungen dürfen vie Milizteuppen im Frieden höchſtens 56 Tage jährlich zufam- 
menberufen werben. — Zu der Miliz treten im Nothfalle Freiwilligenkorps zu 
Fuß und zu Pferde (Volunteers), deren Mannjhaften gar feine Dienftpflicht 
haben, aud vom Dienft in der Miliz durch das Loos befreit find, und fich ent- 
weder felbft — bis auf die Bewaffnung — ausrüften oder auf Koften von Ge- 
meinden, großen Grundbeſitzern ꝛc. ansgerüftet werden. Ein Milizkorps diefer Art 
mit beftändiger Organifation ift die Meomanıy Cavalry; in unfern Tagen find 
in dieſe Klaſſe ferner die freiwilligen Schützenkorps zu rechnen. — Zur Bildung 
der Truppenforps nicht englifcher oder nur nicht europäifcher Race in feinen weitläu- 
figen Kolonieen bedient ſich Großbrittanien gleichfalls der freien Werbung, wenn 
aud unter mannigfach wechjelnden Formen der Anwendung, wie 3. B. neuerdings 
der Aufftand in Oftindien verfchievene Aenderungen in dem bisherigen Gebrauche 
nothwenbig gemacht hat, die ſich aber weſentlich darauf beſchränken, daß man jetzt 
nicht mehr unterſchiedslos aus allen beliebigen Stämmen und Racen, fondern aus 
einzelnen, die fih der englifhen Herrſchaft beſonders zugethan oder dem Hindu— 
und muhamebanifhen Weſen befonders abgeneigt gezeigt haben, wirbt. — Die 
Matrofen für die Flotte werben frei geworben, wie bie Landſoldaten, im Falle 
großen Bedarfs auch mit Anwendung mehr oder minder verhüllten Zwanges 
(gepreßt). 

er In Rußland hatten die Gemeinden und Grundbefiger bis zum orienta- 
liſchen Kriege bei jeder von ber Regierung ausgefchriebenen Rekrutirung in ber 
Mehrzahl der Gouvernements beftimmte verhältnigmäßige Quoten von Rekruten 
zu ftellen. Die höheren Stände aller Gouvernements und die Bevölkerungen ein- 
zelner Provinzen, wie Finnlands, Lapplands, Beffarabiens u. ſ. w. insgefammt, 
waren erimirt. Für einen nicht geftellten Rekruten mußten von dem verpflichteten 
Grundbeſitzer oder der Gemeinde 1000 Papierrubel bezahlt werben. Die Dienft- 
pflicht war für die Garbe 22, für die Linie 25, für die Militärfolonteen 20 
Jahre, wovon in der Regel 15 hinter einander fort bei ver Fahne, worauf bie 
Mannſchaft als beurlaubt zur Reſerve übertrat. Weitaus die Mehrzahl der einges 
ftellten Refruten waren Leibeigene, durch Ableiftung ihrer Dienftpflicht wurden fie 
frei; die Rekrutirung erhielt hiedurch vorherrſchend den Charakter einer ven ein- 
zelnen „Seelen"befigern auferlegten Menfchenfteuer. Nad dem Orientkriege wurbe 
die Refrutirung auf 3 Jahre gänzlich ausgefegt. Im Zufammenhang hiemit wurde 
von einer Aufhebung der Leibeigenfhaft vorläufig wenigftens viel geredet. (©. d. 
Art. Leibeigenfhaft.) Daß aber bei irgend einem Vorgehen in der Befreiung ber 
Leibeigenen, wie ſchwach es auch fein und wie wenig e8 ven Wünfchen und Hoff- 
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nungen genügen möge, auch dad ganze Refrutirungsfyften geändert werben mäffe, 
ift an fich Har. 

In Preußen war dem Buchftaben des Gefeges nad die Wehrpflicht ver 
männlichen Bevölkerung eine allgemeine. Bon 180,000 Dann, vie in legterjgeit 
jährlich in das vienftpflichtige Alter, das 20. Lebensjahr, eintraten, wurden indeſſen 
thatſächlich nur etwa 40,000 Mann eingeftellt, der Neft in Folge einiger gejet- 
licher Eremtionen — als einzige Söhne bejahrter, nicht begüterter Eltern —, dann 
wegen angeblicher over wirklicher körperlicher Untüchtigkeit, und enpli durch ein 
glüdliches Lo 08 von der Einftellung befreit. Der eingeftellte Mann gehörte 5 Jahre 
(wovon 21/, bis 3 Jahre bei ver Fahne, 2 bis 21/, Jahre als beurlaubter Refervift) zum 
ftehenvden Heer; 7 Jahre zu der eine Neferve des ftehenven Heeres bildenden Landwehr 
erſten Aufgebots und fernere 7 Jahre over bis zum 39. Lebensjahr zur Landwehr zweiten 
Aufgebots , welche namentlich zu Weitungsbefagungen beftimmt, in der Regel nur 
in der eigenen Provinz Kriegsdienſt thun follte. Junge Leute, welche einen ge- 
wiffen Grad wiffenfhaftliher Bildung nachwieſen, fich jelbft ausrüfteten und ver- 
pflegten, konnten als einjährige Freiwillige eingeftellt werben, denen ein Jahr 
Dienft bei der Fahne für 3 Jahre angerechnet wurde, Im Jahr 1860 hat die Regie 
rung einen Öefegentwurf eingebracht, demzufolge jährlich 60,000 Mann in den Dienft 
eingeftellt werben ſollen, mit Sjähriger Berpflihtung für das ſtehende Heer, (wo- 
von 3 Jahre — bei der Kavallerie 4 Jahre — bei der Fahne) darnach bis zum 39. 
Lebensjahre bei ver einzigen Landwehr, welche fortan viefelbe Rolle fpielen ſoll, wie 
bisher die Landwehr zweiten Aufgebots. 

In Spanien herrfht die Konfeription mit adtjähriger Dienftpfliht (wovon 
5 Jahre in der Linie, 3 in der Miliz) für die Infanterie; fiebenjähriger Dienft- 
pfliht nur in der Linie für die anderen Waffengattungen. 

Die ſchwediſche Armee befteht aus auf 6 Jahre frei geworbenen Truppen 
(Bärfvade), aus den Indeltatruppen (v. d. Art. „Heer“), und aus ber Bevering 
(Landwehr), für welche alle waffenfähigen Leute von 20 bis 25 Jahren verpflichtet 
find, und welche jährlih auf 14 Tage zu Uebungen verfammelt wird. In Nor— 
wegen werben etwa 2000 Mann permanent unter der Fahne gehalten, ver Reft 
ift Miliz, welche jährlih nur auf kurze Zeit zu militärifchen Uebungen verjam- 
melt wird, 

In Dänemark wird das Heer durch Konfeription zufammengebradt; ber 
nothwendige jährliche Bedarf an Refruten wird durch Ausloofung aus den für- 
perlich tüchtig Befundenen vom 22. bis 26. Lebensjahre gewonnen. Die ausge 
hobenen Mannſchaften gehören 4 Jahre, wovon 2 bei der Fahne — bei der Ar- 
tillerie 6 Jahre — dem ftehenvden Heer, ver Linie, dann weitere 4, reſp. 2 Jahre 
bei der Artillerie, der Kriegsreferve an; nad) biefen 8 Jahren Dienftzeit auf 
weitere 8 Jahre der Verſtärkungsmannſchaft, die im Kriege etwa wie vie bisherige 
Landwehr erften Aufgebots in Preußen verwendet wird, — ſchließlich bis zum 
45, Lebensjahr der Reſerveklaſſe der Verſtärkungsmannſchaft. 

Ju Sardinien (dem fubalpinifchen Königreich) find bis auf wenige gejeß- 
liche Ausnahmen alle jungen Männer vom 20. Lebensjahre ab wehrpflichtig, davon 
werden jährlih 9000 Mann für ven Liniendienft ausgehoben und zwar 1700 
Mann auf 8 Jahre für die Specialwaffen (Soldati d’ordinanza), die übrigen 
(Soldati della eategoria de’ Provinziali) für die Infanterie auf 5 Jahre, Die 
Drbonnanzjoldaten find nad Ableiftung der achtjährigen Dienftzeit ganz frei, bie 
Provinzialen bilden nad den erften fünf Jahren auf 6 weitere Jahre die Reſerve 
der erften Kategorie. Alle waffentüchtigen jungen Männer, welche nicht in bie 
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Zahl der bezeichneten 9000 Ausgehobenen gehören, bilden bie Reſerve der zweiten 
Kategorie, werben nad) gehaltener Auswahl nur 50 Tage in ihren Bezirken erer- 
cirt und im Webrigen nur für ven Kriegsfall einberufen. 

In der Türkei befteht neben der theilweifen freien Werbung die Konferip- 
tion; jedes Jahr follen 25,000 M. auf eine fünfjährige Dienftzeit im ftehenven 
Heere (Nizam) ausgeloofet und ausgehoben werben, was freilich bei der korrum— 
pirten und ohnmächtigen Verwaltung nicht völlig durchgeführt werben kann; nad 
der fünfjährigen Dienftzeit treten die Solvaten des Nizam zur Landwehr oder 
Referve (Redif) über, welche im Frieden nur zu kurzen jährlichen Uebungen, fonft 
nur bei einer Mobilmachung einberufen wird. 

Die Schweiz hat ein reines Milizfyftem; jeder Schweizer ift wehrpflichtig, 
nur Förperliche Untüchtigkeit befreit, gewiffe Aemter und Anftellungen entbinven 
nur für die Zeit ihrer Dauer von dem effeftiven Militärvienft. —* jeder 
Kanton feine eigenen geſetzlichen Beſtimmungen hat, kann man doch im Allge—⸗ 
meinen annehmen, daß die Mannſchaft vom 20. bis 32. Lebensjahre für den 
Bundesauszug, von da bis zum 40. für die Bundesreſerve, dann bis zum 44. 
für den Dienſt in der Landwehr verpflichtet iſt. 

Das deutſche Bundesheer iſt ein Konglomerat der Korps und Abthei— 
lungen der verſchiedenen Einzelftaaten, deſſen wirkliche Aufftelung thatſächlich 
jedesmal ein befonderes Ablommen der Regierungen mit einander vorausfegt. Ueber 
bie Dienftpflicht eriftiren, wie über die Organifatton überhaupt, in jedem Bunbes- 
ftaate andere Beftimmungen. 

Sachſen hat Yjährige Dienftpfliht; 3 Jahre im ftehenden Heere bei einer 
Präfenz von gewöhnlih nur 15 Monaten, 3 Jahre in der erften und 3 Jahre in 
ber zweiten Reſerve. Stellvertretung ift geftattet. 

In Würtemberg befteht Gjährige Dienftpflicht, befchränft durch gefetzliche 
Eremtionen und die Stellvertretung; die Präfenz beträgt bei ver Infanterie nur 
9 Monate, bei ven Schügen 11/, Jahre, bei der Kavallerie und Artillerie 3 bis 
31/, Jahre. Alle körperlich tüchtigen Männer find bis zum 32. Jahre zum Land⸗ 
wehrdienſt verpflichtet; die Landwehr zerfällt in drei Aufgebote, fie wird auch zu 
Uebungen nur auf befonderen königlichen Befehl einberufen. 

In Bayern erxiftirt bei zuläffiger Stellvertretung und Ausloofung für bie 
wirklich eingeftellten Rekruten eine Gjährige Dienftpflicht für das ftehende Heer und 
eine darauf folgende 13jährige für die Reſerve. Die eigentliche Präfenz fällt in 
bie brei erften Jahre ver Dienftpflicht, beträgt aber, durch Beurlaubungen abge- 
fürzt, nie drei Jahre. Alle körperlich tüchtigen Männer, bie nicht zum ftehenden 
Heere und der Referve gehören, vom 22. bis 60. Jahre bilden die Landwehr, eine 
Art Bürgerwehr, wekhe für die Landesvertheidigung beftimmt ift. Die Verpflich- 
tung zum erften Aufgebot der Landwehr geht bis zum 40. Jahre. 

In Hannover ift die Stellvertretung gleichfalls ftatthaft. Bei der Infanterie 
beträgt die Dienftpflicht fieben Jahre, wovon 18 Monate Präfenz bei der Fahne, 
Die Reiterei wird der Regel nah dur freie Werbung mit zehnjähriger Kapitu- 
lation ergänzt; davon ift der Mann 1 Jahr ohne Gehalt und Pferd beurlaubt; 
außerdem nad zwei Jahren Präfenz fann er mit Pferd und dem größten Theil 
bes Gehalts und dem Hafergeld auf Urlaub gehen; die hannover'ſche Kavallerie er- 
gänzt ſich vorherrfchend aus den höhern wohlhabenden Bauern; für die ganze reitende 
Artillerie, die Bedienungsmannfhaften und Handwerker ver Fußartillerie und ven größ- 
ten Theil der Pionniere befteht das gleiche Ergänzungsfyften, wie für vie Kavallerie; 
für die Fahrer der Fußartillerie und den Reft ver Pionniere dasjenige ver Infanterie, 
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Literatur. Es gibt fein einziges felbftändiges Werk, welches vie Kriegs- 
verfaffung in vollem Umfange zu feinem Gegenftande gemadt hätte, Den voll- 
ftändigften Auffhluß über alle bier einſchlagenden Dinge findet man noch in W. 
Rüſtow, der Krieg und feine Mittel, Leipzig 1856, und zwar bafelbft im erften 
Buch, Kriegspolitit. Wir verweifen ferner außer auf bie beim Artikel Heer, na- 
mentli zu III. aufgeführten Werke auf I. v. H. Skizze eines Vortrages über 
Generalftabswiffenfhaft, Stuttgart 1851; I. Hirtenfeld, allgemeines militä- 
riihes Handbuh, Wien 1854; Organijation des beutfchen Bundesheeres, ver 
ft. öfterreihifchen Armee, der k. bayerifhen Armee, ver k. hannoverifhen Armee 
xc. ꝛc., Berlin 1853 (vom verftorbenen Oberft Germwin), envlih auf die Mili- 
tärſchematismen und Rang- und Duartierliften ver verſchiedenen Mächte, melde, 
jährlich erſcheinend, allerdings vorherrſchend nur über die Yeußerlichkeiten der Kriegs: 
verfaffung Aufſchluß geben. Endlich findet man über einzelne Theile ver Lehre von 
ber Kriegsverfaffung das Nothwendige in Werken über das Staatsrecht und das 
Völkerrecht. W. Ruſtow. 


Kronämter. S. Majeſtätsrechte. 


Kulturpolizei. 


Recht und Wohlfahrt ſind die beiden Zwecke der ſtaatlichen Gemeinſchaft; ein Satz, 
deſſen Begründung anderen Artikeln (ſ. insbeſondere den Art. Staat) vorbehalten 
bleiben muß. In der Staatsthätigfeit für die öffentlihe Wohlfahrt laſſen fich, 
abgejehen von ber Finanz: und Militärverwaltung, die nur dienende Anftalten 
find, vier Hauptrichtungen unterfheiden: 1) die Sorge für die Exiſtenz und 
Sicherheit des Staates, 2) die Sorge für die Eriftenz und Sicherheit der Ein- 
zelnen, 3) die Sorge für das materielle Intereffe der Staatsangehörigen ober 
für vie Vollkswirthſchaft, 4) die Sorge für das geiftige Intereffe der Staatsange- 
hörigen oder für die Kultur. Unter Polizei begreifen Manche viefe ganze Wohl- 
fahrtsforge nad ihren vier Richtungen, wonad alfo nit nur die Staats- und 
Sicherheitspolizei, fondern aud die gefammte Volkswirthſchaft und Kulturforge 
als Theile der Polizei erfcheinen. Hienah wäre mit Polizei und Juftiz die ganze 
Staatsaufgabe erfhöpft. Die Deeiften aber erkennen neben der Polizei noch ein 
weiteres felbftänbiges Gebiet der Wohlfahrtsforge an; jo behandelt insbefondere 
Rau die Voltswirthihaftspflege und vie Volksbildungspflege als beſondere Ver— 
waltungszweige neben ver Polizei. Welche Theile der Wohlfahrtsforge jedoch dann 
zur Polizei gehören, welche nicht, darüber gehen die Meinungen jehr weit aus- 
einander, und insbeſondere ift dies ber Fall bezüglich der Volksbildung. 

Erft in neuefter Zeit hat man angefangen, vie Polizei nicht nad) dem Stoffe, 
fondern nad) der Art der auf den Stoff angewandten Thätigkeit von ber Wohl- 
fahrtöpflege zu unterfcheiden. Die Thätigfeit des Staates in dem ganzen, oben 
der Juftiz gegenübergeftellten Gebiete ift entweder nur eine anregenve, belehrenve, 
ſchirmende und fördernde, mit Einem Worte eine pflegende, ober aber bie 
Staatsgewalt übt ihre gebietende und zwingende Autorität aus. Nur biefe legtere 
Thätigkeit ift die eigentlich polizeiliche, nur beim Anblide folder Autorität ſpricht 
das Volk von Polizei. Man kann daher Polizei nennen bie befehlende und 
verbietende, eingreifend wirffame Madhtausübung der 
Staatsgewalt für die allgemeine Wohlfahrt. Im jeber ber 
oben genannten Gruppen der Wohlfahrtsforge kommen pflegende und eigentlich) 
polizeiliche Mafregeln vor: der Staats- und Sicherheitspflege, der Volkswirth- 
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fchaftspflege, der Kulturpflege ftehen die Staats- und Sicherheitspoligei, die Wirth- 
Ihaftspolizei, die Rulturpolizet gegenüber. In einem Gebiete ift aber das polizei 
lihe, im andern das pflegende Element vorherrfhend. Im wirthſchaftlichen und 
Kulturgebiete tritt die Polizei gegen die Pflege zurüd, die Sicherheit und Eriftenz 
der Einzelnen erfordert mehr polizeiliche Thätigfeit, bei der Staatspolizei ver- 
ſchwindet die pflegende Thätigfeit faft ganz.!) 

Hiernah behandeln wir unter der Ueberfhrift „Kulturpolizei” nicht den gan- 
zen Umfang ver ftaatlihen Thätigkeit für die Volksbildung. Wie in früheren 
Artikeln Armenpflege und Armenpolizei, Gefunpheitspflege und Gefunbheitspolizei 
ausgefhieden wurden, fo haben wir es hier zunächſt nur mit denjenigen Maß- 
regeln der Kulturforge zu thun, wo die Staatsautorität zwingend, befehlend und 
gebietend auftritt. Die eigentlihe Kulturpflege muß nur des Bufammenhangs 
wegen berührt werben, und ift das darauf Bezägliche in anderen Artikeln (f. 3. ®. 
Erziehung, Ehe, Familie, Kirche u. f. w.) nachzuleſen. 

Der Unterſchied zwiſchen polizeilicher und blos pflegender Thätigkeit in ber 
Kulturforge zeigt ſich praftiih auch ſchon darin, daß für bie pflegende Tätigkeit 
meift eigene Beamte (Lehrer, Profefjoren, Rektoren, Infpeftoren) aufgeftellt find, 
während bie polizeiliche Thätigkeit den allgemeinen Polizeibeamten (Aemtern u. f. w.) 
obliegt. Wenn aud mitunter den Polizeibeamten pflegende Thätigfeit zukommt, fo 
doch nicht Leicht polizeiliche ven Bildungspflegebeamten. Beiverlei Behörden ftehen 
zunächſt ufter der Provinzialftelle, bei welcher ein Referent für das Schulmefen, 
oft auch einer für das Schulwefen jeder Konfeffion?), beftellt ift, und ſodann in 
höchſter Inftanz unter dem Minifterium für Kichen- und Schulangelegenheiten. 
In neuerer Zeit befteht ein eigenes Minifterium für diefe wichtigen und vielfachen 
Geſchäfte in allen größern Staaten; mo dies nicht der Fall ift, tritt die Zuflän- 
bigfeit des Minifteriums des Innern ein. 

Wenn die allgemeine Wohlfahrt ein Ziel der ftantlichen Thätigkeit iſt, fo 
verfteht es ſich wohl von felbft, daß dieſe Thätigkeit auch auf den edleren Theil 
des Menfhen, auf den Geift, fi richten muß. Die Sorge für die allgemeine 
Bildung ift infoferne die wichtigfte Abtheilung der Wohlfahrtsforg. Wie aber 
überhaupt der Staat nur da thätig wird, wo die Bemühungen der Einzelnen 
und der unter ihnen beftehenden Gemeinfchaften nicht ausreichen, fo ift namentlich 
in ber Kulturforge dem Staate durd die Familie und durch die Kirche vorge— 
arbeitet. Auch die Gemeinde hat einen großen Theil diefer Sorge übernommen, 
und bie Vereinsthätigkeit für die allgemeine Bildung ift nicht gering anzuſchlagen. 
Gleichwohl bleibt dem Staate noch eine große Aufgabe übrig. 

Obgleich die Erziehung des heranwachſenden Gefchlechtes wejentlich Beruf der 
Bamilie ift?), und daher die Idee, alle Kinder ven Eltern abzunehmen und in 
Erziehungshäufern dem Staate zu übergeben, mit Recht heute allgemein verworfen 
ift, fo fteht doch amdererfeits feft, daß es den meiften Eltern an Zeit unb felbft 
an Fähigkeit fehlt, um die Erziehung und den Unterricht ihrer Kinder ohne fremde 


2» —* Bluntſchli, allg. Staatsrecht Buch VIr. Kap. VIII. Brater in den Blättern 
für adminiftrative Pragis Bd. V. S. 24 u. folg., und in der Fritifchen Ueberſchau der-deutfchen 
Gefeggebung und Rechtswiſſenſchaft. Bd. V. S. 69 u, folg. Die weitere Ausdeinanderfeßung 
gehört in den Art. „Polizel“. 

2) Befondere Schulfollegien (Kreiöfcholarchate) dürfen jedenfalls nur als begutachtende Kolle⸗ 
gien der Provinzialregierung zur Seite geſtellt werden, fonft ftören fie die Einbeit der Ber: 


waltung. 
3) Bgl. den Art. Familie. 
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Beihülfe zu vollenden. Ja felbft ver gute Wille ver Eltern ift manchmal fo ge- 
ring, daß ver Staat gendtbigt ift, ihn duch Zwangsmaßregeln zu ergänzen, die 
freilih, wenn fie nicht mehr ſchaden als nützen follen, jevem Eingriffe in das 
eigentliche Heiligthum der Familie fern zu bleiben haben, Wo endlich durch den 
Tod der Eltern das Familienleben fehlt, muß der Staat entweder felbft oder durch 
bie Gemeinde vie Fürforge für die Erziehung der Kinder übernehmen. 4) 

Die fittlihe Bildung ift nit von der religiöfen zu trennen. Der Kirche 
muß taher die fittlichereligiöfe Bildung der Jugend und die Leitung ber Familie 
in diefer Beziehung, ja größtenteils aud bie fittlichereligiöfe Fortbildung der Er- 
wachſenen im chriftlihen Staate überlaffen bleiben; der Staat muß aber bie ver- 
fhiedenen chriftlihen Kirchen, deren gemeinſchaftliches Bekenntniß auch das feinige 
ift, in ber Erreichung biefes Zweckes, jo weit e8 ohne Verlegung ber Belenntniß- 
freiheit geſchehen kann, unterftügen, wenn die kirchlichen Mittel nicht ausreichen. 
Gleichwohl bleibt auch bezüglich der fittlihen Bildung für den Staat noch ein 
weites Feld übrig, insbefondere, da die Kirche ihrer geiftigen Natur nad Zwang 
vermeidet, alle Zwangs- oder eigentlihen Polizeimaßregeln. Mit Unrecht würde 
man aber der Kirche aud die Übrigen Bildungszweige, die Verftandes- und Ge- 
ſchmacksbildung, als wefentliches Gebiet vindiciren. Hier ift eigentlihe Staats- 
aufgabe. Die Schule als ſolche, abgefehen von ver fittlichereligiöfen Seite, ift, feit 
überhaupt der Staat von ver Kirche ſich emancipirt hat, Feine Dienerin der Kirche 
mehr, und wenn gleihwohl die Geiftlihen in Deutſchland meiftens als Schul- 
infpeftoren mit der Auffiht auf viele Theile des öffentlichen Unterrichtes , insbe— 
fondere des Glementarunterrichtes, betraut find, fo läßt fi zwar dagegen eben 
wegen ber Wichtigkeit der religiös-fittlihen Aufgabe der Schule nichts erinnern, 
Die Schulinfpeftoren find aber troß ihres geiftlihen Standes nur als Staats- 
beamte zu betrachten. Will die Kirche für andere Theile des Unterrichtes, aufer dem 
fittlichereligiöfen, Anftalten errichten, jo fann dies nur nad den für Privatunter- 
richtsanſtalten beftehenden Vorſchriften gefchehen. 

Die Sorge für die Gewährung der allgemeinften Bildungsmittel wirb allent- 
halben zunächſt als Sadhe der Gemeinde betrachtet; auch für die Erreihung 
ihrer beſchränkten Zwede ift eine angemefjene Bildung der Gemeindebürger unent- 
behrlih. Sie errichtet und unterhält daher die Elementar- oder deutfhen Schulen 
und wählt auch gewöhnlich die Lehrer. Wie aber mit Recht im Allgemeinen ges 
fagt worben iftd), der Wirkungskreis der Gemeinde fei dem ftaatlihen fo gleich 
artig, daß, fobalo die Gemeinde aufhören würde für ſich felbft zu forgen , jede 
ihrer wejentlihen Aufgaben vom Staate übernommen werben müßte, fo ift im 
Schulweſen jedenfalls ein fehr weit gehendes Auffichtsrecht des Staates ber Ge 
meinbe gegenüber begründet. Der Staat normirt Form und Inhalt des Unter» 
vichtes, fehreibt vor, wie die Schullofalitäten und die Schulapparate beihaffen fein 
müſſen, ftelt ein Marimum ver in einer Schule zu vereinigenden Kinder und ein 
Minimum der Schullehrergehalte auf6), er behält fid) die Betätigung der Lehrer: 
wahl vor, damit fein Unfähiger den Unterricht der zufünftigen Gemeinbebürger, 
bie ja zugleich auch zukünftige Staatsbürger find, in die Hand befomme, und gibt Bor- 


9 Ob dies am beften in Waifenhäufern oder durch Pflegeeltern gefchieht, darüber MI. den 
Art. „Waifenhäufer.” 

5) Im Art. „Gemeinde“. 

6) Das Schulgeld, wo folches noch eingeführt ift, follte nie von dem Lehrer felbft gehoben 
werden, fondern auf diefelbe Art wie andere Gemeindegelder. 
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ichriften über die Disciplin. Wo die Mittel der Gemeinde unzureichend find, 
greift ihr der Staat unter die Arme. Auch Gewerbſchulen und Lateinſchulen find 
meift Gemeinbeanftalten, doch wirb hier die Unterftügung des Staates ſchon be= 
deutender und oft überwiegend. Die höheren Lehranftalten herzuftellen, ift zunächft 
Sache des Staates. Nicht minder die Sorge für die Fortbildung der Erwachſenen. 
Häufig find hiefür auch Stiftungen vorhanden. 

Fi Bereine und Privaten eine zwedmäßige Thätigfeit für die allge: 
meine Bildung entfalten, wird ihnen der Staat nicht nur nichts in den Weg 
ftellen, fondern auch Vorſchub Ieiften, jedenfalls aber ſich das Auffichtsredht vor- 
behalten. Privatunterrihtsanftalten dürfen ohne ftaatliche Genehmigung, wenigftens 
ohne vorherige Prüfung der Lehrer, nicht unternommen werben; unfähige und 
ftantsgefährliche Lehrer find an ſolchen Anftalten nicht zuzulaſſen. In die Unter: 
richtsmethode dagegen wird fi der Staat nicht einmifchen; nur bei den bie Ele- 
mentarfchule erfegenden Privatunterridhtsanftalten muß er darauf beftehen, daß 
das gefeglihe Minimum ver Teiftungen einer folhen Schule erreicht wird, _ 

Die Berftandesbildung, die Ausbildung der Sittlichfeit und die Ausbildung 
des GSinnes fir das Schöne find die drei Richtungen aller Kulturpflege und 
Kulturpolizei. Innerhalb einer jeden Richtung müſſen die Maßregeln für die Bil- 
dung ber Jugend und die für die Fortbildung der Erwachſenen unterſchieden 
werben. 

“ Indem wir die einzelnen in biefen Gebieten möglihen Staatsmaßregeln über- 
bliden, bemerfen wir nochmals, was ſchon vorhin angedeutet wurde, daß Zwang 
bier in der Negel nicht anzuwenden ift. Wahre Bildung gebeiht nur in ber Frei- 
heit. Gleichwohl ift ein gewiſſer Grad der Bildung eines jeden einzelnen Staats- 
bürgers für den Staat jo unbedingt nothwendig, daß er gewiffenlofen Eltern oder 
Bormündern gegenüber, die aus Rohheit oder Geiz ihren Kindern dieſen Bildungs- 
grad zu verfchaffen troß-ver von dem Staate oder der Gemeinde gebotenen Gelegenheit 
verfäumen, mit zwingender Autorität einfchreiten muß. Der Schulzwang redt- 
fertigt fi) hiernah nur für die unterfte Stufe des Unterrichtes, für die Elemen- 
tarfchule, hier aber auch vollftändig. Ein Vergleich der Bildung der unteren Vollks— 
klaſſen in Deutſchland mit derjenigen verfelben Klaffen in Franfreih und Eng- 
land iſt der befte Beweis für den Segen des Schulzwanges und des in demfelben 
allerdings Tiegenden Gingriffes in die Sphäre der Familie, Unvollftändig und 
nit zum Ziele führend ift übrigens biefer Zwang, wenn das Gefeg gegen bie 
wiberfpenftigen Eltern nur Geloftrafen ftatwirt, woburd die Klaffe der Unzahl- 
fähigen, gerade die gleihgültigfte gegen ven Schulbefuh, nicht getroffen wird. 

Ob Jemand nod eine höhere Bildung als die in der Elementarſchule gebo- 
tene erwerben will, mag ihm und feinen Eltern oder VBormündern überlaffen 
bleiben. Der Staat genügt feiner Aufgabe, wenn er Anftalten für diefe höhere 
Bildung aufftelt und zur allgemeinen Benugung freigibt. 

I. Unter ven Anftalten für Förderung der Berftanbesbil- 
dung find vor Allem die Schulen und zwar zunähft die Elementarz, 
Bolfs- oder deutfhen Schulen zu nennen.) Gie find aber nicht 
minder Anftalten für Förderung der fittlich = religiöfen und felbft auch der Ge— 


— nn 


7) Als Vorbereitungeanftalt dazu denft man fich mitunter die Kinderpflegen oder Klein 
finderbewahranftalten. Diefe find jedoch feine Interrichtsanftalten , fondern dienen mehr der 
Sorge für die Exiſtenz und —— der Kleinen, deren Eltern aus beſonderen Gründen ver: 
bindert find, diefer natürlichſten Eiternpflicht ſelbſt vollſtändig nachzufommen, 
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Ihmadsbildung. Diefe unterfte Stufe der Bildung, wenn fie nicht etwa durch 
einen entſprechenden Privatunterricht erfett wird, muß Jeder durchmachen. Das 
Alter, mit weldem die Kinder ſchulpflichtig werben, pflegt die Stantsgewalt all- 
gemeingültig feftzufegen; gewöhnlich ift das fechste Lebensjahr angenommen. Eine 
Trennung ber Geſchlechter vor dem Alter der Geſchlechtsreife ift nicht nothwendig, 
und es follte wenigftens da, wo die vorhandenen Mittel fie nicht erlauben, nicht 
darauf gebrungen werben; ob im Falle der Trennung bie Ertheilung bes Unter- 
richtes an vie Mädchen blos durch Perfonen weiblihen Geſchlechtes vorzuziehen 
fei, darüber find die Anfichten fehr verſchieden. Schon auf diefer unterften Stufe 
eine Trennung nad den Ständen eintreten zu laffen, welden die Kinder voraus- 
fihtlih angehören werben, ift unzwedmäßig und praktiſch unausführber. Lefen, 
Rechnen nnd Schreiben find nebft dem Religionsunterrichte die Hauptlehrgegen- 
fände. In den obern Abtheilungen kommt noch genauere Anleitung zur richtigen 
Handhabung der Mutterfpradhe, das Nothwenvigfte aus der Geographie und vater- 
ländifhen Gedichte, woran ſich zwedmäßig die unentbehrlichſte Belehrung über 
die beftehende Stantseinrihtung fnüpft, fowie aus der Naturkunde Hinzu. Bezüg- 
lih des Weiteren verweifen wir auf den Art. „Schule”. 

Dem Lehrer zunächft vorgefegt ift der Pfarrer als Lokalſchulinſpektor. Dies 
rechtfertigt fi dadurd, daß dieſem die Auffiht auf einen fo wichtigen Theil des 
Vollksſchulunterrichtes, als es der religiöfe ift, ohnehin zufommt, und es daher 
nahe liegt, auch die übrigen Theile des Unterrichtes zunächſt von bemfelben be- 
auffichtigen zu laflen. In dem Bildungsgange der fünftigen Geiftlihen wird auch 
auf dieſe ihmen bevorftehende Funktion befondere Rüdfiht genommen. Zudem 
find die Lehrer gewöhnlich zugleih Drganiften und Kirchendiener und auch in 
diefer Beziehung den Geiftlihen untergeordnet. Endlich vepräfentiren wenigftens 
auf tem Lande vie Geiftlihen vorzugsweife die höhere Bildung, und zum Theile 
wegen ihrer Stellung im Schulwefen werben fie vom Staate oder unter beffen 
Mitwirkung ernannt. Zweckmäßig wirbt ihnen eine aus den intelligenteften Ein- 
wohnern zufammengefegte Kommiſſion (Schulftommiffion) zur Seite geftellt. Auch 
die Bezirksfchulinfpeftoren werden meiftens aus den Geiftlihen genommen. Cs 
liegt nahe, die tüchtigften Lokalinſpektoren als vie gesägnetften für dieſes Amt zu 
halten; mißlih wäre es jedenfalls, ven geiftlichen Lokalinſpektoren Schullehrer, 
feien e8 auch die ausgezeichnetften, als Bezirksinfpeftoren überzuordnen. 

Die Disciplin der Kinder ift Sache des Lehrers, Berufung an ven Inſpel⸗ 
tor und die Kommiffion vorbehalten. Das Mittel der Züchtigung wird nicht ganz zu 
umgehen und nur gegen befien Mißbrauch einzufchreiten fein. 

Mit der eigentlihen Elementarfhule eine weibliche Arbeitsfhule, 
wo die Mädchen im Nähen und Striden unterrichtet werben, zu verbinden, hat 
fih als ſehr heilfam erwieſen, da die Erfahrung lehrt, daß auch biefe dem weib— 
lihen Geſchlechte fo unentbehrlihen Fertigkeiten in der häuslichen Erziehung oft, 
namentlih auf dem Lande, gänzlich vernadhläffigt werben. Auf folde Arbeits: 
fhulen ift ver Schulzwang, wenn auch mit ven nothwendigen Difpenjen für bie 
Kinder, die zu Haufe oder fonft genügenven Unterricht in weiblichen Handarbeiten 
erhalten, unbedenklich auszubehnen. 

Aus der deutfhen Schule werden die meiften Kinder mit dem 13. ober 14. 
Lebensjahre entlafien, biejenigen, die zu höheren Anftalten übergehen, auch ſchon 
früher. Gewöhnlich geht diefe Entlafjung Hand in Hand mit der kirchlichen Zu— 
laffung zum heiligen Abendmahle und bei den Proteftanten mit der Konfirmation. 
Bei der Stellung, welche der Kirche bezüglich der fittlichereligiöfen Bildung ber 
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Jugend zukommt, läßt ſich gegen dieſe Verbindung, welche man auch Konfir— 
mationdzwang genannt bat, im Allgemeinen nichts erinnern. 

An die Volksſchule ſchließt fich fir diejenigen, vie feine höhere Lehranftalt 
befuchen wollen, die Sonntagsfhule. Sie dient zur Fefthaltung und Erwei— 
terung des in ver Volksſchule Gelernten; bier fann nah Umftänden mit Geo- 
graphie, Geſchichte, Naturkunde, namentlich) bei den Knaben mit den Grundbe— 
griffen über das ftantsbürgerliche Verhältniß weiter fortgefchritten werben. Tren- 
nung der Gefhlechter ift hier unbedingt nothwendig. Der Schulzwang wirb mit 
Recht auch auf diefe Anftalt erftredt. Länger als etwa bis zum 16. Lebensjahre 
laſſen ſich jevoh darin die jungen Leute nicht fefthalten, und auch vorher wird 
man Biele, deren Beruf ihnen keine Zeit mehr dazu läßt, vifpenfiren müſſen. 

Nur als einen Theil der Sonntagsſchule betrachten wir die Chriftenlehre, 
d. h. den Unterricht, welcher der bereits fonfirmirten und zum Abenpmahlsgenuffe 
zugelaffenen Jugend noch einige Jahre lang gemeinfchaftlih mit der übrigen 
Schuljugend in befonderen Stunden meift in der Kirche über religiöfe Gegen- 
fände ertheilt wird. In der Sonntagsſchule ſelbſt fällt dann ver Religionsunter- 
richt weg. 

Bei den weiter folgenden Unterrichtsftufen für die männliche fowohl als für 
bie weibliche Jugend hört nunmehr der Schulzwang auf; die Kulturpflege im 
Gegenfage zum eigentlichen polizeilichen Gefichtspunfte wird daher hier noch über— 
wiegender als bei ver Volksſchule und deren Acciventien. 

Fir die Fortbildung der reiferen männlihen Jugend forgen je nah dem 
Bildungsgrade, den fi Iemand erwerben will, entweder bie gelehrten Schulen, 
nämlich die Lateinfchulen, Gymnaſien und Univerfitäten, oder die Real- (höhere 
Bürger-), Gewerbſchulen und polytehnifhen Schulen im Allgemeinen, und aufer- 
dem noch Speclialſchulen für verfchiedene einzelne Fächer, 3. B. Schullehrerfemi- 
narien 8), Handels-, Schifffahrts-, Forſt-⸗, Bergswerks-, Kriegs-, Iandwirthichaft: 
lihe Schulen u. f. w. &8 kann nicht Aufgabe dieſes Artikels fein, näher auf bie 
Einrihtung diefer Schulen einzugehen. 

Der Streit über die Nothwendigfeit oder Entbehrlichfeit gelehrter Bildung 
bat vorläufig dahin geführe, daß jeve Richtung, die gelehrte und die realifttiche, 
ihre Schulen hat und daß auch in den gelehrten Schulen dem realiftiihen Elemente 
mehr Raum gegeben worben ift. Der höchſte Bildungsgrab wird nur in den ge- 
lehrten Schulen erworben. Daß aber ein fehr hoher aud ohne fie erworben wer- 
den kann, ift unleugbar. Wir find in diefer Beziehung in einem Uebergangszu- 
ftande begriffen. Wer fi den Wiflenfchaften zu widmen gedenkt, dem muß bie 
Möglichkeit gegeben fein, eine Wiffenfhaft in ihrer ganzen Entwidelung von 
ihrem Entftehen an zu ftudiren, namentlih aud mit der Kultur der alten Haffi- 
ſchen Völker fid) befannt zu machen. Dazu ift aber die Kenntniß der lateiniſchen 
und griehifhen Sprache unentbehrlih. Zudem bilden dieſe Sprachen vie Grund» 
lage mehrerer ſehr wichtiger lebender Spraden, und ber Unterricht in ihrer 
Grammatif ift zur Uebung der Denktraft befonders geeignet. Wer fih aber nur 
ven ohne Kenntniß der alten Sprachen möglichen Bildungsgrad erwerben will 
oder nad feinen Verhältniſſen erwerben kann, für ven ift die höhere Bürger- 
fchule oder das Realgymnaftum und zulett die polytechniſche Schule vorhanden. 
ALS Borbevingung für alle wichtigeren Staatsämter verlangt der Staat mit Recht 


— — 





5) Perſonen, welche nicht in Schullehrerſeminarien gebildet find , z. B. ausgedienten Unter⸗ 
officieren, den Schulunterricht anzuvertrauen, widerſpricht den erſten Grundfägen ber Kulturpflege. 
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bie höchſte Bildung, das Gymnaſtal- und Univerfitätsftubium, Die leitenden und 
befehlenden Beamten des Staates follen auch deſſen gebilvetfte Bürger fein. 

Ueber die zwedmäßigfte Einrichtung der Oymnafien, Gewerbſchulen u. f. w. 
verweifen wir unfere Leſer auf bie venfelben beſonders gewidmeten Artikel.) Die 
Frage, ob es zwedmäßig fei, zwiſchen Gymnafium und Unlverfität noch eine 
Zwifhenanftalt ald Lyceum einzufchieben, fcheint nach den feitherigen Erfahrun- 
gen verneint werben zu müſſen. 

Die Disciplin der Gymnaſial- und Realſchulen, fo weit fle nicht noch ber 
Bamilie angehört, ift allenthalben ven Anftalten felbft überlaffen, in gewöhnlichen 
Fällen dem einzelnen Lehrer, in wichtigeren dem VBorftande und zwar entweder 
diefem allein over mit Zuziehung des Lehrergremiums. Bei Ausdehnung ber 
Schuldisciplin auf das Berhalten außerhalb der Schule, 3. B. auf den Beſuch 
bes Theaters, öffentlicher Vergnügungsorte u. ſ. w. muß vorfidhtig zu Werke ger 
gangen und möglihft wenig in das natürliche Erziehungsredht der Eltern einge- 
griffen werben. 

Aumneen oder Seminarien, d. 5. Anftalten, worin die Schüler unter fort- 
währender Auffiht wohnen, find ein Bedürfniß für diejenigen, deren Eltern 
außerhalb des Sites der Anftalt wohnen. Familien, welche ſich folder Schüler 
väterlich annehmen, finden fi nicht immer am Site der Anftalt. Wenigftens 
da, wo fein Alumneum ſich befindet, ift e8 Sache ver Anftalt und ihres Bor- 
ftandes, dazu mitzuwirken, daß bie auswärtigen Schüler Koft und Wohnung nicht 
in ſchlechten Häufern nehmen. 

Zweckmäßig wird den Lehrern die Ertheilung von Privatunterricht an ihre 
Schüler neben den orbentlihen Schulftunden verboten; fe führt zur Begünftigung 
einzelner und Vernachläſſigung der übrigen Schüler. 

Allzugroße Auspehnung der Schulferien, die an fich eine gemwiffe wünſchens⸗ 
werthe Erholung für Lehrer und Lernende bilden, ift nicht zu dulden. 

Bon Privaten pflegen vergleihen Anftalten, namentlih Gymnaſien, feltener 
unternommen zu werben. Defter find es die Gemeinden ober kirchliche Korpora- 
tionen, welche ganz ober theilmeife die Mittel aufbringen. Der Staat räumt ihnen 
dann mitunter das Recht ein, vie Lehrerftellen unter feiner Beftätigung zu beſetzen 
ober wenigftens Vorſchläge im biefer Beziehung zu machen. Die Feſtſetzung des 
Schulplans muß ſich der Staat jedenfalls dann vorbehalten, wenn zukünftige 
Stantsbiener auf dieſen Anftalten gebildet werden fcllen, außerdem jeberzeitige 
Einfiht und Prüfung. ; 

Mehr als diefe Bildungsanftalten der heranwachjenden männlichen Jugend 
werben die Schulen für die reifere weiblihe Jugend als Privat- 
anftalten unternommen. Unbebingt muß aber der Staat, entweder unmittelbar 
ober durch die Gemeinde, auch hier eintreten, wenn von Privaten nicht genug ge 
fhieht, und die Staatsauffiht darf auch bier nicht vernachläſſigt werden, Ob bie 
Mädchen biebei zwedmäßiger den Unterricht nur von ber Familie aus befuchen, 
jo daß die häusliche Erziehung weſentlich zur Seite fteht, oder ob fie ganz von 
der- Familie zu trennen und Koftffhulen oder Benfionaten anzuver- 
tranen jeien, ift beftritten. Die Natur der Sache ſcheint dafür zu ſprechen, daß 
bie zufünftige Frau, bie wejentlic für die Familie erzogen wird, auch durch bie 


9) Vielleicht tönnte an die Voltsfchule zunächſt eine Fortbildungsſchule fich anfchließen, in 
welcher neben den für alle Schüler verbindlichen Nealgegenftänden auch die hen Age der 
alten Sprachen für die zu einem or Berufe übergehenden gelehrt würden, Vgl. Deutfche 
Dierteljahrsfchrift, Zuliheft 1819, I. Abth. S, 150 u, folg. 
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Familie erzogen werde. Auf dem Lande wird es aber doch häufig an Gelegenheit 
fehlen, den Töchtern alle für ſie erforderlichen Kenntniſſe zu verſchaffen, und nicht 
immer werben auf dem Lande wohnende Eltern Familien in der Stadt ſinden, 
welche die Eiternftelle wahrhaft zu vertreten bereit wären. Wenigftens für foldye 
Fälle muß man Ben Penfionaten als einem unentbehrlihen Erfage ver Familie 
das Wort reden. 

In dem Alter, wo die Jungfrau feine Unterrihtsanftalt mehr befucht, fon- 
bern mit Rüdfiht auf ihren bevorftehenden Beruf dem Haufe gänzlich zurüdge- 
geben oder ſchon im Begriffe ift, an ber Seite des Mannes einem neuen häus- 
lihen Heerde fi zu widmen, geht der Jüngling erft noch auf die höchſte Unter: 
rihtsanftelt, vie Hochſchule oder Univerfität, über. Auch über dieſe An- 
ftalten wird das Staatswörterbuch einen eigenen Artikel bringen, daher hier nur 
Folgendes bemerkt wird. 

Auf der vorherigen Abfolvirung des Gymnaſiums als Vorbedingung zum 
Beſuche ver Univerfität zu beftehen, hat der Staat jevenfalls bei "denjenigen ein 
Intereffe, welche einft öffentliche Wemter fuchen. Andern mag zwar ausnahmsweiſe, 
wenn fie wenigftens die nöthige fittliche Reife mitbringen, ver Beſuch einzelner 
Borlefungen geftattet werben; als eigentliche Studenten find dieſe aber nicht zu 
betrachten, 

Zwed der Univerfität ift, dem herangereiften jungen Manne jene Kenntniffe 
in ſämmtlichen Zweigen des gelehrten Wiffens mitzutheilen, welche ihn in Stand 
fegen, in der Trabition des Wiffens fortzumirfen und das Aufgenommene ſelb— 
ftändig zu verarbeiten und zu vermehren. Diefer Zwed wird nur da erreicht werben, 
wo den Univerfttäten geiftige Freiheit geftattet if. Die Lehr- und Lernfrei— 
beit der deutſchen Univerfitäten befteht darin, daß einerfeits dem Lehrer überlaf- 
jen ift, jeve Wilfenfchaft auf die ihm zwedmäßig ſcheinende Weiſe vorzutragen, 
und andererſeits den Stubierenden, ihre Studien einzurichten wie fie wollen und 
namentlich die Anzahl und Reihenfolge der zu befuchenden Borlefungen felbft zu 
beftimmen. Ueber bie hierin nothwendigen Beſchränkungen vgl. den Art. „Lehr 
und Lernfreiheit”. 

Hiemit hängt die freiere Disciplin der Univerfitätsftudenten (afademifche Frei- 
heit) zuſammen. Die Polizei über die große Maſſe der an Univerfitäten fi zu- 
fanmenfindenden jungen Leute ganz den Univerfitätsbehörden, dem Rektor und 
akademiſchen Senat, in patriarhalifher Weife zu überlaſſen, ift nicht rath— 
fan. Es gehört tazu auch eigentlich polizeiliche Gefhäftsgewandtheit. Aus Polizei 
beamten und Univerfitätsprofefforen gemifchte Behörden find für die Univerfitäts- 
polizei das Rathſamſte. Wenn aud dem heiteren Sinne der Jugend hier Rech— 
nung zu tragen ift, fo darf vie Rückſicht doc nicht bis zur Beläftigung und Be— 
unrubigung anderer Einwohnerflaffen ausarten. Lehrt auch leider die Erfahrung, 
daß oft die dem jungen Manne geftattete Freiheit zum Müßiggange, zu einem 
wüſten, unmäßigen Leben und zu blutigen Streit: und fogenannten Ehrenhänveln 
mißbraucht wird, jo fann fid doch fein Einfichtiger für die Befeitigung dieſer 
Freiheit ausfprehen. Einmal muß der junge Mann auf fich felbft geftellt werden; 
je länger er am Gängelbande geleitet wird, vefto leichter wird er fpätersausarten. 
Man forge vielmehr dafür, daß nur Leute von einigermaßen gereiftem Charakter 
die Univerfität beziehen. 

Die polytehnifhe Schule als höchſte Stufe des techniſchen Unterrichts 
bat, wenigftens in ihren höheren Klaffen, einige Verwandtſchaft mit der Univerfität. 
Was über Lehr- und Lernfreiheit und freiere Disciplin gefagt worden ift, findet 
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bis zu einem gewiffen Grave aud auf die polytechnijhen Schulen Anwendung. 
Wie weit hierin zu gehen fei, läßt fi bei der zur Zeit noch fehr verfchiedenen 
Einrichtung der einzelnen verartigen Anftalten allgemein nicht feſtſetzen. 

Hiemit haben wir die Aufzählung der Anftalten für die Verſtandesbildung 
der Jugend erfchöpft. Anftalten zur Fortbildung der Erwachfenen find die öffent 
lihen Sammlungen, namentlih die Bibliothefen, ferner Gelvunterftügungen, Eh— 
renbezeugungen, Alademieen. (Vgl. den Art. „Akademie“ .) 

Auch die Förderung und Ueberwahung der Preffe und die Prefpolizei ge- 
bört hieher, doch ift bei Betrachtung dieſes Gegenftanves ver ftants- und ficher- 
beitspolizeilihe Standpunft und jelbft der fittenpolizeiliche überwiegend. Das 
Staatswörterbud) wird im Art. „Preffreiheit” die erforderlihen Erörterungen 
bringen. Damit verwandt ift die Polizei der von Privaten unternommenen Leih- 
bibliothefen. Nicht nur darf diefes Gewerbe feiner kulturpolizeilichen Wich— 
tigfeit wegen gleih dem Buchhandel und der Buchdruckerei auch bei fonft befte- 
hender Gewerbefreiheit nur nach erhaltener obrigfeitlicher Konceffion ausgeübt 
werben, fondern e8 unterliegt auch fortwährender Aufficht ver Polizei, weldye Aufficht 
jedoch die preßgefeglihen Schranken nicht überfchreiten darf. Erfolgreicher wird 
auf die Befeitigung des ſchädlichen Einfluffes der Leihbibliothefen hingewirkt durch 
Gründung guter öffentlicher und leicht benugbarer Bibliothefen von Seiten des 
Staates und der Gemeinden. 

II. Die Förderung der fittlihe-religidfen Bildung ift 
wefentliher Beruf der Kirche. Dur nichts fördert der Staat tie öffentliche 
Sittlichkeit mehr als durch den Schuß, ven er ber Kirche angebeihen läßt. Abge- 
fehen von den allgemeineren an einem andern Drte zu befprechenden Maßregeln 
ber financiellen Beihülfe des Staates zu den kirchlichen Ausgaben, insbefondere 
zur Dotation der Geiftlichkeit, ver Achtung, welche er der Geiftlichfeit angeveihen 
läßt, dem Einfluffe, ven er ihr auf die Schule einräumt, der religiöfen Feier wichtiger 
ftantliher Vorkommniſſe, ver Beftrafung von Handlungen und Aeußerungen, durch 
welde die Ehrfurcht vor dem Chriftentbum verhöhnt und die Grundwahrheiten des— 
felben öffentlid, verfpottet werben u. f. w., ift hier namentlich die Sonntagsfeier zu 
erwähnen. Nicht nur muß ber Staat felbft die Sonntagsfeier beobachten, alfo mit 
Ausnahme dringender Fälle die Vornahme von Amtsgefhäften an Sonn= und 
Veiertagen nicht geftatten, fondern er muß aud den Staatsbürgern verbieten, ſolche 
Handlungen vorzunehmen, welde den Gottesdienſt und die Andacht ftören. Hieher 
gehört das Berbot lärmender Arbeit und Beluftigung, des Marktverfehrs und 
Krambanvels, und das Gebot der Schliefung von Wein- und Bierfchenfen wenig: 
ftens während der Abhaltung des Gottesdienſtes. Wie weit hierin zu gehen fei, 
darüber find die Anſichten fehr getheilt. Vergeſſen follte man nie, daß der Sonntag 
auch der einzige Erholungstag der meiſten Stantsangehörigen ift, und daß zu 
ſtrenge Berbote öffentlicher Luſtbarkeiten heimliche herbeiführen, bie für bie Sitt— 
lichkeit bevenklicher find als vie öffentlichen. 

Im Uebrigen muß die Förderung der fittlichereligiöfen Bildung durch ven 
em insbefondere in al’ den Schulen gefchehen, welche wir vorhin betrachtet 
aben, 

Die eigentlihe Polizei wirkt mit 1) durch Mafregeln gegen unmittelbare 
Anreizung zur Unfittlichkeit, 2) durch Entfernung ſchädlicher Beifpiele. Der Staat 
darf aber hiebei nie vergeflen, daß fein Gebiet ſich nicht weiter erftredt, als vie 
Interefien der Gemeinfhaft und das Nebeneinanverbeftehen und Zufammenleben 
der Menfchen es erfordern, Die fittliche Befferung der Einzelnen überläßt er dem 
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Gewiſſen und der Kirche; er vermag nur bie äußeren Hinderniſſe und Gefahren 
zu bejeitigen oder zu vermindern, welche die Reinheit der guten Sitten im All⸗ 
gemeinen bebrohen. 

In erfterer Beziehung find vor Allem die Anreizungen zur Unzucht, nament- 
lich durch öffentlihe Dirnen und burd Bordelle, zu erwähnen. Trotz Allem, 
was für Borbelle gefagt worden ift!0), muß es babei bleiben, daß es des Staa⸗ 
tes und der Polizei unmwürbig fei, die Unzucht als ein doch unvermeidliches Uebel 
förmlich in öffentlichen Häufern zu organifiren. Der angebliche VBortheil ſolcher Ein- 
richtungen fol darin beftehen, daß die Unzucht gleihfam auf einen Punkt koncen- 
trirt und dadurch mit einem gewiffermaßen abjchredenden Makel gebranpmarft 
werbe, während die geheime Unzucht fortwährenden Reiz ausübe, und daß ba- 
durch der Polizei die Aufficht erleichtert werde. Allein es wirb einerfeits nie ge- 
lingen, alle Freudenmädchen in bie öffentlihen Häufer zu bringen, bie geheime 
Unzucht wird unter mancherlei Namen und Bejhönigungen neben ver öffentlichen 
fortbauern, und auf der andern Seite kann gewiß nicht in Abrede geftellt werben, 
dag für Mancen gerade das Bordell die Schule des Laſters ift, das er dann 
in anderm Kreifen verbreitet. Die einzeln wohnenden öffentlihen Dirnen muß die 
Polizei genau beanffichtigen, damit fie ihr Gewerbe wenigftens nicht öffentlich 
zeigen, nicht durch Umberfhwärmen, Anreden u. |. w. Aergerniß geben und an- 
reizen. Ebenfo find folhe von öffentlihen Bergnügungsorten abzuhalten. Auswär- 
tige verweife man in ihre Heimat. 

Damit hängt zufammen die Auffiht auf gefellige Zufammenktünfte, 
die mitunter zu Zweden ber Unfittlichfeit mißgbraudt werben. 11) Nach Umſtänden 
müffen folhe Zufammenfünfte gänzlidy verboten werden. Die Abhaltung und Dauer 
Öffentliher Tanzbeluſtigungen unterliegt polizeiliher Erlaubniß und Feſtſetzung. 

Unzüdtige Darftellungen, insbefondere in Theatern, darf die Polizei 
nit dulden. (S. d. Urt. „Theater.“) Solde Darftellungen durch Aushängung 
von Bildern find zu verhindern. Die Preßpolizei wirft mit. 

Auch das gefeglihe Verbot der Heirat zwifhen nahen Berwanp- 
ten gehört hieher, infofern es der Sittenlofigfeit innerhalb des Hanfes entgegen wirft. 

Unreizungen zur Truntenheit finden fi zunädft in ven Schent- 
ftuben und Wirthshäufern. Häufig iſt daher aud in Ländern, welde fonft 
Gewerbefreiheit eingeführt haben, viefes Gewerbe einer_Konceffion unterworfen, 
welche dann nur bis zu einer gewiſſen Anzahl und nur Leuten von unbeſcholtenem 
Charakter erteilt werden fol. Die Erfahrung lehrt jedoch, daß dieſe Beſchrän— 
fung der wirthſchaftlichen Freiheit fittlihe Förderung des Einzelnen oder gar bes 
Volkes kaum zur Folge bat. In Ländern, wo dieſe Beſchränkung nicht befteht, 
wird nicht mehr getrunfen als wo fie befteht. Man vergleiche 3. B. die Pfalz und 
Altbayern. Ortsvorftände follten allerdings nie Schenkwirthe fein. 

Aehnlich ift es mit der Befhränfung der Branntweinbrennerei 
auf Landgütern von gewifjem Umfange. 

Das Haufiren mit geiftigen Oetränten mag unbebingt verboten 


10, In neuefter Zeit bat fich beſonders Ih. Bade in Berlin in mebreren Artifein des 
„Archivs für deutiches Polizeiweſen“ für die Hurenbäufer — eigentliche Bordelle mit fuguriös- 
einfadender Einrichtung will auch er nicht — ausgefprocden, und zwar mit Rückficht auf die 
—— die in Berlin ſeit der im Jahr 1845 erfolgten Aufhebung der Bordelle gemacht 
worden ſeien. 

41) Ueber die Berliner Proftitutionsbälle, Bierhäuſer und Eilbergrofchentoncerte theit Bade 
in den erwähnten Artikeln fehredfenerregende Notizen mit. 
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werden, da das Hauſiren überhaupt eine Art des Gewerbebetriebes iſt, die nur 
ausnahmsweiſe und aus beſondern Gründen geftattet wird, 

Auch der Borfhlag, Trinkſchulden für unflagbar zu erklären, fo 
daß alfo alles Getränk baar in den Wirthshäufern bezahlt werben müßte, fcheint 
in bie perfünlihe und Verkehrsfreiheit, wenigftens bei fonft normalen Zuſtänden, 
zu weit einzugreifen. Wo freilich die Neigung zum übermäßigen Genuffe ſchäd—⸗ 
licher Getränke, namentlich des Branntweins, die fogenannte Branntwein- 
pet, gleihfam epidemiſch um fich gegriffen hat, ift manche Maßregel gerecht- 
fertigt, die man im Allgemeinen nicht gerade anrathen möchte. Dazu gehört auch 
die Vertheurung des Getränfes durch hohe Befteurung ver Fabrikation. 

Beſſer wirb folhen bedauerlichen Bolfszuftänden entgegengewirft durch mög- 
lichfte Verbreitung gefunder Getränfe, namentlich des Bieres, was aber freilich 
die Polizei nicht erzwingen fann, und auf moraliſchem Wege durch Mäßigkeits— 
vereine und durch gute Bücher u. f. m. 

Auch die fogenannte Polizeiftunde muß unter ven Mafregeln gegen bie 
Anreizung zur Trunkſucht aufgeführt werden. Dan verfteht hierunter die Stunde, 
über welche hinaus fein Wirth mehr Säfte bei fih haben darf. Auch hierin ift 
freilich eine Beſchränkung der perſönlichen Freiheit enthalten, und ver Vollzug muß 
daher oft den Umftänden billige Rechnung tragen Allein entbehren läßt fich bie 
Mafregel nicht und trägt fowohl zur Verminderung der Trunkſucht als zur Er- 
— der nächtlichen Ruhe weſentlich bei. 

eben Unzucht und Völlerei iſt nichts ſo ſehr als die Leidenſchaft des Spie— 
les geeignet, den moraliſchen Untergang der Staatsangehörigen herbeizuführen und 
zu beſchleunigen, denn die Erfahrung lehrt, daß ſich dieſe Leidenſchaft mit einer 
faſt unwiderſterſtehlichen Gewalt mancher Gemüther bemächtigt und ſie dann zu 
allen Verirrungen fortreißt. Man ſollte daher glauben, daß die chriſtlichen Staaten 
ſchon längſt ſich beeifert hätten, alle öffentlichen Anreizungen zu dieſer Leidenſchaft 
zu beſeitigen und zu unterdrücken. Leider aber ſehen wir namentlich in Deutſchland 
gerade das Gegentheil, indem in den Badeorten einiger Länder das verderbliche 
Hazardſpiel unter obrigkeitlichem Schutze in öffentlichſter und einladenſter Weiſe 
betrieben wird, in andern Ländern, z. B. in Bayern der Staat ſelbſt das durch 
die Möglichkeit allgemeinſter Betheiligung vielleicht noch verderblichere Lottoſpiel 
betreibt. So großen Gewinn der Staat aus dem einen oder dem andern Spiele 
ziehen mag, dieſer Gewinn ift zu theuer erfauft durch die mit dem Spiele ver- 
bundene Entfittlihung, durch die in dem Betrieb oder der Unterftügung besfelben 
enthaltene Berleugnung der Grundlagen ver ftanatlihen Gemeinfchaft. Die Mittel 
zur Erreihung der Staatszwede dürfen nie auf einem Wege beigebradht werben, 
ver felbft einen Staatszwed, nämlich die allgemeine Wohlfahrt, gefährbet. Selbft 
die Steuererhöhung follte nicht gefchent werden, um ſolchen Krebsſchäden abzu- 
helfen. 

So lange der Staat felbft Spielhalter oder an dem Gewinne des Spiel- 
halters betheiligt ift, tragen die Maßregeln, die er fonft gegen die Anreizung zum 
Spiele ergreift, nothwendig ein gehäffiges Gepräge. Das Verbot des Spielen in 
ausländifchen Lotterieen ift in Staaten, vie felbft eine Staatslotterie haben, nur 
fisfalifher Natur, Aehnlich iſt es mit dem Verbote, Privatlotterien ohne Staats- 
genehmigung zu unternehmen. Diefe Genehmigung fann nur etwa bei Verloo- 
fungen zu geweinnügigen Sweden gerechtfertigt werben. 

Sp unbedingt als die Abfchaffung der Stants-Spielanftalten muß aud) bie’ 
Untervrüdung ber von Privaten unterhaltenen öffentlichen Spielhäufer verlangt 
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werben, mögen fie allein biefen Zwed haben oder den Namen von Kaffeehäufern, 
Klubbs u. ſ. w. tragen. Die Deffentlichkeit der Aufforderung und die jederzeit be— 
reitftehende Gelegenheit ift für Biele ein allzugroßer Reiz, ganz abgefehen von 
ver leichten Möglichkeit des Betruges. Bedeutende Geld- und Gefängnißftrafen 
find daher gerechtfertigt. 

Spieler von Gewerbe find wie Landftreicher zu behandeln, alfo nad 
Umftänden auszuweifen oder in das Zmwangsarbeitshaus zu verbringen, Auf wan- 
dernde GSpieleinrihtungen bei Gelegenheit von Jahrmärkten, Volksfeſten 
u. f. w. hat die Polizei ihr Augenmerk zu richten und nad Umftänden außer ber 
Beftrafung der Unternehmer und der Spieler aud die Wegnahme ver Einrich— 
tung zu verfügen. 

Bei all’ diefen Maßregeln gegen das Spiel muß übrigens die Polizei ab- 
und zuzugeben willen. Einfache gefellige Spiele mit verhältnigmäßig geringen Ein- 
fügen und Gemwinnften zu ftören, ift fie nicht berufen. 

Auh für Lotterieanlehen des Staates kann fi) eine geläuterte Staats— 
wiſſenſchaft nicht wohl ausfpreden. 

As Mafregel gegen Anreizung zur Rieblofigfeit gegen Neben- 
menſchen pflegt man die Dienftbotenorbnungen zu betrachten. Bgl. hier 
über den Art. „Gefinde, Geſindeordnung.“ - 

Beranlaffungen zur Graufamteit gegen Thiere finden fi theils in 
gewiffen Gewerhen, bei weldhen ven Thieren mehr zu leiften zugemuthet wird als 
fie leiften können, theils in gewiſſen öffentlichen Vergnügungen, wo das Publi- 
fum an der Dual der Thiere fi ergötzt. Solche Spiele ald Stiergefehte, Hah— 
nenfämpfe find unbebingt zu verbieten. Mande Arten des Jagbvergnügens find 
nahe damit verwandt. 

Nicht minder ift polizeilih einzufchreiten gegen Ueberlaftung der Zugthiere 
und Antreibung derjelben zu allzugroßer Schnelligkeit (die zudem meift auch für 
die Sicherheit des Publikums gefährlich ift). Ein unüberfchreitbares Marimum der 
Belaftung eines Zugthieres durch Verordnung feftzufegen ift mißlich, weil es an 
den meiften Orten an Wagbrüden fehlt und die Prüfung ver Fracht nad) dem 
Mafjengehalte unficher ift. 12) 

Außer der Befeitigung der Anreizungen zur Unfittlichkeit wirft die Gitten- 
polizei auch durch Entfernung und Beftrafung auffallender 
Beiſpiele von Unſittlichkeit. Zur augenblidlihen Unterprüdung und 
Wegräumung foldyer Beifpiele gibt fich befonvers an öffentlichen Vergnügungsorten 
Gelegenheit. Auch die Entfernung Betrunfener von der Straße gehört hieher. Gegen 
Konkubinate wird, wenn der eine Theil nicht am Orte einheimifch ift, durch po= 
fizeilihe Ausweifung vesfelben eingefchritten. Die Beftrafung fällt großentheils 
ſchon in’8 Gebiet des Strafredhts. 

Als pofitive Beförderungsmittel der Sittlichfeit, die jedoch nicht mehr in bie 
eigentliche Sphäre ver Polizei gehören, find Belobungen, Belohnungen, Berlei- 
bung von Orden u. f. w. zu nennen. 

II. Am wenigften ift durch eigentlich polizeiliche Beranftaltungen für vie 
Geſchmacksbildung des DVolfes zu erreichen, wenn auch fein Zweifel da- 


12) In Bayern hatte eine Verordnung vom 16. Juli 1840 ein Maximun des Ladungs« 
gran von 12 Gentnern per Zugpferd eingeführt. Das Gefek vom 25. Juli 1850 über die 
‚Einrichtung des die Kunftftraßen berabrenden Fuhrwerkes gab diefe Beftimmung als unausführe 
bar auf. Die ganze Maßregel hat übrigens noch einen weiteren Zwed, nämlich Erhaltung der 
Straßen in gutem Auftande, ' 
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rüber herrſchen kann, daß die Pflege der Kunſt und des Sinnes für das Schöne 
einen weſentlichen Theil der Kulturpflege bildet. Erſt die Ausbildung dieſes Sinnes 
vollendet, wenn auch bie Kunſt geringern und weniger nachhaltigen Einfluß -auf 
das öffentliche Leben ausübt als die Wiffenfhaft und die Sittlidyfeit, die Eben- 
mäßigfeit in der Gefittigung. (Vgl. den Art. „Kunftafademieen, Kunftpflege”) 

Schon in der Anftalt, die jedem Stanteangehörigen den unentbehrlichften 
Grad der Bildung zuzuwenden beftimmt ift, in der veutfhen Schule, tritt biefe 
Sorge in der Pflege des Gefanges hervor. Der Unterricht im Zeichnen läßt fich 
auf diefer Stufe theil® wegen Mangels der erforberlichen Lehrkräfte, theild weil 
die Geiftes- und Körperfraft der meiften Schüler nicht ausreiht, kaum zum all- 
gemein verbindlichen Lehrgegenftande erheben. Auch die Sonntagsfchule bietet wohl 
für viefen viele Uebung erfordernden Unterricht zu wenig Zeit. Dagegen muß in 
den höhern Schulen diefer Unterricht in den Lehrplan aufgenommen werben. In 
gefteigertem Maße gilt dies von den Gewerbe und Realſchulen, da manches Ge- 
werbe an die Kunft ftreift und die Baufünftler hier gebilvet zu werben pflegen. 

Unterricht in der Dichtkunſt und im Deflamiren, Bekanntmachung mit der 
ſchönen Literatur gehört ebenfalls unter die Lehrgegenftände aller höheren Unter- 
richtsanftalten. | 

Die Inftrumentalmufit eignet fid nicht zur gemeinſchaftlichen Erlernung durch 
Biele und ift daher dem Privatunterricht überlaffen. 

Für Diejenigen, welche vie Kunft zum eigentlichen Lebensberuf wählen, dienen 
befondere Auftalter, Kunſtſchulen, Künftlerafademieen, mufifalifhe Konfervatorien 
u. f..w. Wie weit hierin der Staat gehen fol, hängt von den Umftänven ab. 
Wo wenig Kunftfinn und wenig Wohlhabenheit herricht, in Kriegs und unruhigen 
Zeiten findet der Künftler feinen Abfag für feine Schöpfungen, und durch Auf- 
munterung zu Ergreifung der Künftlerlaufbahn wird dann eine darbende und un- 
zufriedene Staatsbürgerkiaffe in's Leben gerufen. Dagegen Können ausgezeichnete, 
aber durch Armuth in ihren Planen gehemmte Anlagen durch Stipendien unter- 
ftügt werben. 

Nicht wenig wird der äffentliche Kunftfinn durch Ausftellung und Produktion 
von Kunftwerfen beförvert, Sammlungen von Bilvhanerarbeiten, Gemäldegalle— 
rieen, SKoncerte, Theater, Kunftausftellungen, öffentlihe Denkmäler gehören 
bierher. 

Solche Sammlungen müffen möglihft für Jeden zugänglicd gemacht werben 
(ohne Trinkgelder!). Koncerte, wenn die künftlerifhe Darftelung auch minder voll- 
fommen ift, zu hindern, Hat die Polizei fein Interefje: fie können immer nod) 
anregend wirken. Ueber das Theater, deſſen heutiger Zuftand viel zu wünfchen 
übrig läßt, bringt das Staatswörterbuch einen eigenen Artikel. Deffentlihe Denk— 
mäler müſſen nit nur, wenn file von Seiten des Staates oder der unter feiner 
Dberaufficht ftehenden Gemeinde errichtet werden, ben Anforderungen der Kunft 
entfprehen; auch bei Bewilligung zur Aufftellung folder durch Privaten muß der 
Staat wenigftens dem abfolut Unfchönen entgegentreten. Das Gutachten bewährter 
Kinftler mag ihn dabei unterftügen. Ä 

Aehnliche Rüdfichten müffen leiten bei Staats- und Gemeindebauten. Doch 
darf das Nügliche dem Schönen nicht geopfert werben. 

Literatur: R v. Mohl, vie Polizeiwiffenfhaft nah den Grundſätzen 
bes Rechtsſtaates, Th: I. Buch 2. Bluntſchli, allgemeines Staatsredht, Kap. 
IX. Bon den zahlreichen Werfen über Erziehung und Unterricht, welche auch die 
polizeiliche Seite mit in Betrachtung ziehen, feien genannt: Niemeyer, Grunt- 
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füge der Erziehung und des Unterrihtes.,. Stephani, Syftem ber öffentlichen 
Erziehung. Schwarz, Lehrbuch ver Erziehung und des Unterrichtes, umgear- 
beitet von Curtmann, inshejondere Bd. III. „Die Organifation ber Schulen.“ 
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Unfer Völferrecht ift zum großen Theile in einer Zeit entftanden, wo bie 
Ethik im Zuftande der traurigften Verwirrung war, wo Recht, Moral und Po- 
fitif weit auseinander gingen, wo es für lächerlich galt, in der Politif vom ftren- 
gen Recht oder gar von der Moral zu reden. Das Wort göttlicher Einfalt, daß 
die Klugheit ohne Falſchheit fein müfje, wurde auf Spott gezogen durch die fhimpf- 
lihen Grundſätze, welde ven frieplihen oder feindlichen Verkehr chriſtlicher Völker 
beherrſchten. So kam im Kriegsredhte eine Auffaffung über die Zuläffigkeit ver 
Hinterlift in Aufnahme, vor welder ver rechtliche Menfh nur Abſcheu empfinden 
fann, Und viefe Auffafjung ift bie auf die neuere Zeit, troß ber gottlob völlig 
veränderten ethifhen Grundanſchauung, durch welche die Gegenwart fi vor ber 
Zeit einer macchiavelliſchen Moral und Politif auszeichnet, trabitionell feftgehalten 
worden. Beftehungen feindlicher DOfficiere und Soldaten, um fie zum Berrathe 
von ©eheimniffen ihres Landes, oder um fie zur Uebergabe eines feften Pilates 
ihres Staates zu bewegen, Aufwiegelungen ver Unterthanen des feindlihen Staates 
zum Aufruhr gegen ihre Obrigfeit und zu anderen Berbredhen werben als erlaubte 
Mittel der Kriegführung geprebigt. Was foll der heutige Kriminalift bei dem 
Studium des Bölferrechtes jagen, wenn er im Strafrecht die Unterorbnung ber 
Nüglichkeitsrüdfihten unter das Recht als oberften Grundfag der fittlihen Welt 
einfhärfen und zur heiligften Gewiſſensſache machen muß, dann aber im Völker⸗ 
rechte den angeblichen Rechtsſatz findet, es fei erlaubt, um des eigenen Intereſſes 
willen Meberläufer freundlich in das eigene Heer aufzunehmen, Landesverräther 
willfommen zu beißen, als ob man — wie denn diefer falfchen Klugheit oft 
genug die Abfurbität zum Lohne wird — ohne inneren Widerſpruch den 
eigenen Solvaten die Fahnentreue empfehlen und zugleich die VBerräther ihrer . 
Landesfahne zuftimmend annehmen könnte; was fol er fagen, wenn ihm ver- 
kündet wird, daß die Benutzung von Untertbanen des feindlichen Staates zu 
Iandesverrätherifcher Kundfchafterei zu den erlaubten Mitteln ter Kriegführung 
gehöre?! Iſt die Zeit noch nicht da, wo der Krieg fein ſchlecht verwaltetes Rich— 
teramt einem völferrehtlihen Schiedsgerichte abtreten fol, fo ift doch längft ver 
Augenblid gekommen, folde Nieverträchtigkeiten aus den Lehren des Völkerrechts 
zu verbannen. 

Die Lift ift allerdings erlaubt. Wunderlich aber Mlingt es, wenn Martens, 
um die Grenzen zuläffiger Lift zu zeichnen, den Sat aufftellt, die Täuſchung 
des Feindes ſei in allen Fällen erlaubt, wo man ihm nicht ausdrücklich Aufrich— 
tigkeit verfprodhen habe. Pinheiro Ferreira macht hierzu die treffende Anmerkung : 
„Iſt die Lift erlaubt, fo kann man fich nicht wohl verpflichten, fie nie anzu- 
wenben; ift fie e8 nicht, fo braucht man es gar nicht erft zu verfprechen, um fidh 
ihrer zu enthalten. Aber woran fann man die erlaubte Kriegslift_ von der uner- 
laubten unterfheiden? Wenn das Mittel, das wir anwenden, um den Feind zu 
täufchen, feine Verlegung unferer Pflichten ift, fo ift e8 erlaubt. Wenn er aber 
im Öegentheil ſich über unfere Abfihten nur deshalb täuſcht, weil 
er vorausjeßt, daß wir unferen Pflihten treu find, während wir 
diefelben, um ihn zu täufchen, wiſſentlich verlegen, fo ift dies nicht mehr eine 
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erlaubte Kriegslift, fondern eine niedrige Feigheit." Die Anwendung: von Spionen 
findet Pinheiro Ferreira unfittlih. Er findet es außerdem unfaßlich, wie man fein 
Bertranen auf Berichte feten könne, bie von den elenveften und meiftentheils auch 
unmiffendften Menſchen überbradht werden. Es fei eine allbefannte Thatſache, daß 
die Feldherrn, wenn fie fih auf die Berichte der Spione verlaffen wollten, in 
den meiften Fällen für ihre Yeichtgläubigfeit graufam geftraft werben würden. Gie 
müßten zu anderen Mitteln ver Bemahrheitung ihre Zuflucht nehmen; und dadurch 
würden dann bie Berichte der Spione entweber Yügen geftraft oder überflüffig 
emadht. 

: Man unterfcheidet Rundihafter zu Kriegszweden und politifche Kund— 
Ihafter, 5 r 

I. Kundfhafter zu Kriegszwecken follen über vie Abfichten des Feindes, 
über feine Stellung, oder über feine Streitkräfte Auskunft geben. 

Bir ſehen bier ab von ver militärifhen Refognoscirung. Diefe 
gehört zu den ehrenhaften Kriegsoperationen. Sie bildet einen Theil der orbent- 
lihen Berufsthätigfeit bes Kriegers, der dabei feinen Amtscharafter nicht ver- 
heimlicht, fonbern in feinem ehrlichen Soldatenrock erfcheint und als Feind auf- 
tritt. Es befhäftigt uns hier nur das Handwerk des Militärfpion s. 

Der Militärfpion verheimlicht feinen wahren Charakter. Er fchleicht ſich unter 
dem Scheine eines Freundes ober wenigftens eines Neutralen in das Bereich) 
bes einen friegführenden Theiles, um ven Zuftand feiner Kriegsangelegenheiten 
zu erforfhen und ven Gegner davon zu benadhrichtigen. Schon biefer Umftand 
macht es, felbft abgefehen von dem Tode durch Henfershand, dem der Spion im 
alle der Ergreifung zu verfallen pflegt, undenkbar, daß ein Ehrenmann fi zur 
Ausübung des Spionenhandwerts hergebe. Deshalb ift auch Fein Souverän be- 
die Spionsthätigfeit von feinen eigenen Unterthanen, etwa wie bie Leiftung 
des Militärbienftes, unter dem Titel einer Staatsbürgerpflicht zu fordern. 

Die Anwendung von Militärfpionen ift durd das pofitive Völkerrecht nicht 
unterfagt; doch rühmen ſich wohl die Feldherrn nicht leicht, ihre Erfolge durch 
Spione. erreicht zu haben. Wenn eigene Unterthanen des andern Staates gegen 
dieſen als Kundſchafter, alfo als Landesverräther benutzt worben find, fo hat ſich 
ver Feldherr einer Infamie, einer Anftiftung zum Verbrechen, und darum gewiß 
aud einer Verlegung des Völkerrechts ſchuldig gemacht. 

Zur Strafbarteit des Spions ift nicht erforverlih, daß derſelbe feine 
gefammelten Nachrichten feinem Auftraggeber mitzutheilen verſucht ober wirklich 
mitgetheilt habe. Gewöhnlich werden nur fäuflihe Seelen ſich zur Spionerei bereit 
finden lafjen; doch betrachtet man es nicht als ein nothwendiges Moment bes 
Thatbeftandes, daß der Spion für Geld gefundfchaftet habe. Weil die Strafe des 
Spions vom Kriegsredhte nur auf den Abſchreckungszweck gegründet wird, fo findet 
eine Beftrafung desjenigen, der früher einmal als Spion diente, nicht mehr ftatt, 
fonvdern man forbert zur Beftrafung eine Ergreifung auf frifcher That. 

Das Berfahren gegen ven ergriffenen Militärfpion pflegt ſehr ſummariſch 
zu fein. Das Völkerrecht kann aber feine Abkürzung des Verfahrens gutheißen, 
die eine Verkürzung der Gerechtigkeit fein würbe; und wir find erfreuet, bier 
folgende Stelle aus Schmalz’s europäiſchem Völkerrechte, Seite 237, anführen 
zu Können: „Die Gerechtigkeit fordert auch für den Spion rechtliches Gehör, 
rechtliche Vertheidigung, Prüfung der Anklage, und verbietet die tumultuarifche 
Rache, weiche in Gefahr ift, auch Unſchuldige der Leidenfchaft zu opfern. Wohl 
mag unter dem Blutvergießen des Krieges das Leben des Einzelnen gering ge 
. 11* 
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achtet werben; und es ift auch gering, wo allein das Schickſal unter der Leitung 
ber Borfehung es binwegnimmt: aber bie ungerechte Tödtung ift nicht, wie ber 
Tod, blos ein Uebel, fondern fie ift ein Böſes.“ 

Die Strafe des Spions ift gegenwärtig häufig die Kugel. Früher war es 
nur der Strang, weil man ven Spion ber Ehre des Soldatentodes unwürdig 
erachtete. Die veränderte Praris gründet ſich gewiß nicht darauf, bag man jeßt 
den Spion als einen Ehrenmann anfieht, fondern auf die Schwierigkeit, den Strang 
in Ermangelung eines Henfers, und bei dem Widerwillen des Soldaten gegen 
Henkerfunftionen, zur Anwendung zu bringen. — Ift der Spion ein eigener Un» 
terthan des verkundſchafteten Staates, fo verfällt er der Strafe des Landesver⸗ 
rathes; und er kann dabei nach manchen neueren Strafgeſetzbüchern, wenn man 
ihm nicht kurzen Kriegsproceß macht, trotz feiner höheren Strafbarkeit beſſer weg- 
fommen, als der gewöhnliche fremde Spion. 

Ein berühmt gewordener Streit über bie Gerechtigkeit einer vollzogenen 
Spionsftrafe entfpann ſich zwifchen England und Nordamerika hinfichtlih des eng- 
liſchen Majors Andre, ver fih zum Unterhändler mit dem ameritanifhen General 
Arnold gebrauchen ließ. Er führte ven Briefmechfel mit Arnold eine Zeit lang 
unter einem erdichteten Namen. Enblih hielt er eine Zufammenkunft für 
nöthig. Er kehrte von derſelben zurüd und hatte bereit8 den von ben Indianern 
befegten Landftrich hinter fi, als ihm drei Soldaten in die Zügel fielen. Diefe 
bielt er für Engländer und gab fid ihnen als englifhen Dfficier zu erkennen; 
es waren aber Amerikaner, die ihn fofort gefangen nahmen. Er warb nun als 
Spion zum Strange verurtheilt. Washington felbft beftätigte das Urtheil und ließ 
es vollziehen. Die Engländer aber erklärten für „mehr als fraglih, ob ein Of— 
ficter, der auf Befehl feiner Oberen Aufträge an einen feindlichen Heerführer über- 
nimmt, von ber Obrigkeit des letzteren als Spion behandelt werben Tann, wenn 
fi findet, daß dieſer Heerführer (mas bei dem General Arnold der Fall war) 
einen Berrath oder Uebergang beabfihtigt hat” (Vgl. Martens, Erzählungen, 
Th. I. Num. 15.) 

II. Politifhe Kundfhafter fuhen dem Staate, gegen den fle ange- 
wenbet werben und in dem fie fid) zum Zwede ver Kundſchafterei aufhalten, die 
jenigen Geheimniffe abzugewinnen, die für ihren Staat wichtig fein fönnten, Da 
mit ihrer ganzen Thätigfeit Berfte getrieben wird, fo fann man über fie nicht 
viel wifjen. Ihr Nugen ift wohl fehr gering und wird immer geringer, je mehr 
die Deffentlichfeit alle Staatsthätigfeiten beleuchtet. Auf rehtmäßigem Wege werben 
fie mehr nit in Erfahrung bringen, als der ordentliche Geſandte mit feinem 
Perfonal ebenfalls erfahren könnte, Gehen fie aber bei ihrer Kundfchafterei auf 
unrehtmäßigem Wege, bebienen fie fih 3. B. der Beftehung von Beamten, 
fo machen fie fih ftraffällig. Dies können fie fogar, nad neueren Strafgefegen, 
ſchon durch den bloßen Berrath der Geheimniſſe des verfunpfchafteten Staates 
werben. Sie find durch Feine Erterritorialität gegen ben ftrafenden Arm bes ver- 
legten Staates gefhitt. Sie genießen überhaupt feiner geſandtſchaftlichen Privi- 
fegien, ſchon deshalb weil ihre Berufsthätigfeit geheim gehalten wird, auch bes- 
halb weil man von feinem Staate verlangen fann, daß er venjenigen Vorrechte 
ertheile, die ihn zu belaufhen und zu verrathen beabfichtigen. Die ganze Stellung 
der politiihen Kundſchafter ift wenig ehrenvoll, ihre Maske und ihr ganzes Treiben 
wenig geeignet, felbft Denjenigen, die fich ihrer bedienen, Vertrauen einzuflögen. 
Die Nachrichten, die ein zum beftändigen Kunbfchafter angeftellter Menjc liefert, 
enthalten gewiß viel Unficheres und viel Geſchwätz. 
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Literatur Wir befigen drei ältere Abhandlungen über Kundſchafter: 
‘Bruckner, diss. de explorationibus et exploratoribus, Jen. 1700; ed. rec. 
1744. Lund, diss. de speculatore. Moller, diss. de speculatoribus (Traj. 
ad Rhen. 1771). Unter ven Neueren gehen am meiften auf bie Sade ein 
Kamp, Beiträge zum Staatd- und Bölferreht, Bd. I. (Berlin 1815) und 
Heffter $. 249— 251. Mandes findet man bei Mofer Gerſuch, IX. 2. 466 
fi. VI. 45), bei Battel, Klüber, Schmalz und Saalfeld. Daneben mag _ 
erwähnt werben: L’Espion turc dans les cours des princes chretiens, ou lettres 
et m&moires d’un envoy6& secret de la Porte. 15. Edit. 7 Vol. av. fig. 
Londres 1742. Berner. 
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Die Phantafie iſt eine der Grundthätigkeiten des Geiſtes. Sie bildet Schönes 
um ber Schönheit willen zur Veranſchaulichung, wie alle Gegenſätze in harmoni— 
[hen Zufammenklange ſich löſen, wie Natur und Geift fid) einigen, weil fie aus 
einer urfprünglicen Einheit hervorgegangen find, zur Befreiung des Gemüths aus 
den Widerfpruh und: Kampfe des Lebens und zur Erhebung in dieſen Frieden. 
Sie waltet aber auch in allem geiftigen Wirken, indem fie für das Erfennen wie 
für das Handeln vie Bilder des Gefuchten, des Angeftrebten entwirft, indem fie 
. überhaupt die Macht ift, innerliche Zuftände durd ihnen entfpredhende Formen 
darzuftellen, in fichtbarer Geftaltung das Wefen zu offenbaren. In der den Leib 
organifirenden Lebenskraft, im Geberbenfpiel, in ver Sprachbildung bekundet ſich 
die Phantafie. Ihre Fünftlerifch ſchaffende Thätigfeit beginnt, wenn bie religiöfen 
Gefühle der jugendlihen Menſchheit, durch Natureinprüde erwedt, nad einem 
Ausdrud verlangen, in Mythen und heiligen Gefängen, oder wenn der Drang 
nad) Berewigung die Erinnerung an eine große Perſönlichkeit, an ein großes Er- 
eignig im Denkmal feftzuftellen und feftzuhalten ſtrebt. So fnüpfen fi vie äl- 
teften Werfe ver Kunft an das religiöfe und ftaatliche Leben, mit viefem felbft 
fchreitet ihre Entwidlung voran und wirft fittigend und verevelnd wieder auf das— 
felbe zurüd. 

Wenn man im Staate nur eine Anftalt zum Schuß der Perfon und des Ei- 
genthums fieht und ihn darauf befhränft, daß er die Bedingungen gewährleifte, 
ohne welde eine freie Entwidlung des Individuums und eine menſchliche Gemein- 
famfeit nicht möglich wäre, fo würde man nit von ihm fordern fünnen, daß er 
den innigen Zufammenhang der Kunft und der Kultur in’s Auge faſſe; ſobald 
fi) aber fein Begriff dazu erweitert, daß in ihm die Gefellihaft auch eine Fülle 
von Gütern materieller Wohlfahrt und idealer Bildung erwirbt, die dem Ein- 
zelnen für fi allein verfagt wären, ſobald neben jenen negativen aud) dieſe pofitiven 
Zwede der politiihen Bereinigung zum Bewußtjein fommen, dann kann aud) bie 
Sorge für das Schöne, die Pflege ver Kunft nicht mehr blos dem gottbegnabeten 
Genius des Künftlers, nicht mehr blos der immerhin zufälligen Theilnahme funft- 
finniger Fürften und erleudhteter Staatsmänner überlaffen bleiben, fondern muß 
als eine öffentliche Angelegenheit, als eine Sache des Bolfes anerfannt werben, 
Das fühlten ſchon die Athener, als bei ver Vollendung des Parthenons Perifles 
gegenüber feinen Widerfahern, welche vie Koften des Baues zu groß fanden, bie 
hochſinnige Erklärung gab, er wolle fie felber tragen, aber aud feinen Namen 
auf den Tempel ſchreiben; die Bolfsverfammlung genehmigte die Ausgaben, das 
atheniſche Bolt, müfje als Erbauer des berrlihen Werkes genannt. werben. 
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Das Erfte nun, was von Seiten des Staates in einer planvollen Kunft- 
‚pflege gefhehen kann, ift, daß er eine gründliche und tüchtige Ausbildung ber 
Künftler möglih made. Die enge Verbindung, welche in früherer Zeit Kunft 
und Handwerk verknüpfte, ließ den Jünger bei einem Meifter in vie Lehre treten, 
fpäter als Gefellen bei der Ausführung umfaffender Werke ihm an bie Hand 
gehen. Auf diefe Weife überlieferte ver Meifter zugleich feine Auffaffungsweife und 
feine Technik. Der Jünger aber fonnte wandern, an verfchievenen Orten lernend 
und mitarbeitend in eine Werkſtatt treten und endlich felbft Meifter werben. Wir 
halten e8 für durchaus beilfam, daß das Handwerk der Boden der Kunft fei, daß 
im Steinhauer der Geift der Erfindung ſich vege, oder der Stubenmaler, ver 
Bafenmaler die großen vom fünftlerifhen Genius gefundenen Formen und Kompo— 
fitionen auf die Wand des Zimmers, auf das Geräth übertrage. Wir wünfchen, 
daß unfere Künftler der Induftrie, dem Fabrikbetrieb die zweckvoll ſchöne Form 
oder den Schmud der Gegenftände angeben und dadurch ſich wiederum vie Mittel 
erwerben, mit einzelnen freien künftleriihen Schöpfungen nicht dem Gefhmad ver 
Mode nachgehen zu müffen, nicht um’s tägliche Brod arbeiten zu müſſen, ſondern 
dem Genius in allen guten Stunden folgen zu fünnen. 

Indeß verlangt der Fortſchritt der Zeit, daß fi der hanbwerfsmäßigen Bil- 
dung des Künftlers die wiſſenſchaftliche gefelle. Denn nicht blos find die Haffifchen 
Dichtungen eines Bolfes ftets zugleih Grundbücher feiner Kultur, aud vie bil 
denden Künftler, die ven Beften ihrer Zeit genug thun wollen, müfjen auf ver 
Höhe des Lebens ftehen. Dazu wird durch die Wiffenfhaft Vieles theoretifch feft- 
geftellt und erklärt, was der Künftler bedarf oder auf dem Wege der Praris ge- 
funden; der Plaftifer braucht anatomische, ver Architekt mathematifche Kenntniffe, 
der Maler fol! mit den optiſchen Grundfägen vertraut fein. Das braucht der 
Einzelne nit vom Einzelnen zu lernen, dazu führt ein gemeinfamer, georbneter 
Lehrvortrag am beften für Biele zugleich. Und wenn auch jenes Verhältniß von Meifter 
und Lehrling etwas patriarchaliſch Inniges und Warmes hatte, fo ift doch nicht jeder 
große Künftler aud zum Lehrer gefhidt, und find eine Reihe von techniſchen 
Vertigfeiten von der Art, daß fie am zwedmäßigften in einer Schule gewonnen 
werben. Dann fordert eine Reihe von Meiftern zur Vergleihung auf und reizt 
dazu, von mehreren ihre Vorzüge zu lernen. So entftand die Kunſtakademie 
der Carracci um das Jahr 1600 in Bologna als Kunftbiltungsanftalt, nad 
dem Leonardo da Vinei bereits etwas Aehnliches in Mailand angebahnt 
hatte. Man unterrichtete in Anatomie und Perfpeftive, in Gefchihte und Mytho— 
(ogie, lehrte nad Kupferftihen, nad) Gypsabgüſſen und nad der Natur zeichnen ; 
die Schüler erhielten gemeinfame Aufgaben und follten fi) nad) den beften Mei— 
ftern in ber Art bilden, daß fie von jedem einen befondern Borzug fi durch 
Studium zu eigen machten. Nah dem Mufter diefer Bolognefer Privatanftalt 
warb um bie Mitte des 17. Jahrhunderts in Paris eine öffentliche vom Staat 
ansgeftattete und bejchiltte Akademie gegründet; fie erwarb für Frankreich eine 
Zeit lang den Primat der Kunft, und allmälig famen auch die übrigen Staaten 
dem daburd gegebenen Anftoß nad. So Preußen gegen Ende des 17. Jahrhun- 
dert, wo die bebeutenpften Künftler Berlins nad dem Willen des Kurfürften 
fi) um den großen Andreas Schlüter als Akademie Eonftituirten. 1704 warb 
eine Maler» und Bilvhauerfchule in Wien gegründet, fpäter die Architektur hin— 
zugefügt, enblih mit einer neben ihr aufgeblühten Zeichen und Kupferfteher- 
ſchule vereinigt. Joſeph II. feste die Akademie mit allen Zweigen ber Kunftge- 
werbe in Berührung, und nad der richtigen Einfiht, daß der Geift ven Künſtler 
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macht und er dem Stoffe nur das geiftige Leben mittheilen kann, weldes er felbft 
befigt, warb unter Kaifer Franz ein Lehrftuhl für Theorie und Gefchichte der Kunft 
hinzugefügt. Damals (1812) bie ernenerten Satzungen einführend, äußerte Met- 
ternich in einer Rebe: „Nichts ift weltbürgerlicher als die Wiffenfhaft und Kunft. 
Die reine Verwandtſchaft des Geiftes, erhaben über jede materielle Bedingung, 
erftredt ſich durch Jahrhunderte; ihre Bande unterbricht Feine Entfernung, ſchwächt 
und [d6t fein Ereigniß ber Zeit. Das Studium der Kunft, ver Sinn für alles 
Große und Schöne, der wahre Nationalreihthum, vom wahren Nationalruhm 
unzertrennlich, werben fih in gleihen Berhältniffen "erheben. Die Enkel werben 
erft vollftändig geniehen, was die Väter ihnen bereitet, das Vaterland wird ihnen 
barbieten, was wir jetzt noch unter fremden Himmelsftrichen fuchen. Derſelbe 
Boden, tem jene Männer angehörten, deren Namen durch bleibende Denkmäler 
verberrlicht zu werben verdienen, wird Denkmäler, wird Kunftwerfe von unfterb- 
licher Art ihrer würbig aus feinem Scooße hervorrufen. Aus den Ruinen Athens 
und Roms ertönen nad Iahrtaufenden noch die Stimmen der VBorwelt. Heute noch 
glüht in den Werken ihrer Künftler das hohe Gefühl, welches fie einſt belebte; 
lauter, beveutungsvoller ſpricht ein einzelnes dieſer Werke als alle falten, Leblofen 
Ruinen vergänglicher Größe.” 

Wie reht der Staatsmann hatte, in der Kunftpflege auch einen Hebel des 
Nationalreihthums zu erfennen, das hat das raſche Aufblühen von Bayerns 
Hauptftabt bewiefen. Hier warb 1808 eine Kunftafavemie gegründet, und in ber 
von Montgelas unterzeichneten Stiftungsurfunde fagt König Marimilian 1: „In: 
dem mir unfere Aufmerkſamkeit auf die zahlreichen und bedeutenden Kunftichäge 
unferes Reiches und auf bie ausgezeichneten, durch die Gefchichte |bewährten Kunft- 
anlagen ber unter unferm Scepter vereinigten Völker, ſowie bie blühenden Ta- 
lente einzelner einheimifcher Künftler richten, können wir nicht zugeben, daß bie 
erfteren ohne öffentlihen Gebrauch zur Fortpflanzung der Kunft als ein tobtes 
Kapital daliegen, und auf die Nachkommen übergehen ohne Spuren ihrer Wirkung 
in umferer Zeit zurüdzulaffen, noch auch den legteren die ihnen gebührende Er- 
werbung, Beihäftigung und VBergünftigung verfagen. Es ift vielmehr unfer Wille, 
daß vie wohlthätigen Einflüffe ver ſchönen Künfte fid) auf unfer gefammtes Volk 
in einem ausgebehnteren Maße als bisher verbreiten, und dieſes mächtige Bil 
Dungsmittel mit ben übrigen zufanmenwirfend die Neigung zum Schönen und 
Wohlgeftalteten vernehre und fo unmittelbar die Nationalgeſchicklichkeit erhöhe, 
mittelbar aber den Geift und die Sitten unferd Volkes veredle. Denn vie Liebe 
‚für Maß und Schidlichkeit, welche die Kunft einflößt, geht endlich auf das Leben 
über und ehrt auch in viefem das Zwedmäßige und Gebildete vorzugsmeife 
fuchen.“ 

Sehen wir fo das Princip der Kunftpflege durch den Staat amerfannt, fo 
bürfen wir die Kehrfeite nicht verbergen, und nicht verfchweigen, daß die Ala- 
demieen gar leicht auch der Kunft nachtheilig werten können. Hier jo wenig wie in 
der Bhilofophie ift das Befte lehr- und lernbar, fonvern die jelbitträftige originale 
Bethätigung einer gottverliehenen Gabe. Durch eine uniformiftifche Lehrweiſe wird 
gerade die Individualität beeinträchtigt, und es ift ein thörichtes Beginnen, bie 
Borzäge verſchiedenartiger Meifter zufammentragen zu wollen, die fi oft gar 
nicht vereinigen laſſen. Michel Angelo’8 Zeichnung, Correggio's Halbdunkel find der 
Ausprud perfönticyer Seelenftimmungen, die unter einander nicht zuſammengehen; vie 
bewegten Geſtalten, die geſchwellten Muskeln des erſtgenannten Meifterd werben durch 
bie. darzuſtellenden Gedanlen, durch vie Gemüthäbewegung bes Künſtlers hervorge- 
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rufen,fie auf Bildern ruhigen Behagens, oder ihre titaniſche Formengröße für Dar- 
ftellungen des Stilllebens anwenden zu wollen, ift ein Wiverfprud. Zudem leidet 
ver friſche Naturfinn, das Sehen mit eigenen Augen, wenn ber Jünger allzufehr 
auf das Kopiren früherer Werke hingewiefen wird. Für Kompofition, Kolorit, 
Zeichnung werben gar leicht übereinfömmliche Regeln aufgeftellt, die das geiftig 
Freie mechanifiren und dafür ein Prunfen mit Schwierigkeiten, die man über- 
winden kann, eine äußerliche Eleganz und flache Geledtheit, eine konventionelle 
Manier hervorrufen. Neuere Einrihtungen haben erfolgreich dieſe Nachtheile zu 
vermeiden und zugleich den Zeitbebirfniffen zu genügen geſucht. Man verbindet 
Kunftübung und wiffenfhaftlihe Vorträge. Man läßt ſchulmäßig lernen, was Iehr- 
bar ift, ein forreftes Zeichnen nad Vorlagen, nad der Antife und der Natur, 
fowie die Technik des Malers. Dann aber wendet man fi) wieder zu jener ur- 
ſprünglichen Bildungsweife, nady welder ver Jünger in bie Werfftatt eines Mei- 
fters trat. Der. angehende Künftler, auf die erwähnte Art vorgebilvet, wählt ſich 
nun aus mehreren Meiftern denjenigen, ber feiner Perfönlichkeit und Richtung 
am meiften zufagt, und verfucht fi nun in felbftändigen Werken, während ihm 
ver Lehrer bei der Auffaffung und Ausführung mit Rath und That zur Seite 
ſteht. 

Für die Akademie ſelbſt iſt es dabei von großer Wichtigkeit, daß ſie ſich 
auf alle drei bildenden Künſte zugleich erſtreckt, daß der wechſelſeitige Einfluß und 
der Zuſammenhang der Architektur, Skulptur und Malerei in ihr lebendig 
ſei; die Malerei kann ja im Aufbau ver Kompoſition eines architektoniſchen, in 
der Durdbildung der Geftalten eines plaſtiſchen Momentes nicht entbehren, und 
der Baumeifter hat den bildneriſchen Schmud feines Werkes von vornherein in 
Rechnung zu bringen, 

Der Staat könnte glauben, mit biefer Sorge für Bildungsanftalten ber 
Künftler feiner Aufgabe für die Kunft Genüge geleiftet zu haben. Es bleibt dann, 
wie im Mittelalter, die Kirche, die nunmehr die Künftler in ihre Dienfte nimmt, 
und wie von jeher die Erbauung und ver Schmud des Gotteshaufes ein Haupt: 
gebiet Fünftlerifcher Thätigkeit war und der Stil bier vielfach feinen Ausgangs- 
punft und feinen Halt gefunden bat, fo wird auch für die Zukunft das 
Öottesbewußtfein und religiöfe Gefühl der Gemeinde feine äfthetifche Geftaltung ſuchen 
und finden. Daneben geht wie in ven fpäteren Zeiten Griechenlands und Roms 
die Kunftfreude und die Sammlerluft begüterter Privatleute, und find gemäß dem 
Zuge der Zeit nad genoffenfhaftliher Verbindung aud die Kunftvereine hinzu- 
getreten. Durch Ausftellungen, durch Ankäufe von Kunftwerfen und deren Ver— 
loofung unter den Mitgliedern fuchen fie den Künftlern Arbeit und Förderung zu 
gewähren, den Sinn für das Schöne in immer weitere Kreife zu verpflanzen. 
Es ift auf diefe Art in Deutſchland viel gefchehen, aber auch mandjes Bedenken 
erwedt worden. So war die Düffeldorfer Schule großentheils auf die Kunftvereine 
hingewieſen, und das Streben nad Farbenreiz und malerifher Vollendung, die 
Richtung auf das Wohlgefällige, Anmuthige in Stoff nnd Form, die dadurch ge- 
fordert und begünftigt wurde, wollen wir nicht gering anſchlagen und als eine Er— 
gänzung der herben Strenge, der großartigen Zeihnung bei Cornelius und feiner 
Schule wohl beachten. Aber die Kunft fommt dadurch in Gefahr, zu der Menge 
berabzufteigen, der wechjelnden Mode zu dienen, dem Geihmad des Publikums 
zu huldigen ftatt ihm veformatorifch gegenüberzutreten; ftatt ihrer Würbe durch 
Erhebung und Bereblung des Gemüthes treu zu fein, fucht fie als ein verführeri- 
ſcher Luxus ſich einzufhmeicheln. Und vie Ausftellungen ſelbſt mit einer Fülle ver- 
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ſchiedenartiger Werke, guter und fchlechter, oberflächlich reizender und finnvoll 
Bertiefung forbernder, laffen den rechten Genuß ſchwer auftommen, weil ein Ein- 
druck den andern ftört, und üben auf die Laien häufig mehr eine verwirrende als 
eine läuternde und aufflärende Wirkung. Jedenfalls haben die Kunftvereine vie 
Pflicht, durch die Bereinsgefchenke, die fie in Form von Kupferftihen ihren Mit- 
gliedern geben, nur Tüchtiges und Ausgezeichnetes zu vervielfältigen; aber leider 
fehen wir auch hier zumeift moderne Genre- und Landſchaftsbildchen verbreitet, ftatt 
daß Meifterwerke alter und neuer Zeit durch gediegene Nahbildung dadurch in 
die Wohnungen der Gebildeten kämen und befreundete, feelenerhebende Hausge— 
nofjen würben, 

Man hat vom Staate die Anlegung zeitgenöfftiger Nationalgalerieen ge- 
fordert. Dadurch werben indeß noch Feine Künftler hervorgezaubert, deren Werke 
die Nachwelt für würdig erachtet, in alerieen aufbewahrt zu werben, weil fie fo- 
wohl durch äfthetifche Vollendung als durch die Art und Weife, wie fie das Le— 
ben und Bewußtfein ihrer Tage veranjhaulichen, einen bleibenden Werth haben. 
Solde Werke werden als innerer Drang des Meifters, fie werden um Gottes 
Willen gefhaffen, oder der Geift des Bolfs ruft fie hervor. So geſchah es zu 
allen guten Zeiten ächter Kunftblüthe; die Kirche, das Rathhaus, der Fürften- 
faal, das Zimmer des Privatmanns war der Ort, für defien Schmuck das Bild 
beftimmt war; man wollte feine verworrene Maſſe ungleidhartiger Dinge neben 
einander, wo der eine Eindrud ben anderen hemmt und aufhebt, man wollte am ein- 
zelnen Werk feinen reinen Genuß haben. Große Galerieen find dann erft in ver 
Folgezeit mehr im wiſſenſchaftlichen als im künftlerifchen Intereffe angelegt 
worden; fchöpferifche Geifter, poetifhe Naturen pflegen fie aud) mehr wie ein 
nothwendiges Uebel denn wie ein wünſchenswerthes Gut anzufehen. 

Dagegen möge ver Staat bei allen größern öffentlihen Anlagen, nament- 
lic) bei allen Bauten für Stantszwede, deren künſtleriſche Geftaltung, Durdbil: 
dung und Ausfhmüdung im Auge haben. Der Stänvefaal, die Gerichtshalle, das 
Rathhaus, das Arfenal, die Univerfität, Gebäude für öffentlihe Sammlungen ꝛc.; 
fie geben aber dem Fürſtenſchloß hinlängliche Gelegenheit, durch bildneriſche Dar- 
ftellung ven Geift, der bier waltet und walten foll, im Anfhluß an die vaterlän- 
diſche Gefhichte in der Berherrlihung großer Thaten zur erhebenven, begeiftern- 
den Anſchauung zu bringen. Das Gebäude, ein architeftonifhes Kunſtwerk, bietet 
am Portal, in Nifhe und Halle Gelegenheit zur Aufftellung von Statuen und 
Statuengruppen, und an den Innenwänden, ja felbft an der Außenfeite kann ver 
Maler die Pracht der Farbe leuchten laffen. Der Meifter, der im Anſchluß an 
ven Bauftil einen Eyflus von Bildern entworfen, wird dann jüngere Genoffen zur 
Ausführung heranziehen, fie werben bier ein Feld der Kraftentfaltung haben. Hier 
Können die Künftler an bebeutenden Stoffen in großräumigen Werfen ſich erpro- 
ben, und baburd wird wieder das Volk über das Gewöhnliche und Alltägliche 
erhoben und dur die Anfhauung des Erhabneren innerlich emporgetragen werben. 
Unfere Bildung fieht das Walten Gottes nicht mehr blos in der biblifhen Ge- 
fhihte, fondern in der ganzen Weltgefchichte, und die Kunft wird zugleich 
auf humane Weife religiös, wo fie in den Thaten und Leiden der Menfchen pas 
Walten der fittlihen Weltorbnung offenbart. Die Kunft wendet fih vom Gefühl 
aus an das. Gefühl; fie ift darum für die ideale Volksbildung fo wichtig, weil fie 
die Empfindung veredelt und auf das Große, Ewige hinleitet; deßhalb ift es fo 
wünſchenswerth, daß für das, was einem kleinern Kreife die freie Wiſſenſchaft bie- 
tet, größern Kreifen ein Erjag in der Kunft geboten werbe, und dies kann nur 
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in öffentlichen und monumentalen Werten gefhehen. Man bat die Darftellungen 
nach den Evangelien in der Kirche finnvoll eine Bibel der Armen und Ungelehr- 
ten genannt; aud die volfsthümliche Gefchichte follte auf ähnliche Weife dem Volt 
veranfhaulidt werden. Die Kunft wird Hleinli oder gefalljüchtig, ſobald fie auf 
das Privatleben beſchränkt bleibt; fie erreicht ihre Größe und Würde im Dieuft des 
öffentlichen Lebens. Die befte Sorge des Staats für die Kunft ift, wenn er durch 
fie dem öffentlichen Leben ein finnvoll wohlgefälliges Gepräge, feinen Ideen einen 
entjprechenden Ausdruck gibt. 

So müfjen wir aud das willtommen heißen, daß in Sachſen die Stände eines 
fonftitutionellen Staats ven Anfang gemacht haben, die Kunft als einer Staats: 
unterftügung würdig zu erkennen und für die Öerftellung monumentaler Werke 
eine Jahresfumme auszuſetzen; denn es ift darin das Princip ausgefprodhen, daß 
die monumentale Kunft zu ven Faktoren des ftaatlichen Gedeihens gehört, daß fie 
eine pflegenswerthe Blüthe des geiftigen Volkslebens tft, daß fie auf die Förde— 
rung bes Gemeinwohls auch in materieller Beziehung auf Handel und Gewerbe 
einen fegensreihen Einfluß übt. Nun meine man nur nicht Vorſchläge für monu- 
mentale Werke erfinnen zu follen; für folde muß eine reale Grundlage, ein Be- 
bürfniß vorhanden fein; Kunftwerfe nur um ber formalen Schönheit willen ohne 
Gehalt, ohne Zufammenhang mit den Forberungen der Zeit und des Lebens, nicht 
um des Volkes, fondern um der Künftler willen ausgeführt, wäre eine Abftraction, 
die an innerer Hohlheit bald zu Grunde gehen würde. Die öffentliche Kunft muß 
den großen Sweden des gemeinfamen Lebens gewidmet fein, dem beften Gehalt 
vesfelben die harmonische Form verleihen. Das Denkmal fett den Mann, die That, 
die Sache voraus, zu deren Andenken und Verherrlichung es errichtet wirb; wo 
man biefe erft fuchen oder durch Preife hervorloden müßte, da unterbleibt es befjer. 
Der Staat hat alfo die Aufgabe, feine Bauten im monumentalen Stil, im Schmud 
ver Kunft herzuftellen, außerdem aber unterftüge er die Behörben, Genofjenfchaften 
und Privaten des Baterlands, die fih von felbft, einem beftimmten Trieb, einer 
Haren Einficht folgend, mit Aufbietung eigner Kräfte zur Stiftung öffentliher 
Kunftwerfe entichloffen haben. Dann kann großartig ausgeführt werden, was jonft 
vielleicht dürftig bliebe, dann kann aud) der Heinere Geburtsort eines großen 
Mannes fein Standbild erhalten, wie, um in Sachſen zu bleiben, Kamenz feinen 
Leffing, Görlig feinen Böhme, und die Künftler werden ſich mit ihren Schöpfungen 
an den Strom des geiftigen Lebens, wie es in kirchlichen, politifchen, Literarifchen 
Kreifen pulfirt, freudig anfchließen. Es wird von einer Gemeinde eine Kirche ge- 
baut, man gebe ihr von Seiten des Staats den Schmud der Statnen und Re— 
lief8 für das Portal, Glasgemälde für die Fenſter oder Wandbilder je nad) ber 
Räumlichkeit. Man verfahre in gleicher Weife mit ven Rathhäufern, mit ven Ge— 
bäuden des ftäptifchen Berfehrs. Ja, warum follte man ven Privatmann nicht 
unterftügen, ver fein Haus mit Fünftlerifhem Sinn bauen läßt, und die. Facçade, 
durch die es ſich öffentlich den Beihauern fund gibt, gern durch charakteriſtiſches 
Bildwerk verzieren möchte? Geht man auf folhem Wege voran, dann wird bie 
Wirklichkeit felbft mehr VBorfchläge und Wünſche bringen als man fofort befriebt- 
gen fann, man wird nidht nöthig Haben zu abftraften Kunſtwerken feine Zuflucht 
zu nehmen, das Leben felbft wird feine Förderung und Weihe von der Kunft em- 
pfangen. 

Und das follte endlich immer und ganz befonders bei größern Bolfsfeften 
gefchehen. Ich führe darüber zum Schluß eine Stelle aus meiner Aeſthetik an: 
„In Beten, Wettlämpfen und Spielen gewinnt das ganze Volk einen freubigen 
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Selbftgenuß. Ste erhalten eine iveale Weihe, wenn fie an große Thaten, großer 
Männer Ehrentage anknüpfen, und bamit in Erinnerung, —— und Gelöb⸗ 
niß eine edle Begeiſterung Alle durchdringt. Aber auch da, wo es ſich um die 
Schauſtellung materieller Arbeit handelt, wo die Erzeugniſſe ver Gewerke, des 
Aderbaues, der Viehzucht um den Preis ringen, follte man die Flamme des Pa- 
triotismus nähren, ſollte man nicht blos in Gefang und Tanz der Freude einen 
unmittelbaren Ausprud geben, fondern Muſik, Poefte, bildende Kunft heranziehen, 
um das Leben, dem fie entfpringen, zu verherrlihen. Erprobt ſich an jenen Ehren- 
tagen die geſunde Vollkskraft, die geiftige wie die förperliche, in Gymnaſtik und in 
Schießübungen, im Wettrennen zu Roß, Wagen oder Kahn, und tritt die Auf- 
führung mufitalifher und dramatifcher Meiſterwerke, die dichterifche und redneriſche 
Veier des Tages und die Bertheilung der Preife für geiftige Leiftungen hinzu, fo 
Können aud wir Bolksfefte gewinnen, die das allgemein Menſchliche allfeitig in 
feiner Schöne entfalten und ein gemeinfames Band um Alles ſchlingen. Man zer: 
fplittere und vereinzele nicht, man ſammle zu einem großen Ganzen, in weldem 
die geiftige wie die körperliche Tüchtigkeit, die ideelle wie die materielle Produktion 
ihren Preis empfängt, und ein Ineinanderwirken von beiden wird fid) daraus von 
felbft ergeben, der Arbeiter wird am Denfen, ver Denker am Arbeiten der Hände 
Antheil nehmen, und das ganze Bolt wirb die gefunde Seele in dem gefunden 
Leibe zeigen, welche die Bedingung der Schönheit iſt.“ Moriz Earriere. 


Kurfürftentbiümer. 


Berfolgen wir die Angaben ver Quellen über die Weife, wie ſich die Thron- 
folge im deutſchen Reiche regelte, jo finden wir bis in das breizehnte Jahrhundert 
zwei Anfchauungen ineinandergreifen, welche wir nad) den uns nädhftliegenden Be: 
griffen gewohnt find ſcharf auseinanderzuhalten, die des Erbrechtes und bie ber 
Wahl. Für keinen größern Abſchnitt unferer frühern Gefchichte dürfte e8 ſchwer wer— 
ven, Belege für die Anfhauung der Erblihfeit der Krone umd wieder für bie 
Ueberwachung derſelben durch Wahl beizubringen; es findet fi mehr als eine 
Stelle, worin in einem Athemzuge davon gerebet ift, wie ber Sohn nad 
Erbrecht zum Nachfolger gewählt fei. 

Der anfheinende Widerſpruch mildert fid) allervings, wenn wir beachten, 
wie der Ausdruck „eligere* der Quellen keineswegs den Begriff der freien Wahl 
nothwendig bebingt, wie er auch da gebraudt wird, wo nur no von einer nicht 
zu umgebenden Anerkennung bie Rebe ift; jo wenn ber beutjche König nadıträg- 
lih von einzelnen Großen gewählt wird, welche auf den allgemeinern Berfamm- 
lungen fehlten; wenn er von italienifhen Großen nadhträglid zum Könige von 
Italien gewählt wird, obwohl ihnen nie das Recht zugeftanden worben wäre, eimen 
andern zu wählen; wenn von einer Wahl der Königin die Rebe ift, oder davon, 
daß ein dem Bater folgender und vom Könige bereits belehnter Reihsfürft dann 
auch no von ven Großen feines Landes gewählt wird. 

Es dürfte ver Anfhanung jener Zeiten vielleicht am nächften kommen, wenn 
wir, wie alle wichtigern Reichsangelegenheiten in ven Formen des Gerichts erle- 
digt zu werben pflegten, aud) bie Königswahl als ein vor dem Reiche gefunde- 
nes Urtheil betrachten, daß Diefem oder Ienem die Krone zulomme. Wo mehr das 
lebendige Nechtsbewußtfein, als eine feftftehende Norm den Ausſchlag gab, konnte 
man je nad der Lage des einzelnen Falles dieſem ober jenem Geſichtspunkte bei 
Prüfung der Anfprüde auf die Krone größern oder geringern Einfluß verftatten; 
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wenn ſchon 1077 bei der Wahl Rudolf von Schwaben, wo bie Erbfolge eines 
zuerft Unmünbigen, dann, mindeftens nad Auffaffung der Wähler, Unwürbigen 
das Reich in Verwirrung gebracht hatte, fogar das Recht des Sohnes auf bie 
Krone ausdrücklich in Abrede geftellt wurde, jo kann das fo wenig befremben, als 
wenn noch 1237 die Wähler des Kaiferfohnes Konrad fid) auf den Brauch der 
Borfahren berufen, die Kinder nicht um vie Früchte der Mühen ihrer Väter zu 
bringen. Fragen wir, wie weit das Erbrecht überhaupt einen Anfprudy auf die 
Nachfolge begründete, fo dürften für bie uns zunächft befchäftigenden Jahrhunderte, 
wo lehnrechtliche Anfhauungen die ganze Reichsverfaffung durchdrangen, die für bie 
Erbfolge in Lehen überhaupt geltenden Grundfäge auch hier als maßgebend zu be- 
traten fein, zumal die Geſchichte der Königswahlen dem nicht zu wiberfprechen 
ſcheint. Nach deutſchem Reichslehnrecht, nach welchem insbefondere die Fürftenthümer 
vererbten, hatte einen nicht zu umgeheuden Anfpruh auf das Lehen nur ber 
Sohn; aber dieſer Anſpruch bedurfte gleihmwohl einer Anerkennung durch die Be- 
lehnung, welche der König auf einen Spruch des Fürftengerichts ertheilte. Ebenfo 
Iheint das Herfommen verlangt zu haben, daß man dem Königsfohne die Nachfolge 
nicht verweigern bürfe, wenn aud) fein Anſpruch vurd Wahl der Fürflen anerkannt 
werden mußte, Und mie der Fürft für feinen Sohn ſchon bei eigenen Lebzeiten 
um die Belehnung anhalten konnte, fo der König um die Wahl zum Nachfolger. 
Für Töchter und Schwiegerföhne, für Brüder und andere Geitenverwandten be- 
ftand ein Anfprud auf Belehnung nicht; der König konnte fie verweigern; doch 
pflegte er ihnen viefelbe aus Billigkeitsrüdfichten gegen eine Abfindung in ven 
meiften Fällen zu ertheilen. Ebenfo dürften die Fürſten beim Mangel eines Sohnes 
durd) das Herfommen nicht gehalten gewefen fein, einen Erbanſpruch als maßge- 
bend für ihre Wahl anzuerkennen; die Staufer als landrechtliche Erben der Salier, 
die Welfen als Erben Lothars konnten allerdings Billigkeitsrüdfichten für ihre An- 
ſprüche geltend machen, welche man aber auch unberüdfichtigt Iaffen konnte, wenn 
die Nachfolge eines Andern den Interefien des Reiches mehr zu entfprechen ſchien; 
und in ſolchem alle konnte weiter die Wahl an Beringungen gefnüpft werben, 
von welden wir bei ven Wahlen von Königsföhnen niemals hören. So konnte 
die Wahl oft bloße Form, oft aber auch ein ſehr wichtiges Necht fein. 

Diefes Recht wird in den Quellen allen deutſchen Reihsfürften zugeſprochen. 
Fragen wir, wer dieſe Reihsfürften waren, fo haben wir zwei Perioden zu 
unterſcheiden. Bis über die Mitte des zwölften Jahrhunderts hinaus werben zu 
ihnen gezählt alle Biſchöfe und Aebte, welche die Temporalien vom Reiche erhiel- 
ten, dann Alle, welche ein Reihsamt hatten, der Reichsfanzler, die Herzoge, Mark— 
grafen, Pfalzgrafen, Landgrafen und Grafen, und zwar ohne Rüdficht darauf, ob 
fie diefes vom Könige, oder erft in britter Hand hatten, während die eveln oder 
freien Herren nicht zu ihnen gerechnet werden. Theilnahme Aller, aud ver Grafen, 
an den Wahlen wird dann auch mehrfach ausprüdlic erwähnt. Diefe Abgrenzung 
bes erften Standes nad) dem Amtstitel fonnte der auf den Farolingifchen Grund— 
lagen beruhenden urſprünglichen Reichsverfaſſung vollfommen entſprechen; nicht 
mehr den Berhältniffen des zwölften Jahrhunderts, als eine Menge Evelherren, 
welche oft nur mit Bruchftüden alter Graffhaften in dritter Hand belehnt waren, 
den Örafentitel annahmen. So brach fid) allmälig der Begriff eines enger abge- 
grenzten weltlihen Fürſtenſtandes Bahn, deſſen völliges Durchdringen wir, fo weit 
bier von einer genauern Zeitbeftimmung die Rede fein fann, an die Ereigniffe des 
Jahres 1180 anzufnüpfen haben. Seinen Ausgang nahm er unzweifelhaft von 
Sachſen, wo wir fhon früh den Gebraud finden, nur die unmittelbar vom Reiche, 
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mit der Graffchaft oder einem höhern Reichsamte, was hier mit dem Begriffe bes 
Fahnlehens zufammenfiel, Belehnten als Fürften zu bezeichnen; das waren nad 
dem Ausfterben einer Reihe reichsgräflicher Gefchlechter und abgefehen von ven 
einer andern Entwidlung folgenden Grafen von Arnsberg und Ravensberg nur 
noch der Herzog von Sachſen, der Pfalzgraf von Sachſen, der Landgraf von Thü- 
ringen, die Markgrafen von Brandenburg, Laufig, Meiffen und der Graf von 
Anhalt. In andern Reichsländern bot das Herzogthum den Ausgangspunft; Fürft 
war nur Derjenige, welcher mit einem Herzogthbum oder doch mit Graffchaften, 
weldhe von jeder fremden Herzogsgewalt befreit waren, vom Könige belehnt und 
zugleich als Herzog anerfannt war. Das waren im Lande Bayern die Herzoge von 
Bayern, Kärnthen, Defterreih, Steier, Meran; im Lande Schwaben die Herzoge 
von Schwaben und Zähringen; im Lande Lothringen die Herzoge von Brabant 
und Lothringen. In Franken war, von ven für diefe Zeit beveutungslofen ftaufi« 
fhen Herzogen von Oftfranfen abgefehen, der Rheinpfalzgraf der einzige weltliche 
Reichsfürft; von den flavifhen Großen befand fih nur der Herzog, dann König 
von Böhmen in gleiher Stellung. Sy nahm nur nody eine verhältnißmäßig ge 
ringe Zahl weltliher Großen an den Vorrechten der Neichsfürften, insbeſondere 
aud an ver Königswahl, Theil; verfchievene Umftände, insbefondere die Vereinigung 
mehrerer Fürftenthümer in einer Hand bewirkten, daß es oft nur zwölf ftimmbe- 
rechtigte weltliche Fürften gab. Den thatfählihen Machtverhältniffen war dadurch 
im Allgemeinen genügend Rechnung getragen, zumal feit die fürftenmäßige Stellung 
des Haufes Braunfhweig durch deſſen Erhebung im Jahr 1235 auch formell an- 
erfannt wurde. ' 

Ein Mißverhältniß ftellte fih aber vadurdh heraus, daß nach wie vor jeber 
Biſchof und Abt, welcher vie Regalien vom Reiche erhielt, Reichsfürſt war; e8 gab 
aber über 40 Reichsbiſchöfe, und nicht viel weniger Reichsäbte und Neihsäbtiffinnen; 
übten num auch die Lestern faft niemals, von den Aebten nur die mächtigften 
ihre reichsfürftlihen Rechte, und jcheint die Neichsverfaffung Entfcheidungen nad) 
ver Mehrzahl immer möglichſt gemieden zu haben, fo mußte jenes Zahlenverhält- 
niß doch überaus ungünftig auf die Weiterentwidlung der Verfafjung auf Grund: 
lage des Neichsfürftenftandes einwirken; insbefondere finden wir bei den Wahlen, 
wo die Wähler uns genauer befannt find, durchweg ein-großes Uebergewicht der 
Bifhöfe, ein Umftand, welder auf die Einſchränkung des Wahlrehts nicht ohne 
Einfluß geblieben fein dürfte. 

Wichtiger war dafür noch ein Anderes, Wie die Reichsverſammlungen über- 
haupt, fo wurden auch die Wahlverfammlungen im breizehnten Jahrhundert oft 
nur von wenigen Fürften beſucht. Das mochte wenig ins Gewicht fallen, wenn, 
wie bei den Wahlen der Söhne König Friedrichs IT., ein Widerſpruch gegen die 
Wahl des Erbberedhtigten überhaupt nicht zu erwarten war. Anders bei ftreitigen 
Wahlen oder den nur von einer einzelnen Partei ausgehenden Erhebungen von 
Gegenkönigen. Da mußte die Frage fid) nothwendig aufwerfen, welche und wie 
viele Fürften find nöthig, damit der von ihnen gewählte König für rechtmäßig zu 
halten fei? \ 

Bon dieſem Gefihtspunfte aus lag es nahe, denjenigen Fürften größeres 
Gewicht beizulegen, weldhe nad) vem Herkommen zuerft zu ſtimmen hatten, bie 
erften an der Kur waren, den Kurfürften in engerer Bedeutung. Ihr größeres 
Gewicht wird zuerft 1198 für die Wahl Dtto’8 geltend gemadıt. Um 1230 nennt 
der Sachſenſpiegel ſechs erfte Wähler, wahrt aber nody ausdrücklich das Recht aller 
Fürſten; jene follen nur nad vorhergegangener allgemeiner Ginigung zuerft ſtim— 
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men, nad ihnen dann die andern Fürften. Dem entſprechen unfere Nachrichten fiber 
die Wahl König Konrads im Jahr 1237; alle anweſenden eilf Fürften erfcheinen 
als Wähler, aber die Stimmen ver erften Wähler werben beſonders betont. 
Während der Regierung König Wilhelms wird ſchon fehr beftimmt geltend gemacht, 
daß zur Rechtmäßigkeit ver Wahl Zuftimmung mindeftens aller erften Wähler 
nöthig fei; feine nachträgliche Anerkennung durch Sachen, Brandenburg und Böh- 
men im Jahı 1252 fcheint befonders entfcheidend gewirkt zu haben, denn bei ven 
Berhandlungen über vie Wahl König Richards im Jahr 1257 ging man ganz 
unverkennbar von vornherein von der Anſchauung aus, daß nur die Stimmen ber 
fieben, bei der folgenden Doppelwahl auftretenden Fürften die entfcheidenden feien. 
Das Wahlrecht der andern Fürften ift auf eine ganz beveutungslofe Zuftimmung 
bherabgebrüdt; bei der Wahl König Rudolfs 1273 ift felbft davon nicht mehr vie 
Rede, und 1308 wird nicht einmal ihre Anmefenheit bei der Wahl gebulbet. 

Ueber die Zahl der erftien Wähler mögen früher verfchiedene Anfichten ge- 
herrſcht haben, infofern vie ſächſiſchen Rechtsbücher überall nur eine Sechszahl 
fennen; mindeftens feit 1256 ift die Giebenzahl unbeftritten, vielleiht zufammen- 
hängend mit der häufig vorkommenden Siebenzahl der Urtheilsfinder. Die bei der 
Schszahl Genannten, die Erzbifhöfe von Mainz, Köln, Trier, der Rheinpfalz- 
graf, der Herzog von Sachſen, der Markgraf von Brandenburg erfcheinen immer 
unbeftritten als erfte Wähler; ftrertig ift zur Zeit König Rudolfs die ſiebente 
Stimme zwifhen Böhmen und Bayern; 1290 wurde endgültig zu Gunften Böh- 
mens entjchieben. 

Dürfte das Anfnüpfen des ausschließlichen Wahlrechts der Kurffirften an bie 
Stimmorbnung wenig Bedenken unterliegen, fo ift die Frage, weßhalb gerade biefe 
Fürften die erften Stimmen führten, nicht als endgültig gelöst zu betrachten. Für 
die drei Erzbiſchöfe erflärt fi) das leicht aus ihren Yunktionen bei Wahl und 
Krönung, dem Alter ihrer Kirchen, dem Borzuge Franfens; ihre Erzfanzlerämter 
find nit damit in Verbindung zu fegen; war Mainz fon früher Erzkanzler für 
Deutfhland, Köln für Italien, fo erfcheint Trier erft nad) völliger Ausbildung 
des Kurrehts als Erzkanzler in Arelat oder Gallien. Die weltlihen Kurfürften 
würben nad einer Anficht urfprünglich als Vertreter der vier Hauptländer zu be- 
trachten fein, und es läßt fi dafür anführen, daß felbft bei gemeinfamen Wahlen 
ber Unterſchied der Ränder ſich beachtet zeigt, eine gemeinfame Wahl auch über- 
haupt nicht nothwendiges Erforderniß der Rechtmäßigkeit des Königs war, wohl 
aber nachträgliche Anerkennung von Seiten der bei der erften Wahl nicht vertre- 
tenen Länder durch eine befondere Wahlhandlung oder Befigergreifung des Königs 
in der Landeshauptſtadt. Eine andere Anficht legt in Uebereinftimmung mit ven 
Duellen des 13. Jahrhunderts das Hauptgewicht auf die Erzämter; Pfalz war 
Truchſeß, Sachſen Marfhall, Brandenburg Kämmerer, Böhmen Schenk. Beide 
Anſichten laffen ſich für die ältere Zeit dahin vereinigen, daß der mächtigfte welt- 
liche Fürft jedes Landes zugleih ein Hofamt befleivete. Seit waın und weßhalb 
der Vorzug der erften Stimme gerade auf jene Fürften überging, dürfte nad) den 
uns vorliegenden überaus dürftigen Anhaltspunften ſich ſchwer endgültig entjchei- 
den laſſen. 

Das Wahlrecht war übrigens nicht das einzige Recht, welches von der Ge- 
fammtheit der Fürften auf die Kurfürften überging. Eines der wichtigſten Vor- 
rechte der Reichsfürſten war, daß der König bei Neichsangelegenheiten von Be: _ 
deutung, insbefondere wohl bei allen Verfügungen über das Reichsgut, an ihre 
Einwilligung gebunden war. So lange die Reichshoftage von den Fürſten zahlreich 


Aurfürftenthümer. 175 


befncht waren, Konnte die Zuftimmung der Anmwefenden genügen; nicht mehr bei 
ven ſchwach befuchten Hoftagen im 13. Jahrhundert. Es mußte fih nun bie 
Frage aufwerfen, die Zuftimmung welder Fürften ift mindeftens nöthig; und es 
ift ſehr erflärlih, wenn dieſe Frage zu Gunſten berjenigen beantwortet wurbe, 
beren Vorrecht bei der Wahl ſich inzwijchen beftimmter ausgebilvet hatte. Erſcheint 
noch in der erften Hälfte des Jahrhunderts auch bei der in ver beftimmteren Form 
der Mitbefiegelung oder ver Willebriefe eriheilten Zuftimmung feinerlei Spur eines 
Vorrechtes der Kurfürſten, zeigen ſich felbft während des Interregnums für eine 
befondere Berüdfichtigung derſelben nur wenige Anhaltspunfte, jo fteht es unter 
König Rudolf feft, daß für wichtige Neichsgefchäfte die Willebriefe ver Kur- 
fürften -einerjeits nöthig, andererſeits aber auch genügend feien. 

Berlor fo der Fürftenftand feihe wichtigften Rechte, jo kann es ſehr auffallen, 
daß die Übrigen Fürften das nicht zu hindern fuchten. Aber einmal handelte es ſich 
um eine jehr allmählige Entwidlung, welde von den Betroffenen in ihren An- 
fängen kaum beachtet werben mochte. Dann wurde fie, insbeſondere beziglich der 
weltlichen Fürſten, durch mehrere Umſtände begünftigt. Das Ausfterben der Für- 
ftenhäufer von Zähringen, Meran, Thüringen, Defterreih, Schwaben, Kärnthen 
verminderte die Zahl der fürftlihen Geſchlechter. Faflen wir die Zeit ver Wahl 
Rudolfs ins Auge, fo waren ganz unbetheiligt nur die Herzoge von Brabant und 
Lothringen, welche auch fonft bei Reichsangelegenheiten gegen ihre Metropoliten 
von Köln und Trier zurüdftehen; weiter die Herzöge von Braunfchweig, die jüng- 
ften, die Grafen von Anhalt, die unbebeutenpften Mitgliever des Fürftenftandes; 
endlich aber das mächtige, über die vier Fürſtenthümer Meiffen, Laufig, Thürin- 
gen und Pfalzfachfen gebietende meißnifhe Haus, von welchem allerdings wohl 
zunächſt ein Witerftand zu erwarten gewefen fein möchte, hätte es ſich nicht in 
jener Zeit von den Reichsverhältniffen faft ganz fern gehalten, 

Brachte die Ausbildung der Furfürftlichen Vorrechte etwas feftere Formen im 
die Reichsverfafiung, fo hat fie in ihren Folgen dod unzweifelhaft jehr nachtheilig 
auf die Weiterentwidlung derfelben eingewirkt. Es liegt auf der Hand, daß, je 
kleiner die Zahl ver Bevorredhteten war, um fo leichter auch die Gelegenheit 
wurde, die Vorrechte für Sonberintereffen auszubeuten; lag der Schwerpunft der 
Reichsgewalt jegt in den Sieben, fo mußten unter der Dligarchie ebenfo fehr vie 
Interefien der einheitlihen Königsgewalt als die der Maffe ver Reichsftände 
leiden. Der Kernpunft des Uebeld lag unzweifelhaft darin, daß fi die Wähler 
bezüglich der PBerfon des zu Wählenden nicht mehr an das alte Herlommen ge— 
bunden bielten, fondern nad Willfür wählten. Für dieſe Entwidlung ſcheint ſehr 
bebeutfam, daß König Friebrih I. mit Umgehung feines Neffen, des Sohnes 
König Konrads, gewählt und dadurch, wie es fcheint nicht ohne Widerſpruch, das 
alte Herfommen verlegt wurbe; wurde num fogar von Seiten oder im Intereſſe 
des Königs die Freiheit der Wahl befonvers betont, fo konnte das nicht ohne 
Nachwirkung bleiben. Stärker dürfte in biefer Richtung noch der mißlungene Ver— 
ſuch König Heinrihs VI., die Wahl ganz zu befeitigen und vie erblihe Nachfolge 
reichsgeſetzlich feftzuftellen, gewirkt haben; er fand feine Antwort in der Willfür- 
wahl des Welfen Dtto. Mit ven Wahlen Friedrichs IT. und feiner, Söhne ſchien 
dann das alte Herfommen wieder genügend feften Boden gefaßt zu haben; bei 
einer vorwiegend von Rückſichten auf Deutſchland beftimmten Politif König Fried- 
richs dürfte die Geftaltung vefjelben zu einem ftaufifchen Erbreiche kaum großen 
Hinderniſſen begegnet fein. Ließ er fi) durch andere Rüdfichten leiten, jo war für 
Deutſchland die nächſte traurige Folge, daß die Hoffnung auf Befeftigung des 
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Erbfolgerehts einer Dynaftie abermals fhwand, daß nun mehrere Könige erhoben 
wurden, welche von vornherein nur die Bedeutung von Parteihäuptern hatten, 
und bei denen von Gründung einer Dynaſtie nicht wohl die Rede fein konnte, 
In Rudolf von Habsburg erftand nun nicht allein wieder ein einmüthiger König, 
es waren aud nad) dem Erwerbe von Defterreih und Steier alle Bedingungen 
für Befeftigung der Gewalt bei einem Königshaufe vorhanden. Ob diefe noch 
gelingen konnte, mußte unter den damaligen Verhältniffen der entfcheidende Punkt 
für die Weiterentwidlung der deutſchen Berhältniffe fein; und zwar um fo mehr, 
als die Fürften ihrerfeitd die Schranken, welche das Lehnrecht der Vererbung 309, 
nur nah unten bin zur Einziehung der Graffchaften geltend machten, das Fürften- 
thum felbft aber nicht blos ven Sohne, fondern, insbefondere durch Gefanmtbe- 
lehnung, der Familie überhaupt zu fihern, e8 unbedingt erblich zu machen mußten ; 
erhob fich über ven Erbfürften nicht wieder ein Königthum, weldes ſich derſelben 
Stüte erfreute, fo war an genügende Einheit und Kraft der Reichsregierung, wie 
fie den allgemeinen Interefje des Ganzen und dem befondern der untern Reichs— 
ftände entſprach, nicht mehr zn denken. Das möchte gelungen fein, hätte ſich nicht 
das ausſchließliche Vorrecht der Kurfürften ausgebildet; felbft mächtig genug, 
glaubten fie eines Fräftigen Königthums für die eigenen Intereffen entrathen zu 
fünnen; andererſeits wäre bei einer Wieverbefeftigung der Erbanfprücde ihnen bie 
Gelegenheit entgangen, ihre Stimmen, in welden fie nur nod das nußbare Recht 
beacdhteten, bei jeder Thronerledigung gegen ungeheure Summen und andere Bor: 
theile auf Koften des Ganzen zu verwerthen. So wurde denn von ihnen ſchon 
den Verſuchen König Rudolfs und Albrehts gegenüber, die Wahl einem Sohne 
zu fichern, geltend gemacht, die Wahl eines Königsjohnes fei gegen das Herfommen 
des Reichs. Wohl gebrad) es auch damals nod) einem einzelnen Fräftigen Könige nicht 
an ver Macht, der Fürften Herr zu werten, wie die Nieverwerfung der rheinifchen 
Kurfürften durch König Albrecht zeigt; wohl lag ed noch in der Hand des Königs, 
fih für die Wahlkoften mwenigftens durch Gewinnung von Bortheilen für fein 
Haus zu entſchädigen; aber die Erfolge des einzelnen Königs kamen nicht mehr 
dem Königthume zu Gute; was half es ihm, den Wiederaufbau der Reichsgewalt 
zu fördern, wenn jede Neuwahl ven kaum halbuollendeten wieder niederriß? Kann 
es etwas Bezeichnenderes für die Troftlofigkeit viefes Verhältnifjes geben, als 
wenn Heinrich von Luxemburg fi) vor der Wahl verpflichten muß, ven Kurfürften 
nicht blos die vom Vorgänger beftrittenen Rechte preiszugeben, ſondern ihnen fo- 
gar den Schaden zu erjegen, melden fie in Folge ihrer Auflehnung gegen das 
Reich durd jenen erlitten? Das fortgefegte Streben der Habsburger nad) Befe- 
ftigung der Krone in ihrem Haufe fonnte Erfolg haben, folange es fi nur um 
die Willfürwahl der Kurfürften einerfeits, die Anfprüche eines einzigen Haufes 
anbererfeits handelte; ein folder Erfolg war kaum mehr venfbar, als im Iurem- 
burgifchen ein zweites Haus mit entfprechenven Anſprüchen und entſprechender Macht 
erftand; mit dem Streite bei Mühldorf kann man die Periode als geſchloſſen be- 
traten, in welcher die Uebermacht des Kurfürftenthums, wie fie fih langſam 
entwidelt, noch durch die Verfuche, das Königthum durch Befeitigung der Will- 
fürwahlen wieder zu ftärken, in Frage geftellt ſchien. Trugen nun die Ereignifje 
ber Regierung Ludwigs von Bayern nur dazu bei, den Einfluß des Kurfürften- 
thums, die Abhängigfeit des Königthums von demſelben noch zu fteigern, fo ift 
es begreiflih, wenn ein fähiger und mächtiger, aber vorfidhtiger und der Verfol— 
gung nächftliegender Intereffen zugewandter Herrfcher, wie König Karl IV., ven 
Verſuch, der Furfürftlichen Macht wieder engere Schranken zu ziehen, nicht wagte, 
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fonbern es für angemeffener. hielt, ihre Stellung in der Reichsverfaſſung mit An- 
erfennung aller Rechte, welche das Herfommen ihnen zuſprach, und mit Befeitigung 
der bisher zweifelhaften Punkte reichsgefeglih zu orbnen, wobei zugleich die eige— 
nen Intereſſen, wenn nicht als deutfcher König, doc als Kurfürft von Böhmen, 
vielfahe Berüdfichtigung finden konnten. Es gefhah das in einem der wichtigften 
Reihsgrundgefege, der auf den Reichstagen zu Nürnberg und Meg 1356 10, Ian, 
und 25. Dec. publicirten fogenannten goldenen Bulle. Ihre wichtigften, unfern 
Gegenftand betreffenden Beftimmungen find folgenve: 

1. Die Siebenzahl der Kurfürften wird feitgehalten. Stand dieſelbe ſchon lange feft, 
und war feit 1290 aud ter Streit zwilchen Böhmen und Bayern entfchieven, fo 
hatten doch die feit vem Interregnum üblich gewordenen Theilungen ver Fürften- 
thümer mande Ungemißheit über das Recht zur Führung der Kurftimmen zur 
Volge; es entftanden oft Streitigkeiten unter den verſchiedenen Linien; auch bie 
Auskunft, alle Mitglieder .ves Haufes ftimmen zu laffen, ihre Stimmen aber nur 
für eine zu zählen, mußte wenigftens dann, wenn fie nicht einig waren, zu großen 
Mifftänden führen. Diefer ſchwankende Zuftand wurde nun geendet, indem ein- 
zelnen Linien die Stimme endgültig zugefprochen und zugleich einer Wiederkehr da- 
durch vorgebeugt wurde, daß die goldene Bulle Untheilbarfeit und Unveräußer- 
lihfeit der Kurlande und Bererbung derjelben nad dem Nechte der Erftgeburt 
feftftellte. Die Entſcheidung für die einzelnen Linien gefhah dem augenblidlichen 
Intereffe des Kaifers gemäß, zum Theil gegen die begründetften Anfprüde. Die 
pfälziihe Stimme, weldhe nad den wittelsbahifhen Hausverträgen abwechſelnd 
von der pfälzifhen und bayerifchen Linie geführt werben follte, wurde der erftern 
ausſchließlich zugeſprochen. Gleicher Bevorzugung erfreute fi wegen ihrer Anhäng- 
lichleit-an den Kaifer die Linie Sahfen-Wittenberg, obwohl die Refte des Herzog. 
thums Sachſen, welchem das Haus die Kur verbankte, bei Sachen - Lauenburg 
waren. Die brandenburgifche Kurftimme wurde dem, allerdings im Befige des 
Landes befindlihen Ludwig dem Römer zugefprochen, obwohl ber Ältere Bruder 
Ludwig von Bayern ſich diefelbe vertragsmäßig für feine Lebenszeit vorbehalten 
hatte, 

2. Ueber die Rangorbnung der Kurfürſten enthält die goldene Bulle eine 
Reihe von Beftimmungen, aus welchen hervorzuheben ift, daß Böhmen jett die erſte 
Laienftimme erhielt, welhe bis dahin Pfalz zugeftanven hatte. 

3. Der Erzbifhof von Mainz hat binnen Mondtsfrift nad) erhaltener Nach— 
riht vom Tode des Königs den Wahltermin binnen dreier Monate anzuberau- 
men ; verfäumt er das, fo können fich die Fürften aud) ohne Berufung zur Wahl 
verfammeln. Haben fie binnen dreißig Tagen die Wahl nit vollzogen, jo wird 
ihnen nur noch Brod und Wafler gereicht. 

4. Wahlort ift Frankfurt, nad einem Herkommen, weldes ſich durch bie 
erften Wahlen des 13. Jahrhunderts gebildet zu haben ſcheint; bis dahin galt nur 
der Grundfag, daß die Wahl auf fränfifher Erbe gefchehen müſſe. Krönungsftabt 
blieb nad altem Herlommen Wachen; doch wurde feit dem 16. Jahrhundert aud) 
die Krönung am Wahlorte vorgenommen. 

5. Die Wahl felbft gefchieht in ver Weife, daß der Erzbifhof von Mainz 
die Einzelnen um ihre Stimme fragt, dann zulegt die eigene Stimme abgibt. 
Wichtig ift die ansprüdliche Beftimmung, daß Einmüthigfeit der Wahl nicht erfor- 
berlich fei, daß eine Wahl durch die Mehrzahl der einftimmigen durchaus gleidy- 
ftehe. Das alte Herkommen hielt unzweifelhaft nur die einmüthige Wahl für all- 
gemein verbinvlih, unterwarf die Minderheit nicht vem Willen der Mehrheit; 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats⸗-Wörterbuch. VI. 12 
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war bei befteittener Wahl eine gütlihe Einigung nicht zu erzielen, fo blieb fchließ- 
ih nur der Weg des Öottesurtheils; der rehtmäßige König ift derjenige, welchem 
Gott in der Schlacht den Sieg verleiht. Erklärt fhon der Schwahenfpiegel eine 
Majoritätswahl für allgemein verbindlich, fo war das doch noch nicht einmal zur 
Zeit König Ludwigs des Bayern allgemein anerkannt. 

6) Bezüglich der Perfon des zu Wählenden befehränft die goldene Bulle die 
Wahl nicht weiter; der Schwahenfpiegel verlangt, daß er ein freier Herr, nicht 
lahm ober ausfägig, nicht gebannt oder geächtet, nicht Heide, Jude ober Keger 
fei. Doch muß nad der goldenen Bulle jeder Kurfürft ſchwören, daß er. nad 
befter Einfiht einen für dad Neid) Tauglihen wählen wolle, durch Verträge un— 
gebunden, nicht um Geld und Berfprehungen. Wie wenig biefe ſchon früher ber 
ftehende Verpflichtung beachtet wurde, ift befannt; König Karl erfaufte felbft ſpäter 
die Wahl feines Sohnes um hohen Preis; die Geldzahlungen pflegte man dadurch 
zu bemänteln, daß man fie als Entſchädigung für die bei der Wahl gehabten 
Koften bezeichnete. 

7) Das Reichsvikariat bei erledigtem Throne wurde Pfalz für die Rhein- 
lande, Franken und Schwaben, — Sahfen für die Länder ſächſiſchen Rechts 
beftätigt und feine Befugniffe feftgeftellt; ebenfo das Redyt des Pfalzgrafen, Richter 
über den König zu fein, anerfannt. Allen Kurfürften wurden ihre Erzämter be- 
ftätigt umdb die damit verbundenen Rechte und Pflichten geregelt. 

8) Die Kurfürften follen fih ale Jahre in ven erften ‚vier Wochen nad 
Oſtern verfammeln, um über Reichsangelegenheiten zu berathen und mit dem Kaifer 
zu beſchließen. 

9) Jever neugewählte König foll den Kurfürften alle ihre Privilegien beftä- 
tigen ; fie erhalten das jus de non evocando, fo daß alle ihre Untergebenen le— 
bigli den Furfürftlichen Gerichten, außer im Falle verweigerter Rechtspflege, unter- 
worfen find; das Bergregal, die Münze, die hergebrachten Zölle, der Judenſchutz 
werben ihnen beftätigt, ihnen ber Borrang vor allen andern Ständen zugefproden; 
wer fih an ihnen vergreift, fol des Majeftätsverbrehens ſchuldig fein und es follen 
die bezüglichen römifchen Konftitutionen gegen ihn in Anwendung gebracht werben. 

Die den Kurfürften bier beftätigten oder neu verliehenen Vorrechte waren fo 
beveutend, daß unzweifelhaft Grundlagen vorhanden waren, auf welchen ſich unter 
günftigen Berhältniffen das Reich zu einem kurfürftlihen Bundesftaate hätte ent- 
wideln können, in welchem vie andern Stände befeitigt oder doch von jeder Theil- 
nahme an allgemeinen Angelegenheiten ausgefchlofjen worben wären, der Kaifer 
als Kurfürft von Böhmen nur nod die Stelle eines primus inter pares einge- 
nommen hätte. Wenn e8 nicht dazu fam, fo lag doch wohl, auch abgejehen davon, 
baß fpätere Kaifer nicht diefelbe Neigung zur Stärkung des. Kurfürſtenthums 
haben konnten, der Hauptgrund darin, daß die furfürftlihen Territorien, fo fehr 
fie auch durch Untheilbarfeit und Erſtgeburt in ihrem Beftande gefhügt waren, 
und fo manche Gelegenheit, fie durch Erimirung Heinerer Reihsftände abzurunden, 
auch geboten war, doch feineswegs eine ſolche Ausvehnung Hatten, daß die Außern 
Macdtverhältniffe eine Befeitigung der andern Stände hätten geftatten können; 
es gab eine Reihe geiftlicher wie weltlicher Fürften, welche ven Vergleich mit feinem 
Kurfürften zu fcheuen hatten und nur um fo eifriger bemüht waren, ihre Stellung 
zu behaupten; fo Defterreih, Bayern, Meiffen, Braunfchweig, Brabant, oder die 
Bisthümer Würzburg, Lüttih, Münfter u. a.; hätte man, den Machtverhältniſſen 
Rechnung tragend, noch einige von biefen früßzeitig in die Zahl der Bevorrech— 
teten aufnehmen fünnen, fo dürfte der Erfolg ein ganz anderer gewefen fein. 
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Wenigftens lag aber immer in den Kurfürften der Schwerpunkt der’ ganzen 
Reichsverfaſſung. Schien es in der Abficht zu liegen, durch die jährfichen Kur- 
fürftentage die andern Stände von ben allgemeinen Angelegenheiten ganz fern 
zu balten, fo wurde freilic vie bezügliche Beftimmung ver goldenen Bulle nicht 
ausgeführt; bei fefterer Ausbildung ver Form der Reichsverfammlungen bildeten 
bie Kurfürften neben Fürften und Städten nur ein gleichberechtigtes Kollegium ; 
daß fie aber ein foldes bildeten, war an und für ſich fchon ein überaus bedeu— 
tendes Borredt. Ein ausſchließlicher Einfluß blieb ihnen einmal noch burd bie 
Willebriefe gewahrt, weldye vie goldene Bulle nicht erwähnt, aber auch nicht be— 
feitigt, jo daß der Kaifer bei manchen Reichsangelegenheiten, insbefondere bei 
Beräußerungen von Reichsgut nnd Berleihung großer erledigter Neichslchen, nur 
ihrer Zuftimmung beburfte. Auch war ihr Reht zu Kurvereinen, anfjdlie- 
ßend an dem erften Kurverein vom Jahr 1338, in welchem fie fich insbeſondere 
zur Aufrechthaltung ihrer Wahlgerechtfame verpflichteten, unbeftritten; gingen bie 
fpätern Kurvereine auch zunächft nur auf gegenfeitige Verbürgung ver hergebrachten 


Vorrechte, fo tritt doch auch bei ihnen die Anficht hervor, daß die Kurfürften als 


Hauptftägen des Reichs vorzugsweife berufen feien, die allgemeinen Angelegen- 
beiten deſſelben zu ordnen. Nah 1502 verfuchte man es in dem Kurbereine zu 
Gelnhaufen, das auf dem in ver goldenen Bulle angeveuteten Wege zu erreichen, 
indem bie Kurfürften beſchloſſen, in allen Reihsangelegenheiten einmüthig zu han— 
deln und fich jährlich einmal zu verfammeln, um für dieſen Zwed das Nöthige 
vorzufehren. Kam das nicht zur Ausführung, fo fanden die kurfürftlihen Vor— 
rechte einen neuen wichtigen Ausdruck durch die feit ver Wahl König Karls V. 
im Sahr 1519 üblihe Wahlfapitulation, einen nur von den Kurfürften 


mit dem Kaifer abgefchloffenen Vertrag Über die von vemfelben zu übernehmenden 


Berpflihtungen, welchen nur die Kurfürften bei folgenden Wahlen ändern und 
erweitern konnten, und in welchem das Vorrecht der Kurfürſten, daß der Kaifer 
nur mit ihnen, auch ohne die andern Reichsſtände, mande Reichsgeſchäfte erle- 
digen konnte, anerfannt wurde. Das Verlangen ver übrigen Stände, an der Ab- 
faffung ver Wahlfapitulation Antheil zu haben, führte 1648 im weftphälifchen 
Frieden zur Zufiherung der Abfafjung einer beftändigen Wahlfapitulation mit Zu- 
ziehung and) der andern Stände; doch Fam eine ſolche, insbefondere wegen bes 
von den Kurfürſten beanſpruchten Rechtes, Zufäge zu derfelben zu machen, erſt 
1711 zu Stande, Den Einfluß, welchen die übermäßig bevorzugte Stellung we— 
niger Fürften auf die Entwidlung der Reichsverhältniſſe übte, näher zu verfolgen, 
würbe die Grenzen unferer Aufgabe überſchreiten; daß er auch fpäter fein wohl- 
thätiger war, därfte die ganze Wendung der deutſchen Geſchicke genugfam befun- 
den. Schienen fett der goldenen Bulle die Wahlen den Willkürcharakter mehr zu 
verlieren, bielt man ſich wieder in der Regel an eine Dynaſtie, zuerft die ber 
Luremburger, dann die der Habsburger, fo konnte das jegt nicht mehr zu einer 
Kräftigung des Königthums führen; denn die oligarchifchen Rechte, weldye biefer 
vorzugsweife im Wege ftanden, hatten num eine jo ausprüdlihe Sanktion erhal 
ten, daß nur nod ein gewaltfam alle Schranken der Reichsverfaſſung durchbre— 
chender Herrſcher an die Herftellung einer genügend einheitlichen Reichsgewalt hätte 
denlen können, 

Die durch die goldene Bulle beffätigte Siebenzahl der Kurfürften blieb mehrere 
Jahrhunderte ungeändert beftehen, nur daß Böhmen feit dem 15. Jahrhundert 
fein Kurreht nicht mehr übte, fo daß eine befondere Herftellung beffelben im 
weitphäfifchen Frieden, dann im Jahr 1708 für nöthig gehalten wurde. Das 
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pfälztfche Haus verlor im breißigjährigen Kriege Kur- und Erzamt an. Bayern, 
welche diefem im weſtphäliſchen Frieden verblieben; doch wurde für Pfalz eine 
achte Kur mit dem Erzfchagmeifteramte errichtet. Für Hannover errichtete der Kaiſer 
1692 eine neunte, 1708 vom Neidhe anerkannte Kur. Die Zahl fant wieder 
auf acht, da nad Maßgabe ver frühern Beftimmungen nad) dem Ausfterben 
des Haufes Bayern die mit dem ZTruchfeffenamte verbundene Kur an bie pfäl 
zifche Linie zurlicfiel. Durch ven Frieden von Lüneville 1801 und den Reichs— 
deputationshauptfchluß 1803. hörten die geiftlihen Kurfürftenthbümer Köln und 
Trier auf; es blieb nur Mainz mit verändertem Gebiete ald Kurfürft-Erz- 
fanzler; dagegen wurben vier neue weltliche Kurfürftenthümer errichtet aus dem 
bisherigen Erzftifte Salzburg für den Großherzog von Tosfana, dem Herzogthume 
Württemberg, der Markgrafihaft Baden und ter Landgraffhaft Hefien-Kaflel, fo 
daß die Gefammtzahl zehn betrug. Mit der Stiftung des Rheinbundes, der Auf- 
löſung des Reichs und den folgenden Ummwälzungen hörten Bebentung und Titel 
anf; nur der Kurfürft von Hefjen behielt nad) feiner Reftitution den letern bei, 
das Letzte, was im heutigen deutſchen Staatsleben noch an jene einft fo einfluß- 
reihe Inftitution erinnert. I. Fider. 

Kurie, ©. Römiſch-Katholiſche Kirde, 

Kurland, ©. Oftfeepropinzen. 
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Lafayette. 


General Lafa yette (Marie-Paul-Joſeph-Roch-Ives⸗Gilbert de Motier) wurde amt 
6. September 1757 zu Chavagnae in der Auvergne geboren. Sein Vater blieb, 25 
Jahre alt, als Oberſt eines Grenadierregiments in der Schlacht bei Minden; der Sohn 
erhielt ſeine Erziehung vom 11. Jahre an in dem Kolleg du Pleſſis zu Paris und der 
Akademie von Verſailles, trat bei den ſchwarzen Mousquetaires des Königs ein 
und wurde 1776 ſechszehn Jahre alt mit einem Fräulein von Noailles verhei— 
rathet. Schon ſehr früh regte ſich in dem Knaben ein ſtarker Trieb perſönlicher 
Unabhängigkeit, eine leicht erregbare Eitelkeit, ein unaufhörlich arbeitender Ehr— 
geiz. Er erfüllte ſeine Seele mit den Bildern des republikaniſchen Alterthums, 
fand das Leben des Hofes unerträglich, mißfiel ſeinen adeligen Kameraden durch 
ſein eigenwilliges und eckiges Weſen, und ſtrebte hinaus in die Weite, um Ruhm 
und Freiheit zu erjagen. In dieſer Stimmung fand ihn die Kunde von dem Be— 
ginne des amerikaniſchen Unabhängigkeitskrieges gegen England. Niemals, ſagte er, 
gab es eine ſchönere Sache, es war der letzte Kampf der Freiheit, bei der erſten 
Nachricht war mein Herz gewonnen, und ich hatte keinen Gedanken, als zu meiner 
Fahne zu eilen. Er war damals Officier in Garniſon zu Metz; ſeine Familie 
und ſeine Freunde erhoben den lebhafteſten Widerſpruch; die Regierung, noch nicht 
gewillt, mit England zu brechen, verbot ihm ſein Unternehmen bei Strafe der 
Felonie. Er ließ ſich durch kein Hinderniß zurückhalten. Begünſtigt durch ſein 
großes Vermögen und ſeine vornehmen Verbindungen, rüſtete er auf eigene Koſten 
ein Schiff aus, entkam verkleidet über die ſpaniſche Grenze und ſtach am 26. 
April 1776 in Gere. Nah einer fiebenwöcentlihen Fahrt erreichte er ben 
amerifanifchen Kontinent bei Georgetown in Karolina, wurbe zuerft durch den 
Kongreß, welcher von einer Menge europäifcher Glüdsritter und Abenteurer über- 
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laufen war, etwas fühl aufgenommen, eroberte fi aber das Wohlwollen ver 
Amerikaner mit der bündigen Erklärung, nur auf eigene Koften dienen und als 
gemeiner Soldat beginnen zu wollen, und wurde gleich nachher als Generalmajor 
dem Heere Wafhington’s eingereiht: Wenige Wochen fpäter nahm er Theil an 
dem unglüdlichen Treffen beim Fluſſe Brandywine, welches den Engländern den 
Beſitz von Philadelphia verfhaffte, wurde durch einen Schuß in das Bein ver- 
mundet und dadurch zwei Monate von den Friegerifchen Operationen entfernt. 
Ein keckes Scharmügel bei Gloucefter, nicht weit von Philadelphia, verfchaffte ihm 
bald nad feiner Herftellung ven Rang eines Divifionsgenerals: ber Eifer, mit 
dem er fih allen Anftrengungen unterzog, bie Hingebung, mit der er auf bie 
amerifanifchen Borftellungen und Sitten einging, vie Begeifterung, mit ber er 
feine Perſon und fein Bermögen der Sache der Freiheit zur Berfügung ftellte, 
machten ihn populär bei den Soldaten, gaben ihm Einfluß bei den Officieren, 
und fnüpften vor Allem ein Band der engften perfünlien Freundſchaft zwijchen 
ihm und Wafhington. Im Jahre 1778 wurde 2. mit der Leitung einer felbftftän- 
tigen Expedition gegen Kanada beauftragt, welche jedoch wegen Mangels ber nö- 
thigen Hülfsmittel nicht zu Stande fam; er langte dann wieder im Hauptquartier 
an und beftand ein rühmliches NRüdzugsgefeht gegen die Generale Howe und 
Clinton bei Whitemarſh. Um dieſe Zeit entfchloß ſich die franzöſiſche Regie— 
rung zur Theilnahbme an dem Kriege gegen England: L. durfte fih fagen, 
daß feine Abreife aus Frankreich großes Auffehen gemacht, der öffentlichen Mei- 
nung einen neuen Anftoß zu Gunften Amerifa’8 gegeben, und dadurch der Sache 
der Bereinigten Staaten weſentlich genütt hatte, Die Gunft, welche ihm die Ame- 
rifaner deßhalb in wachfendem Maaße zumandten, benuste er, um mit Nachdruck und 
Erfolg die Mißverftänpniffe auszugleichen, die fi nad dem Erſcheinen einer fran- 
zöfifchen Flotte zwifchen dem Aomiral d’Eftaing und den amerifanifhen Generalen 
erhoben hatten. Anfang 1779 ging er darauf nad Franfreih zurüd, wo ihm 
ver frühere Ungehorfam jegt leicht verziehen und feine amerifanifhen Dienfte mit 
der Gunft des Hofes und des Volkes belohnt wurden. Wohl unterrichtet über 
die militäriſche Schwäche ver amerifanifhen Truppen nahm er es auf ſich, gegen 
den formellen Willen des Kongrefjes die Sendung eines franzöfiihen Korps von 
4000 Mann unter General Rohambeau nad) Rhode-Island zu erwirfen; er felbft 
eilte 1780, mit Geld und Kriegsmaterialien reichlid verfehen, ven Truppen vor- 
aus nach Amerika zurüd. Als im Jahre 1781 die Engländer unter Lord Corn- 
walli® ihre große Operation gegen bie ſüdlichen Staaten begannen, wurde 2. von 
Wafhington mit der Vertheivigung Birginiens beauftragt, währenn General Greene 
Südkarolina zu deden fuchte, Wafhington und Rohambeau die Stellung vor New- 
Dort behaupteten. Es gelang 2., den englifchen Feldherrn von weitern Fortſchritten 
abzuhalten, bis eine ftarke franzöfifche Flotte an der virginifhen Küfte erfchien, 
den Engländern für eine Weile die Verbindungen zur See abſchnitt, und nun 
auf 2.8 Betreiben Wafhington und Rochambeau von New-HYork heraneilten, wo— 
rauf Lord Gornwallis, von allen Seiten her bebrängt, endlid in Yorktown mit 
feinem ganzen Armeeforps Fapituliven mußte, Es war die Entſcheidung des ganzen 
Kriegs, England entfhloß ſich bald nachher, die Unabhängigkeit Amerika's anzu- 
erfennen, Als der Frieden gefhloffen wurde, befand ſich 2. zu Madrid, beſchäftigt, 
bie fpanifche Regierung zu einem großen Angriff auf die engliihen Antillen und 
Kanada zu beftimmen. Er ging von dort nad) Paris und machte 1784 eine dritte 
Reife nad Amerika, wo er nad) dem wichtigen Antheil, ven er an dem Befrei« 
ungöfriege genommen, mit Jubel- und Zumeigung empfangen, zum Bürger ber 
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Bereinigten Staaten gemacht und mit Ehren und Dankesbezeugungen überhäuft 
wurde. Bei feiner Abſchiedsrede im Kongreſſe ſprach er die Hoffnung aus, daß 
die in Amerika gegründete Freiheit auch in Europa ihren GSiegeslauf vollenden 
werde. In der That blieb diefer Gedanke die Triebfeder feines gefammten Han- 
delns in den nächſten Iahren. Die liberale, demokratiſche und fosmopolitifche Rich- 
tung, weldhe in dem jet erft 27jährigen Manne durch ven feltenen Erfolg feines 
amerikaniſchen Unternehmens zur Reife gefommen, vrüdte feinem ganzen fpätern 
Lebenslaufe ihr Gepräge unauslöfhlih auf. Die Grundſätze, welche Amerika in 
feiner Erklärung der Rechte verkündet hatte, zum Erbtheil der kommenden Ge- 
ſchlechter in Frantreih und Europa zu machen, an biefer Abficht hielt L. mit einer 
nicht zu beugenden noch zu brechenden Ausdauer und Hingebung bis zum legten 
Athemzuge feft. Indem er eine hohe Lebensftellung, ein großes Bermögen und 
einen raſch aufgeblühten Ruhm, indem er DBegeifterung und Lift, Rührigkeit 
und Zähigfeit, militärifches und bemagogifches Talent, indem er jedes äußere 
Glück und jeden innern Nüdhalt unausgefegt der Erreihung dieſes einen Ziels 
zum Opfer brachte, ift es ihm möglich gemwefen, in der Weltbewegung ber fran- 
zöſiſchen Revolution eine Stellung einzunehmen, welche über das Man jeiner 
politiihen Befähigung weit hinausging. Denn allerdings als Staatsmann zeigte 
er bie mwefentlichften Mängel. Wie der ganze Mittelſchlag feiner politiſch thätigen 
Zeitgenoffen war er zugleich radikal und doktrinär. Er ſchwärmte für gewiſſe allgemeine 
Sätze, unter allen Umftänden, für alle Bölfer, zu allen Zeiten, ohne Rüdficht 
auf die Fähigkeit, die Bedürfniſſe und den Rechtsſtand feiner Nation. Er ent- 
behrte des politifchen Uxrtheils über Menjchen und Dinge, er fah im Hanbeln 
immer nur das Berhältniß feines Thuns zu feinen Principien, aber nie bie Fol- 
gen beffelben für ven nächſten Tag; fo hat er oft große und ſtets unfruchtbare 
Erfolge gehabt, die fchlimmften Uebel der Revolution zuerft veranlaßt, dann bitter 
beflagt und nußlos befämpft, und bei dem nächſten Anlaß viefelben Fehler hart⸗ 
nädig wiederholt. Dabei war feine Begeifterung nicht frei von erregbarer Eitel- 
feit, und fein Ruhmespurft nicht unabhängig von dem Bedürfniſſe populärer Gunft: 
wenn biefe Stimmungen wirkſam wurden, fo war er aud der gewöhnlichften 
moraliihen Haltung und Selbftftändigfeit nicht fiher. So wirft das Bild feiner 
Laufbahn den Beſchauer unabläffig zwifchen widerſprechenden Einprüden hin und 
ber. Wenige Menfchen haben fo viel wie L. dazu gethan, die franzöftfche Revo- 
Iution — für das alte Regime und dennoch nutzlos für die Freiheit Frankreichs 
zu machen. 

Seit ſeiner Rückkehr aus Amerika war er ohne Raſten beſchäftigt, ſich mit 
allen Genoſſen ſeiner Geſinnung in und außer Frankreich in Verbindung zu ſetzen. 
Er hatte Verkehr mit den Häuptern der damaligen parlamentariſchen Oppoſition, 
welche ſeit 1788 anfing, den Pöbel der Hauptſtadt, die Bauern der Provinzen 
und die Soldaten der Linienregimenter für ihre Zwecke zu bearbeiten. Er ſtand 
in Berührung mit ven Häuptern der Aufgeflärten in Deutſchland, den Unzufrie⸗ 
denen in Ireland, ven Demokraten in Belgien. Ich habe Alles verſucht, ſchrieb 
er etwas fpäter, ich habe viele Werkzeuge gebraudt, die man Fünftig zerbrechen 
muß; ich hätte auch den Bürgerkrieg führen können, wenn ich ihn nicht verab- 
heute. Im Jahre 1787 war er Mitglied der Notabelnverfammlung, fuchte bort 
für bie politifhe Gleichberechtigung der Proteftanten zu wirken, und fprad, er 
allein, bei ver Berathung des Deficits das verhängnißvolle Wort aus, nur eine 
Maßregel könne bleibend helfen, die Berufung einer Nationalverfammlung. 1788 
betheiligte er ſich an der Oppofition des bretonifchen Adels gegen das Mini- 
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ftertum Brienne und verlor deshalb feine Stelle als Divifionsgeneral; bei der 
zweiten Berfammlung ver Notabeln unterftütte er die Forderung einer doppelten DVer- 
tretung der Kommunen auf dem bevorftehenden Reichstag. Als es endlich zu der Beru- 
fung deſſelben fam, wurde er von dem Abel der Auvergne zum Abgeordneten gewählt, 
mit der Klaufel, fi nit ohne Zuftimmung der gefammten Aoelsfammer mit 
dem britten Stande zu einer Berfammlung zu vereinigen. So fam es, daß 4, 
trog der ausgefprocdhenften populären Gefinnung zu den legten Mitgliedern feines 
Standes gehörte, welche dem Beſchluſſe ver Vereinigung der drei Stände folgten. 

Zum erften Male ſprach er in ver Nationalverfammlung am 8. Juli 1789, 
um Mirabeau’s berühmte Adreſſe auf Zurüdziehung der Truppen zu unterftügen. 
Drei Tage nachher brachte er das Lieblingsthema feines Lebens, die Erklärung 
der Menſchenrechte, vor die VBerfammlung; ehe fie aber zur Verhandlung gelangte, 
brach in Paris der Aufftand los, und 2. wurbe in Berfailles zum Vicepräfiventen 
ber Berfammlung, dann aber in Paris nach der Einnahme ver Baftille zum Befehls- 
haber ver neugebilveten Nationalgarde gewählt. Bon biefem Punkte an bildet fein 
Leben drei Sabre lang einen wefentlihen Theil der Revolutionsgeſchichte und ift 
in jeder Darftellung berfelben zu finden; es ift an dieſer Stelle nur erforberlich, 
die wichtigften und entſcheidenden Punkte kurz zu refapituliren. Als General ver 
Nationalgarde war er damals bei dem VBerfalle des gefammten Staats- und Heer- 
weſens ver bei weiten mächtigfte Mann des Reiches. Unter unenblihden Mühen 
und Schwierigkeiten hielt er die Ordnung in Paris mit leivlihem Erfolge auf- 
recht, ſchon damals von der demofratifhen Partei gefürdhtet und gehaßt, feiner- 
jeit8 aber ſtets bedacht, der Partei des alten Regime jede Möglichkeit der Reaktion 
abzuſchneiden. Er war e8, ber gegen Mirabeau’s Streben e8 bewirkte, daß ber 
König gegen die Beichlüffe der Nationalverfammlung nicht ein abfolutes, ſondern 
nur ein fufpenfives Veto erhielt. Als gleich nachher der König einige Bedenken 
gegen bie mittlerweile durchberathene Erklärung der Menfchenrechte äußerte, em- 
pfand 2, dies fo übel, daß er plöglih ven Parifer Demokraten den Zügel ſchießen 
‚ließ, ihren Weiberrotten den Zug gegen Berfailles 5. Dftober verftattete, und, 
indem er dann mit der Nationalgarve als Netter des Königs dazwiſchen trat, den 
letztern wenigftens feine Refivenz nad Paris in die volle Abhängigkeit von den 
ftäptifchen Machthabern zu verlegen zwang. Nicht minder erheblid für bie Förbe- 
rung ber anarchifchen Parteien war es im November, daß L. aus Mißtrauen 
gegen Mirabeau's Ehrgeiz deſſen Beftrebungen auf Bildung eines ſtarken Mini- 
fteriums kreuzte und dadurch ben unheilvollen Beſchluß herbeiführte, welcher 
jevem Abgeordnetem den Eintritt in das Minifterium verbot. Als im Frühling 
. 1790 Spanien die Hülfe Frankreich's gegen England anrief, betrieb er auf das 
Eifrigfte die Kriegserflärung, in ver Hoffnung, Ireland von ber englifhen Herr 
ſchaft zu befreien; zu gleicher Zeit ftand er in lebhafter Verhandlung mit ven 
belgifchen Parteien, melde damals gegen Defterreich ſich empört hatten; er meinte, 
durch große auswärtige Kämpfe in Frankreich die revolutionäre Erhigung abzu- 
lenken und zugleich die Grundſätze der Menſchenrechte in Europa zur Herrſchaft 
zu bringen. Auch hier war Mirabeau fein Gegner, in der richtigen Einſicht, daß 
der Krieg die revolutionären Leidenfchaften immer weiter entflammen und nicht 
bie Freiheit, fondern die Diktatur erzeugen würde, und verhalf in der National« 
verfammlung der Frievenspolitit zum Sieg. Wenige Wochen fpäter wirkte 2. nad- 
drücklich mit zur Abſchaffung des Adels und ver Orden, eine Mafregel, welde 
ohne praftiichen Bortheil die Bitterfeit des Parteienhaffes gewaltig fteigerte und 
das Streben ver Jalobiner in gleihem Maaße förderte. Was half es, daß ber 


184 Caſayette. 


General auf den Straßen von Paris keine Unordnung duldete, damit den Zorn 
ver hauptſtädtiſchen Demagogen immer ſchärfer auf ſich zog, bei dem Föberations- 
feft des 14. Juli 1790 von den Deputationen der franzöfiihen Bürgergarben 
inbelnde Zurufe empfing? Bei der Schwäche ver Regierung und ber verberblichen 
Tendenz der Geſetzgebung lösten fich alle Bande ver politifchen Ordnung mit jedem 
Tage mehr; der Zuftand wurde für den König ſchlechterdings unerträglih, und im 
Winter auf 1791 begann die Königin mit ihrem Bruder, dem Kaifer Leopold, einen 
Plan zur Flucht der königlichen Familie aus Paris zu entwerfen. Im Frühling 
war das Gerücht davon in Paris verbreitet; als der König zu Oftern nad St. 
Eloud fahren wollte, fiel das Volk den Pferden in die Zügel, und zum erften 
Male verfagte auch die Bürgergarde dem Gebote L.'s, die Gewalt des Pöbels zu 
bändigen. Er bot darauf feine Entlaffjung an und bewirkte damit einen neuen 
Auffhwung der früheren Gefinnung. Alles aber fam auf das Gefährlichfte in 
Frage, als ver König am 21. Juni die Flucht wirklich verſuchte. Während bie 
Nationalverfammlung fofort die Regierung felbft in die Hand nahm, ſandte 8, 
feine Abjutanten den Flüchtigen nach allen Richtungen nad: kaum aber war bie 
königliche Familie nad) Paris zurüdgebracht, jo erhob fich die republifanifche Partei 
mit Ungeftüm für Abfegung des Königs und war im Begriffe, ihre Forderung 
mit offener Gewalt zu erzwingen, als 2. am 17. Juli energifch einfchritt und 
ihre Zufammenrottung auf dem Marsfelde mit fharfem Feuer auseinanberfprengte. 
Seitdem war er gleich bitter beim Hofe wie beim Pöbel verhaßt, blieb aber ohne 
eine Reflexion über bie unausbleiblihen Folgen in feinem bisherigen Streben, 
Ludwig XVI. als fonftitutionellen König aufrecht zu erhalten, weil mit dem Falle 
des Königs die Demagogen gefiegt hätten, in ver Konftitution aber dem Könige 
alle zur Bekämpfung der Demagogen erforberlihen Rechte zu entziehen, weil ber 
König fie vielleicht zur Herftellung des alten Regime mißbrauchen könnte. Als dem- 
nad) die fonftituirende Nationalverfammlung ihre Wirkfamkeit im September 1791 
beſchloß, waren die Ausfichten äußerſt trübe, und im ver neuen gefeßgebenven 
Berfammlung traten die Girondiften offen mit bem Programme hervor, einen 
großen auswärtigen Krieg zu veranlaßen und im Getümmel deſſelben die monar— 
chiſche Verfaſſung über den Haufen zu werfen. Ihnen gegenüber ftand die Partei 
der Feuillans, welde durch Einverftändnig mit dem Kaifer der Revolution impo- 
niren und den Thron durd Einführung des Zweilammerfyftens ftügen wollten. 
2. hatte mit der Vollendung der Konftitution das Oberkommando über die Natio- 
nalgarde nieberlegen müſſen; er hatte varauf Maire von Paris werden wollen, 
war aber in der Wahl dem Kandidaten der Gironde, Pethion, unterlegen. Troß- 
dem beſchloß er, in ähnlichen Wünfchen wie zwei Jahre früher, die Kriegspolitit 
feiner Gegner zu unterftügen: am 29. November vefretirte die Nationalverfamm- 
lung die Aufftellung von drei Heeren an der öfterreichifch-belgifhen Grenze, von 
denen eines unter L.'s Befehl geftellt wurde. Der mit legterem einverftandene 
Graf Narbonne wurde Kriegsminifter, Talleyrand nah England, Segur nad) 
Preußen geſchickt, um diefe Mächte zu einem Bündniß gegen Defterreid zu be— 
ftimmen, das ganze Land erfüllte fi, mit Rüftungen und Kriegslärmen. Aller- 
dings mußte 2, ſogleich erfahren, daß die hierdurch bewirkte Aufregung im In— 
nern durchaus den Jakobinern und Girondiften zu Gute fam, die überall ben 
König des heimlichen Landesverraths bezichtigten und in Paris und ben Depar- 
tement3 zahlreihe Tumulte und blutige Aufftände herbeiführten. Allein als ber 
König ein hiedurch veranlaftes Erbieten 8.8, dem Hofe in feinem Heerlager eine 
Zuflucht zu eröffnen, ablehnte, trat ver General wieder zu ber Kriegspolitif ber 
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Gironde zurüd; Anfang März kam e8 im Minifterium zu einer Krifis, bei ber 
Narbonne ſich in offener Feindfeligkeit gegen ven König ausfprady; Ludwig gab ihm 
darauf feine Entlaffung, und 2, hiedurch auf das Weußerfte erzürnt, lieh ber 
Gironde feine rüdhaltlofe Unterftügung, als fie am 10. März durch eine Mini- 
fteranffage das bisherige Conſeil auseinanderfprengte. Das Ergebniß des Tages 
fiel aber teineswegs nad) L.'s Wünſchen aus. Freilich mußte die Gironde fo weit 
auf ihn Nüdfiht nehmen, daß fie die Regierung Ludwig XVI. nod eine Weile 
fortbeftehen ließ. Aber das neue Minifterium wurde ausſchließlich mit ihren Ge— 
noffen befegt, ohne daß ver General einen einzigen feiner Freunde in das Kabinet 
hätte bringen können. Am 20, April wurde nun der Krieg gegen Defterreich er- 
Hört, und 2. von dem Minifter Dumouriez angewiefen, fo raſch wie möglich in 
Belgien einzubringen. Allein bei ver Anarchie im Innern waren die Rüftungen un- 
vollftändig; ein erfter Verſuch auf Tournai ſchlug jämmerlic fehl, und 2. begann 
einzufehen, wie verkehrt feine bisherige Haltung für feine Wünfche im Innern 
gewefen war. Er erklärte dem Minifter die Unmöglichkeit einer erfolgreichen Krieg- 
führung, ehe im Reiche felbft die Kraft der Gefege, Ruhe und Ordnung herge- 
ftellt. Mit der Gironde, welde jest mit jedem Tage unverholener den Angriff 
auf den Thron eröffnete, zerfiel L. ſeitdem vollftändig; er begann es öffentlich 
auszufprehen, daß er zum Kampfe auf Leben und Tod mit ven Jakobinern ent- 
fchloffen fei. Aber auch jest brachte er es nicht über fih, die für den Zwed un— 
erläßlihen Mittel zu erkennen und zu ergreifen. Als im Minifterrathe Dumou— 
riez fi mit feinen Kollegen überwarf, und ver König hiedurch ermuthigt das 
girondiftifche Miniftertum auflöste, ftieß 2. das angetragene Bündniß mit Du— 
mouriez von fih und trieb viefen dadurch in die Äußerften Reihen der Jakobiner 
zurüd. Als diefe am 20. Juni durd einen großen Pöbelaufftand den König mit 
einer Reihe ver jhimpflichften Infulten heimfuchten, erſchien L. plötzlich in Paris, 
um von ber Nationalverfammlung die Unterprüdung des Klubbs zu fordern, fonnte 
ſich aber nicht entjchließen, die ihm anhänglihen Bürgergarben zufammen zu nehmen 
und die Gegner mit einem bewaffneten Hanpftreihe über den Haufen zu werfen. 
Ohne jeden Erfolg kehrte er in fein Hauptquartier zurüd und ſpann bort un— 
fruchtbare Pläne zur Rettung der Konftitution, bis die Jafobiner durch den Auf: 
ftand des 10. Auguft den Thron ftürzten und die Allgewalt über Fraukreich an 
fih rifjen. L., der hiemit fein eigenes Schidfal befiegelt jah, wies auch jetzt jeben 
Vorſchlag zu einem bewaffneten Marſch auf Paris zurüd. Er ließ die Kommiſſäre 
ber neuen Regierung verhaften und fuchte die nächſten Departementsräthe zu 
einem Tonftitutionellen Protefte gegen die Parifer Demokratie zu einigen: als bies 
natürlich ohne Folgen blieb, vie andern Generale ſich der neuen Regierung un- 
terwarfen, und Dumouriez an L.'s Statt mit dem Oberbefehle befleivet wurde, 
da gab diefer den Kampf auf und entfloh mit einer Anzahl gleichgefinnter Df- 
ficiere über bie belgifche Grenze. 

Auf viele Jahre war feine thätige Rolle zu Ende, und ein langer Zeitraum 
ſchweren und rechtlofen Leidens begann. 2. Hatte auf feiner Flucht kaum vie 
öfterreihifchen Vorpoften paffirt, als er auf Befehl ver verbündeten Monarchen 
gefangen genommen wurde. Der Haß, weldhen er einft an dem Hofe der Tuile- 
rieen gegen ſich erwedt hatte, kam jett über fein Haupt. Zuerft in Wefel, dann 
in Magdeburg, envlih in Olmüg wurde er in enger, einfamer, entbehrungsvoller 
Haft gehalten, nad einem mißlungenen Fluchtverfuhe in Olmütz geraume Zeit 
jever Nachricht von der Außenwelt beraubt, in völliger Ungemwißheit über das 
Scidjal feiner, damals von den Jalobinern verfolgten Familie gelaffen, Es war 
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vergebens, daß im englifhen Parlamente For mit glühender Beredſamlkeit eine fo 
rechtswidrige und graufame Tyrannei brandmarkte, und erft nach mehreren Jahren 
fegte der Einfluß der amerikanifchen Regierung es durch, daß Frau von Lafayette 
vom Kaifer Franz vie Erlaubniß erhielt, das Gefängniß ihres Gemahls zu theilen. 
Die Faiferliche Verheißung aber auf Erleichterung der Haft wurbe nicht gehalten; 
bie trefflihe Frau erkrankte im der Noth des Kerkers; die einzige Antwort der 
Behörden auf die BVorftellungen des Generals war, daß ihr frei ftehe, wieder zu 
gehen. Sie aber hielt aus und erlebte die endliche Befreiung, brachte jedoch ben 
Keim des Todes, der fie einige Jahre fpäter ereilte, aus ben öſterreichiſchen Kafe- 
matten zurüd. 

Es waren bie Siege Napoleon Bonaparte’8, welde dem Kaiſer Franz aud) 
diefes Opfer abrangen. Auf das Anpringen zahlreicher Freunde des Generals gab 
das franzöfifhe Direktorium nah dem Waffenftillftand von Leoben dem General 
Bonaparte Befehl, unter die Friedensftipulationen die Freilaffung der Gefangenen 
von Olmütz aufzunehmen. Bonaparte vollzog die Weifung mit Energie und Er- 
folg, feste aber auf eigene Hand die Bedingung Hinzu, daß 2. nicht nad Franf- 
reich zurüdtehren werde. Er ſah die eigene Herrſchaft bereits jo nahe vor Augen, 
daß er fie dur vie Anweſenheit eines fo unverbefferlihen Liberalen nicht kom— 
promittiven wollte. 2. lebte hierauf zwei Jahre in Holland, bis Ende 1799 Bo- 
naparte, aus Aegypten zurüdgefehrt, die Direftorialregierung ftürzte und als erfter 
Konful die Staatögewalt ergriff. Da ihm bei diefer legten Wendung bie früher 
befreundeten Jakobiner und Zerroriften feindlic gewefen, va er feine Regierung 
mit einer Berufung an die Grundfäge von 1789 und bie Berfchmelzung aller 
Parteien begann, fo hielt auch 2. feine Zeit gefommen und kehrte, ohne auf eine 
befondere Genehmigung des erften Konſuls zu warten, nach Paris zurüd, Napoleon 
war im erften Augenblide erzürmt, hatte aber doc feinen Borwand, den „Helden 
zweier Welttheile" wieder auszumeifen, und verfuchte ihn ftatt deſſen für feine 
eigene Sache zu gewinnen. Allein 2. fand nur zu bald, daß, wenn Napoleon bie 
bürgerlihe Gleichheit pflege, von politifcher Freiheit unter ihm keine Rede fei, und 
hielt ſich, feitvem er gegen das lebenslänglihe Konfulat geftimmt hatte, in ftolzer 
Zuräüdgezogenheit auf feinem Landgute Lagrange, unter beharrlicher Abweifung 
aller angebotenen Aemter, Ehren und Würden. Napoleon empfand dieje ſchwei— 
gende Oppofition auf das Bitterfte; L., fagte er einmal, ift ver einzige 
Branzofe, ven bie Revolution nicht korrigiert hat; er fcheint ruhig; er ift aber 
jeven Augenblid bereit wieder anzufangen. Er vergalt dem General feine Unbeug- 
ſamkeit mit kleinlicher Race, indem er L.'s Sohn, einen waderen Dfficier, nicht 
über ben Grad des Lieutenant avanciren ließ und ven Schwiegerjohn des Ge— 
nerals zum Aufgeben des Dienftes nöthigte. So vergingen dem General die Jahre 
bes Kaiſerreichs in völliger Abgefchievenheit von der Politik, in der er den Sturz 
Napoleon’s troß ber Pieverlage der franzöfifhen Heere ohne tiefes Bedauern 
erlebte. Obgleich er mit Ludwig XVIII. feit feiner Jugend fein freundliches Ber- 
hältniß gehabt, überließ er fi einen Augenblid der Hoffnung, daß das Unglüd 
die Bourbonen einer liberalen Einfiht zugänglicd gemacht hätte, und begrüßte 
dur einen im Moniteur gedrudten Brief ihre Reftauration als ein nationales 
Glück. Indeſſen fand er ſich durch das Auftreten des alten Adels und ber zurüd- 
gekehrten Emigranten bald fo gründlich abgeftoßen, daß er fi ohne Zaubern 
wieder in feine ländliche Einſamkeit zurüdzog und felbft von einer liberalen Ber- 
ſchwörung gegen Lubwig XVII. Notiz zunehmen im Begriffe ftand, ald Napo- 
leon's Rückkehr von Elba den Schauplag aufs Neue veränderte, Der Kaijer fand 
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fi) diefes Mal gemöthigt, auf die liberalen Stimmungen und Wünſche ber Nation 
Rüdficht zu nehmen. Sein Bruder Joſeph Hatte demnach am 20. April ein lan- 
ges Geſpräch auch mit L., und diefer erklärte ihm, daß er zwar dem herrfchflichtie 
gen Sinne des Kaifers fortvauernd mißtraue, aber gegenüber der europäijchen 
Koalition feine Regierung für das geringere Uebel halte, vorausgefegt, daß ber 
Kaifer fih zur fofortigen Einberufung einer Nationalvertretung bequeme, Als 
dann Napoleon bie neue Berfafjung des acte additionnel gab und nad deren 
Beftimmungen Anfang Mai die Wahlen zur Deputirtenfammer Statt fanden, 
nahm 2%. ein Mandat von dem Departement Seine - Marne an, nachdem er den 
Eid der Treue gegen den Kaifer nur unter dem Borbehalt der nationalen Sou⸗ 
veränität und der unveräußerlihen Menfchenrechte geleiftet Hatte. Er war, wie 
Kapoleon zehn Jahre früher bemerkt hatte, noch derſelbe wie 1789. Nach der 
Konftituirung der Kammer, die ihn zu einem ihrer Vicepräfinenten wählte, war 
er ſtets befliffen, ver Kammer die Rechte einer Tonftituirenden Nationalverfamm- 
lung zu vindiciren, zu großer Erbitterung des Kaifers, deſſen Stellung damit zu 
einer lediglich proviforifhen herabgefegt worben wäre, Allein ehe dieſer Gegenfag 
fih praftifch entwideln konnte, brach die Kataftrophe von Waterloo über die ha— 
dernden Parteien herein. Als Napoleon von feinem unglüdlichen Feldzuge nad) 
Paris zurüdtam, ſprach er die Abficht aus, die Kammer aufzulöfen und die Dik— 
tatur zu ergreifen; die Kammer antwortete burd die Forderung, daß der Kaiſer 
als das einzige Hinderniß des Friedens abdanken folle, und als Napoleon ſich 
fträubte, ließ ihm L. fagen, wenn morgen nicht die Abdanfung vorläge, werbe er 
die Abjegung beantragen. Napoleon, aller militärifhen Mittel beraubt, gab nad). 
Die Kammern ernannten darauf eine proviforifche Regierung und einen Komman- 
danten der Nationalgarbe; 2. ſah ſich mit tiefer Enttäufhung bei beiden Wahlen 
übergangen und dafür mit dem hoffnungslofen Auftrag belaftet, als Friedens⸗ 
unterhändler den verbündeten Monarchen entgegen zu reifen. Er traf diefelben im 
Elfaß, wurde aber zu einer ernfthaften Unterhandlung nicht zugelaflen, fonbern 
mußte unverrichteter Dinge zurädfehren, und bie unbebingte Herftellung der 
Bourbonen und die Schliegung der Kammern burd ein preußifches Piket erleben. 
Die erften Jahre der zweiten Reftauration verbrachte er darauf wieder in feiner 
ländlichen Zurüdgezogenheit, bi8 er Ende 1818 von dem Departement der Sarthe 
zum Deputirten erwählt wurde. Er gefellte ſich zur Partei der Linken, welde das 
damalige Minifterium Defjoles unterftügte, ſprach 1819 für die Erhaltung des 
ber liberalen Partei günftigen Wahlgefeges und beantragte 1820 vergebens bie 
Reorganifation der Nationalgarbe. Drei Tage nad biefer Rede, am 13. Februar, 
wurde der Herzog von Berryer ermorbet, ein Minifterwechjel trat ein, die Partei 
der Rechten kam in ven Befit der Macht, und vermöge eines neuen Wahlgefees 
aud der Mehrheit in der Kammer. 2. trat fogleih in bie entſchiedenſte Oppofi- 
tion, belämpfte jedes der Ausnahmegefege, wodurd die Regierung die ftantliche 
Ruhe zu ſchirmen fuchte, und trug fein Bebenfen, als die Kammern fi immer 
entfchievener für die Regierung ausfpraden, aud auf einen gewaltfamen Sturz 
der ganzen beftehenden Ordnung hinzuarbeiten, E8 war die Zeit der farbonarifti- 
ſchen Berfhwörungen; eine Anzahl jüngerer Männer, welde vie Form dieſer 
Geheimbünde in Italien kennen gelernt, hatten karbon ariſtiſche Logen oder Märkte 
zuerft in Paris, dann in ben Departements, endlich aud in vielen Regimentern 
der Armee organifirt, und der alte General erklärte fih auf bie erfte Aufforbe- 
rung bereit, in die Leitung derſelben einzutreten. Außer ihm waren nod zwei 
andere Deputirte, Manuel und Argenfon, in biefe Umtriebe mehr ober we— 
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niger verflochten; bie Abſicht war, durch eine Reihe zuſammenhängender Militär— 
revolten die beſtehende Regierung zu beſeitigen und dann die Nation durch eine 
konſtituirende Verſammlung frei über ihre künftige Staatsform verfügen zu laſſen. 
Die Führung einer Emeute in Béfort wollte L. perſönlich übernehmen; er reiste 
von Paris hinüber, mußte aber, in der Nähe von Bffort, ſchleunig umkehren, 
als durch die Unvorfichtigfeit eines Unterofficiers das Komplott vorzeitig ver- 
rathen worden war. Die übrigen Berfuche hatten Fein beſſeres Schidfal. Die Re- 
gierung war über bie Betheiligung jener Deputirten hinreichend unterrichtet, und 
obwohl fie, um die Schwere ber Berwidlung nicht zu fteigern, von einer gericht 
lihen Berfolgung 2.8 Abftand nahm, fand diefer doch feine Stellung in ber 
Kammer fo fompromittirt, daß er im Jahre 1824, einer oft wiederholten Ein- 
ladung folgend, eine Reife nad) Amerifa antrat, wo er, auf eine beifpiellofe Weife 
als Gaft ver Vereinigten Staaten gefeiert, bis zum September 1825 verweilte. 
Im Juni 1827 wählte ihn fein Departement auf's Neue zum Deputirten und 
wiederholte nach einer indeß erfolgten Auflöfung dieſe Wahl im November. Gleich 
nachher z0g fih das Minifterium Billdfe zurüd, um der verfühnlihen Verwaltung 
Martignac's Pla zu mahen; L. ftand mit diefer auf gutem Fuße, ftimmte aber 
wie feine Partei gegen das von dem Minifterium vorgelegte Gefet über vie De- 
partementalverwaltung, als nicht liberal genug, wenn auch beffer als das befte- 
hende; es war dann wefentlih das Scheitern dieſes Geſetzes, welches der äußerſten 
Rechten das Mittel abgab, dem Könige das Minifterium als ohnmächtig in der Kam— 
mer zu ſchildern und dadurch die Bildung des Minifteriums Polignac zu erwirken. 
L. machte damals, Auguft 1829, in Bamilienangelegenheiten eine Reife in fein Heimat- 
land Auvergne; er wurde in allen Städten feftlic empfangen und ergriff ven Anlaf, 
die Bevölkerung zum feften Widerſtand gegen die neue Regierung anzufpornen, 
Wird man, fagte er in yon, es wagen, eine ungefeglihe Gewalt durch bloße 
Drbonnanzen zu üben? die Nation kennt ihre Rechte, fie wird fie zu vertheidigen 
wiffen. Nah Paris und Lagrange zurücgefehrt, nahm er lebhaften Antheil an ver 
im Lande aufwallenden Bewegung, den Kämpfen der Preffe, ven liberalen Banketts, 
den Affociationen für Steuerverweigerung und Wahlen. Zugleich waren feine 
Dlide wie in jungen Jahren unaufhörlich auf die liberale Bewegung im Aus- 
lande gerichtet; er empfing eine Deputation polnischer Freiheitsfreunde, intereffirte 
fih für die italienifhe und griehifhe Unabhängigkeit, ftand mit den Häuptern 
der fildamerifanifchen Republifen in Korreſpondenz. Schon im Frühling 1830 
hielt er fidy überzeugt, daß der Sig des Uebels nicht im Minifterium, fondern in 
dem perfönlihen Willen des Königs und feines Sohnes fei; ein Doftrinär hatte 
ihm gefagt, er fehe deshalb nirgendwo eine gute Löſung; L. meinte, wenn man 
entjhiedener fei ald die Doktrinäre, fo entdede man vie Löſung leicht, nur komme 
e8 darauf an, daß die Nation fih ermanne. Das Minifterium löste damals vie 
Kammer auf; 2. wurde in feinem Departement wieder gewählt, ehe aber bie 
Situng eröffnet wurde, entfchloß fi die Regierung zu den Ordonnanzen des 
Juli, und nahdem am 27. in Paris der Straßenfampf begonnen hatte, erflärte 
L. am 28, in einer Berfammlung der in der Hauptftabt anweſenden Deputirten, 
daß die Umſtände keine genaue Gefetlichkeit mehr geftatteten, daß es fi um eine 
Revolution handle, daß eine proviforiihe Regierung nöthig fei, daß fein Name 
bereits mit feinem vollen Einverſtändniß durch feine Freunde an die Spite ber 
Infurreftion geftellt werde. Am 29. begab er fi, während pas Volk die Tui- 
lerien ftürmte, in das Stadthaus, wo bie republifanifche Partei, ver er fich in 
diefem Augenblick mit jugenblihem Enthufiasmus überließ, ihren Mittelpunkt hatte, 
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Um fo mehr beeilten ſich die Deputirten unter ver Leitung von Laffitte und 
Perier, eine monarchiſche Löſung herbeizuführen, nachdem fie 3 zum Oberbefehls- 
haber der Nationalgarben ernannt, übertrugen fie dem Herzog von Orleans am 
30. die Würde eines Generalftatthalters des Königreihs, und am 31. machte 
diefer dem General den berühmten Beſuch auf dem Stabthaufe, wo L., die un— 
verfennbare Stimmung ver großen Mehrheit gewahrend, und nicht Willens mit 
der Deputirtenfammer offen zu brechen, den Prinzen freundlich empfing und da— 
durch die Gründung des neuen Thrones entſchied. Er fagte dem Herzog, er felbft 
fei Republikaner und halte die amerifanifche Verfafjung für die befte; ver Prinz 
erflärte ſich einverſtanden, fragte aber, ob die Republik in Frankreich ausführbar 
fei. Der General verneinte und begehrte deshalb einen von republifanifhen, ganz 
republifanifhen Einrichtungen umgebenen Thron. Das ift meine Anſicht, ſchloß der 
Herzog. Indeffen konnten dieſe Illufionen nicht lange dauern. Die Monardie Lud- 
wig Philipp's wurde gegründet, die Charte revidirt, 8. General aller National: 
garden des Königreichs, ein Minifterium gebildet, in welchem L.'s Freund Dupont 
de l’Eure und Laffitte das Princip der revolutionären Bewegung, Guizot, Broglie, 
Perier jenes der Ordnung und Beruhigung vertraten. Bald genug fanven ſich 
zwifchen viefen Elementen die Anläffe zum offenen Bruch. Nah Außen wünſchte 
2. die offene Unterftügung ver belgifhen und italienifhen Revolution und damit 
den allgemeinen Krieg; im Innern nahmen er und feine freunde Anftoß daran, 
daß Guizot Feine Straßentumulte und ungefeglihen Klubs duldete und überall 
die Autorität der Regierung gegen bie Aufwallungen des Volkswillens ſcharf be- 
tonte. Schon nad drei Monaten führte der Proceß ber gefangenen Minifter 
Karls X. die Krifis herbei. Die Majorität des Confeil® und der Kammer bean- 
tragten, hierin von 2, unterftägt, die Abfhaffung der Todesftrafe; als ſich die 
populäre Partei dagegen mit Leidenſchaft erhob, tabelte der Präfeft der Geine, 
Odilon Barrot, in einem officiellen Manifeft jenen Schritt ver Kammer als un— 
zeitgemäß, und Guizot und feine Freunde. begehrten darauf die Wbfegung des 
Präfelten. So weit wollten jedoch weder Dupont noch %. gehen; beide boten ihre 
Demiffion, wenn Odilon Barrot entlaffen würde. Bei der in Paris herrfchenven 
Gährung gab der König ihnen nah, und nun fchieven die boftrinären Minifter 
aus dem Gonfeil, worauf Laffitte mit Dupont die Bildung und Leitung eines 
neuen Kabinets übernahm. 2, follte aber durch diefen Sieg in feinen perfönlichen 
Beftrebungen nicht geförbert werben. Laffitte felbft erflärte damals einem feiner 
Gefandten, er fei im Grunde mit Perier ganz einverftanden, wolle Ordnung im 
Innern und Frieden mit Europa, beflage den Einfluß, ven L. zu üben fuche, miß- 
billige defien Hunger nach Popularität, deffen Umgebung von jungen Hitzköpfen, 
beffen Propaganda, mit der er ganz Europa zu revolutioniren ſuche. So gingen 
die Dinge beinahe unverändert ihren Gang. Die Todesftrafe wurde zwar nicht 
abgefhafft, wohl aber im December der Proceß der Minifter zu unblutigem 
Ende geführt; L. Konnte nit umhin, in feiner amtlihen Stellung für die Erhal- 
tung der Ruhe zu wirken, verſicherte aber zugleich feinen republifanifhen Freun- 
den, daß die Regierung ihnen die Bewahrung ver Gefeglichfeit mit großen demo— 
fratiichen Reformen, einer gewählten Pairie, einer weiten Ausbehnung des Stimm⸗ 
rechts, einem Minifterium der entfchievenen Linken vergelten würde. Als nad dem 
Schluſſe des Procefjes von diefen Bewilligungen nichts erſchien, vielmehr Laffitte 
jeve derartige Zufage in Abrede ftellte, ergingen fih 2. und feine Freunde in 
heftigen und öffentlihen Beſchwerden. Die konfervative Mehrheit der Kammer 
nahm bald nachher ihre Revanche gegen ven General, indem fie unter Zuftim- 
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mung Laffitte's in ein neues Geſetz über die Nationalgarbe die Beftimmung auf- 
nahm, daß fortan nur die Garden einer Gemeinde, nicht aber jene eines größeren 
Bezirkes unter einem gemeinfamem Oberbefehle ftehen könnten. 2, hiedurch tief 
verlegt, bot auf der Stelle feine Entlafjung auch für den Befehl in Paris; ber 
König fuchte ihn durch den Titel eines Ehrenfommandanten zu halten, nahm aber 
endlich, als L. die Konceffion jener großen Reformen zur Bedingung feines Blei- 
bens machte, die Entlaffung an. 2. blieb darauf Mitglied der Deputirtenlammer, 
wo er unausgefett auf Herabfegung des Cenfus, Ausdehnung des Stimmrechts, 
Freiheit der politifchen Vereine, Unterftügung der Polen und Italiener drang. 
Im Mai 1832 unterzeichnete er das Programm der vereinigten Oppofitionen, 
das fog. ecompte-rendu, nahm dann nody an der Kammer von 1833 Theil und 
ftarb im 77, Lebensjahre am 20. Mai 1834. 9. v. Sybel. 


Laharpe. 


Friedrich Cäſar Laharpe (eigentlih de la Harpe), geb. den 6. April 
1754, entftammte einen alten Geſchlechte des Waadtlandes. Er ſtudirte in Genf 
Philofophie, in Tübingen die Rechte. In fein Baterland zurüdgelehrt, wurde er 
Anwalt. Seit zwei und einem halben Jahrhundert war das Waadtland unter 
der Herrſchaft der bernijchen Ariftofratie, die vasfelbe ausſchließlich durch die aus 
ihrer Mitte gewählten Landvögte regierte. Die Bernfungen in Proceffen wurden 
in Bern entfchieden. Der Gewinn eines Procefjes verfchaffte 2. das Patent als 
Anwalt bei dem betreffenden oberften Gerichtähofe; er brachte nunmehr einen großen 
Theil des Jahres in der Stadt Bern zu. Hier reiften in ihm die Anfichten und 
Beftrebungen, welche fortan ven Mittelpunft feiner Lebensthätigfeit ausmachten: 
Befreiung des Waadtlandes von der Herrfhaft Berne, 
Geiftig erfüllt von den in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts herrſchenden 
Ideen, unabhängigen, ftolzen, leivenfhaftlicen, aber auch wieber für Ideen auf: 
opfernden, hingebenven Charakters empfand es der waadtländiſche Edelmann für 
fih und feine Mitbürger im perfönlihen Umgange mit dem bernifhen Patriciate 
auf das Schmerzlichfte, „Unterthan” dieſer Ariftofratie zu fein. Um für einmal 
aus dieſem Verhältniß zu fheiden, nahm 2. ein ihm gemachtes Anerbieten an, 
einen ruſſiſchen Edelmann auf einer Reife in Italten zu begleiten. Durch dieſen 
fam er 1782 nad) Petersburg. Die Kaiferin Katharina wurde auf ihn aufmerf- 
ſam gemadt und entſchloß fi, ihm die Erziehung ihrer Enkel, der Großfürften 
Alerander und Konftantin, anzuvertrauen. (S. oben Bd. 1. ©. 145.) 

Während L. in Petersburg lebte, begann die franzöfifhe Revolution. Ihre 
Ideen erfaßten allmälig auch die romanifhe Schweiz. Dadurch ermuthigt verfolgte 
2. von Petersburg aus das Beftreben, fein Vaterland der Herrfhaft Berns zu 
entziehen. Zu dieſem Zwecke ließ er anonyme und pfendonyme Schriften in ver- 
ſchiedenen Sprachen erfcheinen. Im Jahre 1790 fchidte er einigen feiner Freunde - 
Entwürfe eines Anſuchens an die Regierung von Bern für Einberufung ber alten 
Stände des Waadtlandes, um Reformen einzuleiten. Einer berfelben fiel der ber- 
nifhen Regierung, mwahrfcheinlih durch Berlegung des Poftgeheimniffes, in bie 
Hände, Sie beſchwerte ſich bei der Kaiferin, eine erfte Rechtfertigung gelang L., 
doch wurde ihm unterfagt, ſich ferner im die Angelegenheiten der Schweiz zu 
mifchen. Allein je mehr ſich die franzöfifche Revolution entwidelte, um fo mehr 
wurbe auch 2. der Anhänger und Vertheidiger derfelben, von ihren Gegnern, ins⸗ 
befondere den franzöfiihen Emigranten, welche feinen Einfluß auf ven ruſſiſchen 


‚ Kaharpe. 191 


Hof fürchteten, angegriffen. Die Katferin felbft wurbe über die Grundfäge bedenk⸗ 
ih, in welchen er ihre Enkel erzog. Zwar fol fie auf feine Borftellungen ver 
Koalition gegen Frankreich im Jahr 1793 nicht beigetreten fein, aber immerhin 
wurbe er feiner Stelle als Erzieher der Großfürften enthoben. Es fpricht für bie 
moralifhe Seite dieſer Erziehung, daß die beiden Großfürften ihr ganzes Leben 
binburh 2, in Liebe und Dankbarkeit zugethan blieben. 
| 2, begab fih nah Genf; umfonft wünfchte er fein Vaterland zu betreten, 
die bernifche Regierung verweigerte ihm den Eintritt. Statt der Zeit Rechnung 
zu tragen, die Bahn der Reform freiwillig und rechtzeitig zu betreten, befolgte 
viefelbe überhaupt ein bloßes, oft ſehr hartes Repreſſivſyſtem gegen Alle, welche 
ihre ausſchließliche Herrfhaft tiber tas Wandtland in Frage ftellten. L. feiner- 
ſeits erklärte ihr nun den Krieg auf Leben und Tod, den er vorzugsweife von 
Paris aus führte. Zu diefem Zwecke publicirte er eine Reihe gegen das Berner 
Patriciat gerichteter Schriften, in denen feine Angriffe, Wahres und Falſches ver- 
mengend, immer leivenfchaftliher wurden. „Das Bemwußtfein feiner guten Ab- 
fihten — fo urtheilt fein Freund Monnard in feiner —— der Schweizer⸗ 
geſchichte Müllers — führte ihn irre; er glaubte nur der Liebe zur Gerechtigkeit 
zu gehorchen, wenn er dem Rachgefühle folgte.... Der Einfluß, welchen er er- 
warb, die Kraft und Zähigkeit feines Willens, die Energie und Hingebung feines 
Charakters, viefes fi) aufopfernde Leben ohne perſönliche Abſichten, ftellten an bie 
Spitze der ſich vorbereitenden Revolution den Namen L.'s.“ Endlich im November 
1797 that er den entjcheidenden verhängnißvollen Schritt, das franzöfifche Diref- 
torium um Intervention in die Angelegenheiten feines Baterlandes anzugehen. 
In dem Bertrage von Laufanne vom 30: Dftober 1564 zwifchen Savoyen und 
Bern waren die Freiheiten des Waadtlandes refervirt worden. Frankreich hatte 
1565 dieſen Bertrag garantirt. An der Spige einer Anzahl Wanbtländer und 
Vreiburger verlangte num 2. die Anwendung biefer Garantie. Seit längerer Zeit 
wünſchte das franzöſiſche Direktorium, die Echweiz zu befegen, auszubeuten umb 
umzugeftalten. Auf die von 2, gemachte Eingabe befhloß es, den waadtländiſchen 
Bürgern, welche die Rechte ihres Volkes verlangten, den unmittelbaren Schuß 
Frankreichs zu gewähren. Es war dies der Feuerfunke in das offene Pulverfah. 
Schnell folgten fi der Aufftand im Waadtlande, der Einbruch der franzöftfchen 
Armeen und die Kämpfe, welche mit dem Falle der alten Schweiz enbigten. In 
Paris arbeitete 8. dahin, daß der Schweiz eine einheitliche, der franzöſiſchen nach— 
gearbeitete Berfaffung gegeben wurde. Im Juni 1798 trat er in das helvetiſche 
Direftorium ein, wurde aber ſchon nach anderthalb Jahren in den fortgefegten 
Parteifämpfen wegen ver Rüdfidhtslofigkeit, mit welcher er feine unitarifhen An— 
fihten durchzuführen fuchte, wieder aus demſelben geftoßen. Wenige Monate darauf 
in eine Unterfuhung verwidelt, entfloh er nah Frankreich, 

In der Nähe von Paris Iebte er zurüdgezogen bis zum Jahre 1814. Die 
große Erhebung Europa’s gegen bie franzöfifche Weltherrſchaft hatte auch bie 
Schweiz erfaßt, ihre Neutralität war nicht geachtet worden, die von Napoleon ihr 
gegebene Mebiationsverfafiung war zufammengebroden, die ſchweizeriſchen Ariſto— 
fratieen, insbefondere die bernifche, fuchten die verlorene Stellung wieder zu ge= 
winnen, dieſe leßtere auch die Herrfchaft Über das Waadtland wieder zu erringen, 
Bon Paris aus begab fi 2. in das Hauptquartier der Alliirten nah Langres 
zum Kaifer Alexander. Später ging er als Abgeorbneter der Kantone Waadt und 
Zeffin zum Wiener Kongrefie. Sein perfönliches Verhältnig zu Alerander trug 
bedeutend dazu bei, daß in ber neueren fchweizerifchen Bunbesverfaffung von 
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1815 Waadt als unabhängiger Kanton anerkannt wurde, und daß eine Reihe für 
die Selbſtändigkeit der Schweiz wichtiger Fragen in einer für dieſelbe günſtigen 
Weiſe von der ruſſiſchen Diplomatie aufgefaßt wurden. 

Vom Jahre 1816 lebte L. wieder in ver Waadt, an deren politiſcher Ent- 
widlung er fih nur noch als Mitglied des Großen Rathes bis zu feinem am 
30. Mai 1838 erfolgten Tode betheiligte- %. hat wie fein anderer Waadtländer 
vom Jahre 1790 bis 1798 darnach gerungen, die Waadt von der innerlid un— 
haltbar gewordenen Herrfhaft der bernifchen Ariftofratie zu befreien. Indem er, 
allerdings hart verfolgt und proseribirt, am Ende zu diefem Zwecke die Interven» 
tion des mächtigen Nachbarftantes anrief, that er, die abftrafte Freiheitsidee über 
die fonfrete Pflicht gegen das Vaterland fegend, einen Schritt, der nicht geredht- 
fertigt werden fann. Rein war fein Streben in den Jahren 1814 und 1815, in 
denen er feinen perfünlihen Einfluß auf den Kaifer Alexander dazu benuste, 
eine Rückkehr des Waadtlandes in fein früheres Verhältniß mit Bern abzuwenden, 
das feinerlei innere Lebensfähigkeit mehr gehabt hätte. Hottinger. 
Lamartine, S. Frantreid. 


Ramennais. 


Hugues Felicit6 Robert de la Mennais gehört zu den denkwürdigſten Erfchei- 
nungen biefes Jahrhunderts. Sein Leben bejchreibt einen weiten Bogen. Nach einer 
einfamen und verborgenen Jugend, die nur vorübergehend von den Stürmen ber 
Revolution berührt wirb, im Ganzen aber der Einflüffe einer großen Welt erman- 
gelt, tritt er mit dem Gefühle eines reformatorifchen Berufes in die Gefellichaft 
ein und ſucht politiichen Idealen, die er ſich ferne von den Menſchen geſchaffen 
hatte, Anerkennung und Berwirkiihung zu erringen. Ihr Widerfprud mit ven 
Ideen der Zeit, die Kühnheit und das Pathos, womit fie verfündigt werben, er- 
regt die allgemeine Aufmerffamfeit; L. wirft ungewöhnlich auf vie Geifter, doch 
reißt er fie mehr mit fich fort, als er fie überzeugt. Bald wird fein Name neben 
den gefeiertften Schriftftelleen Frankreichs genannt, und fchon fieht die Kirche in 
ihm einen zweiten Boffuet, deſſen zündende Beredſamkeit einen neuen Auffhwung 
des katholiſchen Lebens begründen wird. 

Aber diefes glänzende Phänomen ift ein unruhiges Meteor, das feinen Stand: 
ort wechfelt und nur eine Zeit lang auf dieſelbe Strede der moralifhen Welt feine 
erleucdhtenden und erwärmenden Strahlen werfen zu wollen fcheint, das nad kur— 
zem Aufenthalte wieder weiter zieht, bis es envlih fern von feinem Aufgange nie- 
derfinft, nad immer matterem Glanze erlöſchend. Aus dem Apologeten der mittel- 
alterlichen Staatsivee, wonad alle Macht und Majeftät im Papfte kulminirt, von 
dem bie Fürften erft ihre Legitimität empfangen, aus einem VBorfämpfer der Theo- 
fratie und Monardie von Gottes Gnaden wird er zunächſt ein Feind des König- 
thums, weil er glaubt, daß dieſes gegen bie Kirche fi empöre, und unternimmt 
es daher, die Hierarchie zu einem Bunde mit der Demokratie zu überreden. Als 
aber jene feinen zubringlichen Rath nicht hört, da verläßt er auch die Kirche und 
weiht der Sache des Volfes den Reſt feines Lebens. Das ſcheint ein großer Wed. 
fel der Ueberzeugungen zu fein; es ſcheint aber auch nur fo auf der Oberfläche; 
wer in die Tiefe diefes Lebens hineinblidt, der, wird in feinem Entwidlungsgange 
eine große Konfequenz entbeden. 

L.'s Heimat ift die Seeftadt St. Malo in der Bretagne; bier wurbe er am 
17. Juni 1782 geboren, Seine Familie war durch Ludwig XVI. in ven Adels- 
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ftand erhoben worben, weil fie in harten Zeiten einen -aufopfernden Patriotismus 
und bie werkthätigfte Menfchenfreundlichfeit bewiefen hatte. Dasfelbe Mitgefühl 
mit den Leiden der ärmeren Klaffen vererbte ſich auch auf 2. und wurde gewiß 
für feine politifhen und focialen Theorieen beveutungsvoll. Er wurde in der An- 
hänglichkeit an bie katholiſche Kirche und das königliche Haus erzogen und konnte 
darum anfänglid Feine Sympathie für die Yevolution gewinnen, die noch dazu ben 
Wohlftand feiner Familie untergrub, und von ber ihm aus feiner früheften Jugend 
nod die Berfolgungen, welde die Religion durch fie zu erleiden hatte, erinnerlich 
waren; er wußte nod), wie im elterlihen Haufe die firdlichen Funktionen heim— 
ih ausgeübt werden mußten. Aber auch das Kaiſerthum befaß feine Neigung nicht; 
er haßte in Napoleon den Sohn der Revolution und den Unterbrüder der Kirche 
und zögerte darum nicht, jo bald es möglih war, öffentlih gegen ihn Partei zu 
ergreifen. Ohne die erforberliche Leitung und Ueberwachung verlebte 2, feine Ju« 
gend theils in feiner Heimat, theils auf dem Landgute la Chenaie mit feinem 
Bruder Jean, befhäftigte fih mit dem Studium der lateinifhen, griedhifchen und 
hebräifhen Sprade und las planlos neben Kirhenhiftorifern und Kirchenvätern 
die Philofophen des 18. Jahrhunderts und belletriftifche Literatur. Alle diefe Stu- 
dien machten ihn zu feinem Gelehrten; feine unrubige Natur ließ ihn nicht lange 
bei einem Gegenftande verweilen; ftatt auf dem Wege tiefen Nachdenkens und ein- 
gehender Forſchung empfing er lieber durch Infpiration und Autorität feine Ueber— 
zeugungen, wie er denn auch biefelben feiner Zeit ohne wiſſenſchaftliche Begrün- 
dung in dogmatiſchem Zone wieder aufzudrängen unternahm, Nicole und Rouffeau 
waren aber feine Lieblingsleftüre, und namentlich von dem legteren eignete er ſich 
nit nur ben blühenden naturfrifhen Styl, fondern aud) viele Ideen an, bie ihn 
unbewußt und bewußt zeitlebens beherrfchten. So kam es, daß ihm aud) der Zwei- 
fel an der Wahrheit feiner Religion nicht erfpart blieb, daß er anfing, gegen fie 
gleichgültig zu werben und eine Zeit lang fidy dem Deismus Rouſſeau's in bie 
Arme warf. Schon als zwölfjähriger Anabe disputirte er mit dem Ortspfarrer 
über die Wahrheiten ver Religion, und er wurde 22 Jahre alt, bis man ihn zur 
Kommunion und Konfirmation bewegen konnte. Ueberhaupt war er von Haus aus 
ein tiefleivenfchaftlicher, eigenwilliger und ſchwer zu bändigender Charafter, der mit 
feinen romantifhen Neigungen, mit feinem Hange zur Schwärmerei, mit bem 
Uebergewichte der Phantafie über den Berftand, und fo mit all feinen Einfeitigfei- 
ten groß gezogen wurde, weil ihm im Umgange mit ver Natur und in ber Un- 
befanntfhaft mit den wirklichen Berhältniffen in ver Welt der aufflärende und 
beſſernde Widerſpruch fehlte. So erhielt L.'s Wefen eine große, an Eigenfinn und 
Troß ftreifende Heftigkeit und Härte. Anderfeits trug feine größtentheils fich felbft 
überlaffene und in der Stille verbradhte Jugend dazu bei, ihn einfach, treuherzig 
und leichtgläubig zu erhalten; feine Gefinnung blieb durch und durch keuſch, er 
fonnte nur mit Mühe an fittlihe Verkommenheit glauben. Es ift fein bösartiger 
Zug in ihm, und wenn er auch) ftolgen Geiftes war, fo ift es doch nicht der Hoch— 
muth gewefen, der ihn auf feinen Bahnen vorwärts trieb, denn dieſer ſpricht nie— 
mals mit folder Begeifterung und macht feinen zum Martyrer der Ueberzeugung. 
Bon frifhem Gemüthe hatte er ftet3 das Bedürfniß ver Freundſchaft und Liebe; 
nod in feinen fpäteren Schriften bricht die ſchwermüthige Klage hervor, daß hierin 
feinem Herzen keine wahre Befriedigung geworben fei. Eigentlich eine doch mehr 
für die Idylle beftimmte Natur, die die große Welt weber verftehen noch ertra- 
gen fann, die aus ihrem Lärm fi immer wieder in die Stille und in den Frie— 
den des Landlebens zurüdjehnt, um bier mit ihrer poetifchen Phantafie ungeftört 
Bluntfhli uns Brater, Deutſches Staatswörterbud VI. 13 
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eine ideale Welt fi zu erträumen, bat ihn das Pathos feiner Ideen auf vie 
Bühne des öffentlichen Lebens geführt, Hieß ihm mächtig in bie Bewegung bes 
Jahrhunderts eingreifen und wies ihm die Rolle des Propheten zu, ber auf ven 
Trümmern der gegenwärtigen Orbnungen den Aufgang einer neuen Zeit verfün- 
digt, wo das Bay ver Liebe die Menfchheit durchdringt und die großen 
Unterſchiede in ver Geſellſchaft aufgehghen bat. Aber im Kampfe für feine Ideen 
bemächtigt fich feiner vie vämonifhe Gewalt der Leidenfhaft, und von Zorn und 
Haß fortgeriffen vergißt er alles Maß und übertäubt jede fanftere Regung des 
Gemüths; dann wird feine Rede zu einem verheerenden Bligftrahl und felbft feine 
Begeifterung zu einer unreinen Ylamme, und bietet feine ganze Erfcheinung das 
Bild einer vulfanifhen Eruption, die mit Furcht und Entjegen erfüllt. Und 
doc; darf die Reinheit feiner Tendenzen und der Übel feiner Gefinnung darüber 
nit verfannt werden; er glaubte im Dienfte der Menfchheit zu ringen und zu 
leiden und verzichtete in diefem Dienfte auf das perfönliche Lebensglüd. 

2.8 Bater war Schiffsrhever und ftellte ihm frei, ob er ihm in feinem Han- 
delsgeſchäfte nachfolgen oder eine andere Laufbahn einfchlagen wolle, 2. entſchied 
ſich zulegt für ven geiftlihen Stand, ven bereits fein älterer Bruder ergriffen 
hatte, empfing aber erft ziemlich ſpät die Orbination. 1808 trat er mit ben 
„reflexions sur l’etat de Véglise en France pendant le XVIII. siecle et sur 
la situation actuelle* hervor, worin er lehrte, daß die Geſetze der Neligion und 
die Gebote der Moral die unwandelbaren Fundamente des Lebens fein müßten und 
bie Berirrungen der jüngften Vergangenheit in vem Abfall von ihnen ihren Grund 
hätten. Nur in einer freieren Regfamfeit der Kirche fei ein Heilmittel für vie Schä- 
den der Geſellſchaft gefunden. Er greift darum die organischen Artikel an, die Na- 
poleon dem Konkordate hinzugefügt hatte, weil fie bie Kirche wieder ganz unter 
die Oberauffiht des Staats ftellten und auf alle Weife beſchränkten. — Das 
Bud wurde verboten, und L. fand es gerathen, ſich als Lehrer der Mathematik 
in das Seminar von St. Malo zurüdzuziehen. 1814 aber gab er in Verbindung 
mit feinem Bruder „la tradition de l’Eglise sur l’institution des &vöques“ 
beraus, worin, offenbar mit Beziehung auf Napoleons Verfügungen, nachgewieſen 
war, daß nur dem Papfte die kirchliche Jurispiktion zufomme, und daß nur von 
ihm die Uebertragung ber bifhöflichen Würbe zu gefchehen habe. Bald darauf brach 
Napoleons Herrfchaft zufammen, und L. fchlug fich fogleih auf die Seite ver Re- 
ftauration. Er verehrte in den Bourbonen das legitime Herriherhaus und erwar- 
tete von ihnen alles für die Fatholifche Kirche. Während der 100 Tage flüchtete 
er ſich nach England, wo er ſich fieben Monate lang durch Unterrichtgeben äußerft 
kümmerlich durdichlagen mußte. Von bier aber begab er fi in das Seminar 
St. Sulpice zu Paris, um fi für die Priefterweihe vorzubereiten, die er 1817 
empfing. Er meinte vamals, Jeder müſſe zunächft fein eigenes Gewiſſen in Sicher— 
heit bringen, und nur im praftifchen Chriftenthume fei das Glück und die Weis- 
beit der Welt begründet, außer ihm aber wäre Alles Thorheit und Elend ohne 
Rettung. Nicht für immer nämlich hatte feine entjchievene Natur im religiöfen In- 
bifferentismus verharren fünnen, er war feine fo verwafchene und hohle Indivi— 
dualität, welche die religiöfe Frage lebenslang dahingeſtellt laffen fann; wie in allen 
andern Berhältnifien, fo mußte er aud hier entweber lieben oder haffen, Die 
fronme Zrabition feiner Erziehung, die Meinung, daß die Revolution mit all 
ihren Verbrechen ihre Wurzeln in der Reformation und in der Philofophie habe, 
führte ihn früh wieder zum Katholicismus zurüd. In feinem berühmteften Werke 
„essai sur l’indifference en matitre de la religion,“ das von 1817—23 in 4 
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Bänden erfhien, wovon in wenigen Jahren 40,000 Exemplare abgefett wurben, 
trat er mit levitiſchem Eifer und hinreißender Beredſamkeit der Gleichgültigkeit 
gegen die Religion entgegen und erklärt fie für bie Urfadhe aller Sünden und 
eiden feines Volkes und der Menfchheit überhanpt in ver legten Zeit. Die Re- 
ligion fei allein die feſte Bafis aller focialen Orbnung, aber eine Religion, bie 
nicht auf dem wanfenden Princip der individuellen Vernunft aufgebaut fei, fon- 
dern die auf einer äußern Autorität ruhe. Darum vermögen weber der philo- 
fopbifhe Deismus noch der Proteftantismus ſichere Garantien für den Rechtszu— 
ftand der Gefellihaft zu bieten, in ihnen lauert vielmehr die Revolution, weil fie 
vie einzelne Subjektivität zum Princip erheben, Nur ver Katholicismus enthält 
jene Oarantieen, vor Allem darum, weil er auf äußerer Autorität beruht, welche 
die Willkür uud Zügellofigfeit des individuellen Meinens und Strebens einfchränft. 
Freilich fragt es fi, ob dieſe Autorität auch die wahrhafte fei, welcher die ein- 
zelne Bernunft ſich unterwerfen darf und fol. Forſchen wir daher, was ift bie 
wahre Religion und was ift Wahrheit? Es Flingt an den Platonismus und über- 
haupt an die Logoslehre mander Schriftfteller ver älteften Kirche an, wenn L. 
darauf antwortet: Die Wahrheit ift eigentlich das Sein felbft; Alles befteht nur 
dur die Wahrheit. Wenn ver Menſch nah Wahrheit ftrebt, fo verlangt er nur 
feine eigene Eriftenz. Die individuelle Bernunft fann die Wahrheit nicht felbft fin- 
den, fie muß fie empfangen, wie Jeder fein Sein empfängt. Darım find alle 
philofophifhen Syſteme verunglüdt und entigen im Skepticismus. Cine untrüg- 
liche unfehlbare Vernunft muß gefucht werden, die nur! in ver allgemeinen Ber: 
nunft (sens commun, la raison g@n6rale) der Menfchheit gegeben fein kann. Wahr 
ift nur, was ſich in jedem Geifte als wahr bezeugt; die wahre Religion liegt in 
dem religiöfen Oefammtbewußtfein der Menfchheit. 2. jucht nun zu zeigen, wie 
der Katholicismus allein das Zeugniß der Bernunft der Menfchheit für ſich habe, 
wie er demnach die wahre Religion fei und in feiner firdlichen Autorität gleich- 
fam vie objektiv geworbene göttliche Bernunft verehrt werden müſſe. Organ der— 
felben ift der Papft; wer gegen ihn ſich auflehnt, erhebt fi gegen bie allgemeine 
Vernunft, und feine Auflehnung kommt daher dem Wahnwige glei. Die allge- 
meine Vernunft, die in der katholiſchen Kirche und im Papfte ſich gleichſam ver- 
förpert, ift unfehlbar, die individuelle aber ift dem Irrthum unterworfen. Jene ift 
die Glaubensregel, welche dieſe hinzunehmen bat, weßhalb der Glaube der Einficht 
vorausgehen muß. — Indem 8, auf ſolche Weife das Chriſtenthum und die Kirche 
auf die menjhliche Vernunft begründet, ift es nur konſequent, wenn er weiter be- 
bauptet, daß in ihr von Anfang an das Chriftenthum eriftirte und daß mit den 
Weltaltern nur feine Erkenntniß wuchs. So müfjen ihm die Synagoge und felbft 
das Heidenthum nur als Phafen, ald wandelbare Formen der einen Wahrheit er- 
ſcheinen, die eben im Chriſtenthum ihr vollftes Verſtändniß von Seiten der Menſch— 
beit gewonnen hat, Schon frühe trug fih 2. mit der Idee einer dreifachen Kirche, 
der primitiven, in welder nod alle Bölfer einig waren, der jübifchen und hrift- 
lichen — eine Idee, von ber fi befamntlich ſchon bei Clemens Alerandrinus und 
bei Auguftin wicht undeutlihe Spuren finden. Fragt man aber, wie man wohl 
muß, will man L.'s Gevanfengang vollftändig, Har und genau vor ſich haben, — 
ift ſchon die natürliche Vernunft der Menſchheit das Princip der wahren Religion, 
jo antwortet uns der Theologe darauf, die Wahrheit ift nicht That der menſch— 
lichen Vernunft, fondern Gott hat fie im Anfang der Menfchheit geoffenbart, 
die fie nur im Verlaufe der Geſchichte bewahrte und fi zu immer hellerem 
Bewußtſein brachte So ift die ganze Theorie in ihrer Baſis an ber Offen- 
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barung befeſtigt, und ruht der Naturalismus des Syſtems auf dem GSuper- 
naturalismus. 

Während namentlich der jüngere franzöſiſche Klerus dieſen Ideen mit En— 
thufiasmus beiftimmte, kehrte L. auch die politifhe Seite feiner Doftrinen immer 
ventliher hervor. Er griff den Oallifanismus mit der rüdfichtslofeften Heftigkeit 
an, er beſchuldigte 1823 die Univerfität in einem Artikel des drapeau blanc des 
Atheismus und zog ſich deßhalb eine Polizeiftrafe zu; er fah ſich allmälig von ven 
Bourbonen in feinen Hoffnungen für die Kirche enttäuſcht und war, ohne es eigent- 
lic zu wollen, auf die Seite der Oppofition hinübergedrängt. 1824 ging er nad) 
Rom, wo Leo X. ihn mit der größten Auszeihnung empfing und ihn ben jüng- 
ften Kicchenvater nannte, Er wohnte im Vatikan und foll den Karbinalshut an 
geboten erhalten haben, den er aber ausfchlug, wie einige Zeit vorher ein fran- 
zöfifches Bisthum. Nur die Dispenfation vom Brevier erbat er ſich, weil er etwas 
MWichtigeres zu thun zu haben glaubte, als Pfalmen zu beten. Bon Rom zurückgekehrt, 
veröffentlichte er die Schrift „de la religion considerde dans ses rapports avec 
l’ordre politique et civile* 2 Bd. Paris 1825—26 und entwidelte darin im 
Anflug an feine früheren Ideen über den Katholicismus und die Kirchliche Au— 
torität feine politifhen Anfichten. Es gibt nur eine Wahrheit, die chriftliche, 
deren Verkünder und Schüßer der Papft ift. Er ft der Schlufftein und die Stüße 
der Gefellfchaft, weil in feiner Autorität ſich die religiöfe verkörpert. Wie die all- 
gemeine Vernunft und darum bie auf fie gegründete Kirche unfehlbar ift, fo auch 
der Papft. Alle Eivilifation hängt von dem Anſchluſſe an feine geiftlihe Herrſchaft 
ab; die Reformation, welde eine Erhebung ver Leidenschaften, eine Proteftation 
der menſchlichen Vernunft gegen vie göttliche ift, hat nur der Barbarei den Weg 
gebahnt, und die Revolution, dieſer Triumph der Hölle, ift ihre Tochter. Weil auf 
der Religion und Kirche alle fociale Ordnung ruht, weil fie die Seele des Staa— 
tes ift, darum hat diefer ihr gegenüber in ein Abhängigfeitsverhältniß zu treten; 
er bat dem geiftlihen Schwerte des Papftes fein meltliches zu leihen, um die Eine 
chriſtliche Wahrheit mit allen ihm zu Gebote ftehenden Mitteln aufreht zu erhal- 
ten; er muß daher andere Belenntniffe unterbrüden, weil ihre Duldung nur dem 
religiöfen Impifferentismus, dem Abfalle von der Kirche und dem Atheismus Vor- 
ſchub leiften würde, Wie der Staat überhaupt auf der Kirche, fo ruht alle Obrig- 
feit im Staate auf der Autorität des Papftes und ift ihr unterworfen. Der Papft 
ernennt oder beftätigt die Fürften, vie allein mit Rechtmäßigkeit im Staate herrfchen, 
weil ihre Majeftät ihnen von Gott durch den Papft verliehen worden if. Darum 
ift die demofratifhe Verfaſſung, die nicht auf dem kirchlichen Grunde ruht, ille- 
gitim, ja Katholicismus und Demokratie find geradezu unvereinbar. Bei einem 
folden Berhältniffe zwifchen Kirche und Staat verfteht es fi von felbft, daß jede 
Deeinträchtigung der Herrfchaft der erftern durch die Negierungsmaßregeln des 
legtern nur als Revolution betrachtet werden fann, darum denn auch bie galli- 
kaniſchen Säte, die Karl X. unter die Stantsgefege aufnahm, als Härefle und 
Verrath bezeichnet werben. 2, fpricht in dieſem Buche das harte Wort aus, daß 
zwiſchen Staat und Kirche ein unverſöhnlicher Krieg beftehe, weil ihre Principien 
ſich gegenfeitig ausfchliegen; daß das Chriftenthum ein Feind des Staates, ber 
Staat aber atheiftifch fe. 

Diefe Schrift gli einer Brandfackel, die den Staat ver Reftauration in 
Flammen fegen follte, darum denn auch die Regierung biefelbe unterbrüdte, den 
Verfaſſer vor Gericht ftellte, wo er übrigens mit Schonung behandelt wurbe, und 
endlich 14 Biſchöfe zu einem Koncil nach Paris berief, welche die gallifantfchen 
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Artikel aufrecht erhielten und L.'s Grundſätze für verberblic und revolutionär er- 
Härten. 1829 deutete diefer in ber Schrift „progrös de la r@volution et de la 
guerre contre l’Eglise* den Ausbruch einer neuen Revolution und den Untergang 
der Bourbonen an, welche durch ihre Mißachtung und Bedrückung der Kirche ihren 
Sturz verſchuldet und die Revolution befchleunigt hätten. 

Damit ift die erfte Periode von 2.8 Leben und Wirken abgelaufen; ver- 
weilen wir hier einen Augenblid, um uns über feine Ideen Mar zu werben. Es 
leuchtet unmittelbar ein, daß feine ganze Konftruftion ver kirchlichen und politifchen 
Societät auf demofratifcher Grundlage ruht, jo wenig er auch dies fich felbft ge- 
ftehen will. In letter Inftanz nämlich ſtützt fich die religiöfe Autorität auf bie all- 
gemeine menſchliche Vernunft, die nicht blos in einzelnen Individuen, fondern bie 
in allen, zum mindeften in ver Majorität derfelben vorhanden ift. Wenn dieſe 
auch durch göttlihe Offenbarung erleuchtet und geführt wird, bleibt ſie doch als 
foldhe die Borausfegung für die firhliche Autorität, die Alles, was fie ift, nur aus 
ihr empfängt. Der ganze Bau der Geſellſchaft gleicht einem Baume, ber feine 
Wurzeln in die Erde fenft und von bier aus feine Nahrung zieht; würde er ſich 
von ihr losreißen, fo müßte er verborren. Bon unten nad oben, auf der natür- 
lihen und breiten Bafis des allgemeinen Geiftes der Menfchheit erhebt ſich ihr 
Syſtem, in welchem jedes frühere Glied an Dignität und Macht das beveutendere 
ift, weil e8 der Duelle am nädften fteht und Stütze und Vorausſetzung für bie 
fpäteren ift. Wer erkennt bier nicht die Ideen des Contrat social, nur in theolo- 
gifcher und hierarchiſcher Färbung? Das Erfte und Höchſte ift die allgemeine Ver— 
nunft, und von ihr erft nimmt die katholiſche Kirche und der Papft feine Autori- 
tät; würben biefe ſich mit jener in Widerſpruch ſetzen, fo verlieren fie ihre Bafis 
und verfallen dem Irrthum, fo hören fie auf, die Träger und Organe ver Wahr- 
beit zu fein. Bon der Kirche und dem Papfte geht die meltliche Souveränetät aus, 
an jener hat fie ihre Quelle und Grundlage, fett fie fi mit ihr in Widerſpruch, 
fo unterminirt fie fi felbft, wird halt- und rechtlos und muß zufammenbreden. 
Nur in der Unterorbnung des Staates unter die Kirche, der Kiche unter die all- 
gemeine Bernunft, befteht das Heil und die Wohlfahrt der Völker. Das ift bie 
natürliche und rechtmäßige Ordnung. So verbindet 2, die drei Elemente ber De- 
mofratie, Theofratie und der Monarchie in feinem politifhen Syftem; es wird 
fi) zeigen, daß biefe Berbindung eine unnatürlihe war. 2. wird gegen die Monar- 
hie fi) auflehnen, wenn dieſe der Kirche ihre Dienftbarkeit auffünbigt, weil fte 
dann ihrer Autorität verluftig geht; aber er wird auch mit der Kirche brechen, 
wenn fie fih von der Vernunft und den Intereffen ver Völker losſagt, weil fie 
dann gleichfalls von ihrem Lebensprincipe abfällt. So wird er fi zulegt an bie 
Wurzeln dieſer biftorifhen Autoritäten, an die Subftanz des Volksgeiſtes felbft 
feftzuffammern verfuhen und fortan ummittelbar in feinem Dienfte thätig fein, 
nahdem er früher mittelbar darin zu arbeiten glaubte. Damit haben wir ben 
Entwidlungsgang angedeutet, zu dem L.'s Syſtem nothwendig drängte, wenn nad) 
feiner Meinung der Staat ſich gegen bie Kirche, die Kirche fi aber gegen bie 
Menfchheit empören follte. 

Die Iulirevolution ftürzte das Königthum der Neftauration und trat in offe- 
ner Feindſeligkeit gegen die Kirche auf, weil dieſe fih mit den Bourbonen zur 
Unterbrüdung der Boltsfreiheit verbündet zu haben ſchien. In Wahrheit hatte vie 
Kirche die größte büreaufratifhe Bevormundung erfahren und war über äußerlichen 
Begünftigungen ihrer höchſten Würbenträger in ihren tiefften und innerlichften In— 
terefien verletst worben, Die Nation aber war zu einem Abfall von der Kirche 
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reif geworden, ſie haßte ſie, weil ſie in ihr die Verbündete und Dienerin der 
Deſpotie zu erkennen glaubte. Die Julirevolution brachte die Ideen der Trennung 
des Staats und der Schule von der Kirche, der Bekenntniß-, Affociationd- and Preß⸗ 
freiheit. Die Frage war, follte die Kirche in dieſe Iveen eingehen und biefe Rechte 
auch für fi in Anfprud nehmen, oder follte fie abermals dem Bürgerlönigthum 
Louis Philipps, der am Anfang entſchieden feindlicd gegen fie auftrat und Miene 
machte, die Kirche durch eine langfam und ſchleichende Verfolgung allmälig ganz zu 
unterjohen, die Schleppe nachtragen, eingedenk der Worte des Apoſtels, daß alle 
Obrigkeit von Gott fomme? L., von dem wir oben gefehen haben, daß er bereits 
reif war, den Bruch zwifchen der Kirche und der Monarchie auszufprecen, ergriff 
den fühnen Gedanken, die Sache des Katholicismus mit der Freiheit zu verbinden. 
Derfelbe ftehe von nun an auf ſich felbft, werfe die Krücke der Monarchie, vie 
fi) nur zu oft aus einem ftügenden Stab in eine züchtigende Ruthe fir ihn ver- 
wandelt hatte, von fid und vertraue ber eigenen Kraft, die ſich num in focialer 
Freiheit ungehemmt bethätigen durfte. Lacordaire, ver mit Montalembert, Gerbet 
und einigen andern jungen Männern 2.8 Anfichten beitrat, fagt in feiner Denk— 
ihrift an Gregor XVI.: „Wenn man biefen Weg einfhlug, fo war e8 zugleich 
möglich, die Religion aus dem Schutte des Thrones hervorzuziehen und jede Be— 
ziehung mit denen, die für die verbannte Königsfamilie agitirten, abzubredhen. Da— 
durch wurde es verhindert, daß die Neligion als Befiegte und als Verſchwörerin 
behandelt würde. In einem Lande, wo bie oberfte Gewalt in Frage fteht, wo ver 
Dürgerfrieg droht, da ift Neutralität das erfte Intereffe der Kirche, wenn fie nicht 
ihre erfte Pflicht wäre. Indem die Kirche auf jede Verbindung mit dem Staate 
und den Parteien verzichtet, wird fie unverleglic für Alle; erhaben über ben fei- 
denſchaften, wählte fie ihre wahre Stelle; erfüllte den Friedensberuf, den ihr Jeſus 
Ehriftus gab, und entſprach ven längft gehegten Wünfchen der Völker. Zu ihren 
Feinden, die fie im Staube des zertrümmerten Thrones fuchten, fagte fie: Chris- 
tus non est hie, surrexit; und zu Franfreih, was aud immer fein Loos fein 
fonnte, fei es, daß es eine Beute ber Feinde oder des Bürgerfrieges wurde: 
„Munda ego sum a sanguine hujus.“ 

Wer möchte es läugnen, daß in biefen Ideen eine große Wahrheit lag, und 
daß fih in ihnen und in den aus ihnen entfpringenden Tendenzen ein großes 
Vertrauen zu der innern Macht ver katholiſchen Kirche verfündigt, welche in ver 
Freiheitsluft nicht verklümmern, vielmehr zu neuem Glanze fich entfalten wird, und 
- für welche darum die Revolution mit ihren Erfolgen nur ein glückverheißendes 
Greigniß fein konnte. Die Kirche follte ven Boden der Politif verlaffen nnd ihr 
Neid) in der Innerlichkeit des religiöfen Lebens gründen, fie follte aus ihrer ſchein— 
baren Herrſchaft, die, genau betrachtet, nur Knechtſchaft war, ungefähr wieder zu 
jener Stellung herabfteigen, die ihr dereinft Konftantin der Große durch das Mai- 
länder Edikt von 313 zugefihert hatte. So fteht fie der zeitweiligen Regierung 
gegenüber neben ben übrigen Konfeffionen, aber nad ihrer Abftammung und 
ihrem Gehalt weit darüber und fanı demnach getroft ben freien Kampf mit ihnen 
aufnehmen. 

In diefem Geifte gründete nun L. mit einigen Freunden den Avenir, deſſen 
Motto die Worte waren, womit einft Voltaire Franklins Kinver geſegnet hatte: 
„Gott und Freiheit," und worin in einer über alle Borftelung ihnen Sprache 
bie neu errungenen Freiheiten für bie Kirche gefordert wurden. Die Konkordate 
find gelöst, hieß es darin, Kirche und Völker ſuchen vasfelbe, nur unter verfchte- 
denen Namen; die Kirche verlangt die Freiheit für ihre Lehre und Disciplin and 
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für die religiöfen Kongregationen; in die Sprache der Politit übertragen, heißt 
dies Freiheit des Unterrichts, der Intelligenz, des Gewiffens und der Affociation. 
Der Katholicismus begünftigt die fociale Freiheit, daher müſſen die Regierungen 
im Intereffe der Defpotie ihn unterbrüden. Durd feine Unterwerfung unter den 
Staat hat er fih um bie Liebe des Volkes gebracht; er wird fie wieder gewinnen, 
wenn er biefen unnatürlihen Bund zerriffen hat. — Louis Philipp und bie erften 
Biſchöfe, die er ernannte, wurben heftig angegriffen; gegen Alle, die noch am 
Gallifanismus hielten oder in die neuen Ideen nicht eingehen wollten, ſchleuderte 
der Avenir feine vernichtenden Blige. So war e8 dahin gefommen, daß L., früher 
ein ausgefprochener Gegner der Demokratie, im Intereffe ver Kirche nun für die— 
jelbe focht. Zwei Opfer, fah er ein, feien nothwendig, um ven Zwed der kirchli— 
hen Freiheit volftändig zu erreihen, nämlich das Opfer der politifchen Neigun- 
gen und bed vom Staate auögeworfenen Budgets des Klerus, Inbifferent gegen 
bie zeitweiligen Dbrigfeiten follte die Kirche fortan aus freiwilligen Spenden ber 
Gläubigen fih nähren; fie follte auf die Befoldung duch die Regierung verzich— 
ten, womit ber Klerus aufhört, von ihr abhängig zu fein; denn der Staat be- 
trachte diefe nicht als eine Entſchädigung für den großen Raub der Kirchengüter, 
fondern für reinen Sold und Lohn, womit er fid) den Klerus bienftwillig mache. 
Die Kirche fol arm werden, wie fie ehevdem war, fo wird der Klerus wieder Mann 
des Bolfes, und wird die Kirdhe arm aber frei die Welt neuerdings erobern. So 
ertönten die Lehren Arnolds von Brescia abermals in der Tatholifchen Welt, und 
wie fie im Mittelalter ven reihen Prälaten unangenehm und läftig waren, fo aud) 
dies Mal in der erften Hälfe des 19. Jahrhunderts. Diefe Forderungen waren 
ihnen zu ibealiftifch, diefe Erwartungen zu ſchwärmeriſch. 

Die NRevafteure des Avenir beſchränkten fi nicht auf die Preffe, fie ftifteten 
durch ganz Frankreich einen Berein für die Vertheidigung der religiöfen Freiheit, 
welcher die Aufgabe hatte, bei den üffentlihen Behörden gegen jede Beſchränkung 
und Berlegung der kirchlichen Rechte zu proteftiren, und welder bald zu einer ber 
Regierung gefährlihen Macht heranwuchs, indem aus ganz Franfreih, ja weit 
über die Grenzen Frankreichs hinaus fi Freunde und Unterftüger deſſelben fan- 
den. Der Einfluß des Avenir war gewaltig, niemals ſchien die Kirche kühner ihr 
Haupt erhoben zu haben, als jest, wo fie die bewegenden Ideen der Zeit ſich an- 
geeignet hatte, wo fie wieder der eigenen Kraft vertraute und in einen Bund mit 
der Freiheit des Gedankens getreten war. Sie war nicht mehr die leidende Kirche, 
die fie unter Napoleon und der Reftauration war, fie war bie freie und bie ftrei- 
tende Kirche, die mit ben eigenen Intereffen zugleih die Intereſſen ver Menſchheit 
vertrat. Es verfteht fih wohl von feldft, daß die Regierung ihre Maßregeln gegen 
diefe neue, überraſchende Bewegung ergriff; faum war der Avenir einen Monat 
lang erſchienen, fo wurde er mit Beſchlag belegt und die Redalteure vor Gericht 
geftellt. Uber diefer Proceß, deſſen Koften ganz Frankreich deden wollte, endigte 
mit einer Niederlage der Regierung und mit einem glänzenden Triumphe der An— 
geklagten, die in den härteften Vorwürfen gegen den Oallitanismus und bie 
Büreaufratie fih ergingen und zulegt freigefprohen wurden, Während ber niebere 
und jüngere Klerus fid größtenteils unter die Fahnen des Avenir fammelte, trat 
der Episfopat dagegen auf und fing feine Anhänger zu verfolgen und die Rebaf- 
teure zur Mäßigung zu ermahnen an, Was aber wird Rom zu biefer Bewegung 
fagen? 

Der Wiperftand des Episkopates, die BVerfolgungen, die fie von Seite 
vefjelben in der Regterung zu erleiden hatten, dazu eine Reihe von Anbeutungen, 
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daß Rom mit dem ganzen Unternehmen unzufrieden fei, veranlaßten bie Redalteure, 
Zeitfehrift und Verein eine Zeit lang zu fuspenbiren, felbft nach Rom zu gehen 
und dort fih Aufichluß zu erholen. Sollten fie feinen günftigen Beſcheid erhalten, 
fo wollten fie von ihrer Sache abftehen. Man erzählt, daß diplomatifche Noten 
von Seiten der franzöſiſchen, preußiſchen, öfterreihifchen uud ruſſiſchen Regierun- 
gen, welche die Grundſätze des Avenir fürchteten, die Kurie zu einer VBerwerfung 
feiner Tendenzen bewegen wollten; dazu kam etwas fpäter, am 22. April 1832, 
eine Deklaration eines großen Theild des franzöfifchen Episfopates, den Erzbiſchof 
von Tonloufe an der Spige, worin er fi vermwerfend gegen den Avenir ausſprach. 
Am 3. Februar 1832 überreihten die Redakteure in Rom eine Denkfchrift, wo 
fie ihre Ipeen und deren Entwidlungsgang offen darlegten, fchlieglih Gregor XVI. 
um ein Urtheil anriefen und ihre Unterwerfung unter dafjelbe gelobten. Sie er⸗ 
hielten aber nur mit Mühe Aubienz bei Sr. Heilizfeit und aud nur unter der 
Bedingung, während verfelben nichts von ihrer Angelegenheit zu berühren. Ohne 
beftimmte Entfheidung, wohl aber mit Andeutungen der Mißbilligung ihres Un- 
ternehmens von Seite des Papftes, verließen fie Rom und gingen über Deutfchland 
nad Frankreih zurüd, in der Abfiht, ihre Thätigkeit dort fo lange wieder auf: 
zunehmen, bis ihmen nicht eine fichere und unzweidentige Erklärung geworben ſei. 
Während ihres Aufenthaltes in Münden erfchien die Enchyclica des Bapftes, welche 
Karbinal Pacca mit einem Begleitfchreiben ihnen zufandte, worin er ven Redak— 
teuren ihr taftlofes Benehmen vorwirft, womit fie die zarteften Fragen, deren 
Entſcheidung nur den firhlihen Obern zufteht, behandelt hätten und ihnen bemerkt, 
daß der heilige Vater ihre auf bürgerliche und politifche Freiheiten bezüglichen Lehren, 
bie nur ben Geift des Aufruhrs erregen, verwerfe. „Die Lehrfäte des Avenir über 
Religions- und Preßfreiheit, heißt es weiter, find mit der Webertreibung, wie fie 
von den Berfaffern defjelben vertreten pürden, im Widerſpruch mit den Lehren, 
den Grundſätzen und der Praris der Kirche. Sie haben ven heiligen Vater in 
höchliches Erftaunen und in große Betrübniß verfegt, denn wenn unter gewiffen 
Berhältniffen aud) die Klugheit gebietet, fie als das geringere Uebel zu dulden, 
jo follen doch ſolche Freiheiten niemals von Katholiten als ein wünſchenswerthes 
Gut dargeftellt werden. Endlich wurde die Erbitterung des hl. Vaters noch aufs 
Höchfte gefteigert duch den im Avenir erfchienenen Aufruf zum Verein für Alle, 
bie troß des Meuchelmords Polens, der Zertrümmerung Belgiens und bes Ber- 
fahrens fogenannter liberaler Regierungen noch auf die Befreiung der Welt hoffen 
und daran mitarbeiten wollen.“ 

Man muß nämlich wiffen, daß Gregor XVI. die polnifhe Revolution von 
1830 verwarf und in einem Brief an die Bifhöfe Polens zur Unterwerfung un- 
ter die ruffifhe Oberherrſchaft, die darin als eine von Gott eingefegte Gewalt 
bezeichnet wird, ermahnte, In der Enchclica felbft wird über die Beftrebungen des 
Avenir das Verdammungsurtheil gefproden; vie Forderung der Religionsfreiheit 
wird bier geradezu als Wahnfinn bezeichnet und die Preffreiheit eine verberbliche 
und ganz zu verwerfende und zu verabfcheuende Einrichtung genannt. — Auf 
biefe Erflärungen bin unterwarfen ſich die Redakteure und hoben ihre Zeitjchrift 
und ben Berein für die Vertheidigung ber religiöfen Freiheit auf. 2. ſchickte am 
10. Sept. I. 3. feine Unterwerfung nah Rom, worauf ihm Karbinal Pacca bie 
Zufriedenheit des Papftes hierüber ausprüdte. Allein mit diefer Unterwerfung war 
noch nicht Alles abgethan, man zweifelte in Frankreich und alsbald au in Rom 
an ihrer Aufrichtigfeit. Gregor XVI. mochte durch verſchiedene Denunciationen 
über 2. aufgebracht fein, in einem Breve an ben Erzbifhof von Touloufe vom 
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8. Mai 1833 ließ er feine Zweifel an der Aufrichtigkeit der Unterwerfung laut 
werben. L. ſchrieb von la Chenaie am 4. Auguft deſſelben Jahres abermals an 
den Papſt, verſprach, ſich mit andern Arbeiten als mit Politit zu -befhäftigen, und 
gelobte neuerdings feine Unterwerfung in der Glaubens: und Sittenlehre, Aber in 
einem Breve an den Biſchof v. Rennes, vom 5. Dftober 1833, ſprach der Papſt 
offen aus, das er von L. noch weitere Erklärungen als die bisherigen erwartet 
babe, daß er fi mit ber Unterbrüdung bes Avenir und des Vereines für bie 
Bertheidigung ber religiöfen Freiheit noch nicht befriedigen könne, fondern daß er 
fordern müſſe, daß 2. unummunden ben in der Enchelica geäußerten politifchen 
Grundſätzen beiftimme. Darüber wurde 8, wanfend. „War es nicht Har, fagt er 
in den Affaires de Rome, daß der geforderte Gehorfam fih mehr auf weltliche 
als auf geiftlihe Dinge erftredte? Eine ſolche Zumuthung widerftritt heftig mei- 
nem Gewiffen. Wenn das Belenntniß des Katholicismus fih auf dieſes Princip 
gründete, dann war ich niemals Katholik; denn niemals hätte ich es zugegeben, 
niemals konnte ich e8 zugeben !" So ſchrieb er denn abermals am 5. November 
1. 3. von Paris aus an den Papft, wiederholt feine Unterwerfung unter die 
Glaubenslehre und kirchliche Disciplin, fügte aber hinzu: „Mein Gewiffen zwingt 
mich zu erklären, daß es meine Ueberzeugung ift, daß, wenn der Katholif in reli- 
giöfer Beziehung nur zu hören und zu gehorchen hat, er in ber politifchen und 
zeitlihen Geſellſchaft völlig frei in feinen Meinungen, Worten und Handlungen 
ſei.“ Kurz 8, erfannte dem Papft feine Autorität in politifchen Fragen’ zu; Gre— 
gor aber forderte auch dies, und er forverte damit offenbar zu viel. Wirb auch 
ein rubiger Betrachter die Beftrebungen des Avenir von fchwärmerifcher Ertrava- 
ganz und unpraktiſcher Ideologie nicht freifprehen wollen, immer wird er doch zu— 
geben müſſen, daß die Kurie mit biefem ihrem Auftreten über ihre Grenzen hin— 
ausging und Forderungen ftellte, zu denen fie fein Recht Hatte. 

Es ift nur zu beflagen, daß ber Fortgang der Ereigniffe das Benehmen 
Roms mehr redhtfertigte, als dasſelbe es verbiente. — Auf den Rath des Erzbi- 
ſchofs von Paris reichte 8. noch eine Denkſchrift an den Papft ein, worin er fid) 
abermals die Freiheit des politifchen Urtheils vorbehielt. Aber ver Papft wollte 
unbedingte Unterwerfung auch in weltlihen und politifchen Urtheilen. 2%. war ge- 
brochen, er zweifelte nun ernftlih daran, ob er jemals ein Verſtändniß von ber 
päpftlihen Autorität und vom Katholicismus gehabt habe; er wurbe an fich felbft 
irre und erflärte zulett dem Erzbifchof von Paris, daß er nur des Friedens willen 
bie unbebingte Unterwerfung unterzeichnen wolle, nur mit dem ausbrüdlichen Vor— 
behalt feiner Pflichten gegen das Vaterland und die Menfhheit. Damit war man 
zufrieden, aber L.'s ganze Natur war in einem innern Aufruhr. Und als fid 
nochmals der Verdacht an der Aufrichtigfeit feiner Unterwerfung erhob, und ber 
Erzbifhof von Paris ihn aufforderte, dem Papfte für fein letztes Breve, worin 
er ihm feine volle Zufriedenheit mit feinem Gehorfam ausgefprohen Hatte, zu 
danken, wich 2. diefer Zumuthung aus und zog fih in die Einfamfeit von 
la Chenaie zurüd, | 

So mochte es ihm nun fcheinen, daß die Hierardhie die Sache des Volkes 
und ber freiheit verrathe, und daß fie fih damit felbft von dem Boden ablöfe, 
auf dem fie erbaut ift. Er hatte fi einftmals auf das Königthum geftügt, aber 
dies war wanfend geworben, indem es ſich vom Grunde der Kirche losfagte; er 
hatte fih dann auf die Hierarchie geftütt, aber auch diefe hatte num ihre Funda— 
— verloren, indem es die Sache der Menſchheit verließ. Was blieb ihm noch 

rig? 
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Die „paroles d’un croyant*, welche er 1834 in die Welt hinausfchleuberte, 
und worin er dem tiefen Unmuthe feiner Seele Luft machte, zeigten die Bahn 
an, die er nah einem fchweren Kampfe zwifchen feiner Anhänglichkeit an ben 
Katholicismus und dem Grundgedanken feines Syftemes zu betreten entſchloſſen 
war, Im Styl der Apofalypfe gehalten, wie ein zürnender Prophet und Viſionär 
fpridht darin 2, in myſtiſcher, bilderreicher, ſchwungvoller Sprache von dem Elend 
der Gegenwart und von dem Anbrud; einer beffern Zukunft. In der Weije des 
Chiliasmus verfündete er eine neue Aera der Kirhe und Gefhichte, wo Chriftus 
wieder kommen und Satan mit all feinen Dienern zerfchmettert werben wird. Die 
Fürften find Satans Diener, denn er hat fie zu Herrn der Erbe gemacht; daher 
ift ihr Reich) das Neich des Satans, das dem Reiche ver Gerechtigkeit und Liebe, 
dem Neiche Gottes vorausgeht. Die Könige und Oberpriefter haben Chriftus ans 
Kreuz gejchlagen, nur das Volk hat ihm zugejauchzt, und er hat darum das Volk 
und bie Armen wiederum geliebt. Die Fürften, die Tyrannen find Feinde des 
Chriſtenthums, Feinde der Wiffenfchaft und des Gedankens; fie theilen die Völker 
durch ihre Intereffen und bewirken e8 auf dieſe Weife, daß fierunter fich feind- 
lich werden und die Menfchheit in gegenfeitiger Zwietradht entfräften. Sie nähren 
die Korruption, um die Völker durch Wolluft zu entnerven, und ſchüchtern fie durch 
Henker ein. Sie verfudhen es durch Güter, Ehre und Macht die Priefter für fich 
zu gewinnen, damit fie im Namen Chrifti die Völker verführen: Auf ſolche Weife 
befeftigen die Tyrannen ihre Herifchaft. Aber der Glaube und ver Gedanke wer: 
ven ihre Werke zerftören und die Menſchheit dennoch frei machen. Das Gebot 
des Evangeliums, Bie chriftliche Liebe, ift das befte Mittel gegen die Tyrannei 
und Sklaverei; denn fie macht die Völker wieder einig, und wenn biefe in Liebe 
zufammenhalten, kann ſich fein Despot mehr erheben. Alle Menſchen find unter 
fi) glei und nur für Gott geboren; wer das Gegentheil behauptet, läftert Gott. 
Wird die Liebe dereinft unter ihnen herrfchen, fo erhebt ſich keiner mehr über ben 
andern, vielmehr opfert er fi dafür. So muß durd das_Chriftenthbum der Un- 
terſchied in der Gefellfhaft, der Unterſchied zwiſchen Armen und Reichen fallen, 
und wird enblic alles Elend von der Erbe verjchwinden. Das Evangelium Chrifti 
erweist fih demnach aud als das Evangelium der politifhen Freiheit, weil feine 
Gebote unmittelbar zu ihr führen; doch nicht mit Gewalt ſoll e8 verkündet wer- 
ben, die Gewiffensfreiheit muß gewahrt bleiben. — Die Armuth ift die Tochter der 
Sünde; durch Arbeit foll fi jeder von ihr befreien. Jegliches Eigenthum fei ges 
achtet, nur auf dem Wege ver Arbeit foll die gegenwärtige Ungleichheit der Güter 
aufhören, Alle Bölfer follen fürderhin nur eine Familie fein. 

Diefe Schrift erregte ein ungeheures Auffehen und allenthalben vie tiefjte 
Senfation; fie wurbe in verſchiedene Sprachen überfegt, und in kurzer Zeit waren 
100 Auflagen davon vergriffen. Sie beweist aber, daß L. nicht viel politifche 
Weisheit befaß; denn mit dem negativen, angreifenden und an bie Leidenſchaften 
appellirenden Theile verfelben läßt ſich wohl die Societät zerftören, aber auf ihren 
wenigen und vage gehaltenen pofitiven Sägen läßt fie fih nod nicht erbauen, 
Ueberhaupt wird der hiftorifhe Staat niemals vie Idee des Staates vollkommen 
realifiren; bier gilt vielmehr Plato’8 Anficht, daß die Idee nur über der Welt in 
ungetrübter Schönheit leuchtet, während in ihr nur ein mangelhaftes Abbild der— 
jelben zur Erſcheinung kommt. Daher ift es ſchon von vorneherein verfehrt, den 
Staat mit Abftraftion von allen gegebenen natürlihen und hiſtoriſchen Verhält— 
niffen aus der Idee allein a priori erbauen zu wollen; an ver Härte der Wirklich— 
feit wird diefer Idealſtaat wie eine Seifenblafe zerplagen. Mau darf über dem That- 
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beftand nicht die Idee vergeſſen, aber man paffe die Idee demfelben an und laſſe 
ihn von ihr leiten und geftalten. Neben einer unpraftifhen und unmöglichen 
Ideologie läßt ſich die gefährliche Seite dieſer Schrift nicht verfennen, die um fo 
bevenfliher war, ald darin das demokratiſche und hriftliche Evangelium ibentifi- 
cirt wurbe und die politifche Leivenfhaft unter dem Dedmantel ver Religion fich 
verbergen konnte. Es ift wohl etwas zu weit gegangen, wenn man behauptet hat, 
2. habe darin die Jakobinermütze aufgefegt; wir finden im Gegentheil, daß er bie 
Anwendung der Gewalt zur Verbreitung feines Evangeliums verfhmäht, und daß 
er das Eigenthum heilig gehalten wifjen will; aber man kann nicht leugnen, 
daß er wenigftens auf dem Wege zum Soctalismus und zur Predigt des Fürften- 
mordes iſt. 

Von Rom aus wurde alsbald das Buch verworfen, der Papſt charakteriſirte 
es in einem Umlaufsſchreiben vom 10. Juli 1834 als ein Machwerk der Ruch— 
loſigkelt und Verwegenheit und verdammte und verwarf es auf ewig. Aber num 
zögerte auch L. nicht mehr lang, ſeinen Abſagebrief nach Rom zu ſchicken; er ant— 
wortete 1836 mit den „aflaires de Rome“, wo er den ganzen Gang feiner An— 
gelegenheiten mit Rom varlegt und zugleich zeigt, wie die Hierarchie im Wider: 
ſpruche mit der Humanität und ihren Intereffen ftehe. Damit bewiefe fie aber 
nur ihren Abfall vom Chriſtenthum felbft, denn diefes hört niemals auf, mit ben 
Bedürfniffen der menfhlihen Natur im Einklang zu fein. Das Chriſtenthum wird 
daher ewig dauern; mas man verwirft, ift nicht das wahre Chriftenthbum, fondern 
nur ein gewiſſes enges und Außerliches Syftem, das ſich mit feinem Namen ſchmückt, 
ihn aber nur entehrt. Was ftirht, ift nicht der göttliche Baum, fondern nur 
die vertrocknete Rinde, die ihn bevedt. Niemals wird man eine andere Religion 
als die hriftliche erfinnen können, weil fie allein die menſchliche Natur befriedigt, 
weil fle das wahre Princip einer künftigen Entwidlung in fi trägt, und weil 
fie von der Menfchheit niemals in ihrem Wefen erjchöpft werden wird, Immer 
wird daher die menfchliche Geſellſchaft wieder zum Chriftenthum zurückkehren, aber 
das Chriftenthbum der Zukunft wirt nicht mehr das fein, was man ihm jebt 
unter dem Namen bes Katholicismus bietet, noch aud etwas, wie der Proteftan- 
tismus, ein infonfequentes, enges Syftem, welches unter einem trügerifchen Schein 
von Freiheit fi für die Nationen in den brutalen Despotismus der Gewalt und 
für vie Individuen in Selbſtſucht auflöst. Hätte das Papftthum 1831 feine Sade 
mit der Sache der Freiheit verbunden, fo wäre es zu neuem Glanze erftanden, 
aber es hat viefen entfcheidennen Moment verfäumt und muß darum jett zu den 
Todten geworfen werben. Wenn die Stunde des Triumphes der neuen Zeit ſchlägt, 
fo bleibt vem einfamen Oberpriefter nichts mehr übrig, als ſich in der Stille mit 
dem Stumpf feines zerbrochenen Kreuzes ein Grab zu graben. 

Nun war 2. am Schluffe feiner Entwicklung angelangt; er war bis zur 
Wurzel feines Syftemes vorgebrungen und erkannte nun in der Menſchheit, in 
ihrer Vernunft und Ihren Intereffen den feften Grund feines eigenen Lebens und 
den alleinigen Herrn, deſſen Organ und Diener er fortan fein müßte. Das reli- 
glöfe Urbewußtſein der Menſchheit erfhien ihm mit dem Chriftenthum als un- 
mittelbar iventifh; nicht von einer Hiftorifchen Autorität, nur dort bei jenem läßt 
es fi lauter und ungetrübt gewinnen, 

Seine bisherigen Freunde und Leldensgenoffen, die Mitarbeiter am Abenir, 
fagten fich auf diefe Schrift hin öffentlich von 2, los, einige von ihnen, wie Ger: 
bet, befämpften ihn nun. In feiner „esquisse d’une philosophie“, erſchienen 1837 
in 3 Bänden, führt 2, fein Syftem zum Abſchluß. Das Werk zeigt feinen gerin- 
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gen Beruf zur Philoſophie; wir vermiſſen Tiefe und Originalität der Ideen, 
Schärfe der Argumentation; der bloße Glanz der Rhetorik vermag dieſe Mängel 
weder zu erſetzen noch auch nur zu verhüllen. 

Man hat L. des Pantheismus beſchuldigt, aber mit Unrecht; fein Syſtem 
wenigftens ftellt einen perfönlihen Gott an den Anfang der Welt, und L. be- 
müht fich auf alle Weife, fowohl ven Pantheismus als auch den Deismus zu be 
kämpfen. Es zeigt noch feine Remiscenzen an die Fatholifche Dogmatif, wenn er 
die Trinitäts-Idee fefthält und demnach in der Gottheit drei Principien unter: 
fcheivet, die Prinicipien der Kraft, der Intelligenz und ver Liebe, welche dem Vater, 
Sohn und Geiſt entfprehen follen. Nach diefem Ternar konftruirt er die ganze 
Welt, indem er in ihr, vie er als freie Schöpfung denkt, überall vie Kraft, die 
Form oder Intelligenz und das Leben und damit die Thätigfeit der drei göttlichen 
Perfonen zur Erſcheinung kommen ſieht. Er denkt ſich der wirklichen Welt eine 
Idealwelt im göttlichen Logos vorausgehend. Die Ideen find die Eſſenz und der 
Begriff der Dinge, fie find vie allgemeinen Gattungsbegriffe, in melden alle 
Einzelwefen und Individuen zufammengefaßt find. Zur Schöpfung und zur Ver- 
wirklihung des Individuellen, was bei 2. zufammenfält, kommt es durch ein 
zweites Princip, das neben dem pofitiven der Idee als ein negatives, einfchrän- 
fendes und trennendes harakterifirt wird; nämlich durch das Princip der Materie, 
welches fich gleichfalls in Gott befindet. Die Materie aber ift nicht als irgend ein 
Stoff, ſondern als formelles Pıincip der Differenzivung zu denfen, woburd bie 
Algemeinbegriffe ver Ideen unterfhieven und getheilt werden; in Folge welder 
Differenzirung die Einzelwefen und Individuen entftehen, und damit die wirt 
liche Welt. Die dur das Princip der Materie oder durch die Differenzirung 
entftandenen Unterfhiede werben zur fubftantiellen Grenze und bilden die Materie, 
So ift in jedem Weſen ein pofitives Princip, ein Princip des Seins, bie Idee, 
und ein negatives, ein Princip des Nichtſeins, die Materie. Die Materie, heißt 
es, ſchränkt den Geift ein, der Unenvliches erftrebt. Da demnach die Inbivipnali- 
tät und Gigenheit erft Produft der Materie ift, jo fehlt der metaphufifhe Grund 
für die perſönliche Unfterblichfeit, die 2. indeß entfchieden feſthält. — Man fieht, 
feine Schöpfungslehre wiederholt den Platonismus, es liegt ganz in ber Konfe- 
quenz derfelben, die Schöpfung als einen Abfall aufzufaffen, indem in ihr das 
allgemeine Wefen der Idee in die räumliche und zeitliche Beſchränkung eingeht. 
Die Schöpfung ift feine Modifizirung Gottes; jeves einzelne Wefen und die ganze 
Welt ift außer Gott und von ihm nicht nur durd; eine ideale, fondern durch bie 
jubftantielle Grenze der Materie getrennt. Der Zwed ver Schöpfung ift, das un- 
endlihe Wejen, nämlich bie Gottheit, außerhalb ihrer zu verwirklichen, da aber 
dies eine für das Endliche unmögliche Aufgabe ift, jo folgt für dasſelbe ein unend— 
licher Fortſchritt, in welchem es dem Unendlichen immer näher zu kommen fucht. 

Aus den folgenden Lehren heben wir nur noch L.'s Anficht vom Böfen und 
vom Urzuftande des Menſchen hervor, da fie für fein politifches Syſtem vie be- 
deutendften find, L. kann fein fubftantiell Böfes zugeben, weil er den unendlichen 
Fortſchritt will, der bei jener Annahme unmöglich wäre, da ihm immer ein nicht 
zu überwältigendes feindliches Princip entgegenftände. Er faßt daher, nad dem 
Borgange vieler Kirchenväter und im Geifte des Platonismus, das Böfe nicht 
als ein Pofitives, fondern denft e8 nur al8 ein Negatives, als ein geringeres 
Sein. Das phyſiſche Böſe ift nur ein Produkt unferer Imagination, das uns 
durch die Bergleihung eines geringeren Gutes mit einem höheren entfteht. Das 
einzig Böſe ift das moraliih Böfe, das dann entfteht, wenn das freie Indivi— 
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buum auf Koften des Ganzen und im Widerſpruch mit ihm feine felbftfüchtigen 
Triebe realifirt, Das einfache und zugleich erhabene Werk Gottes, fagt L., ent- 
hält kein anderes Dunkel, als das der eitlen Syſteme unferes Geiftes. Wenige 
unwandelbare Gefege, melde fid) nur nach der Berfchiedenheit der Naturen nıo= 
bificiren, erhalten bie allgemeine Ordnung und führen unfehlbar früher oder fpäter 
Alles, was davon abweicht, wieder dahin zurück, denn es beugt fih Alles unter 
ihre unumftößliche und unbefchränfte Macht. Der Menfch erkenne alfo, was er 
iſt; er laffe feinen Muth nicht finfen in dem Kampfe, ven er aufer fid) und in 
feinem Innern zu beftehen hat. Er ftreite gläubig, hoffend und unabläffig; er laſſe 
fi) nicht ermatten und verfinfe nicht in Ruhe. Es hat ihn ver Schöpfer auf der 
unendlihen Bahn, die er zu durchlaufen beftimmt, zum Lohne für jeden Gieg 
ein neues und immer größeres Gut vorbehalten. — Man fieht, es ift in ©, 
etwas von Leſſings Geift, der aud in der Weltgefhichte einen unendlichen Yort- 
fhritt und in der Fortentwicklung des menſchlichen Lebens eine beftändige Arbeit, 
ein fortwährendes Ueberfommen und Löſen neuer Aufgaben erkennt. 

Indem 2. auf ſolche Weife auch in der Auffaffung der Weltgefchichte dem 
Optimismus bulvigt und in ihren aufeinanderfolgenden Perioden immer höhere 
Phafen der Entwidlung ver Menfchheit erkennt; ift es nur konfequent, wenn er 
im Wiverfprud mit der Kirchenlehre, die den Urzuftand ver Menfchheit als einen 
vollfommenen ſich denkt, darin nur ihre unvollfommene Kinpheit fieht. Er leugnet 
darum auch die Urfünde und ebenfo die Erbfhuld und behauptet, daß der Menfch 
in einem beftändigen Yortichritte aus dem Stande feiner Kindheit fi zur Frei 
heit und Intelligenz erhob; was man Sündenfall nenne, fei eben dieſe Erhebung 
geweſen, und ftatt alfo Sünde und böfe zu fein, fei fie vielmehr eine preiswür- 
dige That, wodurch der Menſch von dem thierifhen in das wahrhaft menfchliche 
Leben überging. Wie ihm die Urfünde und die Erbfhuld feinen Sinn mehr hat, 
fo verwirft er auch die firdhliche Lehre von der Gnade und leugnet e8, daß es 
eine voppelte Orbnung, die natürliche der Welt und vie übernatürlihe Gnaden— 
ordnung Öottes gebe. Wenn mit diefer Berwerfung der Lehre von der Urfünde 
«2, einerfeits fein Syſtem erft völlig ausbaut, indem nun die Grundlage beffelben, 
die allgemeine menſchliche Natur, als rein und unverfehrt und demnach als Iautere 
Duelle des Wahren und Rechten erjcheint, fo bricht er damit anderſeits gänz- 
lih mit dem pofitiven Chriftenthume, da ohne jene Annahme feine Konftitutiven 
Lehren über die Erlöfung und Gnade illuforiih werben. 

Es ift daher faljh, wenn man behauptet, L. habe die Demokratie zu chri— 
ftianifiren verfucht; im diefen geringen Reften, die er vom Chriftenthume zuritd- 
behielt, und die aus ihrem Zufammenhange in der chriftlichen Lehre herausgeriffen 
den fpecififch chriftlihen Charakter verlieren, ift das Chriftenthum nicht mehr ent- 
halten; dies ift nur dort, wo aud das Bewußtfein der Sünde und Schuld und 
darum das Bedürfniß der Erlöfung und Gnade fidy findet. So zeigt dieſe Be— 
tonung der Selbftgerehtigfeit des Menfchen, daß 2. niemals das Myſterium der 
Religion erlebt und erfaßt habe. Aber man darf und muß ihm zugeftehen, daß 
er an einer Verfittlihung der Demokratie arbeitete und in fofern immer, auch 
ausgeftoßen und abgefallen von der Kirche, feinem priefterlihen Berufe nody treu 
blieb. Stets war er bemüht, die Leidenſchaften des Volfes dur die Hinmeifung 
auf die fittlichen Gebote zu befämpfen, und fordert darum bie Heiligahtung des 
Eigentbums und der Ehe und will nicht, daß auf dem Wege der Gewalt, fon- 
dern nur durch langſame almälige Entwidlung fih fein fociales und politifches 
Ideal realifire. Im „livre du peuple* fpricht er e8 wiederholt aus, daß nur in 
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der Erfüllung der göttlichen Gebote das Heil der Menſchheit liegt. Er lehrt darin, 
daß der Anfang des menſchlichen Geſchlechts glückſeliger geweſen ſei, als feine Gegen- 
wart, denn damals habe man no auf die Stimme der Natur gehört und lebte alles 
in einer großen Familie zufammen, indem das Band der Liebe die Menſchheit zufam- 
men hielt; dann fei die Trennung in Bölfer, und bei den Bölfern in Herren und SHa- 
ven, in Reihe und Arme eingetreten. Würde aber die Liebe heute wieder herrſchend 
werben, fo müßten die nationalen und gefellfhaftlihen Schranken fallen, die Bölfer 
würden einig und frei werden. Die Selbftfucht allein ift vie Wurzel aller Leiden der 
Menfchheit; diefe muß vor allem befämpft werben; jeder fol fein Glüd nur im Glüde 
der Undern und im Wohle Aller fuchen und finden. Freilid) ift hier auf Erven nie- 
mals ein vollfommenes Glück zu erreichen, denn dies kann uns erft jenfeits biefer 
Welt zu Theil werben, aber dennoch ift auch ſchon hienieven ein relatives mög- 
lich. Zu einer vollfommenen Gleihheit der Tebensverhältniffe kann e8 wohl nie 
mals kommen, weil ſchon die Ungleichheit der natürlichen Begabung dies verbin- 
dert und tie Regſamkeit des geifligen Lebens bald dieſe Gleichheit wieder aufheben 
würde. Ja, fie wäre nicht einmal wünfdenswerth, weil die Gefellichaft ohne na- 
türlihe und geiftige Verfchievenheit, vie Jedem einen andern nothwendigen Beruf 
zutheilt, unmöglid wäre, Das Recht eines Jeden ift er felbft, feine Natur, fein 
Leben, Jeder muß fein eigener Herr fein türfen, und fein Anderer kann über ihn, 
wie über eine willensloſe Mafchine, verfügen Als Freier muß der Wenſch refpet- 
tirt werden, weil fonft für ihn aud jeve Wahrheit und Sittlichfeit aufhört. Jeder 
fol jeine geiftigen und körperlichen Kräfte und Anlagen ungehemmt üben und 
entwideln dürfen, um fein moralifches Wefen und feine focialen Berhältniffe zu 
verbefjern, Diefes Recht ver Selbfterhaltung und des Lebens fließt auch in ſich 
das Recht auf alles, was zum Fortbeftand des Lebens nöthig ift, und fo faßt 
e5 aud das Net der Bildung in fi, denn zur Entwidlung und zum Beftande 
des geiftigen Lebens gehört vie Erfenntniß des Religions und Sittengeſetzes und 
der Gejege des Weltalld, Die Forderungen der Geredhtigfeit würden aber bie 
Menſchen ifoliren, die Selbſtſucht entwideln und damit die Geſellſchaft und das 
wahrhaft menſchliche Leben unmöglich machen; daher gefellt fi zu biefen Natur- 
rehten das Gebot und die Pflicht der Liebe, welche die einzelnen und zerftreuten 
Glieder der Menfhheit in einen innigen Iebensvollen Körper verbindet. Alle 
Menjhen werden gleich und demnach von einander unabhängig geboren, kein Menſch 
fann feine Souveränetät entäußern, weil er feine Natur nicht ausziehen, wicht 
aufhören fann, Menſch zu fein. Aus der Souveränetät jeves Einzelnen entfteht 
in ber Gefellfhaft vie Souveränetät Aller oder die Souveränetät des Volles, vie 
ebenfalls unveräußerlih if. Die Völker waren früher als die Könige nnd ber 
Adel und jeder Standesunterſchied. Wenn es aber ein freies und gleiches Volt 
gab, bevor irgend ein Standesunterfchied vorhanden war, fo entipringt jeder 
Standesunterfhied, wenn er nicht die Folge der Gewalt und des Raubes ift, aus 
dem Bolfe felbft, aus feinem unabhängigen Willen, aus feiner unzerftörbaren 
Souveränetät. Außer dem Volke giebt es nichts Gefegliches. Patriciat, Adel, Kö— 
nigthum, mit einem Worte jedes Vorrecht, welches nur auf ſich felbft ruhen und 
dem Willen und der Souveränetät des Volkes fid) entziehen will, tft eine Ber- 
legung der Geſellſchaft, eine revolutionäre Anmaßung, zum mindeften ein Keim 
der Tyrannei. Das Recht des Volkes ift, daß alle Gefege von ihm jelbft aus- 
gehen und es Niemand nad feinem Belieben beherrihe, daß derjenige, in deſſen 
Hände die öffentliche Gewalt niedergelegt ift, nur ein Amt damit ausübe, deſſen 
Verrichtungen für ungültig erklärt werben können, daß er ber Diener des Bolfes 
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und nichts weiter fei. Der wahre Staat, der auf bie natürliche Gleichheit fich 
gründet, fol nichts anderes als die Feſtſtellung und Realifirung des brüderlichen 
Berhältniffes, vaher wie eine große Yamilie fein. Höher als die Familie ift ver 
Staat, höher ald der Staat ift die Menſchheit; dieſe foll daher das erfte und 
höchſte Ziel unferes Strebens fein; nit nur die Bürger deſſelben Staates, alle 
Nationen follen durch das Band ver Liebe künftig verbunden fein. 

So will L. den urfprüngliden Zuftand der Gefellihaft in höherer Form 
wieder verwirklichen, und er glaubt an eine ſolche Zukunft in ver Gefellichaft, wenn 
fie auch jet no in weiter Ferne liegt. „Man erblidt, ruft er aus, in der Zu— 
funft die felige Zeit, wo die Welt nur Ein Gemeinwefen bildet, welches regiert 
wird durch Ein Gefeß, durd das Geſetz der Gerechtigkeit und Liebe, der Gleich— 
heit und ver Brüperlichfeit, der fünftigen Religion des ganzen Menfchengefchlechtes, 
das in Chrifto feinen erften und höchſten Gefeßgeber preist." So finden wir L. 
ganz zu feinem Lehrmeifter Rouſſean zurüdgefehrt, nicht blos in dem politifchen 
Theorieen, fondern auch in ben religiöfen Anfihten, denn dieſelben beſchränken fich 
auf den Glauben an den perfönlihen Gott, die Freiheit und Unfterblichkeit und 
erheben ſich demnach nicht über das Niveau des Deismus, 

In demfelben Geifte, wie das Buch des Volkes find alle feine letten Schriften 
gejhrieben, von denen wir nur einige anführen: Politique à l’usage du Peuple 
1838 vol. 2. Questions politiques et philosophiques. Paris 1840. 2 vol. Le 
pays et le gouvernement. Paris 1840, wo er fi in einer ſcharfen Kritif der 
Regierung erging und dafür zu einem Jahr Gefängniß und zuveiner Buße von 
2000 Franken verurtheilt wurde. Discussions ceritiques et pensdes diverses 
sur la religion et la philosophie. Paris 1841. De la religion, Paris 1841. 
Du pass€ et de l’avenir du peuple, Paris 1842. Amschaspands et Darvands, 
Paris 1843, wozu nod eine Ueberfegung des neuen Teftamentes mit Noten 
(Paris 1846) fam, wo er dad Evangelium im Sinn der Demokratie interpretirt. 
Daneben redigirte er noch 1837 eine Zeit lang das radikale Journal „le monde* 
im Berein mit George Sand und Pierre Lerour, weldes aber feine beſondere 
Bedeutung gewann, — 

In der Februarrevolution 1848 begrüßte 2. den Anbruch einer neuen Zeit. 
Er wurde in die geſetzgebende Verſammlung gewählt, trat in dieſelbe troß bes 
Abrathens feiner Freunde ein und nahın feinen Plag auf der äußerſten Linken 
neben den Männern ver focialen Republik. Aber feine Zeit war vorüber; für bie 
politifche Wirklichkeit waren feine Ideen zu unpraftiih, aud fehlte ihm ganz bie 
äußere Berfönlichkeit, um nod) eine parlamentarifhe Rolle zu fpielen. Er ſchrieb 
damals an der „Reforme* und gab mit Pascal Duprat und U. Barbet „le 
peuple constituant“ heraus, welches Journal bald wieder einging, da die Redak— 
teure nicht die erforverlihe Kaution ftellen konnten, 

Der Stantsftreih vom 2. December verfegte 2. in die fhmerzlichfte Stim— 
mung; er nahm von der politiichen Thätigkeit Abſchied, begrub ſich in tiefes 
Schweigen und befchäftigte ſich nur noch mit einer Ueberfegung Dante’s in Profa, 
welche er als Manufeript hinterließ. So waren L.'s letzte Tage trüb und traurig. 
Der einft fo berühmte und vielgenannte Dann war faft verfchollen. Da er ben 
größten Theil feines Vermögens durch gutmüthiges Bertrauen verloren hatte, fo 
mußte er faft kümmerlic leben, größtentheils von der wiederholten Auflage -feiner 
Ueberfegung der Nachfolge ChHrifti, die er einft mit Anmerkungen verfehen heraus: 
gegeben hatte. In Paris wurde er nie recht heimiſch, immer blieb er ein Kind 
der Provinz und lebte daher wie in feiner Jugend, fo auch im Alter größten- 
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theils wieder zu la Chenaie. Papft Pins IX. machte bald nad) feinem Negie- 
rungsantritt den Berfuh, 2. mit der Kirche wieder auszuföhnen. Er ließ ihn durch 
Pater Ventura zu ſich einladen, um ihn zu umarmen und zu fegnen. 2. aber 
folgte der Einladung nicht, ſprach ſich in feinem Antwortſchreiben anerkennend 
über die liberalen Intentionen des Papftes aus, verficherte aber zugleich, daß er 
fih im Gewiſſen ruhig und glüdliher als je fühle. Trotz aller Enttäuſchungen 
feines Lebens konnte ihm doch der fefte Glaube an den bereinftigen Sieg ber de— 
nofratifchen Idee, die Hoffnung auf eine neue Kirche und einen neuen Staat 
nicht mehr entriffen werden. Mit diefem Glauben und diefer Hoffnung ſchied er 
am 27. Februar 1854 ruhig aus der Welt, nachdem er nod ftanphaft jede Ver- 
ſöhnung mit der Kirche und jeden Troft von ihr zurüdgewiefen hatte. Ohne allen 
Prunk, ohne jeves feierliche Leichenbegängniß, einfah, arm und fill wollte er 
begraben werben. Kein Kreuz oder Stein follte feine letzte Ruheftätte bezeichnen. 
Nicht eine glänzende Ariftokratie und ftolze Priefterfhaft, wohl aber eine unge- 
heure Menge Leidtragender aus dem Arbeiterftande folgten vem Sarge eines Mannes, 
der, wenn er gewollt hätte, als Kirchenfürft und im Purpur der Kardinalswürde 
begraben worben wäre. Statt deffen hat er es mit den Armen und Niedrigen ge- 
halten, die ihm nur in ihrer dankbaren Erinnerung ein Denkmal jegen konnten. 

Können wir es und aud nicht verhehlen, daß das Uebermaß der Leidenſchaft 
uns biefen gewaltigen Mann zu einer unheimlichen Erſcheinung made ; ein Blid 
auf den Muth, mit dem er lebenslang feine Ideen verfocht, auf die begeifterte 
und uneigennügige Hingabe in ihren Dienft, auf die Treue, vie er ihnen bis 
zum legten Athemzug trog Mißgeſchick und Berfolgung bewahrte, auf die warme 
Theilnahme mit den Leiden der Armen, auf den tiefen Ernft, mit dem er ftets 
die Menge auf die fittlihen Pflichten und auf höhere als bios materielle Ziele 
hinwies, läßt uns felbft feinen Zorn vielfady als einen heiligen erſcheinen und 
wird uns mit vielen Härten feines Wefens verfühnen müffen. Es war ihm eben 
nicht gegeben, auf feiner Lebensbahn eine ruhige, befonnene Mitte zu halten, es 
drängte ihn feine feurige, heftig arbeitende Natur und ver Gang der äußern Schid- 
fale beftändig zu den Extremen hin, Immer aber bleibt er ein Charakter, ver bie 
Meberzeugung für den höchſten Befig und Werth tes Mannes hält und fie darum 
auch unter allen Berhältniffen befennt. So durfte er mit Recht von ſich fagen: 
„Wenn id ein Symbol meines Lebens zu nehmen hätte, fo wäre es nicht das 
Rohr, das fih im Winde beugt, e8 wäre die Eiche, bie der Sturmwind zerbricht. 
Ih wanke nicht, ich kann nur breden.” Da das Herz vom Berftand unabhängig 
ift, fo darf L.'s Gefinnung noch nicht mit den Irrthümern und Ertravaganzen feiner 
Meinungen verurtheilt werben; vielmehr wird fein Name unter denen genannt 
werben dürfen, die an eine beffere Zukunft der menſchlichen Geſellſchaft glaubten 
und aus warmem Herzen für biefe Zukunft kämpften und litten, lebten und 
ftarben. 

2.8 Werke find gefammelt in 2 Auflagen erjchienen; das erfte Mal in 12 
Dr. in 8. 1836—37, das andere Mal wiederholt aufgelegt, in 11 Bänden in 
16. gleichfalls zu Paris, von 1844 an erjdienen. Dazu kamen nod 1856 
feine nachgelaſſenen Werfe, welde die Ueberfegung der divina comedia, 
feine —— von 1818—40 und noch einige kleinere Arbeiten enthalten. 
Ueber fein Leben ift zu vergleihen: A. Blaize: Essai biographique sur M. 
F. de la Mennais. Paris 1858. Johannes Huber. 
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Erft wenn ein Volk zu dauernder politifcher Herrſchaft über einen Theil ver 
feften Erdoberfläche gelangt ift d. h. ein Land erworben hat, ift ein wirklicher 
Staat möglich geworben. So lange die Horde noch ohne Heimatsgefühl in noma— 
diſcher Wanderung begriffen ift, fehlt ihr vie fefle Ruhe, ohne welche eine Staats- 
orbnung nicht zu denfen ift. Sogar wenn ein ſtaatlich organifirtes Volt, vom 
Feinde gedrängt, wenn auch nur vorübergehend, feine alte Heimat verlaffen muß, 
fo ift einftweilen die Eriftenz des bisherigen Staates in Frage gefegt. Gelingt es 
ihm nicht, wie den Atyenern nad der Schladt von Salamis, wieder zurück zu 
fehren, fo bat es vie bisherige Staatseriftenz verloren, und -indem es dann wie 
die Gothen in Italien und in Spanien, ein neues Land befegt, kann es wohl einen 
neuen Staat gründen, aber nicht den alten fortfegen. Ohne Land fein 
Staat. Das Land ift die ruhende räumliche irdiſche Unterlage des Staats: 
das Volk ift die perfönliche lebendige Befeelung vesfelben. Das Land wird für 
den Staat zum Staatsgebiet; für die fünftigen Generationen ber Bürger 
zum Baterland. In jenem Wort ift die räumliche Ausbreitung ber Staats- 

errſchaft, in dieſem die Anziehung und der Einfluß bezeichnet, welche von dem 
ande auf die Kinder desſelben geübt werden, 

Unfere Zeit unterfcheidet zwifchen der öfonomifchen Privatherrfchaft ver ein- 
zelnen Menfhen an einem Grundſtücke und ver politifchen Herrfchaft des Staates 
über ein Staatsgebiet. Im Mittelalter aber wurben bie beiden Verhältniſſe viel- ° 
ältig vermifcht, die Landes- over Gebietshoheit häufig wie eine befonvere 

rt des Grundeigenthums aufgefaßt. Gelegentlidy find heute noch einzelne 
Nefte diefer Vermifhung in der Theorie ſowohl als in der ftaatlihen Praxis 
wahrzunehmen. In vielen officiellen Aktenftüden felbft ver neueften Zeit wird der 
Ausdruck Eigenthbum, der dem Privatrecht angehört, auch auf die politifche Herr- 
haft über ein Land angewendet, und die Folge der untauglichen Ausorudsweife 
ift dann Unflarheit in den Begriffen und eine unzuläffige Anwendung ber Rechts- 
grunbfäge des Eigenthums auf das Staatsrecht. 

In beiden Rechtsbegriffen offenbart ſich die menfhlihe Macht über den Bo- 
den und über Alles, mas unter oder über dem Boden dem Menſchen erreichbar 
ift, und in beiden Begriffen ift eine pofitive Seite, indem der Gutsherr wie bie 
Stantsgewalt die ganze Fülle von Herrſchaftsbefugniſſen durch thatfähliche Ein- 
wirkung auf den Boden ausüben darf, und eine negative Seite, indem beide jeven 
Dritten abhalten können, dieſe Befugniffe auf ihrem Boden auszuüben, Aber 
während für das Privateigenthum es gleichgültig ift, weldes von Millionen 
Individuen Eigenthümer fei, fo kommt vie Gebietshoheit. immer nur ber 
Einen Staatsgemalt zu. Während das Orundeigenthum ven einzelnen 
Individuen für fih zu ihrem beliebigen Genuß zugehört, fo hat bie 
Gebietsherrfhaft eine nothwendige Beziehung auf das Ganze, auf die Gemein- 
haft. Das Orundeigenthum ift von Privatinterefjen erfüllt, vie Ge- 
bietshoheit von öffentlihen Intereffen. Der Inhalt des erftern ift 
Bermögensgenuß, der Inhalt der Iegtern politifhe Unterord— 
nung, Ausdehnung der Geſetzgebung, der Regierung, der Rechtspflege. Das Pri- 
vateigenthum ift auf der höheren Entwidlungsftufe veräußerlih und theil- 
bar, je nad dem Privatwillen, das Staatsgebiet iſt im civilifirten Staatsrecht 
weſentlih unveräußerlih und untheilbar, gleich dem Einen 
Volke, das im Staate lebt. Dort find die Berfehrsformen des Kaufe 

Bluntfhli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbuh. VI. 14 
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und Berfaufs, ver Berpfändung u. f. f. unbedenklich, hier find dieſelben unzu- 
Läffig. Wenn bier irgend Beränderungen vorzunehmen find, fo bebür- 
fen diefelben völferrehtliher oder taatsrehtliher Alte. Der eine 
Begriff gehört alfo ganz und gar dem Privatrecht, ber andere ebenfo voll- 
ftändig dem Staatsredht an. 

Der Erwerb eines Staatsgebiet, und daher au die Erweiterung 
eines Landes fest voraus: a) den Willen der höchſten Staatsauto- 
rität. Es genügt nit, daß einzelne eifrige Patrioten oder Parteigänger ſich 
eines Landftriches bemächtigen und etwa ihre heimatlihe Landesfahne aufpflanzen, 
denn Staatsrecht kann nit durch Privatwillen erzeugt werben. Entweder müßten 
fie zu folder Okkupation von der Staatsgewalt ermächtigt, oder dieſelbe hinterbrein 
von biefer gebilligt und bdadurd in einen Staatsakt umgewandelt worben fein; 

b) die vollftändige, jeden Widerſtand ausfchließende Mahtbewährung des 
erwerbenden Staats. Es ift das die ſtaatsrechtliche Befignahme 
(f. Befig), die wohl eine Analogie hat mit der privatrehtlichen Befigergreifung, 
aber weil fie von politifhem Inhalte ift, nicht damit verwechjelt werben darf; 

c) daß entweder ver bisher beredtigte Staat auf feine Rechte ver- 
zichte (Gebtetsabtretung), oder die Befig ergreifende Staatsgewalt aus völfer- 
oder ftaatsrechtlichen Gründen zur Nachfolge (Succeffion) berechtigt fei, oder 
daß überhaupt im ftaatlihen Sinne des Worts berrenlofes Gebiet vor. 
handen jei. 

Wenn man von Alters her aud) die Eroberung ald eine Erwerbform von 
Staatsgebiet zu betrachten pflegt, fo ift das immer noch ein Stüd Barbarei, 
welches in eine civilifirte Rechtsordnung nicht hineinpaßt und deſſen endliche Ueber: 
windung eine Aufgabe des fünftigen Völferrehtes ift. Die Eroberung kann zunächſt 
nur eine faktifche Herrichaft begründen, melde erft durch den nachfolgenden 
Ült des Friedensſchluſſes legitimirt oder burd die reinigende und heilende 
Zeit, welche die dauernden faktiſchen Machtverhältnifie allmählig in dem Bewuft- 
fein ver Völker zu fittlih und rechtlich begründeter Staatsordnung umbilbet, alfo 
in Form der ftaatsrechtlihen Verjährung — Recht erhoben wird. 

Nächſt der Nationalität wirkt die Landesart am ſtärkſten und nach— 
haltigſten ein auf die Verfaſſung, auf die Vorzüge und Mängel und auf die poli— 
tifhen Aufgaben der Staaten. Die Größe des Landes, die Art feiner Begren- 
zung, bie Beziehung zu feinen Nachbarn, feine phyſiſche Befhaffenheit 
üben einen unabweisbaren Einfluß aus auf alle öffentlihen Zuftände und Verhältnifie, 

Iſt das Land zu Hein und zu enge für eine anwachjende Nation, fo wird 
biefelbe genöthigt, Kolonieen zu gründen oder auszumandern, oder auf Eroberung 
auszugehen, und allen viefen Fällen wird dadurd ihr Schidjal bebingt. Das Land 
fann aber aud größer fein, als ein Volk e8 zu beherrſchen fähig ift; denn nicht 
jede Gebietserweiterung ift Machtvergrößerung , fie kann aud eine Zunahme von 
Derlegenheiten fein und größere Opfer erforderu, als ihr Befis Werth hat. 
Am glüdlichften ift wohl eine Ausvehnung, welde ven Fähigkeiten der Nation 
vollen Spielraum gewährt, welche zu fortgefegter Thätigkeit antreibt, aber nicht 
zu übermäßiger Anftrengung nöthigt. Die unmittelbare Demokratie ift nur in 
einem Kleinen Lande möglich; die Despotie wird in einem engen Gebiete unerträg- 
liher als in einem weiten, weil dort Nichts dem Blide und dem Arm ber Dei» 
poten entgeht, bier die weiten Räume aud verbergen und deden. ‚Die Repräfen- 
tativform der Monarchie fett größere Gruppen ver Vollksklaſſen voraus und be= 
darf ſchon deshalb eines anfehnlihen Gebietsumfanges. 
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An eine gute Begrenzung des Staatsgebietes ftellt man die Anforberungen, 
daß fie den Unterſchied desſelben von andern Staaten mit Sicherheit bezeichne, 
ferner daß fie das umfahte Land gegen feindliche Angriffe fihere und endlich für 
die Verbindung mit den Nachbarn und der übrigen Welt genügende Strafen und 
Thore eröffne. Alle diefe Forderungen find für England mit feiner infularen Lage 
reichlich erfüllt, und England verbanft die Ausbiltung feiner Freiheit und feiner 
Macht großen Theild diefer Außerft günftigen Begrenzung. Am leichteften läßt fich 
der erften Forderung genügen. Hat die Natur die Staatsgebiete nicht getrennt, 
fo können aud Orenzpfähle und Marken die Grenzlinie deutlich machen. Schroffer 
als Flüße trennen Gebirgszüge die Länder. Man fieht von einem Ufer des 
Fluſſes zum andern hinüber und gelangt über Brüden oder in Kähnen bequem 
und raſch auf die andere Seite, auf ben Flüſſen "bewegt fih der Berfehr 
auf der Orenzlinie felbft, und verwifcht viefelbe unaufhörlih. Dagegen find bie 
Berge eine Scheivewand für den Blid und fir die Gedanken der Menfchen; nur 
mit Anftrengung werden fie erftiegen und nur an wenig Stellen überfchreitet der er- 
fchwerte Verkehr vie Grenze. Diefe Päffe find dann auch leichter im Krieg zu ver- 
theidigen al8 die Ufer gegen Flußübergänge zu deden. Im vollften Maße vient 
die Grenze einer ausgebreiteten Wüfte zur Trennung und Sicherung, mehr als 
irgend eine andere Begrenzung; aber ihr fehlt vie Möglichkeit ver Verbindung, 
weldhe für vie Wohlfahrt der Völker nod wichtiger ift al8 die Trennung; und 
beshalb fteht fie weit zurüd hinter ver Meeresgrenze, welde vie fanmtlichen 
Anforderungen zugleich befriedigt. Die Wälder endlich halten nur eine Zeit lang 
aus, indem fie der vorrüdenvnen Kultur weichen. 

Die eigentliche Grenze wird immer als unverrüdbar gedacht, als eine 
Linie des feften Erdbodens. Nur das Land gewährt die heimatliche Ruhe und 
Adgefhloffenheit, in weldher das Staatsgefühl gefihert ift. Aber das Land umfaßt 
auch Binnenfeen und Binnenfliffe, und bie Stantshoheit erftredt fih auch über 
diefe Räume. Wo die Gewäſſer an ven Grenzen das Land umfchließen, Tlüffe, 
Seen, Meere, da Tann fi die Staatsautorität unmöglich auf die fefte Uferlinie 
einengen laffen, fondern bedarf noch einer Erweiterung au über die nahen Ges 
wäfler hin. Das Ufer bildet aber aud hier ven Stützpunkt der Gebietshoheit. 
Umfpannt es eine Bucht, eine Rhede, einen Hafen, fo wird daburd die Beherr- 
[hung aud über diefen Theil des See» oder Meeresgebietes ermöglicht, und um 
deswillen wird dasſelbe in fo weit zu dem Lande gerechnet. Ueberdem nimmt man 
an, daß auch ver Küftenfee und das Küftenmeer, fo weit die Bertheidigungs- 
anftalten am Ufer noch in ven Bereich vdesfelben hinaus wirken und denfelben 
ausschließlich beherrfchen, von der Gebietshoheit umfchloffen werben. 

Wie erheblich die Himatifhen Einflüffe anf die menſchliche Thätigkeit und 
daher aud auf das Staatsleben feien, und wie fehr abhängig von ver Boden— 
beihaffenheit vie öffentliche Wohlfahrt fei, weiß Jedermann. Die Bedeutung 
des Klimas wird gewöhnlich eher zu hoch als zu gering gefhägt. So wenig ein 
tüchtiger europäifcher Reiſender feine Natur verliert, wenn er die Tropenlänber 
befucht oder fih in die Eisregionen wagt, fo — verliert eine Nation ſofort 
ihre Eigenheit, wenn ſie ihre Herrſchaft und ihre Wohnſitze auch über entlegene 
Gebiete ausdehnt. Aber das kräftigſte und eigenartigſte Individuum wird dort ſich 
anders verhalten müſſen, wo der Thermometer dauernd 300—400 über Null oder 
mehrere Grabe unter Null fteht, oder wo derſelbe je nach den Jahreszeiten ftarfe 
Schwankungen madt, aber durdfchnittlich eine gemäßigte Temperatur anzeigt. In 
den Nationen wirkt aber dieſes verſchiedene Verhalten deshalb ftärfer ein, meil 
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die Weife ber Eltern durch die Fortpflanzung und durch die Erziehung auf bie 
Kinder übergeht, und durch Umbildung des Körpers von Generation zu Genera- 
tion entfchiedener zu einer neuen Raffe ausgeprägt wird. Die Rüdfluth ver 
Hellenen nad dem Orient, die Nieverlaffung germanifher Volksſtämme in Süd— 
europa und in Afrika, die europäiſchen Kolonieen in Amerika u. f. f. haben an ber 
Hervorbildung veränderter nationaler Raffen einen bedeutenden Antheil. 

Wie günftig insbefondere die gemäßigte Zone für die politifche Freiheit und 
für die höhere Civilifation fei, wie viel leichter in heißen Ländern die Defpotie 
und der Stumpffinn ihre träge Macht ausbreiten, ift oft genug ausgeführt worden. 
Aber daß auch in fehr gemäßigten Kliniaten despotifcher Geiftespruf auf Jahr— 
hunderte hin ganze Völker in ftumpfem Dahinbrüten und demüthiger Knechtſchaft 
nieverzuhalten vermöge, dafür fehlt es felbft in ver Geſchichte Europa’s nit an 
Beifpielen, und eine hohe Stufe von Geiftesfreiheit und menfhliher Würde ift 
von ben Indiern und von den Chinefen trog der Sonnenhige zu einer Zeit ſchon 
erreicht worben, als das ganze Europa oder faft das ganze Europa nod ben 
Wilden und den Barbaren gehörte, 

Wichtiger ift vie Bodenbefhaffenheit für ven Charakter des Volks und 
für feine Wohlfahrt. Seit Ritter die politifhe Seite der Geographie mit Auf- 
merkſamkeit bearbeitet hat, wiffen wir beffer als zuvor ven Einfluß der Boden— 
geftaltung, ver Phufiognomie des Landes zu würdigen. Eine umfaffende und 
unbefangene Unterfuhung dieſes Einfluffes wiirde aber die politifhe Wiſſenſchaft 
nody mit neuen Wahrheiten bereihern, und die noch immer räthjelhafte Wechjel- 
wirkung von Volks- und Landesart vielfeitig aufklären. Sicher ift, daß bie be 
wegten Linien der Lanvesgeftalt für vie Entwidlung der menſchlichen Anlagen 
günftiger find als die gleihmäßigen Flächen, und daß die Mannigfaltigkeit der 
Bodenformen aud den Reichthum der nationalen Berfafjungsformen bedingt. 
Gebirg und Meer erheben die Seele, und ftärfen die individuelle wie bie Volks— 
freiheit. Steppen und Prairieen reizen den Wandertrieb, die Waldungen und Seen 
bedingen die Jäger und Fiſcher. Der Aderbau bedarf der ebenen Felder. Große 
Flüſſe und Ströme regen an zum Handel und Verkehr, Waflerkräfte und Stein- 
tohlenfhäge zur Babrifation u. f. fe _ 

Wie dem höchſten Staatsiveal nicht eine einzelne Nation, fondern nur bie 
Eine Menfhheit genügt, indem nur fie die ganze Mannigfaltigfeit aller perfün- 
lien Kräfte zur Einheit verbindet, fo entjpricht demfelben auch nicht ein einzelnes 
Land, fondern nur die ganze Erde, welche ebenfo alle Unterlagen ver irdiſchen 
Natur in richtigen Berhältniffen zur Einheit zufammenfaßt, und daher alle auf 
die Menjchheit wirken läßt und hinwieder ihr zu gemeinfamer politifcher Herr- 
Ihaft unterordnet. Diefem höchſten Ideal nähert fi der Staat an, ber den mög- 
lichſten Reichthum von Naturanlagen in feinem Gebiete vereinigt, und basfelbe 
ganz mit feinem Bolfsgeift zu durchdringen weiß. 

Die Gebietshoheit ift nichts anderes als die Souveränetät in ihrer 
Anwendung auf das Land. (Siehe den Art. Souveränetät). Die Einheit und 
die Machtfülle, welche dieſer zugefchrieben werben, finden ſich in jener ganz ebenfo; 
und wenn bie Souveränetät ausnahmsweife gefpalten, abgeftuft if, wie in allen 
aus relativ felbftändigen Ländern zufammengefegten Bunbesftanten oder Gefammt- 
reihen, wo wir genöthigt eine relative Souveränetät der Theilftanten und eine 
beſchränkte Souveränetät des Gefammtftaats finden, fo wiederholt ſich dieſe Spal- 
tung gleihmäßig in der Gebietshoheit. 

Zuweilen kommen aber auch im BVerhältniffe zu auswärtigen Staaten 
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Beſchränkungen ber heimiſchen Gebietshoheit vor, welche nicht in ben ge— 
meinfamen Grundſätzen des Völkerrechtes ihre Erklärung und Begründung finden, 
fondern auf einem befonderen Reditsgrunde, meiftens auf einem völferrechtlichen 
Bertrage beruhen. Man nennt derartige Beihränfungen auch Staatsjervi- 
tuten und zieht die Analogie der Präpdialfervituten des Privatrechtes zu ihrer 
Erklärung herbei. Die Analogie der beiden Begriffe kann ebenfo wenig geleugnet 
werben, als die Analogie des Grundeigenthums mit der Gebietshoheit; aber wie 
die unkritifche Uebertragung der Eigenthumslehre auf Die Gebietshoheit zu vielen 
ſchädlichen Mißverftänpniffen und zu einer ungerechtfertigten Praris veranlaßt hat, 
fo muß man ſich aud) vor einer unbefonnenen Anwendung der privatrechtlichen 
Servitutenlehre auf die Beſchränkungen ver Gebietöhoheit durch ftantliche Rechte 
fremder Staaten hüten. Diefe Beſchränkungen find nad ihrer Entftehung, nad) 
ihrem Inhalte, nad ihrer Richtung und nad) ihrem Untergange durchaus völker— 
und ftaatsrehtlich zu begreifen. Der Unterſchied hat ſich 3. B. bei ven Ber- 
handlungen mit der Schweiz über das neutralifirte Gebiet von Savoyen deutlich 
geaeigt Das Recht der Schweiz, diefes Gebiet in Kriegszeiten zum Schuge ihrer 
eutralität zu bejegen, war unzweifelhaft für das Königreic Piemont, zu dem 
Savsyen angehörte, eine Beihränfung feiner Souveränetät, alfo eine fogenannte 
Staatsfervitut. Wäre fie eine bloße privatrechtliche Grundbienftbarfeit, jo wäre es 
völlig inbifferent, wer der Eigenthümer des vienftpflichtigen Grundſtücks ſei; 
denn wie bei dem Eigenthum, fo kommt audy bei den Privatfervituten auf die Indi— 
vidualität des Eigenthümers nichts an. Aber da diefe Staatsfervitut einen politi- 
fhen Inhalt hat, und die Machtverhältniffe der betheiligten Staaten von entſchei— 
bendem Einfluß find auf die praftiiche Durdführbarfeit jener Servitut, jo wird 
die ganze Eriftenz derſelben gefährbet, ſobald fid) die berechtigte Schweiz ftatt 
einer ihr vergleihbaren Mittelmadht, wie das frühere Piemont, einer Großmacht 
wie Franfreih, als dem verpflichteten Staate gegenüber geftellt fieht. Jedermann 
fühlt, daß die bloße Fortvauer der alten Servitut unter fo veränderten Macht: 
verhältniffen nicht aushilft und daher die Abtretung Savoyens an Frankreich eine 
neue Sicherung der fchweizerifhen Neutralität erforbert. 
Die einen Staatsfervituten beihränfen den poſitiven Inhalt der Gebiets- 
hoheit, indem nun der berechtigte Staat den verpflichteten in einer beftimmten 
Richtung hindern darf, feine Hoheit auszuüben. 3. B. Er darf feine Feftung an- 
legen auf feinem Gebiet. Die andern zahlreichern befhränfen die negative Seite 
der Gebietöhoheit. 3. B. Der verpflichtete Staat muß ſichs gefallen laffen, daß 
der berechtigte Staat Truppen durd fein Gebiet marſchiren läßt, fefte Pläge in 
bemfelben beſetzt, eine Gerichtsbarkeit auf vemfelben übt, Straßen auf demjelben 
anlegt u. f. f. Das mittelalterliche Staatsrecht, welches hier wie überall ſich von 
privatrechtlichen Vorftellungen leiten ließ, hat unzählige Befhränfungen der Art 
gekannt und gefhütt. Das moderne Staatsreht hat überall das Beftreben, bie 
Macteinheit und Machtfülle eines Staates von derartigen Beſchränkungen mög— 
lichſt zu befreien und vefpektirt viefelben nur da, mo fie eine völferrechtliche Be— 
gründung und zugleich eine fortwirfende völkerrechtliche Bedeutung haben. 
Zandesfarben, ©. Wappen. Bluutſchui. 
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Die älteſte Bezirksverfaſſung der germaniſchen Stämme war eine ſehr 
einfache geweſen. Der einzelne Staat (eivitas nennt ihn Tacitus) war nur ge— 
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ringen Umfanges. Er zerfiel in eine Anzahl von Gauen oder Hundertſchaften 
(pagi), welche urſprünglich perſönlicher Natur und in der Zahlbezeichnung hieran 
noch erinnernd, doch ſchon in der älteſten uns verfolgbaren Zeit zu territorialen 
Abtheilungen geworden waren. Innerhalb der Gaue endlich fanden ſich allenfalls 
noch Ortsgemeinden (viei) vor; die einzelnen ſouveränen Staaten aber ſtanden 
unter fi in feiner, oder doch nur in einer jehr lofen Verbindung, Diefes Ueber- 
maß von Kleinftaaterei warb fpäter, auf friedlichem oder gewaltfamem Wege, ge- 
brochen; allenthalben bildeten fic größere Staaten, wenn auch nicht allenthalben 
zu gleicher Zeit und in gleicher Weife. Die alten Kleingebiete mochten babei, zu= 
mal wenn der Gefammtftant auf frievlichem oder doch halbwegs friedlichen Wege 
entftanden war, zunächft als den Hundertſchaften übergeorpnete Bezirke in dieſem 
legteren fortbeftehen; aber aud dann, wenn deren Yortbeftand von Anfang an 
unmöglih war, oder wenn fpäterhin der Wunſch, dem Staate eine gleihmäßigere 
Eintheilung zu geben mit verjelben in Widerſpruch trat, mußte mwenigftens irgend 
eine andere höhere Abtheilung über die alten pagi treten. Bei den gothiſchen 
Stämmen, welhe am Früheften zu größeren Staatsgebieten ſich zuſammenſchloſſen, 
fheint man in Verfolgung. der überlieferten numerifhen Gradation zu ZTuufend- 
haften vorgefchritten zu fein; bei allen übrigen Germanen finden wir dagegen 
nur Oberbezirfe von unzweifelhaft territorialer Bedeutung: im Dänemarf und 
Norwegen Syſſel, in England shires, im fränkiſchen Reiche endlich Grafſchaften 
(comitatus). Die Eintheilung des Reiches in Ortsgemeinden, Hundertſchaften (cen- 
ten®) und Grafſchaften, über welche letzteren ſich dann allenfalls noch die Her: 
zogthümer erhoben, war der karolingifchen wie der merovingifhen Monardie eigen; 
fie überlebte fogar den Berfall beider, und ging insbefondere aud auf das oft- 
fränfifche, oder wie e8 fpäter genannt wurbe, das deutſche Reich über. Aber freilich 
nit ohne bereits einen ſehr entwidelten Keim der Auflöfung in fi zu tragen. 
Es knüpft fi aber diefer Auflöfungsproceß in feinen erften Anfängen an 
bie eigenthümliche Bedeutung an, welde die germanifche Rechtsanfhauung dem 
vollfreien Örundeigenthume wenigjtens für ven Fall beimaß, da daſſelbe 
in der Feldgemeinſchaft nicht befangen war. 1) Bon Anfang an hatte die Freiheit 
des erempten Grundeigenthumes deſſen Befiger das Recht gewährt, das Betreten 
defjelben jedem Auswärtigen, und fomit aud) jedem öffentlihen Beamten zu ver- 
wehren. Eine nothwendige Folge hievon war der Natur der Sache nad) gewejen, 
daß dem gegenüber die Handhabung ver Rechtsordnung innerhalb feiner Grenzen 
zu feiner eigenen Aufgabe gemacht wurde, daß fomit der Befiter felber die Rechts- 
‚ polizei innerhalb feines Beſitzthumes zu üben, für die Entridhtung der Abgaben 
zu forgen, und zumal aud die Strafgelver zu erheben hatte, welche von den darin 
gefeffenen Perfonen etwa verwirft wurden; erft dann, wenn der Grundeigenthiimer 
dieſen feinen Obliegenheiten nicht genügte, mochte der Staat felbft mit Verlegung 
feiner Grenzen zugreifen. Damit war nun freilich eine beftimmte Organifation 
der Beziehungen des Grundeigenthümers zu den auf feinem Lande gefefjenen Per— 
jonen, eine anerkannte und rechtlich feft ausgeprägte Herrfchaft deſſelben über 
jolhe no nicht gegeben; zu einer ſolchen mußte es aber fommen, fowie mit dem 
fteigenden Umfange der Befigungen, welche in der Hand größerer Herren ſich ver- 
einigten, die Zahl der innerhalb verfelben gefeflenen Leute ftieg, und überdies in 
Folge der abnehmenden Zahl ver Heineren Grundeigenthümer eine größere Maſſe 
von Leuten ſich bleibend auf ven Bau fremden Landes angewiefen ſah. Von da 
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ab entwidelt fih auf ven Gütern größerer Herren eine eigenthümliche Rechtsver- 
faffung. Zunächſt fegen diefe für die Hanbhabung der Polizei, für die Eintrei- 
bung der Dienfte und Abgaben, melde entweder aus privatredhtlihem Titel dem 
Herrn felbft oder aus öffentlihem dem Staate zu leiften waren, für bie Stellung 
und beziehungsweife Vertretung ihrer abhängigen Lente vor Gericht eigene Beamte 
ein, welche allenfalls daneben auch noch die Verwaltung der herrſchaftlichen Güter 
und Einkünfte zu befsrgen hatten. Bald geht die Sache noch weiter. Man weiß 
ja, mie feit fefterer Anziehung ber föniglihen Gewalt die ftaatsrechtlihen Befug- 
niffe des Königthums von deſſen Privatrechten feineswegs gehörig unterſchieden 
wurben; fo finden wir denn aud in zahlreichen Urkunden, welde die Könige zu 
Gunften weltliher und zumal geiftlicher Herren ausftellten, deren Befi nicht nur, 
was fih im Grunde von felbft verftand, in den Befugniffen beftätigt, welche dem 
vollfreien Grundeigenthume bereits von Rehtswegen zufamen, nicht nur von man- 
cherlei Leiftungen befreit, welche verfelbe dem Könige in mehr privatlicher Weife 
ſchuldete, fondern auch mit Rechten ausgeftattet oder von Laſten befreit, welche 
einen entſchieden ftaatsrechtlichen Charakter zeigen. Zunächſt freilich handelt es ſich 
dabei nur um fisfalifche Befugniffe und Laften, alfo um die Befreiung von Zinfen, 
Steuern, Frohnden, Zöllen u. dgl., oder die Uebertragung des Rechts an ben 
Herrn ſolche zu eigenem Vortheil ftatt zum VBortheil des Königs zu erheben, und 
von ber Befreiung von foldhen öffentlichen Laften ift fogar ver Name hergenommen, 
mit welchem verartige Privilegien und die Bezirke, für welche fie ertheilt werben, 
bezeichnet werden (immunitates); bald aber gewann vie Sache auch noch eine an» 
dere Seite, Unter den Einkünften, deren Bezug den Immunitätsherrn zugeftanden 
zu werben pflegte, werben zumal aud die Gerichtsgefälle, fei e8 nun in engerem 
ober weiterem Umfange, aufgeführt, und ihre Verleihung ift fogar ſchon in pe— 
funiärer Beziehung ganz befonders erheblih, da ja in jener Zeit das Straffyftem 
vorwiegend auf das Geben und Nehmen beftimmt abgeftufter Sühn- und Straf- 
gelver begründet war. Es lag nahe, daß der Herr, welcher von Anfang an bie 
Stellung feiner Leute vor das ftaatliche Gericht zu vermitteln und bie gegen fie ge- 
fällten Urtbeile zum Vollzug zu bringen hatte, jest nachdem ihm aud der Bezug 
der von ihnen verwirkten Strafgelver zu eigenem Rechte zugeftanden war, auch 
bie Führung der gerichtlichen Verhandlungen und die Fällung des Urtheils in feine 
Hand zu nehmen fich berufen fühlte, und daß von ftaatliher Seite dieſem feinem 
Borgehen Hein erhebliher Wiverftand entgegengefegt wurde. Mindeſtens vie 
Entjheidung derjenigen Streitigfeiten, welche fi aus den Beziehungen der Hin- 
terſaſſen zu ihrer Herrfhaft und zu ihrem Gute ergaben, zumeift aud die Ent- 
ſcheidung aller Sachen, welche unter den Angehörigen eines und befjelben Herrn 
innerhalb oder außerhalb der Grenzen feines Gebietes entftanden, kam fofort in 
die Hand der Herrfhaftlihen Beamten, und bald vehnte man biefe Privatgerichts- 
barkeit fogar nod weiter gehend dahin aus, daß auch auswärtige Kläger ange- 
wiefen wurden, ihr Recht gegen Immunitätsangehörige vor den Immunitätsge- 
richten zu fuchen. Ihrem Umfange und Inhalte nad find dieſe Immunitätsprivis 
legien allerdings von jehr verfchievener Beſchaffenheit, und macht fi zumal inner- 
balb der Gefammtheit ver gefreiten Güter ein Unterfchiev geltend zwiſchen dem 
Beſitze der vornehmften Herren und dem Befige der geringeren, wenn auch im- 
merhin nod über ven gewöhnlichen Bauersmann hervorragenden Örundeigen- 
thümer; die Richtung indeſſen, welde die Entwidlung ver herrſchaftlichen Rechte 
nimmt, ift im Ganzen bier wie dort diefelbe, und in der karolingiſchen Zeit find 
derartige Privilegien, die in der meropingifchen freilich auch ſchon oft genug ſich 
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finden, bereits fo häufig, daß wohl einmal von einer immunitas gefprodhen wer» 
ven fann, qualem omnes ecelesis in Francia habent, ?) aljo von einem gewifjen 
durchſchnittlichen Normalmaf von Freiheiten, weldes ven geiftlihen Befigungen 
wenigftens zuzuftehen pflegt. 

Bereits auf diefer Stufe feiner Entwidlung griff das Immunitätswefen in 
die urfprüngliche Bezirksverfaffung des deutſchen Staats tief genug ein. Innerhalb 
der einzelnen Centenen und Grafſchaften gab es fortan Bezirke, über welche ber 
Gentenar und Graf feine, oder doch nur weit befehränktere Rechte übte, als welche 
ihm über die andern Theile feines Amtsjprengels zuftanden; ganz ober doch ſehr 
vorwiegend laz fortan die öffentlihe Gewalt über jene Bezirke in der Hand des 
Immunitätsheren, und nur wenn biefer feinen Obliegenheiten nicht genügte, ober 
etwa noch in einzelnen vorbehaltenen Fällen konnte ftatt feiner noch der Stants« 
beamte und das Staatsgericht angegangen werben. Als Organe des Herrn waren 
in diefen erempten Bezirken befonvdere Beamte (advocati, judices de immunitate, 
actores u. dgl. m.) angefegt, welde regelmäßig mit der Handhabung der Juftiz 
und Polizei in denfelben nach wie vor die Sorge für die herrſchaftlichen Güter 
und Einkünfte verbanden; beftellt wurben viefelben von dem Herrn, wenn aud 
nicht ohne Mitwirkung ver Staatsgewalt, wie viefelben denn nod weit fpäter den 
Königsbann wenigftens, falls fie ihn überhaupt zu üben hatten, aus des Königs 
Hand fi erholen mußten. Im Uebrigen bildete ſich die Organifation diefer Herr- 
haften ganz der der Staatsbezirke analog aus; Dingverfammlungen insbejondere 
kehrten bier wie dort wieder, und bier wie dort lag die Urtheilsfindung in ber 
Hand der Genofjen, nicht des Beamten. — In Kurzem griff aber das Wads- 
thum der Immunitäten noch weiter um fih, und zwar im zwiefacher Richtung, 
extenſiv wie intenfiv. Einerjeits alfo nehmen die Rechte der Immunitätsherrn ihrem 
Inhalte nad fortwährend zu, fei e8 num durch rechtsförmliche Erweiterung ber- 
felben fraft vom Könige ertheilter Privilegien, oder auch vermöge blos faftifcher 
Ausdehnung durch die Eigenmacht der einzelnen Großen, der nun das Königthum 
bei ven verworrenen Zuftänden des Reichs und der eigenen Schwädhe fi außer 
Stand jah entgegenzutreten. Hatte man fid) Anfangs damit begnügt, neben ber 
libertas ab introitu judieis eine geringe Zahl fisfalifcher Rechte ſich zugeftanden 
zu fehen und von den Geridhtsgefällen insbefonvere zunächſt nur die geringeren 
zu erwerben, während bie namhafteren dem Staate und feinen Gerichten vorbehalten 
geblieben waren, fo wurden jest, nachdem man mit dem Uebergange öffentlicher 
Rechte in die Hand von Privatherrn fi einmal vertraut gemacht Hatte, nicht 
nur fisfalifhe Berechtigungen immer häufiger und in immer größerem Umfange 
an folhe abgetreten, fondern auch die volle Amtsgewalt des Centenars ober jelbft 
bes Grafen wurde diefen über ven eigenen Befig gar Häufig verliehen. Zumal 
die geiftlihen Herren des Reichs, die Erzbiſchöfe alfo und vie Biſchöfe, dann auch 
die Achte nambafterer Klöfter, wußten im Laufe des 10. und 11. Jahrhunderts 
ſehr ausgevehnte Privilegien in diefer Richtung fi zu gewinnen, und bei ihnen 
hatte deren Ertheilung in der That auch verhältnigmäßig am Wenigften Bebenten, 
fo lange die Könige auf deren Ernennung, fowie auf die Beftellung der Vögte, 
welche für fie das Gericht zu halten hatten, nod einen beftimmenden Einfluß 
übten. Aber aud) in der Hand weltlicher Herren können wir in einzelnen Fällen 
den Befig ähnlich ausgevehnter Rechte nachweifen, und es mag fein, daß nur bie 
geringere Sorgfalt, welche diefe der Bewahrung ihrer Urkunden zuzuwenden pflegten, 
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zahlreichere Nachweife zu erbringen uns unmöglih macht. Nach der andern Seite 
hin werben die Immunitätsprivilegien, Anfangs nur feltener und immer nur zu 
Gunſten beftimmter einzelner Güter ertheilt, immer häufiger verliehen und auch 
wohl, wieverum zumal bei geiftlihen Herren, ein für allemal auf allen derzeitigen 
ober zukünftig noch zu erwerbenden Befig des Privilegirten geftellt, fo daß jebe 
Bermehrung diefes Beſitzes fofort auch ſchon die Grenzen des Immunitätsbezirkes 
erweitert. Ferner. Bom freien Eigen hatte die Immunität ihren Ausgang genom- 
men, und nicht weiter hatte fie jomit reihen fünnen als viefes felbft; feit ver 
fefteren Ausprägung des Lehnwefens aber begann viefelbe auch für den blog lehns— 
weiſen Befig ertheilt zu werden, ober e8 wurbe wohl auch das eine oder andere 
im Privilege ertheilte Recht felbft nur zu Lehen gegeben. Schon damit war eine 
weitere Auspehnung der Berechtigung ermöglicht, indem der König aus begreif- 
lihen Gründen zur lehnsweifen Abtretung von Gütern und Rechten fich Leichter 
zu entfchließen pflegte, als zur alodialen; aber ſelbſt bei dieſer Grenze blieb man 
nicht ftehen. Dft genug fam es vor, zumal dann wenn Privilegien auf allen ge- 
genwärtigen und zufünftigen Befig des Berechtigten geftellt waren, daß an einem 
und demſelben Orte Immunitätsangehörige mit auf eigenem runde gefefjenen 
und fomit den Staatsgerichten zugehörenven Leuten gemifht wohnten; mannig- 
fahe Schwierigkeiten bei Handhabung der Juftiz und Polizei, ewige Konflikte ver 
Immunitätsrichter mit den föniglichen Beamten mußten die Folge folder Borfomm- 
niffe fein, Mehrfach fuchte man nun diefen praftifhen Mißftänden in der Weile 
abzuhelfen, daß man durch befonveres Privileg die Gewalt des Immunitätsheren 
au über diejenigen fremden Leute erftredte, weldhe auf ihrem eigenen Grunde 
zwifchen feinen Hinterfaffen zerftreut lebten. Schon aus der Mitte des 9. Jahr: 
hunderts Liegen einzelne Beifpiele derartigen Vorgehens vor; damit war aber be- 
greiflih ein Weg betreten, welcher vie Gewalt der Immunitätsherren von ihrer 
anfänglichen Grundlage ganz loslöfen, und eben darum zu völlig ſchrankenloſer 
Ausdehnung verjelben die Möglichkeit gewähren mußte. Seit dem 10. Jahrhun- 
dert geſchah es fogar, daß ganze Gentenen nicht nur, fondern felbft ganze Graf: 
haften als gejchloffene Bezirke einzelnen Bifhöfen oder Aebten durch den König 
übergeben wurben; theils der Glaube an die DBerbienftlichfeit der Vergabungen 
an die Kirche, theils und hauptſächlich das politifche Bedürfniß, in den enplojen 
inneren Kämpfen, welde das Reich zerrütteten, fich verläßige Anhänger zu ge— 
winnen ober zu erhalten, lag folhen maßlofen Verfügungen zu Grunde. 

Die nähfte Folge, welche dieſes ftetige Zunehmen der Privatherrfchaften 
äußern mußte, beftand in der völligen Zerfplitterung ver ftaatlihen Bezirke, alfo 
in der Auflöfung der Öauverfafjung. Seitdem von der Genten oder jelbft 
von der Grafſchaft erimirte Herrſchaften in bunteftem Gemifche zwifchen bie dem 
Staatsbeamten noch untergebenen Beſitzthümer ſich eingebrängt hatten, hörten bie 
Gentenen jowohl als die Grafſchaften ver Regel nad nothwendig auf, gefchloffene 
territoriale Einheiten zu bilden. Es war nur noch eine Ausnahme, wenn hin und 
wieder eine einzelne Graffhaft von ſolchen Eindringlingen fi völlig frei erhalten 
hatte, eine Ausnahme auch, wenn eine folde als gejchloffener Bezirk einem Im— 
munitätsheren übertragen worden war; die durchgreifende Regel bildete bie Zer- 
ftüdelung der alten Bezirke. An diefe Auflöfung aber ver alten Bezirfsverfaffung 
knüpft fi fjofort au eine tief einfchneidende Umgeftaltung des Örafen- 
amtes felbft. Aud die Graffhaft bildete fortan der Regel nach nur noch einen 
Kompler einzelner, unzufammenhängender Befigungen und Rechte, deren Umfang 
und Ausdehnung in feiner Weife mehr gleihmäßige Ausprägung und äußere Ge- 
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ſchloſſenheit zeigt; ſie war damit der Privatherrſchaft eines Immunitätsherrn zu- 
naͤchſt äußerlich ganz ähnlich geworden, und die Aehnlichkeit wurde dadurch noch 
erhöht, daß ja in der That einzelne Grafſchaften in die Hand von ſolchen gelangt 
waren, und daß ſelbſt der Grafentitel von einzelnen Immunitätsherrn geführt 
wurde. Aber auch eine innere Verwandtſchaft war zwiſchen beiden Klaſſen von Bezirken 
gegeben. Hier wie dort wurden dieſelben, oder doch gleichartige und ſehr ähnliche 
Rechte von dem Vorſteher des Bezirkes über dieſen geübt; hier wie dort warf deren 
Uebung ihrem Inhaber mannigfache Vortheile, ſelbſt pekuniäre Vortheile, ab. 
Freilich war der Ausgangspunkt und damit der innere Charakter der Gewalt beide 
Male ein verfchievener, foferne diefelben Befugniffe, melde der Immunitätsherr 
zu eigenem Rechte übte, dem Orafen nur als einem Organe und Beamten des 
Königs zufamen, und im Zufammenhang bamit war die Gewalt des weltlichen 
Immunitätsherren eine erblie, die des geiftlichen wenigftens eine bleibend mit 
feiner geiftlihen Würde verfnüpfte, während der Graf feine Befugniffe zunächſt 
immer nur auf Lebenszeit, und immer nur durch befondere föniglide Ernennung 
erlangte; aber aud in biefer Beziehung waren die Gegenfäge theild von Anfang 
an nicht fo ſcharf als fie auf den erften Blick zu fein feinen, theild wurden fie 
wenigftens im Berlaufe der Zeit durch Veränderungen fehr abgefhliffen, welche 
das Grafenamt zu erfahren hatte. Es wurde bereits bemerft, daß die Gewalt ver 
Immunitätsherrn feineswegs nothwendig zu Eigen ging, daß diefelbe vielmehr 
recht wohl auch, ganz oder einzelnen Beftandtheilen nach, zu Lehen gehen fonnte, 
ja daß der Blutbann, über vollfreie Yeute wenigftens, immer nur aus des Königs 
Hand empfangen werben Fonnte. Umgekehrt wurbe num aber aud die Auffaffung 
des Orafenamtes als eines Tehens, und damit beffen Erblichkeit, allmälig üblich. 
Mit dem Grafenamte waren fhon frühzeitig Beneficten als Dotation verbunden 
gewefen, und die mannigfachen Vortheile, melde das Amt felbft feinem Inhaber 
abwarf, ließen daſſelbe auch wohl felbft als Gegenftand eines Lehens betrachten, 
zumal feitvem die Immunitätsprivilegien die privatredhtlihe Verleihung ganz ana- 
loger Rechte in unzweifelhafte Hebung gebracht hatten; das Erblichwerden der Lehen 
überhaupt, die Schwierigfeit bei eintretender Erledigung des Amtes von der Des- 
cendenz des, regelmäßig im Bezirke reichbegüterten, bisherigen Befigers abzugehen, 
das übereinftimmende Interefje endlid der betreffenden Familie und des Bezirkes 
an der Erhaltung der Kontinuität der Verwaltung ließ aud bier die Erblichkeit 
der Würde fich feftftellen. Bon jett ab erſcheinen demnach die Grafſchaften genau 
ebenſo als patrimoniale Herrfchaften, wie dies die Immunitäten von Anfang an 
gemwejen waren; fie werden wie dieſe geliehen, gelaffen, verfegt, fie werben ver- 
erbt, getheilt wie jeder andere Immobiliarbefig : nicht mehr nad dem Gau wie 
vordem, fondern nad) der Burg, auf welcher fie ihren Wohnfig nehmen, bezeich- 
nen fortan aud die Grafen ſich felbft und ihre Gebiete. An die Stelle ver alten 
Eintheilung des Reichs in Graffhaften und Gentenen aber ift jegt eine neue ge- 
treten, die Eintheilung nämlid in Privatherrfhaften, bezüglih deren nicht mehr 
unterſchieden wird, ob fie aus alten Immunitäten oder aus früheren Grafſchaften 
hervorgegangen find; für biefe Privatherrfhaften aber tritt, entſchieden feit dem 
Anfange des 13. Jahrhunderts, die Bezeihnung als territoria, für ihre Be⸗ 
figer die Bezeichnung als Domini terrae, Yandesherrn als tehnifd auf, 
während freilih die mit biefen Ausprüden bezeichnete Sache bereits in einer wes _ 
fentlich früheren Zeit fertig gegeben ift. 

Begründet war nunmehr die „Landeshoheit“; aber freilich fehlte noch 
viel dazu, daß dieſelbe auch ſchon zu innerer Einheit und zu feftem äußerem Ab- 
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ſchluſſe gelangt wäre. Zunächſt beſtand dieſelbe noch aus einem bloßen Aggregate 
verſchiedener Güter und Rechte, welche einzeln kraft ſpecieller Titel zuſammen⸗ 
gebracht waren, und deren Verbindung unter ſich lediglich auf der Einheit der 
berechtigten Perſonen beruhte. Nicht nur die Gerechtſamen verſchiedener Herren je 
über ihre Territorien mußten darum unter ſich von ganz verſchiedener Art und 
Ausvehnung fein, fondern es mochte fogar ein Gleihes von den Gerechtſamen 
eines und deſſelben Herrn je über die verſchiedenen Beftanbtheile feiner eigenen 
Herrfchaft gelten. Nah oben war die Territorialgewalt , oder waren auch wohl 
die einzelnen Rechte und Befigungen, welche diefelbe ausmachten, theils alodial 
theil8 lehenbar, und ver Lanvesherr felbft konnte überdies entweder unmittelbar 
unter dem Könige ftehen, oder zunächſt noch einem Herzoge oder fonftigen Fürften 
untergeben fein. Nad unten pflegten die in ver Landeshoheit begriffenen Güter 
und Befugniffe nur zum Theil dem Landesherrn ledig zu fein; zum Theil dagegen 
waren fie wieder durch weitere Berleihung in die Hand von Stiftern, Vafallen, 
Dienftmannen oder Städten des Territoriums gelangt. Verſchiedener Befchaffenheit 
waren ferner auch die Rechte, welche dem Landesheren gegenüber den verjchiedenen 
Klaſſen feiner Landſaſſen zuſtauden; eine andere war feine Stellung zu ven 
ihöffenbaren Leuten, welhe ihm lediglich als dem Inhaber des Königsbannes 
untergeben waren, ein anderes fein Verhältniß zu feinen Vogteileuten, die wenn 
aud mit Beibehaltung ihres Grundeigenthumes feiner Schugherrfchaft ſich unter: 
worfen und durch mancherlei Dienfte und Abgaben dieſe zu erfaufen hatten, zu 
feinen freien Hinterfaffen ferner, feinen Lehensmannen, Minifterialen, Leibei- 
genen. — Zeigt fih nad allen dieſen Seiten hin zunädft ein ſehr fühlbarer 
Mangel an principieller Harmonie und Gleihartigfeit der Iandesherrlihen Gewalt 
begründet, fo ift damit doch zugleich auch ein nicht minder erfennbarer Mangel 
an beftimmter Abgrenzung verfelben gegenüber anderen, mehr oder minder ähnlichen 
Berechtigungen, fowie eine gewifle Unficherheit ihres eigenen Beftandes gegeben. 3) 
Auf der einen Seite hatten die Landſaſſen fammt und ſonders, und hatten zu— 
mal die höheren Klafjen verfelben (hie landſäſſigen Prälaten, Ritter und Städte) 
fih noch immer fehr erheblihe Beziehungen zum Königthum erhalten, und vie 
Möglichkeit war immerhin noch gegeben, daß durch eine nenerlihe Kräftigung 
verfelben dieſes letztere ſich wieder zu feiner frühern Machtfülle erhebe, welche 
natürlich nicht ohne die völlige Unterbrüdung oder doch fehr weit gehende Be— 
fhränfung der Landeshoheit zu erreihen war; auf ber andern Geite aber ftand 
zwifchen ver Landeshoheit und dem Königthume zunächft nody die herzogliche Ge— 
walt als eine nicht minder bebeutfame in Mitte, und man mochte wohl zweifeln, 
ob es nicht ihren Inhabern gelingen würde, die ihnen untergebenen Heineren Herren 
in eine weit ftrengere Abhängigkeit als bisher von dem eigenen Herzogthume zu 
verfegen. Dort aljo handelte es ſich darum, ob die Yanvesherren im Stande 
fein würben, die bereits erworbene Landeshoheit zu behaupten und zu einer etwas 
fefteren und gleichartigeren Gewalt über ihre Landſaſſen erwachſen zu laffen; hier 
dagegen um die ganz andere Frage, ob nicht etwa umgekehrt durch ſchärferes An- 
ziehen ver herzoglichen Gewalt ‚ver Herrenftand zu einem blos lanpfäffigen, zu 
einer nur höher titulirten Klaffe der lanvjäffigen Ritterſchaft etwa herabgevrüdt 
werben würde, Beide Fragen, obwohl unter ſich getrennt zu halten, ftehen doch 
miteinander in engfter Berührung; vie Löfung Beider mußte aber vorerft um fo 
zweifelhafter erſcheinen, je ungleihförmiger und unbeftimmter einerfeits die im 
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Herzogthume fowohl als in der Landeshoheit enthaltenen Rechte geftaltet, je aus- 

evehnter und ven landesherrlichen Befugniffen ähnlicher andererfeits bie Gerecht— 
Ai waren, welche ven vornehmeren Landſaſſen vermöge der aud in ihrer Hand 
fih allmälig ausdehnenden Grundherrſchaft zufamen. 

Wie zunähft das Herzogthum, dem Königthum und der Landeshoheit 
gleich gefährlich, nad Jahrhunderte langem Ringen endlich den vereinten Angriffen 
beider erlag, wurde in einem früheren Artifel bereits dargelegt, und foll darum auf 
biefen Punkt hier nicht weiter eingetreten werben. Die beiden legten ber alten 
Stammberzogthlimer, das bayerifhe und das ſächſiſche, erlitten nad) manden vor- 
gängigen Schmälerungen bei dem Sturze Heinrichs des Löwen (1180) fo durdhgrei- 
fende Rebuftionen, daß auch fie fortan nicht mehr als Herzogthümer im früheren 
Sinne gelten konnten; von da ab ift jedenfalls demnach in den Landen des ſäch— 
ſiſchen und bayerifhen Stammes ganz ebenfo, wie dies anberwärts fchon weit 
früher in gleichem Umfange gejhehen war, eine größere Zahl der nächſt mächtigen 
Herren an bie Stelle der Herzoge getreten, fei e8 nun, daß ihnen vie herzogliche 
Gewalt, gleichviel ob unter Beibehaltung des herzoglichen Titeld oder ohne die— 
fen, nur über das eigene Territorium eingeräumt wurde, oder daf fie biefelbe zu- 
gleih aud noch über die Territorien einzelner anderer kleinerer Herren erlangten. 
Auf diefen Gegenfag zwiſchen ſolchen Landesherren, welche der herzoglichen Gewalt 
eines andern unterworfen, und andern, welche felbft im Befite dieſer Gewalt min- 
beftens über das eigene, vielleicht auch nod über fremde Territorien find, bezieht 
fi) fortan die, freilich was die Terminologie betrifft in den Quellen keineswegs 
konſequent feftgehaltene, Unterfheidung von Fürften und freien Herren. Beide 
können ebenfo gut geiftlichen als weltlichen Standes fein, und auf den von ihnen 
geführten Titel kommt nicht das Mindefte an, wie es denn insbefondere fowohl 
gefürftete als nicht gefürftete Grafichaften und Abteien gibt; das Fürftenamt aber 
gilt jederzeit als lehenbar, während vie freie Herrfchaft ebenfo gut zu Eigen wie 
zu Lehen gehen kann. — Den freien Herren brachte die Auflöfung der Stamm- 
berzogthümer wenig VBortheil; fie wechjelten nur ihren Oberen und konnten ſich höch— 
ftens, und faum das als Gewinn anrehnen, daß fie fortan einem minder mäd)- 
tigen Dberheren zu folgen hatten, fofern nicht etwa ganz beiläufig ein Zuwachs 
an Befizungen aus der Berlaffenfhaft ver hingegangenen Herzoge aud fir fie ab- 
fiel. Um jo einträglicher war dagegen vie Sache für die Fürften; fie wurden nun— 
mehr von der läftigen Oberherrlichkeit frei, der fie bisher unterworfen gemefen 
waren, und vereinigten von jegt an vie herzogliche Gewalt über ihre Territorien mit 
der landesherrlihen, an fte fiel überdies ein guter Theil der herzoglichen Befigun- 
gen, jowie auch die Oberherrlichkeit über diejenigen freien Herren, welche fich felbft 
zur Fürftenwürde aufzufhwingen nicht vermocht hatten. Wie ſehr durch dieſen Zu- 
wachs an Macht ihre Stellung ſich befeftigt hatte, zeigt fi) zumal in den Zu- 
geftändniffen, welche Kaifer Friedrich II in zwei Neichsgefegen erft den geiftlichen 
Fürſten (1220), dann den Fürften überhaupt (1232) zu machen ſich veranlaßt ſah. 
Neben ven hergebrachten Rechten der Gerichtsbarkeit. und des Heerbannes, dann 
auch einer Reihe fiskaliſcher Rechte, wie 3. B. des Zoll- und Münzrechtes, wir bie- 
fen jegt ausprüdlich die Befugniß eingeräumt, mit Zuziehung der angejeheneren 
‚Leute im Territorium für diefes Gefege zu erlaffen; der König verzichtet auf das 
Recht, innerhalb ihrer Territorien ohne ihre Zuftimmung neue Zölle oder Münzen 
anzulegen, oder Burgen und Städte in benfelben zu erbauen, während die Befug- 
niß der Fürften, Befeftigungen im eigenen Lande anzulegen, anerfannt wird; fie 
erhalten das Geleitsrecht innerhalb ihrer Territorien; der Katfer verfpricht, ihre 
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abhängigen Leute in: feine Städte nicht aufzunehmen; je fogar das alte Recht des 
Königs, wonad ihm bei feinen Rundreifen im Neiche allenthalben für die Dauer 
feines Aufenthaltes die Gerichte und die übrigen Regalien ledig ftehen follten, wurde 
wenigftens zu Gunſten ver geiftlihen Fürften wenn aud nicht völlig aufgegeben, 
fo doc in weit engere Schraufen gewiefen. Allerdings war auch jetzt noch, und 
troß dieſes Aufſchwunges der Lanveshoheit noch immer die Unterdrückung berfelben 
und bie Wieberherftellung des frühern Anfehens des Königthums im Bereiche ber 
Möglichkeit gelegen. Noch immer gab es in einzelnen Theilen des Reichs, zumal in 
Schwaben, Franken und am Rhein, reichsunmittelbare Bezirke, theils Städte, 
theils ritterſchaftliche Befigungen oder Bauergemeinden umfafjend; noch immer ift 
felbft in ven Territorien die Stellung der Prälatur, der Nitterfhaft, ver Städte 
eine jo jelbftändige, die Kraft weldhe ihnen das Einigungswefen gab eine jo aus- 
giebige, vie Ausdehnung der lanbesherrlichen Rechte ihnen gegenüber eine fo ge= 
ringe und fo unbeftimmte, vaß ein unmittelbares Heranziehen auch dieſer Klafjen 
an das Reich mit Erfolg verfuht werden konnte; noch immer ftanden bie freien 
Herren mit ihrer vagen Unterordnung unter das Fürftenamt zwifchen den Reichs— 
fürften und jenen höheren Klaffen ver Landſaſſen in einer Mittelftelung, melde 
ebenfo gut zu einer Erhöhung viefer als zu einem Herabfinten jener ald Ausgangs- 
punft dienen konnte. Aber das Königthum war bereits zu tief gejunfen, als daß 
ed die Führung bei einem berartigen Kampfe gegen bie bereits erftarkte Yürften- 
macht hätte übernehmen fünnen. Das Höchſte, wozu basfelbe fih noch allenfalls auf- 
zuſchwingen vermodte, war der Berfuh, durch eine gejonverte Verftändigung mit 
den oberften unter ven Fürften, mit den jegt in beftimmterer Stellung hervortreten- 
den Kurfürften, einige Unterftügung für die eigene Wirkfamteit, und etwa auch 
einige Aufbefferung der allgemeinen Reichszuſtände zu erreihen, ein Verſuch, der 
in der Goldenen Bulle Karls IV. von 1356 feinen bezeichnendften Ausdruck fin- 
bet; der Regel nad) waren die Ziele, welche die Könige erftrebten, nur erblänbifche, 
auf die Gründung oder Erweiterung einer eigenen Hausmacht gerichtete, und nur 
als Mittel, diefe zu fördern, wurbe die geringe Gewalt, welche mit dem König- 
thume noch verbunden war, zumeift von ihnen benügt. Unter folden Umftänven 
nimmt jenes Aufftreben ver geringeren Stände einen ganz anderen ald einen dem 
Königthume fürverlichen Charakter an. Zum Theil gelingt es einzelnen Städten 
ober einzelnen Nitterbürtigen, ‚in einigen wenigen Fällen felbft einzelnen Land— 
gemeinden, von ber Landeshoheit ſich frei zu erhalten oder auch frei zu machen; 
aber ſolchenfalls fuchen fi) diefe der föniglihen Rechte nicht weniger als ber 
landesherrlichen zu erledigen, und bie Landeshoheit, oder doch eine biefer jehr ähn- 
lihe Gewalt über ven eigenen Befig am ſich felber zu bringen, und die meiften Refte 
der älteren Reichsvogteien gelangen überdies allmälig in landesherrlihe Hand, fei es 
nun, daß biefelben an einzelne Reichsſtädte gegeben, geliehen, verpfänbet, ober von 
ſolchen eigenmächtig in Befig genommen wurden, over daß die vogteilihe Gewalt 
felbft in der Familie des mit ihr Bekleideten zw einer erblihen, und bamit zur 
Landeshoheit erwuchs. Dabei finden zwar bie Neichsftäbte neben ven Fürften und 
Herren des Reichs am Reichstage Aufnahme; den Reichsrittern aber und umfomehr 
den Reichsdörfern blieb viefe verfagt, und auch dieſer Weg zu einer Wiederher⸗ 
ftellung der Reich8einheit und der Reichsgewalt zu gelangen blieb demnach unbenugt. 
In bei weiten ben meiften Fällen richtet fi dagegen ver Liberalismus ber ges 
nannten Stände, wie ver landſäſſigen Geiftlichkeit überhaupt nicht oder doch nad 
Unterbrüdung ber erften Anläufe hiezu nicht mehr, gegen die Landeshoheit als 
ſolche, ſondern nur gegen eine maßlofe Ausvehnung und ungeeignete Handhabung 
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berfelben ; biefelben acceptiren alfo ihre Stellung als Landſaſſen als eine gegebene, 
und ſuchen nur auf der fo gejchaffenen Grundlage eine fär fie möglichſt günftige 
und möglihft wenig beengende Ordnung der Dinge zu erreihen. Es bilden ſich 
die Landſtände aus (fiehe diefen Artikel), deren Befugniffe und Anſprüche oft 
genug den Landesherren läftig werden, und deren Zerwürfniffe mit dieſen oft ge- 
nug zu erbitterten Kämpfen führen, deren Entftehung und Beftand aber dennoch 
niht am wenigften zur Befeftigung ber landesherrlichen Gewalt beigetragen hat, 
fofern durch fie ganz befonders der Blid der Landſaſſen an dem Territorium feft- 
gehalten und vom Reiche abgezogen, das Streben nad Aufbefjerung ver beftehen- 
den Zuftände, nad Schuß für die beftehenden Rechte an die Territorialgewalt ftatt 
an die Reichögewalt gemwiefen wurde. Endlich aud die Stellung der freien Herren 
zum Fürſtenamte begann fi allmälig zu Hären, In einzelnen Fällen gelang es 
venfelben, fih von dem legteren völlig frei zu maden, oder doc die fürftliche 
Obrigkeit zu einem bloßen Lehensnerus abzuſchwächen; in anderen Fällen mußte 
umgefehrt das Fürftenthbum die freien Herren zu bloßen Landſaſſen herabzuprüden, 
fo daß fie fortan nur etwa nod als „Lanpherren” oder „Landbarone“ eine höhere 
Klafje des landſäßigen Adels über der Nitterfchaft ausmachten; auch Mittelftufen 
kommen vor, den Zuftänden ver älteren Zeit noch näher entfpredhend, und haben 
fih dergleihen ja befanntlih in einzelnen Fällen fogar bis in die neuere Zeit 
herunter erhalten. 

Seit der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts darf die völlige Feftftellung 
und Abſchließung der deutſchen Landeshoheit als entfchieden gelten; in das ge= 
nannte und nächſtfolgende Jahrhundert fallen denn aud Bewegungen und Umge- 
ftaltungen, welde fehr tief in deren Form und Wefen einſchneiden. Die Landes— 
hoheit thut eben jett die erften, entfcheidenden Schritte zu ihrer, zunächſt freilich 
nur thatfählichen, Umwandlung in eine wahre Staatsgewalt; zugleich beginuen 
ſich jegt die einzelnen Territorien feft abzujchließen, und bamit vie Faktoren aus- 
zuſcheiden, welche die Gefchichte der folgenden Jahrhunderte vorzugsweiſe zu tragen 
beftimmt find. Zunächſt macht fich neben dem Streben nad Vergrößerung und 
Abrundung ihrer Befigungen das Streben der Landesherren dahin geltend, die _ 
jelben durch bie Feftftellung der Unveräußerlichkeit und Untheilbarkeit, und im Zu— 
ſammenhange damit einer einheitlichen Succeſſionsordnung, zufammenzuhelten. Der 
Amtsharakter der Graffchaften und Herzogthümer, aud wohl die Grundſätze des 
deutſchen Lehnrechts, hatten vordem gegen die Theilung ver Territorien, zumal 
ber größeren, einigen Schuß gewährt; bie patrimoniale Auffaffung ver Landes— 
hoheit ſowohl als die Milverung der lehnrehtlihen Praris hatte dieſen aber all- 
mälig entzogen, und felbft bei den Fürftenthümern, die doch als Fahnlehen untheil- _ 
bar fein follten, hatten feit ver zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts bie 
Theilungen üblich zu werben begonnen. Für die Kurhäufer nun ftellte die Goldene 
Bulle, freilich nur bezüglich derjenigen Befigungen, auf welchen deren Kur ruhte, 
ben Grundſatz der Untheilbarfeit und eine einheitliche Erbfolgeorbnung feft; andere 
fürftlihe Familien dagegen fuchten fih, von der erften Hälfte des 14. Jahrhun- 
berts angefangen, felber zu helfen, wozu ihnen die ihnen zuftehende Familienautono— 
mie die Hausgefeggebung als Mittel an die Hand gab. — Eine zweite 
Aufgabe ver Landeshoheit war in ver innern Stärkung ihrer Gewalt gelegen und 
deren fefterer Abſchließung fowohl. vem Könige als ven eigenen Landſaſſen gegen- 
über. Auch nad diefer Seite hin wurben bereits entſchiedene Yortfchritte gemadht. 
Rechtlich freilich beftand die Landeshoheit no immer nur in einer Summe ein- 
zelner Rechte, deren jedes durch befondern Titel erworben fein mußte; in den Lehn- 
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» Briefen und amberen Urkunden wurden biefe verſchiedenen Befugniſſe jederzeit ein- 
zeln aufgezählt, und noch immer nahmen die Könige alle diejenigen Rechte ohne 
Weiteres als die ihrigen in Anfprud;, über deren Erwerb durch befonderes Privi- 
leg oder Herfommen der einzelne Landesherr fich nicht fpeciell ausweifen konnte, Aber 
fattiich begann die Stellung der Yandesherren, zumal der größern unter ihnen, 
denn body bereits einen ganz andern Charakter anzunehmen. In ihre Hand war 
die Gerichtsbarkeit über ihr Territorium übergegangen, vie geſetzgebende Gewalt, 
der Heerbann, bie meiften wichtigeren fisfalifchen Nechte und Regalien im engeren 
Sinne des Wortes; Lehensnerus, Dienftreht, Vogtei (auch Kirchenvogtei) gaben 
ihnen noch weiter reichende Rechte, wenn aud) nicht über alle, jo doch über bie über- 
wiegende Mehrzahl ihrer Lanpfaffen, während ihr reiher Domanialbefig und bie 
Zahl ihrer Hinterfafien venfelben auch noch ein ungewöhnliches Maß von Privat- 
mitteln und Privateinfluß zur Verfügung zu stellen pflegte. Es war natürlich, daß 
unter folden Umftänden das Begehren nad Befriedigung aller und jeder ftaat- 
lihen Bebürfniffe fi vorwiegend an die Landeshoheit richtete, welhe ja ohnehin 
ſchon vie meiften und wichtigften Zweige der Staatsgewalt in ihrer Hand verei- 
nigte, und überbies die faktifhen Mittel zu deren Dedung befaß, nicht an bie ent= 
ferntere und entfräftete Reichsgewalt; natürlich, daß einerfeits die Landesherren nun— 
mehr die Pflichten eines Regenten ihren Landſaſſen gegenüber als vie ihrigen an- 
zuerfennen begannen, ambererfeit aber aud von dieſen legteren nunmehr eine 
allgemeine Unterthänigkeit und Gewärtigfeit der „Iandesfürftlihen Obrigkeit" gegen- 
über gefordert wurde. Allerdings war auch jegt noch ver Landesherr, und zwar 
der größte wie der Fleinfte, in mehr als einer Beziehung von dem Neiche abhän— 
gig; allerdings ferner war auch jet noch feine Gewalt durch die feinen Landſaſſen 
zuftshenven Befugniffe gar fehr beſchränkt. Aber bei Beſchränkungen dieſer letzteren 
Urt handelte es fi doch zumeiſt nur noch um die Beftimmung des Antheiles, wel- 
her dem Lanvesheren oder den Landftänden an der Territorialgewalt zuftehen 
follte, nicht mehr um eine Infrageftellung der Territorialgewalt jelbft, und jene 
Abhängigkeit vom Neihe war in bei weiten den meiften Beziehungen dadurch 
‚minder fühlbar gemacht, daß ben Landesherren als Reichsſtänden felbft ein An- 
theil an der Centralgewalt eingeräumt war, bezüglich der oberften Reichsjuſtiz aber, 
die allerbings noch in der alleinigen Hand des Königs lag, theild durch veren 
fortwährenden Verfall abgeſchwächt, theils auch durch die Eremptionsprivilegien, 
welhe die größeren Neichsfürften wenigftens bereits vielfah an ſich zu bringen 
verftanden. Jedenfalls ift fo viel gewiß, daß im Laufe des 15. Jahrhunderts 
wenigftens die Staatsidee ftatt an das Reich an die Territorien fih zu fnüpfen 
beginnt, und daß im Zufammenhange damit in ven größeren landesherrlichen Ge— 
bieten zum Mindeften Seitens der Landſaſſen das Gefühl ſich zu entwideln beginnt, 
dad wir, cum grano salis verftanden, als das Gefühl ver partiflulären 
« Nationalität bezeichnen können, — Ein letztes Ziel endlich, weldyes der Landes— 
hoheit nunmehr geftedt war, beftand in der möglichften Ausgleihung der Verſchie— 
denheiten, welche innerhalb des Territoriums felbft zwiſchen ven verfchiedenen zu 
bemfelben gehörigen. Beftandtheilen vorzuliegen pflegten, alfo in ber möglichften 
Uniformirung der Landesverfaſſung. In dieſer Richtung konnte vor— 
läufig noch am wenigſten gethan werden. Nur ein Theil des Territoriums pflegte 
unmittelbar im Beſitz des Landesherrn zu ſtehen, oder von ihm an Hinterſaſſen 
ausgethan zu ſein; ein zweiter Theil war in der Hand ſeiner Pflegehaften; ein 
dritter aber und nicht der geringſte, beſtand aus den, ſei es nun alodialen oder 
feudalen Beſitzungen der landſäſſigen Abteien und Stifter, der Ritterſchaft, endlich 
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der Städte. Grundbeſttzer dieſer letzteren Kategorieen pflegten über ihre Güter in 
derjelben Weiſe öffentliche Gerechtſame, und zumal patrimoniale Gerichtsbarkeit zu 
üben, wie dergleichen bei der Landeshoheit felbft auf den erften Stufen ihrer Ent- 
widelung vorgefommen war; biefem ihrem Befitftande aber ließ ſich unter gegebe- 
nen Umftänven in feiner Weife entgegentreten, ja oft genug zwang financielle Be— 
drängniß oder irgend welcher anderer Nothftand die Landesherren fogar, durch 
weitere Privilegien venfelben umgekehrt noch zu erweitern, Andererſeits bildeten 
auch die einzelnen Erwerbungen, aus welchen ein jedes Territorium nah und nad) 
erwachſen war, ebenfo viele felbftändige Beftandtheile vesfelben. Die einzelnen 
Dorfgerichte, Centgerichte, Grafichaften oder Landgerichte dauerten als geſonderte 
Bezirke fort, wie fie allmälig zufammengebradht worden waren, und wenn man 
zwar in Bezug auf jene erfteren, niederen Gerichte allenfalls Aenderungen vorzu— 
nehmen, und zumal biefelben mit ben zu fisfalifhen Verwaltungszweden gebil- 
beten Aemtern zufammenzumwerfen fich erlaubte, jo erjchien dies doch bei dieſen letz— 
teren, fpecieller königlichen Gerichten zunächſt noch weniger thunlich. Auch derartige 
Gerichte waren überdies nicht felten durch weitere Verleihung wieder in andere 
Hand gefommen, und in den Stäbten zumal, die jederzeit befonvere Bezirke bil- 
beten, waren folche fehr häufig an die Gemeinde felbft übergegangen; einer Umge- 
ftaltung verfelben ſtanden ſolchenfalls auch die oben bereit erwähnten Bedenken 
wieder entgegen. Dennod begann man hin und wieder, zumal in ben größeren 
Territorien, wiewohl zunächſt nur mit leifer Hand, aud in biefer Beziehung zu 
reformiren. Man theilte allenfalls das gefammte Territorium in größere Be- 
zirfe, über welche man einen Vicedom, Oberamtmann, Großvogt oder Landeshaupt- 
mann feste; man zog aud wohl die alten Landgerichte zufammen und vereinigte 
fie zu einem einzigen landesherrlichen Hofgericht, im welchem der Landesherr ſelbſt, 
oder an feiner Stelle deffen Kanzler oder Hofrichter der Vorfig führte. U. vgl. m. 

Un einem frühern Orte wurde bereits bemerkt, 2) wie der Verſuch einer 
Reorganifation des Reichs, mwelder in ven letzten Jahren des 
15. und ben 'erften des 16. Jahrhunderts gemacht wurbe, den geänderten Zu— 
ftänden der Zeit entſprechend deſſen Verfaſſung nicht mehr auf das Princip des 
Einheitsftantes, fondern nur noch auf das des Bundesftantes zu begründen unter- 
nahm; bier genügt es, auf dieſes für das raſche Wachsthum ber Yandeshoheit fehr 
bezeichnende- Faktum einfach hinzuweifen, und höchſtens mag noch die Thatfache 
befonders betont werben, daß nunmehr auch das Organ der oberften Reichsjuftiz, 
das Reichskammergericht, eine fpeciell königliche Behörde zu fein aufhörte, indem 
an beffen Befoldung nicht nur fondern aud an deſſen Befegung und Beauffichti- 
gung fortan neben dem Könige auch die Neihsftände Antheil nahmen, und deſſen 
Dienfteid ausdrücklich auf Kaifer und Neich geftellt wurde. Nicht minder ift bereits 
bemerkt worden, daß und warım bie Reformation, welde anfänglid auch zu 
politifhen Umgeftaltungen in einem der Pandeshoheit weit mehr ald dem König- 
thume bebrohlihen Sinne führen zu wollen ſchien, in ihrem weiteren Berlaufe ge- 
vade umgelehrt zu einer weit fefteren Begründung ber erfteren, einer nod) viel 
weiter reihenden Abſchwächung des leßteren den Anftoß gab. Von der höchſten 
Bedeutung war aber für ven Fortjchritt der Panveshoheit einerfeitd der durch bie 
religiöfen Bewegungen veranlaßte 3Ojährige Krieg fammt dem ihm ein zu 
fpätes Ende fegenden Weftphälifhen Frieden, andererſeits ein ſich allmälig 
volziehender Umfhwung in den politifhen und focialen Anfhauungen 
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des Volks, welder ebenfalls auf die weitere Entwidlung ver ftaatlihen Ordnung 
ſich Einfluß zu verfchaffen wußte, und von Beiden muß bier wenigftens andeu— 
tungsweife geſprochen werden. Zunächſt liegt auf flacher- Hand, daß der langwie— 
rige Kampf, in welchem ein guter Theil ver Reihsftände dem Katfer gegenüberge- 
ftanden, und welchen derſelbe überdies im Bunde mit verfchievenen auswärtigen 
Mächten gegen diefen geführt hatte, nur zu einer weiteren Lockerung ber bie Terri- 
torialgewalten an bie Reichsgewalt Inüpfenden Bande führen konnte; man fah fi, 
dem Reichsoberhaupte als Feind gegenüberftehenn, genöthigt, um fo fefter und fon- 
fequenter die eigene Gewalt auszubauen, man gewöhnte fi an die offene Entfrem- 
dung vom Reiche und felbft daran, im Auslande Schutz und Hülfe für die eigene 
Gelbftändigkeit zu ſuchen; man gewann envlih, da in biefem Kampfe die Syme« 
pathien ber Landſaßen gutentheild für die Lanbesherren und gegen den Kaifer 
waren, für jenes Streben nad) freiefter Selbftherrlichkeit einen feſten Halt in den 
Gemüthern des Volks und den Ueberzengungen der intelligenteren Klaffen, welche 
legteren ohnehin von eben jegt neu auftauchenden ftaatsrechtlihen Doktrinen nicht 
‘ unberührt geblieben waren. Bereits in den erften Decennien des 17. Jahrhunderts 
waren ſich bie Gelehrten darüber klar geweſen, daß die „landesfürftliche Obrigkeit‘ 
oder „Landesobrigkeit”, wie fie einmal durch das Herfommen geworben war, nicht 
mehr ‚als ein bloßer Kompler einzelner, speciali titulo erworbener Regalien und ſon— 
ftiger Rechte betrachtet werden fünne, wenn man auch über ven Begriff auf den 
fie zurüdzuführen nicht recht einig werben fonnte, da weder die Berfaffungs- 
formen des römischen Rechts noch die Kategorieen der ariftotelifhen Politik auf 
diefen Fall fi recht anwenden lafjen wollten. Kaiferlicherjeit3 wurde freilich fort- 
während an der Behauptung feftgehalten, daß an und für fi) alle Staatsgewalt 
im Reidye vem Kaifer zuftehe, und nur infoweit, als ſich dafür ein befonverer Rechts— 
titel nachweiſen laſſe, einzelne Theile derſelben als in die Hand der Neihsftände und 
Landesherren gelangt anzufehen feien, daß alfo noch immer die Präfumtion im Zwei- 
fel für ven Fortbeſtand der „faiferlihen Machtvollkommenheit“ ſpreche; aber bie 
Reichsgeſetzgebung felbft näherte ſich doch bereits der obigen Auffafjung dadurch, 
daß fie Umfang und Wefen ver Territorialgewalt durch allgemeinere, unbeftimm- 
tere Ausprüde zu bezeichnen, und zu umſchreiben fich beftvebte,d) und vie Theorie 
bet Zerritoriallegiften füngt überdies bald an, fih ganz offen und entjchieden 
gegen jene Sätze zu ehren. Schon vor der Mitte des 17. Jahrhunderts wird 
von ihnen bis zu der Behauptung vorgegangen, daß tie Souveränität im 
Neiche eigentlich gar nicht dem Kaifer für ſich allein, fondern dem Kaijer und 
Reich zuftehe, d. h. einer juriftifhen Perſon, welde aus dem Kaiſer und 
den 3 Reihstagsfollegien fi zufammenfege, und daß die Rechte, welde, jei 
eg nun bezüglid der Eentralvegierung des Reichs, oder hinſichtlich der einzelnen 
Territorien, welche dasſelbe bilden, dem Kaffer perfönlich zukämen, nur noch als ver— 
„ gleihsweife unbedeutende Nefervatrechte in Betracht zu ziehen feien, und fehr bezeich- 
nend ift für den Stand der Dinge in diefer Richtung der einfchlägige Inhalt des 
weftphälifchen Friedens, fowie eine Neihe von Verhandlungen, welde deſſen Yeft- 
ftellung vorherging. Zu seiner Specififation zwar der einzelnen Reſervatrechte, wie 
folhe von der Gegenfeite in Anregung gebraht worden war, ließen ſich ‚vie faifer- 
lien Geſandten nicht herbei, indem fie ganz folgerichtig ſich darauf beriefen, daß 
Potestas Imperatorig überhaupt generalis wäre, und ſich auf alles erftrede, was 


5) Bol. 4. B. die Veftätigung der von den Neichöftinden bergebrachten Rechte in art, 4 rer 
Bahlkapitulation. ä 
Bluntſchli un Brater, Deutfches Staats-Wörterbug VI. 15 


* 


226 Sandeshöheit. 


nicht vel per Pacta vel per Leges reftringirt fei; aber die Stände wußten ſich 
doch wenigftens eine allgemeine Anerkennung ihres liberum juris territorialis 
exereitium zu erringen 6), und dazu eine Reihe einzelner fpecieller Zugeftänbnifie, 
welche in den wichtigſten Beziehungen ihre Befugniffe urkundlich feftftellten. Größ— 
tentheils freilich beziehen ſich diefe Zugeftändnifje auf die Theilnahme der Reichs— 
ftände an der Gentralregierung des Reichs, und ftehen daher zu beren Landeshoheit 
nur in einer entfernteren Beziehung; wenn venfelben aber die Befugniß eingeräumt 
wurde, zur Wahrung ihrer Rechte, vorbehaltlih der Rechte von Kaifer und Reich, 
dann bes Landfriedens, ſowohl unter ſich al8 mit auswärtigen Mächten Bündniſſe ein- 
zugehen, fo liegt hierin denn doch eine fehr principielle und überdies praftifch ſehr 
fühlbare Ausdehnung der territorialen Selbftändigfeit als foldher begründet. — 
Aber auch noch nad einer ganz anderen Seite hin trat ungefähr um viefelbe Zeit 
und wejentlic in Folge eben verfelben Einflüffe eine der landesherrlihen Gewalt 
in hohem Grade förverlihe Wendung ein, in Bezug nämlich anf deren Stellung 
zu dem eigenen Territorium und zumal zu deſſen angefeheneren Einwohnerflafien. 
Im Laufe des 15. Jahrhunderts hatten die Rechte der privilegirten Stände und 
Korporationen, hatten insbefondere auch die Rechte der Landftände in den mei- 
ften Territorien ihre höchſte Blüthe erreicht; von dem Beginne des folgenden Jahr: 
hunderts angefangen ging e8 dagegen mit dem Einfluß zumal dieſer legteren-fort- 
während abwärts, wogegen bie lanvesherrlihe Gewalt in eben dem Maße fort: 
während ſtieg. Die Gründe dieſer ſehr bedeutungsvollen Umgeftaltung in ber 
Territorialverfaffung werden in einem ber Gefchichte der deutfchen Landſtände 
gewidmeten Artikel des Nähern zu erörtern fein; auf zwei hierher gehörige Mo- 
mente aber, welche mit dem Wachsthum der Randeshoheit in ganz beſonders enger 
Beziehung ftehen, muß bereit8 an dieſer Stelle hingewiefen werden. Das eine ift 
ein mehr Außerlihes und liegt in den abnormen Zuftänden begründet, welche ber 
30jährige Krieg zur Folge hatte. Die rüdfichtslofefte Anſpannung ihrer äußerten 
Kräfte war zu deſſen Führung, dann aud zur Heilung der durch denſelben ge- 
ſchlagenen Wunden für die Territorien abſolut geboten, und folhen Nothſtänden 
gegenüber konnte ein ängſtliches Abwägen verbriefter Rechte nicht mehr Pla greifen. 
Während des Kampfes war Überbies die Einberufung von Landtagen nur felten 
möglich gemwejen; höchſtens hatte man ſich Ianvesherrlicherfeits mit Ausſchüſſen be» 
nommen, welde zu ganz anderem Zwede gewählt worden waren. Was aber im 
Drange der Noth Hatte gefhehen müſſen, konnte über der langen Dauer ver Aus- 
nahmszuſtände Leicht zur Regel werden; um fo leichter, je größer die Ermattung 
war, welche jene zurüdließen, und melde feinen Gedanken an irgend welchen ener⸗ 
giihen Widerftand auffommen ließ. Das zweite Moment dagegen ift ein inner- 
liches und hängt wieder mit der oben ſchon berührten Umgeftaltung ber in ven 
Köpfen der einflußreiheren Klaſſen. lebendigen ftantsrechtlihen Theorieen zufammen. 
Bon Anfang an war die Stellung der Lanpftände ebenjo gut als eine rein » 
privatrechtliche behandelt worden, wie dies bezüglich der landesherrlichen Gewalt. 
ihrerfeitö der Fall gewefen war. Bei der Landeshoheit hatte num aber, feit fie ſich 
dem Reiche gegenüber fefter abgefchloffen hatte, vie privatrechtliche einer ftaatsrecht- 
lien Auffafjung Play zu machen begonnen, und es verfteht fih non felbft, daß 
von da an aud bie frühere Behandlung der landſtändiſchen Befugniffe ſich nicht 
mehr aufredt halten ließ; wollten die Stände, wie dies der Regel nad der Fall 
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Adar, an dem Buchſtaben ihrer verbrieften Rechte und ihrer bisherigen Art dieſelben 
zu gebrauchen fefthalten, fo lag für ven Landesheren ein unverfennbarer Nothftand 
vor, der ihn zwang, im Interefje feines Territoriums nicht minder als feiner felbft 
den ihm entgegengefegten Wiverftand zu brechen. Ferner. Die Zufammenfegung ber 
landſtändiſchen Korporationen hatte zwar die für das Mittelalter beveutfameren 
Stände berüdfichtigt; aber den geänderten VBerhältniffen der neueren Zeit wollte 
auch fie nicht mehr entfprehen. In Folge des wiebererwedten Humanismus, ber 
zum Theil durch die Reception des römiſchen Rechtes bevingten Befegung der Aem— 
ter mit eigens zu tiefem Berufe herangebildeten Männern, des Aufihwunges über- 
banpt, welden bie Künfte und Wiffenfchaften feit dem Ende des 15. Jahrhunderts 
zu nehmen begonnen hatten, war ver Gegenfaß der gelehrt gebilveten und ber un- 
gebildeten Klaſſen entftanden oder vielmehr zu umfafjenderer und minder einfeitiger 
Geltung gelangt, als welde er im Mittelalter behauptet hatte; mit der gefamm- 
ten Intelligenz der Zeit vereinigte fortan die gebildete Klaffe auch die gefammte 
Macht des Staats und der Kirche, als weldye lediglich durch ihre Vermittlung ge— 
übt wurde, und dennoch fand diefelbe in den landftändifhen Berfammlungen feine, 
oder doch nur eine ganz beiläufige und ungenügende Vertretung. Die nothwendige 
Folge war, daß diefe ihrer Bedeutung ſich vollkommen bewußte Klafje fih von dem 
landſtändiſchen Wefen und überhaupt von den Rechten der privilegirten Stände 
fremd und Falt, ja felbft feinvfelig abwandte, während fie dagegen die landesherr— 
lihe Gewalt, deren Ausübung ja ohnehin durd ihre eigene Hand ging, ſich con- 
genialer fühlte und dur fie ihre eigenen Intereffen gefördert zu fehen hoffte, 
Auf der einen Seite alfo betrachten die nunmehr entſcheidenden Geſellſchaftskreiſe 


das Territorium als den Staat, nit das Reih; anf ter andern ſuchen fie deſſen 


Heil nicht in einer gefunberen Ausbildung der vorhandenen, wenn aud etwas ver- 
fnöcherten, Keime einer freieren Selbftregierung, ſondern in einer weiſe geleiteten und 
energifhen Thätigfeit des Iandesherrlihen Abfolutismus. Charakteriftiich ift in ber 
erfteren Beziehung zumal die Gefchichte des Wortes „Staat“ felbft. Urfprüng- 
lid und lange Zeit hindurch bezeichnet der Ausdruck status nicht mehr nod) 
weniger ald „Stand“; dieſer wie jener Ausprud "wird dann, aud für bie am 
Reichstage zu Sid und Stimme berufenen Mitglieder gebraudt, weil eben beren 
Berechtigung auf dem Stand des Einzelnen beruht. Als die Reichsſtandſchaft fich 
bleibend an beflimmte einzelne Territorien knüpfte, wurde die Bezeichnung status 
auch auf die Landesherrlichkeit übertragen, auf welcher jene erftere Eigenfhaft we- 
ſentlich beruhte, und an dieſe jüngfte Beveutung des Wortes knüpft deſſen moderne 
Geltung an; darin, daß ein Ausdruck, welder urfprünglic die mit Reichsſtand— 
ihaft verbundene Yanveshoheit bezeichnete, zu der Bedeutung des Staates im 
Sinne unferer Gegenwart gelangen konnte, zeigt fi) aber recht handgreiflich, daß 
in den Territorien die moderne Staatsivee erwacht und groß gezogen worden ift, 
nicht im Reiche. 

Einen weiteren Abfchnitt in der Geſchichte unferer Yandeshoheit bezeichnet ſo— 
dann die Mitte etwa des 18. Jahrhunderts. Seit dem weftphälifchen Frieden da— 
tirt befanntlih das Uebergewicht Frankreichs über Deutfchland, ein Uebergewicht, 
das oft genug in ſchmachvollſter äußerer Vergewaltigung, das aber nicht minder 
ſchmachvoll und vielleicht noch gefährlicher in einem inneren, geiftigen Einfluffe 
fi geltend machte, welchen jenes erftere Neid auf die Meinungen und Gewohn- 
heiten dieſes letzteren ausübte, Zunächft war es die ahfolute Gewalt des Monarchen 
als folhen, war e8 zugleich ein, freilich no bemefjenes und burd die Bunt» 
ſcheckigkeit der gefchichtlich überlieferten Zuftände fogar gutentheild gerechtfertig- 
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te3 Streben nach fchärferer Betonung der ftaatlihen Centralifation gewefen, was 
von Franfreih aus auf Deutihland ſich herübervererbte, nur daß hier in den 
Territorien und zu Gunften der Landesherren realifirt werben follte, was bort 
innerhalb einer zahlreichen Gefammtnation und zu Gunften eines beren Einheit 
repräfentirenden mächtigen Königthumes fi zu vollziehen begonnen hatte. Wie 
franzöfifche Sprache, franzöfifhe Umgangsformen und Moden, franzöfifche Leicht 
fertigfeit und Meaitreffenwirthichaft als wejentlihes Stüd ver neuen Kultur in 
Deutſchland eingeführt wurden, fo glaubte auch der Fleinfte deutſche Reichsgraf 
ſich mit dem Monarchen des neuen Mufterftaates in die Bruft werfen und jpre= 
hen zu müſſen: Fétat c'est moi! Seit der Mitte etwa bes vorigen Jahrhunderts 
begannen aber die Anfhauungen, zunächſt wiederum dem Borgange Frankreichs 
folgend, eine etwas andere Richtung einzufchlagen. Nachdem ſchon früher vie. Be- 
griffe des Stantes, der öffentlichen Geſellſchaft u. dgl. ſich allmälig geltend zu 
machen begonnen hatten, fing man nunmehr an, beftimmtere Theorieen über deren 
Beichaffenheit a priori zu formuliren, und zugleih aus denſelben praktiſche Konſe— 
quenzen in Bezug auf die Geftaltung des ftaatlihen Lebens zu ziehen. Raſch brei- 
teten ſich die Ergebniffe folher gelehrten Konftruftionen unter dem gefammten ge- 
bildeten Stande aus, um fo rafcher, je unbefrievigenver die pofitio gegebenen Zu— 
ftände für diefen waren, Gewöhnt, im einzelnen Territorium den Staat, in ber 
Landesherrſchaft die Staatsregierung zu fehen, glaubte man an biefe legtere ohne 
Weiteres das Begehren ftellen zu dürfen, daß fie jene Forderungen der Theorie 
und Spekulation fofort durd die ihr zu Gebote ftehenden Mittel verwirkliche. 
War in der früheren Zeit das gefammte üffentlihe Recht in einer Reihe privat- 
rechtlicher Beziehungen und Berhältniffe aufgegangen, fo machte ſich nunmehr das 
entgegengefette Extrem geltend, nämlich allzu fchroffe und einfeitige Hervorhebung 
der Unterorbnung des Einzelnen unter die Gefammtheit; von dem, immerhin nur bes 
dingt richtigen Sage ausgehend: salus reipublice summa lex, wollte man nun, was 
der Gefammtheit fremmte oder zu frommen fchien, ohne alle Schonung der beftehen- 
den Zuftände und felbft entgegenftehenver wohlerworbener Rechte mit einem Male 
durchgeführt wiffen. Die weitgehende Entwöhnung des Volkes von aller Selbit- 
regierung äußerte ſich dabei in der Art, daß mit Aufhebung aller Eigenthümlich— 
keit und Gelbftändigfeit, ver einzelnen Theile die abjolutefte Centralifation des 
Staates gefordert und erftrebt wurde.) Mit dem Eintreten derartiger Theorieen 
in ven Gang der Nechtsentwidlung hat die Landeshoheit zugleih ihre Freiheit 
von den äußeren fie beengenden Schranfen und ihre volle Ausbildung zu einer 
einheitlichen Gewalt nad innen und unten erlangt. Die Schwäche der Reichöge- 
walt ließ felbft wohlerworbene Rechte der Unterthanen, wenigſtens was bie größe— 
ren Territorien betraf, der Landesherrfchaft gegenüber ohne Schug, und ein ſchon 
früher mehrfach benüttes Mittel, die Militärgemalt nämlid des Landesherrn, 
machte es möglich, die ohnehin vielfach, begehrten Reformen den etwa Widerſtre— 
benden rückſichtslos aufzuzwingen. Iett wird demnach, und zwar gerade von ben 
tüchtigften Negenten (einem Friedrich II., Iofeph IT. u. dgl), mit Bejeitigung 
aller, Hindernijje das gefammte Territorium möglichft als ein einheitliches abmini- 
ftratives Gebiet zu gleichförmiger Verwaltung und, foweit thunlid, auch zu gleich 
förmiger Geſetzgebung gebracht; die Rechte der bevorzugten Stände werben wenig- 





7) Eine merkwürdige Ausnahmsftellung behauptet diefer Zeitftrönung gegenüber zumal der 
ehrwürdige Zuftus Möferz fein Einfluß gebört aber auch, foweit von mehr ald einer Wirkſam⸗ 
keit in dem engften Umgebungen die Rede ift, erft einer weit fpäteren Zeit an. 
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ſtens geſchmälert, die Landſtände völlig aufgehoben, oder doch deren Privilegien 
erheblich beſchnitten; die Gemeinden, zumal auch die Städte, werden ihrer bis— 
herigen Selbſtändigkeit entkleidet, und alle engeren Verbindungen innerhalb des 
Staates deſſen ftrengfter Obervormundſchaft unterworfen u. dgl. m. Die größeren 
Territerien in Deutfchland find zufolge dieſer Wendung ber Dinge bereits gegen 
das Ende des vorigen Jahrhunderts mejentlich zu einheitlichen Staaten geworben. 
Eine abfolutiftiihe Regierungsform hat ſich dabei zunächſt in denfelben ausgebildet 
und ein ftarrer Büreaufratismus, deſſen möglichfte Befeftigung und Berbefferung 
als das höchſte Ideal aller Regentenmweisheit galt. Aber doch brachte dieſer Abſo— 
Iutismus der großen Mafle der Unterthanen materiell die erheblichften Vortheile, 
indem wenigftens eine vernünftigere und bemeglichere Adminiftration eingeführt, 
größere Gleichheit unter den verſchiedenen Klaffen ver Unterthanen bergeftellt, und 
eine lange Reihe feitgewurzelter, brüdenter Mißſtände befeitigt wurde; ja fogar 
zu einer fünftigen Betheiligung des Volkes an der Regierung wurde wenigftend 
infoferne ſchon der Grund gelegt, ald den gangbaren Theorieen und der Öffentlichen 
Meinung bereits ein beftimmenver Einfluß auf die Leitung ver Staatsgeſchäfte 
eingeräumt wurde. Schlimmer freilich ftand es mit den kleineren Territorien, in 
denen fi ein Staatsleben ſelbſt bei möglichfter Ermäßigung der an ein foldes 
zu ftellenden Anforderungen nicht zu entwideln vermochte, Je nad) Begabung und 
Laune fuchten deren Herren theils durch Nachahmung ihrer größeren Standesgenoffen, 
theil8 aber auch durch zäheftes Anklammern an eine nicht minder abfolutiftifche, 
und daneben auch noch lächerlih unvernünftige Patrimonialwirtbichaft ſich fortzu— 
helfen; ihre Eriftenz war aber feit dem Auffommen gefteigerter Anforderungen 
an das Staatsleben bereits von innen heraus zu einem Ding der Unmöglichkeit 
geworben. { 

Ihren letten Abſchluß endlich verdankt die Gefchichte der deutſchen Landeshoheit 
dem Einfluffe ver franzöfifhen Revolution. Früher nod als in Deutſchland 
hatte in Franfreid der Staat eine völlig abfolutiftifche Geftalt angenommen, und hier 
wie dort hatte ein reformſüchtiger Ravifalismus, den erftrebten Zielen nad) guten- 
theils berechtigt, aber in feinen Angriffen auf die beftehenden Zuftände ſich maß- 
108 überftürzend, ver Herrfhaft über die Köpfe und Herzen ber gebildeten Klaffe 
fi bemädhtigt. Aber in Frankreich hatte der Abfolutismus die in materieller Be: 
ziehung wünfchenswerthen Reformen nur infoweit durchgeführt, als das einfeitige 
Intereffe des Negenten felbft dies zu fordern fchien, im Uebrigen dagegen mit 
allen Ueberreften des mittelalterlihen Feudalismus und der Hierardiie fidy ver: 
tragen; während demnach in Deutſchland die Neformbeftrebungen fi der Landes— 
herrfchaft und ihrer Bureaufratie im Ganzen vertrauensvoll zuwandten, kehrte ſich 
bort das Streben nad) einer Berbefferung der verwahrlosten politifchen und focia= 
len Zuftände feindlicd gegen die Stantsgewalt felbft. Abftrafte Theorieen, hin und 
wieder auch wohl das Beifpiel der englifhen Verfaſſung, wiefen dieſer Oppofition 
ihren beftimmten Ausdruck an; die Regierung des Volkes durch fich felbft, aber 
freilich feine auf organijcher Gliederung und Bewegung, fondern auf der alther- 
gebrachten Gentralifation und einem nur in feinen Formen veränderten Abfolutis- 
mus beruhende Seldftregierung, galt hier als das Ziel, welches zu erreichen je» 
wedes Mittel gebraucht werbeu dürfe und müſſe. Die Erfehütterungen, zu welchen 
der gewaltjame Ausbruch dieſes Konfliftes im Nacbarlarde führte, konnten 
Deutſchland nicht unberührt laſſen; die Einflüffe aber, welche dieſelben auf unfer 
Baterland äußerten, find vielfach verfchlungene und mehrfach ſich jelbft wider— 
ſprechende. — Theils dynaſtiſche Intereflen, theils die Furcht vor weiterer Aus— 
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breitung der revolutionären Lehren, theils endlich aud wohl der Abſcheu vor ben 
Ihauberhaften Gewaltthaten, mittelft deren bie neuen Weberzeugungen fih Bahn 
bradhen, führten bald Defterreih und Preußen und mit ihnen das gefammte 
Deutfhland in einen offenen Kampf mit Franfreih. Die Gründe, aus welchen 
deſſen unglüdlihe Führung ſich erklärt, können bier nicht erörtert, die einzelnen 
Stufen der Erniebrigung, welche Deutſchland in Folge befjelben zu dulden hatte, 
bier nicht aufgezählt werben; e8 genügt die Bemerkung, daß eine radikale Ver- 
änderung ber Zerritorialbeftände im Reihe, und fchließlich die völlige Auflöfung 
des Reichsverbandes ſelbſt als das endliche Ergebniß ſich herausftellte. Schon durch 
den Lüneviller Frieden vom 1. Februar 1801 war, von anderen Beſitzveränderun— 
gen abgejehen, das ganze linfe Rheinufer an Franfreih abgetreten, und burd ven 
ihm folgenden Neichsveputationshauptrecef vom 25. Februar 1803 vie Säkula— 
rifation und Einziehung nahezu aller geiftlihen Zerritorien und weitaus der mei- 
ften Reichsſtädte ausgeſprochen worden, um aus ihnen die weltlichen Landesherren 
zu entjhäbigen, welde durch jene Abtretung beeinträchtigt worden waren; ber 
Preßburger Frieden vom 26. December 1805 brachte neue Territorialveränderungen, 
und unter biefen ebenfall® wieder einzelne Einziehungen bisher felbftändiger Ges 
biete; endlich die Unterzeihnung der Rheinbundsafte durch 16 deutſche Fürften, 
am 12. Juli 1806, führte nicht nur zur Mebiatifirung einer langen Reihe wei- 
terer Iandesherrlicher, reichsritterfchaftlicher und reichsftärtifcher Lande, fondern auch 
zu einer am 1. Auguft 1806 erflärten fürmlichen Losfagung der Verbündeten 
vom Reihe und der daraufhin unterm 6. Auguft 1806 ‚erfolgten feierlihen Nie- 
berlegung ber Kaiferfrone durch Franz II. Durd) dieſe Erklärung feines Testen 
Kaifers endigte das heilige römifche Neich deutfcher Nation fein nahezu 1000jäh- 
riges Beftehen; Defterreih, Preußen, Schweden und Dänemark vereinigten ihre 
deutſchen Lande mit ihren außerdeutſchen Befigungen, die übrigen Reichsglieder 
aber traten, fo weit fie nicht von Frankreich unterbrüdt oder von ihren bisheri- 
en Standeösgenoffen mebiatifirt wurden, nachträglich nod dem Nheinbunde bei: 

eutjhland aber, unter Frankreich, jene 4 Mächte und den von erfterem völlig 
abhängigen Rheinbund getheilt, exiftirte bis auf Weiteres höchſtens nor) als ein 
geographiſcher Begriff! Trotz der ſchmachvollen Erniedrigung, welde für unfer 
Baterland in dieſem Auflöfungsproceffe lag, bezeichnete verfelbe indefjen immerhin einen 
Vortfhritt in feiner Entwidlung. Längft ſchon hatte das deutſche Reich nur noch 
ein jheinbares Leben geführt, und nur die Beranlaffung, nicht der Grund feiner 
enblihen völligen Auflöfung war in den franzöfifchen Kriegen gelegen gemwefen; 
es muß gerade als ein Gewinn betrachtet werden, daß vie von den Reiche- 
ftänden ſchon längſt erftrebte und in der That auch ſchon längſt bejeflene volle 
Souveränität denfelben nunmehr rechtsförmlich zuerfannt, daß dem deutfchen Lande 
jeit Jahrhunderten zum erftenmale wieder eine Berfafjungsform gegeben war, welde 
deſſen thatſächlichen Zuftänden einigermaßen entſprach, und daß dadurch endlich 
einmal wieder ſtatt haltloſer Fiktionen Offenheit und Klarheit in deſſen ſtaatliche 
Verhältniſſe gebracht wurde. Als ein weiterer Vortheil muß ferner bezeichnet wer- 
den, daß nunmehr, wenn auch auf dem widerrechtlichſten Wege, eine beträchtliche 
Anzahl der kleineren Gebiete beſeitigt worden war. Allerdings war die Grenze 
zwiſchen den zur Einziehung verurtheilten und den zum Fortbeſtande begnadigten 
Territorien vielfach rein willkürlich gezogen; im Großen und Ganzen aber waren 
doch die meiſten Gebiete und vorwiegend ſolche Gebiete in Wegfall gekommen, 
welchen um ihrer Unbedeutendheit willen in ver That jede Fähigkeit der Entwick— 
lung, und damit jeve höhere Berechtigung der Eriftenz fehlte. Weit ausgiebiger 
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noch, und zugleich weit günftiger äußern fi) aber vie Einflüffe der franzöſiſchen 
Revolution nad einer ganz andern Seite hin, nämlich in Bezug auf die innere 
Geftaltung der einzelnen fouverän geworbenen Staaten, und auch auf diefen Punkt 
mag es verftattet fein noch einen Augenblid unfere Aufmerkſamkeit zu richten, 
obwohl verfelbe ftreng genommen über die Grenzen einer Geſchichte der deutjchen 
Landeshoheit hinausfällt. — Die materiellen Reformen, weldhe während ver zwei— 
- ren Hälfte des 18. Jahrhunderts in Deutfhland fih zu vollziehen begonnen hat- 
ten, waren noch feineswegs beendigt, als die franzöfifhe Revolution ausbrach. 
Gewihtige Neuerungen waren zwar im Intereffe der Unterthanen bereits durch— 
geführt worden; andere aber, und noch weitergreifende wurden von ber üffent- 
lihen Meinung erft noch gefordert. Solchen Forderungen nun gaben die erfolgreichen 
Umwälzungen im Nachbarlande fofort einen früher ungefannten Nachdruck, und zu= 
gleidy einen ungleid beveutenderen Umfang und beftimmteren Inhalt. Die füänmt- 
lihen Güter, weldye Frankreich durch feine Revolution gewonnen zu haben fchien, 
wollte man fi ebenfalls aneignen, und zwar mit gleicher Ungevduld, auf dem 
fürzeften Wege; die Aufhebung aller Standesvorrechte alfo, die Abſchaffung der 
Feudallaften, die volle Freiheit des religiöfen Bekenntniſſes, eine beffere und gleich— 
mäßigere Gefeßgebung u. dgl. m. follte in jedem einzelnen Territorium (denn an 
die Neugeftaltung des Reiches dachte man nicht!) raſch und unbefhränkt zugeftanden 
und burdgeführt werden. Damit war nun freilich der Yortbeftand des ganzen 
landesherrlihen Abfolutismus in feiner bisherigen Weife nody recht wohl verein- 
bar. Die ftrengfte Eentralifation, die firaffefte Verwaltung von oben herab galt 
ja aud jest noch als das zu erftrebende Ideal, während von irgend welder 
freieren Bewegung ber einzelnen Theile des Staats feine Rede war, und bie 
Trage nad dem Subjekte der oberften Gewalt im Staate mochte recht wohl noch 
völlig außer Anfag bleiben; jener Abfolutismus gewann fogar mehrfah dadurch 
einen neuen Aufihwung, daß einzelne Rheinbundsfürften in der neu erlangten 
Souveränität die Befreiung nit nur von der Gentralgewalt im Reiche, ſondern 
aud von allen fie etwa noch beſchränkenden Ueberreſten landſtändiſcher Gerecht- 
fame begriffen glaubten. Indeffen fand ſich doch fehr bald neben der älteren, nur 
auf die Erzielung ſachlicher Berbefferungen hinftrebenden Richtung eine neuere ein, 
welche außer dem materiellen Inhalte der geforderten Staatseinrihtungen auch 
die Formen ins Auge faßte, in welchen ſich das Leben des Staates fortan bewe- 
gen follte, und aud in dieſer Beziehung find wieder franzöfifhe Einflüffe, wenn 
auch nicht ausfhlieglih maßgebend, fo doch unverkennbar mit wirkſam. An fi 
fhon lag es nahe genug, wenn man erft einmal dazu gelangt war, den Staat 
als das anzufehen, was er ift, und fein Ziel in bie Beförderung der gemein- 
famen Wohlfahrt aller feiner Angehörigen zu fegen, nun auch für alle die, deren 
Wohl und Wehe von der Art abhing, wie die Staatsgewalt gehandhabt wurde, 
auch eine Betheiligung bei deren Handhabung zu fordern. In Frankreich, deſſen 
Zuftände zumal für die Rheinbundsftaaten als muftergültig erſchienen, war eine 
ſolche Betheiligung dem Bolfe in der That zugeftanden worden, wenn vtiefelbe 
auch thatfächlih unter Napoleons Regierung wenig genug zu bedeuten haben mochte; 
bald ging auch in Deutſchland die gleiche Forderung im die allgemeine Ueberzeu- 
gung des gebildeten Mittelftandes über, und dieſer begann, ftatt wie bisher mit 
den gewünfchten materiellen Reformen fi zu begnügen, aud einen formellen An- 
theil des Bolts an der Staatsregierung in Anfprudy zu nehmen, Zunächft freilich 
ftellt fi aud dieſes Begehren als ein rein boftrinäres dar. Die geringeren 
Stände, jedes Gedankens an politifChe Berechtigung längft entwöhnt, waren noch 
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immer geneigt, von dem Landesheren und nur von ihm jede Befferung ihrer 
materiellen Nothftände zu erwarten; bie privilegirten Klaſſen fuchten ihrerfeits 
durch die unterwürfigfte Hingabe an vie Landesherrſchaft die noch immer fehr 
namhaften Ueberrefte ihrer Standesvorrechte zu retten. Die Reformpartei jelbft 
endlich entzog ihrem Programme dadurch, daß fie auch jegt noch keineswegs bie 
Gentralifation aufgeben und einer organifchen Freiheit im öffentlichen Leben ven 
Weg bahnen, vielmehr nur nady einem formaliftiihen Schematismus eine Volks— 
vertretung beftellt und von diefer in Verbindung mit dem Monarden ven vurher 
dieſem allein zuftehenden Abfolutismus geübt fehen wollte, einen großen Theil 
feiner Berechtigung und eine namhafte Zahl von Anhängern, die außerdem in 
den andern Ständen zu gewinnen geweſen wären. Immerhin lag invefjen ſelbſt 
in biefen bürftigen Anfängen bereits ber Keim einer gefunden Entwidlung. In 
einzelnen Staaten wurden in Nahahmung des franzöfifhen Mufters bereits zur 
Zeit des Rheinbundes Konftitutionen gewährt, welche freilich während der Stürme 
ber erften 15 Jahre dieſes Jahrhunderts zu feiner rechten Wirkſamkeit gelangten, 
aber doch fr die Zukunft Anfprühe gewährten (fo 3. B. in Bayern im Jahre 
1808); in andern (wie 3. DB. in Württemberg) war die Erinnerung an bie land» 
ftändifhen Einrihtungen der früheren Zeit lebendig genug geblieben, um eben- 
falls nicht unbeachtet gelaffen werden zu künnen. 3) Der Erfolg, mit weldhem in 
den in angegebener Weife organifirten Staaten troß aller Reminifcenzen aus 
früherer Zeit, die ihrer Verfaſſung noch ankleben mochten, auf Berbefferung 
der materiellen Zuftände hingewirkt werden konnte, während anderwärts bie re 
aftionäre Strömung, welder die Regierungen nad Kurzer Unterbrehung durch die 
Breiheitöfriege wieder verfallen waren, den gleichen Reformen hemmend in ven 
Weg trat, ließ den Konftitutionalismus bald aud) in ſolchen Kreifen populär 
werben, in welchen derſelbe Anfangs Feine oder doch feine lebhaften Sympathieen ges 
funden hatte. Unbeſchadet mehrfaher Rüdihläge wußte deſſen Handhabung in 
den ihm zugethanen Staaten im Laufe langer und ernftlicher Kämpfe zwifchen Re— 
gierung und Kammern fidy zu vertiefen und ernfter zu geftalten, während in ven 
übrigen bentfchen Landen das Streben nah deſſen Einführung mit Ausnahme 
etwa einer „Heinen, aber einflußreihen Partei” ein allgemeines wurde. Der jüng- 
ften Zeit erft war es vorbehalten, dem Principe ber neueren Berfaffungen zum 
Siege zu verhelfen und damit den Umbildungsproceß zu Ende zu bringen, wel- 
der die mittelalterliche Lanveshoheit in den modemen Staat umzuformen bern: 
fen war. 8. Maurer. 


Zandesfirche, ©. Kirchenhoheit. 
i Landfriede, Landfriedensbruch. 


Das Wort Landfrieve kommt in unfern Rechtsdenkmälern erft um die Mitte 
des 13. Jahrhunderts vor; früher finden wir dafür die Ausprüde Constitutio 
pacis, pacis institutio, pax instituta, jurata, ober auch furzweg pax (erft jpäter 
mit dem Zuſatz publica). Die Inftitution, welde damit angedeutet wird, reicht 
bis zum Anfang des 11. Jahrhunderts zurüd, indem damals die Künige und 
Fürften Deutſchlands anfingen, Anftalten zur Herftellung des Rechts und ber 
Ordnung, zur Sicherung des öffentlichen Friedens in der Art zu treffen, daß fie 


8) Bon denjenigen Staaten, in melden die alte landftändifche Verfaſſung (mie z. ®. in 
Mektenburg) unverändert fortdauerte, ift bier natürlich nicht die Rede. 
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und alles Volk ſich eidlich verpflichteten, für eine beftimmte Zeit (2, 4, 5 Jahre 
u. f. mw.) allen Fehden und Gewaltthätigfeiten zu entfagen, vie Mörder, Mord» 
brenner, Räuber und Diebe als die häufigften und gefährlichften Friedensbrecher 
zu verfolgen, furz jede Störung des Friedens nicht allein felbft zu meiden, ſondern 
aud bei Andern nad Kräften zu hindern. 

Die befhworenen Landfrieden erfcheinen demnad als außerorbentlihe Maß— 
regeln zur Aufrechthaltung ver Rechtsordnung und öffentlichen Sicherheit. Die 
Borausfegung ift nicht, daß ohme jene befonderen Friedensanftalten ein Zu- 
ftand roher Willfür und Eigenmadht rechtliche Anerkennung gefunden hätte, viel- 
mehr wurden Gewaltthätigfeiten und Verbrechen aud außerhalb ver befhwornen 
Landfrieden von dem Gefeg verpönt, und nur weil die herkömmlichen Rechtsinfti- 
tutionen gegen das überhanpnehmende Raub» und Fehdeweſen nicht ausreichten, 
fuchte man eine Abhülfe in den beſchworenen Frievenseinigungen, 

In der Regel wurde bei Gelegenheit einer folhen Vereinbarung eine Frie— 
densurfunde, ein „Friedebrief“ erlaflen, in weldhem vie Fälle ver Friebensftörung, 
fowie die Verfolgung und Beftrafung der Frievensbrecher genauer beftimmt waren. 
Diefe Landfrievenskonftitutionen, obwohl meift nur für wenige Jahre vereinbart, 
nehmen ten Charakter von Reichegefegen an und werben bei der Menge krimi— 
neller Eatungen , procefjualifcher Verordnungen und polizeilicher Gebote, bie fie 
in fi aufnehmen, hie und da zu umfafjenden Reichskriminalgeſetzen und Reichs— 
polizeiorbnungen. 

Die wichtigften diefer Reichsfrievenstonftitutionen murben von den ſtaufiſchen 
Herrſchern, von Friedrich I. und II. und dem Sohne des Iettern, Heinrich VII., 
erlafien (während uns aus ver früheren Zeit blos Bruchſtücke kaiſerlicher Land— 
frievden erhalten find). Bei den ftaufifchen Yandfrieven tritt ver Gedanke einer zeit- 
weiligen Bereinbarung in den Hintergrund, und die Friedensurkunden treten mit 
dem Anfprucde auf, ewig gültige Reichsgeſetze zu fein; gleihwohl fanden es aud) jene 
fräftigen Kaifer nöthig, ihre Frievensgebote von Fürften und Volk beſchwören 
und ten Friedensſchwur von Zeit zu Zeit wiederholen zu laffen. Und nad) dem 
Untergang der ſtaufiſchen Macht mußte man vollends darauf verzichten, den fort- 
während geftörten Frieden durch dauernde Gefege zu fihern; Rudolf von Habs- 
burg, den man oft ald Wieberherfteller des Landfrievens gefeiert, ging nur darauf 
aus, das Geſetz vom Jahre 1235 in einzelnen Theilen des Reichs immer wieder 
von Neuem für einige wenige Jahre befhmwören zu laffen. 

Dei der fteigenden Schwäche der Reichsgewalt und ber außerorbentliden 
Mangelhaftigkeit des Reichsgerichtsweiens mußten die auffommenden Zerritorial- 
gewalten darauf bedacht fein, felbft Reht und Ordnung in ihren Kreifen aufzu= 
richten. Aber nur wenige Fürften befaßen auf einem ausgedehnten Länderfompler 
eine fo durchgreifende Regierungegewalt, daß fie, wie die Bayernherzoge und Otto— 
far von Defterreih ſchon im Interregnum thaten, Ianvesherrliche Friedensordnun⸗ 
gen mit Erfolg aufzurichten vermodyten. Bon den zahllofen Heinern Gewalten 
tonnten nur auf dem Wege der Einigung zwifchen benachbarten Fürften, Herren 
und Städten für einen beftimmten Bezirk gemeinfame Randfrieven errichtet werben. 
In den Wirren des Interregnums fchreitet man am Rhein durch die Stiftung 
des rheiniſchen Städtebundes auf diefem Wege mächtig vor. Meift waren es aber 
engere Grenzen, auf welde fi die immer erneuten Landfriedensbündniſſe be— 
ſchränkten. Ihr Hauptinhalt geht dahin, daß die Theilnehmer jeder Fehde unter ein⸗ 
ander eidlich entſagen und etwaige Streitigkeiten nicht mit ven Waffen, fonbern auf dem 
Wege Rechtens vor vereinbarten Schiedsrichtern zum Austrag zu bringen verſprechen. 
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Diefen Einigungen gegenüber, in welchen ſich der lodere Reichsverband nur 
noch als ein völkerrechtlicher Verein an fich felbftändiger Gewalten barftellt, treten 
vie Faiferlihen Reihslandfrievden im 14. Jahrhundert ganz in ven Hintergrund. 
Statt im ganzen Reich Frieden zu gebieten, konnten die Beherrſcher Deutſchlands 
nur noch in einzelnen Theilen und fir kurze Dauer Frieden oder richtiger Waffen- 
ftilftand vermitteln, 

König Wenzel machte den vergeblihen Verſuch (1383, 89, 98), das üppig 
wuchernde Cinungswefen in der Art zum Nuten des Landfrievens zu regeln, 
daß er den Fürften, Grafen, Nittern, Herren und Städten gebot, fih aller Se— 
paratbündniffe zu begeben und fih einer allgemeinen Einigung, die wieder in 
mehrere Landfriedenskreiſe zerfallen follte, anzufchließen, innerhalb deren alle Strei- 
tigfeiten durch ein aus erwählten Rathsmannen und einem Faiferlihen Obmann 
beftehenden Schiedsgericht beigelegt werben follten. Aber die widerftrebenden Inter- 
effen der Fürften und Städte, der großen und Heinen Herren, ließen dieſe Ent- 
würfe fcheitern.. Die Privatkriege wie die Separatbünpniffe tauchten aller Orten 
immer von Neuem auf, und es ſchien, als ob vie Kräfte des Reichs ſich in ven 
zahllofen Fehden aufzehren und Deutfhland aus Mangel an Einheit ſchon damals 
eine Beute fremder Eroberer werben ſollte. Es war in der That im 15. Jahr- 
hundert mehr die Angft vor den Huffiten und fpäter namentlich vor den Türken 
als eigene Frievensliebe, was unfere Fürften und Herren einer nothrürftigen Her- 
ftelung des innern Friedens geneigt machte, und man hielt felbft va, als vie 
Ihlimmften Feinde ſchon deutſche Grenzländer vermüfteten, an dem koftbaren Privi- 
legium des Fauſt- und Fehderechts noch mit einer Zähigkeit -feft, wie fie nur ber 
deutſchen Natur eigenthümlich fein mag. 

Mit Mühe bradte Sigmund 1431 wegen des unabweislihen Zugs gegen 
bie Huffiten einen Landfrieven auf 1 Jahr zu Stande. Der wadere Albrecht I. 
wollte die Sache der Reform gründlicher faſſen; fein früher Tod überhob ihn der 
Erfahrung, daß die hartnädig wiberftrebenden Elemente einer wahren ini» 
zung nicht fähig feien. Für den langfamen Friedrich III. aber reichte ſelbſt 
ein halbes Jahrhundert nicht hin, um etwas Dauerndes zu ſchaffen. Seine joge- 
nannte Reformation von 1442, fo wie die Landfrieden von 1467, 71, 74, 86 
waren Palliatiomittel, die felbft im Angeficht der immermehr drohenden Türfen- 
gefahr feinen allgemeinen und bleibenden Frieden herbeiführen konnten. 

Erſt Marimilian bradte auf dem Wormfer Reichstage 1495 durch eine 
Einigung aller Reihöftände ven ewigen Lanpdfrieden und in Verbindung 
damit eine wenn auch ungenügende Reichsreform zu Stande. Indem ein allge 
meiner Friede mit Ausfhluß jeder Fehde und für immer verfündigt wurde, 
warb zugleich das Neihsfammergericht eingefegt und zur beſſern Handhabung 
und Vollſtreckung des Friedens eine jährliche Verſammlung ver Reihsftände ange- 
orbnet. Zur fräftigern Durchführung der neuen Ordnung wurbe außerdem einige 
Jahre fpäter bald noch das Reihsregiment in's Leben gerufen, das aber ſchon 
unter Karl V. wieder aufgegeben ward, während die damit verbundene Einthei=- 
lung Deutſchlands in Land frievensfreife (Anfangs in 6, dann 8, zulegt 10) 
beibehalten wurde. Daneben mußte aber während ver Reformationszeit der ewige Land⸗ 
friede noch oft genug von Neuem verfündigt werben, wobei man das Geſetz von 
1495 zu Grunde legte, welches bald blos beftätigt, bald erläutert und ergänzt wurbe ; 
jo in den Reichsabſchieden von 1498, 1500, 1505, 1510, 1512; ferner 1521, 
1529, 1541 u. ff. bis 45; ebenfr im Jahre 1548 und in Verbindung mit dem 
Religionsfrieden und einer neuen Eretutionsorbnung in dem „Religions: und 
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Laudfrieden“ von 1555. Bei dem legten Lanbfrieven und der ihm einverleib- 
ten Erefutionsorbnung blieb e8 bis zum Ende des Reichs; die Reichsabſchiede ver 
fpäteren Zeit find bloße Wiederholungen und Beftätigungen. 

Es bedurfte, wie wir fahen, eines halben Jahrtauſends, bis die Gefchichte 
der Landfrieden in dem ewigen Lanbfrieven und den zu feiner Durchführung ge— 
troffenen Anftalten zum Abſchluß fam. Bei ver Umgeftaltung, die während dieſer 
Zeit tie öffentlihen Berhältniffe Deutſchlands erfuhren, konnte auch der Inhalt 
ver Landfrieden nicht unverändert bleiben. Wir lernen ihn genauer kennen, wenn 
wir auf die frage nah dem Landfriedensbruch!) eingehen. 

Die älteften Landfrieden waren Vereinbarungen zur Beobachtung des Friedens 
auf einige wenige Jahre. Frievensbrud war hier jeder gewaltthätige Angriff auf 
diejenigen Perfonen, Dertlichkeiten und Sachen, denen man ben Frieden ausbrüd- 
lich zugefichert hatte; in den Friedensſchwüren werden als ſolche genannt: bie 
Kirchen und Frievhöfe, die geiftlichen Perfonen, die Frauen, die Kaufleute, Haus, 
Hof und Dorf, und enplih alle Diejenigen, welche ihrerſeits den Frieden zu 
Halten gelobten. 

Mit der Erweiterung der Landfrievensgefege unter den ftaufifhen Kaifern 
wächst auch die Zahl ver durch den Landfrieden ausdrücklich verpönten Verbrechen; 
noch weiter geht man in den Zuſätzen, welche zu dem oft wiederholten und im 
14. Jahrhundert ſogar zu einem Rechtsbuch verarbeiteten Landfrieden von 1235 
gemacht wurden. Hier wird manche Handlung zum Landfriedensbruch, durch welche 
wenigſtens nicht der öffentliche Friede, auch wenn wir dieſen Begriff in weiteſter 
Faſſung nehmen, bedroht wird, und die ſelbſt nach der altgermaniſchen Anſchauung, 
welche die ganze Rechtsordnung als Frieden auffaßte und jeden Rechtsbruch als 
Friedensbruch betrachtete, kaum zu den eigentlichen Friedensbrüchen gerechnet wer- 
den könnten. 

Unter ver Menge der möglichen Friedensbrüche wird aber Einer von allen 
Landfrieden ganz beſonders berüdfichtigt, nämlich der aus Eigenmacht ober aus 
Rache oder aus bloßer Raubluft unternommene und mit Waffengewalt ausgeführte 
Angriff auf das Leben und die Habe Anderer. Zwar war nicht jede, felbft mit 
bewaffneter Mannſchaft ausgeübte, eigenmächtige Rechtsverfolgung geſetzlich ausge— 
fhlofjen, die Fehde, oder das Recht, feinen Gegner mit ven Waffen zu über: 
ziehen, war vielmehr unter gewiſſen Borausfegungen und Beihränfungen von ber 
Sitte und dem Recht anerfannt; um fo nothwendiger aber wurde ed, den unver 
meidlichen Mißbräuchen eines folhen Rechts entgegen zu wirken. 

Die Landfrieven verfolgen nun vorwiegend den Zweck, der Fehde möglichſt 
enge Schranken zu jegen. Es wurde daher vor Allem der Grundſatz betont, daß 
eine Berfolgung des Gegners mit Waffengewalt erft eintreten bürfe, nachdem man 
den Weg Rechten verfucht, aber wegen Rechtsverweigerung oder nach durchgeführter 
Klage wegen mangelnder Erefution fein Recht habe erlangen können. Sodann 
wurben ‘die Formen eingefhärft, unter denen die rechtlich zuläßige Fehde ausge 
übt werben follte. Namentlich follte man feinen Gegner nicht überziehen, ehe man 
ihm 3 Tage zuvor offene Fehde angekündigt hätte, Würde nah Ablauf biejer 
Frift ter Kampf eröffnet, fo follten wenigftens alle waffen und wehrlofen Per- 
ſonen, alle kirchlichen Inftitute, Haus, Hof und Aeder aller Unbetheiligten, fo 


4) Dergleihe Wächter, Mevifion der Lehre von dem Verbrechen der Gewaltthätigkeit, im 
neuen Archiv ded Kriminafrchts, Bd. 12 S. 341 ff. und befonders Wilda, Landfriedensbruch 
in Weiske's Rechtslexikon Bd. VI. S. 261 ff. " 
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wie aud bie offene Straße vor Gewaltthaten bewahrt bleiben. Die von ber 
franzöſiſchen Geiftlichkeit in’s Leben gerufene und auch in Deutſchland eingeführte 
treuga dei forberte außerdem, daß alle Waffenfämpfe vom Donnerftag bis Sonn» 
tag jeder Woche, ferner an den riftlihen Feſttagen, fowie in den Faſten ruhen 
follten. 

Die Rauf- und NRaubluft unferes Herren» und Nitterftandes bat alle biefe 
Schranken durchbrochen und das Recht ver Fehde zu einem zügellofen Fauſtrecht 
ausgebildet. Die ohnmächtigen Kaifer und die traurige Reihsverfaffung gewährten 
feinen Schuß; nur im Bündniß mit dem Nachbar fanden die einzelnen Glieder 
des Reichs einige Sicherheit. Bon Seiten des Reichs geſchah eine lange Zeit hin— 
durch nicht mehr, als daß man ſolche Friedensbündniſſe förderte und im Uebrigen 
die alten Vorſchriften über die gehörige Ankündigung der erlaubten Fehde in Ers 
innerung brachte. Erſt feit König Wenzel tauchen die Berfuhe auf, von Reichs— 
wegen jede Fehde, wenn aud nur für einige Jahre, zu verbieten, und erft im 
ewigen Landfrieven wurde ein für alle Mal der Grundſatz gefeglih anerkannt, 
daß hinfort Fein Privatkrieg mehr erhoben werben dürfe. 

Während man fid) bis dahin des Landfriedensbruchs nur dadurch ſchuldig ges 
macht hatte, daß man ohne rechtmäßige Veranlaffung Fehde erhob oder dieſe nicht 
in den gejeglihen Schranken ausübte oder auch irgend eine andere rechtswidrige 
Handlung beging, welde durch die Reihslandfrieven oder in kleineren Kreifen 
durch die Landfrievensbündniffe verpönt war, wurde feit dem ewigen Landfrieven 
jede eigenmäcdhtige Anwendung von Waffengewalt, jedes Erheben einer auch früher 
erlaubten Fehde zum Landfriedensbruch. Dem eigentlichen Privatkriege wurde nur 
noch Raub und Brand infofern gleih behandelt, als fie von dem Fehdeweſen 
unzertrennlid waren. Dagegen wurden die alten Landfrievensbeftimmungen über 
zahlreihe andere Verbrechen und Vergehen nun nicht mehr wiederholt. Denn durch 
die Reihsreform wollte man zunächſt nur das ärgfte aller Uebel, die Fehde, ein 
für ale Mal abfhaffen; vem Bedürfniß der Kriminalgefeßgebung, dem die älteren 
Landfriedensgefege in ihren mannigfaltigen Strafbeftimmungen zu dienen gefucht 
hatten, follte mit dem Anfang des 16. Jahrhunderts die peinlihe Halsgerichts- 
ordnung genügen, Daß dieſe nod einmal die alten Grundſätze der Fehde troß 
bes ewigen Landfrievens anerfannte, bleibt unerflärlih, bat aber aud für die 
Praris ſchon deshalb feine Bebeutung, weil feitvem mit den Erneuerungen des 
ewigen Landfriedens aud das Verbot jeder Fehde oft genug verfündigt worden ift. 

Nah dem Geſetz von 1495 wurde alfo nur derjenige als Landfrie— 
densbrecher behandelt, der einen Andern befriegte, befehbete oder nad Kriegsart 
mit Raub und Brand verfolgte. Im 16. Jahrhundert aber erweiterte ſich nicht 
ohne Beranlaffung der religiöfen Wirren der Begriff des Landfriedensbruchs in 
ber Art, daß ver erneute Landfriede von 1548 anordnete: nicht allein, „daß 
von Zeit der Verfündigung veffelben Niemand, weß Würben, Standes oder We— 
ſens er fei, um feinerlei Urfachen willen den Anvern befehden, befriegen,_ be> 
rauben, fahen, überziehen, belagern“ folle, fondern auch, daß Niemand „eis 
nige verbottene Gonfpiration oder Bundniß wider den Andern aufrichten oder 
machen; daß auch Keiner den Anvern feiner Poſſeſſion, Inhabent oder Gewere, 
e8 wären Schloß, Stadt, Dörfer, liegend und fahrende Hab, Regalin, und 
aller andern Gerechtigkeiten, nichts ausgenommen, mit gewehrter Hand und ge> 
waltiger That freventlih entfegen, noch feine Untertyanen abziehen oder im 
Ungehorfam wider ihre Obrigkeit bewegen, ober biefelben ohngemelveter ihrer 
Obrigkeit Wiffen und Willen in Schug nehmen, ſondern fol ein Jever ven 
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Andern bei ben Seinigen beruhiglid und ungehindert bleiben, darzu des 
Andern Unterthanen, geiftih und meltlih, durch feine Fürftentbum, Land» 
haften, Grafſchaften, Herrſchaften, Obrigfeit und Gebiet frei fiher und unge- 
hindert wandern, ziehen und wähern laffen, und den Seinen keineswegs geftatten, 
biefelben an ihren Ehren und Freiheiten wider Recht mit gewaltiger That anzu= 
greifen, zu vergewaltigen, zu .beleivigen, zu befehweren in feiner Weiſe.“ 

Die fpäteren Juriften haben biefen erweiterten Begriff des Landfriedensbruchs 
nicht feftgehalten, fondern unter vem Einfluß ver römiſchen Lehre von dem Crimen 
vis jenes Verbrechen nur überall da gefehen, wo unbefugter Weife von meh- 
reren bewaffneten Perfonen (niht von ben Reihsftänden und nicht ohne 
Waffengewalt) der allgemeine innere Friede innerhalb der Landesgrenze durch 
öffentlide Gewaltthätigfeiten geftört if. | 

Heute ift bei gänzlich geänderten öffentlihen Berhältniffen ein Landfriedens— 
bruch im Sinne der fpätern Reichsgefeßgebung kaum zu fürdten, und daher dürften 
in den Ländern des gemeinen Rechts die Beftimmungen über den Landfrieven 
wohl von felbft außer Uebung gekommen fein. In den neuern Strafgefeggebungen 
ift aud der Name des Landfrievensbruhs meift verfhwunden nid dafür hie und 
da ein Berbrehen der öffentlichen Gewaltthätigkeit ftatuirt. Das bayeriſche Straf- 
geſetzbuch aber kennt noch das alte Berbrehen im Sinne der Reichsjuriften. — 
Da die Reichsacht, die ältere und gewöhnliche Strafe, mit dem Unter ‚ang bes 
Reichs aufgehört hat und die Enthauptung, welde jhon im 16. Jahrhundert 
beim Landfrievensbruh an die Stelle der Acht zu treten anfing, zu hart erſchien, 
fo haben die Kriminaliften eine Zuchthaus- oder Gefängnißftrafe für den Yand- 
friedensbruch zweckmäßig erachtet. 

Literatur: Als Hauptwerk über ven Landfrieden iſt noch immer Datt, 
de pace imperii publica libri V. etc. Ulmæ 1698. fol. zu betrachten. Die 
übrige Literatur hat Wilda in feinem vortrefflihen Artikel über ven Landfrie— 
densbrud in Weiske's Rechtslexikon, Leipzig 1845. Br. VI. ©. 248 ff. 
volftändig verzeichnet. Seitdem ift nur noch die Frage der mittelalterlichen Fehde 
und ber älteren Landfrievensgefege geförvert worden, jo von Wächter, das 
Fauſt- und Fehderecht des Mittelalters in den Beiträgen zur deutſchen Ge— 
ſchichte. Tübingen 1845. Hälfhner, Geſchichte des Brandenb.-Preußifhen 
Strafrehts. ©. 19 fe. H. Boehlau, Nove Constitutiones Domini Alberti 
d. i. der Landfriede- v. J. 1235. Mit der Glosse des Nicolaus Wurm. Wei- 
mar 1858. Ueber vie älteften Landfrieden und vie treuga Dei f. auch Kludhohn, 
Gedichte des Onttesfrievens. Leipzig 1857. Vergl. auh Stobbe, Geſchichte des 
dentihen Rechts, Braunſchweig 1860. ©. 475 ff. u. Kluchohn. 
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Land⸗ und Stadtgemeinde. 


1. Stellung 'der verſchiedenen Gemeinbearten zu IH. Der Gemeindehaushalt: 

ven allgemeinen Freiheitsrechten. Insbeſondere a) Kämmerei- und Gtiftungsvermögen , 

a) von ber Armenunterftügungspflicht der Ge- b) &emeinvebefteuerung, 
meinden, c) Gemeinpeanlehen, 

b) von ber Gicerftellung ber befonderen d) Kontrole des Gemeindehaushalts. 
Nutzungsrechte der Gemeinden gegen die IV. Innere Berfaffung der Land- und Gtabt- 
Folgen der Freizügigkeit. gemeinden in Bezug auf bie Behörpen, 

11. Wohlfahrtspflege, Polizei, Gerichtsbarkeit der 

Gemeinden. 


Der Artitel „Gemeinde (4. Bd., ©. 109 ff.) bat die Gemeinde fo viel- 
feitig und in fo völliger Uebereinftimmung mit unferen Anſchauungen befprodhen, 
daß uns für den Specialartifel Land» und Stadtgemeinde nur Weniges, hauptſäch— 
lich über die innere Berfaffung und die VBermögensangelegenheiten ber verfchieve- 
nen Gemeindearten, zu fagen übrig bleibt. 

Die Berfaffung und die Finanz der Gemeinde find, wie ſchon ber Artikel 
Gemeinde im Gegenjag zu ber Gemeindepolitit des aufgellärten Dejpotismus und 
bes früheren Liberalismus hervorgehoben hat, aus den Lebenszweden ver Gemeinde 
zu beftimmen, nicht dieſe dürfen unter eine Verfaſſungsſchablone gezwängt oder 
aus dem Etat heraus bemefjen werben. Demgemäß wirb man aud zu ben rich» 
tigen Grundlagen der fpeciellen Gemeindeverfafjung nur durch Auffaffung der ver- 
ſchiedenen Geftaltung der Gemeindeverhältniffe unter verſchiedenen Umftänden zu 
gelangen vermögen. Wir müſſen zuerft die verſchiedenen Gemeindearten ven ver- 
Ichievenen emeinbezweden gegenüberftellen, um bann die Grunbfäge der Ge— 
wmeindeverfaffung zu gewinnen. 

I. Was die Stellung der Gemeinde und ihrer verſchiedener Arten zu den 
allgemeinen Freiheitsrechten der Staatsangehörigen, insbeſondere bezüglich 
der Berufswahl, Nieverlaffung und Verehlichung betrifft, fo ift uns eime einläß- 
lichere Erörterung theils durd) die Bemerkungen in Bd. IV. ©. 129 f. vorweggenom- 
men, theils dur Verweiſung auf den bejondern Artikel „Nieverlaffung” abge 
ſchnitten. Es wird jedoch die Bemerkung geftattet fein, daß nad unferer Ueber» 
zeugung der Staat den Schuß jener allgemeinen Freiheitsrechte nur auf dem 
Fundamente der Grundfäge der vollen Freiheit des Erwerbes, der Nieverlaflung 
und ber Berehlihung (für alle nad gejegliher Definition unbeſcholtene Per- 
fonen) ausreihend wird üben fünnen. Allerdings fegt die Durchführung biefer in 
der modernen Staatsgemeinſchaft unentbehrlihen Grundrechte mit Bezug auf die 
Gemeinden die Regelung einerfeits des öffentlichen Armenrechtes, andererfeitd den 
Schuß der äffentlihen Gemeintenngungen voraus. 

Was a) die Armenunterftügungspfliht ver Gemeinde betrifft, fo ° 
muß ihr Umfang auf die nothdürftige Unterftügung der Armuth bejchränft 
fein, e8 muß ver Unterftügungspflit ein Recht der Dieciplin entſprechen, in 
prophylaftifher Beziehung durch Zwang zur Theilnahme an etwaigen Anftalten der 
Selbfthülfe, repreffiv durch Zwangsbeſchäftigung. Bei richtigem Gebrauch diefer der 
Pflicht entſprechenden armenpolizeilihen Rechte verlieren die ökonomiſchen Yolgen 
jener Grundrechte ihr gefahrdrohendes Ausfehen, ja diefe Grundrechte werben, 
was fo wünfdhenswerth ift, zum Sporne einer auf tüchtigen fittlihen und wirth- 
ſchaftlichen Principien beruhenden Armenpfleze werden. Allerbings kann auch bei 
der Beſchränkung des Armenrechtes auf die nothdürftige Unterftügung und bei 
guter Führung der vorlehrenden und ber reprejfiven Armendisciplin den Gemeinden 
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zeitweilig eine Armenlaſt erwachſen, welche über ihre öfonomifche Kraft und daher 
aud über das Maß ihrer"vernünftig verftandenen Verpflichtung geht. In fol 
außerorventlihen Fällen werben die Bezirks- und Kreisgemeinde und der Staat 
belfend eingreifen müffen, vorausgejegt, daß nicht die Ueberbürbung auf einer un- 
billigen Bertheilung der Armenlaft unter den Gemeinden beruht. _ 
Die billige VBertheilung der Armenlaft unter den Gemeinden ift aber eine 
Hauptaufgabe der Armengefeggebung und der Staatöverwaltung. Bei diefer Ver» 
theilung wird der Grundfag maßgebend fein müffen, daß derjenige Gemeinverband 
(Drts-, Sammt-, Bezirks⸗, Kreis-Gemeinfhaft) die Armenlaft trage, welchem und 
infoweit ihm der Arme mit feiner Eriftenz angehört. Diefer Grundſatz wird num 
bei den verfhievenen Gemeinbearten verſchiedene Geftaltung der Armengemeinve- 
verwaltung herbeiführen. Die gewerblihe Stadtgemeinde fließt ihren Bürger faft 
feiner — * nach in ſich, ebenſo die geſchloſſene Dorfſchaft den Bauern 
und Flickhandwerker. Ihnen muß, fo weit Privatſtiftungen (pia corpora) und Pri⸗ 
vatwohlthätigteit die Laſt nicht zu tragen vermögen, bie Armenlaft im Wefentlichen 
auch ganz übertragen werben. Die Erfahrung bat gezeigt, daß eine irrationelle 
Bertheilung der Armenlaft auf weite Kirchſpielverbände bei gedrängtem Ortſchafts- 
leben, wie fie ungerecht ift, auch zu verſchleudernder Verwaltung führt; ver erfah- 
rene Stüve (Wefen und VBerfafjung der Landgemeinden) warnt hievor. Anderer» 
feits gibt es Fälle, in welchen die Armenlaft nicht auf zu Heine Gemeindeatome 
firirt werben darf. Wo 3. B. gefchloffene, eine befondere Theilgemeinde (Markung) 
‚bildende Latifundien mit ben Ürbeitsfräften benachbarter Dörfer wirthfchaften, 
oder wo Fabriken in dieſer Weiſe ihren Arbeitsbevarf reden, da wäre es ebenfo 
ungerecht als auf die Dauer unmöglid, den Schwerpunkt der Armenlaft auf die 
Proletariergemeinden und nicht vielmehr auf die Sammt- over bei großen Fabrit- 
diſtrikten felbft auf die Bezirks- und Kreisgemeinde zu legen; ähnlich bei VBorftabt- 
dörfern, deren Berwaltung entweber zur Ortsgemeinfhaft ver nahen Gewerbftabt 
gefchlagen, oder welche mit diefer zu einem Armenbezirt verbunden werben follten, 
Schon aus diefem Gefihtspunft der billigen Vertheilung der aus der ncth- 
bürftigen Armenunterftügnng entſpringenden Laften ergibt fi die Nothwendigkeit 
einer manmigfaltigen Organifation der Gemeinden. Die Landesgefege über Ge— 
meinbewefen können nur die Kategorieen der für das Armenwejen tauglichen, ver- 
ſchiedenartigen ©emeindegruppirungen aufftellen, ein Normalverhältniß und bie 
erlaubten Abweichungen; die erfte oder bie veränderte Einreihung in die eine oder 
andere Kategorie ift Sache der Vereinbarung zwifhen den kollidirenden Intereffen 
unter dem unparteiifchen Rathe ber Berwaltungsbehörben, und wo Streit bleibt, 
ift der Entſcheid einer etwa aus Staatsbeamten und Landtags-, Kreis- oder Be- 
zirksdeputirten zufammenzufegenvden ſtändigen Sachverftändigenfommiffton zu über- 
‚geben, welche an Ort und Stelle Erhebungen pflegen und danach die Anwendung 
ber allgemeinen Gemeinveorbnung entſcheiden würbe; eine ſolche Kommiffion würde 
auch noch für andere Funktionen (Kognition über die nur Konkret befinirbare 
- Stabt- und Landgemeinde» und Gemeinbeflaffen-Eigenfhaft felbft u. dgl.) ein treff- 
liches Organ zur Verſöhnung des gemeinen Rechtes und ver örtlichen Konkre— 
tion der Berhältniffe, zur Löfung des Konfliktes der Gemeindeautonomie und des 
mißliebigen bureaukratiſchen Auffihtswefens fein und namentlih auch jener wah- 
ren und berechtigten Staatsauffiht, wie fie ber Artitel Gemeinde (Bo. IV., 
WS. 152 und 160) verlangt, durch Erziehung eines nicht blos aus den Akten und 
der Theorie, fondern auch aus dem Leben fhöpfenden Stantsbeamtenthums dienen. 
Die rihtige Vertheilung der Armenunterftügungspfliht unter den Gemeinden 
a, 
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unter ber Geltung des Grundrechtes ber Mieverlaffungsfreiheit (Freizügigkeit) am 
allen Orten fett aber weiter voraus, daß das Heimat und das Einwohnerſchafts⸗ 
verhältniß einander in gewiſſem Abftande nachfolgen. Gewöhnlich ift das Recht auf 
nothpürftige Armenunterftügung mit dem Heimatredite verknüpft. Es ift nun ge= 
wiß ungereht, wenn eine Perfon, welche Jahrzehnte lang etwa in einer Stadt 
oder fonft wo auswärts Dienfte leiftet, im Falle ver Verarmung der Heimatges 
meinde zurüdgefhoben wird, ber fie inzwifhen auch wirthſchaftlich fo entfrembet 
worben fein fann, daß für fie eine rationelle Urmenpflege in der Heimatgemeinde 
gar nicht möglich ift; wer daher in felbftändigem (nicht als Gefinde u. dgl.) Haus- 
halt eine gewifje Zeit in einer Gemeinde gewirthſchaftet, ſollte ihr nicht blos ala 
Einwohner, fondern auch heimatmäßig angehören, das Heimat- und das Einwoh- 
nerſchaftsverhältniß follten verfnüpft werben. Für Stabtgemeinden wäre biefür in 
der allgemeinen Gemeinveorbnung vielleicht ein anderer Zeitraum ber neuen Nie- 
verlaffung als Vorausfegung anzunehmen, als für Landgemeinden. Unter allen 
Umftänden wird die Armengemeindeverwaltung eine deſto einfachere und liberalere 
werden fünnen, auf je weiterem Gebiete gleichartige Gewerbs- und Niederlaffungs- 


freiheit befteht. (Vgl. darüber und über die vorſtehend erörterten allgemeinen Fra-- 


gen meinen Aufſatz: Gemeinfame Ordnung der veutfhen Gewerbe- und Heimats- 
verhältniffe nad) den Principien der Gewerbefreiheit und ver Freizügigfeit, deutſche 
8.3. Sch. 1859, 1. Quart.) 

Das Drgan der Armenverwaltung, foweit fie die Gemeinde angeht, ift die 
Gemeinde (beziehungsweife Sammt-, Bezirks-, Kreis-Gemeinde) Behörde, Allein 


die Armenverwaltung ift nicht blos Polizei» und Gemeindeſache, fondern in meiſt 


untrennbarer Weife nur in Gemeinfhaft mit den Organen ver Milpthätigkeit und 
der Sittenpflege, mit Stiftungen, Bereinen, Kirche und felbft Schule denkbar. 
Auch hier erwaͤchſt ver Gemeindeorganifation eine über die Monotonie hinaustrei= 
bende große Mannigfaltigkeit. Der Kern der Armenbehörbe wird zwar der welt— 
liche Gemeindevorftand fein, aber er wird fih mit dem oder ben Drtsgeiftlichen 
dauernd oder für befondere Fälle zufammenorbnen (dauernd, wo nur Eine Kon- 
feffion herrſcht, wechfelnd, woferne die Gemeinde konfeſſionell gemiſcht ift, mit dem 
Rechte des Berichtes oder der Citation für etwaige auswärtige Geiftliche, welche 
die in der Gemeinde wohnenden Pfarrkinver in ber Diafpora paftoriren); man 
wird die Stiftungsvorftände, je nah dem Zwed und örtlichen Zuſtande der Gtif- 
tungen, mehr oder weniger feft heranziehen, die Befugniß offen laſſen, um vie 


Borftände von milpthätigen Vereinen, Unterftügungsgefellihaften, legalen oder freien — 


Ermwerbsgenofjenfhaften (Innungen) für die Gemeinde-, Bezirks- u. f. w. Armen- 
verwaltung beizumählen. Hier ift ein Gebiet ftatutarifcher Autonomie, welches von 
dem allgemeinen Landesgemeinderecht nicht aufgefogen werben darf, ohne die na= 
türlihe Ordnung des Gemeinvelebens zu mißleiten; wenn die Kontrole dieſer Au— 
tonomie der oben bezeichneten Behörde übergeben wilrde, jo wäre ihre freie Hebung 


wohl eine gefahrlofe; gewiß ift, daß die jo wünſchenswerthe rationelle Betheili- 


gung der kirchlichen und weltlihen Korporationen und Affociationen an der Ges 
meinde- namentlih an ber Armenverwaltung nur mittelft Anwendung der ftatu- 
tariſchen Autonomie ausführbar ift. (Bgl. Bd. IV. ©. 128.) Insbeſondere bei 
Abfafjung der allgemeinen Städteorbnungen wird dies zu beachten fein. | 

Was b) die Siherftellung der befonderen Nutzungs— 
rehteder Gemeinden gegen die Folgen der Freizügigfeit 
betrifft, fo find fle gegen die Einfiger entweder unbedingt vorzubehalten, wenn die 
Gemeinſchaft ver Nutzungsberechtigten (Nutzungsgemeinde, Realgemeinde) eine ftreng 
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privatrechtliche, nur in Fehne Erpropriation auflösbare fpecielle Körperſchaft 
von Einzelnen und Famillen ift, oder muß, wenn die Nugung ein Recht des Bür— 
gers ft, ver Gemeinde das Recht zugeftanden werben, infigern nur ein Bei— 
figer- und Armenheimatrecht, nicht die volle nußberechtigte Bürgerfchaft einräumen 
zu müſſen, oder da biefes ökonomiſch und focial verderbliche Unterſchiede erzeugen 
wird, von ben zu vollem Bürgerreht Einfigenden Einfaufsgelver erheben zu dür— 
fen. Diefe dürfen nicht von der Gemeinde willkürlich feftgefeßt oder geändert wer- 
ven, fondern fönnen nur auf Grund fpecieller Erhebung durd eine der oben er- 
wähnten Ausführungstommiffion ähnliche Behörde im Namen allgemeiner geſetz— 
licher Beftimmungen hierüber auf Antrag der Gemeinde ausgemefen, beziehungs- 
weiſe verändert werben. 2 

I. Wohlfahrtspflege, Polizei, Gerihtsbarkfeit. Das 
Gebiet der Gemeinde- und der Landespolizei ift fhon im Artikel „Gemeinde“ 
(®d. IV., 130 ff.) auf eine mit unferer Auffaffung völlig übereinftinmende 
Weiſe abgegrenzt und ebenvort der Wunfh einer möglichft geringen Beläftigung 
ter Gemeindebehörden mit der Staatsgewalt angehörigen Yunftionen, thunlichfter 
Beſchränkung des fogenannten übertragenen Wirkungsfreijes, begründet worben. 
Eine vie beiderfeitigen unerläßlichen Anſprüche billig erlevigenve Auseinanderfegung 
zwifchen Gemeinde und Staat ift wirflid nur auf diefem Wege möglih. Mate- 
viel wüßten wir dem dort Gefagten nur etwa bie Bemerfung bezüglich der Pflege 
des Kredites beizuſetzen, daß die Staatsbehörde beim Hypothekenweſen, namentlich 
bei der Taraticn, der Gemeindebehörde weniger überlaffe, als es in einigen Län— 
dern (3. B. Württemberg) der Fall ift; der nicht gemeinbeangehörige auswärtige « 
Öläubiger und das Intereffe des allgemeinen Krevites verlangen dies, wenn ein- 
mal die Hypothekengeſetzgebung mit Intervention des Staates und der Gemeinde 
über die bloße Intabulation und gerichtliche Rechtsvormerkung hinausgeht. 

Mit Beziehung auf ven Unterfhied von Stadt- und Landgemeinden ift nun 
feftzuhalten, daß die Ausfcheldung der übertragenen Funktionen aus dem Beruf 
ver Gemeindebehörden in den Städten, wo die Unabhängigfeit des Gemeinbevor- 
ftandes und die Gewinnung charaktervoller, gebildeter Männer für die Vorftande 
Ihaft fo hochwichtig iſt, faſt durchaus und namentlich mit Beziehung auf bie 
Verrichtungen möglidy ift, weldye die Quelle von Konflikten werden und Gelegen- 
beit zum Drud von oben geben, und mit Bezug auf welde der Staat ftatt des 


„Beftätigungsredhtes mit der bloßen eiblihen Berpflichtung fi begnügen kann. 


Nicht ganz fo verhält es ſich mit ver Landgemeinde, Hier ift der Schultheiß in 
mancher Beziehung als exfte Inftanz der Polizei aus Gründen nicht blos der 
Sparſamkeit, ſondern auch der fonfreten Sachkenntniß und Autorität unentbehr- 
ih; aber auch die ftärfere oberbehördliche Einflufnahme auf Wahl und Amts- - 
führung in der kleinen Srtögemeinde ergibt ſich dann als unvermeidiihe Folge. 
Es iſt gar nicht zu läugnen und im Artikel Gemeinde auch jhon begründet, daß 
de Staatsverwaltung der ländlichen Ortspolizei, mit ihrer häufigen Yäffigfeit und 
taftlofigfeit, zu wehren häufig veranlaßt fein wird. Andererfeits ift es eine von 
Stüve a. a. D. wiederholt betonte Wahrheit, daß die länplihe Drtspolizeibehörbe, 
um zu wirken, eines gewiffen Maßes finnenfälliger Autorität nicht entbehren könne. 
Alfo zumal ber Ortsfhultheiß Heinerer Gemeinden muß, wenn er Willen zur 
Thätigfeit und Einfluß behaupten will, von der Refurs- und Auffihtsbehörbe in 
feinen Anordnungen, wenn fie überhaupt gefetlic find, geachtet, nicht wie fo häufig 
gefchieht formal gefchulmeiftert werden, er muß, wo er mit dem Staatsbeamten 
vor ber Gemeinde erſcheint, von viefem geehrt, nicht zum Büttel herabgedrückt 
Bluntſchli und Brater, Deutſches Stagte-Wörterbuß Ve 16 u 
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werben; hier beruht weitaus das Wichtigfte auf dem Takt und dev Bildung des 
aufjehenden oder oberinſtanzlichen Staatsbeamten, ein Moment, weldes bei ber 
Wahl der Bezirköftantsbeamten nur zu häufig, zum großen Nachtheil des Ge- 
meindewejens und ber Staatsgewalt, außer Acht gelaffen wird. 

Bezüglih der Sanımtgemeinden, ber aus Keinen zu jelbftändiger Eigenfunftion 
unfähigen Theilgemeinden gebildeten Körper, ift den Theilgemeindevorftänden aud) 
nur bie fie ausſchließlich betrefiende Verwaltung mit ihren Rechten und öfononi- 
chen Pflichten zu übertragen. Natürliche Vorſtände von Theilgemeinden werten, wo 
große Gutsfomplere oder Gefhäftsbetriebe exiftiren, die Outsherren und Fabri— 
kanten, verfteht ſich ohne Anfehen ver nominellen Adelseigenſchaft, fein. Ihre per- 
ſönlich ftarfe Stellung auf dem Lebensgebiete ver Theilgemeinde ift natürlich gege— 
ben. Aber fie wird auch bejonderer Garantieen, fowohl für die eigentlichen Gemeinde- 
als für die übertragenen Staatsfunftionen bebürfen: alſo namentlid der civil- 
rechtlichen VBerantwortlichkeit für Amtsüberfchreitungen vor Civilgerichten oder zuver- 
läffigen Berwaltungsjuftizhöfen und Berufung an das Sammtgemeindes beziehungs- 
weife an das Bezirfsgemeindeorgen, weldes ſich hiefür nad) Art und mit den 
Oarantieen der engliſchen petty und Quarter sessions, mit VBorfig der Bezirks— 
oder Kreisftaatsbeamten, konſtituiren könnte, Unfere Zeit bat aus ökonomiſchen 
und politifhen Gründen (vergl. Roſcher, Syftem ver Volksw. Br. II, ©. 197 ff.) 
einen Zug zur Latifundiendildung und zur Bildung der Hof» an Stelle der 
Derfwirthihaft, zur Auflöfung der Dörfer in die zerftreute Reihenwohnungsart, 
wie in England, ebenvamit aber zur Sammt- (Kirchfpiel-) Gemeindeverfaffung. 
Die Geſetzgebung hat vaher vie Anhaltspunkte naturgemäßer Verfaſſung in einer 
freien Sammt- und Bezirksgemeindeordnung darzubieten, in welder der Staats» 
beamte mehr eine vorfigende, berathende und gefhäftsleitenve als eine maßregelnde 
und bevormundenbe Stellung einnehmen fol. Hier wäre der Boden, wo die Ariftofratie 
ter Gemeinde» und die der Stantöverwaltung fi die Hand bieten, jene ihr Kor— 
rektiv vom Standpunkt der Staatsaufſicht, diefe ihre Schrante und ihre Achtung 
und Kenntniß konkreter Gemeinveverhältnifie empfangen Tann. 

Da die Bezirksgemeinde- und Provinzialverfaffung einem befonderen Artifel 
vorbehalten ift, fo fonnten wir hier, von der Erwähnung der Sammtgemeinde 
aus, nur flüchtig auf das wichtige Gebiet hinmeifen, wo aller Wahrfcheinlichkeit 
nad) die lange vergeblich ‚erftrebte Verfühnung ver Gemeindefelbftändigfeit mit dem 
beredhtigten Einfluß des Staates auf die wichtigfte und allgemeinfte Korporation 
gefunden werben wird. Ueber die Ausscheidung deſſen, was in einer Sammtges 
.meinde polizeiliche Aufgabe des Sammtgemeinvevorftandes und was Aufgabe ter 
Theilgemeindebehörbe ift, kann etwas Allgemeines nicht gefagt werden. So groß 
wie die Mannigfaltigfeit der Kulturzuftände, wird hier das Mifhungsverhältniß 
ver partifularen und der befonderen Angelegenheiten fein. Das allgemeine Yandes- 
gemeinderecht wird zwar nur weniger Abftufungen in feinem Rahmen bebürfen, 
um zwanglos bie verjdiedenartigen Verhältnifje aufzunehmen; innerhalb viefer 
Abftufungen aber kann ver ftatutarifhen Autonomie unter förberliher Theil 
nahme von oben ein weiter Spielraum gelafjen werben, und wenn das Gamnit- 
gemeindeorgan nur die Zufammenrollung ver Theilgemeindevorftände ift, fo wird 
bei ber Eonfreten Berührung ver Partitular- und der Sammtinterefjen ein frieb- 
licher und billiger Vergleich, für Verfaſſung und Verwaltung der Sammtgemeinde 
faft immer gefunden werben; Stüve ift davon fo überzeugt, daß er bei einem 
Interefjenftreit in ber Sanmtgemeinde, vringende Fälle für höhere Interimsanorp- 
nung ausgenommen, jedem Theil das Recht einräumen will, die Bertagung bes 
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Enventfcheives auf einen fpäteren Zeitpunkt zu beantragen, zur Verhinderung von 
Moajorifirungen. . 

Die einzelnen Aufgaben der Wohlfahrtspflege der Gemeinden find im 
Artikel „Gemeinde“ ffizzirt, und ift dort gezeigt worden, wie fehr in neuerer 
Zeit, feit Durdführung der Gemeinheitstheilung und ver freien Fruchtwechſel— 
wirthſchaft, das Kulturleben auch der Landgemeinden zu größerer Freiheit fid) ent- 
bunden und den Inhalt der Gemeinveaufgabe verändert hat. Gleihwohl ift für 
die Landgemeinden die Wohlfahrtspflege eine verhältnigmäßig einfache, wenn nur 
einmal die aus ber gebunvenen zur freien Landwirthſchaft führenden agronomifchen 
Berbefferungen, Berfoppelung und emeinheitstheilung, im Augenblid der Reife 
mit Glück durchgeführt find; das Gemeindeorgan, mit Zuziehung der Kirchen- 
und Schulvorftände für die befonderen Schul-, Kirhen- und Armenangelegenheiten, 
wird baher der Bewältigung der mwohlfahrtspolizeilichen Aufgaben gewachſen fein. 
Biel weitfhichtiger wird fid) ver Organismus der ftädtifhen Verwaltung aus dem 
reihen Kulturinhalte des ftäptifchen Lebens heraus entwideln. Hier haben befondere 
‚ wohlfabrtspolizeilihe Aufgaben ihre befonderen Drgane: die Wenerpolizei bie 
Feuerwehr, die Schule den Lehrerförper und die Schulinfpeftion, die Pflege vor 
Gewerbe und Handel die gewerblihen Korporationen und Bereine. Hier wird für 
die Verfnüpfung der Organe ver Specialintereffen mit dem Centralorgan ber Ge— 
meindeverwaltung dem Princip der ftatutarifchen Autonomie eine weite und mannig- 
faltige Anwendung gegeben werben müffen, indem mittelft freier Kooptation oder 
mittelft Ernennung zum Ehrenmitglied oder mittelft fefter ftatutarifher Normirung 
die forporativen oder affociativen Organe der Specialverwaltungsaufgaben an das 
Gemeindeorgan herangezogen werben. 

Ueber die Rechtspflege der Gemeinden ift auf den Ahtifel „Gemeinde“ 
zu verweifen. Die natürliche Begrenzung des Gebietes der Gemeinderechtspflege 
gegen die Juftiz des Staates liegt in ver VBorausfegung, daß das in freiwilliger 
oder ftreitiger Weife zu pflegende Rechtsverhältniß den Perfonen und ver Sache 
nad) innerhalb des Gemeintelebens ſich abſchließe; wo namentlid die Gemeinde 
felbft Partei ift gegen eine auswärtige Partei, da kann fie feine Gerichtsfompeten;, 
weber eine freiwillige noch eine ftreitige, haben. Wo 3. B. die Rechtspolizei im 
Hypothekarkredit lediglich in die Hände der Gemeindeorgane gelegt worden ift, 
haben auswärtige Gläubiger oft ſchweren Schaden gelitten. Andererſeits ift bie 
Betrauung der Gemeinden mit der unteren Rechtspflege innerhalb des eigenen 
Lebensgebietes feftzubalten. Namentlich die Civiljuftiz und freiwillige Gerichtsbar— 
feit ift theils wegen ver erforderlichen Lokalkenntniß und Specialerfahrungen, theils 
als Schule der Gerechtigkeit und Billigfeit für die Verwaltung der Gemeinvean- 
gelegenheiten überhaupt ven Gemeinveorganen zu überlaffen, felbftverftännlid unter 
Einrichtung höherer Inftanzen bei der ftaatlihen Rechtspflege, Die freiwillige Ge— 
richtsbarkeit der Gemeinde bezüglich der Yamilienverhältnifje, der Armenverhält- 
niffe, Hoffhägungen, Erbidaftstheilung, Vormundſchaft kann, worauf Stilve nach— 
drücklich hingewieſen hat, zu einem der benfbar wirffamften Mittel der Erhaltung 
einer wichtigen Adervertheilung, im Wege der freien Berathung und der Tradi— 
tion, geftaltet werben, zu einem viel wirffameren, als vie immer läftigen und be- 
engenvden allgemeinen Geſetze zur Beſchränkung des freien agrariihen Erbredites 
es in Zukunft je fein werben. Zur Belebung einer gemeindlich volfsthümlichen 
Rechtsverfaſſung, namentlid, fiir Streitigkeiten über ven Beſitzſtand der Gemeinde— 
mitgliever in Anfehung ver Grenzen, Wege, Waflerläufe und Feldordnung, müßte 
freilih aud) der Rüdbildung des Beweisverfahrens von juriftiichem Formalismus 
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und von dem Lurus der Eive-auf bie Erfahrung und Billigkeit ver Ortsbehörben 
und auf volfsthümliche Kennzeichnung der Hagbaren Rechtsverhältniſſe ein gewiſſer 
Spielraum wieder gegönnt werden. Woferne Vormundſchafts- und Erbtheilungs⸗ 
weſen über die Kraft der Gemeindeorgane geht, etwa beim Vermögen eines Fabri⸗ 
kanten in der Landgemeinde und bei aͤhnlichen Fällen, könnte das höhere Gericht 
Befugniß haben, auf Anrufung der Familie, der Betheiligten oder der Gemeinde 
den Fall an ſich zu ziehen. 

Wie alle Gerichtsübung, heiſcht auch die der Gemeinde Uebung und Tradi— 
tion und daher eine gewiſſe Kontinuität der Beſchäftigung. Je wechſelvoller daher 
nad) der Verfaſſung einer Gemeinde ver Perſonalverband gewählter Gemeindebe— 
hören ift, defto weniger kann ihnen vie Gerichtsfunftion mit Ruhe anvertraut 
werben. (Ohne die Bürgſchaft der Kontinuität und der ftetigen Amtstrabition 
wäre. das englifche Frievensrichterinftitut ganz undenkbar.) Es ift eine von ben 
Praktikern oft wiederholte und auch leicht erklärliche Klage, daß die Huftarenjuftiz der 
Gemeindebehörden nit nur nicht ſich verbeffert, fondern ſich verſchlechtert habe 
feit ven hochliberalen Gemeindeorbnungen, weldye ven Jahren der Revolution von 
1848 entfprechen; der Grund liegt — abgefehen von falſch begrenzter, ungehörig 
erweiterter Kompetenz — insbejondere in dem oftmaligen Wechſeln des Perſonals 
ber Gemeinvebehörben, wie dies als Krone liberaler Gemeindeverfaſſung früher 
erfivebt und im der genannten Zeit mehrfach durchgeſetzt worden ift. Judem num 
viefer Wechſel in Landgemeinden felbft bei ver flüffigften Wahlordnung viel we> 
niger ein ſchneller ift, viel weniger der Tradition und Kontinuität der Rechts- und 
Berwaltungstenntniß Eintrag thut, indem dort überdies die Verhältniſſe weit ein- 
facher und allgemeiner befannt find, ergibt fi, daß ven Landgemeinden eine ge 
wife Gerichtsbarkeit viel fidherer und ruhiger anvertraut werden fann, als ben 
Wahlbehörven größerer Städte, wo der perjonelle Wechfel häufiger und aud mehr 
in den Verhältniffen begründet ift, Ueberdies häuft fi in dieſen Gemeinden bie 
Zahl ver nieveren Proceſſe fo fehr, daß fie in der Regel befonvere techniſche Kräfte 
(Zuriften) eigens befolden müffen, welche ven Kern der Stabtgerichte bilden, aber 
verfafiungsmäßig ohne mitentſcheidende Befugniß find. Die Folge davon ift, daß 
man in der ftäbtifchen Gerichtsbarkeit häufig weder erfahrene Magiftratsperfonen 
noch tüchtige Juriften, welche die würbigere Stellung im Staatsbienfte vorziehen, 
antrifft, und daß die ftäptifche Iuftiz Häufig im üblem Geruche ift. Die naturge- 
mäßefte Abhülfe wäre hier wohl die, dem inſtruirenden Juriſten eine fefte Anftel- 
lung (durch Wahl ver Gemeinvefollegien mit Staatsbeftätigung) und unabhängige 
Stellung, gefhäftsleitende und mitentfcheivende Funktion im Kollegium zu ges 
währen, beflen übrige Mitglieder entweder befonders zu wählen wären innerhalb 
oder außerhalb der Gemeindefollegien für eine längere Amtsperiode mit alteniven- 
dem’ Austritt. Gewiß wäre biefe oder eine ähnliche Organifation eine ſolche, wel- 
her auch Theile der in Städten befonders ſchwer ausjheidbaren Kompetenz ber 
unterften Staatsjuftiz anvertraut werben könnten, und welche dem Staate und ber 
Gemeinde die Garantien ver Unabhängigkeit und der Kontinuität der Rechtsver— 
waltung barbieten würbe. 

III. Der Gemeindehaushalt. Ueber ven Gemeinvehaushalt find im Ar— 
titel Gemeinde die zwei Grundſätze entwideit worden: 1) daß nicht ber Zweck 
der Gemeindeverwaltung nad dem Haushalt, ſondern dieſer nach jenem feſtzuſtel⸗ 
len ſei, und 2) daß die berechtigte Selbſtändigkeit der Gemeindeverwaltung nicht 
durch eine bureaukratiſche Bevormundung und Beherrſchung der Gemeindeetats 
illudirt werden dürfe, (Die Illuſion jener Selbſtändigkeit mittelſt ber Etatswirth⸗ 
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ſchaft kommt nicht blos in Bayern vor, Bd. IV., ©. 153.) Beides trifft ſowohl 
füc bie Land» als für die Stadtgemeinde zu. 

Für den Haushalt der Gemeinden gelten analog die Grundſätze ber Finanz: 
wiffenfchaft, der Domänen- und ter Steuerlehre. Auf die Artifel hierüber ift daher in 
der Hauptſache auch bezüglid des Gemeindehaushaltes zu verweifen. Nur wenige 
befondere Bemerkungen find zu machen. Das zur Dedung der Gemeinvezwede 
erforberlihde Einfommen wird entweder aus dem Stammvermögen der Gemeinte 
(Kämmerei- und Stiftungsvermögen), oder aus dem Einfommen und Vermögen der 
Bürger und Einwohner im Wege ber bireften und inbireften Befteurung, over im 
Wege der Krebites, ver Gemeindeanlehen, aufgebradt. 

Was nun a) das Einfommen aus eigenem Stammpermögen 
(Grunde, Wald», Häufer-, Werthfapitalvermögen) betrifft, fo ift ein wohlbegrün« 
betes Intereffe vorhanden, daß auf gute Bewirthſchaftung hingewirkt und der Ber: 
ſchleuderung vorgebeugt werde. Bezüglid) guter Bewirthihaftung wird der Staat 
in ber Regel nicht durch Gebot und Berbot einzuwirken haben, fondern durch 
Nath und Belehrung, welche feine mit tehnifhem Beirath unterftügten Beamten 
wo immer perfönlid und an Ort und Stelle ertheilen. Bezüglich der Bewirth— 
ſchaftung der Forfte, welche theils zur Erzielung hohen Einfommens, theils zur 
Vergütung ber Berwüftung des Stammvermögens technifcher Kenntniß und Ueber- 
wachung bedarf, wird die VBorfchrift genügen, daß die Gemeinde für ven Entwurf 
und bie Ueberwachung ihrer Korftwirtbfchaft irgend eines durd den Staat ge 
prüften Technikers ſich bediene, weldem als abfolute Norm die Erhaltung ves 
Waldbeſtandes, bei aller fonftigen Anbequemung des Wirthichaftsplanes an vie 
örtlihen Bebürfniffe, umverbrühlih gegeben ift. Der Staat wird feinen Forft- 
bienern, wo fie nicht zu fehr im Staatsdienſte beläftigt find, die Mitbewirtbichaf- 
tung fleinerer Gemeindeforfte im freien Auftrag der Gemeinden geftatten, feine 
Diener aber der Gemeinde nicht aufoftroyren, Es fheint-ung, daß auf biefe 
Weiſe die ſehr berechtigte Aufficht des Staates auf das Waldvermögen genügend 
geübt werden fann, ohne daß man in die fo vielfach geübte gewaltthätige Staatr- 
bevormunbung ber Gemeindeforſtwirthſchaft zu verfallen braucht. — Dauernte 
und größere Rodungen, Veräußerung irgend eines Theiles des Stammvermögens 
für laufende Zwede wird in der Regel unftatthaft, von einer gewiffen Werth» 
größe an der Genehmigung der Staatsaufſichtsbehörde zu unterwerfen fein. Solde 
Beräußerungen follen Ausnahme fein, können aber in Folge Steigens der Grund» 
rente und ber Kultur ökonomisch zwedmäßig!) oder financiel eine Nothwendigkeit 
werben. Ihre Berweigerung wäre dann wiberfinnig; im Haushalte größerer Ge— 
meinden bat fih das Berfchwinden des Kämmereivermögens, wie der gemeinen 
Mark, als eine faft ebenfo regelmäßige Erſcheinung gezeigt, wie in der Staats— 
finanzgefhichte das Abhandentommen des Domaineneinfommens. Der entgegenge- 
fegte Fall, wo zu großes Kämmerei- und Gtiftungseinfommen der Gemeinde eine 
faule und träge Bevölkerung erzeugt, iſt nur noch ein feltener Fall; eine Vermin— 
terung des Kämmereleinfommens kann unter viefer feltenen Borausfegung ſogar 
nothwendig erfcheinen. Im Uebrigen wird das Erhalten des rentirenden Stamm: 
vermögens, als des Mitteld zur Verminderung der empfinblicheren Befteurung, 
als Norm foliven Gemeindehaushaltes aufrecht erhalten und beförbert, das Gegen- 
. theil in dem angezeigten Wege dur den Staat verhindert werben müſſen. 


1) Dergl, über den wirtbfchaftlich zweckmäſſigſten Zeitpunkt für Gemeinheitötheilung, Vers 
faflen der Allmentwirthfchaft, Rofcher,,a. a. O. Vo. 11, 6 Kapitel, inabef, S. 219 ff. 
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b) Die Gemeindebeſteurung ſchließt ſich nach Steuerobjekt und Erhebungs- 
modus naturgemäß und aus Gründen ver Wohlfeilheit in der Regel an die Stants- 
befteurung an, die Erhebung wird mit der leteren nad beſonderer Uebereinfunft 
oft verquidt und umgekehrt. Was von den Staatöftenern gilt, gilt daher im All— 
gemeinen aud von ben Gemeinvefteuern. Daher ift bier im Wefentlichen auf den 
Artifel Steuer, auch bezüglid der Würdigung der ſtädtiſchen Verzehrungsiteuern 
(Oetrois), zu verweilen. Beſondere GSteuerquellen find u, A. die Rekognitions— 
gebühr für das Bürgerrecht der auswärts wohnenden Bürger, melde bei mäßi- 
gem Anja gerechtfertigt ift und für die nicht heimatberedhtigten Anſäßigen am 
Wohnungsgeld oder einer fonftwie benannten Gebühr ihr Gegenftüd findet, ferner 
bie Bürgerredhts-, Zuzugsgelver-, Verehlihungs-Gebühren, welche wir zumal bei 
hohem Anfag verwerflid finden, joferne fie nicht als Einfaufsgeld für befondere 
Nugungen, fondern als Beftenrung und Schranke der Nieverlaffungs-, Zuzug» 
und Berehlihungsfreiheit unbefholtener Staatsbürger zu betrachten find. Die Stener- 
pflicht ift, wie kaum bemerkt zu werben braudt, für nicht heimatberedhtigte 
Einwohner gerechter Weife diefelbe, wie für vie heimatberedhtigten; ein etwa ge— 
rechtfertigter Abzug wegen ihrer Nichttheilnahme am Armenrecht wird praktiſch 
faum durchführbar fein. Einführung bauernder neuer Beftenrungsquellen, oder 
dauernde Abſchaffung alter ift ver Genehmigung der Auffichtsbehörbe vorzube- halten. 

ce) Die Aufnahme von Schulden wirb von einem gewiffen Betrag 
an ebenfalls nicht ohne Genehmigung der Staatsbehörde zuzulafien fein, woferne 
nicht fhon der Modus des Anlehens (3. B. Lotterieen) diefe Genehmigung erfor- 
dert. Als gefeglihe Borausfegung der Erlaubniß größerer Gemeindeanlehen wird 
vie Einhaltung eines orbnungsmäßigen Tilgungsplanes aufzuftellen fein, deſſen 
Mittel nicht durch fortgefetste neue Anlehen beſchafft werben dürfen. 

d) Für ven Gemeindehanushalt im Ganzen ift eine überfihtlihe Komp— 
tabilität, Buch- und Kaffenführung, mit Deffentlichfeit im Wege ver 
periodiſchen üffentlihen Protofollauflegung over im Wege der Budgetbekanntma— 
hung durch die Preffe in größeren Städten, mit regelmäßiger oder periodiſcher 
und unvermutheter Rechnungs- und Kaffenrevifion durch rechnungsverftändige Dr» 
gane der Staatsbehörde, eventuell der Bezirks und Kreisausſchüſſe (vergl. Bd. 
IV., ©. 156), entfchieven und pünktlich feftzuhalten. Auch muß der auffehenden Be- 
hörde das Recht gewahrt fein, jeden Augenblid über jeden Punft tes Gemeinde— 
haushaltes authentifche Einficht zu nehmen und daran freien Rath oder — inner⸗ 
balb ver gefeglihen Einmiſchungskompetenz — Vorkehrungen zu treffen. 

IV. Innere Berfaffung ver fand- und Stadtgemeinden 
in Bezug aufpdie Behörden. Bei aller Verfchievenartigleit des Lebens— 
inhaltes und daher ver Verwaltungsaufgabe der Gemeinden werben doch gewifie 
allgemein giltige Berfaffungsgrundfäge der Behörbenorganifation, wenigftens je für 
die Stadt- und je für die Landgemeinden, gefeglih aufgeftellt werden müſſen, 
zwifchen veren Linien der ftatuarifchen und abminiftrativen Autonomie ein weiter 
freier Spiehraum zu konkreter Geftaltung im Sinne des unter 1—3 Bemerften 
übrig bleibt. Als folhe Grundfäge feinen uns die folgenden gelten zu fünnen: 

1) Jede Gemeinde mählt als ausführenves, nad) Außen handelndes, nad) 
Innen gejchäftsleitendes Organ einen Gemeindevorfteher, Schultheißen auf 
Lebensdauer. Die Continuität der Erfahrung und ver Gefchäftsfenntniß, vie Un- 
abhängigkeit gegen Einflüffe von unten wie von oben, [einen dies zu forbern. 
Die Dauer der Funktion fann um fo weniger befämpft werben, je weniger ber 
Schultheiß politifcher Funktionär ift (vergl. Artikel Gemeinde), und je mehr heut- 
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zutage eine übermächtige nachhaltige Bffentliche Meinung moralifhe Kraft genug 
befigt, einen unfähigen Vorſteher zu verbrängen. (Ueber das Berhältniß des Ge— 
meindevorftehers zur Staatsbehörbe vergl. Art. „Gemeinte”, bef. S. 154.) 

2) Dem Schultheißen fteht berathend und befchliegend zur Geite: entweber 
die verfammelte Gemeinde, was früher allgemeiner war, jetzt nur in Hein- 
ften Dorf» und Theilgemeinven praktiſch ift, over die duch Ausſchüſſe vertretene 
Gemeinde. Diefe Ausſchüſſe beruhen für die Regel auf periodiſcher Wahl. 

3) Die Wahlperiode iſt eine verfchievene, woferne zwei ſolche Ausſchüſſe, 
ein mit dem Schultheißen adminiftrirender (Gemeinderath) und ein kontrolirender, 
gelpverwilligender (Bürgerausfhuß, Bürgerdeputirte) beftehen. Die Yunktion des 
legteren als des Bertreter8 der Anfhauungen der Gemeinde hat eine üftere Er— 
neuerung bed DVertrauens, der Wünſche und Stimmungen ver leßteren zur Bor: 
ausfegung,, weßhalb eine öftere Wiederwahl (etwa hälftiger Austritt mindeftens 
von 2 zu 2 Jahren) am Plate ift. Hiegegen begründet die für bie Verwaltung 
nöthige Tradition und Uebung eine längere Amtsdauer für ven Gemeinderat) (etwa 
hälftigen Austritt von 3 zu 3 oder 4 zu 4 Jahren), wenn nicht etwa dem Ge— 
meindetollegium das Recht eingeräumt werben will, beſonders tücdhtige, wieberholt 
gewählte Mitglieder für lebenslängliche zu erklären, fo natürlih, daß bie lebens- 
länglihen Mitglieder einen Bruchtheil (etwa 1/,) ver ftatutarifhen Gefammtmit 
gliederzahl nicht überfteigen dürfte. 

4) Die Zahl ver Mitglieder der Ausſchüſſe vegelt fih nad dem Brtlichen 
Bedürfniß und ift Sache ftatutarifcher Feſtſetzung. 

5) Im Ausfhuß einer Sammtgemeinde figen die Vorflände ber einzelnen 
Theilgemeinven , beziehungsweife die Gutsherren von eigener Theilgemeinde- 
markung. Die Organiſationsſchwierigkeit, welde ber große (insbefondere ber 
früher eremte) Grundbeſitz bereitet, wird ſich in vielen Fällen durch Erklä— 
rung feines Beſitzes zur Theilgemeinde einer- und infügung vefjelben in vie 
Sammtgemeinde andererſeits überwinden laſſen. Wenn jene Ausſcheidung nicht 
möglih oder vie Berhältniffe für eine Sammtgemeinvde nicht angethan find, fo 
muß dem Inhaber eines Gutes, welches etwa bis 1/, aller Gemeinbelaften trägt, 
entweder eine Birilftimme oder (und) das Recht eingeräumt werben, von allen 
Gemeindebeſchlüſſen Einfiht zu nehmen und gegen Ausbentung ſich zu ſchützen 
burd Berufung an die Staatsregierung oder an den Bezirksausſchuß (Bezirköge- 
meinde) oder an eine Kommiffion, welche nah ben im Eingang biefes Artikels 
ausgefprochenen Gedanken organifirt wäre. Berhältniffe, wie die feit 1849 in meh» 
reren Staaten herrfchenden, wonach frühere Gutsheren mit mehr als der halben 
Gemeindeſteuer belaftet, auf die Beſchlüſſe außerorbentlicher Weg-, Kirchen-, Schul» 
u. dergl. Bauten fo wenig Einfluß hatten als der geringfte Proletarier, find als 
unbaltbare Anomalieen und als fehreiende Ungerechtigkeit zu betrachten, wozu bie 
gutöherrlihen Sünden der Vergangenheit den Erklärungs- aber feinerlei Redts- 
grund liefern. Daß die befondere Berüdfihtigung jedem Befiger des außerge— 
wöhnlich belafteten Komplexes, alfo dem bürgerlihen wie dem abeligen Eigen- 
tbümer, dem ftiftungsmäßigen wie dem fisfalifhen Walpbefig, zukommen müßte, 
bedarf kaum der Bemerfung. 

6) Kleinere Gemeinden beblirfen nicht durchaus des Apparates zweier Aus» 
ihiffe, eines Gemeinverathes und eines Bürgerausfhuffes. Die Bürger ſtehen ven 
Gemeindeangelegenheiten fo nahe, daß fie der veputirten Kontrole des Gemeinde— 
rathes nicht bedürfen. In biefem alle werben inbeffen kürzere Wahlperioven für 
den Gemeinderath angezeigt fein, unbefhabet der Kontinuität der Verwaltungs— 
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fenntnig, ba in Heineren Gemeinden bei Beſchränkung der Auswahl tüchtige Männer 
der Wiederwahl fiher find. Eine ftrengere Rehnungsauffiht von Staatswegen 
wird banı freilich ebenfalls am Plage fein. Einem Sammtzemeinderathe gegenüber 
verfehen die Theilgemeinderäthe und ihre VBorftände die Funktion der Kontrole 
ausreihenn. Wo die verfammelte Gemeinde mit dem VBorftande berathet und be— 
ſchließt, ift felbftverftändlih der Bürgerausfhuß wie der Gemeinderath überflüffig. 

7) Das Wahlrecht wirb in kleineren Gemeinden von gleichartigen Kultur- 
verhältniffen und nicht zu ftarfer Ungleichheit in den VBermögensverhältnifien, alfo 
namentlih in den Bauerfhaftsgemeinden, von allen jelbftändigen Bürgern nad 
Köpfen geübt werden. Die Ariftofratie der Bauerfhaft wird trog der Gleichheit 
des Wahlrechtes ans Ruder gelangen. — Anders ſchon in Land- und Yanpftabt- 
gemeinden, wo Bollhüfner, Halbhüfner, Häuslinge, Taglöhner, Kleinhandwerker 
je in kompakten Schichten durcheinander gelagert find. Eine Art ſtändiſche Ge- 
meindeverfaffung freilih wird auch hier bei dem Ineinanderfließen dieſer Schichten 
faum durdführbar fein; dagegen gibt ein Minimalcenfus nebft ver Scheidung in 
Höchftbeftenerte, welche ein Drittel oder nad Umſtänden die Hälfte der Stimmen 
geben, und Nieprigbeftenerten, weldhe ven Neft der Stimmen durd Ernennung von 
MWahlmännern ausüben, die nöthige Sicherheit, für ven Befig. Doch ift diefer 
Apparat nur für größere Gemeinden und foldye gerechtfertigt, in welchen jene 
Gegenſätze zwiſchen Arm und Reid, Vollbauer und Taglöhner, wirklich vorhanden 
und zu fürdten find. 

Für entſchieden unzweckmäßig halten wir das Syſtem bes gleichen direkten 
Wahlrehtes in großen Stabtgemeinden. Wir reden aus Erfahrung, wenn wir 
fagen, daß bafjelbe in folden Gemeinden zur größten Zufälligkeit führt und bie 
fo wichtige Befegung der Gemeindeämter zu einem willtürlihen Spiel des Partei- 
geiftes, gleichviel in weldyer politiihen Richtung, herabwürbigt. Die feit der Ge- 
meindenovelle vom 6. Juli 1849 diesfalls in Württemberg, zumal in feinen 
größeren Städten, gemadten Erfahrungen find keineswegs günftige zu nennen. 
Es möchte fi für die Statute diefer Klafje von Gemeinden folgende Norm em— 
pfehlen: Bildung eines Wählerkörpers auf die Dauer Einer Gemeinderaths- und 
zweier Bürgerausfhußperioden zur Vornahme aller in biefen Zeitraum fallenden 
Wahlen, beftehend zu einem Drittheil aus den Höchftbefteuerten, zu zwei Drit- 
theilen aus Wahlmännern, welde von den übrigen Steuerzahlern bis zu einem 
gewijfen Steuerminimum herab gewählt find. Dieje Einrihtung, weldye von ber 
übergroßen Flüffigkeit und dem erfchlaffenden Lurus des Wählens zu größerer 
Stetigfeit der Wahlgefichtspunfte zurückſtrebt, kann unferes Erachtens um fo weniger 
Bedenken erregen, fobald die Gemeinvebehörde aus ihrem gemifchten politiſch-kom— 
munalen Charakter mit größerer Reinheit auf das rein gemeinplide, 
politifh indifferente Berwaltungsgebiet zuridgeführt wird 
gemäß dem im Artikel „Gemeinde“ ausführlid begründeten Principe. Ein Wähl— 
barfeitscenfus ift nicht wünfchenswerth. Ein folder liegt inbireft [don in dem 
Charakter des unentgeltlihen Ehrendienftes, weldyer dem deutſchen Gemeindeleben 
in fo umfafjender Weife eigen ift. Sehr wünjdenswerth ift, daß Männer von 
allgemeiner höherer Geiftesbildung namentlich ver ſtädtiſchen Verwaltung einver- 
leibt werben. Die allgemeine Erfahrung aber beweist, daß im Wege ver freien 
Wahlvorſchläge folhe Männer, woferne fie fih überhaupt zum Gemeinde: 
amt berbeilaffen wollen, auch wirflid dem Gemeindeamt zugeführt werden. Einer 
befonderen Veranſtaltung bevarf e8 für biefen Zwed nit. Das Element der formal 
juriftifchen Bildung namentlich ift vielfady nur zu ſtark vertreten. - 


Land- und Stadtgemeinde. 249 


8) Die Herbeiztehung der Schule, der Korporationen, der Affoctattonen zur 
©emeinveverwaltung, in fefter oder vorübergehender Berührung, muß der ftatuta= 
riſchen Autonomie nah Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe vorbehalten bleiben. 
Höchſtens für die Landgemeinden laſſen fih über Herbeiziehung der Geiftlihen und 
Lehrer zur Gemeindeverwaltung allgemeine Ianbesgefeglihe Normen aufftellen. 

9) Dagegen muß e8 den Gemeindebehörben geftattet fein, die benöthigte technifche 
Beihülfe durch Honorirung oder Befoldung befonderer Beamten zu gewinnen. 
Freilich darf dies nicht fo weit gehen, daß die Gemeindefollegien blos im kuruli— 
ſchen Sefjel fih wiegen und die wirkliche Arbeit ganz einer kommunalen Bureau- 
fratie übergeben; die Selbftänbigfeit der Gemeinde wird fonft eine Unwahrbeit, 
nicht durd die Schuld eines von außen hereinregierenven Staatsbeamtenthums, 
fondern in Folge der den Gemeinderath hinausregierenden Gemeindebureaufratie. 
Infoweit übrigens tehnifhe Kräfte zu verwenden find, gilt e8, die beften zu ges 
winnen durch gute® Honorar, anftändige Befoldung und gefidherte Stellung. Im 
anderen Yale wird die Gemeinde nur den Abhub der Staatsdienſtkandidaten 
anziehen und bie Berforgungsanftalt der mißrathenen Kräfte werben. Diefer 
Grundfag gilt — auch in Bezug auf die Gemeindevorſtandſchaft, welche nur 
in den einfacheren Landgemeinden zum Ehrenamt geſtempelt werden kann. Für die 
Stadtvorſtandſchaft werden hervorragende Kräfte nur dann gewonnen werden, wenn 
eine ölonomiſch geſicherte Lebensſtellung zur dienſtlichen Unabhängigkeit bes 
Gemeindeamtes hinzukommt, welche letztere nur durch Ausfheivung aller übertra— 
genen politiſchen Funktionen von delikater Natur gewonnen werben wird. (Bergl. 
den Art. Gemeinde) Unter diefen Vorausfegungen ift die Leitung einer größeren 
Gemeinde für die beften Talente und Charaktere ein anziehender und lohnender 
Beruf, an Ehren und innerer Befriedigung reid). 

10) Ein großes Gewicht ift ehedem auf die Deffentlichkeit der Magiftrats- 
verhandlungen gelegt worden. Seit und wo fie eingeräumt worden, find die Ver— 
handlungsſäle gleihwohl faft immer leer. Wenn biefes bie relative Ueberſchätzung 
jener Deffentlichfeit beweist, fo wäre e8 dennoch thöricht, um deswillen biefelbe 
ganz abihaffen zu wollen. Sie kann nüglic wirken. Andererſeits ift nicht zu läug— 
nen, daß gewifje Gegenftände beffer bei gefchloffener Thüre abgemadht werben. 
Das Princip der Oeffentlichkeit dürfte fohin zu wahren fein, aber als gehörig ge» 
wahrt betrachtet werden, wenn ſchon ein Bruchtheil des Gemeinvelollegiums (etwa 
ein Drittheil) das Recht hätte, äffentliche Verhandlung zu beantragen, abgejehen 
von den Fällen, wo die Gefhäftsorbnung die Deffentlichfeit als Regel behandelt. 

Borftehenves betrachten wir als die Hauptgefichtspunfte, welche für die innere 
Verfaſſung ver Gemeinden neben ben im allgemeinen Artikel „Gemeinde“ bereits 
entwidelten Principien zu beachten find. Bei Entwerfung der Stäbte- und Ge— 
meindeorbnungen im fpeciellen Staate wird freilich eine gründliche Statiftit des 
Gemeindeweſens die unerläßlihe Vorarbeit fein. Erſt wenn dieſe den zu behan— 
velnden Stoff aufgenommen hat, laſſen ſich fefte allgemeine Linien ziehen und fo 
wannigfaltig biegen, daß zwifhen ihnen verfchievenartige Geftaltungen nad ven Be— 
bürfniffen des Lebens kraft ftatutarifcher Autonomie ſich bilden können. 

Die Grenzlinien der Gemeinde gegen ven Staat und der Staatsauffiht über 
bie Gemeinde hatten wir hier nicht zu ziehen; im biefer Beziehung ift auf dem 
früheren Wrtikel zu verweifen, mit deſſen Auffaffung wir auch in viefer Beziehung 
faft völlig 'einverftanden find. Mit dieſem Artifel halten wir insbefondere audy 
daran feft, daß wie bie Selbftänbigfeit ver Gemeinde fo auch der entwicelnde 
Einfluß des Staates auf die Gemeinde im feiner Bedeutung zu achten fei. Um 
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Mißgriffe in des Gemeindeverwaltung unbejchadet der freien Bewegung ber legte 
ven bei dem ſchützenden Einfluffe höherer Auffiht anzubringen, bat der genannte 
Ürtikel den Gedanken eines kommunalen Genforenamtes angeregt. Wir halten viefen 
Gedanken für fruchtbar und um fo näher liegend, je weniger bei der meift nur 
mittelbaren Bedeutung der Gemeindeangelegenheiten für den einzelnen Bürger bie 
Belebung eines Popularklagegeiftes in Gemeindeſachen denkbar ift. Allein nicht blos 
von unten fol angebracht, ſondern auch von oben her foll frei berathend und in 
fortgefegter Einfihtnahme dem Gemeindeleben entgegengegangen werben. Diejes 
Entgegentommen kann ftattfinden, ohne in Bevormundung auszuarten, Allein vie 
Boransfegung biefür ift eine veränderte Bildung ber Auffidts- 
beamten und eine Öefhäftsbehandlung, welde bie legteren in häu— 
fige unmittelbare, nidt blos aftenmäßige Berührung mit dem Gemeinve- 
leben bringt. Stüve legt darauf a. a. O. (S. 277 ff.) ein fehr bebeutendes Gewicht, 
gewiß mit vollem Rechte. „Bei den Oberbehörven, bemerkt Stüve u, A., ift es 
nothwendig, einen frifcheren Geift unmittelbarer Thätigfeit hervorzurufen. Das 
wird nur möglich fein, wenn man bie follegiale Form, die unvermeidlicd aus ber 
unmittelbaren Anfhauung zum Abftraften, Allgemeinen hinführen muß, möglichft 
beſchränkt und die zum Handeln berufenen Perſönlichkeiten durch lebendigen 
Verkehr und Verhandlung mit nicht im Altenwefen erftarrten Männern von 
praftiihem Berufe in ver frifhen Anſchauung erhält. Bei Entſcheidungen, wo 
weniger der fonfrefte Fall als die abftrafte Regel herricht, mag immer die Kolle- 
gialität bleiben, aber wo die Thatſache entſcheiden muß, ba ift es fein Geminn, 
wenn man Relationen und Alten an deren Stelle fegt." Ganz im Sinne viefer 
Bemerkung haben wir oben ven Gedanlen einer eigenen gemijchten Oberbehörde 
für das Oemeindewefen ausgefprohen, welche durch Erfahrung und YAutopfie das 
Leben verftünde und immer wieder betrachten würde. In bemjelben Sinne müffen 
die Bezirks- und NKreisbeamten durch gefchäftsleitende Stellung und durch 
Verkehr mit den Bezirks- und Kreisforporationen in Berührung mit ben praftifchen 
Lebensfragen der Gemeinden erhalten werden. Eine Inftitution, weldhe in Württem— 
berg zum Theil Ausgezeichnetes leiftet, ver fog. Ruggerichtstag, ift in demfelben 
Geifte Toncipirt. Der Bezirksbeamte begibt ſich periodiſch in jede Gemeinde, ftubirt 
alle Berhältniffe, hört im Durdgang aller Bürger und Funktionäre jedwede 
Klage an, ertheilt Rath, macht Ausftellungen u. f. w. Praftifer jchreiben dieſem 
Inftitut die wohlthätigfte Wirkung zu, namentlid da, wo der Beamte human 
und einfihtig auf die Menfhen und Berhältniffe ſich einläßt, leutſelig mit ven 
Bürgern und ben Behörden verkehrt, ftatt barſch die Ruggerihtsnormalien abzu- 
maden. Das Legtere weist allerdings wieder auf die unerläßliche Vorausfegung 
friedlicher und fruchtbarer Wechjelbeziehung zwiſchen Gemeinde und Staat hin, auf 
eine veränderte Bildung des Beamtenftandes. Bon der Formendreflur, aus welcher 
falſche Devotion nad oben und quälerifches herriſches willkürliches Weſen gegen 
unten erwädhst, foll die Beamtenbildung einerfeits auf humane allgemeine Bildung 
und offenen Sinn für das Leben gerichtet werben. Wenn das Eine auf ächt wil- 
ſenſchaftlicher Ausbildung, ftatt auf Brodſtudien beruht, fo kann das Andere nur 
dur eine Geftaltung der Gejhäftsbehandlung erzielt werben, weldhe den Beamten 
in häufige unmittelbare Berührung und Unfhauung des Gemeinvelebens verfegt. 

Ein Abriß der geltenden pofitiven Städte> und Landgemeindeorbnungen konnte 
bier des Raumes wegen nicht gegeben werben und wäre werthlos gewejen, va bie 
felben nur aus ven Berhältniffen je des Landes beurtheilt werben können, welchem 
fte angehören. Wir verweifen daher auf die Hauptartitel über die einzelnen Staaten. 
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Die Literatur ift unter tem Artikel „Gemeinde theils fpectell, theils unter 
Angabe jener Quellen, an welchen umfafjendere Literatur nady Reihe (Anm. 17) 
zu finden find, 5 reit® bezeichnet. Bezüglich der wirthichaftlihen Faktoren in ber 
Entwidlung des Landgemeindeweiens ift noh auf Roſcher a. a. O. Bd. II. und 
Landau (Territorien ꝛc. 1854) hinzuweiſen. Als vortrefflide Quelle für das 
englifhe Gemeindeweſen ift der feit Abfaſſung des Artikels „Gemeinde“ erſchienene 
11. Bd. des englifhen Berfafjungs- und Verwaltungsrechtes von Rud. Gneift 
och bejonders zu nennen. Schüffle. 


Landſtände (geſchichtlich). 


Schwer iſt es, einen feſten Ausgangspunkt für die Geſchichte unſerer Landſtände 
zu finden. Unzweifelhaft zwar ſteht feſt, daß von Alters her in Deutſchland dem 
Vollke eine gewiſſe Betheiligung an der Ausübung der Staatsgewalt zukam; eine 
ganz andere Frage ift aber die, von welher Zeit an biefe feine Mitwirkung in 
verjenigen fpeciellen Form geübt worben fei, weldhe uns von landſtändiſchen Ein» 
richtungen zu ſprechen erlaubt. In der älteften Zeit entjpredhen den Orts— 
gemeinten, den Hunbertfhaften, dem Staatsverbande im Ganzen eigene Berfamm- 
lungen, zu welchen die Angehörigen jeder engern oder weitern Gemeinde zufanmen- 
treten. Dieſen BVerfammlungen fteht, gleihviel ob der einzelne Staat einen 
gemeinfamen König an der Spite hat oder eine Mehrheit geborener oder gefore- 
ner Häuptlinge, nicht nur ein beiläufiger Antheil an ber Regierung des betreffen- 
ven Gebietes zu, fondern die Bollgewalt felbft in demfelben, während jene Häupt- 
linge wefentlih nur als VBollzugsorgane der Gemeinde in Betracht kommen. Aber 
von Lanpftänden kann begreiflih in dieſer älteften Zeit noch in keiner Weife die 
Rede fein. Im fränfifhen Reihe, und ein Aehnliches gilt auch von den Rei— 
den ver Gothen und Longobarven, ber Burgunder und Angelfachfen, fonnten aller 
vings Bollsgemeinden im früheren Sinne des Wortes ſchon wegen des gefteigerten 
Umfanges des Staatsgebietes nicht mehr berufen werden, und bie-alten Bezirks» 
gemeinden erhielten fi zwar, wurden aber allmälig wenigftens im Großen und 
Ganzen auf die Bedeutung von Öerihtsverfammlungen reducirt. Auch damit wurde 
indefjen die Gewalt der Könige Feine unbefchränfte, vielmehr traten auch jetzt noch 
menigftend die mächtigeren Klaffen der Unterthanen zu Reihsverfammlungen zu- 
fanımen, welde eine freilich zu verfchiedenen Zeiten verfchieden weit reichende Kon— 
trolle über und Mitwirkung bei ver Reichsregierung übten. Die Zufammenfegung bie 
fer Berfammlungen, und darin unterfcheiven fie fih von den alten Volksgemeinden, 
war eine vorherrihend ariftofratifhe, nicht demokratiſche; aber aud fie bezogen 
fid) auf den gefanımten Staat und mögen darum zwar mit ben Reichdtagen, nicht 
aber mit den Landtagen der fpäteren Zeit in Verbindung gebracht werben. Aehn- 
licher allerdings find den Landtagen die Provinzialverfammlungen, welche ebenfalls 
bereits im Franfenreihe vorfonmen. Schon früh werben folche, zumal bei ven blos 
mebdiatifirten Stämmen der Baiern und Alamannen erwähnt; größere Verbreitung 
zugleih und Stätigkeit erlangen dieſelben inveffen erft unter Karl dem Großen, 
im Anfhluß an das von ihm geordnete Inftitut der königlichen Sendboten. Auf 
ihren Rundreifen dur den ihnen angewiefenen Sprengel follten diefe Verfamm- 
lungen halten, zu welden nicht nur die Grafen und fonftigen Magnaten des Be- 
zirks, fondern aud eine beftimmte Anzahl vom Grafen ernannter Schöffen over 
funftiger Vertreter der einzelnen Gerichtögemeinden ſich einfinden follten; ähnliche 
Berfanmlungen follten überdies auch in jenen Zeiten, da Jene nicht reisten, durch 


252 Loandflände (geſchichtlich). 


vie Grafen eines jeven missaticum abgehalten werben. Aber auch biefe Verfamm- 
lungen zeigen in ihrer Zufammenfegung fowohl als in ber ihnen geftellten Auf: 
gabe noch fehr erhebliche Verſchiedenheiten von den fpäteren Yandtagen, wiewohl 
feineswegs geläugnet werben fol, daß fie mit deren Entftehung in einiger gejchicht- 
lichen Verbindung ftehen mögen. 

Die Auflöfung nämlich der Farolingifhen Monarchie ließ Zwar das Inftitut 
ber missi dominiei verfallen; aber die von ihnen abzuhaltenden Provinzialvers 
fammlungen dauerten fort, nur daß fortan die Herzoge der einzelnen Provinzen 
ftatt der föniglichen missi denfelben vorftanven. Aber freilich erlitten dieſelben nun— 
mehr eine zweifache Veränderung. Einmal nämlich ift nicht mehr in verfelben Weife 
wie vordem von einer regelmäßigen Wiederkehr verfelben die Rede, vielmehr deren 
Berufung ganz von dem Berürfniffe abhängig gemacht und in bie Willfür des 
Herzogs ober des Königs geftellt; ſodann aber, und diefer Punkt ift noch weit er- 
heblicher, erjcheinen auf denfelben feine gewählten Vertreter der einzelnen Gerichte 
mehr, fondern nur noch die größeren geiftlihen und weltlichen Herren des Bezirkes, 
Daburh verloren dieſe placita provincialia, communia terr&® placita 
(fpäter auch Landdinge, Yandtaidinge genannt) u. dgl. m. der einzelnen Her» 
zogthümer nothwendig das bemofratifche Element, das ihnen anfänglid mit inne= 
gewohnt hatte, und verwandelten fib in ausſchließlich ariftofratifche Konvente; fie 
fallen darum fortan mit ven Ho ftagen oder Höfen, ten curi®, weſentlich zu— 
ſammen. — Die Zerfplitterung ter alten Stammberzogthümer hinderte übrigens 
den Hortbeftand dieſer Berfammlungen nicht. Diejenigen Yürften, welche neben dem 
eigenen Territorium auch nod) die Territorien einer Anzahl von freien Herrn ihrer 
Dbergewalt unterworfen fahen, konnten nad wie vor foldhe halten, und nach wie 
vor dieſe freien Herren fowie bie nicht gefürfteten Biſchöfe und Aebte zu benfel- 
ben entbieten; kleinere Fürften, welche nur über ihr eigenes Gebiet die vorbem 
herzogliche Gewalt erworben hatten, mochten wenigftens mit ven angefehenern An- 
gehörigen dieſes ihres Landes ähnliche Zufammenkünfte fortfegen. Ja fogar in 
freien Herrſchaften fonnte theils im Anſchluſſe an vie althergebrachten Yandgerichte, 
deren Befuh und Gewalt fih ja nunmehr auf vie größeren Grundbeſitzer, be 
Ihränfte, theils im Zufammenhange mit den Lehnshöfen, theils endlich aud) blos 
in Folge des thatſächlichen Berürfniffes einer öfteren Verftändigung mit ven an— 
gejeheneren Klaffen der Landſaßen etwas Achnliches ſich ausbilden, und es verftcht 
ſich von felbft, daß das Beifpiel der von ten Fürften abgehaltenen Höfe auf bie 
weitere Entwidlung berartiger Heinerer Konvente vielfach beftimmenven Einfluß er: 
langen mußte. Es läßt fi nicht in jedem einzelnen Falle mit Beftimmtheit er- 
kennen, ob dieſe oder jene von Geſchichtſchreibern oder Urkunden erwähnte Ber: 
fammlung gerade auf diefen oder jenen Urfprung zurüdzuführen fei; feft fteht aber 
jedenfalls fo viel, daß auf folhen Tagen theils in peinlichen wie in bürgerlichen 
Sachen Recht gefprochen, theils freiwillige Gerichtsbarkeit geübt, theils endlich der 
Rath und die Zuftimmung der Verfammlung zu wichtigeren Angelegenheiten des 
Landes erholt wurbe, und insbefondere wurde bereit8 im 13. Jahrhundert reichs— 
geſetzlich feftgeftellt, daß weder ein Fürft, noch ein anderer Pandesherr ohne die 
Zuftimmung feiner angefeheneren Landſaßen neues Recht zu ſetzen vermöge. 1) — 
Dod verloren diefe Berfammlungen theils in Folge des feftern Abſchluſſes der Lan— 
beshoheit, theils aud im Zufammenhange mit andern Veränderungen im Bereiche 


1) Ilenrici VI. sentenlia de jure statuum terre, a. 1231; Rudolſi I. constitutio 
pacis a, 1287, c. 44, 
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des deutſchen Verfaffungslebens, bald an Bedeutung. Die höhere Geiſtlichkeit, theils 
mit Erfolg beftrebt, der Landeshoheit und fürftlihen Obrigfeit ſich völlig zu ent- 
ziehen, theils wenigftens durch ihre kirchliche Stellung und das lanoniſche Nedht 
in eine andere und günftigere Lage gebracht als die weltliche Ariftofratie, zog ſich 
von den Landdingen mehr zurüd. In einem ähnlichen Berhältniffe befanden fich 
auch diejenigen Grafen und Herren, welche zwar einem fremden Fürftenthume, aber 
doch noch nicht einer fremden Landeshoheit unterworfen waren; auch fie fuchten 
fi) zumeift von den Landesverfammlungen fern zu halten, deren Beſuch ja als ein 
Zeugniß ihrer Abhängigkeit gelten mußte. Andererfeits bob fih die Madt ver 
Städte, und konnten biefe, aud wenn e8 ihnen nicht gelang, fid) von der Landes— 
hoheit frei zu machen, doc wenigftens innerhalb der Territorien nicht mehr un» 
beachtet gelaffen werden; während demnach bezüglidy der Prälaten, dann der Gra— 
fen und Herren die Frage entftand, ob fie noch zu den Landdingen zuzuziehen, 
fragte e8 ſich bezüglich der Städte umgekehrt darum, ob fie ſchon auf diefen zu— 
zulaffen feien, und nur die Ritterſchaft, welche aus ven größeren Grundeigen= 
thiümern, aus den Bafallen und aus den Dienftmannen eben erft zu einem ein- 
beitlihen Stande zufammengewadhfen war, fand auf benfelben unzweifelhaft ihre 
Stelle. Immer mehr nahmen demnach vie Landdinge den Charakter bloßer Ritter- 
tage an, obwohl bei befonderen Veranlaſſungen oder in beſtimmten Territorien 
auch wohl daneben einerſeits der Herrenftand und die Prälatur, andererſeits die 
Städte auf venfelben erfhienen; theils dieſes Schwanken in ihrer Zufammenfegung, 
theils auch das Fehlen jedes Anfages zur Bildung ähnlicher Berfammlungen in 
vielen, zumal Heineren Territorien, ließ diefelben aber auch vielfady ganz verfehmwin- 
ven over fehlen. Ein ftändiges, Iandesherrlihes Hof- oter Kammergericht über- 
nahm dann die gerichtlichen, ein fürftliher Rath vie berathende Kompetenz der Land» 
binge; aber freilich fo, daß einerſeits auch in biefen engeren Berfammlungen bie Ritter: 
ſchaft, theilweiſe aud die Prälatur, vorzugsweiſe vertreten, andererſeits aber auch 
noch immer üblih war, in wichtigeren Fällen das Urtheil, ven Rath, over felbft 
die Zuftimmung jener ausgevehnteren Berfammlungen einzuholen. 

Die organifhe Fortentwidlung ber alten Provinziallandtage war bamit 
allerdings unterbrochen; indeffen war dieſe Unterbrehung doch weder eine völlige 
nod von langer Dauer. Berfchiedene Unftände gaben bald wieder zu Verhandlungen 
Beranlafjung, welche die Interefjen der höheren Klaffen innerhalb der einzelnen ZTerri- 
torien hinreihend nahe und hinreichend tief berührten, um nicht mit dem bloßen 
Nathe geführt werden zu fünnen. Zuweilen find es Exbfolgeftreitigfeiten innerhalb 
des Ianvesherrlihen Haufes, weldhe eine Betheiligung und Vermittlung ver mäch— 
tigeren Landſaßen hervorrufen, und überhaupt läßt der Uebergang des Landes an 
einen neuen Herrn, in geiftlihen Territorien auch wohl fhon bie bloße Wahl eines 
folden, nicht felten eine befondere Sicherſtellung der Rechte jener wünſchenswerth 
erfheinen; andere Male, und zwar ganz befonders häufig, geben financielle Be— 
dirfniffe des Landesherrn diefen zu einem ähnlichen Eingreifen ven Anftoß. Ge— 
wiffe Steuern zwar waren von Alters ber üblih gewejen, zumal im Anjchluffe 
an die vogteilfchen Gerechtſamen der Yandesherren, und als ein wohlerworbenes 
Recht betrachteten diefe überdies die Befugniß, ihre eigenen Hinterfaßen zu befteuern ; 
im Uebrigen aber bilvete den Grunbftod ihrer Einfünfte eben doch nur ihr privat- 
rechtlicher Befig an Domänen, fowie der Ertrag, welden bie Ausübung ber ihnen 
verliebenen Regalien ihnen abwarf, eine Pflicht dagegen der Unterthanen als folder 
zu ben Laften der Landesregierung beizutragen, war nod) feineswegs als zu Recht 
beftehend anerfannt, Dem privatrechtlihen Ausgangspunfte ver Landeshoheit war 
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dieſer Stand der Dinge natürlich vollkommen angemeſſen geweſen; er ließ ſich aber 
nicht mehr aufrecht erhalten, ſeitdem dieſe den Charakter und Beruf einer Staats— 
gewalt anzunehmen begann. Immer weniger wollten die regelmäßigen Einkünfte 
ver Landesherren zur Tragung der gefteigerten Laften ihrer Regierung wie ihres 
Hoflebens genügen, und woher follten diefelben ergänzt werben, wenn nicht durch 
Beiträge ihrer Landſaßen? Für den Fall einer unzweifelhaften, außerorbentlicen 
Landesnoth, oder aud eines unausweichlichen einzelnen Bedürfniſſes der Hofhal- 
tung wurde denn aud bie Beitragspflicht dieſer letztern ohne Weiteres voraus- 
gefegt und zugegeben; in folden Fällen erlaubt ſich wohl der Landesherr eigen» 
mädtig Steuern zu erheben, und es ftellen ſich allenfalls fogar durch das Her- 
fommen beftimmte VBorausfegungen ein für allemal feft, unter weldhen ihm bie 
Befugniß hiezu nicht beftritten werden könne (3. B. Gefangenſchaft des Landes» 
herren, Berluft einer Hauptſchlacht, Römerzug oder fonftiger Reichsdienſt im Heer 
oder am Hof des Kaiſers; Ausftattung einer Tochter, Nitterfchlag eines Sohnes). 
Wo dagegen ein ſolches unbeftreitbares Bedürfniß nicht vorlag, und es waren bies 
der Natur der Sache nach die ungleich häufigeren Fälle, da konnte von einem ein— 
feitigen Beſteuerungsrechte des Landesherrn feine Rede fein, und blieb, ta jeder 
nicht geſchuldete Beitrag als eine freie Gabe des einzelnen Gebers erſchien, nichts 
anderes übrig als mit ben einzelnen Landſaßen einzeln über vie von ihnen zu 
verwilligenden Summen zu verhandeln. Es verfteht fi von jelbft, daß die Grenze 
zunächſt eine fortwährend beftrittene war; der Landesherr pflegte in jedem Fall, 
da er Geld zu brauchen glaubte, ein unbeftreitbares Bedürfniß des Landes und 
fomit‘ eine unbebingte Kontributionspflicht der Lantfahen anzunehmen, dieſe Letzteren 
bagegen waren geneigt, felbft in wahrhaften Bedürfnißfällen bie Steuererhebung 
an ihren Beſchluß und ihre VBerwilligung zu binden und dieſe nur gegen rechts— 
förmlich ausgeftellte „Schadlosbriefe“ zu gewähren, d. h. gegen urkundliche Verſiche— 
rungen, daß vie betreffende Steuer von ihnen aus gutem Willen gegeben, feines» 
wegs aber rechtlich geſchuldet ſei. Die Mittel aber zum Wiverftand gegen bie lan- 
besherrlihen Anforderungen und zur Behauptung nit nur, fondern auch Aus- 
behnung der eigenen Befugniffe gewährte, zwar nit allen, aber doch wenigſtens 
ven höheren Klafien der Lanpfaßen, das Einigungswejen. — Die Borfälle, 
weldhe zu Einigungen den Anftoß zu geben pflegten, waren fehr verfchiedener Art, 
und ebenfo verjchiebenartig waren die Einigungen felbft, welche durch dieſelben ver- 
anlaßt wurden. Zumeift waren bie erſten Einigungen nur vorübergehender Natur, 
fei es num, daß fie nur auf beftimmte Zeit eingegangen wurben, ober nur zur 
Erreihung eines einzelnen, beftimmt abgegrenzten Zieles (3. B. der Ordnung eines 
ftreitigen Suceeffionsfalles im landesherrlichen Haufe, der Führung einer, Bormund- 
ſchaft, der Wahl eines neuen Landesheren, der Verhandlung über eine Steueran- 
forderung u. dgl. m.); erft fpäter gewannen fie, wenn die Beranlaffungen zu ges 
meinfamem Handeln und gemeinfamer Wahrung der gemeinfchaftlihen Interefien 
fi häuften, größere Dauer und bleibenden Beſtand. Gewöhnlich gehen biefelben 
überdies urfprünglid nur von einem einzelnen Stande aus, nämlidy von dem 
Adel; erft fpäter pflegen dann etwa die Prälaten (in Bayern z. B. erft feit dem 
Schluffe des 14. Jahrhunderts) und die Städte (in Bayern fhon zu An— 
fang des 14. Jahrhunderts) zu ähnlichen Berbindungen fih zufammenzufchließen 
und als Korporationen, over je nad Umftänden aud als Einzelne mit jenen 
zu gemeinfamem Handeln zufammenzutreten. Nicht allenthalben find es ferner 
biejelben Stände, welche in ver angegebenen Weife fi) zufammenfchließen, und 
auch in diefer Beziehung zeigt fih auf Jahrhunderte hinaus nod ein nicht 
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unerheblihes Schwanfen. In allen Territorien faft fand ſich eine Nitterfchaft 
vor, fräftig genug, um dem Lanbesheren gegenüber eine felbftändige Haltung 
‚zu bewahren. Regelmäßig fam eine Prälatur hinzu, die theils in ihrer Firchlichen 
Stellung , theils und hauptſächlich in ihrem gefreiten Grundbeſitze die Mittel be- 
faß, in gleicher Weife ſich geltend zu machen, Als dritter Stand endlich treten in 
den meiften Territorien nod Städte, oder hin und wieder (wie 5. B. in Bayern) 
Städte und Märkte auf, und bringen neben dem ariftofratifhen Momente, wel- 
ches in jenen beiden höheren Ständen feine Vertretung findet, noch ein demokra— 
tiſches Element zur Geltung. Zu dieſen drei am häufigften wieberfehrenden Stän- 
den kommt aber wohl hin’ und wieder auch noch ein weiterer hinzu. Nicht allerwärts 
haben die Grafen und Herren von der fürftlichen Obrigkeit fi frei zu machen 
gewußt, vielmehr erftarkte dieſe vielfach umgekehrt zu einer vollen Landeshoheit; 
folhenfalls nehmen auch fie an der Verhandlung der Landesangelegenheiten Ans 
theil, ſei e8 nun, daß fie (wie in Bayern) mit der Nitterfchaft zufammen nur 
einen einzigen Stand bilden, oder daß fie (wie tu Böhmen, Kurfachfen, Defterreich, 
Steiermark) als ein gefonderter Herrenftand neben den Nitterftand, und vor die— 
fen treten. Von der Prälatur hat fih in einzelnen - geiftlihen Territorien (wie ' 
3. B. in Hildesheim) das Domkapitel als ein befonderer Stand ausgefchieven, 
welcher dann neben den landſäßigen Stiftern feine eigene Vertretung findet. Ends 
lih nahm ausnahmsmeife in einer Reihe von Territorien auch noch der Bauern» 
ftand an den lanpftänbifhen Rechten Theil, ſei es nun, daß berfelbe (wie in 
Mürttemberg) mit den Stäbten gemeinfam vertreten, oder daß berfelbe, wie dies 
öfter vorfam, zu felbftändiger Wahrung feiner Rechte zugelaffen wurde; im Allge— 
meinen find hier theils ſolche Länder zu nennen, in welchen ver Bauer überhaupt 
ſich freier und waffentüchtiger erhielt, wie namentlich die Küftengebiete an ber 
Nordſee (Friesland, Kehdingen, Hadeln, Dietmarfchen, Norvfriesland) und die Als 
penlande fammt Oberfhwaben (Tyrol, Vorarlberg, Kempten, Bafel; aber auch der 
Breisgau, u. dgl. m.), theils ſolche, deren Kleinheit aud den Bauern beveutfam 
genug erfcheinen ließ, um ihm Rechte neben den Pflichten zuzufchreiben, (Sayn, 
Neuß, Waldeck u. dgl: m.). Umgefehrt kommt es aber auch vor, daß in einem 
einzelnen Territorium der eine oder andere ber jonft regelmäßig vertretenen Stände 
ausnahmsweife fehlt; die Reformation z. B. ließ in vielen Territorien die Präla- 
tur ausfallen, im Mainzer Kurfürftenthume bildete dagegen das Domkapitel fogar 
allein den Landtag! U, dgl. m. Erft ſehr allmälig ftellen ſich hiernach die Stände 
feft, welche überhaupt an ven Yanvesangelegenheiten ſelbſtthätig ſich zu betheiligen 
berufen erfcheinen, fchließen fich diefelben zu geordneten, dauernden Korporätionen 
ab, treten dieſe Korporationen endlich unter fih in eine bleibende Verbindung, für 
welche zumeift die Bezeichnung als „vereinigte Landſchaft“ üblih wird; erft 
wenn biefer legte Schritt gethan ift, läßt fi) aber von Landſtänden im vollften 
Sinne des Wortes ſprechen. Es ift Mar, daß deren Entftehung in einem völlig 
organifhen Zufammenhang mit ven Provinzialverfammlungen der ältern Zeit nicht 
fteht; Mar aber aud, daß eine inbirefte Verbindung zwifchen beiden Arten von 
Berfammlungen allerdings beftand, und daß bie fpäteren Landtage lediglich eine 
neue Yorm bildeten für die fortwährende Ausitbung ber altherfömmlihen Theil 
nahme der privilegirten Klaffen an der Yandesregierung. Im 14—15. Jahrhundert 
vollzieht fi) aber der eben geſchilderte Entwidlungsproceß der Regel nad; es ift 
eine Ausnahme, wenn einzelne Territorien gar feine Landſtände erhalten, oder 
wenn in andern biefe erft fpäter zu ihrem Abſchluſſe gelangen. 

Die allmälige Entftehung der Landftände aus urſprünglich unverbundenen 
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Theilen und deren Zufammenhäng mit der privatrechtlihen Auffaffung der zwiſchen 
Landedheren und Landfaßen obwaltenden Beziehungen ift in der äußern Organi— 
fation der Landtage noch deutlich erfennbar. So viele Klaffen von Landſaßen 
zur Vertretung gelangten, fo viele Kurien umfaßte die Landſchaft. Hin und wies 
ver hielten dabei zwar bie verfchievenen Kurien gemeinfame Berfammlungen (wie 
in Württemberg); gewöhnlih aber verhandelte und beſchloß jede Kurie abgefondert 
für fit. Innerhalb jeder einzelnen Kurie pflegte der Grundſatz zu gelten, daß 
Stimmenmehrheit, und zwar abfolute Stimmenmehrheit, enticheide; auf das Ver— 
hältniß der verfchievenen Kurien zu einander fand zum Theil dasfelbe Princip” 
Anwendung, und entſchied dabei bald vie Mehrheit der Kurien, bald die Mehr« 
heit der Einzelftimmen, bie ſich bei der Durchzählung durch alle Kurien ergab, hier 
wie dort allenfalls noch mit der Movalität, daß bei Stimmengleichheit dem Landes— 
herrn der Stichentfcheid zugeftanden wurbe, — häufiger aber hielt man an ver mehr pri= 
vatrechtlichen Auffaffung feft, daß das Votum jedes Standes nur ihn felbft verbinde, 
und daß ſomit feiner durch die Mehrheit ver andern überftinimt werben könne. Die 
Berechtigung, innerhalb der einzelnen Kurie zu figen, galt als ein perſönliches, 
wohlerworbenes Recht des Einzelnen, mochte tiefer nun eine phyfifche oder juriftiiche 
Perfon fein. Auf ven Beſitz privilegirter Güter und Herrſchaftsrechte pflegte dabei 
die Landſtandſchaft begründet zu fein, und eben darum nur dem Abel, ver Prä— 
latur und den Städten zuzuftehen, und felbft dieſen Stänten nur inſoweit als 
fie in angegebener Weife begütert waren; bald ftellte fi ein Gegenſatz landtags— 
fähiger Güter und nicht landtagsfähiger feit, und auch unter den Städten pflegte 
nur denjenigen die Standſchaft zugeftanden zu fein, melde fih von Alters her in 
deren Befit befanden. Es ift eine Ausnahme, wenn aud) der Bauernftand, und 
damit der Befiger nicht privilegirter Güter zu den Landtagen zugelaffen wird; eine 
Ausnahme auch, wenn entweder jeder Adelige als folder, unabhängig von dem 
Befige eines landſtändiſchen Gutes, oder wenn umgefehrt aud der nichtadelige 
Befiger eines folhen den Zutritt zum Landtage erhält. Der zum Site Berechtigte 
bat dabei diefen der Regel nad) in eigener Perfon einzunehmen; die Herren und 
Ritter haben demnach Mann für Dann zu erfheinen, und höchſtens wird, zumal 
zu Gunften ver Erfteren, die Sendung eines mit privatrehtliher Vollmacht aus- 
gerüfteten Stellvertreter geftattet, — die Stifter werben durd) ihre Prälaten, oder 
auch, zumal Frauenftifter, vurd ihren Vogt oder einen Mandatar vertreten, — 
Namens der Städte pflegen die Bürgermeifter oder andere ein für allemal be— 
ftimmte Rathsverwandte zu erjcheinen; nur felten findet eine Deputirtenwahl ftatt, 
und auch dann nur eine Wahl durch den Rath. Die Berechtigung fowohl ver einzel- 
nen Theilnehmer an einer und derſelben Kurie als auch der verfchiedenen Kurien im 
Berhältniffe zu einander konnte Übrigens recht wohl auch eine ungleihe fein, und 
fonnten der einen Privilegien zufommen, welche der andern fehlten; neben den allge- 
meinen Landtagen ferner fommen auch befondere Zufammenfünfte vor, weldye die 
Angehörigen eines einzelnen Standes unter fich hielten, u. dgl. m. — In ber 
Negel traten die Landtage auf landesherrliche Berufung zufammen, je nachdem ein 
Bedürfniß Hiezu ſich zu ergeben fchien; feltener finden fid Zufammenkünfte, welche 
in regelmäßigen Zeitfriften an ein für allemal gefeglich beftimmten Tagen gehal- 
ten werben, und fomit gar feiner befonvdern Ladung bedürfen. Unzweifelhaft 
ftand dagegen den Ständen von Anfang an das Recht zu, auch ohne landesherr- 
lihe Berufung fich. zu verfammeln, und oft genug fehen wir folde Zufanmen- 
fünfte von einzelnen Mitgliedern der Landfhaft einfeitig zufammengeladen ; fpäter 
erhoben fih wohl Zweifel in Bezug ‚auf viefe ihre Befugniß, zumal ſeitdem bie 
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one Bulle Karls IV. ein Verbot aller Einigungen im Intereſſe der Landes- 
1 ausgefprochen hatte, und von ba ab ließen fid) die Stände darum auch wohl 
freies Berfammlungsreht ausdrücklich zufihern, wobei dann aud wohl nähere 
Beſtimmungen über die Art getroffen wurden, in welcher dasſelbe ausgeübt wer- 
den ſolle. Die Berufung pflegte durch beſondere Cinladungsſchreiben zu erfolgen, 

welche an die einzelnen Mitglieder erlaſſen wurden; die Nichterſcheinenden pflegten 
ihr Ausbleiben ſchriftlich zu entſchuldigen, und dabei auch wohl ausdrücklich ihre 
Zuftimmung zu den von ber Mehrheit zu faſſenden Beſchlüſſen im Voraus zu 
erklären. Der Ort der Verſammlung wurde zumeift in den Einberufungsfchreiben 
beftimmt; feltener war ein folder ein für allemal buch das Herfommen des ein- 
zelnen Landes feftgeftellt. Anfänglid” wurden vie Zufammenfünfte nad altem 
Brauche unter freiem Himmel gehalten; fpäter zogen fie fih in Städte und Häu— 
fer zurüd, und im BZufammenhange damit verlor ſich auch mit der Zeit bie 
Deffentlichfeit der Verhandlungen. Die Leitung berfelben und ver Vorſitz in ver 
Derfammlung ftand nicht felten einem ein für allemal- beftimmten Mitglieve zu, 
und vie Stelle des Yandtagsmarfhalls oder Landſchaftsdirektors war zuweilen fo» 
gar in einzelnen Familien erblih. Auch fonftige Beamte der Landſchaft kommen 
vor, nud zwar auch jolche, welche nicht aus deren eigenem Kreife entnommen, fon- 
bern von ihr beliebig gewählt und angeftellt wurben; beſonders häufig findet 
ih ein Landſchaftsſyndikus als rechtöverftändiger Nath und Diener derſelben. 
Wichtiger nody waren die ſtändiſchen Ausſchüſſe, welche theils zur Vorbereitung ver 
Berhandlungen im Plenum gewählt wurber, theils aud zur Ueberwadhung ober 
Beſorgung des Vollzuges der hier gefaßten Beichlüffe, oder zur Vertretung ber 
Stände während ver Zeit, da die Landtage nicht verfammelt waren; ein mächtiger 
und ftändiger Einfluß auf vie Regierung des Landes konnte durch fie geübt 
‚werden, aber e8 lag auch andererjeits die Gefahr nahe, daß durd die dem Aus- 
ſuſſe eingeräumten Befugniſſe die Bedeutung der Landtage felbft und damit ber 
gejammten landſtändiſchen Verfaſſung untergraben werden möge. An den Verhand- 
lungen der Stände nahm zuweilen ver Landesherr in eigener Perfon, häufiger 
Durch feine Räthe, Antheil; die Beſchlüſſe derſelben bevurften, um weiter als für 
bie betreffenden Kurien jelbft verbindlich zu werben, feiner Beftätigung, welche ſehr 
haufig am Scluffe des einzelnen Landtages in der Form eines Landtagsabſchiedes 
ertheilt wurde. — Eigenthümliche Verhältniffe ergaben ſich dann, wenn Länder, 
in welchen eine gemeinjame landſtändiſche Verfaſſung ſich ausgebildet hatte, getheilt, 
oder wenn umgefehrt Länder, in deren jedem eine geſonderte Landſchaft herange- 
wachſen war, zu einem Gefammtftante vereinigt wurden. Sehr häufig fanden im 
eriteren Falle die Stände ihr Intereffe dabei, trog der Spaltung der Regierungs- 
gewalt ihren einheitlichen Beftand forterhalten zu fehen, ſehr häufig hielten biefel- 
ben im legteren Falle umgekehrt an dem Fortbeſtehen gefonderter Yandtage für 
die einzelmen bereinigten Lande feit; im einen wie im andern Falle pflegten fie 
fih dann die Fortdauer ver hergebrachten Landſchaftsverfaſſung urkundlich zufichern 
zu laflen. 

Wie in Bezug auf die Zufammenfegung und rechtliche Organiſation derſelben, 
jo iſt aud in Bezug auf die Befugnijfe ver Landſtände zwifchen ven ver- 
ſchiedenen Territorien jowohl als zwiſchen den verfchiedenen Zeiten ein großer Un— 
terfhied zu bemerken. Bon Anfang an hatte der Sat gegolten, daß neue Geſetze 
von Landesherrn nur erlaffen werden fünnten, wenn meliorum et majorum terr® 
consensus dazu vorgängig erholt worden fei; von Anfang an war ferner aner- 
fannt gewefen, daß ein Beitrag zu ven Koften der Landesregierung, von dem Falle 
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einer unbeftreitbaren Landesnoth abgefehen, ven freien Ständen im Territorium 
nicht ohne deren vorgängige Berwilligung abgeforvert werben dürfe. Theilnahme 
alfo an der Gefeßgebung und das Recht der Steuerverwilligung waren die beiden 
urjpränglichften, wichtigften und allgemeinften Befugniffe ver Landſtände; aber ihre 
Ausübung gewährte denſelben einerfeits die Mittel zu einer viel weiteren Aus- 
dehnung ihrer Gerehtfamen, und andererfeit8 war der Umfang felbft jener Befug- 
niffe ein jo unficher begrenzter, daß fogar bezüglich ihrer nody immerhin eine ſehr 
erhebliche Verſchiedenheit der Berechtigung gedacht werben konnte. — Das ftän- 
diſche Steuerbewilligungsreht, um von diefem Rechte als dem widhtigften 
zuerft zu fprechen, war feinem Urjprunge nad ein mehrfach beſchränktes geweſen. 
Dasfelbe konnte ſich der Natur der Sahe nah nur auf die Berwilligung von 
Steuern aus dem eigenen Gute der Verwilligenden und aus dem ihrer Untergebe- 
nen beziehen. Demnach verwilligten die Städte die Steuern für ihre Eingefeffenen, 
der Adel und die Prälaten Dagegen für ihre Hinterfaßen, fowie für ihre in eige- 
ner Regie bewirthichafteten Güter, ſoweit dieſe legteren nicht etwa völlig fteuerfrei 
gelafjen werben wollten; feft ftand dagegen, daß biefe ihre Verwilligung ſich weder 
auf die Hinterfaßen des Landesherrn felbft bezog, welche dieſer ganz ebenfo 
einfeitig zu befteuern ſich berechtigt hielt, wie die Stände bie ihrigen, noch auf 
bie freien Leute, welche auf den Yandtagen nicht vertreten waren, und melde der 
Landesherr theild nad) befonveren Verhandlungen mit den einzelnen Gemeinden, 
theil8 ohne foldhe, jedenfalls aber ohne Zuziehung der Stände befteuerte, und ftrei- 
tig mochte überdies (wie in Bayern) werden, ob fidh die Steuerfreiheit des Adels 
und der Prälatur nur auf ihre Hinterfaßen, oder auch auf ihre Schußpflichtigen 
und bie fonftigen freien Infaßen ihrer Gerichtsbezirke beziehe. Konfequentes Feft- 
halten an dem Gefihtspunfte der vollen Freimilligfeit jeder Verwilligung mußte 
ferner dazu führen, daß in Steuerfragen nit nur in Bezug auf das Verhältnif 
der verſchiedenen Kurien zu einander, fondern aud in Bezug auf bie einzelnen 
Angehörigen jeder einzelnen Kurie das Princip der Stimmenmehrheit als unan- 
wendbar zu gelten hatte. Wiederum ließ ſich jener Gefihtspunft nur bei der Ber: 
willigung direlter Steuern durchführen, nicht dagegen bezüglich der indirekten 
Steuern, die feit dem 15. Jahrhundert nad) dem Vorbilde Frankreichs auch in 
Deutjchland aufzufommen anfingen. Endlich galt ja auch, wie oben bereits gelegent- 
lich zu bemerfen war, die Leiftung einer Beihülfe im Falle einer unzweifelhaften 
Landesnoth als nicht abzumeifende Pflicht aller Landſaßen, und konnte demnach auch 
nad biefer Seite hin der Umfang des den Ständen zuftehenden Steuerverwilli- 
gungsredhtes gar vielfach "beftritten werden. Nad allen dieſen Seiten hin waren 
nun aber die Landftände beftrebt eine feftere Gewähr ihrer Nechte zu erlangen, 
und vielfältig mit dem günftigften Erfolge. Am leichteften gelang es zumeift von 
ber zulegt erwähnten Schranke ſich loszumachen, und zwar aus einleuchtenden Grün- 
ben. Feſt genug waren die Interefien ver mächtigeren Landſaßen mit deneu bes 
Territoriums bereits verflodhten, daß jenen bei einer wirklichen Tandesnoth faum 
mehr einfallen konnte, bie erforberliche Beihülfe felbft bei unbejchränktefter Aner- 
fennung ihres Stenerverwilligungsrechtes zu verweigern, und ber Landesherr ver- 
lor fomit materiell nur wenig an feinen Rechten und Einkünften, wenn er jene An=" 
erfennung förmlich ausfpradh oder doch zu einer ausdrüdlihen Specifilation der 
wenigen Fälle ſich herbeiließ, in welden ihm vie einfeitige Steuerausfchreibung 
zuftehen: follte; andererfeits pflegten gerade in wahren Notbfällen zumeift alle 
Mittel zu fehlen, die Entrichtung einer Steuer einer etwaigen Nenitenz der Stände 
gegenüber zu erzwingen, und mußte überdies bie Schwierigkeit der Konftatirung des 
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Debürfniffalles, oder doc, vie Nothwendigkeit über die Höhe der Steuer und bie 
Art ihrer Auflegung mit denfelben fih zu einigem zu folden Weitwenvigfeiten 
führen, daß es gerathener erſchien durch Nadgiebigfeit im jenem mehr formalen 
°  Bunkte ven guten Willen ver Stände fi zu erfanfen. Die indlrekten Steuern 
- former, wie foldye mehrfad von Getränken, Salz, allem feilen Kaufe u. dgl. exrho- 
ben wurden, fanden zwar Anfangs als eine Neuerung heftigen Wiverftand, em- 
pfahlen fi aber doch bald durch ihrer Einträglidfeit, und mehr noch durch die 
Leichtigkeit ihrer Erhebung. Da folhe zwar uiht blos von den gefteiten Stän- 
& den und deren Angehörigen, aber doch aud von dieſen zu tragem waren, ließ 
ſich auch bezüglich ihrer das Verwilligungsrecht der erſtern nicht füglich beftreiten, 
und man juchte fogar deren Abneigung gegen diefelben mehrfach dadurch zu befei- 
- tigen, daß man ihnen deren Erhebung überlich und allenfalls fogar für vie Mühe 
der Perception einen Antheil am Ertrage verjelben zugeftand; immerhin aber war 
damit bereits der urfprümglihe Umfang des ftändifchen Verwilligungsrechtes nicht 
unerheblich überjchritten, indem bie gefreiten Stänve in folden Fallen bereits nicht 
nur für fi und ihre Untergebenen, fondern aud für die übrigen Landſaßen 
Steuern vermwilligten, Aber auch bei tiefer, mehr beiläufigen, Erweiterung ihrer 
Befugnifie in Steuerſachen blieben die Stände vielfach nicht fiehen. Auch an ver 
®. pireften Beftenerung ver nicht vertretenen Freien, fowie der landesherrlichen Hin- 
terfaßen hatten dieſelben ein jehr fühlbares Intereffe, und zwar im zweifacher Rich— 
tung. Einmal mußte venjelben daran gelegen fein, zu jeder von ihnen ſelbſt ver- 
willigten Steuer aud dieſe herangezogen zu fehen, damit nicht ihre eigenen 
Angehörigen im Bergleihe zu jenen gegen alle Billigfeit beſchwert erfcheinen möch— 
ten; anbererfeit® lag es nicht minder in ihren und ber Ihrigen Intereſſe, die- 
jelben nicht durch rüdfihtölofe Uebung des Ianvesherrlichen Beſteuerungsrechtes fo 
jeher bebrüden zu lafien, daß deren Steuerkraft zum Schaden des Landes und ihrer 
felbft Danernd erfhöpft werde. Das unbeftrittene Recht, für fich ſelbſt Steuern zu 
verwilligen oder zu verweigern, gab aber das Mittel an tie Hand, nad) beiven 
Seiten bin jene billigen Forderungen zur Geltung zu bringen, Man verwilligte 
eben Die eigene Steuer nur gegen die beftimmte Zufiderung, daß auch die lan- 
desherrlihen Hinterfaßen in gleihmäßigem Anſchlage zw verfelben beigezogen wer- 
ven follten; man ließ ſich amdererfeits auc das Verſprechen vom Landesherrn ge- 
ben, daß er feine eigenem Untergebenen nicht ohue Mitwirkung der Landſchaft 
Ps weiter belaften wolle. Nicht allerwärts freilich erfuhren die ſtändiſchen Rechte dieſe 
(egtere, weitgehende Ausdehnung, und während biefelbe z. B. in Bayern, in 
Braunſchweig⸗Lüneburg u. f. w. Plab griff, mar dies in Schleswig-Holftein 
nachweisber nicht der Fall; immerhin aber nahm allerwärts das Gteuerver- 
willigungsrecht ver Stände eine Richtung, welde dasſelbe einer Vertretung bes 
Landes im Ganzen fo nahe brachte, daß faft allerwärts wenigftens das Princip 
der Abftimmung nad Stimmenmehrheit im Widerfpruche mit den Konjequenzen einer 
fireng privatrehtlihen Auffaſſung in Steuerfadhen in ebendemfelben Umfange zur 
Geltung, gelangte, in welchem dasſelbe bei Fragen ver Geſetzgebung oder in andern 
zur Kompetenz der Stände gehörigen Fällen Anwentung fand. Ueber das Recht 
ver Stewerveriwilligung hinaus mußten die Stände zumeift ihre Befugniſſe auch 
noch auf die Realifivung ihrer Verwilligungen auszubehnen, und zwar biente aud) 
bier wieder die Möglichkeit, die Verwilligung ber Steuern am beliebig welche Be- 
dingumgen zw knüpfen, als das gefügigfte Mittel zum Zwecke. Zumädft ift es vie 
Erhebung. ber Steuern, auf welche die Landſchaft zumeift mit Erfolg Einfluß 
zu gewinnen trachtet. Die Städte, für welche ver Natur der Sache nad) ein an- 
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derer Befteuerungsmopus nothwendig war als für das flache Land, und deren Rath über- 
dies deſſen Feftftellung ſich felbft vorzubehalten liebte oder felbft nur nad) vorgängigen 
Berhandlungen mit der gefammten Gemeinde folhen feftzuftellen berechtigt war, 
pflegten gerne beftimmte Summen zu verwilligen, bezüglich deren ihnen dann überlaffen 
blieb, wie fie viefelben von ihren Eingefeßenen aufbringen möchten; Abel und Prä- 
latur dagegen verwilligten zwar zumeift eine beftimmte Steuergattung (meift Orunb- 
fteuer oder Viehſteuer) in beftimmter Höhe, aber aud fie behielten fich vielfach 
wenigftens deren Erhebung durch ihre eigenen Beamten vor, und felbft wenn in- 
direkte Steuern beliebt wurben, fand, wie bereit8 bemerkt, vielfach dasſelbe Ver— 
fahren ftatt. Später (in Bayern feit der Mitte des 15. Jahrhunderts) kam auch 
wohl eine andere und georbnetere DVerfahrungsweife auf; man ließ bie vermilligte 
Steuer durch das ganze Land von ein und denfelben Beamten erheben, aber bie 
Ernennung diefer Beamten nicht mehr einfeitig von dem Lanbesheren, fondern von 
ihm und ven Ständen gemeinfam ausgehen. Weiterhin fuchen dieſe legtern aber auch 
die Verwendung der Steuern ihrer Kontrolle zu unterziehen. Vielfach zeigte 
fih nämlich, daß die verwilligten Steuern mehr als vie bei der Verwilligung ins 
Auge gefahte Summe eintrugen und daß folder Mehrertrag dann vom Landes: 
bern willfürlich verbraucht und‘ vergeubet wurde; hin und wieder fam es aud 
vor, daß die zu beftimmten Zweden verwilligten Gelder, wenn nur erft in bes 
Landesherrn Hand gelangt, zu ganz anberen als den bezeichneten Zwecken ver- 
wendet wurben. Um ſich gegen ſolche Mißbräuche zu ſichern, behielten ſich bie 
Stände nun aud wohl neben der Erhebung die geſammte Verwahrung und Ver— 
waltung ber bewilligten Steuererträgniffe vor; die durch landſchaftliche Beamte 
erhobenen Gelder wurben foldhenfalls in eine Landſchaftskaſſe gelegt, zu welcher 
etwa (wie in Bayern) Delegirte der verfchievenen Stände je ihren befonderen 
Schlüſſel führten, und aus diefer Kaffe wurde dann entweder ber verwilligte Be- 
trag an den Lanbesheren abgeführt, während die etwaigen Ueberſchüſſe für fünf- 
tige Fälle in der Kaffe behalten wurben, oder es beforgten fogar ftändifche Ver- 
orbnete felbft die Verausgabung ber eingegangenen Gelber zu den beftimmten 
Zweden, oder wohnten doch als kontrollirende Auffichtsbeamte bei deren Veraus— 
gabung durch landesherrliche Diener bei. Neben dem Steuerwefen ziehen die Stände 
ferner aud noch ganz andere Zweige des territorialen Staatshaushaltes in den 
Kreis ihrer Verhandlungen, vor Allem das Ianvesherrlihe Münzregal und das 
Innvesherrlihe Schuldenwefen. Das Recht, Münzen zu fchlagen, aus des Kai— 
ſers Hand in die der Landesherrn übergegangen, wurde ſchon frühzeitig von die— 
fen mißbraucht, um einen möglichft großen Gewinn zu bringen; häufige Einziehung 
und Verrufung der Münzen einerfeits, allzu unterwichtige Prägung berfelben an- 
bererfeit8 mußten als Mittel zu dieſem Zwede vienen. Bielfache Klagen, zumal 
der Städte, waren die Folge, und vielfahe Verhandlungen an den Landtagen; 
das Ergebniß dieſer legteren war aber regelmäßig eine ſehr weitgreifende Beſchrän— 
fung des Ianbesherrlihen Münzregals, fei e8 nun, daß der Münzfuß und Schlag- 
Ihag durch gefegliche Beftimmungen geregelt und etwa ein ftänbifher Münzwarbein 
dem Ianbesherrlihen an vie Seite gefegt wurde, ober daß gar (wie in Braun- 
ſchweig⸗ Lüneburg, und vorübergehend auch in Bayern gefchehen) das landesherr- 
lihe Münzreht ganz und gar an die Stände, over auch (wie in Brandenbnrg) 
fpeciell an die Städte abgetreten wurde. Hinwieberum war die Schulvenlaft, in 
welche die meiften Landesherrn fi zu ſtürzen pflegten, vielfach eine fo fehwere, 
daß die Befreiung von derfelben ohne Zuthun der Landſchaft nicht mehr möglich 
erſchien; dieſe pflegte ſich in folden Fällen denn aud der angefonnenen Hülfe- 
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leiſtung nicht zu entziehen, wohl aber, um öfterer Wiederholung ähnlicher Anfor⸗ 
derungen vorzubeugen, bie Entwerfung eines Schulventilgungsplanes ſowohl als 
deſſen Ausführung in die eigene Hand zu nehmen, und allenfalls auch gegen bie 
‚fernere, leichtfertige Kontrahirung von Schulden Garantieen ſich gewähren zu Iaf- 
fen. Man fieht, von einer methodiſchen Regulitung des gefammten Staatshaus- 
haltes durch die Stände, wie folde etwa heutzutage in der Disfutirung und Ver— 
willigung eines Budgets liegt, ift zwar in jener früheren Zeit feine Rede; allein 
bie einzelnen Befugnijie, welche eine derartige Regulirung vorausfegt und auf wel- 
hen biefelbe fußt, lagen allerdings in der Hand der Lanpfchaft bereits vor, und 
wenn jene vollendetere Ausprägung berfelben dennoch nicht erreicht wurde, fo Tag 
der Grund hievon in ver That einfach darin, daß es in jenen Zeiten ebem liber- 
haupt einen geordneten Staatshaushalt noch nicht gab. — Aber weit über pas 
financtelle Gebiet hinaus mußten die Stände ihre mächtige Stellung im Terri— 
torium geltend zu machen, und mit berfelben Klugheit und Entfchlofjenheit, mit 
welcher fie dort eine Befugniß um bie andere errangen, auch auf alle andern Theile 
ber territorialen Verwaltung beftimmenden Einfluß zu gewinnen. Daß die Theil- 
nahme an der Gefeggebung ben privilegirten Ständen von Alters her zuftand, 
ift bereit8 erwähnt worben; nad) dieſer Seite hin handelte es ſich alfo nur um 
die Bewahrung der hergebrachten Rechte, und allenfall® um deren genauere Feft- 
ftellung gegenüber dem Rechte des Landesherrn, durch einfeitig erlaſſene Verord— 
nungen die Handhabung des beftehenden Rechtszuſtandes zu fidhern. Nur felten 
freilich ift in den Privilegien der Stände eine ausbrüdlihe Anerkennung biefer 
ihrer Befugniſſe zu finden; aber offenbar nicht darum, weil man fie benfelben 
etwa nicht zugeftehen wollte, fondern nur aus dem Grunde, weil biefelben als 
felbftverftänplih von allen Seiten betrachtet wurden. Die mannigfachen Landes— 
orbnungen und Landrechte, welche gegen Enve des 15. und Anfang des 16. Jahr⸗ 
hunderts abgefaht wurben, famen demnach ihrer überwiegenden Mehrzahl nad un- 
ter eingehender Mitwirkung der Landſchaften zu Stande, und daß auch zu Einzeln- 
geſetzen, felbft wenn fie nicht, wie dies z. B. bei den Landfriedensgeſetzen der Fall 
war, bie jura singulorum bireft berührten, beren Suftimmung als erforderlich 
galt, zeigen am veutlichften die Verhandlungen der bayerifchen Landſtände. Auch 
auf die Rechtspflege erftredt fich der Einfluß der Landſchaft. Nur ausnahms- 
weife hat ſich dieſe freilich felbft die Bedeutung eines ordentlichen Gerichtshofes 
erhalten, wie foldje etwa früher den placita provincialia zugelommen war (fo im 
Erzftifte Bremen); weit häufiger aber pflegt dieſelbe wenigftens auferorbentlicher 
Weiſe Recht zu fprehen in Proceffen von beſonderer politiiher Bebentung, oder 
in welchen ver Landesherr oder eine ſtändiſche Korporation Partei ift. Nod öfter 
fehen wir enblih vie Stände für vie gehörige Befegung und Amtsführung ber 
landesherrlihen Hofgerihte Sorge tragen, und allenfalls ſogar die Ernennung 
ihres Perfonales ganz over theilweife in ihre Hand befommen; auf dem Wege 
ver Befchwerbeführung und vermittelft ihrer legislativen Thätigfeit wiffen viefelben 
überdies ihre Sorgfalt auch den untern Gerichten zuzuwenden. Hinfichtlih ber 
Verwaltung des Landes wifjen fi die Stände nit felten Das Verſprechen 
zu erwirfen, daß der Landesherr nur Inländer zu Beamten ernennen, und bie 
etwa bereit3 ernannten „Gäfte” von ihren Stellen wieder entfernen wolle; auf vie 
Beſetzung des Ianbesherrlihen Rathes insbeſondere erlangten dieſelben vielfach ſo— 
gar einen noch viel weiter reichenden Einfluß, indem ſie die Zahl ſeiner Mitglie— 
der feſtſtellen ließen und die als ſolche zu ernennenden Perſonen ſelbſt dem Lan— 
desherrn bezeichneten, wobei dann die Ergänzung des Kollegiums durch landſtän⸗ 
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diſche Ernennung over durch Selbftwahl ausbedungen zu werben pflegte. Auch bie 
Kompetenz dieſes Rathes warte dann wohl gefeglich georbnet, und ſehr weit aus— 
gevehnt, jo daß berfelbe einerfeitS geradezu ein Recht der Mitregierung dem Lan— 
desheren gegenüber erlangte, während er andererſeits aus einen landesherrlichen 
Beamtenfollegium fih in wenig mehr als einen landſtändiſchen Ausfhuß verwan- 
velte. Aber auch in anderer und nod) direfterer Weife griff die Landſchaft vielfach 
in vie Landesverwaltung ein, Die Yanbespolizeiordnungen bebürfen ganz wie 
andere Afte ver Legislation ihrer Genehmigung, und auch einzelne Verfügungen 
adminiftrativen Charakters wurden wohl unter ihrer Mitwirkung erlaffen; ver theil- 
weife mwenigftens bieher gehörigen Regelung des Münzweſens wurde bereits gedacht, 
aber auf über im Imtereffe des inländifhen Gemerbsbetriebes zu erlaffende Ein- 
fuhrverbote wurben die Stände gehört u. dal. m. Ja fogar in Firdliche Berhält- 
niffe mifchten ſich biefe vielfach ein, wie denn 3. B. in der Marf Brandenburg 
um die Mitte des 15. Iahrhunderts die maßlofe Auspehnung der geiftlichen Ge— 
richtöbarfeit und die mißbräuchliche Anwendung des Kirchenbannes gelegentlid der— 
jelben zum Gegenftand einer Verhandlung und eines Abkommens mit den Stän= 
den mwurbe; wie bie böhmischen Stände aus Anlaß ver hußitiſchen Streitigkeiten 
weltliche mit geiftlihen Verhandlungen mifchten, darf ohnehin als allgemein be- 
fannt vorausgefegt werden. Wiederum find es nicht felten Tragen der äußeren 
Politik, welche ven Landtagen zu thun geben. Zuweilen treten die Stände bei 
Streitigkeiten, welche ihre Landesherrn mit andern Fürften haben, als Vermittler 
auf, zuweilen übernehmen fie wenigftens die Garantie der abgefchloffenen Verträge; 
es kommt aud hin und wieder vor, daß ſich auswärtige Herren, charalteriſtiſch 
genug für die Stellung der Landſtände, wegen Beſchwerden die fie gegen deren 
kandesherrn zu haben meinen mit der Bitte um Abhilfe an dieſe wenden, Wich— 
tiger no ift, daß in manchen Territorien die Landſchaft die rechtsförmliche Zu— 
fiherung erhielt, daß ohne ihre Mitwirkung weder ein Krieg begonnen, noch ein 
Bündniß oder Frieden gefchloffen werben ſolle. Die urfprünglich fehr weit reichende. 
Dienftpflicht der Landfagen überhaupt und der Ritterfhaft insbefonvere war durch 
Herkommen oder Freibriefe im fpätern Mittelalter meift in fehr enge Schranfen 
gewiefen worden, und nur mit ausbrüdlicher Zuftimmung der privilegirten Stände 
fonnte ein dieſe Grenze überfhreitendes Maß von Dienften gefordert werden. 
Theils hierdurch, theils vermöge ihres Steuerverwilligungsredjtes erſchienen bie 
Stände als diejenigen, welde zur Führung von Kriegen ihrem Lanvesheren vie 
Mittel befhafften, und daß vie ſchlimmen Folgen eines unglüdlichen Krieges auf das 
geſammte Yand und fomit auch auf fie zurüdfallen mußten, ift nicht minder Mar; 
von beiden Seiten her erflären ſich Zugeftänpniffe der obigen Art, bezüglich deren 
noch überdies nicht unbeachtet bleiben darf, daß das hohe Maß von Selbſtändig— 
keit, deſſen die Stände zu genichen pflegten, und bie dadurch bedingte geringere 
Feſtigkeit des territorialen Verbandes dieſelben vielfach geradezu als jelbftändige 
Berbündete ihrer Landesherrn bei beren Fehden und Frievensfchlüffen betrachten, 
und fogar formell als ſolche behandeln ließ. Ein ſehr erhebliches Intereffe envlich 
pflegen die Stände an der Erhaltung der Einheit des Territoriums zu 
nehmen, jowie an der orbnungsmäßigen Succeffion in die landesherr- 
lihe Gewalt über dasſelbe, und in dieſer wie in anderen Beziehungen verftehen 
fie e8 zumeift ihren Intereffen die Gewähr einer rehtsförmlichen urkundlichen An- 
erfennung zu verfchaffen. Aus der privatrehtlihen Behandlung der Landeshoheit 
folgte an und für fi das Necht des Landesherrn, fein Territorium im Ganzen 
oder theilweiſe ganz ebenfo frei veräußern oder verpfänden zu dürfen, als ihm dies 
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bezüglich feiner Domänen frei ftand; hier wie dort waren natürlich etwaige Ein- 
ſprachsrechte der geborenen Erben, des Lehnsheren, unter Umftänden auch bes 
Königs als folhen zu berüdfihtigen, von einem Einſprachsrechte der Landſaßen 
aber oder dod der privilegivten Klaffen von Landſaßen fonnte an und für ſich 
nicht die Rebe fein, Anbererfeit8 war aber auch Far, daß folhe Veräußerungen, 
Theilungen und Berpfändungen des Territoriums für deſſen Stände viel Bedenk— 
liches haben konnten, fei e8 nun, daß ihre Privilegien dadurch gefährbet erfchienen, 
oder daß bie Kraft des Landes und zumal ver Betrag ber landesherrlihen Ein- 
fünfte dadurch fühlbar gemindert zu werden drohte; überdies konnte auch die Treue, 
welche biefelben nicht nur der Perfon ihres Landesherrn, fondern auch dem geſamm⸗ 
ten landesherrlihen Haufe fhuldeten, fie recht wohl auch zum Einſtehen bie 
— Rechte der Agnaten veranlaſſen. Von dem einen wie von dem andern 

eſichtspunkte aus konnten die Stände dazu kommen, ſich bei günſtiger Gelegenheit 
reverſiren zu laſſen, daß keine Veräußerung oder Verpfändung von Land und Leu— 
ten ohne ihr Mitwiſſen und ihre Zuſtimmung vorgenommen werden ſolle (ſo z. B. 
in Bayern, Würtemberg, Braunſchweig-Lüneburg); ja die Fürſorge der Landſchaft 
für den Staatshaushalt im Territorium ließ hin und wieder ſolche Verſicherungen 
ſogar auf die landesherrlichen Domänen, alſo wirklichen Privatbeſitz erſtrecken. Der— 
ſelbe gedoppelte Geſichtspunkt mußte ſich aber auch in allen den Fällen geltend 
machen, da ſich Schwierigkeiten hinſichtlich der Succeſſion in die landesherrliche 
Gewalt ergaben; auch in ſolchem Falle war die Ruhe und der Friede des Terri— 
toriums, und damit das eigenſte Wohl der Stände in Frage geſtellt, und auch in 
ſolchem Falle mußten dieſe zugleich in ihrer Verpflichtung gegen das landesherr— 
lihe Haus eine Aufforderung zum Einfchreiten in deſſen Intereſſe gefegt finden. 
Ergaben fi) Streitigfeiten über die Erbfolge in Land und Leute, fo erfchien bie 
Landſchaft vor Allenı berufen, eine gütliche Einigung oder auch eine Entſcheidung 
über die rechtliche Begründung ihrer Anſprüche unter ven mehreren Prätenventen 
zu verſuchen und ausgehen zu laffen; nicht felten wurde berfelben das Schieds— 
richteramt für folde Fälle fogar ausdrücklich übertragen. In ähnlicher Weife grif- 
fen die Stände gar vielfach ein, wenn es galt, die Theilung eines Territoriums 
unter mehrere Erben zu regeln, oder wenn etwa das Territorium bereits im 
Erbgange getheilt oder mehreren Succefforen zu gemeinfamer Regierung zugefallen 
war, und nun unter biefen Streitigkeiten entftanden; nicht minder, wenn etwa das 
Recht für einen unmündigen Nachfolger die Vormundſchaft zu führen zum Gegen- 
ftande eines Streites gemacht wurde. In allen viefen und ähnlichen Fällen moch— 
ten wohl auch die oberften Reichsgerichte von den ftreitenden Theilen angegangen 
werben; aber auch wenn diefer Ausweg ergriffen wurde, äußerte ſich eine Betheiligung 
der Landſchaft wenigftens noch infoweit, als dieſe bis zum rechtlichen Austrag ber 
Sadje jede Anerkennung eines Regierungsnadfolgers zu verweigern, und von fid) 
aus für ein einftweiliges Zwifchenregiment im Territorium Fürforge zu tragen pflegte. 
Unter Umſtänden erftredte ſich aber vie Berechtigung der Landſtaͤnde noch viel wei- 
ter. In manden Territorien war denfelben nämlih ein Wahlrecht eingeräumt, fei 
es nun, daß fie unter mehreren Söhnen oder fonftigen Agnaten des verftorbenen 
Fürften ihren neuen Herrn ſich zu wählen befugt waren, ober daß ihnen wenig» 
ftens das Recht zuftand für den Fall des Ahganges der regierenden Linie ein an- 
beres Haus nad) freier Wahl zur Regierung zu berufen (jo in Scleswig-Holftein, 
Braunfchweig-Tüneburg u. f. w.) Nicht minder Fam es zuweilen vor, daß ven 
Landftänden für den Fall ver Unmündigkeit oder Abweſenheit des Landesherrn bie 
Sorge für vie Beftelung einer vormundſchaftlichen Regierung ein. für allemal 
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überlaffen war (fo in Defterreich), ober daß doch in einzelnen Fällen ihnen, ober 
dem von ihnen beftellten Rathe, oder endlich einzelnen Gliedern der Landſchaft, 
3. B. einzelnen Stäbten, folde Regierung beſonders übertragen wurbe. U. dgl. m. — 
Alles in Allem genommen erfchienen hiernad die Stände, unabbrüdig gar man- 
her und erheblicher Verſchiedenheiten im Einzelnen, zur Mitwirkung bei allen und 
jeven wichtigeren Landesangelegenheiten berufen, und da ihnen allenthalben menig- 
ftens ein vollkommen unbefchränktes Recht der Befhwerbeführung zuftand, 
waren fie im Falle, auch folhe Gegenftände, deren ihre Privilegien nicht ausdrück— 
Lich gedachten, jeverzeit in das Bereich ihrer Verhandlungen ziehen zu können. 
Mochte die Landfhaft nun mit dem Landesherrn, ftatt des Landesherrn oder 
gegen den Lanvesheren handelnd auftreten, immer fpielte fie in ber Gefchichte 
der einzelnen Territorien eine vielfach entſcheidende Rolle. Dabei verftand man es zu= 
nächft recht wohl, ſich für ven ganzen Umfang der allmälig gewonnenen Rechte nach— 
haltige und verläffige Garantieen zu verfhaffen. Bei jeder nur immer paßlichen Ge- 
legenheit ließ man fi Beftätigungen der Tandesfreiheiten ausftellen und zu— 
mal bei jevem Negierungsantritte eines neuen Landesherrn; vielfach huldigte man 
einem folhen nur mit ausprüdlihem Vorbehalte ver eigenen Privilegien, oder man 
ließ fih auch wohl (wie in Bayern und Braunfchweig-Lüneburg) urkundlich zu- 
fihern, daß die Huldigung erft nad erfolgter Beftätigung dieſer letztern folle ge— 
fordert werben fünnen. Bünpdniffe der einzelnen Stände oder Standesangehöri— 
gen unter einander dienten als ein weiteres Schutmittel für die gemeinfamen 
Rechte, das Necht des Mittelalters geftattete folhe, wie denn aus ihnen bie ver- 
einigten Landſchaften jelbft hervorgegangen waren, zu mehrerer Sicherheit aber lief 
man ſich allenfalls aud noch die eingegangenen Bündniffe vom Landesherrn ein- 
zeln beftätigen, oder das eigene Recht, ſolche frei einzugehen, ganz allgemein rever- 
firen. Das Recht des bewaffneten Widerftandes gegen jeden Verſuch einer 
Bergewaltigung war ben Ständen durch pas geltende Recht, welches ja den waffen- 
fähigen Perfonen und Korporationen noch immer das Fehderecht innerhalb gewiſſer 
Schranken zugeftand, ebenfalls eingeräumt; aber auch dieſe Befugniß ließ man fidh 
vielfah vom Landesheren zu allem Ueberfluffe noch ausdrücklich reverfiren, und 
bin und wieder wurde (mie in Bayern, der Mark Brandenburg, Pommern) in 
diefer Richtung fogar fo weit gegangen, daß den Ständen fogar der Uebergang 
an einen andern Landesherrn für den Nothfall geftattet wurde! Anvere Male 
unterwarfen fih auch wohl Landesherr und Landſchaft bezüglich ihrer fänmtlichen 
Streitigkeiten mit einander einem ein für allemal angeordneten Schiedsgeri hte, 
und wurde aud wohl ber fürftlihe Rath als ein ſolches von beiden Theilen er- 
wählt und bezeichnet. In einzelnen Fällen endlich griffen die Stände fogar zu dem 
Mittel, daß fie neben der landesherrlichen aud noch die kaiſerliche Beftäti- 
gung ihrer Rechte, oder doch einzelner befonders wichtiger Nechte ſich erbaten und 
erwarben, 

Soldies war die Stellung der deutſchen Landftände zur Zeit ihrer höchſten 
Dlüthe. Man bat wohl die Frage aufgeworfen, ob benfelben ein repräſenta— 
tiver Charakter zugefchrieben werden könne, und theils für die Bejahung, theils 
für die Berneinung berfelben mit einer Heftigfeit gekämpft, welche mehr von poli- 
tiſcher Erregtheit als von hiſtoriſcher Unparteilichkeit Zeugniß gibt; die richtige Ent- 
ſcheidung aber dürfte in der Mitte liegen und folgende fein. Faßt man jene Frage 
ganz formell, fo kann kaum einem Zweifel unterliegen, daß ber repräfentative 
Charakter den Ständen im Allgemeinen abzufprechen fei. Kraft perfönlichen, wohl- 
erworbenen Rechtes erfchien der Einzelne auf dem Landtage, nicht kraft irgend 
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welcher Delegation Seitens Anderer, und fein Eid verpflichtete ihn, bei ven Be— 
rathungen und Abftimmungen das allgemeine Wohl mit Hintanfegung der eigenen 
Sonderintereſſen im Auge zu behalten. Ein Theil der Landſaßen ftand mit ben 
privilegirten Ständen in feinerlei bireften oder indirekten Beziehungen; wie hätten 
folhe Leute von biefen mitvertreten werben follen? Endlich tragen auch bie Ver— 
bandlungen der Stände mit dem Landesherrn durchaus einen privatrechtlichen 
Charakter; durch Privatverträge und gegen gutes Geld haben jene die meiften ihrer 
Privilegien erhalten, und im vollften Sinne des Wortes mögen fie dieſe zumeift 
“ als ihre „theuer erfauften” Freiheiten bezeichnen. Wenn wir aber vom formellen 
Standpunkte aus den alten Landtagen die Eigenfchaft repräfentativer Berfamm- 
lungen abſprechen müffen, fo gelangen wir doch zu einem wefentlih anderen Er: 
gebniffe, fowie wir ftatt des formellen einen materiellen Gefihtspunft für unfere Be- 
trachtung wählen, und zwar in zweifacher Beziehung. Einmal nämlich find bie 
Sonderintereffen und Sonderrechte der privilegirten Klaffen mit ven Interefjen 
bes gefammten Landes und feiner ganzen Einwohnerfhaft vielfach jo untrennbar 
verbunden, daß mit der Wahrung und Feftftellung jener eo ipso auch biefe mit- 
gewahrt und feftgeftellt find; infoweit mag dann allerdings auch die übrige Ein- 
wohnerfhaft ihre Intereffen vertreten fühlen und glauben, während dod die Stände 
in der That nur für fich felbft forgen und ihren eigenen Bortheil ſuchen. Ein 
ſchlagendes Beifpiel diefer Art von Bertretung bietet das oben ſchon befprodhene 
Recht mander Yanpfchaften, bei der Befteuerung der Iandesherrlichen Hinterfaßen 
und Bogteileute mitzuwirken; aber aud dann trägt das Auftreten verfelben keinen 
anderen Charakter, wenn es fi etwa um vie Wahl eines Landesherrn, vie Be— 
ftellung einer Vormundſchaft, ven Beſchluß über Krieg und Frieden u. dgl. han⸗ 
delt. Zweitens aber läßt fi) aud nicht verfennen, daß wie in der Landeshoheit 
von Anfang an in der privatrechtlichen Hülle ein Kern von öffentlihen Rechten 
und Pflichten verborgen lag, fo aud in den landſtändiſchen Befugniffen der Keim 
zu einer ähnlichen Entwidelung gegeben war. Die Stände waren durch ihre weit- 
reihenden Privilegien in ven Stand gefett, die Interefien des gefammten Terri- 
toriums und feiner einzelnen Angehörigen mit Erfolg vertreten zu fönnen; ihr 
eigenfter Privatvortheil mußte fie in hundert Fällen dazu beftimmen, dieſer Ber- 
tretung fich wirklich zu unterziehen; von Alters her war eine Mitwirkung bes 
Volks, oder doch der angefehenern Klaffen des Bolfes bei der Landesregierung her- 
gebracht gewefen, und es handelte fi fomit nur darum, biefes alte Herfommen 
den geänderten Zeitverhältniffen entfpredhend in einer neuen Form zur Geltung 
zu bringen. Wie follte unter folhen Umftänden das Gefühl der eigenen Verant— 
wortlichkeit für das Wohl des Ganzen, das Bewußtfein fir dieſes handeln zu 
follen wie man für foldes handeln konnte, nicht bei den Ständen felbft Wurzel - 
faffen? Geläugnet fann hiernadh ein gewifjes vepräfentatives Element in der Stellung 
dieſer legtern in materieller Beziehung nicht werben; aber freilich ift deſſen Ver— 
hältniß zu der durchaus privatrechtlih formalen Behandlung der ftänbifchen 
Rechte noch Feineswegs feftgeftellt, und es kann darum noch ebenfowohl vor= 
fommen, daß die Stände ihre Stellung mißbrauden, um ſich Privatvortheile 
zuzumenden, und z. B. gegen bie Bermwilligung einer Steuer fi) die Gerichts: 
barkeit innerhalb ihrer Hofmarfen zu erfaufen (fo in Nieverbayern- 1311), als 
daß dieſelben andere Male die gemeine Wohlfahrt und die Rechte des ge- 
fammten Landes in ihren Schu nehmen, oder ſich auch wohl (wie bie 
braunfchweig-lüneburgifhe Landſchaft, 1519) ausdrücklich als deſſen Repräfen- 
tanten bezeichnen, 


266 Fandftände (gefchichtlich). 


Bei anderer Gelegenheit war bereits zu bemerken geivefen?), daß bie mäch— 
tige Stellung der Landſtände unter Umftänden zwar dem Landesherrn recht läftig 
werben mochte, im Großen und Ganzen aber do auf die Befeftigung des terri- 
torialen Verbandes, und damit aud) ver Landeshoheit jelbft, den günftigften Einfluß 
äußerte, Nur vorübergehend macht fih etma noch Hin und wieder ein Streben 
einzelner Landſtädte, einzelner Ritterfchaften nad Reichsfreiheit bemerflih, und es 
ift eine bloße Ausnahme, wenn in Würtemberg, wenn im Trierfchen der Yandesadel jett 
noch aus dem territorialen Verbande ausfcheivet; im Allgemeinen hat gerade ber 
Kampf um die Stellung im Territorium den Bemühungen um eine Stellung 
außerhalb veffelben am Wirkfamften ein Ende gemadt. Kaum war aber jener fe- 
ftere Abſchluß der Territorien eingetreten, als auch bereits ver Berfallper 
landſtändiſchen Korporationmen, und ver heftigfte Angriff auf vie 
jelben Seitens der Landesherrn begann, welche von jetzt ab von benfelben Nichts 
mehr zu hoffen, wohl aber noch Vieles zu fürchten hatten. Die Gründe, welde 
diefem Angriffe Erfolg verfhafften und jenen Verfall in ftetig fortichreitendem 
Berlaufe fi vollziehen ließen, find fehr verfchiedener Art. Die Einführung eines 
allgemeinen und ewigen Landfrievdens (1495) entzog den Landſtänden eines ber 
Mittel, durch welche fie fich bisher Fräftig bei ihren Rechten zu ſchützen vermodht 
hatten, indem ihnen das Recht der bewaffneten Selbfthülfe abgeſprochen wurde, 
welches doch der Landesherr als Inhaber ver Staatsgewalt ihnen gegenüber fid 
erhielt. Die Neichsgerichte, an welche fortan bie Landſchaften anftatt der GSelbft- 
hülfe gewiefen waren, gewährten venjelben zwar allerdings in manden flagranten 
Fallen Schuß; aber doch war dieſer Schug immerhin nur ein‘ ziemlich problema=- 
tifher und unzuverläffiger,, jelbft abgejehen von der ſprichwörtlich gewordenen 
Langſamkeit jener Gerichte. Die Reichsgeſetze gedachten nur felten ver Yanpftände, und 
ſprachen weder bie Nothwendigkeit ihrer Eriftenz nod einen beftimmten Umfang 
ihrer Kompetenz aus; bad römifche Recht vollends, auf welches bie von jest ab 
fo einflugreichen Legiften doch zurüdzugreifen pflegten, wußte von ſolchen nicht das 
Mindefte, und man glaubte darum deren Kompetenz auf dasjenige Maß von 
Rechten befchränfen zu follen, deren Befig diefelben in unangreifbarer Weife auf 
Privilegien oder Herfommen zu ftügen vermochten. Mißverftändliche Thecrien über 
die Natur der Autonomie und des Gewohnheitsredhtes thaten ein Uebriges; be- 
beutjamer noch als dieſe Mängel der Jurisprudenz war ber durd) die Schwäche der 
Reihögewalt bedingte Mangel an Nachdruck bezüglich der Erekution der reichsge— 
richtlichen Erfenntniffe. Den Fleineren Landesherren gegenüber konnten viefe aller- 
dings Hülfe gewähren; ven mächtigeren Fürften des Reiches gegenüber mußte aud) 
dieſes Schutmittel ſich als ein trügerifches erweifen. Ferner. Die Unabhängigkeit, 
welche zumal die größeren Neihsftände Kaifer und Neid gegenüber zu erringen 
gewußt hatten, ließ fie nothwendig die gleiche Ungebunvenheit num auch im Innern 
ihrer Territorien erftreben, und gab zugleich diefem ihrem Streben den zum Gelin- 
gen erforberlihen Nachdruck. Alle Kraft ver Lanveshoheit, welche bisher durch den 
Kampf mit der Gentralgemalt im Reiche nod gebunden geweſen war, wurde durch 
deſſen glüdlihe Beendigung frei, und war fortan gegen das zweite Hemmniß- 
des Iandesherrlihen Abfolutismus, gegen die Landſtände, verfügbar. Dazu boten 
ſich eben jegt zwei mächtige Stügen für diefen dar, von welchen vie frühere Zeit Nichts 
gewußt hatte, ein wohlgefchulter und einflußreicher Beamtenftand, und ein ausjchlief- 
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fih vom Landesheren abhängiges Heer. So lange bie Ianvesherrlihen Truppen 
wejentlih aus dem in eigener Berfon dienenden Adel und aus den Kontingenten 
der Prälatur und der Stätte zufammengefett waren, fonnte von einem gewalt- 
famen Borgehen gegen die Rechte diefer Stände in der Regel und für die Dauer 
nicht die Rede fein; anders geftaltete fih aber die Sache, feitvem bie Heere aus 
geworbenen Leuten ſich zufammenzufegen und ftehende Milizen fidy zu bilden be— 
gannen, Auch jest noch gewährte freilich ihr Steuerbewilligungsredht der Land« 
haft einen fehr erheblichen Einfluß auf das Heerwefen des Territoriums; aber 
biefer Einfluß war weder ein fo unmittelbarer noch ein fo unbebingt verläffiger 
mehr als er vordem gewejen war. Andererfeit8 hatten die Aenderungen im Rechts- 
und Berwaltungsleben,, hatte zumal aud bie durch feine ftänbifchen Beſchwerden 
mehr aufzuhaltende Neception bes römifchen Rechts eine Beamtenklaſſe entftehen 
laffen, welche nicht mehr wie früher den höhern Stänven in unftändigerer Weife 
entnommen, aus allen Klaffen ver Landſaßen, felbft aus den nieverften, ja vielfach 
fogar aus Landesfremden fich refrutirte, melde im lanvesherrlihen Dienfte ihr 
Brod fuchte und aus diefem Dienfte ven Beruf ihres Lebens machte, und melde 
theils aus dieſem Grunde, theils auch durch die unnationale Grundlage ihrer ge- 
fammten Bildung weit enger an den Landesherrn gefettet und den einheimijchen 
Ueberlieferungen und Satzungen wefentlic entfremdet war. Ein gar; anders wirf- 
james und zugleich ganz anders gefügiges Werkzeug für feine Pläne mußte den Landes— 
berr in dieſen Yeuten erwachſen als welches ihnen in ihren frühern Dienern 
jemald zu Gebote geftanven hatte, und aud gegen die Intereffen der Landſchaft 
mußten jene, zumal wenn bie Angriffe auf ſolche mit ihren eigenen Theorien 
übereinftimmten, fi) unbedenklich brauden lafjen, während biefe nur allzu häufig 
gegen ven Landesherrn auf die Seite der Stände getreten waren. Bon erheblicher 
Bedeutung war ferner der Einfluß, welchen die religiöfen Wirren des 16. und 17. 
Jahrhunderts, welchen zumal ver vreißigjährige Krieg auf den Verfall der land» 
ftänbifhen Berfafjungen äußerten, indem durch foldye der Blid und das Intereffe 
des Volks von den politifhen Verhältniffen und Freiheiten abgelenft, ober auch 
die verfafiungsmäßige Orbnung durch aufßerorventlihe Notbftände geftört, unter: 
brochen, in Vergeſſenheit gebracht wurbe. Aber in allen viefen und ähnlichen That» 
ſachen liegen zwar ven Verfall des landſtändiſchen Weſens fehr entſchieden begün- 
ftigende Momente, die letten Gründe dieſes Berfalles find jedoch nicht in ihnen 
zu ſuchen; dieſe können vielmehr nur in der Haltung ver Landſtände felbft und 
in der Unverträglichfeit der geſammten hergebrachten Stellung der privilegirten 
Klaſſen mit einem fortgefchritteneren Staatsleben gefunden werben. 3) 

Ueber ver. jhranfenlofen Freiheit des Individuums, dann der. einzelnen 
Stände, Genofjenfhaften und Gemeinden war unferem Mittelalter der Begriff des 
Staates und das Bemußtfein von der Nothwenbdigfeit fi ihm unterzuorbnen nahezu 
völlig abhanden gekommen. Dem Reihe gegenüber hatte viefe Zerfahrenheit das 
Heranwachſen ver Landesherrfchaften, ver freien Städte, der reichsritterlichen Ge— 
biete verſchuldet, und in einer, nur noch nicht formell erklärten, Auflöfung des 
Reichsverbandes felbft ihr Ziel erreicht; in den Territorien drohte die Gelbftän- 
bigfeit, mit welcher die einzelnen Glieder der Landſchaft theils ihre eigenen Gebiete 
beherrſchten, theils auf die Handhabung ver Gentralgewalt im Lande einmwirkten, 
zu einem ähnlichen Ergebnijfe zu führen. Im Reiche die verloren gegangene 
Staatsidee wiederherzuftellen, war bereits ein Ding ber Unmöglichkeit geworben; 


%) Bgl. mit dem Folgenden das oben, ang. Ort, bereits Bemerkte. 
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aber auch im Territorium konnte biefelbe nur unter der Vorausfegung zur Geltung 
gebracht werben, daß bie privatredhtliche Behandlung ber zwifchen dem Landesherrn 
und feinen Landſaßen obwaltenden Beziehungen einer öffentlichrechtlichen Plag 
mache. Ferner. Die Schranfenlofigkeit ver eigenen Freiheit, welche das höchſte Ziel 
der Wünfche Aller bildete, Konnte doch nur von vergleihsweife Wenigen erreicht 
werben, und von biefen Wenigen nur auf Koften aller Uebrigen ; dem Hebermaße 
von Freiheiten, welche bie privilegirten Stände in ihrer Hand zu vereinigen mußten, 
entfprach fomit ein Uebermaß von Laften oder doch kaum minder empfindlichen Zu— 
rückfetzungen, von welchen bie nicht privilegirten befhwert waren. Sollten nad) 
diefer Seite hin die Mängel ver beſtehenden Zuftänbe gebefjert werben, fo mußte 
auf den Begriff einer allgemeinen Unterthanenpflicht einerſeits und ver gemeinen 
Vreiheit Aller anvererfeits zurüdgegangen, und jenes Uebermaß von Freiheiten und 
Sonderredhten einzelner Stände abgethan werben; eine berartige Reform wurbe 
aber um fo nothwendiger, je fefter in Folge des Aufkommens gelehrter Bildung 
und ber Ausbreitung pekuniärer Selbftänbigfeit eine Klaffe von Leuten fi zuſam— 
menfhloß, welche als folhe zu den privilegirten Ständen nicht gehörig, doch an 
Intelligenz und geiftiger Bedeutung, ja zum Theil fogar an politiihem Einfluffe 
ſich diefen überlegen fühlte. Der Landesherr mußte der Natur der Sache nad) fid) 
geneigt zeigen, jenen Forderungen der Zeit fo viel an ihm lag, entgegenzufommen. 
Die Einheit im Territorium war an feine Perfon gefnüpft, und nur an dieſe; jede 
firengere Betonung der Unterorbnung der Einzelnen unter das Allgemeine war 
demnach, wie die Sachen einmal ftanden, feinen Machtverhältniffen günftig, und 
ihm wuchfen zunächſt diejenigen Befugniffe zu, welche ven privilegirten Ständen 
durch die nothwendige Beſchneidung ihrer Privilegien entzogen werden mußten. 
Ebenfowenig ftand ‚einer größeren Ausgleihung der Stellung ber verſchiedenen 
Klaffen von Landſaßen irgend ein Intereffe des Landesherrn im Wege; im Gegen- 
theil mußte auch viefe ihm foger erwänjcht fein, da fie die auch für ihn drohende 
Uebermacht der privilegirten Stände zu brechen verfpradh, und bei der ganz natür- 
lich zwifchen ben privilegirten und nicht privilegirten Klaffen beftehenden Span- 
nung jede Stärkung dieſer legteren mittelbar auch dem Landesheren zu Gute fam. 
Ganz anders ftand dagegen die Sache bei ven Landſtänden. Ihrer Zufammenfegung 
nad) waren biefe zumeift nur ein Organ der privilegirten Klaſſen; nur ganz aus- 
nahmsweife hatte ver Bauernftand die Zulaffung zu den Landtagen erlangt, und 
jelbft der Bürgerftand war, da viele Städte gar nicht vertreten zu fein pflegten 
und die Vertretung der übrigen zumeift in ber Hand einer ganz verfnöcerten 
Stadtregierung lag, in wenig befferer Yage: die überwiegende Zahl der gebilveten 
Leute zumal, der niedere Klerus alfo, die Beamten, die Gelehrten, Künftler u. dgl., 
waren trog aller ihrer Intelligenz und aller ihrer focialen Madt völlig außer 
Anſatz gelaffen. Bon dieſer Seite her wenigftens konnte demnach die Landſchaft 
als eine Repräfentation des gefammten Landes nicht gelten; aber aud in ben 
Rechten und Pflichten, welche derſelben beigelegt und zugefchrieben zu fein pflegten, 
war deren repräfentativer Charakter nicht fo entſchieden ausgeprägt, daß nicht in 
Konflittfälen das Wohl des Landes und die Rechte der nicht vertretenen Ein— 
wohnerklaffen hinter den Vortheil und die Privilegien der Stände hätten zurüdge- _ 
ftellt werben können. Mit der ganzen Strömung ber Zeit, und fpeciel mit ven 
Anfihten und Gefühlen aller nicht vertretenen Klaffen der Landſaßen, namentlid 
aber der gebilveten Leute mußten von bier aus die Landſtände in Konflikt treten; 
ja fogar unter den Ständen felbft ergaben ſich, da aud auf ihre Beziehungen zu 
einander jene felbftfüchtige Auffaffung der eigenen Stellung fi übertrug, vielfach 
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ähnliche Differenzen, Indem zumal bezüglich ver Beſteurung jeder Stand dem andern 
die größeren Koften zuzuſchieben, und bie Ritterfchaft wohl fogar ihre jest durch 
feinen Ritterdienft mehr ausgeglichene volle Steuerfreiheit geltend zu machen fuchte, 
Die Heimlichkeit, mit welcher die Stände alle ihre Verhandlungen zu umgeben 
pflegten, war nur geeignet, das Miftrauen des Landes gegen biefelben, oder doch 
deſſen Theilnahmslofigkeit für dieſelben zu fteigern; die natürliche Folge aber war, 
daß die nicht privilegirten Klaffen alle ihre Aue auf den Landesheren zu 
fegen fid gemöhnten, und an ihn um fo enger ſich anfchloffen, während dieſer 
feinerfeit8, fei es nun aus felbftfüchtigem Streben nad Vermehrung der eigenen 
Macht oder auch aus Harer Einfiht in die Bebürfnifje des Landes, die ihm fo 
gebotene Stütze benügte, um deſto rüdfichtslofer gegen feine verrotteten Landſtände 
vorzugehen. Unfähig, ihre Zeit zu begreifen, nicht geneigt, deren bringendften An- 
forderungen das geringfte Opfer zu bringen, allzu ſchwach endlich oder aud allzu 
feig, um den Angriffen ver Landeshoheit mannhaften Widerftand entgegenzufegen, 
zeigen dieſe Legteren feit der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts zumeift nur 
das widerwärtige Bild des kläglichſten und verbienteften Verfalles. Statt durch ver- 
ftändiges Aufgeben unhaltbarer Privilegien und kräftige Wahrung ver Landesrechte 
gegen den überhandnehmenven Abfolutismus fi) eine würbige Stellung im Terri— 
torium und eine fefte Stüge in ber öffentlihen Meinung zu gewinnen, fuchen fie 
faft allerwärts umgekehrt vurd die unterthänigfte Hingabe an den Monarchen den 
Fortbeſtand wenigftens bes pekuniär einträglicheren oder der Außerlichften Eitelfeit 
ſchmeichelnden Theiles ihrer Sonderrechte zu erfaufen, und fallen eben darum ber 
Regel nad unrühmlic und unbebauert. | 
Die Wege, auf welchen gegen die Nechte der Landſtände vorgegangen wurde, 
waren fehr verſchiedene. Hin und wieder wurde ber Berfud gemacht, vie Reichs— 
gefeggebung gegen biefelben ins Feld zu führen, wiewohl ohne rechten Erfolg. 
Daß zur Erhebung ver vom Reiche verwilligten Steuern keine befondere Bewilli- 
ung der Landftände erholt zu werben braude, wurde allerbings, nachdem ber 
Bunft bis dahin einigermaßen zweifelhaft gewefen war, im Anfange des 16. Jahr- 
hunderts bereits reichögefeglich feftgeftellt, und nicht minder durd den Reichs— 
abſchied von 1654 ven Landſaßen vie Verpflichtung auferlegt, zur Befegung und 
Unterhaltung der einem Reihsftande gehörigen „nöthigen” Beftungen, Pläge und 
Sarnifonen „hülflichen“ Beitrag zu leiften; als dagegen im Jahre 1670 durch 
Stimmenmehrheit ein Reichsgutachten dahingehend zufammengebradt wurde, daß 
unangefehen etwaiger entgegenftehenber Privilegien ven Landesherrn ein ziemlich 
uneingefchränftes Beſteuerungsrecht ihren fümmtlihen Landſaßen gegenüber zuge— 
ftanden werben folle, verweigerte der Kaifer hiezu feine Zuftimmung, womit das 
Projekt eo ipso vereitelt wurde. Weit häufiger jeten fid) die Lanvesherren, zunächft 
in einzelnen bringenden Fällen und hin und wieder mit dem ausprüdlihen Ver— 
ſprechen, daß daraus fein Präjudiz abgeleitet werben folle, thatſächlich über bie 
Rechte ihrer Landſchaft hinweg; oder fie fangen an ftatt mit biefer felbft nur noch 
mit den Ausfhüflen zu verhandeln, welche viefelbe für die Zeit, da keine Landtage 
faßen, zu ihrer Vertretung beftellt hatte, und in Bayern z. B. ift feit dem Jahre 
1669 Hein Landtag mehr berufen, fondern lebiglih mit dem Landtagsausſchuſſe 
verhandelt worden! Die geringere Zahl ſchon ihrer Mitglieder machte dieſe Aus- 
ſchüſſe für die Verhandlungen gefügiger, und das ihnen vielfach zuſtehende Recht 
ber Gelbftergänzung ließ fie von ihren übrigen Stanbesgenoffen vollends unabs 
bängig werben; mit ihnen fi zu verftändigen, mußte den Landesherren auf bie 
"Dauer um fo leichter fallen, je mehr jene durch vie Weberfchreitung ihrer Boll 
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machten ſelbſt mit ihren Kommittenten ſich überwerfen und in eine ſchiefe Stellung 
gerathen mußten. Wider andere Male iſt es die möglichft reftringirende Auslegung 
der landſtändiſchen Privilegien und bie möglichfte Umgehung des biefelben ergän- 
zenden Herkommens, zu welder die Lanvesherren, von ihren rechtögelehrten Räthen 
und Beamten unterftügt, greifen, während fie daneben unbedenklich bei jeder fi dar— 
bietenden Gelegenheit Nevers um Revers über deren fortwährende Gültigkeit 
ansftellen ; aus einer beſchließenden fuchte man die Landſchaft zu einer blos 
berathenden Berfammlung herabzubrüden, oder auch gar mande ihrer Privilegien 
geradezu als unftatthaft, weil mit der Yandeswohlfahrt nicht vereinbar zu behanveln, 
Als letztes Mittel endlich ftand wenigftens den größeren Lanvesherren noch bie 
gewaltfame Unterdrückung des Widerſtandes offen, melden etwa die Landſchaft 
ihrem widerrechtlihen Vorgehen entgegenzufegen wagte; fie wenigftens hatten ja das 
Einfhreiten der Reichsgerichte, das rechtlich freilich unbeftreitbar begründet war, 
thatfächlich wenig zu fürchten! Unter ſolchen Umſtänden durfte bereits in der zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts ber Untergang ver landſtändiſchen Berfaffungen im 
Großen und Ganzen als entſchieden gelten. In einer Neihe von Territorien, zu— 
mal der kleineren, war eine foldhe überhaupt niemals entftanden, in anderen ſchon 
frühzeitig faft ſpurlos verſchwunden (3. B. in Baden); wieder in anderen beftanden 
Landftände nur noch dem Namen nad) fort (wie in ver Marf Brandenburg), oder 
fie jchleppten fih doch höchſtens noch mit dürftigen Ueberreften ihrer früheren Be- 
bentung fort, in ver Geftalt etwa eines Poftulatenlandtages, oder auch nur eines 
bloßen Landesausfhuffes (fo in Defterreih, Bayern, Kurſachſen); nur ganz aus— 
nahmsweiſe erhielt fi. in einigen wenigen Territorien (zumal in Württemberg, 
Braunſchweig⸗ Lüneburg und Meklenburg) die Landſchaft im Wefentlichen ihre frühere 
Geltung. In diefem legteren Yale mochte dann etwa bie centralifirende und radi— 
tal reformirende Richtung ver Zeit folhen Landftänden ven an fid ihnen fremden 
Begriff einer Nationalrepräfentation im neueren Sinne des Wortes unterzufchieben 
verfuchen, mobei aber freilid; bald ver Widerſpruch zu Tage treten mußte, in 
welcher deren ganze Zufammenfegung und bisherige Stellung mit diefer Auffaffung 
ftand; in den bei weitem meiften Fällen vagegen hielt man fi, da landſtändiſche 
Einrichtungen überhaupt nit mehr oder doch nur noch in ganz verknöcherten 
Ueberreften erhalten waren, an den Landesherrn und deſſen Beamte, und forderte 
von ihnen allenfalls ſogar die völlige Befeitigung jener beengenben Ueberbleibfel 
der vormaligen Landſchaft. 

Der Preßburger Friede, die Stiftung des Rheinbundes und bie 
Auflöſung des deutfhen Reiches wirkten verſchieden auf die Berfaffungs- 
zuftände der verſchiedenen Lande. Einige Negenten, darunter zumal der König von 
Würtemberg, glaubten mit der neu erlangten Souveränität auch die Freiheit von 
allen und jeden Nechten ihrer Landſtände erlangt zu haben, und hoben biefe als 
eine für die Gegenwart nicht mehr paffende Einrichtung auf; andere, wie 3. B. 
ber König von Bayern, führten umgekehrt nad) franzöfifhem Mufter angefertigte 
Berfaffungen neu ein, welche doch zu praftifcher Bedeutung vorläufig nod) nicht ge= 
langten; in einigen wenigen Staaten, in Medlenburg zumal und in Sachſen, 
blieben aud wohl die überlieferten landftändifchen Verfaſſungen fortwährend in 
Wirkſamkeit. Gleihmäßiger und günftiger fchienen fid) dagegen die Verhältniſſe 
unmittelbar nad) dem Gturze der napoleonifchen Herrſchaft geftalten zu wollen. 
Ale Regierungen waren barüber einig, daß ihren Ländern eine landftänvifche 
Berfafjung gebühre, und wenn zwar, zumal in Folge des von Bayern und 
MWürtemberg gegen jede ftringentere Faſſung erhobenen Widerſpruches Axt. 13. der 
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Bunde sakte nur bie berüchtigten Worte enthielt: „in allen deutſchen Staaten 
wird eine landſtändiſche Verfafjung ftattfinden," fo war doch jener Widerſpruch 
nicht aus einer Abneigung gegen das lanpftändifche Weſen felbft, ſondern nur aus 
einem Widerwillen gegen jede Befchränfung der Einzelfouveränität durch den Bund 
hervorgegangen. In der That wurde denn auch in einer Reihe von Staaten, 
darunter auch Würtemberg und Bayern, fofert theils mit der Cinführung neuer 
Berfaffungen, theils mit der, mehr oder minder mobificirten Wiederherftellung ber 
älteren vorgegangen; bald aber wurde, wenn auch nicht von allen einzelnen Re- 
gierungen, fo doh von dem Bunde der eingefchlagene Weg wieder verlaffen, Die 
Wiener Shiufafte vom 15. Mai 1820 enthält bereits in Art. 54—62 eine 
Reihe von Beftimmungen, welde unter dem Scheine einer weiteren Ausführung des 
Art. 13 der Bundesafte dieſem einen völlig anderen als feinen urfpränglichen 
Sinn unterfhieben. Soviel zwar wurde nunmehr zugeftanden, daß jenes „wird bes 
Urt. 13 nicht blos eine ins Blaue hinein gemachte Prophezeiung, fondern auch ein 
verpflichtendes Verſprechen, ein „ſoll“ enthalte; da aber für die Erfüllung dieſes 
Verſprechens eine beftimmte Friſt nicht gefegt wurde, und wie fi aus wenig 
jpäteren Berhanblungen ergibt, nicht gefegt werden wollte, jo war jelbft damit 
praftiih Nichts gewonnen. Da ferner die Art ter Erfüllung ausdrücklich als eine 
innere Landesangelegenheit bezeichnet und in das Ermeflen ber einzelnen Regenten 
geftellt wurde, war auch nod von einer andern Eeite her jenes Verſprechen illu- 
ſoriſch gemacht, indem ja das Maß ver Nechte, welches den neuen Yandftänden 
“ eingeräumt werben wollte, lebiglich ver willfürlihen Beſtimmung jedes einzelnen 
Landesherrn überlaffen blieb, ohne daß auch nur ein Minimum der zu beanſpru— 
enden Befugniſſe feftgeftellt worden wäre. Wenn man aber aus gebührender 
Achtung vor der Souveränität der einzelnen Bunbesftanten ein ſolches Minimum 
auszuſprechen fih fcheute, jo nahm man tod feinen Anftand, aus „höheren“ 
Nüdfichten und zur Wahrung des „monardiichen Principes" ein Marimum von 
Rechten feftzufegen, über welches hinaus felbft der fouveräne Regent feinen Stänven 
weitere Rechte nicht mehr follte zugeftehen vürfen; Beſchränkung der Stände auf die 
Mitwirkung bei der Ausübung beftimmter Souveränitätsrechte, Beſchneidung ber 
Deffentlichkeit der landſtändiſchen Verhandlungen, endlich Befreiung der „bunbes- 
mäßigen Berpflictungen” ver einzelnen Souveräne von jeder Einmifhung der 
Ständeverfammlungen bezeichnen die Hauptpunfte diefer den Berfaffungen gezogenen 
Grenzen, Ein paar, mie die Folge gezeigt hat, höchſt illuſoriſche Beftimmungen 
über den Schuß ber „in anerfannter Wirkſamkeit beſtehenden“ oder vom Bunde 
bejonders garantirten Berfafjungen kompletiren endlich den einfhlägigen Inhalt ver 
- bezeichneten Alte, welcher ganz in demſelben Geifte, ver bei ihrer Entftehung 
gewaltet hatte, durch eine Reihe jpäterer Bunvesbeichlüffe weiter ausgeführt wurde. 
Die dur die Julirevolution auch in Deutſchland hervorgerufene Aufregung hatte 
zwar die Einführung von Berfaffungen in einzelnen Bunbesftanten, denen folde 
noch gefehlt hatten (Kurheſſen), und die Umgeftaltung ber bereits beftehenven 
Berfaffungen in liberalerem Sinne in einigen andern zur Folge (Braunſchweig, 
Hannover, Sachjen); aber auch diefen Fortfchritten folgte alsbald wieder eine um 
fo beftigere Reaktion, und aud; diesmal mieder ftellte der Bund fih an deren 
Spige, In den Bundesbeſchlüſſen von 1832, in den Beichlüffen ver Wiener 
Minifterialonferengen von 1834, wurde fogar das Net der Stände auf bie 
Theilnahme an ver Geſetzgebung und auf die Berwilligung der Steuern angetaftet, 
und das im letzteren Jahre eingeführte Inftitut eines Bundesſchiedsgerichtes war 
feiner ganzen, Einrichtung nad) wenig geeignet, dem gefährdeten Rechtszuſtande eine 
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Gewähr zu bieten; die Bundesbeſchlüſſe vom 6. September 1838 und vom 
5. September 1839, welche jedes Einfchreiten gegen die mit Verhöhnung alles 
Rechts unterm 1. November 1837 erfolgte einfeitige Aufhebung der hannöver’fchen 
Berfafiung ablehnten, zeigten Har und deutlih, was und was nicht die Tonftitutio- 
nelle Freiheit der einzelnen deutfchen Staaten von dem Bunde zu erwarten habe. 
Ungeachtet biefer vom Bunde aus gegen dasſelbe bewiefenen Feindſeligkeit, unge— 
achtet der ſehr erflärlihen Mißgunft, mit welcher dasſelbe regelmäßig von ben 
Regierungen der betreffenden Lande behandelt wurde, ungeachtet endlich der nur 
ſehr dürftigen Wurzeln, welche vasfelbe anfänglich bei ver Maſſe ver Unterthanen 
jelbft ſchlug und bei feiner eigenen Unvollkommenheit fchlagen konnte, gebieh 
inbeffen dennoch in einer Reihe von Einzelftaaten, und zumal in ven ſüddeutſchen 
Königreichen das Konftitutionelle Leben zu einem hinreichend gefunden Wachsthume, 
um bie feftere Ausbildung oder auch neue Einführung auf Volfsvertretung begrün- 
beter Berfafjungen, als die Stürme ber Jahre 1848 und 1849 hereinbracdhen, zum 
allgemeinen und allfeitigen Poftulate werden zu laffen; ſeitdem aud Preußen, wies 
wohl erft in fpäter Stunde, das im Jahre 1815 gegebene Verſprechen erfüllt und in 
Defterreich wenigſtens eine auf den gleichen Schritt ernfthaft hinarbeitende Richtung 
fih Bahn zu brechen begonnen hat, darf der Sieg der fonftitutionellen Berfaffungs» 
form in Deutfchland als im Primeipe wenigftens entfchieden Betrachtet werden. Eine 
andere Frage ift freilich die, wie fich diefer unfer moderner Konftitutionalismus zu 
unferem älteren landſtändiſchen Wefen verhalte; ihre Beantwortung muß aber ebenfo 
wie die Schilderung der Ausprägung, welde jener erftere-in den Berfafjungen unferer 
Gegenwart gefunden hat, den einjhlägigen dogmatiſchen Auffägen überlafien bleiben. 

Die Literatur über die Geſchichte der Landſtände in Deutſchland überhaupt, 
und zumal in ven einzelnen deutſchen Territorien insbefondere, ift eine ſehr mafjen- 
hafte. Hier mag es genügen auf Unger’s Gefhichte der deutjchen Lanpftände, 
zwei Bände, 1844, und auf Wilda’s Auffag in Weiske's Rechtslexikon, Bo. VL, 
©. 791—926 zu verweifen, wo man auch die wichtigeren Werke aus ver früheren 
Zeit angeführt findet. 8. Maurer. 
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Land- und Waſſerſtraßen find ein unentbehrliches Hilfsmittel des Perfonen- 
und des Güterverkehr. Da der Verkehr der lebendige Proceß der Kulturentwid- 
lung felbft ift, fo erhellt aud die Bedeutung der Lande und Waflerftraßen für 
alle Seiten des Kulturlebens,. Diefe Bedeutung hier ſchildern zu wollen, wäre ganz 
überflüffig. Allgemein und mit vollem Recht ift die Entwidlung des Transport 
und des Straßenwejens als Mafftab des in einem Lande herrſchenden Gefittungs- 
grades anerfannt. Dit ebenfo großem Recht gilt daher gegenwärtig die Pflege des 
Straßenwejens als eine Hauptaufgabe der Staatsverwaltung in volfswirth- 
ſchafts- und allgemein kulturpolitifcher Hinficht, und es ftellt daſſelbe in mehrfacher 
Hinfiht fortdauernde Anſprüche an die polizeiliche Thätigfeit des Staates. Je zu- 
rüdgebliebener einerjeitS vie allgemeine Kulturentwidlung eines Staates und je 
wärmer andererſeits dies Streben der Staatsregierung nad) Stärfung des Kultur 
lebens des Landes ift oder fein muß, befto intenfiver wird die Förderung ber 
Straßenentwidlung fi geltend machen, deſto mehr werden große pofitive Auf- 
wenbungen und Anftrengungen aus Staatsmitteln gerechtfertigt fein. Den Anftren- 
gungen 3. B., welche Defterreich und Rußland für jchnelle Vollendung eines großen 
Eifenbahnnetes in neuefter Zeit gemacht haben, liegt eine im Kerngevanfen voll- 
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fommen gefunde Politit zu Grunde. Nirgends weniger, als im Gebiete des Trans- 
portwefens, ift das Vertrauen auf das laissez faire, laissez aller, das Abwarten 
ber Impulfe und der Ausführung von unten her das politifh allein richtige Ma— 
zime, jo fehr man zugeben mag, daß auch hier eine ungeſunde Treibhausentwid- 
lung von oben her ftattfinden kann. Ueber das richtige Maß und über die richtige 
Art der mittelbaren und unmittelbaren Betheiligung des Staates an ver Entwid-. 
lung und Pflege des Straßenweſens wirb übrigens nach der financiellen fowohl 
als nad ber polizeilich-fulturpolitiihen Seite nur aus den nad Ort und Zeit 
beſonderen Berhältniffen des einzelnen Falles geurtheilt werben können. 

Das Landftraßenwefen ift ein vem Syſtem der Blutgefäße im menſchlichen 
Körper ähnliches Geäder, wobei auffteigend und abfteigend Marktungsweg, Bi: 
cinalweg (von Drt zu Ort), Landftraße (für die allgemeine Landestommuni- 
fation) und internationale Wege (jest hauptfächlic die Eifenbahnen) einander 
in Sammlung und Bertheilung des Güter- und Perfonenverfehrs betingen, | 

Die Pflege der Markungswege ift nicht direft Aufgabe des Staates, fon- 
bern der Markungseigenthümer und Gemeindegenofienfchaften. Der Staat wird an 
dauernder Einflußnahme hierauf lebiglic in ven Grenzen und Formen feiner Wohl: 
fahrtöpflege den Gemeinden gegenüber (j. Art. Gemeinde) ſich bewegen. Höchſtens 
daß er in allgemeinen Yandeskulturgefegen vie Anlegung und Erhaltung eines guten 
Feldwegsſyſtems nach einem dilligen Majorifirungsmorus ermöglicht und für bie 
wirkliche und zwedmäßige Benugung diefer Möglichkeit durch Heranbildung und 
Herleihung jpecieller technifcher Kräfte und durch Ueberwahung im Sinne unpar- 
teiiiher Ausführung (befondere Kommiffionen und Berufung an die lanpwirthfcdhaft- 
lien Gentralftellen) thätig wird. In demfelben Geifte wird feine Intervention zur 
Regelung des Bincinal= und Bezirkswegeweſens, nur mehr unter Beiziehung 
der Sammtgemeinden, Bezirksgemeinden und Amtskörperſchaften ftatt der Orts— 
gemeinden, ſich bewegen. Die tehnifche und polizeiliche Ueberwachung der Anlegung 
und Unterhaltung des örtlichen Wegeweſens in Beziehung auf Sicherheit und Leich— 
tigfeit der Yuhren wird der Staat durch fein technifches Perfonal, im berathenven 
oder aufſehenden Berfehr mit ven Gemeinden, ausüben laffen. Finanzielle Beihülfe 
des Staates für Vicinal-, gefchweige für Markungswege, wird nur in Ausnahms- 
fällen mit dem allgemeinen Grund ber ſtets vorhantenen Wechjelentwidlung der 
örtlichen und der Landeskommunikation gerechtfertigt werben können. 

Lanpftraßen, die Wege für den Landes- und für den durchgehenden inter- 
nationalen Verkehr, erfordern die unmittelbarfte, eingreifende Pflege durch bie 
Staatsverwaltung. Der Staat organifirt für ihre Herftellung und Erhaltung ein 
bejonveres techniſches Perfonal, welches bezirksweiſe das ganze Randftraßenwefen im 
Stande erhält. Diefem Perfonal kommt es zu, vie Fahrftrake ficher, leicht, folid 
nad dem jeweiligen Stand der Technif ves Straßenbaumefens einzurichten und zu 
erhalten und bei Aufftellung der Fahrpolizeiordnung die Regierungsbehörte zu be- 
rathen; Regeln aus dem Gebiet der Strafenbautehnif und über die darauf fich 
ftügende Sahrpolizeiortnung — alfo etwa über das Marimum ber Steigung, über 
das Chauffeematerial, über Tiefe und Breite des Steinkörpers, über Breite ber 
Radfelgen, über die Schugvorrihtungen bei Böſchungen und Brüden u. vgl. — 
an dieſem Drte aufzuftellen, wäre daher lberflüffig und ungeeignet; der Stant 
pflegt hierüber nach Umftänden des einzelnen Falles ven Nath feiner Techniker. 
Wie von den Landftragen im engern Cinn, gilt biefe Bemerfung aud von ben 
Schienenwegen mit ihren techniſchen Ginrichtungen und polizeilihen Vorrichtungen, 
von den Fünftlichen und natürlichen Waſſerſtraßen, von Schleußen, Flußbauten, 
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Häfen, Quai's, Leuchtthüärmen, Bögen, Baken, vom Lootfenwefen u. f. w.; der 
Staat erfüllt feine fehr bedeutſame Aufgabe auf dieſem Gebiete durch technifche 
Behörben und Specialadminiftrationen. Eine Hauptforge wird ihm bier vie Heran- 
bildung eines tüchtigen Perfonals fein müſſen. - 
Bedeutſamer für den Geſichtspunkt des Staatswörterbudes ift bie Frage über 
bie. Wegbaulaft, beziehungsweije über Entgeltlicfeit oder Unentgeltlichkeit ihrer 
Benugung. Wir unterfcheiden mit Rüdficht hierauf Landſtraßen im engern Sinn, 
Gifenbahnen, Kanäle, Flüffe, Anlagen für die Seeſchifffahrt. Was a) die Land— 
ſtraßen im engeren Sinne betrifft, fo gejchieht ihre Herftellung und Erhaltung in 
der Regel auf öffentliche Koften, und ihre Benugung ift in der Regel eine unent- 
geltliche. Beides wird gewöhnlich auch zwedmäßig und gerechtfertigt fein. In wel 
her Proportion die Staatskaſſe und die an der Straße liegenden Gemeinde-, Be- 
zirks-, Kreis- und Provinzialförperichaften fi in die Koften der Herftellung und 
Unterhaltung theilen, ift Sache des einzelnen Falles und der fpeciellen Vereinbarung. 
Das gerechte Princip diefer Vertheilung ver Weglaft ift das Antheilverhältnig an 
der Straßennugung; feſte Mafftäbe für das letztere gibt e8 nun freilich nicht, das 
Berhältniß ift aber im Weg ver billigen Vereinbarung unter ven intereffirten Kor- 
porationen durch einen gerechten und einfichtigen DBerwaltungsbeamten nicht ſchwer 
zu normiren. Der Grundfag der unentgeltlihen Benutznung bat zu Rechtfertigungs- 
gründen: die Allgemeinheit des Interceffes an leichte und mohlfeile Straßen, 
weldye inbireft dem Produkten-Abſatz und der Bedürfnißbefriedigung auch derjenigen 
dienen, welde bie Straße nicht unmittelbar benugen; ferner die Erſparung der 
ganz unprobuftiven Erhebungsfoften der Wegabgaben, die Befeitigung aller Hem- 
mungen und Berzögerungen ver Fuhren, die indirefte Vergütung ver Straßenfoften 
burd den Bortheil, weldyen vie belafteten Korporationen aus ber größeren Frequenz 
unentgeltlicher Straßen ziehen. Diefe Gründe gelten auch bezüglich ver Pflafter: 
und Brüdengelver, wie bezüglich ver allgemeinen Chauffeegebühren. Doch beftehen 
nicht nur wirklich Ausnahmen von dem Princip der Unentgeltlichfeit der Straßen, 
benugung, ſondern es können unter befonderen Umftänven befondere Gebühren 
fteuerpolitifch gerechtfertigt und volfswirthichaftspolitifch erträglich fein ; für Kunftbau- 
ten 3. B., deren Herftellung und Unterhaltung befonvers koſtſpielig ift, können 
durchgehende Fuhren mittelft Gebühren zur Koftendedung beigezogen "werben, 
namentlich) wenn feine konkurrirende Linie zu fürchten ift. Wenn aber nur bei ber 
Anlage des Straßenwefens mit Rüchkſicht auf ein wirkliches, ſchon beſtehendes oder 
zuverläffig entftehendes Bedürfniß verfahren wird, fo wird die Unentgeltlichteit ver 
Denugung und die Vertheilung der ganzen Weglaft auf Staat und Koıporationen 
das Regelmäßige und Mögliche fein, und fie wird ſich indirekt fiir die Belaſteten 
vortheilhaft geltend machen; die Straßengebühren aller Art follen eine Ausnahme 
fein. Sole beftehen übrigens nody in verfchiedenen Staaten und an einzelnen 
Orten faft aller Staaten. In Defterreih und Franfreih tragen die Wegmauthen 
dem Stante wenig ein, und von dem Bruttoertrag zehren ver Berwaltungsaufwand 
oder die Pächter einen fehr großen Theil unproduktiv auf. In England, wo ges 
wiſſe Kunftftraßen (turnpikes) mittelft einer Art Aktienunternehmung (nad Spe— 
tialaften und unter den allgemeinen Beftimmungen ber general turnpike act, 3. 
Georg IV. c. 126.) entftanden find, werben ebenfalls Weggelver von diefer Art 
von Straßen erhoben; biefer ganze Verſuch, mittelft der Form der Ermwerbsgefell- 
haft die öffentliche Funktion der Landſtraßenverwaltung zu vollziehen, hat aber zu 
einer ſehr verwidelten Berwaltung und zu vielen Beſchwerden geführt. — 
b) Eifenbahnen. Die Eifenbahnen werben für die Regel nah dem landläufigen 
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Zins für ihr Anlagelapital zu ftreben haben, dieſes Ziel aber auf eine für fie . 
ſelbſt ſichere und auf die für das allgemeine Berkehrsinterefie vortheilhaftefte Weife 
durch die Zarifpolitif tes größten Neinertrags durch Maffentransport in Folge 
niebriger Frachtſätze erreihen. Darauf wird der Staat, fei ed, daß er felbft ven 
Bahnbetrieb- übt, oder daß er die Schienenwege an Ermerbögejellihaften überlaffen 
bat, ſtets hinwirken. Meber die Frage: Staats- oder Privat-Eifenbahnbetrieb haben 
wir uns im Art, Handel (Bd. IV, ©. 646) bereit? ausgeſprochen. Die Frage 
darf nicht abfolut geftellt und nicht abfolut beantwortet werben. Obwohl wir aus 
den a. a. O. bezeichneten Gründen den Privatbetrieb als Negel wünſchen und den⸗ 
felben — bei vorfichtiger Abfaffung der Konceffionsbedingungen, bei zwedmäßigen 
Borbehalten für den Poftvienft, bei. der Auffiht durch erfahrene Staatstechnifet, 
bei der dem Staat ftets zuftehenden Waffe des Erpropriationsrechtes, bei Wahrung 
bes Einflufjes auf den Tarif von ver Erreihung einer gewiffen Rentenhöhe an 
oder in Folge der Uebernahme einer Zinfengarantie, bei der Befugniß, Konkurrenz 
bahnen zu fonceffioniven oder ſelbſt zu bauen, bei ftrengen Gelpftrafen für fahr- 
läffigen Betrieb, bei der Borfchrift gewiffer Befähigungsnachweiſe für das Betriebs- 
perfonal, bei zwedmäßiger Ordnung des Nechtes über Aktiengefellihaften (f. Art. 
Anonyme Geſellſchaft), — für nicht gefährlich Halten, fo wäre e8 Doc fehr einjei- 
tig, den Stantöbetrieb ganz und überall ausgefchloffen fehen zu wollen; um von 
ftrategij hen Gründen ganz abzufehen, fo fann ein nadhhaltiges voltswirthichafte- 
politijches Intereſſe Eröffnung und Betrieb eines Schienenweges felbft auf die Ge— 
fahr zeitweiliger Einbuße erheifchen, ja nicht felten wird der politifche Einfluß großer 
Geſellſchaften einer reinen Auffaffung der Eifenbahnpolitit mehr Eintrag thun, als 
ver bureaufratifch-fistalifche Geift ver Staatseifenbahnverwaltung; es kommt bei 
Entſcheidung der Frage gar fehr auf die fpeciellen Berfafjungs- und Berwaltungs- 
zuftände des Staates an. Woferne nun im einzelnen Falle der Staat den Eifen- 
bahnbetrieb felbft übernimmt, ift e8 ſehr zu wünſchen, daß nicht das Finanz⸗, fon- 
dern das Handels- oder das innere Minifterium die Eifenbahnverwaltung in 
feinen Reſſort nehme; dort wird die Verwaltung viel eher nad beſchränkt fiötali- 
hen, hier nad) weiteren volfswirthichaftspolitifchen Gefihtspunften aufgefaßt wer- 
den. Die Gefichtspunfte, welche bei ver Konceffion von Privatbahnen die mafgeben- 
den find, haben wir foeben bezeichnet; der Staat kann fie in jevem einzelnen Fall 
veröffentlihen, um dadurch eine Konkurrenz verfchiedener Unternehmer zu veram- 
Laffen. — ec) Kanäle bieten den Bortheil jehr wohlfeiler Fracht und find für ven 
Transport ſchwerer Maffengüter vorzüglich wünſchenswerth. Ein bedeutenderes 
Kanalfyftem muß felbftverftändlic in einem vortheilhaften Fluß- oder Küftenfyftem 
eine natürliche Bafis haben; England, die Vereinigten Staaten, Frankreich, Norditalien, 
China, ehevem Mefopotamien find und waren daher bie fanalreichften Länder. 
Kanalanlagen find ein großes, ſehr langſam ſich reproducirendes Kapital und daher 
nur in ſehr kapitalreihen Ländern Gegenftand der Privatunternehmung unter Auf- 
fiht des Staates. Die Kanalunternehmungen Englanps und Amerita's haben übri⸗ 
gend mehrfach vie allerglängendfte Rente erzielt. Wenn ver Staat die Kanäle anPri- 
vatunternehmer überläßt, jo wird er ſich, abgeſehen von den Befugniffen ver fiherheits- 
polizeilichen Aufficht, vorbehalten, bei Erreihung einer gewifien Rente die Ermäßigung 
der Kamalgebühren forbern zu bürfen; ift der Staat felbft Kanalunternehmer, fo 
wird er unter Umftänden mit fehr mäßiger Verzinſung fi ee auf eine 
ſolche felbft verzichten, wenn ber volkswirthſchaftliche Vortheil der VBerfehrsentwid- 
lung überwiegt ober die Konkurrenz ausländiſcher Parallelſtraßen dazu auffordert. — 
a) Flüſſe And um fo nüglichere Fahrſtraßen, je weniger fie eines Kapitalauf- 
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wanbes für ihre Schiffbarkeit bebürfen. In der Regel ift übrigens ein folder 
Aufwand erforberlih: für Baggerung, Uferkorreftion, Brüdendurdläffe, Leinpfabe, 
Hafen, Lootfeneinrihtungen u. dgl. Eine Shiffsgebühr und Beihülfe der Hafen- 
gemeinven zur Dedung diejes Aufwandes ift volllommen gerechtfertigt, wogegen 
die zum Theil noch jett beftehenden Oktrois aus alter Zeit wie eine reine Durd)- 
gangsbefteuerung, wie eine Strafe für tie Benugung des natürlichften aller Trans- 
portwege fi varftellen. Deutſchland ift in dieſer Beziehung zu feiner Schande mit 
der Miſere der Rhein:, Elbe-, Nekar- und Main-Zöle no immer belaftet, obwohl 
der Schifffahrt auf dieſen Flüffen durch die Eifenbahnen eine Konkurrenz erwad- 
fen ift, welche eine theilweife Uebernahme ver Schiffbarkeitsfoften zu öffentlicher 
Laft rechtfertigen wilrbe. Defterreich hat von 1850 ab in wenigen Jahren, Dank 
der Thätigfeit feines Handels und Yinanzminifters v. Brud, die Schifffahrtshin- 
berniffe auf der öfterreihifchen Elbe, auf Po und Donau, weggeräumt. (S. Defterreichs 
Neugeftaltung von Ezörnig.) — Die kollivirenden Intereffen der Schifffahrt einer- 
feits, andererfeits ver Wafferwerfe und ver Bemwäfjerungsanlagen werben durch be— 
fondere Flußordnungen nad) Mafgabe ver befonderen Verhältniffe von Schifffahrt, 
Inbuftrie und Landwirthſchaft am zwedmäßigften verfühnt. — e) die größte Fahr- 
ftraße iſt das Meer, bezüglich deſſen das alte Dichterwort: Deus abseidit prudens 
oceano dissociabili terras zur völligen Unwahrheit geworben ift. Für die See— 
Schifffahrt forgt der Staat durd den Schutz der nationalen Marine, durd Ein- 
führung humaner Grundſätze in das Seekriegsrecht (Parifer Bereinbarung von 
1856, f. Art. Völkerrecht), für die See als Fahrſtraße durd Einrichtung guter 
Häfen, Unterhaltung von Yeuchtthürmen, Bojen, Tonnen u. f. w. Die Koften dafür 
wendet der Staat rein auf, oder im Vereine mit den Hafengemeinden, oder unter 
theilmeifer Deckung durch Schiffsgebühren, deren für alle Flaggen gleichmäßige 
(nicht differentielle) Tarifirung, nad den im Art. Hanbelspolitif Bd. IV, ©. 655 
entwidelten Gründen, fehr zu wünfchen ift. Die Seefhifffahrt, wie die Flußfchiff- 
fahrt, gibt dem Staat Anlaß zur Fürforge im Wege der internationalen Handels- 
Ihifffahrtsverträge (f. ven betreffenden Art.): Durd einen allgemeinen internatio- 
nalen Aft ift (1856) der Suntzoll aufgehoben werden; in der Wiener Akte wurde 
das Princip der Scifffahrtöfreiheit für den Nhein, im Parifer Frievensfhluß von 
1856 für die Donau völferrechtlich ftipulirt. Die früheren Hinderniffe der Schiff- 
fahrt dur den Zwang ver Rangſchifffahrt, durch Stapel- und Umſchlagsrechte 
einzelner Uferorte, find auf vemfelben Wege befeitigt worden. 

Literatur: Allgemeine Literaturnachweife find zu finden in R. v. Mohl's 
Polizeimiffenihaft, 2 Bd., und Rau, Vollswirthichaftspolitil. — Ueber ein natio- 
nales Transportfpftem Fr. Lift, gefammelte Schriften. Weiter zu nennen find die 
Monographieen von Knies über verfhievene Kommunifationsmittel. Ueber Eifen- 
bahnen und Eifenbahnftatiftif die gehaltreichen Jahrgänge ver Eifenbahnzeitung. Ueber 
Straßenverwaltung und Scifffahrtspolizei in England Gneift, Engl. Berf.- und 
Verw.- Recht II Bde. ; über dasſelbe in Frankreich Blod, Dictionaire de l’admini- 
stration frangaise. — Ueber die Rheinfchifffahrt Vollſtändiges in Schirges 
„Rheinſtrom“; über Elbeichifffahrt und Elbzölle f. die „Elbzölle, Aftenftüde und 
Nachweiſe 1814— 1859, Leipzig 1860". Vergl. auch At. ae. 
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politifche Nechte ala Einzelne. 


Unter Landtag verftehen wir bier nicht blos die dem Herfommen ober 
der gefeglihen Beftimmung entfprehende Bereinigung (Sigung) ver Land— 
ftände zur gefhäftsorbnungsmäßigen Verhandlung und Beihlußfaffung, ſondern 
die gefammte rechtliche DOrganifation der landſtändiſchen Korpora- 
tionen in den deutſchen Bundesftaaten, fie mögen nun noch auf der altftändifchen 
Bafis der Vertretung ihrer eigenen Rechte und Intereffen ver Landeshoheit gegen- 
über beruhen, cover auf ver grumbverfchtedenen Ivee einer Repräfentation des 
Bolfes, d. h. der Gefammtheit der Unterthanen oder Staatsbürger, over, wie 
man in Deutichland gewöhnlich gefagt Hat, des Landes, alfo Land-Stände 
oder Landes-⸗Stände, d. h. Vertreter des Landes im wahren Sinne des Wortes, 
fein. Wir umfaffen alfo hier in einer durch den Zwed des Staatswörterbuchs be- 
grenzten Betradhtung die ganze Lehre von der heutigen landſtändiſchen Ver— 
faffung in den deutſchen Bundesftaaten, infoweit fie nicht bereits in fpecielleren 
Artikeln behandelt oder ſolchen vorbehalten iſt. — Ausgefchloffen bleibt mithin bie 
biftorifche Entwicklung oder Gefhichte der. deutfhen Yanpftände und Alles, was 
der Darftelung und Erörterung der Eonftitutionellen Inftitutionen überhaupt in 
dem Artikel über konftitutionelle Monarchie in Deutfchland zugewiefen werden muß. 

Werfen wir dabei zunächſt einen Blid auf 

I. die Quellen, 
welche dem deutſchen Staatsreht die Normen für die landſtändiſche Verfaſſung 
geben, fo find es theils bundesrehtliche 1), welde ven Charakter der Gemein- 


*) Der unterzeichnete Verfaſſer diefes Artifeld muß bei der Nevifion des Druckes (Novbr. 
1860), wegen der inzwifchen eingetretenen Veränderungen, ausdrüdlih darauf hinweiſen, daß 
der Artikel bereits Ende 1859 und Anfang 1860 gefchrieben worden ift. 

1, Dazu gehört vor Allem der Art. XIII der deutichen Bundesakte mit feinem lakoniſchen Aus— 
ſpruch: „In allen deutichen Bundesftaaten wird eine Sandftändifche Berfaffung 
ftattfinden.” Die näheren Nachmweifungen über die Entftehung diefes in den Verhandlungen 
allmälig mehr und mehr zufammenfchrumpfenden Artikels |. in Klüber’s Akten des Wiener 
Kongreffes Bd. II, S. 424, Note *). Einen Kommentar zu diefem Artikel gibt dann in dem 
durch die Karlabader Konferenz: Protofolle dofuntentirten Geitt die Wiener Schluß-Afte von 1820 
Art. 54—62. Der Geift der legtern ift offenbar nicht der der Bundesafte. Die Bundesafte wollte 
den deutjchen Untertbanen Nechte gewähren, und ganz fern liegt ibr die Abficht einer Re chte- 
beihränftung, was inäbefondere auch bei der Interpretation des Ausdrucks „Landftändifche” 
oder „Landesftändifche” Verfaffung (cf. Klüber's Duellenfammfung S. 166 Note 1) feftzubalten 
if. Die Bundesafte wollte ferner, nah dem Zotal-Eindrud, welchen die Berbandlungen jedem Un: 
befangenen gewähren, die feit Auflöfung des Reichs thatfächlich beſtebende Fürften-Souveränetät, 
um einen Erfaß für den den Intertbanen geraubteu Schuß der Neichögewalt zu geben, in den 
„beſondern“ Beftimmungen Art, Xır f. beſchränken und nicht den Untertbanen gegenüber ald 
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gältigfeit für alle veutfhen Bundesftanten in Anſpruch nehmen, theils ftaatsredht- 
liche der einzelnen Bundesftanten. Die neuefte und vollftändigfte Zufammenftel- 
lung ver legteren, nebft ven hauptſächlichſten bundesrechtlichen Normen, enthält das 
Sammelwert des Unterzeihneten: „Die deutfhen Berfaffungsgefege ber 
Gegenwart, einfchlieglih der Grundgeſetze des deutfhen Bundes und der das 
Verfaſſungsrecht der Einzelftaaten direkt betreffenden Bundesbeſchlüſſe“ (XX und 
1242 ©, 8%), Göttingen, 1855, wovon bafelbft 1858 bereits? eine „Erfte 
Fortſetzung“ (231 ©.) erfhienen ift, in welder bie feit der Hauptſammlung 
erfolgten Berfaffungs-Aenderungen, großentheild von ftarf ausgeprägter reaftionärer 
Tendenz, enthalten find. Den meiften Raum nehmen dabei die auf das Jahr 
1840 zurüdgreifenden und theilweife noch darüber hinausgehenden Umgeftaltungen 
ver ſtändiſchen Verfaffung in Hannover, demnächſt die Luremburger Oftroitrun- 
gen ein. (©. vie Art. Hannover und Luremburg.) Vorausgefchidt ift ſowohl 
in der Hauptfammlung als in der „Erften Fortſetzung“ bei jedem Bundesſtaat 
eine hiftorifhe Skizze der Entwidlung feiner Berfafjungsverhältnifie bis auf bie 
Gegenwart, auf welche bier zur Ergänzung der die Einzelftanten betreffenden 
Notizen verwiefen werben kann. 

II Die gemeingültigen Beftimmungen über die Nothwendigkeit 
und den politifhen Charakter der landſtändiſchen Berfaffung in ben 
deutfhen Bundesftaaten. 

Hierbei fommen vorzüglich die durch die Wiener Schlußakte von 1820 und 
fpätere Bundesbeſchlüſſe fanktionirten Feftfegungen in Betradht, durch welche vie 
deutfhen fonveränen Fürften wider die Ausdehnung ber Rechte der Stände über 
das fürftlicher Seits für nothwendig gehaltene Maß, in der Form gegenfeitig 
oder gegen den Bund felbft übernommener Berpflihtung, einen Damm 
zu errichten und fih fammt und fonbers den ungetheilten Beflg ver Staats» 
gemalt zu verfichern geſucht haben. Abgeleitet ift das Princip des Art. 57 
der Wiener Schlußakte, welches in dieſer Hinfiht für alle landſtändiſchen 
Berfaffungen in Deutfhland den Ständen gegenüber die bundesredhtliche Grenze 
abgefteft bat, aus ver Bezeihnung der monarchiſchen Bundesglieder als 
„louveräne Fürften” in der deutſchen Bundesakte. Mit Unreht. Denn es 
fteht unmiderleglih feft, daß die Aufnahme diefes, in den Entwürfen der Bun- 
desalte gar nicht vorkommenden, Beiworts blos beliebt wurde, um die äußere 


— 


eine an fich unbeſchränkte Gewalt garantiren. Die Gentz' ſchen Doktrinen aber, die auf dem 
Karlabader Kongreß Beifall fanden, kehrten das Verhältniß um und machten aus dem bundes- 
rechtlichen Triebrad einen Hemmſchuh. — Die in fih unbegründete Konfequenz, welche der Art. 
57 der Wiener Schlufafte zog, mußte dann dem Bundesbeichluß vom 28. Juni 1832 Art. If. 
(abgedr. in der angeführten Samml. der deutichen Verfaffungsgefeße der Gegenwart ©. 31 f.) 
dazu dienen, um Daraus wieder neue Konfequenzen zu ziehen. Dabei entfteht die Frage: „Gehört 
der Bundesbeichluß vom 28. Juni 1832 zu den fog. Ausnabmägefegen?” eine Frage, die 
vom Unterzeichneten bereits? 1850 öffentlich (Gonftitutionelle Zeitung Nr. 375 v. 10. Novbr. 
1850) befprochen worden ift. Bergfeiche darüber auch H. U. Zachariä’s deutfches Stu. B. R. 
Dr. 1, ©. 226 und oben den Art. „Ausnahmsgefege“ von Brater. 

Die Beflimmungen der fog. Schlußafte der Wiener MinifterialeKonferenzen von 
1834, welche das Verhältniß zwiſchen gr und Ständen betreffen, (Art. 1—3, Art. 15—27, 
Art. 33, 34 und Art. 58—60), |. bei Welder, Wichtige Urkunden für den Rechtszuſtand der 
deutfchen Nation S. 368 f. und in der „Sammlung der deutichen Verfaſſungsgeſetze der Gegen: 
wart”. ©. 34 f.) Gie gehören ala geheime Verabredungen der deutichen ug rn in feiner 
Beife zu dem oe Bundedrechte und können den beftehenden Bundesverfaſſungen 

egenüber gar keine rechtliche Bedeutung in Anfpruch nehmen, Deutiches Staats⸗ und 
Bundesrecht, zb 1, $. 109, ©. 563. 
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polittfche Selbſtändigkeit oder völferreditlihe Unabhängigkeit der Bundesglieder zu 
bezeichnen, in demſelben Sinne alfo, in weldem das Beiwort „frei bei ven 
vier deutf—hen Republifen gebraucht war 2). Nehmen wir aber die bundesrechtlichen 
Sagungen, wie fie gegeben und, nad ber 1848 ftattgefundenen Unterbrechung, 
wieder in (von allen deutſchen Regierungen) anerkannte Wirkfamfeit getreten 
find, fo ergeben fi daraus folgende Hauptfäge: 

A. In allen veutfhen Bundesſtaaten ſoll eine landſtändiſche PVerfaf- 
fung ftattfinden und die Bundesverfammlung darüber zu wachen haben, daß 
diefe Beftimmung in feinem Bundesftaat unerfüllt bleibe. (Bundesatte Art. XIII. 
Wiener Shl.A. Art. 54.) Daß die Bundesverfammlung bei diefer Wache nicht 
befonders eifrig geweſen ift, gehört mehr zu ihrer Gefhichte, ergab ſich aber mit 
Nothwendigkeit aus der Natur einer Inftitution, in welcher die beftellten Wächter 
zugleich die zu Bewachenden waren 3), So fam es, daß, da die Bundesverfamms 
lung die Feftfegung eines Zeitpunftes für die Erfüllung des Art. XIII für ange- 
mefjen nicht erachtet hatte, im Jahr 1848, alfo nah Ablauf von mehr als 30 
Jahren, in einigen Bunbesftaaten nod feine landſtändiſche Berfaffung eriftirte, 
und daß in Defterreich, nad Befeitigung der reihsftändifhen Verfaffung vom 
4. März 1849 durch die Faiferlichen Patente vom 31. December 1851, ver 
Art. XIII der Bundesafte jelbft in Betreff der Einrichtung von bloßen Provinzial 
ftänden noch jet feiner Erfüllung entgegenfieht %. — Kraft der durch den Bund 
verbürgten Souveränetät der Einzelftanten mußte es (Art. 55 der Wiener Sch!.A.) 
„den ſouveränen Fürften derſelben überlaffen bleiben, diefe innere Yandes-Angelegen- 
heit, mit Berüdfihtigung ſowohl der früherhin gefetzlich beftandenen ſtändiſchen 
Rechte, als der gegenwärtig obwaltenden Verhältniſſe zu ordnen”. — Hiermit war zwar 
jede Einwirkung des Bundes auf die Art und Weife ver Ausführung ausgefchlof- 
fen; allein fo viel mußte do der Kompetenz beffelben als vorbehalten betrachtet 
werben, daß er, im Fall einer an ihn gelangenven Beſchwerde (cf. Wiener SHLA. 
Art. 53), ein Urtheil darüber zu fällen babe, ob die als Erfüllung des Art. XIII 
bingeftellte Einrichtung, nicht blos dem Namen fondern auch ver Sache nad), eine 
landftänpifhe Berfafjjung im Sinne der Grundgefege des Bundes fei? 

B. Im Begriff einer landſtändiſchen Berfaffung liegt die ftantsrechtlihe Be- 
ſchränkung des Staatsoberhauptes durch ein in feiner Eriftenz und öffent- 
lichen Wirkfamkeit gefichertes, freies und felbftändiges, aus den Beherrichten 
hervorgehendes, reſp. die Gefammtheit berfelben dem Inhaber der Staatsgewalt 
gegenüber repräfentirendes, Organ gegeben. Dies folgt theild aus der hiftori- 
hen Bedeutung der lanpftändifchen Berfafjungen zur Zeit des Neihs und, 
wo fie ſich erhielten, auch nad Auflöfung deſſelben, theild aus dem bei der Be— 
gründung des Bundes wiederholt ausgefprohenen Zweck, den deutſchen Unter: 
thanen eine Garantie gegen fürftliche Willkür zu geben, theils aus der beftimmten 
Dispofition des Art. 56 ver Wiener Shl.A., wonach die in amerfannter Wirf- 


— — _ 


2) Dal. Klüber's Akten des Wiener Kongreſſes Bd. II, ©. 344. ©, 402 f. S. 493 f. 
Mein Deutſches Staats⸗- und Bundesrecht Th. I, ©, 48. (2. Aufl.) SER 

3) ©. Näheres über die Verhandlungen der Bundesverfammlung, fowie der Karlsbader und 
Wiener Konferenzen in Betreff des Art. XIII der Bundesafte im deutichen Staatd: und Buit- 
desrecht Tb. I, $. 109. S. 558 fi 

4%) Nachwelfungen über die einzelnen Bundesftaaten ſ. im deutſchen Staats: und Bumdesrecht 
zb, I, $. 51, S. 235 f. $. 110, ©. 365 f. Was hinzugekommen oder geändert ift bis zum 
Se 1858, findet fih in der Sammlung: die deutfchen Berfaffungsgefee der Gegenwart ꝛc. dar⸗ 
geſtellt. 
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ſamkeit beftehenden landſtändiſchen Berfaffungen nur auf verfaffungsmäßigem 
Wege wiener abgeändert werben fünnen ?), und daraus, daß felbft ver Art. 57 
eine Mitwirkung der Stände, an welde der Souverän bei Ausübung der Staate- 
gewalt durch die Verfaſſung gebunden ift, im Auge bat. Es bedarf daher faum 
der Bemerkung, daß eine Einrichtung, deren Eriftenz, Zufammenfegung und Wirf- 
ſamkeit leviglic vom Belieben des Souveräns abhängig wäre, und daß ein fog. 
Landtag, deſſen Beſchlüſſe nur eine moralifhe, aber feine rechtliche Bedeutung in 
Anſpruch zu nehmen hätten, wie dies bei einer Beſchränkung auf ein bloßes Votum 
consultativum der Fall ift, Feine dem Zwede des Art. XIII der Bundesakte ent- 
ſprechende Iuftitution genannt werben Fünnte, 

Ein gewiffes Minimum ver ftändifchen Rechte zu beftimmen, wäre nun 
freilich eine eben fo natürliche als nothwendige Aufgabe für das Grundgeſetz des 
Bundes gemefen, und bies war aud auf dem Wiener Kongreß ziemlich allgemein 
anerfannt 6); aus bekannten Gründen gelangte man aber nicht zu einer ſolchen 
Veftfegung. An die Beftimmung eines Marimums ber ftändifchen Nechte hat 
aber auf dem Wiener Kongreffe überhaupt Niemand gedacht; eben fo wenig wie 
daran, daß mit dem Ausdruck „landſtändiſche Berfaffung” ven Bundesftaaten im 
Betreff der Bildung des landſtändiſchen Organs eine Feſſel angelegt und damit ein 
ſcharf gefchiedener- Gegenfag zum Nepräfentativfpftem oder einer fog. konftitutionellen 
Verfaſſung bezeichnet werben folle 7). Auch der fog. Karlsbader Kongreß und 
die darauf folgenden Wiener Minifterial- Konferenzen haben, troß der darauf 
gerichteten v, Gentz' ſchen Erpofe’s, den ſchon beftehenven Berfafjungen im fitolichen 
Deutfhland gegenüber, im Bemußtfein, damit einen unlösbaren Widerſpruch 
in das öffentliche Recht ver Gegenwart hineinzutragen, nicht gewagt, eine fchola- 
ftiiche Diſtinktion zwiſchen repräfentativer und landftändifcher Verfaffung zu 
adoptiren, ſondern fid) damit begnügt, ver von Bundeswegen für nothwendig ge— 
baltenen Feſthaltung des monarhifchen Principe in Deutfhland in der Formu- 
lirung des Art. 57 der Wiener Schlußakte einen Ausdrud zu geben, durch welchen 
allertings der Auspehnung des ſtändiſchen Rechts eine gewiffe Grenze geftedt, 
andererfeitö aber doch der weitern Entwidelung nad der ſchon vorhandenen ver- 
ſchiedenen Geftaltung besjelben ein immer noch ziemlich freier Spielraum gelaffen 
wurde. Dies befundet insbefondere auch der Art, 55 der Wiener Schlufafte, wel: 
her ver Souveränetät der Bunbesftanten dadurch die vollftändigfte Anerkennung 
zu Theil werben läßt, daß er es ihr, oder dem Staatsoberhaupt, fernerhin überläßt, 
„Diefe innere Landesangelegenheit, mit Berüdfichtigung fowohl ver früherhin geſetzlich 


5) Eine ausführliche Erörterung über den Art. 56 der Wiener Schlußafte hat der Inter: 
zeichnete im Art. „Staatsrechtliher Befig“ oben Bd. II. S. 101 f. geliefert. 
6) S. das Nähere im deutfchen Staats und Bundesrecht Th. I. S. 555 f. 

7) Daß man auf dem Wiener Kongreß fowohl, als fpäter felbft im Schooße der Bundes: 
verfammlung, die Ausdrüde: landſtändiſche Verfaffung und Repräſentätiv-Syſtem oder Verfaſſung 
promiscue gebraucht bat, läßt fih durch eine Mehrzahl unverwerflier Zeugniffe belegen, und nur 
die Blindheit einer auf Reaktivirung verrotteter Zuftände fich fteifenden Partei kann dies über: 
ſehen und der Bundesakte den politifchen Unverftand beimefjen, ald babe diefelbe nur die alten 
Stände in ihrer Eigenfchaft als Vertreter ihrer eigenen oder Individualrechte reftauriren und eine 
Verwirklichung der Konfequenzen des Repräfentativfpftens in der Monarchie verbieten wollen. 
Ein neuefter Verfuch dieſer Art, mit längft abgenugten Citaten ausftaffirt, liegt in einer Differ- 
tation von Fr. Guil. Waldemar Schulge vor, unter dem Titel: Statuum regni Borus- 
sici ordo num sit et quatenus sit legibus confederationis Germanicz consentaneus? 
Halae 1859, die fih, was die Anwendung des felbftfabricirten Maßftabes auf die Preußifche 
— —— von 1850 und die Bildung und Zuſanmenſetzung des preußiſchen Landtags betrifft, 
nur als eine politifche Donquigoterie bezeichnen läßt, 
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beftandenen ftändifchen Rechte, «ald ver gegenwärtig obwaltenden Verhält— 
niffe zu ordnen“. Wie weit babei dem einen vor dem andern das Uebergewicht 
beizulegen fei, ift nicht beftimmt; jedenfalls aber durch die Hinweifung auf „pie 
gegenwärtig obwaltenden Verhältniſſe“ der Nothwendigkeit ver Verwirklihung ver 
in ber Gegenwart unabweisbaren Forderungen des Repräfentativfyftems genügende 
Rechnung getragen. Auch bat die Bundesverfammlung venjenigen Staaten, 
welhe, wie 3. B. Bayern, Württemberg, Baden und Heflen-Darmftadt, ihre 
Repräfentativ-Berfaffungen als Erfüllung des Art. XIII bei ihr zur Anzeige 
brachten, nicht den leifeften Einwand darüber entgegengeftellt, daß diefe Verfaſſungen 
über die Linie einer lanbftändifhen Verfaſſung hinausgingen. Daß nah Bun— 
desrecht die Bildung oder Zufammenfegung des Landtags nothwendig auf einer 
Öliederung der Stände (Prälaten, Ritterfhaft und Städte — höchſtens 
unter Hinzunahme des durch die Ablöfungsgefege freigeworbenen Bauernftandes) 
beruhen dürfe, over daß mit andern Worten bie Begründung eines allgemeinen 
Wahlrechts, mie e8 3. B. die noch geltende preußiſche Verordnung über die 
Ausführung der Wahl der Abgeoroneten zur zweiten Kammer vom 30. Mai 1849 
ftatuirt und nad welchem ſämmtliche Staatsbürger, die der gefeglich beftimmten 
Eigenfhaften nicht ermangeln, in numerifch begrenzte Urwahlbezirke vertheilt find, — 
bundeswidrig fei, ift eine von den völlig bovenlofen Behauptungen, in beren 
Aufftellung beſonders der durch Bundesfhluß vom 23. Auguft 1851 niedergeſetzte 
Ausſchuß der Bundesverfammlung, namentlih in dem in der hannover'ſchen Ver— 
faffungsfrage abgeftatteten Bericht 8), das Möglichfte geleiftet hat. Uebrigens fol 
hiermit einer Repräfentation nah blos numerifhem Berhältniffe nicht das 
Wort geredet fein. Auch wir halten eine auf den gegebenen dynamiſchen Verhält— 
niffen errichtete Verfaſſung für die unbedingt den Vorzug verbienende Organifa- 
tion, Nur fol man endlich aufhören, der Bundesakte Intentionen unterzufdieben, 
die ihr völlig fremd find, und ven deutſcheu Bund, der doch nad) feiner Zwed- 
beftimmung nächſt der Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutſch— 
. lands die Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit der einzelnen deutſchen Staaten 
garantiren wollte, auf die Linie einer das Patrimonialitäts-Princip fanktionirenven 
fürftlichen Aſſekuranz-Kompagnie herabzubrüden und ihn tamit jedes moralifchen 
Haltes in dem Rechtsbewußtſein der deutſchen Nation zu berauben! — Nach unferer 
ſowohl hiſtoriſch als vationell feft begründeten Weberzeugung ift eine landftän= 
diſche, ober, wie es eigentlich heißen foll, eine landesſtändiſche Verfaſſung 
eine folche, welche dem Lande dem Souverän gegenüber eine Standſchaft, Ver— 
tretung oder organifirte, mit gewifjen wejentlihen Rechten ausgeftattete Repräſen— 
tation gewährt. Diefe Repräfentation kann aud auf einer die gegebene ftänbifche 
Gliederung berüdficgtigenten DOrganifation des landſtändiſchen Körpers beruhen und 


8) S. denfelben in der Sammlung der deutichen Verfafjungdgefege der Gegenwart. Erſte 
Fortfegung 1858. S. 47 f. Hier wird gegenüber dem Hannover'ſchen Wahlgefeß von 1848, 
welches doc) m dem ftändifchen Princip infofern huldigte, als es die Vertretung der Stadt: 
und Randgemeinden wie bieher auseinanderhielt und gar nicht blos nach numerifchem Verhält— 
niß das Wahlrecht beftimmte, gefagt: „Wenn der Art. XIII der Bundesafte eine landftändifche 
Berfaffung fordert, fo wird man eine Kammer, welche auf einem dem allgemeinen (?) Wahlrecht 
fih fo ſehr nahenden (ly Principe berubt, nicht (22) hiermit in Einklang bringen fünnen.“ Weber: 
haupt überbietet diejer Bericht, nah Maßgabe deſſen fich das Land die einfeitige Beſtimmung 
feiner Verfaſſung und ein Zurückwerfen felbft hinter das Jahr 1840 hat gefallen laffen müſſen, 
abgefeben von dem Mar vorliegenden Komvetenzmangel der Bundesverfammlung, Alles, was an 
reaftionärer Konfequenzmacherei von leterer bis dato geleiftet worden war, Wenn irgendwo, fo 
ift hier der Mangel eines nicht nach einfeitigen politiſchen Maximen, fondern nach wabren und wir: 
lichen Rechtsgrundfügen in Verfaffungsfkreitigkeiten kognoscirenden Bundesorgans fühlbar geworden | 


282 Candtag in den deutfchen Staaten. 


bleibt doc; eine Nepräfentation des Volks oder der Geſammtheit der Unter- 
thanen, wie fie 3. B. die königlich preußifche Verordnung vom 22. Mai 1815 
in Ausficht ftellte, wenn alle zur Betheiligung an dem Lebensproceß des Staats 
berufenen Klaffen ver Unterthanen zur Mitwirkung bei der Bildung des reprä- 
jentativen Körpers berechtigt find und nicht, wie es 3. B. die preußifchen Geſetze 
von 1823 über die Einführung der Provinzialftände 9) in einer dem Geifte ver 
Verordnung vom 22. Mai 1815 nicht entſprechenden, überdieß ganz unhiſtori— 
ſchen und die auffallendften Widerſprüche in fich ſchließenden Weife zur Aus- 
führung brachten, dem einen Stande (hier der fog. Ritterfchaft) ein ſolches Ueber- 
gewicht gegeben ift, daß die Nepräfentation der Gefammtheit als eine reine 
Ilufton bezeichnet werden muß, oder 3. B. nur dem Grundbeſitz ein politifches 
Wahlrecht beilegt. 

C. Der Art. 57 der Wiener Schlußafte hat dem Kern des monarchiſchen 
Princips, d. 5. der begriffsmäßig nothwendigen Bereinigung der gefammten 
Staatögewalt in der Perfon des Monarchen als Staatsoberhaupts, die Eigenſchaft 
einer bundesrehtlihen Satung gegeben und die weitere Beſchränkung hinzu— 
gefügt, daß der Souverän durd ‘eine landſtändiſche Verfaffung nur in der Aus» 
übung beftimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden könne, 
Ja, der Art. 1 des interpretativen Bundesbeſchluſſes vom 28. Juni 1832, veffen 
formelle Berbinplichleit al3 einer nur im engern Rath befchloffenen authentifchen 
Interpretation eines Grundgeſetzes dahin geftellt bleiben mag, — hat aus dem Art. 57 
fogar die allgemeine Konfequenz gezogen, daß hiernach ein deutſcher Souverän 
als Mitglied des Bundes zur Verwerfung einer hiermit in Widerſpruch ftehenven 
Petition der Stände nicht nur berechtigt fei, fondern die Verpflichtung zu diefer 
Derwerfung gehe aus dem Zmede des Bundes hervor; — eine Schlußfolgerung, 
die nur dann einen Boden hat, wenn man der in der Zwedbeftimmung des Bundes 
allein ins Auge gefaßten völferrehtlihen Unabhängigkeit der im Bunde begrif- 
fenen Staaten die ſtaatsrechtliche Bollgewalt ver Fürſten fubftituirt. Mag 
es aber mit den Schlußfolgerungen, durch welche man die obigen Säge zu begründen 
juchte, auch noch fo ſchlecht beftellt fein, der Hauptfag des Art. 57 der Schlußafte 
ift nicht blos rationell der wejentlichfte Inhalt des Begriffs ver Monarchie, fon- 
bern auch in unbeftreitbarer Weile als hiftorifches Recht Deutſchlands zu be- 
trachten. Denn auch die Landeshoheit befand fih im ausjchlieflichen Be- 
fig der deutſchen Reihsfürften, und niemals und nirgends find bie beftehenven 
Stände Mitinhaber ver Landeshoheit überhaupt, oder der einzelnen darin enthal- 
tenen Rechte gewejen 19) und fonnten mithin auch nad Auflöfung der Reichsver- 
verfaflung in Betreff der formell zur Sonveränetät und materiell zur vollftändigen 
Staatsgewalt erweiterten Yandeshoheit Fein ftaatsrechtliches Kondemintum nad) realen 
oder idealen Theilen in Anſpruch nehmen. Auch war ja überhaupt der maßgebende 
Gefihtspunft für das Verhältniß der Stände zum Landesherrn urjprünglid) gar 
nicht der, daß die Stände zur Ausübung von Rechten der Landeshoheit als 
folcher zu konfurriven gehabt hätten, als vielmehr der, daß die Yandesherren ver- 


9) ©. dieſe 3. B. in Guido dv. Meyer’s Korpus Conſtitut. Germaniä. Lier. 1 und 2. 
Frankf. 1845. ©. 204 f. Alle diefe Gefege liefern ein unhaltbares Mirtumcompofitum des alt 
ftändifchen und repräfentativen Principe, und nur die rückfichtäfofefte Neaftion konnte e8 unter 
nehmen, die Reaktivirung dieſer bereits faktiſch und vechtlich befeitigten Inftitutionen nach der 
Berfaffung vom 31. Jan. 1850 ins Werk zu jegen. Bal. bei. L. v. Rönne, das Staatorecht 
der preuß. Monarchie Bd. 1. 11856.) $. 109. ©. 459 f 
0) Püsberd Beiträge zum deutichen Staats: und facſtenrecht Th. 1. Ro. VI. Re x. 
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möge ber ben freien Ständen zur Seite ftehenven preesumtio libertatis ſich des guten 
Willens und ber — derſelben erſt verſichern mußten, wenn ſie von ihrer 
Landeshoheit in einer in das Freiheitsgebiet der Stände übergreifenden Weiſe Ge— 
brauch machen wollten. Mit Schlußfolgerungen aus dem Weſen des Staats, der 
Staatsgewalt oder des monarchiſchen Princips war den alten Ständen gegen— 
über nichts anzufangen, weil nicht ver Begriff des Staats als eines organi- 
ſchen Gemeinwefens, fonvern leviglih das Durch das Herfommen begrenzte Recht 
bie Norm gab, Gerade deshalb, muß man fagen, ift e8 aber aud) reiner Unver- 
ftand oder Entftellung ver Gefhichte, wenn zur Stüße der fürftlichen Madtvoll- 
fommenbeit auf das alte Recht den Ständen gegenüber gepocht und der moderne 
Konftitutionalismus als mit dem fürftlihen Rechte unvereinbar begeifert, oder dem 
Gebrauch der Ausprüde Staat, Staatsgewalt, Staatsbiener u. ſ. w. in der Gefeß- 
gebung ver BVertilgungsfrieg erklärt wird. Denn mer, fragen wir, hat zunächſt 
den größten Gewinn davon gehabt, daß auch dem deutſchen Territortalrecht der 
Begriff des Staats und die rationelle Beftimmung der Beftandtheile und Rechte 
ber Staatsgewalt, als einer mit dem Begriff des Staats gegebenen VBollgewalt, 
zur Grundlage gegeben worden ift? — Gewiß wird Niemand behaupten können, 
daß dies die deutſchen Ständeverfammlungen gewejen, die duch die Einführung 
der Principien des. natürlihen oder philofophifhen Staatsredhts in das beutfche 
Berfaffungsreht gar manche unbeftreitbare materielle Rechte der alten Stände ein- 
gebüßt haben! Und fo beruht auch der Saß-des Art. 57, daß der Souverän durch 
eine landſtändiſche Verfaffung nur in ver Ausübung beftimmter Rechte an bie 
Mitwirkung der Stände gebunden fein könnte, welcher vie theoretiſche Aufftellung 
von der präfumtiven Unbefchränftheit des Inhabers der Staatsgewalt zur Bafis 
bat und das ftänbifhe Recht nah Analogie des das Eigenthum beſchränkenden 
Servitutsrechts behandelt, im Wefentlihen auf einer Adoption der Principien bes 
natürlichen Staatsrehts, während man nad der hiftorifchen Grundlage und Ent- 
widlung ber Landeshoheit und fo lange man nicht den Staats begriff auf vie 
Territorien zur Anwendung brachte und das geſchichtliche Aggregat der Landes» 
boheitsredhte zur Staatsgemalt erhob, umgekehrt fagen mußte: Die Rechtsver- 
muthung ftreitet für bie Freiheit der Stände, und die Landeshoheit ift das 
beſchränkende, im hergebrachten oder urkundlich anerkannten beftimmten Be- 
fugniffen beftehende Recht. Alfo nur rationell, d. b. nad) dem Wefen der monar- 
chiſchen Staatsgewalt rechtfertigt fih die Beſchränkung der Stände auf Konkurrenz 
bei der Ausübung beftimmter Rechte der Staatögewalt, und ver Grund bafür 
ift der nämliche, welcher auf privatrechtlichem ‚Gebiet im Verhältniß der Servitut 
zum Eigenthum bie beftimmte Begrenzung der erftern erheiſcht, weil ein unbe- 
grenztes, zur Ein- oder Mitwirfung in Betreff aller Ausflüffe oder pofitiven 
und negativen Beftandtheile des Eigenthums berufendes Recht der Sache nad jeldft 
Eigenthum over Miteigenthum fein würde. 

Verſuchen wir e8 aber jegt noch, die wichtigften Konfequenzen zu ziehen, 
weldhe fih aus dem bundesrechtlich fanktionirten Princip über das Verhältniß zwi— 
hen dem Souverän und dem Landtag im Allgemeinen für das deutfdhe 
Staatsrecht ergeben, fo find es hauptſächlich folgende: 

1. Der deutfhe fonveräne Fürft ift der alleinige und ausſchließ— 
lihe Inhaber ver Staatsgewalt !!). Er theilt fie mit Niemandem, alſo auch 


11) Die meiften deutfchen Verfaſſungsgeſetze der Gegenwart ſprechen diefen Sa ausdrücdlich 
aus, häufig auch mit dem den Sandtas —* Mitwirkung bei der Ausübung beſtim mter 
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nicht mit den Ständen ober dem Landtag. Hiermit ift das Grundprincip 
des englifhen Stantsrechts oder des fog. parlamentarifhen Syflems, wo- 
nad) die aus König, Oberhaus und Unterhaus beftehenve moralifhe Perfon oder ° 
Korporation (f. Großbritannien, Berfaffung Bd. IV, ©. 444 f.) als der Inhaber 
der höchſten Gewalt zu betrachten ift, nebft allen feinen Konfequenzen vom Ge— 
biete des deutſchen Staatsrechts ald ausgeſchloſſen zu betrachten. Die beutfchen 
Landtage find Keine Mitfouveräne oder Mitinhaber der Stantsgewalt, weder im 
Ganzen noch in Betreff einzelner Beftandtheile, zu deren Ausübung fie 
verfaffungsmäßig mitzuwirken berufen find. Unpaffend ift es demnach aud, bei 
konſequenter Feſthaltung dieſes Grundprincips des deutſchen Staatsrechts, von 
„königlichen Prärogativen“, oder insbeſondere bei der Geſetzgebung von 
mehreren „Faktoren“ derſelben und von einem „Veto“ des Fürſten zu 
reden. Denn die „Prärogative" als Inbegriff von ausnahmsweiſe ausſchließlichen 
Rechten des Staatsoberhaupts hat logifh die mit einem andern Subjelt gemein- 
ſchaftlich befefjenen Rechte zum Gegenfag, die es nad deutſchem Staatsrecht 
gar nicht geben kann; und „Faktor“ im Sinne von Urheber oder Duell des 
Geſetzes ift nur der Souverän, von weldem allein die sanctio legis ausgeht, 
während, wenn damit blos vie faktifhe Mitwirkung zur Entftehung des Gefeges 
bezeichnet werden wollte, der Souverän eben mehr als bloßer Faktor ift. Ein 
„Veto“ aber ift begriffsmäßig nur da am Plate, wo es gilt, nad) ver Weife eines 
römiſchen tribunus plebis dem Willen und ver That des eigentlichen Rechts— 
inhabers Widerſpruch entgegenzufegen, was offenbar auf den Souverän als den 
Geſetzgeber nicht paßt. Biel eher könnte nad deutſchem Staatsrecht bei den 
Ständen von einem Beto die Rede fein, obwohl es in anderer Beziehung, ins- 
befondere dem Zweifammerfyftem gegenüber, aud wieder eine ungeeignete, zu un— 
richtigen Konfequenzen führende Bezeichnung des ftändifhen Zuftimmungsredhtes 
fein würde 12), | 

2. Da der Landtag in Feiner Weiſe als Mitfouverän zu betrachten ift, fo 
kann aud nicht fein Wille, fondern nur der des regierenden Yür- 
ften als der maßgebende und entſcheidende inallen Staatsange- 
legenheiten betradtet werben, felbft va, wo verfaffungsmäßig nicht ohne 
Zuftimmung der Stände der fouveräne Wille zur verpflichtenden Norm werben 
fann. Die Stände fünnen daher den Souverän weder bireft noch inbireft zur Ein- 
haltung eines beftimmten ARegierungsfyftens, zur Adoption ihres Willens oder 
ihrer Meinung über das, was das Wohl des Staats erheifht, rehtlich nöthi- 
gen. Im Zufammenhang hiemit fteht außer vielem Andern insbefonvere: a. die 
rechtlich unbefchränfte Freiheit des Souveräns zur Wahl und Beibehaltung. feines 
Minifteriums aud einer Kammermajorität gegenüber; b. die Bejchränfung ver 


Rechte befchränfenden Folgefage. Bayern Zit. 11. $. 1. Könige. Sachſen $. 4 Hannover 
Berf.Gef. v. 1840. $. 5, was auch 1848 unverändert ftehen blieb. Württemb. $. 4. Baden 
$. 5. Kurheſſen $. 8. Großb. Seffen $. 4. Luxemburg Berordn. v. 1856. (27. Nov.) 
Art. IE Nr. 10. Meiningen $. 3. Altenburg $. 4. Braunſchweig $. 3. Oldenbur 
Art. 4.8.2 Schwarzburg:Sondershaufen (1857) $. 8. Rudolſtadt $ 1. Reub 
j. 2. (Gef. v. 10. Juni 1856) $. 5. Walde 8. 3. Nur die preuß. Verfaffung Art. 45. 62 
fehlt wenigstens im Ausdrucd, inden fie die Gefeßgebung als etwas zwilchen König und 
Kammern Gemeinjames, und nur die Exekutive ald dem König allein zuftändig binftelt. 
Die Cob. Gotbaifche Berfaffung v. 1852 8. 3 und 104 ift zwar auch im Ausdruck nicht 
ganz forreft, aber doch noch leichter mit dem allgemeinen Princip in Einklang zu bringen. 

12) Doc läßt z. 3. die 8. Sächſiſche DVerfaffungsurfunde $. 92 den Gefichtöpunft des 
Beio durchblicken. 
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fog. Minifterverantwortlichleit, infomeit fie auf dem Wege ves ftänbifchen 
Klagrechts vor dem beftimmten Gerichtshofe geltend gemacht werden fol, auf 
eigentliche Rechtsbrüche und Berfaffungsverlegungen; ce. die Unzuläffigfeit, 
ihre Zuftimmung zu dem Nothwendigen von andern Konzejfionen oder von fremd- 
artigen Bebingungen abhängig zu machen, was in Betreff der Steuerbewilligung 
ber Art. 2 des Bunbesbefchluffes vom 28. Juni 1832 ausdrücklich ausgefprodhen 
bat, und was aud im Princip des deutſchen Staatsrechts feine Rechtfertigung 
findet, fo ungeeignet der Zufag über die Anwendung der Art. 25 und 26 ver 
Schlußakte auf folhe Fälle fein mag. 

Dagegen fchlieft 

3. Das Princip des Art. 57 der Wiener Schlußakte eine Mitwirkung bes 
Landtags oder eines Ausſchuſſes defjelben bei der Ausübung Feines beftinmten 
Rechtes der Staatsgewalt 13) aus, und wenn man als allgemeines Fonfti- 
tutionelles Princip eine Befhränfung der Stände auf die Geſetzgebung 
im Gegenſatz zur Erefutive hinzuftellen pflegt, jo mag dies im Ganzen als 
eine politiſch rathſame Marime betrachtet werden, nicht aber als ein Karbinalfag 
bes deutſchen Stantsrehts. Nur fo viel ift richtig, daß fein NRegierungs- 
aft von ihnen ausgehen fann, daß fie Feinerlei Befehls- ober 
Zwangsgemalt (imperium) haben 14), und daß fie von feinem Objeft ver 
öffentlichen Verwaltung die Regierung völlig ausſchließen können. 15) Anderer- 
feits ift e8 ganz verkehrt, eine fonftitutionmelle Berfafjung im Gegenfaß 
zu einer landſtändiſchen als unvereinbar mit den Grundprincipien des 
deutſchen Staatsrechts reſp. dem Bundesrecht zu proflamiren, was überhaupt nur 
dann einen Sinn haben fann, wenn man unter einer fonftitutionellen Berfafjung 
eine ſolche verfteht, welche auf dem Princip der Volfsfouveränetät oder einer wirk- 
lihen Mitherrfhaft des Organs ver Volfsrepräfentation beruht. Abgejehen von 
ven ephemeren Produkten der Bewegungsjahre 1848 und 1849, welche einer theil- 
weife wirklich berechtigten Reaktion haben weichen müffen, läßt ſich aber von feiner 
einzigen der beftehenven Berfaffungen behaupten, daß fie ein mit den Grundprin— 
cipien des deutſchen Stantsrehts unvereinbares Fonftitutionelles Syſtem aboptire 
oder ven Ständen Rechte beilege, welche nicht aud in den Altern landſtändiſchen 
Berfaffungen vorgefommen wären, mochten fie aud in diefen wegen bes Mangels 
einer wirklichen Volksvertretung theilweife eine andere Bedeutung haben. Ganz be 
fonders gilt dies von dem ftänvifhen Zuftfimmungsreht zu allen Akten 


13) Es gibt allerdings Nechte, von denen man fagen fann, fie find in der Monarchie ihrer 
Innern Natur nad) der alleinigen verfünlichen Entfchließung des Monarchen als worbebalten zu 
betrachten, z. ®B. Beanadigung (f. Bd. 1. S. 763 f.) Indeß wird man doch von feiner Verlegung 
des monarchiſchen Principe reden Fünnen, wenn einzelne deutiche Verfaffungen die Ausübung ent» 
weder für gewiſſe Fälle ausfchließen, oder an die Zuftimmung der Kammern binden, 

14, In einem Gutachten der Göttinger Juriftenfatultät vom Mai 1851 (abgedr. ald Anl. 
C in der Skrift: Der pernanente landftändifche Ausfchuß in Kurbeffen vor den Kreisgerichte 
Kaffel 1851) findet fich folgende bieber gehörige bemerkenswerthe Stelle: „Als affgemeines charaktes 
riftifches Unterfcheidungszeichen zwiſchen der Thätigfeit der Negierung und der der Stände dürfen wir 
bezeichnen, daß nur jener die Macht der unmittelbaren Lenfung und der die Pflicht des Gehorſams 
mit fich führenden Verfügung und Anordnung zukommt, während die fehteren auf die, Diele 
unmittelbare Anordnung enthaltende, Thätigkeit der Regierung einen verfaffungsmäßigen Einfluß 
auszuüben berufen find. Hieraus eraibt fich, daß — nur von der in dem Landesberrn zufammen- 
— Regierung das an die Unterthanen und Staatsbeamten unmittelbar gerichtete Gebot 
und Verbot audgehen, daß nur ihr und ihrem verfaſſungsmäßigen Walten gegenüber eine Pflicht 
des Gehorſams beftehen kann, — —.“ 

15) Eine Anwendung bievon machte fchon die Kaiſ. Wahlkapitulation Art. XV. $ 3. 
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ver Gefeßgebung, gegen welches nach den bekannten Anfechtungen, bie 3. B. in ver 
Schrift des Fürften Ludwig von Solms-Lich (Deutjhland und bie Repräfen- 
totio-Berfaffungen, Gießen 1838) gemacht wurden, no jüngft völlig unbegründete 
Einwendungen erhoben worden find. 16) Zum Glüd ift aber darauf zu vertrauen, 
daß vergleichen Verſuche, welche unter anderen Umftänden ben vorhandenen Rechts- 
und Friedensftand zwifchen Regierern und Regierten in Deutſchland wohl in ber 
Urt zu ftören geeignet fein könnten, wie es 3. DB. die famdfe Maurenbre- 
cher' ſche Schrift „Die deutſchen regierenden Fürften und die Souveränetät" zu 
ihrer Zeit (1834) gethan hat, nad ‘der in ben beiden größten Fonftitutionellen 
Staaten in Preußen und Bayern glüdlich vollzogenen Wandelung des herr- 
[chenden Syſtems und nachdem auch ver größte, in dieſem Sinne nod) verfaffungs- 
loſe deuſche Staat feinen offenen und verftedten Kampf gegen die Verwirklichung 
der fonftitutionellen Principien in der Berfaffung der deutſchen Bundesftaaten auf- 
gegeben zu haben fcheint, — jelbft in denjenigen Kreifen keinen Anklang finden 
werben, auf deren Beifall dabei vorzugswetfe gerechnet werben konnte. Ein gleiches 
gilt von dem neueften Angriff auf die Vereinbarkeit des ftänbifchen Rechts ver 
Minifterantlage mit dem Wefen des monardhifhen Princips, welcher mit 
ber fophiftifchen Beftreitung des ſtändiſchen Zuftimmungsrehts in Verbindung ge— 
feßt worden ift. 17) Näher hierauf einzugehen ift hier nit am Orte (f. auch oben 
„Geſetzgeb. Körper” und unten „Verantwortlichfeit"), da faft alle deutſche Berfaf- 
jungen dieſe Rechte, wenn auch unter mancherlei Mopififationen des Umfangs, an- 
erkennen, und die wenigen Ausnahmen, melde noch vorhanden find, gegen bie 
durch jene befundete allgemeine Nechtsüberzeugung von der Nothwendigfeit der Au— 
erfennung biefer ftänbifchen Rechte gar nicht in Betracht fommen können. Jedenfalls 
hoffen wir, daß der Berfuh, durch Aufwärmung ftuartifcher, von der Geſchichte 
längft gerichteter Principien, von Neuem einen Erisapfel zwiſchen Regierung und 
Stände zu werfen, keine Nahahmung finden werde, 

Wenden wir und jest, nad) diefer allgemeinen, nur das Wefentlichfte berüd- 
fihtigenden Betrachtung des Charakters der landſtändiſchen Berfafjung in Deutſch- 
land überhaupt, zur 

II. Bildung und organifden Zufammenfegung des 
lanpftänpifhen Körpers, 
und faſſen babei 

A. die Grundlagen ins Auge, auf welchen dieſelbe beruht, fo ift, 
abgefehen von den noch exiftirenden Neften altſtändiſcher Berfaffung 3. B. in 
Medlenburg, und ven bie altftändifche Verfaffung nur mobificirenden Berfaf- 
fungen einiger kleinerer Bundesftaaten, z. B. im Lauenburg’fhen und 
Lippe’fhen, das Princip des Repräfentativ-Shftems, wonad) der Landtag aus 


16) Befonders von Michaeli’s in der Kritit von Held's Verfaffungsrecht in der Heidelb. 
krit. Zeitichr. Bd. V. Heft 6 und in der Abhandlung über Bluntfhli’s Verhälmiß zu ben 
ftantsrechtlichen Doftrinen und politifchen Problemen der Gegenwart in Schletter's Jahrb. dex 
deutſchen New. Bd. V, Heft 1. 

17) In der durch ihren Titel fi zur Genüge fennzeichmenden Schrift von Dr. Herm. 
Bifhof, „Minifterverantwortlichkeit und Staatsgerichtshöfe in Deuſchland. Beleuchtung des 
Ultrafonftitutionalismus in deſſen fegter Garantie am Wendepunfte deutfcher Price ag 
In Linde’: Archiv f. d. Öff. Necht des deutfchen Bundes, Bd, 111. Heft 2. Gießen 1859, Das 
‚einzige Berbienft, welches wir diefer Abhandlung, die mit einer den jugendlichen Kräften des Ber 
fafjers nicht entfprechenden Anmaßung auftritt und auf Profeription jeder rechtlichen Verfaſſungs⸗ 
— binausläuft, zuſchreiben, iſt die kompilatoriſche Zufammenftellung der —— *—* 

eftimmungen über Miniſterverantwortlichkeit in Deutſchland. 
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ver Gefammtheit der Unterihanen als einem ſtaatsrechtlichen Ganzen hervor 
geht, überall in Geltung. In Berbindung hiemit fteht der in allen neueren deutſchen 
Berfaffungen anerkannte Grundſatz, wonad auch die einzelnen Mitglieder, einfchließ- 
lich der perfönlich Berechtigten, nur als Repräfentanten ver Gefammtheit zu betrachten 
find, und nicht ald Bevollmächtigte der gefeglich begrenzten Kreife oder Korporationen, 
aus welchen fie hervorgehen, wodurch zugleich die Verbindlichkeit jeder Inftruftion und 
die Zuläffigfeit einer Limitation oder Revofation ber ſog. Vollmacht als ausgefchloffen 
zu betrachten ift. (f. den Art. „Abgeordnete“.) Nichts deſto weniger finden wir 
aber bei ver Bildung und Zufammenfegung, ja theilweiſe felbft nod) in Betreff ver 
Wirkfamkeit der Beichlüffe des Landtags, in ven beutfchen Verfaſſungen als maß- 
gebend anerfannt: 1) die verfchiedenen materiellen focialen Intereffen, welche 
in der bürgerlichen Gefelfhaft hervortreten, namentlihd der Bodenkultur, des Han- 
dels und Verkehrs, der Gewerbe und des Fabrik- und Manufalturwefens; 2) vie 
-Intereffen des religiöfen-Kultus, der Volksbildung und der Rechtspflege im Staate; 
3) die beſtehenden Gemeindeverhältniffe insbefonvdere unter Feſthaltung des hiftori- 
ſchen Gegenfages zwiſchen Stabt- und Landgemeinden; 4) die hiſtoriſch gegebenen 
verſchiedenen Geburtsftände des Adels-, Bürger: und Bauernftandes, In allen bie 
jen Beziehungen gibt es aber fein die Gefeggebung der einzelnen Bunbesftanten 
bindendes Recht; d. h. die Geſetzgebung hat die unbeſchränkte Machtvollkommen— 
heit, die beftehenden Nepräfentations- oder Standſchaftsrechte aufzuheben und durch 
andere zu erfegen. Nur muß dies bei einer in anerkannter Wirkſamkeit beftehenven 
landſtändiſchen Berfaffung im verfaffungsmäßigen Wege gefchehen. Eine Ausnahme 
macht nad) Bundesrecht nur das Standfhaftsreht der Häupter der feit 1806 und 
feitven mittelbar geworbenen vormals reichsſtändiſchen, fürftlihen und gräflichen 
Häufer und derrin Betreff der vormaligen freien Reichsritterfchaft anerfannte „Antheil 
ver Begüterten an der Landſtandſchaft“. Wo aber überhaupt den verfchievenen 
Geburts- oder Berufsftänden Rehnung getragen wird, zeigt fid) dies nicht blos 
bei ver Feftftellung der aktiven Wahl und perfünlichen oder eigenen Standſchafts- 
rechte, fondern zum Theil auch” bei den Beftimmungen über die paffive Wahlfählg— 
keit, infofern die Wähler auf Perfonen ihres Kreifes, ihres Standes oder ihrer 
Klaffe beſchränkt find; ja in einigen Berfaffungen aud noch in dem, mit den Kon- 
fequenzen des Repräfentativfpftems freilich gar nicht harmonirenden, dem reichsftän- 
bifhen jus eundi in partes vergleichbaren, die Geltung des Majoritätsbeſchluſſes 
fuspenbirenden Votum separatum. !) Ganz befonders macht fich aber das 
ſtändiſche Princip noch jet beim Zweilammerfpftem geltend, infofern bei ver zweiten 
Kammer das Bolt oder die Gefammtheit der Unterthanen überhaupt, bei ber 
erften dagegen die hervorragenden abgejchloffenen Kreife oder Genoſſenſchaften, 
die Spiten der bürgerlihen Geſellſchaft und die Hiftorifch privilegirten Individual⸗ 
rechte bervortreten. — Erblihe Landſtandſchaftérechte weist natür- 
li, die Konfequenz des repräfentativen Princips entfchieden zurüd; und felbft bie 
lebenslängliden können nur ganz ausnahmsweife auf Anerkennung An- 
ſpruch maden. Sie finven fi aber beide aud noch in neuern lanpftändifchen 
Berfaffungen in verfchiedenem Umfang. 

Was die Einzelverfaflungen betrifft, fo muß natürlich von Defterreid 
vor der Hand ganz abgefehen werden, Ob die zum beutfchen Bunde gehörigen 
„Kronlande” eine landſtändiſche Berfaffung im wahren Sinne des Wortes erhal: 
ten werben, ift no ungewiß, In Breußen ftehen die auf pas ältere ſtändiſche 





18, Näheres hierüber im beutfchen Staats⸗ und Bundesrecht, Th. 1. $, 112 Note 6. 
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Princip gegründeten, vom Minifterium Manteuffel-Weftphalen reaktivirten Pro- 
vinzialftände von 1823 mit ber reiheftändifchen Verfaſſung von 1850 in unver: 
mitteltem Widerſpruch; in. ver leteren aber ift für die Bildung der Kammer ber 
Abgeordneten die Berorbnung vom 30. Mai 1849 mit allgemeinen, nur 
numerifch begrenzten Wahlbezirfen und den drei Cenſusklaſſen noch jest in Gel- 
tung. Die erfte Kammer oder das feit 1855 ſog. Herrenhaus ift in einer von 
ven Beftimmungen ver Berfaffungsurfunde (Art. 65—68) wejentlid abweichenden 
Meife auf das Princip der königlichen Berufung mit erblider Berechti— 
gung oder auf Tebenszeit (Gef, v. 7. Mai 1853) dur die Verordnung 
vom 12. Dftober 1854 gegründet worben, 1) — In Bapern hat aud das 
Jahr 1848 die Bildung der Kammer der großentheils erblichen Reicheräthe, wie 
fie die Berfaffungsurfunde von 1818 fanktionirt, nicht angetaftet; an die Stelle 
der dem ftänbifchen Princip noch vielfacdy huldigenden Beftimmungen über die Bil- 
dung der Kammer der Abgeordneten (Verf. Urf. v. 1818 Tit. VI. 8. 6 f.) ift 
das nur nad numerifhen Verhältniß ordnende Wahlgefeg vom 4. Juni 1848 
getreten und noch jegt in Kraft. 29) — Im Königreich Sachſen ift nad ber 
Befeitigung des proviforifhen Verfaffungsgefeges vom 15. November 1848 durch 
die fönigl. Verordnung vom 1. Juni 1850 eine vollftändige Reftauration ber Bes 
ftimmungen ver Berfafjungsurfunde vom 4. Sept. 1831, $. 61—77 über vie 
Drganifation der Ständeverfammlung, mit ihrer Scheidung der verſchiedenen 
Stände?!) und dem fogar ein Votum separatum anerfennenden $. 129 er- 
folgt. -— In Hannover gelten feit der, über Erwarten aud der Gegner des 
Berfafjungsgejeges vom 5, September 1848 gelungenen Reaktion von 1855 wies 
ber die Beftimmungen des Landesverfaffungsgejeges von 1840 über die Bildung 
beider Kammern. 22) Die erfte Kammer ift hier im Wefentlichen- Repräfentation 
ber Provinzial Ritterfhaften, over Avelsfammer; wenigftens fallen vie fon- 
ftigen Beftandtheile verfelben dagegen wenig ind Gewicht. Erbliche Mitglieder find 
die Häupter der ftandesherrlihen Häufer, der hier noch vorkommende Erbland- 
marſchall und die vom Könige mit einer erblihen Virilſtimme begnadigten Majo- 
ratsherrn. Die zweite Kammer befteht (außer dem ſtändiſchen Kommiffarius 
für das Schulden und Rechnungsweſen, 3 auf bie Dauer des Landtags vom 
König wegen des allgemeinen Klofterfonds ernannten Mitgliedern, 3 Deputirten ' 
der eigentlich gefeglich aufgehobenen Stifter, 1 Deputirten der Univerfität, 2 Ber- 
tretern der evangelifhen Konfiftorien und 1 Deputirten des Domfapiteld zu Hildes— 
heim) wozu demnächſt wahr ſcheinlich noch 1 Deputirter des Domkapitels zu Dsnabrüd 
fommen wird, — aus 38 Deputirten der einzelnen Städte und Flecken und 41 Depus 
tirten der ländlichen Grundbeſitzer, alfo einer ziemlih gleihen, dem numeriſchen 
Verhältniß gar nicht entjprechenden 3) Nepräfentation von Stadt und Land, die 


19) ©, die deutichen Berfafjungsgefee der Gegenwart. Seite 83 f, und erfte Fortiegung ©. 4 f. 

20) S. oben Bd. I. ©. 719 f. Die deutjchen Verfafjungsgefege der Grgenwart, ©. 116 f. 
S. 126. ©. 135 f. 

21) Abgefehen von der erften Kammer, befteht hiernach die zweite Kammer (Verf. Urk. $. 68) 
aus 20 Abgeordneten der Rittergutöbefiger, 25 Abgeordn. der Städte, 25 Abgeordn. des 
Bauernftandes und 5 Vertretern des Handeld- und Fabrikweſens. In Verbindung 
biemit fehen die das flündifche Princiv auch feftbaltenden Beftinnmungen des Wahlgefeßes vom 
24. Sept. 1831, namentlich in Betreff der paffiven Wahlfähigfeit in den einzelnen ftändiichen 
Abtheilungen. Berfaflungsgeleke der Gegenwart ©. 170 f. ©. 183, 

22) ©. die deutfchen Berfaffungegelepe der Gegenwart. Erfte Fortſetzung 1858. S. 11 f. 
und oben den Art. „Hannover“, von Stüve. Bd. IV, ©. 689 f. beſ. ©. 705 f, ©. 723 f. 

23) Bol: oben Bo, IV, ©. 691. 
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nad dem ſtändiſchen Prineip auseinander gehalten find. — Auch im Königreich 
Bürttemberg, wo der 1849 befeitigte 9. Abſchnitt der Verfaſſungsurkunde 
von 1819 durch die oftroiirte Verordnung von 6. November 1850 wieder in Kraft 
‚getreten ift, bietet bie Bildung des Landtags, abgefehen von der hier vorzugs- 
weile ftandesherrlihen erften Kammer, in Betreff der Begrenzung des afti- 
ben und paffiven Wahlrechts eine Mifhung des ftändifchen Principe mit dem 
Konfequenzen des Repräjentativfpftems dar. Die zweite Kammer befteht bier aus 
‚13 Deputirten des ritterfchaftlihen Adels, die von diefem aus ſeiner Mitte, 
gewählt werben, mehrern der proteftantifhen und Fatholifchen Hierarchie angehöri- 
gen Mitgliedern, dem Kanzler der Landesuniverfität und aus den Deputirten ber 
befonders genannten Städte und ſämmtlicher Oberamtsbezirke. — Im Oroßher- - 
zogthum Baden find die Deputirten des grundherrlichen Adels mit den Gtan- 
desherren u. ſ. w., und die beiden Univerfitäten in bie erfte Kammer geſetzt; für 
bie Bildung der zweiten Kammer ift mehr das numerifhe Verhältniß maßgebend, 
jedoch ſo, daß einer Anzahl Städte eine befondere, reſp. verftärkte Vertretung ein- 
geräumt ift 299. Ganz ähnlich find die Principien, auf welchen das die Zuſam— 
menjeßung ber beiden Kammern betreffende, jegt in Heſſen-Darmſtadt gel 
tende Gejeg vom 6. September 1856 beruht; -nur ift bier der grundbeſitzende 
Adel in die zweite Kammer verwiefen 5). — In Kurheffen hatte vie Berfaf- 
fungsurfunde von 1831 dem ftändifchen Princip in Betreff der Bildung der Stände- 
verfammlung jede mit den veränderten Berhältniffen irgend vereinbare Rüdficht ges 
ſchenkt; nad ihrer durch ein factum nullo jure justificabile eingetretenen Befeiti= 
gung gelten nun die Beftimmungen des proviſoriſchen Berfafjungsgefeges von 
1852 mit dem Zerrbild eines Zweikammerſyſtems und dem ganz unbhiftorifchen 
Miſchmaſch von ftändifhem und Zunftwefen bei der Bildung ber zweiten Kammer, 
wobei von einer wirklichen Landesrepräfentation faft gar feine Rebe fein fann 26), — 
Die ftändifhe Vertretung des Herzogtums Lauenburg befteht aus dem erb- 
lihen Landmarſchall, zwei lebenslänglihen Landräthen, welche mit dem Lanbmar- 
hal das Landeskollegium bilden, und aus 15 gewählten Abgeorbneten, nämlich 
5 von der Nitterfhaft, 5 von den Städten und 5 von ben Befigern bäuerlicher 
Güter 27); Hat alfo in ver Organifation das fländifche Princip bewahrt, ebenfo 
auch die bolftein’sche Provinzial-Verfaffung, nad welcher die Ständeverfamm- 
lung aus dem jevesmaligen Befiger der fürftlich Heffenfteinifhen Fideikommiß— 
gäter, 5 Abgeorpneten der Geiftlicykeit, 4 prälatifhen und ritterfhaftlihen Abge— 
oroneten, 9 Deputirten der größern Grundbefiger und 16 der Heinern Landbeſitzer, 
15 der Städte und 1 ver Univerfität Kiel zufammengefegt wird 2). — Für 
Luremburg hatte fhon vie Verfaſſung von 1841 das Princip des allgemeinen 
Wahlrehts mit nur numeriſch abgegrenzten Wahltollegien und relativer Beftim- 
mung ber Zahl ver ftändifchen Deputirten adoptirt 29); die Berfaffung von 1848 
behielt dies natürlih, mit einigen das Wahlreht ermweiternden Mopififationen, 
bei 30), und bie oftrolirte Revifion vom 27; November 1856 Hat an biefem 


34) ©. die deutfchen Verfaſſ.⸗Geſetze der Gegenwart. S. 333 f. ©. 346 und den Art. 
„Baden“ oben Bd. I. S. 645. j 
25) S. die angef. Sammlung der Verfaſſ.Geſetze. Erfte Fortſ. S. 116 f. vgl, mit der 
Hauptſamml. S. 398 f. 
25, Derfafl..Gefehe der Gegenwart. S. 357 f. 
27) Patent v. 20. Des, 1853. Die Verfaſſ.Geſetze S. 419 f. 
- 28) Die Verfaſſ.⸗Geſehe der Gegenwart ©. 427 f. 
29) ©. die Samml. v. Pölig, Fortf. v. Bülau (Reipzig 1847) ©. 269 f. 
30) Die Verfaſſ.⸗Geſetze. S. 466. 
Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbuch. VI. 19 
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Princip nichts geändert 3). — Im den ſächſiſchen Landen meiden vie beftehen- 
den Berfaffungen ſehr von einander ab. In Weimar war bie Vertretung des 
Landes nach dem Grundgefeg vom 5. Mai 1816 ganz auf die hiſtoriſche Glie— 
derung der Stände gegründet — 11 von ber Nitterfhaft, 10 vom Stande ver 
Bürger, 10 vom Stande der Bauern, mit votum separatum 32) —; das Wahl- 
.gefeß von 1848 hob dieſe ftändifche Gliederung auf, und das jegt geltende vom 
6. April 1852 hat, abgejehen von der Wieverherftellung der befondern Vertretung ° 
ber begüterten ehemaligen Reichsritterfchaft dur 1 Deputirten, nur mit Rücficht 
auf die Größe des Grundbeſitzes und Einkommens die ftändifchen Rechte ver- 
theilt 33) (4 Deputirte der Grundbeſitzer mit wenigftens 1000 Rthlr. jährlidher 
* Grundrente, 5 Deputirte der Unterthanen, welde aus andern Quellen wenigftens 
1000 Rthlr jährliches Einkommen haben, 21 aus allgemeinen Wahlen hervor- 
gehende Deputirte der das Bürgerredt in einer Gemeinde befitenden Unterthanen). — 
Die Organifation des Landtags im Herzogthum Meiningen richtet fih im Wefent- 
lichen nod nad den Beftimmungen des Grundgeſetzes vom 23. Auguſt 1829, 
wonach die Abgeordneten aus den drei Klafjen der großen Gutsbefiger, der Städte 
und der Landbewohner zu gleichen Theilen gewählt werben. Doch find einige Kon- 
fequenzen bes ftändifchen Princips nah dem Gefeg vom 25. Juni 1853, welches 
zwei (dem großen Grundbeſitz entzogene) Abgeordnete durch ven Herzog ernennen 
läßt, in Uebereinftimmung mit dem das ſtändiſche Prinzip ganz befeitigenden Wahl- 
gejeß vom 3. Juni 1848, aufgehoben geblieben 3). — Im Herzogthum Alten- 
burg ift die durch die Geſetzgebung von 1848 ganz aufgehobene ſtändiſche Glie- 
derung durch das oftroiirte Gefes vom 12. März 1855 ganz fo wieberhergeftellt 
worden, wie fie das Grundgeſetz vom 29. April 1831 8. 167—198 aufgeftellt 
hatte. Der altenburgifhe Yandtag befteht hiernach wieder aus 8 Deputirten ber 
Nittergutsbefiger, 8 der Städte und 8 des Bauernftandes 3), — Nur in den 
Herzogthümern Coburg und Gotha befteht zufolge des gemeinfchaftlichen 
Grundgefeges vom 3. Mai 1852 das Repräfentativfpftem ohne ftändifche Glie- “ 
derung, ſowohl in Betreff des gemeinfchaftlichen Landtags als der beiden Sonder— 
landtage, noch jegt in Geltung 36), — Ueber die Organifation des Landtags im 
Herzogthfum Braunfhmweig fann auf die bereits oben 37) gegebenen, Mitthei- 
lungen verwiefen werden, — In Naffau, wo bis 1848 die Zufammenfegung 
des Landtags (mit zwei Kammern) auf dem Patent vom September 1814 beruhte, 
ift unter Befeitigung des proviforifchen efeges vom 5. April 1848,, welches bie 
Stände zu einer Yandesverfammlung vereinigte, durch die oftroiirten Verordnungen 
vom 25. November 1851 eine nene zum Zweikammerſyſtem zuritdtehrende Orga— 








a) Die Verfajj.Gelege, Erſte Fortſ. S. 179, 

.. >?) Deutfched Staats u. Bundesr. Th. 1. $. 112. Note 6.— Pölig, die europäljche Ver— 
faſſung Bd. I. Abth, 2. S. 760 f. S. 770. 
) ©. die deutſchen Verfäſſ.Geſetze der Gegenwart S. 520. 

3%), S. die deutſchen Verfaſſ.⸗Geſetze S. 534 f. 

35) D. Verfaſſ.Geſetze S. 612 f. S. 642. 

36) Der Landtag für Koburg beſteht aus 11, der für Gotha aus 19 Mitgliedern, die 
nach den Beftinmungen des 8. Abichnittes des Grundgefeßes aus einer entfprechenden Zahl von 
Wabhldiſtrikten hervorgehen. Die Mitglieder des gemeinchaftlichen Landtags werden von den Son 
derlandtagen aus ihrer Mitte gewählt, 7 aus Koburg, 14 aus Gotha. ©. die Verfaſſ.-Geſetze 
der Gegenwart ©. 661 f. ©. 673 f. 

7, 32. 1. ©. 239 f. des Staatswörterbuchs. S. auch die Verfaſſ-Geſetze der Gegenwart 
Mn ir —— dad Geſetz über die Zuſammenſetzung der Landesverſanimlung v. 22, Nov. 
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nifation in Kraft getreten, welche, abgejehen von den beſondern für bie erfte 
Kammer anerkannten Standſchaftsrechten, auf dem Nepräfentativfyftem ohne ftän- 
diſche Gliederung beruht 3), — Für die beiden Großherzogthümer Medlenburg 
befteht noch jegt die altſtändiſche Ritter- und Landſchaft, welde ſich niemals zu 
einer Repräfentation des ganzen Landes entwidelt hat und am allerwenigften ven 
jegigen, fei es auch beſcheidenſten Anforderungen an eine Landesrepräfentation 
entipricht, zufolge des die medlenburgifhe VBerfaffungsfrage nad Art eines privat- 
rechtlichen Streites entſcheidenden Spruchs des Sciebsgerichts zu Freienwalde vom 
12. September 1850, in anerfannter Wirkfamfeit 9), Der ftaatsrechtlihe Zuftand 
ber medlenburgifchen Lande ift infofern einzig im feiner Art. Denn wenn aud) 
fonft noch Refte des altſtändiſchen Weſens vorkommen, fo beftehen fie doch nicht 
in einer der medlenburgifhen Berfaffung entſprechenden Wirkſamkeit. — Im 
Großherzogtfum Oldenburg, weldes überhaupt erft nach 1848 eine landſtän— 
diſche Verfaſſung erhalten hat, ift der Drganifation des Landtags die Rüdficht 
auf ſtändiſche ©lieverung ganz fremd geblieben. Der Landtag ift zu einer 
Kammer vereinigt und befteht aus lauter gewählten Abgeorbneten, die aus ben 
lediglich nad dem numerifhen Verhältniß abgegrenzten Wahlkreifen (1 Abgeord— 
neter auf 6000 Einwohner) hervorgehen 3%). — Was die anhaltiſchen Her- 
zogthümer betrifft, fo fehlt e8 gegenwärtig Deſſau und Köthen ganz an einer 
organifirten Landſchaft; fie haben aber Ausficht, dur eine mit Bernburg 
gemeinfchaftlihe Organifation mit ftändifher Glieverung beglüdt zu werben. 
In Bernburg dagegen befteht noch die „Volksvertretung“ nad Mafgabe des Lan- 
beöverfafjungsgejeges vom 28. Februar 1850 und Wahlgefetes de eod., derge- 
ftalt, daß dazu auf jede Bollzahl von 3000 Seelen ein Abgeorbneter gewählt 
wird 3), — Dagegen begegnet uns in ven neuen Berfafjungen der ſchwarz— 


38) Die zweite Kammer befteht aus 24 Abgeordneten, welche nach den im Wahlgeſetz ent 
haltenen Vorfchriften in 24 Wahlkreifen gewählt werden. Die erfte Kanımer umfaßt die Prinzen 
des regierenden Haufes, Standes: und Grundherrn, die kathol. und evangel. Biſchöfe, 6 Abgeordn. 
der höchft befteuerten Grundbeflger und 3 Abgeordn. der höchft befteuerten Gewerbtreibenden. ©. 
die deutjchen Verfaſſ.«Geſetze ©. 758 f. 

9) ©. die alten mecklenb. —— und insbeſ. den landesgrundgeſetzl. Erbvergleich v. 
18, April 1755, aus dem ſich aber die Otganiſation der Ritter- und Landfchaft, trotz feiner großen 
BWeitläufizkeit und Detailbeftimmung, gar nicht erfennen läßt), in den deutfchen Verfaſſ.-Geſetzen 
der Gegenwart S. 771—898,. 

“0, Didenb. Grundgefep v. 22, Nov. 1852. Art. 112 f. ©. die deutſchen Verfaſſ.-Geſetze 
S. 899 f, insbeſ. S. 921. 944 f. 

41) S. die Verfafj.-Gejepe der Gegenwart S. 955 f. insbeſ. S. 967. 974 f. 

Zujag. Obiges war niedergefehrieben, ehe uns die inzwifchen publizirte „Landſchafts— 
Ordnung für die Anhbaltifchen Herzogthümer“ d. d. Deffau 18. Juli u. Hoym 
den 31. Aug. 1859 befannt fein konnte. Durch diefelbe hat Bernburg feine auf dem Landes— 
verf. Geſetz v. 1850 berubende ſtändiſche Repräfentation, welche unbegreiflicher Weile zugeftimmt 
bat, verloren. Nach diefer neuen Zandihafts:Ordnung -„befteht ($ 1) für die Anhaltiichen Herzog: 
thümer eine Gefammt-Landfchaft, welche entweder in ihrer Gefammtheit auf einem Ge⸗— 
fammt-andtage, oder für die beiden Herzogthümer gefondert, auf Sonder-Landtagen 
verhandelt.“ Der Gefammt-Landtag wird gebildet 1) a 12 Vertreter der Nitterichaft, 2) 12 
Vertreter der Städte, 3) 12 Vertreter der Landgemeinden. Alles Nähere ift im ſchönſten Rococo— 
ſtyl ausgeführt, wozu 4. B. auch gehört, daß nur die Schulgen der Landgemeinden die Ver: 
treter derfelben zu wählen haben. Nach $ 43 foll diefe Sandfhafts-Orbnung unter die Gewähr 
des deutfchen Bundes geftellt werden, was inzwifchen auch in der Bundesverfammlung beantragt 
worden ift. Schrieben wir erft 1760 p. Chr , fo wäre gegen die Mebernahme der Garantie 
nichtö zu erinnern; im Jahre 1860 aber kann die deutfehe Bundesverfammlung damit nicht 
viel Ehre einlegen. 
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burgiſchen Fürſtenthümer #2) wieder vie ſtändiſche Gliederung in Rudol— 
ſtadt in einer ganz vernünftigen, andern deutſchen Verfaſſungen konformen 
Weiſe 3); in Sondershauſen dagegen in einer Geſtalt, die nur als eine 
politifhe Mißgeburt der blinveften Reaktion bezeichnet werden kann #4). — Wegen 
der übrigen zur 16. Gefammtftimme beim Bundestag vereinigten Staaten ver- 
weiſen wir der Kürze und Raumerfparnig halber auf die Sammlung der deutfchen 
Berfaffungsgefeße der ie S. 1034 f., und machen nur noch darauf aufs 
merffam, daß Neuß j. %. durch das in ber „Erften Fortſetzung“ jener Samm- 
lung ©. 217 f. bereits mitgetheilte Gefeg über die Zufammenfegung und Wahl 
ber Landesvertretung vom 16. Mai 1856 zum Syſtem ver ftändifchen Gliederung 
zurüdgefehrt ift. 

B. Ein- und Zweikammerſyſtem. Die Adoption des fog. Zweikam— 
merfpftems, auf deſſen Vorausfegungen, politifchen Werth, Zwed und Nugen hier 
nicht eingegangen werben foll (f. oben „Geſetzgebender Körper" Bd. IV, ©. 294), 
in einer Mehrheit von deutſchen Buntesftanten beruht zunächft augenfcheinlich auf 
einer Nahahmung ver franzöftfchen Charte von 1814 95), Daffelbe befteht gegen- 
wärtig in Preußen, Bayern, Sachſen, Hannover, Württemberg, Ba- 
ben, ben beiden Heffen und Naffau, und zwar fo, daß die Umgeftaltungen, 
welche die erfte Kammer in Folge des herrſchend geworbenen Grundſatzes von 
der Befeitigung aller Standesvorrechte in mehreren dieſer Staaten erfahren hatte, — 
in Württemberg war vorübergehend (1849— 1850) bie erfte Kammer ganz ver 
ſchwunden — der auf dem Wege der Oftroiirung wieder in Kraft geſetzten, fei 
e8 unveränderten oder modificirten, älteren Berfaflung wieder haben weichen 
müffen. Es würde zu weit führen, wenn wir bier im Detail die Zufammenfegung 
ber erften Kammer (over wie fie fonft heifen mag: „Herrenhaus“ in Preußen, 
„Herrenbank“ wenigftens früher in Nafjau, „Kammer der Reichsräthe” in Bayern) 
in ben einzeln Bunbesftanten verfolgen wollten; auch ift gelegentlich ſchon vorhin 
unter A. mehrfah dazu Gehöriges hervorgehoben 36), Zu bemerken ift nur im 
Allgemeinen, daß ſich weder eine durchgängige Uebereinftimmung in den verfchte- 
benen deutſchen Verfaffungen erkennen läßt, wenn auch gewiffe Beftanptheile, wie 
3. B. das Kontingent der Stanvesherren, fich überall finden, noch daß in ben ein- 
zelnen Berfaffungen ein beftimmtes Princip, fei e8 das der Pairs- oder hohen 
Adelskammer, oder das des Senats ober ber hervorragenden Kapacitäten, ober 
das der Vertretung ber wichtigften focialen Intereffen, ausſchließlich die Bildung 
ber erften Kammer geregelt hat und nach den gegebenen Verhältniffen beftimmen 
fonnte. — Größere Uebereinftimmung herricht in Betreff der Auffafjung des 
Derhältnifjes der beiden Kammern zu einander und in ihren Beziehungen zur 
Regierung und zum Lande. Ueberall bilven die beiden Kammern, im Ganzen mit 
gleichen politifchen Rechten neben einander beftehend, zufammen ven landftändi- 


2) Verfaſſ.Geſetze der Gegenwart S. 980 f. 
43) Verfaff,s@efege der Gegenwart S. 1019. 

4) Die in den Verfaff.-Gelegen der Gegenwart nebft ihren fpätern Abänderungen abgedrudte 
Verfaſſ.-Urkunde v. 12. Dec. 1849 ift nämlich inzwifchen durch das in der „Erften Fortſ.“ unferer 
Sammlung S. 200 f. abgedruckte monftröfe Verfafj.-Gefeg_v. 8. Juli 1857 verdrängt worden. 
Ganz befonders bemerkenswerth ift, daß nach demfelben ein Drittel des Landtags aus lebens- 
länglichen vom Fürſten ernannten Mitgliedern befteht. 

45) Auf Gefchichte und Erfahrung (die alte Gliederung der Stände) gründet die Notbwen- 
digkeit zweier Kammern der Freiherr von Stein. ©. defj. Leben v. Perg. Bd. V. S. 35 f. 

*6) S. übrigens die betreffenden Verfafjungen in der fehon oft angeführten Sammlung der 
deutfchen Verfaſſ⸗Geſetze der Gegenwart. 
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fhen Körper, obwohl fie in ver Regel getrennt von einander berathen und be- 
ſchließen, und es muß hiernady als Grundſatz feftgehalten werben, daß erſt durch 
einen übereinftimmenvden Beſchluß beider Kammern die Anficht oder der Wille der 
Stände einen verfaffungsmäßigen Ausprud erhält. Im Einzelnen zeigen ſich aber 
aud hier die mannigfachften Modifikationen in ben deutſchen Berfafjungen, 
und es tritt eine ganze Reihe von Ausnahmen vom allgemeinen Brincip 
in venfelben hervor, namentlich hinſichtlich der einfeitigen Legitimationsprüfung, ver 
Entjheidung über Petitionen und Beſchwerden, der Ausübung des Anklagerechts 
wegen Berfafjungsverlegung 97) u. ſ. w. Auch treten hinſichtlich der Bertagung 
und Auflöfung, fowie in Betreff der Erneuerung, der Ergänzung der mwechjeln- 
ben Glieder verſchiedene Normen in Betreff der beiden Kammern hervor #8), Es 
ift daher immer das in Betracht kommende Berfafjungsgefeg einzufehen, um 
Sicherheit darüber zu erhalten, was pofitiven Rechtens fei. Beſonders bemerkens— 
werth ift aber noch, daß es nach mehreren Berfafjungen aud Fälle gibt, wo bie 
beiden Kammern vereinigt werben und — abgejehen von ihrer Vereinigung bei . 
ven folennen Eröffnungs- und Verabſchiedungsakten 29) — auch formell nur einen 
berathenden reſp. beſchlußfaſſenden Körper bilden, namentlich bei Verwerfung bes 
Finanzgefeges von Seiten der einen Kammer (Baden, Württemberg, 
Heffen-Darmftadt), oder auch ohne folhe PVorausfegung für die Beſchluß— 
fafjung über vie Steuerbewilligung (Naffau); ferner als letztes Mittel zur 
Bereinigung über einen von der einen Kammer zurüdgewiefenen Gejegentwurf 
(Heffen-Darmftadt) und nah der preußiſchen Berfaffung Art. 55, 57 aud 
zur Entfheidung über die Nothwendigfeit des Eintritts einer Negentfhaft, ſowie 
eventuell zur Wahl eines Negenten. Der Konfequenz nad müßten alle Vorlagen 
ber Regierung gleichzeitig an beide Kammern ober überhaupt an den Landtag 
gebracht werben. Indeſſen gilt dieſer Sat nicht überall (f. z. B. k. fühl. Verf. Urk. 
$. 122), und mehrfach finden wir die Beftimmung, daß das Finanzgefeg zuerft 
an die zweite Kammer gebracht werben muß (Sach ſen), und daß die erfte Kam— 
mer dann nur den Beihluß ver zweiten im Ganzen annehmen oder ablehnen 
kann. (Preußen, Württemberg, Baden, Hejjen-Darmftadt). Die wenig- 
ften und ihrer Bedeutung nad unerheblihften Ausnahmen vom Princip und deſſen 
Konfequenzen ftatuirt die hannover' ſche Verfaſſung. Die Beltimmung, daß, 
wenn bie eine Kammer nicht vollftändig zufammenfommt oder beſchlußunfähig 
bleibt, fie als einwilligend in die Beſchlüſſe der andern angefehen wird, finden 
wir in der württembergifhen und heſſen-darmſtädtiſchen Berfafjungs- 
Urkunde, dort mit dem Zuſatz, daß es in diefem Falle ven eıfchienenen Mitglie- 
dern der unvollzähligen Kammer freiftehen ſoll, den Sitzungen der andern mit 
Stimmrecht beizuwohnen. Zur Ausgleihung von Meinungs-Differenzen oder 
Herbeiführung eines übereinftimmenvden Beſchluſſes ift das natürliche Mittel vie 
Nieverfegung gemeinſchaftlicher Deputationen. Schlägt auch dieſes, beziehungsweife 
in einer verftärften Konferenz wiederholte Mittel, fehl, fo ift ver Mangel eines 
übereinftimmenden Beſchluſſes ver Regierung fund zu geben. Das Recht ver letztern 
den Ständen gegenüber beftimmt ſich aber dann darnach, ob es fi nur um ein 


#7) Ueber das Mecht jeder Kammer, für fih eine Adreffe an den Landesherrn zu erlafien, 
f. oben Th. 1. ©. 69, 

48) Dal. die im deutichen Staats- nnd Bundesrecht Th. I, $. 113. Note 4, 5 und 8 her 
vorgehobenen Beftimmungen der einzelnen Verfajjungen. 

#9) Nach der preup. Verfaſſ. Art, 54 und 58 erfolgt auch die Eidesleiftung des Könige 
und des Regenten auf die Verfaſſung vor den vereinigten Kammern. 
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rathfames Gutachten ver Stände, ob um Zuftimmung ober in Betreff ſchon vorliegenber 
Regierungsakte um nur nachträgliche Verwerfung oder Mißbilligung verfelben handelt. 

C. Die Mitglieder des Landtags und deren politiſche Rechte 
als Einzelne Die Mitglieder tes Landtags treten entweder kraft 
eigenen (angeborenen) Rechts, oder kraft ihres (Staats-, Kirchen- oder Gemeinbe-) 
Amtes, Fraft befonderer Berufung oder” Ernennung, oder ald Abgeord— 
ngte im engern Ginne, fraft ber rite vollzogenen Wahl Seitens des dazu ein 
für allemal berechtigten oder für diefen Zweck befonders gebilveten Wahlförpers 
in die Ständeverfammlung ein. Für alle bebingt aber der Beſitz gewiffer perföün- 
licher Eigenfhaften die Ausübung des ftändifhen Rechts, vergeftalt, daß wegen 
Mangels einer folhen Eigenfchaft entweder die Ausübung ruht, oder eine andere 
Wahl oder Ernennung erfolgen muß, aud dann, wenn der Defekt ver nothwen- 
digen Eigenfchaften erft fpäter während des Landtags eintritt. Die allgemein, auch 
für die erblih Berechtigten zur Ausübung des ſtändiſchen Rechts erforderlichen 
Eigenfhaften 50) find befonvers: a. männliches Geſchlecht; b. Volljährigkeit 
oder das befonders beftimmte Lebensalter (bei der erften Kammer zuweilen ein 
höheres als bei der zweiten); c. Selbftändigkfeit, Unbefholtenheit und 
Bollbefit der allgemeinen bürgerliden und politifhen Rechte 51), Anvere 
auch nod vorkommende Bedingungen, um Mitglied des Landtags zu fein, find: 
Zugehörigkeit zu einer der anerfannten chriſtlichen Kirchen 32), Wohnfig im 
Lande ober wenigſtens Staatsangehörigkeit (nad mehreren Berfaffungen ſchon 
feit mehreren Jahren), daß man nit in auswärtigen Dienften ftehe, daß man 
nicht felbft in Konkurs gerathen fei 3). Doch finden ſich im Betreff der nicht 
bie phufifhe und moralifche Fähigkeit bedingenden Erforberniffe nicht felten wieder 
Ausnahmen, namentlich in Betreff des erforverlichen Alters, des Wohnfiges, des 
auswärtigen Dienftverhältniffes zu Gunften der Prinzen des regierenden Haufes, ber 
Standesherren und ber Ritterfchaft 59). Für die Abgeordneten im engern Sinne, 
insbefondere au da, wo nur eine Kammer eriftiri und vieleiht nur aus Ab- 
georbneten befteht, finven wir außerdem öfters aud jet noch einen beftimmten 
Cenſus ald Dualififations-Bedingung aufgeftellt 55) und bei Staatsbienern bie 


50) Nicht alle Verfaffungen ftellen übrigens in der Art gemeinfchaftliche Erforderniffe für die 
Mitglieder der erften und zweiten Kammer auf, wie e8 3. B. in der bannov. und württemb. 
Derfafj,Urfunde der Fall ift, fondern halten, wie 3. ®. Preußen und Bayern, die Qualifi- 
fationsbedingungen auseinander. 

5!) rüber findet fich diefes Erforderniß häufiger dahin ausgedrüdt, daß wer wegen eined 
Verbrechens beftraft oder zur Unterfuchung gezogen fei, ohne gänzlich freigefprochen zu werden, 
nicht Mitglied fein fünne. Neuere Verfaſſungen ftellen es mebr darauf, daß man den Vollbefig 
der bürgerlichen Rechte in Folge rechtöfräftigen richterlichen Erfenntniffes nicht verloren haben 
dürfe. Das Jnftitut der bloßen absolutio ab instantia fpielte dort eine fehr bedenkliche Role. 
Deutiches Staatd- und Bundesrecht Ih. 1 $. 115. Note 8. 

52) So noch jegt nad) dem wieder geltenden hannov. Landesverfaſſ. Geſetze von 1840. $. 
93. (DBral. auch die württemb. Verfaff.-Urfunde 8. 135. Baden $. 37. Nr. 1, aufgehoben 
durch Geſetz v. 17. Februar 1849.) Meining. Gef. v. 1853. Art. 10, 

53) Dal.5. B. han no v. Verfaſſ. v. 1840. 8. 95. Sächf. Verfaſſ. Wahlgefeg $. 5. Würt- 
temb. Verfaſſ⸗Urkunde $. 135. 

5%) So 5. B. das bannov. Landesverfaſſ.-Geſetz v. 1840. $. 93. Dal. andererfeit® über 
die Mitglieder der erften Kammer preufi. Verordn. v. 12. Oft 1854. $ 7. 8 Bayer. Verfaſſ. 
Urkunde Tit. VI 8. 5. 

. 35) Hannov. Landesverfaſſ.⸗Geſetz v. 1840. 8.89.90. — Sächſ. Verfaſſ-Urkunde $. 65. 70 
(bei den Abgeordneten der rg ya — Baden Berfafl.:Urkunde $. 37. — Heffen> 
Darmftadt Verfaſſ-Urkunde 8. 55. Geſetz v. 6. Sept. 1856. Art. 12. Art. 13 f. — Mei: 
ing. Geſetz v. 1853. Art 10. Altenb. Grundgefeg $. 196. 
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Berechtigung zur Annahme ver Wahl von der Erlaubniß oder dem Urlaub ver 
Regierung (vorgefegten Dienftbehörde) abhängig gemacht, abgefehen davon, daß in 
manden Berfaffungen gewifle Beamte (insbejondere die Mitglieder des Minifte- 
riums) entweder überhaupt oder wenigftens in ihrem Dienftbezirt nicht gewählt 
werben können. Nach dem Schlußprotofoll der geheimen Wiener Minifteriallonfe- 
venzen haben ſich die deutſchen Regierungen bahin geeinigt (Art. 23): „Man wird 
den Grundſatz fefthalten, daß Staatsbeamte zu ihrem Eintritt in ftändifche Kam— 
mern ber Genehmigung des Landesheren bedürfen“ 56), Offenbar in Folge hievon 
entbrannte dann der vielbefprodene ſog. Urlaubsftreit in Baden, wo es fi 
hauptſächlich um die Frage handelte, ob, beim Stillſchweigen ver Berfafjungs- 
Urkunde über viefen Punkt, fid) die Nothwendigkeit des Urlaubs für den Staatsdiener 
von felbft verftehe? Die 1848 zur Herrfchaft gelangenden Grunbfäge befeitigten 
überall die Nothwendigfeit des Urlaubs, was auch ausdrücklich in bie neuen ober 
revidirten Berfaffungsurfunden und Wahlgejege überging. Später hat dann die 
reaftionäre Strömung in den meiften deutſchen Staaten das entgegengefeßte 
Princip wieder zur Herrfhaft gebradt; man Hat die Nichtnothwendigkeit 
des Urlaubs fogar zu einer Verlegung des monarchiſchen Princips geftempelt, und 
daraus jelbft einen Berehtigungsgrund zu den ftattgefundenen Oftroiirungen ent— 
nommen 57), Ja man findet jegt die Nothwendigfeit der Regierungserlaubniß zur 
Annahme der Wahl auf Fälle ausgevehnt, bei denen von einer Rechtfertigung aus 
der Rüdfiht auf die Verwaltung des öffentlichen Dienftes gar feine Rebe fein 
fann 58), und die Tenvenz, dem herrſchenden Syſtem läftige oder mißliebige Per- 
jonen von der Ständeverfammlung auszufhließen, das allein Maßgebende ift. 
Nichtsveftoweniger dauert die vermeintliche Verlegung des monarchiſchen Princips 
‚ in den beiden größten Fonftitutionellen Staaten Deutihlands, in Preußen und 
Bayern, aud jest noch fort, und hat ſchwerlich Ausficht, hier als ſolche aner- 
kannt zu werben 59). Wo es aber an einer Beftimmung fehlen follte, würden wir 
die Erlaubniß zur Annahme ver Wahl gar nidt für nothwendig erfennen 


56) Daf die ganze Frage fid) nur auf gewählte Abgeordnete und allenfalls Bevollmäch— 
tigte von foldhen, die fraft eigenen Nechts Mitglieder des Landtags find, bezieht, leidet wohl 
feinen Zweifel Den kraft eigenen Nechts Berufenen wegen des fonfurrirenden Staatsdiener-Ver— 
bältnifjes den Eintritt in die Ständeverfammlung durch Verweigerung des Urlaubs unmöglich zu 
machen, würde eine offenbare Rechtsverletzung fein, wenn fie auch der Form nah einer Urlaubs— 
bewilligung bedürfen und für die interimiftifche Verwaltung des Dienftes Sorge zu tragen haben 
würden, 

57) So befagt 3. B. die Altenb. Verordn. v. 12, März 1855 (Samml. der Verfaſſ. Ge— 
fee der Gegenwart 5. 640), daß das Mahlgefek v. 3. Auguft 1850 den bundesrechtlichen Nor— 
men infofern nicht entfwreche, ala es ein allgemeines Wahlrecht ohne ftändifche Gliederung feftfeße 
und „den Eintritt der Staatäbeamten in die Landſchaft nicht von einer vor: 
gängigen Urlaubsertheilung abhängig mache.“ 

53, 3. B. im Könige. Hannover dur die Ausdehnung des $. 96 des Landesverfafl. 
Gefepes auf venfionirte „Königl. Diener”. K. Verordn. v. 14 Yan. 1857. (Berfaff.:Gefege der 
Gegenwart. Erfte Fortſ. S. 105.) Auch in Heffen-Darmftadt wollte die Regierung die Aus— 
dehnung auf Penfionirte durchſetzen. Es gelang aber nicht Der Art. 19 des Gefepes v. 6. Sept. 
1856 fagt ausdrücklich: „Aktive Großberzogt. Civil: und Militärbeamte, Offiziere und Geiftliche, 
welche zu Abgeordneten gewählt werden, bedürfen zum Eintritt in die Ständeverfammlung des 
Urlaubs der Staatsregierung.“ 

59, Mreuß. Verfaſſ. Urkunde Art. 78. „Beamte bedürfen feines Hrlaubs zum Eintritt in 
die Kammer.” Richtiger ift wohl die Beſtimmung des bayeriſchen Geſetzes v. 4. Junt 1848 
Art. 24: „Der Urlaub darf den gewählten Staatsbeamten und öffentlichen Dienern nicht verwei- 
gert werden; ebenfo wenig den Offizieren und Militärbeamten, ſoferne nicht außerordentliche Vers 
bältniffe ihrer Entfernung vom Dienfte entgegenftehen.“ (Daß fich diefe letztere Limitation nur 
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innen, und einen Urlaub zur Theilnahme am Landtag aud nur dann, 
wenn eine gänzliche oder theilweife Entbindung von den Amtsgefhäften begehrt wird, 
oder eine folhe Entfernung vom Amtsfige damit verbunden wäre, zu welder e8 nad) 
der Staatsbienftorbnung überhaupt eines Urlaubs bedarf. 

Bon der politifhen Stellung und den Rechten ver einzelnen Mit- 
glieder des Landtags als folder j. den Art. „Abgeorpnete” (Bd. I. ©. 1 f.), 
wo hierüber auch in Betreff der deutſchen Berfaffungen bereits das Erforber- 
liche zufammengeftellt ift. 

D. Wahl der Abgeordneten. Dauer des Abgeorbpnetenamts. 

1. Das Wahlreht in den deutſchen Bunbesftaaten, wo überhaupt ein 
folhes in Betreff aller over eines Theiles der Mitglieder der Ständeverfammlung 
befteht 6%), hat natürlich einen verſchiedenen Umfang und eine verjchievene Bedeu— 
tung, je nachdem die Berfaffung ein fog. allgemeines Wahlrecht ftatuirt, ober 
auf der Grundlage „ftändifher Gliederung“ beruht 6l), Ueberall finden wir 
aber die Wahlberehtigung (jog. aktives Wahlrecht) vom Befig gewiſſer Eigen- 
haften oder der Abwefenheit gewiffer perfünliher Mängel abhängig gemadt. Es 
gehören dazu wohl nad allen Berfafjungen oder Wahlgefegen vie oben (S. 294) 
in Betreff der Fähigkeit, als Deputirter gewählt zu werben (bes fog. paffiven 
Wahlrechts), unter a bis c bemerften Eigenfchaften, zu welhen va, wo bie 
Bildung des Landtags auf ftändifcher Gliederung beruht, noch die Zugehörigkeit 
zu der beftimmten Klaffe, mit ven das Wahlrecht in ihr bevingenden Dualitäten 
fommen muß. Auch das Bekenntniß der hriftlihen Religion ift nad) einigen 
Berfaffungen (3. B. in Sachſen, in Altenburg, Meiningen, Rudolſtadt, Reuf) 
wieder Bedingung für die Theilnehmer an ver Wahl geworben. Näher auf vie 
Beftimmungen der einzelnen Berfaffungen oder Wahlgefege in dieſer Hinficht ein- 
zugeben, ift nicht möglih, ohne den biefer Darftellung gewidmeten Raum über- 
mäßig zu überfchreiten 62), Manche Gefege enthalten auch gar Feine Beftimmungen 
über die nothwendigen Eigenfchaften ver Wähler, infofern fie darüber vie betref- 


auf Offiziere und Mititärbeamte beziehen läßt, ift zweifellos) — Einen Verſuch, die berechtigten 
Intereffen der Staatsregierung und der Stände mit einander zu vereinigen, hat dad Oldenb. 
—— Art. 121 gemacht, inſofern es hienach zur Verſagung des Urlaubs eines Einverſtänd— 
niſſes zwiſchen Landtag und Staatsregierung bedarf. — Bgl. Übrigens deutſches Staats- und 
Bundesrecht Tb. I. $ 155. S. 600 f. 

60) Abgeſehen von den noch egiftirenden altftändiichen Verfaſſungen, insbefondere der Med: 
lenburg'ſchen. dürfte die liechtenfteinifche Verfaſſ-Urkunde v. 1818 die einzige fein, die im 
Betreff der „Landmannſchaft“ gar Fein Mabfrecht kennt, indem jene fediglich „durch die zeitlichen 
Vorfteher oder Richter und durch die Altgefchwornen oder Sädelmeifter einer jeden Bemeinde vor: 
geſtellt“ wird. Nur bei dem andern Stand der Geiftlichfeit kommen einige (3) auf Lebenszeit 
gewählte Deputirte vor. 

61, S. darüber oben III. A. (S. 286 f.) 

62) Dal. über den Umfang des Wahlrechts und die nothwendigen Eigenichaften der Wähler: 
Preuß. Berfaff.eUrkunde Art. 70. Wahlgeſetz von 1849 8. 8. Bayer. Wahlgeſetz v. 1848. 
Art. 5. Sächſ. Verfaſſ.Urkunde $. 73. 74. Wahlgeſetz v. 1831 8. 5. Hannov. Wahlgefeg 
v. 1840 $. 26. $. 32 f. Württemb. Verfaſſ.-Arkunde $. 135. 142. Baden. Verfaſſ. Urkunde 
N 35. 36. Wahlordnung v. 1818 8.43. Kurheſſen. Berfafl.-Urfunde v. 1852 $. 50, Heffen: 

armftadt. Geſetz v. 1856 Art. 5 f. Lauenb. Verfaff. v. 1853 8.8. 9. Holftein. Verordn. 
von 1834. $. 8. f. Luxemb. Verfaſſ. v. 1856, Art. 52. Weimar. Gefeß von 1852, $. 7. 
Meining. Geſetz von 1853. Art. 6. Altenb. Berfaff. v. 1831. 8. 169. Koburg-Gotha. 
Grundgejeg $. 146. Braunfhweig. Wahlgeſetz v. 1851. 8. 4. 8 5. 8. 6. Naffau. Gefeg 
v. 1851. $. 1. Oldenb, Wahlgefeß b. 1852. Art. 7. Anh. Bernd. Wahlgefep v. 1850. $. 
4, f. Sondersb. Wahlgefeß v. 1856. $. 22. Rudolſt. Verfaſſ-Urkunde 8. 14. Reuß. j. 
lee d . 1856. $. 3. Lippe. Berfaff..irfunde v. 1836, $. 13 f. Walde. Wahlgefep v. 
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fenden Beftimmungen ber Gemeindeverfaffungen über Gemeindeangehörigkeit reſp. 
Theilnahme an ver Wahl der Gemeindevorfteher entſcheiden laſſen 63), 

2. Abgefehen von den von befondern Ständeklaſſen und Korporationen (3. B. 
Ritterfhaft, Stiftern, Univerfitäten) zu vollziehenden Wahlen ift das Syftem ver 
indirekten Wahl das in den deutſchen Verfaſſungen ausſchließlich geltende, 
d. 5. die fjog. Urwähler wählen in ihren Bezirken over Wahlkreifen bios Wahl- 
männer, und erft aus dem Wahlakt viefer geht der Abgeordnete hervor; ja es 
kömmt aud mehrfach, wenigſtens bei der einen oder andern Abtheilung, ein drei— 
faher Wahlproceß vor, infofern die Urmwähler erft Bevollmädtigte over Vor— 
wähler, dieſe die Wahlmänner und fchließlih bie legtern den Abgeord— 
neten zum Landtag zu wählen haben 64), 

3. Ueber das Wahlverfahren, Ladung und Zufammentritt ver Wähler, 
Ort und Zeit und Leitung der Wahl, Beichlußfähigkeit des Wahlfollegiums, Art 
der Abftimmung, über Wahl von Stellvertretern oder Erfagmännern 65) u. f. w. ent- 
halten bie neuern Berfafjungs- und Wahlgeſetze oder Wahlordnungen ausführlichere Be— 
ftimmungen, die wir hier auch nicht im Detail aufführen oder zufammenftellen können. 
Geſetz ift überall, daß alle Wahlberechtigten gehörig geladen werden müfjen; Regel, daß 
fie fih nur auf Berufung der dazu berechtigten Staatsbehörven verfammeln fönnen; aus- 
brüdliche Vorſchrift öfters, daß fie fich lediglich auf den Aft des Wählens, refp. Prüfung 
ver Fähigfeit des Gewählten, unter Ausſchluß aller Proteftationen und Referva- 
tionen, zu befhränfen haben. Die Leitung der Wahl hat entweber die betreffende 
Magiftratsperfon, oder ein befonderer dazu beftimmter Wahlkommiſſär. Hinfichtlich 
des Wahlaktes felbft gelten entweder für die Wahl ver Wahlmänner und der Ab— 
georbneten dieſelben oder verſchiedene Beftimmungen; namentlich zeigt ſich ein Un- 
terjchted in Betreff der erforderlihen Zahl der ‚gegenwärtigen Stimmberechtigten, 
und darin, daß bei jenen relative Mehrheit genügt, bei viefen dagegen abfolute 
Majorität gefordert wird. Die Abftimmung felbft ift entweber eine geheime 
(ſchriftliche) oder öffentliche (mündliche), oder es ift das Eine oder Andere in 
das Belieben der Wähler geftellt, welches letztere offenbar den Vorzug verdient. — 
Daß nad dem Geifte des Repräfentativfuftems das Wahlrecht zugleich die Beben- 
tung einer öffentlien Pfliht Hat, wird nicht in Zweifel zu ziehen fein. Ohne 
befondere gefegliche Beftimmung läßt ſich aber daraus weder die Erlafjung von Straf- 
befehlen oder gar zwangsweife Vorführung, noch die Gültigkeit fog. Minori— 
tätswahlen rechtfertigen, wenn das Gefet eine gewiffe Anzahl von Wahlberech— 
tigten zur Vornahme der Wahl verlangt. 

Die Frage, ob und inwieweit Wahlmänner Diäten ober wenigftens eine 
Entſchädigung für Neifefoften und Verſäumniß in Anſpruch nehmen fünnen, 
läßt fih nur nad den Beftimmungen der befondern Berfafjung beurtheilen. Im 
Zweifel wird fi ein rechtlicher Anfprud darauf ſchwerlich durch andere Analogieen, 
3. B. von der Entſchädigung der Zeugen im gerichtlihen Verfahren, begründen 
laffen 66), 


63) Val. übrigens deutfches Staats: und Bundesrecht Th. I. 8. 115. 
m ©. 3 8. in Hannover und Braunfchweig bei der Wahl der Deputirten der Land: 
emeinden, " - 
e 65) Die Wahl von Erfagmännern ift entweder fakultativ oder gefeglich notbwendig. Ganz 
vermwerflich ift jedenfalls die Beftimmung, daß Diejenigen, welche nach dem Gewählten die meiften 
Stimmen haben, der Reihe nach als Grfaßmänner eintreten. 
66) Val. überhaupt in Betreff aller das Wahlverfahren betreffenden Fragen die nähern An- 
führungen aus den deutfhen Berfaffungen im deuffchen Staats: und Bundesrecht Th, 1. $. 118, 
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4. Regel ift, daß der Gewählte die auf ihn gefallene Wahl, ohne Angabe 
von Entjchuldigungsgründen, abzulehnen beredtigt if. Dod kommen Aus— 
nahmen von biefem Satze in einzelnen Verfaſſungen vor, zum Theil aud mit 
einer Unterfheidung zwifchen ven gewählten Wahlmännern und den Abgeorbneten. 
Für die Erflärung über Annahme oder Ablehnung der Wahl ift öfters eine Prä- 
Hufivfrift feftgefegt. Mit der Annahme ver Wahl beginnt die Eigenfchaft des 
Abgeorbneten, deren rehtmäßige Zuftändigfeit durch die jpätere Entſcheidung bei 
der Vegitimationsprüfung nur fonftatirt oder als gar nicht vorhanden geweſen 
beflarirt wird, — und dauert fort, bis fie, fei e8 aus einem allgemeinen 
Grunde (Ablauf der Landtagsperiode, gefezlihe Ausloofung, Auflöfung des Land— 
tags) oder aus individuellen Gründen erlifht. Zu den legtern gehört — abge- 
fehen vom Tode des Abgeorbneten — überall der Eintritt einer der Urfachen, 
welhe das paflive Wahlrecht ausſchließen (of. oben III. C.). Auch haben faft alle 
neuern Verfaſſungen ven Sa recipirt, daß der Abzeorbnete diefe Eigenſchaft ver- 
liert und fid einer neuen Wahl unterwerfen muß, wenn er ein (befolvetes) Staats- 
amt annimmt, ober wenn dem gewählten Beamten eine Beförderung im Staats- 
dienft (Höherer Rang oder Gehalt) zu Theil geworben ift; für die oft ftreitige 
Frage, ob im vorliegenden Falle wirklih von einer Beförderung im Staats- 
dienfte die Rede fein könne? läßt fih nur aus ber konkreten Drganifation und 
Ordnung des Staatsvienftes die Entfcheidung entnehmen. . 

IV. Der allgemeine Beruf und die Rechte des Landtags, 

1. Es ift entſchiedener Grundſatz des neuern Berfaffungsrehts in Deuffch- 
land, daß die Stände in ihrer forporativen Gefammtheit das verfaffungsmäßige 
Drgan zur Vertretung des Volkes bei und in Betreff der Ausübung der Stants- 
gewalt bilden, und als ſolches berufen find, fowohl die Rechte des Landes im 
Ganzen geltend zu machen, als bei einer Verlegung des im öffentlichen Rechte 
anerfannten YFreiheitsgebietes der Einzelnen Seitens der Staatsgewalt oder durch 
die Organe derſelben die verfaffungsmäßigen Mittel zur Abwehr oder Abhülfe zu 
gebrauden. Hieraus folgt einerjeits, daß vie Stände nicht als Repräfentanten des 
Staats weder in Betreff der äußern noch der innern Berhältniffe deſſelben 
betrachtet werden fünnen 67), andererfeits, daß außer, neben oder hinter ihnen 
von feinem Subjeft von Rechten unter dem Namen des Volks oder des Landes 
die Rede fein fann, von welchem oder für welches Rechte politifher Natur in Ans 
ſpruch zu nehmen over geltend zu machen wären, ober deſſen angeblihem Willen, 
gegenüber dem des verfaffungsmäßigen Organs, irgend eine rechtliche Bedeutung 
beigelegt werden könnte 6%), Deshalb ift es auch rechtlich völlig unzuläffig, ſich zur 
Anfechtung verfaffungsmäßiger Beſchlüſſe des Landtags auf die angeblich mißbilli— 
gende Meinung des Volkes zu berufen, mag nun, wie es freilich oft genug vor- 
gefsmmen ift, eine folhe Berufung Seitens der Regierung, oder aus ber Mitte 
der BVertretenen erfolgen. Denn einen rechtlih Eonftatirbaren Volkswillen außer- 
halb des legitimen Organs gibt e8 gar nit. Dadurch wird natürlich das fon» 





67) Deutfches Staatd- und Bundesrecht Tb. 1. $. 111. S. 578, 

63) Etwas Anderes, dem Wefen jeder fländifchen Verfafjung fhnurftrads Widerfprechendes, 
bat freilich der Die Hannover’fche Verfaſſ.-Frage 1855 bequtachtende Bundestag sausſchuß 
in Betreff der vermeintlich ungültigen Aufhebung des $. 180 des Hannov. Landesverfaſſ.-Geſetzes 
in Folge eines in völlig verfafjungsmäßiger Form erfolgten Beichluffes der Stände geltend ges 
macht. Indeſſen hat fich diefe, in ihren Konfequenzen ebenfo wie die Bolfsfouveränetätstheorie, jede 
dauernde Staatsordnung ausichließente Anficht auch die Hannov. Regierung nicht aneignen mögen 
und die betreffende Deduktion bei der Veröffentlichung des Ausfchußgutachtens weislich —53 
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ftitutionelle Recht der Regierung, welches auch alle deutſchen Repräfentativ-VBerfaf- 
fungen anerkennen, durch Auflöfung der Stände ein möglicher Weife ihren Be— 
ftrebungen günftiger geftimmtes Organ zu erhalten, in feiner Weife ausgefchloffen, 
obwohl auch dabei nad deutſchem Staatsreht der Gefichtspunft einer Appellation 
an einen im Hintergrund ftehenden Souverän als ausgefchloffen zu betrachten ift. 

2. Die Folgerungen, welche ſich aus der auch bundesrechtlich fanktionirten 
Geltung des fog. monarchiſchen Princips für die Rechte oder die rechtliche 
Stellung der Stände in Deutfhland überhaupt ergeben, find bereits oben unter 
II. C. (©. 282 f.) hervorgehoben worden. | 

3. Die Stände find in ihrer Sphäre infofern durchaus frei und unab- 
hängig von ber Regierung, als von einer Berpflihtung, ven Befehlen oder Ver— 
boten derfelben in Betreff der Ausübung der verfaffungsmäßigen Rechte des Yand- 
tags und feiner einzelnen Glieder als folcher Folge zu leiften, feine Rebe fein 
fann. Ein Verbrechen kann der Landtag im Ganzen, als Korporation, fo wenig 
wie eine andere juriftifche oder moralifche Perfon begehen. Die einzelnen Mit- 
glieder dagegen find und bleiben möglide Subjefte eines Verbrechens, nicht blos 
außerhalb, fondern aud innerhalb ver ftänpifhen Sphäre, und nur die Rückſicht 
auf die nothwendige Sicherung der politiihen Selbſtändigkeit der Inftitution 
hat aud in deutſchen Verfaſſungen zu Beſchränkungen ver gerichtlichen Verfolgung 
geführt, welche bereit8 unter der Rubrif „Abgeorbnete" (Bd. I. ©. 3 f.) hervor— 
gehoben mworben find. Demgemäß wird aber aud in Fällen, wo es in Betreff 
gerichtlicher Proceduren gegen einen Abgeoroneten nad der Beftimmung des gel- 
tenden Berfaffungsgefeges auf Zuftimmung des Landtags ankommt, der richtige 
Geſichtspunkt der Beurtheilung nicht ſowohl der pofitive eines Erfenntnifjes der 
rechtlichen Zuläffigfeit, als vielmehr der negative fein, daß feine Gründe zum 
Verdacht oder zur Annahme eines Mißbrauchs der richterlihen Gewalt gegen das 
betreffende Mitglied des Landtags. vorliegen. 

4. Mehrere neuere 69) Berfaffungs-Urkunden ftellen den allgemeinen Sat 
auf, die Stände könnten fi) nur mit den im Grundgeſetz ihnen zugemwiefenen 
Gegenftänven befchäftigen 7%). Diefer Beftimmung, welche in ihrer Faſſung feines- 
wegs durch den im Art. 57 der Wiener Schlußakte ausgefprodenen Sat von 
ber auf die Ausübung beftimmter Rechte der Staatsgewalt befhränften Mitwir- 
fung ber Stände getragen wird, ift nicht felten eine, das ſtändiſche Petitions- und 
Beſchwerderecht bei ven wichtigſten Interefien des Landes ausſchließende oder illu- 
ſoriſch machende Deutung gegeben worden. Auch hat man in einigen Berfaffungen 
daran bie ausprüdliche Beftimmung gefnüpft, daß über Nechtmäßigfeit ver Bun- 
desbeſchlüſſe die Stände feine Berathung pflegen und feine Beichlüffe faſſen 
dürften 71), Es gehörte dies mit Anderem zu den Auswüchſen des unbeilvollen 
Syſtems, welches die deutſche Nation, der es im Ganzen an jedem repräfentativen 


69) Vol. über das ältere Mecht deutiches Staats: und Bundesrecht Tb. I. S. 604 f. 

70) Bayer. Verfaſſ.Urkunde Tit. VII. S. 1. Badiſche Verfaſſ-Urkunde $. 50. Heffen- 
Darmftadt. 8. 86. Sähfifche $. 79. Braunfhweig. $. 95. Vgl. Staats: und Bundes: 
recht Th. 1. $. 116. Note 4. 5. 

71, Dffenbar ift dies gefchehen in Folge der Beiglüffe der Wiener Minifterial-Ronferengen 
von 1834 (Art. 17: „Die Regierungen werden nicht geftatten, daß die Stände 
über die Gültigfeit der Bundesbefchlüffe beratben und befhließen.“. Aufge 
nommen wurde Dieter Sap 5. B. in dad Hannov. Landesverfaſſ.“Geſetz v. 1840 $. 125. Das 
Berfaff..Befeg v. 5. Sept. 1848 hat aber diefen $. geftrichen, umd er ift auch bei der Oftroiirung 
v. 1855 nicht wieder hergeftellt worben. 
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Organ bis auf den heutigen Tag fehlt, aud in ihren einzelnen Gliedern zu einem 
abfoluten Schweigen für verpflichtet erklärte und weldes in dem alle gemeinfchaft- 
lichen Aoreffen oder Eingaben an die Bundesverfammlung in „Bundesangelegen- 
beiten” verbietenden Beichluß der Bundesverfammlung vom 27. Dftober 1831 
den vollenvetften Ausprud gefunden hat. Wir bürfen uns aber wohl der Hoff- 
nung hingeben, daß auf die Geltendmahung folder, nur das böfe Gewiſſen be— 
fundenden, allgemeines Miftrauen und Unzufriedenheit mit den beftehenden Zu— 
ftänden in Deutfchland erzeugenden Principien von der Mehrheit der beutfchen 
Regierungen verzichtet worden tft. — Den ſowohl hiftorifch begründeten, als durch bie 
allgemeine Beftimmung der Stände — Grundſatz ſpricht für Han— 
nover der noch geltende 8. 75 des Verfaſſungsgeſetzes vom 5. September 1848 
dahin aus: „Die allgemeine Ständeverſammlung iſt berechtigt, in Beziehung auf 
alle Landesangelegenheiten, ins beſondere über Mißbräuche und Mängel in der 
Rechtspflege oder Verwaltung, ihre Beichwerden und Wünfhe dem Könige vorzu— 
tragen. Weiter darf fie aber in die Landesverwaltung ſich nicht einmiſchen“; und 
es fann wohl keinem Zweifel unterliegen, daß zu den Landesangelegenheiten aud 
die Beziehungen des Landes zum deutſchen Bunde gehören, obwohl die Repräfen- 
tation des Landes beim Bunde bis jegt ausſchließlich durch den Souverän ver- 
mittelt wird. 

5. Die Rechte ver Stände haben dieß mit allem öffentlichen Rechte gemein, daß 
fie, im Öegenfaß zu den von der Willfür des Berechtigten abhängigen Privat- 
befugniffen, nur in pflichtmäßiger Ausübung ihre Beftimmung erfüllen. Man kann 
fie in ordentlihe und außerorbentlihe theilen, je nachdem fie zum regel- 
mäßigen Lebensproceß des Staats gehören, oder nur unter befonvdern Berhältnifjen, 
namentlih nur im Fall eines geftörten verfaflungsmäßigen Zuftandes eintreten, 
Für Auslegung und Anwendung dürfte aber viefe Unterſcheidung keine erhebliche 
Bedeutung in Anfprud nehmen können 72). Dafjelbe gilt von der Unterfheidung 
zwifchen materiellen und formellen Rechten. Erftere umfaffen Alles, was eine 
Mitwirkung zur Ausübung der Staatsgewalt involvirt; als formelles, überall 
oder in allen Berfaffungen anerkanntes Recht ift vorzugsmweife das Recht ver Pe— 
tition= und Bejhwerbeführung beim Souverän, allenfalld aud) das durch 
die neuern Geſchäftsordnungen mehr geregelte Recht der Interpellation ben 
Miniftern gegenüber zu betrachten 73), 

Dasjenige Recht, welches gewöhnlich an die Spige geftellt zu werden pflegt, 
ift das ftändige Recht zur Mitwirkung bei ver Geſetzgebung. Daffelbe bezieht 
fid) auf die Errichtung neuer und die Abänderung beſtehender Gefete. Auch 
wird jene Mitwirkung in manchen Berfaffungen ausprüdlih auf die authentifche 
Interpretation beftehender Öefege bezogen, z. B. ſchon in dem mecklenburgiſch Iandes- 
grundgefegliden Erbvergleih von 1755, unter den neuern Berfafjungen z. B. mit 
der rihtigften Bezeihnung in der heſſen-darmſtädtiſchen Verfaſſungs-Urkunde 
$. 72. Dieß verfteht fid) nad) der Natur der authentifhen Interpretation als eines 
neuen Aftes der Geſetzgebung aud nad andern Berfaffungen, die verfelben nicht 
ausprüdlic gedenken, ganz von jelbft, natürlich innerhalb der nad dem Gegen: 
ftande des Gefeges von der Verfaſſung geftedten Grenze. Denn eine ganze Reihe 


72) Bgl. deutiches Staat» und Bundesrecht Th. 1. 8. 116, 
75) Eine Klaſſifikation der ftändifchen Nechte nach den beiden hier bervorgehobenen Geſichts⸗ 
punkten enthält das Staate- und Bundesrecht des Unterz. a. a. DO, 
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von BVerfaffungen 74) befchränft die Mitwirkung des Landtags auf ſolche Geſetze, 
welde „Eigenthum und perfönliche Freiheit“ der Unterthanen betreffen, — abge- 
ſehen von den befondern Beftimmungen über Grridtung oder Abänderung von 
Berfaffungsgefegen. Daß jener Ausprud die Grenze nicht ſcharf bezeichnet, 
liegt am Tage; in gar mandyen Fällen wird fi darüber ftreiten laflen, ob ein 
Gefetz unter jene Rubrik gehöre oder nicht? Andere Verfafjungsgefege machen da— 
gegen feinen foldhen Unterfchied und erkennen das Recht der Mitwirfung zu allen 
Geſetzen an 75), von welchen fi aber aud bier die von der Regierung allein zu 
erlafienden Ausführungs-Berordnungen unterſcheiden lafjen (f. Verordnung). — Was 
die Art der Mitwirkung betrifft, jo haben früher vie meiften deutſchen Berfaf- 
jungen das Recht der fog. Initiative der Regiernng vorbehalten, und man hat auch, 
obwohl mit Unrecht, behauptet, daß dies eine nothwendige Forderung des monar- 
chiſchen Princips fei; dagegen erfannten bie Verfaffungs-Revifionen und Aufftel- 
lungen von 1848 seg. das ftändifche Necht der Initiative, wenn aud) theilmeife 
mit gewifjen Ausnahmen, 3. B. Berfaffungsänderung betreffend, durchgängig an; 
in mehrern kleinern und mittlern Staaten hat aber die fpätere reaftionäre Strö— 

mung diefe Konceffion wieder weggeſpült 76), 

Regel ift nad) heutigem deutſchen Verfaſſungsrecht, daß Gefete überhaupt 
oder die ihrem Gegenftande nad beftimmten Gefege nit ohne Zuftimmung des 
Landtags vom Souverän erlaffen werben fünnen, woraus von felbft folgt, daß 
wo zwei Kammern find, diefe in ber Einwilligung, aber nit etwa in ber 
Ablehnung zufammenftimmen müſſen. Im Einzelnen finden fid aber aud 
in diefer Hinficht mande Mopififationen, die bier nicht weiter verfolgt. werden 
fönnen 77), Die ſchließliche Redaktion des Gefeges wird zuweilen ausdrücklich 
der Regierung vorbehalten, 3. B. in den hannover'ſchen Berfafjungsgejegen; 
für das ftändifche Necht wäre dies eine bedenkliche Befugniß, wenn damit eine 
andere Wortfaffung, und nicht blos die Zufammenftellung und refp. Einfügung des 
mit den Ständen Feftgeftellten in den vorgelegten Entwurf gemeint wäre, 

Das materiell wichtigfte, faft alle Regierungsfunftionen bebingende, mei- 
ftens auch da, wo es fih um Ausübung fog. Kronrechte handelt (überall näm- 
fih, wenn Geld dazu nöthig ift), eingreifende Recht des Landtags ift das fog. 
Stenuerbewilligungsredt. Das Nähere über die Natur und den Umfang 
diefes Rechts, welches, wenn es überhaupt der Regierung gegenüber ein Recht 
fein fol, natürlich aud ein Steuerverweigerungsrecht in fid fließen muß, 
bleibt dem Art. Steuerbewilliguug vorbehalten. Da es den nervus rerum 
gerendarum betrifft, fo ift erflärlih, daß ſich bie deutſchen Regierungen, unter 
Benugung ber blos von ihnen ausgehenden Bundesgefeßgebung, den Ständen 
gegenüber möglichft zu decken geſucht haben. Den Anfang machte die Beftimmung 


74, Bayer. Verfaſſ.-Urkunde Tit. VIL.$.2. Badifche $. 65. Altenb. $. 201. Naſſau 
Ep. v. 1814. 8. 2. Meining. Grundgefeg $. 85. Weimar. $. 4. Note 6. 

75). Preuß. Verfaſſ-⸗Urkünde. $. 62, Würtemb. 4 88. 8. 124. Heſſen-Darmſtadt. 
* 72. Kurhefſen. Verfaſſ⸗Urkunde v. 1831. $. 95. K. Sächſ. $. 86. Hannov. Verfaſſ.⸗ 

eſetz v. 5. Sept. 1848. 8. 65. 

76) Deutſches Staats: und Bundesrecht Th. II. 8. 159. 

77) Deutfches Staats: und Bundesrecht I. c. In einigen Verfaffungen wird nach dem Gegen: 
ftand zwifchen Beirath oder rathjamen Gutachten, und — unterſchieden, jo 3. ®. in 
Meclenburg nach dem noch geltenden landesgrundgeſetzl. Erbvergleich von 1755; in Braun: 
ſchweig und in art Jetzt auch in der neuen Landſchaftsordn. für die Anhalt’fchen 


Serzogthümer v. 1859. $. 1 
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ber Wiener Schlufafte Art. 58, welche ſich aber blos auf die zur Erfüllung ber 
Bundespflidten erforderlichen Mittel bezieht; darauf baute weiter fort ber 
Bundesbeſchluß vom 28. Juni 1832 Art. 2, indem er ausſprach, daß „feinem 
beutfhen Souverän durch die Landpftände die zur Führung einer den Bundes— 
pflihten und der Landesverfaffung entjprehenden Regierung erforderlichen 
Mittel verweigert werden bürften”, und daraus wieber folgerte, daß „Fälle, in 
welchen ftändifche Berfammlungen vie Bewilligung der zur Führung der Regie— 
rung“ (NB. bier ift „verfaffungsmäßig" weggelafjen) „erforberlihen Steuern auf eine 
mittelbare oder unmittelbare Weife durch die Durchfegung an derweiter Wünſche 
und Anträge bedingen wollten, unter diejenigen Fälle zu zählen feien, auf welde 
die Art. 25 u. 26 der Schlufakte in Anwendung gebracht werben müßten”. Was 
dies fagen will, ift Mar genug; eine ftändifhe Steuerverweigerung, bebingte 
wie unbedingte, foll wie Aufruhr der Unterthanen behandelt werden; und melde 
heillofe Anwendung von diefem Beſchluß gegen das unglüdlihe Kurheſſen, deſſen 
Stände ſich blos gegen die verfaffungswidrige Regierung des Haſſenpflug'ſchen 
Syſtems zu ſchützen fuchten, 1850 von ber reaftivirten Bunbesverfammlung ge 
macht worden ift, braucht bier nur in Erinnerung gebradht zu werden. Auch ift 
fo viel gewiß, daß die bundesrechtlichen Beftimmungen in ihrer vollen Geltung 
fich ſchwer mit dem Ausdruck der Berfaffungen über das ſtändiſche Steuerbewilli- 
gungsrecht in Einklang ſetzen laffen, abgefehen davon, daß die Ietteren ebenfalls 
nicht erlauben, die Bewilligung von fremdartigen Bedingungen abhängig zu machen. 
Noch weiter in der Einengung der Rechte des Landtags in ven Bunbeeftaaten gingen bie 
Berabredungen auf den Minifterialfonferenzen zu Wien im Jahre 1834. Es be- 
ziehen fid) darauf die Art. 18—22 des betreffenden Schlukprotofolls vom 12. Juni 
1834, und aus ihnen erklärt fih das nach diefer Zeit hervorgetretene Verhalten 
einzelner Regierungen den Stänven gegenüber in mehreren Bunbesftaaten ; zum 
geltenden Bundesrechte können aber dieſe Beftimmungen, aus dem fchon oben an- 
geführten Grunde, nicht gerechnet werben. Diefe Minifterialtonferenz-Befchlüffe 
erklären ausdrücklich (Art. 18), daß die Beftimmungen des Bundesbeſchluſſes vom 
28. Juni 1832 auch auf ven Fall gänzlicher Verweigerung der Steuern zu be- 
ziehen feien; fie finden (Art. 19), daß unzuläffige Bedingungen aud nicht 
unter der Benennung von VBorausfegungen ober irgend unter einer andern 
Form geltend gemacht werben könnten, und (Art. 20) daß das Recht der Steuer- 
bewilligung nicht gleichbeventend fei mit dem Rechte, das Staatsausgaben- 
Budget zu regeln, woraus dann verſchiedene Folgerungen abgeleitet werben, 
darunter auch die den eigentlichen Nero des ftändifhen Bewilligungsrechtes ſchwer 
afficirende: „Daß Ständen das Net, einzelne innerhalb des Betrages der im 
Allgemeinen beftimmten Etatsfumme vorkommende Ausgabepoften feitzufegen, oder 
zu ftreichen, nicht zuftehe, injofern ihre Zuftimmung dazu nicht ausdrücklich durch 
Berfaffungen und Gefege vorbehalten ſei.“ Allerbings find Steuerbewilligung und 
Negelung des Staatsausgaben-Budgets begriffsmäßig verſchieden, was befonders 
unter Borausfegung bes patriarchalifchen Zuftandes einer Trennung zwiſchen Kam— 
mer= und Landeshaushalt fihtbar genug in die Augen fpringt; wo e8 aber, wie 
in den meiften neuern Berfaffungen, nur einen ftnatsrehtlihen oder Staats— 
haushalt giebt, da ift doc ganz gewiß die Feftftellung der Ausgaben des Staats 
eine nothwendige Vorbedingung für die Feftjegung der dazu erforberlichen Mittel, 
und bie Prüfung des Betrags der Etatsjummen im Allgemeinen gar nit möglid 
(wenn man fi nicht mit einer Abſchätzung in Bauſch und Bogen begnügen will), 
ohne die vorkommenden Ausgabepoften in Betreff ihrer Nothwendigkeit zu prüfen, 
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wozu es Feines fpeciellen, ausbrüdlichen Borbehalts in ber Berfaffung be— 
dürfen kann. 

V. Bon der Berfanmlung.der Stände Landtag im engern 
Sinne. 

A. Berfammlungsreht. Nah ausprüdlicer Beftimmung ber meiften 
beutfhen Berfafjungen haben die Stände Fein fog. Selbftverfammlungs- 
recht 78), fondern können fih nur auf landesherrlihe Berufung verfam- 
meln. Auch wird in mehreren Verfafjungsgefegen die Uebertretung dieſer Beftimmung 
ausdrücklich mit Strafe bedroht. Man hat diefelbe als eine nothwenvige Konſe— 
quenz des monardifchen Repräfentativfyftems 79) hingeftellt, und es ift richtig, 
daß ein unbeſchränktes Selbftverfammlungsredht, eben fo wie bie Permanenz ber 
Stände, eine damit ſchwer vereinbare Einrichtung fein würde. Keineswegs fann es 
aber als unverträglich mit der Monarchie erachtet werden, wenn eine Berfaflung in 
einzelnen beftimmten Fällen das Selbftverfammlungsredht in der Bedeutung einer Ga— 
rantie der Berfaffung anerkennt. Abgefehen von den bereits in ver Note 79 erwähnten, „ 
nod) jett beſtehenden Berfaffungen, melde ein Selbftverfammlungsrecht in ausgedehn⸗ 
term Maße ftatuiren, hatte von ben vor 1848 entftandenen Grundgefegen nur 
die kurheſſiſche Verfaſſungs-Urkunde von 1831 8. 82 die Beftimmung aufge 
nommen, daß bie Landſtände bei einem Regierungswechſel (auch) ohne befondere 
Berufung am 14. Tage nad) eimgetretener Regierungsveränderung zufammenfommen 
follten. Dieje Beftimmung adoptirte dann aud) der $. 109 des hannover'ſchen 
Berfaffungsgefeges vom 5. September 1848, ein Paragraph, ver aber bei ben 
mit bundestäglicher Vollmacht vollzogenen Dftroiirungen von 1855 wieder geftrichen 
worben ift 30). Ban andern feit 1848 errichteten oder revibirten Berfafjungen, welche 
ein limitirtes Selbſtverſammlungsrecht der Stände anerkannten, find wohl nur bie Be- 
ftimmungen des oldenburgifhen Grundgeſetzes Art. 171 und 227 in Geltung. 
Auch in Heffen hat das proviforifhe Berfaffungsgefeg von 1852 die Beftimmung 
des $. 82 der Berfaffungs-Urkunde von 1831 befeitigt. Der Beweis, daß fie 
bundesrechtswidrig fei, wird aber erft noch erbracht werben. 

B. Die Zeit ver Berufung und ver Berfammlungsort. Alle neuern 
Berfaffungen erfennen eine verfaffungsmäßig regulirte Beriodicität SI) der Land— 
tage an, d. 5. der Landtag muß ordentlicher Weife zu beftimmten Zeiten be- 


78) Val, Th. IV. ©. 62. des St.-Wörterb, 

79, Im ea zum Charakter der altftändifchen Verfaffung, die ihrer ganzen Grund» 
lage nad) in der That das Selbftverfammlungsrecht in fich ſchloß. Doc fuchte man ſchon zur 
Zeit des Reichs landesfürftlicher Seits dasfelbe zu befeitigen, und die Kurfürften benugten ihr Adkapi⸗ 
tufationsrecht zu der bekannten Beftimmung der Wablkap. Art. XV. $. 3, worin der Kailer 
verfprach, es nicht autbeißen zu wollen, daß die Landftände, „ohne des Landesfürften Vorwiſſen 
und Bewilligung, Konvente anftellten.“ Deffenungeachtet erhielt fi das Selbſtverſammlungsrecht 
in mehreren Zandesverfaffungen, theilweiſe nur mit der Limitation, daß es nicht ohne Vorwiſſen 
ded Landesherrn ausgeübt werden follte. So der Medlenb. landesgrundgefepl. Erbvergleih von 
1755. 8. 201. 202, der noch jept gilt. Lauenb. Landesrec. v. 15. Sept. 1702, übergegangen 
auch noch in die Lauenb. Verfaſſ. v. 20. Der. 1853, $. 15. Am weiteften gingen die braun: 
fhweig. landfhaftl. Privilegien v. 1710, Art. 7 und v. 1770. Art. 18. Unter Einfchränfung 
auf beftimmte Fälle auch er, anerkannt im braunfchweig. Grundgefeß v. 1832 $. 113. Bol. 
deutiches Staats» und Bundesrecht I. Fi 119. Note 2—5. 

80) Bol. den bieher gehörigen Paſſus des Ausfchußgutachtens der Bundesverſammlung in der 
Hannov. Verfaffungsfrage in der Sammlung: Die deutichen Verfaſſ.-Geſetze der Gegenwart. Erfte 
Fortf. Gött. 1858. ©. 52. ; 

31, Man erinnere ſich hiebei an die preuß. Kontroverfe von 1847 über die Periodicität des 
verein, Landtags. 
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rufen werben, veren Feftftellung theilweife mit ven fog. Steuerperioden, ober 
der gefeglihen Dauer der Bupgetbewilligung, im Zuſammenhange fteht. Eine 
Allgemeine, oder in Ermangelung einer gefeglihen Beftimmung anmwenbbare, Regel 
läßt ſich aber nicht aufftellen. Jedes Jahr müffen 3. B. die Stände berufen werben 
in Preußen, Naffan und Walded; alle zwei Jahre in Hannover 32) und 
Altenburg; alle trei Jahre in Bayern, Sahfen, Württemberg, Baden, 
Kurheffen, Großherzogthum Heffen, Braunfhweig, Weimar, Mei- 
ningen ®), Dabei erfennen aber alle Berfaffungen das fi von felbft verftehende 
Net ver Regierung an, die Stände zu einer aufßerorbentlihen Diät zu berufen; 
mehrere kennen aber aud Fälle, wo der Landtag (3. B. beim Negierungsmwechjel 
oder bei Anordnung einer Regentſchaft) außerordentlicher Weife berufen werben 
muß. Insbejondere auch hieher die ſich auf die Folgen einer Auflöfung des 
Landtags bezügliche Vorſchrift, weldhe ver Regierung die Berufung der Stände 
bier innerhalb einer gewiffen Zeit zur Pflicht madt. — Der regelmäßige Berfamm- 
lungsort ift meiftens die lanvesfürftlihe Reſidenz. Zuweilen ift aber die Beftim- 
mung des Orts dem landesherrlichen Ermeſſen überlaffen. 

C, Eröffnung des Landtags. Legitimation der Mitglieder. Prä- 
ſidenten u.f.w. Die Eröffnung des Landtags erfolgt in der folennen, her— 
kömmlichen oder verfaffungsmäßig beftimmten Weije, wenn die gefetzlich erforderliche 
Zahl von Mitglievern beifammen ift, vom Landesherrn in Perfon oder turd) 
einen dazu beſonders beauftragten Stellvertreter (ſog. Thronrede). Hieran ſchließt 
fih die Beeidigung 84) der vorläufig für legitimirt zu erachtenden Mitgliever, 
und e8 folgt dann die Prüfung ver Vollmachten; wo zwei Kammern find, 
entweder von jeder für ſich, oder fo, daß eine gegenfeitige Vollmachtsprüfung ein- 
tritt. Oeleitet von der Nüdficht auf die in diefer Hinficht nothwenvige Selbftän- 
digkeit des Landtags, haben die meiften deutſchen BVerfaffungen ver ſtändiſchen 
Entſcheidung über beftrittene Wahlen und Vollmachten die Kraft einer definitiven 
beigelegt; während einige Verfafjungsgefege die endliche Entſcheidung in bie Hand 
ber Regierung legen 5). — As Vorſitzende ober Präfidenten des Landtags, 
mit dem Beruf zur formellen Leitung der Geſchäfte, insbefondere der mündlichen 
Verhandlungen, kommen in den ältern PVerfaffungen gewöhnlich erblihe oder auf 
Lebenszeit ernannte Landſchaftsdirektoren; Landtagsmarſchälle vor, und wir finden 
fie auch in einigen noch beftehenden Berfaffungen 86), In der Regel ift e8 aber 





82) Das Staatsgrundgefeg von 1833 beftimmte eine jährliche Berufung; das Landesverfaſſ⸗ 
Geſetz v. 1840 $. 106 alle zwei Jahre; das Verfaſſ.-Geſetz v. 1848 8. 58 jedes Jahr; die Der: 
oron. v. 1. . 1855 bat aber ohne irgend einen äußern Berechtigungsgrund den $. 106 des 
LandesverfaſſGeſetzes v. 1840 wieder hergeſtellt. 

83 VBgl. die Nachweiſungen im deutſchen Staats- und Bundesrecht 8. 119. Note 12, 

84), Vergl. den Art. Politifcher Eid, im Staatswörterb. Bd. III. insbeſ. S. 294. 

85) Zu den in der Befchränfung der ftändifchen Selbitändigkeit am weiteften gehenden Ge— 
fegen gehört die bannover’fche Gefchäftdordn. für die allgem. Ständeverjammlung v. 1840, 
deren Beftimmungen ($. 18—21), unter Aufhebung der entfpredhenden 88. 23—R26 der Ges 
fhäftsordnung v. 1850, durch die Verordn, v 1855, offenbar ohne bundestägliche Vollmacht, 
wieder bergeftellt worden find. Bon einem Rechte der Stände, gewählte Deputirte, die von der 
Negierung nicht zugelafen worden find, zu reflamiren, ift dabei merfwürdiger Weile gar feine 
Rede, fondern nur von einer Prüfung der Vollmachten der „von der Regierung für legitimirt 
erfannten“ Mitglieder. Denn der $. 25 der Geichäftsordn. v. 1850+ „Die Ständeverfammlung 
entjcheidet auch über die von der Regierung beanftandeten oder für ungültig erflärten Vollmachten“ 
{ft bei der Oftroiirung von 1855 geftrichen worden. 

86) So hat die lauenburgiiche Verf. v. 1852 das Erblandmarfchallamt der von Bülow 
beibehalten. In Medlenburg find die erblihen Landmarfchälle „die Anführer und Redner“ 
der Mitter und Landichaft vor dem Landesheren, haben aber nicht das „Direktorium“ auf den 


Candtag in den deutfchen Staaten. 305 


jegt ein Recht der Stände, ſich ihre Präfiventen und PVicepräfidenten, ſowie das 
übrige zum „Bureau“ des Landtags gehörige Perfonal für die Dauer der Diät 
felbft zu wählen 87), oder die in einer Mehrzahl gemählten Kandivaten der Prä- 
fiventur dem Landesheren zur Auswahl zu präfentiven, infoweit nicht die Verfaſſung, 
was namentlich in Betreff der erften Kammer fih erhalten bat, dem Souverän 
das Ernennungsreht beilegt 8). Zumeilen kommen für Protofollführung, Redak— 
tions⸗ und Regiftraturgejchäfte auch noch beſoldete, lebenslänglich angeftellte ſtändiſche 
Beamte vor, wie z. B. die Generalſekretäre beider Kammern in Hannover 9), 
Landſchafts⸗Syndici a. f. w. Die Theilnahme von landesherrlihen Kommif- 
farien fümmt fhon in ältern Berfafjungen vor; und ganz gewöhnlich gedenken ihrer vie 
neueren Berfaffungen. Sie haben aber fo wenig wie die Miniſter oder Minifterialvor- 
fände ein Stimmrecht, wenn fie nicht zugleich wirkliche Mitglieder ver Ständeverfamm- 
lung find. Daß die Kammer bie Gegenwart der Minifter bei ihren Verhandlungen 
verlangen fünne, kommt in einigen neueren Berfaflungen vor, 3. B. auch in ber 
preußifhen Art. 60. Diefelbe Beftimmung enthielt das hannover'ſche Ber- 
faffungsgefeg vom 5. September 1848 $. 52; fie ift aber hier bei der Oftroitrung 
im Jahr 1855 als eine angeblih mit dem monarhifchen Princip unvereinbare 
Beftimmung befeitigt worden, obgleich der Bundesausfhuß-Bericht, auf welchen ſich 
die Oktroiirung ftügt, fie gar nicht als bundeswidrig bezeichnet hatte. 

D. Gefhäftsorpnung Ausſchüſſe. Gegenſtände der Ber- 
handlung. Der Inbegriff ver obfervanzmäßigen ober gefeglihen Beftimmungen 
über die Sigungen des Landtags, über die Vorbereitung und Behandlung der 
Gefchäfte, die Form und Leitung der Verhandlungen und die Aufrehthaltung der 
Ordnung während berfelben, über Behandlung der Regierungspropofitionen, Ans 
träge, Interpellationen, Redefreiheit, Abſtimmung und Beihlußfaffung u. ſ. w. Heißt 
die Geſchäfts ordnung. Dergleihen Gefhäftsorbnungen gibt es jegt überall und 
zwar abgefondert von der fog. Landſchaftsordnung, dem Grundgeſetz ober der Ver— 
fafjungsurfunde 9%), weßhalb ihre Abänderung auch nidt an bie erſchwerenden 
Formen bei BVerfafjungsänderungen gebunden ift. Ueber mehrere jener Beftim- 
mungen der Gefhäftsorbnung ift ſchon in frühern Artikeln gehandelt worben, auf 
welche bier verwiefen werben muß. ©. Abgeordnete, insbejondere deren Redefrei— 
heit Bd. I, ©. 3; über Abftimmung und bie dabei entſcheidende Stimmenmehrheit, 


Zandtagen, welches vielmehr vom Landrathskollegkum geführt wird. In Hannover find 
die Grafen von Münfter die Erblandmarfchälle des Königreichs, find aber nicht die Präſiden⸗ 
ten weder in der erften noch in der zweiten Kammer. 

87) Auch Hier hat man die Behauptung aufgeftellt, daß das felbftändige Recht der Kammer 
mit ihrer Stellung zur Regierung oder zum Landesherrn unverträglich fei. Der Ungrund diefer 
Behauptung bedarf aber keines Nachweifes. 

88) ©. die Nachweifungen im D. St. u. Bundesr. Th. II. $. 120. Note 8, Nach dem hat 
das ftändifche Ermennungsrecht (ohne landesherrliche Beftätigung) anerkannt: dad fondershaus 
fifche Landesgrundgefeß v. 8. Juli 1857 $. 59; aufgehoben wurde es dagegen in Luxemburg 
(cf. Verf. v. 1848 Art, 61) durch, die oftroiirte Verf, v. 1856 Art. 60. Später hat jedoch die 
Regierung faltifch der Kammer das Wahlrecht. wieder zugeftanden. Nach der heſſen-dar mft. Ges 
Thäftsordnung dv. 8. Sept. 1856 ernennt der Großherzog den erften Präfidenten der erften 
Kammer; für den zweiten Präfidenten werben ihm drei Kandidaten von der Kammer zur 
Auswahl vräfentirt; die zweite Kammer wählt ſechs Mitglieder, welche dem Großherzog zur 
Ernennung des erften und zweiten Präfidenten präfentirt werden. ‚ 
— hy * Geſchaäftsordn. d. allgem. Ständeverſ. v. 7. Febr. 1850 $ 4—6. $. 40, 50 

9) Nur der Landtag in Medlenburg lebt noch in dem ihm eigenen er ge und 
verhandelt bis dato ohme eine regelnde Gefchäftsordnung. Es geht daher auf demfelben auch nach 
neuern Erfahrungen oft fehr tumultuarifch wie auf dem polniſchen Neichätag ber. 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Stantswörterbug VI. 20 
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Bd. J. S. 17. (Vergl. auch daf. ©. 338.) Von andern regelmäßigen Gegenftänden der 
Geſchäftsordnung, wie namentlih den Präfiventen und andern ſtändiſchen Funk— 
-tionärs, Pandtagstommifjären, Prüfung ver Yegitimationen u. U. ift bereit in dieſem 
Aufſatz das Erforderliche bemerkt worben. Gewöhnlid finden ſich im der Gefchäfts- 
ordnung auch Beftimmungen über die Form der einzelnen Gigungen, Protokollfüh— 
rung u. ſ. w. und über die Oeffentlichkeit der Sigungen, von welcher noch ſpäter 
die Rede fein wird; ferner über Ausjhüffe und Konferenzen, legtereö dba, 
wo zwei Kammern beftehen und die einfachen ober verftärkften Konferenzen 
das Mittel zur Ausgleihung der abweichenden Beſchlüſſe beider Kammern bilden. 
Bei ven Ausſchüſſen ift hier zunächſt nur an die vorbereitenden ober be— 
gutahtenden Ausfchüffe zu denken, welche die Beftimmung haben, die Gegen— 
ftände der Verhandlung zur Debatte und Beihlußfaffung reif zu machen und ihren 
Bericht nebft motivirtem Gutachten und beftimmt formulixten Anträgen an bie 
Kammer zu bringen. Ordentliche Ausſchüſſe heißen dann diejenigen, welche in 
der Regel mit ver Eröffnung des Landtags zur Vorberathung und Begutachtung 
beftimmter Gegenftände ber ftändifchen Thätigfeit für die Dauer der Gigungen 
nievergefett werden; wie 3. DB. ein Petitions-, ein Rehtspflege-, ein 
Finanz-, ein Geſetzgebungs-Ausſchuß. Doch ift dies keineswegs überall in 
gleicher Weife ver Ball; zuweilen (mie z. B. in Hannover) find nur ver Peti- 
tions= und der Nevaftionsausfhuß (zur Prüfung ver Fafjung der ftänbifchen 
Ausfertigungen) ordentliche Ausſchüſſe im obigen Sinne, während für alle übrigen 
Gegenftände nah dem Bedürfniſſe befonvere Ausſchüſſe niedergefegt oder einzelne 
Borlagen oder Anträge an einen ſchon beftehenden Ausſchuß vermwiefen werben. 
Verſchieden von dieſen berichterftattenden oder begutachtenden Ausſchüſſen, 
welde zwar bei einer Vertagung möglicher Weife fortarbeiten können, aber bei 
einer Auflöfung mit der aufgelösten Ständeverfammlung zu eriftiren aufhören, 
find die ftellvertretenden fog. ſtändigen oder permanenten (engern und 
weitern) Ausfhüffe, welche wir befonvers in den ältern beutfchen landſtändi— 
fhen Berfaffungen finden, von denen aber aud befannt ift, daß fie wefentlic dazu 
beigetragen haben, die allgemeinen Landtage in den Hintergrund zu brängen ober 
ganz bei Seite zu fchieben 9). Diefe Erfahrung einerfeits, und die fonftitutionelle 
Theorie von der Unzuläffigkeit einer fortwährenden Betheiligung ver Stände an 
Gegenftänden der Verwaltung, insbefonvere den Finanzen, andererfeits, erflärt es, 
weßhalb bei der Einrichtung der neuern ſtändiſchen Verfaſſungen nad den Prin- 
cipien des modernen Konftitutionalismus die Einfegung folder permanenter YAus- 
fchüffe in mehreren Bundesſtaaten vermieden worden ift; — infofern mit Unrecht, als . 
damit nad den Konfequenzen des Repräfentativfyftems, insbeſondere nad) einer 
Auflöfung der Stände, e8 dem Lande an jedem Organ zur Vertretung 
feiner Rechte oder zum Schuß der Verfaſſung fehlt 9%). Doch finden wir 
einen folden ftändigen Ausſchuß, wenn nicht immer dem Namen, doch der Sache 


91) Vergl. über diefelben D. Staats- u. Bundesr. T52, 1. 1. S. 58641 f.— Ganz in 
der alten Weiſe findet fich noch der ſtändiſche Ausfchuß in Medlenburg. Landesgrundgel. 
Erbvergl. v. 1755 $. 176 f. Aehnlich auh in Lauenburg unter dem Namen des Lands 
Ihafsfollegtiums. Berfaff.-Urk. v. 1853 8. 3, 

92) Bejonderd Hannover hat died fehwer empfinden müflen, nachdem das Staatdgrund: 
gefeß von 1833 für —— erflärt und die ftantdgrundgefegliche Ständeverfammlung aufge⸗ 
löst worden war. Das Landesverfaſſungs-Geſetz von 1840 verbefferte die Sache infofern, ala es 
das jog. Schapkfollegium im $. 181 für berechtigt und verpflichtet erflärt, die nöthigen 
Schritte zur Aufrechthaltung der Verfaffung zu thun umd eventuell den Schuß des beutfchen 
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nad, allerdings aber aud wieder mit verfchiedener Bedentung und Kompetenz- 
Begrenzung — abgeſehen von dem in gewiſſer Hinfidit auch hierher gehörigen, 
aber (namentlich durch das Iebenslänglihe Amt der Mitglieder) eigenthimlichen - 
bannover’fhen Schaskollegium — in einer Mehrzahl der deutſchen Bundes— 
ſtaaten, jo insbefondere zunächft in ver vollften Bedeutung und mit fehr umfaf- 
fenden Funktionen in der wärttembergifhen Berfaffungs-Urkunde von 1819 
8. 187—192, deren Beftimmungen offenbar in andern fpätern Grundgefegen als 
Mufterbild vorgefhwebt haben und mehr ober weniger fopirt worben find. So 
namentlich in Weimar unter dem Namen des Landtagsvorftandes (Grundgefeg von 
1850 8. 12. 8. 14—16); in Meiningen (Landmarfhall umd Vorfteher) Grund» 
gefeg von 1829 8. 53 f.; in Altenburg (Landesdeputation) Grundgeſetz 8. 249 f.; 
in der kurheſſ. Berfaffungsurfunde von 1831 8. 102 (mefentlich befchnitten in 
dem Berfaffungsgefet von 1852 $. 121); in Braunfchweig, Grundgeſetz 8. 118, 
nebft Gefeg vom 22. November 1851 $. 22; in Coburg-Gotha, Grundgeſetz 
$. 91—103; in Oldenburg, Grundgefeg Art. 166—178; in Schwarzburg- 
Sondershaufen, Berfaffungsgefeg von 1857 8. 72 f.; im Rudolſtadt, Grund- 
gefeß $. 42; Reuß j. 8. Grundgeſetz $. 98. Viel fpecieller begrenzt, im Allge— 
meinen nur für die Mitwirkung bei einem Kriegsanlehen und Kriegspräftationen, 
erfennt auch die badiſche Verfaſſung $. 51 und 63 einen ftändigen Ausſchuß 
an, läßt ihn aber mit ver Auflöfung der Stände feine Eriftenz verlieren, eine 
offenbar ganz zwedwidrige Beftimmung, die und aud bei ber mit fehr ausge» 
dehnten Befugniffen ausgerüfteten Landesveputation in Altenburg begegnet. 

Zu den Gegenftänden ver Yandtagsverhandlungen gehören nächſt der Be— 
rathung über die (in der Regel die Thronrede beantwortende) fog. Adreſſe 
(oben Bd. I. ©. 66 f.): 

1. Die Regierungs-Propofitionen, welde fich ſelbſtverſtändlich auf alles 
Mögliche, auf die Verfaffung oder Verwaltung, auf Juſtiz-, Polizei-, Milttär-, 
Finanzſachen u. |. w. beziehen können. Allgemein, fowohl in ältern als neuern 
Berfaffungen, anerfannter Grundſatz ift, daß der Yandtag verpflichtet ift, fie in 
gefhäftsordnungsmäßiger Weife zu behandeln, und daß fie vorzugsweiſe vor 
“ andern Gegenftänven berathen werden müſſen 9), im Gegenfat zu andern An- 
gelegenheiten, bei benen es dem Ermeſſen des Landtags überlaffen ift, ob und 
wann er fie berathen will. 

2. Die Anträge (Uranträge) der Mitglieder. Sie bebürfen nad mehreren 
Gefhäftsoronungen, um überhaupt in Frage zu fommen, zunädft einer Unter- 
ſtützung durch eine gemiffe Anzahl von Mitgliedern und unterliegen (jedoch nicht 
überall) nad ihrer Begründung oder Entwidlung durch den Antragfteller noch der 
Borfrage, ob fie ver Beihlußnahme unterzogen werben follen 9), 

3. Petitionen und Beſchwerden Einzelner (Individuen), Korporationen 
und Klaffen von Unterthanen. (©. den Art. Beſchwerderecht Th. I. ©, 91.) 

Zu allen Propofitionen und Anträgen (auch der berichterftattenden Ausſchüſſe) 


Bundes anzurufen. Wie traurig es mit diefem Schuß beftellt fei, bat man freilich auch 
bereitd aus der Art und Weife entnehmen fünnen, wie die Befchwerde des Schapfollegiumd über 
die Ueberfchreitung der Bundesbefchlüffe v. 12. 19, April 1855 bei der Oftrolirung v. 1. Aug. 
1855 von der Bundesverfammlung behandelt worden ift. Vergl. Die deutfchen Verfaffungsgefege 
der Gegenwart. Erfte Fortf. Gött. 1858. S. 21. 

9) Ch. D. St. u, Bundesr. Th. 1. $. 120. Nr. VI. 

%) Man vergl. 3. B. die verfchiedenen Beftimmungen der hannover'ſchen Gefchäftsordn. 
v, 1850 $. 66, und dad bayerifche Gef. über den Gefchäftsgang v. 1850 Art, 22 f. 
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können Gegen⸗ und Verbefferungsanträge und zu diefen wieder Unter-Amendements ge 
ftellt werden, ohne an die bei 2, bemerften formellen Boransfegungen gebunden zu fein. 
Bis zur Abftimmung kann jeder Antragfteller feinen Antrag zurüdnehmen, wonit 
auch die Berbefferungsanträge befeitigt find. Doch kann der zurüdgenommene 
Antrag von jedem Mitglied der Kammer in continenti wieder aufgenommen werben 
und gilt dann nicht als ein neuer Antrag. 

Dei gewiffen Gegenftänden verlangen mehrere Gefhäftsorbnungen eine mehr- 
malige Abftimmung zur endgültigen Beſchlußnahme; aud finden wir überall, 
daß bei der Berathung, oder mwenigftens bei der Abftimmung, eine gewiſſe Anzahl 
ber Mitglieder der Kammer zugegen fein muß, abgefehen von den beſondern Be- 
ſtimmungen über gewifje Gegenftände, wie z. B. eine Verfaſſungsänderung, betreffende 
Beihlußfaffungen. Bei der großen Verſchiedenheit der gefeglihen Beftimmungen 
in ben einzelnen Bundesftaaten ift e8 aber ohne Weberfchreitung der dieſer Dar- 
ftellung nothwendig zu ftedenden Grenzen nicht möglich, auf das Detail der ein- 
zelnen Berfaffungen einzugehen. Bergl. oben Th. I. ©. 16, 17. 

E. Oeffentlichkeit der Yandtage. Die fo lange mit Mißgunſt be- 
trachtete und von dem herrſchenden Regierungsſyſtem befämpfte 9) Oeffentlich— 
feit der ftändifchen Verhandlungen ift feit 1848 in faft allen deutſcheu Bundesſtaaten 
gefetlich begründet, und man hat eingefehen, daß vie früher gehegten Bedenken 
gegen bie Deffentlichfet völlig unbegründet find. (Daß die neue Landſchaftsordnung 
für die anhaltifhen Herzogthümer von 1859, f. oben Note 41, im 8. 25 
die Deffentlichkeit ausſchließt, ift, wie das ganze Geſetz, ein Anachronismus.) Doch 
fommen überall, wo bie Deffentlichkeit grundſätzlich befteht, Ausnahmen vor, 
nad welchen unter gewiſſen Borausfegungen in einzelnen Fällen die Deffentlichkeit 
vorübergehend aus gejhloffen werden kann, und zwar theild auf Verlangen ver 
Regierung oder ihrer Bertreter, theild auf Antrag des Präfiviums oder einer ge- 
wiffen Zahl einzelner Mitglieder 96), 

F. Bertagung, Aufldöfung und Schluß. Abgefehen von ver hier auch 
zu erwähnenven, in einigen neuern Berfaffungen vorkommenden theilweifen 
Ausiheidung eines Theiled der Kammermitgliever und der damit verbundenen 
fucceffiven Erneuerung von Beftandtheilen des Landtags 97), läßt ſich nach den 





95) Belege dafür liefern die Beſtimmungen der Wiener Schlußakte v. 1820 Art. 59, der 
Bundeöbeihluß v. 16. Aug. 1824, der Bundesbefchl. v. 28. Zuni 1832 Art. 5 und Art. 25 des 
geheimen Schlußprotofols der Wiener Konferenzen v. 1834. Es fommt aber auch vor, 
daß einer freifinnigen Regierung gegenüber, wie 3.®. in Weimar unter Carl Auguft (1820), 
die Stände nichts von der Deffentlichfeit wifjen wollten. Auch in Braunfchmweig erklärten fich 
die Stände noch 1832 bei der Errichtung des neuen Grundgeſetzes gegen die Deffentlichfeit 
ihrer Sigungen und felbft nur für eine beichräntte Deröffentfichung, ohne Nennung der Namen 
der Redner. — Merfwürdiger Weife haben in Medlenburg bei den Verhandlungen des Lands 
täglichen Plenums — im Gegenfaß zu den Diveftorial-Berathungen und der eigentlichen Delibe— 
ration und Abftimmung — von Altersher auch nicht landtagsfühige Perfonen Zutritt. Vergl. 
Dagemeifter, Mecklenb. Staatsr. Roſtock 1793. $. 65. 

9%) Vergl. z. B. bayerifches Gefe den Geſchäftsgang des Landtages betr. v. 25. Juli 
1850, Art. 13. 14. Hannoverifche — v. 1850. 8. 88 f. Heſſen-darmſt. 
Geſchäftsordn. v. 1856. Art. 50. 51. S. überh. D. St. u. Bundesr. Th. 1 $. 120. Nr. VIII. 

97) Eine ſolche Ausſcheidung eines Theild der Kammermitglieder durch Ausfoofung findet 
fih noch jegt im Königr, Sahfen Verf-Ark. $. 715 in Baden Verf-Ark. 8. 79; in Luxem— 
burg Verf.-Urk. v. 1856. Art. 56 (übereinftimmend mit der Verf. v. 1848. Art. 57); in 
Altenburg Grundgefeg $. 1745 in Braunfchweig DVerf.-Gefep v. 1851. 8. 18. Sie fand 
ſich auch im bannnover’fhen Verf.Geſetz vom 5, Sept, 1848. $. 39 in Betreff der erften 
Kammer, was jept feine Geltung mehr bat. 
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nenern 9) Verfafjungen hinfichtlich der Unterbrehung und Beendigung ver Land— 
tagsverfammlungen VBertagung, Auflöfung und Schluß unterſcheiden. (Ein 
Biertes, d. h. eine Entlaffung der Stände, welche feines von dieſen breien wäre, 
gibt es nicht.) 

Allgemeine ftantsrehtlihe Regel in Deutſchland ift, daß die Dauer der 
landſtändiſchen Zufammenkünfte, daß Vertagung, Auflöfung und Schluß von ber 
Iandesherrlihen Beftimmung abhängig ift, und daß demgemäß die Stände nad 
eigenem Willen ihre Thätigkeit auch nicht unterbrechen oder beendigen Können. 
Dod kommen in manchen Berfaffungen Ausnahmen vor, durch welche in ge— 
wiffer Weife entweder das landesherrlihe Recht beſchränkt, oder das ſtändiſche 
Recht erweitert wird. Sie betreffen namentlih 1) die Dauer und die zeitweife 
Unzuläffigfeit einer landesherrlichen Bertagung, refp. die Unzuläffigfeit einer 
Auflöfung in gewiffen Fällen ohne Zuftimmung des Landtags 9); 2) das Recht 
der Ständeverfammlung oder der einzelnen Kammer, eine Vertagung für fich zu 
befhliegen und in Ausführung zu bringen 100); 3) die Verpflichtung der Regierung, 
im Falle der Auflöfung, die Wahl neuer Abgeorbneter und die Einberufung 
der Stände innerhalb einer gewiffen Frift anzuordnen uud zur Ausführung zu 
bringen 101), Mit der Verkündigung der Vertagung oder Auflöfung ift jede weitere 
Thätigfeit oder Verhandlung abgefchnitten, foweit nicht die Verfaſſung, 3. B. hin- 
fihtlih der nothwendigen Wahl des permanenten Ausſchuſſes eine Ausnahme madıt. 
Auch können während einer Vertagung die vorbereitenden Ausſchüſſe mit Zuftim- 
mung der Regierung ihre Arbeiten fortfegen, und öfters wird gerade zu biefem 
Zwede eine Bertagung angeorbnet. Mit ver Auflöfung verlieren alle gewählten 
oder nur für den einzelnen Landtag ernannten Mitglieder dieſe ihre Eigenſchaft. 
Nach einigen Verfaſſungen behalten fie diefelbe aber mit Rückſicht auf das gejeglich 
anerkannte Selbftverfanmlungsrecht bei, bis die Neuwahl erfolgt ift. Auch vie 
erfte Kammer unterliegt diefer Wirkung der Auflöfung, infofern nit die Verfaf- 
fung etwas Anderes beftimmt 102), oder die Art der Zufammenfegung der erften 
Kanımer aus lauter erblich oder perſönlich auf Lebensdauer Berechtigten die Hauptfäd- 
lichfte Wirkung der Auflöfung von feldft ausſchließt 193), Der Schluß des Landtags, 


98, In Betreff der ältern Berfaffungen vergl. D. St. u. Bundesr. Th. 1. 8.122. Nr. II. 

99) Vergl. 3. B. preußifche Bert.Urf, Art. 52. (Obne Zuftimmung der Kammer 
darf die Vertagung die Frift von 30 Tagen nicht überfteigen und während bderfelben 
Seſſion nicht wiederholt werden.) Sächfifche Verf.Urk. 8. 116 (nicht über 6 Monate vertagen). 
Kurbeif. 1852. $. 64. Luxemburg Art. 735 Weimar $. 345 Braunfdhweig $. 147; 
Didenburg Art. 149; Neuß j. 2. $. 97; Walded 8. 54. 

100) Hannopveriiches DVert.:Gefeg v. 5. Sept. 1848. $. 60. (Dede Kammer kann fich 
auf 3 Tage vertagen) Balded 8.54. „Auch’der Landtag kann fih auf 4 Wochen vertagen.‘ 
(Streit darüber, ob er dies in einer Diät auch mehrmals thun könne, was unter Bezugnahme 
auf die unmittelbar vorhergehende Beichränfung, des Landesherrn in Betreff der Wiederholung 
der Vertagung geläugnet wurde; aber wohl mit Unrecht.) 

105) Preußen Art.-51;5 Bayern Tit. VII. S. 235 Sachſen $. 116; Württemberg 
8. 1865 Baden $. 445 Kurbefien $ 645 Luxemburg At. 745 Weimar $. 34; 
Meiningen $. 52; Koburg: Gotha $ 79; Braunfhmweig $. 1475 Oldenburg Art. 
1505 Schwarzburg-Sondershauſen 1857. 8. 295 Rudolftadt $. 215 Neuß j. 8. 
8. 97; Walded $. 52. 

102) So die ſächſiſche Verf.Urk. $. 116. Eine gleiche Beftinnmung des bannoverifchen 
Berf.Gef: v. 1848. 8. 57 ift bei der Berfaffungsänderung von 1855 wieder in Wegfall gekommen. 

103) Dies findet jept, in Folge der Verordn. v. 12. Oft. 1854 über die Bildung der erften 
Kammer, in Betreff des preußiſchen Herrenbaufes ftatt, obwohl der Art, 51 der Verf.Ark., 
.. y Kronrecht der Auflöfung ausdrüdlich auf beide Kammern bezieht, nicht abgeändert 
worden ift, 





310 Landwirthfchaft. 


auch wenn es bie letzte orbentliche Diät einer ftändifchen Periode ift, hat biefe Wirkung 
an fi) nicht. Hier muß man, auch mit Rüdficht auf die Möglichkeit einer vielleicht noch 
nothwendigen außerorbentlihen Berufung, annehmen, daß bie bisherigen Mitglieder 
des Landtags dieſe Eigenfchaft bis zur VBollziehung der neuen Wahlen behalten. Die 
beim Schluß eines Landtags bei ven älteren Ständen überall gebräudlichen Landtags— 
abſchiede kommen auch in einer Mehrzahl neuerer Berfafjungen noch vor, ob» 
wohl ſich ihre Bedeutung, in Vergleich mit den Altern Landtagsabſchieden, geändert 
hat 104), Wir finden fie namentlich in dieſem Jahrhundert noch in den Berfaffungen 
von Bayern, Weimar, Hefjen- Darmftadt, Kurheffen, Königreih Sad 
fen, Braunfhweig und Oldenburg. Die ältern Landtagsabſchiede haben nach 
Form und Inhalt die Natur von Verträgen zwifchen Landesherrn und Ständen. 
Auch Hat ſich die vertragsähnlihe Form noch erhalten, z. B. in Braunſchweig. 
Sonft haben fie jest ven Charakter eines Ianvesherrlihen Erlaffes oder Geſetzes. 
Im Art. 15 des Schlußprototollis der Wiener Minifteriallonferenzen von 1834 
wirb ihrer auch gedacht 105), Es heißt daſelbſt: „Wo Landtagsabſchiede üblich 
find, werben die Regierungen in ber bisherigen Form und Weife der Abfafjung 
feine Abänderung eintreten laffen, welche den landesherrlichen Rechten zum Nach— 
theil gereihen Könnte.” Dies fol wohl fo viel heißen, daß auch bei der Abfaf- 
fung der Landtagsabſchiede Alles vermieden werben fol, was ber Deutung, als 
feien die Stände Mitinhaber der Staatsgewalt, Nahrung geben un 


. A. Zachariä. 
2andwehr. ©. Heer. 


Landwirtbfchaft. 
1. Yrrondirung. V. Ertenfive und intenfive Kultur. 
tl. Gebundenheit und Theilbarkeit der Landgüter. Vi. Bferve- und Schafzucht. 
II. Wieſenkulturgeſetze. VII.Landwirthſchaftliche Lehranftalten und Vereine. 


IV. Weideverhältniffe. 


Die ftaatsgefeglihe Regelung der landwirthſchaftlichen Verhältniſſe gehört in 
Deutſchland der Hauptfahe nad den Ietten 100 Jahren und theilmeife erft ber 
jüngften Zeit an. Zuerft handelte es fih um bie Befeitigung von Hinverniffen, 
welche dem landwirthſchaftlichen Betriebe entgegenftanden, um Firirung beziehungs- 
weife Aufhebung befonvers drückender Bodenreichniſſe, um Schub der Bodenerzeugniffe 
vor Beſchädigungen, gefetliche Regelung der Jagdverhältniſſe. Allmälig ſchritt vie 
Geſetzgebung zur pofitiven Begünftigung der dem neueften landwirthſchaftlichen 
Betriebe paffendften Formen. Den Anforderungen ver Technif des Aderbaues ent- 
ſprechend förberte fie den Uebergang von ber Eisherigen Yelveintheilung zur Bil- 
bung zwedmäßig gelegener größerer Aderflähen, regelte das für die Landeskultur 
höchſt wichtige Wafferreht, ermöglichte und fiherte die gemeinfame Durchführung 
größerer Kulturunternehmungen duch gefeglihe Normirung des Genoffenfhafts- 
wejens und durch Zwangsbeftimmungen gegenüber dem Widerſpruch einzelner Eigen- 
thümer. Faft jeder landwirthſchaftlich techniſche Erwerbszweig wurde nicht minder 
wie der Abfag der Probufte felbft, dann die Thierproduftion, hier insbefondere bie 
Pferde- und Schafzudt, Gegenftand ftantlicher Fürforge und Pflege, die ihre Thä- 
tigkeit namentlich aud ver Bermehrung landwirthichaftlicher Kenntniffe durch Schulen 
und Vereine zuwandte. 


164) Vergl. D. St. u. Bundesr. Th. 1. $. 34. S. 121. 
105) Dergl. Die deutfchen Verfaff.Gefege der Gegenwart ©. 35. 
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Es ergibt ſich hieraus die obige Gliederung des zu behandelnden Stoffes. 

J. Arrondirung. Die Zuſammenlegung und neue zweckmäßigere Wie— 
dervertheilung der Grundſtücke, Arrondirung, auch Verkoppelung genannt, er— 
ſcheint als ein hervorragendes Stadium der wirthſchaftlichen Entwicklung über— 
haupt und läßt ſich nur unter einem Rückblick über die Geſtaltung und den Verlauf 
des deutſchen Ackerbaues überhaupt entſprechend würdigen. 

Die Anſiedelung der jegt in Deutſchland lebenden Stämme ſcheint im Allge- 
meinen fo erfolgt zu fein, daß eine freilich meift nur geringe Anzahl von Fami- 
lien fih an einem gemeinfamen Wohnplage niederließ. Jede Familie erhielt zunächft 
nur einen verhältnigmäßig kleinen Raum als volles Privateigenthum, während aller 
übrige Boden urfprüngli als Gemeingut galt und lange Zeit hindurch nur 
gemeinjchaftlich benügt wurde. Die große Menge verfügbaren Bodens geftattete vie 
Erlangung einer Ernte auch ohne Düngung, indem der einmal ertraglofe Ader 
verlaſſen und zu einem mit größerer Bodenkraft übergegangen wurde. Es bildete 
fid) das in Ungarn noch jest theilweife herrſchende Syftem der Aderbeftellung da— 
bin, daß der Boden nad der Ernte ein Jahr unbearbeitet liegen blieb und nur 
als Weide diente, um dann im folgenden Jahre ohne Düngung eine neue Körner- 
ernte zu bringen. Bald aber genügte viefe Erntenicht mehr, und bie Feldflur mußte 
zur Öetreiveprobuftion in erhöhtem Maße in Anfprud genommen werden. Zwei 
. Jahre nad einander wurde Getreide gebaut (Winter- und Sommergetreide) und 
das dritte Jahr die Area ruhen gelaffen. Die dem Pfluge unterworfene Markung 
war daher regelmäßig in brei Partieen (Felder) getheilt; und wenn aus dem ge= 
gemeinfamen Felde Jemanden ein Theil abgetreten wurbe, fo erſchien es natürlich, 
daß man dem Genoffen in jever Blur einen Theil zuwies. — War aber das zu 
theilende Land von ungleiher Beihaffenheit, fo wurde es wohl auch zunächſt in 
größere Stüde von mehr gleichartiger Beihaffenheit (Gewanne) gelegt und jedes 
derfelben unter die Gefammtheit vertheilt. Auch von jedem Neubrude wurde Jedem 
ein gleicher Theil zugewiefen. — Die Bearbeitung und Bebauung war nur auf 
Grund einer Theilung des Bodens in erhöhtem Maße möglid; die Bemweidung 
ber Grundſtücke forderte dagegen große Plätze, und es war daher ver Entwidlung 
der Agrarverhältniffe volltommen entfprehend, daß das Privateigenthum des Mark: 
genofjen ruht, fobald e8 fi um gemeinfame Weidenugung handelt. Soweit 
daher vie Aderaren zur gemeinfamen Weide auf Stoppeln oder je im britten Jahr 
auf der Brache möglicd war, trat gemeinfame Weidenugung ein. Wo ſich die Arbeit 
auf den Boden in geringem Maße lohnt, ift Weidewirthihaft und Erlangung 
eines Ertrages ohne eigentlichen Arbeitsaufwand das rihtigfte Wirthſchaftsſyſtem. 
Das in viele Heine Stücke zertheilte Aderland einer Feldflur mußte daher — gleid)- 
gültig ob nach Gefeg oder Herfommen — ſchon im Interefje jedes einzelnen Ader- 
bauers felbft gleihmäßig bebaut werben, um jofort nach der Ernte eine gemeinfame 
Weide zu ermöglichen. Darin findet denn aud) der Flurzwang damaliger Zeit feine 
vollfte wirthihaftlihe Begründung. — Dies dauerte fo lange, bis an den Ader- 
bau höhere Anforberungen geftellt wurben, und insbefondere der Anbau von Futter- 
pflanzen im Intereffe einer erhöhten Thierproduftion und mittelft Verwendung eines, 
befjern Düngers auch der Getreivebau zu fürdern gefucht wurbe. So befdäftigte 
der Anbau der Brachfelder durch Klee, dann die Vermehrung des „liebſamen“ Ge— 
treides die churbayeriſche Geſetzgebung um das Jahr 1760. Die Brade follte 
bebaut werben dürfen, und viele ftrebfame Landwirte machten von dieſer Kultur- 
freiheit fofort Gebrauch. Damit war aber auch das ganze, auf gleichzeitige und 
gleihförmige Felobeftelung und gemeinfame Weide der unbebauten Feldarea bafirte 
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Wirthſchaftsſyſtem erſchüttert. Bisher war es ziemlich gleichgültig, ob eine Parcelle 
innerhalb einer Feldflur groß oder klein war; bei der gleichzeitigen Beſtellung und 
Ernte konnte man ja zu jedem Grundſtücke ohne beſondere Wege gelangen, die 
Ueberfahrt über fremde Felder verurſachte keine weſentlichen Nachtheile, und die 
Bearbeitung mehrerer, wenn auch kleiner Parcellen, war mit keiner weſentlichen 
Schwierigkeit verbunden, fo lange von einer Parcelle über des Nachbars Grund— 
ftüd zur andern gegangen werben konnte. Als aber dieſe einer genoſſenſchaftlichen 
Einigung der Bauern zur gemeinfamen Bodenbenügung entſchieden günftige Art ber 
Bebauung der Feldflur dem Drängen nad) Kulturfreiheit weihen mußte, zeigt es 
fi) bald, daß dem zerfplitterten Grunpbefige gegenüber die Kulturfreiheit eine wahre 
Landplage werben könne, und feitens der Bauern wurde ihr daher auch lange Zeit 
ver zähefte Wiverftand entgegengefett. Da mit der Kulturfreiheit die Brache bebaut 
werben durfte, hörte die gemeinjame Weidenutzung des Brachfeldes auch 
‚für die Anhänger des bisherigen Wirthſchaftsſyſtemes fofort auf, fobald nur einige 
Heine Parcellen der Felvaren bebaut waren. Die Bebauung mit andern als ben 
herkömmlichen Früchten erfchwerte vie gemeinsame Benügung der Stoppelweibe, 
während die Beweidung der einzelnen Parcellen in deren unbebdeutendem Umfang 
ihr Hinderniß fand. Das Betreten fremder Aecker war nunmehr erſchwert, die Be— 
arbeitung der Heinen Parcellen burdy die bereits beftellten Adergrundftüde des 
Nahbars gehindert. Die Anhänger der Kulturfreiheit konnten ihres Sieges felbft 
nicht vet froh werben. Ihr Wirthihaftsfyftem war darauf gegründet, durch An- 
wendung vermehrter Arbeit dem Boden einen erhöhten Roh- und Reinertrag ab- 
zuringen; ihre Arbeit konnte aber unmöglid) Iohnend fein, wenn fie die Kräfte auf 
die vielen zerftreuten Parcellen verwenden mußten; auch fie waren dem Einflufje 
eines zerfplitterten Bodens in erhöhtem Maße ausgefegt und kehrten deßhalb häu— 
fig zum ortsüblihen Wirthſchaftsſyſteme zurüd. Dies entfprady aber in der That 
den Anforderungen der Gefellihaft an den Aderbau nicht mehr, und es bildete ſich 
deßhalb allmälig das Beftreben, dem ungenügenven wirthſchaftlichen Zuſtande durch 
Berminderung der Parcellen und Bildung größerer Kulturflähen, welche ftatt der 
gemeinfamen, gleichzeitigen Beftellung eine jelbftftändige Benügung ermöglichten — 
zu entgehen. Der durch die Kulturfreiheit allenthalben hervorgerufene unbefriedigenve 
Zuftand bereitete die Gemüther der Landleute vor, ihr lieb gemonnenes elterliches 
Erbe gegen neue Grundſtücke zu vertaufhen, der Drang nad) Vergrößerung ber 
Parcellen erwachte überall, äußerte fid) zunächſt duch Zuſammentauſchen einzelner 
Objekte in derfelben Feldflur, dann im Bertaufchen von Grundſtücken verſchiedener 
Fluren und bie und da fogar im Zufammenmwerfen und der neuen Bertheilung ber 
gefammten Urea; dieſes Streben wurde jofort von der Geſetzgebung unterftügt, 
aber auch da, wo bisher dieſe Unterftügung mangelte, 3. B. in Bayern, wurbe mit 
ber Vergrößerung der Parcellen und der Zufammenlegung der Grunpftüde rüftig 
fortgefahren, ver befte Beleg, daß die Arrondirung ein dringendes Bedürfniß der 
Zeit, ja fogar eine wirthichaftlice Nothwendigkeit fei. Die meiften Gefege und 
Berorbnungen über Zufammenlegung und neue Bertheilung der Grundſtücke beru- 
hen faft durdgängig und nur mit geringen Abweichungen auf nachftehenden Haupt- 
grundfägen: 

Wenn die Mehrheit der Grundeigenthümer einer Flurmarkung die Zufammen- 
legung und beffere Wiebervertheilung ber Grundftüde beantragt, jo muß fidy bie 
Minderheit hieran betheiligen. 

Diefe Mehrheit wird nad dem Umfange des betreffenden Areals und hie und 
. da au zugleih nad der Kopfzahl und dem Steuerbetrage bemeffen. 
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Gewiſſe Grundſtücke find ausgenommen, alle übrigen aber in eine Maffe zu 
vereinigen, aus weldyer jedem fein früherer Grundbeſitz nad Verhältniß der Größe 
und Güte und zwar thunlichft im Zufammenhange und in einer für vie Bewirth— 
fhaftung günftigen Lage, vorbehaltlich der Ausgleihung geringer Differenzen in Geld 
oder andern Vortheilen, wieder erfegt wird. Der Grund und Boden, den jeber ein- 
zelne Theilnehmer wieder erhält, nimmt die rechtliche Natur der hiefür abgetretenen 
Grundftüde an. Es gehen daher alle Reallaften (Steuern ꝛc.) von dem vertaufdy- 
ten auf das eingetaufchte Grundſtück über, den in Anfehung des Grundbeſitzes 
betheiligten Dritten fteht gegen die Zufammenlegung kein Widerſpruchsrecht zu. 

Die meiften deutſchen Geſetzgebungen haben hienach die Güter-Arrondirung 
bereit8 geregelt oder ftehen wenigftens zu deren Regelung im Begriffe. Als beach⸗ 
tenswerth erfcheinen insbefondere die desfallfigen Gejege Preußens, Hannovers, 
Sachſens und Naffau’s. In Preußen hat feit ver Gemeinheitstheilungs-Orbnung 
vom 7. Juni 1821 und ber Verorbnung vom 28. Juli 1838 die Zufammenlegung 
und neue PVertheilung der Grundftüde immer höhere Anerkennung Seitens ver 
Grundbefiger gefunden, jo daß big Ende 1853 ſchon 49,227,292 Morgen fepa- 
rirt, und von Gervituten befreit, fowie auch dem bei Weiten größten Theile nad) 
der Zufammenlegung unterworfen werben fonnten. Es wurbe bort, wie aud ander: 
wärts, beobachtet, daß durch die Arrondirungen ber Grundwerth, demnach aud) bie 
Sicherheit der Hhpothefen erhöht und der Anſäßigmachung feiner Leute keinerlei 
Hinderniß in ven Weg gelegt würde. — In Sachſen ift in Folge des Geſetzes 
vom 14. Juni 1834 durch zwedmäßige Arrondirungen die Ertragsfähigfeit und der 
Werth des Bodens wejentlich erhöht worden. Im Königreid Hannover umfaß- 
ten die von 1832—1851 ftattgehabten Specialtheilungen und Berfoppelungen ein 
Areal von 161,737 Morgen, und wenn aud bis dorthin Zufammenlegungen 
größtentheild nur in jenen Gegenden zu Stande famen, wo fid gefchlofjene 
Bauernhöfe befinden, fo hat doch die Erfahrung gezeigt, daß die Arrondirung felbft 
unter den unginftigften Umftänden thunlich und vortheilheft fei. Im Herzogthum 
Naffau find, abgefehen von den älteren Konfolivationen, — nach den Berorb- 
nungen von 1829 und 1830 bis zum Jahre 1853: 90 Gemarkungen ganz, 60 
theilweife fonfolivirt worden, während weitere 86 Gemarkungen in der Konfolida« 
tion begriffen find. Aud in Bayern ging man ftetS von der Anſicht aus, daß 
der beabfichtigte Zweck nur auf ähnlichen, gefeglihen Grundlagen zu erreichen fei. 
Die königlihe Staatsregierung fuchte daher im Jahre 1822 und 1827 in dem 
Entwurf eines Kulturgefeges die Arrondirung zu orbnen, und als die Erlaffung 
eines allgemeinen Kulturgefeges an den innern, in der Sache jelbft liegenden 
Schwierigkeiten fcheiterte, legte fie dem verfammelten Landtage im Jahre 1856 einen 
Gefeg-Entwurf über Zufammenlegung der Grundftüde vor. Zwar gelangte dieſer 
Gegenftand damals nicht mehr zur Erledigung; doch wurde von dem Referenten des 
betreffenden Ausſchuſſes ein umfaflender, dem Entwurf im Wefentlichen beiftimmen- 
ber Vortrag erftattet und hierauf die Zwifchenzeit bis zum nächſten Yandtage zu 
einer einläßlichen Revifion des urfprünglihen Elaborates benügt. Möchte die nächſte 
Zukunft aud in Bayern das Arrondirungsgeſetz entftehen fehen, nachdem das Be- 
dürfniß eines die Arrondirung erleichternden Gefeges von der immenfen Mehrheit 
der Landwirthe erkannt ift! Allerdings find aud ohne ein die Arrondirungen 
erleichterndes Gefeg, folhe bereits zu Stande gefommen. So hat der Bezirks-Geo— 
meter Wenglein in Münden allein 30 Ortihaften mit 473 Yamilien einer 
Gefammtfläche von 23,807 Tagwerk à 40,000 Duadratfuß arrondirt. Die 570 Par: 
cellen des Dorfes Bud mit 16 Familien wurbe in 16 zufammenhängende Kom 
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plexe gebracht und die 77 Familien der Dörfer Kirch- und Straßtrudering erhielten 
ihre 2659 Tagwerke umfaſſende Flurarea, welche früher in 2069 Parcellen zer 
jplittert war, nunmehr in 110 Kompleren. Solde Erfolge find gleihwohl nur 
möglich bei einem Bezirks-Geometer, der ſich des unbedingteften Vertrauens einer 
intelligenten, thätigen und ftrebfamen Bevölferung erfreut; aud wird hiedurch meift 
nur ein faktifcher, hie und da fogar höchſt bebenfliher Zuftand gefchaffen, ſobald 
nicht eine gefeglich zu orbnende Bereinigung ver auf ven Grund und Boden Be- 
zug habenden Rechtsverhältnifje, insbefondere der Grundlaſten und Hypotheken 
damit Hand in Hand geht. 

Ueberall da, wo das Wirthſchaftsſyſtem aud nad Eintritt der Kulturfreiheit 
die Bebauung in drei Feldern (Dreifelderwirthichaft) beibehalten hat, ift dem In— 
tereffe des Aderbaues häufig ſchon dann wefentlicd genügt, wenn die Parcellen in 
jeder Flur möglihft vermindert und der Bau von Früchten in die Brache erleich— 
tert wird. Diefe felderige Arrondirung, welche gewöhnlich von ven drei Ge— 
jfammtflähen ver Dreifelvderwirtbichaft ausgehend jedem Befiger das Aderland zu 
je einer Parcelle in Sommer: Winter- und Brachfelder vereinigt, aber doch alle 
Felder in drei Gruppen vertheilt läßt, wird von der flurlichen unterſchieden, 
welche Felder und Wiefen ohne Rückſicht auf das Wirthſchaftsſyſtem in je einen 
Kompler oder höchſtens in zwei vereinigt. Können babei die Komplexe radienförmig 
um das Heine Dorf herumgelegt — und fann jeder Wirthſchaftshof an die Spige 
feines Kompleres geftellt werben, fo entfteht vie Totalarrondirung ver- 
bunden mit ben Bortheilen, weldhe das jociale Zufammenleben bietet. Die Gefeg- 
gebung fucht nach Verſchiedenheit der Berhältnifje beide gleihmäßig zu fördern. 

1I. Gebundenbeit und Theilbarfeit der Landgüter. Mit dem 
Streben nady Vergrößerung der PBarcellen (Arrondirung) geht häufig eine Verklei— 
nerung ber Landgüter felbft Hand in Hand; und findet bei normaler Bewegung 
alsdann gleichfalls ihre wirthſchaftliche und fociale Berechtigung; denn aud bie 
Gütergröße ift der Ausdruck der Nothwendigfeit innerhalb gegebener Zeit und 
gegebenen Ortes. Schon von der Mitte des vorigen Jahrhunderts an unterfchie- 
den die bayeriſchen Kulturmandate ftrenge zwiichen Parcellenver- 
größerung und Landgüter-Berfleinerung. So legten die Mandate von 1762 bis 
1808 ein vorzüglices Augenmerk auf die Aufhebung ver bisherigen Gebundenheit 
der bäuerlichen Güter (des ſog. Hoffußes) und auf die Zerträmmerung allzugroßer 
Komplexe; ſchon das churbayeriſche Generalmandat vom 24. März 1762 beftimmt, 
daß die größeren, in ganzen, halben und Viertels-Höfen beftehenden Bauerngüter 
nit nur zertrümmert werben dürfen, fondern daß — im Geiſte der Gefeggebung 
damaliger Zeit — das Gut, wenn diefes mit dem vorhandenen Vieh nicht hin- 
länglidy befchlagen werben könne, von der Grundherrſchaft oder ver Obrigkeit von 
Antswegen zerträmmert und in Kleinere Güter vertheilt werben folle, jedoch der— 
geftalt, daß jede Parcelle mit einem befondern Maier verfehen werde und babei 
nicht viel minder als 1/, Gut betrage. Die fogenannten Zubau-Güter, welche in 
ganzen Huben, Sölden u. dgl. einen eigenen Maier wohl tragenden Bauerngütern 
beftehen, jollten fernerhin verboten fein, und namentlid dann, wenn fie der Eigen- 
thümer nicht „mit eigenem Rüden befigen fünne oder wolle, verkauft werben, 
Gleichzeitig mit diefen Mandaten erfchienen andere, welche als Korreftiv für bie 
Bodenparcellirung den Umtaufh und die Zufammenlegung allenthalben zerftreuter 
Gutsparcellen (Arrondirung) mit Nachdruck zu förbern fuchten und hiebei felbft vie 
Laudemial-Erhebung nachſahen. Diefem Stanppunfte ift Preußen und Bayern 
bis jegt vollfommen treu geblieben; beide Staaten juchen den buch die Entwid- 
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lung der deutſchen Agrarverhältniffe hervorgerufenen Mißſtänden der Parcellirung 

- zu begegnen und bie dem neuern Stande ber Wirthſchaftsſyſteme entfprechenve 
Bergrößerung berfelben zu unterftügen, verbieten oder erſchweren jedoch keineswegs 
die Bebauung eines Heinen Gütchens. So fennt namentlidy die preußifche Gefep- 
gebung fein Verbot der Wieberabtrennung bereits arrondirter Grundſtücke; ebenjo- 
wenig der bayerifhe Entwurf. Beide gehen vielmehr von der Annahme aus, daß 
die arrondirte Arena, fei fie groß oder Hein — den wirtbichaftlihen Anforderungen 
entfprehe und nur unter dringenden Umftänden von dem Eigenthümer wieder zer- 
jplittert werbe, 

Andere Anfichten hierüber haben fih in Württemberg und Sadjen 
gebildet. Die Zerfplitterung des Bodens ift nämlich in Württemberg theilmeife fo 
weit gebiehen, daß Parcellen von Quadratklaftern fi finden; an der Bebauung 
eines Heinen Stüd Feldes betheiligen fi häufig mehrerer Familien. Nah Seu- 
bert betrug die Zahl der rein vom Feldbau lebenden Familien im Jahre 1846 
über 172,000, ferner zählt man 1853: 2737 Güter mit 50—100 Morgen, 
1163 Güter mit 100—200 Morgen, 1032 Güter mit 200 und mehr Morgen; 
die Familien mit 50—100 Morgen madten daher 1/ga, die von 100—200 Mor- 
gen 1/ıyg, die mit 200 und mehr Morgen 1/;eg, ſämmtliche über 50 Morgen 
bewirthichaftende Familien 1/3, aller rein vom Feldbaue lebenden Familien aus, 
während die übrigen 97 Procent ſämmtlicher nur Aderbau treibender Familien je 
weniger ald 50 Morgen in Bewirtbfhaftung hatten; nad) Sid beträgt die gefammte 
landwirthfchaftlich benutte Fläche in Württemberg nahe an 4 Millionen Morgen; 
bie größeren Güter über 50 Morgen nahmen von ber bebaubaren Area nur fo 
viel ein, daß über 31/, Millionen übrig blieben, von benen 200,000 Morgen die 
Gewerbe treibende Landbevölkerung einnahm, wornad die übrigen 167,000 Famt- 
lien 3 Millionen Morgen, oder 18 Morgen per Familie zu bebauen hatten, 
wobei dann freilich die Staats- Korporationd- und Adelsgüter ebenfomwenig wie 
Weinberge, Weiden, Blumen-, Luft- und Baumgärten abgezogen waren. Es rech— 
net deßhalb Dinkel (bäuerliche Krebitverhältniffe in Württemberg) 55,000 Yami- 
lien, welche je nur 9 Morgen befigen und nimmt an, daß weitaus die Mehrzahl 
der bäuerlichen Familien im Nedar- und Schwarzwalpfreife nicht einmal vie Hälfte 
des obigen Durchſchnittes, alfo weniger als I Morgen landwirthſchaftlich benug- 
barer Fläche befige, an oder unterhalb der Grenze eines Unterhaltminimums an- 
gelangt fei und den Namen von Bauernwirthihaften nicht mehr verbienen, dem- 
ohngeachtet aber doch felbftändige Iandwirthichaftliche Unternehmungen feien. Diefe 
Bildung fo vieler Heiner (lebensunfähiger) Bauernwirthſchaften wird von den Einen 
als Folge ver freien Verfügbarkeit über Grund und Boden betrachtet und daraus 
ein Vorwurf gegen vie Gefeßgebung abgeleitet, die in andern Ländern durch gegen- 
theilige Beftimmungen mit der Bobenzerfplitterung die Bildung eines bäuerlichen 
Proletariats zu verhüten ſucht. In Sachſen namentlih wurbe der Verkleinerung 
der Anwefen entgegen zu wirken geſucht; bort beruhte die Gefchloffenheit des bäuer- 
lichen Grundbefiges urſprünglich auf einem mangelhaften Gefete von 1766, wel- 
ches ſchon wegen der neuen Orunbftener-Regulirung einer Wenderung bedurfte, 
Regierung und Stände ließen durch das Beifpiel Preußens und Süddeutſchlands 
fi nicht bewegen, vie freie Theilbarfeit des Grund und Bodens zu defretiren. 
Die Hauptbeftimmung des vesfallfigen Gefeges liegt nun darin, daß 1/, von jeber 
geſchloſſenen Stelle, wie fie 1843 beftand, nad Steuereinheiten bemeſſen auf ein- 
mal oder nad und nad) abgetrennt werben dürfe, und diefes Drittel beliebig wei- 
ter theilbar werde, während vie anderen 2/, für immer beifammen bleiben mäffen, 


316 Candwirthſchaſt. 


Der Umſtand jedoch, daß gerade jene Orte, in welchen die Grundſätze der freien 
Bewegung in Grund und Boden früher anerkannt wurden, eben auch keine beſon— 
vers kleinen Güter zeigen, einzelne Gegenden, z. B. Niederbayern, trotz der Kul— 
turmandate große Güter beſitzen, möchte doch darauf hinweiſen, daß die Güter- 
größe nicht als Folge der freien Verfügbarkeit des Grund und Bodens aufgefaßt 
werden dürfe, ſondern daß dieſelbe vom Zuſtande der Geſetzgebung unabhängig ſich 
geſtaltet, und die Bewirthſchaftung kleiner Güter Rückſchritt und Fortſchritt der 
Nation ſein könne. Die Größe der Güter iſt der Ausdruck wirthſchaftlicher Noth— 
wendigkeit und von der freien Verfügbarkeit über Grund und Boden bei normalen 
wirthſchaftlichen Verhältniſſen unabhängig. In der Landwirthſchaft pflegt ſich der 
- Eigenthümer neben dem niederſten Zins für die in die Wirthſchaft geſteckten Kapi— 
talien noch den lanvesüblihen Lohn für feine und feiner Familie Arbeit zu berech— 
nen; fo bald der landesübliche Taglohn dauernd niederer fteht, als der bei Fleinen 
Gütern vom Eigenthümer für feine Arbeit berechnete Lohn, jo entfteht das Beftre- 
ben nad) dem Befige eines Gütchens Bis fid) daher die Phrafe, Württemberg fei 
ein Aderbauftaat und bürfe die Inpuftrie ungefcheut vernachläffigen, beim Mangel 
an Berbienft in Fabriken recht Har in den niederen Taglöhnen ver Aderfnechte als 
unhaltbar erwies, war es jevem nahe gelegt, im felbftftändigen Landbau etwas mehr 
ats im Taglohne zu verbienen; die VBernadläffigung der Fabrifinduftrie wies auf 
Bebauung der Hleinften Güter. Diefes Streben wurde durch einzelne Partieen des 
Landes unterftügt. Alle Thäler, welche eine Anwendung des Gefpannes ausſchließen 
oder erjchweren, zeigen eine Tendenz nad Heinen Gütern, fie find das geeignetfte 
Objekt, von dem aus die Zwergwirthſchaften ſich ausbilden, da bier bei nieveren 
Löhnen der Zwergbauer mit vem Geſpannbauer der Ebene nod) konfurriven kann. 
Ferner wird die Bodenzerfplitterung auf hödhft thärigen Boden mit hohem Rein: 
ertrag fi finden, bei mweldhem die Anwendung eines großen Maßes Arbeit auf 
dem geringften Flächenraume fid) lohnt, wie beim Baue des Tabaks, Hopfens, der 
Karden und zum Theile der Zuderrübe. 

Kleine Güter treffen wir daher bei höchſt thätigem, dann bei einem mit Ge- 
ſpann fchwierig zu bearbeitenden Boden, wo das Berhältnig der Menjchenarbeit 
zum Betriebsfapitale zu Gunften des erfteren prävalirt. Wo dagegen die vermehrte 
Arbeit den Ertrag nicht erhöht, wie bei ven Weidewirthichaften des Niederrheing 
und Hollands, wird man nach Heinen Gütern vergeblich fuchen, felbft dann, wenn 
bei jedem Erbfalle Realtheilung einträte, Der Befiger einer Heinen Weidewirthſchaft 
fieht gar bald ein, daß er beim Mangel entſprechender Arbeitsgelegenheit zu viel ver: 
zehrt und beffer fein Gut an den Großbeſitzer veräußert. Der Getreivebau ber 
Ebene und des mäßigen Hügellandes ift endlich der eigentliche Förderer ber mitt- 
leren Güter. Der Aderbau hindert nämlich die lohnende Bewirthſchaftung eines 
etwa 9000 Fuß vom Hof entfernten Grunpftüdes viel mehr als deſſen Benugung 
zur Weide; überbieß forbert der Aderbau die ganze Kraft und Aufmerkſamkeit eines 
Wirthichafters. Diefem wirthfhaftlihen Drange müffen fogar die englifhen Grund— 
befigungen folgen, welche regelmäßig in Stüden zu 200 Acres verpachtet find. Eng: 
land braudt vie felbftändige Bebauung, Hleiner Grundſtücke feineswegs zu verbieten; bie 
Natur der Sache verbietet dies felbft in einem Lande, in welchem bie Induftrie die Löhne 
erhöhte. Wollte 3. B. in England eine württembergifche Zwergwirthſchaft eingerichtet, 
jedes Gefpann und Fuhrwerk abgefchafft, das Futter für die Kuh in einem Bündel nad) 
Haufe getragen, ver Dünger mit einem Karren hinausgefchafft werben, fo würde ſich in 
den Aderbaubiftriften fein englifcher Arbeiter dazu entſchließen können; denn da bei 
arrondirtem mittelgroßen Beſitzthum bei höchſt forgfältiger-Aderbeftellung und ven 
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entſprechenden Wirthſchaftsbetriebsmitteln auf etwa 14 preußiſche Morgen ein Arbei- 
ter trifft, der in England per Tag faft einen Vereinsthaler (21/, Sh.) empfängt, 
jo wird biefer Arbeiter ſich unmöglich mit ver felbftändigen Bewirtbfhaftung von nur 
2 oder 3 Morgen im Getreivebau, wo er den Reinertrag nicht erhöhen fann, befaf- 
jen können; er würde ja kaum 60 Thaler vom Morgen Rohertrag empfangen, 
und nah Abzug des Pahtihilings faum 1/; Thaler täglich als Lohnvergütung 
fih berechnen können. Wollte auch ein folder Afterpächter nur in einer Erdhöhle 
wohnen, außer feiner Arbeit an Betriebsfapitalien gar nichts aufwenven, fo würde 
er doch bald gewahren, daß er gegenüber dem Aderfnechte zu ſchlecht daran ift. 
Ebenfo in Ungarn, das in der etreiveregion bei normalen Berhältnifjen 
große Mittelgüter zeigt. Auch dort ift der Verſuch nad) Gründung von felbftän- 
digen Zwergwirthſchaften fofort gefcheitert, und es erklärt fi) hieraus, wie bie 
öfterreichifche Negierung in die Lage kommen konnte, die fleifigen Schwaben, ftatt 
ihnen das dünnbevölkerte Ungarn bereitwillig zu öffnen, an der Grenze zurüd- 
zuweiſen, da der kleine wirthichaftliche Betrieb felbft nicht den a ea: hen 
zu ernähren vermocht hätte. Denn wenn 2 öfterreihifhe Joh 10 Malter Weizen 
bringen und 1/, Joch 20 Gentner Klee, jo hat ver Kolonift bei Weitem nicht die 
Mittel, eine Kuh zu halten; die 10 Malter geben ihm, vom Weltmarkt entfernt, 
etwa 33 Thl., was niemals Hinreicht, feine Bebürfnifje zu deden, jelbft dann nicht, 
wenn ihm die Regierung den Boden fchenft und die Steuern erläßt. — Die 
Diftrifte des Getreivekaues zeigen daher Mittelgüter, an die ſich Heine nur zur 
Ergänzung anſchließen. Einen intereffanten Beleg für diefe Annahme bilden bie 
Pfälzer-Rolonieen am Niederrhein. Obgleih die Kultur des Tabaks, dann der, 
Weinbau die lohnende Bewirthſchaftung aud eines Kleinen Gutes geftatten und bie 
Pfälzer deßhalb die Bebauung Heiner Gitchen lieb gewonnen haben, find vie Pfälzer 
in Louifendorf und Pfalzborf (Niederrhein) doch fofort von der Bewirthichaftung 
Heiner Gütchen abgegangen, als ſie fih in den Diftriften des reinen Getreidebaues 
nieberließen , und obgleih fie unter der preußifchen Herrfhaft Niemand an ber 
Atomifirung des Bodens gehindert hätte, haben fie doch die größern Adermwirth- 
haften erhalten. — In der Region des Getreivebaues werden die reinen Ader- 
wirthſchaften immer mittelgroß bleiben, fo lange nicht äußerſt gebrüdte Löhne eine 
krankhafte Erfheinung verurfahen. Wäre 3. B., wie einige Zeit in Irland, ver 
Taglohn in England ftatt 1 Thaler nur 1/, Thaler, fo wäre nad) obiger Annahme 
die Bewirthſchaftung Heiner Parcellen in Afterverpadhtung aud in England nod 
lohnend und eine um das Wohl ihrer Angehörigen beforgte Regierung könnte ihr 
auch mit Grund nicht entgegentreten. Wenn daher in Württemberg und theilweiſe 
in Sachſen, dann in einigen Orten Bayerns die Bildung Heinfter felbftändiger 
Ackerwirthſchaften in bedenklichem Grabe vorgefchritten ift, jo deutet Dies nur darauf 
bin, daß die Entwidlung der Induftrie einen entſprechenden Fortſchritt nicht 
gemacht und die Arbeitslöhne nicht entfprechend gehoben hat. Die Bildung Meiner 
Bauernwirthſchaften in Getreidebau hängt nur von der geringen Höhe des üblichen 
Taglohnes ab; der Zwergbauer befindet fi dann in Feiner bevenklichern Lage, als 
die Mehrzahl der übrigen Bevölkerung auch, und das Land leidet dann eben im 
Allgemeinen an der Kalamität eines nietern Lohnes; die Zwergwirthſchaft im 
Getreidebau führt erft durch den Umftand zu einem erhöhten Maße von Armuth, 
daß der Zwergwirth namentlich in engen, das Geſpann ausjchliegenden Thä— 
lern, ein Uebermaß von Arbeit aufwendet und ſich tobt arbeitet, ohne ſich deffen 
ar bewußt zu werben. Denn während ver Arbeiter des Weidediſtriktes fogleich feine 
Heimat verläßt, ſobald feine Dienfte nicht mehr genügend gezahlt werden, fehlt dem 
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Zwergwirth — mit der dauernden Arbeitsgelegenheit zufrieven, — das Bewuft- 
fein, daß feine Arbeitsgelegenheit nicht mehr lohnt, und nur infofern hatten die 
wirthſchaftlichen Zuſtände Württembergs in ven legten Jahren mit der Bodenzer— 
fplitterung zu thun. 

Hiemit will jedoch keineswegs ver höchſt bevenklihe Einfluß dieſer Zwerg— 
wirthſchaften geläugnet werben. Sie deuten regelmäßig auf wirthſchaftlich abnorme 
Zuftände bin, nur ift die freie Verfügbarkeit über Grund und Boden nicht Urſache 
der Bopenzerfplitterung, im egentheil diefe nur ein Symptem kranker Zuftände, 
wie fie namentlich in Württemberg in den verflofjenen Jahren hervorgetreten find. — 
Die erleihterte Anſäßigmachung und Berehelihung, die in den Gemeinden dritter 
Klaffe nur den Nachweis eines Vermögens von 400 fl. vorausfegte, dann die 
Gleihgültigkeit gegen die Induſtrie — gegen Fabrikweſen herrſcht wahre Erbitte- 
rung — drängte die Bevölkerung in die landwirthſchaftliche Thätigfeit. Bon 1838 
bis 1848 ftieg die Summe der Unterpfantsfchulden jährlih um 4 Millionen, die 
bei Ganten an die Gläubiger zur Bertheilung gefommene Summe von 1%/, Mil. 
im Jahre 1833 auf 8%/,, Millionen im Jahre 1847, und erreichte im Jahre 
1848 die Summe von 14 Millionen; die folgenden Jahre wieſen nod höhere 
Ziffern aus, die Heinen Wirthichaften ohne Nebenverbienft geftatteten Feine entſpre— 
chende Schuldentilgung, und als 1842 mit dem Mißwachs des Futters die Reihe 
ver Fehlernten begann, welcher 1845 Mißwachs des Getreides und der Kartoffeln, 
dann des Weines folgte, fo daß in 10 Jahren nur eine einzige Ernte über Mittel 
eintrat, und im Getreide allein ein Schaden von mehr als 50 Millionen bemerkt 
wurde, und im gleichen Zeitraum von 10 Jahren die Zahl der Rinder von 825 auf 
811 Taufend, die der Pferde von 114 auf 95, der Schafe von 676 auf 458, ver 
Schweine von 178 auf 143 Taufend fiel, und nur „die Kühe der armen Leute" — 
die Ziegen fih um 25 Procent von 29 auf 42 Tauſend erhöhte, und endlich bie 
Zahl der Ganten von 1062 (1840) auf 1895 (1846) — dann von da auf 2300 
(1847), 7582 (1852), 8536 (1853) ftieg und enblih 8813 im Jahre 1854 
erreichte, von denen gewiß 1/, auf die bäuerlihe Bevölkerung traf, da überzeugte 
man fid, wie wenig bie einfeitige Ausbildung im Aderbau nüge und wie fehr fich 
die Bernadläffigung der Induſtrie ftrafe; mittlerweile hat die Induſtrie Württem- 
bergs außerordentlich Wortfchritte gemacht, und die Tage der Noth find auch am 
den wärttembergifhen Landwirthen vorübergegangen. — Bon der einfachen 
Dismembration aus wirthſchaftlichen Erwägungen unterfheidet man die Hof- 
metzgerei, welde ziemlich allgemein als verderblich bezeichnet wird. Diefem 
fucht in Bayern das Geſetz über gewerbsmäßige Gutszertrümmerung entgegen zu 
treten. Dies Gefet läßt die Frage, ob es nothwendig und gerathen fei, dem natür- 
lichen Güterverkehr durch Feftfegung eines Abtrümmerungs-Minimums zu befchrän- 
fen, offen, und tritt nur jenen Zertrümmerungen entgegen, welche, ohne wirthſchaft— 
lihe Motive veranlaft, den Anfauf und die Wiederveräußerung von Boden nur 
zum gewerbsmäßig ausgebeuteten Gegenftande gewinnfüchtiger Spekulation machen. 
Diefe Parcellirungen find aud in Bayern, troß der fonft allgemein anerfannten 
Freiheit des natürlichen Güterverkehrs, allenthalben als verwerflich bezeichnet wor⸗ 
den, weil fie den großen Grunpbefig auch da vernichten, wo ein Bedürfniß für 
feine Verminderung nicht befteht; fie machen Grund und Boden zum Gegenftand 
der Hanbelsipefulation und verrüden hiedurch die natürlichen Berhältniffe des Güter- 
werthes. Das bayerifche Geſetz von 1852 beftimmt deßhalb: Wer die parcellen- 
weife Veräußerung landwirthfchaftlicher Gutstomplere gewerbsmäßig betreibt, 
desgleichen, wer folhen Unternehmungen als Zwifchenhänpler in irgend einer Weife 
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gewerbsmäßig Vorſchub leiftet, foll mit Gefängniß bis zu 3 Monat und mit einer 
Geldbuße von 100—1000 Gulden beftraft werben, melde Strafe fih im Falle 
ber Wieberholung bis zum Doppelten erhöht. Als gewerbsmäßig hanvelnd gilt der, 
welcher ſich bei der parcellenmweifen Veräußerung von menigftens 3 lanpwirthichaft- 
lichen Gutskomplexen auf eine der oben bezeichneten Arten in gewinnfüdr 
tiger Abficht betheiligt. — Wir bezweifeln den innern Werth eines ſolchen Gefeges; 
bie Aderbau-Interefjen felbft werden das richtige Maß zwifchen Beſitzloſigkeit und ſchäd⸗ 
lichen Latifundien halten. Schon findet das, eine freie Bewegung hindernde ſächſiſche 
Geſetz troß vielfachen Lobes auch feine Ankläger. So theilt Advokat Bernhard Miller 
in Dresden mit, daß zwar bereits 1637 bie Zertheilung ber Güter in ven ſächſiſchen 
Erblanden einer Beſchränkung und Beauffihtigung unterworfen worben fei, indem bei 
Hufengütern mindeftens 1/,, bei halben Hufen mindeftens 1/,, bei ſchwachen Gütern aber 
mindeftens 1 Ader als konfolivirt betrachtet wurbe, Diefe Mafregeln ſollen durch das 
Stenerinterefje hervorgerufen worden fein, weil durch die Abtretungen nicht nur 
die Erhebung fchwieriger, fondern auch eine geringere Solvenz folder Gutsfomplere 
befürchtet wurde, In der Oberlaufig beftanden dagegen gar feine gefeglihen Be— 
Ihränfungen ver Dismembrationsfreiheit; biefe bedurfte nur der gutsherrlicen Ein- 
willigung. Die Landesverfaffungsurfunde von 1831 fiherte in $.14 ebenfalls vie 
unbeſchränkte, freie Gebahrung mit dem Eigenthume zu. Erſt der auf dem Land— 
tage 1842/43 eingebradhte Gefegentwurf beabfichtigte die Abtrennung der Parcellen 
vom Wirthihaftshofe zu verhindern. Bis dorthin hatte man aber nur in fehr 
geringem Grade über die ſpekulative Zerfchlagung ganzer Gutskomplexe zu 
Hagen gehabt. Die Dismembrationen waren zum großen Theile eine Folge ber 
überaus rafhen Vermehrung der Bevölkerung, welde aud ein Bedürfniß nad) 
neuen Wohnplägen hervorrief. Die Zahl der alljährlich auf dem Lande nenentftan- 
denen Grundſtücke fol ſich durchſchnittlich auf beiläufig 700 jährlich belaufen haben. 
Schon damals fürdhtete man, daß durd die Erſchwerung der Theilbarfeit des Grund- 
befiger8 die Zahl der Befiglofen vermehrt werben würde. Nah B. Millers Annahme 
wäre nun biefe Befürchtung nur zu begründet gemefen. 

II. Wiefentultur-Gefegße. Der intereffante Weg, den die agrarifche 
Entwicklung in Deutſchland durchſchritt, zeigt ſich insbeſondere auch in ber gefet- 
lichen Regelung ver Ent- und Bewäſſerungsunternehmun— 
gen. Der GStrebung des Sahrhunderts nad Kulturfreiheit und Auflöfung 
aller, eine Gemeinfamfeit des Wirthſchaftsſyſtems bezwedenden Einrichtungen folgte 
‚gar bald die geſetzliche Regelung der Kulturthätigkeit durch Bildung freier, mit 
gewiſſen Rechten ausgeftatteter Kulturgenoffenfhaften. War Kulturfreiheit ſchon bei 
der Zerfplitterung des Aderlandes ſchädlich, ſo hemmte fie geradezu jede Verbeffe- 
rung der Wiesgrundftüde. Niemand konnte ſich zur Herftellung einer Bewäfferung 
des Bodens entfchließen, fo lange er nicht gewiß war, daß fein Nachbar ihm ven 
Bezug und ben Abfluß des Waflers auch immerhin geftattete. Die Barcellenbildung 
erfolgte ohne Rüdfiht auf die Möglichkeit des Wafferbezuges oder der Wafler- 
ableitung; die Durchführung der Kulturen erforderte daher, wenn überhaupt ein Auf- 
ſchwung möglich fein follte, daß das Kulturobjeft als ein technifches Ganzes betrach— 
tet werde und die Eigenthümer ſich ſoweit als eine Einheit anſehen. Die agrarifche 
Geſetzgebung Deutſchlands fieht deßhalb mit Recht in der Bildung gefeglich berech— 
tigter Genoſſenſchaften ein vorzugsweife wirkſames Mittel zur Beförderung ber Be- 
und Entwäflerusigs-Unternehmungen, indem die Durhführung der größern und 
wichtigern Kulturanlagen zunächſt nur durch ein geregeltes Zufammenmwirken mehre- 
ver Örundeigenthämer möglich iſt. Schon das großherzoglih heſſiſche Wie- 
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ſenkulturgeſetz vom 7. Oktober 1830 ordnet deßhalb die Einigung der aktiv 
Betheiligten und eine Vertretung derſelben durch Bevollmächtigte an. Das 
preußiſche Geſetz über die Benutzung der Privatflüſſe vom 28. Februar 1843 geht 
hierin noch weiter, indem es ($$. 56—59) nicht nur die freiwillige Bildung und 
Autonomie der Genofjenfhaften ausprüdlic geftattet, jondern aud beftimmt, daß 
bei jenen Unternehmungen zur Wafferbenugung, deren Bortheile einer ganzen Ge- 
gend zu gute fommen und nur durch gemeinfames Wirken zu Stande zu bringen 
und fortzuführen find, die Betheiligten zur gemeinfamen Anlegung und Unterhal- 
tung der erforderlichen Waſſerwerke durch landesherrliche Verordnungen verpflichtet 
und zu beſonderen Genoffenfchaften vereinigt werden können. Sehr ausführlich find 
auch die Beftimmungen über die Biltung der Genofjenfhaften in dem hanno— 
ver'ſchen Geſetze vom 22. Auguft 1847 über Ent: und Bewäfferung ber Grund— 
ftüde und Stauanlagen — wonach die Befiger jener Grundſtücke, deren Be- und 
Entwäfferung durch die Anlage bewirkt wird, in ber Regel zur Theilnahme an ber 
Genofjenfhaft verpflichtet find. Der württembergifche Entwurf eines Ge- 
fees über Be- und Entwäfferungsanlagen vom Jahre 1843, fowie das badiſche, 
dann das bayeriſche Gefeg vom 28. Mai 1852 ftimmen bezüglich ber 
Bildung und Vertretung der Genoffenfchaften mit einander überein. Die Bildung 
der Genoſſenſchaften zu Zmweden ver Landeskultur und die Regelung ihrer inneren 
Berhältniffe ift hienad) frei, deren gültiger Beftand aber von der Prüfung und Ge- 
nehmigung des Unternehmens abhängig gemacht, die Wahl des Ausihuffes an 
gewiffe, übrigens nit allzu beengende Formen gebunden. So oft fi nämlich 
zum Zwecke ver Herftellung einer gemeinſchaftlichen Be- oder Entwäfjerungsanlage 
mehr als drei Grundeigenthümer vereinigen, fo können biefelben jederzeit eine Ge— 
noffenfhaft bilden; fie müfjen ſich aber genofjenfhaftlid einigen, wenn e8 ſich um 
ein derartiges Unternehmen handelt, welches einen unzweifelhaften, überwiegenden 
landwirthichaftlihen Nugen gewährt, fi) auf eine beveutende Grundfläche erfiredt 
und ohne Ausvehnung auf fremde Grunpftüde oder zmangsweife Entwehrung unbe- 
weglichen Eigenthums nicht ausführbar ift, wenn ein ſolches Unternehmen von ver 
Regierung als ein Unternehmen für öffentliche Zwede erklärt werden fol. Die Wie— 
fengenofjen legen ihre Rechte in die Hände einer Vorſtandſchaft, welche unter Zu- 
ziehung von Wiefenbauverftändigen ven Wafjervertheilungsplan entwirft, die Wie- 
fenorbnung unter Genehmigung der Verwaltungsbehörbe feftjegt und den Vollzug 
berjelben durch verpflichtete Wiefenaufjeher überwachen läßt. Die Aufnahme in vie 
Genoſſenſchaft jelbft und die Entlafjung aus derſelben müſſen im Intereffe ver Kul- 
tur zwar möglichft erleichtert werben; jedoch ift hier überall das anerkannte Be— 
dürfniß als maßgebend zu bezeichnen und dafür Sorge zu tragen, daß bie Inter 
eflen der beftehenden Genoſſenſchaften nicht gefährbet, bei fpäterm Hinzutritt 
ein angemefjener Theil an den Anlagefoften erfegt und ebenjo die durch die Auf- 
nahme oder Entlafjung verurfahten Auslagen refp. Mehrtoften durch die Veran— 
laffenden vergütet werben, Nach diefen Direftiven beftimmt denn auch das bayerifche 
Geſetz, daß jedes benachbarte Grundſtück auf Verlangen des Eigenthümers in bie 
Genofjenfhaft aufgenommen werben müſſe, wenn basfelbe feine Be- oder Entwäfle- 
rung auf die zwedmäßigfte Weife hiedurch erhalten kann, und die Anlage hinreicht, 
um ohne Nachtheil für die bereits vorhandenen Mitglieder dem gemeinfamen Be- 
bürfniß zu entjprechen, wobei dann das neu hinzugelommene Grundſtück einen an- 
gemefjenen Theil an den Anlagekoften zu erfegen und — wenn die Aufnahme 
nur mittelft befonderer Einrichtungen oder Abänderungen in der Anlage bewirkt 
werben kann, — die biezu erforberlichen Koften im voraus zu entrichten hat. Die 
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Ausſcheidung aus der Genoſſenſchaft erfolgt in zwei Fällen, wenn ber einzelne 
Genoſſe feinen Genofjenfhaftszwed gar nicht mehr oder doch nicht fo gut als in 
einer andern Genoffenfchaft erreichen faun, dann wenn deſſen Ausfcheiden im In— 
terefje der Gefammtanlage nöthig ift. Im erftern Ball haftet der Austretende der 
Genoſſenſchaſt für feinen Antheil an ven entftandenen Anlage- und Unterhaltungs- 
foften, im letztern erfegt die Genoffenfhaft dem ‚ausgeftoßenen Genoffen feinen 
Antheil an den Anlagefoften. Zur Theilnahme an folgen gemeinfchaftlihen An- 
lagen können in Anfehung des benöthigten Areals und zur Tragung ber Herftel- 
lungs- und Unterhaltungstoften die Eigenthümer von Orundftüden gezwungen wer- 
den, wenn das Unternehmen nur hiedurch zwedmäßig ausgeführt werben kann, und 
bie Eigenthümer von wenigftens 2/3 der gefammten Kulturfläche fich für das Unter- 
nehmen erflärt haben. Die dauernde Lebenskraft folder Genoſſenſchaften fichert pie 
Geſetzgebung noch dadurch, daß fie die Herstellungs- und Unterhaltungstoften als 
Reallaft der betreffenden Grunpftüde erflärt. 

Ein zweites Moment zur Hebung der Wieſenkultur lag in der ge— 
fegliden Regelung der Wafferrehte. So lange man nicht wußte, 
wen das Waſſer gehört, konnte von einer Durchführung großer Unter— 
nehmungen wohl nicht die Rede fein. An Kapital und Unternehmungsmuth hätte 
es in neuerer Zeit der Landwirthſchaft nicht gefehlt, tie beſtehenden Eigenthums- 
verhältnifie boten aber unüberfteigliche Hinvernifle. Den Wafjernöthen ver Landwirth- 
haft mußte in doppelter Beziehung abgeholfen werben einmal durch die Er- 
möglihung der Erlangung einer entſprechenden Borfluth bei 
Entwäfferung und fovann durd Zumeifung des zur Bemwäfferung 
notbwendigen Waffers. In erfterer Hinficht beftimmte vie frühere, im 
Deutſchland geltende, Geſetzgebung im Wefentlihen nur, daß die niedriger gelege- 
nen Orundftüde von den höher gelegenen jenes Waffer aufnehmen müſſen, weldes 
nad feinem natürlichen Laufe davon abfließt. Die moderne Agrar-Gejeggebung 
ging hierin weiter und ermöglichte insbefondere vie Ableitung des Waſſers aud) 
über fremde Grundſtücke und wider Willen des fremden Grundeigenthümers. In 
Preußen ermöglicht der durch das Gefeg vom 11. Mai 1853 auf Entwäfjerung 
angewandte 3, Abfchnitt des Geſetzes vom 28. Februar 1843 die Durchführung 
großartiger Entwäfferungs- Anlagen. Für den Bezirk des Appellationsgerihts Köln 
und des Suftiz- Senats Ehrenbreitftein enthält ver Gefegentwurf wegen Berfchafr 
fung der Borfluth die Beftimmung, daß jeder Grundeigenthümer, der feine Grund— 
ftüde entwäffern will, in Fällen des überwiegenden Lanvesfulturinterefjes gegen 
volle Entfhädigung die Einräumung eines Servitutstrehts verlangen könne, nad) 
welchem er das Wafler von feinem Boden in offenen Gräben oder bedeckten Kanä— 
(en über fremde Grunpftüde auf feine Koften abzuleiten im Stande ift. 

Nah dem Gefeg vom 28. Mai 1852 kann behufs der Entwäfferung zum 
Zwede der Bodenkultur in Bayern der Eigenthümer eines fremden Grundftüdes 
gezwungen werben, die Ableitung des Waflers über dasſelbe zu geftatten, wenn 
die Anlage einen wejentlihen landwirthſchaftlichen Nuten gewährt und für die Be— 
loftung vorausgehende Entfhädigung geleiftet wird. 

Bezüglich der Verwendbarkeit des Waſſers zu Zweden der Bodenkultur liegt 
dem preußifhen Landrechte der Sat zu runde, daß jeder Uferanwohner 
in ber Regel von dem angrenzenden Privatfluffe Miteigenthlimer ſei und das 
Wafler nah Maß und Antheil feines Grundeigenthums im Verhältniſſe zu ven 
fämmtlihen Uferanwohnern gebrauchen könne, Derfelbe Grundſatz ift dem mehr- 
erwähnten Geſetze über die Benügung der Privatflüffe zu Grunde gelegt, nachdem 
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dee urſprüngliche Sat des Entwurfs, daß das Waſſer „nicht öffentlicher Flüſſe“ 
zur gemeinfamen Benugung aller Bewohner eines Thales zu dienen habe, fallen 
gelafjen und nur bezüglich der althergebrachten Wäflerungen Siegens ftehen gelaf- 
fen wurde. Andere Gefeggebungen find aber davon abgegangen und haben in dem 
Beftreben, ven Waflerfhägen eine ausgebehntere Gemeinnügigfeit zu verleihen, fich 
zu dem Örundjage hingeneigt, daß das Wafler allen Bewohnern eines Thales ge— 
höre. Wie Preußen die hierin der Landeskultur entgegenftehenden Hinverniffe durch 
bie Gejeßgebung vom 28. Februar 1843 bejeitigte, jo that dies Bayern durch 
fein Gefeß über die Benugung des Waflerd vom 28. Mai 1852, 

Wir verfuchen in wenigen Sägen auf ven höchſt bedeutenden Antheil an ver 
Benutzung des Waſſers Hinzumweifen, welcher ver hierin nahezu rechtlos gewefenen 
Landwirthſchaft von nun an eingeräumt worden ift. 

1. Jever Ufereigenthümer kann das an feinem Grundſtück vorbeifließende 
Waſſer eines Privatflufjes beliebig benügen, unter der Beſchränkung, 

a) daß fein einem Andern ſchädlicher Rüdftau oder Berfumpfung fremder 
Grunvftüde verurſacht werben barf; 

b) daß dem Wafler des Ausflug in das urfprüngliche Bett des Fluſſes gege- 
ben werbe, ehe dieſer das Ufer eines fremden Fluſſes berührt; doch kann aud 
bievon — foferne es ohne Benadhtheiligung Dritter thunlich ift, dispenſirt werben. 

2. Dem Fijchereiberechtigten fteht gegen Anlagen zur Waſſerbenützung fein 
Widerſpruch zu, vorbehaltlich der gerichtlichen Geltendmachung etwaiger Entſchädi— 
gungsanfprüdhe, 

3. Fremdes Waffer oder deffen Gefäll kann felbft für Grunpftüde in Anſpruch 
genommen werben, welche nicht am Fluſſe liegen, wenn jene, denen der Gebraud) 
des Waſſers zufteht, es nicht felbft benügen. Die Zuweiſung ſolchen Waſſers ges 
fohieht unter den im Art. 62, Ziff. 1—4 genau normirten Borausfegungen durch 
die Kreisregierung. 

4. Wenn durch zeitweife Benligung des einem Triebwerk zugehörigen Waf- 
ſers oder eines Theiles desjelben benachbarten Grundſtücken ein bedeutender Vor— 
theil verfchafft werben fann, ohne daß dadurch für ven Gewerbsbetrieb des Berech— 
tigten ein erheblicher Nachteil erwädhst, jo fol die Kreisregierung auf Anrufen 
der Grundeigenthümer nad forgfältiger Erhebung aller Berhältnifje die Zeiten und 
die Waffermenge für die Benügung feftfegen. 

5. Die Befiger von Mühlen, Triebwerken und Stauvorridtungen find ver- 
pflichtet, die Mühlgräben, Waſſerherde, Gerinne ꝛe. in ſolchem Stande zu erhal- 
ten, daß feine nuglofe Wafferverfhwentung zum Nachtheile anderer ftattfindet. Wird 
eine ſolche nachgewieſen, fo ift eine angemefjene Frift zur Abftellung der Gebrechen 
vorzufegen und eventuell dieſelbe auf Koften des Berpflichteten vorzunehmen. Bei 
Entſcheidung der Trage, ob und bis zu welchem Betrage das Waſſer dem Nut- 
berechtigten entbehrlich fei, muß auf den Waflerftand in trodenen Jahren und bei 
Triebwerken auf eine entfprechende Wafferreferve Bedacht genommen werben. 

6. Der Ufereigenthümer, welcher zur Bewäfjerung feiner Grundftüde ein 
Stauwerk errichten will, kann gegen vorgängige volle Entfhädigung von dem Eigen- 
thümer des jenfeitigen Ufers deſſen Benugung zum Anfchluß des Werkes in An- 
ſpruch nehmen. 

7. Wie zur Entwäfjerung, fo Tann auch behufs der Bewäfferung zum Zwed 
ber Bodenkultur der Eigenthümer eines fremden Grundſtückes gezwungen werben, 
die Zuleitung des Waffers über basfelbe zu geftatten. 

Die Folge dieſes Gefeges war die Entftehung von mehr als 60 Kultur- 
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genofienfchaften in einem einzigen Regieruugsbezirke, die Aufftellung eigener Tedh- 
niler für die Durchführung von Kulturunternehmungen, die erft durch die Wiefen- 
tulturgefege ermöglicht worden ift. | 

IV. Weideverbältniffe. Eine weitere interefiante Bewegung zeigt fich 
in der Agrargefeßgebung der jüngfiverfloffenen 100 Jahre im Streben nad 
Befeitigung der Weidewirthſchaften, dann der ſchädlichen Weide— 
fervituten. Soweit es fih um Aultivirung der Weidegrunpftüde und deren 
Umwandlung in Ader-, Wies- oder Walvland handelt, hätte bie Geſetzgebung 
füglih jevem Eigenthämer die Beſtimmung des Zeitpunftes überlaffen können, an 
bem er zu einer intenfiven Kultur übergehen würde. Die Möglichkeit derſelben 
bing ja doch zunächſt daven ab, ob vie hienach auf den Boden verwendeten 
erhöhten Arbeitsleiftungen und Kapitalien in dem gefteigerten Werth der Boden- 
probufte einen genügenden Erſatz fünven. Es ift aber für die Kulturgefetgebung 
des vorigen Jahrhunderts harakteriftiih, daß fie die Durchführung vefien, was 
fie ſelbſt als nüglich erkannte, nicht der beffern Einſicht des Landmannes felbft 
überließ, ſondern fofort mit Befehlen — Kulturmantaten — vorſchritt. Es war 
daher der Gefeggebung ganz angemefien, wenn ſie den Uebergang ver extenfiven 
zur intenfiven Kultur, welche in ber Mitte des vorigen Jahrhunderts bereits meh- 
fach Bertreter fand, zwangsweife vermitteln wollte. Sie verfuchte dies dadurch, 
daß fie die bisherige extenfive Kultur mittelft Weidenugung mit einer Abgabe 
bejehwerte, die in Aeder umgewanbelten, einen höhern Ertrag liefernden Grund» 
ftüde aber fleuerfrei ließ. So fuchten beifpielsweife die bayerifhen Kultur- 
mandate die Umwandlung ver Weide in Aderland durch 10jährige Befreiung 
von ſämmtlichen Perfonal- und Reallaften, und fpätere Minderung derfelben auf 
jährlich 11/, Procent des Gutswerthes, dann durch 10- und nahmals 25jährige 
Zehentbefreiung zu fördern, wogegen bei fortgefegter KRultivirungs- Verweigerung 
die Einziehung der Orundftüde angevroht wurde! — 

Berechtigter war ſchon das Streben der Geſetzgebung nad) Befeitigung jener 
Kulturhinderniffe, welche im Weſen des Gefammteigenthums lagen. Die intenfive 
Kultur mittelft Aufwendung erhöhter Arbeitsleiftungen ift regelmäßig nur bei Son- 
bereigenthum möglich; nur hier ift der Wirtbichafter des ganzen Nutzens aller 
feiner Arbeitsleiftungen und feines Kapitalaufwandes ficher. Die gemeinfame Bebauung 
erfcheint dagegen regelmäßig als fulturhinderndes Moment ; deren Befeitigung ift 
daher in der That ein Förverungsmittel der Landeskultur. Die Gefeßgebung be 
mächtigte fich dieſes Gegenftandes mit dem vollften Eifer. — In Hannover 
datirt das Streben nach Beförderung der Gemeinheitstheilungen von ber Verorb- 
nung für das Fürftenthum Lüneburg (31. Auguft 1800), welder eine vollſtändige 
Gemeinheitstheilungs-Dronung für dieſe Provinz unterm 25. Juni 1802 folgte, 
die fpäter auf die übrigen Provinzen ausgevehnt worden ift. Hienach fonnte, wenn 
mehrere Dörfer, Rittergüter 2c. gemeinfhaftlicd eine Gemeinheit beſaßen, jedes 
Dorf, Rittergut ꝛc. feinen Antheil für fi) verlangen (Öeneraltheilung). Zur Special: 
thetlung genügte die Hälfte der Stimmen, nad Grundbeſitz abgewogen, ober wenn 
das Nupungsrecht nicht von einem Länvereibefig abhängig war, nad Verhältniß 
des bisherigen Gemeinheitsrechtes. Welchen Anklang dieſe Beſtimmung allenthalben 
fand und welch wichtiges Förberungsmittel der Landeskultur darin erblidt wurde, 
bezeugt der Umftand, daß bis zum Jahre 1853 die Specialtheilungen der Ge- 
meinheiten auf 1857 Feldmarkungen ganz und auf 527 theilmeife zur Ausführung 

kommen find, währenn 5214 Feldmarken damals unter Bearbeitung waren, 
Säufig geht mit der Gemeinheitstheilung die BVerkoppelung (Arrondirung) Hand 
21 * 
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in Hand; beide Mafregeln haben ja venfelben Endzweck: Steigerung der land⸗ 
wirthſchaftlichen Produktion. — In Bayern hatte ſich nad dem ältern Kultur- 
mandaten jede Gemeinde in bindenver Art zu erklären, den wievielten Theil ihrer 
öden Gründe fie alljährlich zu Wiefen, Wald oder Ader kultivicen wolle; verlangte 
ferner ein Gemeindeglied eine felbftgemählte Parcelle des Gemeindeeigenthums zur 
Kultur, fo ging dieſe in das freie Cigenthum des Kulturanten über, und zwar 
unbeſchadet feines Antheils bei einer fpätern durchgreifenden Gemeindegründethei- 
lung, die nad Kopfzahl, mit Ausſchluß ver Renitenten und ftets nur unter ber 
Borausfegung der Kultivirung, erfolgte. Ein fo heftiger Angriff gegen das Syftem 
ber gemeinfamen Benügung des Borens in Form ber Weidewirthſchaft konnte 
nicht ohne Reaktion verlaufen, Ville Grundſtücke, welche befier Weide geblieben 
wären, wurben zu. Aderland kultivirt, fo daß in der Furzen Periode von 1799 
bis 1804 in Bayern allein ein Areal von 336,241 Tagwerk Gemeindeweiven 
und Waldungen abgetheilt worben iſt. Die Kalamität, welche in ben zwanziger 
Iahren über die deutſchen Landwirthe aus Anlaß der Spottpreife der Bodenpro- 
dukte hereinbrach, Hatte gewiß zum großen Theile in der von ber Geſetzgebung 
veranlaßten Veränderung des Wirthichaftsigftems mit ihre Begründung, Als neuere 
Phafe in der Entwidlung der Gemeinheitstheilungen fehen wir daher eine ftrengere 
Prüfung der wirthſchaftlichen Räthlichkeit und Nützlichkeit; in Bayern namentlich 
bat man ſich hier in der neueften Zeit zu der Anficht befannt, daß eine befjere 
Benügung der Gemeindeländereien auch ohne Theilung gar wohl möglich fei, und 
die neueften Erhebungen zeigen, daß die allmälige Kultivirung und befjere wirth- 
fchaftlihe Benügung der Gemeindegründe im Wege eines länger dauernden Pachtes 
in der That möglid und nützlich ift. 

Genau in dem Maße, in weldem die Angriffe gegen eine gemeinfame Boden— 
nutzung nachließen, erftarkte auch die gemeinfame Weidenugung im Wege der freien 
Genoſſenſchaftsbildung wieder. Wo die Feldflur noch nicht mittelft Arrondirung 
zwedmäßig wiebervertheilt iſt, kann die Stoppel- und Herbftweide regelmäßig nur 
gemeinfam genügt werben. Die Flurgenoſſen betrachten deshalb zu dieſem Zwed 
der Weidenugung aud jest noch häufig die Feldflur als Einheit; jeder verzichtet 
für fih auf die Nugung, welche meift an Scäfereibefiger verpacdhtet wird. Im 
Südweſten Deutſchlands ift die Schafhaltung regelmäßig auf dieſe Weidegemein- 
[haft bafirt. Und obgleich beifpielsmeife die bayeriſche Geſetzgebung den Beftand 
folder Genoſſenſchaften in feiner Weife rechtlich fichert ($. 37 des bayer. Weide: 
ablöfungsgefeges vom 28. Mai 1852), im Gegentheile bei allen Weidebienft- 
barfeiten, bei welchem feiner der Theilnehmer ein größeres Theilnahmsrecht auszu- 
üben bat, als ihn nad Verhältniß der Größe und Beichaffenheit feines hiebei 
betheiligten Grunpbefiges treffen würde, jedem einzelnen Theilnehmer (Weidegenoffen) 
zu jeder Zeit ohne Entfhädigungspflict aus der Weinegemeinfhaft auszutreten ge- 
ftattet und die vielfahen Borzüge gemeinfamer Weidenugung in feiner Weife 
ſchützt, jo erhält fich gleihmohl an den meiften Orten dieſe Gemeinfamfeit ver 
Weidenugung. Die Verpachtung ver abgeräumten (Stoppel-) Felder pflegt Seitens 
einer Ylurbeputation unter Kontrole der Gemeinde zu erfolgen; der Pachtſchilling 
wird ber Flurkaſſe zugewendet, aus welcher die Flurausgaben zu beftreiten find. 
Diefe Gemeinfamkeit der Benügung ift in ver Ueberzeugung von der wirthſchaftlichen 
Nüslichkeit derfelden und im Herkommen fo feft begründet, daß troß der beftimmteften 
Derorbnungen, welche Jedem die unbefchränfte Benügung feiner Grundſtücke geftatten, 
gleihwohl Jeder die zeitweife eigene Benügung der Brachweide — gegen Entrichtung 
bes entſprechenden Beitrages in die Flurkaſſa — als eine Vergünſtigung betrachtet, 
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Mit dieſer gemeinfamen Weidenugung von Kulturgenoffen find aber die ein- 
feitigen Weiderechte meift nur dem Namen nad verwandt; Weiderechte auf frem- 
dem Grund und Bopen find in vielen Fällen geradezu kulturſchädlich, und bie 
Geſetzgebung Hat deßhalb deren Befeitigung angebahnt. Dies wurde dadurch 
ermöglicht, daß die Ausübung der Weide für gewiffe Zeiten auf gewiffen Grund- 
ftüden ganz unterfagt wurbe, für die andern Grundſtücke aber ven Pflichtigen die Ab— 
löfung geftattet wurde, So hebt das bayerifche Geſetz über die Ausübung und 
Ablöfung des Weiderechts auf fremdem Grund und Boden die Weide auf Wedern 
während ihrer Fruktififation und auf Wiefen während ihrer Hegezeit ohne 
Entſchädigung auf. Die Fruftififation eines Aders beginnt mit dem Zeitpunft, in 
welchem verjelbe mit landwirthſchaftlichen Erzeugniffen beftellt wird, und fchlieft 
mit deffen Aberntung. Die Hegezeit wurde auf die Dauer des 1. April bis zur 
Abräumung der legten Grummeternte feftgefett. Diefes Gefeg wahrt die Inter- 
efien der Landeskultur ebenfo wie die in Belgien in Anwendung kommende 
loi rurale vom 28. Sept. 1. Dft. 1791, welche, im Uebrigen auf fehr liberale 
Principien bafirt, gleihwohl die Weide nur von den wirklich beftellten, nicht von 
den nur beaderten Grundſtücken ausſchließt. 

Andere deutſche Gefeggebungen geftatten ein Beweiden auch angebauter Felder 
unter gewiffen Borausfegungen (Beweiden der Kleefelver bei Winterfroft!) 

Soweit die einfeitigen Weidefervituten nicht geradezu Fulturhindernd, fondern 
nur kulturſchädlich find, Hat die Gefeggebung deren Ablöfung dem Pflichtigen ge— 
ftattet. Die Intereffen der Schäfereibefiger und der Grundeigenthümer widerftreiten 
fi) gerade bier; ver Weidefompler des Berechtigten erftredt fi) regelmäßig über 
viele Oruntparcellen ; würde jedem Grundeigenthümer die Ablöfung feiner Weide- 
pflicht geftattet, fo wären die wirthichaftlihen Verhältniffe des Berechtigten dauern— 
den Schwankungen ausgefett. Die Geſetzgebung betrachtet daher die Weidekom⸗— 
plere als ein vechtliches Ganzes und geftattet die Ablöfung dieſer Weiderechte auf 
Antrag der Mehrheit ver Grundeigenthümer nur für den gefammten Umfang des 
als wirthfhaftliche Einheit erfcheinenvden Weidebezirkes. Hiebei wurde in mehrern 
deutſchen Staaten (Bayern, Baden, Heffen ꝛc.) den Waflerwiejen ein befonderer 
Schuß dadurch zugewendet, daß hier jeder Verpflichtete vie Ablöfung ver Weide: 
rechte für ſich fordern fonnte. 

V. Ertenfive und intenfive Kultur. Als die firengften Gegenfäge 
des landwirthſchaftlichen Betriebes erfcheinen die Weidewirthſchaften mit einfacher 
Viehproduktion und jene freien Wirthihaften, bei welchen der Aderbauer, um 
beftinnmte Syſteme unbefümmert, mittelft feiner Arbeit und feiner Kapitalien dem 
Boden die den jevesmaligen Anforderungen des Marktes am beften entjprechenve 
Nutzung abringt. Die wirtbfhaftlihe Entwidlung durchläuft bier nicht felten alle 
Zwifchenftadien, um zulegt, in der That häufig in ihrer Vollendung — da, von 
wo fie ausgegangen ift, — bei der Weidewirthichaft wieder anzulangen. Mit dem 
geringften Aufwande an Arbeit, ohne Verwendung von Saatkorn ift fie das Bild 
des ertenfiven Betriebes; allmälig ermöglichen vie höhern Preife des Getreides 
und die nievern Arbeitslöhne eine intenfivere Kultur; es treten Erſcheinungen ein, 
wie fie uns jedes Land auf höheren Stufen des Aderbanes zeigt: „Mädchen 
gehen hinter den Schafheerven, um ven abfallenden Mift zu ſammeln und pfunb- 
weis zu verkaufen.” Bald aber treten entfernter gelegene Länder in Mitbewerb, 
anfangs mittelft der im Volumen verringerten, werthvollern Produkte (Sped, 
Wolle, Häute!), vrüden ven Preis ver eigenen Ackerprodukte, hindern zunächft 
das „Sammeln und pfundweife Verkaufen von Schafmift” und jeven immer nur bei 
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hohen Preiſen der Bodenfrüchte lohnenden Aufwand; die Erzeugniſſe der entferntern 
Länder mit extenſiven Wirthſchaften rücken mittelſt der verbeſſerten Verkehrsmittel 
den Centren des Weltmarktes, den Sitzen des intenſiven Ackerbaues immer näher, 
der Ruf nach Schutz des Ackerbaues wird lebhafter, die Geſetzgebung, welche die 
intenſive Kultur ſelbſt anſtrebt, gibt dem Drängen der Ackerbauer nach, „da ja 
das Land ein vorzugsweiſe Ackerbau treibendes ſei und der Ackerbau den vor— 
züglichſten Schutz verdiene“, und vereitelt die Vorzüge, welche ſie durch Erbauung 
guter Wege und Aneinanderrückung der Märkte anftrebte, durch Errichtung von 
Zolllinien wenigftens bei niedern Oetreivepreifen. Mittlerweile entwidelt ſich bie 
Induſtrie, die gleih anfangs der billigen Aderbauprodufte dringend bedarf, und 
eine weitere Erhöhung der Cingangszölle auf Bodenprodukte hindert; die Blüthe 
der Imduftrie fteigert die Arbeitslöhne, die Kapitalien wenden fid den lohnenven 
Geſchäften verfelben zu, dem Landwirthe „fehlen vie billigen Hände und Kapi« 
talien”, und erheben ſich Klagen „über Unbotmäßigfeit und Genußfucht der Dienft- 
boten”, die in ihrem Hange nad Zügellofigkeit in die Yabrifen eilen, und über 
die Mädchen, welche „ftatt ven Dünger pfundweiſe zu fammeln und zu verkaufen“, 
in Spinnereien und Webereien das Zehnfache des bisherigen Vervienftes erwerben 
wollen; dann über die Knechte, welche dem unfihern Erwerb in Landbau die 
Beihäftigung bei Eifenbahnen ꝛc. vorziehen, Während biefer Klage wird vie 
menfchliche Arbeit durch Mafchinen zu erfegen verfuht, die Löhne werden aber 
no immer höher, der Induſtrie gelingt die Befeitigung aller Eingangszölle auf 
Bodenprodufte, und wir haben in natürlicher Fortentwicklung nur noch den Schatten 
der vielgerähmten intenfiven Kultur, die landwirthſchaftliche Intelligenz ift viel 
mehr mitten unter einer verbefferten Graswirthſchaft angelangt, von der fie vor 
etwa hundert Jahren ausgegangen ift. Diefen Zuftand trifft thatſächlich der 
Wanderer fhon jett häufig in England! In Folge der frühern u. und 
der größern Schwierigkeit im Bezuge des Maftviehes war die englifche Yandwirth- 
ihaft ſchon zu einer Zeit auf intenfive Kultur bingewiefen, als ber deutſche 
Bauer — als Hinterländer des engliijhen Marktes — erft feine ertenfive Kultur 
zu verbeffern begann. Die Schriftfteller über rationellen Aderbau haben daher 
neben Belgien feit Beginn biefes Jahrhunderts regelmäßig aud England fi zum 
Mufter genommen. Dennoch aber hat fih ver intenfive Betrieb des englijchen 
Aderbaues ganz anders entwidelt, als ver deutſche. Während beifpielömeife bie 
niedern Löhne Württembergs die Spate an die Stelle des Pfluges treten ließen, 
und eine Reihe anderer, mit intenfiver Kultur verfnüpfter Geſchäfte (Anfammeln 
des Straßendüngers, Ausfahren der voluminofen Gülle zc.) geftatteten, war dem 
engliihen Aderbauer bei den dreifach höhern Löhnen ein derartiges Vorgehen in 
feiner Wirthſchaftsführung geradezu unmöglich geworben. Wo der Arbeitslohn 
fteigt, mindert ſich — das Uebrige gleihgefegt — die Zuläffigkeit des erhöhten 
Arbeitsaufwandes; ebenjo bewirkt vie Erhöhung des Futterpreifes ein Streben nad) 
Erfparniß an Zugthieren und eine Verringerung des Aderbaues; wenn daher 
vor 50 Jahren ein belgifcher Wechſelwirth für bankerott galt, weil er feine Kühe 
Sommers auf die Weide gehen ließ, fo gilt ein englifher Viehzüchter jegt erſt 
für recht rationell, wenn er in Vermeidung jeder nicht abfolut nöthigen Arbeit 
die Hälfte feiner Grunpftüde zu Gras nieverlegt und mit Vieh beweidet. Eng— 
land zeigt deßhalb nicht die ängftli durchgeführte Stallfütterung, welder die hohen 
Transportkoften des Grünfutters und des Düngers bei den dortigen hohen Preifen 
menſchlicher und thierifher Arbeit widerftreiten, und während der beutjche ratio— 
nelle Landwirth bisher fein ſämmtliches Futter nah dem Wirthſchaftshofe ſchleppt, 
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um es in Form von Dünger dem Felde wieder zu bringen, hat ber noch ratio- 
nellere engliſche Farmer feinen Aderbau auf Arbeitserfparung baflrt und ver forg- 
fältigen Viehzüchtung den Vorzug gegeben. — Es ift fehr wichtig, daß der Ente 
widlung der Landwirthſchaft nit durch Abhaltung fremder Konkurrenz eine 
einfeitige Richtung gegeben werde, welde, für die Dauer unhaltbar, nur zu einer 
Bernichtung beveutender, auf die Hebung des Aderbaues verwendeter Rapitalien 
führen könnte. — Wenn wir aud bezüglich einer genauern Darftellung der be 
treffenden BVerhältniffe auf den Artikel Zollverein verweifen müſſen, fo ift body 
bier ſchon zu betrachten, inwiefern die Gefetgebung des deutſchen Zollvereins einer 
gefunden Entwidlung der Landwirthſchaft Rechnung trägt. Bor deſſen Entftehung 
wurde in Anſehung der Getreivezölle der zweifache Geſichtspunkt verfolgt: Der 
a. eines mäßigen Schuges für den inländifchen Getreidebau, und 
b. einer entfprechenden Sicherung gegen Nothftand bei Getreivemangel. 
Diefer Schu wurde durch einen Ein- und Ausgangszoll mit beweglicher 
Stala in der Art einzuführen gefucht, daß die Einfuhr aus dem Auslande bei 
nievern ©etreivepreifen ftufenweife mit einem höhern Cingangszoll belegt, bie 
Ausfuhr aber zollfrei gelaflen, und umgekehrt bei höhern Preifen vie Einfuhr 
niebriger oder gar nicht, die Ausfuhr aber höher befteuert wurde, Dieſes Syſtem 
der Getreidezölle blieb für Bayern und Württemberg auch nach der Gründung bes 
Zollvereins noch beftehen und wurbe erft in Folge des Zollvereins-Ernenerungs- 
Bertrages vom 8. Mai 1841 auf den dringenden Wunſch der übrigen Vereins— 
ftanten aufgegeben. Bei der fortjchreitenden Erweiterung des Zollverein brach 
fih mehr und mehr die Ueberzeugung Bahn, daß das Princip eines ftahilen, mög- 
lihft nievern Zollfages für die Einfuhr mit völliger Freigebung der Ausfuhr ven 
Sefammtintereffen am meiften entjpredhe; und vdemgemäß wurbe im Jahre 1856 
auf Grund allfeitiger Vereinbarung der Cingangszoll für Weizen und Hülfen- 
früchte vom preußiſchen Scheffel auf 2 Silbergr., für Roggen, Gerfte, Haber, 
Dinkel auf 1/, Silbergr. ermäßigt, während durch den Zoll- und Hanbelsvertrag 
mit Oefterreih vom 19. Februar 1853 die gegenfeitige freie Einfuhr von Ge— 
treide zwifchen dem Zollverein und dem Kaiferftante feftgefett ift. Letzterer erfcheint 
in mehrfacher Hinfiht als das Hinterland des zollvereinsländifchen Getreidebaues, 
ebenfo wie Rußland für England; und die freie Konkurrenz wird zwar bie Ent- 
ftehung eines intenfivften, ver Gartenkultur ſich nähernden Aderbaues hindern, 
ebenfo aber auch eine Vergeudung der Arbeitskräfte unmöglich machen. Wo vie 
Induftrie blüht und die gefunde Entwidlung des Getreidebaues burd mäßige 
Konkurrenz gefihert ift, fann eine Verirrung der Arbeitskräfte im Aderbau, bie 
Bildung von Zwergwirthfchaften bei Getreidebau nur vorübergehend fein. Unb 
wenn in Württemberg längere Zeit die Entwidlung der Agrarverhältniffe durch 
Bildung von Zwergwirtbidhaften in der That einen bevenflichen Charakter ange- 
nommen haben follte, jo werben bie höhern Löhne der Fabrikinduſtrie und das 
billigere Getreide der Hinterländer ein foldes Mißverhältniß gar bald ausgleichen. 
Derjelbe Grundfag freier wirthichaftliher Bewegung zwifchen dem Zollverein 
und den öfterreihifchen Kaiferftaate ift bezüglich der landwirthſchaftlichen Probufte 
außer Getreide nur noch bei Pferden anerkannt; für Ochfen ift ver Eingangszoll 
auf 21/,, für Kühe auf 11/,, Jungvieh auf 1 Thlr., und für gemäftete Schweine 
auf 20 Silbergr. feftgefegt, während fhon feit 1. Jänner 1849 auf der Grenze 
gegen Bayern und die Schweiz der Eingangszoll bei magern Ochſen auf 11/,, 
bei Zuditftieren und Kühen auf 1, bei Jungvieh auf 2/, Thlr. herabgefegt worden 
war. Gegen bie übrige Zollvereinsgrenze ift „ver Eingangdzoll für Pferde zu 
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19/, Thlr. ſeit der Zollvereinigung unverändert geblieben; ebenſo beſteht für 
Ochſen und Stiere im Allgemeinen ein Eingangszoll von 5 Thlr., für Kühe von 
3 Thlr., für Jungvieh von 2 Thlr., für gemäſtete Schweine von 1 Thlr., magere 
Schweine 20 Gr., Hammel 15 Gr. 

Bon den wichtigern landwirthſchaftlichen Nebenprodukten iſt Butter und Käfe 
per Gentner mit 32/, Thlr., Spiritus mit 8 Thlr. Eingangszoll belaftet, Schaf- 
wolle freigegeben. Das Mißverhältnig, in welhem der Eingangszoll für Käſe 
früher zu jenem für Vieh ftand, hat nunmehr im Wejentlihen gleichfalls feine 
Ausgleihung gefunden. Die unter den Zollvereinsregierungen (1. Oft. 1851 und 
31. Dft. 1853) vereinbarten Tarife hatten nämlich den Gentner Käfe mit einem 
Zollſatze von 32/3 Thlr. belegt und hiedurch eine befondere Begünftigung der zollver- 
einsländiſchen Käfereien angeftrebt; denn nach allgemeiner Annahme find 43 Eentner 
Heuwerth zur Produftion der einem Centner Käſe entfprechenden Mil erforber: 
lich, die hinwieder dem dritten Theile jenes Futters entfpredhen, welches ein Rind 
bis zu feiner vollen Nugfähigfeit in Anſpruch nimmt; mit ver nämlichen Yutter- 
menge, welche ein gutgenährtes Rind bis zum Augenblid feiner Nutzfähigkeit ver- 
braucht hat, können daher mehr als drei Centner Käfe dargeftellt werden. Hätte 
man die inländifche Küfefabrifation nicht mehr als die Nachzucht ſchützen wollen, 
fo Hätte der Eingangszoll für trächtige Kalbinen, dem Zoll von 3 Gentner Käfe 
entfprechend, wenigftens 11 Thlr. betragen follen, während er in Wirklichkeit nur 
2 Thlr. betrug. Im Bereinszollgebiete bezahlte fi) daher der Centner Futter bei 
dem Käfe um 2 Silbergr. höher als bei der Nachzucht. Die intelligenteren Land- 
wirthe Sachjens bezogen nun — durch die Transporterleihterungen unterftügt — 
ihr Jungvieh von den bayerifhen Gebirgen, wohin e8 aus dem benachbarten Zoll- 
vereinsausland zugetrieben war. Erft der Zollvertrag mit Defterreich brachte in 
das Verhältniß der Biehproduftion und Käfeerzeugung ein ziemliches Gleichgewicht, 
indem der Eingangszoll für Jungvieh 1 Thlr., der für 3 Centner Käſe 3 Thlr. 
und die Zollvifferenz des gleihen Duantums an Heuwerth ftatt 9 nur noch 
2 Thlr. beträgt. 

In die Reihe landwirthſchaftlicher Produkte ift in den lettern Jahren nament- 
lich auch vie Runfelzuderrübe getreten. Die Auspehnung der Rübenkultur hängt 
aber genau mit den Verſuchen zur Runfelrübenzuderfabrifation zufammen, 
die dur die Kontinentalfperre veranlaft, zuerft um 1812 auftaudten. Die Ehe: 
mifer Barruel und Desrone nahmen fi) damals der Sadhe an, und Franfreid 
verarbeitete 1812 über 98 Millionen Kilogramm Rüben in 40 Fabriken. Mit 
der Kontinentalfperre fiel aud der befondere Anreiz zur Rübenzuderfabrifation 
weg. Im Zollgebiete ermöglichte dieſen Induftriezweig der urfprüngliche niebere 
Zolfag. Die Beftenerung der NRübenzuderfabritation innerhalb des Zollvereins 
befteht befanntlid in der Belegung ber zur Zuderbereitung verwendeten Rüben 
mit einem beftimmten Sate nad) dem Gewicht, unter dem Geſichtspunkt, daß 
einerfeits diefer Induftrie ein angemefferner Schut gewährt und anderfeits die Kon- 
furrenz des ausländiſchen Zuders, welcher früher den ergiebigften Artikel der Zoll- 
einnahmen bilvete, nicht auf eine, die Zolleinfünfte und das Interefje ver Kon- 
fumenten geführvende Weije beſchränkt werben fol. Der urfprünglide Steuerfat 
von 1/, Silbergr. per Gentner Rüben wurde in Folge der Ausvehnung, welche 
diefe Induftrie ine Zollvereine, und zwar hauptfählih in Preußen, unter dem Ein- 
* dieſes Schutzes allmälig gewann, ſeit 1. September 1858 auf 71/, Silbergr. 
erhöht. 

Während inveffen ver Import des ausländiſchen Zuders unter biefen Ver- 
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bhältniffen derart zurlückgedrängt wurde, daß fi das Zollerträgniß, welches noch 
im Jahre 1845 mehr als 61/, Millionen Thle. abwarf, almälig auf ungefähr 
680,000 Thlr. minderte, ift in neuerer Zeit aud die Zuderfabrifation mit ber 
Klage hervorgetreten, daß fie in Folge der gefunfenen Zuderpreife und ver höheren 
Beſteuerung in ihren Betriebsverhältniffen gefährbet fei, wenn fie für ihr Fabrikat 
niht au den Markt im Auslande gewinnen könne, was nur dur Gewährung 
der Steuerrüdvergütung für ihren in das Ausland gehenden Rübenzuder möglich 
fein würde. Diefe Forderung der Zuderfabrifanten erfcheint durchaus billig, nur 
— die Zollgeſetzgebung hüten, daß ſie nicht auch noch eine Ausfuhrprämie 
gewahre. 

Als eines wichtigen Zweiges landwirthſchaftlicher Fabrikation haben wir noch der 
Branntwein-Erzeugung und des ihr gewährten Zollſchutzes zu erwähnen. 

Die hohe Bedeutung der Branntweinbrennereien liegt in der Veränderung 
des Volumens der Bodenprodukte und der Transport-Erleichterungen; ſo haben 
die Kartoffeln im Durchſchnitt etwa 16 Procent Stärkemehl und, mit ſtickſtoffhaltigen 
Nahrungsmitteln verzehrt, etwa 18 Procent Nahrungsbeſtandtheile, die in einem 
großen Volumen indifferenter Körper enthalten find; 51/, Centner Kartoffeln 
fönnen daher bezüglich ihres Nahrungswerthes einem Centner Weizen gleichgefegt 
werben; bei gleihen ZTransportmitteln befigen die Kartoffeln daher etwa nur 1/, 
Transportfähigfeit des Weizens, und wenn fich diefer einer 200 Stunden ent= 
fernten Markt auffuchen kann und den Transport auf gewöhnlicher Wagenachſe 
erträgt, jo können die Kartoffeln nur 36 Stunden vom Markte konfurrireu; 
weiter herbeigeholt, würden fie zu viel Transportfoften fordern, und ihr Preis 
würde im BVerhältniß zu dem des Getreides zu fehr gemindert. Der auf den 
Kartoffelbau verwandte Arbeitslohn würde in größerer Entfernung vom Haupt- 
marfte fich nicht mehr bezahlt machen; etwa 96 Procent ſämmtlicher Grundeigen- 
thümer müßten auf den Kartoffelbau verzichten. Ganz anders verhält ſich jedoch 
deren Transportfähigfeit nad) technifcher Verarbeitung, wenn die in Spiritus um: 
gewandelten Kartoffeln 93 Procent ihres frühern Gewichts verlieren und bie 
rüdftändige Schlampe, an bie Kühe verfüttert und in Käfe und Fleiſch verwan- 
delt, den größten Transport ertragen kann. Ueberdies geftattet fie, ſämmt— 
lihen Dünger ven betreffenden Feldern wieder zuzuwenden und erfcheint deshalb 
gerabe in Gegenden mit geringer Graswirthſchaft als ein wichtiges Glied in ver 
Gefammtaderwirtbfhaft. Die Branntweinprobuftion ift dur einen Eingangszoll 
von 8 Thlr. gegenüber dem Zollvereinsausland geſchützt. Im Zollgebiete felbft 
befteht eine verſchiedene Befteuerungsweife verfelben; Preußen und bie meiften 
übrigen deutſchen Staaten haben eine nad dem Maifchraume bemeflene Produk— 
tionsfteuer, während anberfeits in Bayern die Branntweinfabrifation nur ſoweit 
befteuert wird, als hiezu auffchlagpflichtiges Malz verwendet wird. Wie bei Wein, 
Tabak und Bier fennt die Geſetzgebung des Zollvereins auch bei Branntwein 
Uebergangs- (Ausgleihungs-) Steuern innerhalb des BVereinsgebietes felbft, bie 
auf dem Grunbfage beruhen, daß jene Gegenftände, deren Erzeugung im eigenen 
Lande befteuert ift, bei dem Uebergange aus einem andern Vereinsſtaate dorthin 
mit einer Abgabe belegt werden, welche als Erfag für die eigene innere Steuer 
bient und demnach von dem Bereinsftaat erhoben wird, an den die Verſendung 
erfolgt. Demnach erhebt Bayern von dem aus Preußen eingeführten Branntwein 
per Eimer 1 Thle., wogegen Preußen die von ven Fabrifanten entrichtete Pro- 
duftionsfteuer biefen wieder zurücdvergütet. In beider Hinficht beftehen zunächft 
Preußen gegenüber fehr erhebliche Beſchwerden. Nad ver preußifchen Maiſchraum— 
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ſteuer werden per Quart zu 71/, Procent Tralles 12 Pfennige Steuer erhoben, 
wogegen die bei der Ausfuhr nach Bayern gewährte Bonifikation 11 Pfennige 
per Quart, fohin 1/5 der Steuer beträgt. Von den bayerifchen Producenten 
wird nun behauptet, daß in Folge der durch bie preußifche Beftenerungsweife her; 
vorgerufenen außerorbentlihen Betriebsverbefferungen per Duart Maifhraum nicht 
71/2, fondern 9 Procent Tralles gewonnen werben, und daß folgeweife von Seite 
Preußens vurhfchnittlic bei weitem mehr an Bonififation rüdvergütet, als effel- 
tive verfteuert werde, und hiedurch bie Nüdvergütung ſich in eine Ausfuhrprämie 
umwandle. Die Uebergangsfteuer felbft zu 1 Thlr. per Eimer wird als unzulänglidy 
bezeichnet, weil fie dem wirklichen Verbrauche von verfteuertem Malze bei rationellem 
Betriebe und bei Erzielung höherer Produktionsgrade nicht entſpreche. Wir glaubten 
dies hier fonftatiren zu müſſen als Beleg, wie es Aufgabe ver Regiernug fei, 
den Produftionsverhältniffen die genauefte Beachtung zuzuwenden. 

Nicht mit Unrecht bezeichnet man als eines der beften Mittel, den Grad 
des landwirthſchaftlichen Yortihrittes in einem Lande zu mefjen, die Beachtung 
ber Düngerbenügung. Die ertenfive Kultur geftattet jenen Arbeitsaufwand 
noch nicht, welcher mit einer Fünftlihen Mehrung und Anbringung der Nah— 
rungspflanzenmittel — den Dünger — verknüpft ift. Zange Zeit bindurd war 
daher die Düngerpflege das Stieffind der Landwirthſchaft, wenn auch Lengerke's 
Behauptung unwahr ift, daß man in Bayern froh war, wenn der Nachbar vie 
Jauche als Servitut aufnahm, während gerade das bayerifche Allgäu für ganz 
Deutijhland das Mufter der Sauchebenügung bildete. Die Düngerbereitung hat 
erft die Schule der Rationellen zu Ehren gebracht und bier namentlih Thaer in 
feiner Yehre von der Statik. Die Früchte wurden in Bodenkraft zehrende, ſchonende 
und Bodenkraft mehrende eingetheilt, ver annähernde Bedarf an Dünger für jede 
Ernte berechnet, und hierauf insbefondere die Vorzüglichfeit des Fruchtwechſel— 
ſyſtems — d. 5. der Abwechslung im Baue zwifhen Körner- und Blattfrüchten — 
gebaut. Freilich hat ver berühmtefte Agrikulturchemiker der Neuzeit, Freiherr 
v. Liebig, dem ganzen Syftem den Krieg angefünvet, indem er fagt: „das euro- 
päiſche KRulturverfahren, genannt die intenfive Yandwirtbichaft, fei nicht vie rohe 
Beraubung des amerifanifhen Yarmers mit Mord und Todtſchlag des Feldes, 
fondern es fei ein feinerer Raub, dem man auf den erften Blick nicht anfieht, 
daß es Raub fei, es fei ver Raub mit Selbftbetrug, verhält durch ein Lehr— 
ſyſtem, dem der innere Kern der Wahrheit fehlte. Der einfachfte Bauernverftand 
fehe ein, daß man in einer Wirthichaft ven Klee, die Rüben, das Heu ꝛc. nicht 
veräußern dürfe ohne den entſchiedenſten Nachtheil für die Kornfultur; ebenfo aber 
beeinträchtigt die Kornausfuhr den Kleebau; die Ajchenbeftanptheile des Klee's, 
des Kornes ꝛc. feien die Bebingungungen zur Klee- und Kornerzeugung und ben 
Elementen nad) iventifch. Beide, Futtergewächſe und Halmfrüchte, fordern zu ihrer 
Erzeugung eine gewiffe Quantität Phosphorfäure, Kali, Kalk und Bittererve; was 
an Korn hieran ausgeführt werde, fei dem Boden entzogen, und um biefe Menge 
mineralifher Nahrungsftoffe fei derfelbe beraubt!" Die Lehre der Statik ift in 
der That nody das Stiefkind der Nationalökonomie, und es ift wohl fein Zweifel, 
daß Grund und Boden, welher dem Nationalöfonomen nur als Tummelplas für 
Arbeitsleiftungen und Kapitalverwendungen gilt, an und für fi ſchon ein wich— 
tiges Medium des Volkswohles bildet, und ein Volk, weldes Phosphorfäure, 
Kali, Bittererde ꝛe. in Form von Getreide ausführt, in ber That ein höchſt be- 
denkliches Unternehmen durchführt. 

Die durch Schärfe der Ausdrucksweiſe charakteriſirte Auffaſſung v. Liebigs 
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veranlaßte zwar eine Reihe von Entgegnungen, trug aber vor allem Anvern dazu 
bei, der Frage der wirthſchaftlichen Benützung der Latrinen ꝛc. erhöhte Aufmerk- 
famfeit zuzumenden, die Verwendung von geftampftem und mit Schwefelfäure 
aufgeſchloſſenen Knochenmehl anzubahnen und die Ausfuhr von Knochen nad 
England zu mäßigen. Insbefondere aber wurbe einem weiteren Satze v. Liebigs: 
„daß es für die Fruchtbarkeit unferer Felder und die ewige Dauer ihrer Erträge 
nur ein Recept gebe, welches, folgerichtig angewendet, fi lohnender erweife, als 
alles, welches die Landwirthſchaft fi erworben habe: Ein jeder Landwirth, 
ber einen Sad Getreide nach der Stadt führt, oder einen 
Gentner Reps,follte, wie der chineſiſche Bauer, eben fo 
viel(wo möglid mehr) von den Bodenbeftandtheilen jei- 
ner Feldfrüchte wieder aus der Stadt mitnehmen und 
dem Felde geben, dem er fiegenommen bat; er foll eine Kar- 
toffelfhale und einen Strohhalm nicht verachten, fondern daran venfen, daß bie 
Scale einer feiner Kartoffeln, und der Halm einer feiner Aehren fehlt.“ — Die 
Lehre dv. Liebigs wurbe zwar früher ſchon mehr oder minder beachtet. In den 
meiften Städten wird von uralter Zeit her aller Kioafeninhalt zur Düngung der 
jog. Stadtgärtnereten verwendet; Kom und Vieh der vom Markte entlegnern 
Orte kehren in Form von Auswürren wenigftens auf die Aecker und Wieſen ber 
fterilen Stadtnachbarſchaft zurüd, um Korn, Bieh, insbefondere aber faft alle 
Milh, viel Heu und Stroh und endlich Gemüfe aller Art wieder zu bringen. 
Die Kultur in der Nähe der Städte fohreitet daher raſch vorwärts, allerdings auf 
Koften der entfernter liegenden Grundſtücke. Diefen aber bieten die vom Fluffe in 
der Alluvion gedüngten Wiefen und der immer verwitternde Boden felbft eine 
Reihe von Nahrungsbeftandtheilen. Dennoh haben ſich allenthalben Anftalten 
zur fünftlihen Düngerbereitung aus dem Latrineninhalte gebilvet; deren Gedeihen 
fteht vor Allem das Schwanfen der Getreivepreife entgegen, da bei nieverm Stand 
derſelben fih der Ankauf der theuern Kunftvünger von felbft verbietet. Auch 
die Verſchlechterung des Inhalts durch Zufag von Waſſer oder anderer hetero- 
gener Stoffe ift ein großes Hinderniß. Dergleihen Fabriken haben daher bis jet 
regelmäßig ein befonderes Gebeihen nicht gezeigt. Wichtig genug aber ift eine _ 
entfprechende Verwendung bes Latrineninhalts, wenn man weiß, daß 5 Menfchen 
mittlern Alters jährlid 3 Gentner lufttrodner Poudrette liefern, die zur erfolg- 
reihen Düngung eines Morgen Landes für- Cerealien hinreichen. 

VI. Pferde: und Schafzucht. 1. Pferdezucht. Es kann ald Grund- 
ja gelten, daß die Pferdezucht mit der politifchen Macht eines Landes, mit 
deſſen Bildung und Kultur in engem Zufammenhange ftehe, und mit dem 
Berfalle der politiſchen Macht auch die Pferdezucht finfe. Spanien, veffen Anda— 
Iufier zur Zeit feiner Blüthe von europäifhem Rufe waren, ift jegt arın an 
Pferden; ebenfo Italien, während England dem europäifchen Kontinente noch 
immer Luruspferde, Beichäler und Stuten liefert, die zu enormen Preifen bezahlt 
werben. In Deutfchland hat die Theilung in viele Feine, von einander unabhän- 
gige Staaten ein gemeinfames Streben und einen gemeinfam verfolgten Plan 
bezüglich der Pferdezucht nicht auflommen laffen. Jedes Land verfuchte vielmehr 
nad feinem eigenen Bedürfniſſe, den verfügbaren Mitteln und dem Gejchmade 
feiner Regierung gemäß die Hebung der Pferdezucht für fich Hiebei 
hat nun zunächſt im verfloffenen Jahrhundert Buffon durch falfche Lehre und 
Schrift den Regierungen und höher ftrebenden Landwirthen viel Uebels zugefügt. 
Nah jeiner Anfiht war das Borbild des Schönen und Guten bei den Thieren 
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auf der ganzen Erbe zerftreut berart, daß fih davon in jedem Klima nur ein 
Theil finde, der immer noch mehr ausarte, wenn man ihn nicht von Zeit zu 
Zeit mit andern aus der Ferne verbinde und kreuze; ebenfo follten die in eine 
andere Gegend verbrachten Thiere, dann Thiere durch Paarung innerhalb der 
Familie ausarten. (Fraas.) Diefe Sätze genügten zur Durchführung der tollften 
Kreuzungen. Das alte deutſche Pferd war, wie uns Chronifen- erzählen, groß, 
ftarf und Fräftig; es mangelte ihm an Eleganz, an Schnelligkeit und Biegfam- 
feit; allein dies erſetzten reichlich Körpergröße und entfprechende Muskelkraft. Die 
Herbeiziehung von Beihälern aus faft allen Ländern Europa’s, dann aus bem 
Drient und neuerlid wieder von England bemirkten in Deutſchland ein Gemiſch 
von Racen, wobei das Streben, blos Militärpferbe zu züchten, aud der ge 
wöhnlihen Landracen nicht fhont; nur da, wo die Pferdezucht in der Hand der 
Bauern war, die fid) den Neuerungen befanntlih ſehr ungern fügen, haben fich 
die urjprünglihen Racen noch ziemlid rein erhalten, fo in ben Arbennen, dem 
Hundsrüd, der Eifel, dem linfen Ufer des Nieverrheins und in den Gebirgen 
und fruchtbaren Thälern Süddeutſchlands. (Mitller und Villeroy.) Vorzüglichftes 
Motiv der Sorge für die Hebung und Veredlung der Pferdezucht in Deutſchland 
ift regelmäßig die Rüdficht auf Yandesvertheidigung. Die deutfche Pferdezucht ſoll 
daher vor Allem den Anforderungen der Armee entfprehen, und va hier vie 
Züchtung des ſchweren und leichten Neitfchlages als wünſchenswerth erjcheint, 
fommt die Pferdezucht mit den Wünfchen und Bepürfniffen der Induftrie und der 
Landwirthichaft gar leicht in Widerſpruch. Die deutſche Pferdezucht ift hienach von 
der englifhen fundamental verſchieden. In England wird das edle Thier reinge- 
züchtet. Neben ihm treffen wir oft auf der nämlichen Weide den Galopper und 
das ſchwere Karrenpferd; keinem Pfervezüchter fällt es ein, in Befolgung ver 
Buffon’ichen Theorie den Karrengaul durch Kreuzung mit dem Vollblute verbef- 
fern zu wollen. Nicht blos bei Vollblut und bei dem Renner wird die Abftam- 
mung genau verzeichnet (Stud-book), fondern mit derſelben faft Angftlichen Ge— 
naunigfeit auch beim Karrenpferbe; das ſcheinbar Unedle ift durch fonftante Reinzucht 
in etwas in feiner Art Bollenvetes umgewandelt, und es wirb hieran bei der Be- 
urtheilung der wirthſchaftlichen VBorzüglichkeit der Maßſtab des „edlen“ gelegt. 
Einer ſolchen Konfequenz können ſich die deutſchen Pferdezüchter regelmäßig nicht 
rühmen, wozu die Einwirkungen der Regierungen felbft häufig nicht wenig bei— 
tragen. Wo nämlich die Pferdenachzucht mit Staatsbejchälern betrieben wird, muß 
jede Schwanfung in den Stammgeftüten und die Abweichung des Gefhmades in 
den maßgebenden Organen, ein Wechfel in ver Wahl der aus dem Auslande ange: 
kauften Beſchäler zc. fofort auf die gefammte Pferbezucht eines Landes zurücwirken. 
Hier wird wor Allem eine Erwedung des Affociationsgeiftes unter den Pferbe- 
züchtern felbft dringend nöthig fein, um die ſchädlichen Einflüffe raſcher und un— 
motivirter Züchtungsſchwankungen ferne zu halten und die Inzucht möglichft zu 
kräftigen. Einzelne, von den Regierungen felbft ausgehende Verſuche des Schutzes 
einer ftetigen Entwidlung find uns von Hannover, Preußen und Bayern befannt. 
Die Regierungen begnügen ſich regelmäßig nicht, die Hengfte der betreffenden 
Landgeftüte dem Pferbezüchter zur Verfügung zu ftellen, ſondern behalten ſich auch 
das Recht vor, alle Beichäler ver Privaten, mit melden das Beſchälergeſchäft 
gewerbsmäßig betrieben wird, zu prüfen und nad Befund zurückzuweiſen. Die 
Entwidlung der Pferdezucht Liegt hienach hier in ven Händen ver Regierung. Die 
Sicherung verfelben hängt von dem Maß ver Theilnahme ab, welde ven Land— 
wirthen bei der Prüfung der Privatbeſchäler eingeräumt iſt. Nach der oſtfrieſiſchen 


—— — 


candwirthſchaſt. 333 


Hengftföhrung mußte jeder Beichäler von einem beeidigten Köhrmeifter, ver felbft 
feinen halten darf, alljährlih neu geprüft werben. In Hannover befteht die Prü— 
fungsfommiffion aus zwei bis drei Landwirthen, einem Neiterofficier und einem 
Thierarzte; in Bayern wird die Approbation der Privatbefhäler von dem In— 
fpeftionsofficier der Landgeftütsverwaltung, welcher die Landgeſtütsbeſchäler beforgt, 
borgenommen ; biefem ift zwar ein Thierarzt beigegeben, bei Meinungsverfchie- 
denheit entſcheidet jedoch die Anficht des Infpektionsofficiere. Hienach wäre mög- 
liherweife das landwirthſchaftliche Interefje der Pfervezudt dem der Militärs 
geopfert. Die Regierung bat in diefem Gefühl Kreisberathungs-Komite's aus intel- 
ligenten Pfervezüchtern gebildet, die ſich alljährlic über ven Zuftand der Pferve- 
zucht äußern und deren Urtheil bei ven ragen über Pferdezucht maßgebend ift. 
Die Stärfung der Pferdezüchter felbft, deren Emancipation von dem Einfluß ver 
Regierung in rein lanbwirtbichaftlihen Dingen, vie Sicherung der Nachzucht vor 
vorübergehenden Lieblingsiveen werden auch hier allein eine dauernd konftante Ent- 
widlung zu förderu vermögen. 

2. Shafzudt Ein Feld, auf welchem ſich die NRegierungsthätigfeit gar 
bald bewegte, bot in ver Landwirthſchaft die Schafzudt, deren Berbefferung und 
Beredlung nicht ohne Erfolg durchgeführt worden ift. 

Mehrere Jahrhunderte hindurch, jagt Menzel, dem wir hier folgen, genoß 
Spanien ven Borzug, faft ausfchlieglih ein Schaf zu befiten, aus deſſen Wolle 
vermöge ihrer außerorventlihen Feinheit, Gejchmeivigfeit und fonftigen guten 
Eigenſchaften die ſchöneren Bekleidungsſtoffe gefertigt werben fonnten. Der Aus— 
fuhr ftanden große Schwierigkeiten entgegen, und die Zucht aus den wenigen 
wirklih nad) Deutſchland verbrachten Thieren mißlang, da Niemand deren richtige 
Behandlung verftand. Erft in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts fanden 
zahlreiche Ueberfievelungen aus Spanien nad Sadfen und Defterreich ftatt. Die 
Kaiferin Marin Therefin ließ, fpeciel für Ungarn, im Jahre 1775 eine Heerde 
von 300 Stüd kommen und gründete damit die Stammfhäferei zu Marcopail, 
Im Jahre 1784 wurde auf Befehl Kaifer Joſephs eine fehr anfehnliche Heerbe, 
cirfa 1000 Stüd, in Spanien gelauft und damit die faijerlihe Stammſchäferei 
zu Mannersborf gegründet. Durch einen neuen Anlauf von 2000 Stüd ermei- 
tert, wurde aus ihr die berühmte Stammfchäferei zu Holitſch abgezweigt. Einen 
Theil des 1784 bewirkten Anfaufs ſchenkte ver Kaifer dem Fürſten Kaunig für 
feine Befigung Jarmerig in Mähren, einen andern Theil dem Baron v. Kofchnig 
auf Zoauned, 

Faft alle öfterreihifhen Züchter haben an der fräftigern, auf kräftigen Kör— 
pern gewachfenen Wolle feftgehalten und fomit vorzugsweiſe die Race-Eigenfhaften 
zur weitern Ausbildung gebracht, die wir den Negretti's beilegen. 

Nah Sachſen fam als Geſchenk des fpanifchen Hofes an den ſächſiſchen 
die erfte Merino’sheerde 1765, und zwar zunädft nad Stolpen; bald zeigte ſich 
für diefe Böde großer Andrang, weßhalb die Regierung auf ihre eigene Rechnung 
Döde in Spanien anfaufen ließ. 1813 ließ der König in einer rein aus Spanien 
ftammenven piemontefifhen Heerde einen neuen Anfauf ausführen. 

Die ſächſiſche Regierung ließ mit großer Liberalität und financieller Uneigen- 
nügigfeit für die Verbreitung der Merino’s in Sachſen Sorge tragen. Zur Hebung 
des anfänglichen Widerwillens wurden die Domänenpächter verpflichtet, Merino- 
böde zu gebrauden. Böde wurden unentgeltlich verliehen; weiterhin ebenfo wie 
überzählige Schafe zu Außerft nieprigen Preifen an Inländer abgegeben, In das 
Ausland zu verkaufen, war anfänglich verboten, fpäter aber nachgelaſſen. Hienach 
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iſt Sachſen in dem einträglichen Betriebe der Schafzucht vorangegangen, und hat 
einem großen Theile von Europa das Material zu gleichen und endlich ſogar 
noch höhern Fortſchritten geliefert. Es wäre nur zu wünſchen geweſen, daß die 
Staatsſtammſchäfereien die Bahn der modernen Richtung nur zum Theil betreten 
und nebenbei von jedem Originalſtamme eine angemeſſene Zahl in der alten, aus 
Spanien mitgebrachten Eigenthümlichkeit rein erhalten hätte. 

In Preußen wurde zunächſt auf Hebung der Wollmanufakturen zu wirken 
geſucht, die hinwieder eine Hebung der Wollerzeugung veranlaſſen ſollte. 

Strenge Wollausfuhrverbote begünſtigten zwar die Manufalturen durch Be— 
ſeitigung jeder Konkurrenz und Herabdrückung der Preiſe, die Schafzüchter litten 
aber unter dieſen Verhältniſſen deſto mehr; auch der Schafverkauf vor der Schur 
und ſelbſt das Aufgeben des ganzen, meiſt uneinträglichen Betriebszweiges war 
bei 1000 Dukaten Strafe verboten. Der größere Bezug ſpaniſcher Schafe datirt 
vom Jahre 1785 und beſtand aus 100 Böcken und 200 Schafen, der jedoch 
ſeinen Zweck nicht ſo erreichte, wie ein ſpäterer von 1802. Im Jahre 1816 ge— 
nehmigte der König die in Paris bereits mündlich angeordneten Ankäufe zur 
Hebung der vaterländiſchen Schafzucht, befahl die Errichtung zweier Stammſchäfereien 
und übertrug die Oberaufſicht darüber an Thaer. Dieſer gab dem ganzen hoch— 
wichtigen Kulturzweige die Weihe wahrer wifjenfhaftliher Behandlung. Preußen 
genießt neben der Erzeugung der vorzüglichften Wollen aud den Vorzug, daß 
feine Fabrikation von Tuchen binfihtlid der Dualität der keines andern Landes 
nachfteht, in Betreff der Billigfeit der Preife aber jedes andere Land bedeutend 
überflügelt. 

Dem Umfange nad) hat die Provinz Schlefien in der Erzeugung der am 
meiften beliebten hochfeinen, fanften und Fräftigen Wollen erfter Sortimente, ebenfo 
auch im Handel mit Zuchtvieh den erften Rang eingenommen, Sclefifhe Wollen 
ftehen auf allen Märkten ver Welt im vorzüglichften Rufe. 

In Bayern datiren die Beftrebungen ver Staatsregierung zur Berbefferung 
und Berevlung der Schafzucht mittelft -Begründung von Stammheerden auf ein- 
zelnen Staatsgütern (Schleigheim, Weihenftephan, Fürftenried und Waldbrunn) 
hauptfählid erft vom Jahre 1808. Bon den Stammbheerben zu Schleißheim und 
Weihenftephan aus follte die Verbefferung der bayerifhen Schafzudht in der 
Weile erfolgen, daß alljährlihd 100 Widder an Beſitzer hiefür geeigneter, ſohin 
ſchon einigermaßen verevelter Schafheerden unter gewiffen Bebingungen zur Be- 
nügung unentgeltlich abzugeben wären, Die Nachfrage hienach war jedoch nicht 
jo groß, und in ven erften 11 Jahren bis 1829 wurden deren nur 395 ver- 
(gngt. Später wurbe die Bertheilung derſelben mit einem jährlichen Koftenauf- 
wande von 1000 fl, bis 1200 fl. und fpäter wohl auch bis 1500 fl. auf Red: 
nung der Gentral-Staatsfonds für Kultur in der Art feftgefegt, daß diefelbe für 
bie ſüdlichen Negierungsbezirte aus der Merino's-Stammheerde zu Schleißheim 
und vom Jahre 1851 für die drei fränfifchen Kreife und die Pfalz aus ber 
Negretti- und refp. Infantados-Stammberde zu Waldbrunn bei Würzburg erfolgte. 
Inzwiſchen hatte das Kreisfomite des landwirthſchaftlichen Vereins von Schwaben 
den Wunfch zu erfennen gegeben, daß ihm, unter Belaffung des bisherigen Zu— 
ſchuſſes aus Gentralfonds für Kultur, ver Bezug und die Vertheilung der Zucht 
widber anheimgegeben werde. Bon dieſer Zeit an tft die Hebung der Schafzucht 
mittelft Staatszufhüffen an die landwirthichaftlihen Vereinsorgane übergegangen, 
welhe aus den beftrenommirten Heerden alljährlih eine namhafte Zahl edler 
Döde (Schwaben allein beifpielsweife 40!) an die ftrebfamern Schafzüchter zur 
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— bringen. Die Staatszuſchüſſe hiefür betragen in Bayern zur Zeit 
2210 fl. 

VII. Landwirthſchaftliche Lehranſtalten und Vereine. Die 
Landwirthſchaft fing gar bald an, ihre Principien aus den Naturwiſſenſchaften und 
der Nationalöfonomie zu entnehmen. Das Studium landwirthſchaftlicher Verhält— 
niffe ging daher mit den beiden letztgenannten Doftrinen häufig Hand in Hand 
und fand zunächſt an Univerfitäten hie und da ſchützende Pflege. Begreiflich geht 
man, um praftiicher Landwirth zu werben, felten anf Univerfitäten, namentlich 
wenn fie Feine Praris bieten. Aber als Hülfswifjenfhaft für den Fünftigen Beruf 
ift die Kenntniß der Grundſätze des Aderbaues und feiner Technif gewiffen Be- 
rufsffaffen (Iuriften und Theologen) von nicht unerheblihem Nuten. Im Allge- 
meinen ift hier der Drang nach landwirthſchaftlichen Studien noch nicht gewedt; 
gleichwohl zeigen fich ſchöne Anfänge In Preußen find zu Bonn und Greifs- 
walde mit den Univerfitäten landwirthſchaftliche Inftitute verbunden, mie es ſchon 
frühzeitig aud) zu Iena gefchehen war. In Defterreich wirb ber landwirthſchaft— 
liche Unterricht auf Univerfitäten und Lyceen gepflegt, und beftehen Lehrkanzeln ver 
Landwirthſchaft zu Wien, Linz, Laibach, Klagenfurt, Prag, Königgräg, Budweis, 
Olmütz, Brünn und Gratz. Neben dem landwirthſchaftlichen Unterriht an ven 
Univerfitäten hatten ſich als wichtige Förderungsmittel landwirthſchaftlicher Intelli— 
genz landwirthſchaftliche Spectalfhulen Geltung verfchafft. Nachdem Thaer 
ſchon 1798 in feiner Einleitung zur engliſchen Landwirthſchaft einen Plan zur Er- 
rihtung einer Akademie des Aderbaues befannt gegeben hatte, erfreute fich zunächft 
die Hofwyler Glementarbildungs-Anftalt für höhere Stände als lanpwirthichaft- 
liches Inftitut eines höhern Rufes. Thaer felbft gründete in Preußen zu Möglin 
(Provinz Brandenburg) 1806 ein landwirthſchaftliches Inftitut, das nad) Art der 
ſpätern Afademieen eingerichtet, fich fehr bald hob, vorübergehend mit der Berliner 
Univerfität verbunden und von 1819 ab akademiſche Lehranftalt des Land— 
baues genannt wurde — Für Württemberg gründete Schwärz 1818 bie 
lanpwirtbfhaftlide Schule zu Hohenheim mit 8 Zöglingen. Die Königin 
Katharina, der König felbft Hatten neben dem landwirthſchaftlichen Vereine an 
deſſen Zuftandelommen das höchſte Berbienft; und noch jett erfreut fich diefe aus- 
gevehnte Anftalt der forgfältigften Pflege Seitens der württembergiſchen Regie— 
rung. — Thaers Schüler Schönleutner fam 1803 nah Bayern, um eine 
forft- und landwirthſchafthiche Tehranftalt in Weihenftephan zu 
gründen; die Schule wurde 1822 in Schleigheim wieder errichtet und im Jahre 
1852 reorganifirt und abermals nad Weihenftephan verlegt. — In Jena ver: 
band die Schule der Kameraliften mit der Univerfität Yanpgüter, um durch Bei— 
gabe landwirthſchaftlicher Praris felbft mehr Halt zu befommen, und ftellte fich 
die Bildung angehenter Staatd- und Landwirthe zur Aufgabe. In Eldena war bie 
landwirthſchaftliche Anftalt ebenfalls mit fameraliftifcher Beigabe eröffnet. Auch zu Bonn 
verfolgte die preußifche Regierung daffelbe Syftem der Verbindung Iandwirthichaft- 
liher Anftalten mit einer Univerfität, wo zu Poppelsdorf (bei Bonn) Schweizer 
feine Wirkſamkeit trefflich zu entfalten begann. — In Ungarifh-Altenburg 
befteht eine ver ältern lanbwirthfchaftlihen Lehranftalten, welche zunächſt (feit 
1818) die Aufgabe hatte, im Vereine mit der erzherzoglichen Herrichaftsverwal- 
tung lernbegierigen Jünglingen in zwei Winterfurfen Unterricht zu ertheilen, deren 
Lehrplan ſich aber bald weiter ausdehnte. 

Ueber die ganze Einrichtung dieſer höhern landwirthſchaftlichen Lehranftalten 
bat namentlih v. Liebig in feinen chemifhen Briefen (Leipzig und Heidelberg 
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1859) den Stab gebrochen. Die Vereinigung der Schule mit der Erlernung bes 
praftiichen Betriebes oder des Handwerkes zerftöre ihr fo nützliches Wirken; fie 
feien weder das Eine noch das Andere, weder Bildungsanftalten des Geiftes noch 
gute Werkftätten; fie hätten von beiden Etwas und von feinem das Rechte. Um 
das Handwerk zu erlernen, müffe ver Landwirth, in die Lehre, und um feinen 
Geift zu Bilden, in die Schule gehen. Auf den landwirthichaftlihen Akademieen 
liege das Handwerk mit der Schule ftets im Streite, und wenn eine neue Säe— 
maſchine, ein Pflug oder fonft etwas probirt würbe, fo feien die Hörfäle ber 
Chemie und Phyfit leer. Die Erfolge ver tüchtigften Lehrer folder Anftalten 
würden durch das Handwerk beherrſcht, und von einem gründlichen Unterrichte in 
den Naturwiffenfchaften könne unter dieſen Berhältniffen gar nicht die Rebe fein. 
v. Liebig empfiehlt deßhalb für ein geveihliches Studium der Landwirthſchaft zunächt 
den Bejucd einer Univerfität und dann den einer lanpwirtbichaftlichen Unterridts- 
anftalt, wie etwa Weihenftephan, wo vie Gruubfäge des Wirthichaftsbetriches 
im Großen erlernt werben und fidh zur Ginübung des Handwerkes Gelegenheit 
findet. — Diefes harte Urtheil wird durch die Wirklichkeit nicht ganz gerechtfertigt. Man— 
gel an Borfenntniffen, Streben nad) encytlopädiſchem Wiſſen, bie leidige Verbindung 
und Bermifhung von Theorie und Praxis und noch andere Mängel werben einem 
befriedigenden Gedeihen höherer landwirthſchaftlicher Lehranftalten immerhin hindernd 
entgegenftehen, vie für Viele weder die Aufgabe der Schule noch die der Erzie— 
bung zum Landwirthe erfüllen; gewiß aber bleibt, daß von ihnen aus die ganze 
lanbwirthichaftlihe Reform getragen und zum allmäligen Durchbruch gebracht wurbe. 
Daß fie aber dem Benürfniffe nad Läuterung der allgemeinen Volksanſichten über 
landwirthſchaftliche Dinge nicht genügen könnten, fcheint in Deutſchland ſchon ziem- 
ih bald erfannt worden zu fein. Von den meiften deutſchen Regierungen wurden 
daher noch zwei andere, in ihrem Wirken auf die Mehrzahl der bäuerlichen Be— 
völferung berechnete Anftalten ins Leben gerufen: die landwirthſchaftlichen 
Mittelfehulen, deren Lehrkurfe parallel mit jenen der Realfchulen laufen und 
eine befondere Ausbildung landwirthſchaftlicher Doktrinen bezweden, dann vie 
niedere Aderbaufdule, welde auf praftiiche Hebung mit Elementarausbildung 
bafirt und auf Bauernfühne berechnet find. Diefe letzteren bezweden, ber urſprüng— 
lichen Form der Aderbaufchulen getreu, die vor Allem nöthige Bildung der Maffe - 
der landwirthichaftlihen Bevölkerung. Dies wurde zuerft in Preußen am bejten 
erfannt, dem bie meiften üsrigen Staaten folgten. Uebrigens ift im wirthichaftlid) 
höchſtgebildeten Lande (England) die Errichtung folder Ackerbauſchulen nicht be- 
liebt; man hält dort, wie zur Erlernung eines andern Geſchäftes, aud) für vie 
Landwirthſchaft allgemeine ‚Bildung für genügend ; die richtigen wirthſchaft— 
lichen Marimen haben nämlid das ganze Volk bereits durchdrungen. Dagegen 
wird dort auf möglichfte Vollendung der lanpwirthichaftlihen Arbeiten gejehen und, 
da man wohl erkennt, um wie viel größer der Einfluß des wohlgeübten Wirth: 
ſchafters gegen ven des bloßen Knechtes ift, werben bei Konfurrenzleiftungen bie 
Söhne der erftern häufig höher prämirt als die Knechte. In Deutjhland dagegen, 
wo durch Ertheilung von Stipendien an arme, fleißige junge Leute ver Beſuch 
von Aderbaufhulen ermöglicht wird, hat gerade dieſe Liberalität das Lebensglüd 
manches Menſchen vernichtet. Denn da gerade dem gewöhnlichen Bauern gegen- 
über das Anfehen in wirthſchaftlichen Dingen ſich ziemlich genau nad der Größe 
feines Grundbeſitzes berechnen läßt, fo bebingt der Mangel an Kapital regelmäßig 
au einen Mangel wirthichaftlihen Anfehens und hindert viele ftrebfame junge 
Männer, welche durch Stipendien veranlaßt, fih zum Beſuche ver Aderbaufchulen 
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entſchloſſen, fpäter wegen Mangels an entfprechendem Kapitalbefige an einem ge- 
veihlihen Wirken, Es läßt fih daher vollkommen rechtfertigen, wenn einzelne 
Ackerbauſchulen nur wohlhabende Bauernjühne als Zöglinge aufnehmen, denen fich 
fpäter duch Bewirthihaftung eines eigenen Gutes ein entjprehender Wirfungs- 
freis eröffnet. 

Landwirthſchaftliche Vereine. Die Affociation der Landwirthe zur felb- 
ftändigen Vertretung ihrer gemeinfamen Intereffen lag nahe; die Durchführung 
der Idee sing jevod) lange genug von den Regierungen felbft aus, die im ber 
Hebung der Landwirthſchaft ein Mittel zur Vermehrung der Nationalfraft erblidten. 
In Franfreih machten die Stände ver Bretagne 1757 biezu den erften ernft- 
lien Verſuch. Früher (1723) entitand in Schottland, fpäter (1736) zu Dublin, 
und 1753 in London eine landwirthſchaftliche Geſellſchaft. In Deutſchland ift die 
Entftehung der landwirthſchaftlichen Vereine zumeift ebenfalls ven Regierungen zu 
danken; in Defterreich erfolgte deren Bildung unter Maria Therefia, in Bayern, 
von der Regierung unabhängig, durd den Priefter Franz Xaver v. Hopfenbichl in 
Altötting, welcher von einigen Freunden unterftügt 1765 die kurbayeriſche Landes— 
Dekonomiegefellihaft zu Burghaufen gründete. — Die neuere Organifation der 
deutſchen landwirthſchaftlichen Vereine ftimmt in der Regel darin überein, daß 
mehrere Bezirkövereine ſich zu Kreisvereinen verbinden; ein charakteriſtiſcher Unter: 
fchied ergibt fi im ihrer Organifation nur bezüglich ihres Verhältniſſes zu den 
Regierungen. So befteht nad Böttcher in Defterreih ein eigentlihes Gentralorgan 
für die ſämmtlichen landwirthſchaftlichen Vereine- nicht, Die zumeift auf ihre eigene 
Tätigkeit angewiefen find und fehr beveutende Summen aus ihren eigenen Mit- 
teln zur Förderung ihrer Zwede verwenden. Der Thätigfeit und Wirkfamfeit 
diefer Vereine wirb dadurch Vorſchub geleiftet, daß die Gründung und Leitung 
von Aderbaufhulen (freilich meift auf eigene Koften) in ihre Hand gelegt und 
ihre äußere Stellung dadurd gehoben und gewiffermaßen bevorrechtet ift, daß fie, 
wenn gleich freie Gefellihaften, ſich k. k. Gejelfchaften nennen und den kaiſer— 
lichen Doppeladler in ihrem Siegel führen. Auch die Beftätigung der Präfidenten 
erfolgt, wenigftens bei einigen Gentralgefellichaften, unmittelbar durch den Kaifer. 

Bei einer andern Gruppe lanbwirthichaftlicher Vereine find dieſe mit den 
Staatsbehörben in eine mehr oder minder enge Beziehung gebracht. So vermittelt 
in Preußen das k. Landes-Dekonomiefollegium die Gefhäfte zwifchen dem be- 
treffenden Minifterium und den Vereinen. Diefe Innigkeit der Beziehung fcheint 
ihren Höhepunkt in Sachſen zu erreihen, wo bie an fich jelbftändigen land» 
wirthihaftlihen Vereine in fünf Kreisvereinen verbunden find, deren Vorfigende 
nebft je einem weitern Abgeorbneten, dann Vertretern der Wiffenfhaft und des 
Forftwefens, den Landeskulturrath bilden; Sekretär dieſes Landeskulturrathes ift 
der Generaljefretär der Ianpwirthichaftlihen Vereine Sachſens, weldher ala Regie- 
rungsbeamter die Aufträge des betreffenden Minifteriums vollzieht. In Bayern 
erfolgt deren Bildung nicht fo, daß von felbftändigen landwirthſchaftlichen Bezirks— 
vereinen die Rede fein fünnte, die Statuten kennen im Gegentheile nur Einen 
landwirthſchaftlichen Verein, deſſen geſammte Angelegenheiten durch bie breifadh 
abgeftuften Verwaltungsorgane (Bezirfs-, Kreis-, Generalfomite) ohne jede Ein- 
mifhung der Behörben beforgt und vertreten werben. Dies’ ift dem Verwaltungs- 
organismus des Staates nachgebildet; jedes Bezirkskomité erfcheint als das techniſch 
berathende Organ der betreffenden DVerwaltungsbehörbe refp. Stelle; deſſen Verkehr 
mit der Berwaltung des Staates ift möglichft erleichtert, und die Vertretung aller 
landwirtbichaftlihen Angelegenheiten der betreffenden Bezirke im Wege des An- 
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trages und der Beſchwerde geſichert. Dieſe Nachbildung hat aber hinwieder ven 
Nachtheil, daß jedes innerhalb der engen Grenzen eines Verwaltungsbezirkes ge— 
bildete Bezirkskomits nur eine mehr oder minder beſchränkte Mitgliederzahl beſitzt, 
deſſen Geldmittel aus Bereinsbeiträgen allein regelmäßig nie zur Beftreitung der 
Regieloften hinreichen. Derfelbe Mißftand hat fih in Preußen gezeigt, wo bei 
bem bei weiten größten Theile landwirthſchaftlicher Spectalvereine die eigenen 
Gelpmittel nur ausreichen, um ihre innern Berwaltungskoften, als Miethe, Hei- 
zung, Bureau- und Drudkoften ꝛc., zu beftreiten. Es ift deshalb auch der Schwer- 
punft der Vereinsthätigfeit in bie Kreisvereine gelegt, deren Wirkſamkeit namentlich) 
durch die Aufftellung von Generalfefretären verftärkt wird. So gewährt die preußifche 
Regierung zu dem Gehalte ver Generalfefretäre einen Zufhuß von 3375 Thlen. 
unter der Beringung, daß die Vereine ihrerfeits die gleihe Summe aufbringen. 
Aud in Bayern ift auf die Einführung ftändiger, den Vereinsgeſchäften ſich aus- 
ſchließlich widmender Sekretäre hingewiefen worben, vie fih ganz und ausſchließlich 
den Dienftgefhäften ihrer betreffenden Bereine widmen, als Vollzugsorgane der— 
felben die fchriftlihen Ausarbeitungen und Korrefpondenzen beforgen, den vor 
Allem wichtigen Verkehr mit den Bezirksvereinen beleben und erhalten, endlich 
fi) von dem wirklichen Stande der Sache in den einzelnen Bezirken perſönlich 
überzeugen, von wichtigen Unternehmungen und Einrichtungen an Ort und Stelle 
Einfiht nehmen. Erſt die Aufftelung dieſer Sekretäre wirb die Maſſe in ven 
landwirthſchaftlichen Vereinen in den gehörigen Fluß bringen und eine gebeihliche 
Entwidlung derſelben allenthalben ermöglichen. Nach einer Ueberfiht vom Jahre 
1853 wurde in Deutfchland aljährlid von den lanbwirthfchfftlichen Vereinen 
verwendet: Aus eigenen Mitteln der landwirthſchaftlichen Vereine 106,799 Thlr.; 
aus Korporationd-, Kreis- 20. Fonds 11,349 Thlr, aus Staatszuſchüfſen 
139,000 Thlr.; demnad in Summa 257,999 Thlr. Diefe Summe ift aber nod) 
zu nieber gegriffen und möchte jet cirfa 300,000 Thlr, betragen, gegenüber dem 
landwirthſchaftlichen Bedürfniſſe immerhin noch wenig, für Vereine aber gewiß 
eine nicht zu unterſchätzende Leiſtung. 

Die Ertheilung von Prämien charakterifirt regelmäßig den Anfang der land— 
wirthſchaftlichen Kuratel. Die landwirthichaftlihen Vereine ſuchten demgemäß an— 
fangs gleichfalls zunächſt durch Prämien zu wirken, vie beifpielsmeife in Sachſen 
feit nahezu 100 Jahren in Anwendung find. Am menigften ließe fich gegen vie 
Konkurrenzprämien einwenben. Allein gar häufig werben ohne beftimmte Richtung 
gleichzeitig Prämien für die verſchiedenſten Zweige des landwirthſchaftlichen Be— 
triebe® gewährt. Sobald jedoch von einer Centralifation in der Gelpmittelverwen- 
dung abgegangen wird, findet ſich für jede Provinz gar bald vie richtige Art der 
Berwendung. So hat in Sachſen ver Kreisverein zu Chemnig fofort nach Ueber- 
weifung größerer Gelomittel alle Prämirungen unterlafien. In Bayern ift in 
neuerer Zeit der Kreisverein für Unterfranken ähnlich vorgegangen. Ueberhaupt 
mag es für die jüngfte Periode der Thätigfeit landwirthſchaftlicher Vereine als 
harakteriftifch gelten, daß fie den Wortfchritt nicht mehr durd Belohnungen (Die 
fih im Betrieb felbft finden müffen, wenn fie Dauer haben follen), fondern bie 
Unterftügung des wirthfchaftlihen Betriebes mittelft Aufftellung hiezu geeigneter 
Drgane anftreben. Wir rechnen hiezu insbefondere vie von den Vereinen aus: 
gehende Anftellung tüchtiger Wiefenbauer, die Herftellung. ver Kulturpläne auf 
Bereinskoften zc., während ihre Thätigfeit gegenüber der Staatsregierung ſich im 
Streben nad) Befeitigung von Hinverniffen offenbart, welde bisher dem land- 
wirtbichaftlichen Betriebe entgegenftanden. 
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Das Herzogthum Lauenburg, gering an Flächeninhalt und Einwohnerzahl, 
bietet dem Forſcher in hiſtoriſcher und ſtaatswiſſenſchaftlicher Beziehung mande 
interefjante Frage und ift für Deutfchland von befonderer Wichtigkeit, einerfeits 
durch feine doppelte politiiche Beziehung zum deutfhen Bunde und zur däniſchen 
Monarchie, andererfeits durch feine geographiſche Lage, melde den Verkehr zwiſchen 
bedeutenden deutſchen Ländern und Handelsplätzen vermittelt, aber auch — eben 
durch die politiihe Stellung des Landes — zu erfchweren und zu hemmen ges 
eignet ift. Nicht minder interefjant wird diefes Ländchen durch feine eigenthümliche 
innere Geftaltung, indem es — vier Jahrhunderte lang als eigenes deutſches 
Land von feinen eigenen Fürſten regiert — nun feit reichlich anderthalb Jahr— 
hunderten mit größern deutſchen Ländern unter gemeinfamen NRegenten vereinigt, 
fi dennoch eine gewiffe ftaatlihe Gelbftändigfeit bewahrt hat. Diefer Zuſtand 
wird von Vielen als ein befonderes Glück gepriefen, indem das Land, weldes 
feinem Fürften eine verhältnigmäßig bedeutende Nevenue bietet, bei nur mäßiger 
Belaftung eines gewiffen Wohlftanves fi) erfreut; doch iſt e8 wohl nicht zu ver- 
kennen, daß dieſe Abfonverung einer geveihlihen Entwidlung aller Kräfte hemmend 
entgegentritt, wie biefes aud ver Stand der Geſetzgebung zeigt, welche gegen, 
faſt alle deutſchen Länder völlig um ein. halbes Jahrhundert zurüd ift. 

Geſchichte. Das heutige Herzogthum Lauenburg, in älteften Zeiten von 
dem wendiſchen Stamme ver Polaben bewohnt, ift ein Theil oder vielmehr ber 
lette traurige Ueberreft des zur Zeit der größten Macdhtentfaltung für Deutfchland 
fo wichtigen großen Reichslehens Sach ſen. Zur Zeit ver ſächſiſchen und falifchen 
Kaifer herrfchten hier die Herzoge aus dem Billung'ſchen Stamme und fämpften 
für Verbreitung und Befeftigung deutſcher Volfsthümlichfeit, und gerade in den 
Gegenven des heutigen Herzogthums Lauenburg wurden die langdauernden Kämpfe 
gegen bie heidnifchen Wenden durch die billung'ſchen (Schlacht bei Schmielau 1006) 
und ſpäter durch die welfiſchen Herzoge zu Ende gebradt. Als bald nach ver 
Schlacht bei Schmielau der Sieger Magnus Billung geftorben und mit ihm fein 
Stamm erlofhen war, gelangte das Herzogtum Sachſen, dur die Heirath mit 
ber Erbtochter des vorigen, Wulfhild, an den Herzog Heinrih den Schwarzen 
von Bayern, aus welfiſchem Stamme. Ihm folgten jein Sohn Heinrih der Stolze, 
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und fein Entel Heinrich der Löwe, welcher Letztere das für die biefigen Gegenden 
fo wichtige Bisthum Ratzeburg gründete und den erften Biſchof Evermodus ein- 
jegte (1154), As Herzog Heinrih in die Reichsacht erklärt und feiner Länder 
beraubt war, belehnte der Kaifer Friedrich J. im Jahre 1180 ven Sohn Albert 
des Düren, Bernhard von Ascanien, mit dem Herzogthum Sachſen, weldem 
Albert I. folgte. Die Söhne des Letztern, geftorben 1260, Johann I. und Albert IL, 
theilten die ſächſiſchen Lande; Johann, ver Ueltere von beiden, befam die nieber- 
ſächſiſchen Länder, er wurde der Stifter der Linie Sahjen: Lauenburg, Albert 
die oberfähhfiichen und gründete die Linie Sahfen- Wittenberg. Die Rechte der 
Kur wurden anfangs von diefen beiden Linien gemeinfam ausgeübt, fpäter that- 
fählih allein von der jüngern mittenbergiihen Linie, weldes von dem Kaifer 
Karl IV., weil der Herzog Rudolph von Wittenberg ihn begünftigte, während 
Ehrih I. von Lauenburg für defjen Gegner Günther von Schwarzburg ftimmte, 
bei ter Königswahl feines Sohnes Wenzel feftgeftellt wurbe,. Als mit dem Herzog 
Albert III. die wittenbergifche Linie ausftarb, hatten die lauenburgiſchen Herzoge 
die nächſten Anfprücde auf die Belehnung mit den oberſächſiſchen Ländern und 
ſuchten foldhye geltenn zu machen; fie wurben jedoch übergangen und Friedrich der 
Streitbare von Meißen im Jahre 1422 vom Kaifer Sigismund mit dem Her- 
zogthum Sachſen und der Kurwürde belehnt. Diefe blieb noch lange ein Gegen- 
ftand des Streites, indem die lauenburgifchen Herzoge fortfuhren, ſich Kurfürft 
‚und Reihsmarfhall zu nennen, aud die Kurfchwerter im Wappen führten. Beides 
wurde ihnen vom Kaifer und den Reichögerichten, ſelbſt bei Strafe, mehrfach un- 
terfagt, doch wurde e8 dem letzten Herzoge diefer Linie, Julius Franz, der dem 
Kaifer jelbft befreundet, in Böhmen große Güter und bei ver Entfegung Wiens 
durch Sobiesfy als Führer der faiferlichen Neiterei fich große Verdienſte erworben 
hatte, für feine Perfon geftattet, die Kurfchwerter im Wappen zu führen, wie 
man ſolche nod an dem alten Karlsthurme zu Lauenburg findet. 

Die Herzoge von Lauenburg, wie fie vom Kaifer genannt wurden, ober von 
Sachſen, Engern und Weſtphalen, wie fie felöft fih nannten, aus dem 
ascanifhen Stamme, regierten in ununterbrocdener Folge von dem obengenannten 
Sohann I. bis auf Julius Franz, welder im Jahre 1683 ohne Hinterlaffung 
männlicher Erben ftarb. Sie waren ein unruhiges friegerifches Geſchlecht und lebten 
in fortwährendem Kampfe mit den benachbarten großen Städten, mit geiftlidhen 
und weltlihen Reihsfürften, ja mit ihren eigenen Bajallen. Noch mehr aber ſcha— 
beten fie ihrem Lande durch mehrfache Theilungen desſelben, vurd blutige Kämpfe 
unter fih und durch fortvauernde Berpfändungen ihrer Befigungen, und verloren 
in Folge des Schuges, den fie adeligen Wegelagerern auf ihrem feften Schloffe 
Dergedorf zu Theil werben ließen, Stabt und Amt Bergedorf — die reiche Land— 
Ihaft Vierlande — für immer an Hamburg und Lübeck, welche viefes im Jahr 
1420 eroberten. Bei dem Abfterben des legten Herzogs Julius Franz waren außer: 
dem durch Verpfändung vom Lande getrennt: an Lübeck die Bogtei Malen, an 
Holftein die Aemter Steinhorft und Trunsbüttel, | 

Bon den Herzogen aus ascanifhem Stamme find beſonders hervorzuheben : 
Franz der Jüngere, welcher nad langen blutigen Kämpfen in ver Familie 
zum unbeftrittenen Befig gelangte, unter weldem im Jahre 1585 die „einige 
Union der Ritter» und Landſchaft“, derjenige Vertrag, auf weldem vie fpä- 
tere Landesverfaſſung hauptfählih beruht, und von weldem Fürften auch bie 
lauenburgiſche Kirchenordnung — noch jetzt in vollſter Gültigkeit — mit Zuftimmung 
der Stände erlaſſen wurde; Herzog Auguſt, Sohn des Vorigen, 1618-- 1659, 
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welcher während des breißigjährigen Krieges fein Fürſtenthum vor den Drang- 
falen des Krieges mit Weisheit möglihft zu ſchützen wußte; und endlich der Pete, 
Julins Franz, jevenfalld einer der beveutendften, von dem mit Zuftimmung ver 
Stände im Jahr 1681 die noch gültige Hofgerichtsordnung — ein für jene Zeit 
vortrefjlihes Procengefeg — erlaffen wurde. Ein eigenes Schidjal mwaltete über 
biefer Yamilie; der Herzog Franz II. hatte neun Söhne, die alle das reife Man- 
nesalter erreichten, und doch erlofch mit feinem Enfel viefer Stamm. Unter viefen 
neun Söhnen des franz II. war aud der in der Geſchichte des breißigjährigen 
Krieges oft genannte Franz Albreht von Sachſen-Lauenburg. Die Beihuldigung, 
daß er in der Schlacht bei Lüten der Mörber des Königs Guſtav Adolph ge- 
wejen, ift durch neuere Forſchungen binlänglich widerlegt; er blieb als Faiferlicher 
General in einem Gefecht gegen die Schweden bei Schweibnig im Jahre 1642, 
Nad) dem am 18. September 1689 erfolgten Tode des letzten Herzogs wurden 
von den verfdhiedenften Seiten Anſprüche an ven Nachlaß erhoben, namentlih von 
Kurfachfen, welches durd einen Kommiſſär am 26. September förmlich Befit 
ergreifen und die Behörben fo wie die Garnison ſich huldigen ließ. Am 1. Oftober 
ſ. 3. aber ließ der Herzog Georg Wilhelm von Celle die Fefte Ratzeburg durch 
‚ feine Truppen befegen, wie er dem Kaifer berichtete, als Kreisoberfter des nieber- 
fähfifhen Kreifes, im Grunde aber nur, um die Ansprüche des Haufes Braun- 
ſchweig⸗Lüneburg zur Geltung zu bringen. Kommifjäre der medlenburgifchen und 
anhaltiihen Fürſten, welche gleichfalls Befighandlungen auszuüben verfuchten, 
wurben daran verhindert und mußten fi mit Refervationen und Proteften be- 
helfen. In Beranlaffung der von dem Herzog Georg Wilhelm gefchehenen ftarken 
militäriſchen Befegung des Landes und der in Ratzeburg vorgenommenen neuen 
Befeftigungsarbeiten rückte der König Chriftian V, von Dänemark im Jahre 1683 
mit einem Deere von 12,000 Mann in das Lauenburgifhe, welches unter dem 
Befehl des Feldmarfhalld von Wedel am 12. Auguft vor Ratzeburg erfchien 
‚und am 21. bis 23. ſ. M, viefen Ort bombarbirte, welder mit Ausnahme ver 
Kirche und zwei oder drei anderer Gebäude völlig in Afche gelegt wurde. Bertheidigt 
wurde Ratzeburg durd den Generallieutenant Boisdavid und nicht genommen, 
indem am 23. Auguft Abends ein Waffenftillftand und fpäter, am 26. September 
ſ. 3., ein Verttag abgefhloffen wurde, wonach, unter Vermittlung mehrerer Mächte, 
die Gele’fhen Truppen im Lande vermindert werben follten, der König aber in 
feine Lande zurüdzog und verſprach, ſich nicht ferner in den lauenburgifchen Erb- 
ftreit zu mifchen. — Die wohlfundirten Anfprüche von Kurſachſen wurden fpäter 
von den braunfchweig-lüneburgifchen Herzogen durch eine vergleichsweife Zahlung 
von einer Million Thaler befeitigt und 1702 ver Landesreceß mit der lauenbur— 
gifhen Nitter- und Landſchaft abgeſchloſſen, wodurch der Herzog Georg Wilhelm 
als nunmehriger Yandesherr anerkannt und die Nechte der Stände garantirt wur- 
den, Im Jahre 1728 wurde aud von dem Reichsfammergeriht das Herzogthum 
dem braunfchweigifch-lüneburgifhen Kurhaufe zuerfannt und demſelben vom Kaifer 
die Belehnung ertheilt, wogegen den übrigen Prütendenten, namentlid den anhalt’- 
ihen Fürften, vorbehalten blieb, ihre Anſprüche in petitorio geltend zu machen. 
Während ver folhergeftalt zu Stande gefommenen Bereinigung des Herzog: 
thums Lauenburg mit dem Kurfürſtenthum Braunſchweig-Lüneburg wurden bie 
durch Verpfündung abhanden gefommenen Lanvestheile, das Amt Steinhorft und, 
nah langen Berhandlungen und vorhergegangenen noch längern Proceffen, bie 
Bogtei Mallen wieder erworben, Die Stadt Mallen felbft war bereit? im Jahre 
1681 unter Julius Franz von Lübeck zurüdgegeben, Im Uebrigen ging das ganze 
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18. Jahrhundert in faft ungeftörter Ruhe für das Herzogthum worüber, welches 
nur während des großen norbifhen Krieges, bei Durchzügen däniſcher, ſchwedi— 
ſcher und ruſſiſcher Kriegsvölker, vorübergehend zu leiden hatte. Das Land hatte 
fih im Allgemeinen einer wohlwollenden Regierung zu erfreuen und wurde von 
derfelben vor den andern kurbraunſchweigiſchen Ländern in mander Hinficht be- 
günftigt. Eine der wohlthätigften Veränderungen war die gegen Ende des Jahr- 
hunderts durdgeführte Verkoppelung der Dorfidhaften, bei welder durch das Kam— 
merreffript als Hauptprincip vorangeftellt wurde, daß bei berfelben nur auf den 
Wohlftand der Unterthanen, nicht auf die Vermehrung der Domäneneinfünfte zu 
fehen fei. Anfangs fand — wie immer — auch diefe Berbefferung bei ven am 
Alten Hebenden Bauern entſchiedenen Widerſtand; da aber aller Zwang vermieden 
wurde und die Kammer fi zu fehr bedeutenden Begünftigungen verftand, auch 
faft alle Koſten übernahm, fo kam dieſe Verbefferung zum großen Heile des Landes 
überall zu Stande. Abgefegen von den Städten und dem größern Landbeſitz, den 
adeligen Gütern und ven fehr bedeutenden Domänen, bat das Land jet ungefähr 
1000 Hufen Bauerftellen, von deren Ertrag je eine Familie in Wohlftand eben 
Tann; außer benfelben etwa 500 kleinere Landſtellen, auf denen mit Hülfe eines 
Handwerks oder Gewerbes eine thätige Familie gleichfalls fortzutommen vermag. 

Die wichtigften in diefer Periode erlaffenen Gefege und Verordnungen, welche 
noch jett zur Anwendung fommen, find folgende: Die Verordnung über die Gül- 
tigfeit des Sachſenrechtes, von 1703; die Berorbnung wegen Verſetzung der Guts- 
leute von 1718; die Göhrder Konftitution, von 1719, durch welche bei Beſetzung 
von Meierftellen das gerichtliche Verfahren ausgefchloffen ift; vie Regierungs- 
inftruction von 1731; die Kriminalinftructionen von 1736, und die Landſchulord— 
nung von 1757. | 

As im Anfange des gegenwärtigen Jahrhunderts große Begebenheiten ven 
Norden Deutihlands aus langer Ruhe werten, wurde auch das Herzogthum 
Lauenburg in diefen Strudel hineingezogen. Dasfelbe wurde 1801 vorübergehend von 
dänifhen, dann von preußiihen Truppen befegt. Im Juli 1803 wurde die han- 
'noverifhe Armee im Lauenburgifhen aufgelöst und dieſes von ben Franzofen 
oftupirt. Im Jahre 1805 von Preußen in Befit genommen, dann von Schweden 
für Hannover bejegt, gerieth das Land nah den Creigniffen von 1806 dauernd 
in die Hände der Franzoſen und wurbe, nachdem aus ben Einkünften beveutente 
Donationen an franzöfifche Befehlshaber ertheilt waren, als Krondomäne von dem 
Intendanten d'Aubignosk verwaltet, bis e8 am 10. December 1810 dem franzöfi- 
ihen Kaiſerreiche einverleibt und dem Departement der Elbmündungen zugetheilt 
wurde. Als im Frühjahr 1813 die erften ruffifhen Truppen unter Tettenborn 
erfhienen, waren bie Yauenburger vie erften unter den Bewohnern der früher 
bannover’fhen Lande, die gegen franzöfifhe Herrſchaft fi erhoben. Sie leifteten 
verhältnigmäßig viel für die Befreiung Norddeutſchlands, hatten aber noch unendlich 
viel mehr zu leiden, indem feit dem Wiederausbruch des Krieges nad dem Waf- 
fenftillftande, bis gegen Ende des Jahres 1813, das Herzogthum hauptfächlich 
den Schauplag des Krieges an der Nieberelbe bildete. 

Im Jahre 1815 verbreiteten fih zum Schred der Einwohner die Gerüchte 
von der bevorftehenden Abtretung des Landes an die Krone Dänemarf und wurben 
freilich vorerſt durch die feierlichften Berfiherungen des Prinz-Regenten von Eng- 
land befhwichtigt. Bald darnach aber wurde dieſes ächt deutſche Land den Inter- 
eſſen einer kleinlichen Politit geopfert und an einen nihtdeutfhen YFürften 
abgetreten, deſſen Truppen eben zuvor mit den Franzoſen als Feinde im Lande 


Herzogthum cauenburg. 343 


geſtanden hatten. Die wirkliche Uebergabe des Landes an Dänemark erfolgte am 
26. Juli 1816, die Huldigung am 1. Oktober 1816. Bei Hannover verblieb 
das Land Hadeln, ſeit Alters ein Annexum des Herzogthums Lauenburg, das 
auf dem rechten Elbufer belegene Amt Neuhaus und der am linken Elbufer be— 
legene Theil des Amtes Lauenburg, mit den Gerichten Lüdersburg und Obermer- 
ſchacht; ein fehr beveutenver Theit des Herzogthums. Die medlenburgifhen und die 
anhaltifchen Fürften verwahrten bei der Bundesverſammlung ihre Anſprüche am 
14. November 1816. Von der Krone Dänemark wurben bei Uebernahme des 
Landes ſämmtliche Privilegien, namentlich ver Landesreceß von 1702, beftätigt 
und bie Landesfchulden übernommen. 

Die Jahre 1848—1850 gingen nicht fpurlos an dem Lande vorüber. Die 
in Lauenburg ausgehobenen Truppen garnifonirten in Kiel und wirkten bei ber 
ohne Kampf erfolgten Befegung der Feftung Rendsburg für die fchleswig-holftei- 
niſche Sache. Als das ſchwache, bis dahin in Rageburg geftandene Detafchement 
gleichfalls nad) Auge abgezogen war, erbat die damalige Iauenburgifche Re- 
gierung zum Schuß des Landes eine Beſetzung von der f. hannoverifchen Regie— 
rung, welde von dem König Ernſt Auguft bereitwilligft zugeftanden, von ben 
Lauenburgern mit Freuden empfangen wurde und das Yand vor mandhem Unheil 
bewahrte. Im Juli 1848 erſchien auf den Wunfc der Landesvertretung ein Kom— 
miffär des deutfhen Bundes (Welder), welder bis zur Herftellung des befinitiven 
Friedens das Land Namens des deutihen Bundes in Aominiftration nahm und, 
unter Borbehalt der Rechte des Lanbesherrn, aus drei ehrenwerthen, ven Wün— 
ſchen des Landes entfpredhenden Männern eine „Adminiſtrations-Kommiſſion“ als 
interimiftifhe höchſte Regierungsbehörbe des Landes einſetzte. Diefelben Perfonen, 
nah dem Malmöer Waffenftillftand von einer gemeinſchaftlichen Kommiffion, einem 
Reichskommiſſär (Stadtmann) und einem Kommiſſär des Königs (v. Pleifen) als 
„höchſte Landesbehörde“, fpäter von einem Reichskommiſſär (v. Winzingerode) 
beftätigt, verwalteten das Land, bis dasfelbe im Anfange des Jahres 1851 
in Folge befannter Greigniffe von öfterreihifchen Truppen befegt und darauf 
Namens des Königs Friedrich VII. durd den Grafen Reventlow-Criminil wieder 
in Befit genommen wurde, Während biefer Periode war durch Berhanplungen 
mit der proviforifch erweiterten Landesvertretung ein auf demokratiſche Principien 
bafirtes Staatsgrundgefeg zu Stande gekommen, weldes unter Autorität des 
Reichskommiſſärs am 14. Mai 1849 publicirt wurde, wie auch früher fchon die 
in Frankfurt befchloffenen Grundrechte verfündigt waren. Nah Wiederherftel- 
(ung der föniglihen Wutorität wurde dieſes Staatsgrundgefeß, fowie mehrere 
andere wichtige, in jener Periode erlaffenen Gefege formell befeitigt, wogegen 
manche wichtige Einrichtungen aus dieſer Zeit Beftand behielten. 

Für die Specialgefhichte des Landes find zu benugen: von Kobbe, Geſchichte 
und Pandesbefchreibung des Herzogthums Lauenburg; von Dave, Mittheilungen 
zur näheren Runde des Wichtigften der Staatsgefhichte und Zuftände der Be— 
wohner des Herzogthuns Lauenburg; Mafin, Gefchichte des Bisthums und Für- 
ſtenthums Rageburg; in welden Werfen man auch die älteren Quellen ange 
führt findet. 

Das Land und feine Bewohner Das Herzogthum Lauenburg, zwis 
hen 530 21° und 530 48° nörblicher Breite, und 270 40° und 280 38‘ äftlicher 
Länge belegen, enthält etwa 19 [Meilen Flächeninhalt, ift aber mehrfach durch 
Medlenburg:Strelig’fche und Lübeck'ſche Enclaven unterbrochen. Die natürliche Boden— 
beſchaffenheit ift faft viefelbe, wie die des benachbarten Holftein und Medlenburg; 
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der fruchtbarfte Theil desfelben ift der nordweſtliche, das Amt Steinhorft und bie 
an dasſelbe ftoßenven abeligen Güter. Die beveutendften Gewäſſer find: die Elbe, 
welche das Land im Süden begrenzt; die Delvenau und die Stednig, erftere bei 
Lauenburg in die Elbe, legtere in ver Nähe von Lübeck in die Trave ſich ergiekend. 
Beide find fhon im Jahre 1392 durd einen Kanal mit einander verbunden, wo— 
durch eine Waſſerſtraße zwifchen Oftfee und Norbfee hergeftellt wurbe, einer ber 
älteften Schifffahrtsfanäle in Europa. Berner: die Ville, das Land gegen Often 
begrenzend; der Rageburgerfee und der Schaljee, außerdem viele Kleinere Land⸗ 
ſeen. Die Gewäſſer find ſehr fiſchreich, und im Schalſee wird die Maväne (salmo 
mavaena) gefangen, ein ſchmackhafter Fiſch aus dem Lachsgeſchlecht, welcher in 
Norddeutſchland nur noch in einem mecklenburgiſchen Landſee vorkommt. 

Die Waldungen — einen reichen Wildſtand enthaltend — find ſehr bedeu— 
tend und bilden eine Haupteinnahmsquelle; die landesherrlichen Forſten betragen 
allein 54,284 Morgen. | 

Eine Zählung vom Jahre 1855 ergab 49,475 Einwohner, davon in den 3 
Städten 8172, auf dem Lante 41,303. Am 1. Februar 1860 ift wieder eine 
Boltszählung vorgenommen, deren Refultat noch nicht bekannt ift, doch ift die Zahl 
verhältnigmäßig beveutend geftiegen. 

Die Bewohner find faft durchweg rein deutfcher, und zwar ſächſiſcher Abftanı- 
mung; nur in einigen wenigen im Norboften belegenen Dorfihaften mögen ſich 
ſchwache Refte der früheren wendiſchen Bevölferung finden, dod find biefe von ber 
ſächſiſchen jegt nicht mehr zu unterfcheiden. Die Landbewohner nennen — im 
Gegenſatz zu den Bewohnern angrenzender mecklenburgiſcher, holfteinifcher und 
lübiſcher Diftritte — ſich felbft Sachſen, und wenn zwei Dörfer gleichen Namens 
durch eine Landesgrenze getrennt find, wird das Tauenburgifche als ſächſiſch be- 
zeichnet. 3. B. ſächſiſch Hamfelde — däniſch (holfteinifh) Hamfelve; altfähfifc 
Breitenfelde — neufähfifch (früher lübiſch) Breitenfelde. 

Hervorzuheben ift, daß im Herzogthume Lauenburg niemals, wie foldyes in 
ven benachbarten medlenburgifhen und holfteinifchen Ländern bis in die neueften 
Zeiten der Fall war, die Leibeigenfhaft gegolten hat, fondern die Bauern zu allen 
Zeiten perfönlic freie Männer geweſen find. Es ift diefer Umftand ſchon zu An- 
fang des vorigen Jahrhunderts Hiftorifh nachgemiefen, und fogar in contradic- 
torio gerichtlich anerkannt. Doch fteht den Bauern an ihren Meierftellen nur ein 
befhränftes Eigenthum zu, während das Obereigenthum der Gutsherrſchaft, reſp. 
ver Landesherrſchaft zukommt. 

Die Induſtrie des Landes iſt nicht bedeutend, der Handel, gleichfalls nur von 
geringer Wichtigkeit, hat durch die ſehr verbeſſerten Verkehrsmittel, namentlich die 
das Feine Land durchkreuzenden Eiſenbahnen, in neuerer Zeit fi) beveuteno geho— 
ben. Den Haupterwerbszweig bildet die Landwirthſchaft in ihren verfchiedenen Zwei- 
gen, welche auf den größeren Befitungen nad holſteiniſcher Weife betrieben wird. 

Für die fpeciellere Topographie ift befonders zu empfehlen: „Topographie der 
Herzogthümer Holftein und Yauenburg 2c. von Schroeter und Biernatzky, 
Divenburg 1855." Die braudhbarften Charten des Landes find folgende: die von 
dem dänischen Generalftabe fir militärifche Zmwede im Jahre 1844 herausgegebene, 
welde indeſſen namentlich hinſichtlich der Grenzbezeihnungen einige auffallende 
Unrichtigkeiten enthält; — die des Ingenieur Wollheim, von 1852, im runde 
nur eine Kopie der vorigen, in weldyer jedoch die Unrichtigkeiten der erſteren ver- 
bejjert find; — ſodann die von dem jetigen k. preußifchen Hauptmann Geer& im 
Jahre 1845 herausgegebene Charte von Holftein und Lauenburg; — und endlich 
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die von bemfelben mit anerfennenswerther Sorgfalt und unendlichen Fleiß im Jahre 
1858 ausgearbeitete Charte von Schleswig, Holftein, Lauenburg und der angren- 
zenden Länder. Der letzteren, welche indeſſen für fpecielle topographiiche Zwede, 
des kleineren Maßftabes wegen, weniger zu benugen ift, hat ver Autor eine fehr 
eınpfehlenswerthe Denkſchrift „Geſchichte der Vermeſſungen und der Landcharten 
Nordalbingiens“ beigegeben. 

Verfaſſung, Verwaltung und Finanzen. Die Verhältniſſe dieſes 
deutſchen Bundeslandes zu den übrigen unter einem Herrſcher vereinigten Landes— 
theilen, und zu der däniſchen Geſammtmonarchie find bis auf dieſen Augenblick 
nicht feſt beſtimmt und definitiv geordnet, weßhalb dieſelben hier vorerſt noch 
unerörtert bleiben müſſen. 

In allen denjenigen Verwaltungszweigen, in welchen für die ganze Mo— 
narchie gemeinfame Miniſterien beſtehen, ift das Herzogthum dieſen untergeord⸗ 
net, in allen andern aber dem königlichen Miniſter für die Herzogthümer Holſtein 
und Lauenburg. Zur Erlaſſung allgemeiner Geſetze und Landesordnungen, ſowie 
zur Auflegung neuer Steuern iſt die Mitwirkung und Zuſtimmung ver Lau— 
desvertretung erforderlich. Diefelbe wird von der Ritter- und Landihaft ausgeübt, 
in welcher vor 1848 jeder Befiter eines landtagsfähigen adeligen Gutes, als fol- 
her, eine Stimme hatte, und den drei Städten, welden, obgleich fie jede zwei 
Deputirte zu den Berfammlungen zu fenden pflegten, jever aud nur eine 
Stimme zuftand; ſämmtliche Kleinere Landbeſitzer waren überhaupt nicht vertreten. 
Nach dem königlichen Patente vom 20. December 1853,- erlafen nad verfafjungs- 
mäßiger Kommunikation mit Ritter- und Landſchaft, befteht vie ſtändiſche Vertre- 
tung nunmehr: 1) aus dem Erblandmarſchall, dem jevesmaligen Befiger des Gutes 
Gudow aus der Familie von Bülow, und zwei für Lebenszeit aus den ritterfchaft- 
lihen Vertretern gewählten und vom Landesherrn beftätigten Landräthen. Diefe 
drei bilden das Landrathskollegium und als folhes eine ftändige Deputation der 
Nitter- und Landſchaft. 2) Aus 15 für eine fehsjährige Periode gewählten Mit- 
glievern, nämlich: aus 5 von den DBefigern bisher landtagsfähiger Güter gewählten 
‚Gutsbefigern; aus 5 Abgeordneten der drei Städte; und aus 5 von den Befigern 
bäuerliher Grundſtücke gewählten Meinen Lanpbefigern Als deren Beamte find 
der Nitter- und Landſchaft ein Landſyndikus und ein Landſchaftsſekretär zuge: 
ordnet. 

Die von der Füniglich dänifchen Regierung bei der Abtretung des Landes über- 
nommenen Landesfchulden find von derſelben der Ritter- und Landſchaft zu veren 
eigener Verwaltung übertragen, und ift vom Könige als fein Beitrag zur Verzin- 
fung und Abtragung diefer Schulden der Ertrag der Stempel- und Erbſchafts— 
ftener überwiefen, veren Durchſchnittsſumme jährlid 2140 Rthlr. betragen hat. 
Zu gleihem Zwede und zur Beftreitung einiger befonderer Landesbedürfniſſe wird 
die erhöhte Contribution und die Eremtenfteuer zufammen zum Betrage von etwa 
22,720 Rthlr. erhoben, welche Einnahmen bie Ritter- und Landſchaft durch bie 
landſchaftliche Steuerfaffe unter der Oberauffiht der füniglihen Regierung verwal- 
ten läßt. Am Schluffe des Jahres 1859 betrugen die Landesſchulden 281,000 Rthir.; 
bie dafür ausgegebenen Obligationen, obgleidy nur 31/, Procent Zinfen tragend, 
bilden ein fehr gefuchtes Papier und find nie unter pari zu haben, gelangen 
überhaupt eigentlich nicht auf den Geldmarkt. Unter dem königlichen Minifterio für 
Holftein und Lauenburg fteht die königliche Regierung in Rateburg, die obere Boli- 
zei- und PVerwaltungsbehörde des ganzen Landes, melde für die Aemter auch bie 
obere Domanialbehörve bildet und aus dem Landdroſten und zwei Räthen befteht. 
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Das Königliche Hofgericht in Ratzeburg, gleichfalls aus drei Mitgliedern, dem Hof- 
richter und zwei Näthen, beſtehend, bildet als Gerichtshof die erfte Inftanz für alle 
mit dem höheren Gerichtsftande verfehenen Perfonen, die zweite Inftanz für ſämmt— 
liche Untergerichte des Landes, und in allen Kriminalfaden das allein erfennende 
Gericht. Dasfelbe wurde in feiner jegigen Form durch das Patent vom 20. Juni 
1851 angeorbnet, und demſelben vie bis dahin zum größten Theile von ver Re- 
gierung ausgeübte Gerichtsbarkeit ausjchlieglih übertragen, Die höchſte richterliche 
Behörde für das Land ift das Königlich Holftein-Iauenburgifche Oberappellationsgericht 
in Kiel. — Für alle Kirhen- Schul- und Eheſachen bildet das königliche Konfi- 
ftorium in Rageburg fowohl die oberauffehende als die richterliche Behörbe. Das- 
jelbe befteht aus 6 Mitglievern; dem Landdroſten, einem Regierungsrath, einem 
von ber Nitterfhaft gewählten Beifiger, zwei Geiftlihen, und einem Abgeorbneten 
der drei Städte. Dasfelbe verfammelt fi dreimal jährlich, und find außer dieſen 
regelmäßigen Sigungen nur drei Mitgliever, ver Landdroſt, der Regierungsrat 
und der erfte geiftlihe Beifiger, zugleih Superintendent, beftändig in Ratzeburg 
anmwejend. Allen drei genannten Kollegien ift das nöthige Bureauperſonal beige- 
eben. 

: In der untern Inftanz ift die Verwaltung noch nicht von der Juftiz getrennt. 
Die Unterbehörven find folgende: Vier Ianvesherrlihe Aemter: Ratzeburg, Lauen- 
burg, Schwarzenbek, Steinhorft, welchen außer der Juftiz und Polizei aud) die 
Verwaltung der berrfhaftlihen Domänen obliegt. Jedes derſelben ift mit zwei 
Beamten Eollegialifch befegt. — Drei Stabtmagiftrate, welche unter Leitung eines 
berrfchaftlihen Beamten die Juftiz und vie Polizei in den Städten, und mit Zu- 
ziehung bdeputirter Bürger — der Adhtmänner — das Kommunalvermögen ver: 
walten. Endlich 22 adelige Güter, in welden von ven Befitern die Gerichtsbar- 
feit kündbaren Gerihtshaltern übertragen if. Doch find immer mehrere abelige 
Gerichte vereinigt, indem zur Zeit nur vier Gerichtshalter als ſolche fungiren, von 
denen zwei in Rageburg wohnende jest rejp. für 8 und 10 Gerichte die Juftiz 
verwalten. In firchlicher Hinficht ift das Land in 29 Gemeinden getheilt, in denen 
31 Prediger angeftellt find. In Ratzeburg ift ein gutes Gymnaſium, welches, von 
ven Landesherrn und der Nitter- und Landſchaft gemeinſchaftlich dotirt, im Jahr 
1845 gegründet wurbe, nachdem die feit uralten Zeiten mit der Rageburger Dom- 
fire verbunden gemwejene Domſchule von der Medlenburg-Strelig’fhen Regie- 
rung aus finanziellen Gründen aufgehoben wurde. An der in 5 Klaſſen getheilten 
Schule wirkten 7 Lehrer. 

Die Einnahmen der landesherrlichen Kaffe (im Gegenfag zu der oben erwähn- 
ten landſchaftlichen Steuerfaffe) find für das laufende Rechnungsjahr vom 1. April 
1859/60 zu 380,000 Rthlr. pr. cour. veranfhlagt. Die bedeutendſteu Summen bilden 
die ftehenden Gefälle aus den Aemtern 40,500 Rthlr., Zeitpaht von den Domä— 
nen 48,600 Rthlr., die Einnahmen aus den Forften und Möören 114,150 Rthlr., 
Elbzoll, Stednigzoll, Land» und Tranfitzoll 145,200 Rthlr., wogegen an bireften 
Steuern nur 17,000 Rthlr. in vie herrſchaftliche Kaffe fließen. Aus diefen Ein- 
nahmen wird unter Leitung des königlichen Finanzminifterii ein verhältnigmäßiger 
Beitrag zu den Koften des Minifteriums für Holftein und Lauenburg (4510 Rthlr.) und 
des Föniglichen Oberappellationsgerichtes (2067 Rthlr.), fodann die fpecielle Verwaltung 
des Landes beftritten, namentlich werben daraus die Koften ver Juftiz, der Geiftlichfeit 
und Schulen — foweit diefe ven Landesherrn treffen — die Polizei, die Adminiſtration 
der Domänen, der Forften, ver Zölle, fowie Chauffee- und Wegebauten und Pen- 
fionen, abgehalten, welche Ausgaben zufammen etwa 196,000 Rthlr. betragen. Der 
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Ueberſchuß von reidhlih 180,000 Rthlr. wird unter den gemeinfamen Einnahmen 
der föniglich bänifchen Gefammtmonardhie berechnet. Für das Rehnungsjahr 1858/59 
betrug derſelbe 182,516 Rthlr. pr. cour. 

Abgeſehen von den unter ven Einnahmen angeführten Durchgangs- und Land— 
zöllen genieft das Land noch ver Zellfreiheit, indem das däniſche Zollſyſtem nicht 
auf dasſelbe ausgedehnt ift. Ebenfo ift auch der däniſche Münzfuß nicht im Her— 
zogthum Lauenburg eingeführt, indem bier feil 1849 ver Bierzehnthalerfuß gefeg- 
mäßiger Landesmünzfuß ift. 

Die aus dem Herzogthum Lauenburg zur Aushebung gelangenden Wehr- 
pflichtigen erfüllen ihre Dienftpflicht zum größten Theil in dem in Ratzeburg gar- 
nifonirenden 14, däniſchen Infanteriebataillon, dem einzigen beutichen in ben 
Herzogthlimern liegenden Truppentheile. Verhältnigmäßig Wenige werden zur Rei- 
terei und Artillerie, nur Einzelne zur königlichen Garde ausgehoben. Für das lau— 
fende Jahr 1860 find ungefähr 240 Rekruten zum Dienft ausgehoben. 


Hantelmann. 
Lebensmittelpolizei. 


In der Sorge des Staates und der Gemeinde für Sicherung ber Eriftenz 
ihrer Angehörigen (Sicherheits- oder Individualpolizei) nimmt die Sorge für aus- 
reichende und geſunde Lebensmittel eine hervorragende Stelle ein. Die Gefunpheit 
(f. ven Art. Gefundheitspflege, Geſundheitspolizei) ift bier nicht der überwiegende 
Geſichtspunkt, fondern die Eriftenz felbft. Auch hier kann man von der eigentlichen 
Lebensmittelpolizei, die mit gebietender, verbietender und zwingender Gewalt 
auftritt, Mafregeln von blos pflegliher Natur unterfcheiven, doch find in dieſem 
Gebiete die erftern vorherrſchend. 

Ausreihende Lebensmittel find Beringung der Erhaltung des. Lebens. Man- 
gel verfelben ſchwächt vie geiftigen und förperlichen Kräfte und veranlaft Elend, 
Krankheit und Tod. Bon jeher ift daher die Sorge für die Nahrung des Bolfes 
als eine wichtige Staatsthätigfeit betrachtet worden, Wir erinnern nur an das 
Inftitut der Wedilen im alten Rom. Im modernen Staate muß jedoch auch hier 
der Grundſatz gelten, daß polizeiliche Hülfe nur dann eintritt, wenn bei größerer 
Allgemeinheit eines Bedürfniſſes auch die Unmöglichkeit vorliegt, daſſelbe mittelft 
Privatanftrengung zu befriedigen. In gewöhnlichen Zeiten wird fi daher die Po- 
lizei auf ein geringeres Maß von Thätigkeit beſchränken, eingreifender wirkſam 
wird fie zur Zeit der Theurung, und bei förmlicher Hungersnoth müffen alle po— 
fitiven Rechte der unmittelbaren Erhaltung des Lebens Aller weichen. Es kommt 
dabei nod in Betracht, daß Theurungen von Geld: und Handelskriſen und 
von Herabtrüdung des Lohnes begleitet zu fein pflegen, und daß daher in 
folden Zeiten Umwälzungspläne eine Unzahl bereitwilliger Hände finden, ſomit jede 
beveutende Theurung große politiihe Gefahr bringt. Das Jahr 1788/89 ift in 
Sranfreih ein Hungerjahr gewejen, ven Bewegungen von 1848 und 1849 ging 
die legte, no in Aller Erinnerung ftehende Theurung zur Seite. 

Das Hauptnahrungsmirtel des Menfchen ift und bleibt Brod. Daher find 
Getreide, Mehl, Brod die Hauptgegenftände ver Lebensmittelpolizei, daneben Fleifch, 
in neuerer Zeit auch bie Kartoffeln, in manden Ländern noch das Bier als 
5 * allgemein daſelbſt herrſchender Anſicht und Gewohnheit, unentbehrliches 

etränke. 

I. Das natürlichſte und wirkſamſte Mittel zur Beſchaffung und Erhaltung 
eines angemefjenen Getreivevorrathes ift ein Iebhafter, Fapitalreicher und intelli- 
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genter Getreidehandel. Nur der Getreidehandel ift im Stande, den Ueberfluß 
guter und den Mangel ſchlechter Ernten, den Ueberfluß der einen und den Mangel 
der andern Gegend gegen einander auszugleichen. Alle Befhränfungen viefes Han— 
dels, wie 3. B. das Verbot der Auffäuferei überhaupt oder bei gewiffen Breifen 
und zu gewiffen Zeiten, bringen Störung in bie natürliche Wechſelwirkung des 
Angebotes und der Nachfrage und nöthigen das Gefhäft zu vergeblichen Trans— 
porten, die bei ver Schwierigfeit des Transportes der gerade hier in Frage fte- 
henden Waare den Preis beveutend fteigern. Mit Unrecht hat man früher — und 
dieſe Meinung ift noch nicht ganz verfhwunden — das Gewerbe des Kornhänd- 
ler8 als ein, namentlich) zu Zeiten der Theurung, auf die allgemeine Noth fpefu- 
livendes in der öffentlichen Meinung gleihfam fir unfittlich angefehen und dadurch 
Kapital und Intelligenz von der Betheiligung an diefem fo wichtigen Gewerbe ab- 
geſchreckt. Der Kornhändler wie jeder im Berfehre beſchäftigte Menſch fucht aller- 
dings zumächft feinen eigenen Vortheil, allein fein eigener wohlerwogener Bortheil 
ift zugleich der des Publifums. Bringt er zu viel und zu wohlfeil auf ven Markt, 
fo hat das Publifum zwar augenblidiih Genuß davon, nachher aber wird es 
ftatt der Theurung Hungersnoth leiden. Bringt er zu wenig und zu theuer, fo 
behält er einen großen Theil des Vorrathes für fi, der in Folge ver nächſten 
Ernte faft preislos werden fann. Eine Verabredung der Kornhändler ift bei dem 
großen Kapitale, welches in dieſem Handel ftedt, und bei der großen Menge von 
Menschen, die in demſelben befhäftigt find, höchſtens für ganz befchränfte Zeit: 
räume und Lokalitäten, zumal in armen, rohen und fehr ifolirten Gegenden denk— 
bar. Mit Recht jagt daher Roſcher, die Furcht des Volkes vor dem fogenannten 
Kornwucher fei in der Negel nur eine Abart der Gefpenfterfurdt. 

II. Öetreidemagazine des Staates oder der Gemeinden find nur auf 
den mittlern und niedern Stufen der Volkswirthſchaft gerechtfertigt. Privatunter- 
nehmer, weil fie unmittelbarer bei dem Erfolge ihrer Arbeit intereffirt find, pflegen 
die Marftverhältniffe richtiger zu beurtheilen ‚und das Bedürfniß des Publifums 
nicht blos forgfültiger, fondern auch wohlfeiler zu befriedigen. Es könnte jedenfalls 
nur ein jehr Kleiner Theil des Bedarfes durch öffentliche Magazine gefihert werben, 
weil im Bergleiche zu dem zweifelhaften Nuten die Koften zu bedeutend find. Sie 
beftehen in den Zinfen ver Anfauffunme, in dem Abgang durch Beſchädigung von 
Mäufen, Kornwiürmern, Näſſe u. dgl, woran auch die ſchwer zu vermeidenden 
Veruntrenungen fi fliegen, in dem Aufwande, den die Auffiht, die Reinhaltung 
des Vorrathshanfes und das Umftechen der Vorräthe verufaht und in den Er— 
haltungsfoften der Gebäude. Roſcher berechnet, daß 150 Millionen Gulden erfor- 
verli wären, um ben fünften Theil des jährlichen Berarfes von Deutihland 
anfzufpeichern, was alfo einen jährlichen Zinfenverluft von mindeſtens 6 Millionen 
ausmachen würde. Etwas geringer find die Koften allervings bei Magazinirung 
von Mehl, die nad Breuning in Sachſen mit Erfolg gefchieht. Das Mehl wird 
in Fäſſern aufbewahrt, e8 find bei weitem Heinere Yagerräume erforderlich, durch 
die verfchloffenen Fäffer wird das Umſtechen des Vorrathes überflüfftg und vie 
Gefahr der Beihädigung durd Würmer u. f. w. vermindert, und die Verwaltung 
beſchränkt ſich lediglich auf die Annahme und Abgabe der nad Zahl und Gewicht 
numerirten Fäffer. Wo man daher überhaupt nody magaziniren will, jollte man 
Mehl: und nicht Getreivemagazine anlegen. In Deutfchland fcheint aber die Zeit 
für alle derartigen öffentlichen Magazine nationalöfonomifh vorüber zu fein. 

Ob vortheilhafter der Staat oder die Gemeinde magazinirt, darüber gehen 
die Anſichten ſehr auseinander, Wohlfeiler gefchieht es wohl jebenfalld von 
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Seiten der Gemeinde. Planmäßiger und konſequenter wird ber Staat ver- 
fahren. 

Eigentlidy polizeilih wird die Einrihtung dann, wenn man die Yandwirthe 
verpflichtet, ein nad der Morgenzahl ihrer Ländereien zu beftimmendes Quantum 
Getreide bis zur nächſten Ernte alljährlih aufzubewahren und es auf obrigfeit- 
liches Begehreu um einen gewiffen Preis abzuliefern. Die Ungerechtigkeit einer 
jolhen Verpflichtung und die Schwierigfeit der Ausführung bezüglid der nothwen- 
digen Aufficht leuchtet ein. 

II. Mehr empfehlen fi bei ven heutigen Verkehrsverhältniſſen ausmär- 
tige Öetreideeinfäufe der Regierung zur Zeit der Theurung. Aber nur 
bei jehr dringender Gefahr ift es rathſam, daß diefes natürliche Geſchäft der Korn- 
händler von der Regierung felbft beforgt wird. Noch beſſer wirken vielleiht Prä- 
mien, bie für die zuerft auf dem Märkte ankommenden ausländifchen Getreide— 
transporte ausgefett werben. 

Zwedmäßig ift es, in wohlfeilen Zeiten nad) und nad) ohne befonvere Belä- 
ftigung der Einwohner die Fonds anzufammeln, die zu derlei Ausgaben in theurer 
Zeit verwendet werben follen. 

IV. Das Verbot ver Kornausfuhr von Land zu Yand, ja felbft von 
Provinz zu Provinz, galt im Mittelalter als ein regelmäßiges Mittel zur Erhaltung 
eines angemefjenen Vorrathes. Mit den obigen Grunbfägen über den Kornhandel 
verträgt fich ein folches Verbot nicht. Man ift daher auch in neuerer Zeit mehr 
und mehr davon zurüdgefommen. Das auffallenpfte Beifpiel aus neuerer Zeit ift 
das öfterreichifche Ausfuhrverbot im Jahr 1847, währen die Zollvereinsftaaten 
fi, gewiß zum Segen ihrer Einwohner, nicht gegen einander abfperrten. Durd) 
joldye Sperren wird nicht nur der regelmäßige Kornhanvel auf's Empfindlichſte ge- 
ftört und dadurd ein verberblihes Schwanfen der Preife hervorgerufen, fonvern in 
ber Regel auch "Retorfion auf Seiten der benachbarten Staaten hervorgerufen, wie 
3: DB. im Jahr 1847 Bayern in Folge der öſterreichiſchen Maßregel die Ausfuhr 
nad) Tyrol verbot, wodurd denn das Mifverhältnig noch ärger wird. 

Ebenſo find Kornausfuhrzölle zu beurtheilen, Selbft Lift, der Lobredner 
der Gewerbeſchutzzölle, verwirft fie. 

Dody mag nicht in Abrede geftellt werben, daß hier auch politifche Erwä— 
gungen maßgebend werden fünnen, welche ver abfoluten Anwendung ver Theorie 
entgegenftehen. Ein ausreichender Getreidebau gehört zn den weſentlichſten Erfor— 
berniffen der Staatsſicherheit. Ein Staat, der in ver auswärtigen Politif jelb- 
ftändig auftreten will, darf fih in Bezug auf das nothwendigfte Nahrungsmittel 
nie ganz von fremden Völkern abhängig machen. Auch ver Reciprocitätsftandpunft 
kommt in Betracht. Aehnlich verhält es fi mit vem Scalafyftem, weldes ven 
Zoll beim Steigen der Kornpreife fallen, beim Sinten ver Preife fteigen läßt. Den 
ausgefprochenen Zwed, tie Preife gleihmäßiger zu machen und auf der Höhe des 
Normalpreifes einigermaßen zu firiren, hat diefes Syſtem erfahrungsmäßig voll- 
ftändig verfehlt. 

V. Der Prämien für Korneinfuhr zur Zeit der Theurung haben wir 
bereitd unter Ziff. III, Erwähnung gethan. Nur in der dort bezeichneten Weife 
verbienen fie Empfehlung. In der Regel wird der in Ausficht ftehende Handels- 
gewinn viel höher fein als die Stantsprämie, alſo diefe wenig wirfen unb doch 
viel Geld often. 

Dagegen empfiehlt fih nad Mißernten vie Aufhebung aller etwai- 
gen Einfuhrzölle auf Lebensmittel, wenigftens auf Korn und Mehl. 
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VI Das Berbot des Berfaufes der Frucht auf dem Halme mag 
für Zeiten allgemeiner Noth und fieberhaft aufgeregter Spekulation einen vorüber- 
gehenden Werth haben; die Kurzfichtigfeit und augenblidliche Noth der Prodncenten 
ſoll dadurch vor gewifjenlofer Ausbeutung gefichert werden, für gewöhnliche Zeiten 
würde durch ein ſolches Verbot eine im Allgemeinen unfhädliche und für den Ein- 
zelnen unter Umftänden ſehr vortheilhafte Art der Wirthſchaft betroffen. 

VI. Obrigkeitlide Tarirung der nothwendigften Lebensmittel, 
insbefondere des Brodes und Fleifches, ift wenigftens für Heinere Gemeinden zur 
Zeit noch kaum zu entbehren, foviel aud aus dem Geſichtspunkte vollftändiger 
Handeld- und Erwerbsfreiheit dagegen gejagt werben fann. In foldien Orten ift 
eine Berabrebung der wenigen Handwerker, melde dieſe Gegenftände der erften 
Nothwendigkeit verkaufen, zum Behufe der Steigerung ber Preife wohl denkbar, 
und zwar fomohl bei dem Syfteme der Innungen und Konceffionen als bei dem 
der Gewerbefreiheit, wenn auch bei letzterm weniger. An manchen Orten, wo man 
die Tare aufgehoben hatte, hat man fie wieder eingeführt, für große Städte ift 
fie eher entbehrlih. Die richtige Feftfegung der Taxe bat allerdings, und gerade 
in theuren Zeiten am meiften, ihre Schwierigkeit; indeſſen ift der Preis_der Waare 
ja im Allgemeinen durch den freien Handel beftiimmt, und die Tare hat eigentlich 
nur den fo frei ermittelten Preis für den Wiederverfauf im Kleinen feftzuftellen. 
Ganz unthunlich ift dagegen eine Tarirung des Getreides felbft, wie fie namentlich 
in Frankreich zur Zeit des Konventes verfucht worden ift, 

VIII. Die Auffiht auf das Bäder- und Fleifhergewerbe fann fid 
noch weiter erftreden als blos auf die Tarirung des Brodes und Fleifches. Ins— 
befondere gehört hieher das ſchon durch gefundheitspolizeilihe Rückſichten fi em— 
pfehlende Berbot frifches Brod zu verkaufen; es wirb dadurch zugleih, was für 
theure Zeiten wichtig ift, eine bedeutende Broderſparniß erzielt, indem bie meiften 
Menſchen von frifhen Brode mehr efjen als von 24 bis 48 Stunden altem. 
Ebenſo ift hier zu nennen bie Fleiſchbeſchau, die fi) ebenfo wohl auf das zu ſchlach— 
tende Vieh als auf das zum Berfaufe ausgeftellte Fleiſch erftreden muß. Auch 
Borjhriften über die Bauart der Fleifcherbuden, die immer luftig und reinlich fein 
miüffen, find zu empfehlen, und zur Erleichterung ber Fleiſchbeſchau vient das polis 
zeiliche Gebot, daß die Metzger nur in öffentlichen Schlachthäuſern ſchlachten dür— 
fen. Bon felbft verfteht ſich firenge Auffiht auf das bei ven Bädern zum Ber: 
faufe vorräthige Brod ſowohl Hinfichtlich feiner Beichaffenheit als hinſichtlich des 
Gewichtes. Zur Erleichterung der Aufſicht in letterer Beziehung dient die Vor— 
ring daß das Brod nur in Stüden von gewiſſem Gewichte verkauft werden 
dürfe. 

Bon zweifelhafterer Ausführbarkeit ift die da und dort beftehende Anordnung, 
daß jeder Bäder zu jeder Zeit ein beftimmtes Quantum Mehl vorräthig haben 
müſſe. Um viefe und ähnliche Mafregeln durchzuſetzen, ift man felbft in Frankreich, 
dem Lande die Gewerbefreiheit, zu faft unglaublicher Polizeiwillfür gegen das 
Düdergewerbe vorgefchritten. Nicht nur kann vafelbft, wenigftens in größeren Städ— 
ten, Niemand diefes Gewerbe ohne fürmliche Konceffion betreiben, ſondern felbft 
die Nieverlegung des Gewerbes muß bei anſehnlicher Geldſtrafe einige Zeit vor- 
ber erklärt werben. Ja eine feit 1819 freilich aufgehobene Ordonnanz hatte vorge- 
ſchrieben, daß jeder Bäder, bei dem jener Vorrath nicht vorgefunden wird, jo lange 
eingefperrt werben folle, bis er fich denſelben verfchafft habe! 

Aehnliche Polizeiverorbnungen beftehen in Frankreich auch bezüglich ver Fleifcher. 

IX. Auch das Müllergewerbe bedarf der Aufſicht von Seiten der Lebens— 
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mittelpolizei. Hieher gehört insbefondere die fog. Mahlmetze, d. 5. der aliquote 
Theil des in die Mühle gebrachten Getreives, welden der Müller für feine Be- 
mühung bei Ablieferung des Mehles zurüdbehält. Den heutigen Verhältniffen ent- 
fpricht eine Regulirung des Mahllohnes in Gel. Mühlen können wegen bes in 
Anfpruh genommenen Waflerverbraudes auch in Ländern mit vollftändiger Ge— 
werbefreiheit nicht ohne ‚Konceffion errichtet werben. 

X. Die Sorge für ausreichende Befriedigung des Bebarfes an Trinfwaf- 
fer gehört zu ben wichtigften Thätigfeiten ver Gemeinde, alfo die Errichtung von 
Brunnen, Woaflerleitungen u. f. w. Polizeilich ift dabei namentlih das Verbot 
der Verunreinigung der Brunnen und öffentlichen Wafferbehälter. Nach Umftän- 
den fann es auch nothwendig iderben, den Zugang zu den Brunnen und die Ber- 
theilung des Brunnenmwaflers zu reguliren. 

XI. Auch die Milch gehört zu den nothwendigen Lebensmitteln, auf melde 
die Polizei, insbefondere die Marktpolizei, ihre Aufmerkjamfeit richten muß. Es, 
gibt faum ein Getränf, das häufigerer Verfälſchung unterworfen if. Die Mittel 
zur Entdeckung folder Berfälfhungen fheinen aber noch einiger Vervollkommnung 
zu bedürfen. 

XII. Die Beauffihtigung der Bierbrauerei ift in Ländern, wo biefes 
Getränke das vorherrschende ift, in gefunbheitspolizeilicher Beziehung jedenfalls ge- 
boten. Dazu kommt, namentlih in Bayern, die wegen der Beſteuerung des fog. 
Malzaufſchlages nothwendige Kontrole. Beinen Gefihtspunften könnte aber mohl 
Rechnung getragen werben ohne obrigfeitliche Beftimmung des Bierpreiſes. So 
fomplicirt die hiefür in Bayern zur Anwendung kommenden Normen find, fo fort: 
dauernd find doch die Klagen über ihre Unvolltommenheit. Wenn auch eine plöß- 
liche Aufhebung diefer Normen nicht rathſam erfcheint, weil fie die allgemeine 
Meinung noch zu fehr gegen ſich hat, fo muß fie doch als Ziel feftgehalten wer— 
den, und e8 wird früher oder fpäter fiher dazu kommen. Cine Verabredung ver 
Producenten behufs unnatürlicher Preisfteigerung ift bei dem Biere, welches immer 
mehr ein wichtiger Berfehrsartifel wird, nicht fo leicht zu befürchten als z. B. br- 
züglich des Brodes. 

XIII. Wenn verlangt wird, daß das Fabriciren und fog. Öallifiren 
des Weines verboten werde, fo beruht foldes Verlangen gewöhnlid weniger auf 
Rüdfihten der Erhaltung des Lebens und der Gefunpheit des trinkenden Publi- 
fums als auf dem für ven Wohlftand weinbauenver Länder fehr wichtigen Geſichts— 
punkte den Ruf der Weine zu erhalten. Die Kontrole eines folhen Verbotes ift 
ſehr ſchwierig. 

XIV. Endlich iſt noch der Öetreide- und Viktualienmärkte Erwähnung 
zu thun, Ihre Errichtung unterliegt allenthalben abminiftrativer Genehmigung, mit- 
unter fogar ver des Staatsoberhauptes ſelbſt. Die konkurrirenden Intereffen benad)- 
barter Gemeinden laſſen nicht zu, daß dieſer Gegenftand der Iofalen Autonomie 
anheimgegeben werde. Maßregeln einer guten Marftpolizei find: Feftfegung ber 
Stunde des Anfanges und des Schlufjes ver Käufe und Verkäufe, Abgrenzung des 
Plates, wo der Markt abgehalten wird, und Verbot während des Marktes an 
anderen Plägen Marftgegenftände zu faufen und zu verfaufen; Anweiſung ver- 
fhiedener Plätze für die verſchiedenen Gattungen der auf ven Markt kommenden 
Waaren; Sorge für freie Pafjage; Anweifung eines befonveren Plages für das 
Fuhrwerk; Aufrehthaltung ver Ordnung unter den Laſt- und Padträgern; Unter: 
fuhung der feilgebotenen Waaren und Wegnahme und Vernichtung der gefälfchten, 
unreifen, faulen, überhaupt geſundheitsſchädlichen, Auffiht auf Maß und Gewicht 
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u. f. w. Bon fehr zweifelhaften Werthe ift die häufig vorfommende Anorbnung, 
daß vor einer gewiffen Stunde feine Händler ober feine auswärtigen Käufer auf 
dem Markte kaufen dürfen, fondern nur die einheimifchen Konfumenten: die Pro- 
ducenten verfaufen dann bis zu dieſer Stunde nicht oder zu hohen Preifen,, ober 
fommen erft um dieſe Stunde. 

Alle dieſe Maßregeln pflegen zunächft der Gemeindepolizei überlaffen zu fein. 

Literatur: Das Hauptwerf über Theuerungspolizei ift: Roſcher, über 
Kornhandel und Thenerungspolizei, dem mir im Obigen großentheils gefolgt find. 
In diefem Werke, Beil. 3, findet man aud ein Verzeihniß der zahlreichen hieher 
einfhlägigen Werke, Wir nennen davon nur noch: Breuning, über vie Verhin— 
derung des Mangels an Brodgetreive, insbefondere durd öffentliche Magazinirung, 
im Ardiv der politifhen Defonomie und Polizeiwiffenfhaft von Rau und Hanfen, 
neue Folge Bo. VI. Hft. 2. Gerftner, über die bayerifche Bierpolizei, in der 
Tübinger Zeitfchrift für Staatswifjenfhaft 1859. Hft. 2. Außerdem die befann- 
ten Werfe von R. v. Mohl über Polizeiwiffenihaft, von Rau, über National- 
öfonomie, Medicus. 

Lebensverſicherung, S. Verſicherungsanſtalten. 


Legitimität. 


Es war ein diplomatiſches Meiſterſtück des Fürſten Talleyrand, als er das 
Wort Legitimität auf dem Wiener Kongreß von 1814 in Umlauf brachte. Der 
Glaube an die Ideen der franzöſiſchen Revolution hatte damals auch in den Völ— 
kern keinen Halt mehr, und die imperatoriſche Autorität des „Emporkömmlings“ 
Napoleon, vor der ſich eine Zeit lang auch die alten Fürſten gebeugt hatten, war 
in den Befreiungskriegen von ihrer Höhe in den Staub geworfen. Mit erneuertem 
Vertrauen erwarteten die Völker von ihren angeſtammten Herrſchern die Herftel- 
lung der lange geftörten Friedensordnung. Man wollte zwar nicht die Rückkehr 
zu den alten Rechtszuftänden, welche der Sturm wie dürre Aefte geknickt und wie 
welfe Blätter zerftreut hatte, aber man hoffte, in der Krone bes Baumes fei nod) 
frifhes Leben und der Saft des alten Stammes werde nee Zweige und Blätter 
hervortreiben, An der Stelle des verunglüdten Vernunft- oder Naturrehts kam 
nun wieder das hiftorifche Necht zu Ehren. Die Gedanken der Reftauration- waren 
einigermaßen populär geworben. In folder Zeit und bei folder Stimmung mußte 
das Wort Legitimität eine zauberhafte Wirkung üben. Es erſchien den Mächtigen 
als die fiherfte Stüte ihrer Macht, und den Negierten wie ein heiliges Princip 
der göttlichen Gerechtigkeit. 

Man verftand unter Legitimität nicht, was das Wort bebeutet, Recht- 
mäßigfeit, Gefegmäßigfeit überhaupt. Denn auch das nun geftürzte Kai- 
jerreih, und aud die Verfaſſung der Revolution behauptete, ein Ausdruck des 
Rechts, und fogar der vollflommenfte Ausdruck des höchſten Rechts zu fein, und 
die Geſetzgebung war gerade in ber vorangegangenen Periode vorzüglich thätig 
gewefen und hatte den umgefchaffenen Berhältniffen ihre ftaatlihe Sanktion ertheilt. 
Sondern man verftand darunter das gefhihtlih überlieferte Recht der 
alten Obrigkeit im Gegenfag zu den Ummälzungen einer neuerungsfüchtigen 
Neuzeit, und näher no das Herrfherreht der Fürften nad) den her- 
fömmliden Grundſätzen eines feften Thronfolgerehts, im Gegen- 
jag zu revolutionärer Entfegung oder ufurpatorifcher Verdrängung derſelben durch 
andere Gewalten, 
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Auch in dieſer befchränften Anwendung war das Prineip nicht nen, Alle 
ariihen Bölfer legten von jeher auf den gefhihtlihden Zufammenhang 
bes Rechts, auf die Rechtstontinuität einen Werth. Sogar die rationellen Römer, 
weldye den Rechtsbegriff auf ven Willen des römiſchen Bolfes zuridführten, be- 
achteten doch mit frommer Sorgfalt die hergebrachten Rechtsformen und fuchten 
das neue Recht in ununterbrochener organifher Verbindung mit dem alten Rechte 
der Väter zu erhalten. Diefe biftorifch-legitime Anſchauung fträubt fi Dagegen, 
eine Neuerung als Recht anzuerkennen, welche jene Achtung verlegt und die Ver— 
bindungsfäden mit dem überlieferten Necht abgerifien hat. Sie fträubt fi) auch 
dann, wenn bie Neuerung fi auf ein höheres göttliches oder menſchliches Rechts- 
princip beruft. Wo immer ein feftes Erbrecht ber obrigfeitlihen Autorität ent 
ftanden ift und anerfannt wurbe, da verftand fi denn auch die ausjchliegliche 
Beachtung des fürftlihen Geblütsredhts von felber, und wurde jede Abweichung 
von dem Erbgeſetz als ein Bruch ver überlieferten Rechtsordnung verworfen. Da 
in Europa während des Mittelalters nad und nad in faft allen europäiſchen 
Staaten ein erblices Fürftenthum entftanden und befeftigt worben ift, fo verfteht 
es fih, daß damals das Legitimitätsprincip im Sinne des fürftliden Ge— 
blütsrehts als Folge und Ausdruck diefer Rechtsbildung zu Ehren gefonmen 
ift. Man braudt nur an den Streit der beiden Rofen in England zu denken, 
um fi die Bebeutung dieſes Legitimitätsgedanfens im Mittelalter zu vergegen- 
wärtigen. 

Die Römer hatten die Legitimität noh rein ſtaatsrechtlich verſtanden. 
Alle obrigkeitliche Gewalt wurde von ihnen auf ein Volksgeſetz zurüdgeführt. 
Wer durch diefes ermächtigt war, galt als legitimer König, Konful und fogar 
Kaifer; wer ohne diefe Ermächtigung die oberfte Gewalt ergriff, als Ufurpator, 
Aber au der Ufurpator wurde zur legitimen Obrigfeit, ſobald er die formelle 
Anerkennung des Senats und der Komitien erlangte. Als entfcheidendes Moment 
für die rechtliche Anerkennung wurde von ben Römern nicht die Religion be- 
tradhtet, obwohl in den Aufpicien die Zuftimmung der. Götter angefragt ward, 
noch das Geblüt, — fie verwarfen die Erbmonardie im Princip, wenn gleich fie 
thatfächlich vorzugsweife aus den königlichen und ven kaiſerlichen Geſchlechtern ihre 
Monarhen wählten. Gewichtiger als beide war doch die reale Macht, und erwies 
ſich diefelbe als fiegreich, fo wurde es ihr nicht ſchwer, aud die formelle Anerken— 
nung zu gewinnen. Für bie Rechtsidee der Legitimität aber fam zulest Alles 
auf diefe Rehtsform an, in ber fih der römifhe Staatswille offenbarte. 

In dem germanifchen Mittelalter dagegen werben wir wie in andern Be— 
griffen des öffentlichen Rechts fo auch hier eine Mifhung gewahr mit Religion 
und Familienrecht. Zwar in dem großen welthiftorifhen Vorgang der Verdrän— 
gung der merovingiſchen Könige durch die Farolingifhen Herzoge der Franken jehen 
wir noch, wie bie kirchlichen und die weltlichen Autoritäten, der Papft und bie 
Nation, fih darin einigen, die Umgeftaltung als eine wohlbegründete, von dem 
göttlihen wie von dem menfchlichen Recht gutgeheißene zu billigen, obwohl nad) 
den fpätern Borftellungen von Legitimität ein unzweifelhafter Bruch der Tradition, 
eine offenbare Mißachtung des Geblütsrechts und eine unläugbare Verlegung der 
äußern Rechtsform vorlag. Es wurde damals von allen moralifhen und jurifti- 
ſchen Autoritäten anerkannt, daß das alte Recht einer entarteten Dynaftie durch 
Nihtübung oder ungehörige Uebung, alfo aus Stantsgründen untergehen und bie 
thatfählihe Führung eines Volkes durch eine neue thatkräftige Dynaftie ihre Er: 
bebung und damit eine neue Rechtsbildung zu rechtfertigen vermöge. Mit andern 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staatswörterbud VI. 23 
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Worten: Es wurde damals allgemein anerkannt, daß auch das hiſtoriſch beftbe- 
gründete alte Fürftenreht abfterben und neues Fürftenreht auffeimen und zu 
voller Rechtögeltung heranwachſen fünne, 

Aber während die Hineftichen Weifen ans der Ableitung aller obrigkeitlichen 
Gewalt von vem göttlichen Willen auf die Beränderlichfeit der Dynaftieen ſchloſſen 
(Br. V. ©. 656), fingen bie mittelalterlihen Theologen an, die Unveränderlichkeit 
des dynaſtiſchen Rechts aus der Göttlichkeit desfelben zu begründen. Die erfteren 
erfannten wie in der Erhebung eines fähigen Fürften, fo auch im dem Sturze 
eines untauglicen vie Offenbarung der göttlihen Gerechtigkeit. Diefe verehrten 
die von Gott begnabigte Dynaftie als eine geheiligte Orbnung, welche fein menfch- 
licher Angriff ftören dürfe. Die rationellen Chinefen vertreten bier merfwürbiger 
Weife die Bewegung und Wandelbarfeit der Gefchichte; und die hiſtoriſch gefinnten 
Chriften des Mittelalters die unverbrüdliche Feftigfeit des beftehenden Rechts; zwei 
Wahrheiten, welche ver Eifer der Einjeitigfeit zu den entgegengefegten Irrthümern, 
der revolutionären Empdrungsluft und des todten Stabilismus, verunftaltete. Das 
religiöfe Moment umgibt die Vorftellung der Legitimität mit dem Sonnenglanze 
ber Göttlichkeit und wirkt vorzüglih auf das Bolfsgefühl. Das privatrechtliche 
Element des Familien- und des Geblütsrechts, welches im Mittelalter zu vemjelben 
binzufam, löst die Legitimität zum Theil ab von ihrer ftaatsrechtlichen Begrün- 
dung und regt das egoiftifche Selbft- und Familiengefühl der Berechtigten auf. 
Diefe Mifhung verfhievener Elemente ift biftorifch zu erklären, aber logiſch nicht 
zu rechtfertigen und führt in ver Praris zu folgereihen Mißgriffen. Inwiefern 
die Legitimität theofratifch verftanden wird, ift fie dem heutigen Rechtsbewußtſein 
der europäifchen Staaten, die durchaus menjchlich find, fremd geworben, und inwiefern 
fie wie ein Privatreht aufgefaßt find, widerſpricht fie dem national-politifchen 
- Charakter des modernen Staats, der zwifhen Lanvesherrfhaft und Grundeigen— 
thum, zwiſchen Fürſtenmacht und Sklavenherrfhaft, zwifchen verfaffungsmäßiger 
Stantsautorität und Privatwillfür ſcharf unterfcheivet. 

Die wahre Legitimität, wie fie für das Staatsrecht einen bleibenden 
Werth hat, läßt fih nur denken ald Rechtmäßigkeit der Regierung. Sie hat 
feinen Sinn außerhalb, fondern nur innerhalb der Staatsordnung. Die legitime 
und bie illegitime Regierung ftehen nicht-außer und über dem Staate, ſondern 
beide find Organe des Staats, Häupter des Staatsförpers; aber fie unterfcheiden 
fi dadurch, daß jene in ſtaatsrechtlicher Form, mit verfaffungsmäßi- 
ger Begründung zu ihrer Gewalt gefommen ift, oder wenigftens im Verfolg 
der Zeit eine zureihende ſtaatsrechtliche Redhtfertigung erlangt hat, 
diefe pagegen nur als thatſächl iche Staatsmacht erſcheint. 

Dieſe ftaatsrechtlihe Legitimität ift in monarhifhen und in republitanifchen 
Staaten von großem Werth. Wo fie fehlt, da ift der öffentliche Rechtszuſtand von 
einem ſchweren Keinen betroffen, die Autorität der Negierenden dem Zweifel umd 
der Bekämpfung ausgefegt, ber Glaube der Regierten an das Recht überhaupt 
haltlos geworbeu, die allgemeine Nechtsunficherheit und damit aud die Gefahr, 
fei e8 neuer Umwälzung, ſei es deſpotiſcher Gewaltübung, unvermeidlich. Nur 
allmählig, mit Hülfe der heilenden Zeit kann der neue faktiſche Zuftand zu fittlicher 
Nothwendigkeit heranwachſen und legitim werben. In allen dieſen Beziehungen 
befteht nur ver Unterfchied zwifhen ven Erbherrfhaften — der Erb 
monardhie und der Erbariftofratie im engen Sinne — auf der einen Seite und 
den Wahlregierungen — Wahlmonardie, Wahlariftofratie und allen 
Arten der Demokratie — auf der andern Seite, daß dort bie Stätigkeit der obrig- 
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feitfihen Würde und Autorität in dynaſtiſchen Geſchlechtern eine fortwirlende per- 
fönliche Vertretung und aud in der Bevölferung einen vererblihen Anhang findet, 
bier aber die Eröffnung einer neuen Wahl die Aenderung in den Perfonen be- 
günftigt und das Unrecht der Ufurpation oder der Empörung leichten und bälver 
gehoben werben kann. Die Erbmonardieen erleiden daher eine tiefere Exfchütterung 
durch die Erhebung einer ilegitimen Regierung, als die Wahlmonarchieen ober die De- 
mofratieen, weil hier nur das vorübergehende Recht einzelner Individuen, dert das 
als bleibend georbnete Recht ganzer Gefchlechter betroffen wird. Der Kampf ver 
Megitimen Macht mit der urſprünglichen legitimen Dynaftie wird daher gewöhnlich 
dort hartnädiger und nachhaltiger fein als hier. 

Wenn man aber das Princip der Legitimität zu einem abfoluten, ewig— 
unveränderlichen Rechte ver Dynaſtieen outrirt, wie vie Partei der Tegitimi- 
ften es thut, fo ift diefe Vorſtellung wiſſenſchaftlich unhaltbar und praftifch unbraud- 
bar. Das Eigenthum, welches nur ein Recht des Individuums ift, läßt ſich lange Zeit 
behaupten, auch ohne wirklichen Befig, getrennt von ver realen Ausübung. Uber 
Regierung ift immer zugleich Pfliht und Recht, und ift ohne reale 
Macht unmöglih. Eine Regierung, melde nicht lebendiges Staatsorgan ift, 
welde nicht regiert und nicht regieren fan, weil es ihr an der realen Macht 
fehlt, hat aufgehört, Regierung zu fein. Sobald man ſich das Regierungsredht als 
ein bloßes von der wirflihen Regierung dauernd getrenntes Recht eines Indivi— 
duums oder einer Familie vorftellt, was dieſe für fid) haben fünnen, abgelöst von 
dem Staat und von dem Bol, fo geht man über die Grenzen des Staates bin- 
aus, in dem allein die Regierung denkbar ift, und verirrt ſich auf das Gebiet des 
Privatrehts, d h. man verwechjelt das öffentliche Recht und die öffentliche Pflicht 
mit dem Eigenthum. Diefer Iogifhe Fehler wird durchweg vermieden, wenn man 
an Berfafjungen denkt mit gewählten Regierungen. Uber er begegnet uns öfter, 
wenn von ber Erbmonardie die Rede ift, weil hier die verfaflungsmäßige Thron- 
folge mit dem Geblütszufammenhang und dem Familienreht der Dynaftie ver- 
flodhten ift, weil hier ein Stüd Staatsverfaffung an eine Inftitution ge 
bunden ericheint, die unzweifelhaft auch abgefehen von dem Staate eine privat- 
rechtliche Eriftenz hat. Die Täuſchung wird dadurch erflärt, der Irrthum 
jelbft nicht gerechtfertigt; denn aud auf pas Thronfolgereht hat Niemand in dem 
entwidelten Staate einen Auſpruch als auf fein Eigenthum, ſondern nur als auf 
fein öffentliches Recht. (Oben Band III ©. 413.) Er hat es nidt für fi, 
fonvdern für ven Staat. Es ift wie alle öffentlichen Rechte nothwendig von 
dem Beftand und von dem Leben des Staates abhängig, dem es 
als ein Glied und als ein Theil angehört. 

Wie unbrauchbar aber die ftarre privatrechtlihe Auffaffung der Legitimität 
fei, bat die Geſchichte Europa’s vernehmlicd genug gezeigt. Es gibt feinen Staat 
in Europa, der nicht Ufurpationen und Revolutionen in fi) erfahren bat, feinen 
Staat, deffen ganzes Gebiet in rein legitimen Rechtsformen erworben worben, 
feine Dynaftie, die nicht entweder illegitime Handlungen erlitten, oder auf illezi- 
timen Wegen ihre Herrſchaft erweitert hat. Wäre wirklich tie Legitimität, wie es 
manche Legitimiften fich verftellen, unzerftörbar wenigftens fo lange, als der wiber- 
rechtlich entthronte Regent oder die geftürzte Dynaſtie noch fortlebt, ohne auf 
ihr Recht verzichtet zu haben, mit andern Worten: gäbe es feine ſtaatsrecht— 
‚ lie Verjährung, fo wäre halb Europa ohne legitime Obrigfeiten, und auch 
bie andere Hälfte durch illegitime Staatszuftände befledt. Der abſolute Legi- 
timitätsgrundfag, von den Xegitimiften auf die Spige getrieben, würde fo ftatt 
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vie beftehende europätfche Rechtsordnung zu vertreten, den allgemeinen Umfturz 
verfelben veranlaffen und rechtfertigen. 

Deutſchland hat die älteften und unangefochtenften Dynaftieen, und infofern 
fann Deutfchland als der Hauptfig der Legitimität — aud in der engen Faſſung 
des fürftlihen Geblütsrechts — betrachtet werben. Aber felbft da ift ein ſehr erheb- 
licher Theil der öffentlichen Rechtsordnung anfangs ohne legitimen Rechtstitel auf 
dem Wege ver thatfächlihen Gewalt zu Stande gekommen und erſt nachträglich 
legitimirt worben. Die allmählige Verdrängung des deutſchen Königs durch die 
deutfhen Fürften und die Umwandlung ihres Amtes in dynaſtiſches Eigenthum 
war aud nad) den Nechtsbegriffen des Mittelalters ohne Ufurpation nicht durch— 
zuführen: und als die neue Zeit den verfallenen Bau des heiligen Reiches um— 
warf, war die Säkularifation ver geiftlihen Fürftenthümer und Prälaturen durch 
die weltlihen Fürften, die Meviatifirung Heiner Fürften und Herren dur vie 
größeren, die Einverleibung ver Reichsftädte, die Unterwerfung ber Reichsritter— 
haft, die Befeitigung der landſtändiſchen Rechte u. ſ. f. von dem Standpunkt 
ber Legitimitätslehre offenbares Unrecht. Aber alle diefe Wandlungen wurden durch 
die Verjährung geheiligt, und es wäre Donquixotterie, die in Yolge derſelben ent— 
ftandenen Staatsordnungen nicht als beftehende Rechtsorbnungen anzuerkennen. 

Die Verjährung ift die Brüde, melde das Bedürfniß der Völker nad 
geficherten Rechtszuftänden von dem alten Recht zu dem neuen über die Kluft hin- 
überfchlägt, welche durch die thatfächlihe Gewalt dazwiſchen eingeriffen worben ift. 
Indem die Verjährung die faftifche Stantsorbnung zur Rechtsordnung veredelt, 
ſtellt fie zugleich den biftorifhen Zufammenhang mit der ältern Entwidlungsftufe des 
Staats wieder her. Sie bringt die fittlihe Natur des öffentlichen Rechts zu er- 
neuerter Anerkennung und hebt ven verderblichen Zwieſpalt auf zwiſchen realer 
Staatsmacht und idealer Autorität, von denen Feine für ſich allein im Recht ift, 
die nur in ihrer Verbindung zu Recht beftehen können. 

Die Trennung der realen Macht und der ivealen Rechtsform kann dem— 
gemäß nur eine vorübergehende, nicht eine dauernde fein. Ift die alte Form ohn- 
mächtig geworben, fo ftirbt fie ab, und der lebendige Grund alles Staatsrechts, 
der Gemeingeift des zum Staate georbneten Volks erfüllt die neue Form mit fitt 
lihem Rechtsgefühl und ſtaatlichem Rechtswillen. Diefe Wandlung fann aud) ver 
fortgefegte Proteft von Individuen oder Familien nit dauernd hindern, denn 
auch die Individuen und Familien müſſen fi fchlieflih in den Beziehungen bes 
Öffentlichen Rechts der höhern Berechtigung des Ganzen, der Stantsertftenz jelbft 
unterordnen. Die Stuarts in England und die Bourbonen in Franfreid;, die Wafa’s 
in Schweben haben lange zuvor aufgehört, legitime Könige von England, Franf- 
reih, Schweden zu fein, ehe fie abftarben oder verzichteten. 

Sobald der neue faktifche Zuftand von den lebendigen Organen des 
ftaatlihden Öemeingefühls und Bewußtſeins anerfannt und zu- 
gleich die Möglichkeit einer Reftauration ver geftürzten Autoritäten ver- 
ſchwunden ift, ift für den Staat der Befiß zu Recht erwachſen. So lange aber 
es an jener Anerkennung fehlt, oder dieſe Möglichkeit noch in ernfthafter Weife, 
nicht als bloße dialektiſche Phrafe, droht, ift die Verjährung noch nicht zur Wir- 
fung gelangt. . 

Die völferredhtliche Anerkennung der faktifchen Regierung dient dazu, bie 
Unmöglichkeit einer Reftauration von außen her zu fonftatiren, und ift infofern 
für die Bildung des neuen Rechtes erheblich. Aber das Weſen ver Legitimität ift 
niht völkerrechtlich, fondern ſtaatsrechtlich, denn das Regierungsrecht 
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wie die Regierung felbft ift ein Theil der innern Staatsverfaffung. Es war ficher ein 
großer logiſcher und politifher Fehler, als die kontinentalen Großmächte anfingen, 
fi zu Garanten ber legitimen Regierungen in allen europäifhen Ländern aufzu- 
werfen. Die Logik könnte nur dann eine folde Garantie verftehen, wenn bie 
Handhabung der gejammten innerz Berfaffungsrehte und dev Schuß 
der naturgemäßen Rehtsentwidlung, d. h. die Rechte und die Pflichten 
der Fürften und der Unterthanen einem völferrehtlihen Tribunal unterworfen 
wären; nicht aber, wenn bie Legitimität einer Regierung als ein einzelnes Recht 
aus dem Zufammenhang mit der ganzen Rechtsorbnung herausgeriffen Schuß ver- 
langte. Das politifche Refultat aber jener verfehrten Marime war, daß in ben 
einen Fällen bedeutende Opfer an Mannfchaft und Geld gebracht werben mußten, 
um einen doch unbaltbaren Zuftand in einem fremden Lande gewaltſam herzu- 
ftellen, und daß in den andern Fällen die Kräfte aud der legitimen Großmächte 
nicht ausreidhten, um den Krieg mit der zunächſt illegitimen Regierung einer mäd- 
tigen Nation zu wagen. In jenen Fällen wurden die Intereffen ber interveniren- 
den, Staaten verlegt, in biefen die Konſequenz des legitimiſtiſchen Princips gerade 
da preisgegeben, wo feine Bewährung am nöthigften gewefen wäre. (Siehe bie 
Artikel Intervention und Kongreß.) 

Eine Ueberſicht der Literatur findet fi bei Help: Ueber Legitimität.... zur 
Beier des Doktorjubiläums von Mittermeier. Würzburg 1859.) Bluntſchli. 


Lehnweſen. 


Eine der bedeutendſten Erſcheinungen in dem Leben der europäiſchen Völker, 
von der größten Wichtigkeit für ihre politiſche und rechtliche Entwicklung iſt das 
Lehnweſen (auch Beneficial- oder Feudalweſen nach den in verſchiedenen Zeiten 
gebrauchten Ausdrücken genannt). Von kleinen, kaum merklichen Anfängen aus iſt 
8 zu einer Macht herangewachſen, daß es Jahrhunderte lang das Staatsleben 
faft vollftändig beherrſchte, auf die focialen Berhältniffe den größten Einfluß übte, 
zu einer umfafjenden Redhtsbildung führte; feine Inftitutionen dauern mander Or« 
ten bis zur Gegenwart fort, wenn aud im Allgemeinen in der neueren Zeit es 
andern Bildungen Raum gemacht hat und feine Geltung als gebrochen angefehen 
werben kann. 

Es ift begreiflih, daf man ſich von jeher mit der Gefchichte einer fo groß- 
artigen Inftitution viel beſchäftigt hat und unter verſchiedenen Gefihtspunften auf 
biefen Gegenftand zurüdgefommen iſt. Die Anfänge aber find mit einem Dunfel 
bevedt, das fich ſchwerlich je ganz wird befeitigen laſſen. Es ift ja eine in ber 
NRechts- und Verfafjungsgefchichte öfter wiederkehrende Erſcheinung, daß die Grund» 
lagen und Anfäge einer Entwidlung, wo die Keime der fpätern Zuftände in einer 
Umbüllung liegen, die fie in ihrer Natur und Bedeutung ſchwer erfennen läßt, 
fih der fihern Ermittelung entziehen. Hier fommt dazu, daß offenbar verjchieden- 
artige Berhältniffe im Laufe der Zeit zufammengefloffen find, von denen jedes 
bei der Erforfchung feiner Anfänge eigenthümliche Schwierigkeiten barbietet, daß 
auch Ähnliche Erſcheinungen früher ober fpäter bei verſchiedenen Völkern aufgetaucht 
find, die auf verwandten Grundlagen oder Trieben beruhen, die aber doch nicht 
mit dem zufammengeworfen werben bürfen, was man unter dem Namen bes Lehn- 
wejens zu verftehen hat. 

Wie auf andern Gebieten, fo hat ſich auch hier eine Neigung gezeigt, mas 
im Mittelalter. unter ven germanijchen Völkern in großartiger Ausbildung daſteht, 
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an römiſche Verhältniſſe anzuknüpfen: die Anfänge oder Vorbilder zu den fpätern 
Lehen follten in den Landanmweifungen der Römer an Beteranen ober andere, bie 
fi zur Örenzvertheidigung oder allgemein zum Kriegspienft verpflichteten, enthal- 
ten ſein. Solche Einrichtungen ehren aud bei andern Bölfern wieder, haben aber 
mit dem Lehnwefen nur eine entfernte Aehnlichkeit. Einer andern Seite vesfelben 
vergleicht es fih, wenn Provinzen oder andere Theile eines Reiches mit ven wich. 
tigften Hoheitsrechten am Statthalter oder andere Große gegen Verpflichtung zu 
gewiſſen triegerifhen oder finanziellen Leiſtungen übertragen werden, oder andy ur« 
ſprünglich unabhängige Herrfcher die Oberhoheit eines andern anerkennen und fid 
ihm gegenüber zu Tribut, Kriegshülfe u. dgl. verftehen. Soldes ift früh ſchon im 
Drient und fpäter bei den verjchienenften Völkern vorgefommen. Es hat aber auf 
die Ausbildung des eigentlichen Lehnweſens feinen Einfluß gehabt. Dies hat nur dazu 
gedient, joldhen immer wiederfehrenven Berhältniffen einen beftimmten Charakter zu 
geben. 

Auf der andern Seite fann man das Lehnweſen auch nicht ald etwas ur« 
ſprünglich Germanifches , den Germanen von jeher eigenthümlich Angehöriges be— 
zeichnen. In der Altern Zeit findet ſich nichts davon; felbft ein unmittelbarer 
Zufammenhang mit dem alten Gefolgeweſen ift in hohem Grade zweifelhaft; als 
eine einfache Fortbildung aus diefem darf es nicht angefehen werben. Weber bei 
den ſtandinaviſchen Germanen noch bei den Angelſachſen ift es zur Ausbildung 
gefommen; auch bei ven gothifhen Stämmen und den Langobarden finden fi nur 
gewiffe Anſätze. Der Boden, auf dem es recht eigentlich erwuchs und groß wurbe, 
war das fränkiſche Reich. 

Da ift e8 eine eigenthümlihe Miſchung römiſcher und germaniſcher Berhält- 
niffe, die ald Grundlage für den mächtigen Bau des Lehnweſens erfcheint. Aber 
freilich auch das, was an fremde Gewohnheit ſich anfchließt, ift bei den Deutjchen 
alsbald etwas wejentlih anderes geworben, als es urfpränglihd war; ein anberer 
Sinn oder Geift, fann man fagen, ift ihm eingehaudt, und damit doch das Ent- 
lehnte zu einem Beſitzthum des Volks und feiner Geſchichte gemacht. 

Drei verſchiedene Berhältniffe aber find es, die bier in Betracht kommen, bie 
Beneficien, die Baffallität, die Immunität. Die beiven erften fallen auf das engfte 
zufammen; das britte hat feine abgejonderte Bedeutung, aber body auch auf bie 
Ausbildung des Lehnwejens einen erheblihen Einfluß erlangt. 

Beneficien find Verleihungen von Land zu Nießbrauch, wie fie ſchon in römi« 
her Zeit vorgenommen wurden und fpäter in den germanifchen Reichen häufig 
vorfamen: fie hießen zuerft beſonders dann fo, wenn fie nur mit geringem ober 
unter Umftänden auch gar feinem Zins verbunden waren, und alfo wie eine „Wohl« 
that" betrachtet werben Fonnten; und jenes war namentlid dann nicht felten ber 
Tall, mern das fo verliehene Land früher Eigenthum des Empfängers gewejen, 
aber von ihm einer Kirche over auch einem mächtigen Weltlihen gefhenft und dann 
‚in ber angegebenen Weije zum Nießbrauch zurüderhalten war, mitunter auf Xe- 
benszeit, mitunter auch für gewiſſe Erben over die Erben überhaupt; römiſch wer- 
den ſolche Berleihungen auch precariae genannt, und es galten für viefelben be 
ftimmte Rechtsgrundfäge, die auch im Allgemeinen wohl von der Kirche und fonft 
feftgehalten find, aber doc einer großen Mannigfaltigfeit der Berhältniffe Raum 
liegen: ein Unterſchied zwifchen Precarien und Beneficien ift längere Zeit hindurch 
gar nicht zu machen, und wenn ein folder fpäter hervortritt, jo hängt es ſchon 
mit andern Verhältwiffen zufammen. Für die Deutfdhen war die Sache aber von 
bejonverer Bebentung, weil bei ihnen früher ver Empfang fremden Landes ſich mit 
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ooller Freiheit nicht vertrug, fondern Hörigfeit begründete, während bier von einem 
ſolchen Einfluß nicht die Rede fein follte. Doch lag es dann in dem Charakter des 
Bolts, ein ſolches Verhältniß auch nicht ald ein rein privatrechtliches zu faſſen, 
fondern ihm eine Einwirkung auf die ganze Stellung der Perfonen zu geben: es 
wurbe eine Verbindung begründet, die einen allgemein ethiſchen Charakter an ſich 
trug und gewiffe Verpflichtungen gab, dem einen zu Treue und Ergebenheit, dem 
andern zu Schug und Hülfe. Gerade um diefe zu erlangen, wurben in ver Zeit 
der Auflöfung und Berwirrung, die faft überall der Gründung der neuen germa- 
niſchen Reiche folgte, ſolche Verhältniffe häufig begründet. — Bon eigenthümlicher 
Wichtigkeit waren aber Landverleihungen, welde ver König vornahm, an die, melde 
ihm gebient, oder die er fonft belohnen over gewinnen wollte, zum Theil gewiß 
Mitglieder des alten Gefolges, ebenfogut aber aud andere verſchiedenen Standes 
und Herfommens. Es ift beftritten, welchen Charakter fie namentlich im fräntifchen 
Reih an ſich trugen. Während einige fie anſehen als gegeben wefentlih gegen 
Berpflihtung zu beſtimmtem Dienft, namentlich Kriegspienft, und dann auch die 
Vortdauer eines wahren Eigenthums des Königs an vem Gut behaupten, wollen 
andere Feinerlei Beihränfung in dem Recht des Empfängers zugeftehen: es feien 
nichts als gewöhnliche Schenkungen mit allen redtlihen Folgen einer ſolchen, aber 
ohne irgend welche weitere Verpflichtung ber beiden Theile gegen einander, gewefen. 
Richtiger fheint es anzunehmen, daß auch hier von jeher eine ſolche Verleihung eine 
nähere perjönliche Verbindung begründete, daß fie, gegeben als Belohnung von Treue 
und Dienft, wenigftens jene vorausjegte, daß aud nicht unbedingte Erblichkeit 
galt, fondern eine neue Beftätigung oder Anerkennung als erforderlich angeſehen 
warb, fowohl wenn ver Inhaber wechſelte, wie auch, wenn bie Herrſchaft und das 
Recht an das Krongut auf einen andern übergingen. Auch haben diefe Verhältnifie 
bei den Franken ſchon in der fpäteren merovingifchen Zeit eine große Bedeutung 
erlangt, indem fie einen Theil des Volks, namentlih die Bornehmen und Großen, 
in bejondere Beziehungen zu dem König feten, dieſer fih auch gebrängt fah, fein 
Gut immer mehr zu folden Verleihungen zu verwenden, dadurd aber auch wieder 
von den Inhabern besfelben abhängig warb, intem fo überhaupt vie Bildung einer 
mädtigen Ariftofratie, einer weltlihen und geiftlihen, die das Königsgut in Hän- 
den umd abhängige Leute unter fi) hatte, befördert ward. Die kräftigen Herrſcher 
aus dem arnulfingifchen Haufe, das ſich fpäter der Regierung im Frankenreich be- 
mädhtigte, griffen in dieſe Berhältniffe in der Weife ein, daß fie zuerft nad Er- 
[höpfung des Kronguts das Kirchengut, das zum großen Theil felbft von ſolchen 
Berleihungen herftammte, für ihre Zwede verwandten, ihre Getreuen mit ganzen 
Stiftern oder auch mit einzelnen kirchlichen Beneficien bedachten, fpäter (Karlmann 
und Pippin) wohl einen Theil zurüdgaben, für den andern beftimmte Abgaben ein- 
führten, ohne doch die Berfügung im Allgemeinen aus ver Hand zu geben. Zu gleicher 
Zeit gefhah es, daß die alten Krongutverieihungen, die immer ſchon eine gewifle 
Aehnlichkeit mit folden kirchlichen Beneficien gehabt hatten, diefen nun faft ganz und gar 
gleichgeftellt und mit vemjelben Namen benannt wurden. Und es wurde dann (na- 
mentlid jeit Karl dem Großen) darauf gehalten, daß alle, vie in folder Weife 
Land empfangen, bie auf dem Grundbeſitz überhaupt beruhende Berpflihtung zum 
Kriegspienft erfüllten und auch fonft dem Herrfcher volle Ergebenheit zeigten. 
Dafür war dann die Verbindung mit der Bafjallität von entſcheidender Be— 
beutung. Sie wird meift für vie alte Gefolgſchaft gehalten, fei es, daß man biefe 
von jeher als eine Berbindung auch zwifhen Privaten anfieht, oder meint, fie 
babe, während fie früher nur zwifchen ben Fürften oder Königen und andern 
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Volksgenoſſen beſtand, jetzt eine Ausdehnung auch auf weitere Kreiſe erhalten. 
Doch muß ein ſolcher unmittelbarer Zuſammenhang beſtritten werden. Die 
Vaſſallität geht von niederern Verhältniſſen aus, einer Art von Clientelverbindun— 
gen, wie fie namentlich auf gallifchem Boden fehr alt waren, fi unter ven Römern 
erhielten, dann zu den Deutſchen famen, aber hier freilich fofort wieder einen an— 
dern Charakter annahmen, indem man ven Begriff des veutfhen Mundium, d. h. 
einer der väterlichen Gewalt nachgebilveten Schußgewalt, zur Anwendung brachte, 
Durd die fymbolifhe Handlung der Handreichung (manus dare) trat einer in 
den Schub des andern (fommendirte fi), gelobte Treue, und hieß dann mit einem 
wahrfcheinlich keltiſchen Worte vassus oder vassallus. Das konnte bei Hohen und 
Geringen, bei Königen und Fürften, bei Geiftlihen und Weltlichen gefhehen. Die 
Derbindung war eine perfönlihe, aud nicht unlöslihe, wenn gleich fpäter gegen 
ganz willfürlihen Wechfel mancherlei ſchützende Beftimmungen getroffen mwurben. 
Es minderte nit die perſönliche Freiheit, aber es hatte Einfluß auf die recht— 
lichen Berhältniffe. Den königlichen Vaſſen gab es ein gewiſſes Anfehen und Ehre, 
wie jede Verbindung mit dem König, aber nicht jenes höhere Wergeld, das bie 
Gefolgsgenoſſen Hatten. Auch verpflichtete es nicht zu einem ſolchen Zufammen- 
leben, wie es in dem Wefen ver Gefolgihaft-Iag. Häufig war es mit Landver— 
leihung verbunden, aber nicht nothmendig. Dagegen ift wenigftens in ber Farolin- 
giihen Zeit für die Ertheilung von Beneficien immer auch die Ergebung in bie 
Baffallität verlangt: die vorher allgemeine Verpflihtung, welche jene früher begrün- 
dete, bat dieſen jehr beftimmten Charakter angenommen. Nur in ben nieveren 
bäuerlichen Verhältniſſen ſah oder fam man davon ab; und dann werben gerade 
Landverleihungen zu Nießbrauch mit Bafjallität als Beneficien von andern, die als 
gewöhnliche Zinsgüter ausgethan find, unterfchieven, ohne daß darum aber bei 
jenen immer ſchon ein Zins ganz megfiel. Erſt eine fpätere Zeit beſchränkte ſich 
auf anbere Dienfte, den Kriegspienft, der auf dem Land als folhem ruhte, und 
einen Dienft bei der Perfon des Herrn (senior, dominus), der auf die Bafjallität 
zurüdgeführt werben fan, und ber mitunter auch allein dazu führte, daß ein Theil 
derer, die in biefem Verhältniß fanden, bewaffnet gehalten und von den Herren zu 
Schuß und Hülfe bei den perfünlichen Streitigkeiten und fonft verwandt warb, 
während eine —* Bedeutung der Sache doch nur da ſich zeigt, wo die Verbin— 
dung mit den Landverleihungen, und namentlich den königlichen, ſtattfindet. Die 
große Wichtigkeit und Ausdehnung, welche dieſe durch beſondere Umſtände im frän— 
fiihen Reich erlangt haben, iſt ſicher der Hauptgrund, daß die ganze Entwicklung hier 
zu ganz anderen Erfcheinungen führte, als fie bei anderen Stämmen entgegentreten, 
wo es zu Ähnlichen Anfängen, aber feiner irgend entfprechenven Weiterbildung fam. 

Dann aber ift eben im fränfifchen Reich die Vaſſallität bald aud auf andere 
politiihe Berhältniffe angewandt: vie Stellung des bayerifhen Herzogs zu Pippin 
und Karl, bie der flavifchen und däniſchen Fürften zu Karl und feinen Nadfol- 
gern ift fo behandelt worden: fie mußten die Treue eines Vaffallen verfprehen und 
in eine ſolche perſönliche Abhängigkeit zu dem König treten. Aber auch die höheren 
Beamten, namentlich die Grafen, eine Zeit lang felbft die Geiftlihen, Biſchöfe und 
Erzbifchöfe, wurden den Empfängern von Beneficien gleichgeftellt, mußten wie dieſe 
Treue jhwören und ſich fommendiren. Dann hatte die Verleihung des Herzog- 
thums oder Amts eine gewiſſe Achnlichfeit mit ver Verleihung eines Beneficiums; 
bei den fremben Fürften glich die Unterwerfung ihrer Herrſchaft unter die Gewalt 
des Kaiferd der Auftragung von Gut an ein Stift ober einen mächtigen Welt- 
lichen, das man zu Beneficium wieder empfing. 
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Hier kommt auch in Betracht jene germaniſche Art, ſtaatliche Rechte und Ver— 
bältniffe privatrechtlich zu behandeln, Hoheitsrechte, die Einfommen gewährten, nicht 
viel anders als ein Gut zu betrachten und in gleicher Weiſe darüber zu verfügen; 
und bier greift dann jene dritte Inftitution ein, die auf die Ausbildung des ſpä— 
tern Lehnweſens Einfluß gehabt hat, die Immunität. Diefe ift urſprünglich nichts 
als Steuerfreiheit, die nach römifchen Grundſätzen bei allem Fisfalgut galt, aber 
auch dann beftehen blieb, wenn dies im anvere Hände überging, und außerdem 
namentlih den Kirchen für alle ihre Befigungen verliehen ward, und ſich alfo bei 
königlichen und kirchlichen Beneficien fand. Sie ift aber fo verftanden over aus- 
gebehnt worben, daß bie Befiger die Abgaben und Leiftungen, welche urfprünglic 
dem König gebührten, von den Eingefeffenen nun für ſich erhielten, und dann aud 
die Rechte übten, welche mit venfelben in Verbindung ftanden, d. h. namentlich bie 
Gerichtsbarkeit, die hier zunächft auch von der financiellen Seite, ald Grund für 
die Erhebung der Gerichtsgefälle, in Betracht fam. So ift diefe bald mit ven Be— 
neficien verliehen, bald beſonders, aber auch in viefem Fall lieber wie ein Bene— 
ficium, denn zu Eigenthum, immer nicht gleich in vollem Umfang, aber im Lauf 
der Zeit in ausgebehnterem Maße. Und ebenfo verfuhr man mit anderen Hoheitd- 
rechten, die Einkommen gewährten: wie man Kirchen und Abteien zu Beneficium 
gab, jo auch andere Sachen und Rechte, Fifcherei, Zölle, Brüdengelver u. dgl. 

Dies Hat es offenbar beförbert, die Aemter felbft als Beneficten zu behan- 
bein, d. h. fo, daß die Inhaber nun alle Rechte für fi übten, die Einkünfte für 
fi erhoben, Gericht hielten, Mannfhaft zum Krieg aufboten u. f. w., und dem 
König dafür nur zu Treue und gewiffen Dienften, namentlih Kriegshülfe mit den 
Eingefeflenen des Amtsbezirk, verbunden waren, in berfelben Weife wie die Geift- 
lihen für ihre Befigungen, die gewöhnlichen Vaffallen für ihre Güter. 

Diefe Umwandlung aber ift befonderd durd die Nieverlaffungen ver Nor- 
mannen in ver fpätern farolingifhen Zeit befördert worden. Dieſe empfingen ganze 
Landfhaften in der Weife, daß ihnen hier alle Hoheitsredhte, ja auch wirkliche Be— 
figrechte übertragen wurden, und fie dafür nur die Verpflichtungen von Baffallen 
auf fih nahmen. In der Normandie fteht nur der Herzog in einem unmittelbaren 
Verhältniß zum König; ift auch die Abtretung des. Landes an die Gefammtheit 
erfolgt, jo vertritt doch jener diefelbe, und die Stammgenoffen, unter die die ein- 
zelnen Befigungen vertheilt werden, treten wieder zu ihm in die Stellung von 
Bafjallen, währen die vorgefundene und im Land gebliebene alte Bevölkerung in 
niedere Abhängigfeitsverhältniffe den neuen Herren gegenüber geräth. Eine ähnliche 
Stellung wie diefer normannifche Herzog nahmen nun aud die andern hohen Be— 
amten des weftfränkifchen Neichs in Anſpruch, und bei der Schwäche ber legten 
Karolinger drangen fie damit im Wefentlihen durch. Nicht blos das Amt, man 
fann fagen der Amtsbezirk, das ganze Gebiet, auf das ſich die amtliche Gewalt 
eines Herzogs, Grafen oder Vicegrafen bezog, ſoweit es nicht in andere Hände 
übergegangen war, wurde als ein Beneficium behandelt. 

Auch waren nun der Befig und das Recht regelmäßig erblich. Bei den ge— 
wöhnlihen Beneficien hat ſich ver Uebergang auf die Söhne oder andere An- 
verwandte ſchon früh als Gewohnheit geltend gemacht. Auch bei den Orafen- 
ämtern war ſchon früher etwas der Art vorgefommen. Eine allgemeine Neigung 
ber Germanen zur Ausbildung erbliher Gewalten auch auf politiihem Gebiet ift 
da offenbar auch von Einfluß gewefen. In ver That fam es dahin, daß die großen 
Vaſſallen, die haut-seigneurs, wie fie bier wohl genannt werben, ſich im einer 
weientlih unabhängigen, erblihen Stellung befanden. 
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Als dann einer derſelben in Frankreich ſich ſelbſt der Krone bemächtigte, gab 
er dieſer in ſeinem Herzogthum Francien eine neue ſtarke Grundlage. Aber 
den Inhabern der andern großen Lehnsfürſtenthümer gegenüber vermochte er die 
Rechte der Oberhoheit, die ihm als König oder Herrn (senior) der Vaſſallen zu— 
famen, wenig oder gar nicht geltend zu machen. Und aud innerhalb ver großen 
Herrſchaften, in Francien felbft wie in ven anderen, gab es Baffallen, die auf ihren 
Befigungen alle wejentlihen Hoheitsrehte erlangt hatten und dieſe fo gut wie 
unabhängig übten. Sie heißen jett regelmäßig Barone, ein Wort, das mitunter 
auch die höheren mitumfaßt; von ihnen jagt ein franzöfifcher Jurift des 12. Jahrhun- 
derts: Jeder Baron ift fouverän in feiner Baronie (castuns barons est sovrains 
en sa baronnie). Dabei wurden aud fortwährend einzelne Güter zu Beneficien 
gegeben; es bildeten fi außerdem weitere Unterfheidungen nad der Stellung zu 
den Herren oder zu den Untergebenen (Aftervafjallen), bie wieder der einzelne hatte, 
‘oder nad) der Art der Verpflichtung (man unterſchied die hommage lige und sim- 
ple). Für den Gegenftand der Verleihung aber fam feit dem 10. Jahrhundert 
der Ausprud: feodum, feudum, auf, deffen urfprüngliche Bedeutung und Ableitung 
zweifelhaft ift, ver fpäter aber allgemeine Verbreitung gefunden und das alte Wort 
beneficium verdrängt bat. Die eigentlih landbauende Bevölkerung ſank faft 
überall in Abhängigfeitsverhältniffe den höheren ober niederen Herren gegenüber, 
wurde mit Abgaben und Laften verfchierener Art belegt, die an fich mit dem Feu- 
balwefen nichts zu thun haben, die aber, weil fie unter feiner Herrſchaft fih aus⸗ 
gebildet, häufig als feubale Laften bezeichnet worden find. Die ganze politifche und 
rechtliche Entwicklung dieſer Zeit find die Franzofen gewöhnt als die des Feuda— 
lismus zu bezeichnen. Die Zeit feiner vollen Blüthe ift das 11. Jahrhundert. Da 
durchdrang e8 alle Berhältniffe und führte zu der größten Fülle und Mannigfal- 
tigfeit rechtlicher und politifcher Bildungen, löste aber freilih auch den Staat in 
eine Reihe von Einzelherrſchaften auf, die nur in einem lojen Zufammenhang noch unter 
einander fanden, Frankreich, das faft jede politiiche Entwidlung am früheften und 
bis zu einem Extrem bin durchgemacht hat, ift aud bier am weiteften vorgefchritten. 

Etwas anders ift der Gang im beutfhen Reiche. Die verfchiedenen deut— 
fhen Stämme haben das Beneficialwefen zugleich mit der fränfifchen Herrfchaft 
empfangen, und es hat bafjelbe auch bier ſchon in karolingiſcher Zeit eine weite 
Berbreitung erhalten. Doch kann man nicht fagen, daß die Beziehungen des Kö— 
nigs zu den hohen Beamten gleih ganz auf dieſe Grundlage zurüdgeführt find. 
Allerdings fordern bie Könige bei den aud bier wieder emporfommenden Herzo- 
gen die Kommenbdation, behandeln aud wohl die Ertheilung der Aemter eines 
Markgrafen, Pfalzgrafen und Grafen, überhaupt Uebertragung ber fogenannten 
Regalien, ähnlich wie die Verleihung von Beneficien. Doch unterfcheidet man dann 
nod das Amt und ben Amtsbezirk, giebt überhaupt den amtlichen Charakter der 
Stellung nit auf; der König behält die Rechte des Herrfchers und Lehnsheren 
den Fürften und andern Baffallen gegenüber, behauptet auch wenigftens eine fon- 
furrirende Gewalt innerhalb ihrer Gebiete; und auch die volle Erblichfeit wird 
feineswegs allgemein und im Princip zugeftanden. Erſt nad dem Steigen ver 
fürftlihen Macht unter den Königen aus dem fränkifhen Hans und den Siegen, 
welche fie mit dem Papft verbindet gegen bie Könige bavontrug, dringen aud) 
bier die lehnrechtlichen Grundſätze vollftändiger duch. Nun aber zum Theil im 
Interefie der Könige felbft. 

Ueberall, wo das Lehnweſen zur Ausbildung und Herrfhaft fam, haben fich 
für die Derhältniffe der Herren und ver Bafjallen beftimmte Rechtsgrundſätze aus: 
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bilden mäfjen, die bei Streitigkeiten oder Zweifeln zur Anwendung kamen. Schon 
früh entwidelt ſich eine Gerichtsbarkeit der Herren, bie fi von ber ihnen als 
Beamten oder infolge verliehener Immunität zuftehenden abſondert, und theils 
nad den in der farolingifhen Gefeggebung enthaltenen Vorfchriften, theils aber 
nad einer ſich geltend machenden Gewohnheit verfährt. Wenn fih in Frankreich 
auch bier die große Zerfplitterung und Mannigfaltigfeit der Verhältniſſe geltend 
macht und es zu der Ausbildung eines allgemeinen Lehnrechts nicht fommen, viel- 
mehr nur eine Menge verfchievener Coutümes entftehen läßt, fo find dagegen in 
Norditalien, wo das Lehnmefen auch mit der fränkiſchen Herrfhaft eingezogen ift 
und zu Anfang einen ähnlichen Gang wie in Franfreih genommen hat, unter dem 
Einfluß der bier auffommenden und durch die Belanntihaft mit dem römifchen 
Recht jo weſentlich gefürverten wiffenfchaftlihen Beihäftigung mit dem Recht, auch 
die in dem Verhältniß zwifhen Herren und Baflallen obwaltenden Regeln näher 
feftgefet, gleihmäßiger und fonfequenter ausgebildet, zu einer gewiffen allgemei- 
nen Geltung gebracht. Und bei ber engen Verbindung Italiens und Deutſchlands 
namentlih unter ven ftaufifhen Kaifern übte dies aud hier Einfluß, und wenn 
auch das fogenannte longobarbifhe Lehnrecht erſt fpäter unmittelbar zur Anmen- 
bung fam, fo trug dieſer Vorgang doch dazu bei, daß auch in Deutſchland mehr 
gleihmäßige Grundſätze in Geltung traten, einzelne wichtige Punkte durch Reichsgeſetze 
ober Rechtsſprüche entſchieden, außerdem wenigftens für größere Theile des Reiche 
Zufammenftellungen des geltenden Rechts vorgenommen und bei der Gelegenheit 
überhaupt bie gegenfeitigen Rechte und Pflichten näher feftgefegt wurden. Als weitaus 
die bebeutendften find da bie Arbeiten über das ſächſiſche Lehnreht zu nennen 

Diefer Ausbildung des Lehnrechts in Italien und Deutſchland parallel geht 
eben die Durdführung des Lehnweſens in allen politifchen VBerhältniffen des 
Reichs. Die alten Rechte des Königthums oder Kaiſerthums fchienen dadurch nur 
einen mehr gefeftigten oder georbneten Charakter anzunehmen. Die Ertheilung des 
Fürſtenthums erſchien als Belehnung, ver Kriegsvienft als Lehnpienft, die Ge- 
richtsbarkeit nahm lehnrechtlihe Formen und Grundfäge an. 

Auch auf die ftändifhen Berhältniffe hat das Lehnweſen, in Deutſchland wie 
in Franfreih und Italien, einen beveutenden Einfluß geübt, in Zufammenhang 
mit der Veränderung im Kriegäwefen, die zu befonderer Wichtigkeit des Roßdien— 
ftes und zur Ausbildung des Ritterweſens führte. Eben die Inhaber von Bene- 
ficien waren e8, die jenen Dienft vorzugsweiſe leifteten, die fih dann überhaupt einer 
kriegeriſchen Lebensart widmeten und um beswillen als ein befonderer Stand denen 
gegenübergeftellt wurden, die in andern Berhältniffen lebten, andere Berufsflaffen 
oder Stände ausmadhten. Doch unterfchied man in Deutſchland die freien Baffallen 
von den börigen Minifterialen, und unter jenen wurden wieder verſchiedene Ab- 
ſtufungen vorgenommen nad der Stellung, die der Einzelne zum König und 
Kaiſer oder zu Andern Hatte, die felbft wieder zum Lehnsverband gehörten; darauf 
beruht, die freilich mehr theoretifh als praktiſch wichtige Unterfcheivung ber vere 
ſchiedenen Heerſchilde. 

Während aber dergeſtalt die Lehnsordnung von den Fürſten abwärts eine 
ganze Reihe von einander abhängiger Gewalten umfafte, wurden fortwährend aud) 
die Beziehungen abhängiger Herrſcher und Könige zu andern hierauf zurückgeführt, 
wurbe namentlich das Recht over der Anſpruch des Kaifers auf eine Obergemalt 
über bie verſchiedenen Herrfher Europa's hiermit in Berbindung gebradt. Und 
wenn dafjelbe auch feineswegs allgemein zur Anerkennung kam, fo betrachtete doch 
wenigftens die Theorie den Kaiſer als das Haupt ber feudalen Gliederung über- 
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haupt, von dem in langer Stufenfolge alle andern Gewalten abzuleiten feien; und 
nur darin zeigte fih ein Zwiefpalt, daß kirchliche Schriftfieler noch ven Papſt 
über den Kaifer heben und dieſen felbft wieder von jenem feine Gewalt empfangen 
ließen, während Andere nar zugeftehen wollten, daß die päpftliche oder allgemein 
die geiftlihe Macht als eine befondere für fi daftehe, und nicht, wie es eine 
Zeitlang wohl verfucht war, auch der feudalen Ordnung eingefügt werben könne. 
In dem einen Fall warb das Feudalweſen zu dem Band, das bie ganze Ehriften- 
heit umfaßte und zufammenhielt, in dem andern war es auf ftaatlihem oder welt- 
lihem Gebiet, was die Kirche zunächſt auf geiftlichem fein wollte, 

So hat das Lehnweſen in höchſtem Örabe Kraft, Biegfamkeit und Anzie- 
hungsfraft entfaltet. „Wie vie Leihe die mannigfaltigften Gegenftände vom Für- 
ſtenthum bis zu geringen Gefällen hinunter ergreift, ohne fie doch zu bloßen Ver— 
mögensftüden herabzufegen, fo kann aud) das perfönliche Band Kaifer und Fürften, 
Fürſten und Landfaflen, und diefe unter einander ohne Schmälerung des Geburts- 
ftandes verfnüpfen, jo mag man überhaupt ven Lehnsgedanfen in früher be- 
gründete ſchwankende Verhältniffe hineintragen, um ihnen fefte Geftalt zu ver- 
leihen” (Homeyer). 

Auch die räumliche Ausdehnung ift eine immer weitere geworben. Und mit 
ihr find immer wieder neue Erſcheinungen und Wechfel der Formen verbunden. 
Sie geht aber theils von Deutfchland, theils und befonders von Frankreich aus, 

Bon Deutſchland bat der ffandinavifhe Norden und ver flavifche Dften 
wenigftens Einzelnes vom Lehnmwefen erhalten. Doch ift e8 dort wenig einge- 
drungen, und bier auch nur, wo wirklich deutſche Imftitutionen und zum Theil 
beutfhe Bevölkerung die alten Verhältniffe überwanden, zu rechter Geltung gelangt. 

Dagegen bringt nad) den brittifchen Infeln, wo ſich unter der angelſächſiſchen 
Herrſchaft nur ſehr beihränft den fränfifhen Beneficien ähnlihe Zuſtände aus- 
gebildet haben, das Lehnmwefen die normannifche Eroberung. Der neue Staat 
Wilhelm des Eroberer wird volftändig als ein Feudalftaat eingerichtet: ver 
König legt fid) ein Recht am ganzen Lande bei, das er unter die großen Barone 
austheilt; dies und die weitere Uebertragung an nievere Baffallen wird die Grund— 
lage ter neuen Ordnung überhaupt. Dod war dann freilih die Stellung bes 
Königs bier eine ganz andere ald in Frankreich oder auch in Deutfhland. Sein 
Reid) vergleicht fi mehr den einzelnen Lehnfürftenthümern dort; die großen 
Darone Englands erlangen nie bie Stellung der Hautfeigneurs in Frankreich oder 
der Fürften in Deutfchland; alle Rechte des Königs als Lehnsherrn werden ftrenge 
feftgehalten, aud Abgaben oder Leiftungen gefordert, die in biefer Ausdehnung 
anderswo überhaupt nicht vorfamen oder wenigftens von den Königen in dem 
Berhältniß zu den großen Vaſſallen nicht behauptet werden konnten. Dem gegen- 
über machten fi dann freilich andere noch aus angelfähfifcher Zeit herftammende 
und in ber alten Bevölferung fortlebende Elemente rechtlicher Ordnung geltend, 
die im Lauf der Zeit wieder eine höhere Wichtigkeit erlangten. 

Aehnlich find die Normannen in Süditalien verfahren, wo ihr Staat fi 
ebenfalls auf feudalen Grundlagen aufbaute, dieſe aber auch ein gewifjes, nur 
weſentlich anderes Gegengewicht in den frühern Inftitutionen des Landes fanden. 
Und noch mehr ift dies in Spanien der Fall, wo gleichfalls zunächſt normannifche 
franzöfifcher Einfluß lehnrechtliche Verhältniffe einführte, aber dieſe doch nur zu 
beſchränkter Anwendung brachte. 

Dagegen haben die in der Zeit der Kreuzzüge auf dem Boden des Orients 
begründeten Herrſchaften dem Lehnweſen einen Boden zu befonvers reicher Ent- 
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widlung gegeben. Hier wurden die neuen Staatsorbnungen ganz nad feinen 
Grundfägen entworfen; e8 gab keinerlei von Alters her überlieferte Einwirkungen, 
die ihm beſchränkend entgegengetreten wären: es fonnte fomit zur vollften und 
reinften Ausbildung aller feiner Triebe fommen. Die Aufzeihnung der wirklich gelten- 
den Orundfäge in den fogenannten Assises de Jerusalem ift deshalb aud eine 
Hauptquelle für vie Erfenntniß des franzöſiſch-normanniſchen Lehnrechts geworben, 
Auch jenes lateiniſche Kaiferthum in Konftantinopel hat hiernach feine Einrich- 
tungen getroffen, und. einzelne Ueberbleibfel haben ſich fpäter felbft unter der wies 
derhergeftellten griechiſchen Herrſchaft erhalten. 

So ift ver Lehnſtaat unter verjchievenen Berhältniffen zu fehr verfchieden- 
artiger Ausbildung gekommen. Doc ehren immer gewiffe Erfcheinungen wieder. 
Das als harakteriftiich entgegentritt, ift namentlich Folgendes: 

1) ein größerer oder Kleinerer Theil des Grundbeſitzes beruht auf befonderer 
Verleihuug des Herrfhers; mitunter wird dieſer ald Herr oder Oberherr bes 
ganzen Grund und Bodens angefehen und aller Befig von ihm abgeleitet; 

2) ein größerer oder Hleinerer Theil des Volks befindet fi in einem bejon- 
bern perfünlihen Verhältniß zum Herrfcher, nicht blos in dem allgemeinen Unter- 
thanenverband; 

. 3) ftaatliche Leiftungen und Pflichten nehmen einen perfönlichen, gewiffer- 
maßen privatredhtlihen Charakter an; Kriegspienft, Abgaben u. f. w.; 

4) ftaatliche Rechte werben mit dem Land oder auch einzeln für fi an Pri- 
vate übertragen; 

5) ein Theil des Volks, regelmäßig der bei weitem größere, befindet fich 
in einem näheren perſönlichen Berhältnig zu Andern, die aud die ftantlichen 
Rechte über fie üben, fteht alfo in einem nur mittelbaren Verhältnig zum Herrſcher; 

6) die Angehörigen des Staats befinden fid) politiih und rechtlich in ganz 
verſchiedenen Berhältniffen, in wejentlicher Nechtsungleichheit. 

Der Lehnftaat ift eine Form des ariftofratifhen Königthums; er führt zu 
"einer eigenthümlichen Theilung der Staatsgewalt, in einfeitiger Ausbildung einer 
Seite zu einer Auflöfung ver Staatseinheit, faft des Staates felbft. Die Berfaf- 
fung erhält mitunter etwas von einem föberativen Charakter. Doc zum Bundes- 
ftant kann der Lehnſtaat niemals werben, wenn er nicht feinen Charafter gänzlich 
aufgibt. 

Am meiteften ift die Auflöfung früher in Frankreich, fpäter in Deutſchland 
fortgefhritten. Dort ward ihr Einhalt gethan und eine entgegengeſetzte Richtung 
erhielt das Uebergewidht. Hier unter dem Einfluß verfchiedenartiger äußerer und 
innerer Berhältniffe ging das Reich auf diefen Wegen zu Grunde. 

Auch die Fürſtenthümer waren bier wieder mwefentlich Heine Lehnſtaaten. In 
ihnen wieberholten ſich zum Theil diefelben Berhältniffe, die in biefen überhaupt vor= 
fommen: die Aemter, Schlöffer mit den dazu gehörigen Gebieten waren an Vögte 
oder Kaftellane oder Amtleute zu Lehn gegeben; die Angefehenen des Landes, 
außer der Geiftlichfeit vie Ritter, hatten Gerichtsbarkeit und andere Rechte auf 
ihren Gütern, die großentheils Lehen waren, und von denen manchmal wieder Theile 
an andere vergeben wurden. Wer felbft Vaffall, hatte faft inımer wieder andere unter 
fi; viele befanden fi auch in Lehnsverbindung mit verfchiedenen Herren. Eine 
mannigfahe wechjeljeitige Berkettung ver Berhältniffe ward fo herbeigeführt, vie 
doch auch zu mancherlei Kollifionen der Pflichten und andern Verwicklungen führte, 

Ueberhaupt entftand eine Zerfplitterung und Auflöfung aller Berhältniffe, 
bie ven ftaatlihen Intereſſen vielfah Abbruch that. So großartig auf ber einen 
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Seite das Lehnſyſtem in feinem allumfafienden Zufammenhang und feiner reihen 
Gliederung erfcheint, fo Fleinlich find dod in anderer Beziehung oft die auf dem 
Lehnsorganismus beruhenden Gebilde, auf die ein Theil ver ftaatlihen Aufgaben 
übergegangen ift, ohne daß zugleich die rechte Kraft oder nur die Grundbedingung zu 
ihrer Erfüllung gegeben ift. Denn nur ein Bruchtheil des ftaatlichen Lebens konnte 
ſich meift bis in diefe Heinen und entfernten Körper verzweigen. Dazu fam eine 
Hemmung freier Bewegung, eine Feſſelung der Menfchen und bes Landes zu- 
glei, regelmäßig aud ein Drud ver geringeren, nicht dem Lehnsverband jelbft 
angehörigen, aber ven feubalen Gewalten, nicht dem Staat unmittelbar unterwor- 
fenen Bevölkerung. 

Und dies trat mehr hervor, je mehr die urfprünglichen Grundlagen der ganzen 
Entwicklung fi veränderten, Umbildungen in dem gefammten Leben des Volks 
eintraten, mit denen jene Orbnungen ſich nicht vertiugen ober die ihnen body bie 
Bedingungen ihres Lebens entzogen. 

&o konnte e8 nicht ausbleiben, daß ein Kampf gegen die feudalen Inftitu- 
tionen begonnen ward. In England, wo allmählig die lehnrechtliche Abhängigkeit 
des Grundbeſitzes verſchwand, bie mit dem Vaſſallenthum zufammenhängenden Stan» 
desunterſchiede aufhörten, die ftaatlihen Ordnungen aus der Verbindung mit dem 
Lehnwefen, die hier immer mehr nur eine Form gewefen war, gelöst wurden, 
In Franfreih, wo das erftarfende Königthum erft gegen die Unabhängigkeit der 
feudalen Gewalten auftrat, die ftantlichen Rechte wieder in dem Mittelpunkt des 
Staats Foncentrirte, jpäter die Revolution mit gewaltfamer Hand Alles aufhob 
und befeitigte, was e8 an Inftitutionen gab, die irgendwie mit dem Lehnweſen 
in Zufammenhang ftanden. In Deutſchland hat die kräftigere Fürſtenherrſchaft, ver- 
bunden mit den reformatorifhen Anfichten des 18. Jahrhunderts, Aehnliches be 
gonnen; entſcheidend aber wurben bie Ereigniffe am Beginn des Jahrhunderts, 
ber Fall des Neihs, die Proflamirung der vollen Souveränetät in den Rhein- 
bundftaaten, die Durchführung neuer politifher und ſtaatsökonomiſcher Grund» 
füge in der Gefeggebung Preußens und anderer Staaten. Schon die politifhen 
Theorieen des 17. und 18. Jahrhunderts, die den Staat auf Vertrag, auf freie Ber- 
einbarung zurüdführten und bie Erzielung oder Beförderung von Wohlfahrt und 
Slücfeligfeit als feinen Zwed hinftelten, waren im Widerſpruch mit dem Lehn- 
wefen. Die Periode ver Neftauration und einer angeblich Hiftorifchen, aber inner- 
ih unwahren ober beſchränkten Staatslehre hat ihm fein wahres Leben wieber 
einhauchen fünnen, Einer organifhen Auffaffung des Staats ald Darftellung ber 
Bolkseinheit und einer verfafjungsmäßigen Ordnung, die das Bolf in feiner leben- 
digen Gliederung zur georpneten Theilnahme am Staatsleben heranzieht, wiber- 
ſpricht, wie die Verhältniffe jest find, dafjelbe durchaus. So find es doch nur 
tobte Nefte, die fortvauern, weſentlich nur von privatrechtlicher Bedeutung, die 
vollftändig zu entfernen als Aufgabe einfichtiger Geſetzgebung erſcheint. Im beut- 
ſchen Staatsleben erinnert in der Succeffionsorbnung und hie und da fonft Ein- 
zelnes an die lehnrechtliche Grundlage; aber auch viefes wird nur beibehalten 
werden können, infofern es unabhängig von biefer feine Entftehung und Anerfen- 
nung gefunden over eine innere Berechtigung aufzumeifen hat. 

Literatur: Roth, Gefhichte des Beneficialweſens von den ältefien 
Zeiten bis ins zehnte Jahrhundert. Erlangen 1850. 8 — Waitz, Ueber bie 
Anfänge der Baflallität. Göttingen 1836. 4. — Homeyer, Syſtem des Tehn- 
rechtes der ſächſiſchen Rechtsbücher, in Sachſenſpiegel, Zweiter Theil, zweiter Band. 
Berlin 1844. 8. — Die Bücher über deutſche Stants- und Rechtsgeſchichte, über 


Cehrfreiheit und Kernfreiheit, ” 367 


franzöſiſche und englifche Rechts- und Berfafiungsgefhichte, namentlih Laferridre 
und Hallam. — Ueber vie Refte des Lehnweſens in ven deutfchen Staaten, be— 
fonders Zahariä, Deutfches Staats- und Bundesredt II, ©. 454 ff. und bie 
bier angeführten Schriften. G. Waitz 


Lehrfreiheit und Lernfreibeit. 


Zum Theil gehören die LTehrfreiheit und die Lernfreiheit, welche auch unter 
dem gemeinfamen Ausprud ver Unterrichtsfreiheit (oben Bd. III.S. 743) zufam- 
mengefaßt werben, lediglich dem individuellen Geiſtesleben an, zum Theil find 
fie in Verbindung mit dem ftaatlichen oder Firhlichen Gefammtleben, und im An- 
Ihluß an die öffentlihe Schule zu beftimmen. Im erfteren Sinne ift die Un- 
terrichtsfreiheit — ähnlich wie die freie Meinungsäußerung und die Belenntnißfyei- 
beit — als Privatrecht zu erfermen, in legterem Sinne als öffentliches Recht 
zu normiren. Aber auch die privatrechtliche Unterrichtsfreiheit geräth doch, infofern 
fie mit der öffentlihen Schule konfurrirt und mittelbar in ven Erziehungsplan 
des Staates eingreift, unter die Kontrole und unter den Einfluß des öffentlichen 
Rechts. 

Der außeramtlihe Privatunterricht des Privatlehrers gegenüber dem 
einzelnen Privatfchüler bewegt ſich ſchon deßhalb in voller Freiheit, weil das 
ganze Verhältniß auf dem freien Bertrage des Lehrers mit dem Schüler -— bezie- 
hungsweiſe mit deſſen Eltern — beruht, und eine öffentlihe Kontrole des per: 
fönliden Verkehrs zweier Individuen unmöglich iſt. Würde der Staat 
auch in diefer Beziehung fich einmifchen, und etwa von dem Lehrer ven Ausweis 
feiner Befähigung verlangen oder ihm gemiffe Lehrmittel vorfchreiben wollen, fo 
würbe er bald erfahren, wie wenig feine Mittel ausreihen, um eine ſolche Kon— 
trole durchzuführen, und wie nachhaltig und erfolgreich das Gelbftgefühl der Fami« 
lien und Individuen fi) einer derartigen Bevormundung wiberfegen würde. 

Sogar dann, wenn ein Privatlehrer feinen Unterricht einer zufammengefaßten 
Anzahl von Privatfhülern anbietet, und etwa vor einem größeren Auditorium 
wiffenfhaftlide Borträge halten will, ift eine Einmifhung des Staates 
ebenfo wenig gerechtfertigt, als bie Mittheilung der Lehre in Form der Prefer: 
zeugniffe gehemmt werben barf. Es ift das immer noch Aeußerung der perfönlichen 
Breiheit in ihrem eigenften Bereiche, in ver geiftigen Arbeit und in dem geiftigen 
Berkehr. Der Lehrer verkündet fein Wiſſen, ver Schüler empfängt die Mitthei- 
lung und wird dadurch geiftig bereichert oder angeregt. 

Ein Bebürfniß und die Pflicht des Staates zur Kontrole und beziehungsweiſe 
zur Beſchränkung der Freiheit des Privatunterrichts beginnt erft da, wo biefer zur 
Stiftung von Privatihulanftalten fortſchreitet und daburd in das. öffent- 
lihe Erziehungswefen eingreift; denn für diefes hat der Staat — im reli« 
giöfer Beziehung auch die Kirche — eine ihm eigenthümliche Lebensaufgabe zu 
erfüllen. Ift die Privatfchule lediglih auf Erwahjene berechnet, fo ift auch hier 
bie volle Privatfreiheit noch die natürliche Regel; denn es ift feine Staatsaufgabe, 
bie Fortbildung der erwachfenen Bürger zu überwachen oder zu leiten. Diefe mögen 
für fi felber forgen und mit eigener Wahl die Wege fuchen, auf denen fie ihre 
perfönlihe Beftimmung, nad der Art und dem Beftreben ihres individuellen Gei— 
fies am eheften zu erfüllen hoffen. Aber wenn bie Privatfchule die Kinder und 
bie noh unerwadhfenen Gliever ber Gemeinfhaft zu erziehen und auszubilden 
übernimmt, dann thut fie in ihren Kreifen vasfelbe, was ver Staat fei es in 
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gleihartigen oder in verwandten Kreifen durch feine öffentlichen Schulen zu than 
ſich verpflichtet und berufen fühlt, und gerade deßhalb Tann der Staat ſich ſolchen 
Privatanftalten gegenüber nicht mehr ebenfo indifferent verhalten, wie gegenüber 
ven Unterridhtsanftalten für Erwachfene Das Privatreht fommt nun mit dem 
Stantsreht in Berührung und in nähere Beziehung und muß ſich daher der Ho- 
heit des legteren unterwerfen. 

Während im Mittelalter die Kirche die Leitung der öffentlichen Schule beforgt 
hatte, ift diefe Leitung in neuerer Zeit wejentlih auf den Staat übergegangen, 
für die religiöfe Seite der Erziehung unter Beihülfe und Mitwirkung der Kirche. 
Die Schule ift in Folge dieſer Umgeftaltung vielfeitiger, thätiger und fruchtbarer 
geworben, Diefe Verbeijerung, welche der heutigen Eivilifation entjpricht, dürfen wir 
nicht weber einer kirchlichen Reaktion in dem mittelalterlih-befhränften Sinne zum 
Dpfer bringen, noch durch die ravifale Borftellung von abfoluter Schulfreiheit ver- 
wirren und verberben laffen. Es kann baher fein unbefhränftes Recht der Kirche 
oder irgend einer anderen Gefellihaft anerkannt werden, nah ihrem Belieben 
Schulen zu ftiften, welche die Staatsfhulen verbrängen und ber Aufficht des 
Staates entzogen werben. 

Bielmehr ift der Staat beredhtigt, Garantieen dafür zu fordern, daß die Er- 
ziehung in ven kirchlichen und in anderen Privatjchulen nicht in einem ber bürger- 
lien Geſellſchaft und der Stantsgemeinfhaft feindlichen Geifte geleitet werde, und 
daß fie ihrerfeits alle die Bedingungen erfülle, welche der Staat feinerfeits in ven 
öffentlihen Schulen für die allgemeine Ausbildung für nöthig erachtet. Der Staat 
kann nie auf fein Auffichtsreht aud über dieſe Schulen verzichten und bat im 
Intereſſe der Bolfsjugend und ihrer Beftimmung darüber zu wachen, daß die Pri- 
vatlehrer fähig feien und Vertrauen verdienen, und daß ihre Wirkſamkeit in Har— 
monie bleibe mit den Anfprücen der heutigen Civilifation. In neuerer Zeit bat in 
manden Ländern der Staat diefe Pflicht in überfpanntem Vertrauen auf die Kirche 
oder auf die abftrafte Freiheit der Yehre zu wenig ernft erwogen und zum Schaden 
der künftigen Generationen wie des inneren, insbeſondere des Eonfeffionellen Friedens 
und der Vervollkommnung der Kultur vernadläffigt. Uebt er aber dieſe Sorge 
gewiffenhaft, dann mag er aud den Privatanftalten im Uebrigen Freiheit gewähren. 
Die Monopolifirung alles Unterrichtswejens in der Staatsfchule ift das eine, 
die Schulanarchie das andere Extrem, das bier zu vermeiden ift. Eine harmo— 
nifche Ergänzung aber der öffentlihen Schulen durch Privatanftalten kann die La- 
ften des Staates erleichtern, die Bielfeitigkeit der Bildungsmittel ergänzen und ven 
MWetteifer der Lehrthätigkeit erhöhen. Die Staatsjhulen müſſen demnach die Regel 
bleiben, die Privatſchulen ergänzend ihr zur Seite ftehen. y 

Die Lehrfreiheit und die Lernfreiheit hat indeſſen nicht blos außerhalb der 
Staatsſchule, fondern aud in diefer felbft einen Sinn. Die Wiffenfchaft ift nicht 
ein Werk der Staatsgewalt, fondern der individuellen Arbeit des nad Wahrheit 
ringenden Menſchengeiſtes. Sie ift daher wejentlidh unabhängig von der Staats» 
autorität. Je mehr daher die Schuld den Charakter der wiffenfhaftliden 
Thätigfeit annimmt, um fo mehr bedarf fie auch der individuellen Geiftesfrei- 
beit fowohl auf Seite der Lehrer als auf Seite der Schüler. 

Demgemäß verengt oder erweitert fid) jene Unterrichtsfreiheit nad dem Ber- 
bältniß der Schule zu der wifjenfhaftliden Arbeit. Die größte Beſchränkung ber- 
jelben rechtfertigt fi daher auf den unterften Stufen ver allgemeinen Volks— 
ſchule, ver hödfte Grad von Freiheit wird auf ver oberften Stufe der Univer- 
fitäten ſich entfalten, i 
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Die Lehrfreihelt darf zwar aud in der Vollsſchule nicht ganz verfagt wer⸗ 
den, denn gerade bie tüchtigften Lehrer werben nur dann zu voller Wirkſamkeit ihrer 
Kräfte-gelangen, wenn fie ihrer Cigenthümlichleit gemäß den Schüler faffen und 
anleiten dürfen. Eine mehanifche Drefjur und Abrichtung verdirbt auch den Geift 
der Bolfsihule, Aber da in der Volksſchule die Anfangsgründe ver Bildung ge— 
legt und nur die gemeinfame Bildungsftufe für alle Boltsffaffen erreicht werben 
fol, fo find hier eine genaue Feſtſetzung des Lehrftoffs durch obligatorische Lehrmit⸗ 
tel und eine möglichft gleichmäßige Lehrmethode wichtige Garantieen für die Er— 
reihung biefes Zieles. Noch weniger darf man bier der Lernfreiheit einen weiten 
Spielraum eröffnen; vielmehr ift eine Nöthigung der Kinder, die Schule zu beſu— 
hen und für viefelbe und im derfelben zu lernen, der fogenannte Schulzwang 
unerläßlih, wenn die hohen Interefjen der gemeinfamen Volksbildung gewahrt und 
die folgenden Generationen die überlieferte Kultur der vorgehenven fortfegen und 
weiter entwideln folen. Es ift harakteriftiih für unfere Zeit, daß gerade auf dem 
freien Boden Nordamerika's in Maffahufets im Jahre 1648 und in Connec« 
ticnt 1650 bie erften durchgreifenden Gefege über allgemeine Schulpflicht 
gegeben wurben und heute noch in den deſpotiſch regierten Ländern am wenigften 
biefer Zwang geübt wird. Unter den europälfchen Staaten zeichnen ſich vorzüglich 
die germanifchen des Kontinents durd die Sorge aus, melde fie der allgemeinen 
Boltsbildung zuwenden. Wo aber ausnahınsweije die Privaterziebung volle Garan- 
tie für mindeftens diefelbe Stufe der Schulbildung gewährt, auf welche die öffente 
lihen Schulen führen, da mögen fih auch einzelne Ausnahmen rechtfertigen laſſen. 

Später trennen ſich die Volksklaſſen je nad ihrem verfchiedenen Lebensberuf, 
und da bie freie Wahl des Berufs nun allgemein anerkannt ift, jo ift auch jever 
direkte Zwang zu einer Schule, welche die Borbildung und Erziehung zu den ver- 
fhiedenen Lebenstkreifen übernimmt, unzuläffig. Selbſt ver mittelbare Zwang, 
welcher den Beſuch beftimmter öffentliher Schulen, 3. B. der Lateinfchulen ober 
Gymnafien zur Bebingung macht für öffentliche Anftellungen, kann leicht übertrie- 
ben werben und geradezu fhäplicd wirken, wenn er den Ausnahmen eines abmwei- 
enden Bildungsganges nicht genügende Rehnung trägt und auf gelehrte Kennt- 
niffe, zumal in ben alten Sprachen, einen übermäßigen Werth auch für folde 
Berufsarten legt, für melde die Einficht in die Natur des modernen Lebens und 
die Fähigkeit, ven Bedürfniſſen vesfelben zu genügen, allein entjcheivet. Den Be— 
ſuch fremder Schulen verfelben Gattung zu hemmen, hat der Staat in der Regel 
feinen Grund, und wenn es fih um Ausbildung zu einem Privatberuf handelt, 
aud Fein Recht. Für die Erziehung zu öffentlichen Stellen aber mag er immer: 
bin — im Intereffe feiner Eigenthümlichkeit — als Regel vorfchreiben, daß feine 
eigenen Staatsanftalten wenigftens fo lange von ben Afpiranten auf öffentliche 
Aemter und Stellen befucht werben mitffen, als nöthig erachtet wird, um jene 
Eigenthümlichkeit kennen zu lernen. Nur ift auch viefer Regel gegenüber, damit fie 
nit den. pedantiſchen Schlenvrian begünftige und die Mannigfaltigkeit ver indie 
viduellen Entwidlung fhüte, für Ausnahmen Raum zu laſſen. 

Innerhalb diefer mittleren und oberen Schulen ift ſchon um bes noch unrei= 
fen Alters der Schüler willen, aus Gründen der Disciplin und ver Erziehung 
bie gemeinfame Orbnung des Ganzen für den individuellen Willen ver Schüler 
bindend, und bie Pflicht der Schüler, an ven Arbeiten fortwährend Theil zu neh— 
men, kann bier noch nicht durch die invividnelle Freiheit erfegt werben. Da aber 
alle Erziehung nur inſoweit als Zwang von Außen her wirken darf, als die Ent— 
wicklung der inneren Tüchtigfeit und Fähigkeit zu individueller Freiheit dadurch 
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angeregt, richtig geleitet und gefördert wirb, fo verfteht es fi, daß in demſelben 
Maße, in welchem die Schiller reifer und felbftbewußter werben und in fittlicher 
und wiffenfhaftliher Entwidlung Fortſchritte machen, ihnen noch größere Freiheit 
verftattet werben muß. 

Auf den höchſten Stufen der polytehnifhen Schulen und vollends ber 
Univerjitäten fteigert fidy die Lernfreiheit ver Schäler zu voller Achtung ihrer 
felbftbewußten Perfönlichkeit. Sie werben nicht mehr als eigentlihe Schiller, fon- 
dern als freie, junge Männer, als Zöglinge und ald Studirende behan- 
belt, und nun wird ihrem eigenen Triebe nah Wahrheit und Bildung mehr und 
voller vertraut als allen Arten äußerer Nöthigung. 

Einzelne Anwendungen und nähere Beftimmungen viefer höchſten Lernfrei« 
beit der Stubirenden find: 

a) Freie Wahl der Lehranftalt. Kein Berbot fremder polytechnifher Schu- 
{en oder Univerfitäten für die Landesangehörigen und fein Zwang zum Befuch der einhei- 
mischen Anftalten. Insbefondere ftehen die deutſchen Univerfitäten — bie ſchweizeriſchen 
inbegriffen — auf einem gemeinfamen Boden wiſſenſchaftlicher Kultur und find unter 
einander fo nahe verwandt, daß es in der Hauptfache für die deutſchen Staaten gleich» 
gültig ift, auf welcher biefer Univerfitäten die Kandidaten zu ven öffentlichen Aemtern 
und Stellen ihre Ausbilvung fuchen und fogar nüßlih wird, wenn manche Yan- 
deskinder fidy auch anderwärts umfehen. Kann ein Staat dieſe Befuchsfreiheit über- 
haupt nicht ertragen, fo ift das ein Beweis, daß er ſich dem beutfchen wiljen- 
Ihaftlihen Leben entfremdet habe und hinter der Entwidlung desſelben 
zurücgeblieben fei. Vorbehalten bleiben immerhin im Interefje fei e8 der Eriftenz 
und Blüthe einer Anftalt, fei es der Gigenthümlichkeit eines einzelnen Staates, 
Beftimmungen, welde ven Kandidaten des öffentlihen Berufs als Bedingung 
einen zeitweiligen Beſuch auch der Yandesuniverfität vorfchreiben oder doch mittel- 
bar durch die Staatsprüfung, die mit der Yandesuniverfität in Verbindung gebracht 
wird, die Mehrheit ver Studirenden veranlafien, der heimischen Anftalt ſich während 
einiger Stubienjahre zuzumenben. : 

Der wechjelfeitige Verkehr der polytehnifhen Schulen ift erft in feinen An— 
fängen begriffen. Hier befteht aber nicht einmal eine nationale Scranfe; theils 
weil die Parifer Anftalt ein Borbild geworben ift aud für die deutſchen Anftalten 
der Art, theils weil die Mathematik und die Naturmiffenihaften viel weniger als 
die Wiffenfhaften von den Menſchen und menſchlichen Dingen von dem National- 
geift erfüllt und durd die nationale Sprache bebingt find. 

b) Freie Wahl aud der einzelnen Lehrer und der Kollegien. 
Die polytehnifhen Schulen halten noch den Unterfhied von obligatorifhen 
Kollegien und niht-obligatorifhen für ihre Eldven feft; und aud auf ein- 
zelnen Univerfitäten findet fich zuweilen eine ähnliche Unterfcheidvung mwenigftens 
mittelbar durch die Staatsprüfungen geſchützt. Fir die obligatorifhen Fächer wird 
dann nur die Wahl der Lehrer, wenn zwei oder mehrere dasſelbe Fach lehren, den 
Studirenden geftattet, aber das Fach felbft, zuweilen auch die Aufeinandverfolge ver 
Fächer für ein unerläßliches Bebürfniß des gefammten Studiums erflärt. Wird 
im Uebrigen alles vermieden, was am bie eigentliche Schulvisciplin erinnert und 
auch im jener Hinficht der Berfchiebenheit der Individuen und ihrer Bebürfniffe 
ein offener Spielraum gelaffen, fo ift eine folde Einrihtung nicht überall zu 
tadeln. Sie kann vienlich fein, um die von den Bebürfniffen der einzelnen Dis- 
ciplinen jelbft geforverte Folge gegen eine verfehrte Wahl der hierin noch uner- 
fahrenen Stubirenden zu ſchützen und hindert doch Niemanden, daneben bie verfchie- 
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benften Wege befonderer Studien zu verfuchen. Wo aber der gute Rath ſchon als 
Regel ſich ausreichend bewährt, da ift es felbft hier beſſer, die geſetzliche Nöthigung 
zu unterlafjen, bamit nicht die falfche Meinung beftärft werde, daß nur bie obli- 
gatorifhen Fächer des Studiums würdig, die nicht-obligatoriſchen entbehrlich feien, 

e) Kein Zwang zum Kollegienbefud, und daher aud feine 
fortgefeßte Kontrole desfelben. Freilih find damit, wie mit aller Lern« 
freiheit, auch Gefahren verbunden. Es gibt wohl auf allen Univerfitäten eine ziem- 
liche Anzahl von Studirenden, welche ſich des Vertrauens, das man in ihren 
perfönlihen Eifer fett, nicht würdig zeigen und häufiger in den Kneipen als in 
ben Hörfälen zu treffen find. In ben auffallentften Fällen der Art, wenn fid) zeigt, 
daß ein fogenannter Student überhaupt die Anftalt, die ihn zum Mitbürger auf- 
genonimen hat, nicht benußt, jondern nur den Schein des Studenten annimmt, 
um ungehindert feinen Lüften zu willfahren, mag immerhin jener unwürdige Schein 
zerflört und ein folder Wiltfang entlaffen werden. Dennoch hat jene Freiheit als 
Regel einen fo großen Werth, daß fie die Gefahr des Mißbrauchs wohl ertragen 
kann. Sie fteht mit der Freiheit des individuellen Studiums felbft in einem un— 
auflöslichen Zufammenhang. Würde hier eine Art von Schulzwang eingeführt, fo 
würde auch die freie Geiftesarbeit unter dem Drude leiden. 

Gerade auf die befferen Jünger der Wiljenfhaft wirft das Gefühl, nicht 
aus Auferem Zwang, fondern lediglich aus innerem Antrieb den Studien obzulie— 
gen, fo fittlich ftärkend, und gibt ihrem Geifte einen fo erhebenden Schwung, daß 
nur in folder Atmofphäre der Freiheit das wiljenichaftlihe Leben aufblüht. Wer 
einmal in feiner Jugend diefe Luft der vollen GSelbftbeftimmung und der Geiftes- 
- freiheit jahrelang eingeathmet hat, ver hat die Taufe des heiligen Geiftes empfan- 
gen, welde den bocgebilveten freien Mann von dem abgerichteten Dienftmann 
unterfcheidet. 1) 


Analoge Entwidlungsftufen fteigt auch die Freiheit der Lehrer bis zu ber höch- 


ften Stufe der Univerfitäten aufwärts, der Natur der wiffenfhaftlihen Thätigkeit 
gemäß. Auf den mittleren Schulen hören ſchon die obligatorifhen Lehrmittel auf, 
aber der Schulplan fest die Aufgabe des Lehrers doch noch in engeren Grenzen 
feft. Auf der Univgrfität werden nur die Fächer ganz allgemein bezeichnet, für 
welche ver Lehrer berufen wird, aber ſowohl die Urt, wie er biefe Fächer vertritt, 
feinem eigenen Ermefjen vollftändig anheimgeftellt, als auch dem Lehrer überlaffen, 
feine Thätigfeit beliebig auf andere Fächer auszudehnen. 

Negativ bedeutet diefe höchſte Lehrfreiheit: der Staat fchreibt weder 
beftimmte Lehraufgaben nod einzelne Lehrfäge, noch Lehrmethode vor; ihr poſi— 
tiver Sinn ift: Der Lehrer beftimmt felbft nach feinem eigenen Urtheil ſowohl ven 
Inhalt feiner Lehre ald die Form der Mittheilung. Beides ift Sache der wiffen- 
ſchaftlichen Erkenntniß und der perſönlichen Befähigung und Arbeit. Mit größter 
Aufmerkſamkeit hat daher der Staat bei der Wahl ver Profefjoren darauf zu ach— 
ten, daß er nur Männer von erprobter Wiffenfchaftlichkeit anftelle. Aber dann 
muß er fi befcheiden, daß ihm felbft Feine wiſſenſchaftliche Autorität zuftehe, welche 
dem Mann der Wifjenfchaft irgend imponiren könnte. Wo daher nod eine ftaat- 
liche Beengung des Univerfitätsunterrichts durch kontrolirte Hefte der Profefforen 
ftattfindet, da bat man bie Höhe der deutſchen Univerfitäten und bes wiſſenſchaft— 


3) Gute — — darüber wie über die Lehrfreiheit auf Univerſitäten, unterſtützt von 


Seugnifien anerfannter Autoritäten, finden fich in den jenaifchen Blättern von 9. Scheidler. Jan, 
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lichen Lebens nicht erftiegen und Bat fi von den Anſchauungen ber Mbrichtung 
noch nicht frei gemacht. 

Auf den Vorftufen der Univerfität, wo durch Geifteszucdht und gymnaſtiſche 
Uebung die Fähigkeit zu wiſſenſchaftlicher Arbeit geleitet und gewedt werben fol, 
haben die Schranken ber Freiheit nod einen Sinn. Aber wo der Studirende jelbft 
den Studien mit Geiftesfreiheit ſich hingeben und ver Lehrer ihm nur als Vorbild 
und Führer vorgehen fol, ba muß ver Lehrer mit dem ihm eigenen Lichte leuch— 
ten und fich felber wiffenfchaftlich zurecht zu finden verftehen, denn eben basfelbe 
ift auch je nach feiner individuellen Begabung die Aufgabe des Stubirenden. Der 
Univerfitätslehrer darf daher nichts als Wahrheit ausſprechen, was er nicht felber 
als Wahrheit erfennt, und bat die Pflicht, aud) feine Wahrheit zu verläugnen ober 
zu verbergen, welde ihm für das Verſtändniß der Stubirenden zugänglich und 
für die Studien derfelben erſprießlich erfcheint. Ohne freie Forfhung Feine echte 
Wiſſenſchaft, und ohne die Erlaubtheit des Irrthums feine Findung ver Wahrheit, 
Die Meifter und die Jünger der Wiffenfhaft müffen mit den Mühen ver freien 
Forfhung vertraut fein und die Öefahren des Irrthums durd eigene Anftrengung 
beftehen. Weder der Staat noch die Kirche können ihnen jene Arbeit und biefen 
Kampf durch ihre Autorität erfparen. 

Indeffen wie jede menfhliche Freiheit auf Schranfen ftößt, welche die menſch— 
lihe Natur und das Zufammenleben der Menſchen gezogen bat, fo ift auch bie 
höchſte Lehrfreiheit an den Univerfitäten Feine völlig ſchrankenloſe. Es kommt hier 
nur darauf an, feine mit der Art und ten Bebürfniffen der Wiffenfhaft unver⸗ 
träglihen Schranken aufzurihten. Selbſtverſtändlich muß auch der Univerfitätslehrer 
die gemeine Rechtsordnung beachten. Er darf nicht die freie Rebe bes 
Katheders dazu mißbrauden, um die Jugend zu Verbrechen anzureizen, noch dazu, 
um Andere zu verläumden oder zu befhimpfen. Begeht er ein Verbrechen oder ein 
Bergehen, fo tft er wie jeder Antere ftrafbar. 

Ferner liegt aud) in feiner Betheiligung an einer öffentlichen Anjtalt 
eine nothwendige Beihränfung feiner individuellen Willfür. Er ift verpflichtet, das 
Fach, das ihm amvertraut worden ift, wirklich zu vertreten und bie Lehrfreiheit 
nicht in die Freiheit nicht zu lehren zu verkehren, und er muß fi mit Bezug auf 
Drt und Zeit feiner Vorträge den Anweiſungen auch der gemeinfamen Univerfitäts- 
orbnung fügen. 

Eine in gelehrten Kreifen gern gehegte Anſicht will außer biefen beiden 
Schranken von feiner weitern willen, und jever Billige muß zugeftehen, daß vie 
Befugniß des Staates, weiter zu gehen und aud gegen einen Lehrer einzufchrei« 
ten, weil der Inhalt feiner Lehre mit der Beftimmung der Univerfität zugleich als 
Bildungsanftalt für öffentliche Berufsarten zu wirken, oder weil die Form feiner 
Mittheilungen mit der fittlihen Würde derſelben in einen ernften Widerſpruch ge« 
räth, fehr leicht zur Hemmung und Unterbrüdung der Lehrfreiheit mißbraucht 
werben fann. Jene Meinung hat größere Beforgniß vor dem Mißbrauch der ftant- 
lihen Gewalt als vor dem Mißbrauch der Lehrfreiheit. Die Gefchichte der deut⸗ 
[hen Univerfitäten ift allerdings voll von Beifpielen auch des erfteren Mißbrauchs, 
und bie Gefahr ift um fo größer, je weniger feldft in den höheren Regierungstreifen auf 
allgemeines Verſtändniß der wiffenfchaftlihen Freiheit und je weniger auf Liebe 
zur Wiſſenſchaft gerechnet werden kann, und je öfter fi dort die menfchlich-erflär- 
liche Neigung findet, durch Gebote und Verbote die eigenen Meinungen Andern 
aufzunöthigen, 

Aber fo groß auch die Gefahr des ftantlihen Mißbrauchs fein mag, fie be 
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rechtigt doch nur, für Einrichtungen zu forgen, welche viefelbe verhüten, aber nicht 
dazu, auch ben unzweifelhaften Mißbrauch der Lehrfreiheit im 
Widerſpruch mit der Würde und dem Recht des Staates und mit der Beftimmung 
feiner öffentlichen Anftalten zu dulden. Die mathematifhen und die Naturwiſſenſchaf⸗ 
ten werben hier weniger betroffen, als die fogenannten moralifhen und die Wiffen- 
fhaften von Geiſte. In beiverlei Wiſſenſchaften fann wohl ein Lehrer durch lie— 
berliche Frivolität und Obfcönität heftigen Anftoß erregen, und feine Wirffamfeit 
u einem Scmußfleden der Anftalt werben, aber vie lettern Wifjenfhaften find 
ud bei ernfterem Streben vorzugsweife der Gefahr ausgefegt, eine Richtung ein« 
zuſchlagen, welche für die öffentliche Wohlfahrt jhäplih wird, und da ift die Zu- 
muthung an den Staat übertrieben, daß er die Hände in den Schooß lege und 
rubig zufehe, wie auf feine Koften und mit Benugung feiner Staatsautorität und 
Staatseinrihtungen ein Lehrer die ihm vertrauende Jugend zum Angriff auf bie 
ganze Staats- oder bie gefellihaftlihe Ordnung vorbereitet, indem er 3.3. nad) 
Art der Kommuniften die Zerftörung des Eigenthums und der Ehe als bie Auf- 
gabe der Zeit lehrt, oder die Revolution als das Staatsprincip der Zukunft ver- 
künbigt n. ſ. f. 

Die individuelle Lehrfreiheit des Privatmannes in feinen wiſſenſchaft⸗ 
lihen Schriften und felbft des öffentlichen Lehrers in feinen außeramt- 
lihen Werfen hat demnach einen meitern Umfang als die Lehrfreiheit an 
einer öffentlichen Staatsanftalt. Die erftere ift nicht bebingt und nicht be— 
ſchränkt durch die Rüdfiht auf die Beftimmung der Stantsanftalt, aber vie letztere 
ift e8; und deßhalb kann der Staat, aud wenn er vie liberalften Grundſätze in 
Bezug auf Geiftesfreiheit und Meinungsäußerung befennt und handhabt, auf fein 
Recht nicht verzichten, die Beftimmung der Anftalt zu wahren, und muß äuch Lehrer, 
deren Wirkfamkeit für dieſe verberblich zu werden droht, theils zurecht weifen, theils in 
äußerſten Fällen entfernen können. 

Die eigentlihe Schwierigkeit liegt hier, wie Welker mit Recht ſchon im Staats- 
leriton bemerkt hat, weniger in ber Ermittlung des rihtigen Princips als in ver 
Anordnung und Handhabung des rihtigen Verfahrens. Durch das Verfahren 
muß bafür geforgt werben, daß nicht bie Staatsgewalt mit roher Hand die wiffenfchaft- 
liche Freiheit antafte und bie Freudigfeit und den Muth der Forfhung nah Wahr- 
beit ertöbte, aber aud dafür, daß nicht ein Lehrer fein Amt mißbrauche zu fort: 
gefester und intenfiver Schävigung der Bildungszwede ver Anftalt. Dem Lehrer mitf- 
fen Garantieen gegeben fein gegen einen unwürbigen Drud, und dem Stante Öaran- 
tieen gegen gefährliche Richtungen. Diefe beiden Erforberniffe werben nur ba be 
friebigt, wenn in einzelnen Fällen für ein grünbliches und unpartetifches Urtheil 
geforgt wird, an dem unbefangene Männer der Wiflenfhaft einen entſcheidenden 
Antheil Haben, nicht aber da, wo bie Staatsgewalt, ohne den Angefchulbigten zu 
hören, auf Grund geheimer Denunciationen mit Willfür verfährt. In früheren 
Zeiten haben die Regierungen in manden Streitfällen das Gutachten der Faful- 
täten und der Senate eingeholt und darnach mit Recht entfchieven. Der neueren 
DOrganifation entfpräche ein Geſetz nod eher, welches die ftaatliche Beſchränkung 
eines Univerfitätslehrers durch Verbot gewiffer Kollegien, oder die Entfernung bes- 
felben von feinem Lehramt wegen verberblicher Richtung von dem Urtheile eines aus 
wiffenfhaftlid gebildeten Männern gebildeten Öelktsornengrriähts abhängig 
machte. Bisher hat man es aber in den meiften und aud in den liberalften deut— 
[hen Staaten vorgezogen, fi thatfählih von jedem Eingriffe möglichſt zu hüten 
und bie Lehrfreiheit fo weit als möglich gewähren zu laſſen, als das Verfahren 
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in Mifbrauchsfällen zu ordnen. Um fo drückender und willtürlicher dagegen — 
freilich mit fehr verſchiedenem Erfolge — find andere Regierungen gelegentlid ein- 
gefchritten, wenn einzelne Lehrer mißliebige Aeußerungen magten, zuweilen fogar, 
wenn fie ſolche Aeußerungen außerhalb ihres Amtes als Privatperfonen ober al8 
Abgeordnete machten, in dem Amte aber ihre Pfliht vollftändig übten, Das rechte 
Gleichgewicht in diefen Dingen wird erft dann erreicht werben, wenn gute‘ Infti- 
tutionen zugleich die Freiheit ſchützen und ben unleivlihen Mißbrauch derſelben 
firafen, und wenn der Geift der freien Wiffenfhaft auf den Univerfitäten felbft 
durchgedrungen fein und von dem Stante jo hoch geehrt wird, wie er es verbienf, 


Bluntſchli. 
Leibeigenſchaft. 
Die Leibeigenſchaft in Deutfchland. i 


1. Das alte firenge Necht ver Leibeigenfchaft. III. Socialer Zuftand der Leibeigenen. 
11. Deffen Diilverungen, insbefonvere durch ben IV. Schritte der neueren Sefchichte zur Aufhebung 
Einfluß der Kirche, der Leibeigenſchaft. 

Die Leibeigenfhaft ift urfprünglich ver härtefte Grad der Unfreiheit 1), ent- 
fprechend ver römifchen servitus. Der Leibeigene ift nicht Subjeft von Rechten, 
nicht Perfon, er ift nur Objekt von Nechten feines Herrn, er ift Sache 2), fein 
Leib ift Eigenthum feines Herrn. Schon Tacitus berichtet von einem ſolchen völlig 
unfreien Stand, von servis, bei den Germanen 3). Er meiß, daß der servus von 
feinem Herrn verkauft, gezüchtigt (c. 24), getödtet (e. 25) werben kann. Er ift 
nicht Glied der Volksgenoſſenſchaft: bei dem Verband ver ſueviſchen Stämme 
fommt dem fuevifchen servus jo wenig als dem Nicht-Sueven die nationale Haar- 
trat zu. — Mein durch die Sitte war das ſtrenge Recht gemilvert, und 
Tacitus bat ven Gegenfag der Behandlung der Knechte bei den Deutfchen zu ber 
Lage der römifchen servi deutlich empfunden. Es ift ihm aufgefallen, daß bie 
Kinder der Knechte mit denen ber Freien zufammen aufwuchfen (c. 20). Mit Recht 
hat man in der Gemeinſamkeit ver Namen der Freien und Unfreien ein weiteres 
Zeihen davon gefunden, daß, wie dies in unmittelbaren Kulturzuftänden natür- 
lih, der Abftand zwiſchen beiden Ständen, im Leben, in der Sitte hier minder 
fhroff war als bei den Nömern. Dod war immerhin die Berheirathung von 
Freien mit Unfreien durch Tod oder Verknechtung geftraft, und bei zunehmenver 
Kultur ſchieden fi) die Stände aud äußerlich fharf genug 9). Die größere rela- 
tive Unabhängigkeit des Knechts bei den Germanen hatte zum Theil ihren äußern 
Grund darin, daß derſelbe fehr häufig auf einem vom Herrn angewiefenen Stüd 
Land mit eigenem Haushalt lebte, fo daß die Abhängigkeit zunäc ft nur in dem an 
den Herrn zu entrichtenden Zins erfchien 5), und Tacitus verglich daher die Lage 
folder Knechte eher den colonis als ven servis ber Römer 6). Es modte ba 


1) Bol. Eichhorn, Deutſche Staats: u. Rechts-Geſch. 5. Aufl. $. 15. und Nechtäalterthümer 
von Jakob Grimm p. 300, 

2), R.A. p. 342, 

3) Germania ed, Jac, Grimm c, 20, 24, 25, 38, 44. Ann, IV, 72, 

4) Bol. RA. 309. — In harakteriftiicher, nicht nur für den Norden gültiger Weife ift 
das Verhaͤltniß der Unfreien zu Freien und Edeln in Erſcheinung, Befhäftigung und Lebensweiſe 
geſchildert in Rigsmäl, einem der fchönften Lieder der ältern Edda. 

5) c. 25; wenn auch das »servus hactenus paret« ded Guten zu viel tbut, 

6) Doch mag Tacitus zum Theil Halbfreie, leti, für servi genommen haben; jedenfalls 
hatten die Germanen neben diefen bäuerlichen Anechten wie die Römer auch servos descriptis 
per familiam ministeriis ; fiche unten, 
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wohl der Herr im Zorn feinen Knecht, wie einen Feind freien Standes, erfchla- 
gen — freilich feinen Knecht ohne Wehrgeld und Buße —, aber fuftematifche 
Härte gegen ben Unfreien war der Sinnesart des Germanen fremd, und fo konnte 
denn in ziemlich kurzer Zeit auch im Recht, wie fchon früher im Leben das 
Chriſtenthum bedeutende Milderungen ber Lage ver Leibeigenen erwirken. 

Freilih) war auch bei den Deutſchen die Entwidlung von der völligen Un— 
freiheit durch eine Reihe von milvderen Zuftänden hindurch bis zur völligen Auf- 
hebung ber Leibeigenfhaft eine nur ſehr langfam fortjchreitende, Bon diefer reichen, 
durch die mannigfaltigften Einflüfje bedingten, auch nad) dem Unterſchied der Länder 
vielfach abweichenden Geſchichte der Unfreiheit in Recht und focialer Stellung 
fann auf dem bier geftatteten Raum nur ein höchſt flizzenhaftes Bild entworfen 
werben. 

I. Das alte ftrenge Necht der Leibeigenfchaft. Der Leibeigene, 
d. h. völlig Unfreie 7), wird in den Stammrechten ganz als Sade, dem Vieh 
gleih, behanbelt: 3. B. Lex Alam. II. 90: si quis res suas post alium 
hominem invenerit, quidquid sit aut mancipia aut pecus. Bl. addit. 
sap. ad L. Fris. t. 8. de rebus fugitivis. Siservus aut ancilla aut equus 
aut bos aut quodlibet animal fugiens dominum suum etc. Oder ein nor- 
diſches Beifpiel: enn Pat skal vera halfgilt fe, er fe spiller fe, horn ok hofs 
ok traels: „Das joll mit halbem Geld vergolten werden, wenn Vieh ſchädigt 
Vieh, Horn= over Hufvieh oder Knecht“. Frostath. L. IV. 13. p. 67. nach Wilde, 
Strafreht der Germanen, dem ich die Stelle entnommen. 

Die Entftehbungsgründe 8) der Unfreiheit waren: a) Kriegsgefan- 
genſchaft (mit bloße Eroberung, die nur gelindere Abhängigkeit, Zinspflicht zc. 
zu begründen pflegt. Vgl. Eihh. 1. c. $. 15. RU. 320—323). b) Geburt 
von. unfreien Eltern; oft genügt Unfreiheit nur Eines der Erzeuger zur Begrün- 
dung ber Knechtſchaft des Kindes nad) dem Grundſatz: „das Kind folgt der 
ärgeren Hand“, der erft fpäter dem milvderen Worte weicht: „das Kind folgt ver 
befleren Hand“. Bei Ehen von Eignen verjhiedener Herren entſchieden Verein— 
barungen ber legteren („Kindgevinge"), eventuell folgt das Kind ber Mutter (vgl. 
RAU. 323 — 326). e) Freiwillige Ergebung in Knehtfchaft, befonders 
häufig an Kirchen, um Schutz und Aderland von ihnen zu erhalten, oft auch an 
den König und an weltlihe Große: fpäter häufig Cinftimmung der Erben vor— 
ausfegend. d) Zahlungsunfähigfeit (R.A. 329), befonders wenn die ver- 
wirkten Straffjummen nit aufgebradht werben können. e) Verknechtung zur 
Strafe, befonders nah Weftgothenredht. f) Heirath mit Unfreien (RU. 
326), zum Theil aus dem Gefihtspunft der Strafe. g) „Unfreie Luft”, d. h. 
Berjährung: einfprudhslofer Aufenthalt an blos von Unfreien bewohnten Ort 
während eines gewifien Zeitraums. — Der Entftehungsgrund ver Unfreiheit war nicht 
ohne Einfluß auf die Behandlung des Knechts. — Die widtigften Wirkungen 
des Verhältniffes find folgende: Der Herr hat an ven Leibeigenen volles Eigen 
thum und fann fie folglich vindiciren, verfaufen (Stellen bei Kinblinger 88. 29. 46. 


— 





— 


7) Die Bezeichnungen find ſehr mannigfaltig. Bol NA. 300-320. Walter, Deutſche 
Rechtsgeſch. 2. Aufl.‘ $. 385. Für die ftrengfte Unfreibeit servus, mancipium, manahoupit, 
schalk, balseigen, nordiſch thraell; mildere Grade bezeichnen laetus, aldio, hörig. Das fatei- 
nifche allinens cum corpore begegnet ſchon 1289, das deutfche Leibeigen erft 1558, Vgl. Kind: 
linger, Gefchichte der deutfchen Hörigkeit, Berlin 1819, $. 2, 231—27, 44. 

8 Stühle, über den Urfprung des Leibeigenthums, Münfter 1802, 
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RU. 343. Walter $. 387) verfchenten 9) — mit oder ohne das Grundſtüch 
als deren Zubehör fie meiftens erjcheinen —; er kann fie züchtigen und urfprüngs 
lich auch tödten. — Der Knecht hat dem Herrn alle Arten von Dienften 19) 
zu leiften und jährlid — ohne Unterfchied, ob er von dem Herrn ein Stüd Land 
erhalten oder nicht — beftimmten Leibzins 11) zu entrichten. Außerdem wurde 
im Mittelalter jehr häufig nod) eine befondere Abgabe zur Anerkennung 
der Gewalt des Herrn unter fehr verfchiedenen Namen gefordert (Gemwaltbebe ꝛc. 
R.A. p. 374), oft auf ein Huhn ermäßigt (Vogthuhn, Dienfthuhn 2c.) oder ganz erlaffen 
(Walter $. 390). — Da die Geburt von unfreien Eltern als Entftehungsgrund 
der Eigenſchaft gilt, jo hat der Herr über bie Kinder feiner Knechte die gleichen 
Rechte wie über diefe felbft. — In doppelter Hinficht erfcheint bei den Leibeigenen 
eine Schätzung in Geld: einmal der gewöhnlide Kaufwerth, ber natürlich 
nicht nur nad der Brauchlichkeit der Waare (worauf unter Anderm der Befit 
von Handwerksfertigkeit, die verläffige Verwendbarkeit zu häuslichen Dienften, ja 
auch die Nationalität von wichtigem Einfluß find), fondern auch nad Land und 
Zeit, nah Menge und Kaufkraft des Zahlungsmittels fehr verfchievden war. So— 
dann das Wehrgeld, d. h. die für bie Schädigung oder Tödtung des Knechts 
an ben Herrn zu entrihtende Summe, welde, wie das Wehrgeld ver Freien 
und im Berhältnig zu biefem, nah den Stammrechten und zu verſchiedener 
Zeit nicht minder verfhieden war (Walter $. 393). — Da der Anedht nicht 
Perfon, fondern Sade, iſt auch feine Ehe nicht durch Volksrecht geſchützt: 
der Herr fann nit nur die Einftimmung vor Abſchluß ver Gefchlechtsverbindung 
feines Eigenen verweigern, fonbern diefe, auch wenn mit feinem Willen eingegan- 
gen, willkürlich wieder löſen 12), Bei der Heirath von Unfreien verfchiedener 
Herren bebarf es der Einwilligung beider. Für Ertheilung der Ehebewilligung wird 
im Mittelalter eine Abgabe 13) entrichtet. Wird „ausgeheirathet”, d. h. auf einen 
fremden Hof, fo werben die Rechte besjenigen Herrn, welcher den Beſitz ver- 
liert, vorzüglih die Anjprüdhe auf den Nachlaß, befonders gewahrt. Die Ehe 
von Freien, ja aud nur von Halbfreien, mit Unfreien war dem fittlichen Gefühl ber 
Germanen jo empörend und eine jo ſchwere Verlegung der ftändifhen Grundlagen 
der Rechtsordnung, daß fie mit den höchſten Strafen bedroht war. Nach deut 


9, In Holftein wurden nah im vorigen Jahrhrhundert Leibeigene verfchenft: f. Archiv f. 
Staates u Kirchengefch. der Herzogth. Schleew-Holſt. u. Lauenb. IV. p 599. 

10) Bol. Hüllmann, hiſtor. u. ftaatemwifjenfch. Unterſuch über d. Naturaldienfte d. Gute: 
untertbanen nach fränkifchedeuticher Verfaffung. Berlin 1803. Wigand, die Dienfte, ihre Ent- 
ftehung, Natur x. Hamm. 1828, 

a) In Charakterifirung und Abftufung folder Abgaben von völlig oder halb Unfreien hat das 
Mittelalter einen unüberfehbaren Reichtbum von Bildungen entwidelt und dafür zabllofe Formen, 
oft im Intereſſe des Schußes des Tflichtigen, afdafen: ſolche Zinfe beftanden in en, 
Vieh, oft in Form von Zehnten, Geräth, Kleidern, Stoffen, Fabrikaten, fpäter in Geld. Dal. 
RA. p. 358—362. Walter $. 390. Kindlinger $. 48. Der befhränfte Raum geftattet bier 
feine Angaben des meift höchft charafteriftifchen Details. 

12) Nur das Weftgothenrecht befchränkt dies Necht des Herrn auf Jahr und Tag. 

13) Maritagium — wenn auf einen fremden Hof geheirathet wird, foris maritagium, — Die 
deutfchen Namen find äußerft mannigfaltig: Bettemund, Schürzengeld, Hemdſchilling 2. Bol. 
Balter $. 394. Kindlinger $$. 31, 46. RA. 1. c. Runde d. Privatrecht 8. 544. Mitter- 
maier D. Privat:R. $. 77. Daß jedoch in Deutichland das fogenannte jus primæ noctis 
wirkliy und de jure wie in Rußland, Schottland und einigen Gegenden Frankreichs in Anwens 
dung gefommen, fdeint unerweislih. Bol N. A. p. 380 384. Grupen, de jure prims 
ns —— de uxore theotisca p. 1-85. Weitere Literatur hierüber bei Mittermaier, 
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Recht der Sachſen 14), Langobarven 15) und Burgunden 16) wirb bie Ehe ber 
freien $rau mit dem fremden Knecht durch den Tod beider over eventuell, je nad) 
Wahl der Sippe, mit Berftoßung der Frau in öffentliche Knechtſchaft (nach Weft- 
gothenrecht L. V. III, 2. c. 3 in Knechtſchaft der Sippe felbft) und Tödtung bes 
Unfreien geahndet. Auch nah fränkiſchem Recht wird bie Frau dem Herrn ver- 
knechtet, deſſen Eignen fie ohne Erlaubniß geheirathet, und ebenfo wird ver Freie 
für feine Ehe mit einer fremden Magd durch Verknechtung an beren Herrn ge- 
ftraft. Die Ehe mit dem eigenen Knecht wird durch Räderung des Unfreien, mit 
Srieblofigfeit der Frau, nah Weftgothenreht mit Verbrennung beider geftraft. , 
Dagegen geftattet das Yangobarvenreht die Ehe mit ber eignen, jedoch zuvor 
freigelaffenen Magd. — Bon folder Strenge blieb im Mittelalter wenigftens nod) 
bie Nachwirkung, daß die Ehe mit dem Ungenoffen das Recht (insbefondere der höher: 
bürtigen Frau) in den Stand des Gatten, alfo bei Ehe mit Unfreien bis in die Knedht« 
ſchaft herunter zog (jedoch Die Wittme des Unfreien wurbe wieder frei), nad) dem Grund» 
fat: trittft du meine Henne, wirft bu mein Hahn. (RU. p.326. Walter $. 394—396.) 
Berner konnte der Knecht als Nicht-Rechtsſubjekt fein Bermögensreht haben 17); 
noch im IX. Jahrhundert verfällt ſogar Alles, was ver Freie im Augenblide ver 
Verknechtung befigt, dem Herrn. Freilich führte das Bedürfniß des praftifchen 
Lebens, ja das Intereffe des Herrn felbft, aud im deutſchen Recht zur Anerfen- 
nung eines dem römijchen peculium ungefähr entſprechenden, relativ geſchützten 
Eigenbeſitzes des Unfreien: allein auch dies Vermögen war de jure Eigenthum 
des Herren und konnte deßhalb bei Beräuferung oder Freilaffung des Knechts 
zurüdbehalten werben. Demgemäß kann auch fein (aftives oder paffives) Erbredt 
des Unfreien beftehen: der gefammte Nachlaß, auch jenes peculium, erbt nicht auf 
die Sippe des Knechts, fondern wird von dem Herrn eingezogen. (manus mortua 
RA. p. 364— 374. Bgl. unten sub IL.) Der Eigene kann ferner weder ſich 
obligiven noch für fid) Obligationen erwerben: Gefchäfte mit Unfreien, ohne Willen 
bes Herrn geſchloſſen, find nicht blos nichtig, fondern ftrafbar: wer dem Unfreien 
leiht oder von ihm kauft, verwirft LTeihfumme oder Preis an den Herrn 18), — 
Der Knecht ift ferner nicht Glied der Rechtsgenoſſenſchaft: er kann vor Gericht 
weder als Kläger und Beklagter, noch als Zeuge, Eidhelfer oder Bürge handeln. 
Der Herr muß ihn vor Gericht vertreten: er kann fi der Haftung fir Delikte 
des Knechts durch Preisgebung (nox& datio) veffelber entziehen und fordert ander- 
feit8 die Kompofttion für Schädigung oder Tödtung des Unfreien für fi ein. 
Der Knecht kann wider den Freien nicht zeugen, ift im Proceß an ſchwerere Be- 
weismittel (oft primär an Gottesurtheil) gebunden, vom Kampf ald Beweismittel 
ausgeſchloſſen und der Folter unterworfen, nur mit Vorbehalt der Entſchädigung 
bes Herren für Folterung des unfchuldigen Knechts. 

Im Strafredht und Strafprocef ver Unfreien kommen fehr mannig- 
faltige Grundfäge zur Anwendung 19), Bergehen des Unfreien gegen den Herrn 
oder gegen Mitknechte ftraft der Herr felbft, urfprünglid nad Willfür, fpäter 
nah Hofrecht im Hofgeriht (f. sub IL). Auf dem Herrnhof befand ſich zu 
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14) Rudolf. transl. s. Alex, c. 1. Perk, Ser. II. p, 675. 

15) L. Burg. 35. 2. 3. 

16) L. Rothar. 193. 221, 

17, Eichh. $. 62 a. $. 363. R. A. 349. 

18) Walter F. 396—98, 

’9) Bol. Wilda p. 652—665. Walter $. 765—67. R.A. p. 665, 677, 
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biefem Behuf das Knechtgefängniß für Unterfuhungshaft und Strafe der Schuls 
bigen mit vem Fußblock (cippus), bei dem beftimmte Höfe eine Wachreihe haben 
(mansi cippales. Walter $. 765). Vergehen der Unfreien gegen Auswärtige muß« 
ten jedoch nad Landrecht gebüßt, fonnten nicht der etwaigen Konnivenz bes 
Herrn überlaffen werben. Die Sicherung konnte nun entweder darin gefucht 
werben, daß der Herr unbevingt, wie für fein Vieh, für feine Knechte haftbar 
erklärt, ober daß umgekehrt ver Knecht immer unmittelbar felbft geftraft wurde. 
Andere Rechte ſuchen zwifchen beiden Syſtemen zu vermitteln, Direkter Be— 
fehl des Herrn macht ven Knecht felbftverftändlich immer ftraffrei. Wenn einerfeits 
meift der Herr den pofitiven Schaden erjegen oder fi durch Preisgebung bes 
Knechts davon löſen muß, kann er anderſeits den Knecht dur Erlegung der Buße 
bon der äffentlihen Strafe befreien. In das Detail kann hier nicht eingegangen, 
fondern nur einiges Wichtigfte diefer intereffanten Frage berührt werden. Wenn bie 
Konfequenz der Auffafjung des Knechts als einer Sache zur unbedingten Haftungspflicht 
des Herrn fir den Knecht wie für fein Vieh drängte (L. Tboring. t. XVI. omne 
damnum quod servus fecerit, dominus emendet), jo nöthigte anderſeits die Ge- 
meingefährliheit, au den Willen ver Unfreien zu berüdjichtigen und auf ihn 
zu wirken. Es tritt der Gefichtspunft hinzu, den Herrn zu ftrafen für ungenü- 
gende Zucht und Auffiht (Lex bajuv. VII. 2. pro eo quod servo suo discipli- 
nam minime imposuerit), und oft wird Ueberlaffung des Knechts an den Geſchä— 
bigten (nox datio), nicht zur Löſung des Herrn, jondern neben Erfaß und Buße, zur 
Strafe des Herrn, gefordert. — Sehr ftreng verpflichtet das Langobardenrecht 
den Herrn für einen. vom Knecht begangenen Morb oder Diebftahl. Nach fächfi- 
ſchem Recht dagegen braucht der Herr nur die Buße, nicht auch das Friedensgeld 
für das Bergehen des Knechtes zu entrichten und dieſen nicht auszuliefern: ja, 
wenn der Knecht flüchtig gegangen, ift der Herr aller Haftung los, ein gefährlicher 
Grundſatz, der aber gleihwohl von Karl dem Großen aud für andere Provinzen 
anerkannt wurde, In dem faliihen, ripuariſchen, alamannifhen, bayerifhen und 
burgundiſchen Recht bildete ſich übereinftimmend ver bereits oben erwähnte Grund» 
fat aus, daß ber Herr zwar immer ben bireften Schaden erjegen, aber feine 
Buße entrichten muß und außerdem zwar den Knecht zu förperlicher Strafe hin« 
geben muß, aber diefe auch mit Geld abfaufen darf. (Bol. Wilda ©. 656, 658, 
660.) Daß der Unfreie, ber ja nicht Glied der Nechtsgenoffenfhaft ift, noch 
viel mehr als der Privatrehte der ſtaatsbürgerlichen darbt, verfteht ſich 
von ſelbſt. — Es ift begreiflih, daß die Eignen ſich ſehr häufig durch Die 
Flucht der Härte eines graufamen Herrn ober der Unfreiheit überhaupt zu ent- 
ziehen fuchten. Solche Fluchtverſuche bedrohten aber nicht minder die öffentliche 
Sicherheit, als ven Vermögensftand der Herrn, und bieje entlaufenen Knechte, 
ihre Verfolgung, Auslieferung, Beitrafung 2c. befchäftigen daher fehr oft die Ge- 
fegaufzeihnung ſchon der Stammredhte wie die abminiftrative Sorge der Kapitu- 
larien und fpäterer Geſetze. Eben das Zufammentreffen der Sorge für die allge 
meine Sicherheit mit dem Vermögensintereffe der Eigenthümer führte hier ſehr 
früh zu fo fcharfen polizeilich = inquifitorifhen Mafregeln, wie fie fonft dem 
Geift jener Zeiten fremd. Die Obrigkeit fol den Flüchtling verfolgen, verhaften 
und dem Herrn unentgeltlich zurüdftellen. Berleitung, Nichtanzeige, Bergung, Förde— 
derung der Flüchtlinge wurde mit ſchwerer Strafe geahndet, dagegen Anzeige und 
Auslieferung gelohnt. Dem Heren fanden bei der Berfolgung feltene Eingriffe 
in fremdes Hausrecht zu, und fein Anfpruch auf ven Flüchtling war feiner Ver— 
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jährung unterſtellt 2%), Auf dem Rechtswege findet die Unfreiheit nur in den nadı- 
ftehenden Formen und Fällen ihr Ende: 1) durch Gefeg. Unter gewiffen VBor- 
ausfegungen wird die Infreiheitfegung des Knechts durch das üffentlihe Necht, 
ohne Rüdfiht auf den Willen des Herrn, verorbnet: bald aus dem Geſichtspunkt 
der Beftrafung des Eigenthünters, bald aus dem ver Belohnung des Unfreien. 
So wenn der Herr die Ehe, die gefchlechtliche Ehre over das (fpätere) Verbot des 
Berfaufs des Knechtes außer Landes verlegt hat. Insbefondere das Weftgothen- 
recht enthält viele ſolcher polizeilicher Borfchriften. (3. B. Infreiheitfegung des 
Knehts zum Lohn für Anzeige von Verbrechern, für Uebertritt aus dem Juden- 
thum zum Chriftenthyum, zur Strafe eines Juden, ber einen chriftlichen Knecht 
Befigt, zur Entihädigung für unverbiente Folter ꝛc.) Im Mittelalter befahl das 
Geſetz Infreiheitfegung des Leibeigenen nur mehr für den Fall, daß ihn ver Herr 
in unverſchuldeter Noth verlafien, feiner eventuellen Alimentationspflicht nicht nach—⸗ 
gefommen ꝛc. 2) In fpäterer Zeit konnte, insbefondere nad den Privilegien. man- 
her Städte, durch Erfigung der Freiheit, nach neueren Rechten durch 
(3Ojährige) Verjährung der Vindikationsklage die Unfreiheit beendigt werden. (Vgl. 
Eichh. 8. 339. Walter $. 409.) 3) Weitaus die wichtigfte Art der Beendigung 
der Eigenfhaft war jedoch natürlih die Yreilaffung, d. h. der Verzicht des 
Herren auf feine Rechte an dem Eigenen. (Bgl. Walter $. 410—416.) Da biefer 
Berzicht ein mehr oder minder umfafjender fein fonnte, gab es ſehr verſchiedene 
Arten der Freilaffung mit fehr reihen Abftufungen der Wirkung. Aber eben 
weil die Freilafjung nur ein Verzicht des Herrn, konnte fie urfprünglich gewiß 
nur die Privatrehte des Eigenthümers an dem Knecht aufheben, feineswegs aber 
biefem rechtliche Gleichſtellung mit Dritten gewähren, und es ift nicht glaublich, 
daß fhon vor der Wanderung aud die günftigfte Form der Freilafjung den Knecht 
den freien Männern der Gemeinde aud an politifhen Nechten hätte gleich 
ftellen können 21), wenn dieß auch fpäter, nachdem freiheit und Unfreiheit über- 
haupt nicht mehr summa divisio der Verfaffung war, dahin gekommen ift. In den nad) 
ber Wanderung entftandenen Reichen laflen fi) mehrere deutſch-rechtliche Arten ver 
Freilaffung unterſcheiden, neben welchen ſich vie überhaupt nad) römischen Recht lebende 
Kirche bis ins 14. Jahrhundert der drei aus dem fpäteren römifchen Recht ent» 
lehnten Formen der manumissio (in ecclesia, per epistolam und per testamen- 
tum) bediente, welche jedoch lange Zeit nur libertas romana gewährten, mancdherlei 
Borbehalt zu Gunften der Kirche als Patronin enthielten und den fo Freigelaſſe— 
nen dem freien Germanen nicht gleich ftellten. Bon dem reichen Detail des Rechts 
ber Freilaffung (vgl. RA. 331— 339) fann wieder nur Andeutung gegeben wer- 
den. Bei den Franken 3.8. ftellte die ungünftigfte Form der Freilaffuug nur dem 
litus, dem Halbfreien, gleih: ver in folder Weiſe Treigelaffene hat nur das 
halbe Wehrgelo des freien Franken und ift diefem gegenüber weder ebenbürtig zur 
Ehe, noch fähig zu Zeugniß oder Rechtsgefhäft. Die zweite Art, durch Freibrief — 
cartae ingenuitatis, bei Yosfauf c. redemtionales —, am häufigften angewendet 
md am längften erhalten (vgl. Kindlinger $. 30), macht zum cartularius, ber 
zwar ebenfalls nur das halbe Wehrgeld, aber in BVBeräuferung und Bererbung 
feines Bermögens größere Freiheit hat als der dem litus gleichftehenve. 
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— jure vindie. servos ſugit. Franof. 1764. Walter $. 401. Eichh. 8. 339. 
2 Dal, Waitz Deutſche Verfaſſ. Geſch, 1. p. 179. Tac. Germ. ©. 25 ſpricht von faktiſchem 
nſehen. 
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Die günftigfte Form der Freilaffung ift die eines Scheinlosfaufs vor bem 
König, wobei ein denarius aus ber Hand bes Freizulafjenven geſchlagen wirb (bis 
ins 11. Jahrhunderts); ein folder denarialis fteht au im Wehrgeld, nur daß 
er in Ermangelung von Kindern vom König mit Ausfhluß anderer Verwandten 
beerbt wird. (Der König bat überhaupt als allgemeiner eventueller Mundwalt 
Patronatrechte Über die Freigelaſſenen, wenn fi der Herr biefelben nicht aus— 
drücklich vorbehalten Hat.) Bei den Langobarben entſprechen den brei fränfifhen 
Formen ungefähr die Abftufungen: aldio — fulfrea — amund. (Bgl. Eichh. 
$. 51. Walter 1. c. RA. 332, 335. — Ausführlihes bei Heineccius antig. 
german, T. II. P. 2. p. 5—44.) 

1. Milderungen des alten ftrengen Nechts insbefondere durch 
den Eiufluß der Kirche, Die im Vorftehenden nah allen Seiten hin fizzirte harte 
Lage der Leibeigenen hat ſich num aber in biefer ganzen Strenge nicht lange erhalten. 
Schon frühzeitig mildert die Geſetzgebung die empfinvlichften Schroffheiten des 
alten Rechts, die fchlimmften Konfequenzen der Nichtanerfennung ber Perſönlichkeit 
bes Knechts. Hier war ver Einfluß des Chriſtenthums von höchſter Bedeu— 
tung. Denn eine Lehre, weldye von ber Gleichheit aller Menſchen vor der Liebe 
Oottes, von der göttlihen Ebenbilvlichkeit des Menfhen, von der Gemeinfam- 
feit der Erlöfung durch den Tod Chrifti für alle von dem Taufbund umfchlof- 
fenen Seelen ausgeht, war im höchften Grave geeignet, die Idee der Menfchen- 
würbe, der allgemeinen und unveränßerlihen, wenn aud zunächſt nur in religtös« 
fittliher Form zur Geltung zu bringen 2) So ungeſchichtlich in fehr vielen 
andern Gebieten die Ianbläufigen Phrafen von dem frühzeitig mächtigen Einfluß 
bes Chriftenthums auf die Germanen ſich bei unbefangener Prüfung der Quellen 
erweifen, bier ift, was fonft vielfach eine Redensart, eine Wahrheit; und bie Lin» 
berung der Lage der Unfreien theils durch Milverung der Sitten und Geſetze, 
theils durch Begünftigung der Freilafjungen als gottgefälliger Werke ift eines ber 
banfenswertheften Bervienfte der mittetalterlihen Kirche. — Aus der reihen Ge- - 
ſchichte diefer Fortfchritte von der äußerſten Rechtlofigkeit zur völligen Gleichftellung 
mit den Freien Können bier nur einige harafteriftifche Stufen hervorgehoben wer: 
ben. — Mehr als mande Art des Mißbrauchs der Rechte des Herrn — gegen 
weldyen immerhin beffen eigenes Interefje fiherte, fiehe unten sub III. und IV. — 
war die Uebung einer an ſich völlig zweifellofen Befugniß deſſelben praktiſch darum 
höchſt beſchwerlich für den Unfreien, weil gerade der Vortheil des Herrn fehr häufig 
dazu aufforderte, nämlich das unbefchränfte Recht, den Leibeigenen beliebig zu ver- 
äußern, Der Berfauf in die Fremde, an Heiden, an Nidt-Germanen konnte 
ben Unfreien jeven Augenblid, wenn der Herr Gelegenheit zu vortheilhaftem Ver- 
fauf hatte, von feiner Familie, von feiner Scholle, von dem Schuß der Kirche 
und der milderen germanifhen Sitte losreißen und plößlic einer unbeftimmten 
und völlig unbeſchränkten Graufamteit preisgeben. Deßhalb wird ſchon im Welt: 
gothenrecht und in den Kapitularien Karls des Großen der Berfauf der Knechte 
außer Landes, insbefondere an Heiden (trans fines regni, ja felbft trans fines 
provincie, ad paganos) bei Strafe verboten und aud) für Verkauf innerhalb des 
Reiches Zuziehung ver Geiftlihen, der Obrigkeit oder unbefcholtener Zeugen ge 


23) Dal. z. B. Canon. 68. Caus, 12, Quzst. 2. quum redemtor noster disrupto quo 
tenebamur captivi vinculo pristins nos restitueret libertati, salubriter agitur, si homines 
quos ab initiv natura liberos protulit et jus gentium jugo substituit servitutis in ea 
qua nati fuerant libertate manumissionis beneficio reddantur. - 
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fordert, Die Kirche hatte dazu ben erften Anftoß gegeben (Coneil, Cabilon. a. 649, 
e. 9 nach Walter $. 387) und verzichtete für fi jchon feit dem 11. Jahrhundert 
völlig auf das Recht der Veräußerung. Später wurde wenigftens die Veräuße— 
rung ohne die Scholle verboten, was praftifh den größten Unterſchied machte. — 
Die Kirche ferner war es, welde, auf Grund ver Lehre von der Nächftenliebe 
und mit Bezug auf das fünfte Gebot, dem de jure allerdings beftehenven jus 
vite ac necis des Herrn in feiner Anwendung zuerft Schranken z0g: das Ajyl- 
recht trat ſchützend zwifchen ben Zorn des Herrn und den flüchtigen Anecht, und 
grade die Sicherung des Lebens (und fogar der Glieder zum Theil) des Ver— 
folgten war ein Hauptzielpunft dieſes Inftituts 3), Uber auch abgejehen von 
Berlegung des Aſylrechts ftrafte die Kirche ſchon jeit Anfang des 6. Jahrhunderts 
die eigenherrliche Tödtung des Unfreien ohne Richterfpruhd mit Exkommunikation. 
Die weltliche Geſetzgebung freilich taftete hierin erft ſpät das uralte, in ber Gitte 
feft begründete Recht des Herrn an, mit Ausnahme des überhaupt anticipirenden 
Weſtgothenrechts. Zur Zeit der Rechtsbücher aber wird das Tödtungsrecht dem 
Herrn bereits abgefprodhen 2%), wenn auch noch ftrengfte Züchtigung geftattet 
bleibt. — Eine weitere, praftifh fehr wichtige Milvderung, welche der Schwahen- 
fpiegel ebenfalls ſchon kennt (ed. Lassb. 308) befteht in ver Befhränfung des 
Nechts, Leibeigene zu halten, auf die höheren Stände (wenigftens 
Mittelfreiheit wird gefordert), während früher felbft Halbfreie (ja fogar Unfreie 
‚für ihren Herrn) Yeibeigene halten durften. Es leuchtet ein, daß Behandlung und 
Lage des Knechts regelmäßig im Verhältniß ftand zu Bildungsftufe, Reichthum 
und Stand feines Herrn, weßhalb die Knechte auf Kron- und Kirchengütern von 
jeher am beften daran waren (fiehe unten sub IIT.). Damit ftand nun im Zu— 
fammenhang, daß die Unfreien theild durch die häufigen Freilafjungen, theils durch 
die Privilegien vieler Städte, wonach die Luft den eingewanderten Eigenen in 
kurzer Frift frei machte (vgl, Eichh. $. 313), immer mehr aus den Städten ver- 
ſchwanden. (Nur Halbfreie, Hörige haben ſich, befonvders in den Gewerfen, lange 
Zeit in der ftäbtifhen Bevölkerung erhalten. Vgl. Eichh. $. 243. Wartinger 
leibeigene Stadtbewohner im 14. Jahrh. Steiermärf. Zeitichr. VIII. p. 160.) So 
fam e8, daß die Unfreien im Ganzen im Lauf der Zeit zu einer beſtimm— 
ten Klafje der Landbevölkerung wurden (Eichh. SS. 337, 448), als 
folde zwar an die Scholle gebunden, wofern nicht Freizügigkeit beſonders ertheilt 
wurbe, aber eben dadurch aud gegen Losreifung von ihrem Grund und Boden 
durch willfürliche Veräußerung ſeitens des Herrn geſchützt. Zu Anfang des 16. 
Jahrhunderts iſt es bereits in den meiften Gegenden fo weit gelommen, und ſchon 
feit Anfang des 15. Jahrhunderts wird dies Verhältniß durch bie Geſetzgebung 
der erftartenden Landeshoheit, freilich nicht immer zu Gunften der Unfreien — 
(fiehe sub IV. — georbnet (vgl. Walter. 88. 385, 389). — Die Lehre des Chris 
ftenthbums von der unverbrüdlichen Heiligkeit ver Ehe mußte fehr frühe die Kirche 
dazu drängen, auch ver Unfreien Eherecht zu ſchützen. Doch leiftete auch bier das 
Interrefie der Eigenthlimer zähen Widerſtand. So vermochte die Kirche lange Zeit 
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23) Bol, im Allgemeinen: Helfrecht von den Aſylen. Hof 1801. — K. Dann in der 
inf deutfches Recht 111. 327. — Wachter In d, Enchfl. von Erſch u. Gruber s. v. 
— en”. 

24) Schwabenſp. 73. Laßb. sver sin eigen Knecht ze tode sleht — man niımt im sin 
Up billicher danne ob er ein fremden slüge — Gloſſe 3. Sachjenip. 11. 32, wisse aber 
dass kein herr seinen Knecht toedten mag. — Walter $. 388, 
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nicht, die willkürliche Trennung der Ehe durch Verkauf von Seite des Herrn zu 
hindern, und mußte ſich begnügen, wenigſtens die Wiederverheirathung der faktiſch 
getrennten Gatten als Bigamie zu ſtrafen (8. Jahrh.). Bald aber wurde wenigſtens die 
Unwiderruflichkeit des von dem Herrn oder auch von zwei Herren einmal rechts— 
gültig ertheilten Ehekonſenſes durchgeſetzt (9. Jahrh.). Erſt ſpät jedoch hob bie 
weltliche Geſetzgebung den Grundſatz auf, daß die Ehe mit Unfreien den Freien 
verknechte; die Kirche aber konnte gerade bei dieſer Frage am wenigſten auf hal 
bem Wege ftehen bleiben. Abgefehen von ven fittlihen Motiven, forberte ſchon bie 
dogmatiihe Auffaffung der Ehe ald Sakrament, daß aud die ohne und gegen 
Willen des Herrn geſchloſſene Ehe als rechte Ehe und veßhalb als unauflöslich 
durch den Einfprud des Herrn anerfannt werben mußte, was jebodh erft im 12. 
Jahrhundert vurchgefegt wurde (von Habrian IV. + 1159. cap. 1. X. 4. 9, de 
conjug. servor.. si contradicentibus dominis et invitis (matrimonia servorum) 
contracta fuerint, nulla ratione sunt propter hoc dissolvenda, Brgl. Walter 8. 394. 
RA. p. 383.) In einem andern wichtigen Gebiete bevurfte e8 weniger ver An- 
firengungen ver, Kirhe, da bier das praftifche Bedürfniß des Verkehrs, ja ber 
Bortheil des Herrn felbft in Sitte und Herfommen die Härten des abftraften 
Rechts mildern mußte, nämlich im Gebiet der Vermögensrechte der Unfreien. 
(Bol. Eichh. 8. 62 a. 8. 368.) Jenes oben befprocdhene Analogon des römifchen 
— mußte faktiſch bald ein Nießbrauchsrecht des Knechts an Fahrniß und 
iegenſchaft des Herrn, die ihm dieſer überwieſen, herbeiführen. Schon zur Zeit 
des Tacitus war ein Maß für die Zinsgaben des servus an Getreide, Vieh, 
Kleidern ꝛc. feftgeftellt (G. c. 25), und fpäter orbneten die Stammredhte zum Theil 
die Leiftungen der Unfreien. Die Kirche ftellte die Einziehung des Sonderguts, 
des peculium, des Knechts als Sünde tar 5), und ſchon im 7. Jahrhundert 
war die Belafjung veffelben bei Freilaffungen, ja jogar die Annahme eines Löfe- 
gelds aus der Errungenfchaft des Knechts, Regel und Sitte. Insbefondere bei den 
bäuerlichen Unfreien wirkte ſchon das Interefie des Herrn auf Geftattung ge- 
wiffer VBermögensredhte hin: der Eifer für Steigerung der Ertragsfähigfeit des 
von dem Knecht bebauten Yandes, die dann doch zulett wieder dem Herrn zu 
Gute fam, hing natürlih von dem Grab der Sicherheit in feinem und feiner 
Erben Befig an diefem Boden ab, So wurde e8 frühzeitig Regel, ven Knecht 
nicht ohne Grund (d. h. wenn er feinen Pflichten und Leiftungen nicht gehörig 
nachkam) vom Hof zu treiben oder feine Laften millfürlic zu fteigern. 
Am wictigften für Gebeihen und relative Unabhängigkeit der Unfreien wurde 
jedoch, daß das angeveutete Interefje des Eigenthümers vor Allem die Ver— 
erbung bes Leihgutes vom Vater auf den Sohn frühe zur allgemeinen Regel 
machte: war doch die Sicherheit diefer Vererbung der wirkfamfte Sporn für Ber- 
befierung des Bodens und eifrigen Anbau. 

Für Belaffung des Gutes wurde dann freilich eine Abgabe entrichtet, und 
zwar fowohl in dem Fall, wenn ver frühere Herr dem Erben des Knecht, als 
wenn der Erbe des Herrn dem früheren Knecht das Gut belief. Diefe Abgabe 
(lat. mortuarium, manus mortua) wurbe oft von dem Herrn aus dem In— 
ventar des hörigen Hofes, meift aus dem Vieh zc. gewählt, und begegnet faft 
überall, wo urfprünglid ein Recht des Herrn auf den ganzen Nachlaß vorlag 26), 


25) Egberli confessionale add. c. 35. non licet pecuniam suam servo auferre quam 
ipse labore suo adquisiverit. Walter $. 396. 

25) Die deutfchen Namen, die äußert mannigfaltig find, fiehe bei Kindlinger $. 32—34, 46, 
Eich. 8. 62 a. 8 363. Munde deutfches Priv. R. $. 549. MA. p. 364—374. Die häufigften find: 
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Aber alles Bererbungsrecht der Unfreien bewegte fi lange Zeit nur innerhalb des 
Kreifes der Mithofleute, und der Erbſchoß, Abſchoß (gabella hereditaria ser- 
vorum), d. 5. ein ftarfes Abzugercht des Herrn an dem an einen Fremden, einen 
„Aushöfer” verabfolgten Nachlaß des Eigenen, hat ſich in vielen Gegenven bis zur 
völligen Aufhebung der Leibeigenfchaft erhalten. (Vgl. Eichh. $. 368). Viel fpäter 
und feltener als ein Inteftaterbredht ver Unfreien wird natürlich Teftirfreiheit der— 
felben anerkannt. Dagegen nöthigte das Bedürfniß des Verlehrs ſchon frühe, eine 
gewiſſe Fähigkeit ver Unfreien, in Rehtsgefhäften mit Nebenhörigen und mit 
Freien fowohl den andern Kontrahenten als fich felbft zu obligiren, einzuräu— 
men, fofern dies zum Betrieb ver Wirthihaft, der fie als Verwalter, oder des 
Handwerfs und Gewerbes, deſſen fie als Meifter und Berfäufer pflogen, unent- 
behrlich fchien. Konnten fie aber einmal in eigenem Namen Gläubiger und Schulb- 
ner, fo mußten fie alsbald aud in eigenem Namen Kläger und Beklagte werben, 
und bie Strenge des alten Principe der Gerichtsunfähigkeit der Unfreien 
fonnte um fo leichter durchbrochen werten, als bie uralten Grundlagen der 
germanischen Nechtsgenoffenfhaft längft von jüngeren Verhältniſſen in Berfafjung 
und Leben verbrängt waren. Gegen Unfreie wurden fie fhen im 13. Jahrhundert, 
bald auch gegen Freie, zum Zeugniß zugelafen, und feit dem 16. Jahrhundert 
erinnert an die alte Gerichtsunfähigkeit der Unfreien beinahe nichts mehr als bie 
Vorſchrift ver Einwilligung des Herrn, um als Kläger over Beklagter vor Ge- 
richt erfcheinen zu können, — Daß mın aber dieſe ganze Entwidlung jo ficjer 
und ftätig fortjchreiten fonnte, davon war juriftifch die wichtigfte Urſache der 
Schub, welhen das Hofredt (jus curie) den Unfreien gewährte 27). Während 
nämlich an fid) und urſprünglich bei ver Rechtlofigkeit des Knechts gegenüber fei- 
nem Herrn lepiglih die Willfür des Letzteren über fein Leben und feine Lage ent- 
ſchied, bildete fich fehr früh ein beftimmtes Herfommen fowohl über die Leiftungen 
des Knechts als über die Strafgewalt des Herrn für die einzelnen Vergehen aus, 
So ftellte fi neben das Volksrecht oder Landrecht allmählig ein Hofrecht, welches, 
wenn auch unficherer und härter als die Rechtsnorm der Freien, doch wenigftens 
eine objektive Rechtsordnung und fomit eine Schranfe der rein fubjeftiven Willfür 
bes Herrn war. Aber das Hofrecht ohne das Hofgericht würde wenig gefchügt 
haben. Geſichert wurde jene objektive Rechtsordnung in ihrer Anwendung dadurch, 
daß der Grundfag aller germanifchen Rechtspflege, daß der Gedanke des Genoj- 
fengerihts fih aud in dieſer unterften Sphäre germanifhen Lebens gel 
tend machte. Wie der freie Mann follte auch der Knecht nur von feines Glei— 
chen gerichtet werden, denn das Necht eines Jeglihen lebt in der Ueberzeugung 
feiner Standesgenoffen. Nicht alfo der Herr, fondern bie Mithörigen bringen das 
Hofredht im einzelnen Fall zur Anwendung: dem Herrn blieb nur bie formale 
Gerihtshoheit, die Hegung und Leitung des Gerichts und die Vollzugsgewalt des 
Urtheils, ganz wie dem König oder feinem Grafen im Volksgericht 8). Darin lag 


Beitbaupt, Vefttheil, Sterbfall, Todtfall, Geläß, Todtleib, Todtgans, Watmal, Theuerſthaupt, 
Kurmede, Vgl. Bodmann, hiſtor. jurift. Abbandl. v. Beſthaupte, Mainz 1794, und Ars» 
noldi in d. Encyklop. v. Erfh u. Gruber 1. S. T. 9. p. 309. 

27, Val. Eichh. $. 62 a. $. 86, 173, 303, 339, und Dirck sub voce „Eigengericht“ in 
der Enchklop. v. Erfch u. Gruber 1. S. T. 32. p. 183. Die meiften größeren Hofrechte find 
erft im 14 Jahrhundert aufgezeichnet worden, jo das wichtige von Lohn a. 1363 (ed, Niefert 
Kösfeld 1819). Andere fiehe bei Kindlinger l.c.,, Steinen, weitpb. Geſch. B. 111. u. V. 
und A. Müller s. v. Hoſrecht in der obigen Enchklop. S. 11. T. 9. p. 322. 

28) Seifried, Geſch. d. ſtändiſchen Gerichtsbarkeit in Bayern, dann der Leibeigenfchaft, 
Dienftbarfeit ꝛc. Leipzig 1792. 
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natürlih auch materiell die flärffte Garantie für die erworbenen Rechte, die befte 
Ausfiht auf deren Erweiterung: biefen felbft hörigen Urtheilsfindern mußte Alles 
daran liegen, daß das Hofrecht, dem fie felbft unterworfen waren, möglichſt günftig 
interpretirt, möglicht gerecht und mild angewendet wurbe, In Folge biefer durch 
Hofreht und Hofgeriht geſchützten Entwidlung war nun der Unfreie in allen 
praktiſch wichtigen Dingen des Standes-, Procek-, Tamilien-, Vermögen-, Erb» 
und Kriminalrechts dem zwar perſönlich freien, aber dinglich ſchwer belafteten Hin 
terfaßen, ber feinem Gutsherrn ſchutzhörig und zinspflidtig war, völlig ähnlich 
— ſo daß, da namentlich auch die Bezeichnungen für Perſonen und 
eiſtungen der freien und unfreien bäuerlichen Hinterſaßen in einander über— 
gingen, bei Aufhebung der Leibeigenſchaft oder ſpäter bei Ablöſung der Grundlaſten 
dieſe Verhältniſſe nur ſehr ſchwer und oft gar nicht mehr auseinander zu halten 
waren. 

III. Socialer Zuftand der Leibeigenen. Wenden wir den Blick von 
dem Recht, d. h. von ber Betrachtung der juriftifhen Stellung, zu bem 
Leben, d. h. zu ver focialen Stellung der Unfreien, fo erfennen wir leicht, 
daß fie, obwohl fie aller politifhen und lange Zeit auch aller Privatrechte darben, focial 
einen höchſt wichtigen Beftandtheil des Staates bilden, weil ber größte Theil ver 
Arbeit von ihnen geleiftet wird, lange Zeit ganz ähnlich wie von den Sklaven 
der Hellenen und Römer, nur daß bei diefen fpäter das reich ausgebildete Kultur- 
leben in Staat, Gefellihaft, Wiffenfhaft und Kunft die Freigeborenen noch mehr 
von der eigentlihen Erwerbsarbeit abzog, während das oben bereits erwähnte 
eddiſche Rigsmal ung den Freien nicht minder als den Knecht, nur in anderer 
Weile, arbeitend, und nur etwa den Edeln, ben jarl, in einer ver hellenifchen 
Mufe ähnlichen Lebensweife zeigt. 

Ale Arten von Dienft und Arbeit werden von dem Unfreien für den Herrn 
beforgt : Knechtsarbeit (opus servile) ift fein dharakteriftiiches Merkmal. Zum 
Theil im Haufe des Herrn felbft, zum Theil auf entlegenen Landgiltern als Auf- 
jeher, Verwalter oder als niebre Diener, Arbeiter, Taglöhner in Haus und Hof, 
in Stall und Garten, Feld und Wald, zum Theil als Meifter over Gefellen ver 
verſchiedenſten Gewerke, die Weiber bald als Mägde in Haus und Hof, bald als 
Handwerferinnen, oft gemeinfanm in den Yrauenftuben (genitia von yvvaszeioy) 
verjehen fie die meifte, wenigftens die ſchwerſte eigentliche Erwerbsarbeit des 
Lebens. Schon darin liegt Möglichkeit und Beranlaffung, hohen Einfluß, beveu- 
tendes Gewicht, reiches Vermögen zu gewinnen. Am nieberften ftehen natürlich 
bie Verrichter der härteften Feldarbeiten, höher ſchon die Hirten, am günftigften 
Künftler, Handwerker (Goldſchmiede, Waffenfchmieve) und vor Allem die Haus: 
biener, die in größeren Berhältniffen eben als Haus-, Hof- und (mas damals 
identiſch) Staats-Beamte erfhienen. Da fie nun aud zur Berathung, Begleitung, 
Bedienung, zur Waffenfolge des Herrn im Krieg verwendet wurden (Eichh. 
$. 194), modten fie ald Minifterialen und Ritter bie Gemeinfreien bald 
mächtig überragen. Solche Unfreie legten dann faktiſch die Natur der Eigenfhaft 
ab. Länger und echter erhielten fich deren Spuren, wo der Knecht in Verbin— 
dung mit dem dem Herrn gehörigen Grundbeſitz blieb, was fpäter 
bie faft ausnahmslofe Regel warb und wobei ver Feibeigene mit dem Halbfreien, 
mit dem Herabgelommenen armen Freien bis zur Unkennilichkeit verſchmolz. Solche 
bäuerlihe Unfreie erfcheinen nun in unerjhöpflihen Spielarten bis zur Zeit ver 
Aufhebung der Leibeigenfhaft: von dem reichen, angefehenen Erbpächter, der große 
Ländereien mit Schaaren von Knechten befigt, bis herunter zu dem armen, ver⸗ 
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achteten Köther, der ein bürftig Vorwerk des Herrn mit Einem Stüd Vieh wie 
ein Taglöhner beftelt. — Am günftigften waren, wie ſchon erwähnt, von jeher 
die Leibeigenen auf den reihen Gütern, in den wohlgeorbneten Haushalten ber 
Könige und der Kirchen daran (servi fiscalini, s. ecelesiastici). Höheres Wehr- 
geld, günftigere Stellung vor Gericht, Sicherung durch feites Hofreht famen ihnen 
früh zu Statten, und bie. fiscalini zeichnete befonders vie Waffenfähigfeit aus: 
fhen unter den Merovingern fonnten daher die pueri regis — Unfreie im un- 
mittelbaren Dienft des Königs — hohe Reichsämter im Krieg und Frieden er- 
langen. — Wenn es fih nun darum handelt, zu zeigen, wie beftimmte Klafjen 
von Unfreien durch die Lebensverhältnifie, durch ihre gefellfchaftliche Stellung von 
dem Drud der Eigenihaft allmälig nicht nur völlig befreit, ſondern ſegar zu 
folden Stufen von Madt, Ehre, Glanz und Reichthum empor gehoben mer- 
den fonnten, daß fie die Gemeinfreien weit überragten, fo bient hiezu am beften 
die Gefchichte derjenigen Klaffe von Eigenen, welche nicht nur im Leben, ſondern 
felhft im Redt einen abgefhlofjenen Stand mit beftimmten Standesrechten und 
Ehren gebilvet haben, die wichtige Klaffe ver Minifterialen, auf deren Be- 
deutung zu dem angebeuteten Zwecke näher eingegangen werben muß 2). 

Der Name ministerialis bat in verſchiedenen Jahrhunderten eine ſehr 
verſchiedene Bedeutung gehabt. Urfprünglicy bezeichnete er nievere Beamte in der 
Berfaflung des fpäteren Nömerreiches (4, Jahrh.) und ging von da in das frän- 
fiihe Reich über. Schon unter den Merovingern war Freiheit und Unfreiheit nicht 
mehr der wichtigfte Unterfchied. Die veränderten politifchen und focialen Verhält- 
nifje [hoben andere Unterfcheidungen in den VBorbergrunt. Nachdem das politifche 
Schwergewicht von der Volfsverfammlung auf den König übergegangen, ift es 
vor Allem die Beziehung zu König und Hof, welche auszeichnet, welche auch ven 
Unfreien, der in Amt, Schuß oder Gefolgſchaft des Königs fteht, der Fönigliches 
Gut empfangen, body über ven freien einflußlofen oder gar armen Mann erheben 
mag. Die freie Geburt war, wenn fie fich mit Hofbienft, Amt, Reichthum ver- 
band, ein Grund weiteren Vorzugs, aber an fi) hatte fie die alte Bedeutung 
nicht mehr 3%). So fam es bald, daß eine Klaſſe von unfreien Dienern, welche 
die unmittelbare Begleitung und Umgebung des Königs bildeten, eben wegen bes 
Einflufjes, welche die enge Verbindung mit dem Haupt des Reiches und die häufig 
daran gefnüpften Reichthümer, Aemter ꝛc. gewährten, alle andern nicht nur un— 
freien, fondern felbft freien Männer des Reiches überragten. Das Staatsweſen war 
ja gewiffermaßen in vem Hof des Königs foncentrirt: und fo wurde der Name ber 
Hausdiener, der ministri, ministeriales für Staatsbeamte gebraudt. Der Herzog wie. 
ber mit der Scholle verſchenkte Bauer konnte damals ministerialis fein. Die wichtigen 
Erzämter des Marſchall, Senefhall, Schent und Kämmerer wurden von M. be- 
fleivet. Der Herr hat mit Zuziehung von etwa fieben Genoffen Gerichtsgewalt 
über den M., vie jelbft über den höchſten geiftlihen uud weltlichen Beamten fid, 
insbefondere wegen Treubruch, bis zur Todesftrafe erftredt. An ſich ift damals 
noch die Minifterialität nicht erblich, ſondern wird durch befonderes Gelübde per- 
fönlih übernommen. Die Vortheile der M. beftanden bei Oeringeren in Zollfrei- 
beit, Waffenfähigkeit 2c., bei Vornehmeren in Aemtern, Einkünften, Lanpbefig, 


29) Vol. Die Minifterialen von U, Freib. v. Fürtb, Köln 1836 (und bei diefem die ältere 
Literatur p. I—KVI.), dem die nachfolgende Sfisze größtentheild entnommen. Bol. ferner Kind: 
finger &. 7—10. Walter $. 417, 418, Eichh. $. 49, $. 259. 

30, Bol. Waig, D. Verf. Geſch. IT. p. 207, 


Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats ⸗Wörterbuch. VI. 25 
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Ehrengefchenten ꝛec. Schon unter Karl dem Großen bezeichnet M. nicht mehr 
nur den unfreien Hausdiener, fondern jeden Neihsbeamten. Als nad) dem Tode 
Karls die großen Herzoge, Grafen ꝛc. des Neiches ihre Aemter in Lehen verwan- 
delten, geht der Name M. allmählig über in ven Namen Vaſall. Dies wieber- 
holte ſich in abfteigender Linie bei dem Gefolge der Bafallen felbft, und M. be- 
zeichnet jet nicht mehr jeden Beamten, ſondern nur unfreie Hausdiener, 
welche einem ver vier Erzämter zugetheilt waren. Insbefondere die Kirche gab aber _ 
ihre Aemter und Güter am liebften den verläffigen Unfreien zur Verwaltung, und 
diefe M. wurden nun den Freien, zumal turd das Waffenrecht, das ihnen ver Vor- 
theil der Herren überall zuwandte, nahe gerüdt. Diefe M. vereinbarten bald felbft 
mit dem Herrn die Recdhtsnormen ihrer Berhältniffe und überwachten ftreng im 
Hofgericht die Anwendung diefes Hofrechts, in welches natürlich viele Be- 
ftimmungen der Dienftrechte freier Mannen übergingen. Auch das Lehenwejen, 
bald mit Erbrecht, trat, wie in alle Gebiete, fo aud in ven Kreis dieſer M., 
welche fih, nad dem allgemeinen Zug ver Zeit, als eine Genoſſenſchaft fühlten 
und bald als beſondere Klaffe fharf von ven andern Ständen abhoben, fo daß 
die Minifterialen zur Zeit der Rechtsbücher erfcheinen als ein beſon— 
berer Stand unfreier waffenfühiger Hausdiener des Kaifers oder der Fürften, 
welde in einem erblichen, rein perſönlichen Abhängigfeitsverhältniß ftehen, nad) 
befonderem Dienftreht beurtheilt werden und ven Uebergaug von der Unfreiheit 
zur Freiheit bilden I). Sie erfcheinen als ordo ministerialium und fünnen 
die Ritterwürde mit allen Ehrenrechten viefes Standes (Siegel- und Fehde— 
recht, den Namen Herr, dominus, nobilis ete.) erlangen. Doch ftehen fie dem 
hohen Adel vielfach nad, fie können nicht mit viefem ebenbürtige Ehen ſchließen 
und nicht Randeshoheit ausüben. Aber auch ven Freien, wenigftens den höchſten 
Klaffen der Freien, ftehen die M. darin nah, daß fie venfelben vor Gericht un: 
ebenbürtig find. Dagegen den geringften Freien ftehen die M. gleich (fpäter fogar 
höher), und als Ritter find fie aud dem freien Ritter zu Kampfrecht ebenbürtig. 
Bon andern Unfreien heben ſich die M. (obwohl fie auch homines proprii hei— 
Ken) ſcharf ab, befonvers durch Befreiung von knechtiſchen Dienften und Abgaben. 
Nah dem Sachſenſpiegel heben die Dienftleute als Unfreie nur den fiebenten Heer- 
ſchild; aber ſchon der Schwabenfpiegel gibt ihnen ven ſechsten, ven legten der 
eigentlichen Heerſchilde, ohne Borausfegung vorgängiger Freilaffung: — fo fehr 
hatte fid) inzwifchen die Bedeutung des Nitterthbums gehoben. — Die nieberften 
Freien werben jegt den unfreien M. nachgeftellt, und Freilafjung erhebt dieſe bis 
zum fünften Heerſchild, zu den Nitterbürtigen und Mittelfreien. Bald aber fiel 
aud das Erforvernig der Freilaffung weg, und der M. ftand jett als folcher dem 
freien Ritterbürtigen gleihd. — Bon ven zahlreihen Eintheilungen der M. 
heben wir hervor die in M. des Reiche, der Kirche und des Adels. Grftere find 
entweder von jeher im Dienft des Reichs, oder fie find früher Umnfreie des zum 
Kaifer gewählten Fürften gewejen. Sie find vem Neid) zu befonverer Treue ver: 
pflichtet, ftehen nur vor dem Kaifer und ihren Genoffen zu Recht, befigen Reichs— 
gut und erfcheinen nad dem Untergang ber M. als edle, mit Neichsgut belehnte 
Ritter. Ihnen zur Ehe ebenbürtig find die M. ver Kirche, als Mannen des Kir 
henheiligen jelbft angefehen und deßhalb bejonverer Ehre genießend, und gegen 
ihre Prälaten mit ftarfen, Häufig erzwungenen, Rechten gefhügt. Außer Kaifer 


1) Fürth, $. 43. 
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und Kirche konnte nur noch der Adel M. halten, die fi allmählig den Erfteren 
gleih ftellten. Bon ihren Pflichten find die wichtigften die Heer-, Hof- und 
Gerichtsfahrt nad dem Ruf des Herin, mit welchem fie Feindfhaften und Freund- 
haften, Wilden und Ehren theilen. Dafür hat fie der Herr vor Gericht zu ver— 
treten, in jeder Noth zu unterftügen, und ein bejonders enges Band von Hulp 
und Tree verbindet den Herrn und den M. in allen Dingen. Gie hatten 
faktifch jo mächtigen Einfluß, daß ver Herr bei wichtigen Handlungen. an ihre 
Einftimmung gebunden ift, ja daß fie ihm ben Gehorfam geradezu auffünden 
fünnen. Unter einander durch Intereffe, Stanvesreht und Standesehre verbunden, 
erfcheinen fie als eine Hofgenoſſenſchaft — familia comministerialium 3%) — 
und haben unter einander befonderen Frieden, Retrafts-, Näher- und Erbrechte. 
An den Fefttagen des Haufes verfammeln fie fih, mit Wappen und Farben des 
Herrn, in deſſen Burg. Fremden gegenüber theilen fie Anfehen und Ehre des 
Herrn, welder ihnen befonvers in den von ihm abhängigen Städten hohe Frei- 
beiten, Rechte und Aemter verleiht, um die Bürger dadurd im Zaum zu halten. — 
Ein befonverer Eid, verſchieden vom Vaſalleneid, verpflichtet fie dem Herrn zur 
Kriegshülfe wider Jedermann, außer Kaifer und Reich, befonders zur Bewachung 
von Burgen. Sie haben mannigfahe Hauspienfte, aber nicht knechtiſche, nur 
ehrenvolle, zu leiften, die in Maß und Art genau geregelt find durch das zwifchen 
Landrecht und Hofreht die Mitte Haltende Dienſtrecht. Diefe Dienftrechte 
wurben nicht vom Herrn einfeitig erlaffen, fondern mit den M. vereinbart, oft 
(wie Stadtrechte) die für Einen Hof erlaffenen Statuten von einem andern ent- 
lehnt und die Urkunden forgfältig in Kirchen aufbewahrt. Diefe Dienftrechte gewährten 
den M., wenn fie auch der Gewehre nach Landrecht darbten, eine Gewehre zu Hof- 
recht an ihrem Eigenthum: Liegenschaften befahen fie häufig nah Amtrecht oder 
emäß einem von dem ver Freien freilich formell wie materiell verfchiedenen Dienft- 
— Oft erhielten fie vom Herrn beftimmten Lohn in Naturalien, 
Kleidern, Waffen, Roſſen ꝛc. Wreied Eigen zu freier Verfügung fonnten fie nur 
mit Erlaubniß des Herren, fonft nur innerhalb des Hofrechts Vermögen erwerben. — 
Die ritterbürtige oder gemeinfreie Frau tritt in den Stand des M., ven fie hei- 
rathet. Ehen zwilhen M. verſchiedener Herren fuchten die Dienftrechte zu hin— 
dern, weil fie die Treue der Dienftleute und die Erbrechte der Herren gefährbeten: 
oft ftraften fie foldhe Ehen mit Einziehung der Lehen. Gin maritagium ent- 
richten aberıdie M. regelmäßig nicht, weil der Herr nicht in dieſem Punkt als 
Mundwalt gedacht wurde, und weil zur Zeit der Entftehung der Dienftrechte bie 
Form des Kaufs bei Eingehung der Ehe nicht mehr vorfam, — Das Erbredt 
der M. konnte ſich anfangs nur innerhalb der Hofgewalt des Herrn bewegen 
und war den Gegenftänden nad) (ererbtes, errungenes Gut, Amt, Lehen :c.) fehr 
verſchieden. Borausfegung der Erbfähigfeit war Ebenburt zu Hofrecht: im Uebrigen 
waren die Erbgründe wie nach Landrecht: Verwandtſchaft, Ehe, Vertrag, fpäter 
Vermächtniß. Wichtig waren jedoch Hiebei die mannigfadhen Erbanſprüche des 
Herrn. Wie der König oder fein Richter nah Landrecht bei Freien, zieht der Herr 
nad) Dienftreht bei M. den Nachlaß in Ermanglung von (hofbürtigen) Erben 
- ein. Bei Ausheirathen hat er ein fonkurrivend Erbrecht neben dem Gatten. Außer: 
dem hat er vor allen Erben ein feites Recht auf eine Quote des Nachlaſſes, manus 


32) Siehe Wachter sub voce »familia« in der Enchflop. v. Erfh u. Gruber S. 1, 
+ 41, p. 314 * reiches Material hierüber trefflich verarbeitet ift) und „Dienſtmannen“ ebenda 
‚1.7.3. p. 42. 
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mortua, dextera manus), auf Alles, was von ihm ſelbſt herrührt (alſo auf 
Lehen und, zum Theil aus gleichem Gefihtspunft, auf Heergemwäthe). Wie 
nad Landrecht haben nach Dienftreht die Erben häufig ein Einfpruchsrecht bei 
Beräußerung von Liegenfhaften. — Im Strafredt ſteht obenan Treubrud 
gegen den Herrn, wozu aud willfürliche Verheirathung gehört. Befondere Strafen 
find Entziehung ver Rechte der Minifterialität, Verſtoßung in die Lage ber ge- 
wöhnlichen Unfreien, Verwirfung der Gnade des Herrn, Einziehung ver Aemter 
und Güter, Ehrenftrafen (Humndetragen, Satteltragen 2c.), Haft, aber während 
andere Unfreie in ven Block gefchmievet werben, Umziehung mit feidener Schnur 
auf Ehrenwort. Weberhaupt milvert der höhere Stand die Strafe, wenn aud 
ter Brud höherer Ehre die Buße ter M. erhöht. — Das Hofgericht wird 
über die M. ganz nad) Analogie des Yandgerichts, nur ftatt im Namen des Königs 
im Namen des Herrn gehalten, oft muß ſich aber ver Herr dabei vertreten lafjen. 
Bei Streit zwifchen M. verfchiedener Herren entſcheiden boppelte Gerichte, oder 
das Dienftrecht hat die Zufammenfegung eines Miſchgerichts vorgefehen. Die här- 
teren Öottesurtheile finden bei M. felten Anwendung, dagegen ftand ihnen wie 
Freien und Eveln das Kampfredht zu; oft war Berufung vom Dienft- an das 
Landgericht geftattet. Beendet wird das Verhältniß 1) durch Uebertragung der Rechte 
des Herrn auf einen Andern, meift mit Belafjung der Güter, ja mit Nachlaß an 
Leiftungen, oft die Ginftimmung der comministeriales vorausfegend und nicht 
eine eigentliche Uebertragung einer Gewehre, wie beim Verkauf anderer Unfreien 
enthaltend. 2) Durch Infreiheitjegung zur Strafe des Herrn wegen Nicht: 
erfüllung feiner Huldepflichten und megen Verbrechen gegen Kaiſer und Reid), 
3) Durch Verftoßung in gewöhnlidhe Unfreiheit zur Strafe des M. 4) durch Eintritt 
in den geiftlicden Stand und 5) Freilaffung dur den Herrn, — Man fieht, vie 
Minifterialen waren ven Bafallen fehr ähnlich geftellt, und bie zum Untergang 
der M. führente Entwidlung befteht nun gerade darin, daß die M. mit ven 
freien Bafallen allmählig vollftändig verfhmelzen. Wenn fie anfangs von 
den Bafallen die noch engere perſönliche Beziehung zum Herrn, das befondere Dienft- 
recht, der befondere unfreie Stand unterfchieb, jo mußten dieſe Unterfchieve doch all- 
mählig verſchwinden, da faft alle M. zugleich auch Bafallen ihrer Herren, oft aud) anderer 
Lehensherren, wurven, da die Dienftrechte immer mehr ven Lehenrechten fich näher: 
ten, und da die Spuren ber Unfreiheit in der Yebensftellung ver M. ſich faft ganz 
verloren hatten, nachdem fie alle Ehren des Ritterthums, Allovbefig außer Hof: 
recht, und als Nathgeber und Vertraute der Fürften und Herren höchſten Glanz 
und Einfluß gewonnen hatten. Diefer allmählige Uebergang ver Minifterialen in 
freie Vaſallen hat fih von der Mitte des 13. bis zur Mitte des 14. Jahrhuns 
derts gleichzeitig mit der mafjenhafteren Entftehung des niederen Adels in Deutjch- 
land vollzogen. 

IV. Schritte der neueren Gefchichte zur Aufhebung der Leib: 
eigenſchaft. Während jo fhon frühe die Lage der Veibeigenen durch den Ein- 
fluß der Kirche, durch die überhaupt milder werdenden Sitten, durch die Ausbil 
dung von Hofrecht und Hofgericht, durch ven fefteren, meift erblihen Zufammenhang 
mit der Scholle, durch Waffenrecht und Minifterialität ſich befferte, nahm aud bie 
Zahl verjelben immer mehr ab, Und zwar war e8 hier wieder die Kirche, welche, 
indem fie die Freilaffungen als Gott höchſt wohlgefällige gute Werfe hin- 
ftellte, bewirkte, daß von frommen Seelen, insbefondere auf dem Todtenbett, daß 
von Künigen und Fürften bei großen Freubenfeften (Sieg, Hochzeit, Geburt von 
Erben ꝛc.) Leibeigene fehr häufig und in großen Maſſen freigegeben wurden, Sie 
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wußte aud) das Necht ver Freilafjung jelbft zu mildern, fo daß fpäter unter Be: 
feitigung der früheren Unterfchiede in der Wirkung jeve Form der Freilaffung zum 
Bollfreien machte, Enblih wurde durch Herfommen und häufig auch durch Geſetz 
bejtimmt, daß der Herr die Freigebung gegen ein gewiſſes Töfegeld, das der Knecht 
oft jelbft aus feiner Errungenfchaft aufbringen durfte, oder fonft aus beftimmten 
Gründen (Eintritt in den geiftlihen Stand 39), in eine Gewerfsinnung, in Staats- 
oder Kriegsdienfte, bei Erlangung von akademischen Graben) nicht folle weigern 
dürfen. 

Die Kirche ſelbſt ging mit dem Beiſpiel voran, ihre Eigenen in perſönlich— 
freie Schußhörige und Zinspflichtige zu verwandeln (ſchon feit dem 11. Jahrhun— 
dert), und auch weltliche Gutsbefiger erhoben von ihren Unfreien fpäter wenigftens 
jehr häufig Feine jchwereren Abgaben als von ihren freien allerdings ſchutzhörigen 
oder fonft firenger abhängigen Pächtern und Zinsleuten. 39) 

Indeffen trat in dem im Allgemeinen günftigen Fortgang der Gefchichte die— 
jer zu einem bäuerlichen Stande gewordenen Yeibeigenen doch auch manch' retar- 
divendes und feindliches Moment hervor, mehr freilich die fociale Lage als das 
Recht derſelben verfhlimmernd. So hatte die erftarfende Yandeshoheit und das 
eindringende römische Recht nidt minder ungünftigen als andererfeit® günftigen 
Einfluß. 

Wenn fohon feit Ende des 13. Jahrhunderts freie und unfreie bänerliche Zu— 
ftände oft bis zur Unkenntlichkeit in einander fchillerten, fo hatte das damals um 
ſich greifende fremde Recht für dieſe Halbfreiheit (mit Ausnahme des ziemlich) un- 
praktiſchen Rechts ver coloni und adseriptitii) feine redyte Form. Es kannte neben 
dem freien Cigenthum nur Zeitpadht und Emphyteuſis und räumte daher, wo ſich 
die Merkmale der legteren nicht fanden, dem Gutsheren überall ohne Weiteres die 
Befugniß willfürlicher Kündigung ein, das vom deutſchen Necht betonte dinglich e Recht 
des Bauern an dem Gut nicht achtend. Wenn fo das fremde Recht gerade die urfpünglich 
freien aber ſchutzhörigen Bauern benadhtheiligte, fam anbererfeits freilich den ur- 
ſprünglich Unfreien die praesumtio libertatis der römifhen Juriſten zu ftatten. 39) 
Ebenso wirfte die Entftehung der Yandeshoheit nach zwei Seiten. Wenn dieſelbe 
einerfeits einen gewiſſen Schuß gegen graufamen Drud des Adels gewährte, konnte 
doch andererfeits das Zufammentreffen von fo vielen und fo ftarfen Rechten, wie 
politiihe Oberhoheit, Outsherrlichfeit, Dbereigenthum und direktes Eigenthum an 
der Perfon des Unfreien, in dem Landesherrn jest fo häufig vereint, nicht an- 


33) Aunftmann, hiſtor. Nachrichten über die Freiiprechung leibeigener Prieiter in Bayern, 
oberbayr. Archiv I. p. 374. 

34, Es ift on. daß das Wort „Leibeigenichaft”, welches überhaupt erft fange nach den 
Verſchwinden der fchroffiten Härten des alten Rechts vorfommt, fehr häufig nicht die ftrengite 
Unfreiheit, fondern jene bäuerliche Halbfreibeit bezeichnet. Aber diefer Zuftand ift in ſehr vielen 
Fällen eben nur Ergebniß der Milderung der alten völligen Unfreiheit, die hier zu beiprechen 
war. Daß eine folche wirklich in Deutſchland beftanden — was man vielfach in Abrede geftellt — 
(3.B. Geßner gefchichtl. Entwickl. d. gutsherrl. u. bäuerl. Verhältniſſe Teutſchlande. Berlin 1820. 
p. 23.) beweist jeder Blick in die Stammrechte. Mit Eichb. 8. 19. 8. 49 anzunehmen, dieſe 
bärtefte Unfreiheit fei erit nach der Wanderung entitanden, verftößt gegen das Zeugniß des Taci— 
tus und den ganzen Gang der Entwidlung. — 

35) Dabei geriethen fie freilich oft in große Verlegenheiten und Widerſprüche. Zaflus (7 1535) 
fagt: servi anonymi in nostra Germania homines proprii dieti nee adscriptitii nec coloni 
nec capilte censi nec stalu liberi nec liberti sunt, de omnium tamen natura participantes, 
Schard dagegen (+ 1572): quicquid in toto jure de servis sanciltum est, id referendum 
est ad ruslicos nostri seculi, quatenus fert aequitas, similitudinem collegi. Bal. 
Died 5. v. „Eigenleute* in der Encykl. v. Erfch u, Gruber 8, 1. T. 32, p. 189. 
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vers als die Laften der Bauern mehren. Auch hier traf der Drud mehr noch bie 
beruntergefommenen urjprünglich freien Bauern: denn im Zufammenhang mit dem 
Mebergang der Unfreien in eine Klaſſe der Landbevölkerung ftand es, daß jetzt bie 
urfpränglid nur von dem Unfreien geforberten Leiftungen von allen Bauern als 
ſolchen beanſprucht wurben. Die Unfreien ftiegen weniger zu ben freien empor als 
diefe zu den Unfreien heruntergezogen wurden, und der Bauernftand als ſol— 
her im Gegenjag zu Priefter, Ritter und Bürger erfhien als das wahre Laftthier 
des Staates. Dazu fam, daß eine Hauptfhugwehr des freien wie unfreien Bauern- 
ftandes, die Hofrechte und Hofgerichte, die Bauerrehte und Bauergerichte, von dem 
immer verberblicher um fich greifenven bureaufratifhen und abfolutiftifchen Geift 
des Staates jener Jahrhunderte verdrängt wurde, Der Gedanke des Genoffen- 
gerichts follte, wie jede Regung eines freien, fich felbft regierenden Gemeinvelebens 
erftidt werben. 36) An vie Stelle der felbftvereinbarten Hof- und Bauerrechte trat 
die Yandesgefeggebung, welde die Yeiftungen ber Bauern und ihr Verhält— 
niß zu dem Gutsherrn vielfach von dem harten polizeilihen Gefihtspunft aus 
oronete, An die Stelle der Hof» und Bauerngerichte trat der gutsherrlihe Patri— 
monialrihter oder ver landesfürftlide Beamte, beide fremdes Recht mit 
unverftändlichen Yormen handhabend. So hatte denn der Drud auf die Bauern, 
allervings auf freie wie unfreie, zu Anfang des 16. Jahrhunderts ſolches Gewicht 
erreicht, daß die durch Die neue Lehre der Neformatoren von der driftlihen Frei— 
heit erhigten Bauern anfangs nicht ohne Billigung Luthers ſich faft in ganz 
Deutihland gegen ihre Zwingherren erhoben zur Wiebergewinnung, Vertheidigung 
und Erweiterung ihrer Rechte. 

Die wichtigften der von den Bauern geftellten Forderungen waren — charak— 
teriftifch genug — folgende: Abſchaffung der Unfreiheit als wider Gottes Gebot 
fireitend, Zurückführung aller bäuerlichen Laften auf ihr durch Herkommen 
oder Bertrag beftimmtes Maß, Aufhebung des mortuariuns, Abſchaffung ver 
willfürlihen Geldbußen bei der gutsherrlihen Rechtspflege, Rückgabe ver ent- 
riffenen Gemeindegüter, Antheil der Bauern an der gemeinen Mart, an Wald 
und Waſſer, Wild und Fiſch, getreue Verwendung der Zehnten zu wirklich Kirch 
lihen Zweden ꝛc. Die gemeinfame höchſte Gefährdung ihrer rechtmäßigen wie un- 
rechtmäßigen Anfprüche vereinte Fürften und Adel mit feltener Einmüthigkeit zur 
vofhen und blutigen Unterbrüdung der merkwürdigen unter dem Namen bes 
Bauernfrieges bekannten’ Bewegung. 37) Die Lage der Bauern wurde hierauf 
faft nirgends beffer, faft überall ſchlimmer als zuvor. Die veränderte Lebens— 
weife des Adels feit vem 17. Jahrhundert brachte dem Bauernftand — der un: 
freie ift jett hierin nicht mehr vom freien zu trennen — weitere Nachtheile. Wenn 
früher die Gutsherren ihren Eigenen vielfah Schuß, Pflege, Theilnahme gewährt, 
wenn in Folge der fortwährenden perfünlihen Berührung der Herrfhaft mit ven 
Hörigen mannigfache Rüdfiht und Schonung das Verhältniß gemildert hatte, fo 
mußte dies wefentli anders werben als der Übel, zu bloßen Hofſchranzen her: 
abgefunfen, fortzog von feinen Schlöffern, Burgen und alten Yanbfigen an bie 
Reſidenzen der großen und Kleinen Fürften, dort den dem Hofe von Berfailles nad): 


26) — iſt das noch im vorigen Jahrhundert beſchickte Eigengericht zu Oberwieſen⸗ 
haufen in Heſſen. Bol. Haltaus Glofjar s. v. Eigengerict. 

37, Bal. Sartorius, Verfuch einer Gefchichte ded Bauernkrieges. Berlin 1795. Schrei: 
ber, der Bundihub. Freiburg 1824. Dechsle, Beiträge * Geſchichte des Bauernkrieges. 
Heilbronn 1830. W. Zimmermann, allgem, Geſch. des Bauernkrieges. Stuttgart 1841. 
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geäfften Lurus mit feinen außer Verhältnig ftehenden Mitteln mitmachte und baher 
natürlich aus feinen Gütern viel mehr als ehedem erprefien mußte. Da wurbe der 
Bauer, befonders der unfreie, nur mehr als Ermwerbsmittel angefehen, und, ver Will- 
für harter Vögte preisgegeben, dur eine immer fteigende Laft von Zind- und 
Arbeit-Forderung erbrüdt. 

.. Da konnte denn die Zeit, welche fih das „Jahrhundert ver Aufklärung” nannte, 
— das 18. — nicht gleichgültig bleiben gegen die wachſende Noth der Landbevölke— 
rung. Die Regungen einer freieren Anfhauung von Staat und Staatsredht, die Be- 
tonung der Menſchenrechte und Menſchenwürde mußten fid vor Allem gegen vie Recht 
und Würde des Menfchen fo fchreiend verlegenve Leibeigenſchaft wenden, und fo finden 
wir denn ſchon feit der erften Hälfte jenes Jahrhunderts Literatur, Wiffenfhaft und 
Geſetzgebung bemüht, jene Zuftände zu mildern oder ganz zur befeitigen. — Es ift 
richtig, daß dabei vielfach mit flahem Nationalismus, mit aufräumenver Gehäffigkeit 
gegen alles „Feudale“ d. h. an Knde gegen alles geſchichtlich Gewordene vorgejchritten 
wurde. Es ift wahr, daß bei Aufhebung ver Leibeigenjchaft wie fpäter bei Ab- 
löfung der gutsherrlihen Rechte vielfah Privatrechte der Herren empfindlich ver- 
let, daß beſonders andere, von ver Leibeigenſchaft nicht Leicht mehr zu unterfchei- 
dende, Abhängigfeitsverhältniffe mit derfelben verwechfelt und die Entihädigungen 
der Herren deßhalb fehr ungünftig bemeffen und daß natürlich von diefen Härten 
vielfach Andere betroffen worben find als die Veranlaffer der Noth der Bauern 
oder ihre Erben. Es ift nicht minder richtig, daß die deutfche Leibeigenſchaft fak— 
tifh von jeher einen milderen Charakter als die römifche servitus getragen, und 
daß die Lage der plöglic von jedem Zuhammenhang mit der Herrichaft Losgerif- 
jenen und auf fich felbft gewiejenen Unfreien häufig eine harte war. — ber alle 
diefe Erwägungen können an den einfahen Ergebniffen unferer Vernunft wie un— 
ferer Empfindung nichts ändern, daß die Leibeigenfhaft, wie fehr auch ihre Ent: 
ftehung und ihre lange Fortdauer geſchichtlich erflärlich, ein fhreiender Widerfprud - 
war gegen das Wefen des Menjchen und gegen den Begriff des Staates, Der 
Schug, weldhen die mildere Sinnesart des Germanen faktifch gewährte, mar bei 
der durchgängigen Rohheit jener Kulturzuftänve eine höchſt unfichere Schranfe, und 
die Geſchichte kennt Beifpiele genug davon, daß das harte Recht nit nur fireng, 
fondern graufam geübt wurde. Wenn man aud allen mildernden Momenten, ins— 
befonvere den Pflichten des Herrn gegen den Eigenen (Alimentation, Hülfe in Noth, 
Schu ver Gericht zc.) Rechnung trägt, fo ift doch nicht zu vergeffen, baß bie 
Erfüllung dieſer Pflichten die längfte Zeit nur den guten Willen des Herrn 
anheimgegeben war. Das patriarhalifhe Idyll, das man in jenen Zuftänten gefun- 
den hat, war gejchichtlich nicht vie Regel, fonvern die Ausnahme: der wirkſamſte 
Schuß für ven Knecht war wie bei aller Unfreiheit das eigene Interefje des Herrn, 
fofern Yeidenfhaft und Dumpfheit des Sinnes e8 ruhig und klar erfennen ließen. 
Am wenigften aber darf vie Betrachtung der unmittelbar nad Aufhebung der 
Eigenfhaft eingetretenen vorübergchend ungünftigen Lage der nun auf fich felbft 
gewiefenen Bauern bereuen laffen, daß man durch jene Aufhebung ein altes Un— 
recht gut gemadht. Denn wenn ver bureaufratifcheabfolutiftiiche, centralifirende Drud 
vieler Jahrhunderte den früheren Sinn genoffenfchaftliher Selbftregierung, wie 
die Rührigkeit der Einzelnen in eine bumpfe, noth- und hülfloſe Unjelbftänbig- 
feit verwandelt hat, fo läßt fi daraus vernünftiger Weife nur Cine Folge— 
rung ziehen, nämlih vie Pflicht, durch Wiederbelebung des Gemeinfinns wie 
durch politifhe Bildung des Einzelnen jenen Uebelftänden ein Ende zu 
machen. Zum Schluffe eine kurze Zufammenftelung der Gefege, durch welde 
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in ven verfchievenen deutſchen Ländern die Leibeigenfhaft aufgehoben wor: 
den. 3) 

In Preußen wurde die Peibeigenfchaft auf den königlichen Domänen ſchon 

von Friebrich I. aufgehoben. Dorfordnung von 1702, Friedrich II., ver 1763 
die harte Berrüdung der Eigenen in Pommern mit eigenen Augen gejehen 
hatte, wollte, daß alle Leibeigenfchaft in viefer Provinz „abjolut und ohne Raifon- 
niren“ abgefchafft werden follte, was jedoch der Adel durch Vorgeben ver Gefähr- 
dung ber Refrutirung zu hintertreiben wußte. So wurde die Yeibeigenfhaft erft 
durch das Landrecht Th. IT. Tit. 7. $. 148 und die „Erbunterthänigfeit” erft 1807 
(Edikt v. 9. Oft.) für alle preufifchen Staaten aufgehoben, während zuerft in 
Deutſchland Iojeph II. 1787, in Böhmen und Mähren durch Pat. v. 1. Nov. 
1781, dann in ganz Deutfh-Defterreich durch Pat. v. 20. Dec. 1782, tarauf 
Markgraf Karl Friedrih in Baden, Verordn. v. 7. Aug 1783, dieſen Schritt 
gethan. 
4 Darauf folgten: Schleswig-Holftein 1798 und 1805 (vgl. Ranzau, 
Aftenftüde zur Geſchichte ver Aufhebung ver Leibeigenfchaft in den Herzogihümern 
Schleswig und Holftein. Hamburg 1798). Die Rheinbundftaaten: Weftphalen 
(Berorbn. v. 23. Jan. 1808). Bayern (Evift v. 31. Aug. 1808) Naffau. 
(Verorbn. v. 1. Jan. 1808). Berg (Beroron. v. 12. Dec. 1808). Hefjen (Gef. 
v. 31. Aug. 1808). Aremberg GVerordn. v. 28. Jans 1809). Lippe-Det- 
mold (Berorbn. v.1. Jan. 1809). Schaumburg-Lippe 1810, die hanſea— 
tifhen Departements (franz. Defr. v. 9. Dec. 1811), Württemberg 
1819 (Berfaff. II. $. 35). Medlenburg (Gef. v. 22. Feb. 1820). 

In einigen deutſchen Ländern wurde gar die unter ter Herrfhaft Napoleons 
aufgehobene Yeibeigenfhaft nad) deſſen Sturz wieder eingeführt (!), oder doch jetzt 
unter ungünftigeren Beringungen abgefhafft, 3. B. in Olvenburg, wo fie am 7. 
Juni 1808 aufgehoben war, durd Verordnung vom 7. März 1814. — Am läng- 
ften beſtand fie in einigen Gegenden von Hannover, z. B. Osnabrüd (noch in 
den 20ger) und in ber fächfifchen Oberlauſitz (no in den 30ger Jahren). 

Literatnr. Außer den bereits angeführten Werken: Potgieser de condit. 
et statu servorum apud Germ. tam veteri quam novo libri III. 2. Aufl. Yemgov. 
1736. — Waitz, Deut. Berf. Geſch. I. 184. f. I. 149. f. — Lezarditre 
th£orie des loix politiques I. pag 93. f. 403 f. Paris 1844. — Pardessus. Loi 
salique Dissert VII. de l’esclavage d’apr&s la loi salique pag. 517—532. — 
Gu&rard polyptique de l’abb& Jrminon I. pag. 277—420. — Mannert, 
Freiheit bei den Franken, Adel und Sklaverei, Nürnberg 1799. — Gaupp, Mifcel- 
len des deutſchen Rechts 1830. — Hüllmann, Geſch. des Urfpr. der Stände in 
Deutihland 1830. — Montag, Geh. ver ftaatsb. Freiheit 1812. — Erhard, 
über freiwillige Knechtſchaft ꝛc. Berlin 1821. — De Gourey, Abhandlung über 
Freiheit und Leibeigenſchaft ꝛe. Deutſch von Defterley. Göttingen 1788. — Benedey, 
Römerthum, Chriftenthbum und Germanenthum und deren Einfluß bei Umgeftaltung der 
Sklaverei des Alterthums in die Leibeigenfchaft des Mittelalters Frankfurta. M. 1840.— 
Anton, Gefhichte ver deutſchen Landwirthſchaft 1799. — E. M. Arndt, Verſuch 
einer Geſchichte der Leibeigenſchaft in Pommern zc, nebſt einer Einleitung in das alte 
deutſche Leibeigenthum, Berlin 1818. — Runde, veutfches Privatrecht, Gött. 1817. 
8. 536—557 und bei dieſem vie ältere Literatur $. 536. — Mittermaier, beut- 


38) In Frankreich 1779, 
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ſches Privatrecht, Landshut 1830. 8.72. 82 mit ebenfalls fehr reichen Literaturnach— 
weifen. — Ueber die weitere fehr reiche Literatur, befonders Abhandlungen in Zeit- 
Schriften und Enchklopätien, dann Monographieen über die Unfreiheitim Norden, in 
Bayern, Böhmen, Holftein, Laufig, Medlenburg, Minden, Paderborn, Schleften, 
Steiermark, Weftphalen, Württemberg, wie über die zum großen Theil einſchlä— 
gige Geſchichte des deutſchen Bauernftandes die (freilich fehr unvollftändigen) Anga- 
ben bei Eofta, Bibliographie der deutſchen Rechtsgefhichte. Braunjchweig 1858, Nr. 
2225— 2228. Selie Dahn. 


Die Leibeigenfchaft in Rußland. 


Die Leibeigenfhaft kann nah zwei Hauptarten unterfchieden werben: bie 
perſönliche und die grundherrliche. Der Leibeigene ift entweber an ben 
perfönlichen Dienft des Herrn gebunden oder auf dem Boden anſäſſig und zur 
Entrihtung gewifjer Frohnden und Abgaben verpflichtet. Von beiden Arten war 
nur bie erfte uralt in Rußland. Knechte trifft man ſchon in den früheften Urkun— 
den. Die zweite wurde erft am Ende des 16. Jahrhunderts zu Staatszweden 
eingeführt. 

Die Urfache diefer merkwürdigen Erfheinung wird uns Far, wenn wir bie 
Verhältniſſe der mittelalterlihen Fürften und ihrer Dienftleute zu der Bevölferung 
betrachten. 

Im weftlihen Europa kamen bie germanifchen Groberer mafjenweife nad 
Ländern, welche einen gewiffen Grab ver Kultur erreicht hatten. Durch die römifche 
Herrihaft waren ſchon feſte Berhältniffe begründet. Die Bevölkerung war anfäffig, 
zum Theil fogar an den Boden gefeflelt. Auch die Natur des Landes, aus Bergen 
und Ebenen gemifcht, erfchwerte die Möglichkeit eines nomadifchen Lebens und lud 
zur bleibenden Anfievelung ein. So wurden bald die Eroberer anfäffig. Sie nah- 
men fich einen Theil des Bodens zu eigen, der Grunbbefig warb die Stütze ihrer 
Macht, die Berhältniffe wurden feft und dauernd. Sowohl ver Lehns- als ver 
Hörigkeitsverband nahmen den Charakter der Erblichfeit an, und natürlicherweife 
vehnte fi) Die aus dem geſellſchaftlichen Zuftande hervorgehende Leibeigenfchaft aud 
auf die Grundſaſſen aus, 

Anders war e8 in Rußland. Ein kleines Gefolge von Wartiago-Felten fam 
nach einem ungeheuer großen ebenen Lande, wo feine Spur von Kultur fi fand, 
wo der Boden feinen Werth hatte, wo vie Freizügigkeit außerordentlich leicht war 
und nichts zur Anfäffigkeit einlud. Das Streben der erften Fürften war nad) Konftan- 
tinopel gerichtet; der vierte Fürft, Swintoslar, mollte fid ganz und gar in Bulgarien 
anfiedeln. Und als ſich diefe Plünderungs- und Eroberungsſucht berubigte, als vie 
Fürften anfingen, das ruffiihe Land unter ſich wie eine Privaterbihaft zu theilen, 
fo wurden fie noch lange Zeit nicht anfäffig. Das fürftliche Geſchlecht betrachtete 
fi als eine Einheit. Der Aeltefte des älteften Stammes befam nad der Regel die 
Hauptftabt, Kiev, und die übrigen Yänder wurden je nach der Nähe ver Verwandt: 
[haft zum Stammhaupte vertheilt. Auf viefe Weife blieben die Fürftenthümer und 
Städte im Allgemeinen nit im Befige einer einzigen Linie, fondern die Fürften 
rüdten beftändig von einer Stadt zur andern, ohne fi irgendwo bleibend feft- 
uſetzen. 

Erſt in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts gründen ſich im norböft- 
lihen Rußland Verhältniſſe anderer Art. Anftatt nad der Hauptftabt zu ftreben, 
finden e8 die bortigen Fürften vortheilhafter, fidy einen dauernden erblichen Befig 
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zu erwerben. Aus Führern eines Gefolges werben fie Patrimonialherren. Aber 
diefes Streben nach Anfäffigkeit theilte fich keineswegs ihren Leuten ‚mit. Die Leg: 
teren fuchten nicht ihre Macht auf feften Grunpbefig zu fügen; fie traten nicht, 
wie es im weftlihen Europa ver Fall war, im einen erblihen Lehnsverband mit 
ihrem Oberherrn, fondern gingen beftändig von einem Fürften zum andern, und 
betrachteten dies als ihr theuerftes Net. Bis zum Ende des 15. Iahrhunderts 
wurde in allen zwiſchen den Fürſten gejchloffenen Verträgen bie Klaufel eingefügt: 
„Die freien Bojaren und Leute behalten den freien Zug." 

Unter folhen Umftänden mußte der höhere Stand die Erweiterung feiner Macht 
in perfönlihem Dienfte fuchen. Die vornehmen Leute hatten mitunter ein unge 
heuer großes Gefolge. So erfahren wir, daß im Anfange des 13. Jahrhunderts 
ein Bojar aus Kiev, Radion Nefterowitfh, mit 1700 Mann Dienerfhaft nadı 
Moskau fi überfievelte. So mußten aud die Hörigfeitsverhältniffe des niederen 
Standes zum höheren mehr einen perfünlichen als einen grundherrlichen Charakter 
annehmen. Und in der That jehen wir in Rußland eine weit verbreitete perſönliche 
Leibeigenſchaft, als von der grundherrlihen noch feine Rede war. 

Im älteften ruffishen Rechtsbuche, in ver Russkaia Prawda, finden ſich aus- 
führlihe Beftimmungen über die Knechte (Cholopen). Darin werben folgende 
Entftehungsarteın der Knechtichaft erwähnt: 1) Kauf; 2) Heirath, wenn fein befon- 
derer Vertrag über die Freiheit mit dem Herrn des Anechtes oder der Sklavin 
geſchloſſen war; 3) Eintritt ohne befondern Vertrag in das Amt eines ländlichen 
Schlüfjelbewahrers oder Verwalters (tiun); 4) Flucht oder Berbredhen eines Pfand- 
dieners (f. unten); 5) infolvente Schuld; 6) Geburt von einer Sklavin. Außerdem 
war die Kriegsgefangenfhaft eine reihe Duelle ver Sklaverei; auch verkaufte man 
fih wohl ſchon damals, wie fpäter, öfters freiwillig in die Leibeigenſchaft. So ent- 
ftand die Sklaverei beinahe aus allen Berhältnifien, welche einen Menfchen in bie 
perfönlihe Abhängigkeit von einem anderen bradıten. 

Der Kuecht hatte gar keine Rechte. Für deffen Tödtung wurde fein Wehrgeld 
bezahlt, fonvern nur eine Buße an ven Herrn für die Vernichtung feines Eigen— 
thums. Der Knecht beſaß nichts zu Eigen, fondern Alles, was er hatte, gehörte 
dem Herrn. Der Letztere war auch für deſſen Handlungen verantwertlih. Bor 
Gericht konnte der Knecht fein Zeugniß ablegen; nur in äußerften Fällen waren 
die Hofverwalter der Bojaren zugelafien. Ob aud der Herr das Recht über bes 
Sklaven Leben und Tod hatte, wird nicht erwähnt. Nur in einer Urkunde vom 
Ende des 14. Jahrhunderts leſen wir, es jei für fein Verbrechen zu halten, wenn 
der Herr feinen Knecht jchlägt und der Tod des Yetteren erfolgt. 

Neben ver vollen Knehtichaft finden wir in der Russkaia Prawda einzelne 
Beftimmungen über ein anderes Berhältnig, weldyes fpäter die Duelle einer befon- 
dern Art von Yeibeigenfhaft wurde. Es ift das eines Pfandpieners (Sakup). 
Der Schuldner trat in den perſönlichen Dienft des Gläubigers, und damit war bie 
Zahlung der Schuld oder ver Zinfen mit dem Pfande bereinigt. Dafjelbe Ver: 
hältniß konnte auch als Miethe angefehen werben, indem ber Herr feinem Diener 
Geld lieh, was im Mittelalter, befonders beim Aderbau, nicht felten geſchah. Darum 
wird der Safup aud Miethdiener genannt. Der Herr hatte über ihn ausgedehnte 
Rechte: er konnte ihn ſchlagen, war verantwortlich für deſſen Verbrechen; in ein— 
zelnen Fällen konnte der Pfanddiener, wie oben gejagt, zum vollen Knechte wer- 
den. Auch war deſſen Zeugniß nur in unbedeutenden Rechtshändeln vor Gericht 
angenommen, Aber er hatte fein Eigenthum und Klagerecht gegen ben Herrn. Er 
blieb ein freier Mann, obgleich in einer fehr abhängigen Lage. 
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Wir fehen aus den Beftimmungen ber Russkaia Prawda, daß die Leibeigen- 
haft ganz vom Standpunkte des Privatrehts behandelt wurde. Anders konnte e8 
nicht fein in einer Zeit, wo alle gejellihaftlihen Verhältniſſe vom Privatrecht durch— 
drungen waren. Da eriftirte noch feine öffentlihe Macht, weldye die Freiheit des 
Bürgers unter ihren Schuß genommen hätte. Nicht nur brachte die Gewalt ven 
Schwächeren unter die Macht des Stärkeren, ſondern freiwillig gab fi) der Menſch 
in die Willfür eines andern, um Schuß gegen die äußere Noth zu finden. Das 
einzige moralifche Gegengewicht gegen die allgemeine Verbreitung ver Knechtſchaft 
lag im religiöfen Gefühl. In Rußland, wie im weftlichen Europa, war e8 damals 
herrſchende Sitte, bei dem Tode feine Sklaven zu befreien. Jedes Teſtament ent- 
hielt eine Klaufel der Art. Dies war Sorge für das Heil der Seele, an weldes 
man faum während des Lebens dachte. Auch empfahlen vie Kirchenlehrer den Herren 
eine milde Behandlung ter Sklaven. Aber dies Alles hatte nur eine ſpärliche Wir: 
fung bei den ganz entgegengejegten — der Geſellſchaft. 

Ein wirkſameres Hinderniß fand die Leibeigenſchaft im nomadiſchen Leben, 
welches im alten Rußland eine allgemeine Erſcheinung war. Wie die Bojaren und 
Diener von einem Fürſten zum anderen überfuhren, ſo gingen auch die Bauern 
von einem Grundeigenthümer zum anderen über. Dazu hatten ſie volles Recht; 
die einzige Beſchränkung konnte darin beſtehen, daß ein Grundherr ſich verpflichtete, 
die freien Hinterſaſſen eines anderen auf ſein Gut oder in ſeinen Dienſt nicht zu 
empfangen. Solche Beſtimmungen finden ſich in den Verträgen zwiſchen den mos— 
kowiſchen Fürſten; auch in ven Schenkungs- und Gnadenbriefen über Ländereien, 
die damals beſonders häufig an die Kirche gegeben wurden. Die Fürſten über— 
häuften den Kirchenbeſitz mit Privilegien, deren unmittelbare Folge die Ueberſiede— 
lung der leiſtungspflichtigen fürſtlichen Bauern auf die kirchlichen Güter ſein mußte. 
Um dieſes zu verhindern, wurden entweder die Freiheiten nur an die alten Ein— 
ſaßen, die gekauften Leute und die von anderen Fürſtenthümern übergekommenen 
Bauern ertheilt, oder es wurde verboten, die freien fürſtlichen Bauern auf das 
geſchenkte oder begnadigte Gut zu empfangen. Gleiche Bedingungen in willkür— 
licher Ausdehnung finden ſich in den Gnadenbriefen der Fürſten an Dienſtleute, 
endlich auch in den Schenkungsurkunden der Privatleute an die Kirche. Es war 
ganz eine Privatſache, eine Verabredung zwiſchen zweien Grundherren, welche der 
allgemeinen Freiheit der Bauern keinen Eintrag machte. 

Anders wurde die Sache, als ſich aus der privatrechtlichen, zerſtückelten, mittel— 
alterlichen Geſellſchaft ein einheitlicher Staat bildete. I) Da fühlte man die Noth- _ 
wendigfeit von Ordnung, von einer regelmäßigen Entrihtung der Abgaben und 
Dienfte. Die Berhältniffe der Bauern wurden zum Gegenſtande einer allge 
meinen Geſetzgebung. Zwar blieb ihre perfünliche Freiheit fürs Exfte nicht aufge— 
hoben, aber es traten allgemeine Beichränfungen ein, melde befonders die Zeit 
bes Ueberganges betrafen. 

Solde Beftimmungen finden fi ſchon in einzelnen Gnadenbriefen der Fürften 





Ich weiß nicht, warum man eine der Hauptgeftaltungen des Mittelalters häufig einen 
Patrimonialftaat nennt. Es find zwei Begriffe, die fich ausſchließen. Der Staat gebt aus vom 
Principe des öffentlichen Rechts, welchem das Privatresht immer untergeordnet ift. Eine privat 
rechtliche Erbtheilung eines Landes nach mittelalterlicher Weife ift in einem Staate gar nicht denk⸗ 
bar. Eine Gemeinfhaft, welche fih auf das Privatrecht gründet, ift eine bürgerliche Geſellſchaft. 
Letztere kann entweder das Ganze der Nechtöverhältniffe in fich begreifen, wie im Mittelalter, und 
dann exiſtirt fein Staat, oder fie fann einen untergeordneten Pla im Staate haben, wie es in 
der neuen Zeit der Fall ift. 
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von Bielooſero aus der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts. Die im Jahre 1467 
verfaßte Gerichtsurfunde der Freiftant Pilov fette den 14. November als gefet- 
liche Frift für den Uebergang der Bauern feft. Zur allgemeinen Frift für das 
ganze moskowiſche Neid ward aber im Gerichtsbuche des Großfürften Johann III. 
(1497) ver herbftlihe St. Georgstag (ven 26. November) mit einer vorgehenden 
und einer nachfolgenden Woche gemacht, und dies wurde auch im Gerichtsbuche 
des Tzaren Johann IV. (1550) beftätigt, Beide Sammlungen enthalten noch 
andere Beftimmungen über die Bauern, deren wichtigfte das Wohngeld betraf. 
Diefes ward vom Einfaffen an den Grundheren entrichtet, wenn erfterer feinen 
Wohnort verlief. Die volle Summe, welde für Wald und Feldgegenden ver- 
ſchieden beſtimmt war, mußte für eine vierjährige Anfäffigkeit bezahlt werben. Für 
einen fürzeren Aufenthalt zahlte man nad Verhältniß. Merkwürdig ift, daß ber 
Bauer, welcher fih in die Knechtſchaft verkaufte, weder die geſetzliche Frift zu 
beobachten, noch Wohngeld zu zahlen hatte. 

Die Urkunden des 16. Jahrhunderts erlauben uns, einen Blid auf die dama— 
lige Lage der Bauern zu werfen. Wir fehen daraus, von welchen Mißbräuchen 
ihr jährlicher Uebergang begleitet war. Wenn ein Gutsherr oder eine Gemeinde 
freier Bauern neue Anfievler werben wollten, ſchickten fie gewöhnlich Leute in die 
umliegende Gegend, um die dort wohnenden Bauern zu fich herüberzuloden. Na- 
türlich wollten die Nachbarn ihre Einfaffen nicht herauslaffen, und oft brauchten 
fie dazu offene Gewalt. Die Bauern wurden gepfündet, in Eifen geftedt. Zu 
denjelben Mitteln griffen aud) die Werber oder die nachbarlichen Grundherren felbft. 
Diefe fehr üblihen Plünderungen und Oemwaltthaten, befonders von Seiten ver 
Dienftleute, werden von Herberftein als die Urſache des armfeligen Zuftandes ber 
ländlichen Bevölkerung angegeben. Aber auch die Bauern gingen nicht jelten fort, 
ohne die gejegliche Frift zu beobachten und ihre Verpflichtungen erfüllt zu haben. 
Ueberhaupt muß der ganze Zuftand eim ziemlich gefetlofer gewefen fein. 

Die neuen Anfievler ſchloſſen mit dem Gutsherrn einen oft fhriftlihen Ver— 
trag, jeber für fi, in Betreff des von ihm zur Bebauung empfangenen Grund- 
ftüdes. Keine Spur von dem jeßt allgemeinen Gemeindebefige mit den Gemeinve- 
theilungen findet fi) in der Zeit. Wenn der Bauer einen ſchon errichteten Hof mit 
einer fertigen Wirthſchaft empfing, fo traten fogleich feine Verpflichtungen ein. Im 
entgegengefegten Falle wurven ihm Yreiheitsjahre bewilligt, mitunter aud eine 
Summe Geldes als Hülfe für die Errichtung einer Wirthſchaft und die Zuſtande— 
bringung des Feldes. Oft befam er auch bei ver Anfievelung ein Darlehn vom 
Gutsherrn, entweder auf Zinfen oder auf Rechnung von Fünftiger Arbeit. Dies 
war für bie Herren eines der Hauptmittel, die Bauern bei fi aufzuhalten, denn 
legtere waren in der Regel kaum im Stande, ihre Schulden felbft zurüdzuzahlen. 
Deßwegen mußten gewöhnlich die Werber fie von dem vorigen Gutsheren ablöfen. 

Die BVerpflichtungen der Bauern gegen den Gutsheren beftanden in Geld— 
und Fruchtleiftungen, welche wir in einigen Urkunden auf die vierte, fünfte und 
fehste Garbe beſtimmt finden. Außerdem in Frohnden und Fuhrweſen, welde von 
allen Bauern des Gutes zufammen nad) dem Make ihres Befiges entrichtet wurden, 
enblich in verfchiedenartigen Gebühren. Der Grundherr beſaß in der Negel das 
Gericht auf feinem Gute mit Ausſchluß des Blutbannes, welcher die Verbrechen 
von Raub, Mord und handhaftem Diebftahl begriff. Einzelne Theile des Letzteren, 
felten das Ganze, wurden auch zuweilen dem Gutshern vom Fürften gefchentt. 
Das patrimoniale eben fo wie das fürftlihe Gericht wurden nad) Grundfägen des 
Privatrehts als Ernährungsmittel der Richter betrachtet. Daraus floß für die 
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Gerichtsuntergebenen die Pfliht, dem Richter jährliche Nahrung zu leiften, welche 
gewöhnlih an den großen Feiertagen entrichtet wurde. Außerdem mußte jeder 
gerichtliche Akt bezahlt werden, woraus ein ganzes Syſtem von Gerichtsgebühren 
entjprang. Endlich kamen dazu verfchiedene Gebühren anderer Art, die entweder an 
den Richter, Verwalter oder andere Amtsleute gezahlt wurden, wie Heiraths-, 
Markt-, Handelsgebühren, Bußen u. ſ. w. 

Auf diefe Weife ftellte fi) ein jedes Gut wie ein Feines Fürſtenthum dar, mit 
einem vollſtändigen Verwaltungsſyſtem, welches verfhiedenartige Formen annehmen 
fonnte, Wie die Fürften ihren Oemeinven, fo ertheilten auch im 16. Jahrhundert 
manche Grundherren Gerichts- und Abgabenfreiheiten an ihre Bauern. Aber weder 
in dem einen nod in dem anderen Falle wuchſen dieſe zu firen ſtändigen Rechten 
hervor. Ihre Beibehaltung Tag am Ende nur in der Willfür des Herrn; die Regel 
für den Bauer war Gehorfam. So Iefen wir in den von den Großfürften gege- 
benen Schenfungs- und Belehnungsurfunden Aufrufe an die Bauern: „Und ihr 
Bauern gehorhet ihm (dem Gutsherrn), pflüget feine Weder und entrichtet ihm 
die Geld» und Öetreiveleiftungen (nad) alter Gewohnheit, oder wie er es beftimmen 
wird), und er walfe und richte euch nach diefer meiner Urkunde,“ Bor vollftändiger 
Unterwürfigfeit bewahrte die Bauern nur ihr Abzugsredht; aber auch diefes wurde 
ihnen bald vom Staate genommen, 

Die Leiftungen der Bauern an die Grundherren waren nämlich mittelbar Pflichten 
gegen den Staat. Im 15. und 16. Jahrhundert hatte fid ein vollftändiges Be— 
neficialfyften 2) entwidelt. Jeder Dienftmann befam ein Landgut, von weldem 
er feinen Kriegspienft tragen konnte. Er felbft mit einer Anzahl Hofleute erfchien 
im Felde bei jedem Aufrufe ver Regierung, während die Bauern durd ihre Frohn— 
ven und Zahlungen ihm die Mittel zu feinem Unterhalte gaben, Es fonnte dem 
Staate nicht gleichgültig fein, ob letztere ficdher eintraten, denn davon hing ja bie 
Erfüllung der Dienftpfliht ab. Waren die Bauern weggezogen, jo konnte aud) 
der Dienftmann nicht im Felde erfcheinen. Außerdem hatten die grundherrlichen 
Bauern bejonders jeit dem 16. Jahrhundert eine Menge oft ſehr drückender Ab— 
gaben ummittelbar an den Staat zu entrichten. Daher zogen fie bereitwillig nad) 
ven privilegirten Gütern, wo fie eine größere oder mindere Befreiung von Ab— 
gaben fanden: folhe waren befonders die kirchlichen. Um dieſem Uebel zu ftewern 
und den Kriegsleuten zu helfen, welde über die Unmöglichkeit, ihren Dienft zu 
entrichten, Elagten, wurden auf der Kirchenverfammlung von 1584 die Privilegien 
der Kirchengüter abgefhafft. Yeiver fand dieſes Gefeg jo großen Wiberftand, daß 
es gar nicht erfüllt werben konnte. Die Regierung mußte nad anderen Mitteln 
greifen, und das erfte, welches ſich ihr darftellte, war die Abſchaffung der Abzugs- 
freiheit der Bauern. 

Diefes war um fo leichter zu bewirken, als die andern Stände ſchon vafjelbe 
Schickſal erfahren hatten. Zuerft büßten die Bojaren und Dienftleute ihre ehe— 
malige Freiheit ein. Als fih nämlih das moskowiſche Fürſtenthum zu einem eins 
heitlihen Staate fammelte, konnten fie nicht mehr von einem Fleinen Fürften zum 
anderen herüberziehen. Die Unzufriedenen gingen jest nad) Fitthauen und anderen 
benachbarten Ländern. Nun fingen aber die Fürften an, viefes als Verrath anzu— 
jehen. Indem fie nah Staatsgewalt ftrebten, forderten fie von den einzelnen 


2, Eo überjeße ich das ruffiihe pomestie, weil beide Wörter ein unter Bedingung von 
Dienftoflichten gegebenes Gut bedeuten, obgleich das ruffiidhe Verbältnip manche Eigenthümlide 
feiten batte. 
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Bojaren ſchriftliche Verpflichtungen, daß fie nicht abfahren würden. Es entftand 
zwifchen beiden Theilen cin langjähriger verborgener Kampf, aus weldem bie groß- 
artige, aber graufame Thätigfeit Johanns IV. hervorging, Doch waren die Bojaren 
ihren Gegnern nicht gewachſen. Sie fümpften nicht für allgemeine Standesvorrechte, 
fondern nur für perſönliche Unabhängigkeit. Ihr freies Yeben hatte fie jedes Zu— 
fammenbanges fowohl unter ſich al8 mit dem Lande beraubt. Sie waren an ver- 
einzelte Kräfte gewiefen und fonnten den Forderungen ber Fürften nur Tüde und 
heimliche Abfahrt entgegenftellen. Deßwegen war aud vie Folge des Kampfes nicht 
bie gegenfeitige Abgrenzung der Rechte, fondern vie volle Unterwerfung der un— 
ftaatlihen Freiheit unter die Staatsgewalt. Ohne ein allgemeines Gefeß, blos 
durch die Macht der Berhältniffe verwandelten fi die Kriegsleute aus freien Die- 
nern in Knechte. Sie wurben zum lebenslänglidien Dienfte des Fürften ohne alle 
Bedingung verpflichtet. Sie fingen fogar an, ſich feloft als Anechte der Fürften 
zu fohreiben, denn fie hatten feine andere Vorftellung von Unterwerfung. Obgleid) 
den Forderungen der Fürften fhon eine Staatsivee zu Grunde lag, fo war dies doch 
feineswegs eine Mare Einfidht in die Staats- und Unterthanenverhältniffe Kein 
römifches Net war da, um die bevorftehende Bahn zu beleuchten. Das neue 
Weſen trat unter den alten Formen hervor. Die beftehenden Berhältniffe waren 
die privatredhtlihen, und für eine vollfommene Unterwerfung war fein anderes 
Beiſpiel da, ald die ſchon eriftirende Knechtſchaft. 

So ging die Abzugsfreiheit der Ariegsleute zu runde. Sie wurben zu 
Knechten der Fürſten, lebenslänglih und erblih an feinen Dienft gebunden. 

Jet fam die Reihe an vie leiftungspflidhtigen Leute. So hießen die 
auf den fürftlihen fogenanntn ſchwarzen Ländern anfäffigen Bürger und 
Bauern. Die fürftlihen Domänen (welche alles Land, außer dem Eigenthum ber 
Kirche und der Dienftleute, begriffen) theilten fi nämlih in Hof- und [hwarzes 
Land. Das erfte wurde in der Regel nad) Art einer Privatwirthſchaft behandelt und 
diente zum Unterhalte des fürftlihen Hofes; auf dem zweiten faßen freie Leute, 
welche vorzüglicd zu Abgaben und Dienften verpflichtet waren. Hieher gehörten vie 
meiften Städte und eine Menge Dörfer, Im 16. Jahrhundert, als der Staat ſich 
orbnete, gab die Regierung diefen freien Gemeinden ausgedehnte Rechte und legte 
ihnen einen großen Theil der Apminiftration auf. Damit wurden fie auch ftrenger 
zur Zahlung der Abgaben verbunden. Nun war biefes nicht möglich bei dem noma- 
difchen Leben der Bevölferung. Obgleich die Steuern auf dem runde lafteten, 
was bei der Freizügigkeit unvermeivlid) war, jo hatte doch der Boden gar keinen 
Werth für fih. Nur die Arbeitskraft machte ihn ftenerfähig, und auf biefe 
fonnte man niemals rechnen. Das einzige Mittel, regelmäßige Abgaben zu befom- 
men und die Verantwortlichfeit der Gemeinden zu einer wirffamen Bürgichaft für 
deren Cintritt zu erheben, war, die Arbeitskraft an den Boden zu fejleln. Diefes 
wurde im 16. Jahrhundert gethan. In einzelnen Yreiheitsbriefen wird den Ge- 
meinden ausdrücklich die Befugnig gegeben, ihre herausgetretenen Mitglieder zurüd- 
zubringen. Aber in der Regel geſchah viefes nicht nur ohne fpecielle Beftimmungen, 
fondern auch ohne ein allgemeines Geſetz. Wir fehen nur, daß man im 16. Jahr: 
hundert die leiftungspflichtigen Yeute (Bürger und Bauern) wie zur Scholle ge 
bunvene behandelt, Im 17. werden ſchon allgemeine Mafregeln getroffen, um bie 
Herausgetretenen auf ihre alten Wohnfite zurüdzubringen. 

So blieben gegen das Ende des 16. Jahrhunderts die grunpherrliden 
Bauern die einzigen freien. Das war eine Anomalie in der damaligen Ge: 
ftaltung der Geſellſchaft, und fie mußte aufhören, denn ber Staat konnte bas 


in Rußland. 399. 


nomadiſche Leben nicht dulden. Er forderte allgemeine Ordnung, allgemeine Unter- 
würfigfeit unter die Pflicht. Jeder mußte auf feinem Drte feinen Dienft tragen. 
Die Kriegsleute fonnten den ihrigen gar nicht thun, der Staat auf feine beftän- 
digen Leitungen rechnen, wenn bie Bauern freien Abzug behielten. So mußte 
legterer aufgehoben werben. Dies erfolgte unter vem Tzaren Fedor Iwanowitd). 
Sm Jahre 1592 wurden die Bücher angelegt, um Jedermanns Bauern einzu= 
ſchreiben, und ver fernere Uebergang wurde verboten. 

Gewiß mußten die Bauern diefe Maßregel als eine ſehr drückende fühlen. 
Aber auch fie hatte das freizügige Leben ganz vereinzelt gelaffen. Gegenüber den 
Grundherren und deſto mehr gegenüber der Regierung befaßen fie feine Kraft des 
Wiverftandes. Zwar lieferten fie in den folgenden Verwirrungen des ruffiichen 
Reichs den gejeglofen Elementen eine beträchtliche Zuthat, aber ihr eigentlicher 
Proteft gegen die Aufhebung ihrer Freiheit war weder Empörung noch Förderung 
von Rechten, fondern nur Flucht. Von jest an wird es das große Gefchäft ver 
Regierung, die Entlaufenen zurüdzubringen. Je fchwieriger e8 war, einen Mann 
in dem ungeheuren wüften Lande aufzufinden, bei den unverhältnigmäßig Heinen 
Berwaltungsmitteln, deſto nothwendiger war e8 für die gefellfhaftlihe Ordnung, 
jeden an feinen Ort zu feſſeln. Während des ganzen 17. Jahrhunderts folgen, fid) 
in Menge die Berorbnungen über die Aufſuchung der entlaufenen Bauern, Damit 
wächst auch die VBorftellung von einem feften Hörigfeitsverbande,. Denn anfangs 
fah die Regierung felbft das neugeftiftete Verhältniß nur als eine polizeiliche Maß— 
regel, keineswegs als ein den Grundherren verliehenes Net an. Schon im Jahre 1601 
wurde den Kleinen Dienftleuten, welche über Mangel an Arbeitern Hagten, zeitweife 
erlaubt, einem vom andern die Bauern herüberzurufen, nur nicht mehr als einen oder 
zwei auf einmal und mit Beobachtung ber gefeglichen Frift (des St.Georgs- Tages). 
Im Jahre 1606 befahl ver falſche Demetrius, nur die in den legteren fünf Jahren 
entlaufenen Bauern zu verfolgen, und von hiefen auch nicht die, welche während 
der Hungersnoth, von Armuth geplagt, ihre Herren verlafjen hatten. Im folgenden 
Jahre, während der Regierung des von der Bojarenpartei erwählten Tzaren 
Schuisky, erfhien zwar eine Verordnung ganz entgegengefesten Inhaltes: weil 
nämlich die verfchievenartigen Beftimmungen über die Bauern Berwirrung, Streit 
und Ungewißheit des Rechtes hervorgebracht hätten, wurde, um biefem ein Ende 
zu machen, die Unterthänigfeit der Bauern auf immer feftgefegt, und den Grund— 
herren die Befugniß gegeben, ihre Flüchtlinge nad) den Büchern des Jahres 159% 
aufzufuden. Aber unter dem Tzaren Michael Fedorowitch werben wieder gefegliche 
Jahre für die Auffuhung der entlaufenen Bauern angenommen. Die beftändigen 
Klagen ver Dienftleute über die daraus wachſenden Mißbräuche führten nur zur 
Erweiterung der Frift von 5 auf 10 Jahre, Dies dauerte fort, bis endlich bie 
Verordnung vom 2. Januar 1649 jeve gefegliche Frift aufhob und die Zurüd- 
forberung der Bauern nad) den Büchern des Jahres 1626 als beftändige Regel 
aufftellte, Bon da an warb die Hörigfeit feft, und die Strafen für den Empfang 
der Flüchtlinge wuchſen an Strenge. 

So verloren die Bauern ihre uralte Unabhängigkeit und traten in ein Ver— 
hältniß / welches fie mehr und mehr zur vollen Leibeigenfhaft führte. Dad Mittel- 
alter mit feinen Gewaltthätigfeiten, mit feinem Privatrechte hatte fie frei gelaffen; 
der Staat mit feinen Forderungen von Pfliht und Ordnung machte fie zu Knechten. 
Es war gerade das Gegentheil von dem, was im weftlihen Europa vorging; man 
fann daraus ben Unterſchied in der Gefchichte ver beiden europäiſchen Hemijphären 
erſehen. Im Weſten fand der neue Staat ſchon fräftige Lebensgeftaltungen vor, 
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welche ſich von felbft dur Gewalt und Vertrag gebilbet hatten. Er mußte fie 
zerfhlagen, um fie zur Einheit zu Bringen, und da führte der Widerſtand mehr 
oder weniger zur gegenfeitigen Anerkennung und Abgrenzung der Rechte. In Ruß— 
land fand der Staat nur eine loje, unzujammenhängende Maffe, welche er erft 
geftalten mußte, um ihr Kraft und Einheit zu geben. Je ungebundener die Freiheit 
gewefen war, je weniger geneigt, fi an bleibende Verhältniffe anzufnüpfen, defto 
weniger konnte fie Widerftand leiften, deſto tiefer ward jetzt die Erniedrigung. 
Die Kraft der Freiheit beruht nicht auf dem Maße der perfünlihen Unabhängig: 
keit, fondern auf der Macht ver gefellfhaftlihen Glemente, vie ſich in ihr ver 
förpern, Kein Recht ift feft und dauernd, wenn es nicht zum Träger einer ftaat- 
lichen Beftimmung wird. Nur muß legteres nicht in Form einer aufgelegten Pflicht 
gejhehen. Aus Pflichten wachſen feine Rechte. In Rußland war der perfünliche 
Dienft zur allgemeinen Pflicht aller Stände gemadt, und die einzige Folge war 
allgemeine Knechtſchaft. Auf den Trümmern der alten Freiheit blieb nur die unge 
heure Macht des Staates, die feinen Widerftand kennt. Es war ein hartes Jod, 
aber für Rußlands Größe unentbehrlid, denn darin lag das einzige Mittel, Ein- 
heit und Ordnung zu ſchaffen. Daraus wuchs tie Kraft des biegſamen Boltes, 
daraus gingen die Saamen der Kultur hervor und die Möglichkeit des Yortjchrittes. 
Mehr als irgendwo war in Rußland der Staat Gründer und Erzieher der neuen 
Geſellſchaft. 

Gegen das Ende des 16. Jahrhunderts wurden wichtige Beſtimmungen auch 
über die Knechte getroffen. Wir haben oben das Rechtsverhältniß des Pfand— 
dienſtes erwähnt. Dieſes entwickelte ſich ſpäter als ein Dienſt für Zinſen. Um die 
Freiheit des Schuldners zu beſchützen, hatte das Gerichtsbuch des Jahres 1550 
verboten, derartige Schuldbriefe auf mehr als die Summe von 15 Rubel zu ver— 
faſſen. Jetzt aber, im Jahre 1595, wurde die Zurückgabe des geliehenen Kapitals 
von Seiten ſolcher Schulddiener gänzlich aufgehoben und als Erſatz dafür ihr zeit— 
licher Dienſt in eine Knechtſchaft während der Lebenszeit des Herrn verwandelt. 
Auch die Frauen und die während des Dienſtes geborenen Kinder waren zuſammen 
in dieſer Schuldbriefknechtſchaft mit begriffen. Und das war nicht Alles, ſondern 
jeder freie Diener, welcher auch ohne Schuldbrief ein halbes Jahr hindurch 
einem Herrn gedient hatte, konnte von dem letzteren als fein lebenslänglicher 
Knecht eingefchrieben werden, Endlich wurben im Gerichtshofe der Knechte 
bejondere Bücher -abgefaft und den Herren befohlen, dort alle ihre Titel auf Knechte 
zur Eintragung vorzuftellen. In diefen Beftimmungen ift die Abficht Far, feftere 
Berhältnifje zwifchen den Ständen zu fnüpfen und in das Ganze mehr Ordnung 
zu bringen. 

Auf diefe Weife famen zwei Stände in die Hörigfeit des Herrn: die Knete, 
welche ſich in erblihe, volle und Iebenslängliche oder Schuldbriefknechte theilten, 
und die Bauern. Die Quelle beider Arten von Unterthänigfeit war verſchieden: 
die der Knechte war weſentlich privatrechtlich, die der Bauern ging eigentlih vom 
öffentlichen Rechte aus, denn fie war vom Staate für Staatszwede eingeführt. 
Berner war das Verhältniß der Knechte zum Herrn perſönlich, ob fie gleich mit- 
unter auf dem Ader faßen; das der Bauern grundherrlich, obſchon fie nicht an 
die Scholle gebunden, fondern geradezu in die Gewalt des Herren gegeben worben 
waren. Endlih war die Knechtſchaft ein volles Unterwürfigfeitsverhältnig, während 
die Bauern nur zu gewiſſen Leiftungen verpflichtet waren, welche aud begrenzt 
fein konnten. Diefe füylagenden Unterfchievde wurden aber im alten Rußland nicht 
eingefehen, nicht von der Gejeßgebung, noch weniger in dem Leben, Staate- und 
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Pridatrecht vermiſchten ſich; kein Rechtsbewußtfein, keine Achtung für perſönliche 
Freiheit waren vorhanden. Deßwegen fingen bald, ohne irgend eine geſetzliche Be— 
ſtimmung, die Herren an, ſich über die Bauern dieſelben Befugniſſe, welche ſie 
über bie Knechte hatten, anzumaßen. Die Untergebenen von ihrer Seite leiſteten 
feinen Widerſtand; fie verſtanden es nicht, ſich in der Unbeſtimmtheit ver Verhält— 
niſſe Rechte zu verſchaffen. Endlich griff die Geſetzgebung nur da ein, wo es ſich 
um die verſchiedene Pflicht der Bauern und der Knechte gegenüber dem Staate 
handelte. 

Oben iſt ſchon geſagt worden, daß die Letzteren den Kriegsmann ins Feld 
begleiteten, oder auch allein zum Kriegsdienſte gezogen wurden, wenn ber Herr 
unfähig war, feine Pflicht zu erfüllen; die Bauern dagegen waren zum Unterhalte 
der Kriegsleute und zur Zahlung der Staatsabgaben beftimmt. Außerdem brachte 
die Einrihtung des Dienftes ein verſchiedenes Recht des Grundherrn über feine 
Erb» und Beneficialgüter mit fih, was nur beſchränkte Befugnijfe über die auf 
ven legteren angefeffenen Bauern zur Folge hatte. So lange num dieſe beiven Un— 
terfchiene feftgehalten wurben, fehen wir nod die Bauern und die Knechte als 
zwei verſchiedene Stände behandelt, obgleich das Leben ſchon eine Menge Ueber: 
gangspunfte hervorgebradyt hatte. Sobald fi) aber die Unterſchiede vermwifchten, 
mußte aud die Zuſammenſchmelzung beider Stände erfolgen, unter ber einzigen 
Benennung von Leibeigenen (Krepostnie — Befeftigte). 

Die Hauptzüge des im 17. Jahrhunvert noch beftehenden Unterſchiedes 
waren folgende: 1) Die Gefhäfte, welche bie Knechte betrafen, wurden im 
Gerichtshofe der Knechte verhandelt, die der Bauern im Gerichtshofe des Land— 
gutes. 2) War es verboten, in ben officiellen Güterbefchreibungen die Bauern als 
Knechte anzuzeigen. 3) Berboten war es auch, von den Bauern Dienftfchulobriefe 
zu nehmen und fie auf dieſe Weife in Schulpbrieffnechte zu verwandeln. 4) Bei 
unabfihtlihem Morde eines fremden Knechtes oder Bauern von Seiten eines 
Herrn oder feiner Leute wurde im erfteren alle einer feiner Kuechte zur Knecht— 
Schaft ausgeliefert, im zweiten ein Bauer zur bäuerlichen Anfäffigfeit. 5) Die Taxe 
für die auswärtige Heirath einer Sklavin war höher gefegt als bie für ein Bauern» 
mäbchen, weil vie erftere mehr Werth für den Herrn hatte; im Gegentheil war 
die Buße für ven Empfang eines entlaufenen Bauern höher als die für einen Knecht, 
weil bier au die Steuern des Staates in Rehnung gebradt wurden. 6) Auf 
den Beneficialgütern war e8 verboten, die Bauern freizulaffen und fie auf Erb» 
güter zu überfieveln, während die Befugniffe des Herren über die Knechte feine 
ſolche Beſchränkung kannten. 

Von der andern Seite ſehen wir aber die Befugniſſe des Gutsherrn über 
die Bauern bis zum vollen Verfügungsrecht über deren Perſon und Habe herauf— 
wachſen, fo daß der rechtliche Unterfchied zwifchen ihnen und den Knechten ſich 
gänzlich verwilhen mußte. 1) Durfte ver Bauer nicht heirathen ohne Erlaubniß 
des Herrn; oft gefchah es aud) nad) deſſen Gebot. 2) Konnte ver Herr feine Bauern 
von einem Gute nad) dem andern, mit ber oben beiprodenen Ausnahme, über- 
fieveln. 3) Wurden die Bauern von dem Herrn in feinen Hofvienft genommen, 
d. 5. faktifh geradezu in Knechte verwandelt, obgleih fie jurivifh immer noch als 
Bauern gezählt wurden und kein Gejet den Herren dieſes Recht geftattete. 4) Durfte 
der Herr feine Bauern austaufhen, verfchenfen, verkaufen. Auch bier ging tie 
Sitte vem Geſetze vorher. Letzteres beftätigte nur in einzelnen Fällen, was ſchon 
im Leben allgemein geworben war; das Meifte blieb dennoch unbeftimmt. Auf 
viefe Weife verbreitete fi die Sitte, „die Leute einzeln, wie Vieh, zu verkanfen“, 
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um uns der Worte Peters des Großen zu bedienen, fogar mit Trennung ber 
Familien. 5) Außer den Kriminalſachen hatte der Herr volles Strafrecht über feine 
Bauern und Knete; nur durfte er fie nicht unverfchuldet mißhandeln. Nach dem 
Zeugniß des Kotoſchichin 3) wandten die Gerichte in Fällen von Verſtümmelung 
oder Todtſchlag eines Mannes von Seiten feines Herrn den Grundſatz der Wie- 
bervergeltung .an, aber dieſes war feine geſetzliche Beftimmung, fo daß im 18. Jahr- 
hundert, bei gänzlihem Mangel an Gefegen, die Gerichte gar nicht wußten, wie 
fie ſolche Fälle behandeln follten. 6) Hafteten die Bauern und Knechte perfünlid) 
für den Herrn; nämlich wenn letterer vor Gericht oder auf dem Dienfte nicht 
erſchien, fo padte man einen feiner Leute und ftecte ihn ins Gefängniß, bis ber 
Herr ſelbſt ſich ftellte, 7) Ebenfo haftete das Eigenthum des Untergebenen für bie 
Schulden tes Herrn: wenn legterer eine gefegliche Zahlung nicht leiftete, fo trieb 
man fie von feinen Leuten ein. Oft wurden fie auch perſönlich anftatt des Herrn 
auf die Schulpfolter geftellt. Daraus fieht man, daß 8) das Eigenthum der Bauern 
von dem des Herrn gefeglic nicht unterſchieden war. In einzelnen Fällen war 
fogar ausprüdlid die fahrende Habe des Bauern als Eigenthum feines Herrn 
angefehen. Defwegen konnten aud 9) die Leiftungen der Bauern gar nicht auf 
gejegliche Beftimmungen gebracht werben. Zwar find uns im Anfange des 17, Jahr- 
hunderts einzelne Fälle befannt, wo die Bauern über die unrechtmäßigen Yorbe- 
derungen des Herrn klagten; aber in ber Regel wurben den Dienftleuten Güter 
gegeben nur mit der Beringung, vaß fie von den Bauern nichts über ihre Kraft 
fordern follten. Diefes war für ven Staat nothwentig, weil die Bauern aud 
ihre Steuern zu zahlen hatten und die Beneficialgüter außerdem fpäter in andere 
Hände fommen konnten, Deßwegen wurten in Fällen von außerorbentlichen Er- 
prefjungen bie von dem Tzaren gegebenen Güter zurlidgenommen. Aber die Un- 
beftimmtheit ver Pflicht ließ ein offenes Feld für allerlei Mißbräuche, und bie 
fpäter vielmals beftätigten Maßregeln gegen Erprefiungen wurden in der Praris 
immer wenig befolgt. Envlich 10) führte gewöhnlih der Herr die Rechtshändel im 
Namen feiner Leute. Aber auch die legteren wurben nicht felten an bes Herrn 
Stelle zur Antwort gezogen. Die Bauern führten außerdem mitunter ihre Proceffe 
felbft, im eigenen Namen. 

So blieb es bis zu den Zeiten Peters des Großen, welder das ganze 
ruffiihe Staatswefen zu reformiren unternahm. Sein Zweck war aber vabei nicht 
ſowohl, neue Grundfäge einzuführen, als vie ſchon vorhandenen mit Bewußtſein 
und fyftematifch anzuwenden. Alles wurde zum Beften des Staates gelentt. Strenger 
wurden die Dienftpflichten gefordert, ſtrengere Mafregeln gegen Müßiggang und 
nomadifches Leben genommen. Auch die Stände wurden fchärfer geſchieden: jeder 
von ihnen bilvete eine Einheit für ſich. Dabei mußten vie blos hiſtoriſchen Unter: 
ſchiede, melde für das Yeben ihre Bedeutung verloren hatten, abgefchafft werben. 

Unter ſolchen Umftänden war e8 nicht um die Regelung ver Verhältniſſe zwi- 
[hen den Herren und ihren Leibeigenen zu thun, fondern um bie beffere Erfüllung 
der Stantspflicten von Seiten der legteren. Die Bauern hatten ſchon ihre be— 
ftimmten Pflichten, welche fie regelmäßig erfüllten; aber die Knechte bildeten, be- 
ſonders feitdem die Errihtung eines ftehenden Heeres fie vom zeitlichen Kriegs— 
dienfte im Gefolge des Grundherrn befreit hatte, ein zahlreiches müßiges Gefinde, 
welches Peter zum allgemeinen Nuten anwenden wollte. Zuerft unternahm er es, 


3) Ein ruffijcher Flüchtling im 17, Jahrhundert, Verfaffer eines Bucher über Rußland. 
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aus ihnen Soldaten zu refrutiren, und da Fümmerte er fi weder um perfönliche 
Freiheit, no um Eigenthum. Gleich bei der Formirung neuer Regimenter (1700) 
wurde befohlen, alle vie bei dem Tode der Herren frei werdenden Schuldbriefknechte zur 
Schau zu ftellen und die dazu tauglichen zum Soldatendienſt einzufchreiben; vie 
übrigen mußten fih nad) alter Weife neue Herren aufſuchen. Ferner wurde ange- 
fündigt, daß alle Knechte, weldhe Soldaten werben wollten, ſich nur anzumelven 
hätten, ohne fogar um bie Erlaubniß des Herrn fragen zu müffen, und dieſe Ber- 
ordnung mwurbe mehrmals unter Peters Regierung wiederholt. 

Das waren aber nur vereinzelte Mafregeln; allgemeine Staatspflichten wurben 
‚ auf die Knechte durch die erfte in den Jahren 1718—22 vorgenommene Revifion 
(Bollszählung) gelegt. Diefe wurde zur Ausſchreibung einer allgemeinen Kopf: 
ſteuer, welche die im 17. Jahrhundert eingeführte Hoffteuer erfegen follte, voll 
zogen. Sowohl die Bauern als die Bürger wurden verpflichtet, jährlich 70 Kopecken 
zu zahlen, die Bürger und Staatsbauern außerdem 40 Kopeden als Erſatz für 
die Frohnden und Abgaben, welde die Privatbauern an ihre Herren zu entrichten 
hatten. Dabei erhob ſich die Frage, was mit den Knechten zu thun fei? Peter 
ftellte fie mit den Bauern in eine Kategorie und legte ihnen dieſelbe Steuerpflicht 
auf. Auh die Schuldbriefknechte mußten fi in vie Nevifion ald ewige Knechte 
einſchreiben, fo daß aud diefe Kategorie mit der vorigen zufammenfhmol. Alle 
wurben in bie Bolfszählung als zur Kopfitener verpflichtete und einem gewiffen 
Herrn gehörige Leute eingetragen. Endlich verſchwand mit der neuen Einrichtung 
des Stantsbienftes der Unterfchied zwifchen den Beneficiale und Erbgütern und 
damit der Unterfchied der Befugniffe des Grundherrn über diefe und jene Bauern, 
Auf diefe Weife geftaltete fih ein Recht ver Leibeigenfchaft, welches zwar geſetzlich 
ganz unbeftimmt blieb, aber durch die Berfchmelzung der verſchiedenen Kategorieen 
eine noch größere Auspehnung der Befugniffe des Herrn zur Folge hatte, Faktiſch 
blieb wohl der Unterfchied zwifhen den Hoflenten und den Bauern, und dieſes 
hatte wichtige Folgen, auf die wir zurücdtommen werben. 

Zur vollftändigeren Firirung der in bie Nevifion eingefchriebenen Leute an 

ihre Wohnfige wurde 1724 das Paßweſen eingeführt. Kein Leibeigener konnte ſich 
jest von feinem Aufenthaltsorte entfernen ohne fchriftliche, mitunter auch fürmliche 
Erlaubniß des Herrn. Diefe Verordnung hatte fowohl die Regelmäßigfeit der Zah— 
fungspflicht, als die verminderte Möglichkeit ver Flucht und des freizligigen Lebens 
ur Abſicht. 
; Der Staatszweck, melder die ganze Thätigkeit Peter des Großen leitete, 
hatte noch eine andere Folge für den Stand der Leibeigenen. Dies war die Ber- 
mehrung der an verfchiedene Einrichtungen gebundenen Bauern. Bei allgemeinem 
Mangel an Kapital und freier Arbeit konnte ohne Frohnde feine beftändige Arbeit 
geleiftet werben. Wie das ganze Staatswefen größtentheils auf perfönlibem Zwangs- 
bienfte der Stände ruhte, fo konnte auch feine einzelne Einrichtung beftehen ohne 
befondere ihr zugefchriebene Bauern, und je mehr die Staatsbevürfniffe wuchſen, 
befto größer wurbe die Zahl ver leßteren. So entftanden die fowohl an Staatd- 
wie an Privatfabriten und Bergwerke zugefchriebenen Bauern; befondere Bauern 
wurben zur Fällung ver Wälder, zum Schiffbau verpflichtet u. ſ. w. Später be- 
folgte man bafjelbe Syſtem, und bis jet noch befteht eine Menge folder verfchie- 
denen Arbeiten zugewiefener Bauern. 

Endlich müfjen wir einiger Geſetze Peters des Großen erwähnen, melde bie 
Abſchaffung fehreiender Mißbräuche der Leibeigenfchaft beabfichtigten. Hicher gehörte 
das Berbot, die Leibeigenen zur Heirath zu nöthigen, die Einführung der perjün- 
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lichen Haft des Schuldners anftatt deſſen Auslieferung an ben Gläubiger, bas 
Berbot, die Leute an des Herrn Statt auf die Schuldfolter zu ftellen. Peter wollte 
auch den vereinzelten Verkauf ver Leute abſchaffen, aber dieſe Maßregel kam nicht 
zu Stande, weil das Geſetzbuch, welches fie enthalten follte, nicht zu Ende gebracht 
wurde. Ohne Erfüllung blieb auch die Verorbnung, melde ven Statthaltern ver 
Provinzen gebot, die ihre Macht mißbrauchenden Herren unter Auratel zu ftellen. 
Bon Katharina II. wurde fie verfhärft, mit wenig befjerem Erfolge. 

Wie fih aus den Beweggründen diefer Geſetze erjehen läßt, blict and hier 
meiftentheils der Staatszwed hindurch. Er blieb das leitende Princip für die Nach— 
folger Peters bis zu Katharina II. Es galt jest, die Befugniß zum Befige von 
Leibeigenen zu beftimmen. Die Bauen waren jhon längft den Dienftleuten als 
Bedingung der Erfüllung ihrer Staatspflicht angewiefen. Nah ihrer Berfchmel- 
zung mit den Knechten wurde auch der Befig ver legteren den zur Kopffteuer ver» 
pflihteten Ständen unterfagt. So wuchs uach und nad der Befit von Leibeigenen 
zum ausſchließlichen Privilegium des Adels. 

Eine der letzteren Verordnungen biefer Periode ift charakteriſtiſch als ver Ieb- 
baftefte Ausdruck des die perjünlice Freiheit gänzlid verachtenden Gtaats- 
zwedes. In der Abficht nämlih, Sibirien zu folonifiren, wurde im Jahre 1760 
verfündigt, daß die Herren vie Befugniß hätten, ihre Leute eigenmächtig nad) 
Sibirien zu ſchicken, und dieſes wurde ihnen fogar als Stellung eines Rekruten 
gerechnet. Letztere Bedingung fiel in der Folge hinweg, aber das Recht ift bis auf 
unfere Zeit geblieben. 

Mit der Regierung Katharina's II. tritt eine neue Zeit ein: die bürgerliche 
Freiheit fängt an zu dämmern. Wie im alten Rußland die allgemeine Knechtſchaft 
mit der Unterwerfung der Dienftleute begann, fo entftehen im neuen Rußland 
Freiheit und Recht mit den Privilegien des Adels, Schon Peter III. hatte dem- 
feiben die Befreiung vom Zwangsdienſte bewilligt. Katharina beftätigte dieſes in 
tem Kechtsbriefe des Jahres 1785 und fügte weitläufige Befugniffe der Selbſt— 
verwaltung fo wie vollftändiges und freie Cigenthbum auf Grund und Boden 
hinzu. Ein ähnlicher Rechts- und Treiheitsbrief wurde dem Bürgertum gegeben, 
und wir wifjen, daß auch für bie Bauern ein foldhes abgefaßt wurde. Letzteres kam 
aber nicht zu Stande. Nicht nur blieben die Bauern von der allgemeinen bürger- 
lidyen Freiheit ausgefchloffen, fonvdern die Leibeigenfchaft warb nod) erweitert. Im 
Jahre 1782 wurben die bis dahin freien Bauern in Klein-Rußland zu Leibeigenen 
gemadt. Eine Menge Kronbauern theilte die Kaiferin an Privatleute, Staatd- 
biener und Favoriten aus. Sogar die allgemeine Lage des Bauernftandes wurde 
verfchlimmert, weil die Leibeigenfchaft von nun an ganz und gar als ein Privat« 
recht behandelt wurde und deßwegen die Beftimmungen ver vollen Gewalt auf- 
nehmen mußte. 

Die Staatsgefhichte diefer Zeit ift nicht genug befannt, um einen vollftän- 
digen Auffhluß über dieſe verfchiedenartige Politif zu geben. Doc ift die Urſache 
diefer Zurüdftellung eines Standes gegenüber den andern nicht ſchwer zu errathen. 
Um die Lage der Leibeigenen zu heben, mußte die Regierung dieſelben unter ihren 
Schug nehmen, fid) zwiſchen ihnen und den Adel ftellen. Dazu fehlten ihr vie 
Mittel. Sie hatte noch feine ihr untergebene Bureaufratie; ihre Diener waren 
jelbft die Befiger der Bauern. In den Händen verfelben war aud) die Admini— 
ftration der Provinzen; denn Katharina II, indem fie die ganze Verwaltung neu 
organifirte, konnte nichts Anderes, als eine Art Selbftregierung der Stände mit 
einem großen Uebergewichte des Adels einführen, 
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Demnad) , obgleich die Leibeigenen ihre Lage als eine ſchwere Laft filhlten, 
wie fi in ber graufamen Empörung des Pugatfchef zeigte, welche von einer allge 
meinen Ausrettung der Evelleute begleitet war, ſchien die Zeit für die Aufhebung ber 
Leibeigenſchaft noch nicht gelommen zu fein. Aber das Princip der bürgerlichen 
Freiheit war da, und es mußte fi entwideln. Bon Katharina II. hebt eine Reihe 
liberaler Maßregeln an, welche endlich zur vollſtändigen Freiheit führten. Als erfte 
‚betrachten wir die Einziehung ver Kirhengüter, welche einer anfehnlihen Menge 
PFrivatbauern den Weg zur freiheit bahnte. Ferner wurbe durch die Verordnung 
des 28. Juli 1781 der freiwillige Eintritt in bie Leibeigenſchaft gänzlich verboten. 
Ein freier Mann konnte von nun an niemals Teibeigen werben. Cine leibeigene 
Frau wurde durd Heirath mit einem freien Manne feldft frei. 

Die Nachfolger Katharina’s betraten diefelbe Bahn. Im Manifefte des Jahres 
1797 fette Kaiſer Paul drei Tage in der Woche als gefeglihe Norm der Bauern- 
arbeiten feft, eine wichtige Beftimmung, weil fie die einzige ift, welche die Willfitr 
des Herrn einigermaßen begrenzt. Durch liberale Tendenzen zeichnete ſich beſonders 
bie Regierung des Kaiſers Alexander I. aus, Nicht nur hörte die Vergebung ver 
Kronbauern an Privatleute gänzlich auf, fondern es wurde ber Verſuch zur Er- 
richtung eines freien Bauernftandes gemacht. Den Anlaß dazu gab die Bitte des 
Grafen Sergius Rumianzoff um die Erlaubniß, feine Bauern mit dem Grunde 
freizulaffen. Bei diefer Gelegenheit wurde ein Gefeg verfaßt, welches den Stand 
ver freien Adersleute ftiftete, Leider wollte die Regierung nicht zwangsweife 
eingreifen. Die Breilafjung war dem guten Willen des Herrn überlaffen; vabei 
wurde fogar bie leichtefte Art verfelben, vie teftamentarifhe Freilaffung, verboten. 
So hatte das Gefeg nur ganz nichtige Erfolge, und ver Liberalismus der Kaifers 
brachte nur einzelne unbebeutende Beftimmungen zur Verhütung ber —— Miß⸗ 
bräuche des Herrenrechtes und zur Erweiterung der Befugniſſe der Leibeigenen in 
Handelsſachen zu Stande. 

Kräftiger wurde die Frage unter ſeinem Nachfolger aufgenommen. Obgleich 
Kaiſer Nikolaus der Freiheit abhold war, ſuchte er in den niedern Klaſſen eine 
Stütze gegen die liberale Richtung des Adels, welche am 14. December 1828 zum 
offenen Aufſtande geführt hatte. Aber dieſelbe war mit den Männern des 14. 
Decembers entflohen, und die Emancipationspläne des Kaiſers fanden in dem Adel 
und ſogar in ſeiner eigenen Umgebung einen Widerſtand, dem er öfters weichen 
mußte. Als Vertreter der Befreiungsideen trat zuerſt Graf Kiſſelof auf. Ihm 
wurde im Jahre 1836 das neuerrichtete Miniſterium der Staatsdomänen mit der 
Verwaltung von mehr als 20 Millionen Kronbauern anvertraut. Letztere waren 
bis dahin als Leibeigene des Staates und Theil der Domänen von ben Finanz— 
fammern regiert. Jetzt galt es, ihnen bie perfönliche Freiheit und eine regelmäßige 
DOrganifation zu geben. Sie follten zugleich ald Mufter für die Privatbauern die— 
nen, welche künftig, mit der Emancipation, eine ſchon fertige Orbnung des Standes 
vorfinden würden, Obgleich der Verſuch nicht als ganz gelungen bezeichnet werden 
kann, weil die gewöhnlichen Erprefjungen ver Beamten eine ſchlimme Lage ber 
Bauern berbeiführten, jo war doch dadurch ein bedeutender Schritt gemacht. In ver: 
jelben Richtung wurden auch Geſetze über die Privatbauern verfaßt. Im Jahre 1842 
erihien die Verordnung über die verpflichteten Bauern. Die Grundherren 
wurben eingeladen, mit ihren Bauern Verträge über die gegenjeitige Regelung ver 
Berhäftniffe zu ſchließen, nach beftimmten, von der Regierung herausgegebenen Nor- 
men, Aber aud jegt wollte die Regierung nicht zwangsweife eingreifen, und das 
Geſetz blieb ohne Erfolg. Einzelne Verordnungen über tie Befugniß der Bauern, 
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fih im Falle einer öffentlichen Verfteigerung des Landgutes abzufaufen, und andere, 
vermehrten nur die Gährung im Volke, ohne Wichtiges zu leiften. Es wurde klar, 
daß man entweder eine durchgängige Zwangsmaßregel ergreifen, ober bie ganze 
Sache zeitweilen fallen laffen mußte, Der Kaifer hatte ſich für das Erfte entſchie— 
ven, aber vie Ereigniſſe des Jahres 1848 verurfachten eine plöglihe Umkehr auch 
der inneren Politik in Rußland. Eine unbegründete Furt ließ fogar das: den 
Bauern vergönnte Abkaufsrecht zurüdnehmen, was mande Empörung bervorrief. 
Es war jedoch nur ein zeitliches Stillftehen. Nach einigen Jahren wurde die Eman- 
cipationsfrage wieder aufgenommen, aber auf eine andere Weile. Zum Häuptver- 
treter der neuen Richtung warb jest der feineswegs liberale Bibikof, General- 
gouverneur von Kief und nachher Minifter des Innern. Durch ihn wurben in ven 
Souvernements Kief, Wolhynien,- Podolien Inventare eingeführt, welche vie Ver— 
hältniffe der Bauern zu den Herren in gefeglihe Normen brachten. Bald wurde 
diefe Ordnung auf alle weftlihen Gouvernements übertragen, und nad und nad) 
follte fie fi über das ganze Nufland erweitern, als der orientalifhe Krieg aus- 
brad und ver Frage wieder eine neue Wendung gab. Der Kaifer Nikolaus ſtarb, 
ohne feinen innigften Wunſch vollbradht zu haben, und es trat eine neue Regie— 
rung ein mit einer andern Richtung. 

Der Krieg hatte Rußland einen ungeheuern Stoß gegeben. Alle Mängel ver 
alten Politif, welche auf völlige Unterdrückung der Freiheit und der Privatthätig- 
feit gegründet war, wurden auf einmal Har. Der Glaube an Rußlands innere 
Kraft und damit aud an die Güte der beftehenden Verhältniffe war verſchwunden. 
Die Gefelihaft wachte plöglih auf, der Liberalismus griff fiegreih um fi, und 
dabei tauchte die wichtigfte innere Frage, die Emancipation der Leibeigenen, 
natärlih auf. Von ihrer Seite verfündeten die Mafregeln der neuen Regierung 
eine Aera des gemäßigten Liberalismus. Befonders war e8 die Durdführung ver 
Emancipation, welche der Kaifer zu feinem Hauptzwede machte. Es ſchien, daß er 
bierin auf eine fräftige Unterftügung von Seiten ver Gefellihaft rechnen konnte 
Aber die Intereffen des Adels waren zu tief mit der Frage verflodhten, um eine 
unparteiiihe Gefinnung zuzulaffen, während die Bauern auf einer zu niebrigen 
Bildungsftufe ftehen, um anders als durch Aufruhr zu wirken. Es zeigte fi, daß 
bie aufrichtig Liberale Partei in Rußland eine Feine Minorität bildete. Freilich 
blieb der Adel ganz kraftlos zwiſchen der ungeheuren Macht der Regierung und 
der immer zur Empörung fertigen Mafje des Volkes. Er mußte weichen, aber das 
that er nicht ohne Widerftand. Die höheren Beamten fuchten dem Unternehmen 
allerlei Hinverniffe in den Weg zu legen, die zur Berathung berufenen Adelsaus⸗ 
hüffe ftrebten das größte mögliche Maß der Rechte ven Grunpherren zu behalten. 
Wenn die Sache dennoch in einem liberalen Sinne geführt wird, fo tft nur der 
perfönliche fefte Wille des Kaifers daran Schuld. Ihm allein gebührt die Ehre ver 
großen Maßregel, welche Rußland ein neues Leben bereitet. Wie überall in un— 
jerer Gefchichte, fo auch hier gehört dem Staate die Initiative der Reformen. Die 
Geſellſchaft folgt nur hinterdrein. j 

Im Jahre 1857 waren ſchon längft Verhandlungen über die Emaneipations- 
frage angefponnen, leider ohne Erfolg, als ver litthauiſche Adel, von der Inven- 
tarenorbnung bedrückt und lieber die gänzliche Aufhebung des Berhältniffes mit Be- 
haltung des Bodens wünfhend, eine Bitte dazu einreichte. Man ergriff biefe 
©elegenheit, um ven Adel aller Provinzen zur Berathung det Frage einzuladen. 
Da diefer aber feine große Bereitwilligfeit zeigte, fo wurden von ber Regierung 
Adelsausſchüſſe · in jevem Gonvernement berufen, um Emancipationsprojefte zu bes 
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reiten auf folgenden Baſen: 1) Der Grundherr bleibt Eigenthiimer des Bodens, 
aber einen Theil veffelben, fo viel für ihren Unterhalt nöthig ift, befommen bie 
Danern gegen beftimmte Leiftungen in ewigen Beſitz. 2) Die Bauern haben die 
BDefugniß, ihren Wohnort abzufaufen. 3) Dem Grundherrn bleibt die Polizei auf 
feinem Gute. Diefe Haupfpunfte wurden durch Cirkularfchreiben des Minifters des 
Innern und an die Ausſchüſſe erteilte Inftruftionen näher beftimmt. Eine ſechs— 
monatliche Frift war für die Arbeiten der Ausſchüſſe gejegt, nad) deren Beendi— 
gung die Projekte dem höchſten, unter der Präfivenz des Kaifers beftellten Aus- 
ſchuſſe zugefchict fein mußten. Da aber ver letztere meiftentheils aus Gegnern ber 
vorgenommenen Mafregel Gefteht, jo wurde zur Ueberſicht ver verſchiedenen Ar- 
beiten und zur Berfertigung eines allgemeinen Projeftes eine befondere Redaktions— 
fommiffion ernannt unter ver Präſidenz des jegt verftorbenen Generals Roftoftzef, 
welcher ganz in die Anfichten des Kaifers eingegangen war. Hierher wurden bie 
tüchtigften und liberalften Leute in Rußland berufen. Gegenwärtig find fchon lange 
die Provinzialausfchüffe gefehloffen, und auch die Arbeiten der Kommiffion fommen 
bald zu Ende. Noch hat das Projekt den höchſien Ausfhuß und den Staatsrath durch— 
zugehen. Doch erwartet man gegen Ende des Jahres die Berfünbigung der Maßregel. 

Bei diefer Lage der Sachen fünnen wir nur die widhtigften Fragen andeuten, 
auf bie e8 bei ver Neugeftaltung der VBerhältniffe ankommt. Um fie aber gehörig 
zu würdigen, müffen wir die Hauptzüge des jegt noch beftehenden Rechts zuſam— 
menfafjen. 

Die dem Edelmann untergebenen Leute theilen fih, wie wir ſchon ge— 
jehen, im zwei Kategorieen: die Bauern und die Hofleute. Die leteren bilden 
fein meiftens fehr beträchtlihes Hausgeſinde, die erfteren find unfreie Aderleute. 
Der Uebergang von einem Stand in den anderen liegt aber ganz in der Willkür 
des Herrn. Die Bauern find nicht an die Scholle gebunden, fondern, ebenfo wie 
die Hoflente, perfünlich dem Herrn unterthan, welcher die Befugniß hat, fie will- 
fürlich zu überfieveln, auf feinen Hof zu nehmen, fie ohne Land zu verkaufen, zum 
Soldatendienſt abzugeben, endlich fie nah Sibirien zu fhiden. Der Herr richtet 
und ftraft feine Leute, ausgenommen in Kriminalfadhen. Doch exiftirt fein organi- 
ſches Patrimonialgericht, ſondern es ift Alles ver Willfür überlaffen. Zufolge eines 
vor einigen Jahren erfchienenen Gefeges darf der Herr nicht mehr ald 40 Ruthen- 
ſchläge oder 15 Stodprügel auf einmal abminiftriren, aber diefe zum Schutze 
der Yeibeigenen exlaffene Beftimmung ift ganz illuforifh. Auch die auf abminiftra- 
tivem Wege, mit vorläufigem Urtheil der Deputirtenverfammlung bes Adels vor- 
zunehmende Stellung des Gutes unter Tutel megen Mißbraud der Gewalt bleibt 
ein feltener Fall, da die gefegliche Unbeftimmtheit des Anlafjes, die Schwierigkeit 
der Unterfuhung und die Solidarität der Intereffen ver Grundherren jedes kräftige 
Eingreifen verhindern. 

Bei jo vollftändiger perfönlicher Unterwerfung fann natürlich fein Schuß des 
bäuerlichen Eigenthums erwartet werben. Die Hofleute haben gegenüber dem Herrn 
gar fein rechtliches Eigenthum. Der Bauer wird zwar vom Geſetz angefehen als 
auf dem Boden anfäffig und fomit als deſſen Befiger ; irgend ein Recht auf fein 
Grundſtück hat er aber nicht. Der Herr kann ihm geben, fo viel ev will, er darf 
ihm auch Alles nehmen, er darf eine ganze Gemeinde ohne Land verkaufen. Sogar 
das bänerliche Haus wird ausdrücklich als dem Herrn angehörig erklärt. Ein Geſetz 
vom Jahre 1848 ertheilt zwar den Bauern die Befugnif, eigenes Grundeigenthum 
mit Erlaubnif des Herrn zu erwerben, aber dies gilt nur für Dritte; gegen ben 
Herrn hat der Bauer kein Klagerecht und folglich feinen Schuß, 
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Ebenfo unbeftimmt find die Leiftungen, Die Bauern theilen fi in Frohnden⸗ 
und Abgabenpflichtige, Die erften bekommen einen Theil des Bodens zu eigenem 
Defis, während fie einen andern Theil durch Frohndendienft zum Nuten des Herrn 
bearbeiten. Dieſes ift das herrſchende Verhältniß in den aderbauenvden Gegenden 
Rußlands. Die zweiten befigen oft das Ganze des gutsherrlihen Bodens, wofür 
fie dem Herrn jährliche Geldabgaben bezahlen. Dies geſchieht gewöhnlich) bei Mangel 
an Boden ober bei ſchlechter Dualität desfelben, befonvers in den inbuftriellen 
Gegenden Rußlands. Doc fann der Grundherr willfürlid das eine oder das andere 
Verhältniß feftfegen und die Abgaben nad feinem Ermeſſen beftimmen. In ben 
gewerbtreibenden Provinzen werden vie legteren meiftens von der Induſtrie bezahlt, 
jo daß fie als eine perſönliche Leiftung, Feineswegs ald eine Grunprente angejehen 
werben müſſen. Die Frohnden beftimmt zwar das Gefeg zu drei Tagen in ber 
Woche für alle ohne Unterfchied, aber in vielen Gütern wird auch dieſe Norm 
nicht beachtet, und wenn wir bevenfen, daß die Quantität des den Bauern zu - 
gebenven Landes ganz in dem Willen des Herrn liegt und viefelben Bauern nod 
dazu mit Abgaben mwillfürlich belaftet werben künnen, fo erfcheint fie völlig illuſo— 
rifh. Die einzige Grenze ver Habſucht bleibt hier das eigene Interefje des Grund» 
herrn. Verarmte Bauern leiften ſchlechte Arbeit, zahlen feine Abgaben und müſſen 
fogar oft pom Herrn genährt und unterftügt werben. 

Faktiſch iſt demnach die Lage nicht überall fo ſchlimm, wie fie rechtlich erſcheint. 
Freilich ſind die Beifpiele ver Willkür und der Tyrannei Feine Seltenheit, 
aber nicht felten find auch Beifpiele von. Wohlhabenheit, Bei den Abgabenpflic- 
tigen, wo ber Herr keine großen Zahlungen forbert und ſich in die Berwaltung nicht 
einmifht, wird bisweilen bedeutender Reichthum getroffen. Das Herrenrecht dient 
ven Bauern als Schuß gegen die Bebrüdungen ver Beamten. Das ift einer der 
hauptſächlichſten Einwände, welche die Grundherren gegen die Aufhebung der Leib» 
eigenfhaft vorbringen. Das Eine ift des Andern werth; nur muß man bemerfen, 
daß es unmöglich ift, eine beffere Verwaltung einzurichten, fo lange vie Leibeigen- 
haft in dieſer Ausdehnung befteht und den Staat von Grund aus vervirbt. 

Diefe volle Unterwerfung des niederen Standes gilt e8 nun in Freiheit zu 
verwandeln. Im weftlihen Europa war diefe Umwandlung die Sade von Jahr» 
hunderten. Ehe die Leiftungen abgefauft wurben, beftanden ſchon längft geregelte 
Berhältniffe zwiihen den Grunpherren und den Bauern. In Rußland muß der 
Uebergang viel fchneller gefchehen, weil die bürgerliche Freiheit gegenwärtig ſchon 
zur abjoluten Forderung geworben ift. Deßwegen gibt es aud eine Meinung, 
welde die fofortige Aufhebung des ganzen Berhältnifjes will, mit einer Entſchä— 
digung der Örundherren für das ven Bauern zu gebende Land durd einen Auf- 
laß von Obligationen, welche durch jährliche Zahlungen ver Bauern zu tilgen find. 
Diefes wird nit nur vom ungebulbigen Liberalismus gefordert, welcher behauptet, 
die Bauern hätten ſchon genug unter dem Joche gefeufzt, und von feiner weitern 
Abhängigkeit willen will, fonvern diefelbe Meinung wird aud) von manden Grund» 
herren gehegt, welche einen Zuftand von begrenztem Recht für ſchlimmer achten, 
als deſſen gänzliche Aufhebung. In Rußland ift Niemand an die Hebung begrenzter 
Rechte gewöhnt, weder die Herren, noch die Bauern. Diefe neuen Berhältniffe 
fünnen eine Verwirrung hervorbringen, welche bie gänzliche Zerrüttung ber ökono— 
miſchen Lage zur Folge haben mag. Defwegen wünſchten fie lieber gleid) ein Kapital 
zu befommen und damit eine neue, auf freier Arbeit gegrüntete Wirthſchaft an- 
zufangen. 

Diefe Bedenken haben freilih Manches für ſich; dennoch ſcheint eine plögidhe 
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Berwarblung der Leibeigenfchaft in volle Freiheit noch ſchlimmer, als der jeven- 
fall8 nicht ganz normale Uebergangszuftand. Vom Standpunkte des Rechts ift die 
Gewöhnung an begrenzte Rechte eine umvermeidliche Vorftufe zur Ausübung ber 
Freiheit und das befte Mittel zur Hebung des Rechtsbewußtſeins im Bolfe. In 
politiſcher Hinfiht muß die plögliche Aufhebung aller Hörigfeitsverhältniffe und 
bie Berfnüpfung der freigelafjenen Bauern an den Staatsorganismus eine unge 
heure Erweiterung der Verwaltung nad) fich ziehen, wozu die Mittel des Staates 
faum gewachſen wären. Oekonomiſch kann der plögliche Uebergang von ber allge 
mein herrſchenden Frohndenarbeit zur freien Wirthſchaft eine nicht zu berechnende 
Zerrüttung des Aderbaues zur Folge haben. Endlich ift auch in financieller Hinficht 
ber Staat nicht in der Lage, um eine fo große Krebitoperation zu unternehmen, 
wie fie für die Entfhäbigung der Grundherren gefordert wird. Deßwegen kann 
man es nur billigen, wenn die Regierung ſich zur Seftftelung einer Uebergangs— 
periode entſchloſſen hat. 

Nicht minder wichtig ift die Frage wegen des Landes, Diefe betrifft nur 
die Bauern, feinesmwegs die Hofleute, welche fein Land befigen. Müſſen die Bauern 
nur perſönliche Freiheit befommen, oder auch das Eigenthum der von ihnen be= 
ſeſſenen Grunpftüde? Hierin herrſcht eine große Verfchiedenheit der Meinungen. 
In der Regel laffen ſich die Grunbherren wohl die Abſchaffung der Leibeigenfhaft 
gefallen, aber das Grundeigenthum wollen fie behalten. Dagegen möchte der Bauer 
lieber feine Freiheit empfangen, als des von ihm befeffenen Bodens ledig werben. 
Darin bat er auch volles Recht; eine ſolche Freiheit wäre für ihn faum zu wün— 
chen. Im Allgemeinen bat er fein Kapital, und es ift nicht zu erwarten, daß er 
fih bald eines verfchaffe. Die ungeheure Menge der freigelaffenen Leibeigenen würde 
gänzlidy in die Hände der Kapital oder Land-beſitzenden Leute verfallen und fich 
aus einem anfäffigen Stande in einen Stand ber Proletarier verwandeln. Nur 
Grundeigenthum kann dem Bauer feine Freiheit wirklich machen. Auch dem Staate 
ift e8 nicht gleichgültig, ob mehr als 20 Millionen Bürger zu einem nomadiſchen 
Gefinve, oder zu einem anfäffigen Stande werden. Keine gefunde Politif, welche 
die Feftigfeit des Staatsweſens erftrebt, kann fih anders als zu Letzterem ent- 
ſchließen. Es fragt ſich nur, ob der Staat die Befugniß hat, eine jo große Expro- 
priation eines Standes zu Gunſten eines andern zu unternehmen. Diefes wird 
nicht zu verneinen fein. Die Bauern find fattifh ein gruntbefigender Stand; 
auch vom Geſetze werben fie fo angefehen. Nun gebietet der Staatszweck, dieſen 
faktifhen Zuftand in einen rechtlichen zu verwandeln; das Letztere ift aber nicht 
anders möglich, als indem die Bauern ein Recht auf den Boden befommen und bie 
Grundherren dafür billig entfhäbigt werden. Nur der Staat kann mit feiner Boll» 
macht dieſes Zwangsverhältniß zwifchen zwei Ständen auflöfen, wie e8 das Wohl 
des Ganzen fordert. 

Gegenwärtig ftrebt die Reform an, den Bauer nur zum ewigen ungeftörten 
Beſitzer feines Grundes zu madhen; dase Eigenthum veffelben bleibt noch dem 
Grundherrn. Wenn aber das Privateigenthbum fo weit begrenzt ift, folgt das Ab» 
kaufsrecht von jelbft. Auch jest wird es ſchon principiell eingeführt, indem es den 
Bauern in Hinficht ihrer Wohnfige zugeftanven wird. Diefes ift ver Punft, 
welder ven größten Widerſtand hervorgerufen hat. Oekonomiſch Iaffen ſich dagegen 
manche Bedenken erheben. Abgerifjen vom übrigen Lande hat das Eigenthum des 
Wohnfiges beinahe keinen Werth. Aber es ift ungeheuer wichtig, weil es umver- 
meidlich den Abkauf des übrigen Landes nad) ſich ziehen wird. Diefes wird auch 
als eine anerfannte Sache allgemein zugeftanden. Doch fuchen vie Grundherren 


410 £eibeigenfchaft in Rußland. 


ihr Eigenthumsrecht fefter zu begründen, indem fie die Veränberlichkeit ber Lei— 
ftungen anftreben. Ob die Regierung ihnen biefe Konceffion maden wird, ift nicht 
befannt. Jedenfalls ift zu fagen, daß es ein großer politifcher Fehler wäre. Durch 
die Unveränverlichfeit der Leiftungen verwandelt fi das Eigenthumsreht auf den 
Boden von felbft in ein Recht auf eine Rente So geht der Hauptpunft der Oppo— 
fition mit einem Male unter; aud) dies Verhältniß der Stände wird feft und ar. 
Im entgegengefegten Falle bleibt das Recht immer ungewiß; die Unzufriedenheit, 
die Oppofition dauert fort, und der Wiperftreit der Stände wird unvermeidlich. 

Eine weitere Frage erhebt fi über das Maß des zuzugeftehenven Landes. 
Es wird behauptet, daß wenn die Bauern das ganze Land zu eigen befommen, 
welches fie jetzt befigen, fie fih der Müßigkeit ergeben und bie großen Grund 
eigenthümer ohne Arbeiter bleiben würden. Deßwegen will man ihmen nur das 
Allernothwenbigfte laſſen, damit die Sorge für den eigenen Unterhalt fie nöthige, 
anderweitige Arbeit zu fuchen. Darauf ift aber zu antworten, daß eine ſolche Ver— 
fürzung des Bauernbefiges eine ungeheure Unzufriedenheit und folglidy eine allge- 
meine Zerrüttung ber politifchen und ökonomiſchen Verhältniſſe, wenn nit einen 
ſchwer zu bezwingenven Aufftand des Volkes hervorrufen wird, Diefes kann in 
feinem Falle zugegeben werben. Auch fann der Staat auf eine fo Färglihe Aus- 
ftattung der Bauern nicht eingehen, wenn er -fid eine Stütze in einem tüchtigen 
Stande von freien Eigenthümern bereiten will. Eine ſolche Yage würde vielleicht 
fhlimmere Folgen haben, als felbft die nur perſönliche Freilaffjung. Darum bat 
fi die Regierung entſchieden, ven jegigen Befigftand zu behalten, mir theilweifer 
Regelung nad einem für jeden Kreis beftimmten Marimum und Minimum. Was 
aber die mögliche Neigung zum Müßiggang betrifft, fo ift diefem durch eine ftrenge 
Vorberung ber Leiftungen zu fteuern. Das jegige Maß des Bauernbefiges genügt 
ihnen nur zum eigenen Unterhalte. Um vie jährlichen Zahlungen an ven Grund» 
herrn zu entrichten, müſſen fie fih an die Tohnarbeit wenden. Auf viefe Weife 
werben bie großen Landbeſitzer Feinen Mangel an Arbeitskräften fpüren. 

Jedoch ift nicht zu läugnen, daß eine zeitliche Verwirrung der öfonomifchen 
Berhältnifje eintreten kann, befonders wenn die Frohnden plötzlich durch freie Arbeit 
erjegt werben. Letztere braucht Zeit, um ſich zu organifiren; eine auf fie gegrün— 
dete Wirthichaft erforbert Kapital und Gewandtheit, um fi in ganz neuen Ber: 
bältniffen zurecht zu finden, An beidem ift großer Mangel bei ven ruffiihen Grund— 
befigern. Darum möchte eine rafhe Abſchaffung ver Zwangsarbeit ſchlimme Folgen 
für fie haben. Am wünfcherismertheften wäre "ein ftufenmäßiger Gang, wobei bie 
freiwilligen Verträge nicht ausgefchloffen würden. Der erfte Schritt wäre die Auf: 
hebung der Leibeigenfhaft durch gefetzlihe Regelung der Berhältniffe, der zweite 
bie Verwandlung der Frohnden in Gelvzahlungen, wobei die Befugniffe ver Herren 
vermindert werden können, weil die Zwangsarbeit eine größere Gewalt zur Nöthi- 
gung forbert; der dritte endlich wäre die volftändige Ablöfung durch Kapitalifirung 
der Leiſtungen mit Hülfe eines Bankſyſtems. Gegenwärtig find alle diefe Maß— 
regeln Gegenftand der Kommiffionsarbeiten. 

Diieſer Zuftand der Dinge erlaubt uns nicht, im fpeciellere Fragen einzu- 
gehen, wie z. B. über das Maß ver Leiftungen, vie Rechte der Grundherren, bie 
Art und Weife der Forderungen, die DOrganifation der Schiedsgerichte, die Be— 
freiung der Hofleute u.f.w. Diefes Alles erwartet noch feine gefetlihe Beftimmung. 
Auch die vielbeftrittene Frage über die Vorzüge des individuellen und des Gemeinde: 
befiges fünnen wir nicht berühren, weil fie die Leibeigenſchaft nur nebenbei betrifft 
und deren Auseinanderfegung uns zu weit führen würde. Nur ganz kurz können 
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wir bemerken, daß ſich der Hervorgang des rufflfchen Gemeindebeſitzes aus ber 
Leibeigenſchaft und der Kopfſteuer hiſtoriſch nachweiſen läßt. Das Land wird den 
Bauern als Mittel zur Entrichtung der Leiſtungen vom Grundherrn oder vom 
Staate gegeben. Da die Leiſtungen perſönlich, alſo für Alle gleich ſind, ſo muß 
Jedem dasſelbe Maß des Grundbeſitzes gegeben werden, und wenn die Bevölke— 
rung fo gewachſen iſt, daß für die neuen Arbeiter fein Land mehr übrig bleibt, 
fo kann, bei Unzuläffigfeit der Ueberfievelung, nur eine neue allgemeine Theilung 
zu Stande fommen. Was die Unfreiheif‘ geſchaffen hat, wird vie Freiheit auflöfen, 
Nur ift an eine gewaltfame Aufhebung einer feit zwei Jahrhunderten beftehenden 
Gewohnheit nicht zu denken. 

Ob endlich die ganze Sache einen frievlichen und regelmäßigen Gang behalten 
wird, iſt freilich nicht mit Gewißheit zu fagen. Doch find alle Umftände bafür. 
Der Wille des Kaiſers in diefer Angelegenheit fcheint feft zu fein; der Adel ift 
gar nicht im Stande, irgend einen Widerſtand zu leiften; die Bauern bleiben bisher 
in einer ruhigen Erwartung, und es wäre faum benfbar, daß Leute, deren Lage 
verbeffert wird, fi) empören würben. Bereinzelte Aufftände mögen wohl ftattfinven, 
aber das ift auch jest fein ungewöhnlicher Fall. Doch ift die Schwierigfeit der 
Sache nicht zu verfennen. Die Leibeigenfchaft greift zu tief in alle Berhältniffe, 
in alle Intereffen ein. Das ganze Privatleben ift damit verflodhten. Darum muß 
aud deren Abſchaffnug die beveutendften Folgen für Rußland haben. Alle politi- 
fen, abminiftrativen und öfonomifchen Reformen find nichts ohne dieſe. Nur eine 
ſolche durchgreifende gefellfchaftlihe Ummantlung fann dem Volksleben einen ges 
waltigen Stoß geben, überall vie Thätigfeit und den Geift der Initiative weden, 
das Rechtsbewußtſein und eine Hare Vorſtellung der Interefien verbreiten. Der 
Adel, welcher einen Theil feiner Rechte und feines Befites einbüßen muß, wird 
reichlich dafür bezahlt durch die Möglichkeit eines freien Einfluffes auf die niederen, 
minder gebildeten Stände, durch eine einträglihe Wirthfchaft und beffere Pflege 
feiner korporativen Angelegenheiten, welche in der jetzigen Lage ganz vernadhläffigt 
find. Die Kluft zwifchen den Ständen muß verfhwinden, und Rußland wird ſich 
gänzlich zum modernen Staate geftalten, nach dem Principe der bürgerlichen Freiheit. 

B. Tſchitſcherin. 


Leibnitz 


Gottfried Wilhelm Leibnitz wurde am 3 Juli 1646 in Leipzig geboren, wo 
fein Vater Profeſſor der Moralphiloſophie war; er erhielt in der Nicolaiſchule ven 
damals üblihen Jugendunterricht, legte aber zugleich fchon als Knabe den Grund 
zu feiner fpäteren Bolyhiftorie, indem er die reiche Bibliothek feines früh (1651) ver- 
ftorbenen Vaters planlos verfchlang ; im Jahr 1661 begann er an der Univerfität 
feiner Baterftabt das Stubium der Jurisprudenz, womit er jedoch auch Philofophie 
und Mathematif verband, für welch’ letztere Wiflenfhaft er auch (1663) in Jena 
durch Weigel die größte Anregung empfing. In Leipzig ſchrieb er zum Behufe des 
philoſophiſchen Baccalaureats (1663) Disputatio metaphysica de prineipio indi- 
vidui (welche nicht etwa die Keime der Monavenlehre enthält, fondern den Nomi- 
nalismus und Realismus betrifft), ſowie als Magifter-Differtation (1664) Spe- 
cimen difficultatis in iure s. quæstiones philos. ex iure colleete, und hierauf 
(1665) zur juriftifhen Baccalaureats-PBrüfung De conditionibus und Specimen 
certitudinis in iure, und außerdem (1666) unter dem Titel: „Ars combinatoria* 
einen Verſuch tabellarifher Syftematifirung aller Wiffenfhaften. Da aber num 
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ſeine juriſtiſche Doktorpromotion durch Intriguen in der Fakultät hintertrieben wurde, 
verließ er Leipzig (für immer) und promovirte (5. Nov. 1666) in Altdorf mit 
einer Differtation De casibus perplexis jo rühmlih, daß ihm bort fofort eine 
Profeffur angetragen wurde. Er ging jevody nad) Nürnberg, wo er (durch einen jpaß» 
haften Betrug) in einem Alchymiſtenverein die Sefretärftelle erhielt, aber zugleich 
die für fein ganzes Leben entſcheidende Bekanntſchaft Boineburgs, des kurfürſtlich 


Mainz'ſchen Erminifters, machte. Er begab fih nun felbft nach Frankfurt und nad) 


Mainz, wofelbft er feine (auf ver Neije geichriebene) Methodus nova iurispru- 
dentie (1667) dem Aurfürften Johann Philipp dedicirte und alsbald zu den ber» 
tigen Neformbeftrebungen in der Geſetzgebung beigezogen, gemeinfhaftlid miit Dr. 
Laſſer Ratio corporis iuris reconcinandi ausarbeitete, fowie in jene Zeit das „Bebenfen, 
welchergeftalt den Mängeln des Juftizwefens in theoria abzuhelfen“ fällt. Die 
Hauptſache aber war, daß bort der erft 22jährige Leibnig in das Getriebe der 
Staatenpolitif nicht blos einen Einblid that, fondern auch felbft mitwirfend einzu- 
greifen begann, An Boineburg nämlih, welder über Franfreid anders dachte 
als der Mainz'ſche Kurfürft, wendete fih auch ver Pfalzgraf Philipp Wilhelm 
von Neuburg als Prätendent der polniſchen Königsfrone, und für Boineburg, 
welder zum polnifhen Neichstage abging, ſchrieb (1668) Leibnitz unter dem ent: 
ftellten Namen Georgius Ulicovius Lithuanus das Specimen demonstrationum 
politicarum pro rege Polonorum eligendo (gedrudt in Danzig 1669), und während 
er zur gleichen Zeit auch theologifche Schriften (Confessio natur® contra atheistas, 
1668, und Defensio trinitatis, 1669, theils gleichfalls durch den frommen Boine- 
burg, theils durd den damals nod in Mainz lebenden Spener veranlaft), fowie 
eine philofophifche Arbeit (Antibarbarus s. de ratione philos. Nizolii, 1669) und 
auch Phufifalifches (Hypothesis physica nova, s. theoria motus, 1670, und No- 
titia oplice promot®, 1670) veröffentlihte, blieb er den politifchen Greigniffen 
fo wenig fremd, daß er aud bei ver Echwalbader-Konferenz der Kurfürften von 
Mainz und von Trier als literarifcher Gehülfe Boineburgs beigezogen wurde, und 
dort ſchrieb er 1670 das „Bedenken, welcher Öeftalt securitas publica interna ct 
externa und status presens im Reid auf feften Fuß zu ftellen”, wozu 1671 eine 
Vortfegung desfelben fam. In Bezug auf die Lage Europa's und die Gefahren 
Deutfchlands Hatte Leibnig, welder unterbeffen (1670) am oberften Gerichtshofe 
in Mainz angeftellt worben war, ſchon feit einiger Zeit ven Plan gefaßt, vie Thä- 
tigkeit Ludwig XIV. auf eine Eroberung Aegyptens zu lenken, und nadjvem er 
benjelben mit Boineburg näher erörtert hatte, zugleih aber aud des Kurfürften 
Anſchauungen fi etwas geändert hatten, ging Leibnig wirklich (März 1672) in 
geheimer. Sendung nad Paris, mit Hinterlaffung einer an den Kurfürften gerich- 
teteten Denkſchrift „Consilium Aegyptiacum*. In Paris fand er neben feiner 
balb-viplomatifhen Stellung auch Muße zu Studien verſchiedener Art, Iernte Huy- 
gend und Malebrande kennen und benütte die Gelegenheit, mit dem bortigen 
Mainz’ihen Gefandten nad London zu gehen, wo er Oldenburgs Bekanntſchaft 
machte; noch in die legten Monate feines Parifer Aufenthalts fällt die vielbefpro- 
chene Erfindung der Differentialrehnung, über welche er fpäter befanntlid) einen 
widerlichen Prioritätöftreit mit Newton durchzukämpfen hatte. Im Jahre 1676 ver» 
ließ er Paris, um einem wiederholten Rufe des Herzogs Johann Friedrich nad 
Hannover zu folgen; auf der Rückkehr durch Holland traf er im Haag mit Spingza 
zufammen. In Hannover, wofelbft er (1679) zum Hofrath und Bibliothefar ernannt 
wurbe, finden wir ihn wieder mit hemijchen und geologijhen Studien befhäftigt 
(Historia inventionis phosphori, 1677, und ein Manuffript „Protogza“), zugleid 
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aber verfaßte er unter dem Namen Ceesarinus Füerstenerius eine Staatsfchrift 
De iure suprematus ac legationis princeipum Germanie, 1677, worauf nad 
dem Frieden von Nimmegen (1679) aud zwei Denkichriften an Ludwig XIV, 
folgten, fowie einige Jahre fpäter, zur Zeit der Belagerung Wiens durd die Türs 
fen, der anonym herausgegebene Mars christianissimus (1683), womit wieder 
eine Schrift über Zinfenbereihnung (Meditatio iurldico-mathematica de in- 
terusurio) gleichzeitig ift. Hierauf erfhien in den von Menken (1682) gegrün- 
beten „Acta Eruditorum Lips.* Leibnitzens erfte philofophifhe Arbeit: Me- 
ditationes de cognitione, veritate et ideis, und zuglei Nova Methodus pro 
maximis et minimis, 1684. Nun wurde er im Jahr 1687 von Herzog Ernft 
Auguft beauftragt, die Geſchichte des Haufes Hannover zu fhreiben, und begab 
ſich behufs der nöthigen Vorarbeiten auf Reifen; er ging durch Schwaben und 
Bayern vorerft nad Wien, wofelbft er das Manifeft verfaßte, mit welchem Kaifer 
Leopold (18. Dft. 1688) die Kriegserflärung Ludwigs XIV. beantwortete; hierauf 
durchreiſste er Italien, überall mit den beroorragendften Perfönlichkeiten in Bes 
rührung tretend und mit den mannigfaltigften Studien befhäftigt; in Rom, wo 
ihm felbft die Bibliothefarftelle an der Vaticana angeboten wurde, falls er zur 
fatholifhen Konfeffion übertreten wolle, betrieb er eifrig aud das Studium ber 
hinefifhen Literatur und gab die Anregung zu dem Werfe „Novissima Sinica“, 
während er gleichzeitig an einem dyadiſchen Syſteme der Arithmetik arbeitete; in 
den Arhiven von Modena machte er eine Entvedung bezüglich der Verwandtſchaft 
des Braunfchweig’ihen und des Eſte'ſchen Haufes. Bei feiner Nüdtehr nad Han» 
nover im Sahre 1690, um welche Zeit er auch bereits in ven Reichöfreiherrenftand 
erhoben worven zu fein ſcheint (— nicht erft durch Karl VI. —) beſchäftigte ihn 
neben der Obhut über die Wolfenbüttel'ſche Bibliothef vor Allem die damals vielbefpro- 
dene Frage über Vereinigung des Katholicismus und Proteftantismus, und nicht 
blos ein handfchriftlihes Systema theologie (1690), fondern aud ein längerer 
Briefwechſel mit Peliffon und befonder® mit Boffuet, fowie eine Schrift De la 
tol&rance et des differens de la religion (1691) waren die Folge hievon. So— 
gleih aber im Jahr 1692 führte ihn die Erhebung Hannovers zur (neunten) 
Kurwürde wieder zu ftantsrehtlihen Studien und diplomatiſchem Briefwechfel über 
dieſe Angelegenheit, woran fid die Monographie „Ueber ven Unterfchied des Neiche- 
banners von der Würtembergifhen Sturmfahne‘ (1692) anfnüpfte. Nachdem hierauf 
Leibnig als Frucht feiner hiftorifhen Studien den Codex iuris gentium diplomatieus 
(1693), mit deſſen rechtsphiloſophiſcher Vorrede vielleicht in der Abfaffungszeit das 
deutsch gefchriebene Bruchſtück „vom Naturrecht“ zufammenfallen mag, veröffent- 
liht und das Manuffript der Annales imperii occidentis Brunsvicenses (her- 
ausgegeben von Perg 1843) vorgelegt hatte, erfchienen ſodann in raſcher Folge feine 
phitofophifhen Schriften: De prima philosophie emendatione (1694), Systeme 
nouveau de la nature (1695) und hiezu drei Eclaircissement du nouveau syst&me 
(1696), Reflexions sur l’essai de Locke (1696), ſowie gleichzeitig mit den Letz— 
teren die Historia et commendatio lingus characteristic® universalis (1695) und 
als Fortfegung der hiftorifchen Arbeiten: Lettresurla connexion ancienne des maisons 
de Brunswic et d’Este (1695), ſowie hernad; Historia arcana s. de vita Alexandri VI. 
pap® (1697), Accessiones historice (1698) und Mantissa codicis iur. gent. 
dipl. (1700). Daneben auch no ſchrieb er „Unvorgreiflihe Gedanken betreffend 
die Ausübung und Berbefferung der teutihen Sprache" (1697, gebrudt in Eccard’8 
Collect. etymol. 1717), womit die „Grmahnung an bie Teutjchen, ihren Ver— 
ftand und Sprache befjer zu üben“ (herausgegeben von Örotefend, 1846) und bie 
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Gründung einer deutſchen Zeitſchrift „Monatlicher Auszug neuer Bücher” (1700) 
zufammenhängt. Unterdeſſen aber hatte Leibnig, welcher (1696) zum geheimen 
Juftizrath ernannt worden war, im Jahr 1698 durch den Tod des Kurfürften 
Ernft Auguft feinen Gönner verloren, und er fuchte nun durch die Tochter des- 
ſelben, Sophie Charlotte von Preußen, in Berlin fih eine Stellung zu begrün- 
ben, wobei ihm ſowohl die politifche Tendenz einer Berfühnung des hannöveriſchen 
und des brandenburgifchen Haufes, als auch der Zwed, für tie Union der Luthe- 
raner und ber Neformirten zu wirken, vorfchwebte, in welch’ legterer Beziehung er 
ſchon feine „Kurze Vorftellung der Einigkeit und des Unterfchieves bei den Pro— 
teftirenden“ (1697), fowie im Zufammenhange mit Speners Beftrebungen vie 
„Via ad pacem* (1698) und das „Tentamen irenicum* (1698) veröffentlicht 
hatte, Diskuffionen, durch welche er auch auf Bekämpfung des Nationalismus 
(Adnotatiuncule ad Tolandi librum de Christianismo, 1701) geführt wurde; 
außerdem fällt in dieſe Zeit der Brief an Molanus, „Monita ad Pufendorfium* 
enthaltend, fowie bie gegen Cocceji gerichtete Schrift Observationes de Principiis 
iuris (1700). Im Jahr 1700 ftevelte 2. aud wirklich nad Berlin über, wo nun 
befanntlich in Folge feiner Vorſchläge die Akademie der Wiſſenſchaften (11. Juli 
1700) gegründet und er jelbft zum Präfidenten verfelben ernannt wurde; bie 
Errichtung einer Akademie in Dresven, worüber Leibnig eine Denkſchrift an König 
Auguft richtete, wurbe durch die Kriegsereigniffe gehindert. Noch in demſelben Jahre 
ing L. in Angelegenheit der Kircheneinigung nad Wien und machte dort, als bie 

achriht vom Tode Karls II. von Spanien eingetroffen war, die Studien zu jener 
Staatsfchrift, welche unter dem Titel Manifeste contenant les droits de Charles III, 
roi d’Espagne im Jahr 1704 erſchien. Sofort bei feiner Rückkehr nad Berlin 
war e8 die Erhebung Preußens zum Königreiche, welche ihn (1701) zur Abfafjung 
der „die neue preußifche Krone angehenden Schriften” veranlafte, woran ſich betreffs 
der oraniſchen Erbſchaft anreihte: Information sommaire touchant le droit in- 
eontestable de S. M. le Roi de Prusse & la succession de son Grand-pere etc., 
1702. Neben erneuerten Arbeiten über die Einigung der Konfeffionen (4. B. gegen 
Winklers Arcanum regium, 1703) nahm ihn nun hauptfächlich jener literarifch- 
philofophifche Umgang in Anfpruch, in welchem er mit der Königin Sophie Char- 
Iotte in Lugenburg (Charlottenburg) ftand; auf ihre DVeranlaffung und zu ihrer 
Beruhigung betreffs des Bayle'ſchen Manihäismus arbeitete er die „Theodicde“ 
aus (gebrudt erft 1710); zur gleichen Zeit jchrieb er Nouveau essai sur l’enten- 
dement humain (1703) und Examen du sentiment de Malebranche (1706). Im 
Jahr 1705 ftarb die Königin, und L.'s Stellung und Anfehen in Berlin änderte 
fid) in mander Beziehung; er trat noch einmal in einer Staatsſchrift über Preu- 
Bens Anſprüche auf Neuenburg und Balangin auf (Traité sommaire du droit de 
Frederic I, Roi de Prusse, & la souverainet@ de Neufchatel et de Valangin en 
Suisse, 1707), kehrte aber im Jahr 1707 nad Hannover zurüd, in welchem Jahre 
er auch noch in geheimer Sendung Karl XII. von Schweden in feinem Lager in 
Altranftädt bei Leipzig befuchte. Nun nahm er neben einem ausgebehnteren Brief- 
wechſel mit Ernft Keftner (rechtsphiloſophiſchen Inhalts) feine hiſtoriſchen Arbeiten 
wieder auf, und es erfchienen die Seriptores rerum Brunsvicensium (1707—11), 
die Ausgabe der Annales Boie Molzreiters (1710) und Brevis designatio medi- 
tationum de origine gentium (1710); aud fallen in jene Zeit die Anfänge des 
literarifhen Procefjes über die Differential-Rehnung, in welchem vie London 
society in ungerechter Weife für Newton Partei nahm. Im Oftober 1711 traf 
2, in Torgau mit Peter vem Großen zufammen und folgte im nächſten Iahre 
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einer Einladung des Kaiferd nad Karlsbad, um denſelben noch bis Dresden zu 
begleiten; Vorſchläge über Juſtiz- und Finanzreformen, fowie Wer Gründung einer 
Akademie in Rußland bildeten den Inhalt jener venfwürdigen Beiprehungen, in 
Folge deren 2. auch eine anfehnliche Penfion von Peter dem Großen erhielt. Bon 
Dresven aus ging 2. (1712) auf eigenen Antrieb nad Wien, wo er gleichfalls 
eine Akademie zu gründen verfuchte, aber hierin der Oppofition der Jeſuiten wei— 
hen mußte; hingegen wurbe feine Mitwirkung bei den Präliminarien des Utrechter 
Friedens (1713) in Anfprud; genommen, woneben er zugleich vom hannöverifchen 
Hofe Aufträge bezüglich der lauenburgiſchen Angelegenheit in Wien zu vertreten 
hatte. Zum Faiferlihen Reichshofrath (1713) ernannt, arbeitete er Gutachten über 
die tosfanifhe Erbfolge aus (1714) und wurde aud über die Abhülfe der äfter- 
reichiſchen Finanznoth zu Rathe gezogen. In Wien aber war er auch in ein näheres 
und faft inniges Verhältniß zu dem nun dort weilenden Prinzen Eugen von Sa— 
voyen getreten, für welchen er fein lettes philofophifches Dauptwerf, die Monado- 
logie, verfaßte (fie erſchien franzöftfh 1714, lateinifh unter dem Titel Prineipia 
philosophie in den Actis Erudit. 1721). Als aber im Jahr 1714 Georg I. ben 
Thron von England beftieg, wurde L. dringend nad Hannover zurüdgerufen; dort 
befümpfte er noch eine auf die englifhen Berbältniffe bezügliche Oppofitionsfchrift 
(Anti-Jacobite, ou fausset&s de l’Avis aux proprietairs Anglais, 1715) und 
veröffentlichte gleichzeitig De origine Francorum (1715) und Prineipes de la 
nature et de la grace_ (1715); Streitigkeiten nämlich mit Clarke über Newtons 
natürliche Theologie trübten noch die legten Monate feines Lebens. Er ftarb am 
14. November 1716 an ver Gicht. — Näheres über fein Leben bei ©. E. Guh— 
rauer, Gottfr. Wilh. Freiherr v. Yeibnig. Breslau 1842, 2 Bde. — Ausgabe der 
Leibnig’fhen Werke von Lud. Dutens, Genf 1768, 6 Bände, 49. (die juriftifchen 
Schriften finden fih dort im 4. Bde.). Epistole ed. Kortholt. Lips. 1734—42, 
4 Bände 80; Opera -philosophica ed. Erdmann, Berol. 1840, 49; Leibnitz's 
deutſche Schriften herausgeg. von G. E. Guhrauer, Berl. 1838—40, 2, Bände, 
Bon der neuen Pertz'ſchen Gefammtausgabe find bisher (feit 1843) 11 Bände 
erſchienen (Erfte Folge, Gefchichte 4 Bde, zweite Folge, Philofophte 1 Bd., vritte F, 
Mathematit 6 Bde). 

Schon diefe gedrängte — wenn aud dem Anſcheine nad hinreichend lange — 
Skizze von 2.8 reichem politifhen und literarifchen Leben zeigt uns, daß wir hier, 
wo die mathematiſche, phyſikaliſche, Hiftorifche, Linguiftiiche und felbft die eigentlich 
philoſophiſche Thätigfeit des großen Mannes nicht in Betracht gezogen werben 
fann, benfelben nicht blos als Rechtsphilofophen, fondern auch als Bubliciften im 
böhern Sinne des Wortes beſprechen müſſen. 

Vaffen wir zunächſt ven letzteren Gefihtspunft ins Auge, fo erjcheint uns 2, 
vor Allem als ein Vertreter der ebelften deutſchen Gefinnung. So wie er, ber faft 
Alles in lateinischer oder franzöſiſcher Sprache fehrieb, dennoch der Begründer ber 
deutſchen Philofophie ift und nach feinem eigenen Geftänpniffe bie philofophifchen Ge- 
danken vorerft deutſch faßte, um fie ſodann in das fremde Gewand zu übertragen, 
jo liegt ihm auch tie Förderung der deutſchen Sprache, in welcher er das wahre 
Lebensorgan ber deutſchen Nation erblidt, am Herzen, und während er über ben 
„Miſch-Maſch“ Hagt, weldher zu feiner Zeit in unferer „Haupt- und Helden-Sprache“ 
eingerifjen fei, dabei aber auch vie Verfehrtheit eines unbedingten Burismus richtig 
erfennt, legt er e8 den Deutſchen als die größte Pflicht äußerſter Anftrengung auf, 
ihre eigene Sprache zu heben und zu pflegen („Unvorgreiflihde Gedanken ꝛc.“ und 
„Ermahnung an die Teutſchen“). Aber auch in politifcher Beziehung gilt ihm Deutſch⸗ 
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land als das „Herz Europa's“, ja derade wegen des heiligen römiſchen Reiches 
erblickt er (f. weiter unten) in den Deutſchen bie bevorzugte Nation des dhriftlichen 
Abendlandes, welche dereinft wieder, wie in früheren Jahrhunderten, der Echred 
aller Nachbarn werden mäffe. Nur in Folge der Uneinigkeit habe Deutſchland viefe 
ihm gebührende Stellung verloren, und fowie den beutjchen Fürften Nichts un- 
möglich fei, ſobald fie fid unter Einer Führung vereinigen (Vorr. 3. Nova metho- 
dus), ſo „werde Deutjchland nicht aufhören, feines eigenen und fremden Blutes 
Materie zu fein, bis es fi einmal gefammelt und geeinigt habe” (Bedenken w. 
securitas ete.). Bon folhem Standpunkte erfheint es ihm num auch bezüglich der 
polnifchen Königswürde von entſcheidender Wichtigkeit zu fein, daß fie einem beut- 
ſchen Reichsftande übertragen werbe, indem hierin auch Polens eigener Selbfterhal- 
tungstrieb mit dem Intereſſe Deutſchlands zufammentreffe, und felbft für Europa 
es vortheilhaft fei, daß Polen als eine Bormauer der Bildung gegen die öftlichen 
Barbaren gewonnen werde (Spec. demonstr. pr. r. Polon. elig.). Bor Allem aber 
mußte fih 2.8 Blid auf die von Frankreich her drohenden Gefahren richten, und 
in Erwägung ber furdtbaren Macht des Gegners hielt er (Bedenken w. securitas) 
einen Anfhluß der rheinifhen Kurfürften an die Trippelallianz (Schweven, England, 
Holland) nicht für rathfam, fondern bezeichnete e8 als einen weit richtigeren Staats— 
ftreich, wenn die nächſten Nachbarn Frankreihs mit demfelben in gutem Bernehmen 
blieben; hingegen follen bie deutſchen Fürften felbft unter ſich in eine Partikular— 
union fid) vereinigen, in welche der Kaifer nicht als Kaifer, wohl aber mit feinen Erb— 
(ändern eintrete, und deren Zwed hauptfächlid in der Garantie bes weftphälifchen 
Friedens und ber vollen Durhführung der in ihn begründeten religiöfen und poli= 
tiſchen Unparteilichkeit liegen müſſe, woran dann als Nebenfolgen ſich von ſelbſt 
eine Berbefferung der Reihsverfaffung und des Juftizwefens, ja felbft die Errich— 
{ung von Provinziale oder Nationalfynoden anreihen könnte. Eine ſolche Einigung 
werde den Schein einer gegen Frankreich gerichteten Konfpiration vermeiden, aber 
Deutſchland innerlich ſtark maden, zumal wenn aud die Deutſchen überhaupt ſich 
entfchlöffen, in Bezug auf Spradhe und Sitte den fremden Einflüffen zu entjagen. 
Infofern aber Ludwig XIV. nichts Öeringeres, als das arbitrium rerum in Europa 
anftrebe, werde eine Koalition der Seemächte am wirkfamften fein; wenn hiedurch 
„Frankreich wie eine Schnede die Hörner einziehen und in ihr Haus kriechen müffe, 
dann werde Europa wieder aufathmen”. Für den fiherften Ausweg aber und 
zugleich für die würtigfte Aufgabe Frankreichs hielt e8 L. in Anbetracht des dro- 
henden Fortjchrittes der Türken, daß Ludwig XIV. die riftlihen Waffen in den 
Drient und nad) Aegypten führe; „Frankreich folle Konftantinopel und Kairo haben“, 
denn hiedurch werde einerfeits die Gefahr von Holland und mittelbar von Deutfch-. 
fand abgewendet, und andererfeitd dem europäiſchen Chriftenthume der Gieg über 
die Ungläubigen verfchafft werben. Und als ſodann die wirklihen Ereigniffe ſich 
freilich ganz anders geftaltet hatten, tritt aud 2. ſchärfer hervor in dem ironifch 
unter der Masfe eines Germanus Gallo-Gr&cus (d. h. eines Franzofenfreundes) 
eſchriebenen Mars Christianissimus; gegen Ludwig XIV., fagt er, welcher ven 
elntmeges-Prichen zum Heile Europa’8 hätte benügen fünnen, erhebe fih nun in 
Deutfhland ein gerechter Racheruf, da durch Franfreihs Intriguen und mit fran= 
zöſiſchem Gelde die ungarifche Rebellion angezettelt worden; Ludwig XIV. feine 
nad) dem „l’un après l’autre* wohl zunädft mit den Chriften beginnen zu wollen, 
um dann vielleicht erft gegen die Ungläubigen zu ziehen. Ja in dem Manifefte 
Kaifer Leopolds vergleiht 2. den König Frankreichs ausprüdlih mit Attila, und 
an die ausgefprodhene Zuverfiht, daß der Kaiſer den „Bertragbrühigen” wohl 


ceibnißz 417 


noch dereinſt zu Boden werfen werde, zumal wenn das vereinte Deutſchland 
fi erhebe, knüpft fih die Bemerkung, daß nicht Defterreich in freiheitsfeind- 
licher Tendenz die Deutſchen von Frankreich entfremden wolle, fondern Frankreich 
es fei, welches Zwietracht füe, um feine Unterjohungspläne zu fördern. Und als 
8, abermals in der Angelegenheit des fpanifhen Thrones im Dienfte der anti 
franzöſiſchen Koalition wirkte, fchilderte er in bem hierauf bezüglichen Manifefte mit 
edler Entrüftung, wie Frankreich in Sittlichfeit, in Religion und in innerer Politik 
in Verfall gerathen fei. 

Die Einficht in die für unfer Vaterland gefahrprohende Stellung Frankreichs 
ift e8 auch, welche bei 2.8 ſtaatsrechtlichen Arbeiten, foweit fie die inneren Ber- 
hältnifje Deutichlands betreffen, als mitwirfend auftritt. So begründet er in jener 
pfeudonymen Schrift (Cs. Fuerstenerius, de iure super.) feine Anficht bezüglich, 
der Harmonie und des Gleichgewichtes zwifchen Kaifer und Fürften direkt auf die Noth— 
wenbigfeit der Abwehr franzöfifher Eingriffe; und in den Gutachten über die han- 
növer'ſche Kurwürbe äußert er, daß möglicher Weife noch die Errichtung mehrerer 
Kurfürftenthümer nöthig werden könne, damit nicht Franfreih durch Uebermacht 
am Rheine ein Uebergewicht im Kurfürftenfollegium äußere, ja wie eine Prophe— 
zeiung klingt es, wenn er fagt: „Jowie Frankreich den Rhein erobere, fei ein Theil 
des Kollegiums abgefchnitten und ber Reichskörper werde dann zerfallen”. Dem 
deutfchen Intereffe will er überall dienen, und dieſe Beziehung gibt er auch feinen 
hiſtoriſchen Studien, denn in der Einfiht, daß die Veröffentlihung ver Urkunden 
auch praftiich für die Diplomatie einen Werth habe, will er durch feine Forſchungen 
„in dem Reiche und für das Reich" arbeiten (Borr. 3. Cod. dipl.). Da er aber bie 
volle ftantsrechtliche Berwirklihung der Principien bes weftphälifchen Friedens wün— 
fhen muß, fo durchſchaut er richtig die Bedeutung, welche für Deutfchland die 
Hebung proteftantifher Staaten haben mußte, und dieſer Gefihtspunft tritt nicht 
blos in den Erörterungen über die neunte Kurwürde, fondern insbefondere bei der 
Erhöhung Preußens zum Königreihe, gegen welche die römiſche Kurie proteftirte, 
auf das Nachdruckſamſte hervor, und L. konnte die Wichtigkeit, welche dieſes Ereigniß 
für die Zukunft Deutſchlands haben werde, nicht unterfchägen. 

Dabei aber verflicht L. in feine publiciftifchen Schriften erffärlicher Weife aud) 
die Auffaffung ftaatsrechtliher Grundſätze theild allgemeinerer Art, theils fpeciell 
Deutfhland betreffend. Er erblidt in bürgerlicher Freiheit und Fürſtenmacht nicht 
Gegenfäge, fondern gerade nothwendige Korrelate, welche fich wechfelfeitig ergänzen 
und verftärfen, indem nicht blos jeve Schmälerung ver Freiheit eine Schmälerung 
der Sicherheit enthalte, fondern überhaupt das Princip des Staates derartig in ber 
„rehtlihen Macht“ Liege, daß das Wohl des Machthabers mit dem Wohle des 
Ganzen identiſch fei (Spec. pr. r. Polon. elig.). So erörtert er aud im Anhange 
a den Schriften über die neue preußifche Krone die Frage, „was nad heutigem 

ölferrechte zu einem König erfordert werde”, und beantwortet fie dahin, daß in 
jenem fpecielen Falle wohl die Auftorität des Kaifers der Grund ber Äußeren 
Anerkennung des neuen Königreiches fei, überhaupt aber betreffs eines Königs ber 
Name die Sache fei; denn wenn auch, wie 5. B. beim Doktorate oder beim Ritter: 
ſchlage, ebenfo beim Könige vorher ſchon alle Erforverniffe dazu da waren, fo ift 
Jemand erft dann ein Doktor oder ein Ritter oder ein König, wenn er fo genannt 
wird, d. 5. wenn der Name ald Komplement ver Natur dazu kömmt, — furz 
„König ift, wer König heißt”, wohl aber ift, um König zu heißen, ein genügenbes 
Maß von Macht erforderlich; „Heine Diamanten find zwar aud Diamanten, aber 
wenn fie allzu Fein find, werben fie zu Diamantenpulver“; will demnach ein Fürft 
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ſich ſelbft zum Könige machen, jo muß er vorerſt frei fein, d. h. es muß nad 
Innen im Territorium felbft die Erhebung als eine rechtmäßige durch Nichts ge— 
binvert fein, und fodann muß er Macht haben, um nad Außen, fobald er ſich 
König nennt, für diefen Namen Anerkennung zu finden. In Bezug auf Deutjd- 
lands ftaatsrechtliche Form feldft ftellt ſich L. allerdings mehr auf einen ivenlifti- 
Shen Stanvpunft, welher gleihfam auf einer Umfegung des heiligen römiſchen 
Neiches in eine fpekulative Idee beruht. Schon bei einer früheren Gelegenheit 
(Spec. pr. r. Polon. elig.) hatte 2. den Begriff des Bundesftantes gegenüber dem 
eines Staatenbundes hervorgehoben, indem er darauf, daß das Reid) fein Staaten- 
Bund, fondern Ein Staat fei, das Untertbanenverhältnig der Reichsftände begrün- 
dete, aber eben hinzufügte, daß ver Reichsſtand nicht dem Kaifer, jondern nur dem 
Reiche, d. h. ven NReichätagen und Reichsſtänden, und biemit wieder ſich ſelbſt un— 
terworfen fei. Und dieſe Auffaſſung führte er dann in jener Schrift, weldhe ſchon 
durch den fingivten Autornamen vie gleichzeitige Berückſichtigung des Kaifers (Caesa- 
rinus) und ber Neichsfürften (Fuerstenerius) anfündigt, derartig aus, daß er den 
deutſchen Fürften auch das Recht zuerfannte, Geſandte mit Nepräfentationsredt an 
fremde Höfe zu fhiden; er fucht dabei die Faijerlihe Oberhoheit mit der Souve— 
ränität der Fürſten zu vereinbaren, indem ber Reichsverband nicht eine Konföde- 
ration, ſondern eine Union fei, durch welche die Suprematie der Fürſten fo wenig 
gehindert werde, daß auch Berbinvlichfeiten, die ver Fürſt gegen das Reich hat, 
feine Schmälerung der Souveränität enthalten. Und wenn er fagt, es fei gar nicht 
richtig, daß die germanifche Freiheit den Berfall der kaiſerlichen Macht bebinge, fo 
erhält dies die fpefulative Erflärung, daß, ſowie das bloße Recht der einzelnen 
Glieder als Recht auf atomiftifche Gleichheit führe, ebenfo vie bloße Macht als 
Macht des fittlihen Haltes entbehre, Hingegen aber nur „vie Ehrfurdt vor einem 
Höheren” die an fi felbftändigen Beſtandtheile fittlih und harmonisch zu einem 
Ganzen verbinde. So fpielt hier bei L. das philofophifche Ideal des Reiches Gottes 
herein, welches ihn aud an einen völferrechtlichen chriftlihen Senat aller Bölfer 
denken läßt, und fi in den Ausſpruch koncentrirt, daß das Verhältniß des deut— 
ſchen Reiches zu den Reichsſtänden eigentlich dasſelbe fei, in welchem aud) bie 
allgemeine Kirche (d. h. natürlich nicht etwa die Hierarchie einer fpeciellen Konfef- 
fion) zu den weltlichen Regenten ftehe. Somit erfcheint in ber fpefulativen Idee 
des Bunbesftantes das Princip einer fpirituellen Theofratie, und der deutſche Kaiſer 
ift „jener Anwalt ver idealen Gerechtigkeit, welcher die Chriften gegen vie Ungläu- 
bigen führen, auch Schismen beilegen, kurz Sorge tragen foll, ne quid detrimenti 
respublica et ecclesia capiant“. 

So leitet uns die publiciftiihe Thätigkeit L.'s von felbft in die Philofo- 
phie vesfelben hinüber, welche wir jedoch hier nur nad ihrem allgemeinften Ge- 
halte in Kürze charakterifiren können, ohne auf das Einzelne ihrer Gliederung oder 
auf die Stabien ihrer Entwidlung einzugehen. Leibnig nämlich, deſſen Schriften 
ſämmtlich Gelegenheitsfhriften find, erfaßte in allen Zweigen vorerft völlig auto: 
didaftifch irgend einen principiellen Gedanken und baute hierauf, bald fortfpinnend, 
bald nad) längeren Unterbrehungen, mit Beiziehung eines ftaunenswerthen gelehrten 
Materials, allmälig weiter, fo daß ſich nicht ein alljeitig abgerundetes Syſtem ge— 
ftaltete, fondern nur gleihfam ver einheitliche Genius des vielfeitigen Denkers ben 
gemeinfhaftlichen Grundton oder das umfchlingende Band darbietet. Hiebei aber 
wäre es vielleicht fehr wohl möglich, daß gerade das Rechtsſtudium, welches ja der 
erfte Gegenftand war, an dem ſich der univerfelle Geift L.'s rieb, einen ftill und 
nachhaltig fortwirfenden Einfluß ausgeübt haben künnte, 
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Leibnig zeigt fih uns ald ein Zögling feiner Zeit, infoweit er jenem eigentlich 
fubjeftiven Impulfe eines philofophifhen Princips noch völlig fremd ift und nur 
in der Auffaffung einer objektiven Ontologie verweilt, womit ſich fehr merklich ein 
gewiffes theofophifches Element verfliht. In foldem Sinne ift e8 ber von Spinoza 
und Carteſius her vielbefprochene Begriff der Subftanz, weldher den innerften Kern 
der ganzen L.'ſchen Philofophie bildet. 2. erblidt das entſcheidende Merkmal der 
Subftanz in der thätigen Kraft, welche ſich felbft treibend zwifhen Möglichkeit und 
Wirklichkeit fteht und zu ihrer Aeußerung nur der Wegfhaffung des Hemmniffes 
bedarf (daher fo häufig das Beifpiel vom elaftifhen Körper); fo tft die Subftanz 
mehr als bloße Eriftenz, denn fie trägt den Grund der Veränderung in fid und 
ift ſchwanger mit der Zukunft. Eben darum aber ift die Eubftanz ein Einzelnwefen 
(prineipium individuationis), denn in ber Gelbftthätigfeit Liegt ausſchließende Thä- 
tigfeit oder Repulfion und hiemit das Princip des individuellen Unterſchiedes, und 
ein fol’ individuelles Weſen oder eine Monas fann es nur geben, wenn es auch 
andere von ihr zurüdgeftoßene Monaven gibt. Diefe Wechjelbeziehung aber, nad 
welcher in jedem Einem ein Bieles ausgebrüdt ift, heißt Vorftellung (perceptio), 
und fo ift jede Monade ein vorftellenves Wefen und brüdt durch ihre vorftellende 
Natur (nature representative) die Dinge außer ihr aus; jede Monade ift ein 
Spiegel des Univerfums, aber ein Spiegel aus eigener Kraftthätigfeit. Eben aber 
die Wechielbeziehung, welche hiebei waltet, bringt mit ſich, daß der Monade zugleich 
eine Paffivität anflebt, ohne welde bie Monaden unterſchiedslos einander gleich 
wären, baher Gott felbft, welcher allein vie reine Aktivität befigt, die Monaden 
von dieſem Stoffe der Bielheit micht befreien fann. Und gegenüber nun biefer 
Paffivität erfcheint die Thätigkeit ver Monade als ein Streben (tendance), ftets 
mehr und ftet8 reiner vorftellend zu fein, ein Streben, mit weldem fie nie ganz 
zu Ente fommen fann; baher, während wohl jeve Monas Alles reflektirt, ſich durch 
die Verſchiedenheit derfelben eine Gradabſtufung ergibt, infofern die Art der Bor: 
ftelung bald eine verworrenere, bald eine beutlichere ift. Die unendlich vielen Ab— 
ftufungen aber müffen die erfchöpfte Möglichkeit aller Unterfhiede überhaupt dar— 
ftellen, und biemit wird die Unvollfonmenheit der einzelnen Subftanzen in ver 
Totalität aller Subftanzen wieder in eine von vornherein nothwendige Harmonie 
(harmonie pre6tablie) der erfhöpften Möglichkeit zurüdgenommen, in welcher als 
der abſchließenden Bolltommenheit ver Endzweck aller Monaven liegt. So war vor 
Gott (devant le dieu) ein Wettftreit der Möglichkeiten, Gott verglich fie und 
brachte, da er das Befte wählen muß, das vollfommenfte Wirklihe hervor, over 
„le eoncours de toutes les tendances au bien a produit le meilleur“ ; dies ift 
die metaphyſiſche Mechanik. (Der Zwiefpalt zwifhen den Begriffen „Gott“ und 
„präftabilirte Harmonie” fpringt bei näherer Betrachtung allerdings in die Augen, 
denn fo gefaßt verjagen fi vie beiden Begriffe gegenfeitig, und 8, fpricht das _ 
wirklich Wolgerichtige in jener Einen Stelle, Consid6rations sur le prineipe de la 
vie etc. Opp. ed. Dutens, IV, 1, p. 40 f., aus, wojelbft er die präftabilirte Har— 
monie fofort als Gott bezeichnet, wohingegen hauptfählih in der Theodicee, ent- 
ſchieden feiner ſchwächſten philofophifhen Schrift, der theologiſche Gottesbegriff das 
Uebergewidt erhält.) 

So gewinnt 2, wohl den Begriff der realen Möglichkeit (compossibilite) im 
Gegenfage gegen das blos logiſch Mögliche, aber er geräth bezüglich des kon— 
treten Dafeins der Dinge in einen Spiritualismus, durch welchen wieder ähnlich 
wie bei Spinoza das natürliche Sein verflüchtigt wird, nur war e8 dort die flarre 
Eine Subftanz, während hier es die unendlich vielen Monaden find, in welche fi 
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die Materie fublimirt. Es foll nämlich nur jene nieverere verworrene Borftellung 
die Urfache der Annahme einer Materie fein, infoferne wir mehrere einfache Sub— 
ftanzen als zugleich eriftirend uns vorftellen, während in Wirklichkeit der Körper 
nicht in Ausdehnung, fondern nur in dem Widerftande mehrerer Monaden beruhe; 
fur; die Materie wird als ein Ding der Imagination, als ein Phänomen bezeid)- 
net, vergleihbar dem Regenbogen, welcher als Regenbogen vom Stanbpunfte des 
Beſchauers abhängt, nad feinem wirklihen Weſen aber aus Waffertropfen befteht. 
Infofern aber die VBerworrenheit der Borftellung eine nothwendige Folge obiger 
Paffivität ver Monaden ift, muß die Materie als ein wohlbegründetes (bene fun- 
datum) Phänomen bezeichnet werden, und auch wir Menfchen find durd ein fo zu 
verftehendes Materielles in Wechfelbeziehung mit dem Univerfum gefest. 

Infoweit nämlich in einem Aggregate von Monaden, welches wir uns als 
Körper vorftellen, Eine Monave alle übrigen fo deutlich percipirt, daß biefelben 
ihr gegenüber als überwiegend paſſiv betrachtet werben müſſen, nennen wir eine 
ſolche herrſchende Monade vie Entelehie oder die Seele des Ganzen, wornach L. 
die damals vielbefprochene Frage über die Einwirkung der Seele und ihres Willens 
auf den Leib, fowie umgefehrt, folgerichtig durch die präftabilirte Harmonie er- 
ledigt, infofern eine förmliche Einwirkung gleichfalls dem Scheine (einem „als ob“) 
anheimfalle, in Wahrheit aber die verbundenen Monaten in ihrer Thätigfeit foin- 
cidirend ſich ergänzen. Steigert ſich aber innerhalb jener Orababftufung der Vor— 
ftellungsweifen die herrſchende Gentralmonade im Menſchen zur überwiegenden 
Aktivität — „Apperception" —, fo tritt fie hiedurch als denfende und als wollende 
Seele auf. In erfterer Beziehung, im Denken, bringt fie durch ihr „Streben“ 
dasjenige aftuell zum Vorſchein, was in ihr als einem Spiegel bereits vorlag (mie 
durch das Schleifen die Adern des Marmors hervortreten), und fo konnte 8, zu 
dem fenfualiftifchen Worte „nihil est in intellectu, quod non ante fuerit in sensu“ 
die inhaltsfhweren Worte „nisi intellectus ipse* hinzufügen. Die Dentthätigfeit felbft 
gründet ſich ſonach einerjeits auf die Möglichkeit einer widerfpruchlofen Einheit in 
der Apperception felbft (verites du raisonnement), und andererſeits auf das real 
Wirkliche, welches percipirt wirb (v6rites de faits), und an legteres knüpft fi), da 
für die Wiffenfhaft vie fämmtlihen Data der Thatfahen zur Hand fein follen, 
bei L. das Beftreben nach einer wiſſenſchaftlichen Univerfal-Zeichenfpradhe, mit deren 
Hülfe eine allgemeine Mathematit das gefammte Wiffensmaterial bewältigen folle, 
und ebenfo liegt hierin das innere Motiv, durch weldes 2. zur Gründung von 
Alademieen ſich getrieben fühlte, In völlig entſprechender Weife geftaltet fid) 
die Auffaffung der Seele ald einer wollenven, d. h. auf das Handeln gerichteten; 
bie herrſchende Monas ift als wollende ſowohl in ſich felbft als aud zugleich) 
durch bie übrigen Monaden, melde fie in ſich abjpiegelt, determinirt, und das Han- 
deln kömmt ebenfowenig ohne die Triebe zu Stande, als das Willen ohne vie 
Thatſachen. Der Menfc hat keine reine Freiheit der Willensentfhliegung, da er ja 
auch nicht reine Aftivität ift. Wenn Spinoza den ſich für frei haltenven Menjchen 
einem gefchleuderten Steine gleichftellte, fo verglich ihn 2, mit der ſich nach Norden 
wendenden Magnetnabel, welcher das Bewußtfein über dieſen Zug aufgeht, ein 
Gleichniß, welches Kant dadurch parodirte, daß er ſolches die Freiheit eines auf- 
gezogenen Bratenwenderd nannte. Ziel und Zwed aber aller handelnden Thätigfeit 
ber Seele kann nirgend anders liegen, als daß fie durch eigene Kraft fich felbft 
vervollfommne und hiedurch an der Vollkommenheit, welche durch die präftabilirte 
Harmonie für das Univerfum vorgezeichnet ift, im möglichft erreihbaren Maße 
theilnehme; und fowie 2, in das Gefühl viefer Selbſtvervollkommnung die wahre 
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Gtlüdfeligkeit verlegt, und hinwiederum das Beftreben, den Beftand dieſer Freude 
zu fuhen, als wahre Weisheit bezeichnet, fo ſchlägt er auch den fittlihen Werth 
ver Liebe, als der Freude an der Glüdfeligkeit Anderer, auf das höchſte an, und 
gewinnt hiedurch eine Brüde zur Auffaffung des Chriftentbums als der Welt- 
religion ver Liebe. Die präftabilirte Harmonie, gleihjam das metaphufifche Princip 
ver Liebe, hebt ihn auch über die Fragen bezüglich der Herkunft und Bedeutung 
des Uebels hinweg, infofern das metaphyſiſche Uebel, nämlich die Paffivität der 
Monaden, von vornherein unerläßlih, und das phufifche Uebel, die ſchmerzerregende 
Beihränfung des Wirfens, eine Folge des metaphyſiſchen ift, das moralifche Uebel 
aber- als eine Beſchränkung des wahren Wollens, d. h. als Abwefenheit ver Vol- 
fommenheit, im Weltganzen zugelafjen fein fann, damit es dort wie bie nothiwen- 
digen Schatten eines Gemäldes oder wie die nothwendigen Diffonanzen in ver 
Muſik ſchließlich harmoniſch ſich auflöfe, 

Bei einer ſolchen philoſophiſchen Weltanſchauung, welche in der präſtabilirten 
Harmonie das fortwährende Band zwiſchen Makrokosmus und Mikrokosmus beſitzt, 
und bei einer derartigen Auffaſſung der menſchlichen Thätigkeit darf es uns nicht 
wundern, daß L. ven Umkreis des Rechts nach feiner fpecififchen juriſtiſchen Seite 
nicht ausgefhieden bat, fondern das Recht im allerweiteften Sinne verftand und 
fo auf tie göttliche Gerechtigkeit ald auf ein Weltprincip begründete. Indem er 
aber überhaupt das Göttliche von dem Standpunkte einer „natürlichen Theologie‘ 
aus behandelte, ftand er dabei denjenigen, welche zu feiner Zeit das Recht auf vie 
unmittelbare chriftlihe Offenbarung zurüdführen wollten, ebenfo ferne, als ihm 
andererfeits aud die übrigen damals vorliegenden Naturrechtslehren als verfehlt 
‚oder einfeitig erfcheinen mußten. So befämpft er auch in der That nicht blos das 
fenfualiftifhe Motiv des Hobbes, ſondern aud das Soctalitätsprincip des Hugo 
Grotius, und die äußerlich formale Wendung, welche demfelben Pufendorf gegeben 
hatte, und ebenfo fehr auch vie Wohlwollens-Moral Cumberlanbs. 

Leibnig ift nämlich, wie ſich von ſelbſt verfteht, wohl hinreichend juriftifch ge- 
bildet, um auch den Begriff des „Rechtes“ zu erfaflen, aber als Philofoph ftellt 
er den Begriff des „Gerechten“ ober ver „Gerechtigkeit“ derartig an die principielle 
Spite, daß ihm das Recht durchweg nur als eine Erfcheinung und ein Er- 
zeugniß der Gerechtigkeit gilt, und während er fo einen nicht juriftiihen Stand- 
punft einnimmt, welden das ganze Mittelalter von den Stoifern geerbt hatte und 
mit Umfegung in chriſtlich Theologifhes fortipann, verfteht er dieſe Anfhanung im 
Sinne der natürlihen Theologie, d. h. feiner präftabilirten Harmonie, und fann 
nun bie reihe Entfaltung der menſchlichen Rechtswiſſenſchaft als das Wögeleitete 
neben dem primitiven Göttlihen als der Duelle des Rechtes berüdfichtigen. 

Was das Erftere, die Rechtswiſſenſchaft, betrifft, jo müffen wir in 2. einen 
Borläufer fpäterer Richtungen und Beftrebungen erbliden, wenn er in ver Nova 
methodus (welche übrigens eine ziemlich ſchablonenmäßige Enchklopädie aller Wiffen- 
haften enthält) die Jurisprudenz in vier Zweige theilt, indem bie „pofitive" in 
den autbentifchen Rechtsbüchern vorliege, vie „hiſtoriſche“ den Urfprung und bie 
Veränderungen der pofitiven Gefege entwicle, die „eregetifche” die gefammte Technik 
ber Interpretation (auch die fog. juriftifche Logik, wovon bie Schrift De casibus 
perplexis eine Ausführung enthält) an den authentifhen Büchern zur Anwendung 
bringe, und endlich die „polemifche” vie in den Geſetzen nicht vorgefehenen Fälle 
nad Bernunft und Analogie zu erörtern habe. Dabei auch fühlt fi) L. von dem Corpus 
iuris, deſſen Ordnung ſich zu einer richtigen Methode wie sus ad Minervam ver- 
halte, vielfach abgeftoßen, und fowie er im Intereffe reformatorifcher Beftrebungen 
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den Wunſch ausſpricht, daß bei einer neuen Kodifikation die einheimiſchen Rechte 
und die Billigkeit als Baſis benützt werden ſollen, das Corpus iuris aber über- 
haupt keine Geſetzeskraft haben möge, ſondern nur theoretiſch gleichſam als Lehrer 
betrachtet werben könne (Epist. ad Kestn. Opp. IV, p. 269), jo verſuchte er ſelbſt 
einen Entwurf, in weldem der gefammte Inhalt der römifchen Rechtsbücher nad) 
einem anderen Plane, im Ganzen nad) der fog. Pandekten-Ordnung, konſequent 
vereinigt fein follte (Ratio corp. iuris recone.), und wünſchte au, daß zur Ber- 
meldung des Zwiefpaltes zwiſchen theoretifcher Kompilation und praktiſch Thatſäch- 
lihem ein ganz kurzer Ueberblid des Rechtes nad Art einer Landkarte entworfen 
und in einem Nucleus der möglichft präciſe und kompendiöſe Wortlaut der Geſetze 
zufammengefaßt werde (Bedenken welchengeſtalt d. Juſtizweſen :c.). 

Während aber 2. die Methode der Rechtswiſſenſchaft nah ihren wefentlichen 
Unterſchieden zu gliedern verjucht, ift e8 gerade bie einheitliche Definition der Juris- 
prubenz felbft, weldhe uns bei ihm auf das metaphufifche Princip zurüdlentt, und 
die rehtsphilofophifche Anfchauungsmeife, welche L. ſchon in feinen Erftlingsarbeiten 
(Spec. difficult., Spec. certit., D. cas. perpl., ja auch Ars combin.) beurfundet, 
indem er ſchon damals das „Naturrecht" als letzte Duelle aller Entſcheidungen 
bezeichnete, durchzieht in allmälig reicherer Fülle und fchärferer Durdführung aud) 
feine fpäteren Schriften. Nämlich bereitS in der Nova methodus befinirt er bie 
Jurisprudenz als die Wiſſenſchaft vesjenigen, was in einem beftimmten vorliegen- 
den Falle Recht ift, oder allgemeiner als die „Wiffenfhaft ver Handlungen, infofern 
fie gerecht oder ungerecht heißen” (scientia actionum, quatenus iust® vel iniustz 
dicuntur); und wenn jodann als „gerecht und ungerecht“ dasjenige bezeichnet wird, 
„was öffentlich nützt oder ſchadet, nämlich öffentlich, d. h. erftens der Welt ober 
Gott ihrem Regierer, zweitens dem Menſchengeſchlechte, und brittens dem Staate”, 
und diefen Sinn num auch die alte Einteilung in göttliches, menfchliches, bürgerliches 
Recht erhält, jo befinden wir uns hiemit lediglich auf vem philofophifchen Standpunfte 
8.8, und verftehen ſchon, wie er feinerfeits e8 meinen konnte, wenn er fagt, daR Natur: 
recht folle aus der innerften Philofophie und den Handlungen ver Völker abge- 
leitet werben (Borr, 3. Cod. dipl.), oder wenn er klagt, daß beim Naturrechte fo 
Wenige das innere Princip der Philofophie beigezogen hätten (Brief an Maglia- 
bech, Opp. V, 118), Er faßt ja bie „allgemeine Gerechtigkeit" ins Auge, welde 
nit etwa blos in den äußerlichen Handlungen over in den Befehlen eines Herr- 
ſchers oder überhaupt nur in Zwang und in Rechtsgeſetzen, fondern in der Natur 
der Sache, d. h. in der unveränverlichen Natur der Dinge oder, mit andern Wor- 
ten, in den ewigen göttlichen Ipeen liege, und wenn fo das Vernunftgebot eine 
allgemeine göttlihe Gerechtigkeit enthalte, dürfe man das Innere des Menfchen nicht 
blos als Sache der Moraltheologie bezeichnen, ſondern gerade bie innere Vernunft 
fei Gegenftand der allgemeinen Philofophie (Monita ad Pufend.), — kurz in folder 
Beziehung müfjen auch die inneren Handlungen nah dem Rechtsgebote vollbracht 
werben (Epist. ad Kestn. Opp. IV, ©. 262). Alle Tugenden, foweit fie fih auf 
Mitmenfhen beziehen, gehören zur Gerechtigkeit, und fo ift „vie Gerechtigkeit bie 
bie Gemeinfhaft erhaltende Tugend“(Def. eth., Opp. phil. ed. Erdmann, ©. 670), 
wobei natürlich 2. die volllommenfte Gemeinſchaft, d. h. das Univerfum oder Die 
präftabilirte Harmonie im Auge hat, und daher auch fagen kann: „Gerecht ift ver 
Menſch, wenn er aus vernünftiger Liebe fein und feiner Nächten Wohl auf bie 
göttliche Vollkommenheit bezieht, durch welche Gott das Befjere wählt“ (ebend.), 
ober in dem nämlichen Sinne: „Gerechtigkeit ift die der Weisheit konforme 
Vollkommenheit, fofern eine Perfon im BVerhältnifie zum Wohl und Weh anderer 
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Perſonen fteht” (Epist. ad Kestn. ©. 261); am beutlichften aber ift die Beziehung 
auf das innerfte philofophifche Princip ausgefprocdhen in ven Worten: „ver praftifche 
Theil der natürlichen Theologie ift eine gemilje göttliche Jurisprudenz“ (ebend.), 
Liegt ſonach der Unterfchied zwifchen Ethik und Jurisprudenz nur darin, daß erftere 
die Tugend felbft, leßtere aber ven „Nutzen“ ber Tugend lehrt (ebend.), jo haben 
beide die gleiche einheitliche Duelle, welde in der natürlichen Theologie wurzelt, 
und 2. kann ausprüdlichft fagen, daß das Naturreht durch vie bloße „natürliche 
Bernunft”, auch ohne unmittelbare göttliche Offenbarung gewußt werde (Mon. ad 
Pufend.), fowie er jelbft betreffs einer kirchlichen Gemeinfhaft die Offenbarung 
nicht als eine wejentliche Bedingung, fondern nur als verftärfendes Band betrachtet 
(Fragm. „B. Naturrecht“). Hiemit aber fteht 2. auch in der That außerhalb jener 
einfeitigen Standpunkte, von welchen aus zu feiner Zeit jene heftigen Streitig. 
feiten über Socialität und insbefondere über vie Integrität (Zuftand vor und nad 
dem Sündenfalle) zwiſchen Pufendorf, Alberti, Mevius, Rahel, Sedenvorf, Bed- 
mann u. U. geführt wurden, denn nach ber Univerfalität feines Principes trifft 
ihm die Rechtserfenntniß felbft ſchon mit dem Allgemeinsten, nämlich mit dem abfo- 
Inten Harmonismus oder ber in demfelben liegenden Kaufalität Gottes zuſammen. 
„Der Bernuft gehordhen und Gott gehorden ift das Nämliche”. 

Sonach aljo hat das Naturrecht zu feiner Urſache das Licht der ewigen Ber- 
nunft, weldes in uns ift, zu feinem Gegenftande Alles, was in unferer, Freiheit 
des Handelns liegend ſich auf Andere bezieht, d. h. die Intereffen Anderer und 
unfere Macht, zu feinem Zwecke aber die Bewahrung des Wohles derjenigen, welche 
e8 befolgen (Mon. ad Pufend. und Nova meth.). Die „Gemeinſchaft“ ſelbſt nun, 
in weldyer auf ſolche Weife das Recht feine Wirkfamfeit äußert, ift als vollkom— 
menfte im höchſten Sinne das Univerfum, als natürliche aber auf Erden befteht 
fie zwiſchen Mann und Weib, zwiſchen Eltern und Kindern, zwiſchen Herr und 
Knecht (viefe jedoch nicht im Sinne dYer ariftotelifhen Rechtfertigung der Skla— 
verei, denn eine ſolche Verbindung beftehe eigentlih nur zwiſchen „Mann und 
Vieh“), ferner in der Haushaltung überhaupt ald der Bereinigung der vorgenannten, 
fodann in ber bürgerlichen Gemeinſchaft, ſei es Gemeinde oder fei e8 Staat, und 
endlich in der Kirchengemeinfchaft. Außerdem ift zu unterſcheiden, ob eine Gemein- 
Schaft nur auf einen befonderen vorübergehenden Zwed bejchränft fei, oder unbe- 
ſchränkt auf das ganze Leben fich erftrede, und indem jede ver beiden wieder ent- 
weder eine Gleichheit oder eine Ungleichheit der Macht und der Rechte enthält, 
ift, um von der unbefchränften gleichen Gemeinfhaft, d. h. ber Freundichaft abzu- 
jehen, für bie Gerechtigkeit die wichtigfte Gemeinſchaft die unbeſchränkte ungleiche, 
welche bei jedem Berhältniffe eines Herrſchens und Beherrſchtwerdens befteht und 
durch alle obigen Arten der Gemeinſchaft fi hindurchzieht (Fragm. „V. Natur: 
recht"). Bezüglich der völkerrechtlichen Gemeinfhaft liegt der Begriff ver Perfon 
in der Unabhängigkeit und dem Rechte der Waffen, die Verträge aber find das 
Einzige, was zwifchen freien Völkern als „Geſetz“ zu betrachten ift. (Cod. diplom.) 

Aus jenen allgemeinen Grundlagen aber bezüglich des Rechtsprincipes folgt 
die Entwidlung des Einzelnen, welche L. am ausführlicften in der Nova methodus 
gibt; daß er jedoch das dort Geſagte auch in reiferen Jahren im Ganzen nody für 
richtig hielt, erfieht man daraus, daß er den hauptfächlichſten Inhalt ebenfo in ber 
Vorrede zum Codex diplomaticus wiederholt. Der Kern ift folgender: die mora- 
liſche Möglichkeit heißt Recht, und die moralifche Nothwendigkeit heißt Pflicht; 
Gegenftand aller Rechte und Pflichten kann fein der Körper des Gubjeftes oder 
eine Sache oder eine dritte Perfon, und das betreffende Recht heißt im erften Falle 
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Freiheit, im zweiten Vermögen umd im dritten Macht. Die Natur an fi ſchon 
ift Urfache der Freiheit, in welcher als ihr Moment des Nothwendigen vie Pflicht 
liegt, Andere nicht zu Hindern; die Handlung hingegen ift vie Urſache ſowohl des 
Vermögens als aud der Macht, etwas zu thun ober zu leiden; und zwar ift bie 
Handlung entweder Befig, welcher auf die Dinge gerichtet ift, oder Beleidigung, 
aus welder Krieg und Verbrechen folgt, oder Uebereinkunft, in welcher die Quelle 
aller Verträge beruht; aus den Verträgen fließt, da jeder Unterthan dem Staate 
Gehorfam gegen die Gefetse verfpricht, ſowohl das öffentliche Recht, als auch Kris 
minalreht und das gefammte Procefrecht, welches in allen gefällten Urtheilen eine 
Berwirklihung des Moralifchen bezwedt. Allen auf dieſen gefammten Umkreis fi 
erftredenven Rechtsbeftimmungen liegt das Naturreht in einer breifadhen Grad— 
abftufung zu Grunde; nämlich zunächſt ift e8 das eigentliche Recht im engeren 
Sinne, ius strietum, entfpredend der ariftotelifchen ausgleichenden Gerechtigkeit 
und bemjenigen, was Hugo Grotius facultas genannt hatte, und indem auf biefer 
Stufe das Recht des Krieges und des Friedens beruht, enthält fie das Gebot, 
Niemanden zu verlegen (neminem ladere), damit eben nicht das Kriegsrecht ein- 
trete; fodann aber in zweiter Stufe entfpricht das Recht der austheilennen Gerech— 
tigkeit des Ariftotele® und der aptitudo des Grotius, und tritt als Billigfeit 
(equitas) in dem Gebote auf, Jedem das Seinige zu geben (suum cuique tribuere), 
wodurch die Harmonie und der allgemeine Nuten pofitio hergeftelit werben; und 
endlich in dritter Stufe ift das Recht als Pietät (pietas) die „allgemeine Gerech— 
tigfeit“, welche in bem Gebote, ehrbar zu leben (honeste vivere), ebenfo fehr alle 
Tugend umfaßt, als fie auf dem Willen eines höheren, nämlich auf dem natür- 
lihen Willen Gottes, beruht und hiedurch das wahre „phufiihe Band“ enthält, 
welches ven beiden erften Stufen noch mangelte. Und fowie der je höhere der brei 
Grade auch der je vollfommenere ift, jo empfangen alle Grabe erft durch vie Pietät 
ver allgemeinen Gerechtigkeit ihre VBollfommenheit und biemit ihre Wirkung. So 
fallen der Nuten des Menfhengefhlehts und die Harmonie der Welt mit dem 
göttlihen Willen zufammen, und Princip aller Geſetzgebung ift jener Nuten des 
Staates, welher für ihn das Nämliche ift, was bie göttliche Gerechtigkeit für den 
univerfellen Weltftaat ift, daher auch das Recht es nicht bevarf, feine verbindende 
Kraft erft durch äußeren Zwang zu erhalten, fondern der Zwang ſchon ar ſich im 
Weſen des Rechtes Liegt, weil eben das Recht in feinem tiefften Örunde das Wefen 
des Menfchen jelbft ausmacht, welder in feinem engeren Kreife die göttliche Ge— 
rechtigfeit des Univerfums nachahmend darſtellt. 

So ſcholaſtiſch nun hiebei die Beziehung auf die drei fog. præcepta iuris Flingt, 
fo hat 2. durch die Art und Weife, wie er fie auffaßt und ſchließlich in das theo- 
fophifhe Moment der präftabilirten Harmonie fublimirt, doch einen Stanvpunft 
gewonnen, weldher ihn fir die Nedhtsphilofophie ebenfo fehr über ‚vie Einjeitigfeiten 
der jenfualiftiihen Annahme eines Krieges Aller gegen Alle und ver fentimental- 
ivealiftiihen Hypotheſe des Wohlmollens hinaushebt, wie auch der Kern feines philo— 
ſophiſchen Syſtems, die Monabologie, den Gegenſatz empiriſcher Individualität und 
transcenbenter Idealität durch eine außerhalb beider eingenommene Stellung auf- 
zulöfen verfudht. 

Die präftabilirte Harmonie des Univerfums ift der verfühnende Grundgebanfe, 
in welchem ſich für 2. jeder Zwiefpalt löst, und fo konnte es auch nicht anders 
fommen, als daß er da, wo ein ſchneidender Zmwiefpalt in die Wirflichfeit und vor 
Allem in das ftaatlihe Leben eingriff, mit Hingebung an Vermittlungsplänen ſich 
betheiligte. Es hat einen tieferen Grund, daß L. in vie damaligen Beftrebungen, 
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Katholiecismus und Proteftantisnns zu vereinigen, felbftthätig eingriff I); das im 
weſtphäliſchen Frieden liegende Princip der Gleichberechtigung beider Konfefftonen 
hat er gleihfam in die metaphyſiſchen Anfhauungen umgeſetzt in fi getragen, 
und fo läßt er in allgemein fpelulativer Beziehung die Dogmenunterfchieve fallen, 
wiberfteht aber eben darum jeder an ihn gerichteten Zumuthung, perfönli durch 
Konverfion e8 zu beurfunden, daß er die Konfeffionen gleichftelle. So fpridt L. 
von einer „inneren Kommunion", in welder man ſich mit einer beftimmten kon— 
feffionellen Kirche befinden fünne, während man aus guten Gründen vie äußere 
Kommunion meide, und indem ihm ber Partifularismus einer jeden Alleinfelig- 
madhungslehre widerſteht, venft er am eine „allgemeine, d. h. wirklich katholiſche 
Kirche", melde auch die Proteftanten umfaffe, und ſowie ihn biebei das philofo- 
phiſche Motiv der im Harmonismus waltenden Liebe leitete, fo hegt er auch den 
idealiſtiſchen Wunſch, eine foldhe Einheit in der Erſcheinung verwirklicht zu ſehen, 
und hieraus fließt jene gleihfam romantifhe Auffaffung des Papftes als eines 
„direeteur* aller Biſchöfe und Priefter der gefammten ungefpaltenen Chriftenheit, 
womit ihm wieder von ber ftantlichen Seite her der idealifirte Begriff des Heiligen 
römifchen Reiches übereinftimmt. Und wenn endlih %. aud für die Vereinigung 
der Proteftanten und ter Reformirten unter fi thätig war, fo waltet dabei in ber 
Hauptſache das gleiche Motiv, nur in einem engeren Kreife und zugleich durch bie 
fonfreten politifhen Berhältniffe Deutſchlands bedingt, infofern namentlich feit dem 
Mebertritte des Kurfürften von Sachen zum Katholicimus ein einheitliches Gegen- 
en des Proteftantismus in Hannover und Preußen gegen vie fatholiichen 
taaten als erforderlich erichien. 

Literatur: Ueber 8.3 Philofophie im Allgemeinen die größeren Werfe 
über Geſchichte ver Philofophie von Erdmann (3. Band) und H. Ritter (12. Band); 
dann Ludwig Feuerbach, Darftel. u. Kritik d. L.'ſchen Pilof. Lpzg. 1840. Kuno 
Fiſcher, ©. W. Leibnig u. feine Schule, Mannh. 1855 (bei großer rhetorifcher 
Gewandtheit nicht ohne beveutende Mißverſtändniſſe). Specieller über die Rechts— 
philofophie: Hinrichs, Geſchichte der Rechts- und Stants-Principien, 3. Band 
CEpzg. 1852). Brantl, 
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Die politiſche Bedeutung Gotthold Ephraim Leſſings, von der allein 
das Staatswörterbuch zu reden hat, wird gewöhnlich unterſchätzt, weil ſie uns nicht 
in unmittelbarer Erſcheinung aus feinen Werfen entgegen tritt. Leſſing hat feine ein⸗ 
zige Schrift von ſtaatswiſſenſchaftlichem Inhalte over direkter politifher Tendenz 
herausgegeben nnd trotzdem eine tiefer gehende und nadhhaltigere politifche Wir- 
fung auf die deutſche Nation ausgeübt, als alle deutſchen ſtaatswiſſenſchaftlichen 
und politiſchen Schriftfteller feines Jahrhunderts, denn vor allen andern ift Leffing 
als der geiftige Befreier feiner Nation zu ehren. 

Wie faft alle Heroen ver neueren deutſchen Literatur ift auch Leffing von 
bürgerliher Abkunft. Er wurde zu Kamenz in der Oberlaufig als der Sohn 
eines lutheriſchen Stabtpfarrer8 am 22. Januar 1729 geboren und ftarb am 15. 
Februar 1781 zu Braunſchweig, als Biblisthefar von Wolfenbüttel. Sgin ganzes 
Leben hindurch Hatte er mit dkonomifchen Schwierigkeiten zu fämpfen, welche 


ı) Ein Aueh von Julian Schmidt in den „Grenzboten“ 1860 Nr. 44 u. 45 fügt zu dem 
bierüber ſchon Bekannten vieles intereffante Neue hinzu. . 
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einer fo feinen und auch wechſelnder Genüffe bebürftigen Natur befonders un- 
leivlih wurden. Seine Eltern befaßen nur ein ganz geringes Bermögen, aber fie 
hatten eine zahlreihe Nachkommenſchaft, für deren Unterhalt das mäßige Einfom- 
men des Vaters nur ſpärlich forgen fonnte. Als er ftarb, bedurfte es fürftlicher 
Vorſchüſſe, um feine Leiche dem Nange gemäß zu beftatten, ven er damals behaup- 
tete. Die Gunft des Publikums war ihm faft immer zugethan; die beften Männer 
ehrten in ihm ihren Führer; zuweilen wurde fein Leben durch den hellen Glanz 
großer literarifcher Erfolge beleuchtet; aber nie ward ihm das Glück einer forgen- 
freien Lage und eines behäbigen Hausftandes zu Theil. Die öffentliche Stelle, für 
welche er vorzugsmeife fich berufen fühlte und dem Könige Friedrich dem Großen 
vorgefhlagen warb, erhielt ein franzöfifher Benediktiner — von vieler Gelehrſam— 
feit aber ganz beſchränktem Verſtand, nicht Leſſing, den beſſer zu würbigen ber 
geiftreihe König zu befangen und zu eigenfinnig war. 

Nicht einmal der Segen des Yamilienlebens war ihm gegönnt. Als es ihm 
nad vieljährigem Warten endlich gelungen war, die Frau feiner Wahl in fein 
Haus einzuführen, ftarb fie ihm bald darauf mit dem Knaben, den fie ihm ge- 
boren hatte. Wie tief ihn dieſer Berluft verwundet und wie empfindlich gefchmerzt 
babe, fühlt jever Lefer aus den Briefen mit, die er damals gejchrieben: „Ich 
wollte e8 aud einmal fo gut haben, wie andere Menfchen, aber es ift mir jchlecht 
befommen.“ — „Meine Frau ift tobt; und dieſe Erfahrung habe id nun auch 
gemacht. Ich freue mi, daß mir viel vergleichen Erfahrungen nicht mehr übrig 
fein können und bin ganz leiht. — Du wirft mid) nie wieber fo fehen wie Mo- 
jes mich gefehen, fo ruhig und zufrieden in meinen vier Wänden. Wenn ich mit 
ber einen Hälfte,meiner übrigen Tage das Glüd erfaufen könnte, die andere mit 
ihr zu verleben, wie gern wollt’ id es thun.“ 

Das Schidjal belud ihn mit Mühfal aller Art und Half ihm nur wenig 
nad. Er hatte eine glänzende Ausftattung von Gemüthsfräften und geiftigen 
Fähigkeiten von der Natur empfangen, aber im Uebrigen war jeder Fortſchritt 
jeines Lebens vornehmlich feiner eigenen Anftrengung und Arbeit zu verbanten. 
In ftetem Kampfe mit ven Wiverwärtigfeiten und Hemmniffen, die ihn umgaben und 
ihm auf jedem Wege entgegen traten, mußte fich der Adel feines männlichen Charakters 
ausbilden und bewähren und die ſcharfe Schneide feines Geiftes ihre Macht erproben. 

Leffing gehört ganz und gar dem modernen Leben an, dem er in Deutſchland in 
feiner bürgerlichen Art als Literat im beiten Sinn des Worts ebenjo Bahn gebrochen 
bet, wie Friedrich der Große ald Staatsmann und Gefeggeber. Wenn ihn aber Ger: 
vinus „das Revolutionsgenie feiner Zeit" nennt, ſo paßt dieſe Bezeihnung wenig 
zu feinem Charakter und Wirken. Allerdings räumt er gewaltig auf mit den her- 
gebrachten Vorurtheilen und Mißbräuchen, er fürchtet ſich nicht, jede Autorität 
nad den Gründen zu fragen, auf die fie ſich zu ftügen fucht, und wenn biefe 
Gründe überhaupt nicht oder nicht mehr Beftand und Kraft haben, die Autorität 
zu verwerfen; er läßt ſich weder durch den Heiligenfchein des herkömmlichen Glau— 
bens blenden, noch durch hohes Alter oder Vornehmheit imponiren. Bon Grund 
aus jchneidet er die traditionellen Irrthümer aus und wirft fie ohne Erbarmen 
weg. Aber in allevem verführt er nie mit fnabenhafter Zerftörungsmuth oder 
Leichtfinn. Immer prüft er mit gewiffenhaftem Ernft und bemüht ſich aufrichtig, 
den noch gefunden Kern zu retten, während er vie überreife Schale ablöst und 
bejeitigt. Defhalb ift feine Kritik fo ſcharf und zugleih jo fruchtbar. Sie reinigt 
und fördert mehr als fie verneint. Er ift ein feltenes Beifpiel eines entſchiedenen 
liberalen, ver fih von allem Rapifalismus rein hält. 
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Der ſtärkſte Trieb in ihm iſt das Streben nach Wahrheit, das nach 
ſeiner Meinung von höherem Werthe für die Menſchen iſt als der ruhige Beſitz 
der Wahrheit ſelbſt: „Denn nicht durch den Beſitz, ſondern durch die Nachfu— 
chung der Wahrheit erweitern ſich ſeine Kräfte, worin allein ſeine immer wach— 
ſende Vollkommenheit beſteht. Der Beſitz macht ruhig, träg und ſtolz. Wenn Gott 
in feiner Rechten alle Wahrheit und in feiner Linken den einzigen inneren und 
regen Trieb nah Wahrheit, obſchon mit dem Zufag wieder immer und ewig zu 
irren, verſchloſſen hielte und ſpräche zu mir: wähle! ich fiele ihm mit Demuth in 
feine Linke und fagte: Vater, gib! die reine Wahrheit ift ja doch nur für dich 
allein." An dem Vorbilde Leffings kann die deutſche Jugend ächte Kritif lernen und von 
feinem Beifpiele fich zu männlicher Wahrhaftigfeit ermuthigen und anleiten laſſen. 

Schon als Stubirender auf der Univerfität durchbrach er die engen Schranfen, 
in denen ihn bie elterlihe Sorge feftzuhalten fid vergeblich bemühte. Sein Um- 
gang mit Komdbianten war für die ängftlihe Mutter ein Schreden und felbft 
für den verftändigen Vater jehr bevenflih. Er behauptete das Necht feiner indi— 
vinuellen Natur, einen andern als den väterlichen Beruf zu erwählen, mit Ent- 
ſchloſſenheit und ließ fidh’8 nicht nehmen, Alles zu thun, was für die Entwidlung 
feiner Eigenart nöthig und zuträglich erfchien, auch wenn es den etwas philiftro- 
fen Gewohnheiten feiner Baterftadt und feines heimatlihen Haufes miderftritt. 
Aber auf dem gefährlichen Wege, ven er ging, verſank er nicht in gemeine Lie— 
berlichkeit und bewahrte auch die Pietät gegen die Eltern unverfehrt. Durch feine 
ernften Arbeiten bewies er, daß er nicht aus Leichtfinn, fondern ven Anforderungen 
feiner Natur gemäß bie gewöhnliche Lanpftraße der Ausbilvung verlaflen habe. 

In derſelben Weife befreite er fi von dem Hochmuth und der Pedanterei 
des gelehrten Zopfs. Er durfte der gelehrten Bornirtheit fpotten, weil er gelehrter 
war als die Meiften und zugleih der Welt offenbaren konnte, daß das iwiffen- 
ihaftlihe Denken und fünftlerifhe Zeugung einen höhern Werth haben als alle 
bloße Gelehrfamfeit. Er fpottete nicht, um die eigene Trägheit und Unmwiffenheit 
zu entſchuldigen. Sein Spott dedte die vorhandenen Mängel und Schwächen auf 
und fpornte zur Befferung an. Sein Wit ift nicht ein eitles Spiel mit Worten, 
fondern würzt ben fittlihen Ernft, den er begleitet und dem er eine willfommene 
Aufnahme fichert. 

Wie ein frifher Oſtwind, der die Nebel zerftrent und die Dünfte verjagt, 
bat fein Kampf mit dem hamburgifchen Paftor Göze gewirkt. Die ftarr gewordene 
verdammungsſüchtige Orthodoxie hielt damals nod die Theologie auch der Prote- 
ftanten gefangen. In den Wolfenbüttler Fragmenten von Reimarus, die Leffing 
herauszugeben den Muth hatte, legte er den Theologen eine Reihe von wifjen- 
ſchaftlichen Problemen vor, die fie nicht zu löfen wußten, und die fie doch nicht 
mehr umgehen fonnten. Es half auch der geiftliche Zorn nicht, der zu den Bann— 
ftrahlen der Berkegerung griff. In einem Prachteremplare der orthodoren Bornirt- 
heit und bes unchriſtlich-kirchlichen Eifers geißelte Leffing mit ſchwer treffenden 
Hieben die ganze verbreitete Gattung folder Paftoren. Er nöthigte zur Prüfung, 
zum Denfen. Luther hatte den alten Kirchenfagungen gegenüber vie lebendige 
Slaubenstraft wieder erwedt und bie Quellen des religiöfen Gemüthslebens ge— 
reinigt. Leſſing aber befreite die wiffenfchaftliche Geiftesarbeit von den Banden ber 
berfömmlihen Kirhenautorität und reinigte die Erkenntniß durch feine kritiſche 
Unterfheidung von dem Wufte überlieferter Irrthümer und Unklarheiten. Die 
Göze find freilich auch jegt nod nicht verfhwunden, aber fie find feit Leſſing 
ungefährlih geworben. 
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Auch in ‚den theologifhen und religiöfen Dingen wirkte Leffing nur refor- 
mirend, nicht revolutionär. Er unterfhied fih darin fehr von ver damaligen Ber- 
liner Schule, welde unter dem Schuge Friedrichs II. in falſchem Aufklärungseifer 
bie Kirchenlehre durch ein neumodiſches Bernunftchriftenthbum zu verbrängen fuchte, 
bei dem man nach Leſſings Ausprud „nicht abjehen konnte, weder wo ihm bie 
Bernunft noch wo ihm das Chriftenthum eigentlich füge". 

Die ganze proteftantiihe Theologie war damals noch in einer Inechtijchen 
Verehrung der Bibel befangen. Zwar hatte ſchon vor Leſſing Semler es unter- 
nommen, aud den bibliihen Kanon einer „freien Unterſuchung“ zu unterwerfen. 
Aber Leſſing, obwohl er von der Wechtheit der Evangelien überzeugt war, brachte 
zuerft wieder den Unterſchied zwijchen einem Buche und einer lebendigen Religion 
zur Klarheit, und indem er zeigte, daß die hriftliche Religion nicht durch die Schrif: 
ten bes neuen Zeftamentes begründet worden noch von benfelben abhängig fei, 
ftürgte er das ganze Gebäude der damaligen Theologie um, aber wies zugleich) 
auf die Lebensfraft des Chriftenthums bin, deſſen tiefere Erfenntniß zu einer 
neuen beſſern Theologie führe. Heute noch verfpricht feine Kritif neue wiſſenſchaft— 
liche Früchte, tie Arbeiten find nod lange nicht vollzogen, zu denen er den Anftoß 
gegeben hat. Wie wichtig ift ver Unterfchied, den er hervorhob zwiſchen „ver Reli- 
gion Chrifti d. h. derjenigen Religion, bie Chriftus als Menſch jelbft erfannte 
und übte und ber chriſtlichen Religion, melde Chriftus zu einen Gegenftande 
der Verehrung macht“; und heute noch wie wenig begriffen. (Vgl. oben den Art. Chri- 
ftenthum.) Wie folgenreidy ift ver Sag, ven Lejfing ausſprach: „Geſchichtswahr— 
heiten (alfo aud die Offenbarung) können ver Beweis von nothwendigen Ver— 
nunftwahrheiten nie werben ;" und wie wenig heute noch beachtet. 

Weit über das Gebiet ver Theologie hinaus muß die Entknechtung des wiffen- 
ſchaftlichen Denkens führen, die wir Leſſing vornehmlich verdanken, wenn er vie 
Theologen von dem geiftlähmennen Buchſtabendienſt befreite Lag nicht 
vie Philologie und die Jurisprubdenz im ähnlichen Buchftabendienft gefangen? 
Waren nicht die Philologen gewohnt, die alten klaſſiſchen Schriften mit ebenfo 
ftumpffinniger Demuth zu betrachten, wie die Theologen die Bibel? War es den 
Juriften eher Har, daß die Gefege mehr noch der Ausdruck des lebendigen Rechts 
als deſſen Grund und Duelle feien, als ven Geiftlihen gewiß, daß das 
Chriſtenthum nicht das Werk der heiligen Schriften fei? In allen diefen Bezie— 
hungen hat ver Anftoß, ven Leffing gegeben, nod nicht das Ende feiner Wirt: - 
famfeit erreicht. Wir müffen fort und fort daran erinnern, welhe noch ungebahnte 
Wege er dem Wahrheitsftreben eröffnet hat. 

Bei alledem war es Leffing nicht um die Gelehrten zu thun. Er arbeitete 
für die geiftige Ermedung, Befreiung und Beredlung feines Volks, und weiter 
noch für die Fortbildung der Menfhheit. Defhalb bemühte er fi, die größten 
und fruchtbarften Wahrheiten in eine gemeinverftändlihe Yorm zu faffen und für 
Jedermann zugänglich und anſchaulich zu machen. Er ſprach fie in furzen Elaren 
Säten in Profa aus, und er führte fie in dem reihen Schmud der Poefie dem 
Bolfe vor. 

As die „Erziehung des Menſchengeſchlechts“, viefe reiffte 
und ebelfte Frucht ver Leffing’ihen Wiffenfhaft, zuerft erſchien (1780), wurde fie 
nur wenig beachtet und noch weniger verftanden. Heute wird es nur wenige ge- 
bildete Männer in Deutfchland geben, welche fie nicht fennen und nicht durch die— 
jelbe geiftig angeregt worben find. Leſſing wußte wohl, daß er ziemlich einfam auf 
der Höhe fand, von der aus fid ihm eine „entzüdende Ausſicht“ eröffnete. Den 
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Gedanken, die religtöfe Offenbarung als Erziehung des Menſchengeſchlechts zu 
fafien, hatten aud Ältere Denker vor ihm gehabt, aber er zuerft hat dieſen Gedan— 
fen mit dem Fleiße ausgebildet und mit der Energie ausgefproden, durch melde 
eine geiftreihe Bemerfung in eine leuchtende Wahrheit verwandelt wird. Inbem 
er auf dieſe Weiſe die dauernde welthiftorifhe Bedeutung aud des Chriftenthums 
und ver Kirche gegenüber den Verächtern beider ſchützte und gleichzeitig dem Irr— 
thum terer entgegentrat, welche das reifere Tebensalter der Menſchheit nody unter 
die Gefege ihrer Kinvheit und Jugend einzwängen wollen, jchaute er im Geifte 
ihon vie Nähe des „neuen ewigen Evangeliums", weldes ven 
Neuen Bund ebenfo übertrifft, wie der neue Bund ven alten Bund, in welchem 
der erzogene Menſchengeiſt feine Pflicht felbft erkennt und üben lehrt. / 

Ihren glänzendften Triumph bat vie religiöfe Humanität Leſſings in dem herr- 
lichen Drama „Nathan der Weife gefeiert. Damals (1779) fagte Leffing: 
„er Tenne feinen Ort in Deutfhland, wo dieſes Stüd ſchon jetzt aufgeführt wer- 
den könnte,“ und rief „Heil und Glüd. dem Orte zu, wo es zuerft aufgeführt 
wird", Es mußte vorher noch die Revolution Europa erfhüttern und umgeftalten, 
bevor e8 im Theater gegelen ward. Dann nod mußte vie liberale Kühnheit Schil- 
lers und die Empfänglicdhfeit des Hofes von Weimar fih zufammen finden, um 
viefes edelſte deutiche Drama tem Volke vorzuführen. Gegenwärtig gibt es feinen 
beveutenden Drt in Deutfchland mehr, wo Leffing gehindert würte, die Kanzel 
der Bühne zu befteigen und in dem Nathan zum Aerger aller Zeloten feine präch— 
tige Predigt gegen die religtöfe Eitelfeit und Selbftgefälligfeit und gegen den kirch— 
lihen Berkegerungseifer vor allem Volke zu halten. 

In der religiöfen Duldſamkeit ift alle andere edle Duldſamkeit enthalten, in 
der Achtung der Glaubensfreiheit alle übrige Geiftesfreiheit inbegriffen. Indem 
Leffing für jene feine Siege erfocht, verfhaffte er auch dieſer Anerfennung. Auch 
Boltaire, der etwas Ältere Zeitgenoffe Leifings, hat in diefer Richtung befreiend 
gewirkt; aber wenn ber Franzofe und der Deutfhe an VBerftand und Wis einan- 
ver ebenbürtig und an literarifchem Ruhm bei ihrer Nation vergleichbar find, fo 
ift doch Leffing durch feinen Charakter und feine Wiſſenſchaftlichkeit dem genialen 
Boltaire fehr Überlegen. Auf die Frivolität und Liederlichkeit, mit der Voltaire bie 
religiöfen Vorurtheile und die kirchliche Autorität angriff, mußte die Rebolution 
folgen, ver fittlihe Ernſt und die Wahrhaftigkeit, welche Leffing in feinen Käm- 
pfen bewährte, konnte die Hoffnung erweden, daß Deutſchland durch die Reform 
gereinigt werde. 

Die einzige allgemein befannte Schrift, in welcher Leffing den Staat und bie 
bürgerliche Geſellſchaft näher befpricht, obwohl er fogar da auf einem Ummege das 
Ziel anftrebt, find „Ernft und Salt, Öefpräde für Freiman- 
rer". (1778—1780.) Nicht die einzige freilich, weldye er verſuchte. Schon eine 
feiner erften Iugenvarbeiten, die Bearbeitung der Tragödie Henzi — Henzi wurde 
im Jahr 1749 zu Bert hingerichtet und fofort nahm der Jüngling Leffing dieſen 
gleichzeitig erlebten Stoff in Angriff — hatte eine eminent politifche Bedeutung. Er 
wollte darin, nad) feiner eigenen Ausfage: „ven Aufrührer im Gegenfage mit dem Pa- 
trioten und den Untervrüder im Gegenfage mit dem wahren Oberhaupte ſchildern. 
Henzi ift der Patriot, Ducret der Aufrührer, Steiger das wahre Oberhaupt und die— 
fer oder jener Rathshere der Unterbrüder.” Auch über die „deutſche Freiheit” und 
über bie Reihsverfaffung hat er Studien gemacht, die unter andern äußern Umftän- 
den wohl zu foftbaren Werfen geführt hätten. Aber es ſah damals in dem verweſenden 
heiligen römifchen Reiche fo ganz elend aus, es fehlten fo völlig die Bedingungen zu einer 
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politifden Reform, daß aud ein Mann, wie Leffing, es vorzog, eher noch ven reli- 
giöfen als den politifhen Fragen feine Zeit und Kraft zu widmen. Woran follte 
er fi halten, an den Kaifer und das Reid, die nur als mittelalterliche Ruinen noch 
ein Interefie hatten, oder an die Ariftofratie der Yandesheren, melde fich felbftfüch- 
tig in das zerriffene Reich theilten und ben fremden Höfen dienſtbar waren — in 
ver Emilia Galotti ſchilderte und züchtigte er die fittenlofe Wirthichaft der 
feinen Tyrannen —, oder an den Abel, deſſen mittelalterliche Grundlage eingeftürzt 
wer, oder an bie Bürgerfchaften der Städte, die ohne alle politiſche Bildung und 
ohne politifches Streben waren, von den untern Bolfsklafien zu ſchweigen, die in 
ftumpfer Unwifjenheit und Unterwürfigfeit ihr Leben zubrachten. Der einzige deutſche 
Staat, den ein großer Staatsmann und König nah den Berürfniffen ver neuen 
Zeit einrichtete, und deſſen Kämpfe auch Leſſings Theilnahme anzogen, gewährte 
dem bürgerlich felbftändigen Geifte Leffings feinen Raum. Der franzöſiſch gebilvete 
König ftieß ihn, den energifchen Streiter für veutfche Weile gegen den franzöfiren- 
ven Uebermuth, zurüd, und für feine deutſche Gefinnung war das ſpeeifiſche Preußen- 
thum zu enge und zu einfeitig, als daß er ſich damit hätte iventificiren können. 
Der Schmerz über Deutfchlands Ernievrigung und Ohnmacht trieb ihm zuweilen 
ein zürnendes Wort hervor. Er gab fi alle Mühe, die Deutfchen zur Selbſtach— 
tung zu erziehen. Aber er fannte feine Nation gut genug, um zu wiſſen, daß erft 
ihre veligiöfe und geiftige Befreiung vorhergehen müffe; bevor ihre politifhe Er- 
hebung möglich werde. Daher arbeitete er mit aller Anftrengung für jene und 
hinterließ den fpätern durch ihm erzogenen Geſchlechtern die Pfliht, die politifche 
Aufgabe zu löſen. 

Mit dem herrſchenden Abfolutismus feiner Zeit befreundete er ſich nie. Hätte 
er es gethan, jo hätte ihn die Gunft der Mächtigen auf eine höhere Stelle des 
äußern Lebens gehoben und reicher belohnt. Wir haben ein Fragment, worin er 
im ſchroffen Wiverfprudy zu ven damaligen Berfafjungszuftänden in Deutſchland fid) 
für die Theilnahme auch des Volks an der öffentlihen Autorität mit Wärme aus- 
ſpricht. Den Untergang der Landtage bezeichnet er als eine ungeredhte Verände— 
sung und macht auf die hiftorifche Wahrheit aufmerffam, daß die Deutſchen in 
den alten und in den mittlern Zeiten niemals ihren Fürſten eine unbegrenzte 
Macht zugeftanden, fondern immer, fei e8 in ber Volksverſammlung, fei es auf 
ven Landtagen zu allen wichtigen Angelegenheiten des Gemeinweſens mitgeftimmt 
und mitgewirkt haben. Er mahnt die Schrifttundigen und des Wortes Mächtigen 
an ihre Pflicht, gegen die Mißbräuche ver Gewalt zu proteftiren und das gute 
alte Recht zu vertreten. 

Obwohl 2. vorzugsweife die deutſche Nationalität wieder zu Ehren gezogen hat 
und in manchem Betracht als der Deutjchefte unter unfern Haffiihen Schriftftellern 
erfcheint, obwohl er die Herrfchaft ver Fremden, insbejondere der Franzofen, über 
die deutſche Literatur gebrochen hat, jo hält er fi) doch von der bejchränften 
Deutſchthümelei vieler Späteren ganz frei. Er ift nicht blind gegen bie Vorzüge 
der andern Kulturvölfer und nicht undankbar für ihre Verbienfte; er ſucht nicht 
die Schwächen nnd Fehler des deutfchen Weſens zu verheimlichen, ſondern bemüht 
fi, diefelben zu korrigiren. Er vergißt nie über ber deutſchen Nation die größere 
Menschheit, deren bloßer Theil jene ift, und ordnet ven Anforberungen der Huma- 
nität ohne zu zögern oder zu marften, willig die Anfprüce feines Bolfes unter. 
Er ift, wie feine jüngern Beitgenofien Herter, Göthe, Schiller mehr noh Welt- 
bürger als deutſcher Patriot. „Das Lob eines eifrigen Patrioten,“ fchrieb er an 
Gleim 1758, „ift nach meiner Denkungsart das allerlegte, wonach ich geizen würbe, 
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des Patrioten nämlich, der mic) vergefien lehrte, daß ich ein Weltbürger fein follte." 
Er „weiß genau, wo Patriotismus Tugend zu fein aufhört," 

Das zweite Geſpräch über die Freimaurer beleuchtet die unvermeidlichen Uebel, 
die mit dem menſchlichen Staatswefen verbunden find, obwohl viefes felbft ein Gut 
fei, um daraus das Berürfniß ver Breimaurerei nachzuweiſen. Diefe Betrachtung 
nöthigt ihn, zu erklären, was er unter dem Staate verſtehe. 

Darin zeigt er ſich als echten Deutfchen, daß es ihm ſchwer wird, den Staat 
zu begreifen, daß das unerreihlare Ideal feiner Seele eine Geſellſchaft aller In— 
dividuen ift, deren jedes „ſich felbft zu regieren weiß” und vie deßhalb wie vie 
Republit der Ameifen „ohne Regierung beftehen können.“ Aber weil er .einfieht, 
daß biefes Ideal unerreichbar ift, aus praftifhen Gründen fucht er den Staat. 
Der Staat macht es möglid, daß die Menfchen, obwohl nicht jeder fich felbft zu 
regieren ‚weiß, in Orbnung und Freiheit mit und neben einander leben. Der Staat, 
oder die Staaten? Wieder wäre er geneigt, die Menfchen zu Einem großen Gan- 
zen zu vereinigen. Aber wieder find die praftiihen Schwierigkeiten im Wege. „Ein 
fo ungeheurer Staat würde feiner Verwaltung fähig fein." Die Trennung in 
mehrere, in viele Staaten ift daher unvermeidlich und fie wie die Trennung in 
Religionen, in Stänte u. ſ. f. find ungertrennlih von ſchädlichen Folgen auf den 
Berkehr der Menfchen. 

2. hat wie Wenige den innern Zufammenhang in der Völfergefhichte und in 
ber Entwidlung des Menſchengeſchlechts erkannt und die Einheit des Menſchen— 
geſchlechts und die relative Einheit feiner Theile, der Völker, begriffen. Trotzdem 
bat auch L. nit vom Ganzen aus ben Staat zu begründen gewußt, fondern wie 
faft Alle in jener Zeit in den Staaten nur Summen von einzelnen Menſchen 
‚gefehen, die Beftimmung des Staates nur in der Vereinigung dieſer einzelnen 
Menſchen erfaßt, „vamit diefelben ihren Theil von Glückſeligkeit deſto befjer und 
fiherer genießen können.“ Deßhalb erfchien ihm der Staat nur als ein Mittel 
für die (einzelnen) Menſchen, nidt als das Ziel der Menjchheit; aber aud) 
mit Recht als ein Mittel menfhlider Erfindung, und baher ohne An- 
ſpruch auf Unfehlbarfeit. 

In allen diefen Dingen dachte er ganz modern. Er war zwar menjchlich 
und wenn man will freimaurerifch über die Ivee des Geſellſchaftsſtaats 
hinaus gefommen, aber nicht ſtaatswiſſenſchaftlich. Aber auch in diefer Beſchrän— 
fung bat er goldene Worte gefproden. Der Staat ift ihm doch nicht ein Ding 
von 6108 finnliher und leiblicher Bedeutung. Er hat es eingefehen und ausgeſpro— 
hen, daß das geiftige Leben der Menfchen nur durch den Staat möglich gemacht 
werde, „Wenn die bürgerliche Gefellihaft auch nur das Gute hätte, daß allein 
in ihr die menjchliche Vernunft angebaut werben kann; ich würde fie aud) bei 
weit größern Uebeln noch fegnen." Darin liegt ein merfwürbiger Keim für das 
fpätere Verftänpniß des Staats, als eines aud geiftigen Wefens. 

Literatur: Ootthold Ephraim Leifings Werte. (Ausg. v. Lahmann.) 
Leffings Leben und Werke von Th. W. Danzel und ©. E. Guhrauer. II Bde. 
Leipzig 1849 und 1853, A. Stahl: Leſſing. Sein Leben und feine Werke, 
II Thle. Berlin 1859. Bluntſchli. 
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Die Fürſten von Liechtenſtein, eines der älteſten und reichſten öſterreichiſchen 
Adelsgeſchlechter, deren Beſitzungen in Oeſterreich, Preußen und Sachſen einen 
Flächenraum von 100 Quadratmeilen umfaſſen, find nebenbei regierende Herren 
des ſouveränen Fürſtenthums Liechtenſtein, welches, von Vorarlberg und dem Kanton 
Graubündten begrenzt, auf 2,90 Quadratmeilen eine Bevölkerung von 7150 Seelen 
fatholiicher Konfeffion zählt. 

Ein Oberamt, an deſſen Spite ver Landvogt, Teitet die Staatsgefhäfte und 
verfieht die Verwaltung fowie die Juftiz in erfter Inftanz, die Berufung geht an 
öfterreichifche Gerichte, wie auch die Öfterreichifche bürgerliche und Strafgefeßgebung im 
Lande eingeführt ift. Die Roheinkünfte belaufen fih auf 55,000 fl., ebenfo hoch 
die Ausgaben, eine Staatsihuld ift nicht vorhanden. Die Bevölferung des gebir— 
gigen, von dem obern Rhein befpülten Landes nährt fid) größtentheils von Ader- 
bau, Viehzucht und Weinbau. 

Der Fürft, ver in Wien zu refiviren pflegt, ift Mitglied des deutſchen Bun— 
des und nimmt im engern Rathe an ver 16. Stimme Theil; fein Kontingent 
beträgt 70 Mann. 

Zur Erfüllung des 13. Artikel der Bundesafte wurde dem Sande am 
9, November 1818 eine „Berfaffung nad) dem Muſter der in den deutſchen öſter— 
reichiſchen Staaten beftehenven" zu Theil. Die Lanbftände, aus Geiftlihen, Ge— 
meinbebeamten und aus anderen Unterthanen gebilvet, vie einen Steuerſatz von 
2000 fl. nachweiſen und „verträglider Gemüthsart” find, werben einmal bes 
Jahres berufen, um die Mittel zur Dedung des ihnen vorgelegten Stantöbebarfs 
zu bewilligen. Auf die Prüfung des Voranſchlages felbft erftredt ſich ihre Zuftän- 
digkeit nicht, „da Wir daven nichts für uns behalten, fonvern lediglich jene Aus- 
gaben darunter begreifen werben, welche zur innern Verwaltung und rüdfichtlid ber 
äußern Verhältniſſe erforderlich find“. Bei der Einführung neuer Abgaben ſollen 
bie Stände gehört und „in gerechten und billigen Fällen“ ihre Anträge 
genehmigt werden. 

Die Jahre 1848 und 1849 brachten auch in Liechtenftein Umgeftaltungen bes 
Verfaſſungsrechtes, die Aufhebung grundherrlicher Laften, die Zufiherung eines 
Zehentablöfungsgefeges und die Ueberweifung landesherrlicher Gefälle an die Staats- 
faffe. Durch Erlaß vom 20. Juli 1852 erklärte jedoch der regievende Fürft Alois 
Sofeph, um Hinter dem Beifpiel der Mehrzahl aller Bundesregierungen nicht zurüd- 
zubleiben: „daß die VBerfafjungsbauten jener beiden Jahre fein ſchirmendes Dad) 
bieten könnten”, daß daher die Lanvesverfaffung vom 9. November 1818 bis auf 
Weiteres ihre Gültigkeit zu „behalten“ Habe, wogegen die oben erwähnten wirth- 
ſchaftlichen Reformen unangetaftet blieben. 

Der gegenwärtig regierende Fürft Iohann, geboren 1840, fuccebirte feinem 
Vater am 12. November 1858; er ift in dem gothaifchen Hoffalender zugleich als 
k. f. Lieutenant bei Karl Licchtenftein-Uhlanen vorgetragen, 


Lippe. 


Das Fürftenthum Lippe, faft ganz von dem preußifchen Regierungsbezirke 
Minden eingefähloffen, theilweife auch an heſſiſche, hannöveriſche, walved’fche Ge- 
bietstheile, fowie nörblid an vie Weſer grenzend, bildet mit Ausnahme zweier 
Heinen preußifhen Enflaven ein wohl arrondirtes Gebiet von ungefähr 201/, 
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bis höchſtens 22 Quadratmeilen 1) mit 106,086 Einwohnern, welde in 7 Kleinen 
Städten (die Refidenzftabt Detmold zählt mit der Garnifon nur 5232 Einwohner) 
und etwa 160 Fleden und Dorfichaften leben. 

Zur Römerzeit war das Land von Cheruskern bewohnt, war Schauplatz ber 
Barianifhen Niederlage und der Kriege Karls des Großen gegen die Sachſen. 
Es hat: feinen Namen erhalten von dem alten Dynaſtengeſchlechte der Evelherren 
zur Lippe (nobiles domini de Lippia), weldyes felbft feinen Namen von dem 
am ſüdlichen Fuße des Teutoburger Waldes entfpringenden Fluffe „Lippe“ ableitet, 
an deſſen Ufern in der Nähe von Lippftabt feine Alteften Stammbefigungen lagen, 
Unter feinen älteften Ahnherren zeichnet fi befonders Bernhard II. als ein 
ächt mittelalterliher Held aus. Er erweiterte zuerft feine Befitungen nad Norben 
zu im jetigen Bereiche des Landes, erbaute die Falkenburg im Teutoburger Walte 
(damals Dsning), Lippftadt an der Lippe (1196) und wahrfcheinlich auch Lemgo, 
die beiden älteften Städte des Landes, kämpfte mit Auszeichnung für Heinrich den 
Löwen, legte dann die Regierung nieber, trat in dem von ihm mitgegründeten 
Klofter Marienfeld in ven geiftlihen Stand und z0g nad Tiefland zur Bekehrung 
der Heiden, wo er Abt von Dünamünde und Bifhof von Semgallen wurde. Auch 
feine meiften Söhne erwarben Bifchofsfige. Sein Sohn Hermann II, welder ihm 
in der Regierung folgte, fiel 1229 im Kriege gegen die Stedinger als Anführer der 
Truppen feines Bruders, des Erzbifchofs von Bremen. In dem nämlichen Jahr— 
hundert wurden nod zwei neue lippifche Städte, Blomberg und Horn, gegründet, 
und im folgenden vie Städte Detmold und Salzufeln. Die Burg zu Anger mit 
ihrem Gebiete, der alte Stammſitz Wittefinds, und die Herrfchaft Rheda, fowie ein 
Theil der Grafſchaft Schwalenberg und die Herrfchaft Sternberg wurden dem lippi— 
hen Gebiete hinzugefügt, erftere beiden aber nur vorübergehend. Nheba fiel in 
Volge einer nnglüdlihen Landestheilung zwifhen den Brüdern Bernhard V. und 
Dtto (1344) an den mit der Tochter des Erftern verheiratheten Grafen Otto von 
Tedlenburg, worüber fi mit dem Sohne des Legtern, Simon II. zur Lippe, 
eine 30jährige Fehde entfpann. Während viefer Fehde gerieth Simon in tedlen« 
burgifche Gefangenschaft und verpfändete, um das Löfegeld aufzubringen, die Stadt 
Lippftadt an die Grafen von der Mark (1376). 

Simon III. erlangte dagegen durch eine Erbverbrüberung mit dem Grafen 
Hermann von Averftein an der Wefer (1404) Anſpruch auf deſſen Gebiet, wurbe 
aber dadurd in eine Fehde mit dem Herzog Heinrih von Braunſchweig verwidelt, 
welchen er nad) einer fiegreihen Schladht bei Hameln gefangen nahm und in bie 
Valfenburg führte. Der Herzog erfaufte ſich die Yreiheit, bezahlte aber das ver- 
ſprochene Löfegeld nicht, fondern bewirkte, daß die Edlen Herren zur Lippe von 
Kaifer und Papft in Acht und Bann gethan, von mächtigern Nachbarn überfallen 
und ihr Land verwüftet wurde. Ein Theil des Landes wurde dadurch Pader— 
borner Lehen. 

Die erwähnte Berpfändung Lippftadts führte fpäter (1445) zur Abtretung ber 
halben Stadt an ven Herzog Adolf von Eleve 2) und zu einem Bündniß mit Lege 


1, Die Größenangaben varliren, Crome: Geogr.statift. Darft. (1827) gibt 24 Quadrat: 
meilen an, Andre 235 nach Lecoq 20,6, nach Liechtenftern 25,5. Eine neuere Vermeſſung hat 
nicht ſtattgefunden. 

2) Diefe Theifung der Stadt: und Sammtregierung zwifchen Lippe und Preußen (ald Nadie 
folger von Cleve) bat bis 1851 fortbeftanden, wo die Hobeitsrechte gegen eine jährliche Nente zur 
— für das Steuerrecht von ungefähr 10,000 Rihlr. definitiv an Preußen abgetreten 
wurden. 

Bluntſchli un Brater, Deutfhes Staate-Wörterbud. VI. 283 
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term, woburh Bernhard VII. zur Lippe mit dem Beinamen Bellicoſus in bie 
Soefter Fehde gegen den Erzbifchof von Köln verwidelt wurde. Letzterer rief ein 
Heer von Huffiten zu Hilfe, welche den größten Theil des lippifchen Landes ver- 
beerten und brandſchatzten (1447), aber vor den Mauern ter tapfer vertheidigten 
Lippftabt zurückweichen mußten. Nichtsdeſtoweniger gelangte Bernhard durch glüd- 
liche Fehden und enge Verbindung mit Fürften in der Nähe und Ferne (darunter 
auch Karl ver Kühne von Burgund) zu großem Anſehen, hielt einen glänzenden 
Hof zu Blomberg und gründete und dotirte in feinen fpätern Yebensjahren Kirchen 
und Klöfter. 

Unter feinem friepliebenden Nachfolger Simon V., welcher zuerft den Grafen» 
titel führte, breitete fi) die Reformation im Lande aus, zuerft in den Städten Lipp⸗ 
ftabt und Lemgo, fand aber nach oben hin vielen Wiverftand, bis fein am hefji- 
ſchen Hofe zu Kaſſel erzogener Sohn Bernhard VIII. (1536) zur Regierung gelangte 
und ſich zur lutheriſchen Lehre befannte. Er zog ſich aber durd treue Anhänglich- 
feit an feinen Lehnsherrn, Landgrafen Philipp den Großmüthigen, den Zorn Kaifer 
Karls V. zu, welcher nah dem Siege bei Mühlberg die proteftantifchen Fürften 
demüthigte und ihre Länder brandſchatzte, und jo aud das lippiihe Land feine Rache 
fhwer empfinden ließ. Bernhards Sohn Simon VI. (1565—1613) nahm fpäter 
bie reformirte Lehre an, welche er feit 1604 auch in feinem Lande einzuführen 
ſuchte, jevod in der Stadt Lemgo ohne Erfolg. Er ftand mit Kaifer Rudolf II. 
in Prag in engfter Verbindung, führte für venfelben zahlreihe Kommiffionen in 
den Niederlanden und dem norbmweftliden Deutfchland aus, wurde von ihm zum 
Reichshofrath und vom niederrheinifch-weftphälifchen Kreife zum Oberften ernannt. 
Er entwidelte während feines ganzen Lebens eine vaftlofe Thätigkeit, ſowohl im 
Innern, als weit über die Grenzen feines Landes hinaus, Er ſchuf eine vollftändig 
neue Organifation des Landes und führte es gleihfam von mittelalterlihen Zus 
ftänvden in die moterne Zeit hinüber. Er baute aus den verfallenen Burgen neue 
Schlöſſer im Renaiffanceftyl, er Foncentrirte die zerftreuten Iandesherrlihen Befigungen 
zu Meyereien, nahm ſich zuerft der Forſtkultur an, betrieb Bergbau, orbnete die 
Berwaltung der Regalien und fonftigen Finanzquellen und bat fih vorzugsweife 
dur die Ortnung des Juftizwefens unvergeßliche Verdienfte erworben. In legterer 
Deziehung ift beſonders das von ihm gegründete (1595) und mit einer für vie 
damalige Zeit ausgezeichneten Gerichtsorbnung verfehene Hofgeriht wichtig. Das 
Land gedieh unter der Regierung diefes merkwürdigen Mannes zu großer Blüthe, 
feinem Haufe hinterließ er aber eine brüdende Schulvenlaft, und fein Teftament 
wurde bie Quelle endlofer, bis auf unfere Zeit fortwuchernder Streitigkeiten. 

Sein ältefter Sohn Simon VIL folgte ihm im der Negierung und machte von 
nun an Detmold zur dauernden Refidenz. Bon den übrigen Söhnen, mit Gebiets» 
theilen reich appanagirt, ftiftete Otto die Nebenlinie zu Brake, welhe 1709 aus- 
ftarb, und Philipp die zu Alverdiſſen 3). Die Nachkommen beiver find unabläfjig 
bemüht gewefen, ihre Paragialämter zu felbftändigen Gebieten zu erheben, ſich bie 


3) Diefer Graf Philipp erwarb nad) dem Auäfterben der Grafen von Schaumburg (1640) 
einen Theil diefer Grafſchaft, welche zwifchen ihm und Heffen getheilt wurde. Zum Unterichiede 
von dem heſſiſchen Theile nannte Philipp fein Land Schaumburg-Lippe, indem er feinen 
Geſchlechtsnamen mit dem des Landes verband. Hierdurch berichtigt fih der vielverbreitete Irr⸗ 
thum, als exiftirten zwei durch Theilung entftandene Ränder Lippe, welche man 
fälſchlich als „Lippes Detmold“ und „Lippe-Bückeburg“ bezeichn:t, während in Wirklich 
keit nur ein einziges Fürſtenthum Lippe exiftirt, welches mit dem getheilten Schaumburg 
in feiner Verbindung ſteht. 
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bem regierenden Herrn refervirten Hoheitsrechte und jonftige Prärogative anzueig- 
nen, weßhalb denn zwei Jahrhunderte hindurch Hader aller Art und reichögericht- 
liche Proceſſe zwiſchen den verfhiedenen Linien.tein Ende nahmen. Noch in neuefter 
Zeit wurde für das Paragialamt Blomberg von einer Nebenlinie die Souveränetät (!) 
beanſprucht, aber durch austrägalgerihtlihe Entfheidung aberfannt (1838). 

Durch den jüngften Sohn Simons VII. zweigte ſich die Nebenlinie zur Rippe- 
Biefterfeld ab, melde ebenfalls mit anfehnlihen Paragialbefigungen votirt wurbe- 
wodurd Ähnliche Streitigkeiten wie bie der ältern Nebenlinien mit dem regierenden 
Haufe veranlagt wurden, bis letzteres jene Befigungen (1763) für eine Gelvapanage 
anfaufte. Seitvem haben die Mitglieder dieſer und ber wieder von ihr abgezweigten 
Linie Lippe-Weiffenfeld ihr Stammland verlaffen und fi in verſchiedenen veut- 
{hen Staaten weit ausgebreitet. 

Nah Simon Ludwigs Tode (1637), weldyer nur fehr junge Söhne und eine 
junge Wittwe, Katharina von Waldeck, hinterließ, erwachte auch in veffen Brüdern 
das Theilungsgelüft. Katharina aber vertheidigte unter ſchweren Kämpfen und mit 
Hülfe kaiſerlicher Truppen, welde das Reſidenzſchloß (1640) offupirten und befetst 
hielten, die Rechte ihres erftgeburenen Sohnes Simon Philipp, welder, mit ver 
Tochter des Grafen Holzapfel verlobt, 1650 in Florenz ftarb. Während des innern 
Krieges im Reſidenzſchloſſe wurde draußen das Land durch den 30jährigen Krieg 
furdtbar zerrüttet und ausgefogen, und namentlih vie bis dahin durch Hantel 
und Gewerbe blühende Stadt Lemgo entoölfert und ruinirt. 

Neuen Drangfalen ging das Yand unter der Regierung Simon Heinrich8 ent- 
gegen, indem der friegerifhe Bifhof von Münfter, Bernhard van Galen, unter 
ven Vorwande einer Einquartierung feine unbisciplinirten Horden eine Zeit lang 
darin haufen ließ (1675), bis e8 gelang, durch eine Allianz mit Braunfchmweig bie 
läftigen Gäſte abzuwehren, Sein Nadfolger Friedrich Adolf ahmte an Pradt- 
liebe und Luxus feinem Zeitgenofjen Ludwig XIV. nad, legte Parks und Luft 
ſchlöſſer an, führte ein glänzendes, nad franzöſiſchem Muſter dreſſirtes Hofleben 
und ftürzte fi in ſchwere Schulden. Sein Leibarzt war ber durch feine Reifen und 
durch fein Werk über Japan berühmt gewordene Engelbert Kämpfer aus Lemgo. 
Die Luruswirthihaft im Bunde mit abfolutiftifcher Herrfchergewalt dauerte auch 
unter dem Nachfolger Simon Heinrih Adolf und der Regentichaft feiner Wittwe 
bis 1747 fort und ruinirte das landesherrliche Domanialvermögen und bie Finanz- 
fräfte des Landes, bis endlich mit dem Regierungsantritt Simon Augufts ein neuer 
Geiſt erwachte, ein friedlicheres Verhältniß zu den Landſtänden eintrat, eine 
verftändige Sparfamfeit am Hofe eingeführt, den zahlreihen Mißbräuchen ver Ver- 
waltung abgeholfen und die Intereffen des Landes mit patriarhalifher Fürſorge 
gefördert wurden, 

Der Nahfolger Simon Auguſts wurde 1789 in den NReichsfürftenftand er- 
‚hoben und vermählte ſich 1796 mit der Princeffin Pauline von Anhalt- 
Dernburg, welche nad dem frühen Tode ihres Gemahls von 1802—1820 bie 
vormundſchaftliche Regierung übernahm. Diefer Zeitraum gehört trog bes auf ganz 
Deutichland Laftenden unerträglihen Druds der Fremdherrſchaft und der verzehren- 
ben Kriege zu den fegensreichjten Perioden der lippiihen Gefchichte, denn e8 gelang 
biefer ausgezeichneten geiftreihen Fürftin, unter den ſchwierigſten Berhältniffen durch 
Muth, Talent und raftlofe Thätigfeit das ihr anvertraute Land vor äußern Stür- 
men zu bewahren und im Innern feine Kräfte zur vollen Blüthe zu entwideln. 
Ihre Herrfhaft war eine patriarhalifche im beften und ebeljten Sinne des Wortes, 
das Glück des Landes und feiner Bewohner war ihr höchſtes Ziel, welchem fie 
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mit felbftaufopfernder Fürforge zuftrebte. Dabei befaß fie bie unfhägbare Regenten- 
tugend, für ihre guten Zwede auch die rechten Werkzeuge zu finden und überall 
auf ihre Umgebung anregend zu mirfen. 

Neben den Wohlthätigfeits: waren es befonders die Unterrichtsanftalten des 
Landes, welhen fie das Iebhaftefte Interefje zuwandte. Unter ihr gedieh das Unter- 
rihtswefen, insbefondere die Elementarfchulen, zu einer Blüthe, mit welcher damals 
Ihwerlid ein anderer deutſcher Staat zu rivalifiren vermodte. Ihr Name ift im 
lippifhen Lande unvergeßlich und weit über deſſen Grenzen hinaus berühmt ges 
worden. — Die von ihrer Hand gelegten Keime wurden unter der milden Regie 
rung ihres Sohnes Paul Alexander Leopold (1820—1850) weiter gepflegt und 
entwidelt. Selbft in den Stürmen bes Jahres 1848 find die wohlthätigen Beftre- 
bungen dieſes humanen Fürften nie verfannt worden, Die Reaktion trat erft nad 
feinem Tode ein. 

Die Berfaffung tes Landes hat ſich in ähnlicher Weife wie in den meiften 
deutſchen Staaten entwidelt. Ihren Grundſtein bildet das fog. pactum unionis 
von 1368, wodurch Simon III., belehrt und gewarnt durch die Folgen der Thei— 
lung von 1344, mit feinen Nittern und Mannen fid) dahin verband, daß die Herr- 
ihaft Lippe auf ewig ungetheilt bleiben und nur in eine Hand huldigen, und daß 
derjenige von feinen Erben, welchem vie Städte Lippftabt und Lemgo ſich zuwenden 
würben, Regierungsnadhfolger werden folle. Daraus hat fi das Primogeniturs 
princip aud in Lippe fo früh entwidelt und fi im Laufe der Jahrhunderte fo 
unverlegt wie in wenigen Ländern erhalten. Der Unionsvertrag ift fpäter von ben 
Kaifern häufig beftätigt worben und hat in Streitigkeiten des Haufes bis auf den 
heutigen Tag ftets den Ausfchlag gegeben. Seit dem Reformationszeitalter famen 
die Konvente der Landftände, d. h. der Nitterfchaft und der Abgeordneten der ſechs 
alten Städte, in Gebrauch, aus welchen fidy fpäter die regelmäßigen Landtage 
entwidelten. Bon ver Wirkfamfeit der Landſtände, welche in eine ritterfhaftlihe und 
ſtädtiſche Kurie getheilt, meiftentheild nur engherzige Standesinterefjen verfolgten 
und erjt feit der Mitte des 18. Jahrhunderts anfingen, ſich als Landesvertreter zu 
jühlen und in eine gemeinnügige Wirkſamkeit einzulenfen, ift wenig zu jagen. Für 
die übrigen Landesbewohner war eine folde Berfaffung faft ohne Intereffe, und 
ihre Untergang im Jahr 1805 konnte im Lande faum Beachtung finden. 

Nach den Freiheitskriegen erwachte aber wie überall auch hier das Bebürfniß 
nad) zeitgemäßen Reformen und lebenskräftigen politifhen Oeftaltungen. Diefem 
Bedürfniß fuchte die Fürftin Pauline (1819) durch eine von ihr ſelbſt entworfene 
Verfaffungsurfunde entgegenzufommen, welche, wenn auch farg in den ftänbifchen 
Rechten, doch auf einer zeitgemäßen Bafis, einer eigentlihen Nepräfentation, 
beruhte, indem alle Klaffen ver Unterthanen zu der Wahl ver 21 Lanvesabgeorbneten 
konkurriren follten. Auch der Bauernftand, welcher feit 1808 vom legten Reſte 
des Leib» und Öutseigenthums gefeglich befreit worden und als ber eigentliche Kern 
der Bevölkerung betrachtet werden darf, gelangte dadurch zum vollen Staatsbür- 
gerrechte. Allein auf die von einigen Mitgliedern der alten Stände beim Bundes— 
tage angebrachte und von Schaumburg-Lippe unter dem Vorwande der Gefährdung 
agnatifher Rechte unterftügte Beſchwerde wurde bie junge Berfafjung im Keime 
erftidt. Erſt nad langwierigen mühſamen Verhandlungen zwifhen ver Regierung 
und den alten Ständen, welde ſich befonvers gegen Betheiligung des Bauern— 
ftandes am Landtage fträubten, kam im Jahre 1836 eine neue Berfafjungsurfunde, 
eine Zufammenftädelung der alten und der Paulinifhen Verfaſſung, zu Stande. 

Die Ritterſchaft, welche aus den theils adeligen, theils bürgerlichen Befigern 
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von 28 zum Theil ziemlich Kleinen landtagsfähigen Gütern befteht, wählt aus ihrer 
Mitte 7 Abgeordnete, 5 abelige und 2 bürgerliche, melde die erfte Kurie bilden, 
bie Städte und das fog. platte Land wählen durch indirekte Wahl aus den Grund« 
befigern 14 Abgeorbnete zur zweiten Kurie. Auf dem Landtage gefchieht die Ab— 
ftimmung — von Stenerfragen abgefehen — in getrennten Kurien, und ba 
zu einem Landtagsbeſchluſſe die Zufammenftimmung beider Kurien gehört, fo geben 
4 abelige Gutsbefiger in der Tegislative ven Ausſchlag, was man wohl nicht mit Unrecht 
eine Karrifatur des Zweilammerſyſtems nennen fann und am meiften zu der Gleichgäl- 
tigkeit des Landes gegen feine Berfaffung beiträgt. Da man ſich über die ven neuen 
Ständen zu gewährenden Rechte nicht einigen fonnte, fo wurde in biefer Beziehung 
auf die alte Verfaffung verwiefen, wonah den Ständen das Recht ver Steuer: 
bewilligung, die Theilnahme am Generalhofgerichte, an ver Apminiftration ver Land: 
kaſſe und während der Minberjährigkeit des Regenten an ver Landestutel (nady dem 
pactum tutorium von 1667) zuftand. Alle 2 Jahre wird der Landtag berufen. 
In der Zwiſchenzeit vertritt ein aus 3 Abgeordneten ver 3 Stände beftehenver 
Ausſchuß die ſtändiſchen Rechte. Der alte Streit, ob den Ständen eine nur be— 
rathende oder eine entfcheidende Stimme bei der Gefeßgebung zuftehe, konnte damals 
zu feiner Entſcheidung gelangen. In neuefter Zeit hat der Fürft den Ständen eine 
entſcheidende Stimme bei der Gefetgebung, jevoh nur für den Landtag als foldyen, 
angeboten, da aber die Nitterfchaft das Zugeftänpniß nur für jeve einzelne Kurie 
annehmen wollte, fo mußte e8 die Regierung im wahren Intereffe des Landes 
zurüdziehen. Im Jahre 1849 wurden bie beiden weſentlichſten Mängel ver Ber: 
faffung durch ein neues Wahlgefeg auf breiterer Grundlage und Aufhebung des 
Kurienwefens befeitigt, aber ine März 1853 die Berfaflung von 1836 einfeitig 
wieder hergeftellt. Die dagegen beim Bunde erhobene Beſchwerde der Lanpftände 
blieb ohne Erfolg. Die traurigen Zuftände der nächſten Jahre charakteriſiren ſich 
von felbft Durch den Namen des neuen Kabinetsminifters „Hannibal Fiſcher“, deſſen 
wüſte Wirthichaft ihn in den wenigen Jahren feines Regiments bei allen Klaſſen 
ber Bevölferung gründlich verhaßt machte. Sein Nachfolger befhäftigt fih haupt— 
ſächlich mit der Reaftion auf firhlihem Gebiete, welche indeß durch ben gefunden 
Sinn der Bevölferung zu einer Danaidenarbeit wird. 

Unter den nenern Produkten der äußerſt thätigen Gefeßgebung verdienen her: 
vorgehoben zu werben: vie Gefege wegen Ablöfung der Grundlaften (1838), des 
Lehnsverbandes (1847), der Weidefervituten (1850), die ziemlich freifinnige Städte- 
ordnung (1843) nebft Landgemeindeordnung und Heimatsgeſetz, ein vortreffliches 
Kriminalgefegbud (1843), ein Gefeß über vie Ausgleihung der Grundfteuer (1843), 
wodurch aller Grunpbefiß des Landes, Domanial- und Kirchenvermögen ausgenem- 
men, gleiher Befteuerung unterworfen, jedoch zur Entſchädigung für die bisherige 
Steuerfreiheit des Adels ein Drittel des zeitigen Steuerbetrags als ablösliche Rente 
auf die Steuerkaffe übernommen wird; ferner die Gefeße über Staatsbienft, Volks— 
ſchulweſen (beide fpäter revidirt), über Einführung einer Klaffenftener, Kommunal- 
wegbau, Ziegelgewerbe, Verjährung, Bergbau und namentlich eine Reihe von Ge— 
jegen über die Reform des Juftizwefens von 1859. 

Das Land ift in 13 Verwaltungsbezirke (Aemter) eingetheilt, welche zugleid, 
eine Amtsgemeinde, vertreten durch einen von ben Grunbbefigern gewählten, unter 
Borfit des Beamten berathenden Gemeinderath, bilden. Die Städte haben ihre 
eigene Verwaltung und Polizei. An der Spige der Landesverwaltung ſtand bis 
1853 ein Negierungsfollegium (bi8 1822 zugleich als Obergericht), feitvem ein 
Kabinetsminifter. Die Regierung bilvet zugleich die Lehnkammer, fowie bie oberfte 
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Behörde für tas Mebicinalwefen und ben Wegbau, wogegen bie eigentlichen Miti- 
tärfachen in neuefter Zeit davon getrennt und einem zu biefem Zweck errichteten 
Militärkollegium überwiefen worden find. Das Korfifiorium tft Berwaltungsbehörte 
für die firhlihen und Sculangelegenheiten und Gerichtsſtand für Geiftliche und 
Lehrer, Ehe» und Verlöbnißſachen. Die Rentfammer verwaltet tas ſämmtliche Do: 
nanialvermögen, einjchließlih der infünfte von der Galine, von nußbaren 
Regalien, Gewerben ꝛc. Geit 1855 ift die Verwaltung ter Forſten, Jag- 
ten und Fiſchereien davon getrennt und einer Bbefondern Forfidireftion über: 
wieſen worden. 

Das höchſte Geriht war früher das braunfchweigifche Oberappellationsgericht 
in Wolfenbüttel, gegenwärtig das hannöverifche in Celle. Die beiden Obergerichte 
bes Lantes mit ziemlih konkurrenter Jurisdiktion find die Juſtizkanzlei und das 
Hofgeriht. Die Gerichte der erften Inftanz find, außer dem Militärgeriht, Hof- 
marſchallamt und Konfiftorium, die 7 Stadtgerichte und 13 Aemter, welchen aud) 
bie polizeiliche Strafgerichtsbarkeit zufteht, während die friminelle von dem Krimi» 
nalgerichte (Lemgo und das Amt Blomberg haben eigne Kriminalbehörden) und 
in zweiter Inftanz durch eine verftärfte Behörbe, das fog. Plenum, ausgeübt wir. 
Die Gerichte der 7 Städte, des Amts Blomberg und des Guts Iggenhaufen find 
Patrimonialgerichte, die übrigen fürftlihe. — Neben dem Partikularrechte gilt das 
fog. gemeine Recht. Die Entwürfe zu einer zeitgemäßen Reform tes Juftizwefens 
(Deffentlichleit, Mündlichkeit, Gefhworene) von 1849 find mit vielen andern da— 
maligen Plänen gefcheitert. Das Kriminalverfahren bewegt fi noch ganz in den 
alten Formen des Inquifitionsprocefjes. Der Eivilproceß ift allerdings durch die 
Gefege von 1859 weſentlich verbeſſert worden, aber ver ganze Gerichtsorganismus 
laborirt noch an manden alten Schäden (Bereinigung der Juftiz und Verwaltung 
bei den Aemtern, Dualismus der Obergerichte, fogar noch perfünliche Eremtionen, 
übergroße Anzahl ver Anwälte, 40). Das für Heine Staaten faft unentbehrlidye 
Inftitut der Aktenverſchickung befteht feit alter Zeit. 

Auch die Finanzverwaltung leidet troß wiederholter Reformverfuhe noch an 
den Mängeln geſchichtlich erwachſener Zuftände, Noch immer ift die fog Trennung 
des Staatd- vom Domanialhaushalte eine ungelöste brennende Frage. Es beftehen 
zwei Hauptkaffen, die Landrentei- und die Land- oder Steuerfaffe. Erftere 
wird durch die Ginfünfte des fog. Kammerguts, nämlich ver fürjtlihen Do— 
mänen und Forften fowie der Saline zu Ufeln, und andererfeits durch gewiſſe hoheits— 
rechtliche Revenüen (von Regalien, Zöllen, Strafgelvern, Gerichtsfporteln, Inden, 
Mühlen und fonftigen Gewerben) fowie die hergebradıten Zufhüffe aus ver 
Landkaſſe gebildet. Die Gefammteinnahme betrug im Jahre 1848 ungefähr 220,000 
Rthlr. ohne die Zuſchüſſe aus der Fandkaffe, darunter von Meyereien 65,000 Nıblr,, 
von den Forften 30,000 Rthlr., von Rentgefällen 45,000 Rthlr., ven ver Sa— 
line 20,000 Rthlr. inf. ver Salziteuer. Diefe Einnahmen werben theild für 
die Bedürfniffe des Hofhaushalts, für Appanagen u. dergl., theils für bie fog. 
Negierungstoften (Gehalte der Staatsbeamten und theilmeife der Geiftlihen und 
Lehrer, Penfionen zc.) verwandt. Die Schulden betrugen damals 311,776 Rthir. 
Diefe Kaffe wird ausſchließlich von der fürftlihen Kammer ohne alle landſtändiſche 
Kontrole verwaltet, Dagegen die Landkaffe von dem ſtändiſchen Ausſchuſſe unter 
Direktion eines Regierungsmitglieved. Die Einnahmen der letztern betragen nad) 
tem legten Etat rund 221,000 Rthlr., darunter etwa 140,000 Rthlr. Antheil an 
ben Revenüen bes Zollvereins (indirekten Steuern); ferner an Grundfteuern brutto 
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41,577 Rhlr.%), Klafjenfteuer brutto 32,000 Rthlr., Schulftener 8463 Rthlr., Stempel⸗ 
fteuer 3000 Rthlr. Daraus werben beftritten: die Koften des Militärs und der Gen- 
barmerie cirfa 75,000 Rthlr., des Chauffeebaues 23,000 Rthlr., der Schulen 
24,100 Rthlr., zur Kammerkaſſe (Sublevations-, Herrengelder ꝛc) 30,000 Rthlr., 
zur Bundesmatrikularfaffe 2000 Rthlr., für Gehalte und Penfionen, Medicinal— 
weien, Strafanftalten und verſchiedene andere öffentliche Inftitute, fowie die Zinfen 
der ungefähr 332,000 Rthlr. betragenden Schuld. Papiergeld eriftirt im Lande 
gar nit. Die Steuern waren bis 1849 fehr geringfügig und find felbft jest, un— 
geachtet der feit 10 Jahren eingetretenen Steigerung ber Staatsbebürfnijje, im 
Berhältniß zu andern Staaten fehr mäßig zu nennen, 

Sehr viel ift in neuerer Zeit für ven Wegbau, befonvers den Bau der Kom— 
munalwege, geſchehen. Die Länge aller hauffirten Wege betrug im Jahr 1856 
über 75 Meilen. Das Land ift noch ohne Eifenbahn. Das Poftregal ift durch 
einen Bertrag von 1845 auf 25 Jahre dem Fürften von Thum und Taris über: 
lafjen worden und trägt, außer einem Averfum für Chauffeegeld, dem Lande nichts 
ein. Seit 1841 .gehört das Yand tem beutfchen Zollverbande- an und- befigt in 
Lemgo ein Hauptiteneramt. 

Das Bundesfontingent beträgt 1200 Mann. Die Dienftzeit dauert 51/, Jahr. 
Die Unterhaltungstoften des Militärs find feit 1847 von 30,000 Rthlrn. auf 
70,000 Rthlr. geftiegen. 

Das Medicinalwefen des Landes mit einem Fonds von jührlid 3300 Rihlr. 
ift ſehr gut georpnet und verwaltet, insbeſondere Hebammenmwejen, Apotheken, 
Irrenanftalt, Landkrankenhaus. Die in neuerer Zeit beveutend erweiterte Irren- 
anftalt zu Brafe gehört zu den älteften Deutſchlands. 

An der Spige der in drei Klaſſen getheilten Geiftlichteit fteht ein Gencral- 
fuperintendent (zuglei Mitglied des Konfiftortums) und zwei Guperintenventen. 
Das Land befist 45 reformirte und 3 lutherifche Pfarrftellen. Die reformirte Kirche 
war bis 1854 bie herrſchende. Seitvem ift ver Pfarrzwang aufgehoben und find die trei 
hriftlihen Konfeffionen einander gleichgeftellt worden. Die kirchlichen Berhältniffe 
der bauptfählih im Amt Schwalenberg wohnenven, nur 2433 Seelen betragenven 
Katholiken find dur eine Verordnung (nicht Konkordat) vom Jahre 1854 georb- 
net, und dem Bifchofe von Paterborn tie Diöcefanredhte übertragen worben. Die 
Juden, deren Zahl 1070, alfo 1 p6t. ver Bevölkerung beträgt, bilden eine beſon— 
dere Korporation und genießen mit wenigen Ausnahmen volle ftaatsbürgerlide 
Rechte. 

Das Volksſchulweſen, welches ſeit den Tagen der Fürſtin Pauline ſowohl in 
geiſtiger als materieller Beziehung mit beſonderer Vorliebe gepflegt worden iſt, 
ſt eht fortwährend in hoher Blüthe. Das kleine Land beſitzt 108 Elementarſchulen 
mit eima 15,500 Schülern, an welchen über 160 Lehrer angeſtellt find (von wel 
chem die Hauptlehrer an baarem Gehalt 150—500 Rthlr., vie Nebenlehrer min- 
deftens "110 Rthlr. beziehen). Jedes Amt bildet einen befondern Schulbezirf mit 
einem gewählten Schulvorftande. Außerdem eriftiren 4 fog. Rektorſchulen in ven 
Städten, Töchterſchule und Taubftummenfhule in Detmold und 2 Gymnaſien, beite 
mit Realfhulen, in Detmold und Lemgo, welche unter einer befondern Scholar» 
hatslommiffion ftehen. Die wünfhenswerthe Vereinigung der beiden höheren Lehr 


n Dazu fontribuirt der adelige Grundbeſitz 2106 Nthfr., der ftädtifche 6429 Rthlr., der 
ze. Rthlr. Diefe Zahlen geben einen Mafftab für die finanzielle Bedeutung der 
re nde. 
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anftalten ift bisher auf Hinderniffe geftoßen. Die BVolksfhullehrer werden in dem 
Landesfeminar zu Detmold ausgebildet, mit welchem früher zugleich eine fog. 
Pflegeanftalt für bejahrte Arme verbunden war. 

Das Armenwefen der Städte und Amtsgemeinden ift, ebenſo wie bie in ver 
Hand der Regierung liegende Oeneralverwaltung beffelben, wohl georpnet. Gleiche 
Anerkennung verbienen bie beiden Strafanftalten in Detmold, die eine, das Straf: 
werfhaus, vorzugsweife Arbeitshaus für Bettler und Landſtreicher, die andere für 
Kriminalgefangene. Bon fonftigen unter der Leitung der Staatsbehörven ftehenven 
nüglihen Inftituten verdienen nod Erwähnung die Brandaſſekuranz für alle Ge— 
bäude des Landes, die Hagelaffefuranz (beive auf Reciprocität gegründet), ferner 
vie Wittwen- und Waiſenkaſſe ſowohl der Staatsdiener und Geiſtlichen als die ver 
Lehrer, beide freilich in fehr Heinem Maßſtabe, und die gemiffermaßen vie Stelle 
von Banken vertretenden Krebitinftitute: Leihkaſſe und Landesſparkaſſe. 

Die Bevölkerung des Landes, welhe im Jahre 1776 nur 50,000 Köpfe 
betrug, ftieg von 1788 bis 1812 um 15 pCt., bis 1828 desgl., bis 1835 um 
8 pCt., bis 1843 um 6,4 pGt., bis 1846, wo fie den höchſten Stand (108,236 
Einw.) hatte, nur um 1,6 pCt. In den nächſten Jahren ſank fie (wozu aud) bie 
Auswanderung beitrug) und hat jest, wenn die Ausſcheidung von Lippſtadt berüd- 
fidytigt wird, den frühern Stand wieder erreiht. Auf die Quadratmeile fommen, 
je nachdem man das Areal zu 201/, oder 22 Duadratmeilen annimmt, 5171 ober 
4819 Einw. Die relative Bevölkerung ift alfo auffallend ſtark, zumal wenn 
man bie größtentheils waldige und aud fonft mäßig fruchtbare Bodenbejhaffenheit 
und den Mangel größerer Städte dabei berüdjichtigt. 

In geognoftiiher Beziehung ift im ganzen Lande bie Keuperformation vor« 
herrſchend. Unter ven verſchiedenen Gebirgen, welche das Land burchziehen und in 
dem Köterberge bis zu 1500 Fuß Meereshöhe ſich erheben, verdient namentlich) 
bie breite, größtentheils dreifache, aus Hilsfandftein, Muſchelkalk und Kreivefalt 
beftehenve Bergkette Erwähnung, welche gewöhnlid der Teutoburger Wald (ehemals 
Dsning) genannt wird, darunter die 1200 Fuß hohe Grotenburg mit dem Here 
mannsdenkmal bei Detmold. Faſt alle Berghöhen des Landes find mit prächtigen 
Eichen- und Buchenwäldern bevedt, welde ihm bejonders feine landſchaftliche 
Schönheit verleihen. Schönere Buchenbeſtände als bier hat faum ein anderes beut= 
fches Land aufzumeifen. Allein die zu dem Domanium gehörigen fürftlihen For- 
ften, ohne die bedeutenden Privatwaldungen, haben ein Areal von ungefähr 72,680 
Morgen, von welden nur etwa 7000 mit Nabelholz, aber 41,000 mit Buchen 
und 12,000 mit Eichen beftanden find. In den herrſchaftlichen Forften, welde in 
11 Berwaltungsbezirte von verfchiedener Größe zerfallen, ift faft durchgängig ber 
Hochwaldbetrieb eingeführt. Der Holzertrag ift, die Yorftblößen mitgerechnet, auf 
341/, Kubiffuß pro Morgen (faft doppelt fo hoch als in Preußen) berechnet wor: 
ben, ungeachtet ein großer Theil der Forſten noch jegt mit den kulturhinderlichen 
Waldfervituten belaftet if. — Die oft wiederholten Schürfungsverſuche nad Me- 
tallen und Steinfohlen find erfolglos geblieben. 

Die Landwirthſchaft ift bei weitem das wichtigfte Gewerbe des Landes, und 
in neuerer Zeit gefördert durd einen landwirtbichaftlihen Verein, in raſchem Auf: 
blühen begriffen. Ste befriedigt die Bedürfniſſe der Bevölkerung und liefert nod) 
einen Weberfhuß zur Ausfuhr. Befonders gedeiht die Pferdezucht, für deren Ber» 
edelung durch das bekannte „Sennergeftüt” und das damit in Verbindung ftehende 
Landgeftüt geforgt wird. Den Stand der Viehzudt werden folgende Zahlen daraf- 
terifiren, Im Jahre 1858 gab e8 im Lande 8394 Pferde, 34,108 Stüd Rind- 
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vieh, 51,762 Stid Schafe, 41,829 Schweine, 20,876 Ziegen. — Eigentliche 
Fabriken eriftiren, ber reichlich vorhandenen Waſſerkraft und niedrigen Taglöhne 
ungeachtet, fehr wenig, dagegen wird die Leinwandfabrifation durch Handſpinnerei 
und Weberei, ungeachtet der Konfurrenz des Mafchinenfabrifats, befonvers als 
Nebengewerbe der Heinen Bauern fehr ftark betrieben. Ein großer Theil der fog. 
Bielefelder Leinwand ift lippifches Fabrikat. Eine andere, gröbere Sorte fommt 
unter dem Namen „Leggelinnen"” in den überfeeifhen Handel. — Ein fehr wich— 
tiger und in gewiſſer Beziehung dem lippifhen Lande eigenthümlicher Induſtriezweig 
ift die Ziegelfabrilation, welde in der Art betrieben wird, daß die Arbeiter 
im Frühjahr die Heimat verlaffen und fid) auf ven zahlreichen Ziegeleien ver Nord» 
und Oſtſeeländer (früher befonders Holland und Friesland, dann weiter Hannover, 
Divenburg, Preußen, gegenwärtig ganz Dänemark bis Schweben, Norwegen, 
Rußland, auch deutſche Binnenländer) zerftreuen, um vor dem Winter mit ihrem 
Gewinne wieder heimzufehren. Diefe ſchon feit Mitte des 17. Jahrhunderts 
tropfengleih begonnenen Arbeiterzüge find beſonders in neuerer Zeit ftromartig 
angefhwollen. Die Zahl der wandernven Arbeiter betrug ſchon im Jahre 1844 
über 6000, und ihr Gewinn wurde auf faft 400,000 Rthlr. jährlich berechnet. 
Gegenwärtig ift die Arbeiterzahl auf 8-, 9=, auch 10,000 Mann geftiegen, und ver 
Schauplat ihrer Thätigfeit jcheint noch fortwährend an Terrain zu gewinnen. Der 
ganze Gemwerbsbetrieb ift gefeglih regulirt, wird durch angeftellte Agenten kontrolirt 
und vermittelt und fteht unter der Leitung der Regierung. — Der Betrieb der Hand— 
werfe leidet noch ſehr durch Zunftzwang und veraltete Einrichtungen. Ein neues 
Gewerbegeſetz ift bis jett Projekt geblieben. Faltmann. 
Lift. Handelspolitik. 
Lievland. S. Oſtſeeprovinzen. 
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geboren den 29. Auguſt 1632 zu Wrington bei Briſtol in England (ſein Vater, 
Juriſt von Profeſſion, diente im Heer des Parlaments als Hauptmann), ſtudirte zu 
Orford Medicin 1651 und wurde, durch ſchwache Geſundheit von der ärztlichen 
Laufbahn abgezogen, erſt durch die Werke des Carteſius mit der Philoſophie be— 
freundet. Seine naturwiſſenſchaftlichen Kenntniſſe vermittelten 1666 feine Bekannt— 
ſchaft mit Lord Aſhley, ſpäter (1672) Graf Shaftesbury, der, Großkanzler des 
Reichs unter Karl II., ſein Freund und Schützer wurde und ihm die Erziehung 
ſeines Sohnes übertrug. Als Shaftesbury mit mehreren anderen Lords vom König 
Karl II. die Provinz Carolina in Nordamerika als Lehen erhielt, übertrug man 
Locke die Aufgabe, eine Verfaſſung für die Provinz zu entwerfen. So entſtand 
feine Fundamental Constitution of Carolina 1669. (Works London 1801. X. B.) 
Er mwurbe darauf (1672) Sekretär für die Ernennung zu geiftlihen Würden 
[seeretary of the presentation to benefices]. Mit Shaftesbury trat auch Lode aus 
tem Staatstienft 1673 und begleitete fpäter jenen in die Verbannung nad Hol« 
land, 1682 Er wurde wegen biefer Treue von Karl II. und Jakob II. verfolgt, 
ans ber Zahl der Mitglieder des Christ-college zu Oxford ausgefchloffen und feine 
Auslieferung von den Generalftaaten verlangt, fo daß er fich einige Jahre in ven 
Niederlanden bei Freunden verborgen halten mußte. Dort begann er feine Briefe 
über Toleranz 1685. ‚1690. 1692. [®. B. VI.) Nad ver Revolution fehrte 
er nad) England zurüd, 1689, und beffeidete wieder mehrere Aemter. 1689 erſchien 
fein ſchon früher Gegonnener essay concerning human understanding, fein philo- 
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fopbifches Hauptwerk über die Erkenntnißlehre, und im gleichen Jahre die zuerft 
anonym herausgegebenen two treatises of government (W. B. V. ©. 209—485.] 
Im Jahre 1700 legte er fein zulett verwaltetes Amt, das Kommifjariat des Han- 
dels und der Kolonieen, nieder und zog fi nah Dates in der Grafihaft Eifer 
jurüd, wo er am 20, Dftober 1704 ftarb. 

Die größere Bedeutung Lodes liegt auf dem Gebiet der Lehre von der menſch— 
lihen Erfenntniß, auf welche hier nicht ausführlih eingegangen werten fann. Es 
genüge die Erinnerung daran, daß Rode, wie fo viele feiner Landsleute vor, mit 
und re! ihm, die Erfahrung allein ald Duelle der Erkenntniß annimmt. Er ver 
wirft daher die Lehre des Cartefins von den angebornen Ideen, den idee inna- 
te, connat und die Annahme von unmittelbaren Wahrheiten und Grundſätzen 
a priori. Bielmehr entftehen alle unfere Gedanken durch Erfahrung, aber nicht 
nur durch Äußere Erfahrung, Wahrnehmung (sensation), wie Hobbes meint, fon- 
bern auch durd innere Erfahrung (reflexion). Aeußere und innere Erfahrung, 
sensation unb reflexion, find die beiden ausfchlieglihen Quellen aller Erfenntnif 
von Gott und Welt. Sie entfteht, indem wir unfere VBorftellungen verknüpfen, wenn 
und fofern fie übereinftimmen, und auseinanderhalten, wenn und fofern fie einan- 
ber widerſprechen. So ift die Wahrheit nur die korrekte Verbindung oder Tren» 
nung von Vorftellungen, jenachdem die Gegenftände derjelben übereinſtimmen oder 
nicht übereinftimmen. [S. im Allgemeinen ven Ejjay. W. Bd. I—IIH.)] — Bon 
einem ganz ähnlichen Princip geht nun Lode in dem Gebiet aus, weldhes uns bier 
allein angeht, dem Ethifh-Politifchen, und für welches er nah mander Richtung 
ebenfall® von großer Bedeutung if. Er gehört im Allgemeinen zu der Gruppe 
ven englifhen Denkern, welche, nachdem die religiöfen und kirchlich-politiſchen Kri« 
fen der Reformation bereits, wie in Deutſchland, Holland und Franfreih, auch in 
England die träg dahinſchleichende Staatsphilofophie plöglih zu lebhaftefter Thä- 
tigkeit fortgeriffen hatten, praktiſch durch die nationale Revolution zu erfolgreichem 
Kampf gegen die alten fcholaftifchen, feudalen und einfeitig Fonfeffionellen Grund» 
lagen der bisherigen Gefellihaftslehre getrieben wurden, Er bildet in mandyer Hin» 
fiht ein merfwürbiges Seitenſtück zu Hobbes (f. ven Artikel). Wenn auch diefer den 
Abfolutismus, Lode die VBolköfreiheit vertritt, — fie find die Söhne Einer Zeit und 
ftehen auf dem gleihen Boden: dem bes modernen, von ber Kirche und von religiö- 
fer Grundlage fic gelöst fühlenden Staates. Hobbes ſah in einem aufgeflärten 
Defpotismus, Lode in einem aufgellärten Liberalismus, in einer Art Repräfenta- 
tivſyſtem das neue Heil: Hierin alfo find fie heftige Gegner, aber einig find fie 
darin, daß fie beide der ſcholaſtiſchen Rechtsphiloſophie den Rüden kehren. 

In Uebereinftimmung mit feiner Auffaſſung des Wahren und Unmwahren, 
erklärt Tode aud das Gute und Böfe als Uebereinftimmung over Nichtüber- 
einftimmung: nämlich mit einem dreifachen Geſetz, dem göttlichen (veligiös-ethi- 
fhen) bürgerlichen (juriftifhen) und dem ver öffentlihen Meinung (ethiſchen). Es 
ift nun aber bezeichnend für den ganzen Charakter der feit dem Anfang des 16. 
Jahrhunderts wahrzunehmenden neuen Strömung in der Staatsphilofophie, daß 
fie ihre Veranlafjung und Anregung in den praktiſch-politiſchen Fragen der Zeit 
findet. So fpridt auch Lode den praftifhen konfreten Zmwed feiner Unterfuhung 
beftimmt aus: er will in dem großen durch die Revolution herbeigeführten Kampf 
ver Parteien feine Ueberzeugung geltend machen, feine Sache vertreten. Es ift bie 
Sache der Volksfreiheit und bes liberalen Königs Wilhelm, welche er gegen ben 
Abfolutismus der Stuartd und deren literarifhe Parteigänger führen will. 

Seine erfte Abhandlung ift vemgemäß eine Widerlegung bes berüchtigten 
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„Patriarcha“ von Robert Filmer (f 1680; das Bud, erſchien 1665), weldjer vie 
abfolute Monarchie auf die Lehre von ber Entftehung aller politiihen Gewalt aus 
der Familienautorität des Hausherren und Hausvaterd begründet hatte. Eiterliche 
und föniglihe Gewalt find iventiih: und das unbefhränfte Königthum hat feinen 
von Gott eingefegten Anfang in Adam. Dagegen richtet nun Lode feine erfte Abhand» 
lung, die zweite enthält die eigne Staatsphilofophie Todes, und das ganze Unter- 
nehmen hat den Zwed, vie Handlungsweiſe König Wilhelms und des englifchen 
Volkes in der Revolution zu rechtfertigen, wie er ausdrücklich in der Vorrede jagt. 
[Vol. V. pag. 210.] Die Wiverlegung Filmers, deren Detail hier füglich über- 
gangen werben mag, war feine jchwere Aufgabe: Locke löst fie, indem er ſich völlig 
auf den Standpunkt feines Gegners einläßt, daher uns heutzutage feine Argumen- 
tation gegen bie abjolute Monarchie Adams fo poffierlih vorfommen muß wie bie 
Unftrengungen feines Gegners fitr viefelbe. Er befämpft nad einander alle Rechts— 
titel Adams auf die Souveränität, mögen fie fih auf die Schöpfung [c. III. ©. 
222— 227], oder eine Schenkung Gottes [e. IV. ©. 22 7—244], oder die Unter- 
werfung Evas [c. V. ©. 244— 249], oder Vaterſchaft [c. VI. S. 249— 267], over 
Eigenthbum [c. VII. S. 267— 273] gründen, indem er beſonders den Unterſchied 
zwifchen väterliher und königlicher Gewalt betont [c. II. ©. 215—222] und vie 
Bererbbarkeit von Adams Autorität beftreitet. [e. IX—XI ©. 273—292.] 

Die zweite Abhandlung nun geht aus von dem Naturftand vor Begründung 
des Staats und der bürgerlichen Gejellihaft [e. II of the state of nature ©. 
339— 347]. In diefem find alle Menſchen gleih und frei und nur an das Ge- 
feß der Natur gebunden [S. 340], dies Gefet forbert aber die Erhaltung (preser- 
vation) nit nur des eigenen Lebens, fondern aud der Mitmenfchen: jenes, weil 
das Gefchöpf feinem Schöpfer gehört, viefes, weil ale Menfchen Theil haben an ver 
gemeinfamen Natur [S. 341]; deshalb Hat im Naturftand jeder das Recht, aud) 
einem Dritten angethane Schädigung zu ftrafen [l. c.). Wegen biefer Erhaltungs- 
pfliht ifl aber der Naturftand ein Zuftand des Friedens, nicht wie Hobbes lehrt, 
ein Krieg Aller gegen Alle. Der Kriegsftand ift alfo von dem Naturftand zu ſchei— 
ven [e. III. Shaftel state of war ©. 347—-351]; in dieſem waltet natürliche Frei- 
heit, d. 5. die Unabhängigkeit von jeder menſchlichen Autorität und allen Geſetzen 
außer dem Naturgefeg; vie Freiheit in der Geſellſchaft aber, im Staat, ift nicht 
mehr die Fähigkeit, zu thun was man will, fonvern die Unabhängigkeit. von jedem 
Geſetz, dem man nicht felbft beigeftimmt. Sklaverei aber ift der zwifchen einen 
Sieger und einem Befiegten nach dem Kampf fortgefegte Kriegszuftand [c. IV, of 
slavery ©. 352]. In den Naturftand befteht urfprünglid fein Sondereigen, denn 
Gott hat den Menjhen vie Erve insgemein gegeben: aber bald hat das Berürfe 
niß den Einzelnen zur Arbeit, zur Specififation, und dadurch zur Begründung bes 
ausſchließenden Privateigenthbums geführt: deshalb ift rechtmäßig (just) nur ſolche 
Auspehnung und Berwendung des Eigenthums, welche vom Bedürfniß gefordert 
wird: [c, V. of property c. 352— 367]. Im Naturftand gibt es nun zwar verjchies 
dene Arten von Gefellihaft (zwifchen Mann und Weib, Eltern und Kind, Herr und 
Knecht), aber noch Feine politiiche Geſellſchaft. Namentlich ift das Verhältniß von 
Bater und Kind, begründet durch das Naturgefeg auf Schuß und Chrerbietung, 
Teine folde und nicht der Urfprung des Staates: väterlihe und politifche Gewalt 
find verſchieden nad Urfache, Weſen und Zwed [c. VI. of paternal power © 
367—383 bei. ©. 378]. Diefe entfteht erft, wenn die Einzelnen der Unficherheit 
und anderer Nachtheile des Naturſtandes müde, ihre natürlichen Rechte ver Ge— 
ſammtheit übertragen und biefe einen Richter und Souverän ernennet zum Schub 
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bed Lebens und Eigenthums und aller andern Güter und Rechte. Daraus folgt 
nun aber, daß die abfolute Monardyie dem Begriff des Staates und dem Zwed 
wiberfpricht, um deswillen bie bürgerliche Gefellfhaft begründet wurde. Denn nicht 
dazu haben die Menfhen den Naturftand verlaffen und auf ihre urſprünglichen 
Rechte und Freiheiten verzichtet, um bie Fülle diefer Macht und Gewalt Einem 
Einzelnen zur Ausübung über fie Alle in die Hände zu geben. Der Monard) ift, 
wie der ganze Staat, nur Mittel zum Zwed ver Freiheit und Sicherheit ver Rechte 
Aller. Der abſolute Monarch fteht zu feinen Unterthanen im Naturftand, denn er 
erfennt fein Geſetz, feinen Richter über ſich, er ift Richter in eigner Sade, [c. VII 
of political ar eivil society ©. 383—394 , bef. ©. 390). Diefer Abſchnitt ift 
eine glänzende Widerlegung ver Lehre von Hobbes und det den logiſchen Haupt- 
fehler in veffen Gedanken ganz auf [f. den Artikel S. 196). Nicht alfo in ver ab— 
foluten Monarchie liegt die wahre Sicherheit der Rechte, fonvern in ber freien 
Beftellung einer Korporation zur Ausübung der gefeßgebenten Gewalt, heiße fie 
Senat oder Parlament oder wie immer: erſt dadurch werben alle Staatshürger, 
auch König und Geſetzgeber felbft, Unterthanen des Gefeges [l. c. ©. 393. 394]. 
Diefer Zuftand aber und alle bürgerliche Geſellſchaft entftcht durch den ſtillſchwei— 
genden Vertrag, durch welhen eine Gruppe von Einzelnen auf ihre natürlichen 
Vreiheitsredhte zu Gunſten ihrer Gefammtheit verzichtet und fi) der Entſcheidung 
der Mehrheit zu fügen befchließt. ſe. VIII. of the beginning of political 
societies. ©. 394—411, bef. ©. 395.) Der Einwand, daß die Gefhichte keinen 
Val einer ſolchen Entftehungsweife der Staaten berichte, wird damit zurüdgemie- 
fen, daß die Anfänge ver Gefelfhaft aus dem Gedächtniß ſchwinden, ganz wie 
ber Einzelne von feinen erften Lebenstagen nichts weiß, und vie Behauptung, daß 
bie in einem Staat gebornen Menſchen an tie von ihren Ahnen eingegangenen 
politiihen Berpflihtungen gebunden feien, dadurch entkräftet, daß die Vererbbar: 
feit folder Berpflihtungen geläugnet wird. II. c. ©. 396. 406.) Die Zwecke ver 
Staatenbildung find, wie erwähnt, Sicherung aller menſchlichen Güter: der Menſch 
tritt fein Recht der Gelbftbeftimmung an das Geſetz, das Recht der Strafe jeber 
Schädigung an die ausführenne Gewalt ab [e. IX. of the ends of political 
society and government ©. 411—415], das gemeinfame Gefeg für alle Formen 
der Staatenbildung, Monarchie, Dligardhie und Demokratie, [e. X. of the forms 
of a comonwealth] ift die Bewahrung der Geſellſchaft. Defhalb darf aud ver 
Staat nur erhalten, bewahren, nicht zerftören, da feine Rechte nur die Summe 
ber Rechte der Einzelnen im Naturftand find und fein Einzelner in viefem Zu— 
ftand Leben oder Eigenthum feines Nächſten ſchädigen darf [e. XI. of the extent 
of the legislative power. ©. 416—424). Dies ift nur gegen Tyrannifirung ber 
Unterthanen gerichtet: bie gegen die Tovesftrafe und Krieg daraus zu ziehenden 
Konfequenzen werben umgangen. Die Gewalt bes Staates ift dreifach: vie gefeg- 
gebenve, ausführende und „füderative” d. h. die Gewalt, das Verhältniß zu andern 
Bölkern (Krieg, Friede, Bündniß 2c.) zu beftimmen: zu dieſen fteht der Staat an 
ſich d. h. bis zur Abſchließung von befonderen BVerträgen im Berhältnig des 
Naturftandes, eine feit vem 16. Jahrhundert häufig begegnende Auffaffung. [e. XIT. 
of the legislative, executive and federative power of the commonwealth ©, 
424—426.) Der gefeßgebenven find alle andern Gewalten untergeorbnet, auch bie 
ausübende, wenn gleidy fie das Necht der Berufung des Parlaments hat. Aber 
Zweck und leitendes Princip des Staates ift immer das Wohl des Volkes [salus 
populi suprema lex beißt e8 bier (S. 432) wie bei Hobbes], und wenn baher 
ber Geſetzgeber dieſes verlegt, wenn Sicherheit und Freiheit bedroht werten, fo 
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macht das Bolt von feinem Selbfterhaltungsreht aud gegen den Geſetzgeber Ge- 
braud) — aus biefen Sägen weht uns der Geift entgegen, ber damals in Eng: 
land die Stuarts geftürzt hatte. [e. XIII. ©. 426—434 of the subordination 
of the pawers of the commonwealth.] Die ausführende Gewalt 'erhält durch das 
Bolt die Befugniß im vom Geſetz nicht vorgefehenen Fällen nad) eigenem Guts 
dünfen, aber immer im Sinne des öffentlihen Wohles, zu entſcheiden. Das ift vie 
Prärogative der Krone le. XIV. of prerogative ©. 434—440], diefe hat alfo 
. in Folge derſelbeu entfernt nicht eine deſpotiſche Gewalt: eine ſolche befteht über- 
haupt nur gegen Kriegsgefangene zu Recht, font ift fie weber durch die Natur, 
wie die -väterlihe, nod durch Vertrag, wie die politifche Gewalt, begründet [c. 
XV, of paternal, political and despotical power considered together ©. 440— 
443]. Eroberung fann alfo niemals Grund eines Staates fein, jo wenig als das 
Nieverreißen eines Haufes das Erbauen eines andern ift [c. XVI. of conquest: 
©. 443). Der Ersberer kann gerecht fein, wenn er feine Gewaltthätigkeit nicht 
auf Nichttombattanten ausdehnt, der Ufurpator dagegen hat nie das Recht für fich, 
denn die Ufurpation — ein domestic conquest während bie Eroberung ein foreign 
usurpation — ift ja gerade Anmaßung fremden Rechtes, [c. XVII. of usurpation 
©. 455]. Tyrannei aber ift — der Mafftab im Jahre 1690 war ftreng in Eng« 
land! — ſchon jeder Gebraud der Regierungsgewalt nicht zum Heil des Volkes, 
fondern des Regenten allein, jeve Handlung nad dem fubjeftiven Willen ftatt 
nad dem Geſetz, jede Hanblung, die nicht die Förderung bes Volfes, ſondern bie 
Befriedigung eigener Leidenſchaft bezwedt. [c. XVIII. of tyranny ©. 457.) Was 
die Auflöfung der politifchen Bande betrifft, fo muß man wohl unterfheiden zwi⸗ 
hen ver Auflöfung nur einer Regierung und ber Auflöfung der Geſellſchaft jelbft. 
Das erftere wird herbeigeführt, 3. B. wenn ber König bie Wahlgefege des Par- 
laments verlegt oder wenn die Minifter die Gefege nicht ausführen — in dieſem 
Fall hat das Volk feine Freiheit wieder und kann ohne Weiteres eine andere Re— 
gierung einfegen. Aber nicht blos die Regierung, der Staat felbft, die ganze bür— 
gerlihe Geſellſchaft wird aufgelöst, wenn König oder Parlament gegen ihre Ver« 
trauensaufgabe handeln [c. XIX. of the dissolution of government ©. 469 act 
contrary to their trust], wenn fie dur einen Staatsſtreich Leben, Freiheit oder 
Eigenthum des Volkes verlegen; dann tritt der Kriegsſtand gegen fie ein und das 
Volk hat das Necht Fraft feiner urfprünglichen Freiheit eine neue geſetzgebende und 
regierende Gewalt einzufegen. Die ganze Abhandlung athmet den Geift eines ftar« 
ten männlihen Unabhängigkeitsfinnes und wird durch Die theils geradezu ausge 
ſprochenen theils Leicht herauszufühlenden Beziehungen auf die Zeitgefhichte befon- 
ders lebendig gefärbt. Die gleich fortgefchrittene politifhe Anſchauung leitet Todes 
Auffaffung des Verhältniſſes von Staat und Kirche, wie er fie in feinen berühm« 
ten Briefen über Toleranz niedergelegt: Hier ift der Brudy mit der Scholaftit fat 
noch mehr entjchieven. Die Offenbarung, meint er, barf nimmermehr vie Ver— 
nunft und deßhalb auch nicht die von ihr unzertrennliche Freiheit des Menjchen 
untervrüden. Darum ift nicht nur jede religiöfe Gefelihaft in ihrem Kult, und 
wär er Gögenbienft, vom Staat zu dulden und zu fügen, fondern der Staat, 
der von der Kirche abjolut verſchieden und getrennt ift, darf ber Religionsverſchie— 
denheit Feinerlei Einfluß auf das Maß ver politiihen Rechte feiner Bürger ge- 
ftatten. ' 
Diefe Orundfäge, um berentwillen Lode jelbftverftändlih von den Rechtgläu— 
bigen mit großer Heftigkeit angefeindet und mit dem Namen eines Atheiften, ver 
ihen bald zum Ehrennamen aller unabhängigen Denfer geworden ift, gebrand- 


446 John Locke. 


marft wurde, find nun auch in die Yundamentalverfaffung von Carolina überge- 
gangen, auf welde wir zum Schluß einen rafhen Blick werfen. Bon den 120 
Artikeln verjelben befchäftigen fi die erften 27 mit der Eintheilung der Provinz 
in counties, signories, baronies, precinets und colonies und der Abftufung ver 
Rechte ver englifhen Herrn. Darauf folgt die Einrichtung der Parlamente, Mini- 
fterien, Regierungstollegien, Gerichtshöfe, Militär- und Civilbehörden, Geſchwor— 
nengerihte (mit Verzicht auf Einftimmigfeit a. 69. Bertheidigung gegen Geldlohn 
wird verpönt a. 70). Alle zwei Jahre tritt ein neues Parlament zufammen : paffive 
Wahlfähigkeit für dasſelbe fegt 500 acres, aftive Wahlfähigfeit 50 acres freien 
Grundbefis im Wahlbezirf voraus (a. 72). Kommentare zur Konftitution find ver- 
boten (a. 80), großes Gewicht wird auf die Führung der Civilftandregifter gelegt 
(a. 84— 90). Am intereffanteften find aber für uns die Beftimmungen über vie 
Religionsverhältniffe (a. 95— 110). Alle freien Inſaßen von Carolina haben an= 
zuerfennen die Eriftenz Gottes, die Nothwentigkeit feiner öffentlihen Verehrung 
und die Pflicht der Eidesleiftung als Anrufung feines Zeugniffes. Unter einziger 
Borausfegung diefer Principien kann jede Gemeinfhaft von 7 Menfchen, feien fie 
Chriften, Juden oder Heiden, eine vom Staat anzuerfennende Kirche bilden: jebe 
Kräntung von Andersgläubigen um ihres Glaubens willen ift unterfagt und ins— 
bejondere die Eingebornen follen nur etwa durch Beifpiel und Lehre befehrt wer- 
den dürfen. Zu diefen Grundfägen paßte es nur fehr wenig, wenn einer der Lorbs 
gegen Lodes Willen die Anerkennung der Kirche von England als ber einzig 
wahren und orthodoren und ber Staatsreligion wie von allen anderen britifchen 
Beſitzungen aud von Carolina durchſetzte (a. 106). 

Faſſen wir das Urtheil über die bier flizzirte Staatsphilofophie Todes in 
Kürze zufammen, fo werben wir zwar eine richtige Abgrenzung des Ethifchen vom 
Juriftifchen vermiffen und die Lehre ver Entftehung des Staates durch Vertrag 
anftatt durch organifchehiftorifhe Entwidlung des menſchlichen Weſens verwerfen, 
im Uebrigen aber bie Klarheit, Unabhängigkeit und gefunde Gebiegenheit biefer 
Anſchauungen nicht verfennen, 

Quellen und Literatur. Lodes ſämmtliche Werke find wiederholt her— 
ausgegeben. Hier wurde bie zehnte Ausgabe, London 1801, in ten volumes benützt, 
und für fein Leben die dort beigebrudte Biographie. Außer feinen bereit3 erwähn- 
ten Schriften find hier noch hervorzuheben feine thougts on education Br. IX. 
reasonableness of christianity Bd. VII. — Zwei fehr gute Darftellungen feiner 
Lehre bei Hinrichs Gefhichte der Rechts- und Staats-Principien. feit der Nefor- 
mation bis auf die Gegenwart I. Bd. Leipzig 1848 S. 216— 240; und Schärer, 
Sohn Tode, feine Berftandestheorie und feine Lehren über Religion, Staat und 
Erziehung. Leipzig 1860. p. X. und ©. 300. Belir Dahn. 

2ombardei. ©. Defterreih, Sardinien, 

Lotto. ©. Regalien. 

Lübeck. ©. Hanfeftädte. 

Louis Philipp. S. Frankreich. 


Zudwig der VBierzehnte. 


Die fonveräne Moajeftät des abfoluten Königthums in feiner unbegrenzten 
Machtfülle Hat fich feit den Zeiten der römiſchen Kaifer wohl nie glänzender ge» 
zeigt, al8 in der Erſcheinung des Königs Ludwig des Bierzehnten von Franfreid. 
Er felbft war ſich deffen wohl bewußt, und mit innerer Befriedigung wählte er die 
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leuchtende Sonne zu feinem Embleme. In feiner ganzen äußern Haltung, in feinen 
Reden und in feinen Anforberungen an die Nation, vie er beherrfchte, wie an die 
übrigen Staaten ift biefes überſchwängliche und doch gehaltene Gelbftgefühl wahr- 
zunehmen. Er verehrte die Majeftät in ſich felber, wie ein Brahmane die göttliche 
Erleuchtung feiner Seele. In Manchem war er nadhgiebig, aber niemals, wenn vie 
Ehre oder der Glanz feiner Würde in Frage ftand. 

Ludwig der Vierzehnte wurde von feinem Bolfe faft wie ein Gott gefürchtet 
und geehrt. Die Literatur und die Künfte verherrlichten ihn als ihren größten Be— 
ſchützer und Gönner. Er ift das iveale Vorbild geworben faft aller Fürften, melde 
tie abfolute Gemalt anftreben. Sogar ein fo freier Geift wie Friedrich der 
Große, obwohl er ihm ein paar große Fehler vorwarf, ſprach nie anders als 
mit Bewunderung von ihm. 

Indeſſen ſchon zu feiner Zeit waren nicht alle pofitiihen Männer felbft der 
franzöfifhen Nation von feinem Glanze geblenvet. Der Erzieher feines Sohnes, 
des früh verftorbenen Dauphins, der Biſchof Féné6lon, fprad Anſichten aus, 
welche das Trügerifche diefer Erfheinung anbeuteten. Die fpätere Kritik hat feinen 
Ruhm fchonungslos angegriffen. In neuefter Zeit hat der Engländer Budle in 
feiner Geſchichte der englifhen Civilifation fein Bild von dem hohen Piedeftal herab- 
geriffen und mit heftigen Streichen zu zerfchlagen gefucht. Vielfeitiger und unpar- 
teiifcher, aber weniger energifh hat ihn faft gleichzeitig Ranke in feinen VBorzügen 
und in feinen Mängeln gefchilvert. 

Es kann nicht die Aufgabe des Staatswörterbuchs fein, einen Abriß feiner 
Geſchichte zu geben. Uns intereffirt nur bie Bedeutung besfelben für die Beurthei- 
lung der abjoluten Monarchie, als deren vornehmfter Repräfentant er allgemein 
anerkannt wird. 

Fragen wir voreft nah den Urſachen, welde in feiner Perfon zufammen- 
wirkten, um ihm dieſe ungeheure Staatsmacht zu verfchaffen, wie fie vor ihm kein 
franzöfifcher König befeffen hatte, fo finden wir folgende Momente: 

1) Borbereitend hatten die Karbinäle Rihelieu und Mazarin ges 
wirkt, welche als erfte Alles leitende Staatsminifter,” gleihfam als Bezire ver „aller 
hriftlichften Könige” den Kampf mit der mittelalterlihen Ariftokratie unternommen 
ımb mit Hülfe der königlichen Beamten, vorzäglih der Intendanten, und unter 
ftügt von den Gerichtshöfen, den Parlamenten, die Staatsgewalt in Paris Ton« 
centeirt und ihre Herrfhaft allmälih über die Provinzen ausgebreitet hatten. Gie 
waren beide alg römifche Kirchenfürften von den Ideen ber göttlichen Herrichaft 
erfüllt, und als Staatsmänner geneigt, das römiſche Prineip der abfoluten Herr- 
{haft auf ven Staat überzutragen. Ludwig der Bierzehnte feste ihr Werk in 
erhöhter Potenz fort, indem er perfünlich als König in die Rüde eintrat, die ver 
Tod feines erften Minifters offen gelaffen hatte, 

2) Die franzöſiſche Nation lernte fid) erft unter feiner Herrfchaft einiger- 
maßen als Einheit fühlen. Aber fie hatte die Rihtung zur Einheit und in 
der Hauptftant Paris ein belebtes Centrum ihrer Gemeinfchaft. 

Alle Stände waren von diefer Richtung inſtinktiv oder durch ihre Intereffen einge- 
nommen. Die Nation war freilich damals noch ftändifch nach der Art des Mittelalters 
gefpalten und provinziell getrennt. Ihre vier Stände waren der Klerus, ber Adel, 
ver höhere Bürgerftand als dritter Stand, die Bauern und bie untern Klaffen 
der Städte. Bon dem vierten Stande fprad man noch nicht und er hatte feine 
politiſchen Rechte. Aber um fo jchwerer laftete auf ihm das GSteuerfyftem und bie 
Kriegslaft. Ihnen war nur durch ben Staat zu helfen, denn zur GSelbfthülfe waren 
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fie zu ſchwach und zu unfählg. Sie waren in feiner Weife zu politifcher Freiheit erzogen, 
noch in derfelben geübt. Aber der König kam ihren Wünfchen entgegen. Wie alle 
biftatorifchen Monarchen von jeher, ftügte er ſich vorzugsweife auf dieſen vierten 
Stand. Er fhüßte fie vor dem Drud und der Tyrannei der Heinen Herren, er 
wedte in ihnen die Hoffnung auf Berbefferung ihrer Lage, er bezauberte fie durch 
die perfönlihe Theilnahme an ihrem Schidjal und durch den Glanz feiner Werke 
und Thaten. Auch den dritten Stand, der am meiften fhon national gefinnt 
war, verftand er an ſich zu ziehen, obwohl viefer Stand ſchwerer zu befriedigen 
war und fich fritifcher verhielt. Bor allen Dingen, indem er mit der Hülfe Colberts 
(fiehe den Artikel) Ordnung in das Finanzweſen brachte, für die Inpuftrie und ben 
Handel im Sinne der Zeit ſich lebhaft von Staats wegen intereffirte, indem er bie 
Rechtspflege durch gefetgeberifche Reformen von Mißbräuchen reinigte und verein- 
fachte, dann indem er die Literatur und die Kiinfte begünftigte und aus dem dritten 
Stande einzelne talentuolle Männer zu widtigen Wemtern emporhob. Die Selb— 
ftändigfeit des Adels war bereit8 gebroden. Er machte fid) den Adel des Reiches 
geradezu dienftbar, indem er ihn durch Stellen und Penfionen in Abhängigkeit 
brachte und an den Hof feflelte. Am vorfihtigften verfuhr er mit dem Klerus, 
ber noch eine große Gewalt über die Gemüther befaß, in dem aber von Alters her 
neben den römifhen auch gallifh-nationale Neigungen fortlebten. Mit dem 
Papfte freilich ftand der König felten auf gutem Fuße, er fcheute in ihm eine 
rivale Gewalt. Wo die Religion als eine, äußere Macht auftrat, wie in ver 
römischen Kurie, fuchte er ihren Einfluß aus Staatsgründen zu befchränten. Aber 
Gage verhaft war fie ihm, wo fie als innerlide Glaubensmadt feiner 

utorität entgegentrat, wie in den Janfeniften und heftiger in ven Refor— 
wirten. Er hatte dafür kaum ein Verſtändniß und legte auf die Uniformität 
aud) in Glaubensfahen den größten Werth. Dagegen fuchte er die Priefter und 
das kirchlich gefinnte Volk zu gewinnen, indem er feinen fatholifhen Glauben bis 
zu wüthender Verfolgung aller Kegerei fteigerte, und bie franzöfifhen Biſchöfe an 
fi) zu ziehen, indem er ihre gallifanifhen Freiheiten ausbildete und 
ſchützte und das Nationalgefühl auch in den kirchlichen Würdeträgern neu belebte. 

3) Die Staatsideen des Jahrhundert? waren ihm günftig. Er ging mit, 
nicht wider den Zeitgeift. Das ganze Jahrhundert hat einen abfolutiftiihen Zug, 
dem außer der engliihen Nation kein Volk Europa's widerſtand. Die herrfchen- 
den Staatsideen waren die theologiſche und die juriftifche; umd beide waren 
römiſchen Urjprungs, beide völlig abfolut. Die Theologen leiteten die Madt- 
fülle des Königthums von der abfoluten Herrſchaft Gottes ab, die Juriſten begrün« 
beten fie aus dem Abfolutismus des römischen Staats und bes alt-römifchen Kaifer- 
thums. Die Beſchränkung des mittelalterlihen Lehensftaates ward damals von dem 
Volke nur als ein Hinverniß der focialen Berbefferung empfunden und war als die 
Zuflucht der ariftofratifchen Privilegien verhaßt. ; 

4) Wenn aber die äußern Motive noch fo fehr auf eine cäfarifche Gewalt 
bindrängen, fie vermögen es nicht, diefelbe hervorzubringen. Es muß die geeignete 
Perfon binzulommen, welde die günftigen Bedingungen zufammenfaßt. Die 
abfolute Monarhie hat nur da Wahrheit, wo fich der abfolute Monardy dazu 
findet, d. 5. ein Mann, welcher die Fähigkeit befikt, einen Staat felber zu 
regieren, und feine Arbeit ſcheut, um biefe Herrihaft zu üben. Sie wird noth- 
wendig zur Lüge, wenn es ver Perfon des Monarchen an den erforderlichen Geiſtes— 
und Willenskräften fehlt, oder wenn berfelbe ſich ven ſchweren Arbeitspflichten nicht 
mit Ausdauer unterzieht, Da Auferft felten in einem Menſchen beides zufammen- 
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trifft, To ift ein wahrhaft abfoluter Monard eine piychologifhe Seltenheit, und 
die Regierung geht an Günftlinge oder Maitrefjen über, d. h. der Schein ver 
Majeftät und die Ausübung ihrer Rechte trennen fih, und ihre Lebensbevingung, 
die centrale Einheit, ift zerftört. Eine fo feltene Natur aber war Ludwig der 
Bierzehnte wirklich. Sein Geift war fo umfaffend, fo ſcharf- und weitblidend, fein 
Wille fo energiſch, daß fein ftolzes Herrichergefühl nicht bloße Eitelkeit und Selbft- 
überhebung, fondern Wahrheit in ihm war. Er glaubte an fi felbft und an feine 
Miffion, und er hatte Grund zu diefem Olauben. Jenes allbefannte Wort: Ich 
bin der Staat, war in feinem Munde doch nicht ganz fo ungereimt und. nicht 
ganz fo unverjhämt, als wenn es ein Anderer geiprocdhen hätte. In der That, ver 
Staat war in ihm perfonificirt. Er meinte damit gar nicht, daß der Staat 
ein Spielwerf ſei feiner Yaune, fondern daß das gefammte Staatsgefühl und Staats- 
bewußtfein von Frankreich in feiner Perfon den höchſten, Alles zuſammenfaſſenden 
Ausdruck habe. 

Er wußte jehr gut, daß damit ebenfo gut feine Staatspflidt wie fein 
Staatsreht ausgejproden fei. Er forderte jeine Minifter auf, wenn fie je 
bemerken jollten, daß ein Liebesverhältnig zu einer Frau Einfluß auf die Geſchäfte 
gewinnen follte, e8 ihm zu fagen, und er verjprady, fid, binnen 24 Stunden davon 
loszureißen. In der That, feine Liebſchaften, denen, er fich leidenſchaftlich hingab, 
hatten wenig Einfluß auf feine Politik. Sogar die fromme Frau v. Maintenon, 
mit der er in feinem reifern Alter in einer heimlichen Ehe lebte, wirkte mehr auf 
feine religiöfe Gefinnung als auf die Staatsgefhäfte. 

Eigentlihe Günftlinge. hat er nicht gehabt, und im Ganzen bewährte fich fein 
Herrfertalent aud in der Wahl feiner Minifter und feiner Generale. Nur vie 
Mißachtung des Prinzen Eugen von Savoyen fam ihn theuer zu ftehen. Aber fo 
fehr er einzelne große Talente zu benugen wußte, er überließ bie öffentlihen An— 
gelegenheiten nie ganz ihrer Leitung. Er fah jelber zu und arbeitete felber mit 
eifernem Fleiße. Bon dem Volke jhloß er fi nicht ab, jo ftrenge er auf der Eti- 
quette hielt. Jedermann hatte Zutritt zu feinen Audienzen und konnte ihm per- 
fünlih feine Bitten vortragen. 

Was aber war die Wirkung diefer unermeßlichen Gewalt? Das Schidfal ver- 
ftattete ihm ein fehr hohes Alter, eine ungewöhnlich lange Regierungsperiode. In 
feiner Familie traf ihn wohl ſchweres Unglüd. Er überlebte den Sohn und die 
Enkel. Aber er blieb bis zum Ende feiner Tage in dem ungeftörten Befit des 
durch ihn vergrößerten Reiches. Er hatte wohl den Wedhfel des Kriegsglüds erfahren, 
aber nie einer innern Revolution weichen müſſen. Seine Feinde waren zufrieden, 
wenn e8 ihnen gelang, fich feiner Uebermadt zu erwehren. In Frankreich war er 
nie ernftlic gefährdet. 

Trog alle dem Konnte er felber am Abend feines Lebens nur mit Beforgnif 
in die Zukunft ſehen. Er hinterließ dem Urenfel ein Reich, deſſen Kräfte erfchöpft, 
befien Finanzen zerrüttet, deffen Induftrie und Handel darnieverlag, deſſen Leitung 
num in die Hände eines lieverlichen und lafterhaften Fürften überging. Als er ftarb, 
athnete die Nation auf, wie ein Gefangener, der in die freie Luft geführt wird, 
Er hatte die Uniformität eines ftreng katholiſchen Glaubens als ein Hauptziel feiner 
innern Politif verfolgt und in dieſem Streben feinem glänzenden Namen unaus— 
löſchliche Fleden eingebrannt, und nun erhob fidy wider die künftlich gepflegte und 
gewaltfam erzwungene Orthodorie der ungläubige Eifer einer antikirchlichen Welt- 
anfhauung mit einer Gewalt, wie niemals, ſeitdem Europa riftlid, geworden war, 
Er hatte alle Staatsgewalt fo vollftäntig in dem Haupte geeinigt und die Theil— 
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nahme des Bolfs an ven öffentlichen Dingen fo entſchieden zuridgehalten, daß 
nun, ald das Haupt unfähig und ſchwach warb und vie Unzufriedenheit gährend 
die Bürger ergriff, eine Revolution folgte, welche feine Dynaftie entthronte und 
ganz Europa erfdütterte, 

Das Bild Ludwigs des Vierzehnten ift nicht dazu angethan, einen verftändigen 
Fürſten zur Nahahmung zu reizen. Er follte eher eine. Warnung fein vor dem 
Ferverben eines maßlofen fürftlihen Ehrgeizes, Bor allen denen, vie wie er — 
und meiftens unter weniger günftigen Borausfegungen und mit geringerem Talent — 
vie abfolnte Majeftät nad ihm anftrebten, hat feiner auch nur ähnliche Erfolge 
errungen, und alle haben ihre Staaten und ſchließlich ihre Dymaftieen in ähnliches 
Verderben geführt. 

In jenem religids-mpftiihen Zuge ber abjoluten Monarchie, wie Ludwig ber 

Bierzehnte an fie glaubte, ift etwas entjchieden Unreines und Unfittlices. Aus 
viefem Elemente erklären fid die größten Vehler, die er beging, fogar die Ver— 
brechen, mit venen er feinen Ruhm befledte. Dem Menſchen ift e8 nicht verftattet, 
und am wenigften in rein-menfhlihen Beziehungen, Gott zu fpielen. Er fol ſich 
feiner menfhlihen Beſchränkung und feiner wefentlihen Gleichheit mit den andern 
Menſchen bewußt bleiben, indem er die gemeinfamen Interefjen der Bölfer zu leiten 
unternimmt. Es iſt nicht überflüffig, wenigftens an einem Beifpiel aus der Ge— 
ſchichte Ludwigs des Bierzehnten diefe Wahrheit zu erläutern, 

Bon allen politifchen Fehlern, die ihm zur Laſt gelegt werden, der größte war 
die Aufhebung des Evifts von Nantes, auf weldem ver Eonfelfionelle Friede in 
Frankreich beruhte, Er beraubte damit fein Land eines großen Theils feiner beften 
wirthſchaftlichen und geiftigen Kräfte und verbreitete namenlofes Elend über reiche 
Provinzen und Städte. Und das jchwerfte Verbrechen, deſſen man ihn beſchuldigen 
Yann, find die wiederholten, über alle Maßen graufamen und barbarifden Berfol- 
gungen der Reformirten, deren Ausrottung er unternahm. Die enifeglihen Gräuel, 
welche nicht etwa nur momentan und nur burdy übereifrige Bollftreder des könig- 
lichen Befehls, fondern mit ſyſtematiſcher Konſequenz und zäher Ausdauer verübt 
wurden, fallen vornehmlich dem Könige felbft zur Laft, denn am wenigften Tann 
ein abfoluter Monarch die Berantwortlichkeit für die öffentlihen Handlungen feiner 
Diener vor der Geſchichte von feiner Perſon abwälzen, da er ja alles öffentliche 
Leben von feinem Willen abhängig gemacht hat und feine Diener nur die Werk- 
zeuge find, durch die er feine Befehle ausführt. Aber womit entfchuldigte denn 
Ludwig der Bierzehnte vor ſich felbft dieſe Miffethaten? Was verführte ihn zu 
ſolchen Freveln und Gräueln ? 

Wohl war der König ein aufrichtiger Verehrer des Tatholifchen Glaubens, in 
dem er erzogen war. Aber er war doch nicht jo blind-fanatiſch, um bie Ausrettung 
ber Keterei überhaupt für eine unabweisbare Gemiffenspflicht zu halten. Das be= 
weifen nicht blos feine mißtrauifche und eiferfüchtige Haltung gegen den päpftlichen 
Stuhl, fondern unwiderleglich feine gleichzeitigen Bünpniffe mit den „Kegern” im 
Deutfhland und in Holland. Bon der tollen Wuth eines pfäffiichen Kegerrihterg 
hatte er doch nichts in fi, Dazu war er zu gebildet und eine zu politiihe Natur, 
Eher ließ er die Rüdficht auf die Wünſche des katholiſchen Klerus auf ſich wirken, 
ben er gewinnen wollte und ben er durch die Verfolgung der Anbersgläubigen am 
fiherften gewinnen konnte. Allein auch dieſe Rüdficht hätte ihn für fich allein nie ſo weit 
mißleitet, denn nie hatte er Luſt, fich zum Diener klerikaler Tyrannei zu erniedrigen, 
und es war für bie weltliche Autorität doch gefährlich, vem Klerus fo ſehr zu 
Willen zu fein. Er wollte aber, daß ver Klerus ihm diene. Den Ausſchlag zu 
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feinem Entſchluß gab wiederum jener myſtiſche Glaube an feine eigene Staats— 
majeftät. Es war ihm unerträglih, daß ein Theil der franzöfifhen Nation ſich 
bebarrlih dem entziche und wiberjege, was er der Stellvertreter Gottes im Staat 
für wahr erfläre. Er fah darin eine Auflehnung gegen ven franzöfifchen Geift, eine 
unleidliche Spaltung der franzöfifhen Nation, eine Empörung wider den Staat 
und gegen ihn, das Oberhaupt bes Staates. Die überfpannte Stantsidee, der un⸗ 
natürliche Begriff von abjoluter Majeftät mit feinem müftifchereligiöfen Elemente 
verblendete ihn felbft und verführte ihn, die Staatsmaht da zerftörend zu ges 
brauden, wo er fein Recht dazu beſaß, und eine Freiheit gewaltfam zu vernichten, 
bie vor Gewalt zu ſchützen fein wahrer Beruf war. 

Sogar die wirflihen Verdienſte Ludwigs des Bierzehnten um die franzöfifche 
Nation wären weit frudhtbarer geworben, wenn er nicht in jenem Glauben an vie 
Göttlichkeit der Monarchie gehantelt hätte. Eeinen zahlreichen Reformen in den mate- 
riellen Dingen, in der Verwaltung, in der Rechtspflege, fehlt jede Einrichtung, fie 
vor Mißbräuchen zu bewahren und fie in fortichreitender Vervollkommnung zu 
erhalten. Ohne eine Kontrole ver Stände und ver üffentlihen Meinung ift das 
nicht möglid, und dieſe Kontrole wollte er nicht, weil er thörichter Weife fi und 
dem jeweiligen Monarden vie Einfiht und bie Kraft zutraute, diefelbe entbehrlich 
zu machen. Er erzog fein Bolt nicht zur Freiheit, er wollte e8 nur beherrſchen. 

Durch nichts hat er einen glänzenveren Nachruhm erworben, ald durch feine 
Förderung der Wiffenjhaft und feine Begünftigung ber Literatur. Und fogar diefer 
Lorbeerfranz wäre länger grün und frifch geblieben, wenn er fih wie ein anderer 
Sterblicher dabei benommen hätte. Aber er wollte, daß Wiſſenſchaft und Literatur 
vor allen Dingen ihm huldigen und ihn preifen. Er liebte fie nicht um ihrer ſelbſt 
willen. Mag im Gegenfa zu Ranke, ber viefe Beftrebungen bes Königs über 
alles Lob erhaben findet, Budle zu weit gehen, wenn er Ludwig den Bierzehnten 
geradezu als den Verderber der Wifjenfhaft und ver Literatur bezeichnet. Das 
kann nicht geläugnet werben, daß die.reihe Gnade, die er ven franzöſiſchen Ge— 
lehrten und Schriftftellern zumenvete, die Wiffenfhaft und die Literatur weit mehr 
gefördert hätte, wenn er ihre Freiheit beffer geehrt und fie nicht durch höfiſche Zu— 
muthungen und firdlichen Geiftesprud verborben hätte, Es ift doch nicht ohne 
feine Schuld dahin gekommen, daß fowohl vie Wiffenfhaft als die Literatur friſcher 
und reicher fich entfaltete, als er_in feiner Jugend nod weniger ſich ihrer annahm, 
und als nad) feinem Tode dieſer Schu ganz aufhörte, ald während er im vollen 
Genuß feiner überſchwänglichen Macht war. 

So verdirbt vie abfolute Gewalt (f. Bd. J. ©. 8) nit allein den Staat, 
fie wird aud zum Unfegen für ven bevorzugten Mann, ver ſich ihrer anmaßt und 
fie übt, Gluntſchli. 


Luther. 


Unter den Reformatoren hat keiner eine größere Macht über die Gemüther 
erlangt und geübt als der Doktor Martin Luther, und niemals hat in der 
ganzen deutſchen und in der europäiſchen Geſchichte die geiſtige Kraft des Wortes 
und der Schrift gewaltigere Wirkungen ſofort hervorgebracht, als in der großen 
Erſchütterung und Bewegung des 16. Jahrhunderts, die von Luther ihren Anſtoß 
bekam. Weder die Autorität der kirchlichen Hierarchie, welche im Mittelalter die 
Geiſter beherrſchte, ſtand ihm hülfreich zur Seite; im Gegentheil, gegen dieſe ange— 
ſehenſte Autorität wagte der einfache Doktor der Theologie anfangs ganz allein den 

29 * 


452 Cuther. 


furchtbaren Kampf auf Tod und Leben. Noch war das weltliche Schwert des 
Staates dem Profeſſor der Univerſität Wittemberg zu Dienſten, er ſelbſt warf jedes 
Anerbieten eines juriſtiſchen und gar militäriſchen Zwanges als in dieſen Dingen 
unerlaubt und verderblich und vor allen Dingen als unchriſtlich weit weg. Er ver- 
traute ganz und gar der Hülfe des göttlichen Geiftes, der vie menſchliche Geele 
ergreife und lenke. Die einzige Waffe, mit der er den Angriff und vie Verthei— 
digung führte, war das geſprochene und das gejchriebene Wort. Diefe Waffe ver- 
ftand er aber mit genialer Meifterfchaft wirkſamer als jeder Andere zu handhaben. 
Er war einer der unermüdlichften Nebner und einer ver frucdhtbarften Schriftfteller, 
die es je gegeben. Ueber feine Zeitgenoffen ragte er vor Allem durch die Energie 
und durch die Volksthümlichkeit feiner Sprache weit hinaus, Erasmus hatte einen 
gebilveteren und feineren Gefhmad und Styl, aber Erasmus wirkte nur auf bie 
Gelehrten, Luther auf alles Volk. An gevrungener Kraft des Ausdrucks uhd an 
fedem Muth konnte der einzige Nitter Ulrih Hutten fih ihm vergleihen, an 
fünftlerifcher Begabung und Gefchie übertraf ihn der gefrönte Dichter, aber die 
Wirkſamkeit des fränfifchen Ritters ging doch nicht weit über die mehr oder weniger 
gebildeten Kreife hinaus, welche den Bewegungen der neuen Literatur. mit Aufmerf- 
famfeit folgten, während die Predigten und Schriften Luthers alle Schichten ber 
Nation, die Fürften und vie Ritter, die Geiftlihen und die Bürger und nidt am 
wenigften die aufhorchenden Bauern in der Tiefe ihrer Seelen ergriffen und hin- 
riffen. Der ganze reihe Sprachſchatz des Volks war ihm erſchloſſen wie Keinem 
vor ihm und faft Keinem nad ihm, und er nutte den Reichthum vesfelben mit 
freigebiger Hand. Auch wo er ruhig ſpricht, fährt das Schiff feiner Rede mit voller 
Fracht ftattlich beladen dahin, und Jever findet Kernſprüche darin, die ihm ſchmecken. 
Aber wenn er mahnt und zürnt, da wirft die Gewalt feines Wortes wie ein Ge- 
witter, dann wehen die Stürme feines erregten Gemüthes mit anſchwellender Macht 
und beugen die zagenden Geifter, dann bligen und leuchten die Gedanken feines 
genialen Geiftes, und e8 fallen die vernichtenden Strafmorte wie eleftrifche Schläge 
betäubend auf den Gegner. Unferer Bildungsftufe ift die maßlofe und bäurifche 
Derbheit in feinen Schriften fremd und zuwider, aber die damalige Zeit nahm 
viel weniger Anftoß daran, und gerade dieſe rücdjichtslofe volfsmäßige Derbheit 
brachte ihn dem Volke nahe und weckte überall das Verſtändniß. 

Seine theologifhe Lehre und der religisfe Gehalt feines Glaubens fünmern 
uns bier nicht. Aber um feine fortwirfende Bedeutung auch für das Staatsleben 
zu harakterifiren, war e8 nöthig, auf den feltenen Geiftesmuth des Mannes und 
auf feine wunderbare Sprachgewalt hinzumeifen. Mag man feine Ueberzeugung von 
der Kraft des Glaubens und ver Ohnmacht der Werke gut heißen oder nicht, mag 
man feine Lehre, daß ver freie Wille des Menfhen nichts und die göttliche Gnade 
Alles fei, für wahr halten oder verwerfen, mag man feinem unerſchütterlichen Glau— 
ben, daß im Abenpmahl das Blut und der Leib Chriftt von den Gläubigen ge= 
nofjen werbe, theilen oder mißbilligen, das zu erörtern und darüber zu ftreiten, ift 
in feiner Weife eine Aufgabe dieſes ſtaatswiſſenſchaftlichen Werkes. Wir unferer- 
feit8 halten, auf vem Rechtsboden des Staates ftehend, nur daran feit, daß bie 
Verſchiedenheit der Meinungen über diefe Dinge, worüber Theologen und Philo- 
fophen, Gläubige und Ungläubige fih Dank ver fortſchreitenden Bildung nur noch 
mit Worten und nicht mehr mit Schwertern und Feuerbränden ftreiten, den Staat 
und deſſen Rechtsordnung nicht betreffen. Aber der Muth, den Luther im Kampfe 
gegen die firchliche Autorität an den Tag legte, wirkte befreiend auf den Geift 
ber deutſchen Nation, und die deutſche Sprache bekam durch ihn das gemeinver- 
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verftändliche nationale Gepräge, damit fie dieſem Geifte zum Ausbrude diene, 
So entſchieden Luther fi jelbft nur eine religiöfe, feine politiiche Miſſion zus 
fchrieb, fo wirkte doch feine religiöfe Reform mittelbar fehr erheblih auch auf die 
Entwidiung des Staates ein. Die kirchliche Reform gedachte das urfprüngliche Chri« 
ftenthbum von den Mißbräuchen zu reinigen, vie fih im Laufe der Jahrhunderte 
wie Wucherpflanzen an den heiligen Fruchtbaum angefogen hatten; und fie bes 
reitete, ohne es zu willen, den modernen Staat vor. 

Die kirchliche Doktrin des Mittelalters hatte den Klerus ven Laien ent- 
gegengefegt und übergeorbnet. Darin lag ſchon im Princip die Erniedrigung des 
Staates und feine Knehtihaft gegen die herrſchende Kirche. Indem Luther, obwohl 
felbft ein Gemeihter des Herrn, dieſe Ueberhebung des Klerus verwarf und bie 
wefentlihe Gleichheit des geiftlihen und des weltlichen Stanves, welde zu- 
fanmen den Einen Körper der Chriftenheit bilden, vertheibigte, ftellte er, fo viel 
an ihm lag, bie Laienehre wieder her und entzog der kirchlichen Erhebung über 
den Staat das Fundament, auf das fie gebaut war. Hatten die Kanoniften bisher 
gelehrt, daß die weltlihde Obrigkeit nicht über vie Geiſtlichen gefegt 
fei, fo wiverlegte Luther auch dieſe Anmaßung des Klerus: „Das ift eben jo vil 
gejagt, die hand fol nichts dazu thun, ob das aug groß noth leidet. Iſt's nit 
unnatürlih, ſchweig undriftlih, daß ein glied dem andern nit helfen, feinen ver— 
derben nit weren fol? Ja je edler das gliedmaß ift, je mehr die andern ihm helfen 
follen. Darum fag ich, dieweil weltlich gewalt von gott geordnet ift, die böſen zu 
ftrafen und die frommen zu ſchützen, fo fol man ihnen ihr ampt laßen frei gehen 
und ungehindert durch den ganzen körper der Chriftenheit, niemands angejehen, 
fie treff Papft, Biſchof, Pfaffen, Minh, Nonnen over was e8 ift. — Wer ſchuldig 
ift, der leide. Was geiftlich recht dawider gefagt hat, ift lauter erbichtet römiſch 
vermeßenheit, denn aljo jagt fanct Paul allen Chriften: Ein iegliche feele (ich halt 
des babſts auch) fol unterthan fein der oberkeit, denn fie treyt nit umfonft das ſchwert, 
fie dienet Gott damit." (An den chriſtlichen Adel.) 

Zwar ift diefe theologifch-hriftliche Begründung ver Rehtsgleihheit zwi» 
fhen Prieftern und Laien und ver ſtaatlichen Unterordnung Aller unter die obriy- 
feitliche Gewalt für ven Juriften und den Bolitifer nicht zureichenn, denn dieſe 
leiten jene Säge nit davon ab, daß die Chriftenheit Ein Körper fei, ſon— 
dern vielmehr davon, daß der Staat Ein Körper fei, weßhalb viefelben 
ebenfo von den Nichtchriſten wie von den Chriften gelten und in dem heidniſchen 
Nömerftaat nicht minder anerfannt waren, als in dem neuern Staat der hriftlichen 
Völker; aber mit dem Refultat der lutherifchen Beweisführung konnten die Juriften 
und die Staatsmänner ſich wohl befriedigt erklären. Auch vie katholiſche Kirche 
fonnte bald nicht mehr mit Erfolg gegenüber dem wachſenden Staatsbewußtjein 
ihre früheren Privilegien behaupten. 

Obwohl L. alle äußere Gewalt ver Kirche als unchriſtlich verwirft und den 
Bereich der ftantlihen Autorität in weiterm Umfang willig anerfennt, jo hat für 
ihn der Staatsbegriff doch nur einen untergeorpneten Werth. Das religiöfe Leben 
erfüllt ihn fo ganz, daß ihm für das politifche nur wenig Neigung und Ber: 
ſtändniß übrig bleibt. Er theilt die Adamskinder in zwei Klaffen: die einen ge- 
hören zum Reihe Gottes, die andern zum Reihe der Welt. 

Die erften „find alle rechten Gläubigen in Chrifto und unter Chrifto, denn Ehri- 
ftus ift der König und Herr im Reiche Gottes". — Dieſe Leute bebürfen feines welt- 
lihen Schwertes noch Rechts, Würde alle Welt aus rechten Chriften beftehen, fo brauchte 
fie feinen Fürften und Heren. Denn vie den heiligen Geift im Herzen haben, vie 
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leiden fröhlich Unrecht und thun ſelber Niemandem Unrecht. Da iſt kein Zank, 
Hader, kein Gericht und keine Strafe Noth. Dem Gerechten iſt kein Geſetz gegeben, 
fondern dem Ungerechten, denn der Gerechte thut Alles aus ſich ſelbſt, mas das 
Recht fordert. Ein guter Baum bedarf keiner Lehre noch Rechts, daß er gute Früchte 
trage, ſondern ſeine Natur gibt's, daß er Früchte trägt, wie ſeine Art iſt. Alſo 
find alle Chriſten durch den Geiſt und Glauben fo geartet, daß fie von Natur 
recht thun, mehr als man fie mit allen Gefegen lehren kann.“ 

Die alte fatholifche Kirchenlehre ging wohl von einer ähnlichen Idee aus, als 
fie den Klerus, in welchem fie vorzugsmeife bie rechten Chriften erfannte, von ber 
Staatsgewalt und dem weltlichen Rechte frei erklärte. Aber L. kounte fi mit der 
formalen Scheidung zwifhen Klerus und Laien nicht befriedigt fühlen. Er achtete 
vorzugsweije auf die innere Religiofität und ſuchte feine rechten Chriften — die 
feltenen Bögel, wie er fagte — unter der übrigen Maffe der Geiftlihen und der 
Weltlihen, welde auf diefe Bezeihnung im vollen Sinne des Worts feinen An» 
fprud haben und daher ſämmtlich des weltlichen Rechts bedürfen. 

Zum Neih der Welt gehören nad) L. die, welde nicht Chriften find in biefem 
fpecifilhen Sinne. Da nur Wenige in Glauben und Leben wahre Chriften find, 
fo hat Gott aufer dem Gottesreich noch ein anderes Regiment aufgerichtet, das 
weltliche Regiment, und biefem das Schwert gegeben, die Böfen zur Ordnung 
zu nöthigen. Für dieſen weltlichen Stand ift das Gefet gegeben. Chriftus regiert 
ohne Geſetz, allein durch ven Geiſt, aber das weltlihe Regiment ſchützt den Frieden 
mit dem Schwert. Auch tie wahren Ghriften, obwohl fie feiner um ihrer felbft 
willen nicht bebürfen, leiften doch auch dieſem Negiment willig Gehorfam, aus 
Liebe zu den andern Menſchen, vie feiner bedürfen. Auch ein Chrift darf dieſes 
Schwert führen, wenn er dazu berufen ift, damit der Friede unter ven Menfchen 
erhalten und das Unrecht gezüchtigt werde. Auch dieſe Gewalt, die Gottes Dienerin 
ift, wie Paulus fagt, ift nöthig und gut, wie jeder andere weltliche Beruf. (Schrift: 
„Bon weltlicdyer Ueberkeit.“) 

Der Etaat ift alfo nad 8, eine mindere Ordnung, nidht auf ben 
chriſtlichen Glauben, fondern auf das Bedürfniß und die Shwäde ber 
menfhlihen Natur, aber ebenfalls von Gott gegründet. Ihr allein gebührt 
bie Gewalt, Nur in ihr ift eine Obrigkeit. Die Priefter und die Biſchöfe find 
feine Obrigkeit. Sie haben feine Gewalt, fondern einen Dienft, fein Schwert, 
ſondern ein Amt. Sie follen lehren und beten, nicht richten. Was der moderne 
Staat als fein ausfchliefliches Recht behauptet, Geſetzgebung, Regierung, Gericht, 
worin er Feine Konkurrenz der Kirche anerkennt, das hat ihm 8. — wenn gleid) 
au — Motiven — zugeſtanden. Er ſcheidet fortwährend, wie es das Augs— 
burger Bekenntniß thut (Art. 28), die Autorität der Kirche und die Macht des 
Staates und unterwirft dieſer letztern vollſtändig alle Außern Dinge. Seine Vor- 
ftellung vom Staat erhebt fih nur wenig über den befchränkten Bereich der Rechts— 
pflege. Er folgt hierin den altteftamentlichen Ueberlieferungen. Seine ganze Denkweiſe 
ift fortwährend gebunden an die Autorität und an die Darftellung der Bibel, in der er 
bie Duelle feines religiöfen Glaubens gefunden hat. Sein Staat ift nicht viel mehr 
als eine unentbehrlihe Zucht: und Friedensanftalt. Aber fo ungenügend und lüden- 
haft diefe Borftellungen auch find, fo war biefer theologifche Reformator doch ehrlich 
genug, zuzugeftehen, daß das weltliche Recht nicht auf dem Chriftenthum beruhe, 
und fo befcheiden, um die allgemeine Wirkſamkeit des ftaatlichen Gefeges zu achten. 
Die geifige Bedeutung des Staates war ihm nod dunkel, die fittlide Natur 
aber des Staates hob er mit gläubigem Nachdruck hervor. 
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In dieſem fittlicherellgiöfen Sinne verftand er denn aud den Paulinifchen 
Sag: Alle Obrigkeit ift von Gott. Er verftand darunter feineswegs eine 
beſondere göttliche Würdigkeit der Fürften, durch welche fie Über die andern Men- 
hen emporragen, Die Götzendienerei und Schmeichelei war ihm in allen ihren 
Formen verhaßt. Er fieht in den Fürften feine göttlihen Weſen, fondern fchlichte 
Menſchen, mit Schwähen und Mängeln behaftet wie ihre Untertanen auch; nicht 
Statthalter, fondern Diener und Handwerker Gottes. Bor den Perfonen der Mäch— 
tigen auf der Erbe hat er feinen fonverlichen Reſpelt. Die erfchredende Grobheit, 
mit der er feine Meinung gegen ven Papft und die Karbinäle ausfpricht, verfchent 
auch die weltlihen Fürften nit. „Von Anbeginn der Welt”, fchreibt er in dem 
Büchlein über die weltliche Obrigkeit, „ift ein Huger Fürſt ein gar feltfamer Vogel 
und ein frommer Fürft noch viel feltfamer.” Er erfrecht fich, beizufügen: „Sie find 
gemeiniglicy die größten Narren oder die Ärgften Buben auf Erben”, und meint 
gar, Gott habe ihnen in feinem Zorn die Gewalt gegeben. 

Die chriſtlichen Fürſten mahnt er eindringlid an ihre göttliche Pflicht. 
„Sie follen alle ihre Sinne dahin richten, wie fie ihren Unterthanen bienlid und 
nüglich fein können. Keiner von ihnen denfe: Land und Leute find mein, ich wills 
machen, wie mird gefällt, fondern Jever venfe: Ich bin des Landes und ver Leute 
und ich ſolls machen, wie es ihnen nuß und gut ift. Er fol nicht fuchen, wie er 
hochfahre und herrſche, fondern wie Land umd Leute mit gutem Frieden beſchützt 
und vertheidigt werden.” Der Cinwendung: „wer wollte denn Fürſt fein, wenn 
nur Mühe, Arbeit und Unluft Das Loos des Fürften ift ?" entgegnete er: „Wir lehren 
nicht, wie ein weltliher Fürſt leben foll, fondern wie ein weltlicher Fürſt ein 
Ehrift fein fol, damit er in den Himmel komme," Er mill feine Staatslehre, fon- 
dern eine Chriftenlehre geben, fein Gefe verkünden, fondern zu frommer Pflicht- 
erfüllung mahnen. Er ift in allen Dingen Theologe, nicht Jurift, Prediger und 
Geelforger, nit Staatsmann, 

Gegen die Männer des Rechts und des Staats ift er fehr mißtrauifch, 
Er hält fie mit überaus feltenen Ausnahmen für „ſchlechte Chriſten“ und ſchlägt 
in feinen Tifchreden gern auf die „filbernen Juriften” Ios. Seiner Frau fchrieb 
er einmal (1546) furze Zeit vor feinem Tode, als, er wider Willen genöthigt wor- 
den, an Rechtsverhandlungen Theil zu nehmen: „Ich bin nun auch Jurift wor- 
den. Aber e3 wird ihnen nicht gebeihen. Es wäre beffer, fie ließen mich einen 
Theologen bleiben. Käme ih unter fie, fo ich leben fol, ich möcht’ ein Poltergeift 
werben, der ihren Stolz dur Gottes Gnade hemmen möchte.” Aber das hindert 
ihn doch nicht, fie auf ihrem weltlichen Gebiete unangefohten gewähren zu lafjen; 
er hütet fih vor pfäffifcher Einmifhung in die Dinge, die er nicht verfteht, vie 
nicht feines Amtes find. Das tadelt er am fhärfften von den Mächtigen feiner 
Zeit, daß die geiftlichen Fürften meltlich regieren und daß die weltlihen Yürften 
geiftlih herrfhen wollen. „Der Papft und die Bifchöfe folkten Gottes Wort pre- 
digen, das laffen fie und find weltliche Fürften worden. Sie follten innerlid vie 
Seelen regieren durch Gottes Wort und regieren auswendig über Schlöffer, Städte, 
Land und Leute und martern die Seelen mit unfägliher Mörderei. Alfo folten 
bie weltlichen Fürſten äußerlid regieren, das laffen fie, indem fie die Leute ſchinden 
und haben und feine Treue noh Wahrheit achten und wollen nun gar geiftlic) 
zufahren und über vie Seelen regieren." (Bon weltlicher Obrigkeit.) 

Das Recht der weltlichen Obrigkeit, obwohl er es von Gott ableitet, ift 
ihm fein abfolutes, Er ift der Schranken vefjelben, eben weil fie dem weltlichen 
Rechte angehören, nit überall bewußt. Aber mit Heiligem Ernſt eifert er aus 
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Gründen der Religion und der heiligen Schrift gegen jede Ausdehnung dieſer Ge— 
walt auf den Glauben ver Menſchen. Das weltlihe Geſetz darf fih nad feiner 
Anſicht nicht weiter erftreden als über Leib und Gut und was äußerlich auf 
Erden, „Denn über die Geele fann und will Gott niemand regieren lafjen 
als ſich ſelbſt. Wo mweltlih Gewalt ſich vermißt, der Seelen Gefeg zu geben, da 
greift fie Gott in fein Regiment und verführt und verdirbt nur die Seelen. Gott 
bat den Menfchen Teine Gewalt gegeben über die Seelen, der Menſch fann keine 
Seele tödten noch lebendig machen, weder gen Himmel nod in bie Hölle führen. 
Jede Gewalt kann nur da handeln, wo fie fehen, erfennen, richten, urtheilen, wan— 
deln und ändern kann. Da ver Menſch nicht in die Herzen fieht, und die Gedanken 
der Seele ihm nicht offenbar find, fo fann er hier weber gebieten nody richten. 
Sp wenig ald ein anbrer für mich in die Hölle oter in den Himmel fahren kann, 
jo wenig fann er für mid glauben oder nicht glauben, und jo wenig er mir 
Himmel oder Hölle auf oder zuſchließen fann, fo wenig fann er mid zum Ölauben 
oder Unglauben treiben. Aller Zwang kann nur die Schwachen zur Lüge und zu 
falihem Belenntniß zwingen, aber ihren Sinn nicht ändern.“ Der Einwendung, 
daß die weltliche Gewalt nicht zum Glauben zwinge, wenn gleich fie äußerlich ber 
Ausbreitung der Keterei wehre, entgegnet er: „Das follen die Bischöfe thun, nicht 
die Fürften. Denn der Keßerei kann nimmermehr mit Gewalt gewehrt werben. 
Dazu gehört ein andrer Griff, es ift das fein Handel mit dem Schwert. Gottes 
Wort ſoll hier ftreiten; wenn es das nicht ausrichtet, jo wirds wohl unausgerichtet, 
bleiben von mweltliher Gewalt, ob fie gleich die Welt mit Blut erfüllte. Ketzerei 
ift ein geiftlih Ding, das kann man mit feinem Eifen hauen, mit feinem euer 
verbrennen, mit feinem Wafler ertränfen. Lieber willft du Keterei vertreiben, fo 
mußt du den’ Griff treffen, daß du fie vor allen Dingen aus dem Herzen reißeft 
und gründlich mit Willen abwendeft. Gottes Wort erleuchtet die Herzen, und 
damit fallen venn von jelbft Irrthum und Keberei aus dem Herzen.“ 

Freilih kam 2. felbft gegenüber ver wild ‚erregten Leidenſchaft ber religiöfen 
und kirchlichen Parteien ins Gedränge mit feiner Berehrung der Glaubensfrei- 
beit, und blieb nicht immer Konfequent. Er gab zu, daß die offenbaren Irrlehrer 
verbannt, aber nicht, daß fie getödtet werden. (Brief an Link vom 14. Juli 1528.) 
Aber fo viel e8 ihm irgend möglich fchien, hielt er doch an einem Grundſatz feft, 
den erft fpätere Zeiten mit vollwirffamem Rechtsſchutz ausgerüftet haben. Zu ver 
freieren Auffaffung, der Kultusfreiheit, welche ver heutige Staat gemährt, 
konnte er fid) noch nicht erheben. Was ihm als „Götzendienſt“ erſchien, wollte er 
fo wenig als vie offenfundige „Blasphemie“ gebulvet wiſſen. (Vgl. Brief an Spa- 
latin vom 12. Nov. 1525.) 

Weit weniger intereffirte er fih für die Befchränfung ver obrigfeitlichen Gewalt 
innerhalb der weltlihen Dinge, aus Gründen des Staatsrechts oder bes Pri- 
vatrehts. Die Autorität der Bibel verlieh ihn hier, und er bemerfte wohl, daß 
das eher Fragen für die Rechtsgelehrten als für die Theologen feien. Er war als 
Chrift, der auf die äußerlichen Dinge wenig Werth legte und ven fein Glaube zum 
Gehorfam gegen die Obrigkeit mahnte, geneigt, in folden Dingen ohne nähere 
Prüfung zu gehorchen, und aud) Andern Gehoriam zu predigen. Aber fein natürliches 
Rechtsgefühl vertrug ſich auch hier nicht mit einer abfoluten Gewalt der Obrig- 
feit, obwohl er ihre Grenzen nicht zu beftimmen wußte. Wir haben oben ſchon 
eine Stelle mitgetheilt, in welder er vie Fürften davor warnte, ihr obrigkeitliches 
Recht mit dem Eigenthum an Land und Leuten zu verwechſeln. In feinen reiferen 
Sahren verwendete er ſich mit großem Exnft für feine näheren Landsleute, welde 
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don ber Tyrannei des Grafen Albrecht von Mansfeld vielfältig geplagt und gedrückt 
wurden. Er ſchrieb deßhalb an ihm felbft und an feine Bettern und ermahnte fie, 
das Unrecht abzuftellen: „Denn daß mein gn. Herr Graf Albrecht vielleicht ge— 
denkt, vie Herrfchaft und alle Güter feien fein eigen, da fagt Gott nein dazu und 
wirds nicht leiden. Denn Bauer, Bürger, Adel haben eigene Güter, doch unter- 
worfen mit Lehen nad faiferlihen Rechten, jo von Gott beftätigt ift, und habens 
alſo aus göttlihem Recht. Wer nun alfo will die Güter zu ſich reifen — da ift 
Gottes Gnade und Segen nicht, heißet auch geftolen und geraubet vor Gott. Euer 
Gnaden haben e8 zu beventen, wann ſolch Erempel follte einreißen ven Unterthanen 
zu nehmen, was ihr eigen ift, fo wirb ein jeder Oberherr den Unterherrn auf— 
frefien und wie der Edelmann ven Bauer, alfo ver Fürft ven Edelmann und Grafen. 
Was will dann zulegt werben, denn ein Regiment ärger denn der Türke hat, ja 
ein teuflifh Regiment." (Brief von 1542.) 

Der ganze Kampf Luthers war in der Kirche wider „die Menfhenfagungen“ 

— und für Herſtellung des „lauteren Gottesworts“. Das innere religiöſe 
eben wollte er wecken, die Zuverſicht des Glaubens erneuern, von der Tiefe des 
Gotterfaßten Gemüthes aus das Chriſtenthum zu Ehren bringen. Von einem ſolchen 
Mann darf man nicht erwarten, daß ihm Recht und Staat beſonders am Herzen 
liegen. Auch darin ſtrebte er dem leuchtenden Vorbilde von Chriſtus nach, daß er 
ſich um das Reich der Welt wenig kümmerte und keinerlei Staats- und Redts- 
gefege gab. Demgemäß verwarf er das ganze kanoniſche Recht, wie es zu 
feiner Zeit auf den Univerfitäten gelehrt und in ben geiftlichen Gerichten gehant- 
habt wurbe, ganz un® gar. Auch das corpus juris canonici opferte er mitfammt 
der päpftlihen Bulle ven Flammen, um damit feine Losfagung von der bisherigen 
Autorität zu erflären. In der berühmten Schrift an den Abel deutſcher Nation 
(1520) fagt er der deutſchen Nation, was er davon halte: „Es wäre gut, das 
geiftlih Recht von dem erften Buchftaben bis auf ven legten von Grund auszu— 
tilgen, beſonders vie Defretalen. Es ift uns übrig genug in der Bibel gefchrieben, 
wie wir uns in allen Dingen halten follen. So binvert ſolches Studiren nur bie 
heilige Schrift. Auch fchmedt das mehrere Theil darin nah Geiz und Hoffahrt; 
und obſchon viel Gutes darin wäre, fo follte e8 doch billig untergehn, weil ber 
Papft alle geiftlichen Rechte in feines Herzens Kaften gefangen hält. Heut ift geift- 
lich Recht nit das in den Büchern fondern was in des Papftes und feiner 
Schmeihler Muthwillen fteht. Dieweil denn der Papft und vie feinen felbft das 
ganze geiftlihe Recht aufgehoben und nicht achten, fo follen wir ihm folgen und 
bie unnügen Bücher aud) verwerfen." 

„Das weltlihe Recht, ift auch eine Wildniß worden. Wiewol es viel 
befjer, künſtlicher und redlicher ift als das geiftliche Recht, fo ift fein doch viel zu 
viel geworben. Fürwahr, vernünftige Regenten neben ber heiligen Schrift wären 
übrig Recht genug, wie fanct Paul fagt: Ift niemand unter euch, der da mag 
feines Nächſten Sache richten, daß ihr vor den heidniſchen Gerichten müßt hadern ?" — 
Seine religiöfe Natur reizt ihn wieder dazu, das Bedürfniß des Nechts überhaupt 
zu beffagen. Dann aber faßt er fi) rafch wieder und beruhigt ſich dabei, daß „bie 
faiferlihen gemeinen Rechte (das römische Recht) voh nur zur Noth gebraudt 
werben, indem die Landrechte und Landesfitten vorgehen", umd fügt den nationalen, 
aber noch immer nicht erhörten Wunfch bei: „Wollte Gott, e8 würde jedes Land 
wie es feine eigene Art und Gaben bat, aud mit eigenen furzen Rechten 
regiert, wie es war, bevor man ſolch fern gefuchtes und weitläufiges Recht gefun- 
den und damit die Leute beſchwert hat." 
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Das „Recht der Liebe”, welches alles Necht des Geſetzes entbehrlich machte, 
war nur deßhalb nad Luthers Meinung auf der Erde unzureichend, weil die Liebe 
nicht in Allen lebendig war. Unter der Borausfegung eines vernünftigen Richters 
zog er daher das „natürliche Recht der Vernunft“ allem nad Rechtsbüchern ge— 
fohriebenen Rechte vor und verlangte, daß man „bie gefchriebenen Rechte unter 
ber Vernunft halte, aus ber fie gefloffen find ald aus dem rechten Brunnen 
und nicht umgekehrt die Vernunft mit Buchftaben gefangen führe”. Soweit dieſe 
Mahnungen nur den Vorzug de wirfliden, in den natürlichen Verhältnifjen 
fihtbaren und fittlihen Volksrechtes im Gegenfaß zu dem bloßen Budftaben- 
recht und Schreibftubenredht bezweden, dürfen wir uns biefelben aud heute 
noch wohl gejagt fein laſſen. Uber 2, verftand dod ven Begriff des wirklichen 
Rechts nicht, indem er venfelben nicht genug von ber übrigen Moral abhob, und 
war fehr geneigt, die orientalifhe Willfür eines moralifch bewegten Gemüthes für 
das Ideal ver Rechtspflege anzufehen. So führt er mit großem Wohlgefallen , 
folgendes Beifpiel einer ächt fultanifchen Rechtspflege an: Ein Evelmann fing in 
der Fehde feinen Feind. Der Frau des Gefangenen, melde ihren Mann zu löfen 
kam, verfprad) er, ven Mann zu geben, wenn fie zuvor ihm felber zu Willen fei. Die 
Frau berieth ihren Mann und gab fi) dem Sieger hin, um jenen zu löfen. 
Darauf ließ der Edelmann feinem Gefangenen ven Kopf abſchlagen und gab ihn 
fo tod der Frau. Die wandte ſich an den Herzog Karl von Burgund um Gerech— 
tigfeit. Der forderte von dem Edelmann, daß er die Wittwe nun zur Ehe nehme; 
ließ ihm dann, als der Brauttag aus war, aud den Kopf abſchlagen und fette 
die Frau in feine Güter ein. „Siehe, folh ein Urtheil hätte kein PBapft, kein 
Juriſt noch fein Buch geben mögen, fondern es ift aus freier Vernunft Über aller 
Bücher Recht gejprungen.” (Bon weltlicher Obrigkeit.) 

Eine Menge von Theologen und auch manche Rechtsgelehrte haben aus dem 
Paulinifhen Sag: Alle obrigkeitlihe Gewalt ift von Gott, die Folgerung einer 
unveränderlihen und unzerftörbaren Legitimität gezogen. Obwohl 
die hiſtoriſche Wiſſenſchaft Luthers fih nur auf ein enge begrenztes Feld erftredt, 
fo weiß er doch von der Geſchichte der Völker und ber Staaten genug, um bie 
Unwahrheit dieſer Behauptung zu erfennen. Als ein verftändiger Ausleger der Schrift 
überfieht er audy nicht, vaß Paulus alle und nicht blos die legitim entftandene obrig- 
. feitliche Gewalt, insbefondere auch die Gewalt der römischen Kaifer iiber Paläftina für 
göttlich erflärt. Seine religiöfe Denkweiſe läßt ihn in der Erhebung und in dem 
Sturze der Mächtigen und ver Fürften gleihmäßig die weltleitende Hand Gottes 
erkennen. So fagt er: „Gott dem Herrn ift e8 ein Hein Ding, Reid) und Yür- 
ftenthbum bin und ber zu werfen. Zumeilen gibt er einem böfen Buben ein 
Königreih und nimmt es einem Frommen, zuweilen durch Berrätherei böfer Men- 
fen, zuweilen durch das Erbrecht. Er hat Gewalt in allen Reichen ver Menjchen, 
fie zu geben welchem er will.“ 

Den Deutihen redet er ind Gewiſſen, daß auch das Kaiſerthum nicht auf 
rechtmäßigem Wege an fie gekommen fei, denn der Papft habe fein Recht gehabt, 
das Reich dem rechten griechifchen Kaifer in Konftantinopel zu rauben und es an 
die Deutſchen zu verſchenken. Er meint, die Deutſchen haben feine fonverliche Ur- 
ſache, ſich defien zu rühmen, denn vor ven Augen Gottes fei die Gabe eines neuen 
Reiches gar gering, und näher befehen, haben wir foldes römiſches Reich viel zu 
theuer mit deutſchem Blut und mit deutſcher Freiheit bezahlt. „Wir haben des 
Reiches Namen, aber ver Papſt hat unfer Gut, Ehre, Leib, Leben, Seele und 
Alles was wir haben. Die Päpfte haben Kaifer werden wollen, und ba fih das 
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doch nicht hidden mochte, fo haben fte die Deutfchen getäufcht, und indem fie ven 
Deutihen das geraubte Kaiſerthum gaben,, haben fie fi über die Kaiſer geſetzt. 
Da wir vermeinten Herren zu werben, find wir ver allerliftigften Tyrannen Knechte 
geworben. Wir haben den Namen, Titel und Wappen des Kaiferthbums, aber ven 
Schatz, Gewalt, Recht und Freiheit veffelben hat der Papſt. So frißt der Papft 
den Kern, fo fpielen wir mit ven ledigen Schalen.“ Im Uebrigen meint L., da 
wir das Neih nun haben, fo follen wird nicht fahren laffen, fondern in Gottes 
Furcht redlich regieren, bis Gott e8 wieder nimmt. (An den hriftlichen Adel.) 

In der „Ermahnung zum Frieden auf die XII Artikel der Banerfchaft in 
Schwaben" (1525) wendet er fich gleichzeitig fowohl an die Fürften und Herren 
ald an die Bauern. Den Erftern führt er zu Gemüthe, daß der Aufruhr bie 
vertiente Strafe für fie fei, den Legtern empfiehlt er Gehorfam der Obrigfeit. Zu 
jenen fagt er: „Das follt ihr wiſſen, liebe Herrn, Gott ſchafft es alſo, daß man 
nit kann noch will noch foll eure Wütherei länger dulden. Ihr müßt anders 
werden und Gottes Wort weichen. Thut ihre nicht durch freundliche willige Weife, 
fo müßt ihrs thun durch gewaltige und verderbliche Weiſe. Thuns dieſe Bauern 
nidt, jo müflens antere thun. Und ob ihr fie alle fchlüget, fo find fie noch un» 
gefhlagen. Gott wird andere erweden, denn er will euch ſchlagen und wird eud) 
ſchlagen.“ Aber aud die Bauern bedroht er mit dem Zorne Gottes, weil fie gegen 
das göttliche Gebot, fih der Gewalt frevelhaft unterwinden und unchriſtlichen Auf- 
ruhr treiben. 

Es ift weltbefannt, wie unabläffig und wie eifrig L. wider den Aufruhr 
geprebigt und gefchrieben hat. Auch das bat er nicht mit dem Rüſtzeug des Rechts, 
fondern mit den Gründen der riftlihen Religion gethan. Die Frage: Wenn ein 
Fürft Unrecht hätte, ob ihm fein Volk zu folgen fhulbig ſei? beantwortet er nod) 
mit nein, denn wider das Recht gebührt Niemandem zu thun. Gott will das Recht 
haben, daher gehorcht man Gott, wie man dem Recht gehordht. Aber wenn bie 
Unterthanen ungewiß wären, ob ter Fürft Recht habe oder nicht, dann ermahnt 
er fie, im Zweifel zu thätigem Gehorfam. Aber da der wahre Chrift wohl Unredt 
leidet, aber nicht Unred;t thut, und der Apoftel ven Gehorfam empfiehlt, jo kommt 
er ald Theologe von diefer religiöfen Anfhauung aus nicht über den paffiven 
Widerftand gegen die Tyrannei hinaus. (Bol. d. Art. „Gehorſam“ Bd. IV. 
©. 83.). Nicht einmal in folhen Dingen, die ihm ganz beſonders am Herzen liegen. 
Es war ihn aud da rechter Ernft damit. 

As er fürchtet, daß der Kaifer mit Gewalt wider die evangelifhen Stände 
einfchreiten werbe, mahnt er bie Fürften dennoch ab, dem Kaifer mit ven Waffen 
entgegen zu treten. Er meint: Weil Karl ver V. Kaifer fei, jo müſſe der Sprud) 
Chrifti gelten: „Gebet dem Kaifer was des Kaifers ift”, und wenn er aud alle 
Gebote Gottes überträte. Nicht blos ven gütigen und frommen, aud ben böfen 
und ungeſchlachten Herren fol der Chrift unterthan fein, und nimmermehr ſchicke 
es fi, daß die Fürften, die des Kaifers Unterthanen feien, mit Gewalt gegen 
ihn ftreiten. Die Kurfürften können ihn wohl abfegen, dann fei er nicht mehr 
Kater. Aber fo lange er Kaiſer fei, dürfe man feine Rotterei und Aufruhr wider 
ihn erheben. (Brief an den Kurfürften Johannes vom 6. März 1530.). Er felber 
ift bereit, fi dem Kaifer perfünlic zu ftellen, wenn er es durchaus fordere, (Brief 
an benfelben vom 28. Nov. 1529.). Indefjen dieſe Ermahnung zu blos pafjivem 
Widerſtand gegen den Kaifer ftand mit dem Rechte der Fürften und der Stände, 
wie e8 während des ganzen Mittelalters beftand, in fo heftigem Widerſpruch und 
die wichtigſten Intereffen konnten dabei jo wenig beftehen, daß bie damaligen 
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Juriſten fih mit aller Macht gegen jene theologifhen Schlußfolgerungen wehrten. 
Es kam zwifchen Juriften und Theologen zu ernften Erörterungen, und am Ende 
mußte auch 2. zugeftehen, daß jene berechtigt feien, ihr weltlides Recht anzumen- 
ben, und daß, wenn biefes den aktiven Wiverftand geftatte, der Kaifer, der ja ber 
Urheber des weltlihen Rechtes fei, ſich denfelben gefallen laffen müſſe. Den juri- 
ftifhen Sprud: Vim vi repellere licet wollte er freilich nicht gelten laſſen, und 
mit gutem Grund, denn ber paffe nicht auf das Verhältniß von Obrigkeit und 
Unterthanen. Aber wenn, meinte er, vie Juriften behaupten fünnen, das Faiferliche 
Recht geftatte, in offenbar ungeredhten Dingen fein Hares Recht aud mit Gewalt 
zu verfechten, fo habe er als Theologe dagegen nichts zu fagen. Da mögen bie 
Juriften zufehen, und auf ihre Verantwortung Hin handeln. (Briefe v. 15. Ian. 
und 15. Febr. 1531.) 

Später ift er in dieſer freieren Richtung noch entjchievener geworben, Im 
Januar 1539 erlaffen die Theologen Martin Luther, Juftus Jonas, Martin Bucer 
und Philipp Melanchthon ein gemeinfames Gutachten, in welchem vie Gegenmwehr 
fehr beftimmt vertheidigt wird, Die erfte Frage lautete: „Ob die Obrigkeit ſchuldig 
fei, fih und ihre Unterthanen wider unrechte Gewalt zu fhüten, wider gleiche 
Fürſten und wider ven Kaifer, befonvers in biefer Religionsſache?“ Das Belennt- 
niß der Theologen bezeugte: „daß nicht allein die Defenfion zugelaffen, ſondern 
auch wahrhaftiglih und ernftlicd einer jeden Partei jeder Poteftat geboten fei, daß 
fie Gott diefen Dienft ſchuldig find, fi zu wehren und zu ſchützen, fo fi jemand, 
Obrigkeit oder andere unterftünde, fie zu zwingen, Spolatrie und verbotene Gottes— 
dienfte anzunehmen, item jo jemand unrechte Gewalt an ihren Unterthanen zu 
üben vornähme.“ Es findet fi darin ver wichtige Say ausgeſprochen: „Wie das 
Evangelium der Obrigkeit Amt beftätigt, alfo beftätigt e8 auch natürliche und ge- 
fette Rechte. — Und ift nicht Zweifel, ein jeder Vater ift fhulbig, nach feinem 
Bermögen Weib und Kind wider öffentlihen Mord zu ſchützen. Und ift fein 
Unterfhied zwifdhen einem Privatmörder und dem Kaifer, foer außer 
jeinem Amt unreht Gewalt und befonders äffentlid oder notorie unrechte 
Gewalt vornimmt, denn öffentliche violentia hebt auf alle Pflichten zwi- 
hen dem Untertban und Oberherrn, jure natur." 

Dean fieht, das deutfche männliche Rechts- und Freiheitsgefühl ift aud in L. 
zum Durchbruch gefommen, und es ift ein arger Mißbrauch feiner Autorität, wenn 
bie fpäteren und nod die neueften Abfolutiften feine fromme Ehrfurdt vor Gottes 
Macht, die auch in der obrigteitlihen Gewalt zur Erfcheinung kommt, zu knech— 
tifher Unterwürfigkeit unter jeglihe Tyrannei fälſchlich ausdeuten. 


Bluutſchli. 
Luxemburg und Limburg. 
Ginleitung. IV, Gegenſtände der Bolizeihoheit. 
A. Örofherzogthbum Luremburg. V. Steuergefepgebung und Finanzen. 

I. Staats- und Verfaſſungégeſchichte. Vi. Militärhoheit. 
ll, Segenwärtige Staatsverfaffung. VII. Auswärtige Berbältnijie. 
11. Organifation der Regierung, Verwal - VII. Statiftifge Notizen 

tung und Juftiz. B. HSerzogtbum Limburg. 


Das Großherzogthbum Luremburg und dad Herzogthum Lim— 
burg find zwei geographifch, ftaatsrehtlih und in gewillen Sinne aud national 
von einander gefhiedene Beftandtheile des deutſchen Bunvesgebiets, die nur Infofern 
zuſammen genanıt zu werben pflegen, weil fie dasſelbe Staatsoberhaupt haben 
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und im Verhältniß zum deutſchen Bunde, feit der Orbnung ber fog. Luremburger 
Frage im Jahre 1839, Tolleftiv alle — Rechte und Pflichten haben, welche 
vor der Lostrennung des einen Theiles von Luxemburg mit dieſem Großherzogthum 
allein verbunden waren. (Bunbesbefhluß v. 5. Sept. 1839.) Wir werben fie daher 
auch, abgefehen von dem Bundesverhältniß, bei der Darftellung von einander zu 
ſcheiden haben, und beginnen dabei mit der nähern Betrachtung des 


A. Großherzogthums Furemburg. i) 


Daffelbe ift nur ein Theil des auf dem Wiener Kongreffe unter gleicher Be— 
nennung bem König der Niederlande zur Entſchädigung für die Fürftenthümer 
Naffau- Dillenburg, Siegen, Hadamar und Diet zugewiefenen deutihen Bundes» 
ftaats, mit der Stadt Yuremburg als Bunbesfeftung. (Art. 67 der Wiener Kon- 
greßafte vom 9. Juni 1815.) Die Grenzen zwiſchen ihm und dem an Belgien 
abgetretenen Theil des bieherigen Großherzogthums Luremburg 2) beftimmt genau 
der Art. 2 des Londoner Vertrages vom 19. April 1839, welder durch Beſchluß 
der deutſchen Bunvesverfammmlung vom 11. Mai 1839 die Genehmigung und 
Natifitation des deutfhen Bundes erhalten hat, und die in Vollziehung des Lon— 
doner Vertrags zwifchen Luremburg und Belgien abgefhlofiene Grenzfonvention 
vom 7. Auguft 1843. 

I. Staatd: und Berfaffungsgefchichte. 

In Betreff ver ältern Geſchichte des Landes, welches von feiner Haupt- 
ſtadt Luremburg (früher und richtiger Yügelburg) den Namen führt 3), ift nur wenig 
bier zu regiſtriren. Als Gründer des alten Haufes Luremburg wird Siegfried, 
Sohn eines Grafen der Arbennen, genannt, welher das Kaftellum Luremburg mit 
Umgegend, im Jahre 963, durch Austaufh gegen feine Befitungen zu Feulen, von 
ber Abtei Marimin zu Trier an fih bradte %. Der Mannsftamm der alten 


1) Bon den gedrudten Werken über Luxemburg beſonders geihichtlihen Inhalts find her⸗ 
vorzuheben: Histoire ecclösiastique et civile du duch6 de Luxembourg et comt6 de 
Chiny, par Berthold. 8 Vol. in 4%, Precis bistorique et chronologique du pays de 
Luxembourg, par Christiani, 1 Vol. in 120%. — Bertels, Historia Luxemburgensis. 
Colon. 1605. Neue Aufl. Yuremburg 1856. — Dictionsire geographique de Luxembourg, 
par Vandermaelen et le docteur Meisser, 1 Vol. in 8%. — Tableau analylique et 
chronologique des principaux faits de l’histoire du Grand-Duch& et de la ville de Luxem- 
bourg, par M. Ulveling. in 4%, — Die Hauptthatſachen der Luxemburger Gefchichte von 
3. Baquet. 1 Bd. in 8, — M. S. J. Müller, Verſuch einer biftorifheftatiftifchen Erd— 
befchreibung des Herzogtbumd Luxemburg und der Grafſchaft Chiny; in 40, und in 120, — 
&. aud; Publications de la societ& pour la recherche et la conservation des monuments 
historiques dans la Grand-Duch& de Luxembourg, instituée par arröi& du Roi Grand- 
Duc en date du 2, Sept. 1845, 15 Bände in 40, ferner: Recueil d’edits, ordonnanoes, 
declarations et r&glements, concernant le duch& de Luxembourg et comté de Chiny ; 
in 49, und die Note 7a und 23 angeführter Schriften. 

2) Man pflegt dies in Luxemburg Die dritte Theilung des Landes zu nennen. Die erfte 
vollzog der pyrenätiche Friede vom 7. Nov. 1659 Art. 38, durch welchen der füdliche Theil des 
Landes an Frankreich abgetreten wurde. Die zweite Theilung erblicdt man in der Wiener Kon— 
grefafte von 1815, Art. 68, durch welche alle auf dem rechten Moſel- und linken Saarufer ge 
legenen Ortichaften, faft das ganze Arondifjement Bittburg und der Kanten St.Veit ze. mit mehr 
als 50,000 Einwohnern an Preußen überwiejen wurde. 

3) Die Schreibart ift in verichiedenen Fabrbunderten eine fehr verfchiedene. Lützelburg, i. e. 
Heine Burg, aber die etymologiſch richtigſte. Aus Lucelburg, Luceliburg, Lucemburg ift dann 
Luremburg geworden. 

4 Seine (ded Grafen Siegfried) Herrfchaft erftreifte fich über das Gebiet zwifchen Longwy 
und der Semoy weftlich, Bernfaftel, der Kyll, und der Salm öſtlich TIhionvile, Neukirchen 
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Grafen von Luxemburg erlofh 1136. Die Orafihaft fiel nun an ven Grajen 
Heinrich von Namur, ale nächften descendentiſchen Kognaten. Deſſen Tochter Ernie- 
finde vermählte fid) mit Wallram, Herzog von Limburg, und aus dieſer Ehe ging 
das neuere Luxemburger Grafengeſchlecht hervor, aus weldyem das deutſche Reich 
ſchon einmal in der erften umd forttanernd in der zweiten Hälfte des 14. Eis in 
das vierte Decennium des 15. Jahrhunderts hinein feine Kaiſer empfing. Heinrich IV., 
Graf von Luxemburg, war der deutſche Kaiſer Heinrich VII. (1308—1313) 5). 
Sein berühmter Sohn, Johann der Blinde, wurde von ihm mit der Krone Böh— 
men, als erledigtem Reichslehn, nach dem Wunſche der böhmiſchen Stände, be— 
ehen. Auf Johann folgte in Turemburg beffen zweiter Sohn Wenzel, während 
ver ältere, Karl, Böhmen erhielt 9, und als Karl IV., zuerft als Gegenkönig 
Ludwigs von Bayern (1346), dann eine kurze Zeit (1349) mit dem Gegenkönig 
Günther von Schwarzburg, nad deſſen Tode aber allein (1349—1378) das 
deutſche Reich beherrſchte und vefien erftes umfafjenveres Grundgeſetz, die (vorzugs- 
weife) ſog. goldene Bulle, auf den Reichstagen zu Nürnberg und zu Met (1356) 
errichtete. Die unter feiner Regierung zuerft häufiger vorfommende Verleihung des 
Titels von höhern Neihsämtern kam auch Luyemburg zu Gute. Bon einer Oraf- 
haft wurbe es 1354 zum Herzogthum erhoben, zu welchem unter Wenzels 
Regierung noch die Grafihaft Chint erworben wurde — Auf Wenzel, der finder» 
108 ftarb, folgte fein Neffe, Wenzel IT, Sohn Karls IV., König von Böhmen und 
veutfcher Kaifer (geft. 1419), und auf diejen fein Bruder Siegmund (+ 1437), 
der 1383 aud die ungarifhe Krone erheirathet hatte und der legte Kaifer aus 
dem Imremburgifchen Haufe war. Das luxemburgiſche Gebiet ging nun auf Gieg- 
munds Tochter Elifabeth über, welde mit dem Erzherzog Albrecht von Defter- 
reich (als deutſcher Kaiſer Albrecht 11.) vermählt war. Die Streitigkeiten, welche 
danach zwiſchen verſchiedenen Prätendenten ausbrachen, wurden 1444 dahin erledigt, 
daß Philipp der Gute, Herzog von Burgund, als Beſitzer des luxemburgiſchen 
Randes anerkannt wurde. Von dieſer Zeit bildete daſſelbe einen Beftandtheil zu- 
nächft der burgunbifchen Staaten, dann 1503—1714 ver habsburgijch-{panifchen 7) 
und 1714—1795 ver habsburgijd-öfterreihifhen Monarchie, unbeſchadet feines 
Berhältniffes zum deutſchen Reid. Im Jahre 1795 gerieth das Land unter fran- 
zöſiſche Herrſchaſt und blieb bis 1814 Frankreich inforporirt. 1814—1815 ftand 
e8 unter der im Namen der alliirten Mächte eingefegten proviforiihen Regierung, 
Der Dispofition des Wiener Kongrefjes über bafjelbe und des Cintritts des 
nunmehrigen Großherzogthums in ben deutfhen Bund ift ſchon oben im Allge- 
meinen gedacht worben, Näher betrachtet, läßt fie erfennen, daß es ganz in das 


und der Kaſtel fürfih und der Sauer nördlich, — jedoch vielfach durchkreuzt durch die Be— 
figungen feiner Brüder und geiftlicher Korporationen. 

5) Eeine Wahl ging hauptſächlich aus ter Furcht der Neichöftände vor der Hausmacht der 
Habsburger hervor, deren Aueſchluß vom ung ae über ein Jahrhundert lang (nach- Albrecht 1. 
Tode) der leitende politifche Gedanfe für die Mehrzahl der Neichöftände blieb. Diefer Politik vers 
danfte das Haus Luxemburg feine Größe und feinen vorübergehend großen Länderbefig im deut 
ſchen Reihe. Peter Mihlyalter, Kurfürft von Mainz, ein Zugemburger, vereinigte deahalb 
(27. Nov. 1308) alle Stimmen für Graf Heinrich von Luxemburg, „aus einem berühmten, aber 
wenig begüterten Haufe”. K. Art. Eichhorn, deutihe St. u. Rechtsg. Tb. 111. $. 387 f. 

6) Aetannt ift, daf Karl IV. 1373 auch die Mark Brandenburg erwarb, die König Wenzel 
1378 feinem Bruder Siegmund überlieh, welcher fie 1411 dem Burggrafen Friedrich von Hoben- 
zollern verpfändete und 1415 ale Neichelehn ganz übertrug. Auch die Markgrafjchaft Mähren 
war im Wefip des furemburgifchen Haufe. Di 

7) Weber den in diefe Zeit fallenden pyrenäiſchen Frieden |. oben Note 2. 
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Ermeffen des Königs der Niederlande geftellt wurde, das Verhältniß des Groß» 
berzogthums zur niederländifhen Monardjie und zu feiner Familie zu beftimmen 8), 
Die Abfiht des Königs Wilhelm I., in Luxemburg eine Sefundogenitur zu errichten, 
fam aber nicht zug Ausführung. Prinz Friedrich, der zweite Sohn des Königs, 
verzichtete gegen eine fpäter durch Gejeg vom 25. Mai 1816 mit den General» 
ftaaten vereinbarte Entfhädigung in holländiſchen Domantalgütern auf feine bes- 
fallfigen Anfprüde. Das Großherzogthum wurbe dem Königreih der Niederlande 
durch das Grundgeſetz vom 24. Auguft 1815 zu einem ftaatsrechtlihen Ganzen ver- 
bunden und nur bie durch die Kongreßakte geficherte völferrechtliche Beziehung zum 
deutſchen Bunde dabei vorbehalten. In biefem Berhältniß blieb Luremburg bis zum 
Jahr 1830, wo in Folge der belgiſchen Revolution eine faltiſche Vereinigung des 
ganzen Landes, bis auf die Bundesfeftung und deren Rayon, mit Belgien erfolgte, 
ohne daß ver deutſche Bund, wie es feine Pflicht gemefen wäre, dem feines Be- 
figes entjegten Bunbesglieve die ſchuldige Hülfe geleiitet hätte, „In Luremburg”, 
ſagt bie preußiſche Denkſchrift vom 20. November 1847 fehr wahr, „mußte Europa 
erfennen lernen, daß einem deutſchen Bundesgliede durch feinerlei diplomatiſche 
Berhandlungen auch der geringfte Theil feines Gebietes entriffen werben könne, 
daß die Bundesgrenze unter feinem Vorwande angetaftet werben dürfe." Der Bund 
gab aber zu dieſer Erkenntniß feine Veranlaſſung und wurde auch durch bie öffent» 
lihe Stimme nit dazu gebrängt, "weil fie überhaupt damals machtlos war, und 
: die Nothwenpigkeit, Deutjchland wegen einer „nieverländifchen Provinz” in einen 
Krieg zu verwideln, dem gemeinen Berftande nicht einleuchten wollte. Der belgi- 
ſchen Okkupation, deren Yährige Dauer ein weientlihes Moment für die Beurtheis 
lung der fpätern politifhen Kämpfe und Schwierigfeiten bildet, wurde in Betreff 
des an feinen rechtmäßigen Herrſcher zurüdtehrenden (deutſchen) Theiles des Groß- 
herzogthums 9) durch den ſchon erwähnten Londoner Traktat vom 19. April 1839 
ein Ziel geftedt. In Folge einer von König Wilhelm I. fhon am 31. December 
1830 abgegebenen Erklärung, kraft der Beftimmungen der Wiener Kongrefafte 
das Grofherzogthum unterfhieden und abgefondert vom Königreich der Niederlande 
regieren zu wollen, wurde ber nicht an Belgien abgetretene Theil vom Künig- 
Großherzog am 11. Juni 1839, ohne jede Intervention der niederländiſchen Re 
gierung, wieder in Befig genommen und ift feitbem als ein vollfommen jelbftän- 
diger, vom Königreich ver Niederlande völlig unabhängiger Staat regiert worden 10), 


8) Acte fin, du Congres de Vienne Act. 67: »Le souverain des Pays-Bas ajou- 
tera ä ses titres celui de Grand-Duc de Luxembourg et la facult& est reservee à 5. M. 
de faire, relativement ä la succession dans le grand-duche, tel arrangement de famille 
enire les princes Ses fils, qu' Klle jugera conforme aux interdöts de Sa monarchie et ä 
Ses intentions paternelles.« ., 

9) Nicht der ganze deutfche Theil des frühern Großherzogthums ift zurückgegeben worten. 
Belgien hat die Stadt Arlon und außerdem verfhiedene Zandgemeinden mit einer Bevölkerung 
von etwa 32,000 Einwohnern — alle deutjcher Zunge — behalten. S. Publications de la 
sociöt6 historigae de Luxembourg. T. XV. p. 15 seq. 

30) Ueber die Regierungäperiode von 1839—1848, in welcher anfangs der bekannte Haſſen⸗ 
pflug von König Wilhelm 1. an die Spige der Civilverwaltung geftellt war, verbreitet fich eine 
tleine beachtenswerthe Brofhüre von J. Ulveling, Recueil möthodique de renseignementis 
et de notes sur la periode de 1839 ä 1848 de I’histoire du Grand-Duch6 de Luxem- 
bourg. 2, Edit. Luxemb. 1857. Dafelbft ift p. 7 zu lefen: »On l’ä deja dit, les premiöres 
annees du regime inaugure en 1839, 6taient hérissées de difficultes. D’abord, les nou- 
veaux Administrateurs ne connaissaient pas bien le terrain. De lä des divergences de 
vues dans les affaires, des acles impopulaires et malädroits, des oonflits et des plaintes 
en 1839—1841. Le Roi Guillaume II, fit cesser ces reclamations et rassura le peuple 
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Mit der äußern politifhen Geſchichte der neueren Zeit fteht vie Geſchichte 
ver Verfafjung, Gefeßgebung und Organifation des Landes in naher Verbindung. 
ALS Beftandtheil des Königreichs der Niederlande in den Jahren 1815—1830 
nahm Luremburg ganz Theil an deſſen Berfaffung und deſſen Kammern over fog. 
Öeneralftaaten. Auch verftand ſich hiernach die Herrichaft der in dieſer Zeit her— 
vorgetretenen nieverlänvifhen Gejeggebung für Luxemburg ganz von felbft. Die 
im Jahre 1839 erklärte und zur Ausführung gebrachte Selbftändigfeit des Groß- 
herzogthums legte aber dem König-Großherzog die Verpflihtung auf, gemäß des 
Art. XIII der deutfhen Bundesakte, dem Lande eine beſondere landſtändiſche 
Berfaffung zu gewähren, die Luxemburg auch ſchon früher, noch unter äfterreichi- 
{her Herrſchaft, gehabt hatte. Dies gefhah durd die am 12. Oftober 1841 von 
König Wilhelm II. publicirte Berfaffungsurfunde 11), Sie ift fein vie öffentlichen 
Rechtsverhältniffe überhaupt beftimmenves Grundgefeg, fondern nur eine fog. Land« 
Ihaftsorbnung, ein die Organifation und Rechte der Lanbftände normirendes 
Gefeg. Im Einzelnen manches Gute enthaltend und jedenfalls die Konfequenzen 
des monardifchen Principe auf das vollftändigfte wahrend, konnte fie doch ben 
Anfprühen ber Zeit an eine freie repräfentative Verfaſſung nicht als genügend 
eriheinen und deshalb aud) dem Sturme des Jahres 1848 nicht widerftehen 12). 
Daf man dabei in das andere Ertrem verfiel und eine Verfaffung aufftellte, welche 
in einer Mehrzahl von Beftimmungen mit den Grunpfägen des deutſchen Staats- 
rechts über die nothwendige Koncentration aller Rechte der Staatsgewalt in ber 
Perfon des regierenden Fürften nicht harmonirte, erflärt fi theild aus ber herr- 
ſchenden demofratifhen Strömung, theils aus der durch die jahrelange Verbindung 
mit Belgien natürlihen Nahahmung des Mufterbilves der belgifchen Konftitution 13), — 
Die im Lande ausbrechende Bewegung veranlafte den König-Grofherzog bereits am 


en remeltant l’adminıstration ä des Luxembourgeois «a Haffenpflug erhielt die (übrigens 
geforderte) Entlaffung ſchon am 21. Dftober 1840, nachdem König Wilhelm I. am 7. Oftober 
1540 abdicirt hatte. ° 3 

1) Diefelbe ift abgedruckt in der Pölitz' ſchen Sammlung der europätichen Berfaffungs- 
urfunden, fortgefeßt von Bülau. Abth. III. ©. 269 f. 

12) Um nur an die Gauptbeftimmungen derfelben zu erinnern, mag bier hervorgehoben wer« 
den: Die Ständeverfammlung ınur eine Kammer) wird zukünftig duch indirekte Wahlen gebifs 
det; die erfte Ernennung der Abgeordneten ging aber vom König-Großherzog aus. Das Präfie 
dium der Etändeverfammlung führt der Gouverneur ald Chef der Negierung. Die Sikungen 
find nicht öffentlich und fünnen nicht über einen Monat erftredft werden. Den Ständen find alle 
nefeplichen Anordnungen vorher zur Begutachtung vorzulegen; nur bei Straf- und Steuergejeßen 
baben fie das Recht der Zuftimmungs; Die Aufftellung des Staatobudgets unterliegt ihrer 
Mitwirkung; die Cwilliſte ift für die Dauer der jegigen Negierung mit ihnen feftzuftellen. 
Die Landesverwaltung ift einem Kollegium von 5 Mitgliedern übertragen, deffen Präfident den 
Titel Gouverneur führt. Eine Aenderung der Verfaffung kann nur ftattfinden mit Zuftimmung 
der in dopvelter Zahl berufenen Landftände, 

15) Eine Vergleihung der Berfaflung vom 9. Juli 1848 mit der befgifchen Konftitution vom 
25. Februar 1831 ergibt, abgefeben von einigen Aenderungen der Anordnung und den fpecifiich 
lugemburgiichen Beſtimmungen, in der großen Mehrzahl der Artifel eine ganz wörtliche Webers 
einflimmung. Insbejondere gilt dies auch von den unter Note 20 und 21 bervorgehobenen Art. 5 
(beig. Art. 80) und Art. 45 (belg. 78). Ja, in Beziehung auf die Bildung der Bolfsvertres 
tung gebt diejelbe weit über das beigifche Vorbild hinaus: An Belgien, neben der Repräjentan- 
tenfarfner, ein auf dem großen Vermögen beruhender Senat — in Luxemburg nur eine Kam 
mer ohne Gegengewicht für die Bildung der Volkskammer, in Belgien ein Deputirter auf 40,000 
Seelen — in Luxemburg einer auf 3000 Seelen; in Belgien ein Senfus von 20 Gulden — 
in Yuzembura, verfaffungemäßig. gar feine Befchräntung und nach dem Wahlgeſetz ein Genfus 
von nur 10 Franken. In Belgien Wahlbezirfe von 40— 100,000 Seelen — in Luxemburg 
Wahlbezirke von 15,000 Seelen. 
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20. März 1848, die Landſtände in doppelter Anzahl behufs einer Nevifion ber 
Berfaffung zu berufen und am 31. deſſelben Monats dem Regierungsfollegium, 
namentlich in Bezug auf die Feftftellung der neuen VBerfaffung, unbefd:änfte Voll— 
macht zu verleihen, ja fogar zu verfprehen, alle Entſcheidungen bes Kollegiums 
genehmigen zu wollen, Am 25. April trat der Landtag zufammen, leiftete aber 
den verfaffungsmäßigen Eid erft dann, nachdem bie Regierung erklärt hatte, daß 
alle zwifchen ihr und den Ständen vereinbarten Beltimmungen bvefinitiv in Kraft 
treten würden. Von einer dazu niebergefegten ftänbifhen Kommiffion wurbe jetzt 
die neue Verfaffung entworfen, raſch disfutirt, am 23. Juni nebft dem neuen Wahl- 
gefeg angenommen und am 9. Juli durch den König-Großherzog fanktionirt, auch 
der vorgefchriebene Berfaffungseid von König Wilhelm II. der zu dieſem Zwed 
im Haag erfchienenen ftänvifhen Deputation gegenüber abgeleiftet 14), 

Die befonders feit dem Jahre 1851 in Deutfhland gegen die Geftaltungen 
bes Jahres 1848 hervortretende und bis zu einem gewifjen Grade allerdings 
berechtigte Reaktion konnte aud an Luxemburg nicht fpurlos vorübergehen. Wenn 
aber in einer Mehrheit anderer Bunbesftaaten die Träger und Leiter der Reaktion 
in thörichter Selbftverblendung nichts mehr als gerade das monarchiſche Princip, 
was fie vertheidigen zu müſſen vorgaben, für die Zufunft gefährbet haben, indem 
fie e8 mit einer auf Willkürherrſchaft hinauslaufenden Konſequenzmacherei zu einem 
Zerrbild verunftalteten, — fo läßt fi diefer Vorwurf, wenn man unparteiifch 
und nicht blos nad) einfeitigen Zeitungsberichten urtheilen will, wenigftens was bie 
materiellen BVerfaffungsänderungen betrifft, nicht gegen den Souverän und die Re— 
gierung von Luremburg erheben, wenn man aud in Betreff ver Form zugeben 
will und muß, daß am Ende des Jahres 1856 der Staat fid) nody nicht in einer 
folhen Nothlage befand, um dem Videant Consules eine völlig geredhtfertigte An— 
wendung zu fihern. Nur darf man dabei nicht vergeffen, daß an ber, niemals 
gleihgültigen und, unferes Eradtens, in ihren Konfequenzen und al® verfüh- 
rerifhes Beifpiel unter veränderten Umftänden aud nad der andern Seite be- 
benflihen Verletzung der verfaffungsmäßigen Form auch die Oppofition durch 
ihr nicht blos unpolitifches, fondern zum Theil rechtswidriges, den Berfafjungs- 
revifions=-BVorlagen der Regierung gegenüber beobadjtetes Berfahren einen nicht 
geringen Theil der Schuld zu tragen hat. — Es kann nicht unfere Abficht fein, 
bier eine ausführliche Darftellung des in öffentlihen Blättern faft nur in einfeitiger 
Weiſe befprochenen Verfafjungsftreites in Luremburg zu geben 15); wir müffen uns 
darauf befchränfen, ven Berlauf und das Refultat im Allgemeinen zu bezeichnen. — 
Bereits im Jahre 1853 hatte der inzwifhen zur Regierung gelangte König Wil- 
heim III. das bisherige Minifterium entlaffen und feine Abficht, eine den legitimen 
Einfluß des Souveränd auf ven Gang der Regierung und die öffentliche Autorität 
fihernde Ordnung des Staatsweſens herzuftellen, zu erfennen gegeben. Erſt im 
Dftober 1856 trat aber die Regierung den Ständen gegenüber mit einem Antrag 
auf Revifiou der Berfaffung hervor, wobei die Bezugnahme auf die aus dem Bun» 


14) ©. einen vollftändigen Abdrud diefer Verfaſſung, deutich und franzöfifh, nebft den ihre 
Sanftion und eidliche Bekräitigung betreffenden Urkunden in 9. A. Zachariä, die deutfchen 
Derfaffungsgefepe der Gegenwart. Gött. 1855. ©. 454 f. Vergl. auch die dafelbft gegebene kurze 
Verfaſſungsgeſchichte. 

15) ©. eine Aufommmenfleitung der darauf bezüglichen Hauptthatfachen und Dokumente in 
H. A. Zahariä, die deutfchen Verfuffungsgefege der Gegenwart. Erfte Fortſetz. Gött. 1858. 
©. 167 f. — Die Statthalterfchaft war, gemäß der betreffenden Berfaffungabeftimmung, 1850 
dem Prinzen Heinrich, Bruder des Königs Wilhelm III., übertragen worden, 

Bluntſchli un Brater, Deutſches Staats-Wörterbucdd VI. 30 
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desbeſchluß vom 23. Auguft 1851 16) refultirende politifhe Nothwendigkeit mit 
einer offenen Darlegung der Motive und des Endzwecks ber in verfaffungsmäßiger 
Form zu bewerfftelligenden Reviſion der Berfaffung verbunden war. Unerquidiide 
Debatten folgten; nad verſchiedenen vergeblihen Annäherungsverfuhen verlangte 
endlich die Regierung mit Beitimmtheit, daß menigftens der durch die beftehende 
Berfafiung jelbft dem König zuerfannten Prärogative ihr Recht werde und daß ber 
im Namen des Königs vorgelegte Entwurf zu der in der Gefhäftsorbnung aus- 
drücklich vorgeſchriebenen Berathung in der Abtheilung gelange, unbeſchadet des 
Rechtes der Kammer, die beantragten Beftimmungen zu mobifictren ober zu ver- 
werfen. Diefer Antrag konnte aber vermöge des von ber Oppofition eingehaltenen 
Berfahrens nicht zur Abftimmung gelangen. Die Oppofition verlangte vor Allenı 
eine zweitägige Vertagung und brachte aud einen förmlihen Antrag in biejem 
Sinne ein. Bei der Abftimmung über benfelben ſprachen ſich 24 Stimmen für vie 
Bertagung und 25 dagegen aus. Alsbald verließ nun die Oppofition in Mafle 
ven Sigungsfaal und erſchien auch trotz breimal wiederholter Einladung nicht wie- 
ver, fo daß die Kammer befhlußunfähig blieb. E8 erfolgte nun am 20. November 
1856 der Schluß der Seffion und am 27. vefjelben Monats, gleichzeitig mit ver 
Auflöfung der Kammer, eine königliche Verorbnung, welche die Reviſion der Ver— 
faffung auf Grundlage des der Kammer vorgelegten Entwurfs befretirte und dem 
König bis zum Zufammentritt der neuen Ständeverfammlung die gejeggebenve 
Gewalt vorbehielt 17); ein Vorbehalt, von welchem die Regierung in der Zwiſchenzeit 
mehrfach, beſonders aud zum Zwed einer (vorzüglich getavelten) Modififation des 
oftroiirten Wahlgefeges Gebrauh machte. Seitens ter deutſchen Bundesverfamms 
fung, bei welder die Iuremburgifche Regierung von den auf die Berfafjung bezüg- 
lichen Borgängen Anzeige machte, wurde am 29. Januar 1857 nicht blos feine 
Mipbilligung des eingehaltenen Verfahrens ausgefprodhen, fondern vielmehr bie 
Erklärung abgegeben, wie fie „mit Befrievigung” erfehen habe, „daß vie Fünigl. 
greoßherzogl. luxemburgiſche Regierung den Bundesbeſchluß vom 25. YAuguft 1851, 
zur Geltung gebracht habe". Im Lande aber und Seitens ver neuen Ständever- 
fammlung, deren Mitglieder ſämmtlich den Eid auf die neue Verfaſſung ableifte- 
ten, trat die revidirte Verfaſſung ſchon 1857 volftändig in anerfannte Wirkjamfeit 
und bilvete die unbeftrittene Grundlage des üffentlihen Rechtes des Großherzog: 
thums. Nur gegen die proviforifhen Gefege erhob ſich, abgefehen von dem Streit 
über das fogenannte permanente Budget, befonvers auf dem Landtag von 1858 
heftiger Widerſpruch. In anerfennungswerther Weife bot aber die Regierung ſelbſt 
die Hand zur VBerföhnung, indem fie nah dem Austritt eines ihrer Mitgliever 
die Ständbeverfammlung zu einer außerorbentlihen Sitzung berief und ihr dabei 


16) S. diefen Bundesbefchluß in der (Note 14 angeführten) Sammlung der deutſchen Verfaſ⸗ 
fungegefege S. 48. Daß diefer Bundesbefchluß die Beobachtung der verfaffungsmäßigen Form 
bei den für nothwendig erklärten Verfaffungsrevifionen nicht ausjchließen wollte und von Rechts- 
wegen nicht konnte, betrachten wir als ſelbſtverſtändlich. 

17) Ein Abdrud der königlichen Verordnung und der danach modificirten Verfaſſungsurkunde 
findet fich in der „Erften Fortfegung“ der Sammlung der deutfchen Verf..Gef. der Gegenwart 
©. 176 f. Eine Vergleihung mit der Verfaffungsurfunde von 1848 ergibt, daß der größte Theil 
derfelben beibehalten und nur diejenigen Beftimmungen abgeändert worden find, welche die Mes 
gierung der Kammer ald mit den beftehenden Verträgen und mit dem Bundesrecht unvereinbar 
bezeichnet hatte. Kür die Nechtsfrage ift aber jelbftverftändfich der Umfang der Oftroiirun 
ganz irrelevant und zweifellos, wenigſtens nach der Anficht des Ilnterzeichneten auch fo viel, w: 


Manches unter den Titel der Bundeswidrigkeit gebracht worden iſt, was gar nicht darunter fubs 
jfumirt werden kann. 


Luxemburg und Limburg. 467 


das Zugeſtändniß machte, ihren Präfiventen jelbft zu wählen. In diefer Seifton kam 
nun ein Vergleich zu Stande (Gefeg vom 15. Juli 1859), wodurch einerfeits bie 
Stände das von der Regierung vorgelegte permanente Budget annahmen, die Re— 
gierung aber ihrerfeit8 im fehr erhebliche Movififationen der erlaffenen Ordonnanzen 
einwilligte, namentlich des Preßgefeges, des Wahlgefees, der Gefhäftsorbnung für 
die Ständeverfammlung, der Verordnung über die Rechte und Pflichten ver Be— 
amten und gewiffer mißliebiger Beftimmungen über die Gerichtsanwälte, vie Rech— 
nungsfammer und das Notariat. Mit dieſem Geſetze vom 15. Juli 1859 wurde 
der Landtag gefchloffen und den Hauptbefchwerden der Oppofition damit Abhülfe 
gewährt, 

II. Gegenwärtige Staatöverfaffung. Luremburg gehört zu den fon- 
ftitutionell-emonardifchen Staaten Deutſchlands. Die Krone ift erblih nad den _ 
Beftimmungen des Erbvereing des Haufes Dranien-Naffaun von 1783 18), alfo mit 
Ausihluß der kognatiſchen Erbfolge, welche das niederländifche Grundgefeg ftatuirt. 
Nach demſelben Hausgefeg beftimmt ſich das Recht der Regentſchaft. Die Volljährigkeit 
des Thronfolgers tritt mit dem vollendeten 18. Jahre ein. Der König: Großherzog 
fann fi in der Regierung des Landes dur einen Prinzen des königlichen Haufes 
vertreten laſſen, welder den Titel eines königlichen Gtatthalters führt, im Groß— 
berzogthum refidirt und den Eid auf vie Berfaffung leiſtet. Er übt die volle könig— 
lihe Gewalt aus, nur bie auswärtigen Angelegenheiten und Orvensverleihungen 19) 
find dem König vorbehalten. In Ermangelung einer aus Domänen beftehenven 
Krondotation bezieht der König- Großherzog eine Eivillifte, welche bis 1848 150,000 
Gulden betrug; num wurde fie auf 100,000 Franken, alfo auf weniger als ein 
Drittel herabgefett und etwas fpäter dem Prinzen-Statthalter eine jährliche Do: 
tation von 60,000 Franken bewilligt. Bei der Berfaffungsrevifton von 1856 wurde 
eine Erhöhung der Givillifte beantragt, vdiefelbe jedoch nicht, wie man fäljchlich 
behauptet hat und wie e8 anderswo wirklich gefchehen, auf dem Wege der Dftroiirung 
bewerfftelligt, fondern der Vereinbarung mit den Ständen vorbehalten. Diefe ift 
erfolgt durch das für einen Beftandtheil der Berfaffung erklärte Geſetz vom 15. 
Januar 1858, weldes vie Civillifte, einfchlieglih der Dotation und Koften ber 
Statthalterfhaft, auf 200,000 Franken, alfo nicht ganz zwei Drittel der vor 1848 
beftandenen Summe, firirt. 

„So bald wie möglich“ nad der Thronbefteigung hat der König-Großherzog 
den worgefchriebenen Berfaffungseid zu leiften 20). Der Hauptforderung des monar- 
chiſchen Princips, wie fie Art. 57 der Wiener Schlußakte ausſpricht, wonad die 
gefammte Staatsgewalt in dem Oberhaupte des Staats vereinigt bleiben muß, ift 
durch die Berfaffung von 1856 Genüge geleiftet und damit der direften Verlegung 
jenes Princips in der Verfaffung von 1848 und ven daſſelbe beeinträchtigenden 


18, Wiener Kongrefafte Art. 71: »Le droit et l’ordre de succession, &tabli entre les 
deux branches de la maison de Nassau par l’acte de 1783, dit Nassauischer Erb- 
verein, est mainlenue et transféré des quatre principautes d’Orange-Nassau au Grand. 
duche de Luxembourg.« 

19), Außer dem, mit Naffau gemeinfhaftlichen, Hausorden vom goldenen Löwen bat Köni 
Wildelm IL. noch einen beſondern iuxemburgiſchen Orden der Eichenfrene in fünf Klaffen, neb 
Verdienſtmedaillen geftiitet. 

20) Nach der Verfafjung von 1848 Art. 5 follte der König-Grofberzog erft nach gefeiftetem 
Verfaffungseid vom Throne „Beſiß ergreifen“ fünnen. Ad „bundeswidrige” Veftimmung 
wurde dieß 1856 abgeändert; jedenfalls war die Ausdrucksweiſe eine das Recht der Erbmonarchie 
— übrigens 9. A. Zachar iä, deutſches Staats- u. Bundesr 2. Aufl. Tb. 1 

. 56, Note 7. 
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Konſequenzen berfelben die nothwendige Abhülfe gewährt 21). In ver Ausübung 
der Rechte der Stantsgewalt ift aber ver Großherzog aud nad der Verfaſſung 
von 1856 infofern beſchränkt, als a) alle Gefege nur mit Zuftimmung ver Land 
ftände erlaffen werben künnen; b) die Ausübung der Rechtspflege auf die Gerichte 
übertragen ift und c) alle Erlaffe des Staatsoberhauptes oder feines Statthalters 
ver minifteriellen Kontrafignatur bebürfen, aud) die dadurch geficherte rechtliche Ver— 
antwortlichteit der Minifter dur feine Verfügung des Staatsoberhauptes aufge 
hoben oder beſchränkt werden kann. Bejonvers bemerfenswerth ift dabei in Betreff 
ver Gefeggebung, daß die Iuremburgifhe Berfaffung feinen folden, das ſtändiſche 
Mitwirkungsreht gefährbenten Oftroiirungsartifel enthält, wie ihn bie meiften 
deutſchen Grundgeſetze enthalten, welche ver Rezierung für ſog. Nothfälle das Recht 
geben, aud ohne ftändifche Zuftimmung Verordnungen mit Gefegeöfraft zu erlaffen. 
Denn das bei der Berfafjungsänderung im Jahre 1856 dem Großherzog interi» 
miſtiſch beigelegte Recht der Geſetzgebung hat mit dem Augenblid, wo die Stände 
wieder in Wirkfamfeit getreten waren, aufgehört. Eine Suspenfion des landſtän— 
diſchen Zuftimmungsrechtes kann nur eintreten im Fall einer Suspenfion der 
Berfaffung, welde ihrerfeits nad Art. 113 der revidirten Verfaſſung nur ftatt- 
finden kann im Yale des in Gemäßheit des Gefeges verfündeten Belagerungs» 
zuftandes. Das Berorbnungsrecht, innerhalb feines auf Ausführung und Handhabung 
ver beftehenden Geſetze beſchränkten Begriffs, ift aber natürlich ein felbftverftänd- 
fiches Recht der großherzoglichen Regierung, und dabei nad einem aud noch in 
Belgien gültigen Gefeg vom 6. März 1818 anerkannt, daß Kontraventionen wider 
folde Verordnungen mit Oelpftrafe von 10—100 Gulden und Gefängniß bis zu 
14 Tagen beftraft werben fünnen. Die fog. Initiative fteht nicht blos der Re— 
gierung, ſondern auch der Ständeverfammlung zu, und zur authentiſchen Juter- 
pretation bebarf e8 eines Geſetzes. Was andere Berfaffungen an fog. Schranfen 
ver Stantögewalt, anch in der Form der Legislation, oder an Oarantieen in Be- 
treff ver Freiheit der Perfon und des Eigenthums, des religiöfen Kultus, der Pref> 
freiheit, der Rechtsverfolgung, der richterfihen Selbftänvigfeit und Unabhängigkeit 
u. f. w. enthalten, gewährt die beftehende Verfafjung aud den Luremburgern, und 
haben ſich diefelben jedenfalls über feine Zurüdjegung in Vergleich mit den Bür— 
gern ber meiften andern deutſchen Bunbesftaaten zu beklagen. Daſſelbe gilt von 
den der Ständeverfammlung der Regierung gegenüber anerkannten Befugniffen, die 
jedenfalls dasjenige Maß erfüllen, welches vie liberaleren deutſchen Verfaſſungen ven 
Ständen im Ganzen und den einzelnen Mitgliedern zur Sicherung ihrer freien 
und ungehinderten Wirkſamkeit innerhalb ver ftänvifhen Sphäre gemährleiften. 
Näher auf die Detailbeftimmungen einzugehen, verbieten bie diefem Artikel äußerlich 
geſteckten Grenzen. 

Die Ständeverfammlung, nur eine Kammer bilvend, befteht nach ber 
gegenwärtig gültigen gefeglihen Organifation aus 31 Mitgliedern, deren Mandat 
6 Jahre dauert, jevod fo, daß alle 3 Jahre eine Erneuerung der Verfammlung 


21) Direkt verlegend war die Beſtimmung von 1848, Art. 45: „Der König-Grofberzog bat 
feine andere Gewalten, als die ibm ausdrücklich durch die Verfaſſung und bejondere 
verfaffungsmäßige — zuerkannten“ Zu den Konſequenzen gehörte, daß im Zweifel gegen 
die Zuſtändigkeit eines Rechtes der Staatögewalt, z. B, Ertheilung einer Amneſtie Seitens des 
Großherzogs, interpretirt werden mußte. Manches Andere dagegen, was bei der Verfaſſunge⸗ 
reviſion von 1856 auch als unabweisliche Forderung des monarchiſchen Princips geltend gemacht 
worden iſt, fünnen wir nicht zu den Forderungen rechnen, die durch die wahren Grundfäge bes 
deutfchen Staatsrechts getragen würden. 
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zur Hälfte ftattfindet. Bon fog. ftänbifher Gliederung, die in andern Bunbes« 
ftanten als durch das Bundesrecht geboten dem Lande wieder aufgebrungen worden 
ift, weiß aud die Berfaffung von 1856 nichts. Die blos numerifche Berthei- 
lung des Wahlrehts (der wir felbft freilich eine ven beftehenden Verhältniffen ent- 
fpredende dynamiſche vorziehen würden), wie fie bie Berfaffung von 1848 fanf- 
tionirte, ift um fo mehr beibehalten worden, als auch die Berfafjung von 1841 
von einer ſtändiſchen Gliederung abftrahiren mußte. Nur der Maßſtab ift etwas 
verändert worden. Die repibirte Berfaffung beftimmt nämlih das Marimum ter 
Mitgliederzahl auf 36 (ungefähr 1 auf 5000 Geelen), während die Berfafjung 
von 1848 1 Mitglied auf 3000 Geelen zuließ. Dem jegigen gefeglichen Beſtande 
nad) befteht die Berfammlung aber nur aus 31 Mitgliedern (ungefähr 1 auf 6000), 
welde aus indireften Wahlen, wie nad) ver Verfaffung von 1841, hervorgehen. 
Stimmberehtigt und wählbar ift, wie nad) ver Berfaffung von 1848, jeder Yurem- 
burger, ver 25 Jahre alt ift und wenigftens 10 Fr. direfte Steuer zahlt. Jede Gemeinde 
ernennt ihre eigenen Wahlmänner im Berhältnig von 1 auf 500 Seelen, worauf 
- von den am Hauptorte des Kantons verfammelten Wählern bie Abgeordneten des 
Kantons erwählt. werden. Die Vollmachten derfelben prüft die Ständeverfammlung 
und entſcheidet allein über die besfallfigen Streitigkeiten; ebenfo wie über Urlaubs- 
gejuhe, über Austritt der Mitglieder, Erlöfchen des Mandats, 3. B. durch An— 
nahme eines befolveten Staatsamtes, und über fog. Intompatibilitäten. Die Ver— 
fammlung handhabt die Polizei der Sigung, zunächſt durch ihren Präfidenten, in 
oberfter Inftanz, hat das Recht der Unterſuchung (enquöte) in der durch das Geſetz 
beftimmten Weife, die Befugniß, die Anmwefenheit der Regierungsmitglieder zu ver- 
langen, dieſelben zu interpelliren und Anflage wider viefelben zu beſchließen, über 
welche das Dbergericht entjcheidet. Ein verurtheiltes Negierungsmitglied kann nur 
auf Antrag der Stände begnadigt werden. Die Geſchäftsordnung fann nur im 
Ci werſtändniß mit der Regierung (dur Geſetz) feftgeftellt oder abgeändert werben. 
Der Landesherr hat die Befugnif, die Ständeverfammlung aufzulöfen, welden« 
falls die Neuwahlen binnen 3 Monaten ftattfinden müffen. Das Recht der Ber: 
fammlung, fich wiederholt zu vertagen, erfennt die Verfaſſung von 1856 nidt 
mehr an. Die Dauer eines Landtags ift verfaffungsmäßig auf 40 Tage be- 
ſchränkt. Der König-Großherzog ernennt den Präfiventen oder überläßt die Wahl 
defielben der Ständeverfammlung, wie es auf den beiden letzten Landtagen ver Full 
geweſen ift. 

1II. Organifation der Wegierung, der Verwaltung und Juftiz. 
Gefeg bücher. Bis 1848 mar die Regierung und die Pandesverwaltung einem 
Negierungstollegium von 5 Mitgliedern übertragen. Außerdem beftand im Haag 
eine Staatöfanzlei, deren Vorſtand Feine feftbeftimmten Attribute hatte, faltiſch aber 
ber oberfte Rathgeber der Krone und Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 
war. Die Berfaffung von 1848 hob die Staatskanzlei auf und beftimmte, was 
aud in die veränderte Berfaffung übergegangen ift, daß ver Sig der Regierung 
im Lande fein müfje und zwifchen ver Regierung und dem König- Großherzog feine 
Mittelbehörde beftehen ſolle. Nur zur Beglaubigung ver königlichen Unterſchriften 
ift dem Kabinet des Königs ein Sekretär für die Iuremburgifhen Angelegenheiten 
beigegeben. An die Stelle des Regierungsfollegiums fette die Verfaffung von 1848 
fünf in ihren Departements’ felbftändige Generalapminiftratoren, gegen deren Ver— 
waltungshandblungen und Entjheidungen Fein Rekurs zuläffig war. Die revibirte 
Verfafjung überläßt die Organifation der Regierung dem Landesherrn und gewährt 
durch die Einrihtung des Staatsraths genügende Garantie gegen Willfür umd 
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Irrthum. Die in Folge der Berfaffungsänderung vom König-Großherzog eingeſetzte 
Regierung beſteht aus einem Präfidenten (mit dem Titel Staatsminifter) und 2 
oder 3 Mitgliedern (mit dem Titel Generaldirektor). Der Regierung find 3 Räthe 
beigegeben. Jedes Regierungsmitglied hat die Leitung eines minifteriellen Departe- 
ments. Es find aber alle zur Entſcheidung des Königs gehörigen und alle Ange— 
legenheiten von allgemeinen Interefje im Confeil zu berathen. Jedes Regierungs- 
mitglied kann ferner Sachen feines Departements der Entſcheidung tes Confeils 
unterbreiten, und der Staatsminiſter hat das Recht, jete die Regierung berührente 
Angelegenheit vor das Eonfeil zur Entſcheidung zu ziehen. Die Entfheidungen im 
Eonfeil erfolgen nad Stimmenmehrheit. Die Verantwortlichkeit trifft alle Mit- 
glieder, welhe dafür votirten; frei davon find diejenigen, weldhe ihren Diffens zu 
Brotofoll erflärten. 

Der Staatsrath befteht aus 9—15 vom König ernannten Räthen, weldye 
nicht zugleich Mitglieder ver Regierung und der Ständeverfammlung fein fünnen. 
Den Präfidenten ernennt der Großherzog aus ihrer Mitte; Die Stantsräthe haken 
feinen firen Gehalt, ſondern beziehen fog. Präfenzgelver. Der Staatsrath ift theils 
blos berathendes, theild entſcheidendes Kollegium; jenes in Betreff aller 
Gejegentwürfe und allgemeinen Neglements für Verwaltung und Polizei, diefes 
als Refursinftanzg in Aominiftrativ-Streitfahen, in Kompetenztonfliften und in 
Streitigfeiten über die Gefegmäßigfeit allgemeiner Beihlüffe und Reglements. Für 
biefe Entfheidungen befteht ein befonvered KomitE von 5—7 Näthen, die dazu 
alle zwei Jahre vom König-Großherzog bezeichnet werben. 

Die Kontrole der Staatseinnahmen und Ausgaben ift einer Rechnungs— 
fammer übertragen, welde aus einem Präfiventen und 2 Näthen befteht. Die 
Nathöftellen werben durch den Landesherrn aus 3 durch die Stünvdeverfammlung 
vorgeſchlagenen Kandidaten beſetzt. 

Für gewiſſe Verwaltungsgegenſtände beſtehen berathende Kollegien, eine Unter— 
richtskommiſſion, ein Medieinalkollegium, eine Handelskammer, Ackerbaukommiſſion, 
ſtatiſtiſche Kommiſſion. Andere Zweige haben einen Chef, welchem die Direktion 
des Perſonals und des Dienſtes, ſowie die Ausführung der von der Regierung 
ausgehenden Verfügungen obliegt: insbeſondere die Steuern, die Domänen, bie 
öffentlihen Bauten, die Poften, die Forften. Die Zollverwaltung ift einem auf 
den Vorſchlag Preußens durh den König-Großherzog ernannten Tireftor über 
tragen. Zur Kontrole der Oemeindeverwaltung ift das Großherzogthum in 4 
Diſtrikte eingetheilt; jedem berjelben fteht ein Diftriktstommiffär (Landrath) vor. 

In Betreff ver ſtaatsrechtlichen Stellung der Gemeinden folgt die be 
ftehende Verfaſſung dem belgiſchen Syftem. Die Biltung der Gemeinden, vie Be- 
ftimmung des Hauptortes einer jeden Gemeinde, die Organifation und die Befug: 
nifje dev Gemeindebehörten find Gegenftand ver Gefetgebung. In jeder Gemeinde 
befteht ein bireft durch die Einwohner gewählter Gemeinderath, zu deſſen Kompetenz 
Alles gehört, was das Gemeindeinterefje berührt. Nur in den geſetzlich vorgefehenen 
Fällen unterliegen feine Beichläffe ver Genehmigung der Staatsbehörbe. Gemeinde— 
abgaben fünnen nur mit Zuftimmung des Königs-Öroßherzog eingeführt oder auf: 
gehoben werden. Die Givilftandsafte gehören ausfhlieglich zur Kompetenz ver Ge— 
meindebehörben. Der Gemeinberath befteht je nad der Bevölterung aus 7—15 
Mitgliedern. Der König hat das Recht, ihm aufzulöfen und eine neue Wahl 
anzuorbnen. Die Erefutive hat das fog. Schöffentollegium, gebildet aus dem Bür— 
germeifter und zwei von der Negierung ernannten Mitgliedern des Gemeinderaths. 
Zur Theilnahme an ven Gemeindewahlen find alle Gemeindeglieder berechtigt, 
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weldye 10 Franken Steuer entrichten, 25 Iahre alt und am 1. Januar des Jahres, 
wo tie Wahl ftattfindet, [hon in der Gemeinde anfäffig waren. Die Theilnahme 
an den Gemeindenugungen ift duch einjährigen Aufenthalt, der Anfprucd auf 
Unterftügung durch vierjährigen Aufenthalt bedingt. Uebrigens herrſcht im Grof- 
herzogthum das Syſtem voller Freizügigkeit und freien Niederlaſſungsrechtes der 
Staatdangehörigen, ohne daß es einer Aufnahme oder der Zahlung eines Eintritis- 
gelves bedürfte. 

Was ven Staatspienft betrifft, welcher für alle Luremburger, aber, vor- 
behältlich gefetlih beftimmter Ausnahmen, auch nur für diefe zugänglich fein fol, 
und zwar ohne daß Stand oder religiöfes Bekenntniß ein Hinderniß fein kaun, 
jo findet auch in Luxemburg ein Unterfchiev zwifchen richterlihen und anderen Be— 
amten ftatt. Die Mitglieder der Bezirksgerihte und des Obergerihts fünnen nur 
durch richterliches Urtheil vom Amte entfernt und nur mit ihrer Einwilligung ver- 
fest werben. In Betreff ver anderen Beamten beftimmte ſchon früher die Berfaf- 
fung, daß fie (mit Ausnahme der Regierungsmitglieder) nur auf gefeglihem Wege 
ihrer Stellen, Ehren und Penfionsrechte verluftig gehen können. Bis zur Revijion 
der Berfaffung im Jahre 1856 fehlte e8 aber an einem die Beamten gegen will- 
türliche Entlaffung fihernden Geſetze. Eine nad Revifion der Verfaſſung erlaffene 
Verordnung hat dieſe Lücke theilweife ausgefüllt. Diefelbe ftellt ven Grundſatz auf, 
vaß Beamte nur wegen Dienftvergehen in ihrem Einkommen gefhmälert, in ge- 
ringere Stellen verjegt oder ihres Amtes verluftig erklärt werden fünnen, und daß 
vie Konftatirung des Dienftvergehens im Wege eines kontrabiftorifhen Verfahrens 
erfolgen muß. Daß aud hiernady der Willfür noch ein ziemlich weiter Spielraum 
bleibt, ift offenbar. Denn der Begriff des Dienftvergehens ift fehr dehnbar und 
umfafjend, und e3 fehlt auch in anderer Hinfiht an der nähern Feltftellung ber 
Bedingungen, von weldhen nad) den Gejegen anderer deutfhen Staaten die Ent» 
lafjung im adminiftrativen Wege abhängig gemacht ift. Uebrigens foll nad) der— 
jelben Verordnung auch Niemand definitiv zum Staatsdienſt zugelaffen werben, 
als nachdem er dur ein Eramen bie erforderlichen Kenntniffe und durch fuper- 
numerären oder fonftigen Dienft auch praftiich feine Tauglichkeit bewiefen hat. 

Die gefammte Rehtspflege ift den Gerichten übertragen, welche das Recht 
im Namen des Königs ſprechen und ihre Entſcheidung im Namen beffelben voll: 
ziehen. Streitigkeiten über Civilrechte gehören ausſchließlich zur Kompetenz der Ge— 
richte; ebenfo, was als Eigenthümlichkeit befonterd bemerkenswert) ift, auch Streis 
tigfeiten über politifche Rechte, vorbehältlih der etwa im Wege des Geſetzes aus: 
geſprochenen Ausnahmen. Alle Strafen (audy bei fog. Polizeiveliften) können nur 
von den Gerichten erkannt werden. Die Gerichte entjcheiden auch über die Geſetz— 
lichfeit von Gemeindeverorbnungen. Dagegen gehören Streitigkeiten über die Ge- 
ſetzlichkeit landesherrlicher Verordnungen und Kompetenzfonflitte zwiſchen Juſtiz- 
und Verwaltungsbehörden nach der revidirten Verfaſſung zur Kompetenz des Stants- 
vathes, wogegen die Berfaffung von 1848 die Entſcheidung den Gerichten über- 
ließ. Bis jegt fol nod fein Fall vorgefommen fein, wo der Staatsrath berufen 
gewefen wäre, über eine folde Frage zu entſcheiden. Die Organifation der Gerichte 
ift Gegenftand des Gefeges, ebenfo vie Feftftellung des Gehaltes der Richter. Die 
Sigungen der Gerichte find äffentlih, das Gericht kann aber die Deffentlichfeit im 
einzelnen Fall ausjdließen, wenn es Gefahr für die Ordnung oder Sitte erfennt. 
Die Gerihtsorganifation ift ver franzöfifhen nachgebildet. Es beftehen im 
Großherzogthum ein Obergeriht,, zwei Mittel» oder Bezirksgerichte und zwölf 
Unter oder Friedensgerichte. Das Obergeriht in der Hauptſtadt Luxemburg hat 
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2 Präſidenten, 5—7 Räthe, 1 Generalprokurator und 1 Generaladvokat, 1 Ge⸗ 
richtsſchreiber und 1 Gehülfen. Bon den beiden Bezirksgerichten hat das eine, für 
eine Bevälferung von etwa 110,000 Seelen, feinen Sig in ver Stadt Yurem- 
burg und befteht aus 2 Präfiventen, 4 Richtern (Unterfuhungsrihter mit inbe> 
griffen), 1 Staatsanwalt und 1 Subftitut, 1 Gerichtöfchreiber und 2 Gehülfen ; das 
andere, für eine Bevölkerung von etwa 80,000 Seelen, ift zu Diekirch mit etwas 
geringerem Perfonal. Die Friedensgerichte, je eins für jeden Kanton von durchſchnittlich 
15,000 Seelen, beftehen aus 1 Friedensrichter, 1 Gerichtsfchreiber und 2 unbe— 
folveten Stellvertretern des Nichterd, Die Kompetenz- und Inftanzverhältniffe der 
Gerichte find geſetzlich ſowohl für Eivil- als für Straffadhen genau beftimmt, und zwar 
in einer im MWefentlihen mit der franzöfifhen Geſetzgebung übereinftimmenven 
Weiſe. Das Obergeriht ift, mit Ausnahme der Zuchtpolizeifachen gegen richterliche 
Beamte und Beamte der gerichtlichen Polizei, nur Berufungs- und Kaffationshof. 
Schwurgerichte beftanden in Luremburg zur Zeit der franzöfifhen Herrſchaft. Kraft 
ber nieberländifchen Geſetzgebung, weldye dieſelben befanntlich befeitigt bat, cejfirten 
fie (mit Ausnahme ver belgiſchen Dfkupationszeit) aud für Luremburg und find 
bis jett nicht eingeführt worben. Zwar beftimmte die Berfaflung von 1848, daß 
bie Jury wenigftens für politiihe und für Preßvergehen gebilvet werben jolle; vie 
Beftimmung war aber bis 1856 nicht einmal durch eine Gefevorlage für vie 
Ausführung vorbreitet und ift bei der Verfafjungsrevifion als „bundesgefegwidrig" 22) 
befeitigt worden. Es entjcheidet demnach auch über die Schulbfrage bei crimes ber 
aus rehtsgelehrten Richtern gebildete jog. Aflfenhof, nachdem die Sache durch die 
(aus 3 Richtern gebilvete) Anklagekammer des Obergerichts zur Verhandlung vor 
denſelben gewiefen ift, und zwar fo, daß jene Entſcheidung glei dem Verdikt der 
Jury unanfechtbar ift. Der Afifenhof tritt alle Munate zuſammen. Er befteht aus 
6 Richtern, und zwar 2 oder 3 Mitgliedern des Obergeriht8 und 4 oder 3 Mit- 
gliedern der Bezirksgerichte. Sämmtliche Mitglieder werben durch das Obergericht, 
und zwar jevesmal auf 3 Monate, bezeichnet, — Einen befreiten Gerichtsſtand 
in Straffahen haben nur die im aktiven Dienft ftehenden Militärperfonen, — 
Beſondere Hanvelögerichte beftehen nicht im Großherzogthum. Das Verfahren in 
Civil und Handelsſachen ift das der franzöfiichen Gefewgebung (Code de proce- 
dure civile und Code de commerce); legterer auch in Wechjelfachen geltend, jo 
daß Luxemburg noch jetzt in Betreff der Geltung ver allgemeinen deutſchen 
Wechſelordnung leider eine Ausnahme macht. Das Strafrecht ift durch verfchiedene 
Novellen vervollftänpigt, reſp. gemildert. Duch die Berfaffung find abgeſchafft: 
bie Todesſtrafe bei politifhen Verbrechen, der bürgerlihe Tod, die Bermögens- 
fonfisfation und die Brantmarkung. Einer Abihaffung der Prügelftrafe bepurfte 
e3 1848 nicht, weil fie im Großherzogthum jedenfalls ſchon durch die franzöfifche 
Geſetzgebung ausgefhloffen war. 

IV. Gegenftände der Polizeibobeit. In Betreff des Rechtes und 
ber Verhältniffe ver Fremden oder Ausländer, d. h. aller Nicht-Ruremburger, 
gelten im Ganzen feine befondere oder von denen des übrigen Deutſchlands 
wefentlich abweichende Grundſätze. Nur tritt das Streben oder die Neigung zu 
ſtrengerem partifulariftiihen Abſchluß, auch Unterthanen anderer deutſchen Staaten 
gegenüber im Wiverfprud mit dem Geiſte des Art. 18 der deutfhen Bundesakte, 


23) Die Bundesgeſetzgebung verbietet blos die exceptivifche Behandlung der Pre vergehen 
in diejer Hinfichtz in Betteff ter politifhen Verbrechen fonnte man fi alſo nicht auf das 
Bundesrecht fügen, 
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infofern hervor, als Fremde“ nur in Gemäßheit eines befondern Gefeges 2) 
zu Civil- und Militärämtern zugelaffen werben und durch die Landesgeſetze aud) 
von der Advokatur, ſämmtlichen auf die Heiltunde bezüglichen Profeffionen und ter 
Befugniß zur Errichtung mittlerer und höherer Unterrichtsanftalten ausgeſchloſſen 
find. Was die Heimatsverhältniffe betrifft, fo ift auch Luremburg dem befanntcn 
Gothaer Vertrag vom 1. Januar 1852 wegen gegenfeitiger Uebernahme Aus- 
zuweifenber beigetreten. — Binfihtlid der Prefje und des Vereinsrechts 
garantirt zwar die Verfafjung im Allgemeinen deren Freiheit; die Geltung der 
darauf bezüglihen Bundesgeſetze vom Juli 1854 ift aber feit der ftattgefundenen 
Berfaffungsrevifion außer Zweifel. Danach bevarf es auch zur Ausübung der Ge— 
werbe eines Buchdruckers, Buchhändlers u. ſ. w. der obrigfeitlihen Konceffion, 
die fonft nur aus Rüdfihten der Sicherheitd- und Geſundheitspolizei zur Anlage 
beftimmter, gejeglid bezeichneter Etabliſſements erforderlich ift. Einmal ertheilte 
Konceffionen fünnen nur durch den Staatsrath wieder entzogen werben, Die Ent- 
ziehung des Rechts zur Gewerbeausübung Fonnte früher durch die Gerichte, wegen 
gewerböpolizeilicher Kontraventionen, ausgefprohen werben. Mit der 1848 erfolgten 
Aufhebung der Patentftener und der biefelben betreffenden Geſetzgebung ift dieſe 
Beftimmung weggefallen und nur für die Gaft- und Schenkwirthſchaften durch ein 
fpecielles Gefe wieder eingeführt worden. Eine vorgämgige Prüfung wird erforbert 
zur Ausübung der Aovofatur, ſämmtlicher auf die Heilfunde bezüglicher Profef- 
fionen (Aerzte, Thierärzte, Apothefer und Droguiften) und zur Ertheilung des 
Pimärunterrihts, fowie zur Errichtung von Anftalten des mittlern und höhern 
Unterrichts. Der Privatunterricht ift frei, jofern nicht Schüler von mehr als brei 
Familien vereinigt werben. Das mit beftandener Prüfung erworbene Recht der Aus- 
übung kann nur wegen Disciplinarvergehen oder Gefegesverlegung und nur durch 
gerichtliche Entſcheidung entzogen werben. Eine Patentftener zur Ausübung der 
Gewerbe befteht jeit 1848 nur nod) für den Haufirhandel und den Wirthſchafts— 
betrieb, 

Was das Unterrihtsmwefen des Großherzogthums betrifft, fo ift ber 
Primärunterriht in einer, auch den Refultaten ver allgemeinen Volksbildung nad), 
befriedigenden Weife durch Geſetz von 1843 regulirt. Die Berpflihtung zur Un— 
terhaltung eines ununterbrodhenen elementarifhen Primärunterrichts ruht auf jeder Ge- 
meinde; die Regierung bewilligt aber bedeutende Subfivien. Die Aufjicht über die 
Schulen führt in jevem Kanton ein Infpektor, die Oberaufſicht die fog. Unter- 
richtskommiſſion, welcher mit jährlihem Wechfel entweder ver Chef des katholiſchen 
Kultus oder das vom Landesherrn bezeichnete Civilmitglied vorfteht. Eine zwangs⸗ 
weile Anhaltung zum Schulbeſuch befteht nicht, wohl aber ein Zwang zur Ent» 
richtung des Schulgeldes Seitens der zahlungsfähigen Eltern ſchulpflichtiger Kinder. 
68 befteheu verzeit im Großherzogthum 526 permanente und 17 Winterſchulen. 
Die Gehaltverhältnifie ver Schullehrer find gefeglih geſichert. Zur Ausbildung 
berfelben beftehen in Luremburg zwei auf Staatstoften unterhaltene Anftalten, in 
welchen der Unterricht unentgeltlich ertheilt wird und für deren Beſuch außerdem 
Stipendien bewilligt find. Für ven höheren und mittleren Unterricht beftehen fol 
gende Staatsanftalten: 1) Das Athenäum in Luremburg ; daffelbe begreift einen 
höhern Kurfus über die Materien der Univerfitätsfurfe des erften Jahres, einen 
vollftändigen Gymnaſialkurſus und eine Gewerbihule mit 5 Klaſſen; 2) das Pro- 


3), Eine ſolche, die Zulaffung geftattende, gefepfiche Ausnahme befteht nur für die Profeffur 
an den höhern Unterrichtsanftalten, hat jedoch bis jetzt noch keine Anwendung gefunden. 
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gymnaſium der Stabt Diekirch; 3) die mittlere Gewerbſchule der Stadt Echter 
nad, und 4) feit 1856 bie theoretifche und praftifche Ackerbauſchule zu Echternach. 
Der Univerfitätsbefuch ift, was die Wahl des Ortes betrifft, verfaflungsmäßig ganz 
frei. Es werden von der ftubirenden Jugend auch deutſche, hauptfählic aber fran- 
zöfifhe und belgiſche Univerfitäten befucht. Für die höhern Prüfungen in allen 
Fakultäten find in Luremburg Prüfungsjury’s eingefegt, welde Kandidaten- und 
(merkwürdiger Weife) auch Doftordiplome ausftellen. Ueber die Zulafjung zum Kan— 
didaten und zum Doftoreramen beftehen beftimmte gefeglihe Vorſchriften. 

Die verfaffungsmäßig garantirte Religionsfreiheit und Unabhängigkeit 
ver bürgerlichen und politifhen Rechte der Einzelnen vom religiöfen Belenntnig 
kömmt auch den beftehenven Kirchen- und Religionsparfeien im Ganzen zu Gute, 
Unabhängigkeit der Kirche in ihrer Sphäre vom Staate und refp. des Staats von 
der Kirche ift anerkanntes Princip; daher Anerkennung der Eivilehe und Führung 
ber Givilftandsregifter durch die Gemeindebehörven einerſeits und Verzicht des 
Staats auf Kontrole des firdlihen Verkehrs und auf Einmiſchung in die innern 
Angelegenheiten der Kirche andererfeits. Die Verwaltung des (fatholiihen) Kirchen- 
vermögens ift den geſetzlich organifirten fog. Fabriträthen übertragen. Zur Errich— 
tung von Klöftern und kirchlichen Kongregationen bebarf e8 feiner Genehmigung ; 
vie Verleihung von Korporationsredhten aber ift ein Aft ver Geſetzgebung. Die 
Bevölkerung ift mit geringen Ausnahmen Fatholifh. Die Gehalte und Penfionen 
ber Kultuspiener find verfafjungsmäßig Laſten des Staats und werben durch das 
Geſetz geordnet. Die Gehalte allein betragen derzeit für den Fatholifhen Kultus 
300,000 Fr. und für einen Rabbiner 2000 Fr. Der Dienft der evangelifchen 
Civilgemeinde in Luremburg ift freiwillig vom preußifden Garniſonsprediger über: 
nommen. Unter der niederländiſchen und belgifchen Regierung gehörte das Groß— 
berzogthum Luremburg zum Bisthum Namur, Ein päpftiiches Breve vom 2. Juni 
1840, genehmigt vom König am 18. Juli deſſ. J., erhob es zu einem felbftän- 
digen apoftolifhen Vikariat. Konkordatsverhandlungen, die aud auf Errichtung eines 
befondern Bisthums Luremburg abzielen, find eingeleitet worden, aber bis jegt 
noch nicht zum Abſchluß gediehen. 

Das geſammte öffentliche Bauweſen ſteht unter der Kontrole der Regie— 
rung, und für alle Staatsbauten werden im jährlichen Budget die erforderlichen 
Summen bewilligt. Für Land- und Waſſerſtraßen iſt beſonders ſeit dem Jahre 
1839 ſehr viel geſchehen. Die Vicinalwege find von den Gemeinden zu unter— 
halten; doch find auch dazu von ber Negierung beträchtliche Subfivien gewährt 
worden. Seit 1855 ift an eine durch franzöfifche Kapitaliften gebilvete Geſellſchaft 
ein Eifenbahnneg von 161 Kilometer Entwidlung koncedirt, welches von der Haupt: 
ſtadt Luxemburg ausgehend, 1) im Süden an die franzöfifche Bahn von Mep- 
Thionville, 2) im Welten an vie belgifche Bahn Namur-Arlon, 3) im Often an 
die Saarbrüden-Trierer Bahn anſchließt, und 4) nad Norden zu das Großher- 
zogthum feiner ganzen Länge nach zu durchſchneiden beftimmt ift. Die beiden erften 
Bahnen find feit einem Jahre vollendet, ebenfo eine fpäter konceffionirte Zweig— 
bahn nad dem fo reichen Eifenerzbaffin Eſch. Die Trierer Bahn wird fpäteftens 
in 1 Jahre vollendet fein und nad) deren Bollendung die Nordbahn in Angriff 
genommen. Die Regierung bewilligt der Gefellihaft eine Subvention von 3 Mils 
lionen Fr. und hat außerdem die fehr bedeutenden fortifikatoriſchen Ausgaben, 
fowie die Verbindung der Oberftant Luxemburg mit dem Bahnhof zur Hälfte übers 
nommen. 


V. Steuergefeggebung und Finanzen. Die hauptfählichften Quellen 
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der Staatseinnahmen find bie folgenden : 1) Grundſteuer, beruhend auf ber franzöfi- 
chen Geſetzgebung. Diefelbe beträgt 10 pCt. des SKataftraleinfommens, weldes 
jevod weit unter dem wirflihen Einkommen feftgeftellt ift und nur in feltenen 
Fällen die Hälfte beffelben erreicht. Gefammtertrag 600,000 Fr.; etwa 3 Fr. per 
Kopf. Sieben Procent von dieſem Ertrage werden an die Gemeinden abgegeben. 
2) Mobiliarfteuer, eingeführt im Jahre 1849, an Stelle der frühern Einfommen- 
und Patentfteuer. Sie beträgt 2 p&t vom abgefhätten Mobiliareintommen jeder 
Art und 1 pCt von allen Gehältern. Sie foll wenigftens 140,000 und höchſtens 
160,000 $r. einbringen; die Steuerrollen werden alfo nad Umſtänden erhöht oder 
reducirt. 3) Einregiftrirungs- und Stempelſteuer, beruhend auf der franzöſiſchen 
Geſetzgebung. Durchſchnittlicher Ertrag: 760,000 Fr. 4) Erbichaftsftener, von ver 
niederländifchen Gefeßgebung herrührend. Durchſchnittlicher Ertrag: 60,000 Er. 
5) Accifen- (Bier, Branntwein- und Weinftener) und Uebergangsfteuer: 100- bit 
140,000 Fr. 6) Wirthfhaftsfteuer: cirfa 40,000 Fr. 7) Salzregie, eingeführt im 
Jahre 1839, ungefähr 270,000 Fr. Reinertrag. 8) Zollverein: 500—550,000 Fr. 
gewöhnlicher Ertrag, mit Abzug von 30—40,000 Fr. Ausgabe für die Zollvireftion 
in Zuremburg. 9) Chauffeegelver — cirfa 100,000 Fr. 10) Poften, deren Ertrag 
ungefähr die Ausgaben deckt 4). — Die gewöhnlihen Gefammteinnahmen bes 
Großherzogthums belaufen fi auf cirfa 3 Millionen Fr. (800,000 Rthlr.). Das 
durch die revidirte Verfaffung von 1856 eingeführte permanente Budget beläuft 
fih auf zirka 21/, Millionen Fr., fo daß nur der Ueberfhuß von 500,000 Fr. 
und bie nicht unerheblichen jährlihen Erfparniffe Gegenftand des ſtändiſchen Be— 
willigungsrehts im jährlihen Budget find. Sie werden verwendet zu verjchiedenen 
Subfidien für das Medicinalweſen, Handel und Gewerbe, öffentlichen Unterricht, 
Künfte und Wiffenfhaften, Religionskultus, Armenpflege, Gemeindebauten, im Be- 
trag von 250— 300,000 Fr., ferner zu Neubauten im durchſchnittlichen Betrag von 
300,000 Fr. — Zur Aufbringnng der durd die Eifenbahnanlagen veranlaßten 
Ausgaben von ungefähr 4 Millionen Fr. ift Ende 1858 mit der Turemburger Bank 
und den Häufern Rothſchild und Erlanger ein Anlehen kontrahirt, welches in 56 
Jahren amortifirt werben fol. — In Bezug auf die Finanzlage des Landes ver> 
tienen folgende Daten angeführt zu werden: a) die Staatsre_hnung von 1848 fon: 
ftatirt einen Ueberfhuß von 400,000 Fr. b) Die Staatsrehnung von 1853 fließt 
mit einem Deficit von 31,000 Fr. c) Die Staatsrehnung von 1858 ergibt wieder 
einen Ueberihuß von 680,000 Fr., fo daß die auferorbentlihen Koften der Mobi— 
lifation von 1859 ohne jeglihe Belaftung ver Staatsangehörigen gededt werben 
fonnten. Auch darf nicht unbemerkt bleiben, daß die Periode von 1848 — 1853 
aufer dem vorgefundenen Ueberfhuß von 400,000 Fr. noch cirfa 600,000 Fr. 
Erlös aus verkauften Staatsdomänon abforbirt hat; während die Civilliſte zuerft 
um 200,000 Fr., dann um 140,000 Fr. gegen früher reducirt und die Gehalte vieler 
Beamten bedeutend herabgefegt waren. In der Periode von 1853—1858 ift bie 
Givillifte um 40,000 Fr. erhöht, es find die Beamtengehalte durchgängig wieder 
hergeftellt, refp. erhöht worben, chne daß Subfivien over Neubauten irgend eine 
Verminderung erfahren haben. Außer der Wirthichaftsftener ift feine neue Abgabe 
eingeführt, Keine beftehende Abgabe erhöht worden. 


„ 2%) Die Poſt wird unter Aufficht und Kontrole der Negierung durch eine Direftion geleitet. 
Für die Briefpoſt beftchen außer dem Hauptbureau zu Lugemburg 15 Poftftellen mit den nötligen 
—2 Die Fabrpoft iſt Privaten mittelſt Koncefionen unter Aufſicht der obern Behörde 
überlaffen, 
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VI. Die Militärhoheit befhräntt fih in ihrer Ausübung auf das, was 
zur Erfüllung ber Pflichten gegen den deutſchen Bund erforberlid ift. In Folge 
des die Befatung der Bundesfeftung Yuremburg 35) betreffenden mit der Krone 
Preußen abgejhloffenen vom Bunde genehmigten Bertrages vom 17. November 
1856 hat das Großherzogthum nur noch die auf fein Hauptfontingent fallende 
Infanterie von 1217 Mann zu ftellen. Diefe Mannſchaft ift in zwei Bataillone 
eingetheilt und garnifonirt in Friedenszeiten in den Städten Diefich und Echter 
nad. Zur Kriegszeit gehört fie zur Beſatzung ver Feftung Luremburg, fowie aud 
das Referve-Rontingent zur Difpofition des Militär-Gouvernements der Bundes» 
feftung geftelt ift. In Betreff der Miltzpflichtigfeit gilt noch bie niederländiſche 
Geſetzgebung. Es herrſcht das Konffriptionsfyftem mit Stellvertretung. Die Mili« 
tärpflichtigfeit beginnt mit dem vollendeten 19. Lebensjahr und währt 8 Jahre. 
Ale Standesvorrechte cejfiren auch bier; namentlich werden auch Unterofficiere zu 
Dfficieren befördert, wenn fie dem vorgefchriebenen Eramen genügen. 

VII. In Betreff ver auswärtigen Verhältniſſe ift nur Folgendes zu 
bemerken. Die im Haag am nieberländifchen Hofe beglaubigten fremden Gefandt« 
{haften Forrefpondiren in luxemburgiſchen Angelegenheiten mit dem luremburgifchen 
Staatsminifter. Mit Ausnahme der durch Yuremburg und die Niederlande für 
Limburg gemeinfchaftlich beftellten, befolveten und inftruirten Bundestagsgefandt- 
ſchaft 26) und des in Amfterdam beftehenden Iuremburgifchen Konfulats, hat das 
Großherzogthum feine diplomatifhen Agenten. Die Intereffen der Iuremburgifchen 
Negierung und der Luremburger im Auslande werden auf Beranlaffung des Königs- 
Großherzogs, durch die Agenten der niederländiſchen Diplomatie vertreten, mit wel— 
hen der luxemburgiſche Staatsminifter in der Regel direkt forrefponbirt. Im deut« 
ſchen Zollverein, welchem das Großherzogthum feit 1842 angehört, wirt dasfelbe 
durch die preußifche Regierung vertreten. Für das Bundesverhältniß ift noch jett 
maßgebend der unten bei Limburg näher zu erwähnende Bundesbeſchluß vom 5. 
September 1839, 

VIII. Statiftifche Notizen. 27) Die Oberfläche des Landes beträgt 
ungefähr 130 Stunden zu 25 auf den Grad. Der Boden ift größtentheils 
hügel- und wellenförmig , in Betreff der Fruchtbarkeit unterſcheidet man das fog. 


25) Die nähere Darftellung der Verhältniffe diefer Bundesfeftung gehört zur deutfchen Bun⸗ 
beöfriegöverfaffung. Es bezichen fich darauf Art. 67 der Wiener Kongreßakte, die Konvention vom 
8. Nov. 1816 (vergl. Deutſches Staats u. Bundesrecht. Th. 11. 8. 292) und der im Texte 
erwäbnte neuere Vertrag vom 17. Nov. 1856, nebft Bundesbefchluß vom 26. Febr. 1857, wor 
nad) die Friedensbefagung nur von Preußen geftellt wird umd diefes auch die auf Luxemburg 
fallenden Specialwaffen übernommen bat. 

26) Die verichiedene Stellung, welche Lugemburg und Limburg bei der Reaktivirung der Buns 

deöverjammlung im Zabre 1850 und bei den Dresdener Konferenzen einnahm, kömmt jegt nicht 
weiter in Betracht Auch ſpäter kömmt es übrigens bei einzelnen YBundesverhandlungen vor, daß 
für Limburg befondere Erklärungen und refp. Vorbehalte — auf Grund feiner durch den Buns 
desbeihluß von 1839 genehmigten ftaaterechtlichen Verbindung mit dem Königreich der Nieder: 
lande — gemacht werden. Vergl. unter Note 40, 
7) Eine ftatiftifche und topograpbifche Beichreibung des Großherzogthums f. in dem Fleinen 
Handbuch der Geographie von Jak. Ad. Blaife, Oberlebrer. Zugemburg 1857. ©. 14—60. ©. 
auch die oben Note 8 erwähnte Brofchüre von Ulveling und „Verfuch einer ftatiftifch-geograpbifchen 
Beichreibung des Großh. Luxemburg“ vom Profeffor Clomes, im Programm des Lugemburger 
Atheräums Für das Schuljahr 1839—1840; ferner: E. Fischer, Notices historiques sur 
la situation agricole du Grand-Duche de Luxembourg. 2, Aufl. Luxemburg 1860. Die 
oben im Texte ſich findenden neuern Angaben beruhen auf ganz zuverläffigen Mittheilungen. Wir 
beichränten uns dabei auf einige Hauptgegenftände der Statiftik, 
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gute Sand und das Desling. 3) Das Klima 29) ift fehr gefund; die Hauptprobufte 
find Getreide 30) und Wein, 31) Baumobft und Gemüfe. Für das Ocsling bildet 
die Viehzucht 32) den Haupterwerbszweig; das Wild ift in den vielen und großen 
Waldungen fehr zahlreih. Die Waldungen find theils Privat- theild Gemeinve- 
eigenthum. Das Land ift reih an Mineralien, befonders an Eifenerz. 3) Die 
Hauptflüffe find vie Mofel und die Sauer, mit einer Mehrzahl Fleinerer oder 
Nebenflüffe, wie die Dur, Alzell, Eiih u. a, Die Fortfegung des großartigen 
Unternehmens des Maas- und Mofelfanals ift durch die belgifche Revolution unter: 
brochen worden. An guten Strafen war das Großherzogthum bis 1839 arm; es 
befaß feine 40 Stunden an Staats» und Picinalftraßen. In Folge der Fürforge 
der großherzoglihen Negierung, welhe von 1840—1858 eine Summe von 
3,956,630 $r. für neue Staatsftrafen und Brüden verausgabte, entwideln ſich bie 
neuen Straßen in einer Yänge von 358 Kilometer oder 72 Stunden; das Grof- 
berzogthum hat daher jet im Ganzen 540 Kilometer oder 108 Stunden Staats- 
firaßen. Im Interefje der ſchiffbaren Flüſſe, der Leinpfade und ver Schifffahrt 
überhaupt wurde von 1840 bis 1857 eine Summe von 409,898 Fr. ausgege- 
ben, unbefhabet derjenigen Summen, welde Preußen an den Stellen, wo bie 
Mofel und Sauer tie Grenze bilden, zu bemfelben Zwed verwendet hat. Für neue 
Pfla nzungen längs der Staatsftrafen wurden während berjelben Periode über 
121,000 Fr. verausgabt. 

Die Bevölkerung des Großherzogthums beträgt nad der Zählung von 
1858 192,196 Ceelen, in 39,234 Yamilien. Hiervon fommen auf den Diftrikt 
Luxemburg 67,607, auf den Diftrift Diefird) 51,561, auf Grevenmacher 43,249, 
auf Merſch 29,779 Seelen. Im Vergleich mit dem Jahre 1846 hat fich die Be— 
völferung um 6236 vermehrt, im Vergleich mit 1852, wo fie 192,639 Seelen 
betrug, um 443 vermindert. Bei der Zählung von 1855 ergab ſich eine Abnahme 
von 3152, welche hauptfählid den Auswandberungen zugefchrieben worden ift. Geit 
1855 hat alfo wieder eine Zunahme von 2716 ftattgefunvden. Bon ven 192,196 


28) Nach dem im Jahre 1856 aufgeftellten Katafter beträgt der Geſammtflächengehalt des 
Landes 258,589 Heftares. Hiervon fommen unter Anderen auf Aderland 109,675 H.; Gärten 
3322; Wiefen 24,779; Waldungen 58,033; Lobhecken 21,063; Rodland 27,878; Obftgärten 
672; Weinberge 831; bebautes Eigentbum 933; Straßen und Wege 5977. 

29) Luxemburg liegt zwilchen 490 35° und 509 16° Breite und zwiichen 230 25° und 
249 8° Lünge. Meteorologiiche Beobachtungen in den fünf Jabren von 1853—1858 ergeben 
im Durchſchnitt 103 beitere, 89 gemifchte, 173 trübe Tage. Die Zahl der Regentage beträgt im 
Durchſchnitt 152, die der Schneetage 31. 

30, Der Getreideverfauf bilder einen der beträchtlichften Handelsartifel mit dem Auslande, 
befonders mit dem belgiſchen Luxemburg. Man baut alle Arten von Getreide, in dem Deöling 
bauptfächlih nur Roggen, Buchweizen, Hafer und fehr viele und gute Kartoffein. 

31) Der Weinbau wird befonders von den Bewohnern des linken Mofeluferd von Schengen 
bis Waſſerbillig, in einer Strede von ungefähr 8 Stunden Weges, betrieren. Der Ertrag ift 
nach den Jahren ſehr verfchieden, 5. B. 1855: 23,475 SHeftol.; 1856: 25,010; 1857, 70,812; 
1858: 73,407 5 1859: 63,407 Hektol. Die meiften Weinbauern fehen leider mehr auf die Quan« 
tität als auf die Qualität. 

32) Viehftand im Jahre 1859: Pferde 20,193; Hornvieh 70,140; Schafe 47,398; Schweine 
70,877; die Mr — Mit frühern Angaben verglichen ergibt ſich eine bedeutende Bermindes 
rung der afzucht. 

33 Zu Gunſten des Bergbaues gilt (franz. Geſ. v. 21. April 1810) eine Ausnahme von 
dem Grundjag, daß das Eigentbum des Bodens äuch das Eigentum an allem über oder unter 
der Erdoberfläche Belegenen nach fi zieht. Die Ausbeutung der Minen kann nur ftatthaben 
in Folge landeöherrlicher Konceffion, durch welche ein für fich beftehendes, übertragbarcd, voll» 
fommenes Eigenthum an der Mine begründet wird. 
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Seelen des Jahres 1858 waren 95,830 männlichen und 96,366 weiblichen Ge 
ſchlechtes. In den Städten leben 30,320, in Dörfern und Höfen 161,876. Bon 
ten Städten hat eine mehr als 10,000 Einwohner (Xuremburg 13,150); eine 
mehr als 4000 (Echternad 4360); zwei mehr als 3000 (Diekirch 3127 und 
Wilg 3245); zwei mehr als 2000 (Grevenmachern 2712 und Remich 2246) und 
eine mehr ald 1000 Einwohner (VBianden 1480). Das Jahr 1857 zählt 6145 
Geburten, 1317 Heirathen, 1 Eheſcheidung und 3947 Sterbefälle. Die Zahl ver 
unehelihen Kinder betrug 150 und hat gegen 1856 um 14 abgenommen. Im 
Bergleih mit 1856 zählt das Jahr 1857 mehr: an Geburten 11, an Heirathen 
124, an Eheſcheidungen 1, an Sterbefällen 220. — Die Religion ver Lan— 
vesbewohner ift vie fatholifhe. Im Jahre 1838 befanden ſich im ganzen Grof- 
herzogthum nur 26 Proteftanten und 141 Juden. Die Luremburger Landes— 
iprade ift eine Art plattveutfh, beſonders in ben Städten werten häufig 
franzöfifche Wörter mit dem deutſchen Idiom vermengt. Für die Kirche und Pri- 
märfchulen ift die deutſche Sprade allein gebräuchlich. In den höheren Unterrichts- 
anftalten hängt der Gebraudy der deutſchen oder franzöfifhen Sprache von der 
Wahl des Lehrers ab. In der Verwaltung, fowie in der Juſtiz herrfcht faft aus- 
ſchließlich die franzöfifche Sprache, weil die Gefeßgebung und deren Literatur fran- 
zöftfeh find und die Beamten, Advokaten und Richter vorzugsweife in Belgien und 
Frankreich ihre Studien machen. Nur die Steuerzettel werden in beutfcher Sprache 
ausgegeben. Verfaffungsmäßig ift der Gebrauch beider Spradhen fakultativ und darf 
nicht bejchränft werben. 

Die Kriminalftatiftit gewährt, beſonders in neuefter Zeit, für ben fittlichen 
Zuftand des Landes günftige Nefultate. Während früher das Mittel der in Ge- 
fängniffen Inhaftirten 200 betrug, ift dasſelbe nun auf 150 berabgefunfen, 3%) 
Auch die Bevölkerung des im Jahre 1846 errichteten fogenannten Bettlerdepots 
zu Luremburg und des, eine Abtheilung besfelben bildenden -(1855 eröffneten), 
Gentraihospizes zu Ettelbrüd ift eine verhältnigmäßig geringe. 35) 

Die freie Verfügung über das Eigenthum unterliegt feiner geſetzlichen Be— 
ſchränkung. 36) Dasfelbe ift unbebingt theilbar und es gibt Feine zwangsweife Zu- 
ſammenlegung. Dod find die Bauern theilweife dem alten Landesbrauche getreu 
geblieben, wonady das Gut dem Älteften Kinde, gegen eine Abfindung der Geſchwi— 
fter übertragen wird. Man benusgt dabei die Beftimmungen des Code civil über 
die elterlichen Theilungen zu Bamilienablommen. Es gibt im Großherzogthum 


3%) Am 1. Jan. 1860 befanden fich 1) im Gefängniß zu Luxemburg: in präventiver Haft 
14 (10 Männer, 4 Weiber); in Anklagezuſtand 5 Männer ; zuchtpolizeilich Verurtbeilte 79, dar: 
unter 19 Weiber; Kriminal-Berurtbeilte 27, darunter 5 zu lebenslängliher Zwangsarbeit vers 
urtheilte Männer, 4 zu zeitiger Zwangsarbeit verurtheilte Weiber; wegen Schulden inbaftirt 1. — 
2) Im Gefängniß zu Diekirch: in präventiver Haft 12 (1 Weib); zuchtpolizeilich Verurthellte 9 
(1 Weib); Kriminal-Verurtheilte feiner. 

35) Am 1. Jan. 1860 befanden fih im Vettlerdepot zu Luxemburg 24 Perfonen, 20 Weiber 
und 4 Männer; im Gentrafbofpiz zu Ettelbrüf 87 Perjonen, darunter 36 Kinder unter 12 
Jahren, 11 Epileptiiche, 27 Geiſteskranke. 

36) Auch das Jagdrecht ift mit dem Eigentbum an Grund und Boden verfnüpft, kann aber 
verpachtet werden, nicht von der Gemeinde, Faber durch freie Vereinbarung ſämmtlicher Eigen: 
thümer der Mark. Zehnten, Obereigentbum und ſämmtliche Feudallaften find ſchon jeit der fran- 
öfifchen Nevolution abgefchafft. Die nicht aufgehobenen Grundrenten find unbedingt in Geld ab: 
Ösbar, Nugungsrechte in Waldungen können durch ein Kantonnement, d. h. durch Abtretung 
eines Waldtheils zu vollem Eigenthum, auf Antrag beider Theile, abgelöst werden. Zu Gunften 
der Drainage und der Bewäflerungen find durch Gefeg vom 26. Der. 1855 einige neue Prädials 
jeroituten eingeführt worden. 


Luremburg und Limburg, 479 


63,320 Orunbeigenthümer, welche weniger als 10 Heftaren befigen, 2143 mit 
einem Befig von 10—30 Heltaren, 1501, deren Grundeigenthum zwifchen 50 
und 100 Hektaren umfaßt und 729, die ein Beſitzthum von mehr ald 100 Hef« 
taren haben. 

Im Intereffe des Grundbeſitzes ift der im Jahre 1855 Eonceffionirten inter 
nationalen Bank zu Luremburg die Verpflichtung aufgelegt worden, eine Hypothe— 
tenkafje zu errichten, welche bis zum Betrag bes 20. Theiles des eingezahlten 
Attienfapitals, vermehrt durch den Betrag der dur die Bank ausgegebenen Dar» 
lehensobligationen, Dypothelar-Darlehen bewilligt, welche durch Nentenzahlung 
getilgt werben. 


B. Das Herzogthum Limburg. 


Das im Jahre 1839 gefchaffene und dem beutfhen Bunde als Entſchädigung 
für den an Belgien abgetretenen, aus dem Bundesverhältniß entlaſſenen Theil des 
Großherzogthums Luxemburg überwieſene Herzogthum Limburg, an der Maas 
zwiſchen Aachen und Nymwegen, darf weder mit der alten Graffchaft Limburg, 
welche ſeit 1277 mit Brabant vereinigt war, identificirt, noch mit der Provin; 
Limburg verwechſelt werden, welche bis 1830 einen Beſtandtheil des im Jahre 
1815 vom Wiener Kongreß als Vormauer gegen Frankreich gebildeten Königreichs 
der Niederlande ausmachte. Denn diefe Provinz Limburg umfafte (vergliden mit 
dem Zerritorialbeftand von 1794) lüttich'ſche, öſterreichiſche, holländische, preußifche, 
pfälzifche und andere Gebietstheile. Der ganze nördliche Theil des jegigen Her- 
zogthums Limburg, dieſſeits und jenfeits der Maas, gehörte zu bem (feit 
1713 preußifhen) Herzogthum Gelvern und die nördliche Spige zu Cleve. In 
Betreff Maaftrichts, weldyes eben fo wie Venlo, nicht zum deutſchen Bunde gehört, 
war die Tandeshoheit zwiſchen Lüttich und ven Generalftaaten getheilt. Bon dem— 
jenigen Theil des jegigen Herzogthums Limburg, welder auf dem linfen Maas— 
ufer liegt, war nur ein Feiner Diftrift bei Keffel, etwas ſüdlich von Venlo, alt- 
nieberländifh. Die öftlihe Grenze des Herzogthums Limburg, wo es mit ben 
preußifhen Rheinlanden zufammenftößt, ift ganz diejenige, weldhe die Wiener Kon— 
greßafte Art. 24 und Art. 66 in einer für Deutſchland wenig günftigen Weife 
zwiſchen Preußen und dem Königreich der Niederlande gezogen hatte. Die ſüdliche 
Weftgrenze bildet die Mans gegen Belgien; die nörblichere Weftgrenze, welche es 
vom übrigen Königreih der Niederlande fcheivet, ift theils eine fogenannte Fünft- 
liche Linie, theild ganz uörblid) wieder die Maas, 

Wie es gelommen ift, daß durch Uebermeifung biefes Herzogthums Limburg 
bie Orenzen des deutſchen Bundes bis an die Maas und refp. darüber hinaus 
erweitert, etwas mehr ſüdlich aber (bei Luxemburg) verengert worden find, fann 
bier nur kurz angedeutet und in den Hauptpunften dofumentirt werben. — Die 
belgiſche Revolution von 1830, welde die den katholiſchen Niederlanden verhafte 
ftantlihe Verbindung mit Holland aufhob, Hatte auch die Provinz Limburg und 
Luremburg ergriffen. Beide Länder wurden mit Ausnahme ver Feſtung Maaftricht, 
melde im Beſitz der Holländer blieb, und der Bundesfeftung Luxemburg und beren 
Rayon, worin fi die deutſche Bunvesbefagung behauptete, von den Belgiern 
okkupirt und adminiſtrirt. In Betreff des Großherzoglhums Luremburg, als eines 
Beſtandtheils des deutſchen Bundes, nahm ver König der Niederlande, wie es fein 
zweifellofes Recht als Glied des deutſchen Bunbes war, bie pflichtmäßige Hülfe 
des legtern in Anfprud; ein Verlangen, welhem aud das ftammverwandte ora- 
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miſche Haus Raſſau adhärirte. Diefe Hülfe wurde ihm aber, im MWiberfpruch mit 
den Grunbbeftimmungen der Bundesalte und ber Artitel 36 und 39 der Wiener 
Schlußakte, nicht zu Theil. Der Bund ließ fih die, Seitens einer auswärtigen 
Macht eingetretene, faktiſche Offupation von Bundesgebiet Be und verzichtete 
aud auf eime ſelbſtändige, aftive Vertretung bei den in Lonton ftattfindenden 
Konferenzen der Großmäcte. So wurbe bie jogenannte Separationsafte vom 15. 
Oftober 1831, welche auch die Abtretung ber weftlihen Hälfte des Großherzog- 
thums Luremburg an Belgien befretirte, ohne direfte Betheiligung des deutſchen 
Bundes abgeſchloſſen. Erjt am 30. Mai 1832 wurben bie darauf bezüglichen 
Erklärungen und Altenftüde von Defterreih und Preußen, als den Geſchäftsführern 
des Bundes bei den Londoner Konferenzen, ber deutſchen Bundesverſamm⸗ 
fung vorgelegt, wobei ſich letztere, unter Mittheilung der Altenſtücke au die 
Bundesregierungen, vorläufig beruhigte. Obwohl aber der König der Niederlande 
in der 48. Sitzung vom 14. November 1833 vie Erflärung abgegeben hatte, daß 
er einen Theil des Großherzogthums an Belgien abzutreten gezwungen werde und 
daß er dem deutſchen Bunde eine Territorialentſchädigung zu leiften nicht im 
Stande fei, wurde Geitens bed Bundes dod das Recht auf eine Entſchädigung 
beanſprucht und feine Zuftimmung zur Abtretung des fraglichen Theiles des Groß⸗ 
herzogthums von ber Gewährung einer folgen Entſchädigung abhängig gemacht, 
aud in dem Bundesbeſchluß ter 13. Situng vom 18. Yuguft 1836 als Örunt« 
fag ausgeiproden, daß das für den abzutretenden Theil des Großherzogthbums . 
Quremburg in ganz gleicher Weile mit vem Bundesgebiet zu vereini- 

gende Territorium (inſichtlich deſſen auf die im Art, 4 ber Separationsafte 
vom 15. Oktober 1831 bezeichneten Diftrilte der Provinz Limburg hingewieſen 
wurbe), wenn es auch nicht einen im Areal und ber Bevölkerung gleihen Erjag 
zu bilden vermöge, doch in Beziehung auf Kontiguität und Vertheidigungs— 
linie den Intereffen des Bundes möglichſt zufagen müſſe.“ Nachdem 
dann endlich am 19. April 1839 der definitive Traktat über die Trennung 
Belgiens von dem Königreich der Niederlande 37) zu Stande gelommen war und 
die deutſche Bundesverfammlung am 11. Mai 1839 vie Genehmigung zu biefer 
in ihrem Namen mitvollzogenen Urkunde ertheilt hatte, aud ihrem Berlangen, 
weitere Gröffnungen in biejer Angelegenheit Seitens der königl. niederländiſchen 
Gefandtſchaft für Luremburg zu erhalten, in der 16. Situng vom 16. Auguft 
1849 entiproden worden war 38), erfolgte in ber 19. Sigung vom 5. September 





37) Diefer Traftat beftimmt im Art, 1 die Provinzen, welche Beftandtheil des Königreichs 
Belgien bilden follen. Dazu wird auch die ——— gezaͤhlt, jedoch mit Ausnahme 
der im Art. IV bezeichneten Diſtritte derfelben. Der Art. Il. zieht die Grenze zwiſchen den 
belgiſchen und dem deutjchen Theile von Zuremburg, und Art. Il fanftionirt für den König 
der Niederfande an Stelle des abgetretenen Theile des Großh. Luxemburg eine Territorlals 
entfhädigung in der Provinz Limburg Diefe Entihädigung wird ihm (Art. IV) zugewieſen 
»soit dans sa qualité de Grand-Duc de Luxembourg, soit pour &tre reunis à la Hol- 
lande«, und im Art. V die noch nothwendige Verftändigung zwijchen dem König: Großherzog 
mit dem deutfchen Bunde und ben Agnaten des Haufes Naſſau über die Anwendung der Eti: 
pulationen des Art. 111 und IV vorbehalten. 

38) In diefer Erklärung werden zunächt die Schwierigkeiten hervorgehoben, welche aus dir 
Kolliſion verfchiedener Rechtaanfprüche (der niederländiichen Krone, des Haufes Nafjau und bes 
deutfchen Bundes) bei diefer Angelegenbeit erwachien waren. Diefen Schwierigteiten jei nun bes 
aegnet durch den Beſchluß Sr. Majeftät: 1) daß die im Art. IV des Londoner Vertrags bezeich⸗ 
neten Gebietstheile für ewige Zeiten mit der niederländtihen Krone vererbt werden follten; 2) daß 
diefe Gebietötheile ungetrennt bleiben und als Herzogtbum Limburg wieder bergeftellt were 
den jollten, wogegen dad Königreich der Niederlande im Befip der beiden Städte und Feftungen 
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1839 derjenige Beſchluß der deutſchen Bundesverſammlung, welcher das ftants« 
und bundesrechtliche DVerhältnig des Herzogthums Limburg definitiv vegulirte und 
in biefer Hinfiht bis auf den heutigen Tag maßgebend geblieben ift. Anftatt einer 
bloßen Relation des Inhalts ziehen wir es, auch wegen der möglicher Weife ver- 
ſchiedenen Auffaffung feines Sinnes, vor, ihm feinem Wortlaut nad bier eine 
Stelle zu geben: 

„Die ge erkennt mit Befriedigung in der von Sr. Mai. 
dem König der Niederlande, Großherzog von Luremburg, gefaßten Entſchließung, 
an die Stelle des durch den Art. II. des- zu London am 19. April I. I. abge- 
ſchloſſenen Staatsvertrags an Belgien abgetretenen Gebiet? im Großherzogthum 
Luremburg, mit dem ganzen, eine Bevölferung von 147,527 Seelen in fid) begrei- 
fenden, neugebilveten Herzogthum Limburg dem deutſchen Bunde beizutreten, eine 
genügende Erfüllung derjenigen Bebingung, unter welcher allein der Deutſche Bund, 
vermöge des in der 13. Sigung vom Jahr 1836 gefaßten Beichluffes, zu der 
Abtretung eines bisher demfelben einverleibten Gebietes feine Einwilligung geben 
zu wollen, erflärt hat. — Sowie daher ver Deutihe Bund von nun an das 
Herzogthum Limburg als zum zn gehörig betrachten wird, fo bleiben 
au dem nunmehrigen Großherzogthum Yuremburg und Herzogthum Limburg Tollektiv 
alle diejenigen Rechte und Vorzüge vorbehalten, welche bisher mit dem Großher— 
zogtbum Luxemburg allein verbunden waren. — Belangend das matrifularmäßige 
Berhältniß für Mannfhaftsftelung und für Gelpleiftungen, fo ift daſſelbe verfaf- 
fungsmäßig durch die von den Bunbesglievern angegebene Volkszahl beringt, und 
e8 wirb daher, nad dem von Sr. Maj. dem König-Örofherzog in der Erflärung 
vom 16. Auguft 1. I. angegebenen Zahlenverhältniß, die Bundesmatrikel berichtigt 
werben. — Die Bundesverfammlung findet übrigens in der Erklärung Sr. Majeftät, 
daß, unbefchadet der mit dem Königreich der Niederlande gleichen Verfaſſung und 
Berwaltung des Herzogthums Limburg, die Anwendung der Bundesgefege auf das 
Herzogthum Limburg in feiner Weife beeinträchtigt werden folle, die fidherfte Bürg- 
haft dafür, daß die Weisheit Sr. königl. Majeftät Maßregeln treffen werde, 
welche geeignet find, den Unzufömmlichkeiten vorzubeugen, tie fonft möglicher Weife 
aus diefen Berhältniffen entftehen könnten. — Die bei dieſem für ganz Deutjch- 
fand wichtigen Anlaffe, aud in ver Eigenfhaft als König ver Niederlande, dem 
Deutihen Bunde fund gegebenen mwohlwollenden Gefinnungen von Freundfhaft 
und nachbarliher Zuneigung zu jeder Zeit zu eriwiedern, wird der Bund ſich ftets 
fo bereit als verpflichtet finden.” i _ 

Demnad bildet das Herzogthum Limburg, was fein ſtaatsrechtliches Ver— 


Maaftricht und Venlo, mit ihren Rayons, verbleiben werde. 3) „Se. Majeftät beabfichtigen, 
an die Stelle des durch den Il, Artikel des Londoner Vertrags abgetretenen Theils des Groß—⸗ 
berzogthums Luxemburg, mit dem ganzen Herzogtbum Limburg, fo wie es jetzt von Allerhöchſtihnen 
ge det worden, dem deutfchen Bunde beizutreten, und wenn auch Allerhöchitdiefelben bei dDiefer 

ttlärung fi vorbehalten müffen, nah Maßgabe der oben angebdeuteten 
Verhältniffe, das Herzogthum Limburg unter diefelbe Berfaffung und Ver— 
— mit dem Königreich der Niederlande zu ſtellen, fo verbinden Se, 
Majeftät do damit die Zufiherung, daß diefer Umftand die Anwendung der 
deutſchen Bundesverfaffung auf das erwähnte Herzogthum in feiner Weife 
hindern fol.“ Dabei wird noch angegeben, daß zufolge der angeitellten Berechnungen die Bes 
völferung des abgetretenen Theiles des Großberzogthums Supmbur 149,572 Seelen betrage, 
während derjenige des Herzogthums Limburg ſich auf 149,527 belaufe, alfo eine gu unbedeu- 
—* vorliege. (Ueber den wirklichen vefp, gegenwärtigen Stand der Bevoͤlkerung ſ. 
unten, 


Bluntfgli und Brater, Deutiches Stants-Wirterbuß. VI. 31 


482 | £nzemburg und Limburg. 


bältniß betrifft, einen integrivenden Beftandtheil des Königreids der Niederlande und 
unterliegt als folher derſelben Berfaffung und Verwaltung, wie denn aud das im 
Jahre 1848 revidirte Grundgefeg des Königreichs der Niederlande (vom 14. Oft. 
Art. 1) e8 in dieſer Eigenfhaft ald Provinz des Königreihs aufführt 39). Aus 
diefem Grunde kann von einer Darftellung feiner Verfaſſung und Berwaltungs- 
organifation hier feine Rede fein. Wir müßten fonft die des Königreichs der Nie- 
verlande ſchildern. Wie die übrigen Provinzen viefes Königreichs bat aud das 
Herzogthfum Limburg feine Provinzialftände, die für die Adminiſtration des Landes 
ihre befondere Bedeutung haben. Die Anwendbarkeit der auf die landſtändiſchen 
Berfaffungen bezüglihen Beftimmungen der Grundgefege des deutſchen Bundes auf 
diefe Provinzialftände, oder gar auf das Berhältnig der, auch vie limburgifchen 
Abgeordneten umfafjenden, Generalſtaaten zur Krone laffen wir als eine gegen- 
wärtig fein praftifches Intereſſe darbietende, jedenfalls ſchwierige und intrifate, 
Frage bei Seite liegen. — Ebenſo feft wie das ftantsredtlidhe fteht aber 
andererfeits das bundesrehtlihe Berhältniß von Limburg. Das Herzogthum 
bildet einen unzweifelhaften Beftandtheil des deutſchen Bundesgebietes, 
und der König der Niederlande hat als Herzog von Limburg viefelben Rechte und 
Pflichten, welde die Grundgefege des deutſchen Bundes als weſentlich gleiche für 
alle Glieder des Bundes ftatuiren. Limburg bildet aber weber einen befondern 
Bundesftaat, da es feine beſondere limburgifhe Souveränetät gibt, noch aud 
bundbesrechtlih ein beſonderes Bundesglied, da auf ihm und dem nunmehrigen 
Großherzogthum Luxemburg „kollektiv“ alle diejenigen Rechte und Pflichten 
ruhen, welche bis 1830 oder 1839 „mit dem Großherzogthum Luremburg allein 
verbunden waren”. Beide zufammen kommen daher aud, was die Bertretung in 
der Bundesverfammlung betrifft, nur als ein Bundesglied in Betradht, haben im 
engern Rath nur eine Stimme und im Plenum zufammen drei Stimmen, 
ohne daß von einem befondern Stimmrecht für Yuremburg oder Limburg die Rede 
fein fonnte 90); und es gibt in der Bundesimatrifel nur ein zum 9. Armeelorps 
gehöriges luremburg-limburgifches Kontingent #1) und nur einen Iuremburgslimbur- 
giſchen Matrikularanfhlag, wenn aud in Betreff des erftern eine verfchiebene 


(39 Eine Aenderung des Berhäftniffes wurde im Jahre 1848 erftrebt und dabei von der 
deutfchen Nationalverfammlung in den auf die Verhältniſſe Limburg bezüglichen Beichlüffen vom 
19. Juli und November 1848 der Standpunkt eingenommen und feftgehalten, daß die intendirte 
deutfche Bundeaftaatd: oder Neichöverfaffung im jeder Beziehung auch auf das Limburgifche An: 
wendung finden müffe. Bergl. die nähern Nachweilungen im Deutfhen Staats- u. Bundesrecht, 
2. Aufl. Tb. II. $. 245. Note 15. S. 630 f., wo felbft auch die damals erfchienenen Brofchüren 
von Steifenjand, Keller und van Scherpenzeel-Heuſch, fowie die derzeit von nieder: 
—— — ausgegangene „Denkſchrift über die Verhältniſſe des Herzogthums Limburg‘ 
angeführt find. 

40, Dadurch wird freilich nicht ausgeſchloſſen, daß z. B. bei der Zuftimmung zu einem Bun⸗ 
desbeſchluß in Betreff Limburgs und in Folge der vom Bunde anerkannten ftaatsrechtlichen Bers 
bältnifje diefes Landes, ein befonberer Vorbehalt gemacht werde; wie ja auch jedes andere Bun- 
dedglied in Betreff eines einzelnen Landestheiles mit Rückſicht auf deſſen befondere Berhältnifie 
möglicher Weife einen ſolchen Vorbehalt machen könnte. — Daß Limburg nicht zum deutichen 
Zolle, Pofte und Heimatsverein gebört, wie das Großherzogthum Luxemburg, fann jedenfalls gar 
nicht als eine bundesrecdhtiiche Anomalie betrachtet werden. 

4, Durch neuere Bundesbefchlüffe, wodurch einerfeits zwifchen Niederland und Naffau und 
andererfeits zwifchen Preußen und Luxemburg abgefehloffene Konventionen ausdrücklich gebilligt 
worden find, ift feftgefegt worden, dak das Iimburgifche Kontingent gegenwärtig blos in Ka— 
vallerie geftellt wird und zur zweiten Brigade Naffauskimburg) der zweiten Divifion des neunten 
Bundesarmecforps gehört, — während das blos aus Infanterie beſtehende luremburgiſche 
Kontingent lediglich zur Kriegsbefagung der Bundesfeftung Lugemburg verwendet werden fol. 
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Berwendung der hitemburgifhen und limburgiſchen Kontingentmannfchaft eintreten 
und, was die Bündesverſammlung koncedirt hat, bei Einzahlung der Matrikular- 
beiträge von det Bundeskaſſe befondere Onittungen für die auf das Lurembur- 
gifche und auf das Limburgifhe fallenden Raten ausgeftellt werben. 

Da, wie fon bemerkt, über das Berfaffungs- und Berwaltungsreht Lim— 
burgs, als ivenfifch mit dem nieberländifchen, hier feine weitere Ausführung ge= 
geben werben fann, fo befchränfen wir uns auf einige bie Bevölkerung des Her- 
zogthums betreffende ftatiftifhe Notizen 42), Nah den ftattgefundenen officiellen 
Zählungen betrug die geſetzmäßig domicilirte Bevölkerung des Herzogthums am 
31. December 1857 im Ganzen 208,033 Seelen, und zwar 104,730 männlichen 
und 103,303 weiblichen Geſchlechts. Davon wohnten 51,130 in ben Städten 
und 156,903 in ven Landgemeinden. Am Schluß des Jahres 1858 hatte fich dieſe 
Bevölkerung im Ganzen um 1680 Perfonen vermehrt; fie betrug 209,713 See- 
len, 717 mehr in ven Stäbten, 963 mehr in den Landgemeinden. Bon den Städten 
hatte Maaftriht am Ende des Jahres 1828 25,283 und Venlo 7244 Einwohner 
(die vom der in die Bundesmarrifel einzurechnenden Bevölfernng abgehen); Boer- 
mond 7748; Weert 6872, Sittard 4700, Unter ven 120 Landgemeinden hatte 
ein Ort (Heerlen) über 5000 Seelen ; in mehrern (Bergen, Kerkrade, Maasbree, 
Neederweert, Benray) überftieg die Summe der Bevölkerung die Zahl 4000, in 
andern (Et, Horft, Vaals und Witten) die Zahl 3000. Bon fieben Land- 
gemeinden zählte jeve über 2000 Einwohner; 46 hatten über 1000. Die Zahl 
der lebenvig Geborenen betrug 3344 männlihe und 3247 weibliche; darunter 169 
uneheliche und 88 Zwillings- und 2 Drillingsgeburten. Es ftarben im Jahre 1858 
im Ganzen 4910 (2442 männlihen und 2468 weiblichen Geſchlechts), wovon 
2634 unverheirathete und 1332 verheirathete Perfonen. Heirathen fanden ftatt: 
1518, aber feine Eheſcheidung und feine Trennung von Tiſch und Bett. — Die 
große Mehrzahl der Einwohner gehört ver römiſch-katholiſchen Kirche an; doch 
gibt es ein paar Taufend Reformirte (theils niederdeutſche, theils franzöſiſche) ins- 
befondere in den Städten Maaftricht, Boermond und Benlo, und einige Hunbert 
Angehörige der Iutherifchen Kirche, Die Zahl der Juden beträgt zirka 1400. 


9. A. Zachariü. 
Luxus. 
1. Der Begriff des Luxus und feine Begrenzung. Ill. Die Eulturgefchichtliche Bedeutung des Lurus. 
Il. Der Einfluß der wirtbichaftlihen und Kul- IV, Zurusgefeggebung. 


turverhältniffe auf das Hervortreten und die 
Geftaltung des Luxus. 


I. Der Begriff des Lurus und feine Begrenzung. 


Diie mit der geiftigen Entwidlung aus der Befchränttheit des menſchlichen 
Auffafjungsvermögens ſich ergebende Nothwendigfeit, das Gefammtgebiet des Stu- 


22) Sie find entnommen dem neueften gedrudten offlciellen Bericht über das Jahr 1858; 
Verslag van den toestand van het Hertogdom Limburg over 1858, door de gedepu. 
teerde Staaten aan de Staten van dat gowestgedaan, in de zomervergadering van 1859, 
Maastricht, van Osch-America en Cie. Drukkers van het Provinciaal Blad. 1859. 
Diefer mit großer Sorgfalt und Genauigkeit ausgearbeitete Bericht (506 ©, 89.) enthält in 17 
Hauptftüden die detaillirteften Nachweifungen und Zufammenftellungen in Betreff der Bevölke— 
rung des Herzogtbumd überhaupt, des Suflandes und der Wirkfamkeit der Provinzialftaaten, des 
Haushaltes der Gemeinden, der en gg der Nationalmiliz und Schutterijen, der kirch⸗ 
lichen DVerbältniffe, über Schulen, Kunft und Wiffenfchaft, Zuftand des Armenweiens, Anftalten 


31* 


484 £urus. 


diums und der Erkenntniß in kleinere Abtheilungen zu zerlegen, in beren Bear- 
beitung fi die Männer der Wifjenfhaft zu theilen haben, mit einem Worte, das 
unumgänglihe Zerfallen der Wiſſenſchaft in eine Reihe jelbftändiger und jede ein- 
zelme für ſich volle Arbeitskraft in Anfprud nehmender Disciplinen ift aud von 
eigenthümlichen Nachtheilen begleitet, und dieſe müffen ſich vorzüglich bei der Be— 
handlung verjenigen Erſcheinungen äußern, welche gerade auf der Örenzlinie zweier 
wiſſenſchaftlicher Gebiete liegen. Hier wird es häufig vorfommen, bald daß ein fol- 
cher Gegenftand vernadhläffigt wird, weil von den Bebauern ver verſchiedenen 
wiſſenſchaftlichen Felder, zu denen er in Beziehung fteht, ein Jever es ablehnt, ihn 
in den Kreis feiner Befhäftigung hineinzuziehen, und ihn dem Nachbar überweift, 
bald daß umgekehrt jede jener verfchiedenen Disciplinen fi feiner bemächtigt, aber 
indem jede ihn nur unter ihrem eigenthümlichen Gefichtspunfte betrachtet, ihm 
aud nur eine einfeitige Behandlungsweiſe angebeihen läßt, in welder feine volle 
Bedeutung nicht zur Geltung kommt und in der er nur zu einer Veranlaffung 
offenen Haders oder ftiller Entfremdung zwiſchen ven Bebauern der verſchiedenen 
Wiſſensgebiete wird. Dieſes Letztere beftätigt fih auch an ber wiſſenſchaftlichen 
Behandlung der auf der Grenze zwifchen dem Gebiete der wirthſchaftlichen und 
der ethiſchen Wiffenfchaften liegenden Erjcheinungen, welche man unter der Bezeich- 
nung des Lurus zufammenzufaffen pflegt. 

Bon Alters her haben ſich die Sittenlehrer, Theologen und Philofophen mit 
denfelben abgegeben, und nicht minder hat die Wirthichaftslehre, ſeitdem fie fich 
überhaupt zu einer felbftändigen Wiffenfhaft ausgerundet hat, diefem Gegenftande 
ihre wieberholte Aufmerkfamfeit zugewendet; aber beide Arten von Unterfuhungen 
gehen ziemlich unabhängig neben einander her. Die Philofophen fümmern fi) dabei 
wenig um die Defonomifer umd diefe nicht viel mehr um jene. Wenn das Ergeb- 
niß, zu welchem bie Einen und die Andern gelangen, gleihwohl in neuerer Zeit 
mehr und mehr zufammenftinmt, fo ift das offenbar viel weniger die Folge unmittel- 
barer gegenfeitiger Belehrung, als die Einwirkung theils einer beffern wiſſenſchaft— 
lihen Methode, theild des Einfluffes der geiftigen Zeitſtrömung im Allgemeinen, 
welchem Beide gleihmäßig ausgejegt waren. Und dennoch fommt, wie wir und im 
Volgenden nadyzuweifen bemühen werben, ver Gegenſtand nicht zu feinem vollen 
Rechte, wenn man bei der wiſſenſchaftlichen Behandlung vesjelben nicht wirthſchaft— 
liche und moralifhe Gefihtspunfte gleihmäßig berüdfichtigt. 

Die angedeuteie Uebereinftimmung befteht übrigens zum großen Theile nur 
in der Befeitigung von Wortftreitigfeiten, Wenn früher vie Gegner des Lurus 
ihre Anficht meiftens vadurch begründeten, daß fie die Bezeihnung nur auf ſchäd— 
liche Lebensgenüffe einfhränften, jo faßten fie den Begriff offenbar weit enger als 
der allgemeine Spradgebraud, und ihre Folgerungen fünnen daher nicht für eine - 
Menge von Erjheinungen gelten, die man doch allgemein als dem Lurus ange- 
hörig betrachten wird. Wenn auf der andern Seite dem Lurus damit das Wort 
geredet wurde, daß man alle höhern, über das abfolut Nothwendige hinausgehen- 
den Verzehrungsarten ihm unterfhob, vergeftalt, daß es feinen die nappfte und 
vohefte Befriedigung des finnliden Bedürfniſſes überfteigenden Genuß gab, ver 
nicht Luxus fein folte, jo dehnte man damit diefe Bezeichnung weit über die vom 
Sprachgebrauch gezogenen Grenzen aus und machte es ſich damit freilich Teicht, 


für öffentliche Sicherheit und Gefängnißweſen, Staatsfteuern, Domänen und Poften, Wafferbau: 
wefen, Straßen und Wege, Yandbau, Jagd und Fiſcherei, Fabrifwefen, Handel und Echifffahrt, 
Map und Gewicht, Verkehr zu Waſſer und zu Lande, Eiſenbahnen u. ſ. w. 


Curns. 485 


die Nothwendigkeit und Heilfamfeft des Luxus zu zeigen, nur daß ein großer Theil 
der als heilſam und nüglich anerkannten BVerzehrungen Niemandem im gewöhn— 


lichen Leben als luxuriös galt und darum aud nichts für das dort unter Lurus 


Berftandene beweifen konnte. 

Sollte der Wirrwarr der Streitenden überhaupt zu einer Verftändigung füh« 
ren, fo mußte der Begriff in forgfältigerer Anpaffung an die allgemeine Spradje 
weife befinirt werben, was zugleich eine engere Begrenzung ber zulegt erwähnten 
Auffaffung gegenüber und eine Erweiterung im Vergleich zu ber zuerft bezeichneten 
Erflärungsmeife in fich ſchloß. Hierburh aber wurde man dann zweifach weiter 
geführt. Fürs Erfte ftellte fi heraus, daß nicht alle als Luxus zufammengefaßten 
Borgänge gleihmäßig heilfam oder nachtheilig, löblich oder verwerflich feien, und 
man war damit auf eine Unterſcheidung zwifchen ſchädlichem und nützlichem, ge— 
rechtfertigtem und ungerechtfertigtem Luxus hingewieſen. Sodann, zweitens, ließ fich 
nicht überfehen, daß eine VBerzehrung irgend welcher Art unter gewiſſen Umftänven 
als Lurus erfcheinen fann, unter andern nit, daß es mithin für die Entfchei- 
dung der Frage, ob etwas Luxus fei oder nicht, auf die Verhältniffe der bei dem 
Borgange Betheiligten anfommt. Mit andern Worten, e8 trat die Relativität des 
Lurus ans Licht. Bis zu diefen beiden Punkten reicht im Allgemeinen dir Ueber 
einftimmung der Moraliften und der Defonomifer ver Gegenwart, und fie fonnte 
erzielt werben, ohne daß fi Beide um einander zu befiimmern brauchten. Darüber 
hinaus aber zeigt fi alsbald der Gegenfat der Anſchauungen ſowohl in der Be- 
griffsbeftimmung, als bei der Frage der Nützlichkeit oder Schäblichfeit ver luxu— 
riöfen Verzehrungen. Die Wirthfchaftsgelehrten find meiftens geneigt, das charak— 
teriftifche Mertzeichen des Lurus nur in der Entbehrlichkeit bes betreffenden Aufwandes 
zu erbliden; was aber entbehrlich fei und mas nicht, dafür ſuchen fie die Entſchei— 
dung weniger in einem objektiven Maßftabe, als in ven fubjektiven Anfchauungen 
der gerade in Betracht fommenden Einzelnen, Stände, Völfer und Zeiten. Die 


Moraliften legen gern in ven Begriff des Luxus eine Beziehung auf den gefelligen 


Genuß. Die Wirtäfchaftsgelehrten ftellen ven Luxus vorzugsweife in Gegenſatz 
ur Berwendung der Güter für Zwede ver Produktion, zur Kapitalifirung; vie 

oraliften zur unmittelbar wohlthätigen oder gemeinnügigen Berzehrung. Die 
Wirthichaftsgelehrten beurtheilen die Berechtigung des Luxus hauptſächlich nach dem 
GEinfluffe, den derfelbe auf die allgemeinen, insbejondere die wirthſchaftlichen Zu— 
fände auszuüben geeignet ift; die Moraliften vornehmlich nach den Motiven, auf 
welchen er beruht, und nad) dem Erfolge, ven er fir das innere Leben Derjenigen 
hat, von denen die betreffenden VBerzehrungen ausgehen over die an ber letsteren Theil 
nehmen. — In der That läßt ſich zu einer vollftänvigen Würdigung des Wefens und 
der Bereutung des Luxus nicht anders gelangen, als wenn man von ber Scheibelinie 
abfieht, welche herfünmlicher Weiſe zwifchen moralifhen und politifhen Wiffenfchaften 
gezogen wird, denn die Thatfahen, auf welche man zurüdgreifen muß, gehören 
theil8 dem einen, theil® dem andern dieſer Gebiete an. Es verhält fi aber damit 
in folgender Weife, 

Im Kreislaufe des wirthichaftlichen Lebens pflegt ſich vermittelft der Pro- 
duktion ein Ueberſchuß über dasjenige Maß ver Güter zu erzeugen, welches zur 
Vortführung der Eriftenz in der bisherigen Weife erforberlih ift. Diefer Ueber: 
ſchuß — und man laffe dabei nicht außer Augen, daß die Form, in mwelder er 
erjheint, meiftens ſchon durd die Verwendung, welche man ihm zu geben beab- 
fihtigt, beftimmt wird — kann dann fowohl zurücdgelegt und zur Erweiterung 
ber Srobuftion benugt, fapitalifirt, als unprobuftiv verwandt werben. Im nor 
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malen Verlauf der Dinge wird regelmäßig bei Völkern wie bei Einzelnen Beides 
zugleich ftattfinden: ein Theil jenes überfhäffigen oder freien Einfommens wird 
zur Vermehrung des probuftiven VBermögensftammes, ein anderer zur Erweiterung 
der Lebensgenüffe dienen; das Verhältniß aber, in welchem biefe Bertheilung auf 
beide Zwede ftattfindet, wird je nah den Umſtänden ein fehr verfchiebenes fein. 
Bald wird man mehr das Bedürfniß empfinden, feine Probuftiofraft zu fteigern, 
und deßhalb einen größern Theil des bisponiblen Einkommens zur Kapitalbildung 
beftimmen; bald wird die Neigung, die Eriftenz genußreiher und glänzenver zu 
geftalten, lebendiger hervertreten und zu biefem Behufe einen größern Antheil von 
jener Gütermenge in Anfprud nehmen. An fih fann natürlich die Verwendung 
in ber einen Art ebenfo gerechtfertigt fein, wie in der andern. Neben der Spar- 
famfeit hat auc die Erweiterung ver Lebensgenüffe ihr Recht, und wie e8 eine 
unfittlihe, verſchwenderiſche Verzehrung gibt, fo nicht minder ein unvernünftiges 
Aufjparen. Bom Standpunkte Derjenigen, welche die Entſcheidung zu treffen haben, 
wird dieſe bald als das Ergebniß erfolgreiher Abwägung aller dabei in Betracht 
fommende Rüdfihten und in Folge deſſen als eine fittlid gebotene, bald als eine 
ſittlich gleihgültige erfcheinen. Fällt fie in dem Iegtern Falle zu Gunften ver un- 
probuftiven Verwendung aus, fo ift die Verwirflihung verfelben eben diejenige 
Erſcheinung, die wir als Lurus bezeichnen. 

Der Lurus ift mithin nichts Anderes, als die als etwas ſittlich Gleichgültiges 
vorgenommene unprobuftive Verwendung bes freien Einfommens. Er ift unpro- 
buftive Verwendung, und das unterfheidet ihn von den Verwendungen, bie eine 
Produktion zum Zwede haben; er iſt Verwendung zum Behufe eines entbehrlichen 
Genuffes, denn nur unter diefer Borausjegung ift es möglich, ihn als etwas fitt- 
lich Gleihgültiges aufzufaffen, und hierdurch tritt er in Gegenfag zu ben Berwen- 
dungen, welde nur die im Hinblid auf bie Natur des Menfhen wie auf ven 
jeweiligen Stand ber Givilifation und das durch benfelben bevingte Herkommen 
für nothwendig eradhteten Bebürfniffe zu befriedigen beftimmt find; er ift endlich 
Berwendung freien Einfommens, was ihn von ber Verſchwendung unterſcheidet, 
bie, um überflüffige Ausgaben zu machen, vie Mittel verwendet, welde zur Be- 
treibung der Produktion oder zur Beftreitung der unentbehrlihen Bebürfnifje erfor- 
berlih find. Im biefen drei Merkmalen befteht feine ökonomiſche Signatur. Seine 
moralifhe Signatur liegt in ber Oefinnung, von welder man bei der Verwendung 
geleitet ift, nämlich in der Meinung, mit der legtern etwas fittlich Gleichgültiges 
zu thun. 

Wir wiffen wohl, auch dieſe Erklärung ftimmt nicht ganz mit dem Sinne, 
in welhem das Wort Überhaupt gebraudt wird. Nicht felten wendet man ven 
Ausdruck Lurus auf Vorgänge an, welche nur die oben bezeichneten ökonomiſchen 
Merkmale haben, ja man zählt aud die einfach verſchwenderiſche Konfumtion mit 
unter den Begriff und läßt die Gefinnung, welche babei im Spiele ift, ganz außer 
Frage. Allein die Thatfache ift einfach die, daß der Spracdgebraud des gewöhn- 
lichen Lebens, wie in fo vielen andern Fällen, jo aud bier nicht fonfequent und 
daher nicht dazu gemacht ift, eine wiſſenſchaftliche Begriffsbeftimmung auf ihn zu 
bauen. In den weitaus meiften Fällen, in welchen ver Ausdruck gebraudt wird, 
bat verfelbe offenbar eine moralifirende Nebenbeveutung, und wenn wir beren 
Sinn in unferer Erklärung richtig getroffen zu haben vermeinen, fo haben wir 
dazu einen doppelten Grund. Denn fürs Erfte wird auf diefe Weife eine Reihe 
von Erjheinungen ausgefondert, die wegen ihrer gemeinfamen Eigenthümlichleit 
und wegen ihrer Bebeutfamkeit eine Zufammenfaffung wirklich erheiſchen, und 
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fodann findet auf ſolche Art die fo vielfach ſich kundgebende Neigung und bie doch 
dabei hervortretende Unentfchievenheit, mit dem Worte Luxus die Idee von etwas 
moralifh Berwerflihen zu verbinden, ihre vollfommenfte Erklärung. 

Denn in der That erfheint num der Lurus als der Ausprud einer Unvoll- 
lommenheit, welche die Menfhen zu überwinden berufen find, während bie natür- 
liche Trägheit ſich nur allzu gern und allzu häufig von diefer Aufgabe abwendet. 
Die höchſte Forderung geht unzweifelhaft dahin, daß wir, wie in unferm ganzen 
Leben, fo auch in unferer Bermögensverwaltung, nichts als fittlich gleichgültig an- 
jehen, ſondern in jedem einzelnen Falle im Stande fein follen, das Richtige, d. h. 
das vom GSittengefege Gebotene, was immer nur Eines fein kann, zu erfennen 
und zu befolgen. Statt deſſen find wir häufig in großer Unficherheit, und nicht 
allein das, ſondern dieſe Unficherheit ift uns wohl auch ein willflommener Bor: 
wand, um ohne weitere Unterfuhung unfern natürlichen Gelüften nacdhzugeben und 
babei doch vor uns ſelbſt gerechtfertigt zu erfcheinen. Das „erlaubt ift, was ge- 
fällt”, findet in Aller Bruft einen geheimen Wiverflang. So ift denn ber Lurus, 
auch da, wo er fid nicht in abjolut ſchädliche Bahnen wirft, in gar vielen Fällen 
das Ergebniß eines Mangels an fittlihem Ernſte, und vielleicht ift es nicht zu 
weit gegangen, dies als Regel zu bezeichnen. Jedenfalls liegt diefer Abweg überall 
nahe. Das Mißtrauen, die Mißgunft, mit welhen ihn fittenftrenge Perſonen ber 
trachten, wirb hierdurch vollftändig erklärlich. 

Und dennoch läßt e8 ſich nicht verfennen, jenes Ideal ift nirgends zu errei- 
hen. Wie in andern Beziehungen des Lebens, fo gelangen die Menfchen auch in 
Betreff der Verwendung folder VBermögenstheile, die ihnen über den für noth— 
wendig angefehenen Bedarf zufließen, nimmermehr dahin, unter allen Umftänven 
das abfolut Richtige herauszufinden; vielmehr werden ſich in ber Regel dem Geifte 
eine Reihe verſchiedener Verwendungsmöglichkeiten darſtellen, die alle gleihmäßig 
berechtigt erſcheinen und zwiſchen denen die Wahl daher als ein fittlich gleichgitl- 
tiger Akt erfcheint. Es liegt in der Natur des Menfchen, daß dabei die Entjchei- 
dung vorzugsweife häufig zu Gunſten folder Verwendungen ausfallen wird, melde 
eine unmittelbare Vermehrung der Lebensfreuden bezweden, und fo erjcheint 
denn der Luxus als der regelmäßige, wenn aud bald in größerem, bald in ge⸗ 
ringerem Umfange hervortretende Begleiter der Wirthſchaft, ſobald und ſo oft 
dieſe die Mittel gewinnt, über die Befriedigung der Lebensnothdurft hinauszu— 
gehen. Die Frage aber, ob er ſittlich gerechtfertigt ſei oder nicht, bleibt dabei 
eine offene, nicht im Allgemeinen, ſondern nur nach der Beſchaffenheit des einzelnen 
Falles zu entſcheidende, und das Nämliche gilt von der andern Frage nach ſeiner 
Nützlichkeit oder Schädlichkeit. 

Wir ſagen: von der andern Frage. Denn aus dem Vorhergehenden ergibt ſich, 
daß beide Fragen, die man häufig mit einander verwechſelt, in der That nicht 
identiſch find. Ein Luxus kann ſittlich gerechtfertigt fein, wenn Diejenigen, melde 
ihn treiben, dabei in gutem Glauben und nad) gewifjenhafter Prüfung verfahren, 
und doch ſchädlich, wenn das Ergebniß, zu dem fie dabei gelangen, ein irriges ift. 
Und umgelehrt kann ein Lurus nur der Ausdruck einer fittlihen Schwäche fein 
und doch zum Nutzen ausfhlagen, wenn er zufällig die richtigfte oder wenig- 
tens eine in irgend einer Weife dem wahren Wohle förberliche Verwendung trifft. 
Die Beurtheilung eines Lurus vom utilitarifchen und vom ethifchen Standpunkte 
ans kann daher jehr verfhieren ausfallen und doc von jedem aus zutreffen. Nur 
fo viel ift richtig, daß diefe Disharmonie in der Regel verſchwinden wird, wenn 
ber Luxus längere Zeit fortgefegt wird. Denn erweist fi ein Rurus, auf den 
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man anfangs leichtfinnig eingegangen war, auf die Dauer als heilfam, fo wird 
er ſchließlich auch das Gewiſſen mit ſich verföhnen. Und andererfeits muß ein Luxus, 
der fortdauernd auf unfittlihen Vorausfegungen beruht, ſchließlich aud überwie- 
gend nachtheilige Folgen ans Licht bringen. 

Noch ein Punkt ift hier zu berühren. Man könnte geneigt fein, die Bedeu— 
tung der aufgeftellten Begriffsbeftimmung des Luxus für die politiiche Betrachtung 
in Zweifel zu ziehen. Nach unferer Definition. follen, damit ein Aufwand als Lurus 
anzufehen ſei, nicht blos gewiſſe äußere ökonomiſche Borausfegungen erfüllt fein, 
fondern e8 muß auch nod eine beftimmte innere Auffaffung, eine beftimmte Ge— 
finnung binzutreten. Nun fei es, könnte man fagen, ſchon ben Einzelnen gegen- 
über ſchwer, das Vorhandenſein jener Gefinnung zu ermitteln, ba man dem Men- 
ſchen nicht ins Herz fehen könne; wie viel mehr bei der Betrachtung ber Bölfer 
im Großen und Ganzen, wie fie Sache der Politik fei. Es bleibe daher nichts 
übrig, als fi einfah an vie äußern wirthſchaftlichen Merkmale zu halten und 
vorauszufegen, daß, wo dieſe fich finden, auch bie fragliche Gefinnung zu Grunde 
liege. So komme man ſchließlich doch wieder auf den einfeitig wirthſchaftlichen 
Standpunkt zurüd, Allein mit dem letztern Satze geht dieſe Argumentation zu 
weit. Allerdings muß man als Regel die Nothwendigkeit zugeben, fi mit ver 
Konftatirung der äußern wirthſchaftlichen Erjcheinungen zu begnügen und daran 
die Präfumtion der fraglichen Gefinnung zu knüpfen. Der Bolitifer, darf man 
fügen, bat im Allgemeinen ein Recht, diejenigen Borgänge für Lurus zu erklären, 
welde den Bedingungen feiner äußern Erſcheinung entſprechen. Jedoch es bleibt 
dabei der Vorbehalt beftehen, ein ſolches Urtheil zu berichtigen und einzufchränten, 
fobald und fo oft genügende Anzeichen vorhanden find, daß jene Präfumtion in 
Betreff der Geſinnung thatjächlic nicht zutrifft. Und dieſer Vorbehalt ift nicht 
bedeutungslos. Dies ergibt fih, wenn man ſich des unausgefegten Wechfels ver 
Anfichten über diejenigen Ausgaben, bie zu den Lebensnothwendigkeiten zu rechnen 
ſeien, erinnert. 

Die Umgeftaltung der öfonomifhen und Kulturverhältniffe verjchiebt fort 
während die Grenzlinie zwifchen dem Nothwendigen und dem Entbehrlichen. Bei 
einem fortfchreitenden Zuftande ver Gefellihaft erweitert ſich unausgefegt der Kreis 
derjenigen Aufwände, die für nothiwendig gelten. Genüffe, vie fih anfangs nur 
Wenige und ausnahmsweife geftatteten, find ein oder ein paar Menfchenalter weiter 
zur täglichen Gewohnheit DVieler geworben. Die fortfreitende Givilifation ver: 
wehrt, wie man fi auszubrüden pflegt, Zahl, Umfang und Energie der Be- 
dürfniffe. Dem entſprechend hört Mandes, was früher unzweifelhaft ald Lurus 
gelten mußte, auf, ein folder zu fein. Nun ift aber ver Uebergang vom Lurus- 

- aufwand zur Lebensnothwenbigfeit offenbar ein in fehr leifen Uebergängen ſich 
vollziehenver: was heute nod) — iſt, kann unmöglich ſchon morgen — 
wendigkeit ſein; und was heute Lebensnothwendigkeit iſt, das konnte geſtern und 
vorgeſtern nicht mehr Luxus ſein. Und hiermit zeigt ſich denn die Nothwendigkeit 
deſſen, was wir nur eben als eine Korrektur des Urtheils bezeichneten, welches 
alle Vorgänge Luxus nennt, die vie Äußeren ökonomiſchen Bedingungen deſſelben 
erfüllen. Nicht alle aus dem freien Einkommen beftrittenen entbehrlichen Genüſſe 
werben biefem zuzurechnen, fondern diejenigen auszunehmen fein, bie bereitd un- 
verfennbar auf dem Wege find, zu Lebensnothwendigkeiten zu werden. Mit andern 
Worten: das Gebiet des Lurus und das der Nothdurft ift nicht durch eine ſcharfe 
Örenzlinie gefhieden, fondern zwifhen beiden liegen mannigfaltige Bermögensver- 
wendungen, bie weber unter das eine noch unter das andere fallen, Wirft man 
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biefelben mit den wirklichen Luxusausgaben zufammen, fo gelangt nan unäus- 
bleiblich zu einer ſchiefen theoretifchen Auffaffung und zu einer unfihern, wenn 
nicht verkehrten praftifchen Behandlung der Dinge. Freilich ift die Beurtheilung 
im einzelnen Falle, ob ein Aufwand ſchon aus dem Bereiche des Luxus hinaus 
und in dieſes Uebergangsgebiet eingetreten fei, immer von Schwierigkeiten be— 
gleitet, und es laffen fich keine vurchgreifenden allgemeinen Regeln dafür aufftellen. 
Die Hauptpunkte, an vie man ſich in dieſer Hinficht zu halten hat, werben’ aber 
in der größern ober geringern Rafchheit der Verbreitung des betreffenden Auf: 
wanbs, in feiner Bernünftigfeit und in feinem Zufammenftimmen mit dem bisherigen 
Enkwicklungsgange der in Frage kommenden gejellihaftlichen Körper zu fuchen fein, 

I. Der Einfluß der wirthſchaftlichen und Kulturverhältniffe 
auf das Hervortreten und die Öeftaltung des Lurus. ° 

Die vorftehende Auseinanderfegung hat ſchon eine in der fortfehreitenden Eivi- 
Iifation wirffame Tendenz auf Beſchränkung des Gebietes des Luxus gezeigt. Die 
Bermögensverwenbungen, welche urfprünglid biefen ausmachten, bleiben, aber ein 
größerer oder geringerer Theil berfelben hört eben auf, Luxus zu fein und wird 
zu unumgängliden Gewohnheiten. In derfelben Richtung wirft auch noch ein 
anderes Moment. Dis ift die zunehmende Einfiht in die wahren Bepürfniffe 
und bie wachſende Gefchiclichkeit, das vorhandene Vermögen für dieſe auszunugen, 
Der wilde Jägerftamm ſchwelgt in ver Beute eines glüdlichen Jagdzuges und ver- 
tilgt fie augenblicklich. Das wird zum großen Theil aufhören, wenn fein geiftiger 
Blick, ſich erweiternd, auch die kommenden minder glüdlihen Tage mit umfaßt, 
für die ebenfalls geforgt fein will, und wenn er lernt, das heute Gewonnene 
längere Zeit vor Berverbniß und Verluſt zu fügen. In unfern Berhältniffen 
verfagt ſich mander Arbeiter einen augenblidlihen Genuß, ſeitdem ihm die Mög- 
lichkeit geboten ift, auch ven Kleinften Ueberfhuß in einer Weife anzulegen, durch 
bie er fi für Zeiten der Bedrängniß  ficher ftellt. Auf der andern Seite liegen 
im Fortſchritte der Civilifation doc wiederum überwiegende Momente, welche ber 
Ausdehnung des Lurus günftig find. Einmal die zunehmende Ergiebigfeit der Wirth- 
haft, durch welche fich deſſen Bafis, das freie Einfommen, vergrößert. Ferner bie 
wachſende Leichtigkeit, dieſem leßtern jede Form zu geben ober es in jede Form 
umzufegen, auf welde bie genußfüchtige Phantafie verfällt. Man weiß, wie in 
reinen Aderbauländern ver Luxus der größern Orundbefiger fi zu entfalten pflegt, 
ſobald für ihre Produkte fih ein regelmäßiger Abſatz nad einem hodentwidelten 
Induftrielande eröffnet. Endlich die Ausgeftaltung des Lebens zu immer größerer 
Mannigfaltigkeit der Bezüge und Anregungen. Wo fich gleichzeitig fo vielerlei 
Öelegenheiten varbieten, einen Vermögensüberfhuß in genußbringenver Weife zu 
verwenden, wie auf höhern Kulturftufen, da wird nicht nur die Neigung, eine 
folhe Verwendung zu treffen, mächtig befördert, ſondern es erfcheint auch — das 
harakteriftiiche Kennzeichen des Luxus — die Wahl zwijchen ven verſchiedenen Ge- 
nüffen, die ſich darbieten, gar oft fittlich gleichgültig. Die Mannigfaltigfeit des 
Genuſſes führt dahin, ven Genuß an fih zu ſuchen, ohne auf die bildende und 
fördernde Kraft der verfchievenen Genußmöglichkeiten eine eingehende Erwägung zu 
richten und den entjcheidenden Nachdruck zu legen. So läßt fi denn wohl als 
allgemeines Ergebnif hinftellen, daß ver Lurus in der Regel mit fortfchreitender 
Eivilifation abjolut genommen an Inhalt und Ausdehnung zunimmt, während er 
relativ genommen, d. h. in PVergleihung einestheild mit ver Maſſe des werbenden 
Bermögens, anderntheild mit den unprobuftiven Bermögendverwendungen anderer 
Art, an Bedeutung zurücktritt. 
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Indeffen wird ſchon aus dem Vorhergehenden Mar geworben fein, daß für 
ven Umfang und bie Bedeutung des Lurus die Höhe der erreichten choilifatorifchen 
Entwidlung nicht allein, ja nicht einmal hauptſächlich maßgebend iſt. Es find 
vielmehr daneben noch andere Verhältniffe von eingreifender Wichtigkeit. Fürs Erfte 
bie größere oder geringere Nafchheit des Fortſchrittes der Civiliſation. Wie der 
Einzelne in den vorzugsmeife fogenannten Entwidlungsjahren in der Regel weniger 
Sinn für den Lurus bat, eben weil er mit feiner Entwidlung vollauf beſchäftigt 
ift und gern alle Güter, die ihm zur Verfügung kommen, zu viefer in fördernde 
Beziehung fest, fo kann auch bei einem raſch fortfchreitennen Volke der Luxus 
feine große Bebentung haben. Die Triebkraft in folden Berhältniffen beruht 
wefentlich darauf, daß die Bedürfniſſe, die Anforderungen an die Geftaltung ver 
äußern und innern Welt den vorhandenen Mitteln vorauseilen. In demſelben 
Maße, als neue Mittel flüffig werden, finden fie daher gewöhnlich ihre angewie— 
fene Verwendung, d. b. fie dienen eben nicht dem Luxus. Das fi) Geltendmachen 
biefes erfcheint vielmehr ald Symptom, daß die Entwidlung in einen langfamern 
Berlauf eingetreten if. — Sodann der Charakter des Fortſchrittes. Die Entfal- 
tung bes wirthfchaftlichen und des Kulturlebens geht felten ganz gleihmäßig vor 
fih. Meiftens wechſeln Perioden, wo der wirthſchaftliche Fortſchritt überwiegt, mit 
jolhen ab, wo die Ausbildung der Kulturintereffen in den Vordergrund tritt, und 
es läßt fich nicht verfennen, daß die letztern dem Lurus günftiger fein müffen, 
wie bie erfteren, weil während biefer ‘die Nothwenvigfeit, Kapital zu bilden, mit 
überwiegender Stärfe fi) zur Geltung bringt. — Endlich die Art der Bermögens- 
vertheilung. Daß großer Reihthum in einzelnen Händen foncentrirt den Luxus 
befördern muß, bevarf feines Beweiſes. Aber auch eine große Gteihmäßigfeit der 
Bermögensverhältniffe begünftigt ihn, wenn gleich eine andere Art deſſelben. Dort 
find es die raffinirten, hier die einfachen Lebensgenüffe, in denen man ihm Bul- 
digt. Denn wie fchon oft bemerft wurde, eine durchgängige Bermögensgleichheit lähmt 
den Eifer für den Fortſchritt und ftärft vie Indolenz. Das freie Einkommen wird 
daher größtentheils für Genußzwede verbraucht, wobei man fi hauptſächlich blind 
von Gewohnheit und bie und da von augenblidlichen Einfälen leiten läßt. Man 
denfe einerfeitS an die Feſtſchmauſereien und den Kleiverlurus einer ftationären 
Bauernbevölferung, andererfeits an die nicht feltenen Beifpiele, wo unter folden 
Berhältniffen einzelne glänzende Lurusgegenftände fih vorfinden, bie zu ber ein- 
fachen Umgebung aufs feltfamfte abftehen und deren Vorkommen auf diefem Boden 
man fih nur durch einen Zufall erflären fann. 

Politiſch wichtiger als der größere oder geringere Umfang des Luxus, von 
dem wir bisher geiprochen haben, ift feine qualitative Verſchiedenheit. Es ift eines 
ber vielen Berbienfte Roſchers, den verſchiedenen Charakter des Luxus auf verfchie- 
denen Kulturftufen forgfältig erörtert zu haben. Der Lurus höherer Kulturftufen 
pflegt fi von dem roherer Zeiten vor Allem durch feine größere Vielſeitigkeit und 
feinen geiftigeren Charakter zu unterfcheiven. Je niedriger ein Bolt noch fteht, 
defto geringer ift die Zahl der Genüffe, für die es überhaupt empfänglich ift, 
und ein deſto materielleres Gepräge haben dieſe. Welcher Gegenſatz liegt darin, 
wenn die Befchreibungen mittelalterlicher Fefte immer nur von den mafjenhafteften 
Konfumtionen von Biktualien und Spirituofen zu erzählen willen, auf ven Redj- 
nungen neuerer Feſtmahle dagegen die Ausgaben für Effen und Trinken immer 
mehr zurüdtreten hinter ven Ausgaben anderer Art. Früher rechnete man für jene 
in England die Hälfte der Gefammtausgaben, unter Georg III. nur nod ein 
Drittel. Bei dem Mahle, welches die Londoner City im Jahre 1855 dem Kaifer 
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Napoleon gab, betrugen fie nur ein Viertel der Gefammtloften, während brei Viertel 
für Nebenausgaben aufgingen, darunter für die Arrangements der Tiſche und Site 
1860 Pfund Sterling, die Deforation des Raumes 1750 Pf. St., die Beleuch— 
tung 1000 Pf. St. u. ſ. w. Die größere BVielfeitigkeit des Luxus zeigt fich aber 
nicht blos darin, daß man fi) eine größere Zahl von Genüffen zu bereiten fucht, 
fondern auch darin, daß man für jede Art veffelben die möglichfte Mannigfaltig- 
keit der Befrievigungen erftrebt. Es ift faum nöthig, im dieſer Hinficht an bie 
große Neichhaltigkeit unferer Speiſe- und Weinfarten, an die mannigfache Ber 
ſchiedenheit unferer Kleidungsftüde und Möbeln, an unfere Sommer» und Winter 
wohnungen und die Verfchiedenheit ver Räume, melde fie enthalten, zu erinnern, 
Mehr noch als den Umfang ſucht man die Intenfivität des Genuffes zu fteigern, 
und ber Luxus nimmt jo mehr einen qualitativen, als einen quantitativen Cha- 
after an. Eine andere auffallende Gigenthümlichkeit des Luxus höherer Kultur 
ftufen ift ferner größere Gleihmäßigfeit. Der Lurus des täglichen Lebens, der großen- 
theils eigentlich fein Lurus mehr tft und für ven daher auch eine eigene Bezeichnung als 
Komfort gebräudlid geworben ift, gewinnt immer entfchievener die Oberhand über 
den Luxus der feftlihen DVeranftaltung. Hiermit hängt ein Anderes zufammen. In 
einem Luxus, welchen man fid) täglic gewährt, pflegt man nicht nur in der Regel 
richtiges Maß zu Halten, wie fih das fomohl bei Speifen und Getränfen, als 
au 3. B. beim Pure zeigt (wer fi nur für Feſttage ſchmückt, pflegt ſich viel 
häufiger zu überlaven, als wer dies einen Tag wie ben andern thut), ſondern bie 
Rüdficht auf Zweckmäßigkeit, Bequemlichkeit und Solidität muß hier auch vor der 
auf bloßen Glanz pas Uebergewicht gewinnen. Wenn man einen Aufwand nur aus- 
nahmsweife macht, mag man vorzugsweife daran venfen, wie er fi in den Augen 
Anderer darftellt; handelt e8 fi dagegen um eine Berfchönerung und Bereiche- 
rung des täglichen Lebens, dann muß die Rüdficht auf das eigene Behagen, das 
durch die betreffenden Güter vermittelt werben fol, entſchieden in den Borber- 
grund treten. 

Noch ein weiterer Gegenſatz ift der, daß auf höheren Kulturftufen ver Lurus 
mehr einen pofitiven, auf nievern mehr einen negativen Charakter hat. Das heißt: 
bort ift das Ziel vorwiegend die Erweiterung und Steigerung der Lebensfreuden, 
bier das fih Erfparen von Anftrengungen und Unannehmlichkeiten. Dort befteht 
er hauptfüchlih in der Verwendung von Gütern, bier in dem Unbenustlaffen von 
Produftionsmitteln, deren Ausbeutung eine Anftrengung vorausfegt. Dort verzehrt 
er vornehmlich, hier vergeudet er. Das höher ftehende Voll fteigert feine Genüffe, 
das niebriger ftehende faullenzt. Jenes raffinirt mit feinem Ueberfluffe, dieſes läßt 
ihn umlommen. 

Nicht ganz fo einfach ift ver Gegenſatz bes Lurus verſchiedener Kulturgrabe 
in einigen andern Beziehungen. Zunähft, mas das größere ober geringere Her- 
vortreten der Selbſtſucht bei demſelben betrifft. Der Kurs niederer Kulturfiufen 
ift in hohem Grade mittheilfam; es liegt das in feiner Einfeitigkeit, feinem finn- 
lihen und quantitativen Charakter. Für die Genüffe, welche hier in Betracht kom— 
men, ift ja dem Einzelnen in feiner natürlichen Bejchaffenheit ein ſehr eng be- 
grenztes Maß gejegt. Darüber hinaus ift eine Erweiterung faum anders möglich, 
als daß er aud Andere daran Theil nehmen läßt, was dur die Unentwideltheit 
der focialen Gegenfäge noch beſonders ‚begünftigt wird. Daher eine ausgebehnte 
Saftfreiheit. Je mehr der Lurus jene Gigenthimlichkeiten verliert, defto mehr wird 
er die Richtung nehmen, fi auf die Perſon Derer zu beſchränken, welche ihn trei= 
ben. Aber auch das findet wiederum bei weiterer Entwidlung feine Grenze. Je 
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geiftiger und vielfeitiger die Genüffe werben, deſto weniger häufig iſt man ge— 
nöthigt, die Mittel, welche ihnen dienen, an der eigenen Perfon zu erfhöpfen (den 
Befiger eines guten Buches, eines Kunſtwerkes beeinträchtigt es nicht, auch Andere 
es mitgenießen zu laffen); defto näher ift e8 gelegt, den Genuß durch Gemein- 
ſamkeit zu fteigern. Die Freuden einer feinern Gefelligfeit find nur die Blüthe 
einer höheren Kultur. Und nicht blos an einem engern reife mitgenießenver 
Freunde genügt es viefer; fie bringt ihren Ueberfluß auch der vollen Deffentlichkeit 
dar. Den Reichen ift es nicht mehr genug, ihre Wohnungen im Innern prächtig 
und geſchmackvoll auszuftatten, aud nad außen wollen fie Ehre mit ihnen ein- 
legen und ſchmücken fie viefelben angemefjen aus. Ihre Kunftfammlungen, ihre 
Bibliotheten, ihre Parks öffnen fi) dem allgemeinen Gebrauch; und in weitem 
Umfange läßt fich hier die Infchrift anwenden, welche den Eingang der römiſchen 
Billa Borghefe ziert: exteris magis hec parantur quam hero. 

Eine ähnlihe Bewandtnif bat es ferner mit der Richtung des Luxus auf 
private und auf öffentliche Zwecke. In den erften Anfängen zwar ift der Luxus 
fiher regelmäßig privativer Art. Es ift das individuelle Gelüft, welches zuerft 
nach Befriedigung ftrebt. Aber fobald ein öffentliches Leben überhaupt ſich geltend 
macht, wirb ſich der Luxus auch ſogleich vorzugsweife an dieſes heften, und das 
am fo mehr, je mehr die Bebeutung der Perfönlichkeit zurüdtritt und je aus- 
ſchließlicher Herrfhende und Beherrfchte nur durd das Band der Autorität zufam- 
mengehalten werben. Es ift die Kirche mit ihrem Kultus, es ift die politifche Macht 
in ihren finnlichen Lebensäußerungen, um weldhe ver Luxus kryſtalliſirt. Je mehr 
nun im weitern Berlauf der gefhichtlihen Entwidlung der Individualismus fich 
wieder zur Geltung bringt, deſto lebhafter wird er auch hiergegen rengiren. Der 
Schwerpunft des Luxus verlegt ſich aus dem öffentlichen in das Privatleben, ins- 
befondere ftellt fi die Auffaffung immer allgemeiner feft, daß der Staat als folder 
überhaupt jeden Lurus zu unterlaffen habe. Indeſſen auch vie Einfeitigfeit, die 
hierin liegt, wird fi ſchließlich fühlbar machen. Eine puritanifche Einfachheit des 
öffentlichen Lebens bei einem ausgebehnten und intenfiven Luxus des Privatlebens 
bildet ein Mißverhältnig, das feinen Beftand haben fann. Man muß fi ent- 
ſchließen, Manches von dem, was bei Privaten einfach als Purus erfcheint, im 
öffentlichen Leben einfach als eine Nothwendigkeit, als eine unerläßliche Forbernng 
der Staatöflugheit oder des Anftandes anzuerkennen. Man venfe 3. B. an ven 
fogenannten Standesaufwand der Beamten, an bie Deforirung öffentlicher Ge: 
bäude u. vergl. Allein es zeigt fi dabei das Eigenthümliche, daß vielfach bie 
öffentlihen Yurusausgaben unmittelbar von Privaten beftritten werben. Nicht 
fowohl der Staat und die Kirche als foldhe treiben Luxus, wie in ver Periode 
der politifhen und kirchlichen Allmacht, fondern bei Erfüllung ihrer Aufgaben wird 
ihnen der Luxus von Privaten dargeboten. Koftbare Altardeden und -Geräthe, 
gefhnigte Kanzeln und Chorftühle, bunte Glasfenfter und reihe Mefgewänder find 
freiwillige Gefchenfe ver Gläubigen. Mittelft freier Schenkungen entftehen Ge— 
bäude für öffentlihe Zwede und füllen fid) mit reihen Sammlungen, erheben ſich 
auf den Marftpläten eherne Stanpbilder und ſchmücken ſich die öffentlichen Hallen 
mit farbenglänzenden Wandgemälden. Die regelmäßige Verpflegung erhalten bie 
Berwaisten und Berarmten wohl aus öffentlihen Mitteln, aber die Privatwohl- 
thätigfeit übernimmt es, ihnen von Zeit zu Zeit auch einen Fefttag zu bereiten, 
und läßt es ſich nicht nehmen, ihnen alljährlich ven Chriftbaum,anguzünden. Im öffent- 
lichen Dienfte jelber opfern die Wohlhabenven vielfach aus eigenen Mitteln, um ihm 
den Glanz zu geben, ven fie ver Würde des öffentlichen Weſens für angemefjen halten, 
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Endlich ift noch auf die Einwirkung binzuweifen, welde bie Höhe der Kultur- 
entwidlung auf die mehr oder minder konſumtive Richtung des Luxus ausübt, 
Auf niedern Kulturftufen fteht ein Außerft raſch und vollftändig verbrauchender 
Luxus unvermittelt neben einem fo fonfervativer Art, daß man ihn geradezu als 
eine Hauptart der Erfparung anfehen kann. Auf ver einen Seite findet fi eine 
maſſenhafte Vergeudung einfaher Konfumfibilien, wie Fleiſch, Getreide, Holz zc., 
auf der andern ein Prunfen mit der Abnugung faum ausgefegten Gütern von 
foncentrirtem Werthe, wie Silbergefhirr, Juwelenſchmuck u, vergl. Offenbar ift 
aber bei legtern die Verwendung für den Gebrauch mehr eine zufällige Form; 
die Hauptſache ift die Anfammlung von Bermögen in einer die Aufbewahrung 
leicht geftattenven, im Notbfalle ſchnell realifirbaren, Verbergen und Transport er- 
leichternden Geftalt, wie denn aud der Formwerth der betreffenden Güter gegen 
deren Stoffwerth gänzlid im Hintergrunde zu ftehen pflegt. Mit fortfchreitender 
Kultur verwiſchen ſich diefe Gegenfäge immer mehr, Einerfeits wird aus dem zuletzt 
erwähnten Scheinlurus immer mehr ein wirklicher Gebraudslurus, der ſich aber 
eben deßhalb in befcheidenere Dimenfionen zurüdzieht; andererfeits treten neben bie 
eigentlihen Berbrauhsgüter in immer wacjender Bedeutung Güter, die einem 
länger fortpauernden und nur mehr oder minder langjam abnugenden Gebraude 
zu dienen beftimmt find. Je mannigfaltiger, feiner, foftbarer diefe Güter werben, 
defto mehr macht ſich zugleih die Nothwendigkeit einer ſchonſamen Behandlung 
füblbar, In Folge davon verwachſen die Befigenden enger mit den einzelnen 
Gegenſtänden ihres Befiges; dic Dauerhaftigfeit wird biejenige Cigenfhaft, auf 
welche fie bei venfelben vorzüglihen Werth legen. Aber auch diefes Stadium ber 
Entwidlung pflegt nicht anzuhalten, Nach und nad gewinnen nicht nur, nament— 
(ih wenn eine Periove raſchen wirtbihaftlihen Aufſchwunges einfällt, Die raid) 
fonfumirenden Lurusgenüffe wieder einen großen Umfang — es fei in biefer Be— 
ziehung nur an den Yurus der Reinlichkeit, ver Beleuchtung, der Vergnügungsreifen 
erinnert —, fonbern ber Lurus erhält auch dadurch ein fonfumtiveres Gepräge, 
daß man ein befonderes Gefallen an einem rafcheren Wechjel ver Gebraudsgüter 
findet. Die Mode dehnt das Reich ihrer Herrfchaft immer weiter aus. Zum Theil 
freilich ift die dur den Modewechſel herbeigeführte rafchere Konfumtion nur eine 
jheinbare; die Güter verfhwinden nur an den Olanzftätten des Lebens, um an 
minder auffälligen Orten noch langfam aufgebraucht zu werden. Im Ganzen aber 
wird fi doch ſchwerlich bezweifeln laffen, daß auf dieſe Weife die Schnelligteit 
ver Konfumtion eine größere wird, 

Es ergeben ſich biernah als die vornehmften Kennzeihen des Lurus eines 
blühenden Volkes Bernunftmäßigfeit, BVielfeitigfeit, Gleihmäßigfeit, Zweckgemäßheit, 
Streben nad Bergeiftigung der materiellen Genüſſe, Mittheilfamfeit, ein harmo- 
nifches Berhältnig zwiſchen der Richtung auf private und auf öffentliche Zwede, 
auf finnlihe und auf geiftige Freuden, auf fchnellen und auf langjamen Berbraud, 

Was die Zeiten betrifft, in welchen derſelbe vorzugsweife bervortritt, fo ift 
Ihon oben erwähnt werben, daß im Wechfel zwifchen Perioden, welche den Fort— 
Ihritt vorwiegend auf dem Gebiete der Wirthſchaft, und ſolchen, welhe ihn vor— 
wiegend auf dem Gebiete des unmittelbar perjönlichen Lebens, der Kultur zeigen, 
es insbefondere die legteren find, in welchen ver Luxus ſich glänzend entfaltet, va 
die Zeit des raftlofen Erwerbens nicht wohl zugleich die Zeit ver Ausbildung ges 
ſchmackvollen Genießens fein kann, Freilid aud die Zeiten ver raſchen Bereiche— 
ung haben ihren eigenthümlichen und befonders üppigen Luxus, aber diefer, der 
mit dem wirthſchaftlichen Schwindel emporſchießt, ift ſchon nicht ſowohl mehr als 
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der normale Begleiter eines blühenden Zuſtandes, wie als das Zeichen einer Ten- 
denz zum Berfalle anzufehen. Denn, wie ſchon angebeutet wurde, liegt allem Luxus 
die Gefahr, zu entarten, fortwährend nahe; nur das Vorwalten fittlicher Mächte 
bewahrt ihm feine unſchädliche Eigenthümlichkeit; jedes Nachlaſſen fittlicher Kraft 
macht entftellende Züge an ihm fichtbar. Und ebenfo läßt umgelehrt jeve Ent— 
artung deſſelben auf eine mehr oder minder vorgefchrittene Schwächung der mora- 
liſchen Energie fchließen. Nicht immer folgt zwar auf eine Entartung des Lurus 
der Berfall eines Volkes, indem dieſes fich wohl rechtzeitig wieder zufammenrafft ; 
aber jede Erjcheinung diefer Art muß doch ald das Symptom beginnenden, wenn 
auch vielleicht noch wenig vorgefchrittenen und leicht wieder aufzuhaltenden Ver— 
falles gelten. 

Die Entartung zeigt fih aber hauptfählich in doppelter Weife. Nämlich ein- 
mal in dem Uebergange des Lurus in Verſchwendung, wenn nicht mehr blos das 
freie Einkommen für Iururidfe Ausgaben verwandt, fondern dafür aud ein Theil 
der zur Befriedigung nothwendiger Lebensbebürfniffe beftimmten Ginnahmen, ja 
wohl ſelbſt der zur Fortführung der Probuftion erforberlihen Mittel zum Opfer 
gebracht wird, vergeftalt, daß die Lebensweife im Ganzen genommen troß bes grö- 
fern äußern Glanzes eine fchlechtere wird, — „glänzendes Elend" — und bie 
wirthſchaftlichen Grundlagen ver Eriftenz fich erfehättert finden. Und ſodann in der 
Richtung des Luxus auf vernunftwidrige, gefhmadlofe, unfittlihe Ziele. Beides 
geht zwar bis zu einem gewiffen Grave regelmäßig Hand in Hand, doch pflegt 
gewöhnlich die eine oder die andere Weife der Entartung entſchieden zu über: 
wiegen. Die erftere ift die bei weitem minder bevenflihe, weil hier mit größerer 
Sicherheit auf das rechtzeitige Eintreten reagirender Momente gezählt werben fan. 
Individuen und einzelne Gefellfhaftsklaffen mögen fich öfter dur Verſchwendung 
ruiniren, ein ganzes Volk felten. Das Einreißen verfhwenderifcher Sitten erfcheint 
mehr als das Symptom einer akuten Krankheit eines im Uebrigen gefunden Volks— 
förpers; es harakterifirt insbeſondere die Perioden, wo die wirthſchaftliche Entwid- 
lung der geiftigen und moralifhen vorausgeeilt ift, und deutet auf bevorſtehende 
wirthſchaftliche Kriſen hin. Begünftigt wird es durch eine Art der Vermögensver- 
theilung, welche gerade fonft als eine beſonders glüdliche anzufehen ift, nämlich 
durch das Vorhandenſein fehr verſchieden abgeftufter Vermögen. Aber wie hierin, 
fo lange der Sinn vorzugsweife darauf gerichtet ift, fih emporzuarbeiten, ein be— 
fonderer Sporn für Anftrengung und Erjparung liegt, fo au, wenn bie Genuf- 
ſucht das Uebergewicht gewonnen hat, ein bejonberer Anreiz, mit ven Ausgaben 
über das richtige wirthfchaftlide Maß hinauszugehen. Ungleich ſchlimmer ift ber 
zweite Gall, Er verräth eine chroniſche Störung der Geſundheit des politifchen 
Organismus; in’ ihm tritt der eigentliche Verfall ver Völfer zu Tage. Das auch 
in anderer Hinfiht fo bedenkliche Gegenüberftehen einzelner enorm Reicher und 
einer durch eine weite Kluft von ihnen gefchiedenen armen Maffe muß biefer Ent- 
artung des Lurus vorzugsweife fürberlich fein. Wenn unter folden Berhältnifien 
bie Reichen in den Genüffen, welche fie fuchen, fi) immer mehr von der Natur 
entfernen; wenn fie fhließlich nur noch in dem leeren VBoraushaben und der Koft- 
fpteligfeit ihrer Konfumtion ihre höchſte Befriedigung finden; wenn daneben, ftatt 
in der geiftigen Anregung, nur noch in dem Kigel der Sinne der Genuß von 
ihnen geſucht wirt; wenn namentlich die erfchlaffenden Anregungen ver nievern 
Sinne, des Geruhs und Gefhmades, mit Vorliebe von ihnen gepflegt werben; 
wenn immer egoiftiiher aller Genuß nur auf die eigene Perfon bezogen wird, 
wenn bie reine Luft, auch Andere an den Freuden bes Lebens Theil nehmen zu 
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laſſen, nirgends mehr hervortritt, ſondern nur noch die Eitelkeit und die Furcht 
dahin führt, ver Menge Genüſſe zum Beſten zu geben, vie lediglich auf die Be— 
friedigung ihrer roheften Gelüfte, ihrer niebrigften Leivenfchaften beredinet find; 
wenn andererfeits bdiefe Menge, des Dankes bar, ohne Scham und Maß fi auf 
das Dargebotene ftürzt — dann zweifeln wir nicht länger, daß wir e8 mit einem 
dem Untergange geweihten Volke zu thun haben. Wir jehen in diefer Art des Luxus 
das unverfennbare Zeichen des eingetretenen Verfalls, und wir find daher berech— 
tigt, aud die erften Anzeichen einer ſolchen Richtung mit Ängftlihem Mißtrauen 
zu betrachten. I) 

IH. Die fulturgefhihtlihe Bedeutung des Lurus. 

Nah diefen Auseinanderfegungen läßt ſich die kulturgeſchichtliche Bedeutung 
des Luxus mit wenigen Zügen feftftellen. Daß die Entwidlung der Völker zu grö« 
ßerm Reichthum, höherer Bildung und edlerer Gefittung aud von einer fortfchrei« 
tenden Erweiterung, Bermannigfaltigung und Verfeinerung der Genüffe begleitet fein 
muß und fein fol, bevarf hier ficherlic) Feines Beweijes. Ein Volk oder Stand, welches 
geſchichtlich eingreift, fagt Schleiermacher, darf feine idylliſchen Sitten haben. Und Hir- 
ſcher hebt mit Recht hervor, daß die Mehrung der Annehmlichkeit und Schönheit 
bes irdiſchen Dafeins, gleichwie eine Folge überhaupt der menſchlichen Kultur, fo auch 
eine taufendfache Förderung berfelben ift. Bom wirthichaftlichen Geſichtspunkte aus ins- 
bejondere werbient noch die Sicherung hervorgehoben zu werben, welche in der Ge- 
wöhnung an reichere, das Maß des abfolut Unentbehrlichen überfteigende Genüffe 
gegen augenblidlihe Nothftände liegt. „Jeder vernünftige Luxus“, fagt Roſcher, 
bildet eine Art von Refervefonds für fünftige Nothfälle. So vor Allem derjenige, 
der fih in der Anfhaffung von Nugkapitalien äußert, Wo es Sitte ift, daß jeve 
Bäuerin eine goldene Müge, jever Handwerksburſche eine Schaumünze befist, da 
ift den nievern Ständen immer ein Nothpfennig erhalten. Aber aud ver Lurus 
der raſchen Berzehrung tendirt dahin. Wo die Mehrzahl der Bevölkerung von 
Kartoffeln lebt, wie in Irland, wo fie folglich auf das geringfte Nahrungsmittel 
ſchon rebucirt ift, da bat fie im Falle einer Mißernte gar feine weitere Zuflucht 
mehr. Ein weizeneſſendes Bolt dagegen kann zu Roggenbrot, ein roggeneffenves 
zu Kartoffeln übergehen. Das Korn, das in guten Jahren zu Branntwein ver- 
braucht wurde, kann bei Theuerungen zu Brod verbaden werden, ver Hafer, ben 
die Luruspferde verzehrten, kann zur Menfchennahrung dienen. Luftgärten mögen 
als ein Landnothpfennig des ganzen Volkes betrachtet werden." 

Wenn man unter Lurus jeve Ausvehnung der Genüffe über das Unentbehr- 
liche hinaus verfteht — mag man bei dem legtern Ausdrud an das abfolut durch 
die menſchliche Natur Gebotene oder aud an das mit Rüdficht auf die jeweilig 
gegebenen Berhältniffe als unerläßlich Erſcheinende denken — , liegt daher deſſen 
Bedeutung auf der Hand. In dieſem Sinne gefaßt ift ver Lurus nichts Anderes, 
als der Ausdruck einer fortgefchrittenen Gefittung nach der receptiven Seite bes 
äußern Lebens hin, ein Ausdruck, ver feinerfeit8 auf die andern Seiten des Lebens 
fhügend und fürbernd zurüdwirken muß. Dieß ift indeſſen, wie wir uns zu zeigen 
bemüht haben, nicht die Bedeutung, welche dem Worte Luxus zulommt. Wir müffen 
vielmehr fagen: der Luxus befteht in ven taftenden Verſuchen, dem Fortfchritte 


1) Ein abſchreckendes Beifpiel diefer Art bietet bekanntlich namentlich das alte Rom unter 
den Kalfern. Eine glänzende gedrängte Schilderung des damaligen Luxus bei Rofcher, in der 
unten anzuführenden Abhandlung S. 63 ff. 
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der civiliſatoriſchen Entwidlung aud auf dem Gebiete des Genuffeg — der recep- 
tiven Seite des äußern Lebens — einen angemefjenen Ausdruck zu verleihen. Je 
naiver die Zuftände eines Volkes überhaupt noch find, deſto unbefangener wird 
aud der Lurus auftreten; je felbftbewußter das Volksleben wird, einen deſto 
refleftirteren Charakter wird und fol auch er tragen, deſto mehr wird man von 
ihm verlangen dürfen, daß er fi nicht blinvlings auf Genüffe werfe, deren Un— 
verftändigfeit und ſchließliche Schäplichkeit fich bei einigem Nachdenken leicht abfehen 
ließe, Wenn die Wilden Amerika's den Berfuhungen des Feuerwaſſers nicht wider- 
ftehen, fo wird man fie entſchuldigen dürfen; aber wie anders würde man bie 
europätfchen Völker beurtheilen müffen, wenn fie fi 3. B. dem Genuffe des Opiums 
ergeben wollten. Hierin liegt nun, wie gejagt, eine Tendenz den Lurus zu über- 
winden, denn eine Erweiterung und Vertiefung des Genießens, auf weldhe man 
mit dem vollen Bewußtfein eingeht, dadurch eine höhere Gefittungsftufe zur Dar- 
ftellung zu bringen, hört eben damit auf, Lurus zu fein. Nichtsveftoweniger Liegt 
es in der Unvollfommenheit der menfchlihen Natur, daß der Fortfchritt auf dieſer 
Seite des Lebens bis zu einem gewiffen Grade immer nur taftweife und unbe- 
wußt vorgenommen werben wird. Wenn ein Genußartifel neu oder in neuer befjerer 
Dualität an ven Markt gebracht wird, fo denken Erzeuger und Importeure in der 
Regel wenig daran, hiermit zur Verſchönerung, Erfüllung, Erhebung des natio- 
nalen Lebens beizutragen, fondern fie fpefuliren einfach auf die Genufß- und Prunf- 
ſucht Derer, welden fie ihre Waare anzubieten beabfichtigen. Und nicht minder 
haben die Käufer meiftens nichts Weiteres im Sinne, ald einem vagen finnlichen 
Gelüfte und oft nur der Eitelfeit genug zu thun. Es zeigt fi das z. DB. in 
dem nicht felten bei den höhern Ständen hervortretenden Werger, wenn Genüſſe, 
die fie bisher voraus hatten, bei zunehmender Berwohlfeilerung auch unter den ärmern 
Klafjen ſich verbreiten, worüber jene ſich doch nur freuen follten. Erſt nachträglid, 
wenn die neuen Genußmittel ſich allgemeiner verbreitet haben und mehr und mehr 
in bie Lebensgewohnheiten übergegangen find, enthüllen fie vielfach ihre civilifa- 
toriſche Bedeutung. 

Ueberbliden wir die ganze Reihe ver Güter, welche heutzutage ven Komfort 
der höheren und mittleren, ja felbft der nieberen Stände ausmachen, fo finden 
wir, daß meitaus bei den meiften den Menfchen es erft nadträglih aufgegangen 
ift, wozu fie eigentlich gut find. Oder war der Befig einer Taſchenuhr, an vefjen 
praftifcher Wichtigkeit jegt Niemand mehr zweifelt, urfprünglid mehr als eine Be- 
friedigung der Prachtliebe? Ift nicht erſt, feitvem die fogenannten Bergnügungs- 
reifen allgemeiner geworben find, deren belebenber und fittigender Einfluß zur un« 
beftrittenen Anerkennung gelangt? Ift es uns nicht erft mit der Gewöhnung klar 
geworben, welche Bebeutung die gefellige Ausſchmückung unferer Wohnräume, die 
Behaglichkeit unferes Familientiſches, die Neichlichkeit unferer Wäſche, bie zweck— 
mäßige Mannigfaltigfeit unferer Kleidung für unfer ganzes Leben und Zufam- 
menleben beſitzt? Beruht es nicht großentheil® hierauf, daß man Güter meiftens 
um fo viel ſchwerer entbehrt, wenn man fie erft eine Zeitlang genoffen hat? Es 
ift beſchämend für ven Menſchen, aber es ift fo: er hat fich, foweit fein Genießen 
in Frage kommt, großentheild blindlings zu höheren Gefittungsftufen beraufge- 
taftet. Indem er hier feinen natürlichen Antrieben gefolgt ift, ift er erft nadhträg- 
lid) inne geworben, daß er fih dem ihm vorgeftedten Ziele wirklich genähert hat, 
wie er in manden antern Fällen ebenfo nachträglich ſich hat überzeugen müſſen, 
von jenen irregeführt worben zu fein. Und obwohl mit dem Fortſchritte der Civi- 
Iifation hierin zunehmend eine Wenverung zum Beſſern zu erwarten fein mag, 
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welche dem Anfprud des Menfhen auf GSelbftändigteit mehr entfpricht, fo wirb 
doch immer etwas von jener Blindheit, von jenem nachträglich zur Erkenntniß 
Kommen übrig bleiben, und darin liegt die dauernde civtlifatorifhe Bedeutung des 
Lurus. Er ift das Mittel, deffen fich die Weltorbnung bedient, um das Leben ver 
Völker auch auf dem Gebiete des Genießens auf höhere Stufen der Gefittung zu 
erheben, jo lange und foweit jene nicht im Stande find, diefe Erhebung auf ver 
Grundlage freier Seldfterfenntnig und freier Selbftbeftimmung zu erreihen. Ein 
Lurusaufwand ift daher in bemfelben Maße Heilfam, als er wirklich geeignet ift, 
diefen Zwed zu erreihen, und verliert um jo mehr an Berechtigung, je weniger 
in folder Hinfiht von ihm zu erwarten ift. Er ift entſchuldbar, fo lange die Ber- 
fonen, welche ihn maden, in gutem Glauben find, dabei nad) jenem Ziele hinzu- 
treiben; er wird verwerflich, ſobald fie ſich dabei von letterm losfagen, ihm wohl 
ſelbſt geradezu entgegentreten. 

Die praftifche Forderung, melde ſich hieran fchlieft, geht dahin, die einzelnen 
Aeuferungen des Lurus im Bolfsleben fortwährenn genau zu beobachten und 
unter dem Gefichtspunfte zu prüfen, ob fie auch wirflic in jener Richtung liegen 
oder nicht. Als ein wichtiges Merfmal für die Entſcheidung muß es dabei namentlich 
angefehen werben, ob fid) venfen läßt, daß ein folder Aufwand ohne Nachtheil 
und ohne an Anziehungskraft zu verlieren, allgemein werben könnte. Ein Aufwand 
ift um fo verbächtiger, je mehr Diejenigen, welche ihn machen, vefjen Bedeutung 
in feiner Exkluſivität fuchen. Im Uebrigen wird man ſich aber, ehe man ein allfäl- 
liges Urtheil abgibt, niht nur daran zu erinnern haben, daß Gefhmadsrichtungen, 
Empfänglichkeiten und Widerſtandsfähigkeiten fehr verfchieden unter ven Menſchen 
vertheilt find, ſondern auch nicht vergeffen dürfen, daß man immer nur einen 
unfihern, weil von dem bereit8 Dagemefenen entnommenen Mafftab anzulegen 
vermag. Ein neuer Aufwand mag uns nußlos und unfruchtbar erfcheinen, weil 
wir vom Standpunfte unferer bisherigen Erfahrung aus feinerlei wirkliche Be- 
reicherung des Lebens in demfelben erbliden, und doch ſich fchlieklid als in hohem 
Grabe förberlich erweifen. Gibt es doch faum einen Artikel unter ven bentzutage 
für unentbehrlich eradhteten, oder eine Berbejferung irgend welder Art, die bei 
ihrer erften Erfheinung nicht als eine unnüße Weberflüffigkeit oder als in irgend 
einer Hinſicht ſchädlich denuncirt worden ift. (Mac Culloch.) 

IV. Zurusgefeggebung. 

Die fogenannten Lurusgefege find Berfuhe, gewiſſe Arten von Aufwand, 
welde fi allgemeiner verbreitet haben und in denen man eine Verſchwendung, 
eine Berlegung der guten Sitten oder eine ordnungswidrige Ueberhebung einzelner 
Klaffen erbliden zu müſſen glaubt, von Obrigfeitswegen vermittelft Verboten und 
Strafandrohungen zu unterbrüden, bezüglich in die gebührenden Schranfen zurüd- 
zuweifen. Vornehmlich fpielen fie in der Periode eine große Nolle, in welcher ein 
Bolf aus der Starrheit und der naiven Genügſamkeit mittelalterlicher Zuſtände 
fih zu vegerem Berfehr und größerem Reichthum herausarbeitet und dabei unter 
einer gefräftigten Stantsgewalt nad) einem den veränderten PVerhältniffen ent- 
ſprechenden neuen Ausprud feiner focialen Gliederung ringt. Die Regierungen, 
von ber Borftellung beherrfcht, im weiteften Sinne für eine geordnete Wirthichaft- 
lichkeit wie für die Reinheit der Sitten ihrer Unterthanen einftehen zu müſſen, 
halten ein Eingreifen in diefer Richtung für unerläßlich, wobei fie bald im Geifte 
des Fortfchritt8 den aus frühern Zeiten überfommenen rohen Ausfhweifungen ent- 
gegentreten, bald vom Fonfervativen Gefihtspunfte aus fich einem Abgehen von 
den bisherigen einfahern Lebensgewohnheiten und einem Verwiſchen ver alten 
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Standesunterſchiede widerfegen. Kein irgend bebeutfamerer und einigermaßen in 
bie Deffentlichkeit fallender Aufwand pflegt ihrer bevormundenden Fürforge zu 
entgehen, doch find es, wie Rocher richtig hervorgehoben hat, hauptſächlich ber 
Bus, die Schmaufereien und die Begräbniffe, welde fie unter fefte Regeln zu 
bannen fuchen. 

Indefien erweifen fich felde Bemühungen, die dem natürlihen Zuge der Ent- 
wicklung entgegentreten, meiftens als vergeblich, wie ſich ſchon daraus ergibt, daß 
bie meiften Verbote dieſer Art, weil. fortwährend verlegt, in kurzen Zwiſchen— 
räumen erneuert werben. Hier und da gelingt e8 freilich, eine beftimmte Art des 
Aufwandes zu unterbrüden, aber da Verbot und Strafe nur die Form der Aeuße— 
rung des Genußtriebes, nicht diefen felbft treffen, fo pflegt der legtere alsbald an 
einer andern Stelle und oft in bei weiten bevenklicherer Weife hervorzubrechen. 
In dem Maße, als ſich eine veränderte Anſchauuug theils über die Schählichkeit 
oder Harmlofigfeit ver einzelnen Genüffe, theils über die Nothwendigkeit und ven 
Nugen einer äußern Abfonderung ver verſchiedenen Stände, theils über ven Um— 
fang der Aufgaben der Regierung durchſetzt, läßt man fie mehr und mehr fallen. 
Namentlich gibt man diejenigen Berbote auf, für die das Motiv ein ausſchließlich 
öfonomifhes war. Ungleich ſchwerer fagt man fih von der Anficht los, die guten 
Sitten auf viefe Weife ſchützen zu müffen, und nod heute haben wir in faft allen 
Staaten mannigfache Ueberbleibfel dieſer Anfhauung, z. B. in der Konceffions- 
pflichtigfeit und der fpeciellen polizeilichen Reglementirung und Beaufſichtigung der 
Schenken und Vergnügungslokale. Auf dem Wege ver Geldbußen und der Dispens- 
ertheilung von einzelnen Verboten entwidelt fih allmälig eine regelmäßige Be— 
fteuerung folder Genüffe und Genußmittel, welche als luxuriös angefehen werben. 
Dabei tritt pie Abſicht, durch die Belaftung von der betreffenden Konfumtion ab- 
zufchreden, regelmäßig mehr und mehr in den Hintergrund gegen bie Tendenz, 
den financiellen Ertrag möglihft hoch zu bringen, und damit ift natürlich meiften- 
theilß eine bedeutende Abminderung der Steuerfüge angezeigt. So fallen bie be 
treffenden Zölle und Steuern immer mehr aus dem Gebiete der Luxusgeſetzgebung 
heraus, wie denn anbererfeits, je ergiebiger fie in Folge der zunehmenden Ver— 
breitung der belafteten Konfumtion werben, biefe leßtere um fo weniger noch als 
Lurus betrachtet werden fann. 

Eine neue Auspehnung haben die Lurusgefege äfter in Perioden gewonnen, 
wo fi die Anzeichen nationalen Verfalls in Beſorgniß erregenver Weife kund— 
gaben. Dahin gehören zahlreiche Vorſchriften aus der Zeit des römifchen Kaifer- 
thums. Sie erweifen fi aber hier ebenfo nuglos, wie in jenem früheren Zeit- 
raume Wo ein Bolf fi wieder emporrafft, da ift dieſes Ergebniß gewiß nicht 
ſolchen polizeilichen Verboten zuzuſchreiben, und wo ber, nationale Auflöfungsproceß 
ſchon weiter vorgefhritten ift, wie das eben in Rom der Fall war, da fhafft man 
mit folhem Kuriren auf die äußern Symptome feine Hülfe. Roſcher ſucht zwar 
die Luxusgeſetze jener erften und diefer letztern Periode als heilfam zu vertheibigen, 
aber, wie wir meinen, mit Unredht. Wenn wir ung nidt täufchen, hat er fi in 
biefem Falle verleiten laffen, die Erklärung der Erſcheinung mit ihrer Rechtferti— 
gung zu verwechſeln. Wenigftens fann das, was er zur Begründung feiner Anſicht 
anführt, ſchwerlich befriedigen. In der erftern Periode foll jedes Geſetz, welches 
die Ercefle des Mittelalters beſchränkt, von Nutzen fein, weil es ben ſchönen Lurus 
der nationalen Blüthezeit herbeiführen helfe; in ver letztern Periode könne die Ge— 
jeßgebung wenigftens dahin wirken, daß die grellften und fittenlofeften Aeußerungen 
der Schwelgerei im Dunkel bleiben, und ihre Verführungskraft ſomit verringern, 
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Allen ven erften Punkt anlangend, fehlt ver Beweis dafür, daß die Verbrängung 
eines rohen Lurus durch einen feinern durch Verbote und Strafandrohungen gegen 
jenen wirklich gefördert wird; und was ben zweiten Fall betrifft, jo ſcheint es denn 
doch jehr fraglich, ob die Berhüllung eines raffinirten Luxus, namentlid wenn fie, 
wie das faum zu vermeiden, body immer eine jehr unvollfommene und durchſichtige 
bleibt, wirklich befhwichtigend und nicht vielmehr aufregend und anreizend wirft, 
Am eheften laſſen fih noch ſolche Verbote rechtfertigen, welche der Neigung ver 
Einzelnen nicht zuwiberlaufen, fondern nur folde Einfhränfungen janktioniven, die 
ven Betheiligten felber willkommen find, die ſie fi jedoch ſcheuen auf eigene Hand 


- eintreten zu laſſen. Indeſſen haben aud) dieſe Verbote den Nachtheil, dadurch, Daß 


fie der Entwidelung der freien Entſchließung ver Einzelnen vorgreifen, die Selb- 
ftändigfeit der Bevölkerung zu ſchwächen und verweichlichend zu wirken. So muß 
es denn wohl bei der allgemeinen Berwerfung, welche die Altern Wirthichaftslehrer 
über die Lurusgefege ausgefprodhen haben, fein Bewenden behalten. 

Aus der J—— begnügen wir uns hervorzuheben als Behandlungen 
des Gegenſtandes: 1) Vom ethiſchen Standpunkte aus: Schleiermacher, die 
chriſtliche Sitte, S. 667 ff., und Beilage ©. 47. Rothe, theologiſche Ethik TIL, 
$. 1140 (mit zahlreichen Literaturnachweiſen) Werner, Syſtem der chriſtlichen 
Ethik, Bd. III. 88. 80, 102, 103. Borländer, in der Zeitfchrift für bie ge— 
fammte Staatswifjenfchaft, Br. XII. ©. 535 ff. Bd. XIV. ©. 50 ff. — 2) Vom 
wirthichaftlichen Gefichtspunfte aus: Hume, Essays (in ver Ueberfegung von Kraus) 
Bd. VII.; und vermiſchte Schriften, ©. 32 ff. Der Aufſatz ließe ſich feinem Inhalte 
nady übrigens ebenfogut unter 1) aufführen. J. B. Say, Cours complet, 1. 1. 
ch. 14. 1. VII. ch. 11.1. VIII. ch. 2. Rau, über ven Luxus, 1817, und Lehr— 
buh, Bd. I. 8. 343 ff. Roſcher, in Rau u. Hanffens Archiv, N. F. Br. I. 
©. 48 ff., und Syſtem der Volkswirthſchaft, Bo. I. Bch. 6. Kap. 2, Leſenswerthe 
Bemerkungen auch bei Prittwig, Andeutungen über die Grenzen ber Civili- 
fation. ©. 253 ff. v, Mangoldt. 


Lykurgos. 


Lykurgos kann ebenſo wie Theſeus und Numa oder wie Orpheus und Ho— 
mer von dem befonnenen Geſchichtsforſcher nur Als eine halbmythiſche Perſönuͤch— 
feit betrachtet werden, indem die hiſtoriſche Thatſache allgemeiner Zuſtände ober 
weitgreifender Erfheinungen durch die Sage in die handgreiflichere Geftalt eines 
Individuums umgefegt, oder an eine wirklic eriftirende, an fi aber weniger be- 
beutende, Perfon angeknüpft wurde. Auf die gleiche Weiſe verwandelte fid) aud) 
ber Zufammenhang, welcher zwifchen der fogenannten lykurgiſchen Gefeßgebung und 
den politifhen Inftitutionen der Infel Kreta ficherlich befteht,, fofort in pas kon— 
frete Bild einer Reife, welche Lykurgos dorthin unternommen haben fol, um bie 
Geſetze des Minos zu ſtudiren; ja auch der Zeitpunkt, welchem die geſchichtliche 
Grundlage der fo ausgefhmiücdten Erzählungen angehört, läßt ſich nur annähernd 
auf das legte Drittel des neunten Jahrhunderts (zwifchen 830 und 800 v. Chr.) 
feftfegen. Vollends aber wird das Ganze durch die unkritiſche Geſchichtſchreibung 
des fpäteren Alterthums bis zur Unkenntlichkeit entftellt, indem dort alle und jeve 
fpartanifche Inftitution kurzweg dem Lykurgos zugefchrieben wird, 

Verſuchen wir aber, mit Weglafjung der anefootenmäßigen Erzählungen, mas 
Lykurgos vor und nad der Gefeßgebung, welche unter Auftorität des velphifchen 
Orakels erfolgte, gelitten over getban habe, auf den Kern der Sache einzugehen, 


32 * 


500 Kokurgos. 


fo zeigt fi uns, daß der lykurgiſchen Geſetzgebung eine Zeit des Zwiefpaltes und 
der Kämpfe vorberging, in welchen theils der ganze Peloponnes zu zerfallen drohte, 
theild der urſprüngliche Beftand der Lehensfürften (f. Niebuhr, Vortr. über alte 
Länder- und Völkerkunde, ©. 57 f.) in Lakonien vernichtet oder wenigftens ges 
ſchwächt wurde. Es handelte fih demnadh für Sparta um GStärfung des Staates 
nad Innen und Außen und um Einrichtungen, welde eine Berföhnung und Ber- 
mittlung herbeiführen fonnten, und fowie zu Legterem die Gründung der olym⸗ 
piſchen Spiele und ber elifhe Gottesfriede dienten, weld beides Lykurgos einige 
Jahrzehnte vor der Geſetzgebung bewerfftelligt haben fol, jo war es in erfterer 
Beziehung eben jene Gefeggebung felbft, durch welde die altangeftammte doriſche 
Sitte wiederhergeftellt und für die Zufunft befeftigt werden follte. Weder Fremd— 
artiges noch eigentlich Neues wurde dabei eingeführt, fondern es trat nur eine Firi- 
rung des urjprünglichen bellenifchen Volksgeiſtes ein, welder durchweg der doriſche 
war, und wir erfennen bei dem Bergleiche mit Plato’8 Idealſtaat in den lykur— 
ifhen Einrichtungen wohl mit Recht jenen plaſtiſch abrundenden und geftaltenven 
trieb der Griehen, welcher bei ihnen ſich aud auf denjenigen Gebieten geltend 
machte, in welchen er nicht an feinem Orte ift. Denn um felbft abzufehen davon, 
daß die fpartanifche Berfaffung überhaupt nur bei fehr primitiven Zuftänden und 
für leinlihe Dimenfionen ausführbar fein fann, liegt eine erfchredende Einfeitig- 
feit in dem gänzlihen Mangel eines jeden Sinnes für Freiheit des Individuums, 
und aus dem urfprünglihen Orundzuge, daß die Griechen die Ethik nur politifch 
aufzufaffen vermochten und fomit betreffs des Staatslebens ausfhließlih auf einen 
ethiſchen Politismus oder eine politifhe Ethik geriethen (f. d. Art. „Ariftoteles‘ 
Bd. I, ©. 344 f.), ergaben fi), gerade wo das Princip am reinften bewahrt ift, 
Karrifaturen des Staates wie die fpartanifche Verfaffung und der platoniſche Iveal- 
ftaat. Was der äfthetiihe Schwärmer vielleicht für einen harmonifhen Drganis- 
mus halten könnte, das muß bier ver Politiker ald einen ftarren und hemmenden 
Mechanismus bezeichnen, und aud der Geift des Gehorfams und die Macht der 
Gewöhnung haben eine Seite, in welder fie an die Dreffur ftreifen. 

Die Einrichtungen, welde den Namen des Lykurgos tragen und nur als 
ungefchriebenes Geſetz vorlagen (ſchriftliche Fixirung war ausbrüdlid verboten), 
beruhen vor Allem auf dem Berhältniffe zwifchen ven befiegten Urbewohnern 
. des Landes und den borifhen Eroberern, infoferne erftere, die Heloten, von jedem 
Genuſſe ftantsbürgerliher Rechte ausgefchloffen blieben und als Unfreie zum Feld— 
baue und Handwerke verwendet wurben; lettere aber zerfielen nur in bie eigent- 
lihen Spartaner und in die ummwohnenden Lakedämonier, Peribken 
genannt, derartig, daß das engere Gebiet der Stadt Sparta den vierten Theil bes 
ganzen Landes ausmachte. Sparta war der politifche Mittelpunkt, und dort lag 
das entſcheidende Gewicht auf dem Rathe ver Alten, ver Gerufia, d. 5. einem 
Senate von 28 Mitgliedern, welche das 60. Lebensjahr überfchritten hatten, Daß 
von einem Demos, etwa im Sinne der athenifhen Verfaſſung, in Sparta feine 
Rede war, hat Niebuhr (Vortr. über alte Geſchichte Bd. I, ©. 311) gewiß fehr 
richtig bemerkt, denn die Bolfsverfammlungen, zu welden Niemand unter 30 Jahren 
Zutritt hatte, wurden vollftändigft von der Gerufin geleitet, fo zwar, daß weder 
Debatte noch Amendement geftattet war, noch aud eine ordentliche Abftimmung 
ftattfand, fondern die Vorlagen nur durch allgemeines Gefchrei einfach genehmigt 
oder einfach verworfen werden fonnten. In diefer rohen Weife legte die Regierung 
allerdings Alles vor, nämlich Kriegserflärungen oder Friedensſchlüſſe, Thronftrei- 
tigfeiten der Könige, Geſetze, Waht ver Behörden, Todesftrafen, Freilaffung ein- 
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zeiner Heloten u. | f., und man konnte dem Bolle auch bie täuſchende Freude 
gönmen, daß alle officiellen Erlaffe mit ven Worten „vie Lakedämonier beſchlofſſen“ 
begannen; die höchſte Staatsgewalt war ja dennoch effektiv in den Händen des 
Senates, welcher durch ſolch formlofe Wahlen auch unſchwer ſich feine Selbftergän- 
zung fichern konnte. Das nad) dem Rechte der Erfigeburt erblihe Königthum 
war vermöge feines göttlichen Urfprunges (von Herafles ber) Gegenftand religiö- 
fer Achtung und wurde wohl durch mannigfache Ehrenredhte mit Außerem Glanze 
ansgeftattet (Genuß von Staatsländereien, Antheil an den Opferthieren und ber 
Kriegsbente u. dgl.), hatte aber politifch eine fehr geringe Bedeutung; die Könige, 
welche in der Geruſia eine einfache Birilftimme und äufßerlih den. Vorſitz hatten, 
leifteten monatlich einen Eid, nach den Gefegen regieren zu wollen, und als ihre 
einzige Prärogative läßt fih die Jurisdiktion im Familienrechte (3. B. befonvers 
über Adoption) bezeichnen; auch wenn ber König in ben Krieg 309, war er nur 
in feiner Eigenfchaft des oberften Feldherrn unbeſchräukt, Hingegen Friedensfchlüffe 
oder das Schickſal eroberter Städte unterlagen wieder durch den Senat der Ge— 
nehmigung des Bolfes. Das Inftitut der Ephoren endlich, welche aus dem Volke 
ewählt wurben, war in ben Infurgifchen Zeiten entfchieden nur eine Polizei: und 
Serichtöbehörde, und erft in den folgenden Jahrhunderten traten die Ephoren poli- 
tifch beveutfamer zum Schute des Bolfes gegen Uebergriffe der Könige auf. 

Was aber nun die Bürger felbft betrifft, jo war das wefentliche Augenmerk 
ber Iyfurgifchen Geſetzgebung (wie im Idealſtaate Plato’8) darauf gerichtet, jebe 
individuelle Eigenthümlichfeit und perſönliche Freiheit des Menſchen zu erftiden, damit 
an dem Einzelnen fhlehthin nur die Angehörigfeit an den Staat übrig bleibe. 
Hiezu mußte vor Allem die Kraftäußerung des individuellen Willens in ver bing- 
lihen Sphäre gelähmt oder vielmehr vernichtet werben, d. h. das Eigenthum follte 
aufhören, Objekt des Einzeln-Wilens zu fein, und außerdem mußte ber fittliche 
Gehalt der freien Familie getilgt werben, da fitr einen ſolchen Staat das Gefchlechts- 
verhältniß feine andere Bebeutung hat, als jene, welde ihm in einer Stüterei ober 
in einem Fohlenhofe beigelegt wird. So war Grund und Boden in gleiche, und 
zwar untheilbare- und unveräußerliche Loofe getheilt, wornah Ein Loos bei Einer 
Bamilie verbleiben mußte, deren männlihe Mitgliever in der wunderſamſten Levis 
rats-Ehe lebten, da oft vier bis fünf Brüder eine gemeinfchaftlihe Frau hatten ; 
bie Gemeinde-Aelteften forgten für Erhaltung der Loofe und der Familien, indem 
z. DB. dem ohne Reibeserben Geftorbenen von Staat? wegen ein Adoptivſohn oder 
ein Schwiegerfohn fubftituirt wurde; natürlih hingen hiemit Verbote der Ehelo- 
figkeit und fürmliche Prämien für gelungene Kinvererzeugung zufammen. Uebervöl- 
ferung war, wie ſich von ſelbſt verfteht, bei folder Organifation nicht zu befürd- 
ten, und die fonfervative Tendenz zeigte ſich durch den Erfolg gefrönt, daß in 
mehreren Jahrhunderten die Zahl der Spartiaten die gleiche blieb. Vollftändige 
Gleichheit in allen äußeren Gütern, welche zwar nie ganz erreichbar ift, war wenig- 
ſtens angeftrebt und in Bezug auf Hunde, Pferde, Geräthſchaften und felbft Vor— 
räthe des Lebensunterhaltes geſetzlich vorgeſchrieben; am tiefften aber einfchneidend 
wirkte dieſes Princip zugleich mit Vernichtung des Familien-Sinnes in den gemein- 
ſchaftlichen Mahlzeiten der Männer (Syffitien), welche durch beftimmte gleiche Bei- 
träge Aller bergeftellt wurden und ven Mann aud im viefer Beziehung ausſchließ— 
ih nur als Glied einer politifhen Korporation erfcheinen ließen. Dem gleichen 
Mechanismus diente es, daß Reifen in das Ausland nicht geftattet waren, und va 
Gewerbe, Künfte, Handel und Schifffahrt als unmwürbige Beichäftigungen galten 
(ver Gebraud von Silber- und Gold-⸗Münzen war verpönt), fo widelte fh das 
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Leben aller Spartaner tagtäglich in Leibesübungen, Jagd, Syſſitien, Theilnahme 
an Volksverſammlungen und Opfern, ab. Vor Allem aber endlich wurde der ganze 
einſeitige Zweck des Lebens durch eine eiſerne Staats-Pädagogik realiſirt, welche 
von der Geburt begann (Ausſetzung ſchwächlicher Kinder, tägliches kaltes Bad u. 
dgl.) und den Knaben in geiftiger Beziehung farg genug durch muſikaliſche Lyrik, 
überwiegend aber Förperlih durch gymniſch-kriegeriſche Uebungen in Zucht nahm, 
um ſich ſodann noch durch das ganze Leben hindurchzuziehen, denn nicht blos das 
ftrenge georbnete Heerweien, fondern auch — um modern zu fpreden —, eine 
Unzahl von Eingriffen der Polizeigewalt in die Privatfphäre (Häuferbau, Kleidung, 
Haare und Bart, Schmuck, Zudt der Frauen, Mufit u. dgl.) beruhte auf dem 
Mechanismus einer gleihmadenven politiihen Erziehung der Jugend fowie ber 
Erwachſenen. 
Literatur: Ottfr. Müller, Dorer, Bd. I, S. 94 ff. und Bd. II, ©. 
14 ff. 8. 9. Yahmann, Spart. Stantöverf. Breslau 1836 (Hypotheſenreich). 
. Tittmann, gried. Staatsverf. ©. 89 fi. Schömann, Antiqu. iur. publ. Graec. 
©. 104 ff. 8. Fr. Hermann, griech. Staatsalterthbum Bd. I, ©. 61 ff. Kor- 
tüm in Schloffers und Bercht's Archiv Bd. IV, ©. 154 ff. Grote, History 
of Greece (Lond. 1846) Bo. II, ©. 451 ff. Brantt. 
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Sir Thomas Babington Macaulay wurde geboren 25, Okt. 1800 
zu Rothley Temple, vem Site feines Oheims Babington Macaulay in der Graf: 
ſchaft Leicefter. Sein Vater war Zacharias Macaulay, einft Kaufmann auf ben 
Hebriven, von ſchottiſcher Abkunft, Presbyterianer und reiher Mann; feine 
Mutter die Tochter des Briftolee Buchhändlers Mill und Quäterin; jener 
in nahen Beziehungen zu dem Sflavenbefreier Wilberforce, diefe eine Freundin 
von Hannah Moore; beide Eltern echt religiös geftimmt. In dieſem Geifte wurde 
der Sohn erzogen; der humane Sinn und die Liebe zur Freiheit charatkerifirten 
auf immer den geborenen Whig. Frühe Reife, ungewöhnliches Gedächtniß und leb— 
hafte Phantafie zeichneten ven Knaben aus, Mit 18 Jahren trat er 1818 in das 
Trinity College zu Cambrivge ein, es war bie Pflanzftätte ver freieren Richtung 
in Staat und Kirche. Nachdem er in Lincolns Inn das Recht ftubirt, wurde er 
1826 Anwalt an diefem Gerichtshof. » 

Er ift frühe als Schriftfteller aufgetreten. Zuerft als Dichter führte er ſich 
beim Publitum ein; wie er als Anabe feine Berfe gemacht und in der Familie 
vorgetragen hatte, jo ſchilderte er jet in poetifhen Bildern das griechifche und 
römische Leben, bichtete im Zone des franzöfifhen und englifchen Bürgerkrieges. 
Aber auch andere Arbeiten legten Zeugniß von feiner geiftigen Beſchäftigung ab: 
Ürbeiten, die aus den Studien hervorgingen, die ihn zum Juriften und Redner 
ausbilden ſollten, aus klaſſiſcher Lektüre und der Beichäftigung mit Dante, Eine 
mit ſich ſelbſt fertige Art ver Betrachtung der Dinge, lichtvolle Klarheit und Leben— 
digkeit in ihrer Darftellung zeichnen ihn ſchon jegt aus, nur daß feine poetifche 
Ader mehr dem Kopfe als dem Herzen entjprang, mehr Gefchid ver Nachahmung 

- als der Erfindung zeigte, 
Bon beventenderem Erfolg war aber erſt die ſchöngeiſtige Abhandlung über 
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Milton in der Edinburgh Review Auguft 1825; daß der Gegenſtand in feiner 
Tiefe erfaßt fei, läßt ſich nicht jagen, aber die geiftuolle Art fchlug -ein. Im März 
1827 erſchien dann der Auffag über Machiavelli, im Mai 1828 die Abhand- 
lung über Gefhichtfhreibung, und nod im September die über Hallam’3 Ver: 
faffungsgefhichte. Die whiggiſtiſche Zeitfchrift hatte feinen Ruf begründet, die whig— 
giſtiſche Partei fuchte den talentvollen Mann in ihre Dienfte zu ziehen. 

So wurde er Parlamertsmitglied, für ven Flecken Calne in Wiltfhire, im 
Frühjahr 1830, felbft kaum 3Ojährig. Unter dem Minifterium Grey erhielt er eine 
Anftelung als Sefretär des Banfruttgerihtshofs,' und wirkte für die Reformbill 
im Sinne feiner Partei, die I, Ruffel dabei als Führer anerkannte. 1832 traf 
ihn eine neue Wahl in der Stadt Leeds, und eine neue Anftellung als Sefretär 
des Kontrollehofs. Er kämpfte num gegen den Repeal und für die bürgerliche Eman— 
cipation der Juden. Eine leichte Sache hatte es ihn gebünft, den indiſchen Ge— 
bieten ein neues Strafgefegbud zu ſchenken, deſſen fie beburften; man ernannte 
ihn mit 10,000 Pfund St. zum Mitglieve und Rechtsbeiſtand des oberften Gerichts- 
hofs für Indien, und beehrte ihn mit jenem Auftrag. Im Februar 1834 verließ 
er England, aber feine legislatorifche Arbeit in 26 Kapiteln erfchien mehr ſchön 
als brauchbar; wenig entfprehend dem wirklichen moralifchen und foctalen Zuftand 
der Eingebornen ; wie man fagt, ging fie den anſäſſigen Engländern viel zu weit 
in Begünftigung ver erfteren. Um fo beffer geviehen auf jenem berühmten Boden 
die Anfänge ber trefflihen Arbeiten über Lord Clive und Haftings, und nody von 
Indien aus ließ er die Eſſay's über ven erften Theil des Lebens des ältern Pitt, 
über Jakob Madintofp und über feinen Lieblingsweifen Lord Bacon in feinem 
Blatt erfheinen. 

Die zwei folgenden Jahre widmete fih Macaulay einem blos Literarifchen 
Wirken. Er hat felbft gefagt, daß dieſes überhaupt feinem Gefhmad und feiner 
Stimmung weit beffer entfpredhe als das Geräuſch des politifhen Parteienfriegs. 
Bereits ſammelte er Materialien zu feinem großen Werke, der Geſchichte Englands, 
Als ihn aber die Wähler von Edinburgh im Mai 1839 ins Parlament riefen, 
wurde er wieber Politiker, und bald Kriegsfelretär in dem Whig-Miniftertum 
Melbourne bis September 1841, wo ihn der Sturz des Kabinets in die Reihen 
der Oppofition führte. Zugleich feste er feine literarifche Thätigfeit fort als Dich— 
ter umd als Biograph. Bon Neuem trat er ins Amt als -Generalzahlmeifter des 
Heeres mit Ruſſel 1846, aber nicht für lange; er verlor feine Stellung ſchon zu 
Ende d. 3. 1847, als ihm feine Wähler ein Mißtrauensvotum zugehen ließen, 
weil er für die erhöhte Staatsunterftügung des Maynooth College zur Erziehung 
ver Fatholifchen Geiftlichkeit in Irland geftimmt hatte. Als er in Edinburgh 1847 
durchgefallen war, ſchien e8 zu Ende zu fein mit feiner öffentlichen Wirkfamfeit. 
Er trat nicht mehr ala Kanditat auf. Da er aber 1852 ungeſucht von Neuem 
das Vertrauen eben dort erhielt, nahm er wieder an, nur insg Amt wollte er 
nicht nıehr, und auch feine parlamentarifhe Wirkfamfeit wurbe eine ftillere, 

“+ Seit 1841 hatte er ſich mit feiner englifchen Gefchichte beſchäftigt; 1849 erfchie- 
nen die Ferften Bände, die Regierung und Vertreibung Jakobs IT, mit einer 
umfaffenden und glänzenven Einleitung über die frühere Zeit. In 6 Monaten 
erlebte er 5 Auflagen. Neben andern Ehren erhielt er aud eine Profeffur der alten 
Geſchichte an der füniglihen Alavemie. Die biographifchen Artikel für die Ench- 
clopädia Britannica hemmten den Yortfchritt des großen Werkes nit; 1855 erſchien 
ver 3. und 4. Band bis 1697, Um fi ausſchließlich feinen literarifchen Neigum- 
gen widmen zu können, und die große Arbeit zu vollenden, bie fi, nad ven Wor⸗ 
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ten der Einleitung bis in die Zeit erſtrecken ſollte, welche noch in der Erinnerung der 
Jetztlebenden wäre, gab er feinen Parlamentsſitz im Februar 18556 auf. Noch wurde 
er 1857 als Baron von Rothwell zum Peer ernannt, aber er hat nie Gebraud von 
biefer Eigenfhaft gemacht. Er ftarb an einem Herzfehler 28. December 1859 und 
wurde Montag den 9. Januar 1860 im Poet’8 Corner der Weftminfterabtei bei- 
geſetzt. Das Gerücht von einem 5. und 6. Bande, früher verworfen, hat ſich neuer- 
dings beftätigt. 
Macaulay als Staatsmann konnte fih mit Recht rühmen, daß er immer die— 
jelben politifchen Anfichten gehabt habe, Die Gefchloffenheit feines Denkens und vie 
Treue feiner Gefinnung hatten gleihen Antheil daran. Tief find feine Anſchauungen 
dabei nicht, es fehlt an der principiellen Auffaffung. Ein Empirismus, wie er ihn 
aus Bacon und Hobbes gefhöpft, beherriht ihn. Er mißtraut allen allgemeinen 
Theorieen von der Regierung. Den Regierungszwed findet er darin, daß die Men— 
hen gefhügt werben in ihren Beftrebungen ſich reich zu machen: alle Geſetzgeber 
follen den Menſchen die Freiheit verihaffen, ihren Fleiß zu ihrem beften Vortheil 
anzuwenben, follen ihnen Sicherheit bereiten im Genuß deſſen, was fie durch 
ihren Fleiß erworben haben. Der Utilitätsgrundfag ift das Erfte. Ihm ift es nicht 
erlaubt, beftimmt zu behaupten, daß es irgend eine Berfaffungsform gebe, die nicht 
unter gewiſſen denkbaren Umftänven vie beftmögliche fein würde, Er würde das 
allgemeine Abftimmungsrecht jelbft für England darum noch nit verwerfen, wenn 
deſſen fchlimmfte Wirkung darin beftände, vem Lande ftatt einer Königin und eines 
Haufes der Lords einen gewählten erften Beamten und einen Senat zu geben. Das 
war bei ihm aber von feiner praftifhen Bedeutung. Er war und blieb ein kon— 
fervativer Whig. Er will fonfervativ fein, aber nicht, um alles zu erhalten, was 
alt und hiſtoriſch ift; er will reformiren und befjern, um die alt gemortenen Ein- 
richtungen den neuen Berhältniffen anzupaflen und fo zu erhalten, was gut ift; 
er will jedod ein Syſtem, weldes lange beftanden und nur gute Wirkungen ge- 
äußert hat, darum nod nicht verändern, weil e8 mit einem abftraften Grundſatz 
nicht in Einklang fteht. Aber er will wirken für bürgerlihe und religiöfe Freiheit, 
mit der Partei, welche vie Abjhaffung des Sklavenhandels und der Sklaverei in 
den Kolonieen, die Ausdehnung ver VBolfserziehung, die Milderung der Strenge ber 
Strafgefege bewirkt hat; er will gleiche Gejege, wahre Union Irlands und Groß- 
britanniens, Freiheit und Ordnung, vor Allem Gewiffensfreiheit, eine mit Gnabe 
gepaarte Rechtspflege. Es find die Grundſätze, in deren Luft er aufgewachſen war; 
wie fie fyftematifh zufammenzubringen, das zu unterfuhen und dieſe Unterſuchung 
zu löfen war nicht feine Sache. Er war gegen die Krongefege, weil keine Volks— 
Haffe vor der andern begünftigt fein fol dur die Art der Befteuerung. Er war 
für die Wahlreform, weil die VBertheilung des Stimmrechts auf gewiffe Gebiete 
und Wahlförper ihm eine ungleihe und darum ungerechte ſchien; dieſes Recht ſoll 
ausgedehnt werden auf weitere Klaffen von Bürgern, fo weit dies ohne Gefahr 
für Friede, Gefeß und Ordnung gejhehen fann, nicht bis zur Allgemeinheit, vie 
erfahrungsmäßig (wie in Frankreich) feine Gewähr gegen Aufrichtung einer Gewalt- 
herrſchaft bietet und Englands Verderben fein würde, doch bis zu dem Grabe, daß 
die Abftimmungen des Unterhaufes die Meinung des engliſchen Mittelftandes getreu 
barftellen. - Den Chartismus hat er darum eifrig beftritten; deſſen Sieg wäre ber 
Sieg des Kommunismus, das allgemeine Stimmredht ift unvereinbar mit allen 
Regierungsformen, jowie mit Allem, um vefjentwillen Regierungsformen eriftiven, 
unvereinbar mit dem Eigenthum und demzufolge auch unvereinbar mit der Civili- 
fation. Nicht durch Kopfzahl, ſondern durch Befig und Intelligenz fol die Nation 
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regiert werben, barum follen Alle Theil nehmen, Die diefe Gründe für ſich haben, fo 
wird eine große Zahl von tüchtigen Männern ins Unterhaus kommen. Nie aber darf das 
religiöfe Bekenntniß ein Grumd zur Entziehung von Rechten fein, fo wenig als es 
zur Verfolgung in Form von unmittelbaren Strafgefegen Beranlaffung geben darf; 
aud den Juden fol fomit das höchſte politifche Recht nicht verweigert werben, am 
wenigften von Chriften, die Niemanden etwas zufügen dürfen, was ihm Schmerz 
bereitet. Die iriſche Staatskirche ift eine umbillige und unzweckmäßige Inftitution, 
die erhöhte Unterftügung des Maynooth College ift eine gerechte und zwedmäßige 
Mafregel. Irland foll frei fein in kirchlicher Beziehung, es foll das englifche 
vollsthümliche Muntcipalfyftem genießen, nur der Repeal ift gänzlic zu verwerfen, 
die Unicn unauflöstih feftzuhalten, weil ihre Auflöfung die politifhen und focialen 
Uebel Irlands nicht befeitigen, ſondern faft jedes derſelben verfchlimmern würde, 
eine Trennung der Parlamente aber und zugleich bleibende Vereinigung der bei- 
den Kronen auf der unftatthaften theoretiihen Scheidung von Legislative und Exe— 
futive beruht, während fie in ber Praxis binnen jehr wenig Jahren entweder den 
Bürgerkrieg oder ven Scheinparlamentarismus zur Folge haben muß. Gerechtigkeit 
- alfo fol ver freien Bewegung Irlands werben, aber auf der Grundlage des 
Beftehenven. Es find biefelben liberalen Geſichtspunkte, wie fonft, von denen aus 
er die anglo-indifhen Verhältniſſe geordnet wiffen will, Es fol fein Eingeborner 
wegen Farbe, Abftammung oder Religion von Aemtern ausgefchloffen fein — ein 
freilich erft allmälig zu erreichendes Ziel, aber nothwendig zu erftreben, die Ein- 
— ſollen zur Freiheit erzogen werden, auch auf die Gefahr hin, daß das 
and reif und endlich unabhängig würde, — ein Ruhm für das engliſche Volk einzig 
in ſeiner Art, größer, als wenn man die Inder auf Koſten der Bildung in fort— 
währender Abhängigkeit erhalten könnte. Die Engländer ſollen in dieſen unterwor— 
fenen Gebieten keine gerichtlich privilegirte Klaſſe gegenüber ven Eingebornen bil 
den. Eine repräſentative Verfaſſung iſt bei dem Zuſtande der Bevölkerung freilich 
unſtatthaft, und das engliſche Parlament kann ſich von Europa aus unmöglich mit 
allen den entlegenen Dingen indiſcher Verwaltung abgeben, aber eine wirkliche 
Schranke für die Autorität der englifchen Regierung kann die Kompagnie felbft 
bilden, weil fie von Regierung und Parteien unabhängig ift. Wenn alfo gleich der 
Krone ein gewiſſer Einfluß auf Indien eingeräumt werben muß, fo ift e8 doch 
wünfcenswerth, die Kompagnie als Form des intifhen Regiments beizubehalten, 
und in ber That leitet fie jerles Land fo gut, als dies irgend eine andere Regie— 
rung unter den dortigen Berhältniffen nur thun könnte, da fie mit ihrem eigenen 
Interefie an dem Glück der Unterthanen betheiligt ift. 

Die Reben, in denen Macaulay dieſe politifhen Anſchauungen entwidelt, 
berechtigen nicht zudem Ausſpruche, den ein Beurtheiler gethan, daß nämlich 
Macaulay’s politifhe Gedanken ein ſchöner Geift philofophifcher Staatsweisheit 
belebe. Gerade in der principiellen Grundlage find fie ſchwach. Die Emancipation 
der Juden fol eingeführt werben, weil das Gegentheil den Juden ſchmerzlich ift! 
Der Bollsunterricht für die niederen Klaffen foll vom Staate ins Auge gefaßt 
werben, weil er vie Pflicht hat, für Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums 
zu forgen, biefe Sicherheit aber durch jenes Bildungsmittel verbürgt wird! Es 
gibt Fein natürliches Exrbfolgerecht, das älter wäre und eine höhere Autorität hätte, 
als irgend ein menfhlihes Geſetzbuch: denn da dieſes Naturreht nur Eines fein 
fann und in den Befigungen der Königin von Großbritannien 20 Arten der Erb- 
folge beftehen, jo wären dies lauter Mißbräuche, die erft entfernt werden müßten! 
Ja das Gefeg felbft, weldes das Eigenthum erzeugt, kann nur aus dem Grunde 
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vertheibigt werben, daß es ein den Menſchen wohlthätiges Gefeg ift! Aber wenn 
die Begriffe nicht ſcharf und tief find, fo ift ihre Anwendung doch durd und durch 
praktiſch; wenn Die Beweisführung oft eine fehr zufällige ift, over auf bloßer 
Konfequenzmacherei ruht, ſo verfehlt fie doch felten ihren Eindruck. Der Begriff 
ift da, aber eingewidelt, ev ſchlummert hinter dem Fluſſe ver Rebe, die Konfretion 
überwudhert ihn. Der Repner kennt die Kraft einer Klaren Difpofition ohne fie den 
Hörer merken zu lafjen. In feiner Dialektik ift weniger Entwidlung als Barallelis- 
mus; nicht fo ſehr läßt er Gründe aus Gründen auffteigen, als er fie in eng 
gefchloffener Reihe neben einander ftellt, und immer wieder in verwandelter Geftalt 
vorführt. Er ift reih an Bildern und Beifpielen, die entlegenften gejchichtlichen 
Parallelen find ihm immer zur Hand, und fo, während er zu überzeugen fucht, 
gelingt e8 ihm fchon halb, weil er durch Unterhaltung und Belehrung feffelt. Auch 
Ironie und Spott ftehen ihm zu Gebote, und er handhabt fie um fo ficherer, je 
ruhiger er felbft zu bleiben fcheint. Das Pathos, das er kennt, ift lebhaft, aber 
nicht hinreißend, nicht erhebend, nicht erwärmend. Seine advokatiſche Temperatur 
fennt aber doch die Flamme, vie in dem Gefühle für Wahrheit lovert und für 
Recht. Er hat aud im Parlament immer Aufmerkfamkeit erregt, wenn er ſprach; 
er wirft unftreitig in feinen Reden noch Fräftiger, wenn man fie liest. Wo man 
nicht überzeugt wird burd feine Gründe, traut man doch feiner Perfon. Ueber 
redneriſche Triumphe in großen VBerfammlungen fpricht er ſich ziemlich geringihägig 
aus. Ihm felbft fehlten zu einem großen Redner die natärlihen Mittel, fein Wuchs 
und feine Stimme eigneten ſich nicht dazu, nur fein ftrahlendes Auge half den 
unaufhaltfam ohne Athemholen vahinfließenden Sägen nad. Er bat feine Reden 
wörtlich auswendig gelernt; fo entbehrten fie der Unmittelbarfeit der Empfindung. 
Wo er aus dem Stegreif ſprach, haben wir zwar weniger Kunft zu bewundern, 
weniger hiftorifche Anjpielungen und treffende Beilpiele, weniger Antithefen und 
Parodorieen, aber mehr freie Natur und eindrucksvolle Friſche. Berühmt waren 
feine Tifchreden im erzählenden Face, er galt für den größten table-talker feiner 
Tage, ven Troubabour der Speifezimmer, 

Der Dichter, Staatsmann und Redner diente aber in ihm dem SHiftorifer. 
Die literarifche Wirkfamkeit hielt er für feine wichtigfte Aufgabe. Und hier glänzte 
er beſonders in den englifchen Reviews durch feine Eſſays, Aufjäge, welche Tages» 
fragen in weiterem Umblid, wiſſenſchaftliche Gegenftände mit befonderer Rüdficht auf 
die Bedürfniſſe ver Gegenwart behandeln, freier in Auswahl und Begrenzung bes 
Stoffs, gewöhnlih anknüpfend fpeciell an eine oder überfihtlih an mehrere im 
Gegenftand zufammenhängende neuere Produkte der Literatur, und von ber kriti— 
hen Analyfe derſelben fortfchreitend zu einer weitern felbftändigen Befprehung 
des Gegenftandes, durch welche verjelbe in feiner Entwidlung gefördert, oder in 
welcher doch neue leitende Gefichtspunfte zu deſſen Förberung aufgeftellt werben. 
Es ift bei Macaulah mit Necht ein Unterſchied aufgeftellt worden zwifdhen ven 
debattirenden, polemiſch-kritiſchen Efjays des Advokaten und Staatsmanns auf der 
einen und ven hiſtoriſchen und biographifchen des politiſchen Geſchichtſchreibers auf 
der andern Seite. Siud jene weniger befriedigend, fo glänzt er um jo mehr in 
diefen, und bie leßteren eben find meift Vorarbeiten für die Geſchichte Englande. , 
Für den Leer ift die Abwechslung zwifchen der epiſchen und kritifhen Stimmung 
wahrhaft hinreißend. Niemand hat Macaulay darin übertroffen. Das längft Ge— 
ſchehene geſchieht wieder, wir find mitten darin, wir erleben e8 von Neuem. Es 
find farbenreiche Skizzen, deren Berfertiger daneben fteht, fie geiftvoll zu erläutern; 
und fo arbeiten wir mit ihm, während wir mit ihm genießen. Daher fommt es, daß 
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man niemals müde wird, ihm zuzuhören, ſelbſt da, wo ihn eine gewiſſe Neigung 
zum Uebertriebenen nahe an die Karikaturmalerei hinführt und wo man fühlt, 
daß das Bild kein umfaſſendes iſt. Biographieen wie die von Clive und Haſtings 
werden immer hinreißend wirken, und ſelbſt in der von Samuel Johnſon wird die 
friſche Farbe der Dinge und Menſchen tröſten über die Ungewißheit, in der man 
über deſſen literariſches Verdienſt und äſthetiſche Bedeutung bleibt. 

Der Geſchichtſchreiber Englands war allerdings für ſeine Aufgabe ſehr glück— 
lich ausgeſtattet. Von allen weſentlichen Erforderniſſen des Hiſtorikers beſitzt er 
feinen Antheil, Kritik, Fleiß, Methode, Styl, politiſche Reife, ſelbſt philoſophiſche 
Neigung. Aber er beſitzt faſt jedes einzelne dieſer Erforderniſſe nur in mäßigem 
Grade. Und gerade dies macht ihn ſo genießbar für Alle. Seine natürliche Schranke 
war die Bedingung ſeines Glücks. 

Er hat ſelbſt eine Theorie der Hiſtorik aufgeſtellt in ſeinem Aufſatz vom Jahre 
1828. Das Gebiet der Geſchichtſchreibung gilt ihm als ein ſtreitiges Land, als 
ein Grenzgebiet unter der Gerichtsbarkeit zweier feindlichen Mächte, der Vernunft 
und Phantaſie; ſie iſt bald Theorie, bald Dichtung; ſie ſcheitert entweder in der 
Erzählung oder im ſpekulativen Theil ftatt gleichmäßig zwiſchen beiden Seiten repar- 
tirt zu fein. Sie beginnt meift mit dem Roman und endigt mit dem Efjay. Ein- 
mal kann fie fo wenig wie die Dichtung ganz wahr fein. Es ift mit ihr mie mit 
der Porträtmalerei. Beide können nicht alles Wirkliche wiedergeben, weil dies 
unendlich vieles ift, aber fie gerathen am beften, wenn fie uns folhe Theile ber 
Wahrheit wiener geben, weldhe am nächften die Wirkung des Ganzen hervorbringen, 
wenn auch vielleicht mit einer leichten Einmiſchung von Karikatur oder einfichts- 
voller Anwenbung von ein wenig Uebertreibung. Es kommt babei auf die Kunft 
der Auswahl und Anordnung an; die Gefchichte hat ihren Vordergrund und ihren 
Hintergrund, und bie biftorifhen Künftler unterfheiden fih von einander haupt- 
fählih in ver Behandlung der Perfpektive, in der Art wie die Schilderung gevrängt 
oder ausführlihd wird. Sodann aber ift die Gefchichtichreibung nicht blos nach— 
ahmend, nicht blos Kunft; fie muß die Erfcheinungen auch erklären, vie abftrafte 
Wahrheit auffinden, welche in ven Thatſachen verborgen liegt. Dies gibt ihr ihren 
höheren Werth, dies ift die Philofophie ver Geſchichte oder die Darftellung bes 
theoretifchen Gehaltes der Begebenheiten, der politifhen und fonftigen moralifchen 
Grundgedanken. Darin find die Modernen den Alten voraus: im Generalifiren, in 
der Ableitung allgemeiner Yundamentalfäge aus den Thatfachen, mit einem Wort 
in ver Spekulation. Aber es wäre falfch, fi eine Theorie zu bilden, indem man 
einige Erjcheinungen betrachtet, und die andern verkürzt oder verbreht, um fie in 
bie fertige Theorie bineinzubringen. So aber macht e8 ein guter Theil der Modernen, 
fie find Advokaten und bieten alle Künfte der Kontroverfe auf, vernadhläffigen dabei 
aber in trauriger Weife die Kunft der Erzählung, die Kunft, Sympathie zu erregen 
und der Phantafte Bilder zu liefern. Das Verweilen bei ven Einzelheiten, welches 
den Zauber ver Biographieen ausmacht, die Hervorhebung charakteriſtiſcher und 
intexefjanter Umftände darf keineswegs veradhtet werden um einer eingebildeten 
Erhabenheit ver Geſchichtſchreibung willen. Freilich muß fich die Auswahl des Stoffes 
nad) feiner Wichtigkeit richten, dieſe Wichtigkeit beruht aber darauf, ob wir im 
Stande find, uns daraus richtige Schlüffe in Beziehung auf die Zukunft zu bilden, 
ſowie auf der Größe des Einfluffes, den bie betreffenden Verhältniffe auf das 
Glück des Menjhengefchlechtes gehabt haben. Es kommt nicht darauf an, daß 
Hunderte von Folio-Seiten mit Abfchriften von Stantspapieren gefüllt werben, 
worin biefelben Behauptungen und Gegenreden wieverholt werben, bis der Lefer von 


508 Macaulay. 


Mattigkeit überwältigt wird. Ein Geſchichtswerk kann mit Schlachten, Verträgen und 
Erſchütterungen gefüllt ſein und iſt doch unnütz, es kann jedes einzelne Ereigniß 
richtig erzählen und im Ganzen doch falſch fein. Wichtig für das Glück der Menſch— 
heit und fomit für die Gefchichte find befonders die Veränderungen in Gewohn- 
heiten und Sitten, der Uebergang von ganzen Staaten aus Armuth zum Reichthum, 
vom Wiffen zur Ummiffenheit, von Wilpheit zur Bildung; und dies find meift 
geräufhlofe und von den Hiftorifern wenig beachtete Ereigniffe. Somit enplich ift 
derjenige ein vollendeter Hiftorifer, in defjen Werk der Charakter und Geift einer 
Zeit in Miniatur dargeftellt ift: er erzählt feine Thatſachen und legt feinen Per- 
fonen feine Ausprüde in ven Mund, welde nicht durch hinreichendes Zeugnif 
bewahrheitet find, aber er gibt durch zwedmäßige Auswahl VBerwerfung und Anord- 
nung der Wahrheit ven Zauber, welcher fi) die Dichtung unrehtmäßig angeeignet 
bat. In feiner Erzählung findet ſich eine gehörige Unterorbnung beobachtet, einige 
Vorgänge treten in ben Borbergrund, andere in ben Schatten. Aber das Verhält- 
niß, in welchem er fie barftellt, wird gefteigert oder verringert nad dem Grabe, 
in weldem fie ven Zuftand der Gefellihaft und die menſchliche Natur erläutern, 
das Wirken der Geſetze, der Religion, der Erziehung, den Fortſchritt des menſch— 
lihen Geiftes und befonders das Glück der Völker und Individuen bezeichnen, mit 
einem Wort: er wird der Aulturgefhichte erhöhte Aufmerkfamteit ſchenken. Und 
dabei werben uns dann die Menfchen nicht blos gejchilvert, fondern genau befannt 
gemacht, Veränderungen in ten Sitten nicht nur durch allgemeine Angaben, fon- 
dern durch Bilder angezeigt. Ein foldes Geſchichtswerk würbe nicht minder bie 
Phantafte ald den Verftand anregen, würde im Herzen eingebrannt fein; auch würde 
man viele Wahrheiten lernen, welhe man auf andere Weife nicht lernen kann. 
Eine genaue Kenntniß der innern Gefhichte ver Bölfer ift nöthig zur Vorausſicht 
politifher Ereigniffe, um bei Zeiten an Rettung denfen zu können. Ein Gefchicht- 
fchreiber, der dies alles verftünde, würde freilich ein intelleftuelles Wunder fein, 
aber vie Betradhtung eines folhen eingebilveten Ideals kann wenigftens Befferung 
bewirken. 

Niemand wird läugnen, daß dieſe Theorie der Geſchichtſchreibung wenigftens 
einen Deutfchen durch ihre Oberflächlichfeit erfchreden muß. Hier ift fein Mafftab 
für den Werth der Ereigniffe, fein Rahmen für die äfthetifhe Einheit ihrer Dar— 
ftellung. Denn die Wirkung auf das Gemüth des Lefers und die Frage nah ihren 
Beitrag zum Glück der Menjchheit (d. h. ihrer Nüslichkeit) vermag den Mangel 
nicht zu erjegen, ber in ber Abwefenheit ver Idee liegt, deren Erzeugniß bie 
Dinge und Begebenheiten find und aus welcher heraus fie vargeftellt werden müſſen. 
Es frägt fidy nicht, zu was die Idee gut ift, fie ift an und für fi) das Intereſſe 
der Geſchichte, weil fie das höchſte Menfchliche in ihr ift. Allerdings wirb dieſer 
principielle Mangel bei Macaulay theilweife erfegt durch die ſchöne und edle 
Begeifterung des whiggiftifchen Gefchichtfhreibers für die humane Entwidlung unferer 
Gattung, durch feinen unerfhütterlihen und reblichen Glauben an den endlichen Sieg 
der Bernunft und ver Freiheit, durch feinen kräftigen Patriotismus und fein bei aller 
durch die Riüdficht auf Zeit und Umftände begründeten Milde doch geredhtes mora— 
lifches Urtheil. Aber wo es ſich um bie tieferen Gründe der Berhältniffe Handelt, da 
begegnen ung nur zu oft Gemeinpläge, die man eben nur ihm verzeiht, ober ein 
ziemlich gewöhnlicher Pragmatismus, den die deutſche Geſchichtſchreibung glücklich 
überwunden hat. Es kann doch wahrlich nicht genügen, wenn bie Reaktion ber 
öffentlichen Meinung in England, die auf den Enthufiasmus bei der Thronbeftei- 
gung Wilhelms IIL folgte, ftatt aus dem ewigen Gefege der fluftuirenden Bewe- 
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gung von Stoß und Gegenfioh, einfach daraus erflärt wird, daß die Menfchen 
eben immer unzufriedene Leute find, wie die Israeliten, als fie fi) nach ven Fleiſch— 
töpfen Egyptens zurüdjehnten, und wenn erflärt wird dem Einfluffe dieſer Neigung 
zur Unzufrievenheit auf das Geſchick großer Gemeinſchaften möchten bie meiften 
Revolutionen und Gegenrevolutionen zugefehrieben werden, von denen die Gefchichte 
zu erzählen wiffe, — erft wo ber Autor wieder auf die konkreten Berhältniffe, vie 
Bereinigung und darauf von Neuem erfolgende Trennung der großen Parteien, 
die veränderte Stimmung und bie fpeciellen Urfadhen davon zu reden kommt, wird 
er wahrhaft groß und im beften Sinne bedeutend. Es ift wahr, feine Berbienfte 
um bie Hebung des fulturgefchichtlichen Elementes find nicht gering. Aber es liegt 
in jener Bernadhläffigung der iveellen Momente, daß er oft genug in der Nütlich- 
keit fteden bleibt, vaß das Glück der Menfchen in ver Behaglichkeit ihres äußeren 
Dajeins, ihr Fortfhritt in dem Anwachſen des Reichthums geſucht wird, durch den 
ſolche Behaglichkeiten gefhaffen werden, — wie der Menſch wohnt, wie er ißt und 
trinft und wie er Handel treibt, um beffer zu wohnen, zu eflen, zu trinfen, das tritt 
weit mehr hervor als was für vie geiftigen Intereffen gefchehen ift, und wie bie 
Geſellſchaft fich intelleftuell gehoben, ihre Kunft und Literatur ſich entwidelt hat. 
Wir find in Deutfhland gewohnt, die Entfaltung der menfchlichen KRulturverhält- 
niffe zu betrachten unter dem umfaffenden und tiefen Gefihtspunfte, daß fie eben 
fo viele Stufen find, auf denen ſich der Proceß der Bergeiftigung ver Natur, der 
Einbildung des Idealen ins Reale, der Erhebung des Seins in das Denken voll« 
zieht, und damit ftellen wir unferem Geflecht feine hiftorifche Aufgabe, faſſen es 
mitten in feiner Zufammengehörigfeit mit der Welt, und gewinnen ven feften fitt- 
lichen Mafftab für feine Leiftungen und Erfolge. Macaulay freilich wird es leichter, 
darüber hinwegzulommen. Spekulationen, auf überfinnlihe Dinge gerichtet, find bie 
Sache gejheidter Kinder und unvollkommen gebilveter Männer. Die Metaphufit ift 
ihm feine fortjchreitende, feine des Fortfchritts fühige Wiffenfhaft, jo wenig als 
natürliche Theologie und geoffenbarte Religion. Es gehört nur Wahrheitsliebe und 
natürliher Scharfjinn dazu, um über die legten Gründe der Dinge zu ſpekuliren, 
und der Schwarzfuß-Inbianer ift fomit gleich günftig für deren Erörterung geftellt 
wie ber hochgebildete Europäer. Nur die mathematifhen und induftiven Wiffen- 
fchaften find fortfchreitenn. Damit verfällt venn aud die ſchöne Literatur ihrem 
Gerichte. Die größte Feindin der Poefie fcheint ihm gerade die Bildung zu 
fein, welche iventifch ift mit ber Erweiterung des mathematifchen und inbuf- 
tiven Wiffens. Die Poefie muß mit dem Fortfcreiten der Bildung nothwendig 
finten; Niemand, fo meint er, könne ohne eine gewiſſe franfhafte Beichaffen- 
beit des Geiftes ein Dichter fein over an Dichtung Genuß finden. Anders ift 
es doch aber mit der „moralifchen Wiffenfchaft”, vie es mit Staat und Gitte zu 
thun bat; fie bat in ver neuen Zeit entſchieden gewonnen durch die vergrößerte 
Zahl von Erperimenten, fie ift inbuftives Wiſſen. Und unter diefer Form allein 
tennt M. den geiftigen Fortfchritt: er iſt Immer nur Vervielfältigung und Ver: 
mehrung des Gewußten und Verbreitung dieſer Kenntniffe unter den Bielen wie 
die Anhäufung von Reichthümern das Ziel der inpuftriellen Entwicklung ift. Befig 
von Kenntniffen aber ift nüglih, denn er macht zu aller Arbeit und zu jedem 
Erwerb geſchickt. Der Stoff, an welchem ver Geift ſich bilvet, ift ziemlich gleich 
gültig, und wenn zu biefem Zwede Alchymie gelehrt würde, fo müßte fi eben 
derjenige junge Mann im Allgemeinen als überlegen bewähren, ver für die Ent- 
dedung des Steins der Weiſen ven meiften Eifer verriethe; nit wie und was 
einer wiffe, fondern daß er viel wife aus ber unendlichen Maſſe von Wahrheit, 
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baranf kommt es an, und in dem Mehr over Weniger ruht ver ganze Unterſchied 
der inbivinuellen Geiftesbildung (wie wenn der Menſch nichts weiter wäre als 
Gedächtniß). Es ift dies eine rein quantitative Anſchauung bes geiſtigen Procefies, 
eine ganz mechaniſche Auffaffung des geiftigen Lebensorganismus; es ift weiterhin 
der einfeitige Standpunkt des Engländers, der in feiner nationalen Abgefchloffenheit 
feine Ahnung hat von den gewaltigen Bahnen, die ver fpefulative Geift der deut— 
fhen Nation durchlief. Was Wunder, wenn es ihm bei dieſer Geringfhägung ber 
höheren Denkfähigkeit der Menfchheit möglich dünkt, daß längft für überwunden 
gehaltene Irrthümer einmal wieder das Uebergewicht in ihr erhalten, ſofern fie 
fi dabei mit Dingen beihäftigt bat, mit denen fie fi von Rechts wegen nicht 
beihäftigen follte, weil im denſelben body nichts weiteres zu erreichen if. Was 
Wunder, wenn der Proteftant felbft das Ende des Proteftantismus für möglich 
bält, fo ſehr er auch felbft ihm für das Wahre halten muß. Iſt ihm doch eben 
der Proteftantismus nichts Beſſeres, als ein auf dem Weg vom katholiſchen Aber- 
glauben zum Unglauben, oder umgefehrt auf dem Rüdweg vom Unglauben zum 
Überglauben in ver Mitte gelegener Punkt, ein Ruheplatz einfady zwifchen beiden 
Ertremen der Lehre der Jefuitenfhulen und der Fleinen Abenpzirkel des Baron 
Holbadı. 

Kann M. in dieſen Gefihtspunften nicht genügen, fo hat er dagegen durch 
feine natürliche Begabung das Ideal eines Gefchichtfehreibers, der zugleich Dichter 
und fpefulativer Kopf ift, fo wie er felbft es verfteht, wohl auch jelbft ſchon 
erreicht. Er ift in der That dieſes intelleftuelle Wunder eines fchriftftellerifchen 
Geiftes, deſſen fcharfer Verftand, und deſſen fräftige Phantafie fo merkwürdig mit 
einander verfnüpft find, daß feine Erzählungen fid) wirklich in das Herz eingraben 
und zu gleicher Zeit dem Nachdenken bie beveutungsvollften Ausklide erſchließen. 
Keines von beiden Momenten tritt für ſich auf, fie find organifch verbunden. Die 
theoretifhe Wahrheit glänzt immer im Gewande der werdenden Erſcheinung, die 
hiſtoriſche Thatfahe wird immer glei zum Beweis für den abgezogenen ftaats- 
mänmifchen Gedanken. Er ift nicht frei von Weitfchweifigkeit, weil er immer konkret 
bleiben will; er wiederholt ſich leicht felbft bis auf die Phrafe hinaus, weil alles 
mit der konſequenten Feftigfeit des einmal für alle Zeit als richtig Erfannten auf- 
tritt und der Umfang der erkannten Wahrheiten nicht allzu groß iſt; er fucht 
zuweilen auf minder angenehme Weife die entlegenften Beifpiele und die feltfam- 
ften Parallelen zufammen, weil er Eindruck machen will auf jeden Fall, fei es auch 
durch Ueberrumpelung des Leſers; er wird einfeitig, er übertreibt, weil er ent 
ſchieden treffende Umrifje geben will; er häuft die Gegenfäge und Paraborien, um 
immer gleich intereffant, immer gleich geiftvoll zu fein. Aber gleichviel, er weiß 
immer zu wirken, fei e8 durch Reichthum von Erempeln und Bildern, fei e8 durch 
die Kraft des Beweiſes und die Klarheit des Denkens. Faſt unerreicht fteht er da 
in der inbividuellen Charafteriftif, er hat fi Zacitus, wie er Tiberius ſchildert, 
zum Mufter genommen, fein Karl IE, Jacob II., Wilhelm III. find felbft Mei- 
fterftüde geworten. Und auch das anvere Ziel hat er erreicht: das Gegenwärtige 
Har zu machen durd das Vergangene, und fo zugleich die Zukunft zu erfafien 
im Lichte gereifter Erfahrung. | 

Er weiß die Wirkung glüdlich zu unterftügen dur feinen Styl. Von ber 
größten Einfachheit, in kurzen Säten, ruhig und fließend, wie ber breite Strom 
ferner Begebenheiten, entjprechend der pochenden Beweisführung im gleihmäßigen 
Nebeneinander der Perioden, begünftigend durch feinen Parallelismus bie anti 
thetiſche Haltung feiner Schilderung und feines Raifonnements, 
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Sein Duellenftudium war eingehend bis auf Einzelheiten flüchtiger Tages- 
erzeugniffe, die fonft unbeachtet bleiben. Dod war der Umfang deſſelben nicht 
immer groß genug, wenigftend was den Kontinent betrifft; außer den englifchen 
Archiven beutete er aud das im Haag aus. Er eignete ſich aber noch eine andere 
Art von Quellen an: er ftubierte die hiftorifch geworbenen Dertlichkeiten, und. 
ſchrieb dann das Ereigniß unter den friſchen Lokaleindrude nieder. Was feine 
Glaubwürdigkeit betrifft, fo ift (außer einzelnen Irrthümern des Gedächtniſſes) 
wenig auszufegen, was nicht ſchon in feiner Methode läge: Ornamentirung und 
ſtarke Färbung. Nicht ganz frei ift er von Voreingenommenheit, namentlich durch 
feine Parteiftellung. Darum ift Wilhelm III. fein eigentliher Held, wohl reiner 
dargeftellt als ſich mit Sicherheit thun läßt, und dazu ift die befannte Vertuſchung 
feines Berhältniffes zum Blutbad von Glencoe auch für das blödere Auge nur 
ſchwach gelungen. Darum hat er feinen Sinn für die Größe Friedrichs des Großen 
und zeigt in feiner Behandlung gleihviel Mißverſtändniß und üblen Willen als 
Unbekanntſchaft mit dem Gegenſtande; als englifcher liberaler Whig empfindet er 
für Rodingham For und Burfe und verfteht die gewaltigen Defpoten vom Konti- 
nente nicht. In Deutſchland hat ihm die lettere Arbeit wohl am meiften geſchadet, 
und wohl mehr als der Mühe werth war. 
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Die große Bedeutung Machiavellis für die Wiffenfchaft und für die Praris 
der Politif wird gegenwärtig richtiger und vielfeitiger gewürdigt, als in jevem 
früheren Zeitalter. an hatte fih während Jahrhunderten daran gewöhnt, ven 
geiftreihen Florentiner faft nur nad feiner Schrift über die Fürftenthümer zu 
beurtheilen, und man fah in biefer Schrift gewöhnlich nur eine Anleitung zu Gun- 
ften der Fürſten, Macht zu gewinnen und zu behaupten. M. war in ber That 
der Lehrmeifter des Abfolutismus geworben, der im XVIIten und XVIIIten Jahr- 
hundert auf den meiften europäifchen Thronen ſich feftfegte und ohne alle Rüd- 
fiht auf Moral und Recht nichts Höheres kannte als bie Intereffen feiner Herrfch- 
ſucht. Wie Friedrich der Große als Kronprinz die unfittliche umd gefährliche Wir- 
fung dieſes Buches bemerfend voll fittliher Entrüftung den Berfafler angriff und 
in einem eigenen Werk, feinem „Antimachiavelli“, Kapitel für Kapitel zu wiber- 
legen unternahm, fo war fein Urtheil über M. freilich nicht gerecht, aber er erwarb 
ih trogdem das große Berbienft, einen Grundfehler ver machiavelliſchen Politit 
aufzubdeden, und auch die fürftliche Politik auf eine moralifchere Bafis zu begründen 
und auf edlere Ziele hinzulenken. 

Seitvem man aber das Leben von M. befier ftubirt umd auch die übrigen 
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politifhen Schriften desſelben forgfältiger erwogen bat, trat jene Schrift mehr 
in den Hintergrund, und warb man gendthigt, die Meinung aufzugeben, daß M. 
ein Liebhaber und Förderer ver Tyrannei fei. Die Seele Ms war doch nicht fo 
ſchwarz, ald man ſich's eingebilbet hatte; und man mußte mit Beſchämung einge- 
ftehen, daß die abfolutiftifchen Neigungen der Fürften und ihrer Minifter, welde 
in feinem Bude Ermuthigung und Belehrung fuchten, viel ſchlimmer und gefähr- 
liher waren, als die Intentionen des Schriftftellers felbft, und daß es mehr noch 
‚ein Fehler ver folgenden Geſchlechter ald des Autors war, wenn fie die großen und 
fruchtbaren Wahrheiten überfahen, die M. ausgefprohen hatte, und die hoben Ziele 
nicht beadhteten, auf die er hingewiefen hatte. In unſern Tagen, in denen wir bie 
italienifhe Nation von dem Streben nad Befreiung von der Fremdherrſchaft und 
nad) freier Biltung eines einheitlihen Staates begriffen fehen, konnte man fid 
freilich der Wahrnehmung nit länger verfchließen, daß das ganze Denken und 
Wollen M.'s diefem großen Ziele gewidmet war. 

Es kann nicht die Aufgabe des Staatswörterbuchs fein, die ohnehin ſchon 
übermäßige Machiavelliliteratur durch eine neue Erwägung des vermeintlihen Wi- 
derſpruchs in den Schriften M.'s zu vergrößern. Wir können in viefer Beziehung 
auf die umfaflende Abhandlung Rob. von Mohls verweifen und begnügen ung, 
bie. harakteriftiihen Züge feiner ftaatswiffenfchaftlihen Bedeutung in einer kurzen 
Skizze zu zeichnen. 

Selten war ein Mann von der Natur fo ganz und ausfchließlih auf ven 
Staat angelegt, wie M. Wie das Wafler für den Fifh und die Luft für den 
Bogel das Element ift, in dem allein er ſich bewegen kann, fo konnte M. nur im 
Staate leben. Er ift ein Staatsmann im vollften Sinne des Wortes. Er fühlt 
fih berufen, eine politifhe Rolle zu fpielen und kann nicht leben ohne Politik. 
Seine Talente, feine Gedanken, feine Neigungen find dem Staate zugewendet, Er 
liebt den Staat mit Leidenſchaft und ift bereit, alle feine Kräfte im Dienfte des 
Staates anzufpannen. Er opfert ihm feine Ruhe, fein Vermögen, feine Freunde, 
ſich jelbft, fogar feine Ehre und fein Gewiſſen. Polttifhes Handeln ift ihm 
das Höchſte, was er kennt und anftrebt. Erſt in zweiter Reihe fteht ihm die po— 
litiſche Wiffenfhaft. Er ſchreibt viel lieber einen Geſandtſchaftsbericht, von 
dem er eine unmittelbare Wirfung hofft, als einen Diskurs über eine politifche 
Lehre. Die vierzehn Jahre 1498— 1512, die er als Staatsfetretär der Republit 
Florenz an den Geſchäften einen thätigen Antheil nahm, waren die glüdlichften 
feines Lebens, obwohl ihm Manches nicht nah Wunſch ging und er eine befchei- 
denere Stellung inne hatte, als feine ungewöhnlichen Fähigkeiten verbienten. Es 
war für ihn äußerſt [hmerzlih, daß er in feinem kräftigften Mannesalter — er 
war 1469 geboren — in Folge einer Staatsumwälzung und der Erhebung des 
Fürften Lorenz von Medici aus feinem Amte entlaffen und genöthigt wurbe, als 
bloßer Privatmann zu leben. Er kann diefe unfreiwillige Muße nicht ertragen. Wie 
rührend find feine bittern Klagen, die er feinem Freunde Bettori anvertraut. Wie 
elend kommt er fi vor, weil ihm die politifche Thätigfeit verfchloffen ift, wie un- 
fruchtbar und armfelig erfcheint ihm Alles, was er treibt. Er weiß faum, wie er 
ver Langeweile entrinnen ſoll. Er wird des Bogelfangs bald überbrüffig, dem er 
fih eine Zeit lang Hingegeben hat; vie Lektüre der Dichter, oder die Reize ber 
Natur erheitern ihm nur kurze Zeit, im Unmuth verbringt er die Stunden des 
Nachmittags mit Karten und Triktak in der Gefelihaft von Wirt), Mesger, 
Müller und Ziegelbrenner. Aber des Abends foncentrirt ſich fein Geift. Da legt er 
das gemeine und ſchmutzige Alltagskleid ab umd zieht fein Staatsfleid an. Da 
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bildet er fi einfam auf feinem Stubirzimmer ein, wieverum Staatsmann zu fein, 
führt heimlich Gefpräche mit ven Staatsmännern vergangener Zeiten, legt ſich felber 
politifhe Probleme vor und übt ſich in ihrer Löſung. Da er nicht wirkliche Ge— 
ſchäfte vollziehen kann, fo befchäftigt er fi mit gedachten Geſchäften. Aus Noth 
treibt er num politifche Wiſſenſchaft. Im ihr fucht er des Innern Dranges los zu 
werben, ber fich lieber in politiihen Handlungen fund gäbe, 

Ein fo gearteter Mann mußte die Wiſſenſchaft der Politik vollftändig los— 
reißen aus der erbrüdenden Umarmung der Theologie, welche fie während bes 
ganzen Mittelalters umſchloſſen und beengt hatte. Seine ganze Grundanſchauung 
ift fo völlig weltlih, fo durch und durch menfchlih, die Erhabenheit und Gelb» 
ftändigfeit des Staates ift ihm fo unzweifelhaft, daß er der mittelalterlichen Ab⸗ 
bängigfeit des Staates von der Kirchengewalt und Kirchenlehre kaum anders als 
mit fouveräner Verachtung gedenkt. Obwohl die politiihe Praris in Italien ſchon 
vor M. fi von der kirchlichen Leitung emancipirt hatte, fo haben feine Schriften 
doch zuerft die Wiſſenſchaft der Politif von der Bevormundung ver Theologie frei- 
gemadt. Es war das auch eine bedeutende bahnbrechende That, wenngleich zunächft 
in thebretifcher Form. 

Diefe ganz weltlih-menfhlihe Begründung und Richtung feiner Politit 
tritt um fo entjchiedener in allen feinen Schriften hervor, je tiefer in ihm vie 
Ueberzeugung wurzelt, daß das politifche Unglüd Italiens vornehmlich der Einwir- 
tung des römischen Papſtthums zuzufchreiben fei. Wer kennt nicht die zwei Vor— 
würfe, welde er in jener befannten Stelle der Diskurfe zu Livius (I. 12.) gegen 
die römische Hierarchie ſchleudert: 1) Das ſchlechte Beifpiel des römifchen Hofes 
babe Italien um alle Gottesfurdt und um alle Religion gebracht und deshalb 
unzählige Uebel verurfadht, und 2) ohne Einheit des ganzen Landes könne Italien 
unmöglich glüdlidy werben, das größte Hinverniß aber dieſer Einheit fei ver Papft, 
der nicht mächtig genug fei, um felbft Italien unter feiner Herrfhaft einigen zu 
fönnen, und doch nicht fo ſchwach fei, um nicht mit Hülfe der Fremden jeden 
andern Fürſten an der Einigung behindern zu können. 

Auch diejenigen mittelalterlihen Staatsweifen, melde gegenüber ver Kirche 
eine relative Selbftänvigleit des Staates behaupteten, geftanden doch willig der 
Religion eine höhere Autorität und eine geiftigere Bedeutung zu als ber Po- 
fitit. Auch diefe Anſchauung ift M. ganz fremd. Zwar ift er überzeugt, daß bie 
Zuftände und Erlebniffe der Völker und der Staaten nicht ausſchließlich von 
den Menjhen abhängen, fondern daß aud „das Schidjal" eingreife und daß 
„der Himmel” feine Macht: über die Menſchen vielfältig bewähre. Die Menſchen 
fünnen wohl nad feiner Meinung das Schidfal unterftügen, aber nicht mit Erfolg 
bemfelben widerftehen. Sie können feine Fäden zufammenweben, nicht fie zerreißen. 
Er fieht in der Geſchichte der Welt jo wenig ein bloßes Spiel des Zufall als 
eine blos willfürlihe That der Menfchen. Aber er verzichtet darauf, die Pläne 
einer höheren Weltleitung zu ergründen, und hält es für nütlich, wenn die Men- 
chen fi anftrengen, das Zwedmäßige zu thun und dann bie Hoffnung nie auf- 
geben, daß aud das Glüd ihnen hold fein werbe. (Erc. II. 29). Ganz in ber 
antiten Weiſe der Römer betrachtet er die Religion mit Vorliebe von ihrer po— 
litiſch⸗· wirlſamen Seite. Sie erfheint ihm beſonders wohlthätig, wenn fie im Dienfte 
des Staates iſt. Er ſchätzt die Klugheit der Fürften und ver Obrigkeiten fehr, 
welde vie religiöfen Gefühle nes Volks benugen, um ihren Einrichtungen ben 
Glanz der Heiligkeit zu verleihen, und gibt den Rath, auch den Aberglauben nicht 
zu verihmähen, wenn er die Anhänglichleit und die Ehrfurcht der unmiffenden 
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Klaſſen bewahren hilft. (Exec. I. 11. 12) Da die chriſtliche Religion mehr bie Lei- 
bens- al8 die Thatkraft empfiehlt, und weniger dem Staate, als der Kirche dient, fo ift 
viefelbe für feine Zwede nicht eben fo braudbar, wie bie alte heidniſche Religion, 
weldhe nur Feldherrn und Staatsmänner erhob und den weltlichen Ruhm heiligte. 
Er wirft dem Chriftenthbum oder wie er fich verbeffert der Art, wie das Chriften- 
thum verftanden und geübt wurde, vor, daß es „die Menfchheit entmannt und ven 
Himmel entwaffnet” habe, und erklärt diefe religiöfe Richtung für eine Haupturfadhe, 
daß es weniger Republifen und weniger Freiheit gebe als in ver alten Welt (IL. 2). 
Aber zugleih fucht er auch dem Chriftenthume, welches die Erhebung und Ber- 
theidigung des Baterlandes empfehle, eine nüglihe Wirkung für den Staat abzu- 
gewinnen und meint, die Staaten wären um Vieles glüdlider, wenn man bie ur- 
ſprünglichen Satungen des Stifter8 der chriſtlichen Religion beffer verftanden und 
geübt hätte, (I. 12.) 

Dan fieht, die antife — vorzüglid die römiſche Weltanfhauung zieht ihn 
gewaltig an und lebt in ihm wieder auf. Er ift in dieſer Hinfiht von der großen 
Strömung der Renaiffance ergriffen, melde damals von Italien aus die ftrebjamen 
Geifter aller europäifhen Völker mit fortriß. j 

In einer wejentlichen Beziehung aber überſchreitet er die Schranfen, welche 
die Römer noch — freilich mehr in der Theorie als in ver Praris — beachtet 
hatten. Seine Politif ift eben fo wenig von dem Recht oder von ber Gittlid- 
feit als von der Religion bedingt. Aeußerft felten fpricht er von Nechtsinftitutionen, 
nirgends gründet er feine Erwägungen auf das Fundament einer natürlichen ober 
biftorifhen Rechtsordnung. Wenn er der Gefege oder der Einrichtungen gebentt, 
fo fieht er darin nur politifhe Maßregeln, deren Werth Ieviglic nad) dem Grave 
ihrer Zwedmäßigkeit für die politifchen Ziele zu bemefjen if. Für die Idee der 
Gerechtigkeit hat er fein Auge. 1 

Man kann diefe Scheidung der Politif vom Recht für einen wiffenfchaftlichen 
Fortſchritt infofern halten, als die Erkenntniß des Staates durch die abgefchloffene 
und foncentrirte Aufmerffamfeit auf die Cine Seite des ftaatlichen LTebens und 
Strebens im Gegenſatze zu der andern unterläglichen Seite des ftaatlihen Be— 
ftandes an Klarheit gewinnen mochte, wie fie durch die Mifhung von Recht und 
Politif getriibt werben konnte. Die Einfeitigfeit der Betrachtung fand leicht wieder 
ihre mifjenfhaftliche Ergänzung und ihre Korreftur in dem Hinzutritt ber Rechts- 
wiſſenſchaft. Je mehr Fleiß auf diefe bisher verwendet und je weniger bie Politik 
als Wifjenfchaft gepflegt war, um fo verbienftliher war es, biefen Mangel zu 
verbefjern, und das fonnte kaum anders als in einfeitiger Richtung geſchehen. 
Uber man muß zugleich anerkennen, daß in biefer Scheidung, wenn fie aud) in 
der Praxis vollzogen wurde, eine große Gefahr lag. Wenn die politifche Theorie 
die Mächtigen in der Neigung beftärkte, bei ihren Handlungen oder Unterlaffungen 
ebenfo einfeitig nur dur Gründe der Zwedmäßigfeit fi beftimmen zu laffen und 
ſich nichts um das beftehende Necht zu befümmern, fo wurbe bie Lehre verderblich. 
Man kann M. nicht von der Schuld freifprechen, daß er dieſem böfen und ſchäd— 
lichen Irrthum der Praxis nicht entgegen gewirkt, daß fogar er felber nicht davon 
frei geblieben fei und feine Nachfolger eher dazu mißleitet als davor gewarnt habe, 

Noch gefährlicher und noch ſchädlicher wirkte die Ablöfung und Trennung ber 
Politif von den fittlihden Grundbedingungen und Zielen der Völker, 
Sie war auch wiſſenſchaftlich nicht zu rechtfertigen, denn Politik und Gittlidy- 
feit find nicht wie Recht und Politif zwei verjchievene Seiten des Staates, fon- 
dern wie die gefunde Politik von ſittlichen Kräften bewegt wird, fo verfolgt fie 
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auch fittlihe Ziele. Indem ber fittlihe Zufammenhang abgeriffen und pie mora- 
liſchen Elemente ausgefchieven werben, wird bie ethiſche Natur und Beftimmung 
des Staates verfannt und der Charakter der Politit dem Verderbniß Preis gege- 
ben. Eine fittliheindifferente Klugheitslehre verdient nicht mehr den Namen ver 
Politik, da fie eher noch für eine Räuberbande oder Diebsgenofjenfchaft als für den 
Staat paßt. 

M. gibt zwar der Tugend an fidy den Borzug vor dem Lafter. Er weiß es zu ſchätzen, 
baß die Tugend geehrt werde und das Lafter Schande bringe. Aber da die Menfchen im 
Durchſchnitt böfe feien, jo meint er, könne auch der Fürft nicht immer tugendhaft fein, und 
da mandymal der Schein ver Tugend ihm nütlicher fei als die wirkliche Tugend, fo babe 
er mehr darauf Bedacht zu nehmen, daß er biefen Schein wahre als die Tugend 
jelber übe. Defter aber ift das Lafter förverlicher, und wenn das fo ift, dann räth er, 
die zweckmäßige Miffethat auszuüben, Betrug, Treubrud, Berrath, Grauſamkeit, fogar 
der Mord find ihm als Mittel, um Herrfhaft zu gewinnen oder zu behaupten, un— 
tavelhaft. Im feinem perjönlichen Leben war M. eher moralifcher als vie meiften 
feiner Zeitgenofjen, ein aufrichtiger Liebhaber ver Wahrheit, ein treuer Freund, ein 
begeifterter Patriot. Aber man kann es nicht leugnen, daß er mit Vorliebe bie 
beiden unfittlichften aber Hug berechnenden Fürſten feiner Zeit, ven Papft Alerander 
VI. und feinen Sohn Cäſar Borgia rühmt und ihre ſcheußlichen Verbrechen infofern 
entſchuldigt, als dieſelben als Mittel der Herrfchaft dienen. Allerdings find das nicht 
die höchſten Ideale großer Männer, die er kennt. Er ftellt die tugenphaften Heroen 
ber Geſchichte höher und beflagt fein verborbenes Zeitalter, das genöthigt fei, auch 
ruchlofen Führern zu folgen. Aber er verhält ſich doch äußerſt unempfindlid und 
gleichgültig für eine moralifche Beurtheilnng der politifchen Handlungen. Die Zwed- 
mäßigfeit ver Mittel ift ihm ver einzig entſcheidende Mafftab, und bie kluge 
Anwendung diefer Mittel gilt ihm als die preiswürbigfte Eigenſchaft des Staats- 
mannes, In allen diefen Dingen fpridt er im Grunde nur die Unfichten aus, 
welche in feinem Baterlande die berrfchenden waren. Aber weil er benfelben in 
einer glänzenden Proſa einen bleibenden Ausorud verliehen bat, fo ift er zum Re- 
präfentanten und Träger auch der fittlicheverfommenen Weltanfchauung feines Volks 
und feiner Zeit geworben, und ber verbiente Ruhm feiner lichtoollen Einfiht und 
feiner patriotifhen Gefinnung kann doc nicht die dunkeln Flecken feiner Lehre 
reinigen. 

Man darf übrigens die politifhen Schriften M.'s nicht als eine allgemeine 
Stantslehre verſtehen. M. hat Fein politiſches Syftem gefchrieben. Er war rc 
fein fpftematifch-wiffenfchaftliher Geift. Die Beweglichfeit und Drehbarkeit feiner 
Natur macht ihm jede harte Folgerichtigkeit unmöglih. Die allgemeinen Säte, die 
er aus einzelnen biftorifhen Erfahrungen wie die Biene den Honig aus den Blüthen 
ausſaugt, erſcheinen ihm freilich als Wahrheiten, und er verfünbigt fie als politifche 
Marimen. Aber er kümmert fi) doch weniger um ihre innere Begründung und 
ihre logiſche Rechtfertigung, als um ihre Brauchbarkeit, und er ift jeden Augenblid 
bereit, im einzelnen Fall aud anders zu handeln und das Gegentheil der em- 
pfohlenen Marime zu beachten, wenn das Gegentheil gerade nützlicher iſt. Ob— 
wohl er den Lehrmeifter fpielt, fo ift er doch der am wenigften boftrinäre Lehrer, 
ben es jemals gegeben hat. Im feinen Schriften finden fich gelegentlich auffallenve 
Widerſprüche, zuweilen ganz nahe beifammen, fogar in vemfelben Kapitel. Das 
genirt ihn nicht. Ein fo gewandter Logiler er ift, fo muß auch die Logik ihm nur 
als Mittel für die wechfelnden Benürfnifie des Moments dienen. 

Bon feinen beiden politifhen Hauptichriften, ven „Diskurfen zum Livins“ und 
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„dem Fürſten“, iſt die erſtere umfangreichere auch die vorzüglichere. Seine wahre Mei- 
nung tritt in ihr vollftändiger und freier an’s Licht. Die zweite kürzere Schrift 
war zu fehr auf den Fürften berechnet, dem er fie in ber vergeblihen Hoffnung 
widmete, daß fie ihm das Thor zum praftiihen Staatödienft wieder eröffne Er 
wollte dem Mebdiceer durch viefelbe Far machen, wie groß das politifche Talent ſei, 
das er brach liegen laffe, und wie geneigt er wäre, auch der Macht zu dienen, gegen 
die er vorher gefämpft hatte. Unter folhen Borausfegungen find fonft die Fürften 
geneigt, den alten Gegnern zu verzeihen und fie als neue Werkzeuge zu gebrauchen, 
Wenn Lorenz Mebici den großen Schriftfteller doch nicht zu Gnaden aufnahm, fo 
waren fidher nicht die fittlihen Mängel ver Lehre und ihres Urhebers die Urfache 
folher Ungunft, auch ſchwerlich die Unfähigfeit des Fürften, das jeltene Talent zu 
ſchätzen, ſondern wohl eher ein tiefes Mißtrauen gegen deſſen tiefer liegende Be- 
ſtrebungen und die Beforgniß, der geiftig überlegene Mann möchte ald Fürften- 
biener auf die Erneuerung der Republif hinarbeiten. Liest man die Bemerkung M.'s 
(Dist. III. 2) über die Berftellung des Brutus und erwägt man feinen Rath, 
daß der Freund der Freiheit, der zu ſchwach fei, ven gehaften Fürften offen zu 
‚ befämpfen, feine Freundſchaft burd alle Kunftmittel gewinnen müſſe, um in Sicher- 
beit für die Befreiung arbeiten zu können, fo fann man jene Beforgniß nicht ganz 
ungegrünbet finden, wenngleich es ehrenvoller für den Fürften gewejen wäre, ihn 
feinen Kräften gemäß zu beichäftigen. 

Auch M. hat politifche Ideale, obwohl feine ganze Lehre überwiegend rea- 
tiftifch ift. Immer wieder dringt er darauf, man müffe in ver Politik die Men- 
fhen und die Zuftände nehmen, nicht wie fie fein follten, fondern wie fie find, und 
darnach alle Mafregeln richten. Weil die Menfchen großentheils fchleht und bie 
Zuftände verborben feien, fo denkt er, können aud die politifchen Handlungen, um 
wirkfam zu werben, von biefem Verderbniß ſich nicht rein und frei erhalten. Aber 
ber kalt berechnende Realismus feiner politifhen Mittel, den er zuweilen bis zur 
Nieverträchtigkeit fteigert, hindert ihn doch nicht, ideale Ziele mit aufopferndem 
Ernfte anzuftreben. Obwohl er auch den Tyrannen nüglihe Marimen in Umlauf 
fest, fo ift fein Geift doch erfreut, die Vorzüge der Freiheit zu ſchildern, und Lieber 
noch ſucht er die Mittel auf, die Freiheit zu behaupten oder bie verlorene wieder 
zu gewinnen. Er weiß ſehr wohl und ſpricht e8 aus, daß die freien Länder in jeder 
Boltswohlfahrt größere Fortſchritte machen als die vienftbaren Länder, und daß je 
härter die Knechtſchaft fei, um fo tiefer das Volk in jedem Elend verfinfe. (Disk. 
II. 2.) Er hebt hervor, daß die Völker dankbarer zu fein pflegen, als bie Fürften 
(I. 29), und behauptet im Widerfpruch mit der gewöhnlichen Meinung, daß bie 
Bölfer beftändiger und weifer feien als die Fürften (I. 58.) Er macht dabei bie 
feine Bemerkung: „Die ungünftige Meinung gegen die Bölfer entfteht daraus, daß 
Jeder frei und ohne Scheu ihnen übles nachſagen kann, auch während fie regieren, 
von den Yürften hingegen immer vol Furcht und mit taufend Rückſichten gefprodjen 
wird." Er findet, daß zwar Fürſten und Republifen, wenn es nöthig erfcheint, ihre 
Allianzen und Berträge brechen, aber daß die Fürften ſich doch leichter als die Re— 
publifen entſchließen, diefe Treue zu brechen (I. 59). Den Stiftern von Republifen 
bietet er den ſchönſten Lorbeerkranz des Ruhms, er fett fie Über die großen Yeld- 
herrn und zunächft ven heiligen Gründern ver Religionen. Die Zerftörer der Re- 
publifen und die Gründer der Thrannei gibt er dem Abfchen Preis, Sogar den 
großen Cäfar haft er deshalb mit dem Haffe des Republifaners Brutus, der ihn 
ermorbet, weil Cäfar die Republif Rom zerftört hat. (I. 10.) Diefes Urtheil über 
Ehfar in dem Munde eines Autors, der das Buch vom Fürften gefhrieben und 
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den Caſar Borgia gefeiert hat, wird nur erklärlich, wenn man ſich erinnert, welche 
leidenſchaftliche Liebe zu der Freiheit Italiens das Herz des Mannes erfüllt, und 
wie fehr geneigt er ift, in ber antifen Republif Rom, welde durch Cäfar ihren 
Abſchluß erfahren bat, das Vorbild aller gefunden italienifhen Politit und vie 
Quelle ver politifchen Weisheit zu erfennen. 

Er bewegt fich oft mit feinen Bemerkungen in den Grenzen eines Fleinen 
Fürſtenthums oder eines Staates. Italien war damals fo zerbrödelt und zerflüftet. 
Die Mittel, die er in Bewegung fegen möchte und die er berechnet, find daher oft 
Heinlih, und die Darftellung wird deshalb zumeilen enge und beſchränkt. Aber er 
verliert trogdem das weitere Ziel nicht aus den Augen, das ihm als das Ideal 
der Zukunft vorſchwebt. Alle feine Mittel follen doc zulegt nur die Erreichung 
biefes fernen Zieles ermöglihen und fördern. Er will fein Bolt erziehen zur 
Tapferkeit und Kriegstüchtigkeit, die ihm fehlt, damit es der fremden Söldner und 
Hülfstruppen entbehren könne und bie fremden Herrn vertreiben lerne; er will — 
mit den graufamften Mitteln — die kleinen Tyrannen befeitigen, indem er fie ven 
rößeren Tyrannen zur Speife vorwirft, damit ein größerer Staat heranwachſe. 
* dieſem Endzweck will er ſelber dem neuen Fürſten dienen, der an dem großen 
Werk der Befreiung und der Einigung Italiens entſchloſſen arbeite. Jedes 
Mittel ift ihm gerecht, welches diefem nationalen Zwede dient. So ift M. der Ber- 
treter der Nationalität als eines neuen Staatsprincipes, wenn auch zunächſt 
nur für Italien geworben. Wie in feiner ftumpfen Gleihgültigfeit für den fitt- 
lihen Werth der Mittel die Schwäche und die Gefahr feiner Schriften zu erfen- 
nen ift, fo ift die reformatorifhe und nationale Bebeutung feines ernften 
Strebens fein bleibender Ruhm. Wie das Chriftenthbum dem viele Sünden ver- 
gibt, der viel geliebt hat, fo find die Völker geneigt, auch dem viele Frevel zu 
verzeihen, welcher viel gethan hat, um ihre Freiheit und ihre nationale Erhebung 
zu fördern. 

Ausführliche Nachmelfe über die „Machiavelli-Literatur“ find hei R. 
v. Mohl Gefhichte und Literatur der Staatswifjenfchaften. III. ©. 521. ff. zu 
finden. vlunutſchli. 


Madiſon. 


Jakob Madiſon, der Sohn eines reichen virginiſchen Pflanzers, geb. 1751, 
begann ſeine lange öffentliche Laufbahn 1776, indem er in die Legislatur ſeiner 
Heimath gewählt wurde; von 1777 -1779 war er Mitglied des Staatsrathes, und 
von 1780—1783 ſaß er im Kongreß. Er ſpielte hier ſchon feine unbedeutende 
Role; wichtiger noch wurbe fein Wirfen für das allgemeine Vaterland in den fol 
genden Jahren, indem er wieder in das Unterhaus von Virginien ging mit ber 
Abfiht, für eine Reform der Bundesartikel thätig zu fein. Er brachte den Antrag, 
welchen fein Landsuann Monroe vergeblid im Kongreß geftellt hatte, viefer Kör- 
perfchaft die Leitung des Handels zu übergeben, vor die Yegislatur: als aber eine 
große Mehrheit ein foldhes Recht nur auf dreizehn Iahre dem Kongrek überlaffen 
wollte, hielt es M. für beffer, die Zurüdnahme des gefahten Beſchluſſes zu be— 
wirken und von weiterer Erfahrung und felbft von Mißgeſchick eine größere Ge- 
neigtheit zu Zugeftänpniffen zu erwarten, um nicht durch vorübergehende Maßre— 
geln einer ausreichenden Reform in den Weg zu treten. Jedoch bald darauf, im 
Januar 1786, gelang es, die Zuftimmung des Haufes zu einer Verfammlung von 
Abgeorbneten aller Staaten, die über einen gemeinfhaftlichen Tarif berathen foll- 
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ten, zu erreichen, und M. felbft wurde zu biefem Zweck mit zwei andern Män- 
nern nach Annapolis gefendet. Weil aber nur wenige Staaten hier vertreten waren, fo 
empfahlen die Anweſenden eine neue Zufammenkunft von Abgeordneten aller Staaten, 
jedoch nicht mehr, um einen Zollverein zu gründen, fondern um an die gefammte 
Bundesverfaffung die beffernde Hand zu legen. M. wirkte num eifrig mit, um bie 
Theilnahme Birginiens an biefer Berfammlung, dem Generalkonvent von Bhila- 
velphia, zu gewinnen, und wurde felbft unter die Zahl derer aufgenommen, welde 
dahin gehen follten. Als die meiften Staaten ven Beihlüffen von Annapolis bei- 
getreten waren, forderte M. ven Gouverneur Randolph auf, einige leitende Vor— 
ſchläge zu entwerfen, da vergleichen wahrfdeinlid von den Abgeorbneten Birginiens 
erwartet werben würden. Diefem gebrach e8 aber an der nöthigen Muße; daher un- 
terzog ſich M. felbft diefer Aufgabe; denn er hielt e8 nicht für gerathen, von ber 
alten Bundesafte, den fogenannten Konföberationsartiteln, auszugehen. Als Ziel der 
Reform gab er mit richtigem Gefühl für das Erreihbare eine Bermittelung zwifchen 
Unabhängigkeit und Berjhmelzung der einzelnen Staaten an und war befonvers 
bemüht, Mittel aufzufinden, um Uebergriffe der legtern unmöglich zu machen; daher 
verlangte er für den Bund unter anderm das Recht, ein Beto gegen Gefege ver 
Staaten einzulegen. 

Seinen Einfluß erfennt man in ben fünfzehn Vorſchlägen, welde von den 

Abgeorbneten Birginiens nachher dem Generalkonvent gemacht und von diefem zur 
Grundlage der Berathung genommen wurden. Bon den Berhandlungen, die nun 
folgten, verdanken wir ihm allein eine ausreidhende Kenntniß; denn er arbeitete mit 
ausharrendem Fleiße, wenn eine Gigung beenvigt und ber Eindrud noch frifch 
war, nad den gemachten Bemerkungen feinen Bericht aus, und es traf ſich fo 
glücklich, daß ihn fein Unfall und keine Abhaltung zu Berfäumniffen zwang. Er 
ſetzte durch dieſes Werk den vortrefflihden Männern, welche die gegenwärtige Bun— 
desverfafjung gefhaffen haben, und damit zugleich ſich felbft ein ehrendes Denkmal; 
denn niemand nahm öfter und eifriger Theil an biefen Berathungen, als M., 
feines Stoffes Meifter, mehr an den Berftand fi) wenden als an das Gefühl, 
ohne die Andersdenkenden zu verlegen, liberal und Fonfervativ, jenes um bie Ein- 
heit zu ftärfen, dieſes um die Freiheit zu begrenzen und dadurch ihren Beftand 
u ſichern. 
ä Als endlicd das große Werk beendigt und dem Volke zur Annahme vorgelegt 
worben war, half M. die öffentlihe Meinung aufklären, indem er im Bunde mit 
Hamilton (f. diefen Art.) und Jay in einer Neu-Yorker Zeitung die neue Ver— 
faffung erläuterte und gegen bie vielfachen Ausftellungen, welde gemacht wurben, 
vertheibigte. Diefelbe Pflicht erfüllte er in feinem engern Baterland, als bafelbft 
eine befondere Berfammlung über den Beitritt dieſes Staates entſcheiden follte. 
Groß war hier die Zahl der Gegner und bedeutend das Talent ihrer Führer; 
aber M. erfoht auch hier den Sieg, unterftügt durch die Geſchicklichkeit feiner 
Mitftreiter, ven moralifhen Einflug Washington’s und die Nothwendigfeit ber 
Dinge. Dennoch war die antiföveraliftifhe Gefinnung in der Yegislatur von Bir: 
ginien mächtig genug, feine Wahl in den Bunbesjenat zu vereiteln, und aud in 
dad Haus ver Abgeorbneten fam er nur gegen das Berfprehen, Aenderungen zu 
befürworten. - - 

So lange Washington Präfident war, blicb M. im Kongreß, wo er Anfangs 
die Führung übernahm und im föderaliftifchen Sinne wichtige Fragen über bie or- 
ganifhen Geſetze zu entſcheiden beitrug; aber in Bezug auf die Herftellung bes 
Krevites wid er von den Borfchlägen ab, welche der Staatsſekretär Hamilton 
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machte, und näherte ſich den Antiföderaliſten oder Republikanern, mit welcher Partei 
er, vielleicht unter dem Einfluſſe ſeines Freundes Jefferſon, allmälig ganz ver— 
ſchmolz. Ja, der Mann, welcher im Generalkonvent von Philadelphia wiederholt, 
wiewohl vergeblich, für die Befugniß des Bundes, ein Veto gegen Geſetze der Staaten 
einzulegen, aufgetreten war, ging eilf Jahre ſpäter den entgegengeſetzten Weg und 
verfocht 1798 im Bunde mit Jefferſon (ſ. ven Art.), wenn auch maaßvoller im 
Ausprud, die Lehre, daß die Staaten das Recht hätten, in Fällen, wo fie fi durch 
Bundesgefege beeinträchtigt glauben, „dazwiſchen zu treten, um ben Yortgang des Uebels 
zu hemmen und innerhalb ihrer Örenzen bie ihnen zukommenden Gemalten, 
Freiheiten und Rechte aufrecht zu Halten.” Als mehrere Staaten dieſe Anfihten 
verwarfen, vertheidigte fie M., der indeß felbft in vie Legislatur von Birginien 
gefommen war, gab ihnen aber eine Erklärung, die ihren Sinn einigermaßen 
abſchwächte. 

Durch Jefferſon wurde M. 1801 in das Kabinet berufen, wo er bis 1809 
vie Stelle des Staatsſekretärs bekleidete und der vornehmſte Rathgeber des Präfi— 
denten wurde. Die ſchwierige Lage, in welche die Politik Jefferſons die Vereinigten 
Staaten gebtacht hatte, beſtand noch ungemindert fort, als M. nun ſelbſt an die 
Spitze ver vollziehenden Gewalt des Bundes trat. Napoleon und England hatten, 
jener bie britifhen Infeln, viefes das franzöfifche Reich und die Länder feiner Ver- 
bündeten für blofirt erklärt und dadurch den amerifanifchen Handel ſchwer getroffen, 
die Gegenmaßregeln der Bundesregierung aber ſich als unzulänglid erwiefen, 
verfuchte num eine Unterhandlung mit dem englifhen Geſandten Ersfine,; man 
gelangte zu einem Einverftänpniß ſowohl über ven der Fregatte Cheſapeake ange- 
thanen Schimpf (j. ven Art. Calhoun) als über die britifhen VBeroronungen vom 
Jan. und Nov. 1807; aber das Kabinet von London verfagte diefer Uebereinfunft 
die Beftätigung, weil Erskine feine Inftruftionen überjchritten hätte. Letzteres war 
allerdings gefhehen und infoweit das Minifterium gerechtfertigt; aber wenn Jef- 
ferſon einen großen Fehler begangen, als er ven von Monroe (f. den Art.) ge 
ſchloſſenen Bertrag verworfen, jo Iud jest das Londoner Kabinet eine eben fo 
jhwere Schuld auf fi; venn die Erneuerung des früheren Handelsverkehres wäre 
für beive Länder gleich vortheilhaft gewefen und cin unnüger Krieg unterblieben. 
So wuhs die Mifftimmung in den Vereinigten Staaten; unter den Republifa- 
nern, bie mit ihren Sympathieen nod immer zu Frankreich neigten, obwohl bie 
Ameritaner von Napoleon kaum eine beffere Behanplung erfuhren, bildete ſich, 
bejonders aus ben jüngeren Männern, eine Partei, melde für die Rechte der Neu- 
tralen mit England fämpfen wollte; bei ven neuen Wahlen erlangte fie im Kon- 
greß die Mehrheit und zwang ven Präfidenten, durch die Drohung, daß er fonft 
“nicht würde wiedergewählt werben, eine Kriegserflärung zu empfehlen, die dann 
aud vom Kongreß gegeben wurbe (18. Juni 1812). 

Um die nämliche Zeit (23. Juni) nahm das Londoner Kabinet, wiederholt ge- 
dräugt duch Brougham und Baring, die anftößigen Verordnungen zurüd, und 
damit fiel der eigentliche Grund des Krieges hinweg. Allerdings gab es nod einen 
andern Beſchwerdepunkt, über den ſchon zu verfchierenen Malen zwifchen beiden 
Ländern verhandelt worben war; die Engländer behaupteten, das Recht zu haben, 
defertirte Matrofen, die geborene Briten wären, von amerifanifhen Schiffen zurüd- 
zuverlangen und im Nothfall fi) ihrer mit Gewalt zu bemächtigen. Es läßt ſich 
nicht läugnen, daß eine foldhe Forderung, jelbft wenn man von den dabei vor- 
lommenden Mißbräuchen abfieht, ein ernftliher Uebelftand war. Aber während 
‚Washington und Adams, ohne das Recht zuzugeftehen, ſich begnügt hatten, durch 
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bie Freundſchaft mit England die mildeſte Ausübung dieſes Anſpruches zu erlangen, 
der, wie fie zuverſichtlich Hofften, mit dem friedlichen Wahsthum der Macht ber 
Union von felbft erlöfhen würde: verwarf Jefferfon einen Vertrag allein deshalb, 
weil dieſes Recht darin von Seiten Englands im Princip nicht aufgegeben war, 
und M. ließ jet nur um dieſes Grundes willen die begonnenen Feindſeligkeiten 
fortfegen, fo umvorbereitet auch vie Bereinigten Staaten für den Krieg waren. 
Sie zählten damals über fieben Millionen Seelen, wovon beinahe zwei Millionen 
Sklaven waren; fie befaßen ein Heer von 10,000 Mann, die Hälfte davon rohe 
Refruten, und ihre Seemacht beftand aus 5 Yregatten, 3 Kriegsfhaluppen, 5 
Briggs und 170 Kanonenböten. 

Dennoch gewannen diefe Schiffe Einzelfiege, welche die Engländer erjchredten, 
die erftaunte Welt überrafhten und den Amerikanern zeigten, was eine Flotte 
geleiftet haben würde, wenn bie kurzfichtige Politit der republifanifchen Partei ven 
Bau einer folden nicht ſtets gehindert hätte. Dagegen erlitt das Landheer viele 
Unfälle; allmälig verminderten ſich auch die VBortheile zur See; die Küften wurden 
blofirt, und der auswärtige Öanbel hörte faft ganz auf; in dem Eintommen von 
11 Millionen, auf welches der Schagfetretär für das Jahr 1815 rechnete, waren 
die Einfuhrzölle, die in gewöhnlichen Zeiten vie Haupteinnahme bilden, nur auf 
1 Million angefegt. In Neu-England, das hierunter am meiften litt, vermehrte 
fi die ſchon lange beftehende Unzufriedenheit mit der Politik der Regierung auf 
eine bevenkliche Weife; am 24. December 1814 trat in Hartforb ein Konvent von 
26 Männern zufammen und erinnerte durch feine Beſchlüſſe ven Präfinenten fehr 
ungelegen an die Rolle,. die er 1798 in Birginien gefpielt hatte. Mit einem Wort, 
die Lage der Dinge war äußerſt beunruhigend. 

Auch M. verzweifelte, das Hauptziel des Krieges zu erreichen. Im Mai 1813 
hatte er erklärt: Wenn die Engländer jenen Anfprud nicht aufgäben, hätten bie 
Bereinigten Staaten vergeblid an vie Waffen appellirt; im Anfange des folgenden 
Jahres Tauteten die von ihm ertheilten Berhaltungsbefehle noch eben fo. Fünf 
Monate fpäter wies der Präfivent die nah Europa geſchickten Bevollmächtigten 
an, dieſe Angelegenheit ganz fallen zu laffen, wenn fie nicht anders Frieden 
fließen könnten. Und fo gefhah es denn aud. In dem Vertrage von Gent (24. 
December 1814) war weder hiervon noch von den Rechten der Neutralen bie 
Rede, Bald darauf (Januar 1815) gewann Jadfon (f. d. Art.) bei Neu-Orleans 
einen ſchönen Sieg, der freilich die Friedensbedingungen nicht änderte, immerhin 
aber dazu diente, die Verlegenheit der republifanifchen Partei zu mindern und das . 
gefunkene Anfehen ver Bereinigten Staaten in ver öffentlihen Meinung Europa’s 
wieder zu heben. Mehr noch beförberte letzteres das energifche Vorgehen der Ver— 
einigten Staaten gegen Algier, welches ihnen ſchon vor einigen Jahren den Krieg 
erflärt hatte, weil ver Dey nicht die richtigen Geſchenke bekommen hätte. Commodore 
Decatur nahm kurz hintereinander zwei Fahrzeuge, von denen das eine das größte 
Schiff in der Flotte diefes Raubftagtes, eine Fregatte von 74 Kanonen, war, und 
erſchien dann vor Algier. Der erfchredte Det beeilte fih aber nad ſolchen Bor- 
gängen, Frieden zu fließen; er lieferte alle gefangenen Amerilaner aus, zahlte 
fogar noch eine beveutende Geldſumme und entfagte fortan gegenüber den Ber- 
einigten Staaten allem Tribut. Auh Tunis und Tripolis fahen fi genöthigt, 
für amerifanifhe Fahrzeuge, die unter den Kanonen ihrer Forts von britiſchen 
Kreuzern genommen worden waren, eine Entihäbigung zu zahlen. 

Am 4. März 1817 machte M. feinem Landsmann Monroe Plag und zog 
fih in das Privatleben zurück. Er erlebte noch, wie die Nullifilationstheorie 
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feines indeſſen dahin gefchtevenen Freundes Iefferfon, durch Calhoun aus ihrem 
breißigjährigen Schlummer aufgeftört, die Bereinigten Staaten tief erſchütterte. 
Ganz richtig ſchalt er fie jeßt eim töbtliches Gift und bemühte fi, fie von ber 
nahe verwandten Lehre, die er 1798 ver Legislatur von Pirginien in ven Mund 
gelegt hatte, forgfältig zu ſcheiden. Er war glüdlich, daß die Gefahr vorüberging. 
Im. Jahr 1836 ſchloß er feine lange irdiſche Laufbahn. 

Literatur: The papers of J. Madison, publ. by Gilpin. New-York 
1841, 3 Bde. Bgl. mein Buch: die Ver. Staaten v. Norbamerita im Uebergange 
vom Staatenbund zum Bundesſtaat. Hildreth, hist. of the United States. 
Alison, hist. of Europe from 1789 to 1815 ®b. X. Thiers, hist. du Con- 
sulat et de l’Empire ®b. XV. Benton, thirty years’ view. ®v. I. Rives, 
hist. of the life and times of J. Madison, bis jest ein Band. Reimaun 
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Die Magyaren. 


In der Mitte des neunten Jahrhunderts, ungefähr in verfelben Zeit, da ſchon 
mit den franzöfifchen Königen die langen Kämpfe um den Beſitz der rheinifchen 
Gegenden begonnen hatten, die Küften des Nordens bis tief in das Innere von 
nermannifchen Heerhaufen überfluthet und vermwüftet wurden und an ber öftlichen 
Grenze die Slaven eine brohende Stellung einnahmen, fam zu ben ſchon 
genannten ein bisher unbelanntes Wandervolf, welches bie inneren Gegenden 
Deutſchlands plündernd durchzog. Dies geihah zum erftenmale im Jahre 862, 
während der Regierung Ludwigs des Deutfhen, und jenes Boll wurde ſchon 
damals von den Zeitgenoffen die Umgern (Ungri) genannt. 

Dasfelbe hatte, gefhichtlih nachweisbar, bereits dreißig bis vierzig Jahre vor 
dem bezeichneten Zeitpunfte feine Wohnfige in den unteren Gegenden der Donau, 
Es wird in ben Berichten Leo's des Grammatikers mit dem Namen der Turken 
bezeichnet; doch heißen dieſe Turfen bei dem nämlichen Schriftfteller aud Hunnen 
und Ungern, unftreitig wegen mancher ihrer Eigenthümlichleiten, welche an bie 
Grundzüge des großen erobernden Bolfes im fünften Jahrhundert erinnerten. Diefe 
Zurfen waren zugleih Freunde und Bundesgenofjen der Bulgaren und wohnten 
nahe venfelben in ven Weidetriften, welche fi durch Beſſarabien über dem heutigen 
Odeſſa bis Cherſon Hinzogen. Da nun die Bulgaren in der damaligen Zeit bie 
Herrfhaft bis in die pannonifhen Gegenden und das heutige Niederungarn aus- 
gebehnt hatten, fo wird vollfommen begreiflih, wie jene Turfen, Hunnen ober 
Ungern unter dem Schirme des ihnen befreundeten Bolfes ihre Heerfahrten bis 
an den mittlern Lauf der Donau ausdehnen und von da firomaufwärts bis in bie 
inneren Gegenden von Deutſchland fortfegen fonnten. 

Das freundlihe Verhältniß zu den Bulgaren aber wurde geſtört; benn bie 
ſchlauen Byzantiner mußten die Ungern ködernd in ihr Intereffe zu ziehen und 
benugten ſodann bie Verfeindung berfelben mit den Bulgaren, um biefen eine 
ſchwere Niederlage beizubringen. Die Bulgaren fannen nun auf Rache, und bie 
Gelegenheit dazu bot fi) bald. Aus dem fernen Oſten wälzte fih das wilde Volt 
ber Petſchenegen, durch blutige Siege Schreden verbreitend, gegen bie Grenzen bes 
byzantiniſchen Reiches heran. Sie ftießen zunächſt auf die Chazaren, welche den 
Ungern im Oſten wohnten. Vergeblich hatten byzantinifche Feldherren und Admirale 
durch Anlage von Schanzen und Feften in dem Lande berfelben dem Fortgange 
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des feindlichen Volles zu mehren geſucht: die Chazaren wurden von ben gemalt- 
fam vorbringenden Petſchenegen nievergeworfen und beinahe zermalmt. Sofort ftellten 
fih die erbitterten Bulgaren auf die Seite der Petfchenegen und verbanden ſich 
mit biefen zum Untergange ber zwijchen beiden eingeflemmten Ungern. Diefe 
erfannten bald, daß ihre Lage vollftändig unhaltbar geworben fei, befchloffen, mit 
dem ganzen Bolfe in der Ferne neue Wohnfige aufzuſuchen, und brachten viefen 
Plan rechtzeitig zur Ausführung. Sie wendeten fi gegen Norden dem einzigen 
Ausgange zu, der ihnen übrig geblieben war, und gelangten durch die Ebenen bes 
ſüdlichen Rußlands bis Kiew. Bon hier aber zogen fte wieder rückwärts, überftiegen 
die Karpathen, fchlugen ihr Feldlager bei Hungvar und Munfäcs auf und bebrohten 
von dort aus die weiten Ebenen der Theiß. Sie ftanden fomit an dem Eingange 
des Landes, das der Schauplaß ihrer taufendjährigen Gefchichte werben follte. 

Bon jest an verſchwinden die Namen Turfen oder Hunnen aus den gefchicht- 
lihen Angaben, und blos der Name Ungern oder Hungarn bleibt, und berfelbe 
wurde nahmals jelbft auf das von ihnen eroberte Land und die verfchievenen vafelbft 
angefiebelten Stämme übergetragen. Die Ungarn felbft aber haben ſich in ihrer 
eigenen Sprade nie anders als Magyaren genannt, und die von ihnen gegrün- 
dete Herrſchaft Magyarorszäg oder das Magyarenreih. Ueber ven Urfprung dieſes 
Namens ift von den Gefchichtfchreibern des Volks viel gefprohen und auch gefabelt 
worden; body bleibt feine Bedeutung, jelbft nad) zahlreichen, einläßlihen und zum 
Theil von übermäßiger Gelchtfamfeit gefhwängerten Unterfuhungen, nody immer 
bunfel und zweifelhaft. Das alte Stammland aber, aus dem der erfte Aufbrudy 
geſchah, nannte der Kaifer Konftantinos Porphyrogennetos, der feinen Bericht über 
die Hunnen aus unmittelbaren Mittheilungen ver Magyaren ſchöpfen konnte, Atel- 
fuzu, welchem Ausdrucke das magyariſche Etelköz, von welchem vie gefchichtlichen 
Sagen des Bolfes erzählen, vollkommen entſpricht. Da nun Atil oder Atel der alt= 
tatarifche Name der Wolga ift, fo weist jene Bezeihnung auf die urfprünglichen 
Wohnfize des Volkes an dem genannten Fluſſe zurück. Bon dort ift er offenbar, 
zugleich mit dem Volke, in die Gegenden nady der Donau hin ausgewandert. 

Gerade um biefelbe Zeit, ald die Magyaren in dem nörblicen Ungarn 
anlangten, war ber deutſche Kaifer Arnulf von Swatopluf, dem mährijchen Könige, 
bevroht, der fid) aud des mweftlichen Ungarns bemächtigt hatte, und auf dem Punkte 
ftand, die fünlihen mit den nördlichen Slaven zu einem einzigen großen Reiche 
zu verbinden. Gegen dieſen rief Arnulf die Magyaren zu Hülfe In der That 
ward Swatopluf von der Zeit an nachgiebiger gegen Arnulf; da ihn indeſſen bald 
der Tod ereilte, jo ermuthigte dies die Magyaren um fo eher, fich feines Landes zu 
bemächtigen. Rafd zogen fie die Theiß abwärts, drängten fid) mit ihrer Haupte 
macht in ven weiten Pußten auf beiven Ufern viefes Fluffes zufanımen, und brachen 
von dort aus in dem Rüden des Gegners hervor. In kurzer Zeit war die Heeres- 
macht der unter fich uneinigen Söhne Swatopluks gebrohen. Das große mähriſche 
Reich ſchwand aus der Geſchichte, die Berbindung zwifchen den nördlichen und 
ſüdlichen Slaven war für immer zerriffen, und die Magyaren hatten ſich bereits 
des ganzen ungarifchen Landes bemächtigt, ehe noch Arnulf ſich an dieſen Begeben- 
heiten zu betheiligen vermochte, 

Diefer rafhe und entſcheidende Sieg war eine Folge ber überlegenen Kriegs— 
einrichtung des Volkes. „Die Magyaren — fo berichtet der Kaifer Leo — find 
reih an Männern und frei. Wenig nah Schägen begierig, gehen fie vor allem 
darauf aus, burd die Stärfe ihres Muthes den Feind niederzumwerfen. Sie ftehen 
unter der Führung eines Einzigen, und ihre Borgefegten beftrafen die Schulbigen 
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in umerbittlicher Weife. Mit aufgewedtem Sinne unternehmen fie alles und ver- 
bergen forgfältig ihre Pläne, Vortrefflich wählen fie aus, zu welcher Zeit fie irgend 
etwas thun follen, und fuchen ben Feind nicht ſowohl durch regelmäßige Schlachten, 
als durch unvermuthete Ueberfälle, durch Abſchneiden der Zufuhren und manderlei 
Kriegsliften zu überwältigen. Ihre Waffen find Schwert, Bruftharnifh, Bogen 
und Speer; des Bogens insbefondere bevienen fie fi mit großer Gewanbtheit, 
wenn fie von dem Feinde verfolgt werben. Auch tragen nicht nur fie felber einen 
Bruftharnifch, ſondern auch der Vorbertheil der Reitpferde ihrer Vornehmen wird 
durch Eifen ober ſtarkes Leber gedeckt. Da fie von Jugend auf an das Reiten 
gewöhnt werben, fo befteht ihr Heer nur aus Reiterei, und ihre Kriegsübungen 
zielen barauf hin, daß fie felbft im geftredtem Galopp fih mit Sicherheit des 
Bogens bebienen können, Ihre Kriegführung unterſcheidet ſich von der griechifchen 
darin, daß fie das Heer nicht in eine dreifache Schlachtorbnung, fondern in Heinere, 
in geringer Entfernung aufeinanderfolgende und aus je taufend Reitern beftehenve 
Heerhaufen theilen, wodurch fie im Stande find, mit Umgehung ver Gefahren einer 
übermäßig ausgedehnten Vorberlinie, eine gefchloffene und gebrängte und nad) Be- 
bürfniß tiefe Schlachtordnung herzuftellen. Außer dem Hauptheere haben fie noch 
einen Rüdhalt, der dazu dient, entweder den Feind zu neden, oder ihm einen 
Hinterhalt zu legen, oder die eigenen Reihen zu unterftügen. Das Kriegsgeräthe 
wird zur Seite des rechten oder bes linfen Flügels, und in einiger Entfernung, 
ven einer Heinen Schutzwache gehüte. Durch Hinterhalt oder Weberflügelung 
den Feind zu umgehen, mit verftellter Flucht ihn an fich heranzuziehen, dann 
plöglih umzumenden nd feine Reihen nieverzumwerfen, ift eine bei ihnen bes 
liebte Kampfweife. Und wenn fie ben Feind in die Flucht gefchlagen haben, fo 
verfolgen fie ihn vaftlos und nicht Täffig, wie die Griechen und andere Völlker, 
welche fih mit Plünderung begnügen, fondern unausgefegt, bis fie ihn gänzlich) 
vernichtet haben,“ 

Diefe anziehende Schilderung vergegenwärtigt und nicht blos die Grundzüge 
des Volkes, die ſich an der Hand feiner Gefchichte nah allen Seiten hin zu einem 
Gefammtbilde erweitern ließen, fondern fie macht ung aud gerade die Eigenſchaften 
kenntlich, welche ihm eine geraume Zeit hindurch über die Kriegsichaaren dama— 
liger Zeit eine fo große Ueberlegenheit gaben und feinen Namen zum Schreden 
aller europäifchen Völker machten. Während eines halben Jahrhunderts vehnten 
die Magyaren ihre Eriegerifhen Heerfahrten nad Italien, Frankreich, fogar nad) 
Spanien aus; am häufigften aber wendeten fie fi) gegen das Innere von Deutfch- 
land, und nur vorübergehend und fehr vereinzelt gegen das byzantiniſche Reich, 
mit dem fie meift auf freundſchaftlichem Fuße ftanden. Sachſen und die benach— 
barten flavifhen Länder wurden ihnen zinspflichtig, und die geängftigten Völker— 
ſchaften verftanden ſich, wie einft fogar römiſche Kaifer zum Schuge ihrer bedrohten 
Örenzprovinzen, zu freiwilligen Beiträgen, um dadurch plöglichen Meberfällen und 
einer traurigen Berheerung ihrer Länder zu entgehen. Da faßte König Heinrich J. 
den großen Gedanken, die erlittene Schmach zu rächen und künftiger Unbill zu 
begegnen, und führte den reif durchdachten Entwurf in aller Stille, aber mit that- 
kräftiger Umficht durch. Die Anlage fefter Burgen und die in diefelben geworfenen 
Befagungen bedrohten ven Rüden ver Feinde, wenn fie ſtürmiſch vorbrangen; er 
ſchuf neben dem bewährten deutſchen Fußvolfe eine tüchtige Reiterei, und brachte fo 
auf ben Feldern von Merfeburg den Magyaren im Jahre 933 die erfte große 
Niederlage bei. Als fie fpäterhin, durch innere Zwiftigfeiten in Deutſchland ver- 
Iodt, eine nochmalige Einmifhung in die Angelegenheiten biefes Landes verfjuchten, 
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wurben ihre nach außen gerichteten Anläufe in der Schlacht auf dem Lechfelde 955 
durch Otto den Großen für immer gebroden. 

Diefe Niederlage bildete zugleich einen bedeutſamen Wenvepunft in der Um- 
geftaltung ihrer inneren Angelegenheiten, Dur die beftändigen Kriegszüge und 
Raubfahrten waren die gefellfhaftlihen und ftaatlihen Berhältniffe ver Magyaren 
vollftändig aus den Fugen gewichen, eine Erſcheinung, welde an bie großen Ver— 
änderungen erinnert, welde die Berfafjung aller germanifhen Stänme während 
ihrer vieljährigen Heerfahrten nach ven Gebieten des römifchen Reiches erfuhren. 
Bei der in die Mitte civilifirter Staaten vorgefhobenen Lage des Volkeé 
konnte fi dasſelbe auf die Dauer unmöglich einer neuen Bildung erwehren, Die 
heimiſchen VBorftellungen und Sitten waren fidhtbarlid, unterhöhlt; neue Bedürfniſſe 
wurden fühlbar, und mit ihnen bahnten fidh neue Ideen den Weg. Schon von 
Dyzanz her war das Chriftenthbum in griehifcher Form unter die Magyaren einge- 
drungen; mit noch größerem Erfolge aber arbeitete der bifhöflihe Stuhl von Paſſau 
im Namen ver römifhen Kirhe an ihrer Belehrung. Schon der Fürft Geiza 
ſchwankte unter dem Gewichte aller diefer Einflüffe; aber erft fein Nachfolger 
Stefan der Heilige (997—1038) führte die nothwendig geworbene Ummälzung 
mit folgerichtiger Thatkraft durch. Diefer große Fürft befeftigte das Chriftenthum hier 
mit Gewalt, dort mit der Macht der Ueberzeugung, und gab feinem Bolfe zugleich 
eine neue politifche Berfaffung, im melder er vie volfsthümlichen Beftandtheile 
durch ſcharfſichtige Benugung der abendländiſchen Staatsformen zu neuer und 
lebendiger Geftaltung brachte. Er fette ſich zugleih mit dem römiſchen Stuhle in 
Berbindung, nahm den von dort aus genehmigten KRönigstitel an, und verlieh 
dadurch feinem Bolfe einen Mittelpunkt, um welchen fi die fo verfhiedenartigen 
Deftandtheile feines Reiches fortwährend zu ſchaaren vermochten. 

Die geſchichtliche Entwidelung der Berfafjung Stefans des Heiligen und ber 
daraus erwachſenen Rechtsverhältniffe kann erft da paſſend erörtert werben, wo 
von Ungarn und dem ungarifchen Reiche im Ganzen die Rede fein wird. Dagegen 
ift ſchon hier der Drt die hervorragende Stellung der Magyaren als Bolksftammes 
in bem von ihnen gegründeten Reiche etwas beftimmter hervorzuheben, und 
namentlich die Punkte zu verdeutlichen, weldye ben von ihnen gegebenen Einrich- 
tungen eine mehr als achthundertjährige Dauer verliehen und politifche Wirkungen 
hervorgerufen haben, welche auch jest noch nicht aus dem Leben der ungarifchen 
Boltsftämme gewichen find. 

Die erfte Urfache des feften und zufammenbangenden Fortbeftandes des ma- 
gyariſchen Volkes lag in der Beihaffenheit ver Gebietstheile, die dasſelbe von An- 
fang an eingenommen und fortwährend behauptet hat. Als vasfelbe erobernd in 
Ungarn auftrat, fand es feinen Stügpunft in dem hohen Gebirgswalle, ver fich 
von der Unghvarer Gefpanfchaft über Marmaros bis Brafjo (Kronftabt) hinzieht, 
und in der nördlichen Hälfte des fiebenbürgifchen Hodlandes, das ebenfalls von 
ihm bejegt wurbe. Bon da aus breiteten fih die Magyaren, im Rüden gefichert, 
in ben weiten Ebenen over Pußten zu beiden Seiten der Thei aus, drängten 
ſich zwifchen Peft und Székes Fehervär (Stuhlmweißenburg) über die Donau hinüber, 
in einem mächtigen Keile bis Soprony (Debenburg) und Basvär (Eifenburg.) Auf 
diefe Weife gelang es ihnen ganz von felbft, zunächſt die an ben ſüdlichen Ge— 
hängen ver Karpathen und in den bortigen Ebenen ſich ausbreitenden Wallachen 
und Serben zu übermwältigen, dieſe fowie die Kroaten von den nördlichen Slaven 
zu trennen, und bie im Weften zerftrenten deutſchen Anſiedelungen mit ſich zu 
vereinigen. Diefe anfänglih nur ftrategifche Stellung wurde zugleich die große 
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Heerftraße, auf welcher im Laufe der Zeit hie magyhariſchen Nieverlaffumgen fic dicht 
an einander anfchloffen, während auch in die nörblichen, weftlihen und ſüdlichen 
Gegenden des Landes vereinzelte Kolonieen eindrangen, welde die Haltpunfte für die 
Behauptung ver bortigen Herrfchaft wurben. Die Gegenden an der Theif aber, vornehm⸗ 
lich die Gefpanfhaften Szathmar, Bihar und Szabolcs, mit Debreczen in der Mitte, 
bildeten den großen Mittelpunkt des magyarifchen Volkes. Mit Recht konnte dasſelbe 
diefe Gegenden als feine alte, ihm allein zuftändige Heimath bezeichnen: denn es 
batte fie nicht blos mit ven Waffen in der Hand behauptet und erobert, fondern 
auch daſelbſt die erften Niederlafjungen, die je in dieſen Gegenven entftanden, mit 
feinen Angehörigen gegründet, Das vermochte nur ein Bolt, weldes Jahrhunderte 
hindurch an nomadiſche Lebensweife gewöhnt und durch diefelbe abgehärtet, in dieſen 
weitläufigen, holzarmen und fteinlofen Weivetriften der Härte des Klima's Trog 
zu bieten vermochte. Hier erhielt fi der Friegerifhe Geift des Volkes; hier befand 
ſich die durch die Lebensweiſe der Einwohner felber gegebene Vorſchule der trefflichen 
Neiterei, welche jederzeit und bis auf die Gegenwart herab die Zierde der unga- 
rifhen Heere gewefen ift. So oft aud) äußere Drängniffe und Einflüffe die Grund— 
feften der Verfaſſung erſchüttern und insbefondere die Herrſchaft des magyarifchen 
Stammes bevrohen mochten — in dieſen innern Gegenden erfriſchte und ftärkte 
fi) der Bolfögeift immer aufs neue. So ift es denn gefommen, daß ſich die magha— 
rifhen Elemente in Ungarn fortwährend vermehrt und ausgebehnt haben. Die an 
den Rändern des Landes zerftreuten Anfievelungen fanden an dem innern Kerne 
des Landes ftets einen mächtigen Nüdhalt, und vie ausländifchen Koloniften, bie 
man in den Bereih des legtern einführte, um einer fremden Nationalität die 
Wege zu Öffnen, wurben zulegt vollftändig magyarifirt; denn die Natur ver Dinge 
und die darauf gegründete Macht gefchichtlicher Ueberlieferungen erweifen fich jeder- 
zeit mächtiger, als die höhere Kultur, welche jene Anfiepler vorübergehend zu bes 
baupten vermochten. 

Das Örtliche Uebergewicht des magyarifchen Volkes wurde durch feine innere 
Berfafiung völlig befeftigt. Als die Magyaren den ungarifhen Boden betraten, 
beftand als oberfte Behörte nody die große Volksverſammlung (ösgyülds), unter ber 
Leitung des Fürften oder Fejedelem. Da aber das Volt aus fieben Horden oder 
Stämmen beftand, und dieſe von ihren Oberhäuptern, den Fönökök, geleitet wur- 
den, welche zugleih an der Spige der zahlreichen Gefchlechter der einzelnen Stämme 
ftanden, fo war vie Macht des Fejedelem eine fehr beſchränkte, und feldft die Wirk— 
famfeit der Volksverſammlung wejentlih dur die Fönökök beftimmt. Diefe Ver— 
fafiung blieb aud nad Befignahme des Landes noch längere Zeit beftehen, und 
wurde folgerichtig auf die neuen BVerhältniffe angewendet. Demgemäß waren alle 
liegende Gründe entweder Eigentum des Königs, als des Vorftandes der Volks— 
gemeine, ober des Stammes, der fie durd das Organ eined Stammeshauptes, 
unter Vorbehalt des oberhoheitlihen Rechtes, an die Geſchlechter zu bloßer Ber 
nugung überwies. Diefe Einrihtung, welche nur eine geregeltere Fortfegung des 
nomadifhen Lebens war, wurde langfam zwar, aber mit folder Sicherheit unter- 
graben, daß aus deren Trümmern eine feftere Geftaltung des Staatöwefens er- 
wuchs. Die erfte unfcheinbare Veranlaffung dazu gaben ſchon die Zeiten der erften 
Befignahme des Landes. Um die gemachten Eroberungen mit Leichtigkeit behaupten 
zu können, legte Arpäd, der erfte Fürft (894— 907), Schritt für Schritt an ge- 
eigneten Orten neue Burgen an, oder nahm vie fchon beftehenven in Befig. Die 
jelben wurden mit entſprechenden Befagungen verfehen, und viefen des Lebensun- 
terhaltes wegen bie nöthigen Ländereien im Umfange ver Burg zugewiefen. So 
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entſtanden die erſten Vaͤrmeghéek oder Burggebiete ver Magyaren, deren Zahl unter 
den nachfolgenden Fürften fortwährend vermehrt wurde. Als nun Stephan der 
Heilige nad Einführung des Chriftenthyums die Nothwendigkeit erfannte, die Stamm- 
verbindungen vollftändig zu brechen, weil von den Stammeshäuptern jede Reform 
des Staatsweſens hartnädig bekämpft wurde, richtete er fein Augenmerk auf bie 
weitere Ausbildung und zeitgemäße Umgeftaltung der Varmegyék. Dies war nicht 
möglid ohne forgfältige Berüdfihtigung der gefelichaftlihen Rangftufen jener Zeit. 
Schon damals hatten ſich nämlich die grften Keime des Unterfchiedes zwifchen einem 
höheren Adel, der aus verhältnigmäßig wenigen Mitgliedern beftand, und einem über 
das ganze Land verbreiteten und zahlreihen niederen Adel, oder wie die Magya- 
ven in ihrer Sprahe es ausbrüden, zwifchen Herren und Geſchlechterlichen (urak 
€s nemesek) gebildet. Stefan gewann nun die legtern dadurch, daß er die ihnen 
bisher zu bloßer Benugung verliehenen Güter in freies Eigenthum oder nad) 
germanifhem Rechtsbegriffe in Allodien umwandelte, und durd anderweitige Ver: 
fügungen war bafür geforgt, daß der Zufammenhalt diefer Allovien in dem Man- 
nesftamme der Geſchlechter aufrecht erhalten wurde. Den auf ſolche Weife felbft- 
ftändig geftellten niedern Adel, die Nemefleg, brachte er nun mit den Vaärnegyék in 
bie engfte Verbindung, und machte die Burgfige verfelben, wie ſchon früher für 
— gg fo nun aud für bürgerliche Verwaltung und Gerichtäwefen 
zu Mittelpunften der dazu gefchlagenen Gebiete. Aber audy die großen Herren der 
Länder, bie Uraf, wurden in das Intereffe gezogen, indem Stefan aus ihrer Mitte 
die oberften Borfteher der Bezirfe wählte. So erhielten die Magyaren in kleinen 
und überfhaubaren Grenzmarken ein feftes Beſitzthum und eine Hare gefellichaft- 
lie Stellung, welche beide fie enge an dieſe Heimath fnüpften; fie hatten Theil 
an dem öffentlichen Leben, wodurd die dauernde Liebe zum Vaterlande gemedt 
und erhalten werben mußte. Der oberfte Vorfteher eines jeden Varmegyék oder 
Burggebieted war der Gröf (vom deutſchen Graf), auch Ispan genannt (von 
dem flavifhen Cupan), woher in verberbter Weife die deutfhen Ausprüde „Geſpan“ 
und „Geſpanſchaft“ entftanden; die bei den Ausländern übliche Bezeihnung des 
Burggebietes aber wurbe das lateinifhe „Comitat”. Ueber allen viefen Comitaten 
ftand die königliche Gewalt, welhe fie zufammenhielt, und Stefan hatte ſich den 
föniglihen Rath (a kirälyi tandes) zur Seite gefett, ber einftweilen vie Stelle ver 
verjhollenen Urverfammlung oder ösgyüles vertrat, und als erfter Anfag zu ber 
jpäteren Vertretung in den beiden Tafeln des Landes betrachtet werden muß. Die 
innere Entwidlung dieſer Rathsverfammlung, fowie die fernere Ausbildung des 
Comitates, womit die wachſende Befeftigung der magyarifhen Nationalität gleichen 
Schritt hielt, muß einem fpätern Artikel über Ungarn vorbehalten bleiben, 

Wenn es unbeftritten ift, daß eine Nationalität nur infoweit ficher geftellt 
ift, als es ihr gelingt, die urfprünglihe Sprade feftzuhalten, oder eine angenom- 
mene auf fefter Grundlage felbftändig zu entwideln, fo wird man nidt in Ab— 
rede ftellen können, daß bie beiden vorbenannten Beftanbtheile des magyarifchen 
Lebens ganz befonders geeignet waren, diefem dritten Momente mächtigen Vorſchub 
zu leiften. In der That ift e8 den Magyaren gelungen, inmitten eines unfäglichen 
Sprachengewirres und trog ihrer Losgerifienheit von allen verwandten Volks— 
ftämmen, ihre Sprache nicht blos rein und unverfehrt zu erhalten, fondern auch 
fremde Beftandtheile in das Eigenthum verfelben zu verwandeln und fie zur Dar - 
ftelung aller modernen Ideen und Begriffe geſchickt zu machen. Diefelbe gehört 
dem finnifchetatarifhen Sprachengeſchlechte an und ift zunädft dem finnifchen 
verwandt, Reih an alterthümlichen Wurzeln, bietet fie zugleich zahlreihe Sproß- 
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formen, mit ver Befähigung, aus dieſen nene Wortarten zu bilden, fo daß aus 
einem Zeitworte leicht ein Adjektiv over Subftantiv, aus biefen wieder ein Zeit- 
wort, und aus diefem ein abermaliges Subftantiv gebildet werden kann. Sie theilt 
mit der deutſchen Sprahe ben Vorzug der Zufammenjegungen, gelangt da— 
durch zu einer Reihe kraftvoller Ausprüde, artet aber auch wie jene. leicht in 
Schwerfälligkeit aus. Wie in den morgenländiſchen Spraden ift die dritte Perfon 
in der Einheit ver Gegenwart die Grundform des Zeitwortes. Strenge durchge 
führt ift der Gebraud, ſowohl die Beſitzfürwörter als die Vorwörter den auf fie 
bezogenen Subftantiven nachfolgen zu laffen, bald durch unmittelbare Anhängung 
in der Form von GSuffiren, bald durdy getrennte Nachfegung in der Form von 
Poftpofizionen. Neih und mannigfaltig ift die magyariihe Sprade in der An- 
wendung ihrer Participien und Gerundien; ihre gebrungene Kürze drückt Gedan— 
fen aus, welde andere Sprachen in vollftändige Säge zu verwandeln haben, In 
der Negel fteht das Präpifat oder Zeitwort an dem Schluſſe des Sates und faßt 
jo die ganze Reihe der von ihm abhangenden Gliederung zufammen, und es ift 
eine Befonderheit der magyarifhen Sprade, die Beziehungen der einzelnen Worte 
unter einander durch Fleinere Formen noch bejonders auszubrüden. Es ift ſchwer, 
gerade dieſe legtere Eigenthümlichkeit zum Berftändniß zu bringen, und wenn Schott 
irgendwo die maghyarifhen Worte: Sok borivästoli borzalom roszsz durch den 
nachfolgenden deutſchen Sat veranſchaulicht: „viel weintrinken-aus-iger schauder 
übel ist* ftatt „ein aus vielem Weintrinfen entftehender Schauber ift übel”, fo ift 
die Wirkung auf uns faft eine poffierlide, und bie in dem Magyarifchen jelber über 
den ganzen. Sat ausgebreitete Feinheit der Verbindung wird gänzlih verwiſcht. 
Die magyarifhe Sprache vermeidet alle Anhäufung ver Mitlaute, jie wird kraft: 
voll und wohllautend zugleih durch maßvolle Berbindung verfelben mit Selbft- 
lauten; eintönig find nur die Beugungsendungen af, of, ef, öf, üf, naf, nef, ofnof, 
efnef, jof, jef, jüt u. a. m., die in unzähligen Verbindungen wiederfehren. Endlich 
befigt die magyarifhe Sprache noch eine Eigenfhaft, die den meiften europäiſchen 
Spraden abhanden gekommen ift. Während dieſe in der Zeitmefjung beinahe aus— 
Ihlieglih auf ven Accent verwiefen find, Hat ſich jene aud die Geltung ber 
Quantität der Silben erhalten; fie wird dadurch ganz vorzüglich geſchickt, vie an— 
tifen Versmaße in ihrer Urfprünglichfeit wieder zu geben. Eine Sprade von einem 
fo marfigen und gebrungenen Bau, gehalten durd den inneren Zufammenhang bes 
Bolkes, getragen und entwidelt durch ein ununterbrochenes öffentliches Leben, mußte 
nothwendig allen Berfuchen wiberftehen, die auf ihre Zernichtung gerichtet waren; 
fie wird, den übrigen Bruchtheilen gegenüber, in Ungarn wenn ſchon nicht die ein- 
zige, doch ftetS die vorherrſchende und überwiegende bleiben. 

Die Literatur über die Urgefchichte ver Magyaren ift mafjenhaft, und 
ich begnüge mid darum nur einzelnes anzuführen: Constantinus Porphy- 
rogennetus, de administrando imperio, c. 39 etc. etc. Leonis impera- 
toris tacticorum c. 18. Anonymi Belae regis notarii de gestis Hun- 
garorum liber. Hartvici episcopi vita S. Stephani regis. S. Stephani regis 
decretorum libri duo. Horvät Jstvän, Raizolatok a magyar nemzet’ legre- 
giebb törtEneteböl. — Den gefammten Stoff findet man in vortrefflidher Weife prag- 
matiſch zufammengeftellt in dem Werfe: Magyarorszäg türt@nete Szalay Läszl6 
ältal. Tom. 1. P. 1—126. Flegler. 
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Graf Joſeph de Maiſtre wurde geboren zu Chambéry in Savoyen am 
1. April 1754. Er war fhon durd feinen Urfprumg wie auserfehen das zu wer- 
den, was er warb: ein Haupt ber europälfhen Reftaurationspartei. Entſproſſen 
aus einer ver Familien des einheimifchen hohen Gerichtsadels, in einem Lande, 
deſſen Aipenthäler wie unberührt von dem Strome ver Meinungen geblieben, lernt 
er durch den ftrengen und ftrammen Bater die Autorität, durch die fromme Mutter 
den glühenven Eifer für die Kirche; und den ſchon in der ariftofratiichen alten 
Bamilie traditionell geworvenen Sinn fir Prieftertyum, Papſtthum, Jefuiten fonnte 
die Erziehung durch die legteren in dem jungen Grafen nur fefter maden. Er 
hatte in Turin die Rechtswiſſenſchaft ftubirt und rüdte 1788 als Senator von 
Savoyen in die höchſte Gerichtsbehörde des Landes ein, deſſen uralte Berfaflung 
in ihm einen lebhaften Beſchützer gegen die Uebergriffe ver piemontefifchen Beamten 
fand. Als die franzöfifche Revolution ausbrach, ald Savoyen befegt warb, trat ber 
Wendepunkt feines Lebens ein; das Unglüd, das ihn traf, warf ihn zugleich in 
die Bahn feiner europälfhen Berühmtheit. Er verließ im December 1792 das 
Land und begab ſich mit feiner Familie nah Xofta, dann nah Lauſanne (bis 
1796). Mit den Gütern der übrigen Emigranten wurde auch fein Vermögen kon« 
fiscirt. Er dachte „darum nicht fchlechter zu ſchlafen“. 

Mit edlem Stolz ertrug er fein Schidfal. Sein eminentes praftifches Talent 
hatte jest den richtigen Boden gefunden, im Kampf gegen bie neuen Ideen konnte 
er feine Studien verwerthen. Nach einigen Gelegenheitsfchriften über die Verhältniſſe 
Savoyens fchrieb er feine Betrachtungen über Franfreih, Yaufanne 1796. Er 
hoffte damit die erneuten Ausfichten des alten Königthums zu unterftügen, das 
Direktorium zu untergraben. Man fprad in ganz Europa von ihm. 

Noch 1796 kehrte er nad Turin zurüd, flüchtete dann 1798 zum zweiten- 
mal vor ben Franzofen und lebte zu Venedig in bitterfter Noth und ohne alle 
Ausfiht. Erſt die Berufung zum Kanzleipräfiventen ver Infel Sardinien enthob 
ihn dieſer kümmerlihen Lage. Im September 1802 wurde er Gefandter in 
St. Petersburg, wohin er im März 1803 abging. Von Wlerander hoffte Viktor 
Emanuel Unterftügung in feinem Berlangen nad) Entſchädigung für Savoyen, 
Nizza und Piemont. Unter den fchwierigften Verhältniſſen, in der vürftigften Tage, 
mißtrauifh und mürriſch felbft von dem Herren behandelt, dem er diente, vertrat 
de Maiftre bier lange vie Intereſſen feines Föniglihen Haufes, mit grenzenlofer 
Hingebung und vollendeter Treue, das Ideal eines ritterlihen Charaktere, Sein 
Haß gegen Defterreich, das unter Joſeph II. feine Lieblingsiveen befämpft hatte, 
war gewachſen, als deſſen Abfichten auf Piemont laut wurten und dieſe Macht 
fih im venetianifchen Feſtlande niederließ. Er vertrat dagegen die Nothwendigkeit 
eines felbftändigen Italiens, das Bedürfniß eines Fräftigeren Staates in den Po- 
Gebieten, die diefer zufammenfafjen follte, um fo Defterreih und Frankreich zu— 
gleih die Stirne zu bieten und bie fünlihen Staaten ver Halbinfel mit fih in 
eine unabhängige Haltung fortzureißen. Aber fo günftige Aufnahme die Perfon 
des Diplomaten bei dem ruffifhen Monarhen fand, jo wenig waren feine Abfid- 
ten durch die Verhältniffe begünftigt. Nach der Darniederwerfurg Preußens hätte 
er fih damit begnügt, für feinen Herrn das DVenetianifhe durch Defterreih zu 
gewinnen, und dafür Defterreich felbft in dem Beige von Mailand und Piemont 
zu fehen. Ja er würde fi im der Verzweiflung der Lage gern an Napoleon felbft 
gewendet haben, er dachte durch eine perfönliche Unterredung unter vier Augen 
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etwas zu erwirken: wenn ihn Napoleon nur vorgelaffen hätte. So hoffnungslos nun 
auch die Sache feines fürftlihen Haufes ftund, er gab fie nicht auf; fo übel ihn vie 
Ungnade Biktor Emanuels traf, er fuhr fort, ihm zu vienen, als er den Wunſch 
feines Königs ſah, der ihn trog feiner Bitten nicht entlaffen wollte; fo glänzende 
Anerbietungen ihm Kaifer Alerander machte, er wies fie zurüd, um feinem Herrn 
treu zu jein in Hunger und Kummer: „er hatte ihm ja nicht mit der Bebingung 
Treue gejhworen, daß es ihm gut gehe in feinem Dienfte.“ 

Sp wenig er nun aud wirken fonnte, fo interefiant find doch die Aufzeich— 
nungen feiner Beobachtungen, da er in der Lage war, mehr zu fehen als mander, 
und mehr Wahrheitsliebe befaß als vie meiften. Er wandte ſich wieder der Literatur 
zu wie in feiner Jugend, und jeit 1810 arbeitete er an den Schriften, mit denen 
er dann an der Spige ber europäiſchen Reftaurationspartei geglänzt hat. Im Anfang 
d. 3. 1812 fohrieb er gegen den Erzbiihof Methovius von Twer, der das Alter 
und die Wirkfamkeit des päpftlihen Primats beftritten Hatte. Er beihäftigte ſich 
mit den Schriften über ven Papft, über vie gallifanifche Kirche, über die Zöge— 
rungen ber göttlichen Gerechtigkeit, an den Abenden von St.Petersburg und ber 
Kritit Bacons. Es war nit ohne Erfolg, daß er den Jefuiten in Rußland das 
Wort redete, ja der Gedanke eines katholiihen Einfluffes auf Alexander felbft muß 
ihn ſehr lebhaft befchäftigt haben, vie Tendenz feines Buches „Vom Papft” kann 
feine andere geweſen jein. 

As aber Alerander zu Ende d. I. 1812 von St.Petersburg abging nad) 
dem Welten, va hörte mit der perfönlihen Berührung aud der Einfluß auf, ven 
De Maiftre auf ihn gehabt. Bald wurden ver Gefellihaft Jeſu trog feiner Protef- 
tion allerlei Schwierigfeiten gemacht, und als 1815 die Unterzeihnung ber hei— 
ligen Allianz zwijchen den drei Monarchen evangelifcher, katholiſcher und griedht- 
her Kirche erfolgte, fo erkannte der ftrenge Eiferer darin den Sieg des Indifferen- 
tismus über die Kirchlichfeit und beklagte viefen Bund fo ſchwer wie vie Liberalen 
ihn beklagten. Als nun aud nah Alexanders Rüdkunft die Jefuiten von einem 
Schlag um ven andern betroffen wurden, da dünkte ihm feine Stellung in 
St.Petersburg nicht mehr haltbar. Er verließ die Stadt zu Anfang d. 3. 1817, 
und ver wieberhergeftellte König von Sardinien berief ihn zu einem ber erften 
Aewter feines Reiche. Bon dort aus durfte er es erleben, daß Aleranver 13. Mai 
1820 die Ausweifung der Jefuiten aus feinen Reihen und bie Konfisfation ihrer 
Güter verfügte, 

De Maiftre diente nun in feiner Heimat der flegreihen Reftauration, deren 
Zukunft er lange vorbereitet und lange vorausgejehen hatte. Seine Schriften 
erſchienen in raſcher Folge und erhöhten die Fluth der neuen Strömung. Aber 
er bat die erorbitanten Lächerlichkeiten der Wievergeburt des ulten Sardiniens 
(ebhaft befämpft, man hörte nur nicht auf ihn. Es war die gerechte Strafe der 
Berirrungen dieſes bedeutenden Geiftes, daß die Durhführung feines Princips in 
feinem Heimatlande den Fluch der Mitlebenvden, das unauslöfchliche Gelächter der 
Nahwelt auf ſich zog, daß er noch fehen mußte, wie die Wogen der revolutionären 
Bewegung auch nad) Piemont drangen, während er bereits erkannte, daß die von 
der Regierung erwogenen Reformen zu fpät kämen: Die Erde bebt, meine Herren 
(fo ſprach ex), und Sie wollen bauen. — Mit troftlofen Ausfihten in die Zukunft 
feines Landes beichloß er fein Leben am 26, Februar 1821, in einem Alter von 
67 Jahren. 

Was ihn als Schriftfteller empfahl, das ift nicht die Tiefe feiner Anfichten 
und ihrer Begründung, fondern ihre Beſchränktheit, die ihn zum Wortführer ber 
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Partei befähigte, und ihre Oberflächlichkeit, die ihn allgemein verftänblic machte, 
Was ihm Erfolg zu verheißen fdhien, das war die Gabe, Dinge geiftreich zu 
fagen, die man bisher blos in dem Programm der geiftlofen Gewalt gefehen ober 
aus dem Munde elenvder Objkurantiften vernommen hatte. Die mittelalterlichen 
Ideen, für die er ſtritt, erfchienen plöglidy nicht mehr jo abjchredend in dem glän- 
zenden Style des modernen Literators, aber fie waren darum nur deſto gefähr- 
licher. Wenn er die Schwächen der franzöfiichen Umfturzparteien, die Plattheit des 
auffläreriichen Geredes des vorigen Jahrhunderts richtig erkannte, fo war Gefahr 
vorhanden, daß es ihm gelinge, aud das wirklich Berechtigte jeder liberalen und 
humanen Lebensrichtung als Produkt ordinärer Geifter, als Meinung feichter Den- 
fungsart zu verbäcdtigen und mit feiner fauftifhen Galle zu vergiften. Ihn ftügte 
die ganze praftifche Strömung der Partei, der er die Schlagworte gab, die Gluth 
felbfterlebten Hafles, das Bewußtſein überlegener Bildung und die gründlichfte 
Beratung des trivialen gefunden Menfchenverftandes der gegnerifchen Kreife. Was 
biefer gut findet, erweist fi regelmäßig nicht nur als falſch, ſondern als ver- 
derblich. Es tft wie wenn er es abſichtlich verfchmähte, logifch zu reden: weil es 
vor dieſen fpießbürgerlihen Dummföpfen gar nicht nothwendig ift; ein Paradoron 
mit favaliermäßiger Kedheit hingeworfen, als ob es Niemand einfallen dürfte, deſſen 
Wahrheit zu bezweifeln, eine ercentrifhe Behauptung, die nur deßhalb feines Be— 
weiſes bedarf, weil fie feinen erträgt, eine Beweisführung felbft, deren fchlotterichter 
Gang nothoürftig durch die umgehängten Lappen rebnerifhen Schwungs verbedt 
wird, das find die Mittel, mit denen er wirkt, und die aud) das Gute und Blei— 
bende an feinen Aeußerungen unerträglich machen. Man hat fchon bemerkt, daß 
er es nicht verfchmähte, von der dialektiſchen Taktik Voltaire's zu lernen. Er fpricht 
fi jehr naiv dahin aus, daß man, um einen Irrthum mit Erfolg zu lehren, ftets 
von einer Wahrheit ausgehen müffe, und er felbft geht regelmäßig aus von unbe 
wiefenen Borausfegungen; er redet mehr zu feinen Gefinnungsgenofjen als zu ven 
andern, er will mehr anfeuern als überreden, man hört mehr bie tönende und 
bherausforbernde Stimme des Herold8 als den befriedigenden Ton fachlicher und 
fahgemäßer ruhiger Erörterung. 

Daß es nichts fei mit der individuellen Willtür, das fchien ihm das Ver— 
hängniß der Leiter der revolutionären Bewegung in Frankreich zu lehren, bie 
gleihfam von einer unfeligen Nothwendigfeit getrieben wurden. Es iſt nit fo 
leiht einen Staat, eine Staatsverfaffung zu machen. Menſchen fünnen es nicht, 
es ift eine höhere Fügung, es ift die Hand Gottes. Er hat fich felbft die Bildung 
der Souveränetät vorbehalten, und er zeigt uns dies an, indem er niemals ber 
Menge die Wahl ihrer Herren anvertraut. Gott und die von ihm eingefetste Welt- 
ordnung ift der Grund aller Staaten und Staatsverfaffungen. Es ift dies immer 
fo, daß er einen Einzelnen und deſſen Geſchlecht mit der Kraft des Herrfchens 
ausrüftet. Erft eine folde von Gott eingefegte Souveränetät mag barauf den - 
Unterthanen Rechte einräumen, und nur jo können biefe Rechte und ihre Ausübung 
Beftand haben. Daneben pflegt dann Gott eine Reihe Heinerer, aber in ähnlicher 
Weiſe ausgezeichneter Racen zu fegen, auf ihnen ruht die breitere Entwidlung des 
ganzen Volks, und die fhlimmfte Vergiftung der Nation tritt ein, wenn gerabe 
der Übel feines göttlihen Schöpfers vergißt und der angeftammten Religion ven 
Rüden kehrt. Das aber iſt feit Hundert Jahren in Frankreich gefchehen, das ift 
bie eigentlihe Duelle ver Revolution, und fo wird nad vollbradter Sühnung 
und Reinigung bie Stärkung ver katholiſchen Religion und Kirche auch der letzte Ab- 
ſchluß des großen Trauerjpiels fein, 
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Die kirchliche Autorität nämlich ruht wefentlich auf denſelben Grundlagen 
wie bie polttifche. Indem die Kirche die Gewiſſen regiert, ift fie eine Macht, eine 
fouveräne Gewalt, und was fonft der Souveränetät eigen ift, das trifft auch hier 
zu: die Einheit ift die Bedingung ihres Dafeins, die Untrüglichkeit ihre Boraus- 
fegung. So folgt die päpftlihe Macht mit Nothwendigfeit aus dem Begriff der 
Kirche. Sie muß den Widerſpruch felbft verbieten können, Sonſt gäbe es feine 
kirchliche Geſetzgebung, feine firhlihe Regierung mehr. 

Bon diefer Grundlage des Souveränetätögebanfens aus wird dann freilich 
mit Recht gegen die modernen Geſetzgebungs- und Berfafjungserperimente gefämpft, 
die von dem abftraften Menſchen ausgehend alles Haltes in den realen Berhält- 
niffen entbehren, das hiſtoriſch Gewordene nah) der Schablone einer hohlen Theorte 
zurechtfchneidend niemals im konkreten Volksgeiſte Wurzel faflen können und mit 
ber Zauberformel eines Stüd Papiers niemals etwas Bleibendes zu ſchaffen ver- 
mögen. Das war richtig, aber nicht neu. Und dann hat unfer Politifer mit biefer 
Anſchauung denfelben Mißbrauch getrieben, wie er heute mit den „hiftorifchen 
Individualitäten“ getrieben wird. Gerade weil das Zeitalter gelehrt und gebilvet 
ift, darum iſt e8 unfähig zur Gefeßgebung, zum Fortſchritt; das Beftehende muß 
erhalten werben, weil — nicht weil e8 gut, fondern weil e8 ein Gemorbenes ift. 
Je augenfäliger und handgreiflicher ein Mißbrauch, um fo ehrwürbiger ift er, um 
fo nothwenbiger feine Erhaltung. Wenn gleihwohl, bei aller Begeifterung für ſolche 
Erhaltung, bei ver ausſchließlichen Richtung auf die legitime Verfaſſung des alten 
Staats, die reine Defpotie verworfen wird, wenn alle Steuern dur die Stände 
genehmigt werben follen, fo geſchieht das nur, weil diefe Rechte ver Stände das 
biftorifche Alter für fid) haben, weil fie gottgeorbnet find, weil die menfchliche Seite 
ihrer Entftehungsgefchichte nicht unterfucht wird; und wenn bie Eröffnung ber 
Aemter fiir das perfönliche Verdienſt gefordert, die Untanglichfeit ver Männer bes 
ancien regime, der Emigration, erfannt wird, fo find das mehr unwillfürliche 
Wirkungen jenes verworfenen gefunden Menfchenverftandes, der fi doch mit feiner 
gewohnten Hartnädigkeit unter die bunten Phantafieen des Romantifers einge 
ſchlichen bat. 

Aber noch ift nichts zu fürdten, noch gibt es eine Schranke für die unſchick— 
lichen Denfverfuche der nafeweifen Kanaille, nod gibt es ein Bollwerk für bie 
bedrohte monarchiſche Ordnung. Es ift das Papftthbum, das von jeher für bie 
menschliche Gefittung und Bildung von größtem Nuten gewefen ift. Das Recht 
des MWiderftandes gegen Unterbrüdung ift die Urfache der Revolution, das Gegen- 
theil die des Defpotismus, Daher muß es der Monarchie felbft erwünfcht fein, 
bei einem Fehltritt nicht von wilden Pöbelhaufen, fondern von einem geiftlichen 
Herrſcher kontrolirt zu werben, eine höhere Behörde über ſich zu haben, welde 
bie vernünftigen Wünſche der Völker und bie Rechte der Fürften ausgleidht, Um 
den Rachen der Revolution zu jchließen, muß bie höchſte Autorität der Kirche über 
allen weltlichen Gemalten aufgerichtet werden. Bon der Auflehnung gegen fie batirt 
alles Unheil Europa’s, die Lehren Luthers und Calvins haben die Revolution in 
die Welt gebracht, und alle teuflifchen Erfindungen ver Freidenker, der Deiften, 
der Männer ver Toleranz. Seitdem die Macht der höchften Autorität in den Ger 
miüthern erfchüttert wurbe, haben auch Die andern Autoritäten ihr Anfehen verloren. 
Ja die Wurzel des Uebels Liegt eigentlich noch weiter zurück, noch über jenen 
Mind hinaus, der, dem Wein und der Wolluft ergeben, in feinem Hochmuth bie 
Kirche fpaltete, um eine Monne heirathen zu können, fie liegt fhon in dem Auf- 
leben der Wifjenfhaften im 15, Jahrhundert, Darum muß die Wiffenfhaft überall 
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in die zweite Stelle zurüdtreten, fonft erwachfen uns unberedhenbare Uebel, wir werben 
durch die Wiffenfchaften verthiert werben, und das ift die fhlimmfte Art ver Ver- 
tbierung. Man fieht e8 an den deutſchen Univerfitäten, fie find wahre Höhlen 
des Lafters und der Dummheit. Um folde Uebel von der Menfchheit ferne zu 
balten, dazu find die Väter ver Geſellſchaft Jeſu ganz geeignet. Ihre Erziehung 
führt zur Sittlichfeit und Unterthanentreue, fie prebigen den unbebingten Gehorfam 
gegen ven Monarchen. Ueberhaupt die Menfhen zu leiten, die Nationen zu 
belehren über das, was gut und was ſchlecht ift, das muß die Sache priefterlicher 
Prälaten und dann der Evellente und ter hohen Beamten fein, die Andern haben 
nicht das Recht, über diefe Dinge nachzudenken. Sie haben ja bie Natur- 
wifjenihaften, um fich die Zeit zu vertreiben — worüber könnten fie fi beflagen? 
Die Wahrheit bevarf nicht eines felbftändigen Denkens des Menſchengeiſtes, fie 
ruht in dem bloßen Befig einer überlieferten Offenbarung. Wer. fpricht oder 
fchreibt, um einem Volk einen nationalen Glaubensfag zu nehmen, der muß gehängt 
werben wie ein Dieb, und die Inquffition ift unter Umftänden ein recht zwed- 
mäßiges und lobenswerthes Inftitut, — Freilich wer die Rettung nur in ber 
Rücktehr zum alten Adelsſtaat und zu der alten Kirche fieht, ver darf fih auch 
vor feinen Konfequenzen nicht fcheuen. Daß De Maiftre mit rüdhaltlofer Offen: 
beit zu Werfe geht, liegt in feinem ehrenwerthen Charakter, aber ſchon fein Bei— 
fptel bat gezeigt, daß ein gewifler Cynismus dabei ſchwer zu vermeiden ift. Allein 
wenn er ber Nitter einer traurigen Sache war, fo blieb er do der Mann von 
edler Geftalt und fteht immer im Andenfen der Gefchichte weit über ben poflen- 
haften Marktfchreiern, die feine Schlagworte zum Befremden der Nation auf 
deutfhen Boden einzubürgern verfucht haben. 

fiteratur: L. Binaut, Rev. de deux Mondes 1. Dec. 1858 und 15. 
Aug. 1860; 9. v. Sybel, hiſtor. Zeitfchrift 1859. Heft I; Preuß. Jahrb. 1860, 
DH. Neu erfhienen von le Maiftre: Lettres u. opuscules inedits I. II. Paris 
1851; Lettres inedites, S. Petersbourg 1858; Quatre chapitres inedits sur 
la Russie, Paris 1859; M&moires polit. et correspondance, avec explications 
et commentaires historiques, Paris 1858, I. Weizlüder. 
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Jeder Staat, gleichutel welches bie Form feiner Berfaffung, oder fein Umfang 
und das ihm geſchichtlich zukommende Prädikat fei, hat Anſpruch auf Achtung feiner 
Perſönlichkeit ſowohl nah innen, ald nah außen, und zwar fommt ihm bie 
höchſte Würde, die Hoheit oder die Majeftät zu. Demgemäß ſprach aud 
das römische Recht von der „majestas rei publicae*, und von ber „majestas Po- 
puli Romani“; ja jelbft die Magiftrate, die im Namen des Volkes handelten, 
hatten Theil an diefer Majeftät. 

Mit dem Untergang der Republif änderte ſich die Auffaffung infoferne, als nun 
der Kaifer als die Perfonifitation der Hoheit und Würbe des Staates die Majeftät 
zunächft fir fi allein in Anſpruch nahm; er wurbe nicht blos mit dieſem Worte 
von britten Perfonen angerebet, fondern er nannte fich felber fo. Aus dem römifchen 
Reihe ift wohl der Ausprud in die fränkiſche Monarchie übergegangen, wo 
er insbefondere feit Karl vem Großen in Uebung kommt. Durch die Karolinger 
verpflanzt fih der Gebraud diefes Titels auch nah Deutſchland, und im Mittel- 
alter wird derſelbe ausjchlieglih für den Kaifer in Anſpruch genommen. Erft 
feit dem 16. Jahrhunderte fangen auch die europälfchen Könige an, ben Maje- 
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ftäts-Titel anzunehmen, wenn auch anfänglich mit Widerſpruch von Seite bes 
Kaifers und Reichs; feit dem weftphälifhen Frieden erft wird er allen gefrönten 
Hänptern — Kaifern und Königen, aber aud nur biefen unbeanftanbet beigelegt. 
Nur im Innern des Reichs behielt ver Kaifer allein ven Titel und das Redt ver 
Majeftät; den Reihsftänden und Lanvesherren wurde es nicht zugeftanden. Zwar 
bebienten ſich diefelben in ihren Ausfertigungen wohl der Formel „nostra majes- 
tas“, aber wie uns berichtet wird nur in Gnadenſachen, die in ihrer Willkür und 
Gewalt ftanden, nit in Rechtsfahen oder Verträgen und insbeſondere nicht in 
ſolchen Angelegenheiten, wo fie mit Katfer und Reid) in Verkehr traten. Nur ber 
Kurfürft von Brandenburg machte, feitbem er zugleich König von Preußen war, 
bievon eine Ausnahme. Kaifer Karl VII. hatte ihm durch ein befonveres Reftript 
vom 8. December 1743 den Majeftäts-Titel zuerkannt. 1) 

Seit diefer Zeit befteht ſonach ein erheblicher Unterfchieb zwiſchen dem „Rechte 
der Majeftät" und dem Titel „Majeftät”; jenes kommt in ver monarchiſchen 
Staatsform jedem zu, der Monarch ift, gleichviel ob er das Prädikat Kaifer oder 
König oder blos das von Großherzog oder Herzog u. f. w. führt; dieſer gebührt 
nur den gefrönten Häuptern (Kaifern und Königen), nur mit ver aus ber Na- 
tur der Ehe entipringenden Mopififation, daß aud die ebenbürtigen Gemahlinnen 
berfelben an dem Titel Theil nehmen. Immer aber wird, um ihn anfpreden zu 
können, der wirkliche Beflg der Krone vorausgefegt. Er fteht daher an ſich dem— 
jenigen nicht zu, ber früher im Befige der Krone ſich befunden, benfelben aber 
aus irgend einem runde verloren hat. Weber verjenige, welder bie Krone frei- 
willig niebergelegt bat, 2) noch derjenige, welder fie in Folge innerer Aufſtände 
oder eines äußeren Krieges eingebüßt hat, fann demnach auf den Majeftäts-Titel 
von Rechtswegen noch Anfprucd machen, e8 müßte denn ein ausdrücklicher Vorbe— 
halt gemacht und von den Betheiligten angenommen fein, wobei ſich von felbft 
verfteht, daß diefer Vorbehalt für Dritte nicht bindend fein könnte. — Daß das 
Recht der Majeftät nur den wirklich regierenden gefrönten Häuptern zulomme, 
liegt fo fehr in der Natur der Sache, daß eine weitere Ausführung als über 
flüſſig erſcheint. 

Dem Reichsverweſer oder Regenten kann weder das Recht noch der Titel der 
Majeſtät beigelegt werden, da er nicht ſelbſt Souverän iſt, ſondern nur die Rechte 
des ſelben ausübt. Dagegen muß wohl beides dem Mitregenten zugeſtanden werden, 
der in dem Beſitz ver Krone ſich befindet und nicht in fremdem, ſondern in ei- 
genem Namen handelt. 

Die republitanifhen Staaten der neueren Zeit machen weber das Recht noch 
den Titel der Majeftät für ſich geltend, wenn aud den größeren und mädhtigeren 
Republiten „königliche Ehren" im völkerrechtlichen Verkehre nicht vorenthalten werben. 
Daß das römifhe Staatsrecht hierin von andern Grundfägen ausging, haben wir 
ſchon oben angedeutet. 

Die Verlegung der höchſten Ehre, die dem Monarchen als Oberhaupt des 


1) Bergl. hierüber Br. v. Mofer, Meine Schriften Bd. VI. S. 162 und 151. Derfelbe 
führt (S. 26) eine Neußerung von Pasquier an, worin fich diejer insbefondere darüber tadelnd 
äußert, daß man fich des Mazeftätstitels nicht blos bei der Ynrede des Königs, Tondern auch 
dann bediene, wenn man in der dritten Perfon von ihm ſpreche, — ein Gebraud, der erft unter 
Heinrih 11., insbefondere jeit 1559 aufgefommen fei. Zahlreiche geichichtliche Notizen über den 
Majeftätstitel j. bei Pfeffinger, Vitriarius illustratus Br. 1. ©. 383 ff. 

R ar v. Mofer führt hiefür Beifpiele aus der Gefchichte an, — Meine Schriften Bd. VI. 
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Staates gebührt, wirb im unferen Steafgefegen als ein beſonderes Verbrechen, 
nämlich ald das Verbrechen der „Majeftätsbeleivigung” behandelt und in viel ſtren⸗ 
gerer Weife beurtheilt und beftraft, als die gleihartige Handlungsweiſe, wenn fie 
gegen eine Privatperfon verübt wird. Man nennt mit Rüdficht hierauf feine Per- 
fon heilig und unverleglihd — beides im juriftiichen Sinne des Wortes. 3) 

Des Verbrechens der Majeftätsbeleivigung, das im beutfchen Rechte anders 
aufgefaßt wird, als in dem neueren römischen Rechte, %) macht fich derjenige ſchuldig, 
welcher ohne hochverrätheriſche Abfiht den Monarchen thätlih mißhandelt, ober 
beleidigend an ihn Hand anlegt, oder wer ihn duch Beihimpfung, herabwürbi- 
genden Spott oder Beimeſſung verädtlicher Handlungen oder Geſinnungen belei- 
digt, oder, ihm durch Worte oder Zeichen Verachtung bezeigt. Die Beleidigung 
der Gemahlin des Monarchen oder der Mitgliever des regierenden Haufes fällt 
an fich nicht unter den Begriff ver Majeftätsbeleivigung, da ber erfteren zwar der 
Titel, aber nicht das Recht ver Majeftät zukommt, ven letteren aber weder das 
eine noch das andere gebührt. 5) 

Al äußere Zeichen der Majeftät erfcheinen gewiſſe Infignien, vie bem 
Monarhen beim Antritte ver Regierung überreicht werben und welche er bei feier- 
lihen Anläffen zu führen hat, wie insbefonbere die Krone, das Schwert, ber 
Scepter. Das neuere Staatsrecht macht freilich davon Feine rechtlihen Wirkungen 
mehr abhängig. Die feierliche Krönung, Salbung u. ſ. w. ift fein Akt, ver zur Erwer—⸗ 
bung der Souveränetät als nothwendig erachtet würbe, fondern wo fie etwa nod 
vorgenommen wird, geſchieht fie aus Achtung vor einer altherkömmlichen Tradi— 
tion, welche in den Augen des Volkes nod Werth und Bedeutung hat. 

Damit der Souverän, dem die höchſte Würde zufommt, auch demgemäß 
äußerlich auftrete, umgibt er fih mit dem Hofftaat, und für den Verkehr mit 
ihm ift beſonderes Geremoniell feftgefegt. Der Hofftant befteht theils aus Per- 
fonen, denen gewiffe Würden erblic verliehen, theild aus den eigentlihen Hof: 
beamten mit dem erforderlichen Unterperfonale. Die erblihen Würden haben fi 
in ven meiften Staaten, wo fie nod vorfommen, als geſchichtliche Ueberlieferungen 
erhalten, auf deren Ausbildung die Einrichtungen der fränfifhen Monardie, die 
ihrerfeit8 die gemeine Hofverfaſſung nahgeahmt hatten, von weſentlichem Einfluffe 
gewejen find. Die in der unmittelbaren Umgebung des Kaiſers befinvlichen Hof- 
beamien waren nämlih: der Marjhall, der Kämmerer, der Truchſeß und ber 


3) Das Ältere Staatsrecht verband mit der „Heiligkeit“ der Majeftät einen anderen Bes 
ei; fie ftand mit der Krönung und Salbung von Seiten der Kirche in Verbindung. Im neuern 
echte gilt dieje kirchliche Heiligung nicht mehr als notbwendig, und daher erklärt es ſich, daß 
mehrere Verfaffungsurfunden den Monarchen nur als unverleglich, nicht auch als heilig bezeich— 
nen. Das leßtere thut 3. B. die preußifche Verfaſſungs-Urkunde vom 31. Jänner 1850 in Art. 
43 „die Perfon des Königs ift unverfeglichz” die luxemburgiſche vom 9. Juli 1848 Art. 4: 
„die Perſon des Kr ift unverleglih.“ In andern Grundgefegen wird die Perſon 
des Monarchen „beilig und unverleglich“ genannt, wie 3. DB. in der bayeriſchen Verfaj- 
fungsurfunde Tit. II. $. 1, in der württembergiichen vom 25. Est 1819 8. 4, in der babi- 
ſchen vom 22. Aug. 1818 $. 5, in der fächfiihen vom 4. Sept. 1831 $. 4, in dem Grundge 
je für das Großherzogthum Oldenburg vom 22. Nov. 1852 Art. 4 8. 3 u. a. Daraus erheilt 
wohl auch, daß in dieſem Punkte ein Unterfchied zwiſchen katholiſchen und proteſtantiſchen Län 
den nicht zu ftatuiven fein dürfte; denn das proteftantifhe Oldenburg bat in feinem der neueften 
Zeit angehörenden Grundgeſetze die Formel der bayeriſchen Verfaſſungs-Urkunde beibehalten. 
9 werd darüber Berner, Lehrb. des deutichen Strafredhts. Leipzig 1857. ©. 513. 
5) Es ift exceptionell, wenn einzelne Strafgeſehe die Majeftätsbeleidigung weiter ausdehnen 
und wie z. B. das bayeriſche die Handlungen gegen die Königin mit denen gegen den König auf 
Eine Linie ftellen, 
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Mundſchenk; unter fie war ber ganze Hofvienft vertheilt. Der Marſchall beforgte 
den Marftall, die Geftüte, Fouragen oder Weiden und begleitete ven Monarchen 
auf feinen Reifen. Dem Kämmerer lag die Bewahrung ver Reichäfleinovien, bie 
Sorge für Kleidung, Feuerung und Beleuchtung der königlichen Reſidenzen 
ob; der Truchſeß hatte die königliche Tafel, ver Mundſchenk den Keller zu beftellen. 
Was am Hofe des Kaifers eingeführt war, fand an ven Höfen der Landesherren 
Nahahmung, und wie die genannten Würden dort allmälig erblih wurben, fo 
geihah vasjelbe auch bier. Die Träger dieſer erblihen Würben treten übrigens 
nur bei beſonders feierlichen Gelegenheiten, bei welden es gilt, ven Thron in fei- 
nem vollſten Glanze zu repräfentiven, in Wirkjamfeit. 6) Den gewöhnlichen Dienft 
bei ver Perfon des Fürften verjehen die eigentlichen Hofbeamten, die namentlid 
dann, wenn ihnen öffentliche Rechte über ihre Untergebenen zufommen, als Staats- 
biener zu betrachten und zu behandeln find. 7) 

Zum Hofftaate gehörte auch die Leibgarde, die unter einem eigenen Kom 
manbo unmittelbar bie Perfon des Souveräns umgibt, nicht blos im Intereſſe 
feiner Sicherheit, fondern ebenfofehr zur Erhöhung der Würde und bes Glanzes 
ber Krone. 8) 

Was das Ceremoniell betrifft, jo fommt vasfelbe zur Anwendung 

a) bei dem perfünlichen Verfehre der Souveräne oder der Mitglieder von 
regierenden Yamilien unter fih, fei berfelbe ein unmittelbar mündlicher ober ein 
ſchriftlicher (Rabinetsfchreiben und eigenhändige Schreiben); 

b) beim biplomatifchen Verkehr, fowohl dem perſönlichen als dem fchriftlichen; 

c) bei der Korrefpondenz ber inneren Behörden verſchiedener Staaten unter- 
einander; 

d) bei dem Berkehr zur See, — wozu noch 

e) das eigentliche Hofceremoniell kommt, das als rein innere Angelegenheit 
jedes einzelnen Staates reſp. Hofes erfcheint, während über das völkerrechtliche 
Geremoniell zunähft die etwa beftehenden Staatöverträge und das Herfommen 
entjcheiben. 9) 

Der Charakter ver Monardie bringt es mit fi, daß dem mit Majeftät be- 
kleideten Staatsoberhaupte die äußeren Güter nicht fehlen, von deren Beſitz ber 
Glanz der Krone bevingt if. Der Monard muß in der Lage fein, überall zu 
ſpenden und zu helfen, wo es gilt, menſchliche Noth zu heben und bie Talente 
feines Volls zu werden. In welcher Weife dieſes Verhältniß in ven verſchiedenen 
Staaten Europa’s ſich geftaltet habe, davon war bereits oben (Bd. II. ©. 515 ff.) 
in dem befonberen Artikel „Civilliſte“ ausführlicher die Rebe. 

Als rechtliche Eigenfchaften, welche dem Träger der Staatsgewalt im ber 
Monarchie gewiſſermaßen als Ausflüffe ver Majeftät beigelegt werben, nennt man 
folgende: 


6) Ueber die deöfallfigen Einrichtungen in den deutichen Staaten vergl. v. Rönne, preuß. 
Staatsreht Bd. J. S. 273, Pözl, bayer. Verfaffungsrecht (111. Aufl.) S. 349. R. v. Mohl, 
württemb. Staatsrecht Bd. I. ©. 248 und noch Küber. Öffentliches Recht des deutfchen 
Bundes und der Bundesftaaten S. 726. 

7) Bol. Hierüber H. U. Zachariä, deutſches Staats- und Bundesrecht Bd. II. S. 18. 

8) Eine andere Bedeutung bat ed, wenn einzelne Theile des ftehenden Heeres ald „Leib— 
wache“ oder „Sarde‘ bezeichnet werden, wenn man von „Leib⸗“ oder — — 
ſpricht u. ſ. w. — eine nt, die ſowohl vom politifchen wie vom militäriichen Standpunft 
gewictige Bedenken gegen ſich bat. 

) Das Nähere hierüber fiehe in dem Artikel „Geremoniell” Bd. IE, ©, 412. 
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1. Die Inappellabilität ber Entfhließungen, die vom Souverän aus- 
gehen. Da viefe indefjen als Willenserflärungen eines Menfhen nicht auf Un- 
fehlbarkeit Anfprud machen, vielmehr auf Irrtum oder Unfenntniß der thatfäd- 
lihen Berhältniffe beruhen fünnen, jo muß e8 geftattet fein, dagegen Borftellun- 
gen zu machen, um eine freiwillige Abänderung derſelben herbeizuführen. 

2. Die Unverleglidleit d. i. der befondere Schuß, den die Gefege dem 
Souverän gegen Beleidigungen gewähren, und von dem ſchon oben geſprochen 
wurde. — Eine Folge diefer Unverleglichteit der Perfon des Souveräns ift es, 
daß er 

3. als unverantwortlid erflärt wird, d. i. er fann wegen feiner Hand⸗ 
lungen und Unterlaffungen, aud wenn fie fonft gefegwibrig find, nit vor Ge— 
richt geftellt und wegen derſelben mit Strafe belegt werben. 

Den da der Monarch die höchſte Gewalt inne hat, fo kann es feine Ge— 
walt im Staate geben, die ihn zur Rechenſchaft ziehen könnte, oder wie Dahl: 
mann (Politit $. 129) die Unverantwortlichfeit begründet: „das Strafrecht könnte 
die Perjon des Königs nicht treffen, ohne mit ber föniglihen Würde die Regie 
rung felber zu verlegen." -— In diefer Motivirung liegt zugleich die nähere Be— 
ftimmung der Grenzen und der rechtlichen Natur der dem Souverän zulommenden 
Unverantwortlichfeit. Es foll nämlid 

a) nur das Strafrecht ihn nicht treffen; er foll wegen Handlungen, vie 
durch die beftehenden Geſetze mit Strafe bedroht find, nicht vor Gericht gezogen 
werden können, nicht darum, weil er fein Unrecht thun kann, ſondern weil es 
politiſch räthlih erfcheint, das von ihm begangene Unrecht ungeftraft zu laſſen. 

Die Gründe der Unverantwortlickeit fallen hinweg, wenn es fi um Gel« 
tendmahung von privatrehtlihen Anfprücen gegen ven Monarchen handelt; 
fie find nicht gegen die Perfon, fondern nur gegen das Vermögen verfelben ge: 
richtet, und politifche Bedenken, weldhe gegen die Zulaffung einer Strafgerichtsbar- 
feit über den Souverän fprechen, find bier überall nicht vorhanden. Bedenkt man, 
daß der in den neueren Staaten durchweg durch die Berfaffung anerfannte Grund- 
fag der Sicherheit der Privatrechte, die in der Negel ausdrücklich garantirt find, 
nit weiter beſchränkt werben dürfe, als dieſes durch ausdrückliche Gefege geſche— 
hen iſt, ſo erſcheint es als ſelbſtverſtändlich, daß im Zweifel überall eine Klage 
zuläſſig und die Kompetenz der Gerichte begründet ſei, wo ein Privatrecht ver- 
folgt wird. 10) Nur die Vollſtreckung des richterlichen Urtheils unterliegt den Mo— 
bififationen, welche durch die Natur der Sache geboten find; es muß dabei jeder 
Zwang gegen die Perſon des Souveräns ausgefchloffen bleiben. 

b) Nody weniger kann von einer Unverantwortlichleit des Souveräns im 
Gebiete des Völkerrechts die Rede fein. Die Pflichten, welche entweder jedem 
Negenten gegenüber den Regenten anderer Staaten obliegen, oder weldhe auf be— 
fonderen Berträgen beruhen, müſſen erfüllt werden, und wenn es zur Zeit feinen 
Richter gibt, der im Fall der Weigerung angegangen werben fünnte, um ein Er- 
fenntniß zu fällen und dasfelbe zu erequiren, fo zweifelt doch Niemand mehr da- 
ran, daß dieſes wahre NRechtspflichten feien, zu deren Geltendmahung äußerften 





1) Ein neuerer Schriftfteller (Held, Syſtem des Verf-Rechtes B. 11. S. 35) hält eine 
— gegen den Regenten für unzuläſſig, weil dieſes mit dem Principe der konſtitutionellen 
Monarchie und ſeinen nothwendigen Konſequenzen im Widerſpruche ſtehe (17). Wir meinen aber, 
gerade in dieſer Sphäre müſſe der Satz, den die römiſchen Imperatoren aufſtellten, zur Anwen- 
dung ſich eignen: Digna vox est majestate regnantis, legibus obligatum se principem pro- 
fiteri; adeo de auctoritate juris nostra dependet auctoritas, 
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Balls viejenigen Zmwangsmittel in Anwendung gebracht werben, bie das Völker⸗ 
recht kennt. 

Um den Gefahren, melde die Unverantwortlichfeit des Negenten dem Beftand 
von Geſetz und Berfafinng bereiten könnte, zu begegnen, bat das neuere Staats- 
recht ihr den Grundſatz zur Seite geftellt, daß die Minifter, als bie oberften 
Räthe und Bolftreder ver Befehle des Souveräns, in allen Regierungsaften mit- 
zuwirken haben, wenn biefelben überhaupt giltig fein follen, und daß dieſelben für 
deren Gefeg- und Berfaffungsmäßigfeit verantwortlich feien. -— Doch da das 
Staatswörterbuch ſowohl über die Unverantwortlicheit des Staatsoberhauptes, als 
über die Berantwortlihkeit der Minifter und Stantsbeamten eigene Artikel zu 
bringen verfpriht, fo müſſen wir den Lefer wegen des Näheren auf dieſe ver- 
weiſen. 

Das was wir bisher „Majeſtätsrechte“ genannt haben, find Ausflüſſe des 
Befiges der Staatögewalt oder gewiffe perfönliche Qualitäten , beziehungsweife 
Rechte, welche dem Inhaber der Staatsgewalt als ſolchem zukommen. Der Aus- 
druck kommt übrigens in der Literatur des öffentlihen Rechtes nody in einem an- 
dern Sinne vor, der übrigens von ber obigen Darftellung nur quantitativ, nicht 
qualitativ verſchieden iſt. Man bebient ſich desfelben nämlich auch, um damit bie 
in der Staatsgewalt von felbft enthaltenen Regierungs- oder die fogenannten we- 
fentlihen Hoheitsrechte zu bezeichnen, oder e8 werben die Majeftätsrechte mit dem, 
was man die Prärogative ver Krone genannt hat, als ſynonym genommen. 
Da aud hierüber das Staatswörterbuh fi in eigenen Artikeln ausfpricht, fo 
find wir einer eingehenden Erörterung überhoben. — In einem viel engeren Sinne 
findet fih enblih das Wort „Majeſtätsrecht“, „jus majestaticum* gebraucht, 
um den Inbegriff derjenigen Befugniffe zu bezeichnen, welde dem Souverän als 
foldem gegenüber ven im Staate beſtehenden Religionsgefellichaften zuftehen, und 
es ift dann gleichbedeutend mit dem jus circa sacra, oder ber Kirchenhoheit, wo— 
von in dem Artikel Kirchenhoheit bereits die Rede war. 11) veozl. 


Maria Thereſia. S Defterreid. 
Mariana und Suarez. 


Zwei hervorragende Jeſuiten mögen hier ihre gemeinſchaftliche Beſprechung 
finden, inſoferne dieſelben nicht blos Zeitgenoſſen ſind, ſondern auch in der ſchroffſten 
Durchführung oder Ausbeutung Eines Geſichtspunktes, welcher der Lehre der Je— 
ſuiten angehört, zuſammentreffen. 

Der Eine iſt der als Verfaſſer einer Geſchichte Spaniens allgemein bekannte 
Juan Mariana, welcher im Jahre 1637 in Talavera (in der Diöceſe Toledo) 
geboren war, 1554 in den Orden eintrat, dann als Lehrer der Theologie in Rom 
(1561), in Sicilien (1564) und in Paris (1569) wirkte, und hierauf (1574) in 
fein Baterland zurüdgefehrt eine außerordentliche Thätigkeit im Dienfte der Inqui— 

fition entwidelte, womit aud eine Schrift über den Sefuiten-Orven „De las 
‘ enfermedadas de la compania de Jesus“ (audy in franzöfifcher, italienifcher und 
lateiniſcher Sprache gedrudt) im Zufammenhang fteht. Er ftarb 1624 in Toledo. 
Um abzufehen von dem Geſchichtswerke (Historia de rebus Hispani®, Tolet. 1592 


11) Das Reichöftaatsrecht nannte die kaiſerl. Rechte im Gegenjage zu den Rechten der Stände 
und Landesherrn das »jus majestatis«; vergl, darüber Ertl, praxis aurea ©. 759 ff. 
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fi., in fpanifcher Ueberſetzung von des Verfaſſers eigener Hand, ebend. 1601 ff.) 
gehört hieher Mariana’8 Buch) De rege et regis institutione, Tol. 1598 (mit 
Heinen Aenderungen Mogunt. 1605 und Francof. 1611), weldes in Paris im Jahr 
1610 durch Parlamentsbeſchluß vernichtet wurde, 

Der Zweite, Franciscus Suarez, ift geboren im Jahr 1548 in Granada, 
ftubirte in Alcala, Salamanca und Rom, lebte dann längere Zeit in Zurüdgezo- 
genheit, trat hierauf als Profeffor in Coimbra auf und ftarb 1617 in Lifjabon. 
Bei Weitem die größere Maſſe feiner äußerſt zahlreihen Schriften (Gefammtaus- 
gabe Mogunt. 1621 in 21 Folio-Bänvden, und Venet. 1740 in 23 Bänden) 
gehört ver Jefuiten- Theologie und -Philofophie an, und aus dieſem Umfreife, in 
welchem er fi ven Beinamen Papa Metaphysicorum erwarb, mag hier nur bie 
Schrift: Opus de tripliei virtute theologica beigezogen werben; hingegen jene 
Berdienfte, vermöge deren er zugleih auch Ancora Papistarum genannt wurde, 
liegen einerfeits in ven Tractatus de legibus ac deo legislatore (Antwerp. 1617 
fol. u. Mogunt. 1619 fol.) und andererfeitS in eimem ebenfo ausführlichen als 
wüthenden Bamphlete, welches er betreffs des Katholifeneives gegen König Jacob I. 
von England und gegen Barclai im Jahr 1613 unter dem Titel: „Defensio fidei 
eatholice et apostolic® ‘adv. anglicane sect® errores* (Coimbr. 1613 u. 
Mogunt. 1619) richtete, ein Buch, weldes fpäter (1674) in Paris das gleiche 
Schidjal erfuhr mie die eben erwähnte Schrift Mariana’s. 

Bezüglich der allgemeineren Grundlage der Lehre vom Staate, auf welder 
Mariana und Suarez ftehen, können wir auf dasjenige verweijen, was Bd. II, 
©. 39 fi. über Bellarmin, ven Zeitgenofjen beider, welcher gleichfalls an bie 
damaligen Zuftände Englands anfnüpfte, bemerkt wurde. Der Kern liegt in ber 
Erhebung ver geiftlihen Gewalt über vie weltliche, und wenn bie letztere jchon bei . 
Bellarmin als eine nur „mittelbar aus der göttlihen Anorbnung folgende Ein- 
richtung auf den Willen der „Menge” geftügt war, fo wird diefe Auffafjung bei 
Mariana auf tendenziöfe Weife bis ins Aeußerſte gefchärft; ja das Bud De rege, 
weldyes nad Jeſuiten-Manier fehr rhetoriſch gehalten und mit einer Menge von 
Beifpielen aus historia sacra und profana angefüllt ift, macht überhaupt weit 
mehr den Eindruck einer publiciftiichen als einer philofophifhen Schrift. 

Zu Anfang (I, 1—4) beſpricht Mariana den urſprünglichen Naturzuftand 
der Menſchen, welher bald zu Uneinigfeiten und dann vermöge bes Gefühles der 
Schwähe und der Hülfsbedürftigfeit zu einer Bereinigung unter Gefegen und 
unter einem ſchützenden Herrfcher geführt habe. Die monardifche Form wird als 
bie natürliche (die Natur kenne überall nur Ein herrſchendes Glied, wie z. B. im 
Körper das Herz es fei) und als die zwedmäßigere bezeichnet; in Folge des letz— 
teren blos praktiſchen Motives erhält, da Einer nicht Alles überfehen fann, ber 
König einen Senat der beften Bürger als Beirath zur Seite, und lediglich aus 
dem gleihen Grunde erflärt fih Mariana aud für die Erbmonardie, da durch 
Wahlkämpfe der Staat jevesmal erfchüttert werde und ein erbliher Regent felbft 
im eigenen Intereſſe befjer regiere; hieran knüpft fi dann im Verlaufe der In— 
halt des Uebrigen, mas über Jugenverziehung und Heranbildung des künftigen 
Regenten bemerkt wird. Aber bei all dieſem erinnert Mariana unabläffig daran 
(bef. I, 8 u. 9), daß der Monarch feine Herrfhaft nur von den Unterthanen ſelbſt 
empfangen habe und daher nicht unumfchränft walten fünne, „Nicht jo hat ber 
Staat feine eigenen Rechte auf den Fürften übertragen, daß er nicht ſich felbft bie 
größere Macht zurüdbehalten hätte“ (I, 3), oder „Wie könnte ja auch das Kind 
ftärfer fein als der Vater, der Bach ftärfer fein als feine Quelle?” (I, 6), und 
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auch ausdrücklich „pas Bolt hat in keiner Zeit das Recht verloren, auch eine Exb- 
monardhie zu äntern” (I, 4). 

Sodann aud wird biefe Theorie der Vollsfonveränetät durch bie in ber 
Schultradition geläufige (ariftotelifche) Unterfheidung zwijchen rex und tyrannus 
(I, 5) derartig beleuchtet, daß uns der wahre Zielpunft des Jeſuiten bereits ficht- 
licher hervortritt. „Die fürftlihe Gewalt ift nur rehtmäßig, jo lange fie nad) dem 
Willen des Bolfes empfangen ift und ausgeäbt wird.” „Tyrann ift auch jener, 
welcher die nach dem Bolfswillen empfangene Herrfhaft gewaltfam ausübt.” „Es 
ift nicht zu dulden, daß ein Tyrann das Gefeg, welches in unfere Seele gefchrieben 
ift, verletze.“ Ja die Erörterung, ob es geftattet fei, einen Tyrannen zu befeitigen, 
beginnt (I, 6) mit ber Ermordung Heinrihs III. von Frankreich durch Jakob 
Clement (1. Aug. 1589), bei welcher Mariana in ausführlichfter Erzählung und 
mit fichtlichem  oblbehagen verweilt 1), um nah Erwähnung der rhetorifchen 
Schulbeifpiele von Harmodius und Brutus die Lehre daraus zu ziehen, daß das 
Bolt den tyrannifhen Fürften in öffentlicher Verfammlung entweber auf den Weg 
bes Rechts zurüdführen oder aber als Staatsfeind erflären bürfe, und daß, falls 
eine foldhe Berfammlung verhindert werde, der Staat als unterbrüdt zu betrachten 
und biemit unmittelbare Selbfthülfe erlaubt fei; kurz das Refultat ift: „ver Tyrann 
fann von Jedwedem ber Herrfhaft und des Lebens beraubt werten" (ebend. ©. 
76) und „es ift ein heilfamer Gedanke, daß bie Yürften nicht blos mit Recht, 
—— auch zum Lobe und Ruhme (des Thäters) getödtet werden können.“ 
S. 77). 

Der Höhepunkt aber raffinirter Scheußlichkeit liegt in den Unterſuchungen, 
auf welche Weife ver Tyrann zu tödten fei (I, 7); derſelbe ſolle nämlich nit 
zum aktiven Selbſtmorde getrieben, noch aud durch Speife oder Trank vergiftet 
werben, da felbft hiebei eine Aktivität ſeinerſeits mitwirfe, ſondern beffer fei es, 
wenn er bei völliger Paffivität durch ein vergiftetes Kleid oder einen vergifteten 
Stuhl ein Opfer des Todes werde. Nach dem Erkurfe über den in Paris verübten 
Königsmord hatte Mariana eigentlih es gar nicht nöthig, oft genug burchbliden 
zu laffen, daß aud jener Fürft ein Tyrann fei, welder die „wahre Religion“ 
unterbrüde ober felbft nur nicht unterftüge. Ohnedies ja folgt eine Erörterung 
(I, 10) über die Suprematie der geiftlihen Gewalt und die Ohnmacht der Fürften 
in religiöfen Dingen (jedody fpriht Mariana im Unterſchiede von anderen Iefuiten 
häufiger und lieber von der Gewalt ver Geiftlihen überhaupt oder der Biſchöfe, 
als fpeciell von ver Macht des Papftes); vor Allem aber werben uns die Augen 
geöffnet durch den Schluß des Ganzen (ITI, 17, — das in Mitte Liegende betrifft 
bie Erziehung des Regenten und ift gewöhnliche Jefuitenpädagogit —), denn wenn 
dort entwidelt wird, daß die wahre Religion nicht eine faljche neben ſich beftehen 
laffen könne, und daher der Fürft eine Verfchiedenheit der Religion feiner Unter- 
thanen nicht dulden dürfe, fo kehrt hiemit der Berfaffer auf feinen Ausgangspunkt 


1) 1, 6 (p. 65 ed, Tolet.) »Nuper in Gallia monimentum nobile est constitutum ... 
insigne ad memoriam altque miserabile ,... quo principes doceanlur, impios ausus 
haud impune cadere« .. . (p. 6%) »Sic Clemens ille periit, aeternum Galliae decus, 
simplici javenis ingenio neque robusto corpore, sed maior vis vires et animum con- 
firmabat,« Auch von Guiſe heißt es (p. 66): »in eius et familie virtute spes el fortune® 
Gallie site erant.« Uebrigens lich Mariana in der 2. Auflage (Mogunt.) jene Worte »ater- 
num Gallie decus« MHüglich hinweg. Außerdem beachte man folgende Worte (p. 67): Cle- 
mens... cognito a theologis, quos eral sciscilalus, tyrannum jure interimi posse, 
acceptis litteris ab iis eto, 
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zuräd, und indem die Nutzanwendung auf franzöfifche und englifhe Zuſtände nahe 
genug liegt, Könnten wir fagen, bas Ganze fei ein Aufruf zu Empörung und 
Attentaten katholiſcher Unterthanen gegen proteftantifche oder tolerante Fürften. 

Ein derartiges Handbuch des Königsmorbes bat nun allerdings Suarez 
nicht verfaßt, doch reicht die Theorie desſelben inhaltlich genau ebenfo weit. Sein 
ausführliher Tractatus de legibus ift ein Erzeugniß einer ſehr ausgebehnten 
theologifhen und juribifchen Gelehrſamkeit, melde er in zahlreihen Kontroverfen 
bis ins Heinfte, Detail durch Citate aus der damaligen Fiteratur beurfundet; in 
theologifcher Beziehung find Thomas v. Aquin und Bellarmin feine Führer, in juri- 
diſcher ſchließt er ſich beſonders gerne an Covarruvias an. Die erften zwei Bücher 
handeln über Gefeg und Recht im Allgemeinen, das dritte über pofitives menjd- 
liches und das vierte über fanonifhes Recht, worauf im fünften das Strafrecht, im 
fehsten Erörterungen über Interpretation und Difpenfation, im fiebenten das 
Gewohnheitsrecht (natürlich im Sinne der damaligen Kanoniften und Romaniften), 
im achten die Privilegien, im neunten uno zehnten das pofitive Offenbarungsredt. 
In reihem Maße find überall, namentlih im allgemeinen Theile und beim Straf: 
rechte, Grörterungen eingeflochten, weldye dem Gebiete der Ethik (vd. h. hier ber 
jeſuitiſchen Moraltheologie) angehören. Die philofophifhe Grundlage ift jene des 
Ludov. Molina, f. o. Bd. II, ©. 40, wenn auch Suarez fi bemüht, faft alle 
möglihen intheilungen des Rechtögebietes unter fih in Einklang zu bringen 
(I, 3. u. I, 17 ff.) 

Die weltliche Gewalt wird, wie bei Bellarmin und Mariana, aus dem Willen 
der Menge abgeleitet und in gleiher Weife der monarchiſchen Form der Borzug 
gegeben (III, 4); das Hauptgewicht aber fällt aud hier auf die Ueberordnung ber 
geiftlihen Gewalt (III, 6 und VIII, 8), und es wird nicht blos darauf gebrungen, 
daß fein weltlihes Gejeg der „wahren Religion” widerſprechen bürfe (III, 12), 
fondern aud erfährt vie kirchliche „Eoercitiv- Gewalt" Bellarmins (oben Bd. II, 
©. 42) bier die größte Schärfung, da der Papft über getaufte Fürften eine birefte 
Gewalt befige, welde bis zur Entthronung ſich erftrede (III, 10). Diefe Auffaffung, 
welche Suarez gleichfalls, wie Bellarmin die feinige, aus dem Bibelfpruhe „Weide 
meine Schafe u. ſ. f.“ ableitet, bricht auch an vielen Stellen der Schrift De tripl. 
virt. theol. hervor, wofelbft außer ven Beweifen für die Obergewalt der Kirche 
(I, 9—20, III, 13) auch die politifhen Folgen der Exkommunikation eines Fürften 
beſprochen werben (I, 18 u. 22); insbefondere aber wird uns dort, wenn wir bie 
Unterfuhungen über Begünftigung der Keterei (I, 24) bevenfen, vie Tragweite 
jenes Abſchnittes Mar, welden Suarez dem Kriegsrechte widmet (III, 13); vie 
Unterfheidung zwifhen Offenfiv- und Defenfio-Krieg, fowie die Erörterungen über 
- legitima et justa causa belli u. vgl. gehören ver gewöhnlich üblichen Theorie an, 
hingegen beadtenswerth ift, was über den Krieg „zwifchen Fürft und Staat“ 
gejagt wird. Derfelbe tritt dem „Tyrannen“ gegenüber ein, und zwar darf, wenn 
der Tyrann dominio ſich als folhen zeigt, Jeder ihn tödten, da dann das Recht 
der Nothwehr zu üben ift; wenn hingegen regimine die Tyrannei erfcheint, fo 
nimmt die Gefammtheit des Bolfes kraft ihrer urfprünglihen Souveränetät die 
den Regenten verliehene Herrihaft zurüd. 

Diefe Theorie des Revolutionsredhtes ift es nun, welche in der publiciftiichen 
Schrift Defensio fidei cathol. bereits ziemlih nahe an vie Praris gerüdt wird. 
Nicht ohne beftimmte Abficht nämlich ift dort die Lehre von der Volksſouveränetät 
(III, 2) und von der Suprematie ver Kirche (III, 5 u. 22), durch welde Fürften 
entthront werben können (III, 23), wiederholt, denn es wird nun ausdrücklich 
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ſowohl der Unterthanen-Eid, welder der „wahren Religion” nicht wiberftreiten 
dürfe (VI, 1), vom Gutdünken des Papftes abhängig gemacht (VI, 7), als auch 
unumwunden derjenige Fürft als „Tyrann“ bezeichnet, welcher ver wahren Reli 
gion ſchadet (VI, 10). Hieburd) ift die Grundlage gewonnen, auf welder die Lehre 
erwächst (VI, 4), daß zwar ein princeps legitimus, qui tyrannice gubernat, nicht 
von Jedem getöbtet werben bürfe, außer im Falle der Nothwehr, daß aber hin- 
gegen ein rex aggrediens civitatern von Jedwedem nicht blos ungeftraft, fondern 
aud cum publico bono ermordet werben bürfe, deun ein folder Regent fei hostis 
und babe darum überhaupt feine auctoritas. Wenn aber dann ‚hinzugefügt wird, 
daß ein folher Fall beſonders dann eintrete, wenn ein König post legitimam 
depositionem dennoch fortfahre zu regieren, (VI, 4, 14, pag. 415 ed. Mogunt.), 
jo ift es folgerichtig, daß die praftiiche Ausübung des Revolutionsrechtes nur von 
ber päpftlihen Willensäußerung abhängt (ebenv. 17, pag. 416). 

Böllig verftändlih aber werden uns biefe hodverrätheriihen Ausartungen 
ver fatholifhen Stantslehre nur dann, wenn wir den damaligen religiöfen und 
politifhen Fanatismus der Parteien, unter welchen die Jefuiten feine der ſchwächſten 
waren, erwägen und bie ftaatlihen Stürme im Auge behalten, welche in Europa 
in jener Zeit wütheten. Daß einerfeit8 Mord und Gift zu den beliebten Waffen 
gehörten, zeigen außer der Bartholomäusnaht und der Ermordung Coligny’s 
(1572) die Attentate gegen Elifabeth von England (1584), die Pulver-Verſchwö— 
rung, der Tod bes Prinzen von Conde und hinwiederum die Ermordung Guiſe's 
(1588), vor Allem jene Heinrichs III. durch Jakob Element, und hierauf, nachdem 
ein früheres Attentat (1593) mißlungen war, der Mordanfall Jean Chatels gegen 
Heinrich IV. (1594), fowie zulett deffen Ermordung durch Ravaillac (1610). Aber 
anbererfeit8 war das Entſcheidende die Verbindung, in welcher vie Politif des auf 
Granfreih und England Lüfternen Philipp II. mit dem päpftlihen Hofe ftand; 
Philipp II. und Gregor XIU. triumphirten über die Parifer Bluthodhzeit, und 
während man in Rom bie That Elements mit dem Greigniffe der Infarnation 
verglih, behaupteten franzöfifche Theologen, ver Dolch fei demfelben von Chriftus 
oder vom heiligen Geifte in die Hand gegeben worden; ja aud die Sorbonne 
erhob gegen Heinrich III. und gegen Heinrich IV. die Theorie betreffs der „treu= 
lofen Könige”, und als Sixtus V. gegen legteren milder auftrat, fuchte Philipp 
II., deffen Truppen in Paris fanden, ven Papſt felbft hinwiederum burd eine 
drohende Haltung des Klerus einzufhlichtern. Auf das Aeußerſte aber waren bie 
Jeſuiten gereizt, als nah Chatels Attentat das Parlament fi) ermannte und bie 
Vertreibung des Ordens aus Frankreich durchſetzte 2); jedoch noch unter Heinrich 
IV. fehrten fie (1603) wieder zurüd, 

An viefe Dinge und alles, was mit ihnen zufammenhängt, müffen wir uns 
erinnern, um zu verftehen, daß vie jefuitifche Lehre von der Volksſouveränetät nur 
den Zwed hatte, die weltlihe Macht ſchon ihrem Urfprunge nad gegenüber ver 
göttlich-geiftlichen niedriger zu ftellen, fowie daß die hierauf beruhenve Begründung 
bes Revolutionsredhtes nur dazu diente, Fürſten, welche ver katholiſchen Kirche 
nicht willfährig genug zu fein fchienen, nöthigenfalls durch Volks-Fanatismus befei- 
tigen zu können, So ift es aud) erflärlih, daß gerade in Spanien, deſſen dama— 


2) Eine Inichrift, welche das Parlament im Jahr 1595 am Orte des Attentates anbringen 
ließ, enthielt die Worte: Perniciosissime factionis haeresi pestifera imbutus, qu® nuper 
abominandis sceleribus pietalis nomen obtendens unctos domini vivasque ipsius imagines 
occidere populariter docuit. 
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lige Regierung in gemwiffem Sinne dem Vorwurfe der Tyrannei wahrlich nicht 
entgehen kann, dennoch derartige Kundgebungen geduldet wurben; bie Lehre vom 
Tyrannenmorde war ja in ihrer inneren Tendenz nur gegen Ketzer gerichtet, und 
im Kampfe gegen afatholifche Fürften gingen vie Intereffen Philipps II. und der Päpfte 
Hand in Hand. Darum lafje man ſich auch nicht dadurch täufchen, daß Mariana feldft 
(De rege, I, 8, p. 88) das Verfahren Philipps II. gegen die Aragonefen tabelt und 
entſchieden (ebend. p. 89) auf das Recht der Steuerbewilligung hinweist; denn es ift zu 
bevenfen, daß jene Schrift unmittelbar nach dem Tode des Königs (13. Sept. 1598) 
an Philipp III. gerichtet ift, welcher hiemit gleichfam eine Verwarnung erhielt, den 
nöthigen Beiftand des Volkes nicht zu verfcherzen; auch zeigt das Bud) De las enferme- 
dadas zc., daß dem Mariana auch nur die Zwede des Ordens als die höchſten galten 
Ferner endlich ift auf dieſe Weife es nicht auffallend, daß theils in ber Be-. 
urtheilung der Ermordung Heinrichs III. oder des Chatelſchen Attentates, theils 
überhaupt in ber derartigen Lehre vom Tyrannenmorde viele Jeſuiten ſich ein- 
fiimmig äußerten, und fomit Mariana und Suarez nur als beruorragendere Reprä- 
fentanten folder Anſchauungen betrachtet werden können. Es können in biefer Be- 
ziehung außer dem unbefannten Berfaffer einer Schrift „De justa reip. christianse 
in reges impios auctoritate* (Antw. 1610) genannt werben: Betr. Ribadeneira 
(Trat. de la religion y virtud, Antw. 1597, 8, p. 90), Ant. de Herrera (ber 
Biograph Philipps II., geft. 1625) fomohl wegen feiner Hist de los sucesos de 
Francia (1598, p. 53 und 344) als auch wegen ber fpanifchen Ueberfegung bes 
„Le Catholique Anglois* von Ludwig v. Orleans (Sarag. 1592), ferner ber 
befannte Franz Toletus (geft. 1584), Summa casuum conscienti®. Lugd. 1630, 
8, p. 653, Emman. Sa, Aphor. confessar. (Duac. 1627, s. v. Tyrannus), 
während Andere, wie Joh. Dforius (Cone. d. Sanctis, Lugd. 1597, 8. III. p. 70) 
oder Alph. Salmeron (Comment. in 8. Seript. IV, p. 411 ed. Colon.) wenig- 
ſtens dem Papfte das Recht, Fürſten zu entthronen, vindiciren. Als aber bei 
Ravaillacs Unthat im Hinblide auf Stellen, melde man bei Vertreibung des Ordens 
in den Papieren des Jefuiten Guignard gefunden hatte, von mehreren Seiten 
aud die Ermordung Heinrihs IV, unmittelbar den Jeſuiten zugefchrieben wurde, 
und die Vernichtung der Schrift Mariana’s in Paris erfolgte, entbrannten bie 
beftigften literarifchen Kämpfe (3. B. Ant. Le Clere, Defense des puissances de 
la terre, Par. 1610, 8, oder Michel Roussel, Antimariana, Par. 1610. 8), melde 
jelbft der Orbensgeneral Aquaviva vergebens durch das Gebot, die ganze Sadıe 
auf fih beruhen zu laſſen, bejhwichtigen wollte. Wenigftens trat nod ein Jeſuit 
in Münden, Jac. Keller in einer Schrift „Tyrannieidium, seu seitum catholi- 
corum de tyranni internecione adv. iniquas Calviniani ministri calumnias in soc. 
Jesu jactatas, Monach. 1611, 4, auf das Heftigfte zu Gunften Mariana’s auf; 
klüger wenigftens war hingegen der Ingolftäpter Jeſuit Conr. Vogler, meldher 
zwar eine Summa aus Suarez’ Werf De legibus (Jngolst. 1738, 4) und des- 
gleihen eine Summa aus vesjelben Defensio fid. cath. (ebend. 1737, 4) heraus 
gab, aber bei letzterem Werke gerade das fechste Bud, welches betreffs des Katho- 
liken-⸗Eides jene obigen verfüänglihen Grundſätze enthält, hinwegließ. 
Literatur: Car. Labitte, De jure politico quid senserit Mariana. 
Paris 1841, 8 (höchſt unbeveutend ift 3. Leutbeher, ver berühmte Jeſuit 
Mariana ꝛc. Erlangen, 1830, 8). Ueber die geſchichtlichen Zuftände jener Zeit 
f. Leop. Ranfe, Fürften und Völker von Süd-Europa, Bd. I (D. Osmanen und 
die ſpaniſche Monarchie) u. Bd. II (die Päpfte), desgl. franzdf. Geſchichte im 16, 
u. 17. Jahrh. Bd. I und II. Reinh. Pauli, Geſchichte v. England, a W. 
vantl. 
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Das Sultanat Mogrib ul Akſa, d.h. bei den norbafrifanifhen Arabern 
der äußerſte Weften, in Europa das Neih von Marokko genannt, ift ber 
norbweftlichfte Theil des Kontinents zwiſchen 23—36 9 nördlicher Breite umd 
6— 179 öftlicher Länge und wird im Norden durch das Mittelmeer und die Straße 
von Gibraltar, im Weften durch den atlantifhen Dcean auf einer Strede von180 
Meilen, im Süden durch den Staat des Sidi Hefhäm und die Wüfte Sahara 
begrenzt; als Oftgrenze beftimmte ver Friedensfhluß mit Franfreih vom 18. März 
1845 eine Linie, die öftlih von der maroffanifhen Daſe Figuig beginnt und 7 
Meilen weftlih von den franzöfifhen Poften Nemours das Mittelmeer erreicht. 
Dies würde ein Areal von 13,714 Quadratmeilen, fo viel als Spanien und 
Portugal zufammen und etwas mehr als das Frankreichs, umfaffen; aber bei dem 
Berfalle der maroffanifhen Macht mag ihr wenig über ein Drittel mehr als nur 
nominell unterworfen jein. 

Der Atlas, der hier feinen höchften Gipfel, den 10,700‘ hohen Miltfin hat, 
durchzieht das Land von Südweſten nad; Nordoften, nad beiden Seiten Seiten- 
arme ausfendend, die an ber Küfte viele Vorgebirge bilden. Die Oberfläche zer: 
fällt dadurch in 4 Zonen, die auf die ethnographifchen wie auf bie Kulturver- 
hältniſſe den entfchiedenften Einfluß geübt haben. Zunähft am Meere ift ver 
maroffanifhe Rif, eine 8 Meilen breite, maritime Gebirgszone, die 3000 nicht 
viel überfteigt, zweitens füdlid) davon eine ebene, lange, fruchtbare Zone, die vom atlan- 
tifchen Ocean raſch in Terraffen auffteigt, fo daß die Höhe einzelner Punkte der 
des größten Theiles des Rif nicht nachfteht. In ihr liegen die meiften größeren 
Städte des Reichs Uſchda, Taza, Akfar, far el Kebir, Meknes, Fez (Fas) und 
Marofto. Sie reiht bis an den Fuß des hohen Atlas, Die Stadt Maroflo liegt 
bereits 1341° hoch und in der Nähe find nod 800° höhere Hügel. Trotz der 
großen Küftenausvehnung befist aber das Land nur wenige und meift ſchlechte 
Rheden und Häfen. Die britte Zone ift bie des Atlas. Schon am Borgebirge 
Aferni erhebt er fi 2895° hoch und erreicht fünlih von Marokko im ſchon 
erwähnten Miltfin, der indeß nicht mit ewigem Schnee bevedt ift, die größte Höhe. 
Der Atlas ift ein fehr rauhes, unmwegfames Gebirge, das dem Innern zu raſch 
in die dortigen Ebenen abfällt. Südlich und fünöftlih vom Atlas ift dann viertens 
die maroffanifhe Sahara mit den fruchtbaren Dafen Figuig, Tafilelt, Pezerin, 
Tebelbelt u. f. wm. An Flüffen und Bächen, die der Atlas nad) beiden Seiten 
entfenvet, ift das Land reich, und fie tragen zur Fruchtbarkeit deſſelben weſentlich 
bei; find aber fonft unbeveutend und nicht ſchiffbare Gebirgsftröme, die zu Zeiten 
ungemein wafjerreih find, periodiſch aber ganz verfiegen. Die Mulvia, die im 
Mittelmeere mündet, hat einen Yauf von 87 Meilen, Das Klima ift eines der 
ſchönſten und gefundeften auf Erden, gefunder als das von Algier und Tunis, 
außer an wenigen fumpfigen Stellen. Die Temperatur ift verſchieden nach der ver— 
fhiedenen Erhebung über den Meeresfpiegel. An der Küfte mäßigen fie die See— 
winde, die vom atlantifhen Dcean kommen, und fie nähert ſich der von Andalufien 
und Sübportugal (A—28° R.). Viel heißer ift e8 im Innern; obwohl der Atlas 
den Zutritt der heißen Winde aus ver Sahara hindert, fteigt der Thermometer 
im September dod bis 500%, Befonders angenehm und gefund ift das Klima in 
der bergigen Provinz Sus, ſüdlich vom Atlas; fehr heiß und troden im füddfte 
lichen Theil. Im Winter dagegen gehen ganze Karawanen beim Meberfteigen bes 
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Gebirges zwifchen Tafilelt und Fez (Fas) im Schnee zu Grunde. Bom Oktober bis 
März ift die regnerifche, die übrigen Monate die trodene Jahreszeit. Der Boden 
ift fruchtbar; der Atlas felbft mit diden Urwaldungen bedeckt. Durrah, Mais, 
Reis, Bohnen, Erbfen, Safran, Sefam, Südfrüchte, namentlih Mandeln, Del 
bäume, Tabat, Hanf, Baumwolle, Hennah, verſchiedene Harze find die Haupt- 
probufte des Landes; Pferbe, Schafe, Rindvieh, Mäuler, Ziegen in Menge und 
vortrefflih. Affen und wilde Schweine verheeren die Aecker; Antilopen und Strauße 
werben gejagt. Die Gebirge und Wälder find voll wilder Thiere. Bienen liefern 
töftlihen Honig und vorzügliches Wachs; verheerend find oft die Heufchreden- 
ſchwärme. Die Flüffe und Seeküſten find reih an vortrefflihen Fiſchen; aber See- 
fiſchfang treiben die Marokkaner gar nicht, nur die Spanier und Portugiefen an 
der Nord- und bie Canarier an der Weſtküſte. Eifen, Blei- und Kupfererze finden 
fih in Menge, aud Silber, Gold in Körmern und Schwefel; Salz liefert die 
Küfte überall, im Innern aud die Salsfeen. 

Die Zahl ver Bevölkerung wird meift nad Graberg zu 81/, Millionen 
angenommen. Jadjons !) Annahme von 14,886,600 Einwohner gilt für zu hoch, 
obwohl jene Summe nur 650 Seelen auf die Meile gäbe. Sie zerfällt nah Gra- 
berg, den Didier 2) abſchreibt, in 2,300,000 Amazirghen oder nördliche Berbern, 
1,450,000 Schillukhs oder ſüdliche Berbern, 3,550,000 Mauren, 740,000 Araber, 
340,000 Juden, 120,000 Neger, 300 Chriften und 200 Renegaten; ver Neger 
mögen aber viel mehr fein. Die beiven erftern find die Urbewohner und jprechen 
die Berberfpradhe in verfchiedenen Dialekten, die fo auseinander gehen, daß beive 
Stämme ohne Dolmetjcher ſich nicht verftehen. Die erfteren bewohnen den Rif und 
den nörplichften Theil des Atlas, unabhängig unter -eigenen Häuptlingen ober 
Heine Republifen bildend, und leben in ihren Dörfern oder Höfen von der Rind» 
viehzucht; häufig mit den Marvffanern in Krieg, ftreifen fie räuberifch nicht felten 
in das Flachland. Andere find in vie Ebene bereits herabgenrungen und leben bort 
in fteinernen Häufern und befeftigten Dörfern. Sie haben im Allgemeinen eine 
weiße Hautfarbe und europäifche Geſichtszüge. Die Schillukhs im füplichern 
Marokko find dunkler, leben in fürmlihen Häufern, Dörfern und Städten und 
treiben mehr Aderbau und Inpuftrie als Viehzucht. Die andern Stämme find 
eingewanbert. Die Mauren, meift in den Städten, find mit Eingebornen gemifchte 
Araber, ſprechen den unghrebinifhen Dialekt des Arabifhen, nur minder rein als 
die Araber. Habſucht, Geiz, Feigheit, Trägheit, Treulofigfeit, Grauſamkeit, Rach— 
ſucht, Wolluft brandmarfen fie. Dennod zieht die Regierung aus ihmen ihre 
Beamten. Die Araber treiben Viehzucht und Aderbau, die Juden unter großem 
Drude und in großer Verachtung Handwerfe und Handel. Die Neger bilden bie 
Hauptftärfe des Heeres. Den Curopäern war nur in einigen Geeftäbten ein 
dauernder Aufenthalt geftattet. Bis auf diefe und die Juden find alle die Bigotteften 
und intoleranteften Muhamedaner. 

Da der Sheriff Sultan zugleih Oberhaupt der Kirche wie des Staates ift, 
jo ift die Berfaffung unumſchränkt deſpotiſch. Ohne Erftgeburtsredht vererbt Das 
Reich in der männlichen Linie; daher verheeren faft bei jevem Regierungswechfel 
Bruderkriege das Land. Es gibt weder ein Korps von Ulemas, noch einen Divan 
oder Mufti oder minifteriele Departements, nur eine Art Staatsrath (Endſchelle) 





. 1) An account of ihe empire of Marocco, and the districts of Suse and Taßilelt etc, 
by James Grey Jackson; London 1814 4° p. 28, 
2) Promenade au Maroc; Paris 1844, p. 241. 
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und ein Bezir oder Schreiber ver Befehle (Kaleb⸗el⸗ auramir) beforgt die Geſchäfte 
mit den fremden Konfuln. Der Koran ift einzelnes Geſetzbuch und viermal in der 
Woche ertheilt der Sultan zu Pferde, um Recht zu ſprechen, öffentliche Audienzen, 
wobei Niemand ohne Geſchenke ericheinen darf. In den Städten und Provinzen 
fprechen die Kadis mit Hülfe ihrer Schreiber (Kaliben) und der öffentlichen Notare 
Recht. 1822 gibt Graberg (p. 155) die Staatseinfünfte zu 2,600,000 Biafter 
an. Die Hauptpoften find der Naturalzgehnte (Aſchra), eigentlich 1/,, der Erzeug- 
niffe des Bodens und ber Heerben, 450,000 P.; die direkte Steuer von Arabern 
und Bebuinen (Naiba) 280,000 P., der Judentribut (Dſchazia) 30,000 B.; die 
ftäptifchen Abgaben von Nahrungsmitteln, Kramläden (Etanfes) 950,000 P., aus 
dem Münzrebt 50,000 P., dann Zölle in den Seeſtädten 303,000 P., Mono: 
pole 25,000 ®., Einnahme aus ven Staatsdomänen (Kera) 40,000 P., aus Kon« 
fisfationen u. ſ. w. (Dejat) 150,000 P., Geſchenke von Gouverneuren, fremden 
Mächten und Konfuln (Hadeja) 225,000 PB. Die Ausgaben wurden nur auf 
990,000 P. angefchlagen. Den größten Theil ver Summe nahmen die Yandtruppen, 
nämlih 650,000 ®,, weg, die Marine foftete 30,000 P., vie Eivillifte, Apanagen 
u, f. w. 110,000 P., der Unterhalt ver faiferlihen Paläſte, Gärten u. f. w. 
65,000 P., ebenfo viel erforverten die Geſchenke nad Mekka und vie Mofcheen; 
50,000 P. der Solo der Gouverneure, 15,000 die Konfuln in fremden Ländern, 
5000 die Eouriere. Der Kaifer follte jährlich 11/, Millionen erübrigen und fie 
in feiner Schatlammer nieverlegen. Die ganze Armee wurde nur 15—16,000 
Mann ftarf geihägt, darunter 7—8000 Neger; 2000 Artilleriften waren meift 
Renegaten, darunter viele Spanier. In Kriegszeiten bringt man indeß leicht eine 
Miliz von 100,000 Mann meift Reiter auf. Das Seeweſen Marofto’s, früher 
fehr bedeutend, ift jest gänzlich heruntergefommen und der Gultan bat nur noch 
wenige unbebeutende Schiffe. 

Aderbau und Viehzucht find die Hauptbefhäftigungen der Bevölkerung, dem⸗ 
nähft Handel und der Betrieb einiger Gewerbe, bie aber, wie der Aderbau, beim 
Mangel ver Sicherheit ver Perfonen und des Eigenthums, bei der Raubjucht ber 
Regierung, den räuberifhen Einfällen der Amazirghen und der Unmwiffenheit des 
Volkes auf einer ſehr niebrigen Stufe ftehen. Berühmt aus alter Zeit find noch 
bie von dem Orte, wo fie gefertigt werben, Fas (Fez) genannten Feze, das find 
mit Kermes vorzüglich gefärbte rothe orientalifche Mützen, vie koftbaren, mit Gold 
durchwirkten Leibgürtel, die Juwelierarbeiten, die nad Maroffo genannten Maro- 
quins, und die nach einem frühern Hanptausfuhrplage Afaffi oder Saffia genannten 
Safflane. Noch manche andere Produkte liefert der Handel, darunter vorzügliche 
Gewehre. Der Erzbergbau kann nur verftohlen oder in den von ber Regierung 
unabhängigen Bergländern betrieben werden, da fie, um das Reichwerben ber Unter- 
thanen zu hindern und die Gelüfte europäiſcher Mächte na dem Lande nicht 
zu erweden, ihn verboten bat. Beim 2öfältigen Ertrage des Weizens und 
2—300fältigen der Durrah mit 2—3 Ernten im Jahre könnte unter einer ver- 
nünftigen Regierung ganz Europa von bier aus verproviantirt werben, während 
bies jest nur mit Gibraltar ver Fall if. Man baut nur fo viel als ver Ber- 
brauch der Bevölkerung erforbert, indem das Verbot des Koran, nicht muhame⸗ 
daniſche Länder aus muhamedaniſchen mit Lebensmitteln zu verſehen, mit geringen 
Ausnahmen frenge aufredht erhalten wird. Doch hatte der legte Herrſcher in 
neuerer Zeit ſchon viele Ausfuhrverbote aufgehoben oder ſtark mobificirt, wodurch 
der Handel mit Europa fehr zugenommen hatte. Der Außenhandel geht nad) 
drei Richtungen: Erftens der nach Europa für den Norbweften über ven Hafen Tand— 

Bluntfhli un Brater, Deutſches Staats-Wörterbug, VI. 35 
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ſcher (Tanger), für Fez und Meknes über ven Hafen Sale, mit Rabbat, für bie 
Stadt Maroflo und den Süden Über Mogavor. Die Hauptausfuhrartifel waren 
außer den gewöhnlichen Sudanwaaren: Goldſtaub, Elfenbein, Straußfedern, Wolle 
(4000 Etr.), Wachs (2500 Etr.), Rinverhäute, Ziegen (15,000 Dugend), Kameele, 
Gummiarabitum (4300 Etr.), Kupfer, bittere Mandeln (über 6000 Etr.), Del 
(2500 Etr.), Korkholz, Datteln, Reis u. f. w. Bon der Gefammtausfuhr Maroklo's, 
bie auf 2 Millionen Piafter mit den Eutanprobuften geſchätzt wurbe, lieferte aber 
Marokko felbft nur für 900,000 Piaſter. Die Einfuhr befteht in weißen Baum- 
wollenftoffen (Öuineen), Leinwand, Tuch, Seibenzengen, Kolonialwaaren, Zuder, 
Kaffee, Thee — den die Marokkaner vor allen Drientalen lieben —, Pfeffer, 
Ingwer, Spezereien, Arzneimitteln, Eijen in Stangen und verarbeitet, Zinn, 
fupfernen Näpfen, Gläfern, Spiegeln, Porzellan, Korallen, ſpaniſchen Piaſtern 
u. |. w. Der Gefammtwerth der Einfuhr wurde auf 750,000 Piafter geſchätzt. 
1831 landeten in ben verſchiedenen Häfen 64 europäifhe Schiffe von 3870 Laften, 
und 98 von 5819 Laſten liefen aus. Der Zollfag hängt von der Laune des 
Sultans ab und ift faft in jedem Hafen verſchieden. Europäiſche Schiffe zahlen 
5 P. Ankergeld, 10 P. Einfuhrzoll und bei ver Abfahrt noch 1 P. dem Hafen- 
fapitän und vie Konfulatsgebühren, Zweitens gehen Karamanen von 16—20,000 
Kameelen meift von Fer aus nad dem Sudan. Alle großen Kaufleute von Fez 
haben ihre Sufkurfalen zu Timbuctu und Dſchinnin. Die Reifenden von Tetuan, 
Fez und Marokko jammeln fih in Zafilelt und ziehen dann vereinigt nad Tatta 
und Atka im Südweſten. Am Rande der großen Wüfte verfehen fie fich mit Salz und 
vertaufchen dies und ben Tabak, tie türfifhen Dolce, die Gürtel, blauen Tücher, 
Mäntel und Heinen Spiegel, vie fie aus dem Norden mitbringen, in Timbuetu 
und am Niger mit ungeheurem Gewinne gegen Elfenbein, Rhinogeroshörner, 
Weihrauch, Goloftaub und Golvftangen, Straußenfevern, Gummi-Eopal, Baum⸗ 
wolle, Karbamom, Affafötida, Indigo und ſchwarze Sklaven. Solder Karawanen 
eben 6 in jebem Jahre ab und für 1 Million Piafter nad) dem Sudan geführter 

aaren bringen fie für etwa 10 Millionen Piaſter Waaren zurüd, Im Winter 
und im Frühling lafien die Stämme, welde viefe Karamanen führen, nad 
Thomafit 3) ihre Kameele am Rande der Wüfte meiden. Gegen Ende des Früh. 
lings laden fie die Waaren der Dafen an der Grenze der großen Wüfte umb 
bringen fie mit Datteln und andern rohen Stoffen nad dem Tell im Atlas, wo 
dann Ernte ift, und vertaufchen da die Probufte der Sahara gegen Korn, Wolle, 
Schafe und Butter; gegen Ende des Sommers fehren fie in Heinen Tagreifen nad 
Süden zurüd, um Mitte Oftober biefe zu erreichen, da bier dann die Datteln in 
ber Dafe reifen, die fie dann wieder mit den Geweben aus Wolle und Rameel- 
baaren, bie ihre Frauen fabriciren, gegen Korn, Gerfte und die Wolle des Nor: 
bens vertaufchen. Die Wanren werden in Magazinen niedergelegt und bie Heerben 
bann auf bie Weibe geführt, bis im nächften Jahre der Kreislauf des Handels fi 
erneuert. Drittens wird der Handel mit ber Levante, früher faft einzig an die große 
Pilgerfarawane nah Mekka gebunden, die in Fez ſich fammelte und von da zu 
Lande durch Algier und Tunis und nur zum Heinften Theile feewärts von Tanger 
und Tetuan nad Aleranvrien ging, feit der Bejegung Algiers dur die Fran+ 
zofen nah Thomafiy p. 37 immer mehr Seehandel, da die wohlhabenveren Mekka— 
pilger jest gerne ven kürzeren und gefahrloferen Weg zu Schiffe wählen, feit ver 


3, M. Thomassy Le Maroo et ses caravanes elc. Paris 1845, p. 66, 


Karawanenweg dur das ſüdliche Algier wegen ber inneren Unruhen vor Abb- 
el⸗Kaders Gefangenfhaft Jahre lang faſt ganz verfperrt war. Sie betienen ſich 
dazu europãiſcher Schiffe, die fiherer und fchneller gehen. Die Kaufleute, die auf 
ven Transport und Unterhalt der Pilger rechneten, können jegt nicht mehr fo 
große Karawanen bilden. Da die Kriege mit Abd-el-Kader fie von Algier abzogen, 
geht die Pilger-Rarawane unter dem Emir-el-Hadſchi jett jedes Jahr über ben 
Heinen Atlas durch die Wüfte Angad, Algier und Tunis links liegen laffend, nad 
Tripolis durch die Wüfte von Barca über Aegypten und den Ifihmus und erreicht 
nad einer Reife von 2000 franzöfifhen Meilen Mekka. Nach dem Orient führt 
man Straußenfevern, Cochenille und Indigo und bringt dafür beſonders indiſche und 
perfiihe Waaren und Stoffe zurüd, die in der Heimat mit großem Gewinne 
abgejegt werben. Poften und regelmäßige Eouriere fehlen gänzlich. Für Infolvente 
müflen nad der Verordnung von 1817 deren Verwandte auffommen; können fie 
es nicht, fo erhält ver Schulpner Morgens — tägli die Baftonade.! 

Bon den ehemals! berühmten Schulen und Bibliothefen des Landes, befon- 
ders der Stabt Fez, ift feine Spur mehr vorhanden. Jene lehren nur das aus 
dem Koran abgeleitete Recht, fomwie die muhamedanifche Theologie. Die Heilfunde 
blühte im Mittelalter. In Bezug auf ausländifche Literatur und Geſchichte herrſcht 
die lächerlichfte Unwiſſenheit; die Buchbruderei ift noch nicht eingeführt. Die Stabt 
Marofto ſoll 100,000,.nadh andern nur 30,000; Fez 85,000, nah andern nur 
30—40,000 Einwohner haben; Tetuan nad frühern Angaben 12,000, nad 
Harbmann ©. 234 ‚aber 30—35,000 Einwohner, Rabbat und Sale je 25,000, 
Tanger 4—6000, Mogador und Tafilelt je 10,000, Tarudant 22,000 Ein- 
wohner. Die Angaben find aber wenig zuverläßig. 

In die Gefhihte Marokko's können wir nicht näher eingehen und be— 
merfen daher nur, daß fie bis zum Ende des 15. Jahrhunderts mit der der ganzen 
Berberei eng verbunden war. Um dieſe Zeit wurden die Meriniven von den San- 
diten geftürzt, denen im Anfange des 16. Jahrhunderts die Scherife von Tafilelt 
folgten. Unter ihnen blühte das Reich, umfaßte auch ven weftlihen Theil von Al- 
gier und reichte im Süden bis Guinea. Die Portugiefen wurden damals aus 
ihren Befigungen vertrieben und ihr König Sebaftian erfchlagen. Aber nad) dem 
Tode Ahmeds, des mächtigften diefer Scherife um 1603, zerfiel das Reich bei den 
fortwährenten innern Kämpfen unter feinen Nachfolgern immer mehr, jo daß es 
um die Mitte des 17. Jahrhunderts dem Mulei Scherif, einem Nachkommen Ali's 
und der Yatime, leicht wurbe, die Dynaftie zu ftürzen und bie jegige, bie ber 
Aliven oder Hofeini, zu gründen. Unter feinen Nacfolgern regierte Mulei Js— 
mael 1672—1727 nicht ohne Glanz, indem er den Spaniern Tanger und El— 
Ariſch abnahın, im Innern war er aber der größte Wütherich und foll nad ein- 
ander 8000 Frauen genommen und mit ihnen 825 Söhne und 342 Töchter er- 
zeugt haben! Innere Kriege und Thronftreitigfeiten brachten das Land in Berfall, 
nur die Regiaung Mulei Sivi Mohamed's 1757—89 und Mulei Soliman’s 
1794—1822 brachte befiere Zuftänte. Nah ihm folgte Mulei Abderrahman, dem 
e8 gelang, der Empörung der Gebirgsftänme ein Ende zu machen, und auf biefen 
ber jegige Sultan Sidi Mohamed nicht ohne Widerſpruch. 

Aber die Befignahme Algiers durd die Franzofen und bie Aufwiegelung der 
maroflanifhen Volksſtämme durch Abd-el-Kader, der, von Marſchall Bugeaud ge- 
ſchlagen, ſich auf das maroklaniſche Gebiet zurückzog, wo er offen von ber bor- 
tigen Bevölkerung unterftägt wurde und ein bebeutendes Heer fammelte, brachte 
ſchon den vorigen Sultan Mulei Abderrahman mit Frankreich in Konflikt, ver 
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Ende Mai 1844 in einen förmlichen Krieg ausbrach, als er Anſprüche auf Dran er: 
bob. Eine franzöftfche Flotte unter dem Prinzen Joinville bombardirte den 6. 
Auguft 1844 Tanger, den 15. Auguft Mogador und ein Landheer unter Marſchall 
Bugeaud überfchritt die maroffanifche Grenze und ſchlug den 14. Auguſt beim Fluſſe 
Isly das große Heer des Sultans unter dem Befehle eines Sohnes besfelben. 
Das ganze feindliche Lager fiel in die Hände der Sieger. Bereit am 10. Gep- 
tember wurde darauf ber Friede zu Tanger gefchloffen, ver Abd-el-Kader aufer 
dem Geſetz erflärte und die alten Grenzen Maroffo’8 gegen Algier anerkannte, 
Aber Abd-el-Kader fümmerte fih nicht darum, fanatifirte die Völker und fann auf 
den Sturz des Sultans, Im Oftober 1845 ftand er fhon wieder fampffertig da. 
Differenzen des Sultans mit Spanien wegen Ermordung feines Konfular-Agenten 
Darmon wurden durch Englands Vermittlung im Frieden zu Madrid den 4. 
September 1844 beigelegt, jo auch der Zwiefpalt mit Dänemarf und Schweben, 
bie fi) weigerten den bisherigen Tribut auch ferner noch zu bezahlen. Frankreich 
und England vermittelten e8, daß der Sultan ven 5. April 1845 auf biefen 
verzichtete. Den 18. März war die Grenze gegen Algier feftgeftellt; doch mnften 
3 franzöfifche Kriegsichiffe vor Tanger erft die Ratififation erzwingen. Als nun 
aber Abd⸗el-Kader von Neuem zu einem heiligen Krieg aufforverte und die Fran— 
zojen abermals mit Ueberfchreitung der maroffanifhen Grenzen trohten, mußte der 
Sultan eine bedeutende Truppenmadht gegen ihn aufbringen und die Statthalter, 
die ihm Vorſchub gethan hatten, abjegen. Bon den maroffanifhen Grenzftämmen 
unterftütt, hielt fi aber der Emir, bis der Sultan Franfreid, gegen ihn zu Hilfe 
rief. Bon Lamoriciere eingefhloffen, ergab ſich Abd-el-Kader ven 22. December 
1847 ven Franzofen. Bis 1849 hatte nun Maroffo Ruhe, da brachte die Bes 
feidigung des franzöfifhen Gejhäftsträgers Roche und die Gefangennehmung und 
Mißhandlung eines franzöfifchen Couriers wieder einen Zwiefpalt hervor. Das Er- 
feinen ver franzöfifhen Fregatte Pomone bewog indeſſen den Sultan Genug- 
thuung zu leiften. Die Plünderung eines an der maroffanifchen Küfte gefcheiterten 
Schiffes, wofür der Sultan, wie gewöhnlih, die Genugthuung verfagte, führte 
zu neuen Beſchwerden; dod das Bombarbement der Stadt Saleh durch den Con- 
treadmiral Dubourbien den 25. November 1851 und fein Erfcheinen vor Tanger, 
um die Forderungen des franzöfifchen Gefhäftsträgers zu unterftügen, führten zur 
Beilegung diefer Zerwürfniffe ven 23. März 1852; der Sultan gewährte Ge— 
nugthuung. 

Wir haben nur noch des neueften Streited mit Spanien?) zu ge 
denken. Die Spanier befigen in Marofto feit mehreren Jahrhunderten 4 ftarkbes 
feftigte Pläge (Prefivias), die ihnen als Verbannungs- und Straförter dienten, 
fonft aber ohne allen Nuten waren, da fie von den Marokkanern bis an vie 
Mauern ftreng blofirt waren, und gar feinen Berfehr mit dem Innern Hatten. 
Sie kofteten daher Spanien mehr als fie einbrachten. Es find Ceuta (Gebta), 
eine ftarfe Feftung, gegenüber dem nur 121/, M. entfernten Gibraltar, auf einer 
feinen Halbinfel, mit einem Heinen fehlechten Hafen und 8000 Einwohnern nad 
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4 ©. über dieſen letzten Krieg The spanish campaign in Marocco by Fred. Hard- 
man Edinburgh and London 1860, 8°, 

Santiago Alonso Valdespino La question da Maroc (ce qu’elle a été, est et 
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Harman (pag. 17), dann Penon di Belez, ein feftes Schloß, auf der Spike 
eines fteilen Felſens, auf einem Heinen Eilande zunächft der Nordküſte bei Babis; 
Alhuzemas, Fort mit einer Heinen Stadt von 600 Einwohnern anf einer 
Heinen Infel, gegenüber ver maroffanifhen Stadt Habfhar und Neccos, und 
Melilla mit 2300 Einwohnern und einer Paquetverbindung mit Malaga. Der 
Anlaß des Krieges Spaniens gegen Maroffo waren die Feindfeligfeiten, welche 
die Maroflaner gegen Ceuta begangen hatten. Der fpanifche Konful zu Tanger 
308 ſich zurüd und verlangte die Auslieferung der jchuldigen Mauren, im Wei- 
gerungsfalle würde fih Spanien Genugthuung verfhaffen. Später (Auguft 1859) 
verlangte Spanien als Konceffion auch nod die Ausvehnung des Gebiets von 
Ceuta. Da dem nicht entiprochen wurde, führte es eine für feine Verhältniſſe be- 
deutende Armee hinüber. Zu einiger Ruhe gelangt, regte ſich der kriegeriſche und 
religiöfe Sinn dee Nation, und die Unternehmung wurde mit Begeifterung im Lande 
aufgenommen. Aber die Eiferfuht Englands, der Ausbruch der Cholera und zuletzt die 
Ausfiht auf einen do nur geringen Gewinn bei großem Aufwand von Menſchen und 
Geldmitteln bewogen nad) mehreren glüdlichen Kämpfen und der Einnahme von Tetuan 
Spanien bald, den Frieden anzunehmen, um welchen Maroffo bat. Die fpanifche Armee 
in Afrika beftand außer der Referve aus 3 Korps, im Ganzen von 44,740 Mann 
mit 78 Kanonen unter dem Oberbefehl des Marſchalls O'Donnel, Grafen 
von Lucene. Man meinte, die Maroffaner würben 100,000 Mann aufbringen 
fönnen, fie hatten aber nie über 40,000 Mann beifammen. In mehreren Schar- 
mügeln ven 25. und 30. November, ven 9. und 12, und 15. December fiegten 
bie Spanier. Sie ließen dann 10—12,000 Mann zurüd und zogen gegen Tetuan, 
Der Bruder des Sultan Mulei befehligte die Maroffaner. Seine Macht wurde 
auf 35,000 Mann gefhäst, darunter 10,000 Reiter, Nach einer Niederlage des— 
jelben am 31. Januar 1860, bei welder pas feinvliche Lager erbeutet wurde, 
fonnten die Spanier ohne Kampf in Tetuan einziehen; an 60 Kanonen waren 
erbeutet und die Armee der Mauren floh in Unorbnung und Schreden. Mulei 
Abbas ließ die Häupter der Kabylen zur Strafe enthaupten. Indeß verzmeifelte 
er an einem erfolgreihen Kampfe. Den 8. Februar rüdte General O'Donnel auf 
der Straße nad Tanger vor; aber ſchon den 11. Februar bat Mulei Abbas um 
Frieden und wiederholte da8 Geſuch am 23. Februar. Da die Unterhanblungen 
ohne Erfolg blieben, fam e8 am 11. März nody zu einem Gefeht. Die Spanier 
hatten zuerft große Forderungen gemacht: 400 Millionen Realen oder 4 Millionen 
L. für Kriegskoſten, Abtretung alles eroberten Landes mit Tetuan, einen Hanbels- 
vertrag mit Spanien auf dem Fuß der meiſt begünftigten Nation, vie Reſidenz 
eines fpanifchen Gefandten und ein Miffionstolleg zu Bez; fie ließen indeß bald 
nad. Der Landbeſitz hatte keinen Werth für fie, das Heer meinte, es habe in 3 
Monaten hinreihend durd Klima und Krankheiten gelitten und Ruhm genng ge- 
erntet, indem es in 20 Schlahten und Scharmügeln nicht ein einziges Mal be- 
fiegt worben ſei. Den 23. März wagten bie Maroflaner no einmal den Kampf. 
25,000 Mann ftark rüdten die Spanier aus, fiegten aber auch diesmal, obwohl 
fie 1260 Todte und Verwundete zählten. Der Friede wurde nun ben 25. März 
abgejchloffen. Die Marokkaner verfpradhen die 400 Millionen Realen Kriegstoften 
zu zahlen und ließen, bis dies geſchehen, den Spaniern Tetuan. Die Spanier 
dagegen verfpradhen nad) Bezahlung obiger Summe Tetuan wieder zurüdzugeben 
gegen einen Hafen an der Weftküfte Marofto’s und begnügten ſich mit einem 
Gebiete um Ceuta innerhalb der jegigen ſpaniſchen Linien, und einem Strid um 
Melilla von der boppelten Entfernung, die ein 24 Pfünder erreicht, In Bez können 
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fie einen Konful halten, in Tanger und Tetuan eine Miffien, ein günftiger Hat- 
belövertrag foll abgefchloffen werden, und bei Angriffen ver Kabylen können fie 
dieſe zurüdiclagen, ohne daß es dem Frieden mit Maroffo Eintrag thun fol. 
Die Bezahlung der Kriegskoften bat Schwierigkeiten gemacht. 

Literatur. Wir haben manderlei Werke über Marofto. Außer ven fhon oben 
angeführten nennen wir: ©. Höft, Nachrichten von Maroffo und Yes, im Lande 
felbft gefammelt in den Jahren 1760 — 1768. Aus dem Dänifchen überſetzt, Kopen- 
bagen 1781. 4. J. Graberg di Hemso. Speechio geographico et statistico dell’ 
imperio di Marocco. Genova 1834. 8.; aud deutſch: das Sultanat Mogh rib- 
ul-Aksa oder das Kaiferreih Marokko, überfegt von U. Reumont. Stuttgart 
1833. 8%, Manuel del oficial en Marruecos, 6 Cuadro geografico, estadistico, 
historico, politico y militar de aquel imperio por Don J. Calderon. Madrid 
1844. 89, v. Auguftin, Maroffo in feinen geographiſchen, hiſtoriſchen, religiöfen, 
politifchen Zuftänden. Peſth 1845. 80%. E. Renou, Description geographique 
de l’empire de Maroc. Paris 1846. 8°, in ver Exploration scientiique de V’Al- 
gerie. T. 8. John M. Drumond-Hay Western Barbary; its wild tribes 
and savage animals. London 1846. 8°, deutſch: Maroffo und feine Nomaben- 
ftämme. Nah dem Engl. Stuttgart 1846. 8%. X. Durrieu. The present state 
of Morocco, a chapter of Mussulman civilisation. London 1854. 8%, Dann 
die Reifen nah Marokko von John Windus (1721) 1725; St. Amant 
1736; Jean Potocki 1729; W. Lemprißre 1791. Olof Agrell 1796; 
H. Haring man (1788) 1803; M. Keatinge 1817; G. Beäuclerk (1826) 
1828; Ar. de Capell Brooke 1831; v. Augustin (1830) 1838; Prinz 
Wilhelm zu Löwenſtein 1846; D. Urquhart (1848) 1850; J. Richardson 
(t 1851.) Travels in Marocco. London 1860 in 8°, Blath. 


Martens. 


Georg Friedrich Martens, geboren in Hamburg ven 22. Februar 
1756, von bürgerlicher Herkunft, ftudirte in Göttingen, hielt fich einige Zeit zu 
feiner Ausbildung in Weslar, Regensburg und Wien auf, erlangte 1780 zu 
Göttingen die Doktorwürde und warb vafelbft Privatvocent, 1783 auferorbent- 
licher, 1784 ordentlicher Profefjor der Rechte und Beifiger des Spruchkollegiums, 
geabelt 1789, von 1808 bis 1813 K. weftphälticher Staatsrath, feit 1814 R. 
Hannover’iher Geheimer Rath und feit 1816 Bundestagsgefandter, farb den 21. 
Februar 1821. 

Die dauernde Bedeutung dieſes Mannes Itegt nicht in feiner fpäteren praf- 
tiſch diplomatiſchen Thätigkeit, fondern in feiner Wirkfamfeit als Lehrer und 
Schriftfteller. 

Seine fhriftftellerifche Laufbahn eröffnete er mit einer Diss. inaug. De foro 
S. R. J. Prineipum cum subditis suis litigantium, Gotting. 1780. Alsvann gab 
ein Umftand, ber zu einem GStillftande der Neichtagsgefchäfte beigetragen hatte, 
den Anlaß zu einer zweiten Heinen Schrift, die Martens, feiner von ihm felbft 
erklärten Neigung für die franzöfifche Sprade folgend, franzöfifh ſchrieb. Es war 
nämlich bei dem Reichstage vie Frage aufgeworfen worden, ob ber Reichätags- 
gefandte der fränfifchen Grafen, ein Herr von Filher, nah dem Ableben des 
vorigen Direfiord des Kollegiums eine neue Vollmacht beibringen müſſe. Martens 
bewies nun, daß biefe Frage durch die Obfervanz hinlänglich entſchieden ſei und 
daß es einer neuen Vollmacht nicht bedürfe, in feiner Schrift: Essai sur la légi- 
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timation des Envoyés de la part des Comtes de l’Empire & la didte de Ratis- 
bonne, particuliörement de l’Envoy& d’aujourd’hui du Collöge des Comtes de 
la Franconie, apres la mort du Direeteur de ce Collöge, Gottingue 1785. 

Neben dem Bölferrechte lehrte er das deutſche Staatsrecht, das Stantsredht 
der vornehmften europäiſchen Staaten, das Hanbelsreht, befonders das Wechſel⸗ 
recht und das Seerecht. Mit feinen dogmatiſchen Vorlefungen über das Völkerrecht 
verband er nadhahmungswerthe praftifhe Uebungen, durch bie er feinen Zuhörern 
Anleitung zur Behandlung auswärtiger Gefhäfte, zu Vorträgen und Auffägen gab. 
Es wurden wöchentlich zwei Uebungsftunden abgehalten. In ber einen wurde An« 
feitung zu beutfchen, in ber andern Anleitung zu franzöfifchen Arbeiten ertheilt. 
Die innere Einrichtung der beiden Uebungsftunden, ihr Zweck und die Art ber 
Arbeiten waren biefelben; doch waren bie Fälle, deren Bearbeitung aufgegeben 
wurbe, allemal andere, um diejenigen Theilnehmer, vie beide Uebungsftunden 
befuchten, nicht durch Wiederholung zu ermüden. Es wurbe flufenweis von leich— 
teren zu ſchwereren Arbeiten aufgeftiegen, und Martens legte dabei gute Mufter 
aus ber völferrechtlihen Praris zu Grunde. Er wählte zwedmäßig Fälle, die ſich 
entweder ſchon zugetragen hatten, ober bie fi) doc bei der Geftalt der Zeitum- 
fände Leicht zutragen konnten, beſonders Staatenverträge, Memoiren ber Höfe oder 
Gefandten, diplomatiſche Rundfchreiben, Noten u. ſ. w. Bald ließ er aus merk. 
wäürbigen Staatenverträgen klare und überfichtliche Auszüge anfertigen, bald Ber- 
gleihungen mehrerer Staatenverträge anftellen, bald Gutachten über völferrechtliche 
Fälle ablegen, bald Entwürfe zu Verträgen, zu Staatsſchriften aller Art auffegen. 
Auch in die Chiffrirkunft fuchte er feine Zöglinge einzumweihen. Zu ben münblichen 
Vorträgen wurben ven Theilnehmern kurze Deduktionen über völkerrechtliche Gegen- 
ftände im Voraus mitgetheilt, und der Vortrag mußte dann biejenige Haltung 
und Form zu gewinnen ftreben, bie etwa in einem Staatsminifterium oder im 
Kabinet eines Fürften angemeffen gewejen fein würden. Bei ber Beurtheilung ber 
fhriftlihen und mündlichen Leiftungen wurde nicht blos auf den Inhalt, fondern 
auch auf die Form, befonders auch auf die Beobachtung des Ceremoniells gefehen. 
War eine aus ber internationalen Praris entlehnte Urfchrift als Mufter der Be- 
arbeitung empfohlen worden, fo gab ver Bergleih der von dem Zögling gelieferten 
Arbeit mit der Urfchrift Gelegenheit zu Iehrreichen Bemerkungen. Eine herrliche 
Schule junger Diplomaten, wie fie wohl feit Martens nicht wieder eriftirt hat! 

Schon 1785 erfhien diejenige Schrift, in der Martens fein völferreht- 
liches Syſtem barlegte, unter dem Titel: Prima lines juris gentium Europæ- 
arum practiei, zum Gebrauch für feine Zuhörer. Diefer Iateinifhen Darftellung 
des Bölferrehts folgte eine franzöfifche, das berühmte Precis du droit des Gens 
moderne de l’Europe, fond& sur les Trait6s et l’Usage, Gottingue 1789. Beach- 
tenswerth ift das jchon mit dem Titel gegebene Programm, wonah Berträge 
und Herkommen als Grundlage des Werkes angekündigt werben, wie er benn 
aud bei ver Anfünvigung feiner Borlefungen das von ihm vorzutragende euro⸗ 
päifche Völkerrecht ausprüdlih das pofitive nannte. Die franzöftiche Bearbeitung 
geht über ven Umfang der Iateinifchen weit hinaus, ift auch fo wefentlich werbefiert, 
daß ber Berfaffer ven Anfpruch erheben durfte, fie nicht als eine Ueberjegung, fon» 
bern als eine ganz neue Arbeit aufzunehmen. Die Anorbnung bes Stoffes blieb 
freilich faft dieſelbe. Martens handelt zuerft von ven Subjeften des Bölterrechts, 
d. 5. von den Völkern felbft, deren Rechte und Pflichten den Gegenftand bes 
Völlerrechts bilden; er zeigt, aus welchem Gefihtspunfte man bie Staaten Euros 
pa's als ein großes Ganze betrachten kann, und wie fich biefelben in Macht und 
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Würde, in der Berfaffung, auch im der Religion ihrer Unterthanen unterfcheiden. 
Dann geht er fort zu den Objekten des Völkerrechts, d. h. zu ben internatio⸗ 
nalen Rechten und Berbinvlichkeiten; er zeigt 1. wie diefe Rechte und Berbinplich- 
keiten entftehen, 2. worin fie beftehen, unb 3. wie fie vergehen. In ven 
Anmerkungen bewaffnet er fein Bud durch zahlreiche Beifpiele aus dem völter- 
rechtlichen Leben und erhöht dadurch tie Anfchaulichkeit feiner Lehren. Er weiß 
gar wohl, daß die Anführung einzelner Beifpiele nicht genügt, um die Allgemein- 
gültigfeit eines Brauches zu beweifen; er ift fi aber auch gar wohl bewußt, daß 
in der Praris oft ein einziges Beiipiel mehr Gewicht hat, als die fchlagenpfte 
Debuftion aus allgemeinen Bernunftgründen. Auf die Kunft der Staatenpraris 
nimmt er gleichfalls Rüdficht und bat vabei feine ihm am Herzen liegenden praf- 
tifchen Uebungen im Auge, für melde das Precis als Borbereitungsmittel dienen 
fol. Im Jahre 1796 gab er dasjelbe in deutfher Bearbeitung heraus als 
„Einleitung in das pofitive europäifche Völkerrecht, auf Verträge und Herlommen 
gegrändet.” In der Anordnung änderte ſich nichts; e8 wurden nur zwei Abſchnitte 
hinzugefügt. Die einzelnen Materien wurden aber faft fämmtlih durch nähere 
Beftimmungen und Zufäge bereichert. Der Verfaſſer ſpricht aus, daß er für bie 
Herausgabe feines Werkes gern die Ruhe und Mufe der Zeit eines allgemeinen 
Friedens abgewartet hätte. Daß aber dieſer Friede uns ein ganz neues Völkerrecht 
bringen werbe, ftelt er mit Entjchievenheit in Abreve und ereifert ſich nicht wenig 
über das befannte Projeft, das Gregoire im April 1795 „unter heftigen Aus: 
füllen gegen bie vielle Diplomatie” dem Nationalfonvent in 21 Sägen, bie eine 
Declaration du droit des gens fein follten, überreichte, Gregoire war ein frei- 
finniger, überzeugungstreuer, echt hriftliher Mann, einer der erften Geiftlichen, 
der zum britten Stande übertrat, einer der erften Rebner für die bürgerlichen 
Rechte der Juden, einer der tüchtigften Kämpfer für Abfchaffung ver Negerſkla— 
verei und ber Tobesftrafe, kühn genug ven Abfall vom Ratholicismus im verhäng- 
nigvollen Jahre 1793 laut zu mißbilligen und auf ven unerfeglihen Schaven hin- 
zuweifen, den ber Terrorismus den Künften und Wiſſenſchaften zufüge. Bor einem 
jolhen Manne muß man den Hut abziehen, darf ihn aber nicht wie einen lockeren 
Bogel und Träumer behandeln. Martens fpricht überdies, um den Gregoire als 
Träumer zu fennzeichnen, von ver Unmöglichkeit mancher Dinge, die eine Humanere 
Zeit doch ſchon möglich gemacht hat, 3. B. von ber Unmöglichkeit der Abſchaffung 
ber Kaperei; e8 fcheint ihn der Selbfterhaltungsinftinft des Schriftftellers, der feine 
Schriften gegen die töbtlihen Angriffe neuer Ideen fihern will, zu ſtark in Har— 
niſch gebradt zu haben. In der zweiten, 1801 erfchienenen franzöfifhen Ausgabe 
weist er darauf bin, wohl nicht ohne eine gewiffe Genugthuung, daß es denn doch 
mit dem neuen franzöfifhen Völkerrecht ein eigenes Ding zu fein, und daß bie 
franzöfifhe Republik ihre Eroberungen keineswegs ausſchließlich in der Abficht, 
nur überall Freiheitsbäume zu pflanzen, gemacht zu haben fcheine. Die alte An- 
ordnung der Materien ift in diefer, wie auch in der 1821 erfchienenen dritten 
franzöfiihen Ausgabe ftehen geblieben. Martens hatte fi) einmal feft an biefelbe 
gewöhnt und bielt fie für ſehr geeignet, um ſich über das Material des Bölfer- 
rechts zu orientiven und den Stoff zur Beantwortung der einzelnen Fragen auf- 
zufinden. Er benugte bei den neuen Ausgaben, denen er die Ergebnifje feiner 
eigenen neuen Yorfhungen einverleibte, auch die Arbeiten der neben ihm auftau- 
enden neuen Größen der völferrechtlichen Literatur, die Arbeiten von Saalfeld, 
Schmalz, Schmeling, und namentlid von Klüber, veffen ausgedehnte Piteratur- 
kenntniß er rühmend anerkennt. Gern hätte er feinen 1801 zu Berlin erſchienenen 
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Cours diplomatique (T. I—II), zu dem bas Preeis als Einleitung dienen follte, 
nod; umgearbeitet, wenn ihn ber Tod nicht abgerufen hätte. Sein Pr&ecis ift zu 
einem Gemeingut der gebilveten Menfchheit geworben und hat einen reihen Schag 
deutſcher Gelehrſamkeit allen Völkern zugeführt; es bildet immer noch einen leben: 
vigen Beftanbtheil der völferrechtlihen Literatur. 1795 erfchien es in einer eng- 
liſchen Ueberſetzung von William Cobbet zu Philadelphia, unter dem Titel: 
Summary of the law of nations, founded on the treaties and customs 
of the modern nations of Europe. 1831 unb 1846 veranftaltete der geiftreiche 
portugiefifhe Staatsmann Pinheiro-Ferreira zu Paris neue franzöfifche Aus- 
gaben des Werkes von Martens, mit Noten, in denen er den hodjverbienten Mar: 
tens oft auf eine ganz ungebührlihe und ärgerliche Weiſe ablanzelt, oft aber auch 
eine ganz berechtigte Kritit übt. Martens weiß mit großem Gefhid aus dem pofl- 
tiven Stoffe die allgemeinen Grundſätze hervorzuziehen; doch fehlt ihm vie tiefere 
pbilofophifhe Grundlage und die freie Kritit des Pofitiven, welche letztere durch 
bie Ausgaben von Pinheiro-Ferreira nachgeholt worben ift. Im Jahr 1858 hat 
ber Parifer Advokat Berge durd eine zweibändige Ausgabe das Martens'ſche 
Precis noch einmal zum Leben erwedt. Wir ftimmen ihm gern bei, wenn er 
Martens unter den völkerrechtlichen Schriftftelern no immer den erften Rang 
einräumt, und deſſen Précis als die klarſte und fauberfte Darftellung des Bölfer- 
rechts rühmt. Der Franzoſe fügt dem Terte von Martens die Noten von Pin- 
heiro⸗Ferreira bei, gibt daneben Auszüge aus manden neueren Schriften, liefert 
eine geiftreiche felbftändige Vorrede und einige felbftändige Anmerkungen, ermangelt 
aber nicht, das Buch von Anfang bis Ende durch zahlreihe Drudfehler in den 
Bücherangaben zu illuftriren. 

Unter allen völferrehtlihen Sammelwerfen nimmt den erften Rang ein das 
von Georg Friedrich von Martens gegründete, in allen Welttheilen benutte 
Recueil des principaux traites d’alliance, de paix, de tr&ve, de neutralit$ etec., 
von 1761—1819, veröffentlicht zu Göttingen von 1791— 1820, 15 Bände. Bon 
biefen 15 Bänden bilden 4 Bände „Suppl&ments*, in denen man auch ältere, 
aber in den älteren Sammlungen nicht abgebrudte Verträge findet. Die 4 erften 
Bände der Sammlung, umfaſſend die Verträge von 1808 bis einfchlieglih 1819, 
erihienen 1817—1820 in einer verbefjerten Ausgabe unter dem Titel: Nouveau 
recueil. Nah dem Tode von ©. F. von Martens veröffentlichte fein Neffe Karl 
von Martens von 1826—1831 die Fortfegung der zweiten Ausgabe bes 
Recueil, ſowie zwei Bände Fortſetzung des Nouveau recueil de traites (von 1809 
bis 1819 einfhlieglih). Später wurde die Arbeit fortgefegt von F. Saalfeld, 
darauf von Murhard, ſodann von Pinhas. Sehr erfchwert wird der Gebrauch 
dieſes umentbehrlihen Werkes durch den Mangel cdhronologifher Ordnung, durch 
ben verwirrenden und finnlofen Wechfel des Ziteld der Bände und burd ben 
foloffalen Umfang, der dadurch entftanden ift, daß man eine Menge von Schrift: 
ftücden aufgenommen hat, die ganz außerhalb des Gebietes der Verträge Liegen. 

Unter den zahlreihen Schriften don ©. F. von Martens heben wir noch 
hervor: Erzählungen merkwürbiger Fälle des neueren europäiſchen Völkerrechts, 2 
Bände, Göttingen 1800—1802. Cours diplomatique, ou tableau des relations 
exterieures des puissances de l’Europe, 3 vols. Berlin 1801. Grundriß einer 
biplomatifhen Geſchichte der europäifhen Staatshändel und Friedensſchlüſſe feit 
dem 15. Jahrhundert, Berlin 1807. 

Seinen Neffen, Karl von Martens, kann man nur mit einer wichtigen 
Klaufel ihm zur Seite ftellen. Es wäre fehr ungehörig, von beiden Männern wie 
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von Diosluren ber Böllerrechtswiſſenſchaft zu reden. Karl von Martens hat ber 
Wiſſenſchaft feine Thätigfeit gar nicht zugewendet. Wohl aber ift er als 
Sammler und burd fein Streben, bie praftifhe Vorbereitung junger Di- 
plomaten zu förbern, in die Fufftapfen des berühmten Obeims getreten. Den oben 
gerügten Webelftänden bes durch G. %. von Martens gegründeten Recueil ſuchte 
Karl von Martens abzuhelfen durch fein in Gemeinfhaft mit Ferbinand von Euffi 
berausgegebenes Recueil. manuel et pratique de traites, conventions et autres 
actes diplomatiques, sur lesquels sont &tablies les relations aujourd’hui exi- 
stantes entre les divers Etats souverains du globe, depuis l'annde 1760 jus- 
qu’& l’&poque actuelle (1847), Leipzig 1846—1849, 5 vols. Durch genaue 
chronologiſche Ordnung und durch Ueberfichtlichkeit ift hier in der That Manches 
gewonnen worden; bod reicht ein foldhes Werk in ber völferrechtlichen Praris fo 
wenig aus, als in ber privatrechtlihen Praris eine abgekürzte und unvellftändige 
Gefegfammlung ausreihen würbe. Karl von Martens ließ außerdem erjcheinen: 
Causes célèbres du droit des gens, 2 vols. Leipzig 1827. Nouvelles causes 
eelöbres etc., 2 vols. Leipzig 1843. Manuel diplomatique, Leipzig 1823, 
neu bearbeitet im Guide diplomatique, 2 vols Leipzig 1832. Der Guide di- 
lomatique ift eine jehr braudbare Anleitung zur diplomatifchen und Tonfularen 
ätigfeit. Es ift eines ber verbreitetften und faßlichften diplomatiſchen Handbücher. 
1851 erſchien er in einer vierten, burh erbinand von Wegmann („Membre de 
la Legion d’honneur®) veranftalteten Ausgabe. Die Causes celöbres find für bie 
Beleuchtung völferrehtlicher Lehren zwedmäßig gewählt; doch hat es bie Kritif mit 
Recht ſcharf getadelt, daß Karl von Martens großentheils ſchon anderweitig mit- 
getheilte, und zwar in der erften Sammlung fogar faft zur Hälfte die fhon vom 
Oheim mitgetheilten Fälle wiedergibt. 2 
Im zweiten Viertel unſers Jahrhunderts hat die Völkerrechtswiſſenſchaft, bie 
nur zu lange träg hinter dem Gange der Ereigniffe und hinter der fortgefehrit- 
tenen Gefittung zurüdgeblieben war, biefjeits und jenfeits des Weltmeeres einen 
neuen frifhen Aufihwung genommen. Es find zahlreiche gute Arbeiten von Mit- 
glievern ver verſchiedenſten Nationen geliefert worden. Aber es fehlt ein Georg 
Friedrich von Martens, der Deutſchlands alte hervorragende Stellung in ver 
Bearbeitung bes Bölferrehts durch eine gleich lichtvolle Darftellung ver Ergebniffe 
der Wiffenfchaft und durch eine gleich umfafjende Beherrfhung des pofitiven Ma- 
terials aufrecht erhalten könnte. Möge die Zufunft ihn uns bringen! Berner. 


Maß und Gewicht. 


Die Entwidelung ver Maf- und Gewichtfyfteme zeigt fih zu allen Zeiten 
und bei allen Völkern von zwei Momenten abhängig, von dem Bedürfniß bes 
materiellen Verkehrs und von dem Bedürfniß ver exakten Wiffenfhaften. Das 
eine drängt zur Annahme gleicher Einheiten und gleicher Syfteme in ben LUnter- 
abtheilungen, das andere zur exakten Feftftellung ber einmal gewählten Einheiten 
und zur Aufftellung der Methoden, nad welchen die treueften Kopieen der Urmaße 
erhalten werben. 

Es find Linien, Flächenräume, Körperräume und Gewichte, um deren Mejjung 
es ſich handelt, es ift aber nicht erforverlich, eine gleiche Anzahl Maßeinheiten zur 
Ausmefjung diefer Größen aufzuftellen. Die Flähenräume und Körperräume werden 
durch Linien ausgemefien, und zur Gewichtseinheit kann das Gewicht des Waflers 
gewählt werben, welches eine Raumeinheit bei einer feftgeftellten Temperatur fat. 
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Es fieht hiernach aus, als reiche bie Aufftellung einer einzigen Einheit, bie ber 
Längeneinheit, zur Ausmeſſung all der bezeichneten Größen hin. Man muß fich 
aber erinnern, daß dann die Gewichtseinheit nur in einer Definition gegeben tft, 
und daß die, nad berfelben in einem Metallſtück ausgeführte, Gemichtseinheit 
genau ebenſoviel von der Wahrheit abweicht, wie die Technik der Phyſik hinter 
der Schärfe einer Definition zurüdfteht. Jede Ausbildung jener Technik würde 
reell zu einem andern Gewichtsſtück führen, welches nach ber gegebenen Definition 
als die Gewichtseinheit zu bezeichnen wäre. Sind die Schwankungen, denen man 
biemit ausgefegt ift, bei dem jetzigen Zuftand der technifchen Phyſik auch nur 
gering und für die Anwendungen der Gewichte im gewöhnlichen Verkehr geradezu 
unmerfbar, fo find fie für ven wiffenfchaftlihen Gebrauch noch groß genug, umb 
jedenfalls widerſprechen fie ver Idee eines Normalmaßes. Man hat alfo in jevem 
Maßſyſtem zwei Urmaße aufzuftellen, eines für die Längeneinheit und eines für 
die Gewichtseinheit 

Das Bedürfniß nah der Feftftelung folder Einheiten macht ſich in allen 
gejellichaftlihen Zuſtänden geltend. Da aber vie Wahl der Einheiten volltommen 
frei ſteht, und Feine einen abfoluten Borzug vor der andern befigt, fo tft die große 
Zahl der gebrauchten Einheiten erflärlib und im Grund nur ein anderer Ausbrud 
der Kleinheit und Abgefhloffenheit des Verkehrs vergangener Zeiten. In dem 
Annuaire du Bureau des longitudes für das Jahr 1832 werden 215 verſchiedene 
Fußmaße aufgeführt, pie in Italien nur allein beim Feldmeſſen im Gebraud find, 
und in Deutihland waren bis zum Jahr 1828 allen im Großherzogthum Baden 
beinahe ebenfo viele verfchievene Getreivemaße im Gebrauch als das Land Gemeinden 
zählte. Die Größe des Staates, feine politifhe Entwidelung und fein hiermit 
fteigender innerer und äußerer Handelsverkehr find die nahe liegenden Urfachen, 
auf gleiches Maß und Gewicht Bedacht zu nehmen. In England trat deshalb 
dieſes Beftreben früher hervor als in Frankreich, und bier früher als in ben 
andern europäiſchen Staaten. Demungeadhtet ging Das jetzt verbreitetfte Maß» und 
Gewichtſyſtem nicht von England, fondern von Franfreih aus, Es liegt dies nicht 
daran, daß die dem franzöfifhen Maßſyſtem zu Grunde liegende Einheit zwed- 
mäßiger gewählt, oder daß viefelbe gar, wie man im Anfang behauptete, ein Natur- 
maß fei, das wegen feiner Unvergänglichkeit von allen civilifirten Nationen ange 
nommen werben müffe, ſondern e8 liegt leviglid) an der bequemeren und fyftematifch 
durchgeführten Decimaltheilung, welche die Rechnungen, wenn aud nicht erfpart, 
fo doch weſentlich vereinfacht. 

Gäbe es ein Naturmaß, d. h. gäbe es einen Körper, den bie Natur in unver- 
änberlihen und immer gleichen Dimenfionen hervorbrächte, fo würde unzweifelhaft 
die hiervon entnommene Einheit vor allen andern den Vorzug befigen. Die Idee 
eines Naturmaßes ging nicht von einem franzöfiichen Forſcher, fondern von dem 
berühmten niederländiſchen Geometer Hunghens aus, der in feinem Oseill. horolog. 
im Jahr 1673 die Länge des Sekundenpendels zur Maßeinheit vorjchlug. War 
gleih darauf burd den Aftronomen Richer entdedt, daß die Länge des Sekunden⸗ 
pendels eine von der geographifchen Breite abhängige Größe ift, fo glaubte man 
dennoch bie Idee fefthalten und als Naturmaß die Länge des Sekundenpendels 
in einer beftimmten geographijchen Breite, in ber von 450 als einem leicht erreich- 
baren Drte, bezeichnen zu fünnen. Die mächtigen focialen Erſchütterungen ber 
franzöfifhen Revolution gaben auch den Anftoß zu einem neuen Maß- und Gewicht: 
fgfteme. Auf einen Antrag von Talleyrand vom 8. Mai 1790 beſchloß die Natio- 
nalverfammlung: ven König zu Bitten, mit England in Verbindung zu treten, und 
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durch eine Kommiſſion, beftehend aus Mitgliedern ver Alademie und aus Mit- 
gliedern der Londoner königlihen Societät, berathen zu laſſen, ob für bie Breite 
von 45°, oder für welche andere, die Länge des Sekundenpendels als unverän- 
derliche Einheit für Maß und Gewicht feftzuftellen fei. Die aus Bocda, Lagrange, 
Paplace, Monge und Condorcet gebildete Kommiſſion erflärte fi aber fofort gegen 
die Annahme der Länge des Sekundenpenvels als Längeneinheit, indem fie geltend 
machte, daß zur Beftimmung verfelben eine neue Größe, die der Zeit, heranzuziehen 
fei. Sie flug dagegen vor durch Gradmeſſungen die Entfernung des Pols vom 
Aequator zu beftimmen, und deren zehnmillionften Theil als Maßeinheit feftzu- 
ftellen und mit dem Namen „Meter“ zu bezeichnen. Es ift einzufehen, daß bie 
fo gewonnene Einheit nur ‚unter ber boppelten Borausfegung als ein Naturmaß 
bezeichnet werben könnte, wenn einerſeits die Geftalt der Erde volllommen unver- 
änberlih wäre, und wenn ambererfeits nicht erft diefe Größe ausgemefjen werben 
müßte. Man hat fhon jest Grund zu behaupten, daß vie Geftalt der Erbe nicht 
fo unveränderlich ift, wie man damals glaubte, und die Schwierigleiten, vie eraften 
Meſſungen fich entgegenftellen, bringen es mit fi, daß unvermeidlich Abweichungen 
in den Enbrefultaten der Mefjungen auftreten. Sie werben Heiner mit ber Ver— 
vollfommnung der Theorie und mit der Vervolltommnung der Meßinftrumente, 
fie werben aber nie ganz verſchwinden. Wiederholte Gradmefjungen werden aljo 
nie zu abfolut gleicher Yänge des Erbquadranten führen, und bie daraus abgeleitete 
Längeneinheit ift alfo nicht eine unveränverliche Größe. Es blieb auch in der That 
nah allen mit großem Aufwand von geiftigen und materiellen Mitteln ausge- 
führten Grundmeſſungen, bie für die Phyſik ver Erbe und für die Aftronomie 
ihren bleibenden Werth behalten, nichts übrig, als die neue Längeneinheit, 
das mötre vrai et definitif, nach dem in ben Gradmeſſungen gebrauchten Fuß- 
maß auszubrüden. Diefem liegt die Toise du Perou zu Grunde, wie biefelbe für 
bie Grabmefjungen in Peru im Jahr 1735 von der Alabemie feftgeftellt wurde. 
Der ſechste Theil derſelben ift der alt franzöfifhe Fuß, und das Meter ift in 
folgender Weife in dem rapport du 6 flordal an 7 geſetzlich definirt: 

Cette unit€ nommee mètre, qui est la dixmilliondme partie du quart 
du meridien revient selon les anciennes mesures A 3 pieds 11,296 lignes, 
en employant la toise du Perou & 13 degres du thermomötre à mercure 
divise en 80 parties. 

Das Meter ift aljo fein Naturmaß, es ift ein gefeglich beftimmter Theil der 
Toiſe. An ſich ift durch daffelbe nichts gewonnen, im Gegentheil, es find hiermit 
bie zahlreich vorhandenen Maßeinheiten noch um eine neue vermehrt. Demunge- 
achtet ift e8 der verbreitetfte Mafftab geworden. Zunächſt war es der Drang ber 
Revolution , die nichts Altes mehr dulden und überall mit ueuen Organifationen 
beginnen wollte, und die hiermit zur Befeitigung ter alten Maße führte; fpäter 
fam das Geſetz zu Hülfe, aber doch waren Jahrzehnte nöthig, bis endlich ber 
neue Maßftab in Frankreich praftifch Geltung gewann, und erft langfam und mit 
MWiverftreben erkannte man ven Bortheil an, der in der Decimaltheilung bes 
neuen Maßſyſtems geboten ift. Die Grundzahl 10 ift nämlich, wie in der Arith- 
metif, die Norm für die Unterabtheilungen und für die Bielfahen. Die Nomen- 
Hatur ift aus dem Griechifchen entnommen. Der zehnte, hundertſte, taujendfte 
Theil eines Meters heißen ein Deci-, ein Centi-, ein Millimeter, und das Zehn-, 
Hundert:, Taufend-, Zehntaufenvfache eines Meters heißen Dekameter, Hectometer, 
Kilometer, Myriameter. — Die Flächeneinheit ift ein Quadrat von 10 Meter 
Seite, und heißt Ure, ein Quadrat von 100 Meter Seite heißt Heltare. — Ein 
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von 1 Meter Seite heißt Stere und iſt die Kubifeinheit für die Maße 
trodener Körper wie Holz, Kohle, Steine x. Ein Würfel von 1 Decimeter Seite 
heißt Liter und bilvet die Einheit für Flüffigfeits- und Getreidemaße. Das Gewicht 
des Waſſers, welches bei ver Temperatur von 49 0. einen Würfel von 1 Eenti- 
meter Seite füllt, ift vie Gewichtseinheit und heißt Gramm. Seine Unterabtheilungen 
find das Decigramm, Centigramm, Milligramm. Taufend Gramm, oder das Ge- 
wicht von 1 Kubif Decimeter Wafler, heißt Kilogramm. — Endlich ift der Frank 
zu 5 Gramm feftgefegt und befteht zu neun Zehntel aus Silber und zu einem 
Zehntel aus Kupfer. Seine Unterabtheilungen find Decimen und Gentimen. Die 
Definition, die in diefem Syſtem von ber Gewichtseinheit gegeben ift, genügt nicht 
zur Auffindung der unveränberlihen Gewichtseinheit. Es ift ſchon im Eingang 
bemerkt, daß der jeweilige Zuftand der technifchen Phyſik hiebet von entſcheidendem 
Einfluß wird. Man würde, wenn man jett genau nad der gleichen Definition 
ein Kilogramm in -einem Metallftüd ausführen wollte, nicht ein Gewicht erhalten, 
welches eraft mit einem vor 60 Jahren darnach ausgeführten Kilogramm über- 
einftimmt. Dan würde um den ganzen Betrag des Fortichritts in Meffungen und 
Wägungen genauer fein. Es ift alfo gerade fo wie mit der Pängeneinheit. Die 
Gradmeſſungen, die in biefem Jahrhundert ausgeführt wurden, gaben in ber That 
für den Ouadranten, alfo aud für den zehnmillionften Theil desfelben, eine nicht 
mehr eraft mit ver von ben franzöftfhen Forſchern erhaltenen Größe. Man hat 
aber durch einen noch vorhandenen Platinftab die Länge des Meters damals 
bezeichnet, und jede Zweideutigkeit für die Einheit des Längenmaßes erfcheint 
befeitigt. Ebenſo hat man ein Platingewicht, welches ver gegebenen Definition 
möglihft nahe kam, bergeftellt, und hat dieſes als Kilogramm bezeichnet. Dies 
ift alfo das Urmaß der Gewichte und wird immer als ſolches zu betrachten fein, 
auch wenn es möglich fein follte, fich jett in der techniſchen Ausführung meit 
genauer an die Definition anſchließen zu können, als dies früher der Fall war. 
Das metrifhe Maßſyſtem breitete fi bald über die Grenzen von Frankreich 
aus, In wiffenfhaftlihen Unterfuhungen ift es, England ausgenommen, überall im 
Gebraud, und felbft in England breitet es fih von Jahr zu Jahr mehr aus. Für 
ben gewöhnlichen Berfehr ift es in Belgien, Holland, Sardinien, Spanien, Por- 
tugal, Griechenland, und in mehreren central- und fübamerifanifhen Staaten 
angenommen. Es ift vorauszufehen, daß das metrifche Maßſyſtem bald ebenfo 
ausnahmslos von allen civilifirten Nationen adoptirt fein wird, wie dies mit ben 
arabifhen Zahlzeihen der Fall ift, in deren Annahme Niemand eine Verlegung 
der Nationalität erblidt. Die Frage nad) einem paffenden Maßſyſtem ift ja in ber 
That feine nationale, fondern eine internationale; man würde, aud wenn nicht bie 
bequemere Decimaltheilung dafür fpräche, fi) doch immer für das metriſche Syftem 
als jenem erklären müfjen, welches ven größeren Markt gewonnen hat. 
Hält man das metrifhe Maßſyſtem feft, fo ift zum Verſtändniß anderer 
Maßſyſteme nur erforderlich, deren Einheiten nad dem Meter-Maf auszudrücken. 
Das englifche Maß hat zur Längeneinheit ven Yard. Der dritte Theil des- 
jelben ift ein Fuß, dieſer ift in 12 Zoll, und ver Zoll in 12 Linien getheilt. Die 
BVergleihung des englifhen Maßes mit dem Meter ergibt: | 
1 Yard — 0,964403 Meter, 
1 Fuß engliſch — 0,304801 Meter, 
1 Meile engliſch = 1,609331 Kilometer. 
Zur Gewichtseinheit dient das rain, deren 5760 ein Troy Pfund, und 
deren 7000 das Avoir du poids Pfund bilden, Als Normalpfund dient ein, im 
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Hanfe der Gemeinen aufbewahrtes und als „Imperial Standard Troy Pouad* 
bezeichnetes, Pfundſtück. Seine Bergleihung mit dem Grammen-Gewicdht ergibt, 
daß ein Troy Pfund gieih 373,243 Grammen ift. 

Die Maßeinheit für Blüffigkeiten ift ver Gallon. Er ift glei 4,543 Liter 
und wird in 4 Quart, die Ouart in 2 Pinten getheilt. 

Die Vergleihung der Feldmaße ergiebt, daß 1 Ürcres engl, = 0,404 
Hektare ift. 

In Deutihland machten fi die hiſtoriſchen Individualitäten, wie in andern 
Dingen, jo aud in dem Maß- und Gewichtsſyſteme mehr ald in andern Ländern 
geltend. Nicht allein jedes Land, fondern jeve Provinz und jede Stadt der Pro- 
vinz hatte lange hin ihr eigenes Maf- und Gewichtsſyſtem. Auf die Herftellung 
der Urmaße und auf deren Unveränderlichkeit war nirgents bie nöthige Sorgfalt 
gerichtet, und die Kopien waren mit fo geringer Borficht genommen, daß erneuerte 
Berorbnungen zur befieren Regulirung überall erforverlih waren und nah Hun- 
berten aufzuzählen find. Erſt nad) den napoleonifchen Kriegen war, angeregt durch 
die Arbeiten franzöfifcher Geometer und hervorgerufen durch das Bebürfniß ver 
nen konſolidirten Staaten, eine größere Sorgfalt auf das Maß- und Gewichtſyſtem 
verwendet. In Preußen wurbe durch eine Verordnung vom Jahr 1816 ber rhein- 
ländifche Fuß zu 139,13 Linien der Toiſe von Peru als Yängeneinheit feſtgeſetzt, 
und in Wien wurde in dem gleihen Jahr vie Klafter, als eine Länge von 
1,8966 Meter, zur Längeneinheit beftimmt. In Baben, Heſſen und Nafjau ſchloß 
man fih an das metrifhe Syftem fo weit an, daß ver Fuß in decimaler Unter 
abtheilung als Längeneinheit gefeglih angenommen und in Baben und Naſſau zu 
300 Millimeter, in Heflen zu 250 Millimeter vefinirt wurbe. 

Der Zollverband forderte unabweislih wenigftens eine Einigung über bie 
Gewichtseinheit. Für viefe ift das Zollpfund zu einem halben Kilogramm zur 
Geltung gelommen. Es erhielt dasſelbe auch ald Handelsgewicht fuccefjiv in allen 
deutichen Ländern, mit alleiniger Ausnahme von Bayern und von Defterreich, ge- 
feglihe Geltung. Zu bebauern ift freilich, daß in den Unterabtheilungen des Ge— 
wichts die Inbividualitäten fich bereits ſchon wieder geltend maden. Im Südweſten 
von Deutſchland ift die Theilung in 32 Lothe beibehalten, in Preußen und Sachſen 
ift eine Theilung des Pfundes in 30 Pothe, und in Hannover, Oldenburg und 
den Hanjeftäbten in 10 Lothe mit dekadiſchen Unterabtheilungen beliebt worden. 

In jüngfter Zeit wurde durch den deutſchen Bund auf einen Antrag von 
Bayern eine, aus Fachmännern gebildete, Kommiffion nad Frankfurt berufen, um 
wegen eines einheitlihen Maß⸗ und Gewidt-Syftemes in Berathung zu treten, 
Preußen bat ſich vorläufig an dieſen Konferenzen nicht betheiliget, fi) aber bereit 
erllärt, beizutreten, wenn es ſich zeigen follte, daß auf viefem Wege eine Eini- 
gung zu erreichen ift. Die Konferenz ift bereits zum Abſchluß gelangt. Sie ging 
von ber Anſicht aus, daß es in der Aufftellung eines einheitlihen Maßſyſtems 
ſich weſentlich um die Löfung einer internationalen Trage handle. Man konnte 
daran benfen, eines der in Deutihland gebräudlihen Fußmaße ald Maßeinheit 
vorzuſchlagen, ohne Zweifel wäre hiermit für den Verkehr der deutſchen Staaten 
unter einander ſchon viel gewonnen. Doch abgejehen davon, daß es bier ſchwer 
wäre, eine Einftinmigfeit für eines der Fußmaße zu erzielen, da in der That 
feines vor dem andern einen innern Borzug befigt, jo würde für ven Verkehr, 
der über die Grenzen von Deutſchland hinausreicht, ein Verſtändniß nicht erzielt 
fein. Es fieht in ver That darnach aus, als fei die Zeit gelommen, in ber es 
fih darum handelt, ſich jchlüffig zu machen über das Maß, welches Ausficht hat, 
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Weltmaß zu werben, Dann fann aber nur von zwei Mafen bie Rebe fein, dem 
englifhen und dem franzöfiichen. Beide haben bis hieher ein ziemlich gleich aus» 
gedehntes Gebiet gewonnen. Das metrifhe Syſtem mit feiner tecimalen Gliede— 
rung und mit feiner Verbindung der Längeneinheit und der Gewichtseinheit hat 
Borzüge vor dem englifhen Syſtem. Ueberbics find in Frankreich die Urmaße ber 
Längen und die Gewicdhtseinheit ſchon vor längerer Zeit mit wifjenfchaftlicher 
Eraktheit feftgefegt, während dies in England im Grund bis zur Stunde noch 
nit ver Fall if. Es hatte dies zum Erfolg, daß in wiſſenſchaftlichen Arbeiten 
das Metermaß beinahe ausfhlieglih zur Anwendung fam, und bies bewirkte rüd- 
wärts, daß es fein Kulturland mehr gibt, in welchem nicht der Metermafftab und 
das Kilogramm befannt und gebraudt find. Für das engliihe Maß läßt fi das 
Gleiche nicht geltend madyen. Die Vorzüge des metrifchen Syftems einerfeits, und 
das Bedürfniß nad einem Weltmaß andererjeits find es offenbar, bie in Eng- 
land bereits im Jahre 1854 den Anftoß zur Bildung einer fogenannten interna= 
tionalen Kommiffion gaben, einer Kommijfion, die es ſich ausdrücklich zur Aufgabe 
macht, au in England dem metriihen Maß für den Hanbelsverfehr Eingang zu 
verjchaffen. Die Frankfurter Konferenz bat bienady wohl mit gutem Grund glei) 
in der erften Sitzung fi für das Meter und das metrifhe Syftem erklärt. So— 
bald man über vie Einheit und über das Syſtem einig ift, find alle übrigen 
Fragen nur Detailfragen, über die das Syſtem in feiner konjequenten Gliederung 
bereits ſchon die Antwort enthält. Es ift bier nit der Ort in das Techniſche 
folcher Fragen einzugehen, nur eine Bemerkung über einen Punft mehr princi- 
pieller Natur mag bier Plaß greifen. Es ift eine neue Einheit, e8 find neue Un- 
terabtheilungen, es find in Folge davon neue Flähenmaße, neue Getreidemaße, 
neue Flüffigkeitsmaße in Antrag gebracht, begreiflih find auch für alle dieſe Maße 
Namen aufzuftellen. Man mußte fi entſcheiden: ob man deutſche oder ob man 
die griechifchelateinifchen Benennungen, wie fie in Frankreich üblich find, in Bor- 
ſchlag bringen wolle, Gewiß ift es bei dem lofen Zufammenhang deutſcher Staa- 
ten gerechtfertiget, auf Wahrung deutſcher Nationalität in allen Richtungen Bedacht 
zu nehmen, doch wird man von anderer Seite fi auch vor Deutſchthümelei hüten 
müſſen. Die Originalbenennungen haben in Deutſchland bei einigen Gewerbtrei- 
benden, die fi) des Metermaßes der größeren Bequemlichkeit halber ſchon ſeit 
längerer Zeit bedienen, bereit? Eingang gefunden. Die fremden Benennungen 
haben bei dieſer Klafje ver Bevölkerung ebenfo wenig Schwierigkeiten erzeugt, wie 
die Namen Barometer, Thermometer, ꝛc. Entſcheidend Bleibt aber, daß es fid 
darum handelt, ein Maßſyſtem aufzuftellen, welches auch dem internationalen Ber- 
fehr dienen fol; wegen eben viefes Gefichtspunftes hat man bei Aufftellung des 
metriſchen Maßes in Frankreich fih für die griechifch-Iateinifhen Benennungen 
entſchieden. Unzweifelhaft war dies ein glüdlicher Griff. Es wäre ein Nachtheil, 
wenn man davon abgehen wollte, denn es würbe hiedurch der Werth des neuen 
Maßſhyſtems für den internationalen Berkehr weſentlich abgeihwädt. Die Frant- 
furter Konferenz bat in Uebereinftimmung mit biefer Auffaffung fi für bie in 
Frankreich übliche Nomenklatur entſchieden. 

Mit diefen Konferenz-Berathungen ift zunähft nur ein Entwurf und nur 
ein Antrag gewonnen. Die praftiihe Durhführung wird felbft beim beften Willen 
Jahre in Anſpruch nehmen, Die leicht erregbaren und leicht zu begeifternden Fran- 
zofen hatten über 40 Jahre nöthig, bis das metrifche Syftem im praftifchen Ber 
fehr Geltung erreichte. In Deutſchland findet die Einführung eines neuen Maf- 
ſyſtems eine Erleichterung und eine Unterftügung durch die im Allgemeinen befler 
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entwidelten Boltsfchulen, aber eine Erfchwerung in dem Mangel einheitlicher 
eitung. Ph. Joy. 
Mauren, f. Neger. 
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Natürliche Befchaffenheit des Landes. Die Großherzogthümer Med» 
lenburg bilden ein — mit Ausnahme von zwei unbebeutenden Enflaven in der Dart 
Brandenburg — in fi zufammenhängendes Gebiet, weldes zwiſchen 530 4° und 
540 22° N. Br. und zwilchen 280 16° und 310 31° O.L. gelegen ift und 
293,31 Quadratmeilen enthält, wovon 244,12 auf Medlenburg- Schwerin und 
49,19 auf Medienburg-Strelig kommen, Begrenzt wird Medlenburg gegen N. 
durch die Oftfee, gegen DO. und ©. durch die preußifchen Provinzen Pommern und 
Brandenburg, gegen W. durch Hannover, von weldem es theilweife durch bie Elbe 
geſchieden wird, durch Sachſen-Lauenburg und das Gebiet der Stat Lübeck. Streitig 
zwifhen Medlenburg und Pommern ift die Yanveshoheit über das Gut Wolde, 
welches in Folge deſſen von Steuerzahlungen, Mititärpflicht und fonftigen Leiftungen 
an den Staat frei ift. 

Das Land iſt vorherrfhenn flach, wird aber in der Richtung von S.O. nad 
NW. von einem niedrigen und breiten Landrücken mit einzelnen Seitenverzwei- 
gungen durchzogen. Zu ben ſich noch fortwährend erzeugenden Alluvialftoffen des 
Bodens gehören: Torf, Moder, Wiefenfalf und Rafeneifenftein. Bon den Dilnvial- 
produften find die Lehm- und Mergelichichten zu erwähnen, welche in vielen Gegen- 
ben mit Geröllſteinen erfüllt find, die auch oben auf dem Felde, zum Theil in 
großer Menge und in mächtigen Felsblöden, vorkommen. Die Tertiärformation 
befaßt: Sand, Thon, Alaunerve, Braunfohlen, Sandftein, Kreide. Bei Lübtheen 
findet fidh ein Gypsftod und an andern Orten Salzquellen und eifenhaltige Quellen, 
Der Boden ift, je nachdem er aus Sand ober Lehm ober einer Miſchung von 
beiden befteht, in den verſchiedenen Gegenden des Landes an Fruchtbarkeit ſehr 
ungleich. Etwa drei Viertheile des ganzen Flächeninhalts werben für ven Aderbau 
und zwar meiftens für den Kornbau benußt. Auf die Nieverungen und: Wiefen 
rechnet man 20 Quadratmeilen. Die Größe der Waldungen- (vorzüglich Buchen, 
Eichen und Tannen) wird auf 32 Quadratmeilen veranfhlagt, wovon 25 auf bie 
Domantalwaldungen (17 in Medlenburg- Schwerin, 8 in Medlenburg-Strelig) und 
7 auf die Ritterſchaft, die Städte und die Klöfter fallen. 

Der erwähnte Landrücken ſcheidet das Land in ein nörbliches und ein füb- 
liches Stromgebiet, welchem legteren auch die Mehrzahl der vielen Landfeen ange 
hört, Man zählt in Medienburg- Schwerin 329, in Medienburg-Strelig 132, 
zufammen aljo 461 Landfeen von mindeftens 200 Ruthen Länge, Der Flächen- 
inhalt der Gewäfler wird in Medienburg- Schwerin allein auf 121/, Quadratmeilen 
veranschlagt, Unter ven Seen verdienen der Mürig- und der Schweriner See ber- 
vorgehoben zu werben, jener 2,42, viefer 1,11 Quadratmeilen groß. Bon ben 
Flüſſen find im nörblichen Gebiet die Wareow, im ſüdlichen die Elde und die 
Havel die bedeutendſten. 

Das Klima ift im Ganzen feucht und verhältnigmäßig milde. Die mittlere 
Jahrestemperatur beträgt 6,340 R., vie des Winters 0,07, vie des Frühlings 
5,57, die des Sommers 13,05, die des Herbftes 6,799, Die Kälte überfteigt fel- 
ten 20, die Hige felten 259, Weftliche Winde wehen an mehr. ald 200 Tagen, 
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oſtliche etwa 120 Tage. Die Regenmenge wird zu 20 Zoll angenummen. Wolfenios 
ift der Himmel an 47, bedeckt an 105 Tagen; gemifchte Tage gibt e8 212, Regen- 
tage 134 (darunter 25 Tage mit Schnee), Nebeltage 79. 

Zerritoriale Entwidelung. Nah einer germaniſchen Urperiode war bie 
Bevölkerung zu Karls des Großen Zeit eine ausſchließlich ſlaviſche (wendiſche). 
Ihre Unterjohung und Belehrung warb von den angrenzenden Germanen mehrere 
Jahrhunderte lang mit wechſelndem Erfolge betrieben, bis buch Herzog Heinrid 
ben Löwen ber Sieg des Germanenthums und Chriftenthums dauernd begründet 
ward. Niklot, Fürſt ver Obotriten, der Stammovater des jegigen Fürftenhaufes, 
von deffen Burg Medlenburg (Mikilinburg) das Land den Namen erhielt, fiel 
als letter Vertheidiger des heidniſchen Slaventhbums im Jahr 1160, Sein Sohn, 
Pribislan, warb, nachdem er Alles im Kampfe verloren hatte, durch den guten 
Willen Heinrichs des Löwen wieder in die Herrſchaft Über das Obotritenland ein- 
gefegt, von weldhem nur ein Theil abgezweigt und unter dem Namen der Graf- 
haft Schwerin einem deutſchen Vafallen des Herzogs von viefem zu Lehen 
gegeben war. Im Jahre 1170 nahm Kaifer Friedrich I. die Fürften und das Land 
in feinen Schutz. Das flavifche Element ward von ben zahlreichen veutfchen Ein. 
wanberern nicht blos in den neu gegründeten Städten, fondern auch auf den Dörfern 
an die Seite gebrängt und endlich vollftändig abforbirt. Nur auf den Ritterfigen 
behauptete ſich noch eine größere Anzahl wendiſcher Geſchlechter in gleihem Rang 
mit den deutſchen; doch konformirten auch diefe ſich bald den deutſchen Sitten und 
Rechtsgewohnheiten. 

Die bänifche Lehensherrſchaft über die medlenburgifchen Lande, welche unter 
Kaifer Friedrich II. mehr thatſächlich als rechtlich fich einführte, warb zuerft durch 
die kühne That des Grafen Heinrih von Schwerin, welcher den däniſchen König 
Waldemar II. gefangen nahm (1223), dann durch den entſcheidenden Sieg über 
die Dänen bei Bornhöved (22. Juli 1227) wieder befeitigt. Mecklenburg kehrte 
unter die Faiferlihe Lehensherrlichkeit zurüd und verblieb hinfort ohne Unterbrechun 
ein Theil des deutſchen Reichs. Im Jahre 1229 theilten die vier Söhne Heinri 
Borwin II, eines Enfeld von Pribislav, das Land unter fi, woburd die Herr 
haften Medlenburg, Werle (Wenden), Roftod und Rihenberg (Par- 
him) entftanden. Die Herrfhaften der drei jüngeren Linien fielen nah und nad 
an bie Linie Medlenburg zurüd, welche ihre Herrfchaft im Laufe der Zeit auch 
“auf die übrigen Theile des jegigen Landes ausbehnte. Im Jahre 1261 ward bie 
Richenbergifche Linie, in Folge von Streitigkeiten, außer Befig geſetzt, und ihr 
Land zwiſchen ven Herren von Medlenburg und von Werle und den Grafen von 
Schwerin getheilt. Heinrich II. von Medlenburg erwarb im Jahr 1299 als Mit- 
gi von feinem Schwiegervater, Markgraf Albrecht, das Land Stargard, deſſen 

efig ihm zwar fpäter wieder beftritten, doch nad dem Sieg der mecklenburgiſchen 
Waffen über ven Markgrafen Woldemar bei Granfee (1316) ihm von letzterem 
lehensweife überlaffen ward. Heinrid, II erwarb aud die Herrſchaft Roſtock, 
bie von dem legten Sprößlinge der Roftoder Linie dem König Erich von Dänemark 
zu Lehen aufgetragen war, von biefem anfangs als Pfanplehen, dann (1223) als 
erbliches Lehen. Am 16. Oktober 1347 erhob König Karl IV. das Land Stargarb 
und alle andern Länder, welche vie Herren von Medlenburg bis dahin von den 
Brandenburgern zu Lehen getragen, zu einem unmittelbaren erblichen Reichslehen, 
und bald darauf (8. Juli 1348) verlich er den Herren Albrecht und Johann von 
Medlenburg die Herzogswürde. Im Jahr 1358 gelangte Herzog Albrecht von 
Medlenburg theils in Folge eines Erbvertrages, theils durch Kauf in ven Beſitz 
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der geſammten Grafihaft Schwerin. Nah dem Erlöſchen des. Hanfes Werle 
(1436) fielen beffen Befigungen, das Fürſtenthum Wenden, gleichfalls an bie 
Medienburgifche Linie. Die hieraus entftandenen Streitigkeiten mit dem Kurfürften 
von Brandenburg fanden ihre Erledigung durch den Bertrag von Wittftod (12. 
April 1442), in welchem den legteren und feinen Nachfolgern die Eventual-Succeffton 
in Medienburg zugeftanden ward. Bon ven beiden Zweigen, in welche das Medlen- 
burgifhe Herrſcherhaus durch eine Erbiheilung im Jahr 1352 zerfallen mar 
(Schwerin und Stargard) erlofh das Haus Stargard im Jahre 1471, fo daß 
num alle Gebiete in einer Hand vereinigt waren. 

Neue Lanvestheilungen erfolgten 1520 und 1621 und begründeten bie Her- 
zogthümer Medlenburg- Schwerin und Medienburg-Güftrow. Im Jahre 1628 er- 
langte Wallenftein, zuerft pfandweife, dann faufweife, vom Kaifer die Herzogthämer 
Medlenburg. Jedoch Tehrten die Herzoge im Jahre 1632 in ihr Land zurüd und 
wurben als deſſen rechtmäßige Herrfcher wiederum anerkannt. Dur den. Weft- 
phältfhen Frieden ward die Stadt und Herrfchaft Wismar mit den Aemtern Neu- 
kloſter und Pöl als Reichslehen an Schweden abgetreten. Als Ausgleihung für den 
Berluft diefer Gebtetötheile erhielt der Herzog von Medlenburg- Schwerin die Bisthü- 
mer Schwerin und Rateburg als nunmehr weltliche Fürftenthümer, bie ſäkulariſirte 
Iohanniter-Romthurei Mirow und zwei Kanonifate zu Straßburg im Elſaß. Die 
Iohanniter-Romthurei Nemerow warb dem Herzogthum Medlenburg-Güftrom beigelegt. 

Im Jahr 1695 erlofh die Güſtrower Linie. Wegen der Erbſchaft erhob ſich 
ein Streit zwifchen Herzog Friedrich Wilhelm von Medienburg-Schwerin 
und einem jüngeren Bruder des verftorbenen Baters dieſes Herzogs, Adolph 
Friedrich, welcher zugleich der Schwiegerfohn des legten Herzogs von Medlen- 
burg-Güfteow war, Zufolge der in dem Mecklenburgiſchen Haufe geltenden und 
kaiſerlich beftätigten Erbfolgeordnung hätte das erledigte Herzogthum an Friedrich 
Wilhelm fallen müfjen. Allein Adolph Friedrich behauptete, daß biefe Ordnung 
nur für das Herzogtum Medienburg- Schwerin, nit aud für das Herzogthum 
Medlendurg-Gäftrom Gültigkeit habe, Unter Vermittelung einer faiferlihen Kom— 
miffton warb biefer Streit dur den Hamburger Vergleih (8. März 1701) dahin 
geſchlichtet, daß dem Prätendenten Adolph Friebrih von dem Herzogthum Medlen- 
burg⸗ Güſtrow der Stargarbifche Kreis nebft ven Komthureien Mirow und Nemer 
rom und außerdem das Fürſtenthum Rageburg abgetreten ward, So entftanden 
die Linien Schwerin und Strelig, welde noch gegenwärtig in bie Regierung 
des Landes ſich theilen. ; 

Durd den Reichsteputations-Hauptfhluß vom 25. Februar 1803 erhielt 
Medlenburg- Schwerin, zur Entfhädigung für die beiden ſchon im Jahre 1681 an 
Frankreich verlorenen Straßburger Ranonifate und zur Abfindung feiner Anfprüche 
an ben Priwall eine Anzahl Lübecker Hofpitaldörfer und eine Rente von 10,000 fi. 
aus dem Rheinfhifffahrts-Oftroi. Medlenburg-Strelig, welches im Reichsfürftenrath 
bis dahin nur eine Stimme für das Fürſtenthum Ratzeburg geführt hatte, erhielt 
nun eine ſolche auch für das Land Stargard. 

Pfandweife erwarb Medienburg- Schwerin durch den Vertrag vom 26. Juni 
1803 mit dem Könige von Schweben für 1,250,000 Rthlr. hamb. Banko Stabt 
und Herrfhaft Wismar und die Aemter Neuklofter und Pöl, unter dem Vorbehalt 
ber Wiebereinlöfung nad 100’ Jahren Seitens der Krone Schweden. Die Reluitions- 
fumme warb bahin beftimmt, daß zu dem Kapital ein Zprocentiger Zins und 
Binfeszins Hinzugefügt werden follte, was die zu zahlende Summe auf eirla 24 
Millionen Rihlr. bringt. 
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Im Jahre 1806 warb Medlenburg- Schwerin im Aufteage des Kaifers Napoleon 
von dem General Michaud wegen angeblihen Neutralitätsbruhs in Befit genom- 
men. Erft der Friede von Tilſit (9. Iuli 1807) fegte den geflüchteten Herzog 
Friedrich Franz wieder in die Regierung ein, Der Beitritt Medlenburgs zum 
Rheinbund erfolgte für Strelig am 18. Februar und für Schwerin am 22. Dir, 
1808. Am 17. Juni 1815 warb durch den Wiener Kongreß beiden Herzogen bie 
Großherzogliche Würde mit dem Präpifat „Königliche Hoheit" verliehen. 

Der Titel beider Großherzoge ift ganz gleichlautend, fogar mit Ausſchluß 
eines auf Schwerin ober Strelig hinweiſenden Zufates: Großherzog von Medlen- 
burg, Fürft zu Wenden, Schwerin und Rageburg, aud Graf zu Schwerin, ver 
Lande Roſtock und Stargard Herr. Die Prinzen und Prinzeffinnen führen wohl 
als Nachklang des‘ alten gemeinfamen Succeffionsrechtes ver erfteren den Titel 
„Herzog“ und „Herzogin“, und das Prädikat „Hoheit”. 

Wolitifche Berfaffung. Die Prälaten, Mannen und Stäbte ver Medlen- 
burgifhen Lande vereinigten fi im Jahre 1523 zu einem Bündniß, ber fog. 
Union, um ihr gemeinfames Recht mit vereinigter Hand zu ſchützen und etwaigen 
Lanbestheilungen gegenüber ſich als geſchloſſene Einheit zu behaupten. Durch Rever⸗ 
falen und Verträge wurden die Rechte der Stände, aus denen in Folge der Kirchen— 
reformation der Prälatenftand ausſchied, anerfannt und weiter entwidelt. Beſonders 
nugbar für die Erweiterung der ſtändiſchen Rechte erwiefen fich ftets die Fälle, wo 
Seitens der Landesherrihaft auferorbentliche Geldhülfen beanfprucdt wurden. Die 
bei weiten wichtigflen Reverfalen find die aus dem Jahre 1572 und 1621. Während 
ber erften Hälfte des 18. Jahrhunderts ward von den Stänven ein harter Kampf 
gegen bie fürftlihe Macht, welche darauf ausging, das Ständemwefen zu Boben zu 
werfen, mit großer Ausdauer und fiegreihem Erfolg geführt. Den Abſchluß dieſes 
Kampfes bildet der am 18. April 1755 zwiſchen der Schwerin'ſchen Landesherr⸗ 
haft und den Stänben vereinbarte „landesgrundgefegliche Erbvergleih”, welcher 
in 25 Artikeln und 530 Paragraphen die zwifchen Fürſt und Ständen und ben 
Ständen unter fidh ftreitigen ober einer ſchriftlichen Faſſung bebürftig erſcheinenden 
Punkte genau und erfchöpfend feftzuftellen fuchte. Das Streliger Haus trat dieſem 
Bergleich durch die Agnitions-Alte vom 30. September 1755 bei. Die Faiferliche 
Beftätigung erfolgte unter dem 14. April 1756, 

As im Jahre 1808 der Herzog von Medlenburg- Schwerin aus der durch 
den Beitritt zum Rheinbunde erlangten Souveränetät verfchiedene Yolgerungen 
ableitete, welde für den Fortbeſtand der ſtändiſchen Berfaffung höchſt bedrohlich 
erfchienen, mußten bie Stände die Gefahr noch durd einige Konceffionen finan- 
cieller Natur abzuwenden. Dagegen mußten vierzig Jahre fpäter die Stände ven 
weiter gehenden Anforverungen ver Landesherren weichen. Der Großherzog von 
Medlendburg-Schwerin erklärte es in einer Proflamation vom 23. März 1848 
für eine „Nothwendigkeit, daß Medlenburg in vie Reihe ver Tonftitutionellen Staaten 
eintrete", und für feinen „ernften Borfag, daß dieſer Schritt unverzüglich gefchehe". 
Eine Erklärung ähnlichen Inhalts veröffentlichte der Großherzog von Medlenburg- 
Strelig. Unter Zuftimmung der Stände ward nad einem von ihnen gleichfalls 
genehmigten Wahlgefeg eine Abgeorbneten-Berfammlung aus beiden Großherzog- 
thümern gebildet, um für jedes von beiven ein Fonftitutionelles Staatsgrundgefeg 
zu vereinbaren. Diefe Vereinbarung erfolgte jedoch nur für Medlenburg-Schwerin, 
während Medlenburg-Strelig fich gegen Ende der Verhandlungen von dem Ber- 
einbarungswerfe zurüdzog. Unter dem 23. Auguft 1849 warb das vereinbarte 
Stantsgrundgejeg von dem Großherzog von Medlenburg- Schwerin vollzogen und 
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das Geldbnif, dasfelbe feft und unverbrüchlich zu Halten, abgeleiftet, Die Publi- 
fation erfolgte, in Verbindung mit ver formellen Auflöfung der alten Lanbftänbe; 
unter dem 10. Oktober 1849, und bie erfte auf Grund der neuen konftitutionellen 
Staatsverfafjung berufene Medlenburg Schwerin’ihe Abgeordneten ⸗Kammer trat 
am 27. Yebruar 1850 zufammen. 

Inzwifchen aber war ein Theil ver Nitterfhaft, von Neue über das Zuge: 
ſtändniß von 1848 ergriffen, in Verbindung mit Medlenburg-Strelig, welches 
durch die verfehlte Vereinbarung in einen Zuftand der Berfaffungslofigfeit gerathen 
war, aus welchem es einen Ausweg fuchte, für eine Wieverherftellung ver alten 
gemeinfamen medlenburgifhen Landesverfaſſung thätig geworben. Unter Herein- 
ziehung bes preußifchen und des öfterreihifchen Gouvernements und der aus ben 
Kommiffarien beider zufammengefetten proviforifhen Bundes-Central⸗Kommiſſion 
gelang es, ven Großherzog von Medlenburg-Schwerin zu bewegen, daß er, unter 
Einfegung eines neuen Minifterinms und faktiſcher Sufpenfion des Tonftituttonellen 
Staatsgrundgefeges, die Entſcheidung über die Rechtsbeſtändigkeit des letzteren 
einem Schiedsgericht zu überweifen fich entſchloß, welches nad) Anleitung einer das 
Berfahren in Streitigkeiten mit den früheren Landſtänden normirenden Berorb- 
nung, aber ſelbſt mit vem Inhalt dieſer — durch die Aufhebung der altftänbi- 
hen Berfaffung außer Gültigkeit gefegten — Verordnung nicht in genügender 
Mebereinftimmung, durch Delegirte des Großherzogs und des klagenden Theiles der 
ehemaligen Ritterſchaft gebildet ward. Die Schiedsrichter erflärten das konſtitutio⸗ 
nelle Staatsgrundgefeg vom 10. Oftober 1849 und die damit verbundene Auf- 
bebung ber alten Ianbftänbifchen Verfaffung für nicht zu Rechte beftehenn. Auf 
Grund diefes Spruhes ward durch Verordnung vom 14. September 1850 bas 
—— außer Wirkſamkeit geſetzt und, unter Anwendung von polizeili« 
lichen Gewaltmaßregeln gegen die Mitglieder der Abgeorbneten-Rammer, die alte 
Berfafjung wieberhergeftellt, welche fich feitdem in faktiſcher Wirkfamfeit zu erhalten 
gewußt hat. (I. Wiggers, das Berfaffungsreht im Großherzogtfum Medien- 
burg- Schwerin. Berlin 1860.) 

Die wenigftens für Medlenburg-Schwerin bereits gewonnene Staatseinheit 
ging mit dem Sturz des Ekonftitutionellen Stantsgebäudes wieder verloren, und 
es trat an ihre Stelle wieder der alte zerriffene patrimonial-ftändifhe Privilegien- 
ftaat mit der Dreitheiligkeit von Landesherrſchaft, Nitterfchaft und Städten und 
jenem bunten Gemiſch verfchievenartiger Rechte, jenem naturwüchſigen Syftem fünft- 
licher und fhwerfälliger Formen, welche jevem politifchen und wirthſchaftlichen 
Vortfhritt die größten Schwierigkeiten und häufig umüberfteigliche Hinderniſſe 
bereiten. Zwar konnten die Forderungen ber Zeit nicht ganz zurückgewieſen werben, 
unb es jegte fih an den Inhalt der Paragraphen des landesgrundgefeglichen Erb⸗ 
vergleih8 im Laufe der Zeit mancher neue Anbau an; aber bei ver Sprödigkeit 
ber alten Landesverfaſſung konnten die Einrichtungen und Gefege, welhe von ben 
Regierungen, bie durch die ftändifche Verfaffung faft gezwungen werben, Reprä« 
fentanten der Fortfehrittstendeng zu fein, den Ständen abgerungen wurben, mit 
bem alten Syftem nirgends in organifche Verbindung treten, und dienen baher 
nur dazu, die Unförmlichfeit und Unzulänglichleit des Grunbbaues in ein um fo 
helleres Licht zu fegen. 

Die Landſtände bilden eine Korporation, das „Korps“ der Ritter- umb 
Landſchaft, welches der Landesherrſchaft als eine vie ftändifchen Rechte ausübenbe 
Einheit gegenüberfteht. Das Korps der Ritter- und Landſchaft zerfällt wieber in 
das Korps der Nitterfchaft und das Korps der Landſchaft. Beide Stände glievein 
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fi weiter nach zwei Herzogthümern — Schwerin und Güſtrow — und, zufolge 
einer andern Eintheilungsweife, nad brei Kreifen — dem medlenburgifchen, wen- 
diſchen und ftargarbiichen —, von denen ber erftere mit dem Herzogthum Schwerin 
zufammenfällt, während bie beiden legteren zufammen das Herzogthum Güſtrow 
bilden. Innerhalb jedes biefer Herzogthümer und Kreife findet wieder eine Glie- 
berung nad Ständen ftatt. Die Ritterfhaft bilden die mit einem Rittergut 
(Haupigut) in den Herzogthümern Angefeffenen, ungefähr 700 an der Zahl; bie 
Landſchaft die Deputirten aus den Magiftraten der 38 medlenburgifchefchwerin’- 
fchen und von 7 medlenburg-ftrelig’fhen Landſtädten. Eine Sonderftellung inner- 
halb der Landſchaft, zu welder fie nur im weiteren Sinne gehört, nimmt die See- 
ſtadt Roftod ein, deren ſtaatsrechtliche Berhältniffe nody durch eine Anzahl von 
Berträgen mit der Landesherrſchaft (1573, 1584, 1748, 1788, 1827) geregelt 
find. Zur Ritterfchaft gehören auch ſechs in ven Befig ritterfhaftlicher Güter 

gte Bauernfhaften, welche durch ihre Schulzen vertreten werden. Bon dem 
abeligen over bürgerlihen Stande ift die Mitgliepfhaft fo wenig bedingt als von 
der Eigenfchaft des Guts als Lehen oder Allovium. Die Gutsbefiger im foge- 
nannten Roftoder Diftrift werben durch die Stabt Roftod mitvertreten. Außerhalb 
des landſtändiſchen Verbandes fteht, feit ihrer Abtrennung von Medlenburg durch 
ben weftphälifchen Frieden, die Seeſtadt Wismar, deren Verhältniſſe zur Yandes- 
berrfhaft in Ianvesherrlihen Verleihungen und in Verträgen ihre Grundlage haben. 
Die Ritterfhaft des Fürſtenthums (Stifte) Schwerin warb im Jahre 1774 ber 
medlenburgifhen Nitterihaft inforporirt; im Jahre 1851 folgte dieſem Aft vie 
Inkorporation der beiden Stäbte des Fürſtenthums in die Landſchaft. Dagegen 
gehören bie Eingefeffenen des Fürſtenthums Rageburg nicht zur Ritterſchaft, und 
ebenfo ift die erft im Jahre 1733 mit Stadtrecht bewidmete Reſidenzſtadt Neu- 
ſtreliz ohne landſtandſchaftliches Recht. 

Landtage werben alljährlich im Spätherbft, abwechfelnd in ven Städten Stern- 
berg und Maldin, gehalten und dauern in der Regel vier bis fünf Wochen. Ueber 
diefen orventlihen Landtagen können -aber auch außerorbentliche von der Landes— 
berrfchaft berufen werden. Nur die perfönlich erfcheinenden Ständemitgliever find 
zur Theilnahme an ven Beſchlüſſen berechtigt. Die Mitglieder der Ritterfchaft 
beziehen den Landtag auf eigene Koften, wogegen bie Mitglieder der Landſchaft, 
da fie nicht aus eigenem Recht, fondern als Repräfentanten ftäbtifcher Kommune 
erfheinen, aus Kommunalmitteln Diäten und Reifeloften erhalten. Die formelle 
Leitung der Landtagsgefhäfte führt ein Landtagspireftorium, zu welchem acht Yand- 
räthe (vier aus jedem Herzogthum), drei Exrb-Landmarfchälle (einer aus jedem 
Kreife) und ein beputirter Bürgermeifter der Stabt Roftod gehören. Die Land» 
räthe werben aus drei von ber Ritterfchaft repräfentirten „im Lande angefeffenen 
Perfonen von dem eingeborenen oder rezipirten Adel” durch die Landesherrſchaft 
erwählt; das Landmarſchallamt ift an ven Befig gewifjer. Güter gebunden. In 
Fällen von Minderjährigkeit oder fonftiger Behinderung werden Vice-Landmarſchälle 
von der Landesherrichaft beftelt. Das Plenum Hat das Recht, in einem befondern 
Lokal, wo es von dem Direktorium getrennt ift, zu „veliberiren”, und unterläßt 
daher nicht, zu Anfang jedes Landtages durch einen Beſchluß zu beftimmen, daß 
es nur eitra consequentiam im Direktorialzimmer verhandeln wolle. Auch erwählt 
das Plenum. für die Landtagsverhandlungen aus feiner Mitte einen Protofollviri- 
genten. Wie weit das Direktorium berechtigt ift, einem Beſchluſſe des Plenum vie 
Sanktion zu ertheilen oder zu verweigern, und über bie rechtliche Bedeutung einer 
ſolchen Weigerung, darüber ift wieberholt Streit geweſen. Eine Geſchäftsordnung 
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für die Verhandlungen des Landtags ift nicht vorhanden. Der dirizirende Land⸗ 
rath proponirt bie Berhandlungsgegenftände in ber ihm beliebigen Reihenfolge und 
ohne daß die Mitgliever der VBerfammlung früher erfahren, was zur Berhand- 
lung kommen wir, als in dem Augenblid, wo die Verhandlung darüber beginnt. 
Eine, geregelte Diskuſſion ift der Landtagsverſammlung vollftändig fremb, und es 
kommt täglih vor, daß mehrere Mitglieder gleichzeitig ihre Meinung vortragen. 
Die Verhandlungen zwifchen ven Landesherren und den Ständen werben duürch 
Iandesherrlihe Kommiffarien — zwei von Schwerin, einen von Strelig —, melde 
am Drie anweſend, indeſſen nicht berechtigt zu perfönlicher Anweſenheit in ven 
Berfammlungen find, daher nur fchriftlich geführt, wobei die Landmarſchälle bie 
Funktion von Boten üben. Jeder Landftand iſt zur Stellung von Anträgen beredj- 
tigt, und dies kann auch noch auf dem Landtage felbft gefhehen, nur daß bei 
folden Anträgen, welche eine Berfaffungsänderung oder eine Gelpbewilligung bezielen, 
der Braud eine vorgängige Intimation unter Vermittlung des ftänvifchen Engern 
Ausſchuſſes vier Wochen vor dem Beginn des Landtages erfordert. In jüngfter 
Zeit hat ver Engere Ausſchuß und ebenfo das Landtagspireftorium ſich eine Aus- 
ſchließung verjenigen Anträge von der Intimation und Verhandlung erlaubt, weldye 
ihm dazu nicht geeignet erfcheinen. Die Berechtigung dazu ift jevoch bisher nicht 
nachgewieſen. Abgeftimmt wird in ber Lanbtagsverfammlung nur, wenn man fid 
ohne dieſes Mittel über einen Beſchluß nicht einigen fan. Das numerifche Meber- 
gewicht der Ritterſchaft Über die Landſchaft hat in der itio in partes ihr Gegen- 
gewicht, wo dann jeder Stand fein Botum felbftändig faßt und abgiebt. 

Außerhalb Landtags wird Nitter- und Landſchaft durch ein fländiges Kolle- 
gium repräfentirt, mweldes, im Jahr 1622 aus einem größeren, für einen vor« 
übergehenden Zweck niedergefetsten ftändifchen Ausſchuß hervorgegangen, daher ben 
Namen „Engerer Ausſchuß“ erhielt und durch ben landesgrundgefeglichen Erb- 
vergleih von 1755 als ein die Gefammtheit der Stände repräfentivendes Kolle- 
gium anerkannt wird. Der Engere Ausihuß befteht aus zwei Landräthen (einem 
aus jebem Herzogthum), zwei Deputirten der Ritterfchaft (einem aus jedem Kreife), 
einem Magiftrats-Deputirten der Stadt Roftof und drei Magiftrats-Deputirten 
der Städte Parchim, Güftrow und Neubrandenburg, welche unter dem Namen 
„Borberftädte” in den drei Kreifen an der Spige der Landſchaft ftehen. Die 
Unterzeihnung ift: Landräthe und Deputirte von Ritter- und Landſchaft ver Her- 
zogthümer Medlendurg zum Engern Ausfhuß. Der Engere Ausfhuß hat zu Ro- 
ftod feinen Sig, wo auch bie unter feiner Aufficht ſtehende Verwaltung ver ftän- 
diſchen Kaffe (des „Landkaſtens“) und des ftändifchen Schuldenweſens fich befindet. 

Neben den Landtagen kommen „Konvofationstage” vor, zu welchen jeder ber 
beiden Landesherren bie Stände feines Landesantheils verfammelt; ferner „Lommiffe- 
riſch⸗deputatiſche“ Zufammenfünfte, in welchen landesherrliche Kommiffarien mit 
fländifhen Deputirten, die für den einzelnen Fall erwählt find, in Verhandlung 
treten. Die Ratififation der in diefen Zufammenfünften abgegebenen ftändifchen 
Bota bleibt dem Landtage in allen Fällen vorbehalten, wo die Deputirten nicht 
ausdrücklich zur Eingehung bindender Beichlüffe bevollmächtigt find. 

Außerdem halten die Stände unter fi „Konvente”, theils allgemeine, theils 
beſondere. Ein allgemeiner Konvent — Landeskonvent —- wirb regelmäßig zwei 
mal im Jahr, im Frühling und im Herbft, gehalten und vom Engern Ausſchuß 
ausgefchrieben. Er befteht aus den Landräthen, ven Landmarſchällen, den Mitglie— 
dern des Engern Ausfhufjes und der Deputirten der ritterfchaftlichen Aemter, in 
welche ber mecklenburgiſche umb wendiſche Kreis zerfällt, und der Ritterfhaft des 
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Stargarbifchen Kreifes, endlich einer gewiflen Anzahl Deputirter aus dem Korps 
der Landſchaft. Jeder Stand hält auch für fi Zufammenkünfte, vie Ritterfchaft in 
ben Aemtern, die Landfhaft in den zu jevem Lanbesantheil gehörigen Kreifen, 
beide auch als Gefammtheiten aus allen drei Kreifen. 

Ohne Zuftimmung der Stände barf feine ihre Privilegien berührende Ver— 
ordnung ergehen. Jede Steuererhebung, die nicht im vertragsmäßigen Wege ein 
für allemai feftgeftellt ift, bedarf ver vorgängigen ftänbifhen Bewilligung, und 
ſelbſt für die feftgeftellten Steuern ift bie jährliche Wiederholung der Bewilligung 
formell erforderlich. Auch ift Nitter- und Landſchaft zur Bewilligung felbft 
dieſer feftgeftellten Steuern nur fo lange verbunden, „als dieſelbe und ihre 
Hinterfaßen bei dem Ihrigen ruhig wohnen und vefjelben zu ihrem Unterhalt 
und Behuf genießen können.” Bei Gefegen, welche zwar das ganze Land betreffen, 
aber in die ftänvifchen Privilegien nicht eingreifen — „gleichgültige“ Geſetze 
enannt — ift das „rathſame“ Bedenken der Stände einzuhsien. Dagegen ift die 

ndesherrjhaft in der Gefeßgebung und Befteuerung, foweit Beides nur das 
Domanium angeht, völlig unbeichränft. Bon ver Iandesherrlihen Einwirkung auf 
ihre Angelegenheiten und Beſchlüſſe, welche durch das Mittel der in fürftlichen 
Dienften ftehenden Mitglieder der Ritterfhaft, ver „antici*, geübt werben möchte, 
bat die Stände ein nad längeren Streitigfeiten mit ten antieis (24. Dit. 1789) 
gejchloffener Vergleich befreit, in welchem dieſe auf die Wahl zu ftänbifchen Aem ⸗ 
tern umb auf die Theilnahme an Befchlüffen in Sachen von ummittelbarem lan« 
desherrlichen Interefje verzichten. Bei der Beſetzung der höheren Landeögerichte — 
bes Oberappellationsgerihts und ber Juftizlanzleien — fowie des Kriminalkolle- 
giums üben die Stände dadurch einen wichtigen Einfluß, daß ihnen für gewifle 
Rathöftellen ein Präfentationsreht zufteht. An einer großen Anzahl ‚von Ber- 
weltungsbehörben find fie durch Deputirte betheiligt. Auch haben fie ein Vertre— 
tungsrecht, vermöge befien fie theils — in Fällen von Juſtizverweigerung — bie 
Eröffnung des Rechtsweges erzwingen, theils — in Fällen von Berlegung eines 
ftändifhen Rechts — jelbft den Rechtsweg gegen den Landesheren in Vertretung 
des einzelnen Berletten übernehmen können. Ob viefes Bertretungsreht auch auf 
fürftliche Diener und Domanialinfaffen anwendbar ei, ift ſtreitig. Das Gericht 
und das Verfahren für einen Rechtöftreit ver Stände gegen die Landesherrſchaft 
wegen Berlegung eines ſtändiſchen Rechts, welchen vie erfteren in eigener Sache 
oder in Bertretung einer fremben unternehmen, wirb durch die Patentverorbnung 
vom 28, November 1817 beftimmt, welche von ver Bunbesverfammlung in ben 
fie angehenden Punkten genehmigt und beftätigt worden ift. Der $. 1 dieſer 
Berorbnung lautet: „Sollte zwiſchen Uns und Unferen getreuen Lanbftänben, fei 
es die gefammte Ritter- und Laudſchaft, oder mit einem von beiden allein, ent- 
weber unmittelbar oder bei einer ihrer Ianvesverfafiungsmäßig zuftehenden Ver— 
tretung, über Lanvesverfaffung, Landesgrundgefege, fonftige öffentliche Verträge, 
die Auslegung und Anwendung verfelben, überhaupt bei der Ausübung ber lan- 
desherrlichen Gewalt eine Verſchiedenheit der Anficht entftehen und ein ftreitiger 
Val fi) ergeben: fo fol zwar nad wie wor ber Weg ver Befeitigung durch 
unmittelbare gütlihe Unterhanplungen aufrichtig, redlich und ernftlih ver— 
ſucht, im Gntjtehungsfall aber, und fobald unfere Landſtände darauf antragen 
werben, ber Öegenftand auf kompromiſſariſchem Wege zur Entfheidung gebracht 
werben.“ 

Die Stadt Roftod befigt außer vielen andern Privilegien, welche ihr einen 
hohen. Grad von Unabhängigkeit verleihen, auch noch gewiſſe Hoheitsrechte: das 
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Münzrecht, das Recht der Begnadigung und Strafmilvderung hinſichtlich aller über 
ihre Angehörigen erfannten Kriminalftrafen mit alleiniger Ausnahme ver Todes—⸗ 
ftrafe und ber Iebenslänglihen Zudthausftrafe, und das Recht ver Volljähigkeits 
ertheilung. 

Innerhalb ber Ritterfchaft bat fich feit dem vorigen Jahrhundert ein Unter- 
ſchied zwiſchen wollberechtigten und minderberechtigten Mitglievern herausgebilvet, 
welcher zu wieberholten Malen Anlaß geworben ift, daß die Landtage fi mit 
fhallendem Streit erfüllten. Der Streit betrifft hauptfächlich die Theilnahme an 
ber Verwaltung und ber Beneficien ber drei Ranvesklöfter (Dobbertin, Malchow, 
Ribnitz), welde im Jahr 1572 zum Zweck chriſtlicher Auferziehung inländiſcher 
Jungfranen den Ständen gegen Uebernahme Ianvesherrliher Schulden überwiefen 
wurben. Während die Ritterfhaft die Landſchaft auf eimen geringfügigen Theil 
ver Klofterbeneficien zu beſchränken wußte, bildete ſich innerhalb der Ritterſchaft 
und über deren Grenzen binausgreifend ein gefchloffener Kreis von adeligen Fami- 
Iten, welcher fi ein ausjchließliches Recht auf die Klöſter vindicirte und mit biefem 
Recht zugleich die Befugniß, andere adelige Familien in feine Mitte zu recipiren 
und dadurch desfelben Rechtes theilhaftig zu machen. 

Der urfprünglide Name der landfäßigen Bafallen in Medlenburg war 
„Mannen“. Als im 13. Jahrhundert das Inftitut der Nitterwürde auch nad 
Medienburg ſich verbreitete, nahmen viele Mannen die Nitterwürde an. Diefe 
verlieh ihnen aber fein neues politifches Recht, nod bedingte fie die Zugehörigkeit 
zur „Mannſchaft“. Nah wie vor war jeber freie Mann fähig, ein Lehengut 
eigenthümlich zu erwerben und trat damit in alle Rechte und Pflichten des Lehens— 
mannes ein. In ber zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts kamen als Bezeichnung 
der „Mannfchaft" vie Namen „Adel” oder „Ritterſchaft“ in Gebraud, hergenommen 
von dem Umftand, daß die „Mannen“ zu einem großen Theile vitterlichen Ger 
ſchlechtes waren. Allmälig verbrängte biefer neue Name den alten gänzlich. Aber 
fortwährend blieb der Befig und die Lebensweife, nicht die Nitterbürtigfeit, das. 
entſcheidende Merkmal dieſes Adels. Wer einen mit Landſtandſchaft verbundenen 
Grunpbefig erwarb, ward als Begründer eines adeligen Gefchlehts dem Adel bei- 
gezählt und nahm an deffen politifchen Rechten vollen Antheil. Allerdings gab e8 ſchon 
durch das ganze Mittelalter hindurch auch bürgerliche Gutsbefiger, aber nicht in 
einem anf den Geburtsftand refleftirenden Sinne des Wortes. Es waren dies 
Bürger, melde ohne ihr Bürgerrecht aufzugeben und bürgerlihem Erwerb zu ent- 
fagen, fih im Beſitz von Landgütern befanden. Solange fie in biefer Stellung 
blieben, wurben fie nicht zur Mannfhaft gerechnet und zur Ausübung ver poli« 
tiſchen Rechte verfelben nicht zugelaffen. Die Güter des „Roftoder Diſtrikts“ büßten 
aber darüber, daß fie fich meiftens in den Händen von Roftoder Bürgern befanden, 
ganz die landſtandſchaftlichen Rechte ein und geriethen fo unter bie politifche Vor— 
mundſchaft ver Stadt Roftod. 

Im Laufe der Zeit aber fonderte ſich der Adel zu einem geſchloſſenen Ge- 
burtöftande aus, in welchen neue Mitglieder nun nicht mehr durch bloße Landfäffig- 
feit, fondern nur noch mittelft kaiſerlicher Verleihung eines Adelsbriefes Eingang 
fanden. Im Zufammenhange damit trat im 17. Jahrhundert innerhalb der Ritter- 
ſchaft die Anfiht auf, daß der Adel als Geburtsftand zur Ausübung der an ben 
Grundbeſitz fih knüpfenden politifchen Rechte erforderlich ſei. Der Gegenfag von 
abeligen und bürgerlichen Grunbbefigern hatte ſich jett in einen durch den Geburts- 
ftand bebingten Gegenfag verwandelt. Zwar ging ber Adel nicht fo weit vor, bie 
bürgerlichen Gutsbeſitzer geradezu aus der Nitterfhaft auszubrängen; aber man 
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beſchränkte fie in der Ausübung ihrer Rechte, was um fo leichter gelang, als die- 
felben bis zum Jahre 1755 und noch fpäter, wegen ihrer geringen Anzahl und 
mangelnden Berbindungen, ſich jehr wenig um ftänbifche Interefien kümmerten. 
Im Jahre 1703 gab es nicht mehr als 30; an der Unterſchrift des Erbvergleichs 
vom 18, April 1755 betheiligten fi 19 bürgerliche Gutsbeſitzer. 

Der erklufive Geift, welcher den Unterſchied zwifchen Adel und Nicht-Aoel 
in bie Ritterſchaft einführte, bewirkte aud) die Entftehung einer Unterſcheidung zwi- 
fben altem und neuem Abel. Nach dem ZOjährigen Kriege war eine nicht unbe 
deutende Menge von Landgütern in die Hände fremder Einwanderer gekommen, 
meiftens früherer Dfficiere, welche zum Theil abeligen Standes waren, zum Theil 
auch wohl nur als Dfficiere ein Recht zu haben glaubten, fich biefelben zu vin- 
dieiven. Im Lande fremd, mit ven einheimifchen Berhältniffen unbefannt, zu den 
alten a in Adelsfamilien erft nah und nad in engere Beziehung tretend, 
ftanden fie einem gejchloffenen Kreife innerhalb ber Ritterfhaft gegenüber, ver mit 
ftänbifchen Angelegenheiten vertraut, im Beſitz ihrer Leitung und fehr wenig 
geneigt war, fie mit den neuen Ankömmlingen zu theilen. Der „eingeborne” Adel 
wies biefen fremden, jofern er nicht bie Reception erfaufte, in biefelbe minderbe- 
rechtigte Stellung wie die bürgerlichen Gutsbefiger. Im Erbvergleihd von 1755 
wird das Wort „Adel“ theils gleichbedeutend mit „Ritterfchaft" gebraucht, theils 
bezeichnet es die Mitglieder der Nitterfchaft, welche adeligen Geburtsftanves find, 
theils ſchließt es auch die nicht mit Gütern. angefeffenen Adeligen mit ein. An 
einer Stelle werden auch „vie im Lande angefeffenen Perfonen von dem einge- 
borenen oder recipirten Adel”, aus denen die Landrathsämter befegt werben follen, 
erwähnt. Der hier noch nicht näher beftimmte Begriff des „eingebornen Adels“ 
warb durch diejenigen, welde ſich dazu rechneten, ſeitdem weiter entwidelt. Die 
erfte Oppofition erwachte auf Seiten mehrerer nicht zum „eingebornen Adel“ 
gehörigen adeligen Gutsbeſitzer. Ihnen warb durch Iandesherrliche Reftripte vom 
7. März 1789 und 18. November 1793 Kräftige Unterftägung gewährt. Doch 
ſchloß ver „eingeborne Adel" nur einen Vergleich mit den nichtrecipirten abeligen 
- Eingefeffenen, die „Bereinsakte” vom 3. December 1795. Später warb bie 
Streitfrage noch mehrmals von Seiten bürgerlicher Gutsbefiger angeregt, am leb⸗ 
hafteften in ven Jahren 1838— 1848, Der Streit Hat fich auch nad) der Reftauration 
ber alten Berfafjung wieder erneuert; fein Intereffe wird aber jegt durch ven viel 
wichtigeren Gegenfaß zwifchen ven faktiſch geltenden altlandſtändiſchen und der redht- 
lich geltenden Konftitutionellen Verfaſſung zurüdgebrängt. (Tafpeyres, die Rechte des 
medienburgifchen eingebornen Adels. Halle 1841. Zachariä, Rechtsgutachten. Hei« 
velberg 1841. Erftes bis zehntes Sendſchreiben nebft Ertrafendfchreiben. 1840 bis 
1846. 3. Wiggers und M. Wiggers, Geſchichte der drei mecklenburgiſchen Landes⸗ 
tlöſter. I. Roft. 1848). 

Die Beziehungen ver beiden Großherzoge zu den Ständen und die durch bas 
Berhältniß der von einander unabhängigen feit 1808 auch fonveränen Landesherren 
zu den gemeinfamen Ständen hervorgerufenen gegenfeitigen Beziehungen ver erfteren 
finden in dem Hamburger Bergleih vom 8. Mär; 1701 und dem „Erläuterungs”- 
Bertrag vom 14. Juli 1755 ihre Norm. Mit Unreht gibt man der zwifchen ven 
Landftänden im Jahre 1523 abgefchloffenen und im Erbvergleidh von 1755 wie- 
berholt anerkannten und beftätigten Union eine Deutung, welche bie Begrenzt- 
heit der barin gegebenen ftaatsrechtlihen Einheit auf die ſtändiſche Berfaflung 
außer Acht läßt. Rechtsſubjekte ver Union find lebiglic die Landſtände. Die Lan- 
beöherren werben von dem Unionsverhältnig nur fo weit berührt, als dies eine 
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Folge ihrer Ianbesherrlichen Beziehungen zu ben Landſtänden iſt. Es lag die Noth- 
wenbdigfeit vor, bie Konkurrenz der beiden Landesherren in Bezug auf Berufung 
und Schliefung der Landtage u. ſ. w. auf gewiffe Regeln zu bringen, und bies 
fonnte nicht geſchehen, ohne den einen derſelben hinter dem audern etwas zurüd- 
zuftellen. Der Großherzog von Medienburg- Schwerin allein fteht zu der Gefammt- 
beit ver Stände in einem hobeitlihen Verhältniffe, ver Großherzog von Mecklen— 
burg-Strelig nur zu ben Ständen des Stargarbifchen Kreifes. Der erftere ift überall 
derjenige Theil, welcher die Initiative, „vie Propofition und das Direktorium“ hat, 
ver leßtere ift darauf beſchränkt, für feinen Kreis ben auf die Gefammtheit ber 
Stände bezüglichen Handlungen des Schwerin’fhen Landesherrn 3. B. der Eröff- 
nung und Schließung der Landtage, zu accediren. Diefes ungleiche Berhältniß zu 
den Ständen begründet aber fo wenig eine Unterorbnung des einen Landesherrn 
unter den andern als eine Union in ber Landesherrſchaft. Die Union ift ebenfo 
wenig eine Union der Staaten. Die den Ständen zugefiherte Gleihförmigfeit der 
Gefepgebung in allen drei Kreifen befaßt biefe brei Kreife nur fo weit als fle 
unter ftänbifcher Einwirkung ftehen. Auf der einen Seite durch die Unabhängig- 
feit des Domaniums und einzelner fonftiger Theile Medlenburgs von ber ver« 
faffungsmäßigen Einwirkung der Stände, auf ber andern durch die Statthaftigkeit 
von Konvofationstagen zur Verhandlung über die befonderen Angelegenheiten bes 
einen Yandestheild, warb die Konformität der ftaatlihen Einrichtungen und Ge- 
fee gefchmälert und verringert. Auch war es nicht ganz felten ver Fall, daß auf 
allgemeinen Landtagen in Sachen, welche die Rechte und Pflichten der gefammten 
Nitter- und Landſchaft betrafen, die Stände der beiden Landestheile differente Be- 
fhlüffe faßten. In Folge deſſen beftehen denn aud in beiden Ländern rückſichtlich 
des Kontributionsweſens, der Gefeßgebung u. f. w. wefentliche Berfchiedenheiten. 
Soweit nicht ſtändiſche Rechte hinderlich find, ift jedem ber beiden Lanbestheile 
eine freie, die Einführung der ihm zwedmäßig erjcheinenden Einrichtungen geftat- 
tende Bewegung gefichert. Auch wirb ber Einwohner des einen Landestheild in dem 
andern als Ausländer angefehen, wenn nicht eine Ausnahme davon fpeciell buch 
Geſetz oder Vertrag begründet iſt. Die hiernach der Union gezogenen Örenzen 
wurden noch bazu in ber Praris nicht einmal inne gehalten. 

Ein von beiden regierenden Häufern angenommenes Hausgefeg vom 23, Juli 
1821 ift nit an die Deffentlichkeit gelangt. Es ſoll hauptfählih die Apanagi- 
rung ber Prinzen u. f. mw. betreffen. In der Regierungsfolge gilt jet in beiden 
Häufern unbeftritten das Primogeniturreht in der männlichen Linie, Im Falle des 
Ausfterbens des Mannesftammes beider Häufer ift durch den fpäter mehrmals 
erneuerten Bertrag von Wittftof vom 12. April 1442 dem brandenburgifchen 
(preußiſchen) Regierhaufe die Succeffion zugefidert. 

Dbere Verwaltungsbehörden. In Medlendurg- Schwerin ift aus 
der Eonftitutionellen Zeit die Einrichtung von Departements-Minifterien ürig 
geblieben, deren Borftände jet den Titel Stantsminifter mit dem Präbilat 
„Excellenz“ führen. Es gibt vier ſolcher Minifterien, von benen jedoch zwei in 
einer Hand vereinigt find. Gewiſſe Gegenftände find jedoch zur kollegialiſchen Be- 
handlung ver Minifter vorbehalten, welche zu biefem Behuf vereinigt das „Staate- 
minifterium" bilden, deſſen Wirkungstreis, auf Anhalten der Stänbe, burd bie 
Berorbnung vom 4. April 1853 eine erhebliche Erweiterung erfahren bat. 

Zur Kompetenz des Staatsminifteriums ftehen: die gefammte Geſetzgebung; 
der Verkehr mit ven Ständen in Bezug auf deren politifche Gerechtfame im All- 
gemeinen; alle Veränderungen in der Organifation der Landesverwaltung; Vorbe⸗ 
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rathung über die Bejegung höherer Beamtenftellen und über. Entlaffung von 
Beamten aus disciplinarifhen Gründen; Entfcheivung von Rekurſen in Streitig« 
keiten der Stabtmagiftrate mit den Bürgervertretungen über beider verfaffungs- 
mäßige Befugniffe, in Hypothefen- und Fideilommißſachen; ferner die Beftätigung 
ertannter Todeöftrafen; die Beſchlußnahme über bie wichtigeren Beziehungen bes 
Landes zum beutfchen Bunde und Über wichtige Mafregeln der auswärtigen Politik; 
bie hausvertragsmäßigen Kommunifationen mit Medlenburg-Strelig. 

Die übrigen Gegenftände der Verwaltung vertheilen ſich unter die Departe- 
ments-Minifterien wie folgt: 

Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, für die politiichen Be— 
ziehungen zum beutfchen Bunde und zu den einzelnen Bundesftaaten, für ben 
biplomatifchen Verkehr mit dem Auslande, vie Abjchliegung von Staatsverträgen 
und die Beftellung von diplomatifhen und Handels-Agenten. Geſandte und biplo- 
matifche Agenten werben in Frankfurt, Wien, Berlin, Baris und Hamburg unter- 
halten; die Zahl der Konfuls beläuft fih auf 128. 

Minifterium für das Innere, bat die Oberaufficht über die Civilobrigkeiten, 
die Handhabung der Ianvesherrlihen Polizeigewalt und die Oberaufficht über alle 
polizeilichen Behörden und Inftitute, ſodann bie ftaatsbürgerlihen und bürgerlichen 
Berhältniffe ver Juden, die Aufnahme in den Unterthanenverband und die Entlaffung 
aus demſelben, vie Auswanderungsſachen, die auf das Militärweien bezüglichen 
Gefhäfte der Civilverwaltung, die Privilegirung der Stadt- und Amtsmufifanten, 
Frohner, Schornfteinfeger und Biehverfchneider. Auch ftehen unter diefem Mini- 
ftertum: das Staatsarchiv, das Regierungsblatt, das ftatiftifche Bureau, das Kar- 
tendepot, die Verwaltung des Stantstelegraphen, die Regierungsbibliothef, ber 
Staatskalenvder und die Aihungs- und Warbirungsbehörve. 

Minifterium für die Finanzen, bat die Leitung bes Finanz- nnd Schulden: 
wefens, die obere Auffiht und Leitung der Verwaltung der Abgaben, Steuern 
und Zölle, ver Domänen und Forften (mit Ausnahme ver für den großherzogli- 
hen Haushalt beftimmten), das Poftweien, die Wahrnahme der Iandesherrlichen 
Patronatrechte in Bezug auf das Kirchenvermögen, die Berwaltung der nutzbaren 
Regalien, der Saline zu Sulz und des Gypswerks zu Lübtſeen u. f. w., die Yan- 
beslotterie, alle Gnadenbewilligungen und die öffentlichen Bauten. 

Minifterium ver Juftiz, mit weldem für jegt in befenveren Abtheilungen bie 
geiftlihen Angelegenheiten, das gefammte Unterrihtswefen und die Mebdici- 
nalfachen verbunden find. 

Die Militärangelegenheiten werden durch das Militärbepartement verwaltet, 
deſſen Borftand bei Berathung militärifher Gegenftände Sig und Stimme im 
Staatsminifterium hat. 

Der Minifter des Auswärtigen ift zugleih mit der Führung der Angelegen- 
beiten des großherzoglichen Haufes, foferne fie nicht zum großherzoglihen Hans- 
halt gehören, beauftragt. Dem großherzoglihen Haushalt fteht ein befonverer 
Chef vor. " 

Eine Eintheilung des Landes in DVerwaltungsbezirfe ift nur im Bezug auf 
einzelne Angelegenheiten, nicht aber im Ganzen vorhanden. Die Domanialver- 
waltung wird unter Leitung des Finanzminifteriums durch das Kammer-Kollegium 
und, was bie Forften betrifft, duch das Yorft-Kollegium geführt. Unter dem 
Kammer-Kollegium ftehen in vier Diftriften als niedere Berwaltungsbehörben bie 
Domantalämıter, unter dem Forft-Kollegium in drei Diftriften vie Forft-Infpef- 
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In Medienburg-Strelig fteht eine Landesregierung mit Tollegialifcher 
Berfaffung, beftehend aus einem Staatsminifter und zwei Regierumgsräthen , an 
ver Spige der Berwaltung. Die Angelegenheiten des großherzoglichen Hanfes und 
die Beziehungen nah Außen find dem großherzoglihen Staatsminifterium über- 
tragen, welches durch venfelben Staatsminifter, ver an der Spige der Landesregie⸗ 
rung fteht, repräfentirt wird. Sonftige höhere Berwaltungsbehörven find die Lehen- 
Kammer, die Geheime Kommiffion (für das Schuldenweſen) und bie Finanz. 
Kommiffion, ſämmtlich unter dem Präfivium des Staatsminiſters, enblic die 
Rentei. 

Bertheilung von Grund und Boden. 

I. Mediendburg- Shwerin (Morig Wiggers, zwei Borträge, gehalten auf 
den volfswirthfchaftlihen Kongrefien zu Frankfurt a. M. und Köln. Leipzig 1860). 
Bon dem Flädyeninhalt von 244,12 DMeilen fallen auf das Domanium 105,67, 
auf die Ritterfchaft 103,43, auf die Städte und ſtädtiſchen Güter 26,45, auf 
bie im Privatbefig befindlichen Landgüter des „Rofloder Diftrikts” 0,63, auf bie 
drei Randestlöfter 7,94 [IMeilen. Bei dem Domanium find bier die „inkame- 
rirten”, d. h. ehemals ritterfchaftlichen, feit dem Jahre 1748 von ber Landesherr- 
haft erworbenen Güter (8,47 Meilen), welche in ftaaterechtlicher Beziehung 
noch immer zur Ritterfchaft gehören, mit angefegt, während das Gebiet der Ritter- 
haft ohne vie Infamerata berechnet iſt. Bon den 26,45 [Meilen der Städte 
fallen auf vie Landſtädte 20,76, auf Roftod 4,52, auf Wismar 1,17 [IMeilen. 
Der Flächeninhalt des Domanium beträgt nad den obigen Angaben 0,433, ver 
Nitterfchaft 0,423, der Städte 0,108, der Landesklöſter 0,033, der Privatgüiter 
des „Roftoder Diftritts” 0,003 Theile des ganzen Landes, 

Die Volkszahl vertheilt fi wie folgt: Domanium 204,949, NRitterfchaft 
136,665, Kloftergüter 9039, Städte 176,818, ſtädtiſche Kämmereigüter 13,924, 
Summa 541,395 Seelen. 

Die Zahl ſämmtlicher Ortfhaften ift cirfa 2700. Darunter befinden fi 40 
Städte, 8 Fleden, über 1200 Dörfer und über 1400 Landgüter mit ihren Per- 
tinenzen. 

Die Stäbte werben in Seeſtädte (NRoftod und Wismar) und Landſtädte 
getheilt. Roftod hat 24,740 Einwohner und 2676 Häufer, verfichert zu 8,581,160 
Rthlr.; Wismar 12,821 Einwohner und 1333 Häufer, verfichert zu 2,974,041 Rhilr.; 
bie 38 Landſtädte haben zufammen 139,257 Einwohner und 15,891 Häufer, ver- 
fihert zu 30,768,400 Rthlr. Die angegebenen Berfiherungsfummen befaffen nur 
bie in ben betreffenden feeftäbtiihen und landſtädtiſchen Affekuranz-Anftalten ver- 
fiherten Werthe. Bon den Lanpftäbten ift die größte die Reſidenzſtadt Schwerin 
mit 22,003 Einwohner; 3 Städte (Güfteow, Pardim, Warne) haben zwifchen 
5000 und 10,000 Einwohner; 19 zwifhen 2500 und 5000, 9 zwiſchen 2000 
und 2500 und 6 zwijchen 1400 und 2000 Einwohner. An Aderland haben die 
Landſtädte auf ihren Feldmarken 31,4811/, Morgen (& 300 Quadratruthen) und 
von ihrem Wiefenland verfteuerten fie im legten Jahre 75403/, vierfpännige und 
50931/, zweifpännige Fuder Heu. 

Abgefehen von dem auf den ſtädtiſchen Feldmarken eriftirenden Grundeigen⸗ 
thum gehört alles Grundeigenthum theils dem Lanvesheren, theils den Mitglie- 
bern ber Ritterfchaft (mit Einfluß der Privateigenthümer im „Roftoder Diftrikt”), 
theils den ftädtifchen Kommunen, theild den Stiftungen. 

Die Größe des ländlichen Grundeigenthums wird nah Hufenzahl beftimmt. 
Die Hufe warb in älterer Zeit zu 300 Scheffel Ausfaat angenommen, befaßt aber 
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feit 1809, wo bie bisherige Steusrfreiheit für die eine Hälfte ver ritterfchaftlichen 
Hufen aufhörte, 600 Scheffel. Bei ver Bonitirung warb das Aderland in 6 Klaffen, 
von 75 bis 300 Quadratruthen auf den Scheffel, das Wiefenland in 4 Klafien, 
von 100 bis 300 Quadratruthen auf ein Fuder Heu (gleih 2 Scheffel Ausjaat), 
und das Weideland in 6 Klaflen, von 100 bis 500 Quadratruthen gleich einem 
Scheffel Ausfant getheilt. Die Waldungen famen nur nad ihrem Graswuchs und 
ihrer Weidenugung zur Bonitirung. Der Anfchlag blieb ſchon um die Zeit der Ber- 
meſſung (1756— 1778) bei Weitem hinter ver Wirklichkeit zurüd und fteht in Folge 
der feitvem eingetretenen Berbefferung und Erweiterung des Kulturlandes jett noch 
weniger mit verfelben in Einklang. Die durchſchnittliche Größe einer ritterfchaft- 
lichen" Hufe beträgt 85483,37 medlenburgifche oder 130646,125 preußifche Qua⸗ 
pratruthen, oder 725,81 preußifche Morgen (zu 180 preußifcher Quadratruthen). 
Auf vie Laft Ausſaat von 96 Sceffel rechnet man 6000 medlenburgifhe Qua⸗ 
dratruthen. 

Für das Domanium iſt ohne vorherige Bonitirung der Hufenſtand zu 26061/, 
Hufen (mit Einfluß der Herrihaft Wismar zu 26841/,, Hufen) angenommen, 
welche einen Flächeninhalt von 225,149,157 Quadratruthen. haben. Außerdem bat 
ber Großherzog noch einen Beſitz von 2401/, Hufen an infamerirten Gütern, 
Bei der Abjonderung des Staats von dem Domanial-Bermögen im Jahr 1849 
warb, außer einem Forſtareal von 1,662,369 Duabratrutben, ein Kompler von im 
Ganzen 2293, Hufen aus den Domanial- und infamerirten Gütern als groß- 
berzoglihes Hausgut Tonftituirt, deſſen abgefonverte öfonomifhe Verwaltung 
ungeachtet der Aufhebung des Staatsgrundgeſetzes von 1849 beibehalten ift, ohne 
daß dieſe Unterſcheidung auf dem Boden ber patrimonial-ftändifhen Landesver⸗ 
faffung irgend eine ftantsrechtliche Bedeutung hat. 

Der Hufenftand der Nitterfchaft medlenburgifhen und wendiſchen Kreifes 
beträgt 3405 Hufen 144%9%/,, Sceffel, mit Einfhluß von 19%/, Pfarrhufen zu 
je 300 bonitirten Scheffeln. Dazu kommen die Güter der drei Yanvesflöfter mit 
160 Hufen 60 Sceffel, die Güter des „Roftoder Diſtrikts“ mit 131 Hufen 
2512/35 Scheffel, die Kämmerei- und Delonomiegüter mit 47 Hufen 12412/,, 
Scheffel. Die ganze Summe beläuft ſich hienach auf 3744 Hufen 28011/,, Scheffel. 
Nicht mitberechnet find in biefer Summe die Wismar'ſchen Landgüter, deren Hufen- 
ftand proviforifh zu 205/25 Hufen angenommen ift. 

Im Domanium gibt ed 254 Pahthöfe, 1283 Erbpadhtftellen, 4165 Bauer- 
ftellen, 7209 Bitonereien, 2244 Häuslerftellen und etwa 750 Mühlen, Schmiebe 
und Krüge, welche theils im Erbpadt-, theils im Zeitpachtverhältniß ftehen und 
mit Grundbeſitz verbunden find. Etwa die Hälfte des Domanial-Orundes ift in 
Händen Heinerer Befiger und davon ungefähr ein Drittel im Erbpachtbeſitz. Auf 
die Duabratmeile kommen durchſchnittlich 138 grumdbefigende Familien. Eine Bauer- 
Hufe hat 300 Scheffel Ausſaat. Man nennt die Bauern (Hauswirthe) Boll-, 
Halb», Drittel-, Biertel⸗, Achtel-Hufner, je nachdem fie eine ganze, halbe ꝛc. Hufe 
befigen. Die Biertel- und Adtel-Hufner führen den Namen Koffaten. Die VBoll- 
hufner find meiftens Erbpächter geworden. Die Büdner find Heine Erbpächter. 
Die wenigen Groß-Büpdner haben 2—4000, die Klein-Büoner gewöhnlich 800 bis 
1200 Quadratruthen. Die Häusler haben nur Haus und Hof und aufßerbem 
Heine Zeitpachtlänvereien, 

Die Ritterfhaft, mit Einfluß der Roftoder Diſtrikts-, Kämmerei-, 
Delonomie- und Kloftergüter, zählt 659 Gutsbefiger mit 1004 Hauptgütern, 
darunter 6201/, Lehen: und 3831/, Allodial-Gütern, Die Gutsbefiger find: bie 
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Landesherrſchaft mit 67, 2 fürftliche Familien mit 9, 31 gräfliche Familien mit 
74, 267 freiberrliche und adelige Familien mit 353, 323 bürgerliche Familien 
mit 368, 12 geiftlihe Stiftungen mit 84, 17 weltliche Kommunen mit 42, 6 
Bauerfhaften mit 6 Gütern. Dazu ein heimgefallenes Lehengut. Die meiften 
ritterfhaftlihen Güter haben ein Areal von 2—400,000 Quadratruthen. Es gibt 
aber aud Güter, melde eine halbe bis 1 Quadratmeile groß find, wogegen ein- 
zelne Güter faum bie Größe einer Bauerhufe haben. 

Neben dem großen Grundeigenthum findet fih im Ritterſchaftlichen nur ein 
unbebentender Kleiner Grundbeſitz. Man zählt etwa 1200 Erbpacht- oder Beit- 
pachtbauern, deren Stellen meiftens nicht über 5000 Quadratruthen Ader haben, 
Nur der fünfzehnte Theil des rittterfchaftlihen Grund und Bodens gehört Flei- 
neren Befigern. Bon biefen kommen burhfchnittlih nur 27 auf die Duadratmeile, 

Der ritterfchaftliche große Grundbeſitz Hat fi anf Koften des Bauerftandes 
gebildet. Im Mittelalter nugten die Grundherren ihre Ländereien nicht felbft, fon- 
der gaben fie ven Bauern gegen Leiftung von Pacht und Dienften hin, woraus 
ſich ein erbliches Untereigenthum der Bauern (Bauerlehen) entwidelte. Die Bauern 
hatten eine freie Gemeindeverfaſſung und ein eigenes bäuerliches Gericht. Ihre 
Gehöfte waren verfäuflich und verſchuldbar. Diefes Rechtsverhältniß warb aber nach 
und nad in Frage geftellt und zulegt vollftändig bei Seite gefhoben. Die Ritter 
haft wußte es durchzuſetzen, daß in den Reverfalen von 1621 den Grundherren 
das Net zuerfannt ward, die Bauern, welche nicht ein Erbzinsrecht nachzuweiſen 
vermodten, nad) voraufgegangener Kündigung von ihren Hufen zu vertreiben. Der 
3Ojährige Krieg beförderte die Verringerung der bäuerlihen Bevölkerung. Im 18, 
Jahrhundert gefhah die „Legung“ (Einziehung) und Verkleinerung der Bauer: 
ftellen in fehr großem Umfange. Der Erbvergleich von 1755 beftätigte die Beftim- 
mungen der Reverfalen und erfannte ein „landſittliches Eigenthumsrecht“ ver 
Öutseigenthümer „über ihre leibeigenen Gutsunterthanen und deren innehabenves 
Aderwerf und Gehöfte" an. Nur die Nieverlegung ganzer Dörfer follte nicht 
eigenmäcdhtig, ſondern nur nad eingeholtem Ianvesherrlihen Konfens gejchehen 
bürfen. So fam es, daß die Zahl der ritterfchaftlihen Bauern, melde zwanzig 
Jahre nad dem Ende des ZOjährigen Krieges noch 12,000 betrug, zuletzt bis auf 
den zehnten Theil davon zufammenjchmolz. Erft nach der im Jahre 1820 erfolgten 
Aufhebung der Leibeigenihaft fuchte die Regierung die Bauern mehr ficherzuftellen. 
Sie vindicirte fi das Recht der Einwilligung in jede einzelne Bauernlegung und 
fuchte fi) mit den Ständen über neue Grundſätze in Betreff ver Bauernlegung 
zu vereinbaren, Allein diefer Verſuch ſchlug fehl, weil, wie die Regierung felbft 
es ausdrückt, „die Nitterfchaft immer noch neue Vortheile auf Koften des Bauern« 
ftandes zu erhalten fuchte und immer neue, theild weſentlich nachtbeilige, theils 
ins Kleinliche gehende Abänderungen verlangte." Erft auf Untrag der Abgeord- 
netenfammer warb ein Gefeg zum Schuß der Bauern erlaflen (16. Auguſt 1849), 
indeffen auf Betrieb von Ritter- und Landſchaft am 17. November 1851 wieder 
aufgehoben. Bon den 35 Millionen Quadratruthen (gleih 53 Millionen preuf. 
Quadratruthen oder 300,000 preußifche Morgen), welche feit 1755 theils mittheils 
ohne Konſens der Landesherrſchaft eingezogen find, fommt nur ein geringer Theil 
auf die Zeit des fiebenjährigen Krieges. Auch ohne alle äußere Drangjale find 
noch in den legten 30 Jahren allein mit Konfens der Regierung 31/, Millionen 
Quadratruthen, und blos in ven legten zehn Jahren nad ungeführer Schätung 
im Ganzen gegen 2 Millionen medlenburgifher Quadratruthen an Bauernlände- 
reien eingezogen, 
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Die Lehengüter find, mit Ausnahme von 4 Kunlellehen, landesherrliche Mann- 
leben. Sie find, ſoferne fie nicht auf den legten Augen ftehen, veräuferlih und 
verſchuldbar und fallen duch Konkurs aus der Familie. Zur Konfervirung bes 

roßen Grundbeſitzes dienen befonders die Fideikommiſſe, deren es jegt 82 (in 50 
rue und 32 Allodien) gibt. Diejelben bilden den zwölften Theil aller 
ritterfchaftlihen Güter und ven zehnten Theil aller im Privatbefig befinplichen 
Güter. Am 16. Juni 1842 warb eine eigene Fideilommißbehörde eingejegt, welche 
die Ueberwahung und Erhaltung der vorhandenen und die Förderung neuer Stif- 
tungen biefer Art zur Aufgabe hat. Andere Beſchränkungen der ritterfchaftlichen 
Güter binfichtlich des Eigenthums find folgende. Bei 38 Gütern befteht ein lan- 
vesherrliches Borfaufsrecht, bei 80 eine landesherrliche Refervation* ver hohen Jagd, 
bei 51 eine Verpflichtung zur Ernenerung ber Lehenbriefe oder der Allovialitäts- 
erklärung in allen Befigveränderungsfällen, bei 83 eine jährliche Abgabe für Allo- 
bialitäts-Refognition an die großherzoglihe Kammer. Um ver Theilung des ritter- 
ſchaftlichen Grunbbefiges vorzubeugen, erwirkte vie Ritterfchaft die Verordnung vom 
6. Februar 1827, durch welche beftimmt wird, daß Güter von weniger als zwei 
Hufen nichts zu Erbzins weggeben, größere Güter mindeftens zwei Hufen behalten 
und Güter von vier und mehr Hufen nicht mehr als zwei Hufen zu Erbzing 
weggeben jollen. Außerdem ift bei Lehengütern für den Fall der Weggabe von 
Theilen des Gutes zu Erbzins der lehensherrliche und agnatifche, bei allen Gütern 
aber ver kreditoriſche Konſens erforderlich. Denfelben Zweck verfolgt das Geſetz 
vom 17, April 1837, durch welches bie Abtrennung eines Nebenguts oder von 
Theilen eines Hauptguts von letterem nur unter ver Vorausfegung geftattet fein 
fol, daß das urfprüngliche Gut minveftens die Größe von zwei Hufen behält und 
das davon abgezweigte Gut hinter dieſer Größe nicht zurückbleibt. 

Domanium ift, unter Einwirkung financieller Rüdfichten, das Beftreben 
auf Konfolidirung des Bauerftandes gerichtet geweſen und außerdem bie Ent 
ftehung Eleineren ländlichen Grundbeſitzes begünftigt worben. In Folge biefes Stre— 
bens haben fi die Pachthöfe, welche feit 1805 an ven Meiftbietenden verpachtet 
werben, von 271 im Jahr 1847 auf 254 im Jahr 1859 verminbert. In bem- 
felben Zeitraum verminderte fich zwar aud die Zahl der Bauerftellen von 4586 
auf 4165, dagegen vermehrte ſich die Zahl der Erbpaditftellen von 832 auf 1283, 
die der Büpnerftellen von 6669 auf 7209 und vie ver Häuslerftellen von 3 auf 2244. 

Die Bauern find aud im Domanium infofern zu Zeitpächtern herabgebrüdt, 
als fie jede Beränderung mit ihrer Hufe zu jeder Zeit fich gefallen laſſen müfjen, 
und nad) Ablauf jever, meiftens vierzehnjährigen Pachtperiode, die dem Grundherrn 
beliebigen Pachtbedingungen fid gefallen laſſen müſſen. Der Pachtkontrakt wird 
ihnen „verliehen. Wenn der Bauer nad Anſicht der vorgefegten Verwaltungs: 
behörde ſchlecht wirthſchaftet, jo fann er auch „abgemeiert“, d. b. feiner Stelle 
entfeßt werben, in welchem alle auch feiner Deſcendenz ein rechtlicher Anſpruch 
auf die Nachfolge im Gehöftbefis nicht zugeftanden wird. Neben dieſer Unficher- 
heit und Abhängigkeit ver bäuerlihen Befigverhältnifie, die nur durch neuerbings 
eingeführte Berwaltungsgrunbfäge gemildert wird, hat fi aus ver alten Zeit 
unter den Bauern ein eigenthümliches Erb- und Yamilienreht erhalten: die Ge- 
höftsfolge des Erfigebornen mit Vorzug des Sohnes vor ver Tochter, die Ausfteuer 
und lebenslänglice Alimentation ver Nachgebornen auf dem Gehöfte, das Alter- 
tbeil, die Interimswirthfchaft im Falle der Mlinverjährigkeit des Erben, bas 
Trauerjahr, die Leihe-Dualität der Hofwehr (mit Ausnahme eines etwaigen Super 
Inventarium) u. ſ. w. 
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Die Bererbpadtung von Bauerftellen warb feit dem Jahre 1815 ein- 
geführt, zuerft im Domanium, dann aud in den Klofter- und Kämmereigütern, 
fowie auf ritterfhaftlihen Gütern. Der Erbpächter entrichtet, außer dem Erbſtands⸗ 
und Kaufgelve, einen jährliden Kanon, der nah den Durchſchnittspreiſen bes 
Roggens berechnet wird, jedoch unter Feftfegung eines Minimum. Alle zwanzig 
Jahre hat der Erbpädter im Domanium von dem Betrage des Kaufgelves und 
bes Kanons, auf alle Jahre zufammengerechnet, die Kammergebühr von 11/, Pros 
cent zu zahlen. Er ift verpflichtet, feine Gebäude in gutem Stande zu erhalten 
und bat zu Neubauten oder Veränderungen die Genehmigung ver Baubehörbe ein- 
zubolen. In der Einridtung und Einziehung von Miethswohnungen ift er an bie 
Genehmigung der Behörde gebunden, ohne welche er auch fein Grundſtück weder 
parcelliren no mit einem andern zufammenlegen darf. Auch findet fih in Erb- 
padhıtlontraften die Beftimmung, daß der Erbpäcdter wohnungslos geworbene 
Familien fih von der Grundherrſchaft in feine Behaufung legen laſſen muß. Das 
Grundſtück ift zwar veräußerlid und verſchuldbar, in Veräußerungsfällen aber 
genießt die Kammer ein Vorkaufsrecht. Bei Veränderungen in der Landesregierung 
oder in ber Perfon des Befigers ift eine neue Konfirmation einzuholen und bafür 
bie Laudemialgebühr zu entrichten. Gründet fi vie Befigveränderung auf Kauf 
oder Tauſch, fo ift für die Konfirmation 1 Procent des Werthes zu entrichten. 
Iſt der Erbpächter mit drei Bierteljahrsraten des Kanons im Rüdftanve, fo hat 
die Kammer die Befugniß, die Erbpachtung für heimgefallen zu erklären ober eine 
Berwaltung einzufegen, ſowie biefelbe aud das Vorrecht eines befchleunigten Ere- 
futionsverfahrens bei Verzögerung der Zahlung genießt. Die bisher beftanbene 
römiſch⸗ rechtliche Inteftat-Erbfolgeorpnung ift durch Verordnung vom 25. Januar 
1860 in mehreren Punkten durch Beftimmungen erjegt worden, welche ver bäuer- 
lichen Erbfolgeorbnung angehören Eine Hypothefenorbnung für die Erbpadhtgrund- 
ftüde in den Domänen, welde zugleih vie Büdnereien und Häuslereien umfaßt, 
ift unter dem 2, Januar 1854 erſchienen. 

Die Büdner führen ihren Ursprung auf das Jahr 1754 zurüd. Ihre 
Einfegung hatte ven Zwed, Gelegenheit zu häuslicher Nieverlaffung zu fchaffen 
und daburd der Auswanderung entgegenzuwirken. Die Büdnereien find von den 
bäuerlihen Erbpachiftellen im Wefentlihen nur der Größe nad verfhienen. Die 
Büdner zahlen Kaufgeld und Grundftener; ihr Befig ift nach den Grunbfägen des 
gemeinen Rechts verſchuldbar, veräußerlih und vererblid. In Fällen der Veräuße— 
rung bat jevod die Grundherrfhaft das Vorkaufsrecht, weshalb in jedem ſolchen 
Galle die Beftätigung des neuen Befigers bei der Behörde nachgefucht werben 
muß. Bon der neuen Inteftat-Erbfolgeoronung für Erbpächter werden die Büdner 
nicht ergriffen. Die Klein-Büdner find webenbei Handwerker oder Taglöhner. 

Der jüngfte Zweig der Erbpädter-Familie find die Häusler (feit 1845), 
Tagelöhner, die ein erbliches Eigenthum an Haus und Garten haben. Es darf nur 
bauen, wer verheirathet ift, Ländereien von der Kammer in Zeitpadht bat, Ber 
mögen nachweiſen fann und dann Erlaubnif bei Anweifung eines beftimmten Plages 
erhält. Der Häusler darf fein Haus nur mit feinen Eltern, nicht mit andern, 
bewohnen, und es nur mit Genehmigung der Behörde veräußern. 

Die Künftlichkeit aller dieſer nicht frei entſproſſenen, fondern auf bureaukratiſche 
Anweifung entfiandenen Heinen Befisthimer und der Drud, unter weldem fie in 
rechtlicher und wirthſchaftlicher Hinficht ftehen, erklärt e8, wenn fie weder ihrem 
nächſten Zwede genügen, noch dem Ganzen fürberlic find. - 

Die unterfte und zahlreichfte Klaffe der ländlichen Bevoölkerung bilden vie 
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Zagelöhner. Gie find theils Hoftagelöhner, welche auf den Domanialpachthöfen 
und dem ritterfhaftlichen Gütern wohnen und hier in einem feften Dienftlontraft 
fiehen, theils Dorftagelöhner, welche gegen perfünliche Dienfte, die fie ven Bauern 
und Büdnern an einer gewiffen Anzahl von Tagen leiften, von dieſen ein Stüd 
Land angewiefen erhalten und bei deſſen Bebauung unterftügt werben, theils „Ein- 
lieger“, welche bei Bauern und Büdnern nur zur Miethe wohnen, ohne durch 
ein anderweitiges Tontraftliches Verhältniß auf Arbeit fihern Anfprud zu Haben. 
Unter den Einwirkungen des Jahres 1848 geſchahen verſchiedene Schritte, um bie 
Lage der Tagelöhner zu verbeffern und dadurch die damals ſehr aufgeregten Ge- 
müther „thunlichft zu beruhigen”. Die Kammer erließ am 11. April 1848 vie 
Berfügung, daß alle Tagelöhner, welche nicht ſchon beffer geftellt wären, fortan 
jever 100—200 Duabratruthen Kartoffelne und Leinland und nah Möglichkeit 
Weide für eine Kuh und etwas Wiefe erhalten follten. Durch ein mit Ritter- und 
Landſchaft vereinbartes Gefeg vom 15. Mat 1848 wurde die Einfegung von 
Schiedskommiſſionen angeordnet, weiche bei Streitigkeiten zwifchen Gutsherren und 
Zagelöhnern auf Antrag der Betheiligten das Maß gegenfeitiger Leitungen 
beftimmen follten. Beide Gefege waren augenblidlihe Nothbehelfe und unvermö— 
gend, eine dauernde Hülfe zu fhaffen. Durch das lettere ward fogar in eine kommu— 
niftifhe Bahn eingelenft, da bier ein Eingriff in Reht und Vermögen bes Ein- 
zelnen geftattet ward, freilih ohne daß man bis zu der Konjequenz vorzugehen 
wagte, dem Gutsherrn die Kündigungs-Befugniß zu entziehen, wodurch erft dem 
Ausſpruch der Schiedskommiſſion Nachdruck gegeben werben könnte, 

II. Medienburg-Strelig. In Medlenburg-Strelig finden fi) im Wefent- 
lichen dieſelben BVertheilungsverhältniffe von Grund und Boden. Das Land ent 
bält (nach der letzten Zählung von 1851) auf ven 42,42 Duadratmeilen der Herr- 
ſchaft Stargard (nad neuerem Sprachgebraud: des Herzogthums Medlenburg- 
Strelig, oder GStrelig) 83,276 Einwohner, und auf den 6,77 Duabratmeilen 
des Fürftenthbums Rateburg 16,352 Einwohner, im Ganzen alfo 99,628 Ein- 
wohner, welche in 9 Städten und einem Antheil der Stadt Ratzeburg, 2 Marft- 
flecken, 220 Gütern oder Höfen (mit Einfluß der Meiereien oder Nebenhöfe), 
und 230 Dörfern und Heinen Gehöften, zufammen alfo in etwa 460 Ortſchaften 
wohnen. 

Unter den 9 Städten haben 3 zwiihen 5 und 8000, 3 zwifchen 2 und 
3000 und 3 zwifchen 1500 und 2000 Einwohner. Die 8 in der Herrſchaft Star- 
gar belegenen Städte haben 3323 Gebäube mit 7503 Wohnungen, und 30,794 
Einwohner. Die Städte befigen in ihren Feldmarken und Gütern einen Flächen— 
inhalt von 51/, Duadratmeilen. 

Das großherzoglihe Domanium, mit Ausfhluß des Kabinetsamts, bat 
einen Fläheninhalt von 24 Duadratmeilen in der Herrfchaft Stargard, (darunter 
2 Duadratmeilen an inkamerirten Gütern) und 6 Duadratmeilen im Fürften- 
thum Rageburg. Die Domanialgüter der Herrfhaft Stargard, wiederum mit Aus— 
Ihluß des Kabinetsamts, haben 3249 Gebäude mit 6220 Wohnungen, und 
33,947 Einwohner. Das Kabinetsamt zählt 1164 Einwohner. Das Fürftenthum 
Ratzeburg befteht, bis auf die amtsfäßige Stabt Schönberg und 3 NRittergütern 
(Allodien) ganz aus Ianvesherrlichen Domänen; von den 16,352 Einwohnern des 
Fürſtenthums fallen auf die Domänen 13,702, auf die Ritterſchaft 521, auf bie 
Städte 2129 Einwohner. 

Die Ritterfhaft, mit Ausfhluß der infamerirten Güter, umfaßt einen 
Bläheninhalt von 11 Quadratmeilen mit 17,371 Einwohnern in 1458 Gebäuben 
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und 2972 Wohnungen. Hauptgüter gibt e8 100, darunter 88. Lehengüter und 
12 Allodien, Unter -ven Befigern befinden fi) die Landesherrſchaft mit 22, 2 
gräflihe Familien mit 6, 32 adelige Familien mit 46, 22 bürgerlihe Familien 
mit 23, 1 geiftliche Stiftung mit 1, und 1 weltliche Kommune mit 2 Gütern, 
Die Hufenzahl beträgt 4711/, Hufen 6020/,, Sceffel, wovon auf die infame- 
rirten Güter 82 Hufen 61 Scheffel und auf fteuerpflichtige Pfarrländereien 231/, 
Hufen 25 Scheffel fallen. Bäuerliche Grunpbefiger, meiftens Erbpädter, gibt es 
in der Ritterſchaft nur 83. 

Die Domänen des ftargarbifchen Kreifes zählen in 237 Ortfchaften 73 Padt- 
böfe und Meiereien, 100 Erbpadtftellen, 257 Bauern, 61 Koffaten und 1245 
Hauseigenthümer (Heiner Büdner). Im Fürſtenthum Ratzeburg hat fi ein fehr 
zahlreicher, freier und wohlhabender Bauernftand erhalten. 

Bevdlferungsverhältniffe. Die Bevölkerung ift dünner als in irgend 
einem andern Rande. In Medlenburg Schwerin fommen nur 2219 Einwohner auf 
die Duadratmeile, im Domanium, für fid) betrachtet, nur 1936 und in ber Nitter- 
[haft nur 1316; in Medlenburg:Strelig nur 2012 Einwohner und in ber Herr- 
Ihaft Stargard nur 1951 Einwohner. 

In Medlenburg- Schwerin hat die jährlihe Vermehrung ver Bevölkerung 
von 1840, wo fie 1,2 betrug, bis 1850, wo fie auf 0,8 gefallen war, relativ 
abgenommen, und feit 1851 ift fogar eine abfolute Verminderung um 1942 Per: 
fonen eingetreten. Die Geburten haben fi ſchon feit 1835 vermindert: im Jahre 
1835 fam eine Geburt auf 27,5, im Jahr 1845 auf 28,5, im Jahr 1855 auf 
30,6 und im Jahr 1859 auf 29,5 Perfonen. Die unehelihen Geburten verhielten 
ſich zu den ehelichen: im Jahr 1780 wie 1:17,35; 1796 wie 1: 16; 1808 bis 
1817 wie 1:12; 1818—1827 wie 1: 9,6; 1828—1837 wie 1: 7,7; 1838 bis 
1847 wie 1 : 5,3; 1848—1857 wie 1 : 4,02; 1858 wie 1 : 3,95; 1859 wie 
1: 3,87. Im Jahr 1855 kam eine Trauung auf 130 Einwohner; 1840 auf 
135,5; 1850 auf 140,5; 1859 auf 148. In den zehn Jahren von 1849—1858 
bat das Land 58,665 Menfhen durch Auswanderung verloren, da der Ueberſchuß 
der Geborenen über die Geftorbenen in diefem Zeitraum 66,419, der Zuwachs 
ber Bevölkerung aber nur 7754 beträgt. In dem Zeitraum von 1811—20 fiel 
jährlich ein Selbſtmord auf 15,011 Seelen, 1821—1830 auf 11,030, 1831 bis 
1840 auf 9028, 1841—1850 auf 7300, 1859 auf 5884 Seelen. Die Ber- 
brechen vermehrten fi in einer die Zunahme der Bevölferung bei Weiten über- 
bietenden Progreffion. Die Zahl der beftraften Verbrechen ftieg von 950 in ben 
Jahren 1827—1838 auf 1171 in den Jahren von 1839—1850; darunter bie 
Fälle von Raub von 13 auf 32, Brandftiftung von 29 auf 59, Todtſchlag von 
12 auf 34, Mord von 8 auf 16, Kindsmord von 25 auf 45, Nothzucht von 8 
auf 14, Blutfhande von 11 auf 26. Befonders bemerfenswerth ift auch das Um- 
fihgreifen der Holzfrevel. Im Jahr 1853 famen in den fchmwerinifhen Domänen 
14,447 Holzfrevel, darunter 23 Jagd- und Wilpfrevel, und in den Städten mit 
größeren Forften 2330 Holzfrevel, darunter 2 Jagd» und Wildfrevel, zur Anzeige. 
Der Schavenswerth der Frevel betrug in den Domänen 3900, in den Stäbten 
841 Rthlr. | 

LZandwirtbichaftliche Kultur. Seit dem Jahr 1700 fing man auf ben 
Nitterglitern an, die alte Dreifelderwirthſchaft mit der Holfteinifchen Koppelwirth- 
ſchaft zu vertaufchen, wobei der Ader meiftens in fieben Schläge eingetheilt warb. 
Hiedurch ſowohl ald durch verfchievene andere zuſammenwirkende Umſtände fam bie 
Landwirthſchaft namentlich feit vem Jahr 1776 fehr in Flor, und fie fleht gegen- 
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wärtig extenſiv auf einer jehr hohen Stufe der Ausbildung. Der Werth der Hufe 
hat nach einem Söjährigen Durchſchnitt jährlih um 12/,, Procent zugenommen, 
Der Betrag der intabulirten Schuld der Rittergüter in Medlenburg-Schwerin war 
von cirka 24 Millionen Thaler im Jahr 1834 auf cirfa 36 Millionen Rthlr. im 
Jahr 1849 geftiegen. Die Hypothekenordnung für vie Rittergüter hat eine mufter- 
bafte Einrihtung. Ein im Jahr 1819 geftifteter vitterfchaftlicher Krebitverein, 
deſſen ftrenge Zargrundfäge im Jahr 1859 eine Veränderung erfahren haben, bei 
weldyer ver volle Werth der Güter mehr zu feinem Rechte kommt, umfaßt gegen- 
wärtig 104 Güter mit 5241/, Hufen, deren Werth auf 9,714,225 Rthlr. Gt. 
geihägt if. Den landwirthſchaftlichen Intereffen dient daneben in Medlenburg- 
Schwerin der patriotifche Verein (feit 1798) mit über 1000 orbentlihen Mitglie— 
dern, in Medlenburg-Strelig der lanpwirthichaftlihe Verein zu Neubranvdenburg 
(feit 1848). In beiden Großherzogthümern beftehen Landgeftüte und mehrere Pri- 
vatgeſtüte. Thierfchauen, Pferberennen, Ausftelungen von Mafchinen und Pro— 
duften, Wollmärkte u. f. mw. beleben ven Eifer der großen wie der Heinen Land» 
wirtbe, 

Unter den fultivirten Feldfrüchten ftehen Weizen und Roggen obenan, obgleich 
fie erft in neuerer Zeit, der legtere erft jeit 30 Jahren, gebaut werben. Außerdem 
werben Roggen, Gerfte, Hafer, Buchweizen, Hülſenfrüchte, Kartoffeln, Futterfräuter, 
Taback, Flachs, Hanf u. ſ. w. fultivirt. Der Biehftand ift nad einer Aufnahme 
aus dem Jahre 1854 der nachſtehende: in Medlenburg- Schwerin: 62,128 Pferbe, 
269,975 Haupt Rindvieh, 1,181,083 Schafe, 128,373 Schweine, 9393 Ziegen ; 
in Medlenburg-Strelig: 31,924 Pferde, 43,501 Haupt Rindvieh, 236,197 Schafe, 
34,455 Schweine, 4021 Ziegen. 

Bon den Bauern ward früher in Kommunion gewirtbichaftet; doch ift in 
neuerer Zeit die Separation der Bauerhufen faft allgemein vurchgeführt und dadurch 
eine erhebliche Verbeſſerung der Kultur eingetreten. 

In der Forftkultur find die Lehengüter gewiſſen Beſchränkungen unterworfen. 
An Eichen dürfen jährlid höchftens 12 und an Buchen nicht mehr als 50 zum 
Verkauf gefällt werben. Für größere Holzfällungen ift landesherrlicher Konfens 
erforberlih und dafür 1/, Procent vom Kaufpreife zu entrichten. Das Eichenholz 
bildet etwa den fünfzehnten Theil, das Buchenholz etwa ben fünften Theil, das 
Nadelholz etwas über die Hälfte und das weiche Laubholz (Birken, Erlen :c.) 
etwa ben jechsten Theil ver Waldungen. Die Domanialwaldungen enthalten in 
Mediendburg- Schwerin gegen 50 Millionen, darunter an beftandenem Holzboben 
43 Millionen Quadratruthen; in Medlenburg-Strelig über 20 Millionen Qua— 
dratruthen. 

Gewerbe und Induſtrie. Das Gewerbe fteht fehr hinter dem land» 
wirthſchaftlichen Betriebe zurüd. Der Aderbau treibende Theil der Bevölkerung ift 
viermal fo groß als der Handel und Gewerbe treibende. In den Heinen Städten 
producirt der Handwerker wenig, da er als Nebengefhäft, welches häufig genug 
zum Hauptgefhäft wird, Aderbau und Viehzucht treibt. 

Die Urfahen ver Verkümmerung des Handwerks liegen vorzüglidh in ben 
Inftitutionen, welche die freie Bewegung hindern und die hinlängliche Berwerthung 
der Arbeitsfraft unmöglich machen. Der Gewerbebetrieb ift gebunden, theil® durch 
Zunftverfaffungen und Zunftprivilegien mit ihrem Gefolge von Kontraventionen, 
Proceſſen zc., theils durch Beihräntung der Gewerbe auf die Stadt. Das Ber: 
hältniß von Stadt und Land in Bezug auf den Gewerbebetrieb wird durch folgende, 
fpäter nur ganz unweſentlich und in einigen wenigen Punkten abgeänberte Beftim- 
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mungen des Erbvergleihs von 1755 geregelt. Die Inhaber von Krügen (Land⸗ 
Wirthshäufern) müfjen ihr Bier aus den Städten und zwar jeder aus derjenigen 
Stabt entnehmen, weldhe das Herfommen dafür nachweiſen fann, unter Feſtſetzung 
einer Biertare durch eine ſtädtiſche Kommiffion. Die Bauern und fonftigen Land» 
bewohner, mit Einfhluß der Schmiede, Müller, Küfter und Schulmeifter, dürfen 
nur zu eigenem Gebraudy, nicht zum Berfauf brauen. Das Mälzen und Brauen 
fteht der Kammer, der Ritterfchaft und den übrigen Landbegüterten (Klöftern u. f. w.) 
auf den Gütern frei, nur daß fie das Malz weder in den Städten noch auf dem 
Lande verfaufen dürfen. Eben diefelben und ihre Pächter dürfen auch Branntwein 
brennen. Die Gutsbefiger und übrigen Landbegüterten dürfen den Branntwein 
aud auf dem Lande in Gebäuden verkaufen, aber nicht in die Städte. Den Städten 
wird vorbehalten, die Krüge im Domanium mit Branntwein zu verjehen. Leute, 
die „Raufmannjchaft, Krämerei und Höderei” treiben, werden auf dem Lande nicht 
geduldet. Hinfichtlic der Handwerker beftehen folgende Sagungen. Außer ven Glas- 
hüttenmeiftern, Zieglern, Kalfbrennern, Müllern, auch Sägern, Dedern, Lemen- 
tirern oder Klemern und vergleihen follen feine Handwerker auf dem Lande 
gehalten oder gebuldet werden, ausgenommen auf jedem Gut: ein Grobſchmied mit 
einem Geſellen; ein Grob-Rademacher, zur alleinigen BVerfertigung der zur Lanb- 
wirtbihaft nöthigen Bauer- und Bauwagen, ohne Gefellen; ein Grob-feine- 
weber mit drei Tauen; ein Bauerfchneiver ohne Gefellen; ein Maurer ohne 
Gefellen oder, ftatt deffen, ein Zimmermann mit einem Gefellen; ein Tiſchler ohne 
Gefellen; ein Schuhflider ohne Gefellen, und mit dem Verbot ver Anfertigung 
neuer Schufterarbeit. Die Schmiete, Maurer, Zimmerleute und Zifchler auf dem 
Lande follen zu einer ftädtifhen Zunft gehören. Den ländlichen Handwerkern ift 
unterfagt, Arbeiten aus den Städten zu übernehmen. Die Stadtobrigfeiten jollen 
beftens dafür forgen, daß die von Landleuten in den Städten beftellte Arbeit „vor— 
züglichft befördert, tüchtig verfertigt, zur abgeredeten Zeit geliefert, auch deren Preis 
nicht über die Gebühr gefegt werde". Der Nitterfchaft bleibt frei, Alles was ihre 
eigenen Unterthanen und Leute, ohne ein Handwerk gelernt zu haben, verfertigen 
können, durch diefelben für ſich mahen zu laffen, fowie auch jevem Landbegüterten 
erlaubt ift, einen Schneider als Bebienten zu halten und ihm fpäter das Nieber- 
laſſungsrecht zur Fortfegung feines Handwerks zu gewähren. Alle die aufgeführten 
für die Nitterfchaft geltenden Beftimmungen haben aud ihre Geltung für das 
Domanium. Nebenher befteht noch ein Bannrecht einzelner Städte, welches für 
einen gewiſſen Umfreis den länplichen Gewerbebetrieb ſelbſt in ven bier geftedten 
Grenzen unterfagt. Die Stadt Roftod handhabt das ihr zuftändige Bannrecht mit 
folder Strenge, daß fie felbft in dem unter ihrer Jurispiftion und Botmäßigkeit 
ftehenden, 1700 Einwohner zählennen Hafenort Warnemünde feinen Kaufmann, 
Bäder, Schlachter, Müller, Schiffer u. f. w. duldet und die Warnemünder auf 
die Wahrnehmung der Seefifcherei, des Lootjen- und Matrofenbetriebes „als ihre 
eigentlihe Beſtimmung“ hinweist. Manche Städte treiben aud Gewerbe für Rech— 
nung ber Kommune, namentlih Müllerei; aud) gibt es ftäbtifche Ziegeleien. Roftod 
bat fi bei dem Unternehmen einer regelmäßigen Dampfihifffahrt nad) Petersburg 
mit einer hohen Summe betheiligt. Auch ift daſelbſt Privaten die Anlage neuer 
Mühlen unterfagt, damit die Pachtauffünfte der Staptmühlen nicht Schaden leiden, 
und aus berjelben Rüdficht ift einem dortigen Müller für die Erlaubniß zur Anlage 
einer Dampfmaſchine in feiner Mühle eine jährliche Konceffionsgebühr von 500 
Rthlr. auferlegt. 

Zu diefen Einengungen des Gewerbebetriebes kommt dann no ver Stand 
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ber Geſetzgebung über die Heimatsverhältniffe hinzu. Die Ortsangehörigkeit wirb 
theils durch Geburt, theils durch obrigkeitliche Verleihung begründet. In leßterer 
Beziehung übt nur die Beforgniß vor Verarmung neurecipirter Gemeindegliever 
ben Einfluß, daß jeder Ort nadı Möglichkeit gegen den andern ſich abfchlieft, und 
daß in der Regel nur folhen Petenten die Aufnahme gewährt wirb, welde durch 
nachgewiefenes Vermögen die Beforgniß wegen Berarmung nicht aufkommen laſſen. 
Sehr ſchlimm find daher die vom Lande gebürtigen Handwerker daran, weldhe zur 
Ausübung ihres Betriebes des Nieverlaffungsredhts in einer Stabt bedürfen. Im 
Jahr 1851 angeftellte amtliche Ermittelungen haben ergeben, daß in ven voraus- 
gehenden 10 Jahren nur 1100 Bewohner des platten Landes als Gewerbetrei- 
bende in den Städten aufgenommen wurben, während in bemfelben Zeitraum 
7038 Angehörige des platten Landes als Lehrburfhen und Gefellen bei ftäptifchen 
Meiftern ein- und ausgefchrieben find. Der Ueberfchuß wandert aus ober friftet 
im Lande eine fümmerliche Eriftenz. Im Jahr 1851 waren im Domanium allein 
mehr als taufend niederlaffungsfähige Handwerker ohne Unterfommen. Auf vie länd- 
liche Tagelöhnerbevölferung hat die Schwierigkeit, außerhalb ihres Heimatsorts ſich 
nieberzulaffen, den Einfluß, daß die im Jahr 1820 erfolgte Aufhebung ver Leib- 
eigenf&haft fie nur formell von der Scholle gelöst hat. Sie haben zwar die Kün— 
digungsbefugniß, gerathen aber, wenn fie von berfelben Gebrauch maden und 
anderswo nicht aufgenommen werben, in die bedrängnißvolle Lage eines Armen, 
In diefelbe Lage fommen fie, wenn der Grundherr von feinem Kündigungsrecht 
Gebrauch maht und fie an einem andern Orte die nadhgefuchte Aufnahme nicht 
finden. Im Domanium ift zwar Freizügigfeit für die Angehörigen deſſelben ein« 
geführt, wird aber durch den großen Wohnungsmangel illuforifh gemacht. 

Die wichtigften Gewerbezweige find: QTuchmweberei, Gerberei, Brauerei, Schiff-, 
Maſchinen- und Wagenbau, Eifengießerei, Yabrifation von Tabak, Cichorien, 
Papier, Del, Seife, dicht, Eifig, Branntwein, das Gewerbe der Tifchler, der Riemer 
und Sattler. Auch gibt e8 viele Theer- und Kalköfen und Ziegeleien, eine Saline, 
ein Gypswerk, ein Braunfohlenwerf, Die Zucht von Seidenraupen wird von 
mehreren Lofalvereinen, bie theilweiſe zu einem Gentralverein zufammengetreten 
find, betrieben. 

Die Zahl der zünftigen und nicht zünftigen Handwerker, Fabrikanten, Künftler, 
Dierbrauer und Branntweinbrenner in den Medlenburg- Schwerin’shen See- und 
Landſtädten und dem Fleden Ludwigsluſt betrug im Jahr 1849: 11,923. Auf 
dem platten Rande zählte man zwei Jahre früher: 692 Schmiede, 311 Rademacher, 
334 Tifhler, 26 Maurer, 14 Zimmerleute, 1340 fonftige Handwerker, 139 
Schulmeifter mit Handwerk (legtere faft ſämmtlich im Ritterfhaftlihen), zufammen 
2856 Handwerker mit 1937 Gefellen. 

In vielen Städten gibt e8 Gemwerbevereine und Gewerbefhulen. Letztere erhalten 
(feit 1836) eine Unterftägung aus öffentlichen Mitteln, welche je nad der Größe 
der Stäbte jet zwiſchen 100 und 200 Rthlr. nebft einer gleichen Summe zur 
erften Einrichtung beträgt. Die Gründung eines Eentral-Gewerbevereins ift nad) 
langen Verhandlungen von der Schwerin’fchen Regierung genehmigt worben, indeſſen 
unter jo beſchränkenden Bedingungen, daß es zweifelhaft erfcheint, ob das Projeft 
nicht wieder aufgegeben wird. Periopifche allgemeine Gemwerbeausftellungen geben 
von ber Strebfamkeit des Handwerkerſtandes Zeugniß. In mehreren der größeren 
Städte find Gewerbehallen theils ſchon errichtet, theils vorbereitet. In Schwerin 
befteht eine Behörde zur Hebung inländifcher Inbuftrie und ein allgemeiner Indu— 
friefonds zur Beförberung größerer induftrieller und fommercieller Unternehmungen, 
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aus welhen namentlich ven Tuchmacherzünften in einzelnen Stäbten Unterftägungen 
in Yorm von Anleihen zu niedrigen Zinfen zugeflofien find. Neuerdings hat ber 
Gewerbeftand durch Begründung von Vorfhuß-Bereinen mit folidarifcher Haft aller 
Mitglieder und durch Affociationen für Einfauf von Rohftoffen fi) felbft zu helfen 
begonnen. Es eriftiren bereits acht folder Vorſchuß-⸗Vereine, außer mehreren älteren 
Borfhußkaffen, die noch auf dem Princip ver Wohlthätigkeit ruhen. 

SDandel, Verkehr: und Kreditanftalten. Bon größerer Bedeutung 
als die gewerbliche Inbuftrie ift der Handel. Derfelbe wird durch bie Lage des 
Landes und durch natürliche und fünftlihe Kommunifationsmittel begünftigt, dagegen 
freilich dur eine den Verkehr hemmende und den Inländer zu Gunften des Aus- 
länvers bedrückende Steuergefeßgebung eingeengt und in Folge mangelnder Indu— 
firie und der durch den deutſchen Zollverein bewirften Iſolirung auf die Ausfuhr 
der landwirthſchaftlichen Produkte und die Einfuhr des Landesbedarfs befchränft. 

Die Herftellung einer Wafferverbindung zwifhen Oft- und Nordſee ift 
öfter in Anregung, aber nicht zur Ausführung gefommen. Dagegen ift die Elbe mit 
dem Scmweriner- und bem Mürigfee mit Hülfe der Elbe und der Stör und burd 
Kanalbauten in Verbindung gebradht worden. Die Schiffbarmahung ver Elde— 
gewäfler wurbe (1831—1837) durch eine aus öffentlichen Mitteln unterftütte Aktien- 
gejellihaft zugleih mit der Schiffbarmahung der Stör und der Havel und mit 
ber Verbindung ber legteren mit der Mürig vollendet. Nah dem Bankerott der 
Aktiengeſellſchaft wurden (1858) diefe Flußbauwerke von ven beiden Landesherren 
übernommen. 

Der Ehauffeebau begann erft im Jahre 1826 mit der Medlenburg burdh- 
ſchneidenden Berlin-Hamburger Chauffee. Im Jahr 1830 wurden für in beiden 
Zandestheilen noch zu bauende 100 Meilen Chauſſeen 10,000 Rthlr. für bie 
Meile von den Ständen bewilligt, und dieſe Landeshülfe im Jahr 1834 auf 
15,000 Rthlr. für die Meile erhöht, wovon in furzer Zeit in Medlenburg-Schwerin 
82 und in Medlenburg-Strelig 18 Meilen erbaut wurben. Seitdem hörte bie 
Kommunion auf, und im Jahr 1844 wurde für Medlenburg- Schwerin allein bie 
Landeshülfe für weitere 50 Meilen bewilligt, die gleihfalls fhon gebaut find. Die 
Bewilligungen geſchehen jett für jeden einzelnen Fall und werben öfter durch einen 
Zufhuß von 5000 Rthlr. auf vie Meile noch erhöht. Medienburg- Schwerin hat 
jet cirfa 150 Meilen, Medlenburg-Strelig 35 Meilen Chauffeen, von denen aber 
feit ver Konkurrenz der Eifenbahn viele Streden fo wenig rentirten, daß die Unter- 
haltungstoften nicht gevedt und die Chauſſeen deshalb von den einzelnen Gejell- 
ſchaften, welche fie erbaut hatten, im Stiche gelaffen wurben. Ein zwiſchen dem 
Landesherrn und ven Ständen wegen ver Lebernahme folder Chauffeen erwachfener 
Streit, welher ſchon damit endigen zu wollen ſchien, daß die herrenlo8 gemorbenen 
Chaufjeen gänzlich ihrem Schickſal überlaffen blieben, ift ſchließlich dadurch beendigt 
worden, daß Landesherr und Stände diefelben gemeinfchaftlich übernahmen. 

Der Eifenbahnbau begann mit der im Jahr 1846 ihrer ganzen Aus— 
dehnung nad dem Verkehr übergebenen Hamburg-Berliner Bahn, von welcher auf 
Medlenburg- Schwerin 10 Meilen kommen. Im Jahr 1850 warb die medlenbur- 
gifche Eifenbahn, von Roftod über Schwerin auf Hagenow laufend und bier in 
die Hamburg-Berliner Bahn einmündend und mit Verzweigungen nah Wismar 
und Güftrow, ihrer ganzen Länge nad eröffnet. Beide Bahnen find durch Aftien- 
gefellichaften gebaut; doch haben ſich Landesherrſchaft und Stände an ber erfteren, 
und bie Landesherrſchaft auch an der letteren ſtark betheiligt. Die Länge ber 
mecklenburgiſchen Bahn mit Einſchluß der beiden Zweigbahnen beträgt 19,4 Meilen, 
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Sie beförverte im Jahr 1858 279,703 Perfonen und 2,213,076 Gentner Güter. 
Die Einnahme belief ſich für erftere auf 200,712 Rthlr., für letztere auf 209,230 
Rthlr., im Ganzen unter Hinzurehnung der Einnahmen für Gepäd, Vieh ꝛc. auf 
431,561 Rthlr. 

Nachdem ſchon im Jahr 1853 die Verwaltung der medlenburgifhen Eifen- 
bahn einen eleftro-magnetijchen Telegraphen in Betrieb geſetzt hatte, warb im Jahr 
1854 ein Staatsötelegraph errichtet, welcher jegt in Medlenburg- Schwerin 10 
und in Medlenburg-Strelig 2 Stationen hat. Medlenburg ift ein Glied bes 
beutjch-öfterreihifchen Zelegraphen-Bereins ebenfo wie des beutfch-öfterreichifchen 
Boftvereind. Das Poſtweſen, welches in Medlenburg zu den Regalien gehört, hat 
eine hohe Stufe der Ausbildung erreicht. 

Der gefammte See- und Landhandel von Medienburg- Schwerin betrug 
im Durchſchnitt der Jahre 1854 bis 1856 jährlich 1,886,604 Gentner an Ein- 
fuhr und 2,503,788 Gentner an Ausfuhr. Im Jahr 1857 warb diefer Durch⸗ 
fhnitt bei der Einfuhr um 546,875 Centner und bei der Ausfuhr um 258,953 
Centner übertroffen. Bei der Einfuhr fallen im Durchſchnitt der vier Jahre 1854 
auf Berzehrungsgegenftände 27, auf Robftoffe 61 Procent, während Halbfabrifate, 
Manufalturwaaren und Kunft- und Induftrieerzeugnifie zufammen nur 12 Procent 
des Gewichts der Einfuhr bilden. Bei der Ausfuhr fallen auf Berzehrungsgegen- 
fände 801/,, auf Roftoffe 171/, Procent. Das Verhältniß, in welchem die fünf 
Handelswege bei Einfuhr und Ausfuhr in den Jahren 1854—1857 konkurrirten, 
ftellt fi im folgender Ueberficht nad Procenttheilen des Gewichtes dar: 

Einfuhr 1854 1855 1856 1857 


1) zur See über Roftod 33 33 32 37 
2) zur See über Wismar 20 25 23 25 
3) per Elbe und Elde ' 22 16 16 11 
4) per Eifenbahn 22 21 26 24 
5) per Landfuhre 3 5 3 3 
Ausfuhr: 
1) zur See von Roftod 29 23 .17 27 
2) zur See von Wismar 7 7 5 6 
3) per Elbe und Elve 19 15 17 15 
4) per Eijenbahn 42 53 56 49 
5) per Landfuhre 3 2 5 3 


Bei ben vorftehenden Angaben ift der Handel mit Vieh noch außer Anſatz 
geblieben. Der Ueberfhuß ver Ausfuhr über die Einfuhr betrug im Jahr 1857: 
2. Pferde, 2627 Stüd Rindvieh, 896 Kälber, 67,411 Schafe und 43,159 

weine. 

Bom Einfuhrhandel betrug in vemfelben Jahr die Einfuhr zur See von Eng— 
fand 39, von Schweben und Norwegen 14, die Gejammteinfuhr von Hamburg 
161/, Brocent, aus den Zollvereinsftanten 21 Procent; die Ausfuhr zur See nad) 
England 25 Procent, die Gefammtausfuhr nah Hamburg 57 Procent, nach den 
Zollvereinsftanten 61/, Procent. Bei der Einfuhr zur See ift Roftod mit 60, 
Wismar mit 40 Procent, bei ver Ausfuhr zur See ift Roftod mit 83, Wismar 
mit 17 Procent betheiligt. 

Hauptausfuhrartifel ift Getreide, befonders Weizen, nebft Hülfen- und Del- 
früchten. Der Werth diefer Ausfuhr wird auf jährlih 6 Millionen Thaler gefhägt. 
An Butter werden durdhfchnittlich 50,000 Gentner und an Wolle 30,000 Centner 
ausgeführt. Unter den Einfuhrgegenftänden find Kaffe, Häringe, Reis, Salz, 
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Zuder, Syrup, Wein und Spirituofen, Tabak, Eifen und Steinfohlen hervor⸗ 
uheben. 

2 Sowohl die Einfuhr als die Ausfuhr zur See fteht unter der Beſchränkung 
des Stapelrechts, welches die beiden Geeftäbte genießen und mit Beftreitung ber 
koftfpieligen Hafenbauten aus den Kommunalkaſſen bezahlen. 

Rhederei und Schifffahrt. Roſtock hat eine Hanvelsflotte von 351 Schiffen 
mit cirfa 44,000 Yaft zu 6000 Pfund (3 Tons); Wismar hat 48 Schiffe mit 
cirfa 5000 Laſt. Die Zahl ver Schiffe hat fi in den letten 30 Jahren ver- 
doppelt, und ihre Tragfähigkeit hat ſich verbreifadht. Die Einrihtung des Rheberei- 
wejens in den beiden GSeeftäbten bewirkt indefjen, daß dieſe ſcheinbare Blüthe der 
Rhederei dennoch nur fir Wenige einen Ertrag abwirft, während bas in ben 
Schiffen ftedende Kapital (über 6 Millionen Thaler) ſich im Ganzen nur fchlecht 
verzinst. Die Schiffe find, da ber eigene Handel Medlenburgs fie nur zum 
geringften Theile befchäftigen fann, hauptfählih darauf angemiefen, ven Seeverkehr 
zwifchen fremden Hanvelöplägen zu vermitteln und daher über alle Meere, bis 
nad Oftindien und China hin, zerftreut. Neben ber medlenburgifhen Flagge führen 
bie in Roftod und Wismar anfäffigen Schiffer eine befonvere Roftoder und Wis- 
mar’ihe Flagge. Handels- und Schifffahrts-Verträge, auf dem Princip der Gleich— 
ftellung mit den eigenen oder mit ven Schiffen und Ladungen ver meiftbegünftigten 
Nationen ruhend, find feit vem Jahr 1823 mit Norwegen, Preußen, Norvamerifa, 
Frankreich, Belgien, Rußland, Lübed, Hannover, Portugal, Dänemark, Defterreic,, 
Schweden, Bremen, Brafilien, Holland, Hamburg, Guatemala, Toskana, Grie- 
henland und Chili abgefchloffen. Dampfſchiffslinien beftehen zwifchen Wismar und 
Kopenhagen und zwiſchen Noftod und Petersburg, 

Flußſchifffahrt wird befonders auf der Elbe und den mitihr verbundenen Flüffen, der 
Elve, Stör und Havel, betrieben. Die Zahl der auf der Elde fahrenden Schiffe beträgt 293, 

Unter den Inftituten für den Geldverfehr nimmt die im Jahr 1850 landes- 
herrlich konceſſiouitte Roftoder Bank die erfte Stelle ein. Sie warb mit einem 
Aktienkapital von 1 Million Rthlr. in 5000 Aktien begründet, von welcher 
anfänglid nur die Hälfte ausgegeben warb. Sie erhielt, außer Porto- und Stem- 
pelfreiheit, das Recht zur Ausgabe von Noten bis zum Betrage bes Stammfapi- 
tals. Nach Ablauf der Konceffion am 1. Januar 1860 warb biefelbe unter etwas 
weniger günftigen Bedingungen auf weitere 25 Jahre prolongirt. Die Porto- und 
Stempelfveiheit hat feitvem aufgehört, und für die Annahme der Noten in ben 
lanbesherrlihen Kaſſen ift fortan eine Gebühr von 10—20 Procent vom Rein- 
gewinn, je nad der Größe des letzteren, zu entrichten. Die Geſellſchaft verpflichtet 
fih,, das Stammkapital binnen 5 Jahren auf 2 Millionen Rthlr. zu erhöhen, 
wobei eine Vermehrung der Noten über ihren jegigen Betrag von 1 Million Rthlr. 
nicht ftattfindet. Der Gefammtumfat der Bank betrug im Jahr 1855: 24,847,635 
Rthlr. und war im Jahr 1858 bis auf nahe an 37 Millionen Rthlr. vorge- 
ſchritten, und ber Refervefond in dem genannten Jahr auf 98,865 Rthlr. ange- 
wachſen. Die Aktionäre erhielten, außer einem Jahrzins von 4 Procent, im Jahr 
1852 eine Dividende von 1 Procent, im Jahr 1853 von 43/, Procent, im Jahr 
1854 von 15/, Procent, im Jahr 1855 von 33/, Procent, im Jahr 1856. von 
33/, Procent, im Jahr 1857 von 4 Procent, im Jahr 1852 von 11/, Procent. — 
Die Tebensverfiherungs- und Sparbanf zu Schwerin, im Jahr 1853 
begründet, vermittelt außer durch Annahme von Berficherungen und Spareinlagen 
den Geldverkehr aud im anderer Weiſe und mit ſehr günftigen Erfolgen. Ueber 
die Grenzen ihrer ftatutenmäßigen Befugnifje entftand ein Konflitt mit dem Mini« 
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fterium, welcher zu einer Revifion der Statuten und zu einzelnen Beränberungen 
in denfelben führte. — Eine hervorragende Stellung im Gelvverfehr nehmen bie 
Sparkaſſen ein, beren es jest in Medlenburg- Schwerin 27 gibt, von welden 
die zu Schwerin (begründet 1821), Roftod (1825) und Wismar (1826) die älteften 
find. Die Gefammtjumme ver Einlagen belief fih am 1. Januar 1859 auf 
5,987,112 Rthlr., wovon auf Schwerin 2,281,286, auf Wismar 1,240,728, auf 
Roftod 951,709, auf Grabow 366,046, auf Pardim 272,356, auf Güftrow 
157,813 Rthlr. fallen. Die eingelegten Kapitalien werden von ben größeren Spar- 
taflen meiftens in ritterfchaftlihen Gütern belegt und tragen nicht unweſentlich 
dazu bei, das Geld für diefelben wohlfeil zu machen; die kleinern Sparfaffen ftehen 
unter Verwaltung ber ftäbtifhen Obrigfeiten und werben zur Abbürbung von 
Kommunalfhulden benugt. Die großen in den Sparkaffen zufammengefloffenen und 
nur zu 2 bis höchſtens 31/, Procent unter verſchiedenen anderweitigen Verkür- 
zungen verzinsten Summen beweifen, wie wenig Verwendung das Kapital für 
induftrielle Unternehmungen findet. — In Medlenburg-Strelig beftehen Sparfafjen 
zu Neuftrelig und Neubrandenburg mit einem Einlagenbeftand von refp. 393,629 
Rthlr. und cirfa 100,000 Rthlr. 

Steuer: und Zollwefen. Die beftehenvden vertragsmäßigen Steuern ver- 
gegenwärtigen das Bild des Patrimonialftaats in feiner ungetrübten Reinheit, und 
nur in ben feit dem Jahre 1809 hinzugetretenem aufßerorventlihen Steuern bat 
der Staat einen Anſatz gemacht, den Uebergang aus der Spröbigfeit des alten, 
in ber Vielheit der Sonderinterefjen befangenen in bie Einheit und Gejdloffen- 
heit des neuen Staatsweſens zu gewinnen. Diefe neuen Steuern find aber nur 
eine frembartige Zuthat, welche dem alten Steuerfyftem fortwährend als folde 
gegenüberfteht. 

Eine Pfliht der Stände, für allgemeine Bedürfniffe zu feuern, kannte man 
früher nur in Bezug auf Reichs- und Kreisfteuern. Zwar übernahmen fie von 
Zeit zu Zeit die Schulden des Landesherrn, aber do immer nur aus gutem 
Willen und meiftens gegen das Aequivalent erweiterter Privilegien. Durd ven 
Erbvergleih von 1755 gingen die Stände eine Berpflihtung zur Aufbringung ei- 
nes jährlihen Steuerquantums ein, weldes als ftändifcher Beitrag „zu Garnijons-, 
Fortifilations- und Legationskoften, zu Reichs-, Kreis- und Deputationstagen, auch 
Kammerzielern“ entrichtet und niemals erhöhet werben ſollte. Es war dies eine 
Averfionalzahlung, bei welder die Anſchauung feftgehalten wurde, daß die Prin- 
cipalpfliht zur Beftreitung ver Ausgaben für öffentlihe Zwede der Landesherr- 
ſchaft obliege. Bon der Nitterfchaft warb überbies die Steuerpfliht nur für bie 
eingezogenen Bauernhöfe übernommen. Als folhe follte, bei ver Schwierigkeit, bie 
Zahl .verfelben im einzelnen Falle zu beftimmen, vie Hälfte ber ritterfchaftlichen 
Hufen gelten, während bie anbere Hälfte fteuerfrei bleiben follte. 

Die „orbentlide Kontribution“ wirb jährlih auf einem öffentlichen 
allgemeinen Landtag verfündigt und darauf mittelft landesherrlichen Eviktes aus— 
geſchrieben. Zur Bezahlung berfelben ift Ritter- und Landſchaft nur fo lange ver 
bunden, „als biefelbe und ihre Hinterfafien bei ven Jhrigen ruhig wohnen und 
bafjelbe „zu ihrem Unterhalt und Behuf genießen können.“ Sie zerfällt im Do— 
manium und in ber NRitterfchaft in einen Hauptmodus (Hufeftener) und einen Ne— 
benmodus (Kopfftener) und befteht in ven Stäbten aus verfchievenen Arten von 
direften und indirekten Steuern. 

Im Domanium ift der Hufefteuer neuerdings die Form einer von ber 
Pachtſumme zu entrihtenden Duote gegeben worben. Die Nebenfteuer im Doma- 
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nium wird von ben Leuten erhoben, welche ver Hufeftener nicht unterworfen find, 
und umfaßt Grund», Vich- und Perfonalfteuern. Mittelft Zwanges zur Abnahme 
einer beftimmten Ouantität Salz aus der großherzoglihen Saline zu Sülz wirb 
von ben fehwerinfhen Domanialinfaffen aud noch eine Salzfteuer erhoben. 

Die Ritterfhaft mit Einfhluß der Klofter-, Roftoder Diftrifts-, ſtädtiſche 
Kämmerei- und Delonomiegüter hat im Schwerinfchen (feit 1809) 25 Rthlr. 32 
Schill., im Streligfhen 11 Rthlr. 39 Schill. Et. von der Hufe zn zahlen, Die 
außerhalb der Hufen in den Gütern und Dörfern mwohnenden Leute zahlen vie 
Nebenftener, welche hier eine reine Perfonalftener ift. Die Nebenfteuer wird von 
ber Grundherrſchaft erhoben. Beine, die Hufen- und bie Nebenfteuer, werben an 
bie ftänbifche Centralfaffe, ven Lanpfaften, in Roftod eingefanbt und von bier an 
bie großherzoglihen Rentereien zu Schwerin und Neuftrelig abgeliefert. Die Hu 
fenftener wird auch von den infamerirten Gütern an ben Landfaften gefchidt; hin- 
fihtlich der Nebenftener aber normirt der Domanial-Modus. 

Die orbentlihe Kontribution der Landſtädte ift aus verfchiedenen Steuer- 
arten zufammengefegt und wird in jeder Stadt von einer großherzoglichen Behörde, 
der „Steuerftube”, erhoben. Die Oberbehörbe ift in Schwerin das Steuer⸗ und 
Zolldepartement. Für ſtädtiſche Zwede wird ein Zufchlag erhoben, welcher ven vier- 
ten Theil der Anfäge beträgt und daher der „fünfte Pfennig” genannt wird. Auch 
zahlt der Landesherr an die einzelnen Kämmereikaſſen fünf Procent bes Steuer- 
vertrages ber Stadt. Die einzelnen Steuern find: Die Haus-, die Länderei⸗ (Ader- 
und Wiefen-), die Vieh-, die Schladht-, die Mahl-, die Hanvels- und die Erwerb- 
und Nahrungs-Steuer. Die Schlacht- und Mahlfteuer find meiftens im Wege ber 
Bereinbarung auf eine gewiffe Anzahl von Jahren, in Grundlage des durchſchnitt⸗ 
lichen Ertrages, firirt. Die Hanbelsftener hat ver Kaufmann von dem Einfaufs- 
preife der Waaren unter Hinzurehnung ber ZTransportloften und ber unterwegs 
erlegten Zölle, zu entrichten. Nichtkauflente find von dieſer Steuer frei, daher 
auch Künftler und Handwerker für alles, was fie an Robftoffen u. |. w. für ven 
Betrieb ihrer Profeffion beziehen. 

Die Auftunft aus der ritterfhaftlihen Hufeftener beträgt in Medlenburg- 
Schwerin 95,892 Rthlr., in Medlenburg-Strelig 4748 Rthlr. aus der ritterfchaft- 
lichen Nebenfteuer refp. 11,000 und 1500 Rthlr. Nach der letzten Specialüberficht 
(aus dem Jahr 1850) betrug in Medlenburg- Schwerin die Aufkunft aus ven land⸗ 
ftäptifhen Steuern, ohne ven fünften Pfennig: an Hausftener 8309 Rthlr., an 
Ländereiſteuer 2810, an Biehfteuer 2338, an Scharren-Schladhtftener 6890, an 
Haus-Schladtftener 1292, an Mahlfteuer 34,304, an Handelsſteuer 48,347, an 
Erwerb- und Nahrungsfteuer 17,140, Summa 121,530 Rthlr. In den fpätern 
Sahren hat ſich der Ertrag noch erhöhet; er beläuft fi jest auf 170—180,000 
Rthlr. In Medlenburg-Strelig bringt bie landſtädtiſche Steuer cirfa 30,000 Rthlr. 

Die Stadt Roftod hat ihr abgefonvertes Steuerweien und fteht in biefer 
Beziehung dem übrigen Lande ald Ausland gegenüber. Die in Roftod verfteuerten 
Waaren müffen, wenn fie von da in die Lanbftäbte gehen, die Hälfte ver Han— 
delsſteuer erlegen, und bie in ven Landſtädten ſchon verftenerten, nad Roftod ge— 
henden Waaren müſſen hier fogar die volle Steuer entrichten. Die Roftoder Steuer 
(bier Aceife genannt) befaßt vier Steuerarten: 1) eine Abgabe von zur See aus: 
und eingehendem Getreide; 2) eine Accife von zu Lande oder zu Wafler ein- over 
ausgehenden Waaren; 3) eine Mahl, 4) eine Schladhtfteuer. Der Gejammtertrag 
ift in ben legten zehn Jahren von cirfa 60,000 auf cirfa 80,000 Rthlr. geftiegen. 
Aus demfelben wir jährlich an die Stadt die Summe von 14,400 Rthlr. gezahlt. 
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Diefelbe erhebt auferbem auf alle dieſe Steuerarten für eigene Rechnung einen 
Zuſchlag, defien Anfäge der Hälfte ver Anfäge der großherzoglichen Accife gleich 
fommen. 

In der Stadt Wismar wird außer dem fogenannten Staatsgelde (3150 Rthlr.) 
ein Seezoll unter vem Namen Licent von der Landesherrſchaft erhoben, ver jährlich cirka 
15,000 Rthlr. abwirft. Dem Binnenlande gegenüber fteht Wismar noch abgefchlof- 
fener als Roftod da, indem bei Verfendung von Waaren, bie in Wismar ver- 
ftenert find, in bie Landſtädte bier der volle Betrag ber landſtädtiſchen Steuern 
zu entrichten ift. Die ſchwediſchen Güter find vom Licent frei. — Für eigene 
Rechnung erhebt die Stadt eine Waarenaccife von allen eingeführten und von 
ben zu Waller ausgeführten Waaren, aud eine Schladht- und Mahlſteuer. 

Für allgemeine Landes- oder ftändifhe Zwede werben außerdem gewiffe Bei- 
träge erhoben, welche ven Namen „Landes-Anlagen" führen und infofern zur ven 
Steuern gehören, als fie von der Nitterfchaft entrichtet werben. Die für allge 
meine Landes: Zwede dienenden Beiträge werben von Domanium, Ritterſchaft und 
Landihaft nad dem Terzquotenfyftem aufgebradht; die für ſtändiſche Zwecke bie- 
nenden von Ritterfhaft und Landſchaft allein. Die Beiträge gehen, bie landes— 
herrlichen nicht ausgefchloffen, in den Landkaſten, und werben bier nach ihrer ver- 
fchiedenen Beftimmung in gefonverten Kaffen, Balancen genannt, gefammelt und 
verrechnet. Die Beiträge des Domanium werben aus lanvesherrlichen Kaffen, bie 
ber Landſchaft aus ver durch Erhebung des fünften Pfennigs gebilveten fogenannten 
Steuererhöhungstaffe geleiftet, nur die Ritterfchaft bringt ihre Beiträge durch eine 
Hufenfteuer auf. Die Beiträge aus den Klofter-, Noftoder Diftrifts-, ſtädtiſchen 
Kämmerei- und Delonomiegütern werben beiden Ständen auf ihre Quote zu Gute 
gerechnet. Für die Beiträge NRoftods normirt, foweit nicht Averfionalfummen ver 
glichen find, das Verhältniß der Duodez. Wismar zahlt nur zu einigen Balancen 
Beiträge, erkennt aber eine Berpflihtung bazu nicht an. Die Zahl der Balancen 
für die Landes-Anlagen ift 15; von biefen umfaffen bie 8 erften: die ordentlichen 
und bie außerorbentlihen Necefjarien (Ausgaben für den engern Ausfhuß, für 
gemeinfame ftändifche Deputationen, Proceſſe u. f. w.), die Bedürfniſſe ver Ritter 
und Landſchaft medienburgifhen und wendifhen Kreifes, die der Ritterfchaft aller 
drei Kreife, die Beiträge zur Unterhaltung des Ober-Appellations-Gerihts, zum 
erhöheten Etat ver drei Medlenburg-Schwerinfhen Juftiz-Ranzleien, zur Unterhal- 
haltung des Kriminal-Kollegiums und des Landarbeitshaufes, und zur ftändifchen 
Bibliothek; die 3 folgenden: die Unterftügung Hülfsbedürftiger; bie vier Ietten 
das ſtändiſche Schuldenweſen. 

Nach dem Terzquotenſyſtem wird auch die Prinzeſſinſteuer — in Fällen, wo 
die Tochter eines der beiden Landesherrn ſich vermählt — aufgebracht. Sie be— 
trägt 20000 Rthlr. Roſtock zahlt dazu den ſechszehnten Theil des Gefammtbetre- 
ges. Alle Beiträge, auch die der beiden Landesherren, fließen in ven Lanpfaften, 
und ba bei ber Unbehülflichkeit des Modus bei der ritterfhaftlihen Hufenfteuer 
und der für biefen Zwed zur Anwendung kommenden lanbftädtifchen Häufer- und 
Länverei-Steuer leicht zu viel zufammengebradht wird, fo werden in folhem Falle 
jevem Theile, der mehr als feine Duote aufgebracht bat, die Ueberfhüffe dem— 
nächſt zurüdgezahlt. 

Zur Dedung des Koſtenaufwandes, welcher in Fällen ber Lungenſeuche bes 
Rindviehs zur Entſchädigung der Befiger für getöbtetes Rindvieh erforberlich ift, 
wird eine verhältnigmäßige Abgabe von allem Rindvieh beider Landestheile nad 
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Zum Zmede des Abtrags von Schulden, welche als gemeinfam erfannt waren, 
warb im Jahr 1809 in Medlenburg- Schwerin eine alle Einwohner des Landes 
ergreifende „außerorbentlich Landeskontribution” eingeführt. Die Dauer verfelben 
war auf höchſtens 30 Jahre berechnet; da jedoch neue Schulden und Bebürfniffe 
binzutraten, fo warb fie auch nad Ablauf jenes Zeitraumes jährlih von Neuem 
gefordert und bewilligt und ift jet als nit mehr entbehrlicde Ergänzung des 
alten Steuerfyftems anzufehen. Für ihre Einfammlung warb bie unter ftänifcher 
Mitverwaltung ftehenvde „Allgemeine Landes-Recepturkaſſe“ errichtet. Die einfache 
Erhebung heißt Simplum, und ſolcher Simpla werben gewöhnlich 21/, oder 3 für 
jeves Jahr bewilligt. Im Domanium und in der Ritterfchaft ift dieſe Steuer theils 
Hufen-, (4716 Sch. pro Huf.) theils Perfonalfteuer; in den Städten: Grunb-, 
Perfonal:, Hanvels-, Gewerbe- und Viehftener. Die Beamten zahlen eine Ein- 
fommenftener und bie Kapitaliften eine Zinfenftener. In die Necepturkaffe fließen 
außerdem eine Stempelftener (für Kalender, Spielfarten und jchriftliche Ausferti- 
gungen mannigfachfter Art) und eine Kollateral-Erbfteuer, beide gleichfalls im 
Jahre 1809 eingeführt, Später kam als neue Steuer noch die „Probeweiter- 
Steuer” und der „Branntwein-Impoft" hinzu. Die Einnahme der Recepturfaffe 
für 1860/61 warb auf 353,430 Nthlr. veranfchlagt, darunter aus 21/, Edikten 
290,000 Rthlr., Kollateral-Erbfteuer 15,000 Rthlr., Bapierftempel 40,000 Rthir., 
Spieltarten- und Kalenderftempel 3430 Rthlr. Nach dem Ausgaben-Etatfommen davon 
bireft durch die Recepturfaffe zur Verwendung 38,000 Rthlr., (darunter: Benfionen für 
Militärs aus den Jahren 1813—15, Beiträge zur Hebammen-Unterrichts-Anftalt, 
zum Taubftummen-Inftitut, zur Erhaltung der Gendarmerie), 80,000 Rthlr. werben 
auf die Schulventilgungstaffe, 58,000 Rthlr. zur Berzinfung und Tilgung einer Schuld 
von 1851, 155,000 Rthlr. auf die Chauffee- und Waflerbaufafje und 20,000 Rthlr. 
auf den Abtrag der Abfindungsfumme für den aufgehobenen Sundzoll verwanbt. 

In Medlenburg-Strelig befteht, ald Parallele zu der außerorventlihen Kon- 
tribution in Medlendurg- Schwerin, jeit 1822 eine Steuer unter dem Namen: 
„Beiträge zur Unterhaltung des Militärfontingentes," welche an die Gentralfteuer- 
direftion zu Neubrandenburg eingeliefert wird und cirfa 40,000 Rthlr. abwirft. 
Stempel- und Kollateral-Erbfteuer beftehen in Medlenburg-Strelig nicht. 

Eine andere Klafje der Abgaben bilden die Zölle. Sie find theils Land⸗ 
und mit dieſen gleichftehende interne Wafjerzölle, theils Tranfitzölle Die Land- 
zölle, ihrem Urfprunge und Wefen nad die mittelalterlichen Geleitsgelver, werben 
von Waaren, Produkten, Vieh u. f. w., welde vie Zolfftelle paffiren, nad Ge— 
wicht, Maß oder Stüdzahl erhoben. Die Zollftellen, deren es mit Einfluß ber 
Neben und Wehrzölle in Medlenburg- Schwerin 55 und in Medlenburg-Strelig 
38 gibt, liegen theils an den Grenzen, theils bunt und regellos durch das Land 
zerftreut. Für die Erhebung normiren an verſchiedenen Stellen verſchiedene Tarife 
(„Zollrollen“), welche theilweife noh aus dem 15. Jahrhundert ftammen. Keine 
Zollrolle ift unter 250 Jahren alt. Eremtionen von der Zollentrichtung beftehen 
für die Mitglieder der Ritterfhaft und deren Pächter, für die Bürger der Stabt 
Roftod, und, in Anfehung ihrer eigenen Zollftellen, für die Einwohner einiger 
Städte. Die Aufkunft beträgt für Medlenburg Schwerin cirka 60,000 Rthlr., für 
Medlenburg-Streli cirfa 6000 Rthlr. 

Es befteht aud eine Anzahl Damm- und Brüdenzölle, welche zum Theil 
Kommunen oder Privatperfonen gehören und nicht überall als bloße Wegegelver 
aufgefaßt werben können. Namentlih hat ein von ber Stadt Roſtock erhobener 
Dammzoll ganz den Charakter eines Waarenzolls angenommen, 


Großherzogthümer Mecklenburg. 589 


Tranfitzölle werden auf der Hamburg-Berliner Eifenbahn, an der Elbe und 
in den beiden Seeftäbten erhoben. Der Eijenbahn-Tranfitzoll gründet fih auf den 
Bertrag, welcher zwiſchen ven mit ihrem Gebiet betheiligten Regierungen im Jahr 
1841 abgefhlofjen ward. Er beträgt 2 Schill. für den Ctr. von allen tranfiti- 
renden Waaren, mit Ausnahme von Gteinfohlen. Die Aufkunft bob fi von 
53,000 Rthlr. im Jahr 1847/48 auf 227,000 Rthlr. im Jahr 1856/57, ift aber in 
den beiven folgenden Jahren auf refp. 183,000 und 171,000 Rthlr. herabgegangen. 
Der Elbzoll wird mit dem Normalfag von 1 Sgr. 2 Pf. für die Bergfahrt und 
1 Sgr. 1 Pf. für die Thalfahrt erhoben. Die Einnahme aus dieſem Zoll warb 
durch die Konkurrenz der Eifenbahn beträchtlich gefehmälert. Sie betrug im Jahr 
1845/46: 263,468 Rthir., 1847/48: 168,591 Rthlr., 1856/57: 135,818 Rihlr., 
1857/58: 91,890 Rthlr., 1858/59: 84,933 Rihlr. — Die Tranfitabgaben in ben 
Seeftädten find im Jahr 1851 für diejenigen Waaren, welde von Ausland zu 
Ausland gehen, fehr ermäßigt worden. Die Folge davon ift, daß 3. B. preußiſche 
Städte mit bei weiten geringeren Unkoſten ihre Fabrikate über Roftod und 
Wismar verfenden können als medienburgifche Landſtädte. 

Man ift längft allgemein zu der Ueberzeugung von der DVerwerflichkeit des 
beftehenden Steuer und Zollweſens gekommen. Ein landesherrliches Refcript vom 4, 
November 1846 entwirft folgende Charakteriftit der medlenburgifhen Steuern und 
Zölle: „Behlerhaft im Princip, gegen bie erften Regeln der Staatswirthſchaft ver- 
ftoßend, hemmen und beläftigen fie in der Anwendung ven inländiſchen Handel 
und Berfehr zur Prämie des Auslandes, brüden ven geringeren Mann, während 
der Wohlhabende, ohne dem Geſetz entgegenzuhandeln, ſich ihnen zu entziehen 
vermag, erſchweren den Export der Landesprobufte, bedingen unverhältnigmäßig 
hohe Erhebungskoſten und begünftigen nichtsveftoweniger in ausgezeichnetem Grave 
die Defraude. Un fih unflar und unbeftimmt, führten bie beftehenden Steuer- 
und Zollgefege zu Zweifeln und Differenzen über die richtige Art ihrer Anwen- 
dung, welde, langjähriger Verhandlungen ungeachtet, bis auf ven heutigen Tag 
noch nicht Haben befeitigt werden fünnen; auf Sitten und Zuftände berechnet, 
welche im Laufe ver Zeit einen gänzlihen Wandel erfahren haben, liegen fie im 
dauernden Konflitt mit den Bebürfniffen ver Gegenwart." Ungeachtet dieſes ge— 
rechten, von dem Landesherrn felbft ausgefprochenen und von allen Einfichtigen ge— 
theilten Verwerfungsurtheils hat es den angeftrengteften Bemühungen, welde ſchon 
im Jahre 1824 begannen, bis dahin nicht gelingen wollen, eine Reform des 
Steuerwefens durchzufſetzen, weil man ſich nicht entjchließen mochte, vie Sache 'bei 
der Wurzel, der ftändifchen Berfafjung, anzugreifen. (I. Wiggers), das Medien- 
burgifhe Steuer- und Zollwefen. Wismar 1859. (Prof), die Grund-Uebel des 
Medlenburgifhen Steuerweſens. Roftod 1860. 

Finanz- und Schuldenwefen. Da die Landesherrfhaft über Einnahme 
und Ausgabe Keinem Rechenſchaft ſchuldet und ihre Revenuen, fo weit nicht ein- 
zelne Steuern zu beftimmten Zweden entrichtet werben, nad) ihrem Ermeſſen und 
ohne irgend eine Kontrole verwendet, fo kann von einem Staatsbudget nicht vie 
Rebe fein. Die Einnahme des Großherzogs von Medlendurg-Schwerin, aus 
welcher außer dem Großherzoglihen Haushalt vie Bedürfniſſe der gefammten Lan- 

» beöverwaltung zu beftreiten find, fofern nicht für einzelne derſelben noch fpecielle 
Fonds beftehen oder befondere Hülfsbeiträge geleiftet werben, beläuft ſich nach einer 
anſcheinend zuverläffigen Schägung aus neuefter Zeit auf 4 Millionen Thaler. 
Diefelbe refultirt aus den Domanial-Reveniieen mit 2,240,000 Rthlr. (56 pCt.), 
den Durchgangsabgaben mit 320,000 Rthlr. (8 pCt.), ven Steuern und Zöllen mit 
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1,000,000 Rthlr. (25 pCt.) und aus fonftigen Einnahmsquellen (Poftregal, Landes⸗ 
Iotterie u. f. w.) mit 440,000 Rthlr. (11 pCt.). Einen fehr anfehnlihen Theil ber 
Ausgabe nimmt das Militär und ein zahlreiher und in feinen obern Chargen fehr 
hoch befoldeter Beamtenftand in Anfprud. Die drei Minifter und ber Chef ver 
Berwaltung des „Hausguts” erhalten jeder ein Gehalt von 8000 Rthlr. und freie 
Dienftwohnung. Das Hoftheater erfordert einen jährlihen Zufhuß von 50,000 Athir. 

Die Einnahme des Großherzogs von Medlenburg: Strelig beträgt aus 
Domanium und Forſten eirka 500,000 Rthlr., aus Steuern, Zöllen und Regalien 
eirfa 82,000 Rthlr. und unter Hinzurehnung fonftiger Einnahmen im Ganzen cirka 
600,000 Rthlr. | 
- Eine eigentlihe Staatsſchuld eriftirt, in Ermangelung einer Staatseinheit, 
nit. Die öffentliden Schulden find Schulden der einzelnen Faktoren bes 
patrimonial-ftändifhen Staats, des Landesherrn und der Stände, und biefelben 
zerfallen in foldye, für melche dieſe Theile gemeinfhaftlic verhaftet find, und in 
ſolche, für welde nur einer diefer Faktoren für fih verhaftet ift. 

Die gemeinfamen Schulden beider in Medlenburg- Schwerin ftehen unter 
Berwaltung der Schulventilgungs-Kommiffion, welche aus 3 Ianvesherrlihen Kom— 
miffarien und 2 ftändifhen Deputirten zufammengefegt ift. Diejelbe ift beftimmt: 
1) zur Leitung der Verzinfung und des Abtrags einer Anleihe für den Bau ber 
Berlin- Hamburger Eijenbahn, melde im Jahr 1843 im Betrage von 1,875,000 
Rthlr. kontrahirt ward, und zur Verwaltung der übernommenen Aktien diefer Bahn; 
2) zur Ausftelung der Schulvverfchreibungen über die Anleihen, welde ver Land⸗ 
kaften für Chaufjee- und Wafferbauten fontrahirt; 3) zur Verwaltung einer An- 
leihe von 750,000 Rthlr. aus dem Jahre 1851. Die Paffiva aus dieſen drei An- 
leihen belaufen fich jet auf refp. 1,625,750 Rthlr., 1,302,341 und 240,650 Rthlr. 
Summa 3,168,741 Rthlr. Die Aktiva beftehen in aufgefauften Obligationen ver 
Eifenbahnanleihe und in Berlin- Hamburger Eifenbahnaktien, im Gefammtbelauf 
von cirka 1,740,000 Rthlr, jo daß der Ueberfhuß der Paffiva über die Aktiva 
1,428,741 Rthlr. beträgt. 

Durch den Vertrag wegen der Sundzollablöfung mit Dänemark warb eine 
Schuld von 280,247 Rthlr. kontrahirt, welde von den Ständen ald gemeinfame 
Schuld übernommen worden ift. Der Abtrag hat am 1. Oftober 1857 begonnen 
und erfolgt durch eine die Zinfen mitbegreifende halbjährlihe Zahlung von 10,245 
Rthlr. auf 20 Jahre. 

Die Mittel zur Berzinfung und zum Abtrag der gemeinfamen Schulden lie— 
fert die allgemeine Landes-Receptur-Kafje. 

Die landesherrliden Schulden find auf gewiffe Domanialämter und 
auf den Elbzoll radicirt. Sie werben von der „Reluitions-Kommiffion“ verwaltet, 
welche aus einem Präfiventen und drei Kommifjarien (darunter 2 Landräthen) be- 
fteht. Die Schulden betragen jest 5,878,358 Rthlr. Außer den Reluitions-Kaffen- 
Schulven laften auf vem Domanium noch cirka 1,500,000 Rthlr. an fonftigen lan« 
deöherrlihen Schulden, im Ganzen alfo 7,378,358 Rthlr. 

Die Schulden der Stände zerfallen in Schulven der Ritterfhaft und 
Schulden der Landſchaft jedes der beiden Landestheile. Sie werben auf dem Land⸗ 
faften verwaltet und betragen für die Stände des ſchwerinſchen Landestheiles eirka 
160,000 Rthlr., für die des ftrelitifchen cirfa 40,000 Rthlr. 

Hienach belaufen ſich die gemeinfamen Schulden mit Einfhluß der noch re 
flirenden Sundzollſchuld auf cirfa 1,650,000 Rthlr., die Ianvesherrlihen Schulden 
auf eirla 7,400,000 Rthir., die ftänbifhen Schulden auf 160,000 Rihlr., Summa 
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9,210,000 Rthlr. Für die Schulden ver Landesherrſchaft ift in dem Domanium eine 
Hypothek vorhanden, welche mindeftens den 15fachen und noch einer großen Gtei- 
gerung fähigen Werth repräfentirt. Nach Abzug ver Iandesherrlihen Schulden 
bleibt an gemeinfamen und an ftändifchen Schulden nur die Summe von 1,810,000 
Rthlr. übrig, was auf den Kopf ver Bevölkerung noch nicht ganz 32/, Rthlr. beträgt. 
Der Schulvenabtrag allein auf dieſen Theil der Schuld beläuft ſich jährlich auf 
cirla 225,000 Rthlr. 

Die landesherrlihen Schulden in Medienburg-Strelig werben von der „Ge 
heimen Kommiſſion“ verwaltet und belaufen fid) auf cirka 1,000,000 Rthlr., für 
deren Berzinfung und Abtrag jährlih 56,254 Rthlr. ausgefegt find. 

Gemeindewefen. Politiihe Gemeinden gibt es nur in den Städten. Auf 
dem Lande ift die Grundherrſchaft Alles in Allem. Die Bauern, Büdner, Tage: 
löhner u. f. w. verhalten fih, was die Zwecke betrifft, welche fonft durch die 
Kommunen verwirklicht werden, entweber nur paffiv oder doch höchſtens infofern 
aktiv, als fie Zahlungen oder Dienfte leiften müſſen. Bei der Armenpflege gilt 
der Grundſatz, daß jeder Ort für feine Angehörigen zu forgen hat. Auf ven rit- 
terfchaftlihen Gütern liegt daher die Erfüllung diefer Pflicht dem Gutsbeſitzer 
ob; doch gibt e8 über das Maß feiner Leiftungen und die zu forbernden Gegens 
leiftungen feine ausreichenden Vorſchriften. In den Domanial-Aemtern beftehen 
Armenkaffen für ven Amtsbezirk, In einigen Aemtern hat man neuerbings ben 
Berfuh gemacht, die Bauern zur aktiven Betheiligung an der Verwaltung bes 
Armenwejens heranzuziehen. Die Berarmung der Domanialbewohner ift in fteter 
Zunahme begriffen, und bie ſchwer belafteten Armenkaſſen reihen kaum zur Ges 
währung der nothwendigften Unterftügung bin. Die Lokalpolizei auf dem Lande 
wird gleichfalls von der Grundherrſchaft geübt. Den einzelnen Dorfſchaften fteht 
ein Schulze als von der Grundherrſchaft abhängige Lofalpolizeibehörde vor. 

Die Stadtverfaffungen find in den einzelnen Stäbten fehr verfchieven. 
In der Mehrzahl ver Landſtädte ift das Bürgermeifteramt mit dem Stadtrichter— 
amt verbunden. In 23 Medlenburg-Schwerinfhen Landſtädten wird der Bürger 
meifter vom Landesheren ernannt; unter den übrigen 15 Städten, wo berjelbe 
durch die ftäbtifhen Organe gewählt wird, ift auch nod eine gewifle Anzahl, wo 
bie Landesherrſchaft ein Beftätigungsrecht übt. Durch den Ausſchluß der Erimirten 
(Großherzoglihen Beamten u. |. w.) von der Bürgerfchaft wird den Stabtvertre- 
tungen eine Menge intelleftueller Kräfte entzogen, den Erimirten felbft aber eine 
oft drüdende und zu mannigfahen Verwickelungen führende Ausnahmftellung ans 
gewiefen. Seit dem Jahre 1830 nahm die Medlenburg-Schwerinfhe Regierung in 
einer großen Anzahl von Städten Neorganifationen der Stabtverfaffungen vor, 
durch weldye bejonders der Einfluß der Magiftrate auf die Wahl der Bürgerre- 
präjentanten befeitigt und der Bürgerjchaft eine allgemeinere Theilnahme an der— 
felben zugeftanden warb, woburd in der Stadt Schwerin und vielen andern Städten 
auch die Juden fih den Zugang zum Bürgerausſchuß eröffnet fahen. Indeſſen 
widerſprachen die Stände der Befugniß des Landesherrn, ohne Einwilligung ber 
Magiftrate und Kommunen Veränderungen in ven Stabtverfafjungen zu treffen, 
und erlangten durd ihren Wiverfprud im Jahre 1840 Siftirung ver eingeleiteten 
ferneren Regulirungen. In den Jahren 1848 und 1849 aber wurben wieder mande 
Umgeftaltungen durch die Regierung eingeführt. Ein Verſuch, diefelben durd ein 
allgemeines Normativ für die Wahl und Wirkfamkeit der Bürgerausichüffe zu be- 
feitigen, welden das Minifterium fogleih nah der Reftauration der ftändifchen 
Zandesverfaffung unternahm, fheiterte an dem Widerſpruch der Stände, denen 
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bas in dem Gefegentwurf aboptirte Dreiflaffen-Genfuswahl-Syftem und bie Nivel- 
lirung aller Stabtverfaffungen nidht zufagte. Das Minifterium machte nun auf 
eigene Hand einige der in die Stabtverfafjungen eingebrungenen Neuerungen wieder 
rüdgängig. Im Ganzen aber blieben viefelben von Beftand. 

Ueber die Stellung der Landſtädte zur Landesherrſchaft gilt der Grundfag, 
daß das innere Regiment und die felbftändige Verwaltung des Stabtvermögens 
den Stäbten zufteht und das landesherrliche Oberauffihtsreht nur zur Verhütung 
und Abhülfe von Mifbräuden zur Anwendung kommt. Die Stabtrehnungen 
werben alljährlich zur Revifion an die Regierung eingefandt. Hinfihtlih der Ber- 
tretung der Kommunen auf dem Landtag und fonftigen ſtändiſchen Konventen ber 
fteht jeßt die Praris, daß die Städte durch ihre Bürgermeifter und nur aus 
nahmsweiſe durch ein anderes vom Magiftrat aus feiner Mitte erwähltes Mit- 
glied repräfentirt werden, während früher die Wahl auch auf Mitgliever der 
Bürgerſchaft fallen konnte. In einigen Stäbten hat fi bei dem Bürgerausſchuß 
nod das Recht der Inftruftionsertheilung erhalten. Im Widerfprud mit der ur- 
fprünglihen Anfhauung, daß die ſtädtiſche Kommune, niht der Magiftrat, dur 
den ftäbtifchen Vertreter an den Landesangelegenheiten ſich betheiligte, beftreitet 
nenerbings die Regierung den Bürgerausfhüfien das Recht, Landesangelegenheiten 
in den Kreis ihrer Verhandlungen zu ziehen, 

Bei Einführung neuer oder Verärberung alter Kommunalfteuern ift in 
den Lanpftädten die Einholung der lanvdesherrlihen Genehmigung erforberlid. 
Die Landpolizei wird von den Magiftraten geübt. Für den Umfang der Befug- 
niffe ver Polizei fehlt es beinahe an allen näheren Vorſchriften. Es hängt daher 
faft ganz vom Polizeidirektor ab, wie weit er feine Gewalt erftreden will, zumal 
da gejeglich ver Polizei das Recht der Erkennung und Bollftredung felbft von ſchwe— 
reren Strafen zufteht und in Bezug auf Hausſuchung und Verhaftung feine feften 
Regeln eriftiven. Für das Armenwefen beftehen in den größeren Stäbten befon- 
dere Armenkollegien, in welden auch die Erimirten, die hinfihtlih der Armen 
fteuerpflicht ven Bürgern gleichftehen, vertreten find. Die Ertheilung des Nies 
derlaffungsrehts hängt von dem Ermefien des Magiftrats einer jeden 
Stadt ab. Grundbeſitz an einem Ort für fih allein gibt noch nicht Anſpruch auf 
Reception. 

Früher eriftirte das Medlenburgifhe Staatsbürgerredht nur in Form ber Orts- 
angehörigkeit. Jeder Magiftrat und jede Grundherrſchaft verlieh mit der Ertheilung 
des Heimatd- und Nieberlaffungsredyts an Nichtmedlenburger dieſen damit das 
medlenburgifhe Staatsbürgerreht. In neuerer Zeit aber ift die Verleihung des 
Staatsbürgerrehts an Ausländer zu einem befondern von der Ertheilung des Hei: 
matsrechts ganz unabhängigen At ver Regierung erhoben worden. 

Das Heimatsrecht kann aber felbft für Medlenburger, wenigftens im Groß- 
berzogthum Medlenburg- Schwerin, wieder verloren gehen. Dies geſchieht, wenn 
Jemand feine Wohnung nah von ihm ausgegangener Kündigung aufgibt und ben 
Drt verläßt. Findet er nun an einem andern Drte feine Aufnahme, jo wird er 
heimatlos. Für folhe Heimatlofe ift das Landarbeitshaus zu Güſtrow, welches 
aus landesherrlichen und ftändifhen Mitteln gegründet ift, der traurige Aufbe- 
wahrungsort. Für Medlenburg-Strelig befteht ein Landarbeitshaus zu Gtrelig, 
welches zugleih Zucht: und Irrenhaus ift. 

Befondere Stadtverfafjungen haben Roftod und Wismar. Die Roftoder Bürger- 
repräfentation ruhet auf dem Zunftwejen und befteht aus zwei Körperſchaften, 
Ouartieren genannt, von denen das erfte 50 Deputirte der Kaufmannszunft und 
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bas zweite 50 Deputirte ber zünftigen Hanbwerfsämter zählt. Das alte GSelbft- 
ergänzungsrecht des Magiftrats tft in neuerer Zeit aufgegeben und den Quartieren 
ein gleicher Antheil mit dem Rath an ven Rathsherrenwahlen eingeräumt worden. 
Wismar hat feit 1830 feine alte Stadtverfafjung mehrmals veformirt und mit 
den Forderungen der Zeit in Einklang zu bringen gefucht. 

Die Sicherheitspolizei im Lande wird in Medlenburg- Schwerin durch ein 
Korps Genvarmen zu Pferde und zu Fuß, melde an den GStationsorten unter 
landesherrlichen SpecialeKommiffarien ftehen, ausgeübt. In Medlenburg-Strelig 
befteht für denjelben Zwed ein Korps Diftriftshufaren und Gendarmen zu Fuf. 
Hinſichtlich der nicht hauffirten Landſtraßen gilt der Grundſatz, daß jever Grund» 
befiger die über feine Gruntftüde führenden Wege in fahrbarem Stand zu er- 
halten hat. Die Befolgung wird durch Wegebefichtigungsbehörven gefichert, deren 
es in Medlenburg- Schwerin 31 gibt, jede aus einem landesherrlichen Kommiſſarius 
und zwei ſtändiſchen Deputirten beftehend. 

Kirchenweſen. Das evangelifch-Tutherifche Bekenntniß errang im 16. Jahr- 
hundert ven Sieg über das römifch-Fatholifhe und die Alleinherrfchaft im Lande. Erft 
im 17. Jahrhundert fam reformirter und römifch-fatholifcher Gottespienft an wenigen 
Punkten auf. Gegenwärtig befteht eine reformirte Gemeinde zu Bütom (168 Seelen) 
und zwei römifch-fatholifhe zu Schwerin und Ludwigsluſt (900 Seelen). Grie— 
hifcher Gottesdienſt wird, in Folge von Vermählungen medlenburgifcher Prinzen mit 
ruſſiſchen Prinzeffinnen, nur in zwei fürftlichen Kapellen (Lubwigsluft und Rem- 
plin) von Zeit zu Zeit gehalten. Die Jsraeliten verfhwanden gegen das Ende 
des 15. Jahrhunderts, wo die Rabbiner, wegen einer finftern Kriminalprocebur 
gegen eine große Anzahl Juden, Medlenburg in Bann thaten, faft auf 200 Jahre 
lang gänzlich. Gegenwärtig zählen fie in Medlenburg-Schmerin 3150 Seelen in 
43 Gemeinden, in Medlenburg-Strelig 450 Seelen in 4 Gemeinden. 

Das Kirchenregiment über die Iutherifhe Kirche wird, vermöge einer dyophy— 
fitifchen Theorie vom Verhältniß des Summepiffopats zum Tandesfürftlichen Amt, 
don jedem Großherzog durch eine eigene, von der oberften Staatsbehörde unab- 
bängige Oberkirhenbehörbe, in Schwerin durd den Oberkirchenrath, in Neuftrelig 
durd das Konfiftorium, geübt. Das Recht zu dieſer, erft in den Jahren 1849 
und 1850 erfolgten Abfonderung, weldhe in Medlenburg. Schwerin in Widerfprud) 
mit dem damals in Wirkfamkeit ftehenden Eonftitutionellen Staatsgrundgefeg und 
mit darauf bezüglihen Zufidherungen vorgenommen warb, wird aud von ben 
Ständen beftritten, welchen bei der Kirchengefeßgebung mie bei der Kirdhenpifitation 
grundgefeglic eine fehr umfafjende Theilnahme zufteht. Das zu Roftod beftehenve 
großherzogliche Konfiftorium hat nur die Funktionen eines Kirchengerichts mit einem 
in neuerer Zeit auf die Doftrinal-, Ceremonial- und Disciplinarfachen befchränf- 
ten Wirfungsfreife. Für die Stadt Roftod felbft werben diefe Funktionen von dem 
„Beiftlihen Minifterium", der Gefammtheit der Roftoder Geiftlihen, geübt. Die 
bauptfählihen Kirchengefege find: vie Kirhenorbnung von 1602 (neu publicirt 
1650, neu abgebrudt 1855) und bie Konfiftorialorbnung von 1570. 

Die Landeskirche zerfällt in Superintendentur-, dieſe wieder in Präpofitur- 
freife. In Medienburg Schwerin ftehen die Superintendenten, deren es, abgefehen 
von Roftod und Wismar, fünf gibt, unter der Oberfirhenbehörde: in Mecklen— 
burg-Strelig ift der Superintendent zugleich Vorftand des Konfiftoriums. Die 
Gemeinden haben nur in Bezug auf Verwaltung des Kicchenvermögens eine Or- 
ganifation. In Medlenburg- Schwerin gibt e8 außer ver Hofgemeinde, mit 1 Kirche 
und 1 Prediger, und der Roftoder Gemeinde mit 5 Kirchen und 9 Previgern, aber 
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mit Einfchluß der reformirten Gemeinde, in IA Präpoſituren 475 Kirchen, 330 
Pfarrer und 336 Prediger proteftantiicher Konfeffipn, außerbem noch eine Anzahl 
Hülfspreviger. Die Zahl der Kandidaten ber Theologie hat in neuerer Zeit fp * 
abgenommen, daß eine Menge von jungen Theologen qus den Nachbarländern zur 
Beſetzung der Pfarren haben herangezogen werben müſſen. Für die erſte und zweite 
Brüfung beftehen zwei pom Oberkirchenrath beftellte Kommiffionen. Bon den 330 
Pfarren ftehen 192 unter landesherrlichem, 94 ynter ritterſchaftlichem, 8 unter 
ſtädtiſchem, 27 unter gemifchtem Patronat. In der Herrfchaft Stargard gibt es 6 
Präpofituren (Synoden) mit 37 Pfarren Iandesherrlihen und 17 ritterſchaftlichen 
oder ſtädtiſchen Patronats; die Geiftlichkeit im Fürſtenthum Napeburg bildet eine 
befonvere Propftei (Synode Rageburg), zu welden 8 Pfarrer, ſämmtlich lanbes- 
herrlichen Patronats, gehören. Prüfungsbehörde für die Kandidaten ift das Kon- 
fiftorium zu Neuftrelig. Bei den Pfarren ritterfchaftlihen und ftäptifchen Patronats 
und bei den meiften Pfarren landesherrlichen Patrongts findet eine Wahl aus 
drei vom Patron aufgeftellten Kandidaten Statt; bei den übrigen die „Solitär- 
präfentation” mit einem Einſpruchsrecht der Gemeinde, bei einigen wenigen auch 
ein Alterniven beiver am aer 

Die Union zwifhen Yutheranern und Reformirten ift ausbrüdlid unter 
fagt, und vie Teilnahme der Einen an der Sakramentsſpende der Andern bedingt 
vorgängigen förmlichen Webertritt. 

Den Römiſch-Katholiſchen wird, abgejehen von den beiven Foncejftonir- 
ten Gemeinden, nur das Recht einer privaten Religionsübung zugeftanden. Einem 
ohne lanvesherrlihe Koncejfion von einem utsbefiger im Jahr 1852 eingeridh- 
teten Dausgottespienft, bei welchem ein von demſelben berufener römischer Priefter 
fungirte, ward durch gewaltfame Abführung des legteren über vie Landesgrenze ein 
Ende gemadht. Sowohl reverfalmäßig als dur die Praris fteht ver Grundſatz feft, 
daß Katholiten von allen höheren Staats- und von Richterämtern ausgfchloffen find. 
Das landſtandſchaftliche Recht wird zwar dem Befiger eines Ritterguts, weldyer römifch- 
katholiſchen Bekeuntniſſes ift, nicht beftritten, deſſen Ausübung auch im Uebrigen 
nicht behindert; doc gilt dieſes Bekenntniß als Hinderniß, wenn es fih um bie 
Beſetzung ber Stelle eines Landraths, eines Mitgliedes des engeren Ausſchuſſes und 
jelbft nur eines Amtsveputirten (Dirigent eines ritterfchaftlihen Amts) handelt. 

Die Juden ftanden bis zum Jahr 1813 in einem bloßen Schugverhältniß. 
Den Schugbrief ertheilte ver Landesherr. Durch einen Erlaß vom 22. Februar 
1813 wurden fie hinfichtlic bes ihnen durch den Erbvergleich ausprüdlid abge 
ſprochenen Rechts der Erwerbung von Landgütern und fonftigen liegenden Gründen 
mit den Chriften gleichgeftellt. Auf Antrag ver Etände warb aber diefer Erlaß 
am 11. September 1817 wieber zurüdgenommen. Spätere Verſuche, die Verhält- 
nifje der Juden im Wege der Geſetzgebung zu regeln, führten zu keinem Ergebniß. 
Dod war ihnen die Regierung auf abminiftrativem Wege und mittelft per wit 
den Stabtverfaffungen vorgenommenen Regulirungen zur Erlangung bebeutenber 
Berbefferungen ihrer rechtlichen und focialen Lage behülflih. Das Schutzgeld warb 
abgeihafit, ver Zugang zum Handwerfsbetriebe, zur Advokatur (mit Ausſchluß der 
Qualifikation zum Richteramt) und zur ärztlichen Praris den Juden eröffnet, jü— 
diſche Gemeindeorbnungen unter Ertheilung von Korporationsrechten eingeführt, 
für Berbefferung der gotteöbienftlichen Einrihtungen und des Schulmefens geforgt, 
die Aufnahme jüpifcher Einwohner in die Städte den für Chriſten beftehenven 
Normen unterworfen und ihnen in vielen Städten die aftive und paffive Wahl- 
fähigkeit für die Gemeindevertretung gewährt, 
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Eine finguläre Stellung ven Juden gegenüber nehmen die Städte Roftod und 
Wismar ein, welche ven Grundſatz befolgen, feinem Juden die Aufnahme zu gewähren, 

An der Spite des jübifchen Religionswefens fteht in Medlenburg-Strelig 
ein Landrabbiner, in Medlenburg- Schwerin ein israelitifcher Oberrath, beftehend 
aus zwei Iandesherrlihen Kommiffarien, dem Landes-Rabbiner und mehreren jü- 
diſchen Gemeinvegliedern; für die allgemeinen kirchlichen Verhältniſſe der Juden 
warb im Jahr 1840 ein Statut und im Jahr 1843 eine Synagogen⸗-Ordnung 
erlafien, erfteres jevoh im Jahr 1853 im Sinne einiger orthodorer Separatiften 
wefentlic abgeändert. Seitdem werben die jüdiſchen Mitglieder nit mehr von ben 
Gemeinden und der Landes-Rabbiner nicht mehr vom Oberrath erwählt, ſondern 
fämmtlich von Landesheren ernannt. 

Wobhlthätigfeitsanftalten. Eine hervorragende Stellung unter den Wohl- 
thätigkeits-Anftalten nehmen die drei Landesklöſter ein, melde im Jahr 1572 ben 
Ständen zum Zwed der chriftlichen Auferziehung einheimifcher Jungfrauen über- 
wiefen wurden. Im Laufe der Zeit hat ſich der „eingeborene Adel" in faft aus— 
ſchließlichen Befig zu fegen gewußt. Die Landſchaft Hat nur die Kollation von 
drei Stellen zur vollen Geld- und Naturalhebung im Klofter Dobbertin und von 
zwei Stellen zur halben Geldhebung in jedem der drei Alöfter erlangt; die Stabt 
Roftod befegt zwei Stellen im Klofter Ribnig. Alle übrigen Stellen, mit den ftäb- 
tifchen zufammen 340 an der Zahl, darunter 56 zur vollen Gelb- und Natural 
hebung, die übrigen zu vollen, halben ober viertel Geldhebungen, find in ben 
Händen des eingeborenen Adels und dienen zur Verforgung der Töchter aus ven 
zum eingeborenen Adel gerechneten Familien. Die Summe allein der baaren He- 
bungen der Percipientinnen beträgt jährlih 36,485 Rthlr. Der eingeborene Adel 
befegt außervem bie Proviforen- und höheren Beamtenftellen bei den Klöftern aus 
feiner Mitte und bat an dem reichen Kloftergut eine feiner bedeutendſten mate— 
riellen Stügen. Nah einer neueren Vereinbarung wird aus dem Dobbertiner Klo» 
fterfonds jährlich die Summe von refp. 1250 und 625 Rthlr. gezahlt für 6 Pen- 
fionen zur vollen Hebung (2912/, Rthle.) und 3 zur halben Hebung (1455/, Rthlr.), 
welche von den beiden Landesherren nad ihrem Ermeflen an Töchter ihrer Be— 
amten verliehen werden. — Das Klofter zum heiligen Kreuz in Noftod dient zum 
Unterhalt für medlenburgifche Jungfrauen und zählt 9 Konventualinnen, von wel- 
hen dem Herlommen gemäß eine adeligen Standes ift, und 12 Stellen zur halben 
und viertel Gelohebung. 

Unterrihtswefen. Wiffenfhaftlide Anftalten und Bereine, 
Das Volksſchulweſen in Medienburg Schwerin ift durd eine Schulordnung für 
die ritter- und landſchaftlichen Schulen vom 21. Juli 1821 und eine Domanial- 
Schulordnung vom 7. März 1823 geregelt. 

Im Domanium befteht bei jedem Amt eine Schulfaffe, zu welcher bie Pächter, 
Bauern, Büdner, Häusler, Einlieger, gleichviel ob fie ſchulpflichtige Kinder haben 
ober nicht, gewiffe Beiträge entrichten müſſen. Aus derſelben erhalten vie Lehrer 
das ihnen außer den Naturalleiftungen ausgefegte Schulgeld nad Verhältniß der 
Zahl der Schulkinder. Bon einem Lehrer follen nicht mehr als 50 Schüler unter- 
richtet werben, Bei einer höheren Anzahl tritt eine Klafjentrennung unter Unftel- 
lung unverheiratheter Hülfslehrer ein. Die Lehrer müfjen ihre Vorbildung im 
landesherrlichen Schullehrer-Seminar zu Ludwigsluſt erhalten ober doch hier bie 
Prüfung beftanden haben. Unterrichtsgegenftände find: Religion, Lefen, Schreiben, 
ge bes Nechnens, der Spradlehre und der Weltkunde. Doc fteht e8 dem 

ver frei, den Unterricht auf Religion und Lefen zu beſchränken. 
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In der Ritterfhaft ift die Erhaltung ver Schule Sache der Gutsherrfhaft. 
Dis zu 60 Feuerftellen dürfen nicht zu weit von einander entfernte Ortſchaften 
zu Einer Schule herangezogen werben. Die Lehrer find in den Kirch- und Pfarr- 
dörfern wie im Domanium bie Küfter. Sonft follen es redhtlihe und unbefcholtene 
Perfonen fein, weldhe die Prüfung vor dem Präpofitus beftanden haben. Die Aus- 
übung eines auf dem Lande erlaubten, nit ftörenden Handwerks ift ihnen für 
die Nebenftunden geftattet. Ein Minimum des ihnen zu gewährenden Einfommens 
ift feftgefegt und befteht in gewiſſen Naturalleiftungen und 1 Schill. 2 Pfenn. 
Schulgeld pro Kind und Woche während der Wintermonate. Ein ritterfchaftliches 
Schullehrerfeminar ift im Jahr 1855 mit einem fehr beſchränkten Kreife von Zög- 
lingen im Klofter Dobbertin errichtet und mit einer Heinen Unterftügung aus dem 
Kloftervermögen botirt. / 

Die Zahl ver Landfhulen in Medlenburg- Schwerin beträgt 1132. Davon 
fommen 575 auf das Domanium, 485 auf die Ritterfchaft, AO auf die Klöfter, 
19 auf ven Roftoder Diftrift, 13 auf die ftäbtifhen Kämmerei und Defonomie- 
Güter. Mit 136 Domanialfchulen find Induftriejchulen verbunden. Die Inspektion 
über die Landſchulen haben die Geiftlihen ver Kirchengemeinde. Die Schulpflich« 
tigfeit dauert vom vollendeten ſechſten Lebensjahre bis zur Konfirmation. 

Das Schulmefen in ven Städten fteht unter Auffiht der Magiftrate und ift 
binfihtlih der Gelpmittel, der Lokale u. f. w. Sache jever einzelnen Stadt. In 
neuerer Zeit find im Wege der Vereinbarung der Regierung mit den Magiftraten 
der einzelnen Städte Schulorbnungen eingeführt, welche nidyt einfeitig abgeändert 
werben bürfen. Zu Rektoren und Konreftoren werden nur Kandidaten ver Theologie 
ernannt; die unteren Stellen find theilweife mit Kirchenbienften verbunden. 

Ueber den Bildungsftand der unteren Klaffen der Bevölferung geben vie bei 
den Refruten angeftellten Ermittelungen einigen Auffhluß. Bon den Nefruten ber 
Sahre 1853—56 konnten durchſchnittlich zureichend Gedrucktes Iefen 88 pCt., 
Geſchriebenes 56, fchreiben 60, rechnen 54 pCt., bie übrigen alles dies theils nur 
ungenügend, theil® gar nit. Der niebrigfte Stand der Schulbildung zeigte fi 
bei den Refruten aus den ritterfchaftlihen und Kloftergütern. 

Gymnaſien beftehen zu Schwerin, Pardim, Güſtrow, Roftod und Wismar, 
von denen die drei erfteren lanvesherrlichen, die beiden letteren ſtädtiſchen Patronats 
find. Sie find insgefammt mit Realfchulen verbunden. Die LYandes-Univerfität zu 
Roftod warb im Jahr 1419 geftifte. Das Patronat über"viefelbe war bis zum 
Jahr 1827 zwifchen dem Landesherrn und der Stadt Roftod getheilt, ift aber 
feitbem dem Landesherrn allein zugefallen. Die Univerfität zählt 23 orventliche, 
4 außerorbentlihe Profefforen, einige wenige Privatdocenten und cirfa 120 Stubenten. 
An fonftigen Unterrichtsanftalten befteht eine landesherrlihe Navigationsſchule 
zu Wiftrow, zwei ſtädtiſche Navigationsfhulen zu Roftod und Wismar, und ein 
Zaubftummeninftitut zu Ludwigsluſt. 

In Medlenburg: Strelig warb dem Domanial-Schulwefen mittelft einer 
Schulordnung vom Jahr 1826 eine gründliche BVerbefferung zu Theil. Die Zahl 
ber Landſchulen beträgt 231, darunter 67 ritterfhaftlihen, die übrigen landes— 
herrlichen Patronats. Ein Seminar für die Domanialfhullehrer befteht zu Mirow. 
Gymnaſien gibt e8 zu Neuftrelig, Neubrandenburg und Friedland. Das erftere 
ift landesherrlichen, die beiden letzteren find ftäbtifchen Patronats, Die Gymnaſien 
zu Neuftrelig und Neubrandenburg haben Realichulen zur Seite. 

An wiffenfhaftlihen Vereinen find zu nennen: Der Berein für medlenbur- 
giſche Gefhichte und Alterthumskunde in Schwerin, die naturforfchende und bie 
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philomatiſche Gefelihaft zu Roſtock, der Verein der Freunde ber Naturgefchichte, 
ber Verein der medlenburgifhen Thierärzte. Unter den öffentlichen Bibliotheken find 
bie bedeutendſten: die Univerfitäts- und die ritter- und landſchaftliche Bibliothek 
zu Roftod, die Regierungsbibliothel zu Schwerin, die großherzoglihen Bibliotheken 
zu Ludwigsluſt und zu Neuftrelig. Buchhandlungen gibt es in Medienburg-Schwerin 
17, in Deedlenburg-Strelig 5, Buchdruckereien refp. 22 und 5. 

Medicinaltwefen. In jedem ber beiden Großherzogthümer fteht an der 
Spite des Mevicinalwefens ein Mebicinal-Kollegium. Medlenburg- Schwerin ift in 
16 Kreis- oder Stabtphufifatspiftrifte, Medlenburg-Strelig in 7 Kreisphhfitats- 
biftrifte getheilt. In erfterem zählt man 191 praftifhe Aerzte, 46 Wundärzte, 
16 Zahnärzte, 50 Thierärzte, 63 Apothefer; in letzterem 31 praktiſche Aerzte, 8 
Wundärzte erfter und 22 zweiter Klaffe; 3 Zahnärzte, 17 Thierärzte, 12 Apo- 
thefer, 49 Hebammen. Für den Unterricht der Hebammen befteht in Noftod eine 
mit der Univerfität verbundene Lehranftalt. Irren-Heilanftalten befinden fi in 
Sachſenberg bei Schwerin und in Roftod, eine Irren-Pflegeanftalt zu Dömitz. See- 
badanftalten beftehen zu Doberan (Heiligendamm), Warnemünde und Bolterhagen, 
ein Soolbad zu Sulz, Mineralbrunnen-Anftalten zu Doberan und Goloberg. 

Nechtöpflege. In der Rechtspflege macht fi) bei der großen Mafje ver- 
ſchiedenartiger Rechtsquellen der Mangel einer einheitlihen Geſetzgebung täglich 
fühlbarer. Die Nievergerichte werben durchweg noch von Einzelrichtern,, die theil- 
weife ſogar kündbar find, verwaltet. Ungeachtet mandyer neuerer Berbefferungen ift 
bei ihnen, mehr aber nod bei den Landesgerichten, das Berfahren langfam und 
foftjpielig. Für Kriminalſachen befteht nach wie vor das fchriftlihe und heimliche 
Berfahren mit allen feinen Mängeln in voller Geltung, da die eingeführten Schluß- 
verhandlungen feine wefentlihe Bedeutung haben, wogegen bie Zwecks leichterer 
Ueberführung der Angefhulvigten neuerdings erlaffenen Geſetze genügende Garantien 
zum Schutz des Unfhuldigen durchaus vermiffen laffen. Auch entbehren die jüngften 
Strafgeſetze vielfach der nothwendigen Beftimmtheit und fharfen Begrenzung und 
geftatten deshalb willfürliche Ausvehnungen und Beichränfungen. Dies gilt befon- 
ders von dem Gefe zum Schug wider ven Mifbraud der Preſſe, welches über- 
dies der Vorwurf trifft, daß es durch Legalifirung abminiftrativen Einfchreitens, 
befonders durd das dem Minifterium eingeräumte Recht der Unterbrüdung von 
Zeitjchriften und der über den Druder zu verhängenden Konceffionsentziehung die 
freie Gedanfenäußerung in ber einheimifchen Preſſe zu einer Unmöglichkeit ge— 
macht hat. 

Die Nievergerichtsbarkeit wird in den Domänen durch die Amtsgerichte ge— 
übt, in den ritterfhaftlihen und übrigen Landgütern durch die Patrimonialgerichte, 
in Roftod und Wismar dur die ftädtifchen Gerichte, in den Städten Schwerin 
und Parhim durch die Magiftrats-Gerichte, in der Stadt Grabow und den Stre— 
litzſchen Städten Neubrandenburg und Friebland durd das vereinigte Stabt- und 
Magiftrats-Gericht, in den übrigen Städten durch die großherzoglichen Stadtrichter, 
joweit es fih um Civilſachen handelt, und durch die Stadtmagiftrate als Waifen- 
und Patrimonial-Gerichte, fo weit e8 ſich um Pupillenfahen und um die Iurispiktion 
in fonftigen Fällen, auch um die Jurisdiktion Über Stadt-Grundftüde handelt. In 
ben ritterfhaftlihen und übrigen Landgütern in Medlenburg- Schwerin find, in 
Gemäßheit der Iandesherrlihen Konftitution vom 21. Juli 1821, vie Gerichts- 
herren größtentheils zu Gerichtsvereinen zufammengetreten, deren es für bie Civil- 
jurispiftion 25 und für die Kriminaljurispiktion 33 gibt. In Medlenburg-Strelig 
eriftiven für Civilfachen dieſe Patrimonialgerichtsperbänne nicht; dagegen haben fich 
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die ritterfchaftlichen Gerichtsherren zu einem Gerichtöverbante für Kriminalſachen 
zufanmengejchloffen. 

Die dargelegte Einrichtung zeigt in den meiften Fällen die Bereinigung ridy- 
terliher und abminiftrativer Thätigfeit in Einer Perſon Ueberdies wirb die Un- 
abhängigkeit der ftäbtifchen Obrigfeiten dadurch fehr beeinträchtigt, daß vielfach wie 
Bürgermeifter von den ritterſchaftlichen Patrimoninlgerichtsherren als Richter an— 
geftellt find. 

Landesgerichte find in Medlenbing-Schwerin die Juftizlanzleien zu Schwerin, 
Güftrow und Roſtock, und in Medlenburg-Strelig die Juftizkanzlei zu Neuftrelig. 
Diefelben bilden fir die Erfenntniffe der Niedergerichte die höhere, und für alle 
von der Nievergerichtsbarfeit Erimirten, foweit dieſelben nicht unter einem Spe— 
cialgericht, 3. B. dem Univerfitäts-Gericht In Roftod, einem Mititärgericht u. ſ. w. 
ihren Gerichtsſtand haben, bie erfte Inftanz. Mit den Landesgerichten in einer 
Linie ftehen für vie ver ftäntifhen Juriöviftion angehörigen Einwohner der Städte 
Roftod und Wismar die dortigen ſtädtiſchen Obergerichte. 

Für einem befhränften Kreis ſchwererer Berbrehen bient als Unterfuhungs- 
gericht das Kriminal-Kollegium zu Bützow, weldes durch Berorpnung vom 1. Febr. 
1856 aud als Spruchbehörde für die erften Erkenntniffe in den von Ihm geführten 
Unterfuhungen eingejegt if. 

Die höchſte für beide Großherzogthümer gemeinfchaftliche Inftanz iſt das Ober- 
Appellations- Gericht zu Roftod. Es nimmt Appellationen an von ben Erfennt- 
niffen, und Querelen über das Verfahren der vier Juftisfanzleien, der Konflftorien 
zu Noftod und NMeuftrelig, des akademiſchen Gerichts zu Roftod, aud der Magi— 
firate zu Roftod und Wismar, imgleihen der Militärgerichte in bürgerlichen 
Sachen und aller übrigen Gerichte über landesherrliche Diener oder fonflige 
Erimirte, ift auch zugleich Obergericht und letzte Inſtanz fir Kriminalſachen. 

In Medlenburg- Schwerin beträgt die Zahl der Kanzlei: Advofaten 296. Pri- 
fungsbehörden find: 1) Das Ober-Appellations-Geriht für die Mitglieves eben 
dieſes Gerichts, der Juftizgkanzleien, des Kriminal-Kolleglums, der Amts-, Stabt- 
und fonftigen Special-Gerichte, auch der Magiftrats- und aller übrigen Batrimo- 
nial-Gerichte; 2) eine aus Mitgliedern der Juftizkanzleien und Profeſſoren ver 
Univerfität zufammengefegte Rommiffton für die Rechtsfanditaten zur Advolatur 
oder zum Aubditorat bei Amts-, Stadt: oder Magiftrats-Gerihten; 3) die Yuftiz- 
Tanzleien für die vom Dekan der Juriftenfatultät zu Roſtock freirten Notarien 
zum Zwed ihrer Immatrikulation. Die Zahl der immatrifulirten Notarien beträgt, 
mit Einfluß der Advokaten, welche zugleich Notarien find, 384. In Medienburg- 
Strelig gibt. e8 55 Advokaten, bie meiftend zugleich Notarien, und 26 Notarien, 
die nicht zugleih Aovofaten find. 

Die Lanvdes-Strafanftalt zu Dreibergen zählt 231 Sträflinge, darunter 153 
männlichen und 78 weiblichen Geſchlechts. 

Militärwefen. Zum veutfhen Bunvesfontingent ftelen Medienburg- 
Schwerin 5967, Medlendurg:Strelig 1197 Mann. Beide gehören zur zweiten 
Divifion des zehnten Bundes-Armeekorps. Abgefehen von dieſem Berhältnif zum 
Korpsverband führt das Schwerinſche Kontingent für fih ven Namen „Diviflon“. 
Diefelbe befteht aus folgenden Truppentheilen: I. Infanterie: Grenabier-Garbe- 
(erftes) Bataillon, zweites, vrittes, viertes Bataillon, Jägerbataillon, die vier er- 
fteren zu 4, das leßtere zu 2 Kompagnieen. II, Kavallerie: ein Dragoner-Regiment 
zu 4 Schwahronen. III. Artillerie: 2 Batterien. IV. Plonier-Abtheilung. Die 
Garniſon des Dragsner-Regiments iſt Ludwigsluſt, die des zweiten And dritten 
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Bataillons Wismar und Roftod, die der Abrigen Truppentheile Schwerin. Das 
Streligfche Kontingent war bisher ju einem Infanterie-Bataillon formirt, zu wel: 
chem aber neuerdings eine Batterie zu 4 Geſchützen hinzugefommen ift. Die Re- 
krutirung gefchieht durch Ausloofung mit dem Syſtem der Stellvertretung. Die 
Dienftverpflihtung dauert ſechs und für einen Theil der Mannſchaft fieben Jahre, 
Doch werden in Friedenszeiten fümmtlihe Mannſchaften nad zweijähriger Dienft- 
zeit auf Großurlaub entlaffen. In Bezug auf die Rekrutirung zerfällt Medlen— 
burg- Schwerin in zwei Militär-Diftrifte (Schwerin und Güſtrow). Die obere Re— 
hrutirungsbehörbe ift in jedem biefer Diftrifte und in Mecklenburg-Strelitz aus 
einem landesherrlichen Kommiffarius und zwei ftänbifchen Deputitten zuſammen— 
eſetzt. 

In Schwerin beſteht eine Militär-Bildungs-Anſtalt, in welcher Kadetten auf 
die Porteger⸗Fähnrichs-, und Porteger-Fähnriche auf die Officiers-Prüfung bor— 
bereitet werden. Mit geringen Ausnahmen find die Officiersſtellen durch Adelige 
Befebt. 

Drdendzeichen. Ein eigentliher Drben eriftirt nicht. Doch find in nenerer 
Zeit verfchtedene äußere Kennzeichen ansgezeichneten odet längeren Dienftes ge⸗ 
ftiftet Worben. Dieſe find in Mecklenburg-Schwerin: eine Medaille in Gold und 
Silber mit der Infchrift „dert Künften und Wiffenfchaften” oder „dem reblichen 
Marne, dem äuten Bürger", eine Militärverbienftmebaille für Tapferkeit in dem 
Feldzuge von 1813 und 1814, eine Kriegsdenkmünze für Militärs aus den Jahren 
1808 Bis 1815, ein Milttärverbienftfreug für Auszeichnung im Kriege, eine Ber- 
dienſtmedaille, ein Auszeihnurgs-Knopf für Unterofficiere, und in beiden Grof- 
hetzogthümern: ein Militärbienftlveug für 12-, 18- und 25jährigen Militärbienft, 
Die Klofterdamen in ven brei Landesklöſtern tragen ein von ber Herzogin Luife 
Briedetite im Jahr 1763 ihnen verliehenes Drbensfreuz pour la vertu mit einem 
von der Herzogin Luife im Jahr 1781 zum Gnadenzeichen hinzugefügten filbernen 
Stern auf der linfen Bruft; die zur vollen Gelohebung und ein Theil der zur 
halben Geldhebung ftehenden Damen tragen, nach einer Verleihung der Großher- 
zogin Auguſte vom 26. Mai 1853, daſſelbe Ordenskreuz mit eiter Schleife an 
der linken Schulter. . 

Literatur Rudloff, Handbuch ver medlenburgifchen Gedichte. 1780 bis 
1822. 3 Theile: (Bis 1621). v. Lützow, Geſchichte von Medlenburg. Berlin 
1827-1885. 3 Bde. (Bis 1832). Boll, Gefchichte Medlenbutgd mit befonderer 
Berüdfihtignäg det Kulturgeſchichte. Neubrandenburg 1855. 2 Bhe. (Bis 1848). 
Hagenteifter, mecklenburgiſches Staatsrecht. Roft. 1793. — Raabe, mecklenbur— 
giſche Vatetlandskunde. Wism. 1857—1860 (Bis jett 11 ln in — 

Wiggero. 

Mediatiſirte Serrſchaften. S. Römiſches Reich deutſcher Na— 

tion, Standesherrn. 


Medicinalbehörden. 


Wie ſchoͤn im dein Artikel „Geſundheitspflege — Geſundheitspolizei“ erörtert 
wurde, iſt fowehl die Sorge des Staates und der Gemeinde füt Leben und Ge— 
ſunbheit ihrer Angehörigen als auch die Rechtspflege vielfach auf das ſachverſtän- 
dige Urtheil von Medicinern verwieſen. Die öffentliche Geſundheitsſorge, ſoweit 
fie medieiniſcher Borfenntniffe und Beiſtandleiflung bedarf, nennt man Medicinal⸗ 
pottzet ober poltzeiliche Mebtcktt; die Beiſtanvletſtung der mediciniſchen Wiſſenſchaft 
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zu Gerichtszweden gerichtliche Mebicin. Die Summe ber für bie polizeiliche und 
gerichtliche Medicin zufammen erforverlihen Kenntniffe wird unter der gemein- 
ſchaftlichen Benennung „Staatsarzneifunde” zufammengefaßt. Diefe Kenntniffe, 
namentlich die für die polizeiliche Medicin erforderlichen, find fo durch fpecielles 
Studium und fpecielle Uebung bebingt, daß fie nicht ohne Weiteres von jedem 
Arzte verlangt werben fünnen, und die Staatsregierung beftellt daher allenthalben 
befondere Organe und Beamte für die Ausübung der Staatsarzneifunde und zwar 
in der Regel gemeinfhaftlid für die beiden Zweige verfelben. Diefe Organe und 
Beamten begreift man unter dem Austrud „Medicinalbehörden“. 

Das ganze Medicinalwefen fteht unter dem Minifterium des Innern. Ihm 
ift gewöhnlich (unter dem Titel eines Obermedicinalrathes u. dgl.) ein mediciniſch 
gebilveter Referent für Medicinalangelegenheiten beigegeben. Der Umfang der Ge- 
ſchäfte, welche die Leitung des Mevicinalwefens mit ſich bringt, ift jedoch zu groß 
und die Summe der erforderlihen Kenntniffe zu umfaſſend, als daß die Thätig- 
keit und das Wiffen Eines Mannes in allen Fällen ausreihte, und es pflegt 
daher als unmittelbar dem Minifterium des Innern untergebene Behörde ein aus 
Mevicinern gebilvetes Kollegium (Mevicinal- oder Dbermedicinaltollegium) zu 
beſtehen, deſſen Direktor gewöhnlidy ver Medicinal-Referent im Minifterium bes 
Innern iſt. Diefes Kollegium muß nidt nur in allen wichtigeren in. die Staats- 
arzneitunde einfchlagenden Fragen von dem betreffenden Minifterium zum Gut: 
achten aufgeforbert werben, fondern e8 muß auch die Kompetenz haben, von allen 
hieher gehörigen Verhältniffen und Borgängen Kenntniß zu nehmen und von 
Amtswegen bie nöthigen Anträge zu ftellen. Zwedmäßig wird aud) ein wifjen- 
ſchaftlich und praftifch gebilveter Pharmaceut dem Kollegium beigegeben, oder wenig- 
ftens in ſolchen Fällen, welche fpeciell pharmaceutifche Kenntniffe erheifchen, zugezogen. 

Denn aud zunähft dem Minifterium des Innern unterftellt, muß das 
Dbermebicinaltollegium gleihwohl für jedes Minifterium, welches veffen Rath zu 
Öffentlihen Zwecken bedürfen follte, feine Dienfte leiften, namentlih aud für das 
Juftizminifterium in medieciniſch-gerichtlichen Fällen, wo die Gerichtshöfe eine Re— 
vifion der vorliegenden gerihts-ärztlihen Gutachten durch die oberfte Inftanz für 
nöthig erachten. Die Mitgliever und befonvers der Direktor des Dbermebicinal- 
follegiums müfjen mit folhen Gehalten ausgeftattet fein, daß fie ihren Amtsge— 
ſchäften nöthigenfalls auch mit Vernachläßigung der ärztlihen Praris nahlommen 
fönnen. Sie von der ärztlichen Praris ganz auszuſchließen, ift nicht rathjam, ba 
fie dadurch leicht in eine einfeitig theoretiſche Richtung gebrängt werben. 

In ähnlicher Weife pflegt in größeren Staaten aud der Provinzialftelle over 
Kreisregierung ein Kreismebicinalrath als Referent in mebicinifch-polizeiliden und 
mebicinifchegerichtlihen Angelegenheiten und ebenfo ein Mebicinalfollegium beige- 
geben zu fein. Bon ihnen gilt das oben Bemerkte. Die Funktionsgehalte der Beifiger 
des Kollegiums fünnen geringer fein, da aud der Geſchäfte nicht jo viele jein werben. 

Da und dort fungiren auch die mebicinifhen Fakultäten der Landesuniver- 
fitäten als Medicinaltollegien oder Medicinaltomites. 

Unter der Provinzialftelle endlich ftehen als Bezirks-Sanitätsbeamte die Amts» 
ärzte (Landgerichts, Kantonsärzte, Phyſici.) Site haben theils die mediciniſch— 
techniſchen Maßregeln, foweit nicht der Geſichtspunkt polizeilihen Zwanges in den 
Bordergrund tritt, anzuordnen und zu vollziehen, theils der Bezirkspolizeibehörbe 
und auch der Areisregierung medicinalpolizeilide und ven Gerichten mebicinalge- 
rihtlihe Gutachten abzugeben, ferner das untergeorcnete Medicinalperfonal (Apo- 
theter, Bader, Hebammen, Leihenbefhauer) zu beaufſichtigen, endlich aber Beobach⸗ 
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tungen über den Geſundheitszuſtand ihres Bezirkes und bie daſelbſt vorkommenden 
trankmachenden Urſachen und Einflüffe anzuftellen und für die Erhaltung und 
Berbefferung des Gefunpheitszuftandes der Bewohner Vorſchläge zu machen. Mit 
biefen umfafjenden Geſchäften verträgt ſich eine ausgedehnte ärztliche Praris nicht 
wohl, und es muß daher ver Gehalt fo regulirt fein, daß der Amtsarzt nicht 
bauptfächlic auf die Praris angewiefen ift. Kaum durchführbar ift die z DB. in 
Bayern theilweije beftehende Einrihtung, wonad die Amtsärzte auch nod bie un- 
entgeltliche ärztliche Behandlung der armen Kranken beforgen follen. Der Bor« 
ſchlag, den Amtsärzten die gerid tlich = mebicinifchen Gutachten, die ja jeder pral- 
tiſche Arzt beforgen könne, abzumehmen, dürfte fi weniger empfehlen; eher wirb 
zur Grmittelung höherer Gehalte die Vergrößerung der Phyſikatsbezirke, jo daß ein 
folder mehrere einzelnrichterliche Bezirke umfaßte, eine zwedmäßige Maßregel fein, 

In manden Ländern finden ſich neben ven Amtsärzten no befondere Amtd- 
chirurgen. Ein dringendes Bedürfniß hiernach kann nicht anerfannt werben. 

In Frankreich beſtehen am Site der Präfekturen ſowohl als ber Unterprä- 
felturen unbeſoldete Geſundheitsräthe, Conseils d'hygièêne publique et de salub- 
rite von 7 bis 15 Mitgliedern, weldye 3. B. bei Konceffionirung von Gewerben und 
Vabrifen, deren Betrieb ungefunde Dünfte verbreitet, mit ihrem Gutachten ver- 
nommen werben, 

Wir haben im Vorhergehenven des Unterfchieves zwifchen Gefunbheitspflege und 
eigentliher Gefunpheitspolizei nicht gedacht, wie er aud in ven wiffenfchaftlichen 
Bearbeitungen der Medicinalpolizei ignorirt zu werben pflegt. Bon Gejundheits- 
polizei ift eigentlich nur da zu reben, wo bie gebietende und zwingende Gewalt 
bes Staates thätig iſt. Wo der Zweck durd Anregung, Belehrung und Hülfelei- 
ftung verfolgt wird, nennt man dies richtiger Gefunbheitspflege. (S. ven Artikel 
„Geſundheitspflege — Gefundheitspolizei".) Diefer Unterſchied offenbart fi na- 
mentlih auch in der Organifation der Behörden. Sache ber oben geſchilderten 
Medicinalbehörden ift zunächft und hauptfächlich die Gefunpheitspflege. Wo Zwang 
und. Gebot nothwendig wird, alſo vie Sade eine wefentlich polizeilihe Natur ans 
nimmt, tritt auch die Thätigkeit der eigentlichen Polizeibehörden ein. 

Die Literatur f. in dem mehrerwähnten Artikel „Geſundheitspflege, Ge- 
ſundheitspolizei.“ Medicus. 


Meineid. S. Eid. 
Meiningen. S. Sächſiſche Herzogthümer. 


Menfchenrechte. 


In der gefhihtlihen Entwidelung ver Völfer und Staaten treten periodiſch 
Ideen als Anforderungen an das Leben hervor, welche die bewegenden Kräfte einer 
Epoche werben und alle Wünfhe und Beftrebungen in einer Richtung zu einem 
Ziele Hindrängen. Bisher war ed das Schidjal faft aller neuen Principien, daß 
fie nur nad langen und ſchweren, Ausfhreitung, Umfturz und Zerftörung berbei- 
führenden Kämpfen mit ven gegebenen Zuftänden basjenige Maß der Geltung 
erlangen fonnten, welches ihnen, in richtiger Ausgleihung mit anderen Anforbes 
rungen und Mächten des Lebens, gebührt. Es ift zwar öfter behauptet worben, 
daß die Principien und Kräfte, welche als Hebel ver Zerftörung geſellſchaftlicher 
Zuftände angewandt wurben, ſich nicht zum befferen Aufbau der Ordnung eignen. 
Diefe Anficht ift aber nur theilweife begründet, denn eine jede Idee und Kraft 
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tann ſich überhaupt nur als eine Macht des Lebens erweiſen, wenn irgend ein 
pofitiver Beftanptheil des Wahren, Guten und Rechten ald Kern in ihr enthalten 
iſt, der zwar, in der Vermifchung mit den menfchlichen Leidenſchaften, Gährung 
und Sprengung beengendber Formen hervorruft, aber doch ſchließlich als ber eigent- 
Ihe Gehalt des Entwidelungsprocefjes zurüdbleibt. So hat and die Idee eines 
allen Menfhen angeborenen Rechtes, obwohl fie als Hebel angewanbt wurde, 
um die ganze Geſellſchaft aus ihren gefhichtlihen Wurzeln, aus allen Ungeln 
ber überfommenen Zuſtände herauszureißen, durch die ganze vor ihrem Im— 
pulfe geleitete Bewegung zur Befeftigung der Wahrheit beigetragen, daß es Rechte 
bes Menfchen gibt, die von jeder pofltiven ftaatlihen Anerfennung unabhängig 
find, den Grund der Geltung in dem vernünftigsfreien Wefen des Menfchen 
haben, zur Ermöglihung der menſchlichen Beftimmung dienen und bei allen 
äußeren poſitlv⸗rechtlichen Beftimmungen die leitende Norm fein follen. Es tft auch 
eine eitle und bisher fruchtlos angewandte Mühe, gegen dieſe Lebensidee in 
blos negirendem Streite aufzutreten. Die Wiſſenſchaft kann nur die Aufgabe haben, 
zur Sichtung des Wahren und Falſchen, das Princip felbft in feinem Iegten Grunde 
und in dem innigen Jufammenhange mit denjenigen Orunbbegriffen bes praftifdj: 
geſellſchaftlichen Lebens nachzuweiſen, durch melde es feine richtige Begrenzung 
erhält und vor ber Lostrennung von dem höheren ethifhen Ganzen bewahrt wird, 
welche gewöhnlich zu einer ge Richtung führt. 

Dite Itee eines durch das Weſen des Menfchen gefegten Rechtes war ſchon 
dem Alterıhum befannt. Sie mußte ins Bewußtfein treten, als das Daſein eines 
ewigen göttlichen Princips in dem Wefen und Leben aller Menfchen klarer erfaßt 
wurde. As eine göttliche von menfhliher Satung unabhängige Idee war das 
Recht ſchon früh erkannt worden, und Sophokles fonnte im Geiſte ver Zeit bie 
Antigone (Antigone B. 456) eben fo einfach als ſchön fagen laſſen: „Nicht heitte 
nur und geftern, fondern diefes Recht Lebt emiglih, und Niematd weiß, wann 
es erſchien.“ Aber es bezeichnete einen weiteren Yortfchritt, ald das ewige göttliche 
über allen Menfchen waltende Recht aud als ein inneres, allen Menſchen ange- 
flammtes, Recht begriffen wurde. Diefer Fortfchritt wurde angebahnt durch Platon, 
a8 er in dem Menfhen ein emwiges und unfterbliches Princip, einen göttlichen 
Geiſt erkannte, der berufen ift, nad den göttlichen Urbildern oder Ideen durch bie 
entfprehenden Kräfte und Tugenden das menſchliche Leben zu geftalten, insbejon- 
bere aber, durch die Idee und Tugend des Rechts, alle Ideen, Geelenträfte und 
Tugenden in verhältnigmäßiger Beftimmung deſſen, was einem jeven Theile im 
Thun und Empfangen zukommt, zu einem harmoniſchen Ganzen zu verknüpfen 
und biefe harmonifhe Ordnung im Einzelmenſchen wie in dem großen Menjchen, 
im Staate, aufzubauen. Auch Ariftoteles betrachtet, im Wefentliher mit Platon 
übereinftimmend, die Gerechtigkeit als die ganze Tugend, melde F jede Thätig- 
keit der Seele als Richtſchnur gilt, wenn er auch die beſondere Getechtigkeit nad) 
den Äußeren Berhältniffen beftimmt. Die eigentliche fubjeltive Berechtigung Ift jedoch 
von dieſen Philofophen noch nicht etkaunt, indem fie das Recht noch vorwaltend 
als eine objektive Norm faffen. Erfi im Stoieismus, in welchem bie Philsfophie 
ſich mehr auf das Subjekt zurüdzieht, tritt auch das fubjetive Moment hervor. 
Die Freiheit wird als ein angeborenes Recht erkannt, die Sklaverei verdammt, 
bie Welt als ein großer, Gott und die Menfchen umfaſſender, Staat betrachtet, 
deſſen hödftes Gefetz (comvenienter natur® vivere) auch im dem irvdifch-menſch 
lien Staate gelten fol, in welchem, bei dem rechtfchafferren Leben eines Jeden 
(homeste vivere), alle fich als gleiche Glieder des Geneinweſens im Thün uk 
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Laſſen (suum cuique tribuere, neminem ladere) betrachten follten. In Cicerv's 
Schriften wurden die Lehren diefer drei Schulen nur weiter verarbeitet. Im römi- 
ſchen Rechte, in welchem überhaupt bie fubjeftive Auffaffung des Rechts vorwal⸗ 
tend wird, erkennen die fpätern großen Rechtsgelehrten (Ulptan), nach Naturrecht 
alle Menfhen als glei (1. 50 D. 17. 32) und als frei an ($ 2 J. 1. 2.). 
Erft durd das Chriftenthum wurde in ber Lehre vom Gott-Menfchen, in 
ber innigften wefenhaften Verknüpfung Gottes und ver Menfchheit, die Gleichheit 
aller Menjhen vor Gott, die geiftige und fittliche Freiheit und die alle Menfchen 
in der Lebensgemeinfhaft mit Gott als Vater und unter fi als Brüder ver 
Inipfende Liebe verkündet und die Grundlage zu einer Lehre vom Recht ge 
legt, in welcher vasjelbe nach den drei wichtigften Momenten als eine göttliche, 
alles menfchliche Leben beherrſchende Eigenſchaft Gottes, als eine objektive Norm 
und, in Beziehung zur menſchlichen Perjönlichkeit, als ſubjektive Berechtigung 
aufgefaßt wurde. In der geſchichtlichen Entwidelung dieſer durch das Ehriften- 
thum gewonnenen Orundlagen laffen fi bis auf die neuefte Zeit drei entfprechende 
Perioden unterfcheiden. Zuvörberft wird das Recht im innigen Zufammenhange 
mit Religion und Moral in ver vorwaltenden Einheit feiner Momente, jedoch haupt- 
fählih als göttliche Eigenfhaft und Ordnung bei Kirhenvätern aufgefaßt. Das 
Mittelalter, welches fih in der Scholaftif hauptſächlich an Ariftoteles anlehnt, 
fieht darin vorwaltend eine objektive Norm (Thomas von Aquino). Die Refor- 
mation bringt zuerft das Princip der unmittelbar mit Gott verbundenen Perfün- 
lichkeit zur Geltung, und die fih taran ſchließende Wiedergeburt und Fortbildung 
des Naturrehts nimmt, abgefehen von dem Leibnig-Wolfiihen Syfteme, immer 
mehr eine fubjeftive Richtung, jo daß zulest das an ſich unentbehrliche objective 
Princip der Norm nur aus dem Subjefte, feinem Willen oder feiner Vernunft abge: 
leitet werben fol. Eine höhere Redhtsauffaffung, wie fie durch die Krauſe'ſche Theorie 
eingeleitet ift, wird die verfchiedenen Seiten und Momente des Rechts unter ſich 
innerlich zu verfnüpfen und in dem ganzen und vollen Begriffe des Rechts auch 
die platonifhe und chriftliche Auffaffung der Gerechtigkeit in fi aufzunehmen haben 
(f. Ahrens, jurift. Encykl. ©. 72). 
Seit ver Reformation nimmt der neue Geift vorwaltend die Richtung auf 
bie Verbefferung und Umbildung der ftaatlihen Ordnung, melde mit Recht als 
eine eben fo unmittelbare göttliche Ordnung als die Kirche anerfannt wurde und 
nah dem Princip der freien Perfönlichkeit und zur Gewähr ihrer Rechte umge— 
ftaltet werben follte. Die Grundmwahrheiten, melde das Chriftentbum über das 
höhere göttlih-menjhlihe, von aller ftnatlihen Anerkennung unabhängige Wefen 
aller Menſchen ausgefprodhen hatte, wurden jeßt, in vorwaltender Ridtung auf 
das Gebiet des Rechts und des Staats, immer beftimmter als allgemeine Men- 
ſchenrechte aufgefaßt. Wie das Chriftenthum felbft bei feiner Entftehung ſich außer— 
halb des Staats geftellt und durch feine höhere Macht den alten Staat überwunden 
hatte, fo wurde jeßt ber ideale Standpunkt des Chriſtenthums über dem Staate 
in einen empirifhen Zuftand des Menfhen por dem Staate, in den Naturftand 
umgewandelt, und bie natürlichen Rechte des Menfchen follten ven Grundriß für ven 
ſtaatlichen Neubau bilden. Diefe Idee ver Menfchenrechte hat eine umıumftäßliche, 
in dem Wefen des Menſchen wurzelnde Wahrheit; fie ift ein Ausfluß bes ewigen 
göttlichen Princips, welches in jevem Menfchen Iebt, in der Vernunft, dem Licht⸗ 
organ des göttlihen Urlichts, feine Leuchte, in der Freiheit feine bewegende Kraft, 
in der nach gottähnlicher Vollendung ringenven Perfönlichfeit feinen lebendigen 
Träger erhält, Diefes Brincip ftellt in der Ausbildung zu allem Guten die gleiche 
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Aufgabe für Alle, weist in dem gemeinſamen Urſprunge und Weſen das brüderliche 
Band nad, welches in der Gemeinfhaft alle in werkthätiger Liebe umſchlingen foll, 
und verlangt für diefe menſchliche Weſenheit und Beftimmung, für die Erfüllung 
der daraus entfpringenden Pflichten die entfprechenden Rechte und ihre Gewähr 
in dem Staate. Das Dafein von Menſchenrechten als rechtlicher Ausdruck ver 
menſchlichen Perfönlichkeit, ala Vorbild und leitende Norm für die rechtliche Rege— 
lung der wichtigften Lebensbeziehungen ift daher am fich über allen Zweifel erhaben. 
Es gibt ein Recht der menſchlichen Perfönlichkeit überhaupt und, darin begriffen, 
auch ein Recht ver Gleichheit und der Ungleichheit, ver Freiheit, und, wenn man es 
fo ausdrücken will, auch der Brüberlichkeit, d. h. des theils nothwendigen, theils 
freien werkthätigen Cintretens des Einen für Andere, Aber welche Verzerrung 
haben nicht dieſe Rechte in ver Wiffenfhaft und im Leben erfahren! Sowie in ver 
Natur das milde, Leben und Lebensfreude wedende Licht und die zerftörende Flamme 
biefelbe Duelle haben, fo find auch die Menſchenrechte der hellleuchtende Streif in 
ber nenern chriſtlich humanen Entwidelung gewefen, zugleich aber als Brandfackel 
zur Zerftörung der überlieferten Staatsordnung gefhleudert worben. Der vornehmfte 
Grund der Abirrung und Verzerrung ift aber darin zu fuchen, daß die Rechtsidee 
von allen andern Lebensideen, fowohl von der Religion, als insbefondere von ber 
Idee des Guten, der Lebensgüter und des Sittlichen, mit welchen ſie ein höheres 
ethiſches Ganzes in innerer Berfnüpfung und gegenfeitiger Ergänzung und Begrenzung 
bildet, mehr und mehr ſchroff abgefonvdert wurde. Was der felbft fo fromme Hugo 
Grotius (f. d. Art.) für die Abtrennung des Rechts von der Religion eingeleitet hatte, 
wurbe von Thomafins und, der Hauptfahe nad, aud von Kant, in Bezug auf die 
Moral, vollführt. Während der Fortſchritt der Wiffenfhaft und die praftifche 
Lebensgeftaltung nur eine ftrengere Unterſcheidung und felbftändigere Ausbildung 
des Rechtsprincipes ald Grundlage der ftantlihen Ordnung verlangte, wurde eine 
foft gänzlihe Ablöfung vollzogen. Erft die franzöfifche Revolution gab die ernfte 
Mahnung zur Einlenfung in eine andere Bahn, und die feitbem entftandenen ver- 
ſchiedenen rechtsphilofophifchen Schulen festen fih, jedoch faft eine jeve nur in 
einer einzelnen Richtung, die Aufgabe, die VBerfnüpfung des Nechts, fei ed mit der 
Geſchichte und geſchichtlichen Sitte, fei es mit ver Religion, fei e8 mit der Moral, 
oft ohne gehörige Unterfheidung wieder herzuftellen,; eine Aufgabe, die von einer 
ethiſchen Rechtsphiloſophie nah allen Seiten und Richtungen, in Unterſcheidung 
und Verknüpfung der Ideen und LTebensgebiete, vollftändiger zu löſen ift. Die erfte 
wichtige Folge der verderblichen Ablöfung des Rechts von ver ethifchen Güterlehre 
zeigte fih nun darin, daß das Recht von dem objektiven Gehalte des Lebens, von 
den Lebensgütern und Zweden abgelöst, in das Subjekt verlegt und im Wefent- 
lichen blos ſubjektiv aufgefaßt wurde. Daraus mußte ſich für die Lehre ver Menſchen— 
rechte die Anficht ergeben und immer mehr feftfegen, daß die Grunbeigenfchaften 
der menſchlichen Perfönlichfeit jelbft die Rechte find, während dieſe Rechte doch nur 
für biefelben beftehen, für ihren Beftand und ihre Bethätigung die ſchützenden und 
regelnden Beftimmungen enthalten. So verbreitete fih nun die Anfiht, daß bie 
Perfönlichkeit, das Leben, die Integrität, vie Freiheit, Gleichheit u. |. w. an und 
für fi Rechte feien, ja man ging fo mweit, ein Recht auf oder an ver Perſönlich— 
keit, auf eben, auf Freiheit, Ehre, Gleichheit u. f. w. anzunehmen, womit ſich 
bann leicht die Vorſtellung eines willfürlihen Gebrauchs viefer Eigenfchaften ver- 
band. Rouffeau gab diefer Richtung den einfachften und fhärfften Ausprud, indem 
er den Willen felbft als das Recht erklärte. Diefe bis auf ven heutigen Tag 
aud unter pofitiven Nechtögelehrten noch vorherrfchende Auffafjung des Rechts als 
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einer Willensmacht wird nur durch eine Lehre überwunden werben, welche das Recht 
von feiner Abftraftion erlöst und das Wefen des Rechts in der organifchen, all» 
feitigen Regelung der ſich wechlelfeitig bedingenden LXebensverhältniffe nad ven Per- 
fonen (Subjeften) und Bütern (Objekten) für die Ermöglihung der menfhlichen 
Beftimmung erblidt. Dann werben aud die Menſchenrechte nicht abftraft, ſondern 
nad allen Perſönlichkeits- und Güterverhältnifien als Forderungen für die Er- 
ftrebung der menſchlichen Beftimmung erfannt und beftimmt werben. 
Betradhten wir nun noch etwas näher die praftifche Anwendung, welche 
die Lehre von den Menſchenrechten in der ftaatlihen Ordnung erfahren hat, fo 
finden wir biefelbe zuvörberft in der würbevollen „mit dem feften Bertrauen 
auf den Schu der göttlichen Vorſehung“ und vor der „reblihen Welt“ in 
„gegenfeitiger Verpfändung des Lebens, des Vermögens und ber Ehre" abge 
gebenen „Erklärung der im Kongreſſe verfammelten Vertreter der Vereinigten 
Staaten von Amerifa vom 4. Juli 1776." (S. das vollftändige Aktenſtück bei 
Lieber über bürgerl. Freiheit; aus dem Englifhen 1860 ©. 409), Bir 
erachten es, heißt es, als felbftoffenbare Wahrheit, daß alle Menſchen gleich ge— 
boren, daß fie von ihrem Schöpfer mit gewiffen unveräußerlichen Rechten begabt 
find, daß zu diefen Leben, Freigeit und das Streben nad Glück gehören, daß, um 
biefe Rechte zu fihern, Regierungen unter den Menſchen eingefegt find, welche 
ihre gerechten Befugniffe von der Einwilligung der Regierten „ableiten“, worauf 
dann aud) das, ſtets nur „mit Klugheit und nur bei einer langen Reihe von 
unwanbelbar ven gleihen Zweck verfolgenden Mißbräuchen und Anmaßungen" 
zu übende Recht, „Regierungen zu ändern und neue einzufegen und neue Schuß. 
wehren zu errichten“, ausgefprodhen wird. In der Berfaffung der Bereinigten 
Staaten vom 17. September 1787 felbft werden jedoch Feine allgemeinen Rechte 
des Menfchen, ſondern nur, hauptfählih in ven Zufägen und Abänderungen, bie 
weſentlichen politifhen Rechte des Volkes und der Einzelnen feftgeftellt. Erft durch 
die franzöftfche Revolution wurden die Menfchenrehte in die Verfaſſungen jelbft 
eingeführt. Bemerfenswerth ift, bei Vergleihung der verfchievenen in Ausübung des 
Princips der Volksfouveränetät entftandenen franzöfifchen Verfaſſungen, die theilweife 
Erweiterung und Berengerung bes Kreifes der Menſchenrechte, jowie die verſchiedene 
Stellung der Rechte zu einander und der Verſuch, dieſelben durch allgemeine 
Pflichten zu begrenzen. Die Verfaffung vom 3, Sept. 1791 hatte als natürliche 
und unverjährbare Rechte nur die „Freiheit, das Eigenthum, die Sicherheit und 
den Widerſtand gegen Unterdrückung“ erklärt; die zweite (fofort außer Wirkjamfeit 
geſetzte) Verfaffung vom 24. Juni 1793 ftellt dazu und voran die „Gleichheit“, 
unternimmt aber ſchon, ver Freiheit eine „Richtfehnur in der Gerechtigkeit" und 
eine „fittlihe Schranke in der Vorſchrift“ zu bezeichnen: Thue einem andern nicht, 
was du nicht willft, das man dir thue. Unwilltürlih wird man hier an bie Kan» 
tische Vorſchrift erinnert, nad welcher ein Jeder in jevem gegebenen Falle das 
Recht finden fol, indem er fi fragt, ob die Marime, nad) welcher er handle, ge« 
eignet ſei, zum Princip einer allgemeinen Geſetzgebung erhoben zu werben; wo» 
durch das chriſtliche Princip nur eine abftraftere Form erhält. Die dritte Berfaffung 
vom 23. September 1795 fügt zur Erweiterung ber Pflichten dem obigen nega= 
tiven Grundſatze nody den pofitiven hinzu: „Thue Andern das Gute, was bu 
wilft, das man bir thue“ und erflärt, daß „Keiner guter Bürger fei, wenn er 
nit guter Sohn, guter Vater, guter Freund, guter Oatte ſei.“ Unverkennbar 
Spricht fidh Hierin das Gefühl der Nothwendigfeit eines Maßes und einer Begren- 
zung ber abftraften Rechtsprincipien aus; aber der Grundirrthum liegt darin, daß 
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man in bie Berfaffung ganz allgemeine Säge des Rechts aufnahm, auftatt bie 
felben, nah dem Vorbilde der norbamerifanifhen Verfaſſung, nur nach den be 
ftimmten hauptſächlichen Richtungen ver praftiihen Anwendbarkeit feftzuftellen. So 
ipie aber in einer großen Bewegung die oberften Principien gewöhnlich zu ihren 
legten Konfequenzen drängen, fo wurde aud durch die focialiftifhe Verſchwörung 
von Babeuf 1796 der Verſuch gemacht, „das Reich ver gemeinfamen Glüd- 
feligteit" auf der Grundlage der Gleichheit herzuftellen. Hiermit hatte in Franf- 
rei die von Rouffeau eingeleitete Bewegung ihren erften Kreislauf beendet. Aber 
bis auf die neuefte Zeit find die Principien der abftrakten Freiheit und Gleichheit 
ohngeachtet der höheren Gefihtspunfte, melde tiefere gefhichtlihe und phi— 
loſophiſche Studien auch für eine richtigere Würdigung ver ftaatlichen Verhältniſſe 
eröffneten, nicht wahrhaft überwunden, weil der an fi) geringe Sinn des fran- 
gehen Volkes für eine organifche Auffaffung des ftaatlihen Lebens durch bie 
prengung aller forporativen Bande und durch die lange in ſchroffen Gegenfügen 
verlaufende politiihe Entwidelung faft erftorben ift. Der Zauberfreis, in welchen 
die Bewegung in Franfreic durch dieſe abftraften Principien gebannt ift, Tann 
daher bis zur gründlichen Umbildung derfelben nod öfter durchlaufen werben. So _ 
wurde denn auch 1848 der Kreislauf von Neuem begonnen. Lamarting proffamixte 
die Volksfouveränetät aller Einzelnen als gleihe für Alle, in einer am politi- 
ſcher Atomiftit den Meifter nod) überbietenden Weife, und die Nationalverfamm- 
lung ftellte vie Berfafjung vom 4. November 1848 auf, in welder zwar bie 
Lamartine'ſche Anſicht eine wefentliche Beſchränkung durch die Beftimmung im 
Art. 1 erhielt, daß „die Souveränetät der Geſammtheit der franzöfifhen Bürger 
zuftehe”, und „fein Ginzelner, fein Bolfstheil fi ihre Ausübung beilegen dürfe", 
welche aber, „treu ven Ueberlieferungen der großen Berfammlungen der franzöfl« 
ſchen Revolution” ver jhon von Rouſſeau durch VBermifhung ven Staat und Ge- 
ſellſchaft eingelziteten focialiftiihen Strömung ein weites Bett bereitete. In voll- 
ftändiger Bermiihung von Moral, Recht und Politif wurde in den exften acht 
Sägen eine Art von moraliſch-politiſchem Katehisnus aufgeftellt, der zwar bie 
re Nechte in „Grundſätze“ der Freibeit, Gleichheit und (jegt beigefügten) Brüper- 
ichfeit ummandelte, ven Bürgern auch vortrefjlihe moralifche Lehren gab („dur 
Arbeit fi) die Mittel des Unterhaltes, durch Vorſicht für die Zufunft Hülfsquellen 
zu ſichern, ſich einander brüderlich beizuftehen, zum Gemeinwohle beizutragen und 
zur allgemeinen Ordnung, indem fie das Sittengefeg und bie gefchriebenen Geſetze 
beobachten, welche vie Gefellihaft, die Familie und den Einzelnen leiten” u. f. w.), 
aber aud im diefen Beftimmungen an ver Unmöglichkeit der Ausführbarkfeit ſchei— 
tern und, abermals einem napoleonifhen Staatsjtreiche zur „Rettung der Gefell- 
haft" die Wege bahnen mußte 
Fragen wir nun fchließlih nad der praftiihen Bebeutung der Lehre yon ben 
Menſchenrechten, jo miüfjen viefelben im Gebiete des Privat: und öffentlichen Rechts, 
jedoch in der richtigeren Faſſung als Rechte der menſchlichen Perſönlichkeit, aner- 
faunt werben, und die Wiſſenſchaft ſoll nit die Hand bieten, daß viefelben im 
rechtlich-fittlihen Bewußtfein verdunfelt werben. Es gibt ein Perſonenrecht, weil die 
Rechte der Perfünlichkeit nicht als bloße Modifikationen der Rechtsfähigkeit, ſondern 
wirfliche, auf die wefentlihen Lebensverhältniſſe ver Perſönlichkeit ſich beziehende, Rechte 
find (f. Bluntſchli, deutfches Privatreht $. 13 und Ahrens jurift. Eneykl. ©. 600). 
Das allgemeine Recht der Perfönlichkeit gliedert fi aber nad allen ihren Erfchei- 
nungsweifen, nad) dem Leben überhaupt, nad ben Beftanptheilen von Geift und 
Leib, nah den Orundeigenfhaften ver Ehre, Freiheit, Gleichheit und Ungleichheit, 
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nad) ihrer Bethätigung für alle, duch die verjchiedenen Arten der Lebensgüter bes 
zeichneten, Bernunftzwede in einen Organismus entſprechender Rechte (Ahrens, 
Rechtsphiloſophie S. 346). So werden auch in allen gebildeten Rechten das Leben 
vom erften Keime an, geiftige und leibliche Geſundheit, die Freiheit in ihrem Be— 
ftande durch das Berbot ter Sklaverei und Leibeigenſchaft im Staatsgebiete (Oefterr, 
A. B. G. B. 8. 16) uud in den wefentlihen Arten ihrer Ausübung geſchützt. Die 
Gleichheit hat in vielen Berfafjungsurfunven ihre rechtliche Anerkennung als „Gleich— 
heit aller Bürger vor dem Geſetze“ gefunden (f. Bluntſchli A. Staatsredht S. 689). 
Die Gleichheit im Rechte ift jedoch nicht blos als Gleichheit vor dem Delete, die 
eigentlich nur, wie Bluntſchli richtig bemerkt (1. c.), Gleichheit vor dem Gerichte 
ift, ſondern aud als wirkliche Nechtsgleihheit zu faſſen, welde aber nicht in ber 
Nivellirung der Yebensverhältuiffe felbft, jondern nur in der Gleichheit der Bedingun⸗ 
en, alſo in der Allen gewährten gleichen Möglichkeit der freien Erſtrebung aller Le— 
ens⸗ und Güterzwecke in den menſchlichen und geſellſchaftlichen Verhältniffen Liegt. 
So wie aber auf der Grundlage der allgemeinen gleichen menſchlichen Berhältniife 
und Zuftände ſich im der zeitlichen Erſcheinung und Entwidelung mannigfache Un- 
terſchiede und Ungleichheiten des Alters, des Geſchlechts, ver Raffe, der Nationg- 
lität, des Berufs ausbilden, jo muß aud das Recht dieſe Unterſchiede anerkennen, 
Deun das Recht, welches fi überhaupt den Lebensverhältniffen anſchmiegen fol, 
bat zur leitenden Richtſchnur das Princip, daß die Menfchen unter gleichen Ver— 
hältniffen, als gleichen Borausfegungen, rechtlich gleich, unter ungleidhen ungleich zu 
behandeln find. In der Rechtsgleichheit erhält daher jede Perfönlichkeit die recht— 
lihe Möglichkeit, das in jevem Menſchen liegende Allgemein-Menſchliche, ven als 
höchſte Anlage und Kraft und als Zug zum Höheren in ihm ſich offenbarenden 
ivenlen Menihen (homo noumenon nad Kant), als feine menſchliche Idee, mehr 
und mehr zur wirklichen Oeftaltung zu bringen; in den Rechtsunterſchieden erhält 
die menfhlihe Individualität in ihren verſchiedenen Öeftaltungen ihr Net, das 
aber wieberum die individuellen Verhältniſſe nicht ftarr zu firiren, fondern auch 
in den meiften Fällen die Möglichkeit ver freien Umbildung und größeren Aus— 
gleihung offen zu erhalten hat. Hieraus erhellt zugleich, daß im Nechte das Princip 
der Gleichheit durch das Princip der Invividualität, als Quelle ver perfönlichen 
Freiheit, feine Beſchränkung erhalten muß, und eine einfeitige Durdführung nur 
mit Aufopferung der Freiheit und aud nur unter Nivellivung der wirklichen Les 
bensverhältnifje denkbar wäre. Rouffenu und feine Anhänger waren daher in viefer 
Hinfiht von einem richtigen Inſtinkt geleitet, als fie, da eine gleiche Erhebung 
Aller jofert als eine Unmöglichkeit erfcheinen mußte, eine gleiche Erniedrigung Aller 
durd den Kampf gegen alle Wiſſenſchaft und Kunft, alle Kultur, durch Rückkehr zu 
ben niebrigften Bildungszuftänden erftrebten. Aber jelbft eine ſolche Gleihheit würde 
noch eine Mafje von Ungleichheiten beftehen laffen, jo lange nicht, felbft bei ber 
Gleichheit der Bebürfniffe und der Mittel ihrer Befriedigung, die fo große Ber- 
Ihiebenheit in der Genußfähigfeit, in ver Neizbarfeit der Sinnesnerven und in dem 
Einfluß der jeven Genuß weſentlich mitbeftimmenden Einbildungstraft, furz bie 
menſchliche Individualität überhaupt vernichtet würde. 

So find die Menſchenrechte aus dem Grunde der Perſönlichkeit zu begreifen 
und nicht abftraft, ſondern nad allen mejentlichen Lebensverhältniffen und in 
Dinfiht auf alle vernünftigen Lebenszwede zu beftinmen. 
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Die periobifch wieverfehrenden Sammelpunfte von Käufern und Berkäufern, 
welche, foferne fie den Umfag von Induftrieerzengniffen in erhöhtem Mafftabe be: 
zweden, Meſſen genannt werben, entwidelten fi regelmäßig nicht an ven für 
den Hanbelöverkehr leicht zugänglichen Orten, fondern vielmehr an jenen Punkten, 
beren Beſuch für Käufer und Verkäufer relativ fehwierig und mit Gefahren ver- 
knüpft war. | 

Ueberall nämlih da, wo Kaufleute und Induftrielle täglich mit einander in 
Geſchäften verkehren, bildet fi als Mittel des Waarenumfages das Börfengefchäft 
und bei großen Importen die Auktion. Die Meffen dagegen find bezüglich ihres 
Stanvortes an die Binnenpläge gewiefen, weil gerabe hier eine dauernde Erhaltung 
der Berkehrsbeziehungen weniger leicht gelingen wollte, Ihre Entftehung hängt 
denn auch gerade mit ver größten Berfehröftörung, dem Kriege, zufammen. Die 
Veldlager, welche an ver Peripherie jenes großen Kreifes gelegen waren, ben 
die Wenden, Slaven und Avaren gegen bie Wohnſitze der deutſchen Nation ge— 
bildet hatten, erfcheinen als die erften Anfänge des deutſchen Meßhandels. Die 
kriegerifchen Verhältniffe geftatteten in den erften Perioden der volkswirthſchaftlichen 
Entwidelung über einen gewiffen Kreis hinaus keinen gefiherten Gejhäftsverfehr, 
und die Handelsleute entfernterer Gegenden zogen es baher meift vor, ihre Waaren 
in den feften Tagerplägen zu hinterlegen und dort neue Tauſchobjekte aufzufuchen. 
Einzelne diefer Grenzpunkte eines geſicherten Waarenverkehrs (Magdeburg, Erfurt, 
Forchheim, Regensburg) waren fhon unter Karl dem Großen als Hanbels- und 
Stapelpläße bezeichnet. 

Die fpätere Entwidelung viefer Verfehrsfnotenpunfte iſt jedoch theilmeife durch 
die kirchlichen Feftlihleiten veranlaft. Das religiöfe Bedürfniß führte bei be 
fonderen Beranlaffungen große Menfhenmengen aus weiter Ferne zu gemeinfamer 
Uebung in der Kirche zufammen, und fofort beachtete aud der Handelsmann dieſe 
Gelegenheit des Wanrenabfages. Aber auch fie hätten den Flor und die Bebeutung 
ber Meffen für ven Großhandel nicht begründen können, dies bewirkte vielmehr 
nur der eigenthümliche Entwidelungsgang des deutſchen Zoll- und Gewerbswefens,. 

Die Schwierigkeit des Transportes voluminöfer Waaren beſchränkte ven Ber: 
kehr auf relativ koftbare Stoffe, melde im geringen Bolumen einen großen Werth 
repräfentirten; gerade dieſe Stoffe ertrugen aber — ohne Gefahr einer gänzlichen 
Bernihtung des Handeld — eine ziemlich hohe Befteuerung. Die Fürften und 
Städte des Reiches ſahen daher in ver Belaftung ver ihr Gebiet berührenven werth- 
volleren Waaren mit Abgaben von jeher eine nicht umergiebige Einnahmsquelle, 
und es bifteten ſich deßhalb an den Straßenzügen die Zollftellen. Die Ab- 
gaben ver Kaufleute bildeten auch in der That eine beveutende Einnahmöquelle, 
und man beftrebte fi) im Intereffe ver Zollerhebung, den Waarentransport mög- 
lichſt zu den Zollſtellen zu leiten. Den Kaufleuten wurde ſicheres Geleite gewährt 
und die Errichtung gefchloffener Waarenräume durchgeführt, in welden dem Kauf- 
manne Gelegenheit zum Waarenabfage geboten war. 

Bei dem eigenthümlichen Gange des deutſchen Gewerbsweſens legte dieſe Be- 

ünftigung den Grund zu einer neuen Berrüdung des Handels. Wie die übrigen 
— fo hatten auch die Kaufleute geſchloſſene Geſellſchaften — Zünfte, 
Gilden — gebildet und das ausſchließliche Recht zum Abſchluſſe von Hanvelöge- 
fhäften an ihrem Wohnorte erlangt. Die am Sige der Zollftätten anfäffigen Kauf: 
leute brachten e8 gar bald dahin, daß e8 nicht mehr in das Belieben des fremden 
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Kaufmanns geftellt war, ob er fi der Waarenräume bevienen wollte, er mußte 
vielmehr feine Waaren in den Niederlagen hinterlegen (Stapelreht), wo ihm 
nur die Mitglieder der enggeſchloſſenen Bünfte gegenüberftanden, welche den Ein- 
fauf und weiteren Umfag, dann die Bermittelung und Beforgung des Transportes 
als ihr ausſchließliches Recht betrachteten. \ 

Das Streben nad) Ausſchließlichkeit der Berechtigung führte noch einen Schritt 
weiter. Um den aus den Niederlagen für bie dort anfäffigen Kaufleute entfprin- 
genden Nuten zu erhöhen, wurben Privilegien erwirkt, nad welchen alle inner- 
halb eines weitgedehnten Umkreifes die Zollftätte berührenden Waaren entweber in 
die Niederlage gebracht werben mußten, oder wenigftens in feiner andern Nieder- 
lage zum Verkaufe ausgeftellt werben durften. So hatte die Stadt Leipzig Privi- 
legien zu erlangen gewußt, nad welchen die Abhaltung von Märkten 15 Meilen 
im Umfreife ver Stadt unterjagt war. 

Der gefammte Hanvelöverfehr drohte im Sonderbeftreben der Städte und 
Zünfte unterzugehen, bis die Reihsfürften, um die Nachhaltigkeit ber Zollein- 
nahmen beforgt, für periodiſch wieberfehrende fürzere Zeiträume das Recht des un- 
behindert freien Verkehrs zwiſchen Kaufleuten wiederherftellten, diefen Sammelpunften 
wegen bed freien Meßverkehrs erhöhte Bedeutung gaben und damit zugleich 
die erfte Brefche in die Zwangs- und Bannrechte der Gewerbe legten. 

Aber nicht blos dadurch, fondern auch durd ihre periodiſche Aufeinan- 
derfolge übten die Märkte Einfluß auf die volkswirthſchaftliche Entwickelung. Die 
größeren Zufammenkünfte ver Kaufleute erfolgten in einem gewiſſen Cyflus; von 
der Leipziger Neujahrsmeffe zur Braunfchweiger Lichtmeſſe, der Reminisceremefje zu 
Branffurt a. d. D, ꝛc. ift der Zufammenhang augenfällig. In dem Maße, in 
welchem dem deutſchen Volke das Bewußtjein der nationalen und wirthſchaftlichen 
Zufammengehörigfeit immer mehr abhanden zu kommen drohte, blieben die Kauf- 
leute die Träger des Einheitögedanfens, wenigftens auf materiellem Gebiete, ba 
ſich ihre Geſchäfte in den verfchievenften Territorien abwidelten und fie doch we- 
nigftens während der Meßzeit allenthalben einheimifchen Kaufleuten zleih geachtet 
wurden. Nachdem umferes Wiffens zuerft Friedrich Lift auf einer Berfammlung 
Snduftrieller zu Darmftadt 1816 die Befeitigung der inländiſchen Zollftelen und 
deren Berlegung an die Grenzen, fowie eine Erweiterung der Zollgrenzen in An- 
regung gebracht hatte, legte Preußen dur fein Zollgefeg vom 26. Mai 1818 zur 
Ausbildung des Zollvereind und damit zum gegenwärtigen Beftande ber 
Meſſen den erften geſetzlichen Grunpftein. Die inneren Zolftelen hatten bienad) 
aufzubören und die Erhebung der Eingangsabgaben an der Landesgrenze zu ge— 
heben. Die mit der Erhebung von Binnenzöllen verbundenen Berkehrshemmniile 
waren nunmehr befeitigt. Gleihwohl blieb der Handel mit fremden Waaren fo 
lange erfhwert, als die Zollabgaben beim Uebertritte der Waaren über die Grenze 
fofort und ohne Rüdfiht darauf erhoben wurben, ob biefe fremden Waaren benn 
wirflih auch in den inländifchen Verkehr gebracht würden, 

Die Zollgefeßgebung vom 26. Mat 1818 beftimmt deßhalb, daß fremden 
Gewerbtreibenden, weldye inländifhe Märkte befuchen, von ihren unverfauften Waaren 
bei ver Wiederausfuhr Erlaß der Verbrauhsabgaben gewährt werben ſolle. Nach 
ber 1838 unter den Zollvereinäftaaten vereinbarten Redaktion des Zollgeſetzes 
wird ben fremden Handels- und Gewerbetreibenden der Beſuch inländiſcher Märkte 
und Meſſen dadurch erleichtert, daß von den unverfauften Waaren Erlaß des Ein— 
gangszolles bei der Wieverausfuhr gegen vorfchriftsmäßigen Nachweis über bie 
Spentität der ein- und zurüdgeführten Waaren gewährt wird, 
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Während dieſe Beſtimmung auf alle Meſſen und Märkte gleichmäßig Anwen- 
dung findet, fegen innerhalb diefes allgemeinen geſetzlichen Rahmens zu Gunften 
des Meßverkehrs die einzelnen Meßordnungen nod Folgendes feft: Alle — Fremde 
und Einheimifche —, welche in einer eingerichteten, mit ihrer Firma bezeichneten offenen 
Berfaufsftätte nachweisbar Verkaufsgeſchäfte betreiben, demnach wirkliche Verkäufer 
find, erhalten für eine beſtimmte Minimal-Waaren-Menge (6 Centner Reingewidt) 
ein Meßkonto, in Folge deſſen die Zollgefälle während der Dauer ver Meſſe 
dem Konto-Inhaber freditirt werden. Der unter amtliher Kontrole zurüdgehende 
Theil jener Waaren, welche auf ein Konto genommen waren, wird gegen Erlegung 
einer Durchgangs-Abgabe wieder vom Konto abgefchrieben; deßgleichen haben jene 
Waaren, welche nad) andern Padhofftätten refp. Meßplägen verfandt werden, bis 
. zu ihrem Verkaufe zum vereinsinlänvifhen Bedarf Feine Abgabe zu entrichten. Die 
Zollgefeßgebung erleichtert demnach ven Mefverkehr, indem fie für gewiſſe, mit 
höheren Eingangszöllen belegte vereinsausländiihe Waaren beim Meßverkehr den 
300 ftundet und nur von jenen Waaren, welche im Inlande in Bentehr geſetzt 
werben, den Eingangszoll erhebt, in Anfehung der übrigen fremden Waaren aber 
fo verfährt, ald wenn der ganze Meßort ein freier Entrepot wäre und gleichſam 
zum Zollvereinsauslande gehörte. Die hiedurch ermöglichte freie Bewegung bes 
Berkehrs mit fremden Waaren bildet zur Zeit ven widhtigften Vorzug ber 
Meßorte. 

Zur Belebung und Erleichterung des Meßverkehrs iſt man jedoch noch weiter 
gegangen, indem man in einigen Meßſtädten jenen Großhandlungen, welche die 
nöthige Sicherheit bieten, fortlaufende Konti bewilligt. Die Bedeutung dieſer 
Kontirungsbefugniß befteht varttı, daß fremde Waaren, welche von den Großhand- 
lungen der Meßſtädte Leipzig, Frankfurt a. M. und Braunfchweig bezogen werben, 
am Meforte felbft revidirt und aud außer der Mefzeit zum Eingange ver- 
zollt werben können, die Zollſchuld felbft aber nod längere Zeit geftundet bleibt. 
Erft diefe Borkehrung ermöglicht einen dauernden Handel mit auswärtigen Waaren, 
da entgegengefegten Falles — wenn bie inländifchen Großhandlungen ihre fremden 
Waaren fofort beim Eingange verzollen müßten, — der ausländifche Käufer die frem— 
den Waaren an ihrem Urfprungs- und Erzeugungsorte aufzufuchen gezwungen wäre, 

Es läßt ſich nicht verfennen, daß die fortlaufenden Kontirungen — bei einer 
Bereinigung mehrerer Staaten zu einem kommerciellen Lande — dem Principe 
der gegenfeitigen Gleichftellung aller Angehörigen des einen Staates oder Plages 
mit jenem des andern wiberftreitet. Und wenn ſchon die Kontirung auslänbifcher 
Manufakturwaaren an ven Mefplägen während der Meßzeit eine Benachtheili- 
gung aller andern Hanbelspläge enthält, jo ift dies noch mehr bei den fortlau- 
fenden Kontirungen der Fall. Es ift auch in der That fein Grund abzufehen, weß- 
halb Großhändler an Meßplägen außer ver Mefzeit anders behandelt werden follen, 
als Großhändler an andern Hanvelsplägen, und warum gerade jenen und nicht auch 
biefen die unverzollten Waaren zur freien Verfiigung und nod dazu nad) ben dama— 
ligen Einrichtungen unter Kontrolen überlaffen werben, welche fi ohne ftrenge Recht— 
lichkeit der betheiligten Handlungshäufer ganz ungenügend zeigen. Bon Handelsſtädten, 
wie Berlin und Augsburg, ift daher die Auspehnung der fortlaufenden Konti auf 
alle wichtigeren Handelsftädte oder deren vollftändige Einziehung wiederholt bean- 
tragt worden. Die Ausdehnung auf andere Pläge widerfpricht aber den Beftim- 
mungen des Art. 24 der allgemeinen Zollvereinsverträge, wonach Begünftigungen 
einzelner Meßplätze nicht erweitert, fondern vielmehr thunlichft beſchränkt werben 
jollen. Der gänzlichen Aufhebung aber fteht der Umftand entgegen, daß hiebei ins- 
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beſondere Leipzig in einer Weiſe betheiligt iſt, daß die ſächſiſche Regierung, welche 
ſchon beim Eintritte in den Zollverein die Aufrechterhaltung der Kontirungsbeſtim— 
mungen vertragsmäßig zu fibern wußte, zu einer Aenderung ber desfallſigen Be— 
flimmungen ſich nicht entſchließen kann. 

Zur Beurtheilung des Einfluſſes der laufenden Konti auf den Großhandel 
ſei erwähnt, daß nach einem der beiden Konti-Abſchlüſſe im Jahre 1869 während 
6 Monate zu Leipzig unter anderen Waaren angeſchrieben worden find: an baum⸗ 
wollenen Stuhle und Strumpfwaaren 11,098 Gent., an groben Eifenwaaren 
1120 Gent., an groben kurzen Waaren 1097 Gent., an gebleichter Leinwand 865 
Eent., an Seidenzeugen 1531 Gent., an halbfeivenen Waaren 530 Gent., an be- 
drudten zc. Wollmaaren 703 Eent., an gewalften ꝛc. Tuchwaaren 5865 Eent., an 
Zeppichen 396 Eent. 

Die Bevorzugung der Großhandlungen einzelner Mefpläge führte vor mehreren 
Jahren unter andern zu einer eigenthümlichen Umgehung ver Zollordnung aud) 
dadurch, daß fremde Waaren, für welche der Eingangszoll bereits entrichtet worden 
war und welde in ven freien Verkehr des Zollvereins übergingen, durch die Konten 
ausgeführt und dafür eine gleich große Menge gleichartiger Waaren ausländijchen 
Ursprungs unverzollt vom Konto an ſolche Handlungshäufer überlaffen worden 
find. Obwohl die betreffenden Leipziger Handlungshäufer wegen biefer Uebertretung 
der Zollordnung von den Gerichten verurtheilt wurden und die Bewilligung eines 
fortlaufenden Kento's zurüdzuziehen ift, fobald der Inhaber ſich einer Zolldefrau- 
dation ſchuldig gemadht hat, fo wurbe biefen I Hg das fortlaufende 
Konto in Berückſichtigung feiner großen Bedeutung für ven Leipziger Plag gleich. 
wohl nicht entzogen. ; 

Bon den auf Rechnung der laufenden Konti eingeführten Waaren wird ber 
größere Theil wieder ins Zollvereinsausland abgefegt. In das Inland wurben nad) 
der amtlichen „Ueberficht des Zuftandes der laufenden Konti der Großhandlungen 
im Jahre 1859" an ven drei Mefplägen: Frankfurt a. M., Braunfhweig und 
Leipzig verfauft: an baummollenen ꝛc. Waaren beiläufig 3440 Cent., an Eifen- und 
Stahlwaaren 571, an groben Kurzwaaren 377, feinen Lederwaaren 218, gebleichter 
Leinwand 328, Seidenzeug und Strumpfwaaren 1310, Wolle und Wollwaaren 
4300 Eent. 

Dagegen wurben von fremden Waaren wieder nach dem Auslande verfendet 
beiläufig an baummollenen Waaren 5348, Eifen- und Stahlwaaren 165, groben 
kurzen Waaren 204, Leinwand 416, Seivenzeugen ꝛc. 1116, Halbfeiven 282, Woll- 
waaren 2946 Gent. 

Der Meßverkehr mit fremden Waaren ift in ftetem Rüdgange begriffen. 
Die Verſchickung von Muftern und Proben, tie Benützung ver Verkehrs-Erleichte— 
rungen weifen den inlänbijhen Kaufmann an ben Urſprungs- und Erzeugungsort 
ber fremden Waaren. Es wurben deßhalb für ven Bedarf im Zollvereine an fremden 
Waaren 1859 blos abgefegt: baumwollene Stuhl- und Strumpfwaaren 830 Eent., 
Eifen- und Stahlwaaren 13, grobe kurze Waaren 220, feine Lederwaaren 132, 
Seidenwaaren 111, Halbjeive 93, Wollmaaren 1300 Cent. Ungleich bebeutenver 
war ber Eingang vereinsländifher Waaren zu den Meſſen. Es wurden zu— 
geführt: an baummollenen Waaren 192,670 Gent., an Eijen- und Stahlwaaren 
13,391, Leinwand 46,266, Seivenwaaren 9000, Wollmaaren 207,000 und bie 
Gefammtbefhidung der drei Meffen Braunſchweig, Frankfurt a. d. O. und Leipzig 
mit zollvereinsländifhen und den übrigen im freien Verkehr befindlichen Waaren 
(Sranffurt a, M. notirt nämlich den Zugang an zollvereinsländiſchen Waaren nicht) 
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betrug über 700,000 Centner. Ein großer Theil dieſer Waaren geht nach dem 
Oſten und Südoſten Europa's. 

Die Bedeutung der Meſſen, insbeſondere jener zu Leipzig liegt ſomit theils 
in dem Umſtande, daß ſie den Charakter großer Induſtrieausſtellungen angenommen 
haben, auf welchen ſich die Kaufleute und Fabrikanten von dem Stande und den 
Anforderungen des Marktes überzeugen, theils darin, daß mit den fremden Waaren 
auch zollvereinsländiſche Fabrikate, und zwar letztere in erhöhtem Maße ihren 
Abſatz in das Zollvereinsausland finden, und hierin wird aud für die nächſte Zu- 
tunft die überwiegende Bedeutung der Mefjen gegenüber den Induſtriebörſen zu 
fuchen fein. 

Literatur: Philippi, Beiträge zur Gefchichte und Statiſtik der deut⸗ 
ſchen Meſſen. Frankfurt a. d. D. 1857. Karl und Friedrich Noback, allgemeine 
Euchtlopädie für Kaufleute, Fabrifanten und Induſtrielle. Leipzig 1859. 
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I. Statiſtik. | 

1) Lage, Größe, Einwohnerzahl und Grenzen. Mexiko, eine Republik 
in der nördlichen Kontinentalhälfte Amerifa’s, deren Verfaſſungszuſtände in fort 
währenden Schwanfungen liegen, bietet durch die Gefchichte feiner Vergangenheit 
vor der fpanifhen Eroberung als Sig eines großen alten Kulturftantes bejonderes 
Intereſſe dar und iſt noch bebeutfamer für die Gegenwart und Zukunft Amerifa’s 
durch feine günftige Weltftellung, feine geog raph i ſche Lage zwiſchen zwei Dceanen, 
wie durch den von feinem andern Land der Erde Übertroffenen Reihthum natür- 
licher Hülfsquellen. 

Das Gebiet diefes Freiftantes erftredt fih vom 150 (Rio Ayutla) bis 330 
20° n. B. (Rio Gila) und vom 700 bis H80 30° w. L. v. F. Größte Längenaus- 
dehnung 405 deutſche Meilen, größte Breite 200 Meilen, geringfte Breite (im 
Iſthmus von Tehuantepec) 251/, Meilen. Das ganze Territorium umfaßt 29,383 
Duadratmeilen mit 7,700,000 Einwohnern. Im Oſten grenzt Mexiko an -das 
karaibiſche Meer und den merifanifhen Meerbufen, im Süden an die Republif 
Guatemala und den ftillen Ocean, im Weften an den ftillen Ocean, im Norben 
an das Gebiet der Vereinigten Staaten Norbamerifa’s. 

2) Die horizontale Konfiguration Merito’s ift von den übrigen Län— 
dern Nordamerika’ und von dem eigentlichen Mittelamerika jehr beftimmt ver- 
ſchieden. Statt der fo mannigfaltigen Küftenzerfplitterung bes britiſchen Nordamerika 
und der Bereinigten Staaten, ftatt der reichhaltigen Küſtenentwicklung der central⸗ 
amerikaniſchen Republiken, zeigen die Kontouren des merikaniſchen Küftenlandes, 
mit Ausnahme von Yucatan, nur Küftenbiegungen, feine eigentliche Gliederung. 
Die tiefen Küfteneinfchnitte, die vorfpringenden Landzungen und Halbinfeln, die 
Meerbufen und Meerengen Nordamerika's find in Meriko verhältnigmäßig felten. 


Mexiko, 613 


Auch fehlen den beiden Dcenntüften bie großartigen Golfe und bie prächtigen Na- 
turbhäfen Gentralamerifa’s. . 

Nah der Natur feiner horizontaien Gliederung ift der merifanifche Staat, 
obwohl zwifchen zwei Weltmeeren gelegen und im Befige von ausgevehnten Küften, 
doch im Vergleiche mit den übrigen Ländern Amerifa’8 mehr auf den Binnenver- 
fehr angewiefen als auf ben gleihen Antheil des Seehandels und ver Küften- 
fommunifation. Nur Yuacatan und der Iſthmus von Tehuantepec find bievon 
ausgenommen. Auch der Mangel an großen jhiffbaren Strömen beſchränkt vie 
Kommunikation wejentlih auf das centrale Hochland, welches für die Anlegung 
fünftliher Landwege überaus günftig. ift. 

3) Hinfihtlih der vertikalen Konfiguration ift Mexiko von den Nelief- 
formen Mittelamerifa’8 ebenfo ſcharf unterſchieden wie von ber Bopenbefchaffenheit 
aller übrigen Länder von Nord- und Südamerika. Der wefentlihe Charakter feiner 
Oberflähengeftaltung ift das weit überwiegende Vorherrſchen von ausge- 
dehntem Tafelland in beträdtliher Meereshöhe ohne trennenve hohe 
Gebirgstetten. Kein Land ver heißen Zone ift in dieſer Beziehung fo reich 
von der Natur ausgeftattet wie Mexiko. Weber Centralamerifa noch Süpdamerifa 
befigt Hochebenen von gleihem Flächenraum, auf welchen dem Bau von Fahrftraßen 
und Eifenbahnen für den Binnenverfehr fo geringe Terrainfchwierigkeiten entgegen- 
ftehen. Diefer Vortheil fällt für Mexiko um fo ſchwerer in die Waagſchale, als 
die Lage des größten Theiles des Hochlandes zwifchen den Parallelen 15 und 
22 die Erzeugung von folhen Kolonialproduften möglich macht, welche felbft ver 
Süden der Vereinigten Staaten entweder gar nicht erzeugt, oder nur mit Mühe 
und fparfam hervorbringt, z. B. das Zuderrohr und den Kaffee. Die hohe Lage 
bedingt gleichzeitig ein mildes und gefundes Klima, welches auch der europäifchen 
Race den vollen Gebrauch ihrer phyſiſchen Kräfte geftattet. Die mit den eigent- 
lihen Hohebenen parallel liegenden tieferen Stufen und Hochthäler und die heißen 
Küftenebenen fihern Merifo eine Mannigfaltigfeit der Erzeugniffe, welche von feinem 
andern Lande der Erde übertroffen wird. 

Die von Südoſt nad) Südweſt ſtreichenden Eorbilleren von Guatemala, welche 
ein wirkliches Kettengebirge in zweifacher Reihe bilden, erreichen ihr norbmeftliches 
Ende in ver Landſchaft Soconusco, weldhe früher zum Gebiet der Generalfapitän- 
haft Guatemala gehörte und nad dem Unabhängigfeitsfrieg dem meritanifchen 
Staat Chiapas einverleißft wurde. Gegen Nordoften fallen die Corbilleren von 
Guatemala in verſchiedenen Abftufungen und Terraffen gegen die Waldthäler von 
Yucatan fanft ab, während ver Abfall gegen ven ftillen Ocean weit fhroffer ift. 
Die duch Chiapas und an der Südgrenze von Tabasco ftreihende Corbillere 
nimmt ähnlich wie die Cordillere von Darien eine veränderte Richtung an. Der 
Parallelrihtung fi nähernd, verliert fie gleichzeitig den Charakter eines Hochge— 
birges und erniedrigt fi zu einer mittlern Kammhöhe von 3000° bis 4000. 
In der Einfhnürung und Senkung des Iſthmus von Tehuantepec, welcher als 
Tranfitland ebenfo wie die verfchiedenen Landengen Gentralamerifa’s von größter 
Bedeutung für den Fünftigen Weltverfehr und die Handelsbewegung zwifchen Dft- 
und Weftamerifa werden muß, ſcheint nad) den neueften Unterfuchungen ein ähn- 
liches plaftifches Formenſyſtem vorzuwalten, wie in den Landengen von Panama 
und Darien. 

Das zufammenhängende Kettengebirge (Corbillere) verſchwindet und wird durch 
rundlihe Gruppen oder einzelne Hügel und Kuppen (Gerros) von trachytiſchen und 
boleritifchen Geſteinarten erfegt, welche ähnlich wie bei Panama ringförmige ober 
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elliptifche Keffelthäler umfchliegen. Diefe eigenthümliche Aenderung in dem Charakter 
des Höhenfyftems zwifhen dem fettenförmigen Hochgebirge von Guatemala und 
dem breiten Maffengebirge von Anahuac ift für den merifantfhen Iſthmus ebenso 
bezeihnend wie für die ihm ſehr Ähnlichen Neliefverhältniffe von Darien und Panama. 
Mit den verfchiedenen Einfchnürungen des mertfanifhen Kontinents find ftets ent- 
ſprechende Depreffionen verbunden. Sie bezeichnen die Auferften Enven verfchievener 
Hebungsiyfteme und getrennter Gebirgszüge und find allenthalben durch die Sel- 
tenheit oder durch gänzliches Aufhören plutonifcher Bildungen und Gefteinarten 
(des Granits, Syenits, Porphyrs u, f. w.) und durch das faft ausſchließliche Vor⸗ 
herrſchen jüngerer vulfanifher Gebilde, wie des Trachyts, Dolerits, Bafalts und 
deren Tuffbildungen charakterifirt. Die Höhe der Waflerfcheide ſchwankt in den 
Paßſenkungen des Iſthmus von Tehuantepec nad den neueften Meffungen bes 
Major Barnard von 684 bis 843 englifhen Fußen, ift alfo durchſchnittlich um 
ein Dritttbeil höher als im Ifthmus von Panama. 

Norpweftlid von Zehuantepec erhebt fich wie eine fünliche Vorſtufe des 
eigentlichen mexikaniſchen Hochlandes gegen ben 17.0 nörblicher Breite und 98.0 m. 
L%. v. P. das Gebirge von Dajaca, welches aus der Einfenkung des Iſthmusgebietes 
ſchroff emporfteigend in doppelter Kette mit eingefaßten Längentheilen und Platenux 
erfcheint. Man nennt diefes merifanifche Gebirge gewöhnlich die Yortfegung ver 
Anden. Doch bildet dasfelbe ein von ben Gebirgsfnftemen Centralamerifa’s in 
Richtung, Formen und Naturcharakter wefentlich verſchiedenes und durch vie Ifth- 
musfenfung von ihm beftimmt getrenntes Gebirgsfuften, das gegen Norben eine 
eutſchiedene Merivianrihtung annimmt. Die größte Ausdehnung des Plateau von 
Dajaca, welches faft ebenfo lang als breit ift, Beträgt nad Mühlenpfords Angabe 
16 ſpaniſche Leguas von Süden nad) Norvoften und 19 von Often nad Weften. 

Zu beiden Seiten der Hochebene erheben fi) hohe Bergfetten. Die Cuesta 
de San Juan bildet ein Duerjoh von 6358*, verbindet nad Harkort 7 Leguas 
nördlich von der Stadt Dajaca die beiden Gebirgsfetten und ſcheidet biefes Plateau 
von dem eigentlihen Tafelland von Neufpanten. Die Höhen der einzelnen Berg» 
gipfel im Staat Dajaca ſchwanken nad Harkorts Mefjungen zwiſchen 9000’ und 
12000° Der höchſte Gipfel ver öftlihen Kette, Cerro de Cempoaltepee erreicht 
in faft gleicher Entfernung zwifchen dem merifanifhen Golf und der Südſee eine 
abfolute Höhe von 12,159 fpanifchen Fußen. Die Hochebene, in welder die Stabt 
Dajäca liegt, erhebt ſich 5500. 

Gegen die Norvgrenze des Staates Dajaca jenfeit® der Cuesta de San Juan 
beginnt mit der Erweiterung des Kontinents das eigentlihe Hochland von Anahuac 
oder Neufpanien. Diefes Tafelland muß nah Humboldts klarer Befchreibung als 
der breite wellenförmig verflachte Rüden der Sorbilleren felbft angefehen werben, 
auf welhem die hohen vulfanifchen Kegelberge und Kuppen, bie theils in Reihen 
georbnet auftreten, theils fporadifch als vereinzelte Berginfeln die Hochebenen über- 
ragen, wie frembartige Theile erfcheinen. Die Bildung diefer merifanifhen Kegel: 
berge erfolgte ähnlich wie in der vulfanifchen Doppelreihe ver Anden Südamerika's 
auf jüngeren vulkaniſchen Spaltendffnungen, die aber nicht wie dort mit der Aren- 
richtung des Maffengebirges parallel ftreihen, fondern aus Duerfpalten burchgebrochen 
find, welche auf der Rängenare des Gebirges faft ſenkrecht ftehen. 

Bon diefem großen neufpanifhen Hochlande zeigt der ſüdliche Theil, das 
zwifchen dem Ifthmus von Tehuantepec und dem 24. n. B. liegende Tafelland 
von Anahuac, am entjchienenften den Charakter eines zufammenhängenven, unzers 
ftüdelten Maffengebirges. Die Oberfläche viefes Tafellandes, welches im DOften 
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aus ber vorliegenden Küftenebene, ver Ebene von Euetladytlan, mit ſteilem Ab- 
fall emporfteigt und deſſen höchſter Theil zwiſchen 18% 30° und 210 n. B. längs 
einer Linie liegt, die von Dajaca gerade gegen Norben läuft, befteht aus einer 
beträdhtlihen Anzahl von theils wagrechten, theils wellenförmigen, von einander 
faft nur durch unbeträdhtlihe Hügelreihen getrennten Ebenen, bie größtentheils 
von bebeutender Ausvehnung find, in ihrer Länge zwifhen 10 und 50 Meilen, 
in ihrer Breite zwifchen 5 und 10 Meilen-mefjend. Die Lanbrüden, welche viefe 
Ebenen von einander trennen, erheben fid nicht über 500 bis 600 Fuß über die— 
felben, aber die Ebenen felbft weichen in ihrer Erhebung mehr ab, indem bie aus- 
gebehnteften Über 5000 bis 9000 Fuß über der Meeresfläche liegen, während einige 
Heinere tiefer herabſinken. Auf viefen Ebenen fteigen einige ifolirte Berggipfel zu 
einer erftaunlihen Höhe empor, von benen die beveutenpften in einer von Weften 
nad Often laufenden, dem 19. Paralleltreife nahe liegenden Linie geordnet find. 
Um öftlihen Rande des Zafellandes, auf ver Grenze der Ebene von Euetladtlan, 
erheben fi, ungefähr 6 Meilen nörblih und ſüdlich von einander entfernt, ver 
Gitlaltepetl (oder Pic von Orizaba) und der Nauhcampatepetl (oder Eoffre 
de Perote), erfterer 2717 Zoifen (16,302 Par. Fuß), der andere 2089 Toifen hoch. 
Da wo der Parallel von 199 durch den Meridian von 980% 10° w. %. durch— 
ſchnitten wird, liegt ver Bopocatepetl 2771 Zoifen body, wahrſcheinlich der höchſte 
Berg von ganz Nordamerika, und nicht weit davon im Norden der Iztaccihuatl 
2455 Toiſen hoch. Weiter gegen Welten liegt ver Nevado de Toluca, 2388 Toifen 
hoch. Drei von bdiefen Gipfelm ragen bis über die Grenze bes ewigen Schnee's 
empor, welche unter. biefer Breite in ungefähr 14000 Pariſer Fuß über dem Meer 
liegt. Bon den der Küfte ver Süpfee näher gelegenen Bergen erreicht Feiner mehr 
biefe Höhe, die höchſten von diefen find ver Pic von Tancitaro 10,500 Fuß hoch 
und ber Bulfan von Colima etwa 9000. Obgleich faft alle diefe Berge fichere 
Zeichen eines vulfanifhen Urjprungs zeigen, fo befinden fi) dod gegenwärtig von 
ihnen nur drei in dem Zuftend der Thätigfeit, nämlich der itlaltepetl, der Popo— 
catepetl und der Vulkan von Colima, dagegen erſchien im Jahre 1759 ein neuer 
Bulfan auf einer der dem ftillen Meer benachbarten niedrigeren Hochebene nicht weit 
im Often des Pic von ZTancitaro, welder der Vulkan von Jorullo genannt wird 
— der 1577 Pariſer Fuß über der Ebene und 3918 P. F. über dem Meere 
iſt. 

In — Ordnung wie die höchſten Gipfel, die im Oſten dem Rande 
bes Tafellandes ganz nahe liegen, "gegen Weſten hin an Höhe abnehmen, folgen 
ih aud die einzelnen Hocebenen des Tafellandes von Anahuac in der Art, daß 
von der Zone der erwähnten höchſten Pics, in welcher das Tafelland am höchſten 
ift, dasſelbe fich gegen den Oftrand, gegen Süden und Norden nur wenig und 
ganz allmälig, dagegen gegen Weften zur Südſee beveutender und ftufenmweife 
erniedrigt, im Ganzen und Großen zwifchen ven beiden Meeren einen Bergrüden 
bildend, der da mo er im Süden auffteigt, im Norden ber Landenge von Tehuans 
tepec, in der Mitte des Kontinents liegt, von dort gerade gegen Norden fortziehend 
näher an vie Küfte des atlantijchen Meeres hinantritt, vom 19.9 n. B. an fi) 
jehr allmälig und fanft gegen Norden verflächt, auf feiner Verflähung gegen Oſten 
bin bis an den Rand des fteilen Abhanges faft ganz eben ift, auf der Seite gegen 
Weſten hin aber mit zunehmender Erniedrigung tiefer eingefurcht erfcheint. Am 
weftlihen Fuße des Citlaltepetl und des Nauhcampatepetl beginnt die Hochebene 
von Tlascala, melde über 20 Meilen lang und über 15 Meilen breit ift und 
ungefähr 6750 Parifer Fuß über dem Meere liegt. Gegen Weften grenzt an bie» 
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ſelbe die Ebene von Tenochtitlan, oder von Meriko ungefähr 10 Meilen lang 
und 41/, Meilen breit, in welcher die Hauptftabt Mexilo auf dem tiefften Puntte 
der Ebene 7008 Fuß hoch liegt. Weiter weftwärts folgt die Ebene von Toluca, 
ver höchſte Theil des Tafellandes in einer mittleren Höhe von 8330 Fuß. Gegen 
Weſten grenzt es an das Platenu von Michoacan, welches über 20 Meilen lang 
und faft ebenfo Breit ift und deſſen Oberfläche von verfhiedenen hohen Hügeln 
und iſolirtem Berglande durchſchnitten wird, und zwifchen 5500 und 6000 Fuß 
hoch liegt. Weiter weftwärts wird vie Oberfläche des Zafellandes immer niedriger, 
in der Ebene, in welcher der Jorullo aufgeftiegen, liegt fie nur noch wenig über 
2300 Fuß Höhe. 

4) Die hydrographiſchen Verhältniffe Merito’s find denen von Mittel 
amerifa in vieler Beziehung ähnlich, dagegen verfchieden von allen übrigen Ländern 
der neuen Welt, welde den öftlichen Dcean berühren. Ausgevehnte und reich ent- 
widelte Flußnege, tief in das Binnenland hineinreihende große fhiffbare Ströme 
fehlen, mit Ausnahme des Rio Grande del Norte, der aber außerhalb der dichter 
bevölferten Provinzen Mexiko's an deſſen Nordgrenze theilmeife unbewohnte Wild⸗ 
niffe durchſtrömt. Mit den prächtigen Stromfyftemen der Vereinigten Staaten und 
der öftlichen Länder Südamerika's laſſen ſich die merifanifchen Flüffe nicht ver- 
gleichen. Die große Mehrzahl derfelben find Gebirgs- und Küftenflüffe, welche ent- 
weder nach Furzem Laufe das Meer erreichen, ober in ihrem obern und mittlern 
Laufe durch Stromfchnellen und Untiefen vielfach unterbrohen nur für fehr Heine 
Vahrzeuge zugänglich find. Bezeihnend für die Hydrographie in der ganzen Aus- 
dehnung des meritanifchen Gebietes zwifchen ven Parallelkreifen 17 und 24 ift bie 
größere Entfernung der Waſſerſcheide vom flilen Ocean, während in allen übrigen 
Staaten Amerifa’3 die Duellgebiete der Ylüffe näher der Südſee als dem atlan- 
tifhen Ocean liegen. Erſt gegen den 26.0 n. B. nähert fih die Waſſerſchelde im 
Duellgebiete der Eonfluenten des Rio Grande wieder mehr dem ftillen Weltmeer. 
Namhafte Flüffe des öftlihen Gehänges find: Rio Usumasinta, in dem fonft 
wafferarmen Staat Yucatan, der in feinem oberen Lauf zum Gebiet von Gua— 
temala gehört, Rio Tabasco und Rio Guazocoalco im Staat Beracruz, letzterer 
höchſt wichtig, weil er bis nahe ver Mitte des Iſthmus von Tehuantepec- [hiffbar, 
die Ausführbarkeit eines interoceanifhen Kanals in dieſer Richtung begünftigt. 
Weiter nad Norden folgen die Rios Alvarado, blanco, Medelin, Jatalpa, Panuco, 
Tamesi, de Iglesias, Sau Fernando und der Rio grande mit feinen, fübweftlichen 
Zuflüffen, deren oberer Lauf noch unerforfcht ft. Die in den ftillen Dcean mün- 
denden Flüffe find: Rio Chimalapa in der Landenge von Tehuantepec, welchen 
Cortez als den ſüdweſtlichen Ausgangspunkt des bereit von ihm projeftirten inter- 
oceanifhen Kanals auserfehen hatte. Weiter gegen Norbweft folgen vie Rios 
Hondo, Cholotepec, Chacalapo, dulce, Papagayo, de las Baizas, Tuxpan, Al- 
meria, Rio grande de San Jago, Culiacan, Cinaloa, Rio del fuerte, Rio de 
los mulatos und ver wafjerreihe Rio colorado, der in den californifhen Meer- 
bufen mündet und beffen oberer und mittlerer Lauf zu dem an tie Bereinigten 
Staaten abgetretenen Gebiet von Neu-Merito gehört. 

5) Die Flimatifhen Verhältniffe Merito’8 hängen mehr noch von ber 
vertifalen Gliederung als von der Längenausvehnung des Landes ab. Indem fie 
bie auferorbentlihe Mannigfaltigfeit der Produkte des Thier- und Pflanzenreiches 
bedingen, erflären fie gleichzeitig den Gang der merifanifchen Kulturgefchichte. Die 
Dftküfte des Landes und bie Tiefebenen bis zu den Ranvabfällen des Tafellandes 
bilden die heißfeuchte Region ber Tierras calientes, welche bei einer mittleren 
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Temperatur von 25—279 C, unter dem vorwiegenden Einfluß des norböftlichen 
Pafjatwindes ftehen, der ihnen fortwährend mit Waſſerdünſten ſtark gefättigte Luft- 
firömungen vom atlantifhen Dcean zuführt. Das öftlihe Tiefland, befonders vie 
zwifchen ven Parallelen 17 und 24 gelegenen Provinzen haben ftarfe Niederſchläge 
in allen Jahreszeiten, während am weſtlichen Küſtenſtrich eine regenlofe Jahreszeit 
vom Januar bis Mai herrſcht. Daher aud die Berfchievenheit des Vegetations— 
charakters der beiberfeitigen Tiefebenen, welche im Oſten ganz mit Wald bebedt 
find, während im Weften ein Gürtel natürlicher Wiefen, die fogenannten Savannas 
oder Llanos, parallel mit der Küfte fich fortzieht. Dort herrfhen in den feucht— 
warmen Wäldern die fehattenliebenden Baumarten aus den Familien ver Palmen, 
Mufaceen, Cannaceen und Myrtaceen, bier bie lichtfreundlihen Familien ber 
Leguminofen, Berbenaceen, Büttneraceen, Dilleniaceen vor. 

Nach der vertifalen Bertheilung der ftufenweije übereinander gelagerten Kli- 
mate folgt auf die heiße Region ver Tierras calientes, wo die Cocospalme, ber 
Cacaobaum, die Banille und der Indigoſtrauch befonders gut gedeihen, bie milde 
Region der Tierras templadas, welche die Terraffen und Plateaur zwifhen 1500 
und 6700° einnimmt, bei einer mittlern Temperatur von 17—21°, wo neben dem 
Kaffeebaum auch noch das Zuderrohr geveiht und der Bananenbaum noch reife 
Früchte bringt. Ueber dieſe Höhe hinaus beginnt die Falte Region der Tierras 
frias, wo die mittlere Temperatur unter + 170 0. und in den höheren Thälern 
unter + 109 0. finft. Hier treten in ven Wäldern viele nordiſche Formen auf. 
Eichen und Erlen find mit den Navelholzgruppen von Pinus occidentalis gemiſcht. 
Bon europätfhen Gerealien geveihen hier befonders Weizen und Gerfte vortreff- 
ih, aber der Mais gibt geringere Ernten und der Delbaum trägt in der Hoch— 
ebene von Toluca, wo bie mittlere Temperatur unter 100 fällt, keine reifen Früchte 
mehr. Auf den höchſten Plateaur dieſer Region ift befonvers bie trodene Jahres- 
zeit empfindlich kühl. Das eigentliche Thal von Merifo oder Tenodhtitlan, wo bie 
Hauptftabt liegt, hat bei einer Höhe von 7470° noch eine mittlere Temperatur 
von 15°, aber zwifchen Januar und März finft das Thermometer zuweilen bis 
auf den Nullpunkt. Tlalpayuhua hat 141/,0 hei 7870‘, Veta grande 131/,0 bei 
8020 Meereshöhe. Die Wintertemperatur dieſes Hochplateau’s gleiht nad) Hum— 
boldt der von Neapel und Gicilien, die Sommertemperatur der von MWeft- 
deutſchland. 

6) Unter ven Naturprodukten Mexiko's find vor allen die edlen Metalle 
zu erwähnen, deren Iufrative Ausbeute dem Lande fchon feit den Zeiten des 
Ferdinand Cortez eine ganz beſondere Wichtigkeit für die fpanifhe Krone verlieh. 
Ein fehr großer Theil des hente im Welthandel umlaufenden Goldes und Silbers 
ftammt aus Meriko. Die einträglichften Bergwerfe waren und find theilmeife noch 
die Landſchaften: Guanajuato, San Luis Potosi, Zacatecas, Durango, Chihuahua. 
Nah den von Humboldt, Ward und Mühlenfordt gegebenen Ueberfichten be- 
trägt die Gefammtausbente des von 1690—1803 in Mexiko gewonnenen Golves 
und Silber 1,353,452,000 fpan. Piaſter (3,383,630,000 fl.) Bon 1791—1810 
war bie geringfte jährliche Ausbeute 16,568,442 P., die höchſte 27,165,888 P., 
und belief fi in biefen legten 20 Jahren ber fpanifhen Herrſchaft bis zum Bes 
ginn des Unabhängigfeitsfrieges zufammen auf 458,348,493 P. Vom Jahre 1811 
an gerieth mit dem Beginn der politifchen Wirren und Parteifämpfe der Bergbau 
in Verfall, ſank fhon im Jahre 1812 auf 4,409,266 P. herab und betrug inner: 
halb der 2Ojährigen Periode von 1811—1830 nur 142,391,192 P. Bon dieſer 
Zeit an war die Abnahme ftetig, befonders während der Bürgerkriege des legten 
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Jahrzehnts. Der Gefammtbetrag des in Merifo von 1835 —1845 incl. gemünzten 
Geldes erreicht den ungeheuren Betrag von 2,667,828,851 Doll. Die einträg- 
lichften Bergwerke befinden fich gegenwärtig im Beſitz von Ausländern. 

Im Bergleih zu den edlen Metallen figuriren die Probufte des Pflanzen- 
reiches im Ausfuhrhandel Merito’8 zwar mit einer geringen Werthziffer, find aber 
für die inneren Verhältniffe, die Ernährung der Bevölferung um fo wichtiger. Die 
Mannigfaltigfeit diefer Erzeugniffe und die außerordentliche Fruchtbarkeit des Bo— 
dens fichert dem Land einen bleibenden Werth für künftige Zeiten, auch wenn all 
die Gänge edler Metalle verfiegt fein werben. 

Unter den häufig vorfommenden Nutzhölzern find zu nennen: Mahagoni, 
Fernambuc, Brafilienholz, Blau: und Campecheholz, amerifanifches Ebenholz, Gelb- 
holz, Eifenholz, der Eulebaffen oder Kürbisbaum ꝛc. Bon den gewöhnlichen Kolo- 
nialprobuften des Pflanzenreiches geveihen vorzüglih: Cacao (die befte Cacaoſorte 
der Welt wird in der Landſchaft Soconusco gewonnen), Indigo, Banille, Kaffee, 
Baumwolle, Zuderrohr, Tabak, fpanifcher Pfeffer, Kautfchuf ꝛc. Unter den tro— 
piihen Nahrungsmitteln find Bananen, Reis, Mais, Dam, Manioc, Bataten äußerft 
ergiebig. Bon mebicinifhen Pflanzen find befonvers erwähnenswerth: Saffaparille, 
Jalappe, Ipecacnanha, Copaiva, Amberbaum, Dradenblutbaum und vie Kalelbaffen- 
frudt. Im Hochlande find nächft dem Mais unter ven Hauptprobuften des Pflan: 
zenreich8 beſonders die verfchievenen europätfchen Cerealien höchft wichtig. Ihr Anbau 
eignet fih für das merifanifche Höhenklima ebenfo gut wie für bie Hochplateaur 
von Öuatemala, Neugranada und Peru. Bohnen, Kartoffeln und Mais find im 
eigentlihen Tafellande von Mexiko neben der Gerfte und dem Weizen die wefent- 
lihften Nahrungsmittel der Aderbau treibenden Bevölkerung. Dort gebeiht aud 
vorzüglih die für die alte mexikaniſche Kulturgefdichte jo wichtige Manguey- 
pflanze (Agave americana). 

Die Fauna von Mexiko zeigt ebenfo wie die Flora eine eigenthümliche 
Mifhung der Formen Nordamerika's mit vielen Gattungen und Arten bes ſüd— 
amerifanifchen Kontinents, welche durch Wanderung fi verbreitet zu haben fcheinen. 
Mit ven Brüll- und Klammeraffen, ven Jaguars und Cuguars erſcheinen Nabel- 
fhweine, Stinkthiere und Beutelratten. Tapire und‘ Yaulthiere ſcheinen nur bis 
gegen die Südgrenze Mexiko's verbreitet. Zur mittelamerifanifhen Hirfchart gefellt 
ſich die merifanifche. Bon nordifhen Thiergattungen find Bären, Eichhörnchen und 
Hafen in der mexikanischen Fauna, befonvers reich hervortretend. Bon den euro- 
päifchen Hausthieren find Pferde, Hornvieh, Schafe, Schweine, Hunde und Katzen 
und leiver aud die Ratten und Mäufe in Mexiko eingewandert und gebeihen bort 
gut, wenn aud etwas degenerirt von ten Stammracen der alten Welt. 

Mit feinem Metallreihthum, der Mannigfaltigkeit ver Klimate und ver milden, 
gefunden Luft des Hocdlandes, mit-der Fruchtbarkeit des Bodens und dem für bie 
Benugung der Waflerkraft fo günftigen Gefälle der Flüſſe bei der glüdlichften 
Bovengeftaltung für ausgebehnten Binnenverfehr beſäße biefer große Freiftant bie 
berrlichften Vortheile für Aderbau, Bergbau, Induftrie und Binnenhanvel. Aber 
biefe wichtigften Quellen des nationalen Wohlftandes liegen in Folge der poli- 
tifhen Zuftände ganz barniever. Der Ader wird nur fo weit beftellt, als es bie 
nothdürftigſte Ernährung der Bevölkerung erfordert, und die Ausfuhr von Kolo— 
nialproduften hat ſich gegen früher ftarf vermindert. Die einft unter fpanifcher 
Herrſchaft ziemlich blühenden Gewerbe der Wollen- und Baummollenmebereien, der 
Gold- und Silberfchmieve, Cigarrenfabrifen, Seifenfievereien, Gerbereien ꝛc. find 
tief herabgelommen. Der Austauſch der Probufte zwifchen ben einzelnen Provinzen 
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iſt durch die Unficherheit der Landſtraßen gelähmt, welche überdies im fchlechteften 
Zuſtand fich befinden. Für den Binnenhandel ift die Hauptftabt Meriko, für ben 
Sechandel die Stadt Veracruz der Hauptplag. Andere Häfen von einiger Bedeu— 
tung find: Tampico, Alvarado, Campehe am Golf, Acapulco und Mazatlan am 
ftillen Ocean. Unter den mit Merito in Handelsverkehr ftehenden Staaten ift 
England am ftärfften betheiligt, welches die größere Hälfte des Bedarfes an wohl- 
feilen europäiſchen Manufakturwaaren liefert. Dann folgen Frankreich, die Berei- 
nigten Staaten, Deutſchland, Belgien, Holland, Dänemark (durch St. Thomals), 
Sardinien. Der Berfehr mit den übrigen hifpano-amerilanifhen Republifen hat 
faft gänzlich aufgehört Unter den Ausfuhrartifein find in friedlichen Zeiten nächft 
dem Golde, Silber und Blei beſonders erwähnenswerth: Zuder, Cochenille, Baum 
wolle, Cacao, Banille, Hölzer. 

7) Die Bevölkerung Mexiko's befteht aus Indianern, Meftizen und Weißen; 
Neger, Mulatten und Zambos (Mifhlinge von Negern umd Indianern) bilden 
nur einen geringen Bruchtheil der Gejammtbevölferung, deren Anzahl nicht genau 
befannt iſt. Die Angaben ſchwanken in ven Zahlen von 7,700,000 bis 9,340,000 
(nad Mühlenpfordts Schätzung). Als Verhältnißzahlen gelten für Indianer 5, Miſch— 
linge 4, Weiße 1. Die Zahl der Neger, die ſämmtlich frei find, beträgt nur 13,000, 
Fremde follen nur etwa 15,000 in ganz Merito wohnen. Neuere Anſiedlungen 
von Europäern wurden dort öfters verſucht, find aber nirgends gelungen. Die 
Indianer beftehen aus einer großen Anzahl Heterogener Stämme, melde in 
jedem ber einzelnen Staaten (Departements) verſchiedene Namen führen. In ven 
Staaten Mejico, Bueblo, Beracruz herrihen die Aztecos und ihre Stammver- 
wandten vor. In den übrigen Staaten wechfeln die Namen der eingebornen Stämme, 
die auch binfichtlich des Körperbaues, der Sprache und Sitten ſehr verſchieden find, 
obwohl gewiſſe allgemeine Kennzeichen doch eine allgemeine Verwandtſchaft mit 
einander beurfunden. Die merifaniihen Indier find Fupferbraun, der Körperbau 
ift ſtämmig, muskulös und in guten Berhältniffen. Die meiften haben einen etwas 
eigen Kopf, große Ohren, niebrige Stirne, ftumpfe Nafe; die Geſichtslinie ift 
ftart nad hinten geneigt. Ihre Nahrung befteht worherrfhend aus Maiskuchen 
(Tortillas), verſchiedenartigen Bohnen (Frijoles) und einem aus dem gegohrnen 
Saft der Agave gewonnenen Getränke, Pulque genannt. Der Charakter des meri= 
laniſchen Indiers ift ernfthaft, ſchweigſam, faft ſchwermüthig, eigenfinnig, ver- 
bunden mit der allen Bewohnern der warmen und milden Zone eigenen Arbeits- 
ſcheu. Die Meftizen find ein ſchöner Menfchenfchlag von gelbröthliher Hautfarbe, 
talentvoller, tätiger, gewandter und leidenfchaftlicher als die Indier. Die Creolen 
(Abkömmlinge der Spanier) find im Allgemeinen von mittlerer Statur, von ange: 
nehmen, freundlichen Gefichtszügen, die Männer meift hager, die Frauen mehr 
zierlih und Hein. Die Creolen befigen nah Mühlenpfordts Schilverung viele ber 
altfpanifhen Tugenden; fie find ftolz, tapfer, gaftfrei und höflih, aber auch un— 
wiffend, bigott, finnlihd und untüchtig zu anhaltender Arbeit. 

U. Gefchichte. 

1. Der Urfprung der älteften Geschichte merifanifcher Kultur ift noch 
ungfeih mehr als bei den alten Kulturvölfern Aftens und Wegyptens in tiefes 
Dunkel gehüllt. Die Mehrzahl der amerikaniſchen Forſcher neigt fih jet zur An- 
fiht, daß diefe Kultur aus dem Boden Amerifa’s felbft entfprungen, daß fie aus 
amerifanifchen Autochthonen hervorgegangen und nicht von Afien eingeführt worden 
fei, während die entgegengefette Annahme einer Einwanderung von Japanefen oder 
Hindus immer mehr in das Bereich unwahrſcheinlicher Hypothefen fällt. In neuefter 
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Zeit war ber Abé Brasseur de Bourbourg, welcher lange in Mexiko und Gen- 
tralamerifa mit dem Stubium ber ethnographifchen Verhältniſſe und Sprachen be= 
ſchäftigt war, bemüht, neue Gründe für die afiatifche Abftammung der Amerikaner 
aufzufinden, ohne damit die entgegenftehenven Einwürfe zu widerlegen. 

Ein Anfang von Kultur fheint auf dem Plateau von Anahuac bereits eri= 
ftirt zu Haben, als das geheimnißvolle Gefchleht ver Nahoas oder Toltefen von 
Norden her diefe Gegenden als Eroberer betrat und mit ben vorgefunbenen Ele 
menten ihren Kulturftaat gründete. Nach den von dem erwähnten franzöftfchen 
Forſcher aufgefundenen neuen Quellen ſcheint dieſe toltefifhe Invafion in den erften 
Jahrhunderten v. Chr. ftattgefunden zu haben, während fie nad) früheren Annahmen 
von Humboldt, Prescott u. A. gegen die Mitte des 7. Jahrhunderts fällt. Ebenfo 
biftorifch dunkel wie die Herkunft der Toltefen und bie Entftehung ihrer Herrſchaft 
find die Urfachen ihres Verſchwindens, wahrfcheinlich durch innere verheerende Kriege 
und durch die Invafion neuer ftreitbarer Stämme aus dem Norden veranlaft. 
Bebeutfam für den Gang ver Gefchichte des weftlichen Welttheild und ein Finger- 
zeig für deſſen Zukunft ift die Thatſache, daß in deſſen nörbliher Hälfte nur 
Merifo und Guatemala, dur glüdliche Naturverhältniffe begünftigt, eine ver- 
gleichsweife ziemlich hohe Kultur befaßen, während im heutigen Gebiet der Ber- 
einigten Staaten alle bisher aufgefundenen Spuren auf eine ſehr tiefe Kulturftufe 
der alten Bewohner ſchließen Lafjen. Weitere VBölferwanderungen brachten von Norben 
her erobernde Bölkerfchaften der Chihimeken, von welden noch ſchwache Refte in 
den Staaten San Louis Potofi, Neu-feon und Tamaulipas eriftiren. Nach ihnen 
famen die kriegerifhen Aztefen. Gegen das Jahr 1160 zogen biefelben von 
Aztlan aus gen Süden, verweilten an verſchiedenen Wohnplägen und erreichten 
erft nad einer Wanderung von 56 Jahren das Plateau von Tenochtitlan, wo fie 
ihre Hauptftabt gründeten. Lange hatten fie in Sklaverei und Elend an verſchie— 
denen Uferftellen des Sees Tezcuco gelebt, bis die Dienfte, weldhe fie ven Fürften 
von Tezcuco im Kampfe gegen die Bewohner von Xochimilco geleiftet, fie aus 
dieſer Lage befreite und den Grund zur Herrſchaft des ftreitbaren Stammes legte: 
Die Kultur der Azteken, wie folhe die Spanier bei der Entbedung und Erobe- 
rung Mexiko's im Jahr 1519 gefunden, war im Vergleich zur übrigen Bevölke— 
rung Amerika's beveutend. Befonderd merkwürdig waren ihre aftronomifchen Kennt— 
niffe, welhe Gallatin auf das Gründlichſte als die Refultate langdauernder, un⸗— 
unterbrochen fortgefeßter, forgfältiger Beobachtungen nachgewieſen hat. Die Azteken 
befaßen eine Bilderſchrift mit großer Sorgfalt verfaßt, um geſchichtliche Ereigniffe 
aufzubewahren, fie verftanden geographiſche und topographifche Karten aufzunehmen; 
fie bauten Städte, Dämme, Straßen, Brüden, geräumige Paläfte, große Tempel 
und Opferppramiden, doch von anderer Form und zu anderen Sweden als bie 
äghptifchen. Die Bereitung des Mörtele aus fohlenfaurem Kalt war ihnen ebenfo 
befannt wie die Mifhung und Verarbeitung edler Metalle, aus welchen fie Idole 
und die verfchiedenartigften Schmudfiguren fertigten. Mefier, Waffenfpigen, Werf- 
zeuge der Aztefen waren theils von Kupfer, theil® von Obſidian. Ebenfo merf- 
würdig wie die materielle Blüthe des Landes waren die bürgerlihen und mili- 
tärifchen Einrichtungen, ihr Feudalweſen, ihre Gerechtigkeitspflege, die Ausbildung 
und Feftftelung der Kaften des Adels und der Priefterfchaft, die ſeltſame Zufammen- 
fegung und Verkettung ver Gewalten, die Unterjohung der Maffe des Volks durch 
einen Fleinen Theil, ber feinerfeits wieder ſtlaviſch unterthan dem oberften Herr- 
ſcher war, bie Eriftenz Heiner Völkerſchaften mit freien republitanifhen Verfaſſungen 
inmitten und neben deſpotiſch beherrſchten Monardieen — al dieſe Thatſachen 
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zeugten, wie einer ver gründlichſten Kenner Mexiko's ſich ausdrückt, „von einem 
jehr alten Kulturzuſtand, welder eine lange politiihe Eriftenz dieſer Völker, ein 
langes Zufammenleben im bürgerlichen Verein nad) einer langen Reihe politifcher Bege- 
benheiten und Ummälzungen vorausfegt”. Die Mexilaner fannten aber ebenfowenig 
wie die Peruaner und Muiscas von Südamerika weder den Gebrauch des Eifens 
noch die europäifchen Getreidearten, no die Milhnahrung, obwohl mehrere Gat- 
tungen von wilden Rindern und Schafen in Amerifa einheimifh waren. Diefe 
Thatfache, verbunden mit den Folgerungen, welde die vergleihende Spradfor- 
(hung (nah Wilhelm von Humboldt und Buſchmann) barbietet, ſcheint zu dem 
Schluß zu bereitigen, daß, wenn aflatiihe Stämme nad Amerika übergegangen 
find, diefe nur nomadiſche Jägervölfer waren und feinenfalls einen Kulturzuftand 
von dort mitbracdhten. 

Das Reich der Azteken unter Montezuma, wie es die Entdeder fanden, hatte 
‚eine weit geringere Ausvehnung als das Gebiet der heutigen Republif Mexiko und 
umfaßte nur 18,000— 20,000 Quadrat⸗Leguas mit dem Gebiet der jegigen Staaten 
Mexiko, Cajaca, Puebla und Veracruz. 

2) Nah der Eroberung des Aztelenftaates dur die Spanier unter 
ihrem berühmten Führer Yerbinand Cortez im Jahre 1519 und nad vollzogener 
ge Unterwerfung der übrigen Heinen Königreihe und Republifen erhielt das 

and im Jahre 1540 ven Namen des Königreichs Neufpanien und wurbe von 
Bicelönigen regiert. Die vorhandene Kultur wurde graufam und vandaliſch aus- 
gerottet. Der Fanatismus der Spanier unter dem erften Bifhof von Mexiko, dem 
Brancisfaner Fray Juan de Zumarraga, wanbfe ſich befonders gegen die Teocallis 
(Tempel) und die merifanifhen Priefter Teopizqui (Diener der Öottheit), welche 
dem Kriegsgott Huitzilopochtli die Opfer darbrachten und die Bewahrer der ge- 
ſchichtlichen und aftronomifhen Kenntniffe des Volkes waren, fowie gegen die Bil- 
berfchriften, die der beſchränkte Verſtand ver fpanifhen Priefter für Werke des 
Zeufeld hielt und deßhalb überall zerftörte und vernichtet. Neufpanien war bie 
reichte, beveutendfte und einträglichfte aller fpanifchen Kolonieen; ihre jährlichen 
Einkünfte beliefen fi auf 20 Millionen Piafter, wovon nad Abzug der Berwal- 
tungstoften 5—6 Millionen als reine Einnahme nad Spanien flojjen. Obwohl 
in den erften von Kaifer Karl V. gegebenen Leyes de las Indias Milve gegen 
die Eingebornen befohlen war, wurben dieſe Vorſchriften doch nicht befolgt, und bie 
ſpaniſche Herrſchaft laſtete mit erbrüdender Schwere auf dem Volk, ohne gleichzeitig 
‚bie reihen Hülfsquellen des Landes, mit Ausnahme des Bergbaues, zur Entfal- 
tung zu bringen. 

Ruhig, aber ohne Thatkraft und ohne politifches Leben vegetirte die reiche 
Kolonie Neufpanien bis zum Jahre 1810, wo gegen die fpanifche Herrfhaft unter 
Führung des Pfarrers Hivalgo der erfte Aufftand ausbrah, ver aber im Jahre 
1811 mit deffen Hinrichtung entigte. Die Oraufamfeiten des neuen Bicelönigs 
Eolleja riefen abermalige Aufftände hervor, die nach wiederholter Unterbrüdung an 
verſchiedenen Punkten wieder auftauchten, bis der General Iturbide im Jahr 1821 
bas Heer zur Meuterei brachte, ſich felbft an die Spige der Bewegung ftellte und 
am 27. September 1821 feinen fiegreihen Einzug in der Hauptftabt Merito bielt. 

3) Mit der Verkündigung der Unabhängigkeit wurde eine proviforifche 
Junta von 36 Mitgliedern eingefegt, welde eine Regentihaft aus 5 Perfonen 
erwählte. Iturbide erhielt als Präfident die erefutive Gewalt. Gleich in dem erften 
Kongreß (24. Febr. 1822) traten die verfchiedenen Parteiftanppunfte grell hervor, 
binter welden der Ehrgeiz und das perjönliche Intereffe ver Einzelnen fi barg 
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und die das unglückliche Land bis auf die Gegenwart in Verwirrung erhalten. 
Als die vier Parteien ſich nicht zu einigen vermochten, brach am 18. Mai 1822 
ein Militäraufftand aus, welder, von Iturbide felbft heimlich angeftiftet, dieſen 
General zum Kaiſer proflamirte, Der überraſchte Kongreß huldigte ihm. Iturbive's 
Kaifertfum dauerte indeffen nur 8 Monate. Nach gewaltfamer Auflöfung des Kon- 
grefies erhoben fi einige der Provinzen und der General Santana, bisher Itur- 
bide's Freund und Kommandant von Beracruz, ftellte fih an vie Spige ver Auf- 
ftändifchen. An den Namen viefes Mannes knüpft fich feitvem wie an einen rothen 
Baden die ganze neuere politifhe Jammergeſchichte Mexiko's faft bis zur Gegen- 
wart. Iturbide legte die Krone nieder und wurde, als er fpäter verkleidet in das 
Land zurüdtehrte, am 19. Juli 1824 in Tamaulipas hingerichtet. Der neugemählte 
Kongreß arbeitete eine Berfaffung aus, welder in allen Punkten, mit Ausnahme 
der Religion, die nordamerilanifhe zu Grunde lag. Im Oftober 1824 wurde die 
ſelbe förmlich verkündet, feitdem öfters verändert, verſchiedene Male ganz abgejchafft 
und dann wieder eingefegt. Die Bereinigten Staaten von Merito bilden 
nad) ihr eine förderative Republik von 19 Staaten und 4 Territorien. Ge— 
feßgebende Gewalt hat der Kongrek, der aus einem Senat und einem Haufe ber 
Repräfentanten befteht. Auf je 50,000 Geelen kommt ein Repräfentant, der auf 
zwei Jahre gewählt wird, Allgemeines Stimmredht ift die Grundlage ver Wahl. 
Der Senat wirb durd die Legislaturen der einzelnen Staaten gewählt. Die voll- 
ziehende Gewalt führt ein auf 4 Jahre gewählter Präfivent mit einer Befolvung 
von 36,000 Doll, Bei Vertagung des Kongrefjes bleibt immer vie Hälfte ver 
Senatoren zurüd, welche einen Staatsrath bilden, der für die Erhaltung der Ber- 
faffung und Geſetze wachen fol. Diefer Staatsrath kann nöthigenfalls auch ohne 
den Präfidenten den Kongreß zufammenrufen. Die Regierung der einzelnen Staaten 
ift nach derfelben Form wie bie ber Union geordnet. Die Religion ift die römiſch— 
fatholifhe mit Ausſchluß aller andern Religionen. Die Grundzüge diefer Ber- 
fafjung taudten aud inmitten ber ſchwankenden politiihen Zuftände der neueften 
Zeit immer wieder auf, vermocdten aber nie fruchtbare Wurzeln bei einem Bolte 
zu treiben, das unter dem Drud der fpanifchen Kolontalherrfcher zu Feiner politifchen 
Mündigkeit gelangen konnte. Der großen Mehrzahl des Volks, aus Indianern und 
Meftizen beftehend, mangelt jegliche Bildung fo, daß Freiheit und praktiſche Aus- 
übung republikaniſcher Inftitutionen bei ihnen undenkbar ift. 

Die Geſchichte Mexiko's feit deſſen Konftituirung als förberative 
Republik ift nur eine Reihenfolge von wechſelnden Epiſoden der Revolutionen, 
der Anarchie und des militärifchen Defpotismus, in ihren Einzelheiten ebenfo ver- 
widelt für den Darfteller als umerquidlih für den Leſer, welchem die Kenntniß 
des Charakters der Perfonen und Lofalitäten zum richtigen Verſtändniß der Ereig- 
niffe faft unerläßlich iſt. Wir geben nur die Hauptzlige berfelben, um fo mehr 
als diefe traurige Geſchichte der politiihen Wirren einer verfommenen Republit 
fiher* vorübergehender Art ift und nur ein ephemeres Interefje barbietet, während 
das ſchöne, von der Natur reichlichft gefegnete Land bei der unausbleibliden In— 
vaſion des fräftigen anglo-amerifanifhen Elements ſich zu neuer Blüthe erheben 
wird. Bon den beiden Hauptparteien, welche fid in Mexiko feit veflen republika— 
nifher Verfaſſung bildeten, erftrebten vie Föderaliften gleichzeitig mit demokratiſchen 
Grundſätzen möglichft freie Selbftregierung der einzelnen Staaten, die Eentraliften 
dagegen, im Bunde mit dem Klerus, bei vorwaltend feubal-ariftofratifhen Nei— 
gungen bie möglichfte Machtverſtärkung ver Gentralregierung. Hinter al den ſchwül⸗ 
ftigen Revensarten von Freiheit und Patriotismus dieſer republifanifchen Parteien 
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lauſchte immer nur das Streben nach dem Befig der Gewalt und des perfönlichen 
Einfluffes, mit dem dag Mittel verbunden war, ihre Geldgierde zu befriedigen. 
Nah der vierjährigen Verwaltung des Präfidenten Guadalupe Victoria 
(1825— 1829), welde für Merito eine kurze Periode der Ruhe und Erholung 
war, ftritten fi drei Parteiführer um ven Befiß der Macht. General Guerero, 
das Oberhaupt der Föperaliften, unterlag im Kampfe gegen die centraliftifchen 
Führer Buftamante und Santana und wurbe im Februar 1831 erfchoflen. Sant- 
ana, der im Mai 1833 zum Präfiventen gewählt wurde, ftürzte die Verfaffung 
und führte eine neue centraliftifhe Konftitution ein. Die einzelnen Staaten wurben 
zu Departements berabgefegt, der Präfident erhielt eine größere erefutive Gewalt 
und theilte die legislative Gewalt mit einem Kongreß. In Folge vdiefer Umge- 
ftaltung erklärte der Staat Teras feine Trennung von Merifo und fiegte troß ber 
geringen Zahl feiner Bevölkerung in dem darauf folgenden Kriege. Präſident 
Santana wurde felbft von den Texanern gefangen und der Staat in die nord» 
amerifaniidhe Union aufgenommen. Nad feiner Breilafjung kehrte Santana in 
fein Vaterland zuräd, trat dort wieder an die Spite der centraliftifhen Militär 
partei und ließ nad) feinem Siege über bie Föberaliften deren Führer, den Ge- 
neral Merian, auf dem Schlachtfeld erfhießen (1838). In demſelben Jahre gerieth 
Mexiko in Krieg mit Frankreich, deſſen Ylotte unter den Kommando des Aomirals 
Baudin das Fort San Juan de Ulloa bombardirte und Beracruz einnahm. Darauf 
folgte ein Friedensvertrag mit einer Entſchädigung von 800,000 PB. an Frankreich. 
Der neugewählte Präſident Buftamante wurde während feiner Verſuche, vie Ver— 
pflihtungen gegen Frankreich zu erfüllen, durch Santana geftürzt. Letterer wurbe 
feinerfeits wieder im Jahr 1844 durch Revolution verjagt, kehrte aber in Folge 
des Krieges, der zwifchen Merito und den Bereinigten Staaten im Jahr 1846 
ausbrach, zurüd. Der merikanifche General Ampudia verlor gegen die von Norben 
anrüdenden Amerikaner die Schlaht bei Monterey. In Folge diefer Niederlage 
wurde Präfident Paredes geftürzt, Santana aber an die Spite ber Armee geftellt. 
Mit 20,000 Mann rüdte legterer gegen den General Tailor vor, der vom Rio 
Grande heranzog. Troß ihrer günftigen Stellung verloren die Mexikaner bei An« 
goftura, den Engpaß der Sierra Madre, eine zweitägige Schlaht. Die Regierung 
der Vereinigten Staaten befhloß inzwifchen, um dem Krieg ein rafches Ende zu 
maden, einen direkten Zug gegen die Hauptſtadt Merifo. General Scott landete 
mit einer Armee von 12,000 Dann bei Beracruz, welches fi nad kurzem Wi- 
berftand auf Kapitulation ergab. Auf dem weitern Marche gegen die Hauptftabt 
fam ed am 17. und 18. April 1847 zur Schlacht bei Gerro Gordo, wo bie 
Meritaner, kommandirt von Santana und Ampudia, gänzlich gefchlagen wurden. 
Die Amerikaner rüdten gegen das Hochland vor, nahmen Jalapa und Puebla 
ohne Widerftand, fiegten nochmals in den Gefechten bei Contreras, Churubusco, 
Molino del Rey und la Caſa mala und ftanden am 20. Auguft 1847 vor ber 
Hauptftadt. General Scott bot nochmals vergeblih den Frieden an und befehligte, 
als die Unterhandlungen zu feinem Ziel führten, ven Angriff. Am 13. September 
1847 wurde nad hartnädigem Wiverftand die Hauptſtadt Merito mit Sturm 
genommen. Santana entfloh mit den Trümmern feines Heeres nach Guadalupe 
Hidalgo. Auch der Verluft der Sieger war ziemlidy beträchtlich. Bei feinem Einzug 
in Merito hatte Scott nur nod eine Streitmadht von 6000 Mann. Ein Berluft 
von 2703 Zodten und die herrſchenden Krankheiten hatten vie freitfähige Mann- 
haft auf die Hälfte vermindert. Im Norden vollzog inzwifchen General Kearny 
mit einer Heinen Erpebitionsktolonne die Eroberung von Galifornien und Neus 
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Merito. Santana, der den Parteigängerkrieg im Innern eine Zeit lang ohne 
Erfolg fortfegte, verließ im April 1848 mit feinen durch Raub und Plünverung 
erworbenen Reichthümern das Land und ließ ſich zuerft in Jamaika, dann in 
Havana nieder, wo er auf die Gelegenheit lauerte, nah Mexiko zurüdzufehren. 
Nah Langen Verhandlungen war der Friede mit den Vereinigten Staaten zu 
Stande gelommen. Der Rio Grande wurde als Orenzlinie gegen Teras angenom- 
men. Bon ihren nörblihen Eroberungen blieben den Vereinigten Staaten Gali- 
fornien und Neu Mexiko, wofür fie eine Entfhäpigung von 15 Mill. Dollars 
bezahlten. 

. Mexiko genoß, gedemüthigt und erfchöpft, nad dieſem Krieg einige ruhige 
Sabre bis zur Rückkehr Santana’s im Jahr 1853, wo es wieder zu neuen Grenz⸗ 
ftreitigfeiten mit den Vereinigten Staaten wegen der Offupation des Mecillathales 
fam. Für die Nordamerifaner war dasfelbe von großer Wichtigkeit wegen des ſchon 
damals auftauchenden Eifenbahnprojefts zwifchen beiden Dceanen. Endlich wurbe 
am 13. December 1853 deßhalb ein vefinitiver Vertrag abgefhloffen. Der Aus- 
gangspunft der Orenzlinie zwijchen beiden Staaten wurde auf 300 27 ' feftge- 
fett. Bereits im Februar 1853 ſchloß Mexiko einen andern wichtigen Bertrag 
mit der Sleocompany ab, zufolge deſſen diefer Gefelihaft das Recht zugefprocdhen 
wurde, eine Berbinbungsftraße über den Iſthmus von Tehuantepec zu bauen, 
deren Neutralität und Sicherheit von den beiden fontrahirenden Staaten, Mexiko 
und der norbamerifanifchen Union, verbürgt wurde. Zur Ausführung eines Eijen- 
bahnbaus über diefen Iſthmus trat in New-York 1854 ein Berein zufammen. 
Wegen lokaler und politiiher Schwierigkeiten wurde jedoch dieſes wichtige Unter- 
nehmen, weldes den nörblihen Ausgangspunkt der interoceanifchen Verbindungs- 
firaße um 8 Breitegrade näher als Aspinvall (ver atlantifhe Hafen des Panama- 
iſthmus) an die öftlichen Häfen Norbamerifa’s rüden würde, niemals ernfthaft in 
Angriff genommen, 

Die furze Ruhe, weldhe dem Friedensſchluſſe mit den Bereinigten Staaten 
folgte, war für Mexiko merkwürdig durch die Umgeftaltung feiner Parteien, weldye 
während ver Präſidentſchaft Herrera’s ftattfand. Inmitten der Troftlofigfeit und ber 
tiefften moralifhen Zerrüttung des Landes fingen viele vernünftige Männer an, 
die Nothwendigkeit zu erkennen, daß das Land aus feinem Elend durch jedes 
Mittel befreit werten müffe Zur Einführung und Feftigung gefegliher Infti- 
tutionen fahen die Einen den Anſchluß an Nordamerika als letztes Rettungsmittel, 
welches die Andern in der Errichtung einer einheimifchen Diktatur erblidten. Nach 
dem Ende der Präſidentſchaft Herrera’s im Jahr 1851 wurde General Arifta, ein 
Freund Nordamerika's, von deſſen Anhängern im Bunde mit den Föderaliſten 
gewählt. Seiner Verwaltung aber machte ſchon im Jahr 1853 ein militärifcher 
Aufftand unter General Ceballos ein Ende, Diefer Soldatenchef, welcher von ber 
Armee eine furze Zeit mit diktatoriſcher Gewalt befleivet wurde, jagte den Kongreß 
mit Bajonetten auseinander. Es bildeten fih in allen Provinzen Soldatenbanden 
mit irgend einem Gapitano an ber Spige, der fih jelbft als Statthalter prokla— 
mirte, um die Bewohner zu brandihagen. Die Anardhie erreichte bald einen fo 
widerlihen Grad, daß alle Parteien ihre Stimmen für die Einfegung einer un- 
umfhränften Gewalt einigten. Unausfprehlih müde des gejeglofen Zuftandes 
richteten fid) Aller Augen auf ben einzigen berühmten Namen der neuern merifa- 
nifhen Geſchichte, deſſen Andenken trog feines Kriegsunglüds und feiner Habſucht 
eine gewiffe Popularität erhalten hatte. Unterftügt durch eine ſchöne Geftalt und 
durch den Ruf perfönlihen Muthes verbankte Santana feine Popularität haupt- 
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ſächlich feinem Sieg über bie ſpaniſche Expeditionskolonne, welche zu einem Wieder—⸗ 
eroberungsverfuh im Jahr 1829 in Tampico eingefallen und von Santana zurüd- 
geihlagen worden war. Der Mangel an tüchtigen Männern überhaupt war zumeift 
Schuld, wenn alle Blide fi bei der Troftlofigfeit der Gegenwart auf den zum 
brittenmal aus dem Eril zurüdgefehrten Sieger von Tampico richteten. 

Am 20. April 1853 hielt Santana feinen triumphirenden Einzug in die 
Hauptftadt. Seine wie feiner Anhänger offen verfündigte Abficht war, auf Lebens- 
lang fi der biftatorifhen Gewalt zu bemädtigen, vie Preffreiheit abzufchaffen, 
ohne Kongreß zu regieren und die einzelnen Staaten in völliger Abhängigkeit von 
der Gentralregierung zu halten. Gleich die erften Negierungsmaßregeln zielten 
darauf bin, dieſes Syftem zur Geltung zu bringen. Das von Santana gebildete 
Minifterium beftand aus Lukas Alaman für das Aeußere, Larez für das Innere 
und die Juftiz, Haro y Tamariz für die Finanzen, Tornel für den Krieg, 
Belasco de Leon für Kolonifation, Induftrie und Handel. Bon diefen Män« 
nern war Lukas Alaman der beveutendfte, die Seele der neuen Regierung, welcher 
Santana nur feinen Säbel und berühmten Namen lieh. Alaman iſt einer ver be= 
deutendften Staatd- und PBarteimänner Mexiko's und Berfaffer einer Gefchichte 
feines Baterlandes. Schon als Minifter unter Buftamante im Jahr 1829 galt 
er als der Führer ber reaftionären Partei, fpäter erklärte er offen in feinen 
Schriften die Wieverherftellung der monarchiſchen Negierungsform als das einzige 
Mittel, die mexikaniſche Nationalität gegen die überwältigende Invafion der angel 
ſächſiſchen Einbringlinge zu retten. Er regte zu biefem Zwecke ven Plan eines 
Bundes aller fpanifch= amerifanifhen Republifen an, — eine Idee, die aud in 
Südamerika oft von der Rednerbühne wie in politifhen Brochlren und Zeitungs- 
artifeln verfündigt und verfochten wurde, aber nte zu dem Anfang einer praftifchen 
Ausführung fam, auch die fortwährenden gegenfeitigen Feindfeligfeiten und Kriege 
ber hifpano-amerifanifchen Republifen nicht hinderte. Durch die Dekrete des Diktators 
wurben alle gefeßgebenden Korporationen der einzelnen Staaten und Territorien 
aufgegoben, die ftrengften Mafregeln gegen die periodiſche Tagespreſſe eingeführt 
und ftatt eines von der Nation gewählten Kongrefies ein vom Diktator ernannter 
Stantsrath aus 20 Perfonen beftehend eingeführt. Die von der liberalen Regte- 
rung verbannte Gefellihaft der Iefuiten wurde wieder in ven Befig ihres Eigen- 
thums und ihrer frühern Rechte eingefest. 

Der Klerus agitirte überall für die neue Orbnung ber Dinge Diefem 
deſperaten Berfuh, das Land aus einer unerträglihen anardhifchen Serriffenbeit 
durch militärifchen Abfolutismus im Bunde mit der Priefterfchaft zu retten, ſchien 
fih Anfangs die ganze Nation freiwillig und gerne zu unterwerfen. Wie Lufas 
Aaman, fo fahen viele intelligente und friedlich gefinnte Männer, welche aufßer- 
halb des politifhen Parteigetriebes ftehend im ver faft permanent gemworbenen 
Anarchie eine tief eingefreffene hronifche Krankheit des Landes und ver Geſellſchaft 
erfannten und eine Herftellung ber Orbnung um jeven Preis wünfchten, in biefem 
Berfuh das letzte Mittel, den merifanifhen Staat vor einem Aufgehen in ber 
mächtigen Republif des Nordens zu bewahren. Diefe durch den Verluft jever gejeß- 
lichen Freiheit und Sicherheit erfaufte Ruhe dauerte inveffen faum ein Jahr. Die 
Partei der Anhänger ver Vereinigten Staaten gewann wieder an Stärke, als man bie 
ärgften Mißbräuche der diktatoriſchen Gewalt Santana’s fah. Er, wie feine Krea- 
turen, welche an ber Dauer der auf vie Macht des Säbels beruhenden Herrſchaft 
zweifelten, dachten vor Allem daran, durch Erpreffungen ſich Geld zu verfhaffen. 
Die neuen Steuern, das Zollgeſetz, vie Konfkription und andere Dekrete bes 
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Diktators erregten überall Unzufriedenheit und Erbitterung. Am 22. Jauuar 1854 
erfolgte eine erfte Erhebung im Hafen Ucapulco am ftillen Ocean. Die erhöhten 
Zölle, mit melden Santana bie vermehrten Stantsausgaben zu beden verfuchte, 
erregten bort bie Erbitterung des ganzen reichen Handelsſtandes. Der gebirgige 
Theil des Staates ſchloß fih unter der Führung des Generald Alvarez dem 
Aufftand an. Wegen örtlicher Hinberniffe konnten die vom Diktator ausgefanbten 
Truppen nichts gegen bie Aufftändifchen ausrichten. Alvarez verfuchte zunächft mit 
den Nordamerikanern in freundſchaftlichen Verkehr zu treten und ihre Unterftügung 
zu gewinnen. Der Aufftand des weftlichen Küftenlandes gewann bald an Umfang 
und Bedeutung. Auch im Norden bilveten ſich Freifchaaren, welde mit Unter- 
ftügung der Teraner vom Rio Grande ber operirten. Der Diktator verlor ben 
Kopf, als er feine Schäge mit feiner Perfon bedroht fah. Seine Reihthümer in 
Sicherheit zu bringen war zunäcft fein Bemühen. Er räumte mit einem Theil 
des Heeres die Hauptftabt umd erließ aus der Stabt Perote auf dem Weg nad 
Beracruz eine Proflamation an das Volk, worin er die Niederlegung feiner dikta— 
toriſchen Gewalt verkünbigte, die Unmöglichkeit, ven von Faktionen unheilbar zer- 
rifjenen Staat zu regieren, darlegte und für Mexiko viele Jahre der Anarchie mit 
bem endlichen Berluft ver Unabhängigleit prophezeite. 

Nachdem auch diefer legte verzweifelte Verſuch, den morſchen Freiftant durch 
diktatoriſche Gewalt zu regieren, gejheitert war, machte General Martin Carrera, 
Santana’s Freund, eine kurze Zeit im Befige der Regierung, vergeblicdhe 
Verſuche, einen Vergleich zwiſchen ven hadernden Parteien zu Stande zu bringen. 
Er mußte im Oktober 1855 der Partei des Generals Alvarez weichen, welche ‘den 
General Comonfort, einen Creolen von englifch-fpanifcher Abkunft, auf den Stuhl 
der Macht feste. Comonfort, zum Präfiventen gewählt, war für das Heranziehen 
europäiſcher Elemente zur Stärkung des franfen Staates und für ein freundfchaft- 
lihes Bündniß mit Norbamerifa. Der neugewählte Kongreß ftellte wieder eine 
füberatin-bemofratifche Berfaffung her und verfuchte in diefem Sinne Geſetze zu 
machen, bis ein Jahr darauf Comonfort durch Revolution fiel. Nah längeren 
Kämpfen, in welden bald vie Liberalen, bald die Eentraliften fiegreic im Befige 
der Hauptftadbt waren, wurde 1857 abermals eine neue Verfaſſung proflamirt. 
Juarez, Anhänger ver liberalen Partei und als Präfivent des oberften Gerichts— 
bhofes dem Civilſtand angehörend, wurbe zum Präfidenten der Republik gewählt, 
aber ſchon einen Monat nad feiner Ernennung durch Militäraufftand geftürzt. 
General Zuloaga ufurpirte die Präfidentihaft, mußte aber bald darauf dem von 
ber Soldatesfa zum Präfidenten gemachten General Miramon ven Pla räumen, 
Darauf erfolgte 1858 die Erhebung eines großen Theil der Provinzen befon- 
ders des öftlihen Küftenlandes, welche mit Juarez an der Spite die Konftitution 
von 1857 vertheidigten. Da feine ber beiden Parteien ftarf genug war, bie andere 
zu bewältigen, und Miramons Verſuche, ven Hafen von Beracruz zu erftürmen, 
fehlichlugen, fo war die Republik Mexiko fattifch in zwei ungleiche Hälften getheilt. 
Das Küftenland gehorchte dem Präfiventen Iuarez in Veracruz, befien Regierung 
aud die Vereinigten Staaten anerkannten. Miramon, im Befige der Hauptftabt, 
war centraliftifcher Präfident des Binnenlandes, Ein ſcheußlicher Bürgerkrieg ver- 
beerte das Land. Nicht nur Handel und Wandel lagen inmitten diefer grauenvollen 
Verwirrung gänzlich darnieder, ſondern bie Unficherheit des Lebens und Eigen- 
thums erreichte felbft inmitten der Stäbte ven Außerften Grad, Im November 1860 
plünderte der Pöbel und die Eolvatesfa der Hauptftabt das englifche Gefandt- 
ihaftshotel, blos um ſich der dort veponirten Gelder von englifhen Privatleuten 
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«zu bemächtigen. Anfäßige nordameritantfche Bürger wurben von Miramons Sol⸗ 
daten aus feinem andern Grund ermordet, als weil fie Keger waren und ber 
verhaßten angeljähfiichen Race angehörten. Buchanan, ver Präſident ver Bereinigten 
Staaten, richtete 1859 eine Botſchaft an den Kongreß von Wafhington und ver- 
langte die Ermächtigung einer Kriegserflärung gegen Miramon, welche der Kon- 
greß ans Abneigung einer Einmifhung in bie heillofen meritanifchen Wirren ablehnte. 
vlih nah den langen, erbitterten und bintigen Kämpfen des Jahres 1860 
melden die neueften Berichte den Sturz Miramons und den fiegreichen Einzug 
der Liberalen in der Hauptftabt am 27. December 1860. Eine wirkliche Heilung 
des kranfen Staates, in welhem bie vieljährige Anarchie ven Charakter des ganzen 
Volls vergiftet hat, ift auch durch diefen liberalen Sieg nicht zu erwarten. Die 
ganze merilaniſche Nation ift tief entartet, die Geſellſchaft verwildert, ver ftaatliche 
Bau bis in feinen Grund morſch und hohl. Nur die Invaflon und Herrſchaft 
einer moralifch gejündern Race, welche von ber revolutionären Krankheit der Meri- 
faner frei ift, vermöchte in einem der jhönften und unglüdlichften Länder ver 
Belt, wo eine plündernde revolutionäre Soldateska zu einem allgemein verbreiteten 
Stand eines großen Theild der Bevölterung geworben iſt, gefegliche Zuftände auf 
die Dauer zurüdzuführen. 

Die Staatsausgaben Meritos beliefen ſich in dem legten 10 Jahren durch— 
fehnittlih auf 15,200,000 P., die Einnahmen, welde unter ver ſpaniſchen Herr- 
fhaft 20 Millionen P. geliefert, waren unter 5 Millionen P. berabgefunten, 
Das Deficit mußte durch Zmwangsanleihen, Kontributionen, die Entſchädigung ver 
Bereinigten Staaten für abgetretene Provinzen u. |. w. gebedt werden. An eine 
BZinfenzablung ver Staatsfchulven, die fi auf 149,800,000 P. belaufen, tft unter 
diefen Umftänden nicht zu denken. Das Oefammtvermögen ver alleinherrfchenven 
römiſch⸗ latholiſchen Kirche in Mexiko wird auf 90 Millionen P. geſchätzt. Nach 
officielen Angaben belief fih im Jahr 1857 die Einfuhr auf 15,400,000 P., 
die Ausfuhr auf 18,600,000 P. Die einzelnen Staaten der merifanifhen.Republit 
find gegenwärtig am Golfe: Tamaulipas, Beracruz, Tabasco, Yucatan; im Innern: 
Merito, Puebla, Dueretaro, Ouanajuato, Mihoacan, San Luis de VBotoft, Za— 
catecas, Durango, Coahuila, Nuevo Leon; am ftillen Ocean: Chiapas, Dajaca, 
Guerrero, Ialisco, Cinaloa, Sonora mit dem Territorium Neu-Ealifornien. 
Aus der zahlreichen geographiſchen und hiftorifhen Literatur über Meriko 
find befonders erwähnenswerth: Lopez de Gomara: Conquista de Mejico; 
Bernal Dias de Castilla: Denfwürbigfeiten; Antonio de Solis: historia 
de la conquista de Mejico; Brasseur de Bourbourg: histoire des nations 
eivilis6es du Mexique durant les sidcles anterieurs & Christophe Colomb; A. 
v. Humboldt: essai politique sur la nouvelle Espagne; Prescott: history 
of the conquest of Mexico; Mühlenpforbt: Berfuh einer getreuen Schilde» 


zung ber Republit Merilo: Mora: Mejico y sus revoluciones. 
Moriy Wagner. 


Militärgefetgebung. 


‚ Unter Militärreht (auch Kriegsrecht) verfteht man den Inbegriff der 
Rehtsnormen, welche, abweihenn vom gemeinen Rechte, ausſchließlich 
für ven Kriegerftand gelten. Im weiteften Umfang fann man biezu auch 
die Borfchriften rechnen, welche über den Zugang zum Militär (Konfkriptionsgefege), 
über den innern und äußern Dienft (Dienftoorjchriften, Reglements) und über bie 
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Entlaffung vom Militär gelten; im gewöhnlichen Sinne verfteht man aber barunter 
nur bie DRilitärgefete in Straf» und Civilſachen. 

Wenn man erwägt, daß die eigenthümlichen Verhältniſſe des Militärs als 
eines Standes und namentlich deſſen Berpflihtung zu einer firengen Disciplin 
eine Reihe gefeglicher Vorſchriften nöthig maden, daß aber überbies die Staats— 
berrfcher geneigt fein werben und jeit ten römischen Kaiſern geneigt waren, ben 
Mitgliedern des Heeres, ald den Stügen bes Throns, ehrenvolle und vortheilhafte 
Privilegien zu gewähren, fo wird man es natärlid finden, wenn ber Inbegriff 
diefer Rechtsverhältniffe fih nah und nah zu einem militärifchen Sonderrechte 
friftallifirte, welches, einestheils auf den VBorfchriften des römiſchen Rechts, anbern- 
theils auf dem militärifchen Gewohnheitsrechte des germanifhen Mittelalters fußend, 
fih in den einzelnen europälfhen Staaten ziemlich gleihförmig geftaltete. Zwar 
bildete fi) während ver langen Friedensperiode, welche in ver erften Hälfte unferes 
Jahrhunderts herrſchte, eine ziemlich energifche Reaktion gegen alle Vorrechte des 
Milttärftandes, wodurd in manden Ländern das Gebiet des Militärrehts beven- 
tend eingeengt wurbe; immerhin behielt aber vasfelbe noch einen beträchtlichen Theil 
feines früheren Umfangs, indem es weit mehr in der Nothwenbigfeit, die befon- 
deren militärifchen Verhältniffe zu berüdfichtigen, als in dem Beftreben, dem Krieger- 
ftand Privilegien zu ertheilen, jeine Grundlage findet. 

Die Militärgefeggebung in biefem Sinne, aljo mit Ausfhluß der blos 
reglementarifhen und mehr in das Gebiet der Verwaltung gehörigen Vorſchriften 
zerfällt naturgemäß in drei Haupttheile: 

1) Militärgerihtsverfaffung. Das Militär, beftimmt aud 
außerhalb der Landesgrenzen zu kämpfen, kann fein Recht, wenigftens in Kriegs— 
zeiten (und fie bildeten früher die NRegel!), nicht bei ven ihm oft unerreichbaren 
orbentlihen Behörben feines Baterlandes fuchen, der Richter muß ihm ins Feld 
folgen, e8 genießt daher das Militär einen eigenen Gerichtsſtand vor ven Militär- 
gerichten. Diefer Gerichtsſtand, welchen ſchon das römiſche Recht fannte, und ver 
fih im germanifhen Mittelalter in den Stanbesgerihten (judicia parium) ber 
Ritterſchaft wieberholte, ift bis auf den heutigen Tag in allen civilifirten Staaten, 
namentlich auch in Deutfchland, in weiterem oder engerem Umfang anerkannt. Früher 
erftredte er fich ziemlich unbedingt auf alle Straf» und Eivilfahen der Militär- 
perjonen, er wurde aber in der neueften Zeit auf mehrfache Weife beſchränkt: Man 
ging nämlich davon aus, daß dieſer Gerichtöftand, welcher die Militärperfonen dem 
ordentlichen Richter entzieht, auch in Civilſachen die Gegenpartei nöthigt, ihr Recht 
vor dem Militärrichter zu fuhen, nur fomweit anerfannt werben dürfe, als er in 
ben militärifhen Berhältniffen mit Nothwenbigfeit begründet fei, und überall weg— 
zufallen habe, wo er mehr ven Charakter eines Vorrechts an fi trage, Den 
gemäß haben vie meiften Fonftitutionellen Staaten z. B. England, Frankreich, 
Belgien, Holland, Preußen u. U. den militärifhen Gerichtsſtand in Civilfachen 
abgefchafft und laſſen dafür in Kriegszeiten entweder einen durch die Verhältnifie 
bedingten Stillftand der Givilrechtspflege für das Militär eintreten, oder ſchaffen 
eine außerordentliche militärifhe Civilgerichtsbarkeit für die Dauer des Kriegs, 
Andere Staaten, in Deutihland namentlich Defterreih, Baden u. A. haben va- 
gegen immer noch die Givilgerichtsbarfeit über Militärperfonen auch in Friedens» 
zeiten an bie Militärgerichte überlaffen. Letzteres Syftem hat offenbar den Vorzug, 
daß beim Wechfel vom Friedens⸗ auf ven Kriegsfuß feine Störung im Gang ber 
Rechtspflege eintritt. In Straffahen hat man dagegen ver Militärgerichtsbarteit 
theils die nichtmilitäriſchen Verbrechen (delicta cummunia) der Soldaten, theils, 
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wo man auch biefe der Militärgerichtsbarfeit überließ, wenigftens die im Urlaub 
begangenen Verbrechen entzogen. Beiderlei Befchränfungen haben das Bedenkliche, 
daß damit der Disciplin nicht gedient iſt, deren nachhaltige Handhabung erfordert, 
daß die militäriſchen Obrigkeiten den Soldaten, ſo lange er dient, in allen ſeinen 
Beziehungen überwachen und kontroliren. Nur ſoviel läßt ſich von dieſem Stand» 
punkte aus rechtfertigen, daß in Fällen, wo Mitſchuldige des Civilfiandes vor- 
handen find, oder wo es fih um ein entehrendes Verbrechen handelt, welches ven 
Angeklagten zum fernern Heerespienft unwürbig macht, eine Abgabe an das bür- 
gerliche Strafgericht ftattfindet. 

Je nach dem Umfange des militäriſchen Gerichtsſtandes finden wir in den 
einzelnen Staaten eine mehr oder weniger ſelbſtändige Militärgerichtsverfaſſung. 
In Deutſchland beſteht noch die alte, ſchon durch die frühefte Reichsgeſetzgebung 
eingeführte Einrichtung, daß für die einzelnen Truppenabtheilungen (gewöhnlich die 
Regimenter, in Preußen die Diviſionen, in kleineren Staaten meiſt die Garni— 
ſonen) ein eigener Militärjuſtizbeamter, den man früher „Feldſchultheiß“ benannte, 
jest aber, nachdem ſeit dem 16. Jahrhundert ſpaniſche Kunſtausdrücke im Heer- 
weſen aufkamen, als Aubitor zu bezeichnen pflegt, beftellt ift, welcher die Civil- 
rechtspflege (wo fie noch den Militärbehörven überlaffen ift) einfchließlich ver freis 
willigen Gerichtsbarkeit in erfter Inftanz handhabt und in Straffahen als Untere 
fuhungsrichter und rechtlicher Antragfteler bei den Militärgerichten funktionirt. 
Für Civilfahen find in größeren Staaten, 5. B. Defterreih, Bayern, eigene 
Milttärappellationsgerihte und Oberappellationsgerichte beftellt, in Hleineren Staa- 
ten geht ver Rechtszug an die bürgerlichen Obergerihte. Das Urtheil in Straf 
fahen wird von den Militärgerihten gefprohen, und wo Appellation dagegen 
ftattfindet, geht ſolche an militärifche Obergerichte. In Frankreich und den Staaten, 
welche ſich nach ihm ausbilvdeten, beftehen feine eigenen Militärjuriften, ſondern 
° werben beren Funktionen durch Dfficiere (capitaines rapporteurs, officiers du 
gouvernement) beforgt, doch ift Belgien, gewiß im Intereffe ver Sade, in ven 
legten Jahren wieder zum Inftitut der Auditore zurückgekehrt. 

2) Militärctvilredt. Eine Reihe civilrechtlicher Vorſchriften, welche 
theils den eigenthümlichen milttärifhen Berhältniffen Rehnung tragen, theils 
wahre Stanvesprivilegien bilden, laffen ein eigenes Militärprivatredht konſtruiren. 
Die wefentlihften Beftimmungen vesfelben, wie fie ſich ſchon im römiſchen Rechte 

nden, find: 
a a) dem Soldaten fol ein Rechtsirrthum nicht ſchaden (c. 1. C. de jur. et 
fact. ign. 1. 18); 

b) er genießt in Schulvfahen ein weitgehendes benefictum competentiae 
(fr. 6. 18. D. de re jud. 42. 1); 

c) er erwirbt das Eigenthum an Sachen, welde von einem Dritten mit 
feinem Gelde gefauft werben (c. 8. C. de rei vind. 3. 32); 

d) was ber Soldat im Kriegsdienfte erwirbt ober in Beziehung auf den— 
felben gefchentt oder vermacht erhält, wird als peculium castrense fein freies 
Eigenthum, auch wenn er noch unter väterliher Gewalt fteht (c. 1. C. de cast. 
pec. 12. 37); 

e) im Falle feines Abfterbens ohne geſetzliche Erben erhält an der Stelle 
bes Fisfus das betreffende Corps (vexillatio) feinen Nachlaß (c. 2. 3. C. de her. 
decur. 6. 62); 

f) er Tann gültig Erbverträge fchließen (c. 19. C. de pactis 2. 3); 

- g) er bat das Recht während des Krieges ein von den gewöhnlichen Golen- 
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nitäten befreites ſ. g. militäriſches Teſtament zu errichten (tit. J. de mik 
test. 2. 11). 

Zu dieſen Privilegien, welche in ven Ländern bes römiſchen Rechts noch 
ſämmtlich praltiih und aud im den andern Ländern großentheils anerkannt find, 
haben neuere Gefege noch folgende gefügt: 

h) er genießt in Wechfelfahen Freiheit vom Wechfelarreft, nah manden 
Geſetzen, 3. B. in Oeſterreich, ift er fogar nicht wechfelfähig ; 

i) fein Sold ift von der Schulverefution befreit; 

k) er genießt in Givilrechtsfachen, in manden Staaten auch in Strafſachen, 
Sportelfreibeit; 

1) er ift von ver Pflicht zur Uebernahme von Ehrenämtern und Vormund- 
haften befreit. 

Abgeſehen von diefen und ähnlichen Eremtionen vom allgemeinen Civilrechte 
des Landes, wie fie ſich ziemlich gleihförmig in den europäiſchen und befonders 
den deutſchen Staaten finden, ift der Soldat den bürgerlichen Gejegen des Landes, 
gleich den übrigen Staatsangehörigen, unterworfen, und ſelbſt in den Ländern, 
wo die Civilproceffe der Militärperfonen von Militärgerichten entſchieden werben, 
ift die allgemeine Givilproceforbnung des Landes maßgebend, jedoch mit einzelnen 
Abweihungen, welche ſich auf bie Öeftaltung der Parteien und Zeugen vor Ger 
richt und auf das Erefutionsverfahren beziehen, indem in leßterer Hinficht bie 
Erforderniffe des militärifchen Dienftes manderlei Abweihungen bebingen, 

3) Militärſtrafrecht. In Straffahen wirb ver Soldat nad befon- 
deren Militärgefegen, welche in fogen. Kriegsartikeln oder eigentlichen Militär 
ftrafgefegbüchern zufammengefaßt zu fein pflegen, gerichtet. Diefelben beſchränken 
fi in den meiften Ländern auf die eigentlihen Militärverbrehen und behandeln 
andere Verbrechen nur foweit, als die militärifchen Verhältniffe auch bei ihnen 
einen andern Maßſtab der Strafbarfeit erfordern, doch haben auch einzelne Stan- 
ten, 3. B. Defterreih, Militärftrafgefewbücher, welche den ganzen Kreis ber ger 
meinen Verbrechen umfaffen. 

Aus der ziemlich bürftigen Literatur biefer Wiffenfchaft ift befonders Voöt 
de jure militari (1670), Beermann, Grundſätze des heutigen deutſchen Kriegs- 
rechts (1795), Cadan, das Kriegs- oder Militärrecht, wie ſolches jest bei ber 
k. preußifchen Armee befteht (1801), und Klog, Einleitung in vie Doftrin des 
beutfhen Privatmilitärrehts (1811) hervorzuheben. Die neuere Fiteratur ift Feine 
gemeinrechtlihe, fondern behandelt uur das Partikularrecht einzelner —— 

uer. 


Militärhoheit. ©. Staat. 


Militärkolonieen, Militärpflicht u. ſ. w. ©. Heer, Krieg 
verfaſſung. 


Mill. 


Der Name Mill iſt auf dem Gebiete der Philoſophie und der politiſchen 
Wiſſenſchaften durch zwei Männer, Vater und Sohn, zu Ehren gebracht worden. 

James Mill, der Vater, 1773 geboren, widmete ſich urſprünglich der 
Theologie. Nachdem er etwa im Jahre 1800 aus ſeiner Heimat in der Nähe von 
Montroſe nach London gekommen war, warf er ſich ganz in bie literariſche Thätig- 
feit. Er wurde Herausgeber des literarifchen Journals und fchrieb ſowohl zahlreiche 
Auffäge in Revuen, namentlich in die Edinburgh, dann beſonders in bie von 
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Bentham gegründete Weftminfter Neview, als auch eine Reihe won Artikeln für 
bie Encyclopädia britannica über Regierung, Erziehung, Rechtswiſſenſchaft, Völ— 
lervecht, Preffreiheit, Kolonieen, Gefängnißwefen, vie fpäter auch gefammelt erfchienen. 
Auch eine 1835 anonym erjchienene ausführliche Kritik von Madintosh Gefchichte 
ber ethiſchen Philofophie (in der Encyclopädia britannica) rührt! von ihm ber. 
1818 trat er mit einem zufammenbängenden Hauptwerfe hervor, ver Gefchichte von 
britifch Indien, zuerft in 3 Quart⸗, fpäter in 6 Oktavbänden, nachmals fortgefett 
von H. Wilfon, einem Buche, von dem fein Sohn nicht mit Unrecht fehreiben 
konnte, daß es zuerft das Licht der Philofophie auf die Angelegenheiten jenes 
Landes geworfen und feinen Verfaſſer in die erfte Reihe der politiihden Schrift 
fteller ber demokratiſchen Schule geftellt habe. Eine vortheilhafte Anftellung in ber 
Berwaltung bes India House, die er bis an feinen Tod befleivete, war für ben 
Autor bie angenehme perfönliche Folge dieſes Werkes. 1822 folgten dieſem: Elemente 
der politijhen Defonomie, in denen ſich der Verfaſſer als ſcharfer Denker und gefchiefter 
Ausbildner der volkswirthſchaftlichen Theorie namentlich) in der Richtung, in welcher 
fie von Ricardo entwidelt worden war, erwies, Das Werk wurbe in mehrere fremde 
Sprachen überfegt, ins Deutſche von Jacob 1824. 1829 endlich ließ James Mill 
noch ein philofophifches Werk eriheinen, die noch heute nicht blos in England 
hochgeſchätzte analysis of the phenomena of the human mind. Er ftarb 1836. 
Dem bebeutenden Bater folgte der bedeutendere Sohn mit Leiftungen auf dem 
nämlihen Gebieten, auf welchen ſich jener ausgezeichnet hatte, — John Stuart 
Mill, geboren zu London 1806. Es find vornehmlich zwei Hauptwerfe, durch 
welche fich derſelbe feinen Rang unter ven wiſſenſchaftlichen Klaſſikern gefihert hat. 
Das eine ift die Logik — system of logie rationative and inductive, 2 Bde., zuerft 
1843, ſeitdem 3 neue Auflagen. Deutfhe Ueberfegung von Schiel. Obwohl rein 
pbilofophifher Natur bat dieſe Arbeit doch auch für den Staatsgelehrten großes 
Intereffe, indem fie vie Beifpiele zur Belegung ihrer Säte häufig aus dem Ge- 
biete der politiihen Wilfenfhaften nimmt und daburd manche neue Schlaglichter 
auf diefe wirft, insbefondere eine Anzahl in politifhen Debuftionen immer wieber- 
fehrender Trugſchlüſſe in ihrer Unzuläfftgkeit nachweist, und indem fie fir die ganze 
Methodik jener Wiffenfhaften die maßgebenden Grundfäge mit großer Klarheit ent- 
widelt. — Das andere Hauptwerk find die prineiples of political economy with 
some of their applications to social philosophy. 2. Vol. 1857, ſeitdem eben- 
falls dreimal neu aufgelegt. Deutſche Ueberjegung von Soetbeer 1852. Diefes 
Bud nimmt unter den im neuerer Zeit erfchienenen Werken über Volkswirthſchafts- 
lehre eine der erften Stellen ein und bat auf die Behandlung diefer Wiſſenſchaft 
weit über England hinaus und namentlih in Deutſchland eine tiefgehende Ent- 
widlung ausgeübt. Die Eigenthümlichkeit desſelben läßt fich nicht beſſer harafteriftren, 
als mit des Derfaflers eigenen Worten. Er fpriht e8 aus, daß er fih in 
feiner Bearbeitung vorzugswelfe die Behandlungsart der Wiffenfhaft durd Adam 
Smith zum Mufter genommen babe. „Die am meiften charafteriftiiche Eigenthim- 
lichkeit des Smith'ſchen Werkes, jagt er, und gerade diejenige, worin es vornehm- 
lid von manden andern abweicht, welche vemfelben in Nücdficht der bloßen Dar- 
legung der allgemeinen volfswirthfchaftlihen Grundſätze gleich ftehen oder es jelbft 
übertreffen, ift die, daß es beftänbig die Grundfäge und deren Anwendungen zu= 
fammenftellt. Dies bevingt von felbft eine weit größere Reihe von Ideen und Ge— 
genftänven, als in ver politiichen Defonomie, wenn man biefelbe ald einen Zweig 
abftrafter Wiffenfchaft auffaßt, eingefhloffen find. Für praftifche Zwede ift bie po- 
litiſche Defonomie mit vielen andern Zweigen der Geſellſchaftswiſſenſchaft unzer- 
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trennlich verſchlungen. Auch von reinen Detailangelegenheiten abgeſehen, gibt es 
vielleicht ſelbſt unter denjenigen Fragen, welche dem ausſchließlich wirthſchaftlichen 
Charakter am nächſten kommen, feine praktiſchen Fragen, die ſich einfach nach wirth— 
ſchaftlichen Vorausſetzungen entſcheiden laſſen. Dieſe Wahrheit hat Adam Smith 
niemals aus dem Geſichte verloren und bei feinen Anwendungen ber politiſchen Deko» 
nomie verweist er fortwährend auf andere und häufig viel bedeutendere Erwägungen 
als vie reine politiſche Dekonomie darbietet. Deshalb verſchafft er auch jenes fichere 
. Gefühl, wie man über die Grundſätze unferer Wiffenfhaft zu praktiſchen Zwecken 
verfügen könne, dem die „Unterfuhung über das Nationalvermögen" es verbankt, 
daß dieſes Werk allein unter ven Abhandlungen über politifhe Oekonomie nicht 
nur beim Iefenden Publitum üherhaupt beliebt geworben, fondern audy auf Ge- 
fhäftsleute und Staatsmänner einen mädtigen Eindruck macht. Der Berfafler 
(vd. h. 3. St. Mil) ift der Anficht, daß ein Werk, das in feiner Aufgabe und 
allgemeinen Auffaffung demjenigen von Adam Smith nachftrebt, aber ben erwei- 
terten Kenntniffen und fortgefchrittenen Ideen der Jeßtzeit fih anpaßt, ein folcher 
Verſuch fei, wie ihn die politifhe Defonomie gegenwärtig erfordert. Die „Unter: 
fuchung über das Nationalvermögen” ift in manden Theilen veraltet, überhaupt 
aber unvollftändig. Seit Adam Smiths Zeit ift die eigentlich politifche Defonomie 
gewiffermaßen aus ihrer Kinpheit aufgewachſen, und wenn auch bie Gefelidafts- 
wiſſenſchaft, von welcher jener ausgezeichnete Denker fein fpecielles Thun in prak— 
tifher Rücficht nie getrennt bat, jett noch ſich ſehr in ven Anfangsſtadien ihrer 
Entwidlung befindet, fo ift fie doch mande Stufen weiter gefommen über ben 
Punft hinaus, wo er fie gelaffen. Es ift jedoch bisher nicht unternommen worden, 
Adam Smiths praftifhe Weife, die politifche Delonomie zu behandeln, mit den 
feitdem erworbenen vermehrten Kenntniffen zu verbinden ober die wirthfchaftlichen 
Erſcheinungen in ihrer Beziehung zu ven beften focialen Ideen der Gegenwart fo 
darzulegen, wie Adam Smith es mit fo bewundernswürbigem Erfolge in Rüd- 
fiht auf den damaligen Zuſtand der Wiſſenſchaft in England gethan hat. Diefen 
Plan hat der Berfaffer des vorliegenden Werkes vor Augen gehabt." — Der große 
Erfolg, welden das Mill'ſche Buch gehabt hat, beweist hinlänglich, wie richtig der 
Grundgedanfe war, von dem ber Berfaffer ausging, und wie ſehr die Ausführung 
der Abficht entſprach. Es ift die Behandlung der Volkswirthſchaft als eines mit 
den übrigen Aeußerungen des nationalen Lebens in der innigften Wechjelbeziehung 
ftehenden Erſcheinungsgebietes, mit einem Worte die wirklich politifche Behandlung 
derſelben, welche dem Werke feine charakteriftifche Bedeutung verleiht und es für 
die Geſchichte der Wiſſenſchaft zu einem einen wirklichen Wenvepunft anzeigenden 
Markfteine erhebt; diefelbe Behandlung, welche in Deutſchland gleichzeitig durch 
Rofher begründet und feitvem von der deutſchen Wiſſenſchaft mit ſolcher Entſchie— 
senheit und folhem Bewußtfein feftgehalten wurde, daß man fie geradezu als das” 
charakteriſtiſche Hauptmerfmal der neuern deutſchen Schule der Vollkswirthſchaftslehre 
bezeichnen kann. Es ift bier nicht der Ort, näher zu unterfuchen, in welden Punkten 
Roſcher und Mill von einander abweichen, wie der Eine durch den Andern ergänzt 
wird, und weldher Antheil einem jeven von ihneg an dem eigenthämlichen Gepräge 
der neue rndeutfchen Beftrebungen auf volfswirthfchaftlichem Gebiete gebührt. Aber 
das muß hervorgehoben werben, daß wir MIN vorzugsweife als den Unfrigen an- 
fehen dürfen, infofern, als feine Teiftung in feinem Lane, felbft in England nicht, 
einen fo tiefgreifenden Einfluß auf die Behandlungsweife der Wiffenfhaft ausge- 
übt hat als in Deutfchland, was ſich natürlich nur aus der innern Verwandtſchaft 
ber ganzen Geiftesrichtung Mills mit dem beutfchen Geifte erflären läßt. Eing 
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Anerkennung, die bier nicht unterlaffen werben foll, ift die, daß bie Schnelligkeit, 
mit welcher dieſes Ergebniß hervorgetreten ift, vorzugsweife ber vortrefflichen Ueber⸗ 
fegung Soetbeers zu danken iſt. . 

Schon vor dem legtgenannten Hauptwerfe hatte I. St. Mil eine Sammlung 
voltswirtbichaftliher Abhandlungen herausgegeben: Essays on some unsettled 
questions of political economy. Es find 5 Themata, die er hier behandelt, nämlich 
die Gefege der Gemwinnvertheilung im internationalen Handel, den Einfluß ver 
Konfumtion auf die Produktion, die Bedeutung der Bezeihnung probuftiv und un⸗ 
produftiv, Gewinn und Zins, und bie richtige Begriffsbeftimmung und Methope 
ber politifchen Defonomie. Die Ergebniffe, zu denen er gelangt, find dann, wie 
fih von felbft verfteht, mit dem Hauptinhalte ihrer Begründung in das fpätere 
Hanptwerf übergegangen, indeſſen vervient das Fleinere Buch infofern auch noch 
jest immer Berüdfichtigung, als mande Punkte mehr ins Einzelne darin ausgeführt 
find, wie bies in den Grundſätzen ver politifchen Oekonomie bei ihrer weit ums 
fangreicheren Aufgabe möglid war. 

Neuerdings hat Mill abermals zwei Monographieen, diesmal der reinen Po: 
litik angehörig, erfcheinen laffen, die beide einen hohen Werth haben. Das eine 
ift die Heine Schrift: on liberty 1859, deutſche mwohlgelungene Ueberfegung von 
Pickford, in welder er, hauptfächlic den Spuren Wilhelms von Humboldt folgend, _ 
die Grenzen der Wirkfamfeit des Staates zu beftimmen und die individuelle Frei— 
heit gegenüber ven herrſchſüchtigen Gelüften ver Majorität zu wahren ſucht. Das 
fhöne Ebenmaß, die Klarheit und lebendige Friſche ver Darftellung machen biefe 
Schrift zu einem wahren Kabinetsftiid ver politifchen Literatur, deffen Reize fpätere 
Geſchlechter vielleicht noch vollftändiger empfinden werben, als die Gegenwart, — 
Berwandter Tendenz, aber ein enger begrenztes Ziel verfolgend und wefentli auf 
das gegenwärtige England bezüglich, ift die andere Schrift: Thoughts on parlia- 
mentary reform. Sie fpricht ſich für möglichfte Allgemeinheit, aber gegen Gleichheit 
des Stimmredhts aus, beſonders aber verweilt fie, und darin eben liegt ihre Ver— 
wandtſchaft mit dem Buche über die freiheit, bei der Nothwendigkeit, in ber 
Bollövertretung auch den Minoritäten eine genügende Vertretung zu fihern, um ihre 
Interefien vertheidigen zu fünnen und fie fo vor der Rüdfichtslofigkeit einer auf 
feinen Widerſpruch ftoßenden Majorität zu fügen. Mi felbft macht zu dieſem 
Behufe mehrere Borjchläge; in einem der zweiten Auflage feiner Broſchüre beige 
gebenen Anhange aber nimmt er fchließlih bie von Hare, treatise on represen- 
tation inzwifchen aufgeftellten Grundſätze an, welche im Wefentlihen darauf hinaus- 
laufen, Ieven zum Parlament zuzulaffen, der aus ver ganzen Wählerfhaft des 
Landes eine gewiffe Minimalzahl von Stimmen auf ſich zu vereinigen vermag. 

Die literarifche Thätigfeit Mills ift nicht auf dieſe unter feinem Namen er« 
ſchienenen Schriften beſchränkt geweſen. Daneben lieferte er noch eine große Menge 
von Beiträgen zu englifchen Zeitfchriften, namentlich der Edinburgh und ber Weft- 
minfter Review, die zu verfolgen jedoch, da fie nach dem Brauche des Landes 
anonym herausfamen, unmöglich fein würde. Die werthuollern und inhaltsreihern Auf- 
füge find indeſſen neuerdings ausprüdlih von ihm anerfannt worden, indem er fie 
unter feinem Namen gefammelt herausgegeben hat als dissertations and discussions 
political, philosophical and historical 2 Bde. 1859. Es find im Ganzen zwei- 
undzwanzig Auffäge, die auf folche Weije vereinigt worven find. Was ben Inhalt 
betrifft, jo ift ein Punkt auf ven erften Blick auffällig, auf welden bier unfere 
Bemerkungen beſchränkt bleiben mögen. Neben einigen wenigen Abhandlungen über 
allgemeinere Gegenftände, wie Eivilifation, Emancipation der Frauen u. dgl. und 
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einer Anzahl auf engliſche Perſönlichkeiten und Verhältniſſe bezüglicher Aufſätze 
finden fi nämlich eine ganze Reihe von Artikeln, welche der Betrachtung fran- 
zöſiſcher literariſcher und politifher Zuftände und Perfönlichkeiten gewidmet find, 
U. Carrel, de Bigny, Guizot, Michelet, Toequeville find eigene Skizzen gewidmet; 
nicht minder ber franzöfiihen Revolution von 1848. Deutſche Männer und beut- 
ſches Leben dagegen finden ſich gar nicht, deutſche Wiſſenſchaft faum bier und da 
vorübergehend berüdfichtigt. Dies tft um fo auffälliger, je näher Mill der ganzen 
Richtung feines Geiftes nah uns Deutfhen fteht. Vielleicht erklärt es fich aber 
auch gerade daraus, Daß hier ein ganz bemußtes Sichfernhalten und Zurückweiſen 
vorliegt, fann feinem Zweifel unterliegen. Es ift, um es gerabe herauszufagen, 
das Bewußtſein, auf Grund einer gleichen Geiftesrihtung zu den nämlichen Fehlern 
binzuneigen, die er mannigfadh an der deutſchen Literatur erkannte, welche ihn von 
verjelben entfernte und das Bedürfniß hervorrief, ſich durch ein fortgefegtes und 
eingehendes Studium der Franzofen dagegen zu ſchützen. So wurde feine Schule, 
feine formelle Bildung eine vorwiegend franzöftfche, aber fein inneres Wefen blieb 
dennoch Deutſchland weit näher verwandt. Es mag uns ſchmerzlich berühren, von 
einem Geifte, mit dem wir uns fo im Einklang fühlen und der unleugbar einen 
jo beveutenden Einfluß auf uns ausübt, unfere nationalen Lebensäußerungen und 
Leiſtungen ſyſtematiſch ignorirt zu ſehen; fchließlih aber haben wir doch den Bor- 
theil davon, denn wir haben auf dieſem Wege von Mil Schriften erhalten, an 
welchen wir zu erfennen vermögen, wie fidh bei einer Auffaſſungsweiſe, bie ver 
deutſchen Eigenthümlichkeit durchaus verwandt ift, doch diejenigen Fehler in ber 
Behandlung der Aufgaben ver Staatswiffenfhaft vermeiden laffen, welche uns Deut⸗ 
ſchen am nächften liegen: Verſchwommenheit, Phrafenmacerei, Haarfpalterei und 
unpraktiſches, insbefondere unfchlüffiges Wefen. v. Mangold, 
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Milofh Obrenowitſch warb 1780 in der Nähe von Ufcige geboren. 
Seine Mutter war an einen Bauern Obren verheirathet geweſen; nad dem Tode 
desſelben heirathete fie ven Bauern Teſcho (Theovor). Der Sohn erfter Ehe war 
Milan Obrenowitfh; aus der zweiten ftammt Miloſch. Diefer war gleich feinem 
Bater und Bruder in feiner Jugend Schweinehüter und Dchfentreiber. Als Milan 
felbftändig einen Schweinehandel anfing — eines ver einträglichften und ange- 
fehenften Gefchäfte in Serbien —, trat M. in feines Stiefbruders Dienfte; beibe 
hatten guten Erfolg; zur Zeit des Aufftandes 1804 (fiehe Gzerny-Georg) galten 
fie für angefehene, vornehme Leute, Milan jhwang fi zum Oberhaupt von 
Rudnik, Poſchega und Uſchitze im Kampf gegen vie Türken empor; M. war dabei 
feine rechte Hand. Als Erbe Milans, der ihm unermeßlihe Schätze hinterließ, 
nahm er bei deſſen Tode auch deſſen Namen Obrenowitfh an, da er eigentlich 
Theodorowitſch hätte heißen follen; zugleich erbte er deſſen Würbe ald Hospodar 
von Rubnif, Die Sorge für feine Schätze verhinderte ihn, bei dem Zufammen- 
brechen der ferbifchen Selbftänvigfeit 1813 auszuwandern; aud mochte er darauf 
rechnen, daß bie Türken ihm eher verzeihen würden, meil er nie zu ben befonbern 
Anhängern des die Gewalt centralifirenden Kara= Georges gezählt, im Gegentheil 
fih als veffen Widerſacher gezeigt hatte M. verftändigte fih, vie Sache ber 
Unabhängigkeit verlaffenn, mit den Türken und ließ fi zum Oberfnees von 
Rudnik ausrufen, unter ver Bedingung, mit allen Mitteln gegen bie im Aufftanb 
begriffenen Serben einzuſchreiten —, eine Bedingung, bie er gewiſſenhaft erfüllte, 


Miloſch Obrenowitſch. 635 


indem “er wöchentlich mach Belgrad eine Anzahl Serbenkbpfe zur Verzierung ber 
Thore fanbte. Ein doppelter Vortheil reizte dazu den habgierigen, herrſchfüchtigen 
Anees — das Blutgeld für die Getöpteten und ber Tod feiner Nebenbuhler. 
Alle verbächtigen Kneefen wurben bei Geite geräumt; bald war M. ber reichfte 
und mächtigfte Raja feiner Nation. Der Aufftand, die Zahl ver Haiduken wuchs 
jevod von Tag zu Tag. An der Spige feiner Momken und türkifhen Schaaren 
mußte M. mehrere Male gegen die Aufftänbifchen ausziehen; erft nad} verfchievenen, 
teineswegs günftigen Gefechten gelang es ihm, bie Hauptmacht durch feine Ueber- 
zahl zu umzingeln und zur Kapitulation zu zwingen. 150 ſerbiſche Häuptlinge 
ſchickte er nah Belgrad. Der graufame Soliman ließ fie enthaupten, 36 ber 
würbigften Starefhinen wurden geſpießt. Trotz der ſchauerlichen Beweife feiner 
Ergebenheit gegen die Türken gelang es jevoh M. nicht, ihre Wohlmollen zu 
gewinnen. Mit feiner Macht ftieg ihre Furcht, ihr Haß gegen ihn. Als das Haupt 
eines der letzten geflirchteten Häuptlinge der Serben, das des Glawaſch, vor So— 
man getragen wurde, fehrie einer der Leibwahen M. zu: Nun ift an bir bie 
Reihe! — M. erkannte die Gefahr, kam ihr aber noch liftig zuvor. Er laufte 
60 Sklaven und eine jhöne Sklavin von Soliman; unter dem Vorwand, biefe 
Schuld durch Verkauf von Schweineheerven decken zu wollen, gelang es ihm kaum 
noch, die Feftung Belgrad verlaffen zu bürfen. Das Henferfchwert ver Türken 
ſchwebte jett auc; über ihm. Kaum in feinen Bergen angelommen, feste er fid 
mit den Haivufen in’s Einverftändniß; am Palmfonntage 1815 forberte er an ber 
Kirche zu Takowo die verfammelte Menge zur Empörung auf und erflärte ven 
Türken den Krieg. Eine der fhönften Zeiten feines Lebens begann. Alles Bolt 
firömte ihm zu. Der Liebling feiner Krieger, der Schreden feiner Feinde, drängte 
ber tapfere, gigantifche Serbenhäuptling, — begleitet von feiner Gattin Ljubitza, hoch 
zu Roß, jeven Morgen von dem Arhimandriten Mileta Paulowitfh, ver ihm mit 
feinen bewaffneten Mönchen zugezogen war, gefegnet und zum Kriege geweiht —, 
bie Türken in mehreren Gefechten zurüd. Aber Tapferkeit und Kriegsglüd, fo fehr 
fie in der Schlacht bei M. leuchteten, kamen fammt ver Baterlandsliebe doch bei 
ihm erft nad dem Eigennug. Der Aufftand hatte fih auch in die nörblichen 
Diftrikte verbreitet und dort gegen die Türken behauptet. Diefe mußten für ihre 
Herrſchaft beforgt werben; überbies vertraute ber neue Vezier in Belgrad Marofdhli- 
Alt weniger feinen friegerifchen Eigenſchaften als feinen biplomatifhen Gaben, vie 
ihm erft vor Kurzem die friedliche Unterwerfung feiner legten, aufftänbifchen 
aflatifhen Provinz erwirkt hatten, Bielleiht hätte M. im Kampfe das Joch ber 
Türken abfehütteln können, aber er z0g es vor, ſich mit ihnen, ſobald er fie durch 
feine fiegreihen Gefechte mürbe und feinen VBorfhlägen geneigt ſah, in Unterhand- 
lungen’ einzulaffen und auf diefem Wege das Ziel, dem er zuftrebte, zu erreichen. 
Er begab ſich zu Maroſchli-Ali und erflärte 3 Mal in ven Staub gebeugt vor 
50 Begs fi als Unterthanen des Großherrn, worauf ihn ver Bezier zu feinem 
Geſchäftsträger und Stellvertreter bei ven Serben ernannte, Die weiteren Bebin- 
gungen des Friedens waren, daß die Türken auf bie Feftungen befhränft würden; 
feiner follte die Dörfer und Gebirge bewohnen. In jever Nahia (Diftrift) wurde 
neben den Aneefen ein türkifcher Muſſelim amgeftellt, ver jedoch ohne Einwilligung 
ber Kneeſen nicht über Serben richten durfte. 12 Starefhinen unter dem Vorſitz 
des Dberfnees traten nah dem Mufter des alten Senats als ſerbiſche Kanzlei 
in Belgrad zufammen. Sie bildeten den oberften Gerichtshof, an ben appellirt 
wurbe, hatten bie eingefammelten Abgaben zu empfangen und dem Paſcha aus- 
zuliefern; bie zum Tode Berurtheilten mußten fie den türkiſchen Nachrichtern übergeben. 
\ 
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Bald entſtand im Schooße dieſer neben M. Serbien repräſentirenden Kör⸗ 
perſchaft Feindſchaft gegen ven herrſchſüchtigen Oberknees, der fein Mittel 
fheute, feine Pläne ins Werk zu fegen, feine Feinde und Nebenbuhler aus dem 
Wege zu räumen. Sein hauptfächlichfter Feind in der Kanzlei war Peter Moler; 
es dauerte nicht lange, fo fagten erfaufte Zeugen aus, daß Peter ſich in eine 
Verſchwörung gegen den Sultan eingelafjen habe. Auf ihre Eide bin mußte Ma- 
roſchli-⸗Ali ihn hinrichten laffen. Der neue Metropolit Nikſchitſch ſtand im Verdacht, 
eine ber montenegrinifchen ähnliche geiftliche Herrſchaft über Serbien anzuftreben ; 
ber prunfende, eitle, übermüthige Mann wurde in feinem Haufe ermordet — 
Räuber follten es gethan haben, aber Niemand wagte mehr gegen M. das 
Haupt zu erheben. Eine noch ſchlimmere Beſchuldigung ruhte auf M., der Mord 
Kara-Georgs, mit Unreht von Manchen für die erfte graufame, tyrannifche, un= 
menſchliche That des Oberfnees gehalten. — Die Türken hatten fi wenig beeilt, 
ihren eingegangenen Berpflihtungen nachzukommen; mit dem Frieden war ihr 
Uebermuth wieder in gewohnter Weife gewachſen. Die dumpfe Gährung, die in Folge 
davon unter den Serben herrjchte, hielt der in Beſſarabien befjere Zeiten abwartende 
Ezerni-Georg für günftig, feine Befreiungsverfuhe Serbiens von türkiſcher Herr 
Ihaft wieder aufzunehmen. Er erfchien plöglich in feinem Vaterlande und forberte 
zur Empörung auf, indem er den Aufftand aller Slavo-Gräken durd die ganze 
Halbinfel ald nahe bevorftehenn erklärte. M. war wenig mit dem Auftauchen bes 
alten Dberhauptes gevient. Bon jenem zum Aufſtand aufgeforbert, heuchelte er 
Freundſchaft, verrieth jevoh den Türken feinen Aufenthalt; Mörber wurden ab- 
geſchickt — der eingefchlafene ferbifche Held erwachte nie wieder. 

Niemand wagte mehr M. die Herrfhaft ftreitig zu machen. Rüchſichtslos 
verfolgte er fein Ziel. Den Türken gefiel diefe Anfammlung der Macht in einer 
Hand fehr wenig. Sie fingen an, die Selbſtändigkeit der Kneeſen ver Fleineren 
Diftrikte zu begünftigen, aber die Kneefen, die nah Selbftändigkeit ftrebten, 
waren bald ermordet. M. vrüdte die übrigen nur um fo tiefer. Er verfolgte vie 
Eentralifation der Gewalt mit allen Kräften. Nicht mehr das Bolt, er felbft 
bejolvete die Kneefen, die er gleich feinen übrigen Beamten als Sklaven behandelte, 
die er nah Willkür ein- oder abſetzte. Die Steuern, die er eintrieb, wurden 
brüdender als unter den Türken; in Folge davon brach 1825 in 3 Diftrikten 
ein Aufftand gegen ihn unter der Leitung Miloje Popowitſch, genannt Diaconus, 
aus. Diefer wurde jedoch bald gedämpft, Miloje und 120 gefangene Serben wurben 
erſchoſſen. Nichts defto weniger mußte fih M, durch das Drängen bed ganzen 
Volkes genöthigt, herbeilafien, eine große Skupfchtina zu berufen. Aber er wußte fie 
zu feinem Bortheil auszubeuten, indem er feine Gegenpartei dermaßen einfchüchterte, 
daß fie nicht zu kommen wagte.- Faft nur feine Anhänger allein bildeten vie 1827 
abgehaltene Berfammlung; M. bat fie, für ihn beim Sultan um bie erbliche 
Fürftenwürde nachzuſuchen, was fogleih gefhah. Die Skupſchtina unterzeichnete 
ey — worin ſie verſprach, nur ihm und ſeinen Nachkommen gehorſam 
zu ſein. 

Die über dieſen Erfolg verzweifelten Kneeſen der Gegenpartei beſchloſſen, ſich 
M. mit den Waffen in der Hand zu widerſetzen, wurden jevod von deſſen Haupt⸗ 
mann Wutſchitſch entſcheidend gefchlagen. Aber M. fah ſich dadurch doch zu einer, 
wenn auch nur anſcheinenden Aenderung in feiner deſpotiſchen Regierungsweiſe 
genöthigt. Auf der letzten Skupſchtina hatte er noch feine Härte und Rückſichts— 
lofigfeit in der Handhabung der Regierung mit dem großen Befreiungszwed ent- 
ſchuldigen können, Aber feitvem war das Ziel, dem man zugeftrebt hatte, erreicht, 
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die Stellung des Landes war geſicherter denn je; Rußland hatte die Garantie 
übernommen. Man verlangte ein Nachlaſſen in der Strenge, in den nur durch 
Aus nahmszuſtände zu entſchuldigenden Maßregeln des neuen Herrn. M. veröffent- 
lichte, den Sturm zu beſchwichtigen, die ſogenannte ſerbiſche Verfaſſungsurkunde 
und beſchwor ſie; es fehlte aber darum doch viel, daß ſie wäre gehalten worden. 

M. hatte im vollſten Umfange die Erbſchaft der Paſcha's angetreten. Schnell 
benutzte er dabei ſeine doppelſeitige Stellung. Seine deſpotiſche Herrſchgier und 
Habſucht war zweiſchneidig gegen Serben und Türken. Den Serben gegenüber 
vertrat er den Sultan als deſſen Diener, den Türken gegenüber ſtellte er ſich als 
Vertreter feiner Nation. — Im Lande herrſchte Ruhe, — nur Kiner durfte 
rauben, M. Der Feldzug Rußlands 1828 brachte in Serbien keine Aenderung 
hervor. Die Serben waren wohl rührig und hätten gerne losgeſchlagen, aber von 
Petersburg kam die Weiſung, ſich ruhig zu verhalten, widrigenfalls würde ſelbſt 
ein ruſſiſches Heer einrücken, — Rußland iſt nimmer damit gedient, daß ſich auf 
der Balkanhalbinſel eine ſelbſtändige Herrſchaft feſtſetzt, die ſtark genug iſt, allein 
mit den Türken fertig zu werden, und die Moskowiter um die ſchöne Beute bringt, 
nach der ſeit den Uranfängen ihrer Herrſchaft ihre Sehnſucht geht. M. hielt ſich 
ſtill und diente Ruſſen und Türken. Ehrlichen und aufopfernden Patriotismus hat 
dies eigennägige, kleinliche Deſpotenherz nie gekannt. Anſtatt trotz Rußland ſich zu 
‚erheben und Slaven und Griechen im Vorkampf der ſerbiſchen Nation mitzureißen, 
gehorchte er gegen den Lohn ver Anerkennung als erblihen Fürften ven Geboten 
Nikolaus’ und ftieß ſogar die empörten Serben Bosniens und der Herzegowina zurüd. 

Am 29. November 1829 wurde endlich durch Rußland die Bollziehung des 
Buchareſter Vertrags erzwungen. Der erfte Hattifcherif des Sultans an bie Ser— 
ben beftimmte bie Freiheit des Gottespienftes und ber kirchlichen Gebräuche ver 
Serben, innere Selbftändigkeit der Berwaltung, Erhebung eines einzigen Tributes, 
Gültigkeit der ferbifchen Päſſe für die ganze Türfei, die Erlaubniß, Schulen, 
Spitäler und Drudereien anzulegen. Alles türfifche Grundeigenthum wirb gegen 
Entſchädigung Serben überlaffen. Kein Türke, mit Ausnahme ver Feſtungsgarni— 
fonen, fol in Serbien wohnen. M.'s Stellung war darin unberührt geblieben. 
Er ließ den Hattifcherif nicht veröffentlichen und erbat fih von ben beiden Kaiſern 
einen befjeren Lohn feiner Neutralität, ven ihm Rußland, das ihn jest als unbe- 
dingtes Werkzeug anfah, aud gewährte Im Auguſt 1830 wurde er von der 
Pforte als erbliher Fürft Serbiens anerkannt, bald darauf auf der Ebene des Wrat- 
ſchar vor Belgrad in der Skrupſchtina von ven Serben anerfannt und unter dem Ge— 
läute ber ſeit 1813 verftummten Gloden von dem Metropoliten zum Fürften gefalbt. 

Die Lage ver Serben warb baburd nur fchlimmer. Die Regierung M.’s 
mit ihren Erprefiungen, in ihrer Rohheit, Grauſamkeit und Geſetzloſigkeit ift ein 
fhlimmes Gemälde. Bon der türkifchen Barbarei her galt dem Fürften die öffent- 
liche Gewalt als jedes Privatrecht neben ſich ausfchliegend. „Bin ich der Herr 
und ſoll id nicht thun können was ic, will?" fagte er, und er that nad) feinem 
Wohlgefallen. Höhere Steuern als je in ven Türkenwirren wurben eingetrieben ; 
ben Salzhandel riß er allein an ſich. Die Deuane, die ihm feit 1833 abgetreten 
war, wurbe immer läftiger. Die beften Stüde der Heerben zwang er ihm aus— 
zuliefern, die Belgrader Gemeinbetrift mußte fie nähren; die Eichenwälder wurben 
umzäumt, die Schweineheerven der Bauern ausgefchloffen. Die Same-Borftabt 
zu Belgrad genirte ihn, er ließ die 200 Hütten von feinen Momken in Brand 
fteden, fo daß die Bewohner kaum das nadte Leben retteten und in Semlin ein 
Einbruch der Türken vermuthet wurbe; auf ber Branpftätte erbaute. er feinen 
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Sommerpalaſt und Salzmagazine. Die Güter der Reichen zog er ein, nachdem er 
fie durch Proceffe vertrieben. Wolluft, Rohheit und perfönliche Henterluft fehlen 
nicht bei dieſem Bild. — Unter mannigfachen unvermeivlihen Unruhen regierte fo 
ber Defpot mehrere Jahre hindurch. Aber die große Kunft, der er hauptſächlich 
feine Erhebung verbantte, die des gefchidten Lavirens zwiſchen ben verſchiedenen 
Mächten ging ihm fchließlic verloren. Er verfeindete fih mit Rußland, weil er 
ſich auf England zu ftügen ſuchte, das feine deſpotiſche Herrſchaft wegen Ab— 
ſchluſſes verſchiedener Handelsverträge mit dem großen Kaufmann ver Serben be— 
gänftigte. Nun unterftügten Rußland und die Türkei gemeinfam feine Gegner. 
Die offenen Feinde waren getöbtet oder vertrieben, aber im Schooß feiner nächſten 
Bamilie und Anhänger erwuchſen M. neue. Er ertheilte feine Lehen; er allein 
herrſchte; feine Beamten waren feine SHaven, die er mit Stodprügeln ftrafte; 
er allein handelte, er allein raubte; dieſer Zuftand war unertäglih. Sein eigener 
Bruder Ephrem war eins der Häupter ber neuen Verſchwörung; fein Weib, vie 
ſchlecht behandelte, zurüdgefegte Ljubitza, wußte darum. — Rußland und die Türkei 
erließen nun eine ferbifche Eharte, in welcher einem Senat alle Macht zuertheilt wurbe 
und M. nur das Veto blieb. M. begab ſich nad) Semlin und trug Defterreih und 
Rußland die Entſcheidung in dem Zwieſpalt an. Beide Staaten beftürmten ihn, 
ſich ausſchließlich an fie zu wenden; die Serben fürdhteten die fremde, namentlich 
ruſſiſche Einmifhung. So fah er fih plöglih von allen Parteien wieder umworben, 
von den Serben zurüdberufen. Weinend fehrte der graue Defpot zurüd, mit dem 
Schwur, ald guter Serbe und Berfafjungsfürft regieren zu wollen. Aber der Haf 
brach bald wieder im Senat durch. Man forverte Rechnungsablage über die legten 
10 Jahre und Zurüdgabe der eingezogenen Güter. Hiezu konnte und wollte 
fih M. nimmer verftehen. Er erklärte den Senat abgefegt und bot feine Truppen 
und das Lanbvolf auf. Aber Wutſchitſch, vom Senat mit diktatoriſcher Gewalt 
bekleidet, ſchlug die Truppen. Nun forberten tie gegen M. aufrührerifchen Serben 
die große Stupfhtina, viele drangen auf M.'s Berurtheilung und Tod. Aber 
Bolteverfammlung und Fürftenverurtheilung in einem Lande unter dem heiligen 
Proteftorat des Czaren Nikolaus? Der ruffiihe Konful, aufs Aeußerſte erſchreckt, 
fegte durd), daß M. zu Gunften feines Sohnes abvankte und „Gefunbheitsrüdfichten 
halber" das Land verlieh. Am 1. Juni 1839 erklärte er feine Abdankung, am 
nächſten Tage reiste er ab. Wehklagend um fein theures Serbien, die Stätte 
feines Ruhmes, feine Heimat, hatte er die Nacht verbracht; gefaßt betrat er das 
Schiff, das ihn nad Oeſterreich überführte; aber vie Rührung übermannte ihn 
beim Abfchied; er meinte und viele weinten mit ihm, benn der Gerbe zog ja 
verbannt aus feiner Heimat, und fie alle waren Serben. Er reiste auf feine 
Güter in die Waladei. 

Sein Sohn wurde zum Fürften erflärt, aber 1842 wurde auch biefer und 
der ganze Stamm vertrieben. Ein Sohn Gzerni-Georgs, Alerander Georgiewitfch, 
wurde zum fFürften erhoben. — M. lebte im Ausland auf feinen Gütern, mit 
allen Mitteln verfuchend, feine alte Gewalt wieder zu gewinnen. 1858 gelang 
diefed dem grauen Defpoten. Er wurde von den Serben zurüdgerufen. Aber er 
war fein Anderer geworden. Schon wuchs der Unmuth gegen ihn, als er erkrankte 
und nach ſchwerem Leiden am 26. September 1860 feine Seele aushaudte. Seine 
Privat-Geldgefhäfte waren nod auf dem Todtenbette feine hauptſächlichſte Be— 
ſchäftigung gewefen. Sein Sohn Michael Obrenowitfh, geb. 1823, folgte ihm als 
Fürſt von Serbien in der Regierung. 

Literatur: ©, Kara-Georg. 6. Lemde. 
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wurde am 9. December 1608 in London geboren. Bon ftreng puritanifhen Eltern 
erzogen, befuchte er in feinem jechszehnten Jahre die Univerfität Cambridge und 
verbrachte dort acht Jahre in ftillen raftlofen Studien, Das gleiche, ftrenge, arbeits- 
volle Leben fette er fort, als er von da nad) Horton, einem Landgute feiner Eltern, 
überfiedelte. In dieſen Iahren der Vorbereitung und Sammlung trat er nur mit 
einigen Heinen Gedichten, dem Mastenfpiele Comus, den beſchreibenden Gebichten 
V’Allegro und il Pensieroso u. a. in die Deffentlichleit — Werfen, welche trog ber 
noch unreifen Form bereit8 den fertigen Charakter des Dichters zeigen, feinen 
firengen fittlihen Exrnft und unbeugjamen Freiheitsmuth, Im Jahre 1638 warb 
die lange Muße unterbrochen durch eine Reife nad) Italien, wo M. feine 
äfthetifhe Ausbildung zu Ende brachte im lebendigen Verkehr mit denen, welche 
die gelobten Tage Taſſo's noch gefehen hatten. 

Als die politifhen Zuftände Englands fih immer düſterer geftalteten, kehrte 
er in die Heimat zurüd, und jest erft, in feinem dreiunbreißigften Jahre, begann 
er feine Wirkfamkeit als Publicift. Er war fih klar bewußt, daß feine angeborene 
Begabung ihn auf die Dichtung hinweife, aber — eine ftreitbare Natur, wie er 
war, und gewohnt, aud in ver Poefie nur ein Mittel für die fittliche Erhebung 
der Menſchen zu ſehen, — vermochte er es nicht „als ein unnüger Knecht” zur 
Seite zu ftehen, während es galt „die Sache Gottes und feiner Kirche zu vertbei« 
digen". Er wendete fich gegen die zunächſt drohende Gefahr, daß durch Laud und 
die Prälaten „vie Mefje wieder in die Kirche geführt werde". Dem Sturze ber 
biſchöflichen Kirche galt fein Buch „über die Reformation in England und bie 
Urſachen, bie ihre vollftändige Durchführung bisher gehindert haben”, ſodann bie 
Streitſchriften „om prelatical ep’scopary” (gegen Bifchof Hal) und „über Einrich- 
tung des Kirchenregiments“ (gegen Erzbifchof Uſher), fümmtlih im Jahre 1641 
erfchienen. Als dann einige presbpteriantiche Geiftliche unter dem Namen Smec- 
tymnuus einen Federkrieg gegen Hall eröffneten, nahm M. fi) ihrer an in ben 
Schriften „Bemerkungen über die PVertheidigung des Remonftranten (Hal) gegen 
Smectymnuus” und „Apologie für Smectymnuus“. M., obwohl gänzlich frei 
von der infularen Beſchränktheit vieler feiner Landsleute und ein warmer Bewun- 
derer fremder großer Nationen, fah doch in England die Wiege ver religiöfen Auf- 
Hörung. Um fo unmuthiger empfand er es, daß die Heimat EConftantins und 
Mycleffd von den Segnungen der Reformation bisher nur oberflächlich berührt 
worden. Er erfannte und verwarf den Außerlichen politifchen Charakter der Refor- 
mation Heinrichs VIII. und Eduards VI. und verlangte eine Rüdführung ber 
Kirchenverfaſſung auf den einfadhen Zuftand ver älteften chriftlichen Zeit. Nicht 
blos Abjhaffung der bifchöflihen Würde und Gelbftwahl der Seelforger durch bie 
Gemeinde forderte er, fondern überhaupt Befeitigung aller der Kirche zugewachjenen 
weltlichen Inftitutionen. Beräußert werden müſſe das Kirchengut — denn gleich 
Dante und mit Dante’3 Worten erkannte er in ber Schenkung Konftantins bie 
Büchſe der Pandora — und gänzlich aufgehoben werben bie firchliche Jurisdiktion, 
welhe der häuslichen und väterlihen Gewalt der Kirche nimmer zuftehen könne. 
Scharf und ſchlagend wird jene Verwirrung der Begriffe aufgewiefen, welde für 
die Kirche politifche Befugniffe, für den Staat aber, ver feiner Natur nah „nur 
bie Wirkung, nicht den Sitz der Sünde” treffen und ftrafen könne, eine väterliche 
Gewalt in Anſpruch nahm. Diefe Anfchauungen waren zwar Längft ein Gemeingut 
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ber tieferen Naturen unter den Briten geworben, feit bie Berfolgungen ber Tatho- 
lichen Maria viele proteftantiihe Flüchtlinge nad Genf getrieben und feit bie 
Puritaner den Entjhluß gefaßt hatten, in geiftlihen Dingen unbefümmert um bie 
weltliche Obrigkeit fich zu entjcheiden. Aber M. hat das Verbienft, diefe Gedanken 
feinen Landsleuten dargeftellt zu haben in humanerer Form, als einft Knox ven 
Schotten, geftügt auf bie Beweiſe einer umfaffenden Gelehrfamfeit und in dem 
Gewande einer mufterhaften Profa, welche zu gründlichen kirchengeſchichtlichen Unter- 
fuhungen ebenfo geeignet ift wie für die bitterften Ausfälle einer leidenſchaftlichen 
Polemik. Als nun die große Partei der Puritaner in ihre Elemente zerfiel, erfannte 
auch M. Harer die Folgefäge feiner Doltrin. Er trat auf die Seite der Indepen- 
benten, warb ein Gegner der presbpterianifchen Unduldſamkeit des langen Parla- 
ments, mahnte den ihm gleichgefinnten Erommel wiederholt zur Durdführung 
volltommener Gewifjensfreiheit und fchrieb endlich nach des Protektors Tod (1659) 
feine Adreſſe an das Parlament „über Regierungsgemwalt in firdlichen Dingen, eine 
Abhandlung, worin gezeigt wird, daß es feiner Macht auf Erben zuftehe, in Sachen 
ber Religion Zwang zu üben‘, jowie das Pamphlet „Betrachtungen über die leichteften 
Mittel, Miethlinge aus der Kirche zu entfernen”. Da z0g er aus dem Kernſpruche 
ber Heiligen Schrift „wo aber der Geift des Herrn ift, da ift Freiheit”, die kühnſten 
Folgerungen, verlangte unbebingte Freiheit des Denkens und Revens über geiftliche 
Fragen, fcharfe Scheidung von Kirde und Staat und gänzlihe Abſchaffung des 
theologifhen Standes, der durch Bibelfundige Gläubige aus der Gemeinde vollauf 
erſetzt werde. Aber obwohl M., getreu dem Geifte der Zeit, vie Katholifen von 
der Duldung ausfhloß als eine politiihe Partei, welche fid) mit den Spolien ber 
weltlichen Gewalt bereichert habe und wegen ihrer Difpenfationen noch ſündlicher da— 
ftehe als die Atheiften, fo fand doch felbft dieſe befhränfte Toleranz in dem theolo- 
gifhen Eifer der Epoche feinen Boden. M. felber freilich blieb feiner Meinung 
getreu bis zum Tode und verfaßte noch in feinen legten Lebensjahren eine erft in 
unferm Jahrhunderte wieder aufgefundene „Darftellung ver riftlihen Glaubens- 
Iehre, einzig und allein auf bie heilige Schrift gegrünbet”, worin er bereits bie 
Unfterblichkeit der Materie, die Unmöglichkeit einer Trennung von Leib und Geele 
und die Immanenz Gottes anerkannte. 

M. jelbft hat feine profaifchen Werke bezeichnet als Schriften über vie reli« 
giöfe, die häusliche und die politifche Freiheit. Kaum waren jene fünf erften theo= 
logifhen Streitichriften erfchienen, fo ward er (1644) in einen neuen Streit mit 
dem Klerus verwidelt. Seine Gattin entfloh ihm, und er unternahm es, fich felbft 
und feinem Lande einen Dienft zu erweifen durch rüdfichtslofe Beleuchtung ver 
Gefeßgebung über die Eheſcheidung. Er widmete dem Parlamente das Buch „bie 
Doktrin und Disciplin der Eheſcheidung“, weldes bald in einer zweiten, burd 
eine Apologie und Stellen aus Martin Bucer vermehrten Auflage erfchien, und 
ließ ihm eine andere Schrift „Tetrachondon* (eine Erläuterung der vier wichtigften 
Dibelftellen über die Frage) ſowie eine neue Apologie „Kolafterion zur Reinigung 
bes Augiasftalles” folgen. M. befaß glei unferm Stein jenen untrügliden mora- 
lichen Inftinkt, der überall fofort den fittlihen Kern ver Dinge herausfindet. So 
befämpft er die Sinnlichkeit der kanoniſchen und der verwandten Rechtslehren, welche 
nur im fleifchlichen Ehebrud einen Eheſcheidungsgrund erfennen; „denn der Beruf 
bes Achten Liebesgottes vielmehr beginnt und endet in ver Seele; er zeugt mit ihr 
das himmliſche Zwillingspaar, Weisheit und Edelmuth.“ M. verlangt Freiheit ber 
Eheſchließung und Ehefcheidung als eine „angeborene und häusliche Charta, welde 
uns von einem größeren Herrn verliehen worben als der. gute König Edwarb war”, 
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aber leider will er, nad Art ver Juden, die legte Entſcheidung dem Gewiſſen bes 
Mannes allein zuſchieben, ver beurtheilen fol, ob das fittlihe Band, welches das 
Weſen der Ehe ausmacht, wirklich zerriffen ſei. Diefe Beftrebungen blieben ebenfo 
erfolglos wie fein Verſuch, die Pedanterie des englifchen Unterrichtsweſens, welche 
er felbft in dem freieren Cambridge nur widerwillig ertragen, zu verbrängen durch 
eine wahrhaft Haffifche Erziehung des Leibes und der Seele. Vielleiht hat damals 
nur ber deutſche Samuel Hartlieb die ihm gewidmete Schrift M.'s „über Er- 
ziehung“ wirklich verftanden, welche den Unterricht befreien will von der Herrfchaft 
der Theologie und feiner Scholaftif, die man Philofophie nannte Da M. unter 
häuslicher Freiheit tie ungehinverte Entwidlung des Individuums verftand, fo 
rechnet er felbft zu dieſer Br: feiner Werke feine ebelfte profaifche Schrift, die 
Areopagitica. Als im Jahre 1644 das lange Parlament ven Beſchluß faßte, daß 
für den Drud jeder Schrift eine Licenz eingeholt werben müfje, fo trieb es M., 
eine Lanze zu breden für volltommene Preßfreiheit. Und nie find die unveräußer- 
lichen Rechte des Menſchen mit fchlagenderen Gründen, mit einem fo großartigen 
Idealismus verfodhten worben. „Ein Buch ift wie eine Phiole voll der reinften 
Lebenskraft des fchaffenden Geiftes, darum ift das Verbot eines guten Buches 
fhlimmer, denn der Todtſchlag eines Menjhen. Der Menfh kann feine ange 
borene Unreinheit nur abftreifen durch die Prüfung, aud des Böfen. Die Wahr: 
heit gleicht einem Bade, der zum Sumpfe wird, fobald man feine Bewegung 
hemmt. Da es nicht möglich ift, jede Unzufriedenheit aus dem Staate zu ver- 
bannen, fo gebe man ihr Luft und Raum, fih zu äußern; denn es ift ein Wahn, 
daß die Sünde fich entfernen laffe, wenn man ihr Objekt hinwegräumt." Solde 
Gründe, heute längft ein Eigentbum aller Denkenden, vermocdten freilich ebenfo 
wenig wie ber geſchickte Hinweis auf den papiftifhen Urfprung ber Cenfur bie 
Herrſchſucht der glüdlihen Partei ver Presbyterianer zu überzeugen. 

Wirklihen Einfluß auf die politiſchen Gefhide feines Landes gewann M. erft, 
als die Inbependenten Herren des Parlaments geworben und der Freiſtaat ge= 
gründet ward. In einer mehrjährigen Muße hatte M. inzwifchen feine „Geſchichte 
Englands" gefchrieben, welche nur bis zur normannifchen Eroberung reicht, die Er- 
zählungen der alten Chroniften ohne tiefere Kritif wiebergibt, jedoch überall die an- 
gelſächſiſchen demokratiſchen Neigungen des Verfaſſers bekundet. Jet‘ (Februar 
1649) erſchien feine Schrift „über die Stellung der Könige und Obrigkeiten“, welche 
wahrſcheinlich ſchon vor der Hinrichtung des Königs begonnen war. Als dieſe frei- 
willig unternommene Bertheivigung der großen Rebellion allgemeines Auffehen im 
Lande erregte, ernannte ihn die neue Republik zum lateiniſchen Staatsſekretär (für 
das Auswärtige), und im Wuftrage feines Freundes Cromwell ſchrieb er nun 
„Bemerkungen über den Friedensſchluß zwifchen Graf Ormond und den iriſchen 
Nebellen und Papiften”, ſodann ven „Eikonoklastes, eine Antwort auf das Bud 
Eikon Basilike, das Bildniß feiner geheiligten Majeftät in feiner Einfamfeit und 
Dual” (fümmtlih 1649). Dann galt es, die Sache des Gemeinwefens aud vor 
den fremden Nationen zu führen, und M. that es durch die lateiniſche Schrift 
„defensio pro populo Anglicano* als Antwort auf Claude Saumaisis defensio 
regia (1651), welder eine defensio secunda und eine defensio pro se (eine hef- 
tige Polemik gegen den fchottifchen Geiftlihen More) folgten. Gleichzeitig entwarf 
er die unter dem Namen ver litere Pseudo-Senatus Anglicani befannten Staats- 
fhriften, welche die Lutheraner und Ealviniften Deutfchlands wie die evangelifchen 
Eidgenofjen zum Beilegen des Bruberftreites mahnten, den Großfürften Sieben— 
bürgens zum Wiperftande gegen die habsburgifche katholiſche Tenvenzpolitit ermun- 
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terten, den alten Bund mit dem großen Kurfürften und Karl Guſtav bon Schweden 
feftigten, von dem fpanifchen Könige „feine beiden Augen” — Abſchaffung ber 
Inquifition und freien Handel in Weftindien — forderten, alle proteftantifchen Höfe 
für die verfolgten Walvenfer in die Schranken riefen, — welde mit einem Worte 
endlich wieder eine proteftantijche Politik im größten Style verfodhten. Und wie 
tief M. vie Möthe feiner Kirche empfand, davon geben einige jener Sonette Zeug» 
niß, welche in diefen bewegten Jahren feiner politifchen Thätigfeit entftanden, vor 
Allem das Gedicht auf die Walvenfer: 

avenge, o Lönd, tby slaughter’d saints, whose bones 

lie scatter’d on the Alpine mountains cold, 

eo’n them, who kept thy truth so pure of old, 

wben all our ancients whorshipp’d storks and stones, 

Ueberhaupt darf man in M.'s politiihen Schriften nicht eine fefte, im ſich ge 
ſchloſſene Theorie ſuchen. Es find Gelegenheitsfchriften, die ein Mann von fouve- 
räner Bildung und reinfter Sittlihfeit im Eifer des Kampfes hinwarf, im Ge— 
wiffen empört über den Meineid und die Sefbftvergätterung des Königthums von 
Gottes Gnaden. Schon früher fah er voraus, daß „die religidfe Bewegung auch 
auf bie politiichen Verhältniſſe einen heilfamen Einfluß üben werde”, und jeßt 
verfiel er, gleich allen Indepenventen, nad der entgegengefesten Seite in denſelben 
Irrthum, welhem die Stuarts mit der Lehre ho bisbop no king huldigten, Aus 
der Erfenntniß nämlih, daß Gott feinen irbifchen Stellvertreter für feine Kirche 
eingejegt, z0g er den Schluß, daß der Staat Fein Königthum ertragen könne, eine 
Lehre, wozu M., vereinft ein warmer Verfechter des verfaffungsmäßigen König» 
thums, nur dur die Einficht in bie Unverbefferlichkeit ver Stmarts gelangt war; 
Nah dem Rechte ver Natur, welches mit der Offenbarung Gottes zufammenfalle, 
fönne nur der Weifefte und Befte herrſchen, und weil e8 unter den Menſchen fein 
durch feine Tugenden fo unzweifelhaft hervorragendes Geſchlecht gebe wie unter 
den Pferden die Race von Tutbury, darum ift ihm das erblide Königthum ver» 
werflih. Sein Haß gegen die Monardie wird vollfommen begreiflih, wenn wir 
uns erinnern, daß die Anhänger des Konftitutionellen Königthums damals gänzlich 
verftummt waren und nur die Verfechter der naußacıklsıa im fraffeften Sinne 
ibm gegenüberftanden. Die Bedeutung der Machtfragen für den Staat bleibt feinem 
Idealismus unverftänplich, auch die Häufigkeit der Monarchie ftört ihn nicht, denn 
bie Staatsverfaffung tft ihm ein Refultat des Volkscharakters allein, und die wahr- 
haft tugendhaften Völker, denen die Freiheit mit der Armuth theurer ift als ein 
behaglicher Luxus unter einem Tyrannen, find von jeher felten geweſen. Eine uns 
vergängliche Wahrheit liegt in dieſer Polemik: der ſchlagende, damals neue Nach— 
weis, daß das Königthum nicht in einer geheimnißvollen Berbindung mit der Gott- 
heit fteht, überhaupt Nichts hat von dem Charakter einer häuslichen oder religiöfen 
Herrſchaft. Ebenfo wahr ift feine Begründung des Widerſtandsrechts. Denn. wie 
jehr wir aud den Mangel an biftorifhem Sinne beftaunen mögen, ber e8 M. 
möglih madht, den Oſiris, Saul und David, Bapft Zacharias und die legten 
Merovinger, die Erhebung der Schmalfalvdener gegen Karl V. als Präcevenzfälle 
für die Hinrihtung Karl Stuarts anzuführen; wie begreiflic e8 uns auch fcheinen 
mag, daß Hobbes in feiner grimmigen Weije zu dem Streite des Salmafius und 
M. meinte, ex wiſſe nicht, bei welhem von Beiden die ſchönere Sprache und vie 
ſchlechteren Gründe zu finden fein: — der Kern von M.'s Lehre wird immer un« 
beftreitbar bleiben, der Sa, daß bie Pflicht der Unterthanen zum Gehorfam und bie 
Pflicht der Obrigteit zum Einhalten des Geſetzes Eorrelate find. M. geht nicht 
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aus von der Annahme eines Naturzuftendes im gewöhnlichen Sinne, wohl aber 
von einer urfprünglichen Freiheit der Menfhen. Erſt nach dem Sündenfalle traten 
Gewaltthaten ein und damit die Nöthigung zu einem Schutz-Vertrage, zur Ein- 
fegung von Obrigfeiten, welche an beſchränkende Gefege, oder doch jevenfalld an 
das Geſetz der Natur gebunden find. Jedes Gemeinwejen ift eine Gejellihaft, bie - 
in allen das Wohl des Ganzen betreffenden Dingen ſich felbft genügt; darum kann 
die Willkür eines Einzelnen nie über das Ganze entfcheiven, vielmehr befteht ein 
Recht und eine fittliche Pflicht des Widerſtandes gegen Unrecht. Wie alfo M. vie 
privatrechtliche Lehre vom Erbrechte der Fürſten verwarf als eine die Bürger zum 
Bieh erniebrigende Doktrin, fo ift auch feine Begründung des Widerſtandsrechts 
grundverſchieden von ber privatrehtlihen Meinung des Mittelalters. Sie ruht auf 
einer tief fittlihen Auffafjung des Staats, und aus M“'s fittlichereligtöfen Ueber: 
zeugungen — nicht, wie gewöhnlich gejchieht, aus dem verhängnißvollen Drange ver 
Umftände — ift e8 auch zu erklären, daß er die Hinrichtung des Königs rechtfer- 
tigte. Das pofitive Recht ift ihm ungültig, wenn es dem Naturrechte, dem Geſetze 
Gottes widerſpricht; das göttliche Recht aber verlangt, daß ber Mörber, wes 
Standes er fei, von der Strafe ereilt werde. — Nicht minder großartig ift ver 
wieberholte Hinweis auf die fittlihen Grundlagen des Staats. Wenn der Defpo- 
tismus darauf ausgeht, die Bürger möglichſt ſchafmäßig im Geift und im Willen 
zu machen, fo ift es die Aufgabe eines freien Volks, den Tyrannen im eigenen 
Bufen zu befämpfen, für die fittliche Erziehung des Volkes zu forgen und ven Staat 
alfo zu geftalten, daß er Einem großen Ehriftenmenfhen gleicht. Schon dieſer fitt- 
liche, reine Geift feiner Lehre, gleichiwie der politifchen Theorieen aller Ealviniften, 
fol uns mahnen, die althergebrachte thörichte Meinung endlich zu befeitigen, welche 
die Puritaner und Hugenotten mit den jeſuitiſchen Berfechtern des Tyrannenmorbs, 
den Mariana und Beidgewater, kurzweg als „Monarchomachen“ zufammenwirft. — 
Envlih hat M. vie große Idee der Trennung von Staat und Kirche menigftens 
aufgeftellt — wenn aud nicht durchgefüht. Denn da er dem Staate die höchſten 
fittlihen Aufgaben zumeist, aber nur eine religiöſe Sittlichkeit fich vorftellen 
fan, fo bleibt die Ausführung diefer Lehre lückenhaft und dunkel. Ueberhaupt 
wußte M. die Grenzen zwifchen Recht und Sittlichkeit nicht zu ziehen, und in 
diefer Hinſicht war ihm der geiftreichfte der Gegner der Puritaner, Hobbes, un— 
zweifelhaft überlegen, obwohl deſſen roher Poſitivismus fittlih weit niedriger fteht 
ale M.'s heiliger Ernft. . 

Nicht blos durch die Neuheit ihrer Ideen wirkten dieſe Schriften mächtig auf 
die Zeitgenofjen, fondern vieleicht mehr noch durch die Schärfe einer Polemik, ber 
e8 auf ein pecus ober stultissimum caput nit anfam, durch vie rückſichtsloſe 
Kühnheit des Puritaners, der felbft die blutige Unterwerfung Irlands vertheibigte 
als einen Kampf gegen verftodte Wilde und Ösenbiener, und duch den trogigen 
Stolz des freien Bürgers, ver kurz erflärte, es fet wenig Ehre zu holen in einem 
Veverfriege gegen Könige, denn nur mit Regionen, nit mit Gründen verftehen 
bie Tyrannen zu fechten. M.'s Wanvel blieb das lebende Bild zu feinem Hafftfchen 
Worte: „die Freiheit ift mehr nah Innen als nah Außen zu fuchen; ihr Dafein 
beruht nicht ſowohl auf dem Schreden des Schwerts als auf der Ehrbarfeit des 
Lebens und der Reinheit ver Sitten”. Sein Augenlicht hatte er verloren bei der ange⸗ 
firengten Arbeit an ver defensio, aber ihn hielt aufrecht, wie er einem Freunde gefteht 

the conseience, friend, to have lost them overply’d 
in liberty’s defense, my noble task, 
of which all Europe talks from side to side. 
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Als die Diktatur Cromwells fortvauerte und die von M. verlangte definitive Ver— 
faſſung des Freiftaates immer nicht erfchien, ſchied er aus dem Staatöbienfte, und 
erft dann erhob er wieder feine Stimme, als nad dem Tode des Proteftors bie 
Republik zır zerfallen drohte. Jetzt verſuchte er in ver Schrift „ver mögliche und 
leichte Weg, ein freies Gemeinwefen herzuftellen, und die Vorzüge deſſelben ver- 
glihen mit den Gefahren und Nachtheilen einer Reftauration des Königthums in 
England“ die politifhen Ideen der Indepenventen vollfommen durchzuführen. Er 
verlangt die Umbildung Englands zu einem Bundesftaate von freien Gemeinden und 
Grafihaften unter einem lebenslänglihen Senate, alfo eine Verfaffung nad) bem 
Mufter der Vereinigten Niederlande, aber mit einer ftärferen Gentralgewalt. Ia, 
in jenem Glauben an den Abel des Geiftes, den er nie verleugnete, verficht er 
fogar das Recht der einfichtigen Minverheit, vie thörichte Menge zur Freiheit zu 
zwingen, Im gleichen Sinn ſchrieb er „an einen Freund”, „an Monk“ und „gegen 
Griffith's royaliftifche Predigten“. Umfonft. Er follte das Scheitern aller feiner 
Hoffnungen erleben. Als die Rückkehr Karls II. über England verhängt ward, ent- 
ging er mit Mühe dem Hafje der Cavaliers. In dieſen legten Jahren der Armuth, 
der Krankheit und der Verfolgung kehrte er zurücd zu feinem wahren Berufe. Er 
fang das verlorene und das wiedergewonnene Paradies und das gewaltige Klage- 
lied des mißhandelten Gottesmannes, Samfon Agoniftes. M. ftarb am 8. Nov. 
1674, Unfere religiöfen Begriffe find längft befreit von dem Banne altteftamen- 
tarifher Anfhauungen, ver M. befangen hielt, unfere Dichtung hat die allegorifche 
Form, wovon M. fi) noch nicht zu löſen vermochte, Tängft durch reinere Kunft- 
formen verbrängt; unfere Staatswiffenfhaft weiß die Thatfahen der Wirklichkeit 
unbefangener in ihre Berechnungen zu ziehen als der kühne Idealiſt es vermochte; 
aber als ein großes Beifpiel für alle Zeit lebt der Bürgerfinn und die unfträfliche 
Neinheit des Glaubens und des Wandels, welche M. „durch des Lebens eitles 
Maskenſpiel“ geführt haben. 

Literatur. Eine erfchöpfende Darftellung von M.'s Wirken überfchreitet 
darum bie dem Staatswörterbuch geftedten Grenzen, weil fie ohne eingehende äfthe- 
tiſche Betrachtung nicht möglich ift. Wir verweifen daher auf den Auffag Milton 
im 6. Bande der preußifhen Jahrbücher. Bon den Biographien M.'s, deren es 
wenigftens 25 gibt, erwähnen wir, außer Samuel Johnfons berüchtigtem Pasquill 
und Macaulay’s erftem Cffay, die von feinem Neffen Edward Philips London 
1694, von Hunter London 1850, Edward Paxton Hood, M. the patriot and 
poet London 1851, ©. Liebert, Milton, Studien zur Geſchichte des engl. 
Geiftes. Hamb. 1860. Ausgaben der Werfe: von Hawkins Orford 1824, Tood 
London 1826, Fletcher 1834/38. $. v. Treitſchte. 


Minifter. S. Staatsminifter. 
Minifterialfonferenzen, S. Kongreßkonferenz. 


Mirabeau. 


Gabriel Honore Riqueth, Graf von Mirabeau, geb. am 9. März 1749, 
ftanımte aus einem alten Gefchlechte, das, im 13. Jahrhundert aus Florenz in bie 
Provence eingewandert, fi) dort zu einer bedeutenden Stellung zu erheben gewußt 
hatte. Die Mirabeau’8 waren leidenſchaftliche, fühn unternehmende Leute, die fich 
vor allen im Kriege auszeichneten und felbft mit dem allmädhtigen Hofe von Ver— 
failles zu ſchmollen wagten, Auch Honoré's Bater mar eine gewaltthätige, wiber- 
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fpruchsvolle Natur, ber, während er philanthropiſche Bücher ſchrieb und phuflofra- 
tifche Experimente machte, feine Untergebenen und Familie deſpotiſch drückte. Seine 
Iaunenhafte barbarifche Strenge warf die außerorventlichen Fähigkeiten feines Sohnes 
durch eine ſyſtematiſch verkehrte Erziehung von Anfang an auf eine faljche Bahn, 
ein weniger kräftiger Geift wäre dadurch gebrodhen, dieſen aber reizte der Drud 
nur zu ftärkerem Wiverftreben und löste ihn von feiner natürlichen focialen und 
bürgerlihen Grundlage. In unftetem Wechſel verbrachte er feine Iugendjahre. Un- 
glüdlih vermählt entführte er die Marquiſe de Monnier, feine vielgenannte Sophie; 
bie Rache der Verwandten ereilte ihn in Holland und brachte ihm ein mehrjähriges 
Gefängniß in Bincennes. Aber die Leiden der Haft konnten ihn fo wenig beugen 
als feine Abenteuer ihn ausfüllen; jhon mit 23 Jahren fchrieb er einen „Verfuch 
gegen den Deſpotismus“, in dem er troß der beflamatorifhen Form mit vielem 
Scarffinn nahweist, daß der Defpotismus nicht ſowohl eine Form ver Regierung 
als die Vernichtung der. Gejellihaft fei. Dasfelbe Thema behandelt er weit ges 
diegener in Bincennes in dem Werke über vie Verhaftsbriefe und Staats- 
gefängniffe. Es ift, wie bie Einleitung fagt, eine Berufung an die Nation. Da 
er feine Klage nicht vor die Gerichte bringen kann, will er die öffentliche Mei- 
nung wenigftens über die DBerberblichkeit und Ungefeglichfeit ver willfürlichen Ver— 
baftungen aufklären und weist nad, daß fie dem franzöfifchen pofitiven Rechte wie 
dem Naturrechte vollftändig widerſprechen. Der Begriff der Gerechtigkeitspflege, ver 
Grundlage aller bürgerlichen Freiheit, fagte er, ſchließt jede Einzelwillfür aus. In 
Frankreich haben die Könige ftufenweis faft alle Befchränfungen ihrer Macht auf- 
gehoben, die Generalftaaten werben nicht mehr gehört, ftehende Heere vollführen 
ven Willen des Monarden, ver jogar die Gewifjen beherrfchen will, der richter- 
lichen Gewalt allein ift wenigftens im Principe eine gewiſſe Unabhängigkeit geblieben, 
aber vie Ausnahmen mehren fi erjchredenn, und wo eine Regierung ausführende, 
gefeßgebenve und richterlihe Gewalt in einer Hand vereint, da iſt Defpotismus, 
möge nun der Monarch fein wie er wolle. Die Geſchichte zeigt, daß die befchränfte 
Autorität, welche fih an bie Geſetze hält, immer viel ſicherer geftanden als bie 
unbefchräntte, welche eben wegen ihrer Allmacht für Alles verantwortlich gemacht 
wird. Er fügt hinzu, daß er feine politifhe Freiheit für möglich hält ohne eine 
Bolfsvertretung; die vor Allem in Befteuerungsfadhen mitzufpredhen berechtigt fei, 
und entwirft nur ein dunkles Bild der Gegenwart Frankreichs, die Unterbrüdung 
aller Freiheiten und die Sittenverberbnig miffe zu einer Revolution führen. 
Erwägt man, daß M. dies Werk im Kerfer, beftürmt von allen geiftigen und 
förperlichen Leiden, ſchrieb, fo müffen wir ven Geift bewundern, ver fich zu jo 
freier und eindringenver Betrachtung erheben fonnte, der Styl ift berebt und doch 
im Ganzen maßvoll. M. zeigt fi) wohlbewandert im Alterthum wie in den Schriften 
der Zeitgenofjen, die er mit großer Unabhängigkeit beurtheilt, er bewundert Rouſſeau, 
aber bekämpft feine damals allgemein angenommene Lehre vom Gefjellihaftsvertrag, 
er verehrt Montesquien, aber meist ihm falfche Auffafjungen nad, namentlid aber 
ift fein freies Urtheil über Ludwig XIV. hervorzuheben, deſſen Eroberungsſucht, 
Verſchwendung und Willkür er aufs Schärffte geifelt. Aus Vincennes befreit, ging 
M. nad) England, deſſen foctale und politifche Zuftände er aus eigener Anfhauung 
fennen zu lernen ſuchte; nad) Frankreich zurückgekehrt ſchrieb er mehrere volfswirth- 
ſchaftliche Bücher, namentlich über die Diskontokaſſe und die fpanifhe Bank, wodurch 
er der Regierung unbequem ward. Calonne ſandte ihn nah Preußen, um befjen 
Berwaltung zu ſtudiren und ven bevorftehenven Thronwechſel zu beobachten. Dohm 
bezengt, mit welcher. außerordentlichen Thätigfeit und Intelligenz M,, ver in voll» 
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ſtändiger Unfenntniß der preußifhen Zuſtände nach Berlin kam, fit iiber Alles 
zu unterrichten wußte, was für feinen Zwed diente, fo daß er in wenigen Monaten 
genauere Kenntniffe als die meiften Beamten über vie ftantlichen Berbältniffe hatte. 
M. war ein begeifterter Bewunderer Friedrichs II., den er kurz vor feinem Ende 
ſah, aber dies verblendete ihn nicht Über die großen Schattenfeiten des Regierungs- 
fyftems, das er in dem 1788 mit Maurillons Hülfe erfchienenen Werte über bie 
preußifhe Monarchie einer eingehenden Kritif unterwirft. Er tavelt vor Allem das 
Merkantilfyftem Prievrihs, das, um die Ausfuhr des Geldes zu hindern, ben 
Handel geftört, die Fabriken unnatürlih begünftigt, den Landbau nievergehalten 
babe. Er verurtheilt vie Militärpolitik, welche die unteren Vollsklaſſen zu faft lebens- 
länglichem Dienfte verpflichte, die Bevorzugung des Militärs vor den andern Staats» 
beamten und bie Bevorrechtung des Adels. Daher empfahl er Frievrih Wilhelm 
II. bei feiner Thronbefteigung Aufhebung der Privilegien und Monopole, damit 
feine Unterthanen ihre Kräfte frei entwideln könnten, er räth ihm nicht blos gut 
zu regieren, fondern auch namentlich nicht zu viel zu regieren, fein Volt durch Un 
terriht und Preffreiheit aufzuklären, bie focialen Ungleichheiten durch Toleranz 
auszugleichen. 

Die Nachricht von der bevorſtehenden Berufung der Notabeln ließ M. nad 
Paris zurüdeilen, er wünjchte Sekretär berfelben zu werben. Als dieſe Hoffnung 
fih nicht erfüllte, fchrieb er die Denonciation de l’agiotage, weldhe ihn Ealonne’s 
erbitterten Haß zuzog, jo daß er eine neue Haft durch die Flucht vermeiden mußte. 
Und in der That begreift man wohl, daß die Schrift den ganzen Zorn der Macht- 
haber erregen mußte, denn ſchonungslos reißt fie den Schleier von ven Künften 
ver ſchlechten Finanzwirtbihaft eines Calonne, wie von den halben Maßregeln 
Neders. Mit überzeugender Klarheit wird vie Verberblichleit ber fortwährenven 
Anlehen bargethban, melde fih ſchon im Augenblid der Kontrahtrung als unzu- 
reichend beweifen, das Deficit zu befeitigen, während es einzig richtig war, bie Aus: 
gaben zu vermindern und die Steuern zu erhöhen, wenn die Einkünfte nicht mehr 
reichten. „Man bat Schulden auf Schulden gehäuft, alte mit neuen bezahlt und 
das Land mit ihren Zinfen belaftet.” Nur die Spekulanten der Parifer Börfe 
gebeihen bei dieſer Wirthihaft, ihr Einfluß hat ven Markt mit einer Maffe von 
jeberzeit verfäuflihden Papieren, dem wahren Material der Agiotage, überfchwenmt, 
welhe das Kapital der Induſtrie und dem Aderbau entziehen; die Sudt, ſchnell 
reich zu werben, verberbt die Sitten Und ſchwächt die Arbeitskraft, deren Frankreich 
fo fehr bedarf. Die Haupturfache des Uebels findet M. in nem Mangel an öffent- 
lihem Geifte, den nur eine Verfafjung geben fünne „car encore une fois jus- 
qu’ici nous ne sommes pas une nation, mais seulement une aggregation de 
provinces r6unies sous un même chef.* Die Schrift zeigte, daß M. ein ebenfo 
Iharffihtiger Finanzmann als großer Schriftfteller war, fein Scharfblid, unterftügt 
von einer gewaltigen Arbeitskraft, durchdrang die ſchwierigſten Probleme, fein Ge— 
genftand lag ihm fern; während er die Holländer aufforbert, fich einmäthig gegen 
den Statthalter und den preußifchen Einmarſch zu erheben, ftubirt er das Ge— 
fängnißwefen und fehreibt Über ten Einfluß der Strafgefege. M. war um biefe 
Zeit bereits ein befannter Name; aber erft die Revolution Bffnete feiner Thätig- 
feit freien Spielraum und erhob ihn zu emropätfcher Berühmtheit. 

Die Generalftaaten waren berufen. Bom Adel der Provence verworfen, trat 
M. furchtlos als Kandidat des britten Standes auf und wurde ald marchand de 
drap in Wir gewählt. Ueber M.'s Berhalten zu ber franzöfifchen Revolution find 
die Urtheile jo verſchieden wie ver Standpunkt des Beurtheilenden, uns fcheint 


Micabean. 647 


er meiftens zu günſtig angefehen zu werben. Seine gewältige Perfänlichkeit, welche 
den Beitgenoffen unmiberftehlich imponirte, hat aud auf die Geſchichtſchreibung 
mächtig gewirkt. Es ift eine weit verbreitete Auffaffung, daß, wäre die Regierung 
Ludwig XVI. ihm gefolgt, die Uusfchreitungen vermieden wären und das Werf 
per focialen und politifhen Umgeftaltung Frankreichs ſich friedlich vollzogen Hätte. 
Wir vermögen dieſe Anficht nicht zu theilen. Allerdings Hätte bie Klugheit ber 
Regierung geboten, ſich einen fo furhtbaren Gegner zu verbinden, und gewiß hätte 
er als Finanzminifter Großes leiften und vielem Unheile vorbeugen können, denn 
in biefen Fragen überfah er alle feine Zeitgenoffen weit; aber es läßt ſich nicht 
verkennen, daß fein vergangenes Leben noch mehr als fein demagogiſches Auftreten 
es erſchwerte, ihn an bie Spite der Geſchäfte zu ftellen, rief er doch felbft oft 
aus: ah que l’immoralit6. de ma jeunesse fait tort & la chose publique. M. 
war nicht unſittlicher als viele feiner Standesgenoffen, die Feine feiner großen 
Eigenſchaften hatten, aber er hatte mit feinen Laftern und Abenteuern allem 
äußern Anſtande mehr als ein anderer getrogt, und gerabe dies ftieß den König 
lebhaft zuräd, Indeß felbft wenn M.'s Ehrgeiz durch das Finanzminifterium bes 
friebigt worben wäre, fo ſcheint e8 uns doch ein entſchiedener Irrthum zu glauben, daß 
dadurch die Revolution jelbft hätte verhindert werben fönnen, denn bie Finanzen 
waren wohl ver Anlaß ihres Ausbruchs, aber nicht ihre eigentliche tiefere Urſache, 
bie in der politifhen, focialen und moralifhen Zerrüttung Frankreichs lag. M. 
ſelbſt ſchrieb früher: „ce n'est que par des calamites nationales que peut se 
gudrir une corruption nationale“, und nur Theoretifer konnten glauben, daß fid 
auf dem gewaltfam nivellirten Boden das dauerhafte Gebäude einer rationell ver 
befjerten engliſchen Verfaſſung erheben könne. 4 

Sehen wir nun auf M.'s Wirken in der Revolution, ſo läßt ſich unmöglich 
verlennen, daß gerade er mehr als irgend ein Anderer beigetragen, bie revolutio- 
nären Leivenfchaften zu entfeffeln; — der Hof hatte ihn zurüdgeftoßen, ver Hof follte 
feine Macht fühlen. Er war es, ber zuerft in der Preffe jenen Ton wilder Ber 
vebtfamfeit gegen die Regierung anſchlug, mit dem jede ihrer Abfichten als perfid 
und verbrecherifch gebrandmarkt wurde, jeder Minifter als Ariftotret und Defpoten- 
diener, die Ausübung der einfachften monarchiſchen Präregative ald Tyrannei be 
zeichnet wurde. Er warf zuerit jene zündenden Schlagworte aus, welche die Maſſen 
in Bewegung ſetzten, er ſchlug der Verſammlung vor, ſich reprösentans du peuple 
zu nennen, „de ce peuple qui est tout“, und ftieg in feinen Reben und Briefen 
bis zu den miebrigften Schmeicheleien im ächten Demagogenftyle herab. Es ift ge- 
wiß vollfommen richtig, daß er ven Aufſtänden felbft fremd war, aber er hatte 
die Erhigung der Gemüther weſentlich mit hervorgerufen, melde dazu führte, und 
er hatte befonders die Entfernung der Truppen durchgeſetzt, woburd der König 
wehrlos wurbe, 

Sehen wir auf fein Wirken in der Verfammlung, fo bleibt feine glänzende 
Seite au bier die finanzielle, hier ift er ftet® pofitiv. Hier entwidelt er mit eben 
fo großer Beredtſamkeit als Klarheit die Grundfäge einer gefunden Volkswirthſchaft, 
bringt auf die firenge Beobadhtung der vom Staat einmal übernommenen Ver— 
pflichtungen, „ear le respect de la foi publique est notre sauvegarde et la 
banqueroute est le plus inique et le plus d@sastreux des impöts,“ er zeigt ben 

en, welder vem Wohlftand durch die Suspenfion der Baarzahlungen ber 
Diskontokaſſe zugefügt ift, während ihre Aktionäre fi) dadurch bereicherten, er, ber 
Fanatiker der Gleichheit, weiß wohl verfelben bei der Beſteuerung ihre Schranken 
zu fegen und fpottet Über die Unwiſſenheit des Palais Royal, dem er fonft fo bes 
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reitwillig huldigte. Man könnte gegen ſeine finanzielle Einſicht geltend machen, daß 
er die —538* ſo lebhaft vertheidigt, welche ſpäter den Banquerott herbeiführen 
halfen, und es iſt wahr, daß er dieſelben nicht blos vom finanziellen, ſondern auch 
vom politiſchen Geſichtspunkte „comme un instrument sür et actif de la révolution“ 
anfah, deßhalb mochte er auch über die Schwierigkeit der fofortigen Umfegbarkeit 
der Nationalgüter in Geld zu leicht Hinweggehen, aber man darf M. nicht bie 
fpätere Maßloſigkeit der Staatspapiergelbfabrifation zur Laſt legen; er wollte bie 
Summe befhränft wiffen auf den Betrag der fogenannten dette exigible, den bie 
Notionalgüter nah dem geringften Anfchlag weit überftiegen, „pour laisser aux 
assignets tout l’appui d’un gage étendu“, er befürwortete alfo nur ein reichlich 
bypothecirtes Papier, das an die Stelle ver nicht verbürgten Diskontokaſſenſcheine 
treten follte, und dagegen wird um jo weniger etwas zu erinnern fein, wenn man 
bevenft, daß dies das einzige Mittel war, das übrig blieb, um bem Banferott zu 
entgehen. 

. Wenn M, in finanziellen Fragen ſchärfer ſah als irgend Einer, fo theilte ex 
in den fchwerwiegenden Berfaffungsfragen die meiften Irrthümer feiner Zeit, Es ift 
wahr, daß er bie Berfehrtheiten, welche gegen das Fönigliche Beto vorgebradht wurden, 
mit fiegender Gewalt wiberlegte, aber er ſprach dasſelbe dod dem König bei ver 
Feftftelung der Berfafjung ab; es ift wahr, daß er verlangte, tie ſchließliche Re— 
daktion der Erflärung der Menfchenrechte folle ausgefegt werben, bis die andern 
Theile der Berfaffung vollendet feien, aber er verlangt doch, daß biefe Erklärung 
„doit &tre une partie int@grante, ins@eparable de la constitution et en former 
le premier chapitre*; und während feine inneren Bedenken gegen vie ganze Sache 
überall in feinen Reden durchblicken, während er betont, daß die Freiheit niemals 
die Frucht einer Doftrin geweſen, ergeht er fi doc in venfelben abftraften Re- 
densarten wie Sieyés und Lafayette. Er ftimmt für das Einfammerfyftem oder 
doch eine blos mehanifhe Theilung derſelben Berfammlung in zwei Seftionen, er 
vertritt die Wählbarkeit der Richter dur das Bol, die gezwungene Gleichheit 
der Erbtheilungen. Dabei ift noch gar nicht in Anſchlag gebracht, daß M. in 
feinem Durft nad) Popularität fih hinreißen ließ, auf der Tribüne Grundfäge 
zu vertheibigen, die er im Herzen mißbilligte; wir reden hier nur von denen, bie 
er aud vertrauten Freunden und dem König gegenüber fefthielt, feine royaute 
libre sur la surface &gale war eine Chimäre, auf jener Bafls konnte nur ein 
napoleonifher Cäfarismus gebaut werden. M. fah freilich über die nahen und 
drängenden Gefahren, melde die Eriftenz des Königthums bedrohten, Mar, aber 
feine Pläne, dasſelbe zu retten, waren unausführbar. Er durchſchaute es, daß bie 
Grundſätze Lafayette's und feiner Ideologen zur Republik führen, daß ihre Konfe- 
quenzen die Berfaffung zu einem code d’anarchie machen müßten, aber er wagte 
es nicht, fie offen zu bekämpfen, um bie Gunft der Berfammlung nicht einzubüßen, 
die er doch verachtete. Er wollte der Revolution äußerlich zu folgen ſcheinen, um 
ihre Richtung zu ändern. Daß dies möglich fei, war der große politifhe Irrthum 
M.s. Sein Tadel gegen die Mafregeln ver Minifter war durchaus berechtigt, aber 
mit den Mitteln, die er vorfhlug, war die Revolution nicht aufzuhalten. Eine 
Nation, fo in ihren Tiefen revolutionirt, wie die franzöfifche es damals war, konnte 
nicht dadurch gerettet werben, daß der König nach Rouen ging und ed auf ben 
Bürgerkrieg ankommen ließ. Doppelt unmöglich wurben feine Vorſchläge durch feine 
perjönlihe Stellung ; fein Gedanke war, ſich erft furdtbar zu machen und fih dann 
als einzigen Retter dem König aufzubrängen, aber er hätte fi fo als Minifter 
in Widerſpruch mit feiner ganzen Vergangenheit gefett, derſelbe Mann, der zulegt 
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die Monarchie durch die Nationalverſamimlung in Gefahr gebracht; konnte ſie hernach 
nicht durch Sprengung ber leßtern retten, außerdem konnte er dem König nur feine 
Perſon bringen, er hatte feine öffentliche Stüße, keine Partei. 

Noch härter aber wird das Urtheil vom fittlihen Standpunkte aus über ihn 
lauten müffen, wenn man bevenft, daß er beitrug, die Monarchie zu erfhüttern, 
um feinen perfönlichen Ehrgeiz zu befriebigen. Er wollte um jeven Preis Minifter 
werben, und während er gegen ven Dejpotismus veffamirte, fagte er fhon Anfangs 
Juli dem Grafen Lemerek: faites done qu’au chäteau on me sache plus dis- 
pos® pour eux que contre eux, gerade bie Korrefponvenz mit dieſem Freunde 
wirft das unvortheilhaftefte Licht auf feinen Charakter. Dazu ließ er ſich feine 
Dienfte bezahlen. Es ift ein Sophismus, wenn man fagt, er habe fi dech nicht 
verfauft, er nahm Geld, gab damit feine Unabhängigkeit auf und wurde von denen, 
die ihn bezahlten, als ein Miethling betrachtet. Als die Dinge auf der bevenklichften 
Spige ftanden, erkrankte M. und ftarb nad Furzem Krankenlager. In der öffent: 
lihen Theilnahme zeigte ſich noch einmal der gewaltige Einprud, ven feine Per- 
fönlichkeit auf feine Zeit machte, er warb im Pantheon beigefegt, aber man barf 
wohl fagen, daß nie Jemand rechtzeitiger für feinen Ruhm geftorben ift, er hätte 
fonft wahrſcheinlich ein ſchmähliches Ende gehabt. 

Schöpferifche Ideen finden wir nur in M.'s finanziellen Plänen, fonft richtet 
fi die Wucht diefer gewaltigen Natur wefentlic gegen die Mangelhaftigkeit des 
Beftehenden, es fehlt in feinem Wirken wie in feinen Schriften alle Anknüpfung 
an höhere Geſetze als die menſchliche Vernunft. Die unfelige Laſt feines Privat- 
lebens warf feinen Ehrgeiz beftändig in falfche Bahnen und neue Konflikte, an 
denen er unterging. Ariftofrat von Geburt und Neigung warb er aus Berechnung 
und Leivenfhaft Tribum, er geftand Lemerek felbft, daß er eine gariz andere Rolle ge- 
Ipielt haben würbe, wenn der provengalifche Adel ihn nicht zurüdgeftoßen hätte. 

oß wird er immer ald Rebner daftehen, noch jet, wo bie Schlagwörter, welche 
damals die Geifter entzündeten, für uns ihren Zauber verloren haben, wird man 
unmiderftehlih von feiner Beredtſamkeit gefeffelt. 

Oeuvres 9 vol. 1825—27: Grignon de Matigny, Me&moires sur Mirabeau 
8 vol. Correspondance entre le Comte de Mirabeau et le Cte. de la Marck. 
2 vol. Bruxelles 1851. Geffden. 
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I. Den Religionen des Alterthums war das Inftitut der Miffton gänzlich, 
unbefannt. Alle polytheiftifchen Religionen, in wie mannigfadher Geftalt fie aud 
auftraten, ruhten auf der gemeinfamen Grundlage einer kindlich naiven Naturan- 
ſchauung, waren, wenn auch verfchievene, Wirkungen derſelben Urfache. War es doch 
eine befannte Staatsnarime Noms, den Göttern der unterjodhten Völker in Rom 
einen Sig anzuweiſen, damit dies nicht nur alle ftaatlihe Macht und Gewalt in 
fih koncentrire, fondern auch als Mittelpunkt der religiöfen Beftrebungen des ganzen 
ungeheuren Reiches erfcheine, 

Das war aber nur möglich, weil ſämmtliche Götter eine gewiffe Gleichberech—⸗ 
tigung hatten, weil die Verpflanzung eines neuen Kultus zwar die Eiferfucht ber 
Anhänger des alten erregen, nie aber Anlaß zu weiteren, ven Stantszweden ger 
fährliden Operationen geben konnte, 
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Anders ſchen war der Standpunkt der moſaiſchen Religion. Indem die Juden 
ſich dem Dienſte des Gottes hingaben, der allein und ohne Genoſſen die Geſchicke 
der Welt lenkt, konnten ſie in der bunten Reihe der Göttergeſtalten, die ihnen bei 
den Nachbarvölkern entgegentraten, nur Auswüchſe eines gottesläſterlichen Irrthums 
ſehen und Veranlaſſung finden, auch hier die Lehre von dem alleinigen Gott zu 
predigen. Dennoch aber lag es durchaus nicht in der Natur des Judenthums, die 
Verbreitung ſeines Glaubens zu betreiben. Waren doch die Juden das auserwählte 
Bolt Gottes, das mit einer gewiſſen Eiferſucht ſich als ſolches betrachtete, Hatte 
ſich doch bei ihnen Nationalität und Religion gegenfeitig durchdrungen und bildeten 
zufammen den Begriff des Judenthums. Auch hatte zu den Zeiten ber moſaiſchen 
Kodifikation der Glaube an ven einen Gott noch nicht fo fefte Wurzeln gefchlagen, 
als daß ein freier, ungehemmter Verkehr mit ven Nahbarvölfern, eine Belannt- 
haft ihrer anſprechenden Naturkulte nit aud dem Dienfte Jehova's gefährlich 
geworben wäre. Daher bie Ifolirung, in die das mofaifche Gefeg die Juden zu 
bringen fuchte und die durch die Schranken eines firengen Ritualgefeges noch ver- 
mehrt wurde, 

Wenn dies aber bie Fefleln waren, die das Judenthum an der fo natürlichen 
Berbreitung feines Glaubens hemmten, fo waren fie bei dem Chriftenthum ſämmt- 
lich fortgefallen. 

Die chriſtliche Religion hatte unter den Anhängern der moſaiſchen zu viele 
und zu heftige Wiverfacher gefunden, als daß fie ſich mit der jüdiſchen Nationalität 
hätte verfchmelzen können, und in Paläftina bevrängt ſah fie fih auf das Heiben- 
thum angewiefen. Folgemäßig fiel alfo das Ritualgeſetz, fiel die Exrflufivität, zu 
ber das Judenthum ſich felbft verdammt hatte, 

Die Zeit aber, in der das Chriftenthum ſich Bahn brach, war für bie Ent- 
widlung einer neuen Religion überaus glücklich. Der alte kindliche Glaube an bie 
bunte Götterwelt hatte längft einem hohlen Sfepticismus Play gemadt; ein phile- 
fophifches Syftem war dem anderen gefolgt, und feines hatte doch bie geiftige Leere 
nur einigermaßen auszufüllen vermoht und dauernd aud bei der großen Menge 
Platz greifen können. Schon war es dahin gekommen, daß dem unbefannten Gott 
Altäre gebaut wurben und alle Gemüther auf eine neue Lehre vorbereitet waren. 

Dennoch hatte die chriſtliche Religion mit unendlichen Schwierigkeiten zu 
fümpfen, ehe fie nur einigermaßen fi Pla gewinnen konnte. Dem römiſchen 
Imperialismus mußte ein Kultus, der die Gleichftellung mit ven übrigen Staats- 
religionen verihmähte und doch nicht in ftiller Paffivität wie die jüdiſche verharrte, 
fondern eine Spanne Boden nad) der andern eroberte, der feinen fosmopolitifchen 
Beruf ohne Scheu ausſprach, als ftantsgefährlich erfcheinen, und die große Zahl 

„derer, die, ben ſtaatlichen Geboten trogend, für ihren Glauben aud den Tod nicht 
fheuten, konnte fie in diefer Meinung nur beftärken. 

Es ift bier nicht unfere Aufgabe, varzuftellen, wie die chriftliche Religion nach 
und nad alle Hemmniffe überwunden hat; Conftantin machte fie zur Stantöreligion. 
Es mochte feinen fowie feiner Nachfolger Bliden kaum entgehen, daß dieſe bie 
Feffeln der Nationalität abwerfende Religion ein neues und das feftefte Verbin— 
bungsmittel für bie fo verfchtevenartigen Elemente des großen Weltreiches jein konnte. 
Aus diefer Erkenntniß, die ja auch für Karls des Großen Handlungen unter ähn- 
lichen Umftänden maßgebend gewefen zu fein feheint, mögen die einer weiteren Ber- 
breitung des Chriftenthums Rechnung tragenden Gefete gefloſſen fein, die das Helr 
den» wie das Kegerthum mit peinlihen und bürgerlichen Strafen bebrohten. 

Die Völkerwanderung ſchien der Entwicklung des Chriftenthums von Neuem 
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Hinderniſſe bereiten zu wollen, aber die barbarifchen Völler, bie durch den Sturm 
der Zeiten nad) Italien, dem Sit des abendlänbifchen Chriſtenthums und einer 
apoftolifchen Kirche, deren Uebergewicht fich mehr und mehr geltend machte, geworfen 
wurden, nahmen allmälig mit der römijchen Civilifation auch die hriftliche Religion 
an, ja erfaßten die Iegtere mit einer Tiefe des Gemüths, die ihr ein neues Leben 
verſprach. Die Gothen befehrten fich zuerft, die Franken, Burgunder und andere 
—— nach, und bald trat England mit Irland in den Kreis der chriſtlichen 
aaten. 

Am zäheften hielten die Deutſchen an dem väterlichen Glauben feſt, die in dem 
neuen nur ein Mittel zu ihrer Unterjohung erblidten und in ihr die Stantsreligion 
bes gefürchteten Römerreihs haften. 

Dennoch fanden allmälig die Beftrebungen einer Anzahl Männer, wie Seve- 
rinus, Columbanus, Kilianus, Gallus, Eorbinian, Euftatius, Ruprecht, Wilibrod 
und beſonders ber Angelſachſe Winfrien oder Bonifacius einen fruchtbaren Boden, 
und bie, welche dem Wort der Miffionäre taube Obren entgegengebracdht hatten, 
beugten fih vor dem Schwerte Karls des Großen, 

Zahlreiche Klöfter bevedten bald das Land und bildeten in ven Gebieten 
Deutſchlands, wo durch irifche und britifhe Sendboten das Chriftenthum gepflanzt 
war, die Mittelpunkte des chriftlichen Lebens, um die ſich die Neubelehrten 
fommelten. Bisthümer entftanden, und die ganze hierarchiſche Ordnung griff in den 
Gebieten der fränfifhen Miffton Plag. Auch im Norven Europa’ wurde durch 
Anſcharius mit Erfolg das Chriſtenthum geprebigt. 

Dennoch aber hatte das ganze Miffionswefen bis ins 12. Jahrhundert hinein 
einen von dem heutigen wefentlich verſchiedenen Charakter. Es waren mehr Maffen- 
befehrungen, vie erftrebt wurben, und obgleich die Beneviktiner fi der Miffions- 
arbeit mit voller Energie unterzogen, war der größere Erfolg doch faft immer 
kriegeriſchem Wirken zuzuſchreiben. So die Sachſenbekehrung Karls des Großen, 
bie Beftrebungen Otto's des Großen um die Slaven und bie des preußiſchen Ordens, 
um bie Preußen dem Chriftenthum zu gewinnen. 

Weltgeiftlihe Mifftonäre kamen überhaupt noch nicht vor. 

In das 12. Jahrhundert fällt die Stiftung des Francisfaner- und des 
Dominilaner-Ordens, die das ganze Mittelalter hindurch vor Allem im Dienft ber 
Miffton thätig waren, bis fie, ald die neuere Zeit frifchere und fchärfere Waffen 
erforberte, von ben Jejuiten abgelöst wurden. 

Als der heilige Dominikus und Franz von Affifi ihre Orden ftifteten, ab» 
forbirte wie in dem Reformationszeitalter die Kirche alle materiellen und intellef- 
tuellen Kräfte. Während die erfteren aber in dem Waffenftreit der Kreuzzüge ſich 
ber Kirche vienftbar erzeigten, blieb den legteren das große Werk der Heidenbekehrung 
vorbehalten. 

So ift der heilige Franz felbft als Miffionär nah Accon und Ierufalem ge- 
gangen, und jein Orben zählte unter den nah Marokko geſandten Brüvern feine 
erften Märtyrer, noch ehe er die päpftliche Beftätigung erlangt hatte. Auf ber 
erften Generalverfammlung des Franziskaner-⸗Ordens (1216) wurde als fein Princip 
ausgeſprochen: „Was gebrochen ift zu heilen, und was in bie Irre geht zurechtzu- 
leiten“ ; die Ordensregel ar wiederholte und befräftigte es, und eine umfafjende 
Heivenbefehrung in den Ländern ded Drients und Occidents, fowie ernftlihe Be- 
firebungen, die ſchismatiſche orientalifche Kirche mit Rom wieder zu vereinen, waren 
feine Konfequenzen. Dem heiligen Dominifus war e8 zwar nicht vergönnt, unter 
den Heiben das Goaugelium zu predigen, aber, obgleich ſich fein Orden zunächſt 
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gegen die Ketzer wandte, fo entſprach er doch auch ven vom Papſt in der Beſtä— 
tigungsbulle ausgefprochenen Erwartungen, daß er ſich als Borkämpfer des Glaubens 
zeigen werde. Schon vor 1221, wo die zweite Generalverfammlung ftattfand, fandte 
er eine Miffton zu den Cumanen, wirkte in Afrifa und Spanien gemeinfam mit 
ven Francisfanern, und während biefe legtern 1235 vie Berberei ald Ordens— 
provinz Fonftituirten, war ſchon 1228 das heilige Land eine Ordensprovinz jener 
und ebenfo wie Syrien mit ihren zahlreihen Klöftern bebedt. 

Der Thätigkeit der beiven Orden war aber auch reiches Feld geboten. Die 
ſüdlichen europäifchen Länder waren dem Chriſtenthum durch die Araber wieder 
entfrembet worden, und bie ganze Oftgrenze Deutſchlands blieb aller Bemühungen 
bed preußifchen Ordens ungeachtet bartnädig dem Heidenthum zugethan. Im 15. 
Jahrhundert wurde durch Marco Polo die Aufmerkfamkeit der civflifirten Welt 
auf Indien gerichtet, und aljobald erſchienen auch in ber Tatarei und in China 
die Sendboten der Mendikanten. Auch gegen die fchismatifche griechifche Kirche 
waren fie, wenngleich vergeblich, thätig. Dennoch war das Refultat der Miffionen 
am Ende des 15. und Anfang des 16. Jahrhunderts faum fehr bebeutenb zu 
nennen. In dem hohen Norden Lapplands herrſchte das Heidenthum, und im Süd— 
often hatte mit der Eroberung Konftantinopeld der Islam fefte Wurzeln gefaßt. 
In den Übrigen außereuropäiſchen Ländern aber befanden fih'nur hin und wieder 
fporadifche Kirchengemeinſchaften, wie die Abeffinen in Afrika, die Thomaschriften 
in Indien, die Kopten in Aegypten. 

Während fo aber der Kirche in der Chriftianifirung der befannten Welt noch 
eine übergroße Arbeit oblag, fallen in das Ende des 15. Jahrhunderts die groß- 
artigen Entvedungen, die neue Kräfte auf dem Miffionsgebtet in Anfpruch nahmen, 
fällt envlih im den Anfang des 16. Jahrhunderts die Abzweigung ber proteftan- 
tifchen Kirche, die mit der römifchen zu vereinigen ald eine Hauptaufgabe des 
Katholicismus angefehen werben mußte und noch angefehen wird, 

Alerander’s VI. Berfügung vom 3. Mai 1493 (Bulle inter cetera) orbnet 
auch das Miffionswefen der neu entdedten Länder, ja nah Bellarmin war bie 
ganze Eintheilung Amerika's nur zu dieſem Zwed vom Papft vorgenommen. Eine 
Miſſionsgeſandtſchaft unter Leitung eines ſpaniſchen Benebiftiners wurde nad) Amerika 
geſchickt, Franciskaner und Dominikaner folgten, und die fhon 1502 in Anregung 
gebrachte Errichtung von amerifanifhen Bisthümern wurde 1510 ins Werk geſetzt. 

Ebenſo war auch nah Oftindien zuerft ein Weihbiſchof abgejandt und dann 
Goa zum Erzbisthum mit einigen Suffraganeaten gemacht worden, 

11. Während fo vie alten VBorfämpfer des Chriſtenthums unermüdlich thätig 
blieben, gewann in der römifhen Kirche felbft, im Gegenfat zu dem immer 
mehr um fich greifenden Proteftantismus, eine ftrengere Richtung die Oberhand, 
die mit bemerfenswerther Energie ihre Zwecke verfolgte. Bor Allem aber war der 
1540 geftiftete Jefuitenorden geeignet, ven kirchlichen Beſtrebungen bienftbar 
zu fein. Eine gründliche, wenn auch nad einfeitigem Schematismus zugeſchnittene 
Bildung, ein auf das Schärffte betonter faft willenlofer Gehorfam, Befreiung von 
den zeitraubenden Gefchäften des Chors, machten ihn zu einer Waffe in ven Händen 
ber Kirche, mit der fie ebenfo das Heidenthum zu treffen beabfichtigte, wie den 
Proteftantismus gänzlich zu vernichten. Auch war in ber Stiftungsurfunde ber 
Gefelihaft die Verbreitung des wahren Glaubens als ihr Hauptzwed genannt, 
und ihre Regeln verpflichteten die Mitglieder, an jedem Play der Erde zu leben, 
wohin das Bedürfniß oder der Befehl ver Oberen fie rufen würde. 

Die Erfolge des Jeſuitenordens im der Miffton entſprachen aber auch vol: 
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fommen ben gehegten Erwartungen. Wo fie hinkamen, brachten fie neues. Leben 
in das Miffionsweien, und Männer wie ver heilige Franz Xaver, der in DOftin- 
dien mit nachhaltigem Erfolge wirkte, wie Ricci und Schall, die nad China vor« 
drangen, fanden nur in denen ebenbürtige Nebenbuhler, welche in Südamerila, 
bejonders in Brafilien und Peru, das Bekehrungswerk trieben. 

Auch die Ueberwältigung des Proteftantismus wurbe eine freilih ungelöste 
Aufgabe der Jeſuiten. 

Wie ift aber der rechtliche Standpunkt ver fatholifhen Kirche zur Reformation 
feftzuftellen ? 

Sobald im Mittelalter eine Kegerei ſich geltend machte, war e8 Sache ber 
Kirche geweſen, fie als foldye der weltlichen Obrigfeit zu bezeichnen, und diefe war 
kraft ihres Amtes als von Gott zum Schuß der Kirche eingefegt und darin ihre 
Hauptaufgabe findend verbunden, das Keterthum entweber zur verzeihenden Kirche 
zurüdzuführen, oder gemäß den Anordnungen ver ftrafenden Kirche auszurotten, 

Anders hatte ſich das bei der Reformation geftaltet. 

Zwar hatte die Kirche keinen Anftand genommen, die neue Lehre als Härefie 
zu verdammen, das weltliche Schwert hatte ſich geneigt erklärt, die Erefution ver 
geiftlihen Sentenz zu übernehmen und war nur dur die Noth einer. bewegten 
Zeit davon abgehalten worben. Aber biefelbe Noth führte fhon in dem Speier’fchen 
Reichsabſchied von 1526 zu ber faktiichen eine gemiffermaßen rechtliche Anerkennung 
des Proteftantismus hinzu, ausgeſprochen vom Kaifer, dem Advokatus der Kirche, 
gewährte envlih in dem Augsburger Religionsfrieven der neuen Lehre eine fefte 
rechtliche Grundlage. 

Alle diefe rechtlichen Vorgänge und alles, was daraus ſich weiter entwidelte, 
beftand aber nicht für die fatholifche Kirche zu Recht. Ste ſah das höchſte Reichs— 
oberhaupt nur faktiſch in der Ausübung feiner Pflichten gegen die Kirche behin- 
bert, wo ihm rechtliche Schranken gezogen waren, fie proteftirte gegen ben wmeft- 
phälifchen Frieden, gegen die Errichtung der Hannover’fhen als einer proteftantifchen 
Kur, gegen den Reichsdeputationshauptſchluß von 1803, fie regierte die ganze 
neuere Geſchichte; ihr annus decretorius war das Jahr des Wormfer Evifts. 
Dennoch konnte fie fih der Erwägung nicht verſchließen, daß durch ſolche Protefte 
wohl das ftrenge Recht formell von ihr gewahrt werde, daß fie aber materiell nicht 
eine Spanne Boden gewinne, 

Die Staatsgewalten, die fi der ihnen der Kirche gegenüber zukommenden 
Pflihten entäußert hatten, mußten zur Erkenntniß und zum wahren Glauben: ziı- 
rüdgeführt werben, die Miffton mußte ven Boden bereiten, auf dem dann die alten 
— nicht von neuem erwachſen, ſondern an ihr früheres Beſtehen anknüpfen 
ollten. 

Das iſt der Grundgedanke der katholiſchen Miſſion unter den Proteſtanten, 
ber zwar ſtarr konſequent, dennoch aus einer Nichtachtung der faktiſchen und redht- 
lichen Verhältniſſe hervorgegangen iſt, die ſeine Reſultatloſigkeit verbürgt. 

Wenn man aber in Deutſchland nicht die Erinnerung an die großen Ketzer⸗ 
verbrennungen bes Mittelalters wad zu rufen wagte, fo rüttelte man doch in 
Spanien und den Niederlanden nad) ftreng fanonifchen Grundfägen an den Grunde 
feften des Proteftantismus und verfuchte in Frankreich, ihm in der Bartholomäus- 
nacht ein blutiges Grab zu bereiten; und aud) in Deutfchlann erfolgten jene großen 
Siege der Gegenreformation, die dem breißigjährigen Krieg vorangingen und feinen 
Anfang bezeichnen. 

Sollten aber die Miffionen bei dem ungeheuren Umfang, den fie gewonnen 
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hatten, von irgend einem Erfolge fein, jo mußte in bie verwirrende Menge von 
Gefhäften bewußte Einheit und fefte Leitung gebracht werden. Es ift charalteriſtiſch, 
daß der erfte Zögling der Geſellſchaft Iefu, welcher ven päpftlichen Thron beftieg, 
Gregor XV., auf freilich ſchon von Gregor XI. und Clemens V. gelegten Grund⸗ 
lagen vom Geifte der ftraffeften jeſuitiſchen Eentralifation befeelt in viefem Sinne 
wirkte. Am 22. Juni 1622 errichtete er durch die Bulle Inscrutabili vie flänbige 
orventlihe Kongregation de propaganda fide, botirte fie und ftattete fie 
mit Privilegien aus, Auch feine Nachfolger, namentlich Urban VIII, Alerander VII. 
und Innocenz XII. ſchritten auf dem einmal betretenen Wege rüftig fort. Ebenfo 
fanden die Rationalfollegien (Miffionsfhulen), die von Ignatius von Loyola zuerft 
mit glänzendem Erfolge begrünnet waren, in Urban’ VIII. collegium urbanum 
de propaganda fide (1627) ein großartiges Vorbild. Es ift unmwefentlih, auf bie 
verjchievenen Phaſen der Entwidiung näher einzugehen, die die Kongregation ber 
Propaganda feit ihrer Begründung durchgemacht hat, betrachten wir vielmehr ihre 
gegenwärtige Organifation. 

Die Kongregation beftcht aus dem Karbinal-Generalpräfeften, der auch bie 
früher abgezweigte Präfektur der Druderei verwaltet (denn diefe hat ihre frühere 
Bedeutung faft ganz verloren), dem Karbinalpräfeften ver Defonomie und einer 
nicht immer gleichen Zahl von Karvinälen als Mitglievern, dem Sefretär, beffen 
Amt gewöhnlid nur eine Borftufe zum Karbinalat ift, einem apoftolifchen Proto- 
notar (gemäß einem Defrete Urban’s VIII. vom 6. Februar 1626) und einer großen 
Anzahl vom Papft aus dem Welt: und Orbens-Klerus gewählter Konſultoren. 
Außerdem erforbert die Fomplicirte Einrihtung ber Sekretarie ein zahlreiches 
Subalternenperjonal. 

Die Oeneral-Kongregation verfammelt fi wöchentlich zur Erledigung ber 
laufenden Geichäfte in dem Gebäude der Propaganda, aud hält jeve Woche ber 
Karbinalpräfet in feiner Wohnung eine Kongregation, in der er mit Hülfe des 
Sekretärs und der Minutanten (Subalternbeamte, die kurze Auszüge aus den Be— 
richten und Korrejpondenzen der Mifftionäre machen, fo daß jevem eine Provinz zuer« 
theilt ift) die wichtigeren Sachen zur Tagesorbnung für die nächſte Sigung der 
©eneral-Kongregation beftimmt und die minder wichtigen gleich felbft mit Beiftend des 
Sefretärs expedirt. Die durchaus nöthige Verbindung mit dem päpftlichen Stuhl wird 
durch den Sefretär unterhalten, der wöchentlich einmal (Sonntag Abend) Audienz hat. 

Die Kompetenz der Kongregation ift der Wichtigkeit des ganzen Imftitutes 
angemeflen. „In Bezug auf den Inhalt der Jurispiktionsrechte und deren Umfang, 
fagt Bangen, läßt fi jagen, daß die Kongregation ber Propaganda ſich zu ben 
Millionen verhält wie die Übrigen Kongregationen zufammen zu. ben der Hierardjie 
einverleibten Diöcefen. Wie nämlich letere je einzeln das Organ des h. Stuhles 
für die Ausübung eines beftimmten Zweiges der Jurisdiktion bilden, fo fließt 
die Propaganda alle diefe Zweige in Bezug auf die Miffionspiftrikte in ſich zu= 
Nicht allein alfo die Beförberung des hriftlihen Glaubens in den ver 

zopaganda unterworfenen Diftrikten liegt in dem Bereich ihrer Befugnifle, jon- 
bern auch alle übrigen Beziehungen zum Papft werben für die Miſſion durch bie 
Propaganda vermittelt. 

Die Propaganda hat über mannigfahe Organe zu gebieten. Außer den Yran- 

ciöfanern, Dominitanern und Jeſuiten find zahlreiche Kongregationen 1) und 


1) Die bemerfenswertbeften And: 1. Kongregation des Oratoriums (Phillppiner); 2. Kon: 
aregation der Miffion (in Frankreich: Lazariften). 3, Die Kongregation des h. Sulpitius. 4. Die 
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Miffionsvereine 2) bemüht, ben chriſtlich Tatholifchen Glauben zu fördern, und eine 
große Menge Schulen 3) ift dazu beftimmt, den Miffionären bie nöthige Ausbil- 
dung angebeihen zu laffen. 

Die Befugniß, Miffionen vorzunehmen, zu prebigen, zu tanfen und fonft die 
Sakramente zu verwalten, wird mittelbar oder unmittelbar durch den Papft fir 
beftimmte geographifch abgegrenzte Bezirke ertheilt; denn auf ihn als den Bifchof 
der ganzen Kirche ift die Jurisdiktion der Bisthümer, die durch den Proteftantis- 
mus vernichtet worben find und bie die Kirche rechtlich ald sedes impeditee bes 
trachtet, devolvirt, und er befigt fie natürlich aud für die Gegenden, in die das 
Chriſtenthum noch nie gebrungen ift. Zuerft werden von den beauftragten Per— 
fonen in ven zu befehrenden Ländern Miffionsftationen (missiones) angelegt, die 
unter die Leitung eines apoftolifchen Präfekten geftellt werben. Diefer, welder 
Priefter und mit den zur Miffion nöthigen apoftoliihen Vollmachten verfehen fein 
muß, fann jebod die dem Biſchof zuftehenden Ordinationsrechte nicht ausüben, 
Wo alfo die Erfolge der Sendboten neue Beiftände nöthig machen und die Or- 
bination von Prieftern erforberlich wird, da erfolgt die Sendung eines apoftolifchen 
Vikars, der als Biſchof in partibus die Konfefration befigt, der aber ebenfo mie 
der Präfeft ein ad nutum amovibler Delegat ift. Unter ihm ftehen die missiones 
wie unter dem Biſchof die einzelnen Parochieen. | 

Sobald aber der fatholifche Glaube dur die Bemühungen feiner Diener fefte 
Wurzeln geichlagen bat, jo daß ein orbentliches Regiment nöthig wirb und bin- 
reichende Garantie dafür gegeben ift, daß ein fo auf die Dauer berechnetes Ins 
ftitut wie ein fatholifches Bisthum eriftiren fann, fo wirb der Bilar in einen 
Biſchof verwandelt und die orbentliche kanoniſche Verfaffung greift zugleich mit 
den früher aus mannigfachen Rückſichten vernadjläffigten übrigen kanoniſchen 
Sagungen Platz. Aber felbft dann noch, fo lange den neu fonftituirten Bisthümern 
neben der gewöhnlichen Didcefanverwaltung aud; noch befonbers bie Belehrung 
feiner Eingefeffenen obliegt, müſſen die Einrichtungen diefem Zwecke gemäß mobis 
ficirt ) und die Unterorbnung unter die Propaganda beibehalten werben. 

Für das Miffionswefen ift der ganze dem fatholifhen Glauben nicht zuge— 
thane Erdkreis in beftimmte abgegrenzte Provinzen -getheilt, welche die Wahlpläße 
ber propaganpiftiihen Thätigfeit find, die ewig ſchwankenden Grenzen des Katho« 
licismus. Im Gebiet des Proteftantismus find es: Großbritannien mit Gibraltar, 
Malta und den jonifhen Infeln, Norwegen, Schweben und Dänemark, das König- 
reih der Niederlande, der deutfhe Bund, mit Ausnahme von Bayern und 
Defterreih, und die Schweiz. Im Bereich der griechiſchen Kirche und des Islam: 
Rußland und die Ruthenen, Albanien, Epirus, die Bukowina, Dalmatien, das König- 
reich Griechenland und die türfifchen Infeln des Archipelagus, Bosnien, Serbien, 
die Moldau und Walladhei, die europäifhe und afintifche Türkei, Smyrna, Chios, 
Cypern, Aleppo, das heil. Land, Bagdad, die orientalifhen Nationaltichen, nämlidy 
Maroniten, Melchyten, Syrer, Armenier, Chaldäer, endlich Arabien, Aegypten und 


Kongregation der auswärtigen Miffionen zu Paris. 5, Die Paffioniften. 6. Die Redemptoriften. 
2 = — des h. Antonius. 8. Die Kongregation der Metichariſten von Wien und Venedig. 
apuziner. 
2) 3. B. Verein zur Verbreitung des Glaubens von Lyon (1822); der Leopoldinenverein 
(1829); Ludwigämiffionsverein in Bahern. 
3) In Nom allein 15, 
#) Die Befugniß dazu erhalten die Bifchöfe durch die Quinquennalfakultäten, über die Mejer 
in feinem verdienſtvollen Werke „die Propaganda” neue Aufichlüffe gegeben hat, 
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Abeſſinien. Im indiſch⸗chineſiſchen Gebiete, zu dem auch Oceanien gehört, fammt- 
liche dortigen Chriftengemeinden mit Ausnahme des Erzbisthums Goa. In Afrila: 
Tunis, Tripolis, Algier und Maroffo, die Küften und Infeln, nur einige portu- 
gieftiche Infeln der Weftüfte ausgenommen. In Amerika endlich: die Union, die 
englifhen und däniſchen Befigungen, St. Domingo und ein Theil der franzöfifgen 
Kolonieen. — Es würbe zu weit führen und ben Zweden viefes Werkes kaum ent- 
ſprechen, wenn wir alle diefe Provinzen berüdfichtigen würden; nur auf bie deut— 
ſchen wollen wir näher eingehen, weil uns hier aud) Fragen von ſtaatsrechtlicher 
Bedeutung entgegentreten. 

Durch den weftphälifhen Frieden hatte faft der ganze Beftand der deutſchen 
katholifchen Kirche eine Umänderung erfahren. Theils wurbe nämlich die bifchöfliche 
Jurisdiktion über die evangelifhen Zerritorien, welde geographifhe Theile der 
Didcefen bildeten, aufgehoben, und fo eine fürmliche Abzweigung berfelben vor- 
genommen, theild die innerhalb des Diöcefanfprengeld wohnenden Proteftanten, 
denen dur die Satungen des Frievensfchluffes entweder nah dem Befig des 
Normaljahres (1624) ein feftes Recht oder fonft eine nicht unbegründete Hoffnung 
auf Toleranz gewährt war, ver bifhöflihen Jurispiktion entzogen. 

Wir haben ſchon oben die Stellung der fatholifchen Kirche zu der Reformation 
und den ihr folgenden rechtlichen Vorgängen dharakterifirt und haben gezeigt, daß 
fie, von weltlicher Unterftügung entblößt, nur durch die Miffionen ihren früheren 
Beſtand wieder erlangen konnte. Freilih wo die Biſchöfe zugleih als Träger ber 
geiftlihen und Iandesherrlihen Gewalt erfhienen, fäumten fie nit, ven von ihnen 
als kirchlichen Behörden ergriffenen Maßregeln als weltliche den nöthigen Nadh- 
brud zu geben, und, wie der Erzbifchof von Salzburg, ftatt der Miffion die nadte 
Segenreformation eintreten zu lafjen; aber dies fonnte doch immer nur innerhalb 
ber zwingenden Grenzen des weftphälifchen Friedens gefchehen, vie zu beobachten 
zwar nicht das kirchliche, wohl aber das politifche Intereſſe forderte. Auch konnten fo 
gewaltthätige Maßnahmen leicht zu proteftantifchen Reprefjalien Beranlaffung geben, 
und jedenfalls war der Weg der Miffion der ftillere und darum mehr Erfolg ver- 
ſprechende. Die Beftrebungen der Fatholifchen Kirche gaben ſich in der Errichtung 
der Kölner, Luzerner und Wiener Nuntiaturen fund, die weſentlich der Miſſion 
dienen jollten, der Stiftung von deutſchen Kongregationen und namentlih 1665 
auch in der Errichtung des norddeutſchen apoftolifhen Vikariats. 

Dies letztere knüpfte unmittelbar an ven 1651 erfolgten Uebertritt Herzog 
Johann Friedrichs von Hannover zur katholiſchen Kirche an und umfaßt jegt, nach⸗ 
dem fein Beftand jehr gewechfelt hat, Medienburg- Schwerin, Lauenburg, die Hanfe- 
ftänte, Holftein, Schleswig und Dänemark. Die Leitung hatte bis jet als Pro- 
vifar der Bifhof von Dsnabrüd. 

Auch in Sachſen knüpfte fih an den Uebertritt des Kurfürften zum Katholi- 
cismus (1697) die Begründung eines Vikariats, weldes jegt auch Altenburg be» 
greift. Für die Lauſitz befteht aber ein beſonderes älteres, deſſen Träger ber jedes⸗ 
malige Dechant zu Bupiffin ift. 

Ale Errungenſchaften aber ver Fatholifhen Kirche erlitten durch den Reichs- 
beputationshauptihluß von 1803 trog aller Protefte neue Stöße, und bie unruhig 
bewegte Zeit der napoleonifchen Kriege war nicht geeignet, weber ein frienliches 
Kirhenregiment zu ftärken, noch das Werk der Gegenreformation zu fördern. 

Nah der Reftauration aber wurde einerfeitd das der Fatholifchen Kirche zu« 
gefügte Unrecht nicht gefühnt und andererfeits in den Worten der deutſchen Bun- 
desafte die früheren rechtlihen Garantieen ver akatholiſchen Religionspartei auf 
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das Umfafjendfte von Neuem gewährt. Die katholiſche Kirche wurde dadurch folge 
mäßig auf ven Weg ber Verträge gelenkt und wiederum ‘gezwungen, ftatt der ©e- 
genreformation das unterbrocdhene Miffionswerf aufzunehmen. 

Dir haben hier weber das vor die Reftaurationszeit fallende bayerifche Kon- 
forbat zu betrachten, noch das in unfern Tagen abgefchlofiene öfterreihiiche (vgl. d. 
Art. Konkordat), denn beide Staaten find feine Miffionsländer, wohl aber in 
kurzen Zügen die Berhältniffe der Kirche zu den übrigen deutſchen Ländern zu 
zeichnen. 

Für bie oberrheinifhe Kirchenprovinz fonftituirte die Bulle Provida sollersque 
vom 16. Auguſt 1821 die fünf Bisthümer Rotenburg, Freiburg, Limburg, Mainz 
und Fulda und fprah unummwunden aus, daß das Birtenamt diefer Biſchöfe ſich 
nicht fpecifiih auf die Fatholifchen, fondern auf alle getauften Chriften ihrer Did- 
cejen beziehen jolle, daß die neu erigirten Bisthümer im eigentlihen Sinne Mif- 
fionsbisthümer wären. Freilich war hier gleich die vollftändig organifirte fanonifche 
Verfaſſung ins Werk getreten, aber theild wollte man von römifcher Seite her ven 
Beftrebungen des Episkopalismus nachkommen, der feine Didcefen ſchwerlich nad 
den Anomalieen das Miffionsweiens hätte behandelt wiſſen wollen und ebenfomwenig 
fih ganz der Propaganda unterzuorpnen gedachte, wenngleih er fich ihrem Einfluß 
weder entziehen wollte nody konnte, theild wäre e8 ein zu großer Brud mit ber 
Geſchichte ver Vergangenheit geweſen, wenn man vie alten Pflanzftätten des Ka— 
tholicismus wie neu zu befehrenvdes Miffionsland behandelt hätte. 

In gleicher Weife Eonftituirte die Bulle Jmpensa für Hannover bie beiden 
Bisthümer Hildesheim und Dsnabräd und ſchlug zugleich die im Königreich be— 
legenen Theile des nordiſchen Vikariats zu den beiden genannten Diöcefen. 

In Preußen wurde dur die Bulle De salute animarum der Fürftbifchof 
von Breslau zum apoftolifchen Delegaten für Pommern und die Marken, und ver 
Biſchof von Paderborn für die altproteftantifhen Länder links ver Elbe beftellt, 
welche beiden Gebiete von dem apoftoliihen Bifariate des Nordens abgetrennt 
wurben, fo daß biefer nur noch den beſchränkten oben angegebenen Umfang hat. 

Auch in Anhalt wurde die Stiftung eines apoftolifhen Bikariatd vorgenommen 
und zwar in Folge der Konverfion Herzog Yerdinands von Anhalt Köthen (1825). 
Gegenwärtig umfaßt er alle drei anhaltinifhen Länder und fteht unter der Ad— 
miniftration des Nuntius oder Internuntius von Münden. 

- Für die übrigen deutfchen Länder find eigene Vifariate nicht errichtet worben, 
jondern die oberrheinifche Kirchenprovinz begreift auch die Hohenzollern, Homburg 
und Weimar, der preußifche Diöcefanlompler auch Gotha, Meijenheim (homburgiſch), 
Lippe, beide Schwarzburg, Waldeck, Oldenburg und Medienburg-Strelig, ver 
hannover'ſche auch Braunſchweig; endlich gehören zu bayerijhen Diöcefen Koburg 
und Meiningen und zum fähftfhen apoftolifhen Vikariate Altenburg. 

11. Wir gelangen jegt zur Befprehung ver proteftantifhen Miffionen. 

Schon Luther hatte darauf hingewiefen, daß die neue Tehre auch bei den 
Heiden Verbreitung finden müfje, und ſchien das nicht auch vor Allem im Welen 
eines Belenntnifjes zu liegen, das, die äußeren hierarchiſchen Formen fallen laſſend, 
auf den Kern des Ölaubens zurüdging und ein allgemeines Prieſterthum annahın ? 

Dennoch aber konnten der proteftantifhen Miffion in der erften Zeit faum 
bie Erfolge der katholiſchen blühen. Die Landesherren vereinigten zwar mit ber 
ftaatlihen Obergewalt das höchſte kirchliche Amt, fie Hatten durch das eine bie 
Mittel und durch das andere den Beruf empfangen, der Verbreitung der evan« 
gelifhen Lehre förderlich zu fein, aber wenn aud die rühmlichen Beifpiele vieler 

Bluntſchli un Brater, Deutſches Stauts-äßörtertud. Vi. 42 
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Fürſten erwähnt werden müſſen, die ten Anforderungen der Kirche ſich nicht ent 
zogen, fo war doch bei der größeren Zahl gerade die Laſt der Doppelgewalt ver 
Erfüllung ihrer kirchlichen Pflichten hinderlich. Die Kirche felbft aber gewöhnte ſich 
allmählig, fi mit den Heinen ftaatlihen Kreifen, in denen fie eriftirte, für ver- 
ſchmolzen zu erachten, und verlor über biefem Partifularismus das Bewußtfein ber 
Einheit und die Mittel zu großartigen Beftrebungen. 

Es ift eine gewiß bemerfenswerthe Erſcheinung, daß bie proteftantifchen 
Mifftenen faft nirgends durch ftaatlihe oder auch nur kirchliche Behörden geleitet 
worben find, daß fie fih nur in dem Kreife der Privatverbindungen bewegten und 
barum des juriftifchen Intereſſes faft baar, doch als Werke ver freien Entjchliegung 
das fittliche und religiöfe in hohem Grade in Anfprud nehmen, mehr noch als 
jene ftreng geglieverten katholiſchen Miffions-Anftalten, vie zuweilen ven vielleicht 
unbegründeten Verdacht eines nach todtem Schematismus zugefchnittenen mechanifchen 
Wirkens einflößen können. 5) 

Aber eben weil das Juriſtiſche bei den proteftantifhen Miffionen in den Hin- 
tergrund tritt, können fie nicht Gegenftand ſtaatsrechtlicher Spekulationen fein; nur 
infoferne fie vom Geift ver Sittlihfeit getragen find, dem aud das Recht fih nicht 
verſchließen darf, mögen fie bier eine kurze Berüdfichtigung finden. 

So lange das Tatholifhe Spanien die Länder und Meere beider Welten be= 
herrſchte, konnte von einer überfeeifchen evangelifhen Miffton faum vie Rebe fein. 
Aber als der fpanifche Staatsförper feinem langjamen Verwefungsprocefie erlegen 
war und England mit Holland die Erbihaft der Seeherrſchaft angetreten hatte, 
war es ſchon eine felbft unfreiwillige Folge der Kolonifation und Handelsverbin- 
—*— daß auch das evangeliſche Chriſtenthum in die überſeeiſchen Länder ſeinen 

eg fand. 

Noch mehr aber wirkte die Unduldſamkeit, welche die engliſche Hochklirche mit 
anderen Traditionen des Katholicismus überfommen hatte. Sie trieb Schaaren 
von eifrigen Belennern der biffentirenden Lehren nad Amerifa und gab zu ben 
erfolgreihen Miffionen eines John Eliot und der Mayhew Anlaf. Auch ift Eng— 
land das Land, in dem 1698 vie Stiftung der erften Miffionsgejellihaft (Society 
‘for promoting Christian Knowledge) erfolgte, von ver im Jahr 1701 fi bie 
noch heut beftehende Society for propagating the Gospel in foreign parts abzweigte. 

Auch in Deutfchland, wo die Stürme des ZOjährigen Krieges und bie ihm 
folgende materielle und intelleftuelle Abfpannung jede Regung der Miffionsthätig- 
feit gehemmt hatten, fanden endlich die Worte des Freiheren Ernft von Wels und 
Philipp Iakob Speners fruchtbaren Boden. Im Auftrage Friedrichs IV. von Däne— 
mark ging 1705 Bartholomäus Ziegenbalg als erfter evangelifch deutſcher Mifflonär 
nad) Sftindien. Halle mit der Frande’fhen Stiftung wurde der Mittelpunkt ber 
evangelifhen Miffionsbeftrebungen, und e8 entwidelte ſich das eigenthümliche Schau- 
fpiel, daß die Anftrengungen der däniſchen Regierung, die ſogar ein Collegium 
de cursu evangelii promovendo ftiftete (1714) und von Stantswegen organifirte, 
im bänifhen Volke gar keine Unterftügung, nicht einmal die nöthige Anzahl von 
Miffionären fanden und nur mit deutfchen Kräften Erfolge erzielen konnten, während 
in Deutfchland ohne irgend ein äußeres Zuthun der dortigen Regierungen ber 
herrſchende Pietismus ſich auf das Freudigſte der Miffionsinterefien annahm. 


6) Intereffant tft es, daß Cromwell ein der fatholifchen Propaganda vollftändig entfprechendes 
Inftitut für proteftantifche Miffionen zu begründen beabfichtigtee - , 
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Auch die Herrnhuter begannen 1732 ihre noch jest andauernde erfolgreiche 
Miffionsthätigkeit. 

Zu ihren Anftrengungen und Erfolgen aber ftanden bie ber deutſch-evange— 
lichen Kirche, wenige Ausnahmen abgerechnet, bis zu Ende des 18. Jahrhunderts 
in gar feinem Verhältniß. Es war das die traurige Zeit, deren Nachwehen noch 
jest veripürbar find, wo fie nicht eine einige evangelifche Kirche bildete, ſondern 
ein Konglomerat verfchievener Parochieen, die durch die Territorialgrenzen gegeben 
waren, wo eine verfnöcdernde Orthodorie jeve rege Lebensbewegung hemmte und 
der Tonfeffionelle Hader in ihrem eigenen Schooße fein unfrudtbares Wefen trieb. 
Bon England aus mußte wieder der Anftoß gegeben werben. Aus der englifchen 
Baptiftengemeinde ging 1792 die Baptiftengefellihaft zur Verbreitung ber Miffion 
unter den Heiden hervor, die mit Carey ihre noch jetzt beftehende Wirkſamkeit in 
ber Belehrung Indiens begann, Im Jahr 1856 hatte die Gefellihaft auf 87 
Hauptftationen 68 evangelifhe Miffionäre, 170 andere Arbeiter und 4240 
Kommunitanten. Die Einnahmen beliefen fih auf 21,753 Pf. St, während bie 
Ausgaben 22,039 Pf. St. betrugen. Ihre Organe find der monatlich erfcheinende 
Baptist Missionary Herald und die jährlid wenigftens einmal erfcheinenden 
Periodical accounts of the Baptist Miss. Society. 

1795 wurbe bie London Miss. Society geftiftet, von der Morrifon, Milne, 
Williams, Moffat, Livingftone ausgegangen find. Im Jahr 1856—57 hatte fie 
auf 154 Stationen ebenfoviel Miffionäre mit etwa 600 eingeborenen Gehülfen und 
17,362 Kommunitanten. Die Iahreseinnahme belief fih auf 82,331 Pf. St. Die 
Geſellſchaft veröffentlicht u. A. monatlich das Missionary Magazine and Chronicle. 
1799 fonftituirte fih die Church Missionary Society for Afrika and the East, 
bie 1856—57 auf 129 Stationen 218 Miffionäre, 2093 männliche und weib- 
lihe Wrbeiter und 18,725 Kommunifanten zählte Ihre Einnahmen betrugen 
135,748 Pf. St. 

Auch die wesleyaniſche Miffionsgefellihaft nimmt keinen unbedeutenden Pla ein. 

Außerdem wurden auch in Schottland und Amerika zahlreiche derartige Gefell- 
haften geftiftet, und namentlich Schottland ift das einzige Land, in dem die Kirche 
felbft fih der Miffionen angenommen hat. 

In Deutfhland und der Schweiz find die vorzüglichften Organe: bie deutſche 
Chriſtenthumsgeſellſchaft mit Bafel als Centrum, die evangelifhe Miffionsgefellichaft 
zu Bafel (1815), die 1857 60 Miffionäre, 24 Miffionsfrauen zc. auf 23 Statio- 
nen bejchäftigte und deren Einnahme 618,517 Fr. betrug, während die Ausgaben 
fih auf 520,871 Wr. beliefen. Ihr Organ ift das evangeliſche Miffionsmagazin. 

In Berlin hatte ſchon 1800 Jänide eine Miffionsjhule geftiftet, der 1823 
ein Miffionsverein folgte, welcher in Südafrika thätig ift und deſſen Einnahmen 
fi 1856 auf 36,000 Thlr. beliefen. 

Später ftiftete Gofner den „Evangelifhen Miffionsverein in Berlin, zur 
Ausbreitung des Chriftenthbums unter den Eingeborenen ver Heidenländer.“ 

1828 trat bie rheinifche, 1836 die norddeutſche und die evangelifch-Iutherifche 
Miffionsgefelichaft zu Dresven ins Leben. (Die letzten feit 1848 in Leipzig.) 

Endlich find noch für die chineſiſche Miffion zu erwähnen: „Der Gefammt- 
verein für die chineſ. M.,“ der „Berliner Hauptverein für China” (1850) und 
der „Pommer'ſche Hauptverein.” 

Bon Franfreih aus wirft die 1824 begründete Pariſer Miſſions-Geſellſchaft. 

Das find die Organe des Katholicismus und Proteftantismus zur Verbreis 
tung des hriftlihen Glaubens, 
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. 2iteratur: Histoire generale des Missions Catholiques depuis le 
XIIIme Sidcle jusqu’& nos jours par M. le Baron Henrion etc. 2 Thl. 4. 
Paris 1846. 47. Dr. Patricius Wittmann, die Herrlichkeit der Kirche in ihren 
Mifftionen feit der Glaubensfpaltung.‘ Eine allgemeine Geſchichte der katholiſchen 
Miffionen in den drei legten Jahrhunderten. Augsburg 1841. 2 Bde. Mejer, 
die Propaganda, ihre Provinzen und ihr Net. Göttingen 1852. 2 Bde. Bangen, 
die römische Kurie, ihre gegenwärtige Zufammenfegung und ihr Geſchäftsgang. 
Münfter 1854. ©. 255. ff. Mitterrugner, Miffionsanftalten und Stationen 
in Weser und Welte's Kirchenlerifon, Freiburg 1807. Bd. 7. Die angegebenen 
Drgane der evangeliihen Miffionsgejellfhaften. Wiggers, Gefhichte der evan- 
gelifhen Miffton. 1845. 46.2 Bde. Oſtertag, proteftantifche Miffionen unter 
den Heiden in Herzog's Real-Enchklopäbie für proteftantifche Theologie und Kirche. 
Dr. 9. Stuttgart und Hamburg 1858. Emil Friedberg. 


Mitregent. ©. Regentſchaft. 
Mittelalterliche und moderne Staatsidee. 


Die gewöhnliche Meinung betrachtet die Reformationsperiode des 
ſechszehnten Jahrhunderts als den Untergang des Mittelalter und den Beginn 
der neuen Zeit. Ohne Zweifel offenbart fidy in ver Empörung der Völker wider 
die Autorität der päpftlichen Hierardyie ein unbeilbarer Brud mit den Traditionen 
des mittelalterlihen Glaubens, und die Energie des individuellen Geiftes, der in 
religiöfen Dingen fih gegen die mehr als taufendjährige Herrſchaft ver römifchen 
Kirche auflehnte, war wirklih ein Vorläufer der wiſſenſchaftlichen und politifchen 
Breiheit, für welche im achtzehnten und neunzehnten Jahrhundert nicht einzelne 
Männer blos, fondern die Völker fich begeifterten. 

Trogdem ging im fechszehnten Jahrhundert das Mittelalter noch nicht zu 
Ende. Die Kirhenreformation felbft hatte faum eine Ahnung davon und fidher 
nicht die Abficht, daß fie eine neue Weltorbnung vorbereite, Ihr Auge war mehr 
rüdwärts als vorwärts gewendet. Sie wollte das urfprüngliche Chriftenthum wieder 
berftellen und von den Mißbräuchen reinigen, welche im Lauf ver Zeiten wie ſchma— 
rogende Wucherpflanzen den fruchtbaren Baum ver chriftlihen Kirhe umfchlungen 
hielten und feine beften Säfte aufzehrten. Die Staatsideen der Reformatoren ruhten 
nod ganz auf der mittelalterlihen Grundlage. Nach der heftigen Gährung in ber 
erften Hälfte des fechszehnten Jahrhunderts trat dann eine allgemeine Erſchlaffung 
und Abfpannung der Geifter ein. Die zweite Hälfte des fechszehnten Jahrhunderts, 
in welder bie Jefuiten in dem fatholifhen Theile Europa’s zur geiftigen Herr- 
[haft gelangen und eine ftarre Orthoborie fi der proteftantifhen Bevölferungen 
bemädhtigt, das ganze flebenzehnte und die erften Iahrzehnte des achtzehnten Jahr- 
hunderts mit ihrem Abfolutismus machen durchaus nicht den Eindrud eines jugend- 
lid) aufftrebenden, ſondern eines ältlihen, abwärts geneigten Zeitalters. In die» 
fer Zeit werben die Formen der mittelalterlihen Staatsordnung, die alle noch 
erhalten geblieben find, allmählig morfh und ſchwach; und erft feitvem in ber 
zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts neue Ideen ausgeſprochen werben 
und in den Geiftern zünden, brechen fie nad und nad zufammen. Sogar bie po- 
litiſchen Ideen der englifchen Revolution, die allein in jener ganzen alternden Zeit 
verjüingend wirken, fchließen ſich noch ganz enge an bie mittelalterlihen Grund» 
anſchauungen an und haben einen religiöfen und altteftamentlichen Charakter, ver 
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fie von ben Ipeen der amerifanifhen ober ber franzöftf—hen Revolution ſcharf 
unterfcheibet. 

Aber feitdem Friedrich der Große den preußifhen Thron beftiegen Bat, feit- 
dem bie franzöfifhen Enchklopäbiften und Rouſſeau auf die gebildeten Klaffen 
wirken, feit die vereinigten Staaten Norbamerifa’s fi von dem Mutterlande [os- 
reißen, feit Chatham und Burke die vorwärts ftrebenven politifchen Geifter führen, 
feit der Kaiſer Jofeph II. in Wien bie Fadel der Aufklärung vorträgt, bis dann 
bie vulkaniſche Gewalt der franzöfifchen Revolution ganz Europa erfhüttert und 
umgeftaltet, hat eine neue geiftige Strömung die civilifirte Welt erfaßt. Seitdem 
erfahren wir die moderne Zeit. Die Bildungen des Mittelalters ragen zwar auch 
in diefe moderne Periode noch hinein. Nicht alle Völker haben es den Franzofen 
nachzumachen verfuht und bi8 auf den Boden die alten Gebäude früherer Jahr- 
hunderte eingeriffen. Aber überall find vie mittelalterlihen Yormen zu großem 
Theile eingeftürzt und nur in den Ruinen nod zu erfennen, und was fi) da= 
von noch erhalten bat, ift fortwährend den zerftörenden Angriffen des Zeitgeiftes 
ausgefegt und kommt nicht mehr zu ruhiger Behaglichkeit und Sicherheit. Die 
geiftige Atmofphäre der Welt hat ſich geändert, neue Impulfe bewegen bie Völker, 
bie Richtung der Gefühle und ber Gedanken hat ſich gewendet. Der mittelalterliche 
Geift hat feine Macht über die Menfchen verloren, und derer, welche ihm noch 
huldigen, werben alle Tage weniger; fie müſſen fich zurüdztehen von einer Welt, 
bie fie nicht mehr verfteht, die von ihnen nichts mehr will. Die Völker im Gro- 
Ben und Ganzen folgen den Mahnungen und Wandlungen des modernen Geiftes, 
Sogar wenn fie, unfihern Ganges und unfundig der neuen Wege, zuweilen wie 
ber fich zurüd wenden auf bie abgetretenen Bahnen früherer Zeiten, fo endigt 
jede derartige Realtion immer wieder mit einem heftigeren 
Streben, vom Mittelalter weg zu fommen und die Ziele des 
modernen Lebens zu erreihen. Diefe Erfahrung aus der modernen Ge— 
fhichte im Einzelnen zu erweifen und bie politifch wichtige Lehre, die daraus folgt, 
zu veranfhaulichen, wäre ein Verdienſt. Würde dieſelbe allgemein gewußt und be— 
griffen, fo würden mande durchaus unfruchtbare Reaktionsverfuche wenigftens von 
denen unterlaffen, deren Berftand bie eigenen Leidenſchaften im Zügel behält. 

Diefer Artikel fol die Unterſchiede der mittelalterlihen und der modernen 
Staatsidee, alſo ven Gegenfag der ftaatlihen Grundanfhauung der beiden großen 
Weltperioden darlegen, deren eine abgelaufen ift und daher überfichtlich betrachtet 
werben kann, deren andere aber erft in den Anfängen ihrer Entwidlung begriffen 
und deßhalb ihrer felbft noch nicht völlig bewußt ift, ihre höchſten Erfcheinungen 
noch nicht verwirklicht hat. Es wird daher leichter, die mittelalterlihde — ohne— 
bin ärmere, als bie reichere und noch unentfaltete moderne Staatsidee zu erfennen. 
Dabei müfjen wir und erinnern, daß aud im Mittelalter die antife Staatsibee 
nicht völlig untergegangen ift, Die hellenifche Stantslehre des Ariftoteles war 
auch im Mittelalter bekannt, und wie Ariftoteles überhaupt die große wiſſenſchaftliche 
Autorität im Mittelalter ift, jo gingen auch aus feiner Politif wichtige Sätze in 
bie gelehrten Doftrinen fogar der mittelalterlihen Theologen über und wurden 
halb verftanvden von Schule zu Schule überliefert. Eben fo wirkten römiſche 
Traditionen und Rechtsſätze der römiſchen Juriften und Kaifer, befonders ſeitdem 
auf ben italienifhen Univerfitäten römifches Recht gelehrt wurde, vielfach ein. In den 
Geſetzen und Erlaffen der deutſchen Kaiſer und anderer Könige find verlei Ers 
innerungen vielfältig zu finden. 

Wir haben e8 aber hier nicht mit dieſer Fortwirkung der antifen Staatsidee 
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zu thun, fondern wollen nur die dem Mittelalter eigenthümliche, bie wahr 
haft mittelalterlihde Staatsidee ber modernen entgegen fegen. Am klarſten wirb 
biefer Unterfhied wohl, wenn wir benfelben in möglicft kurzen und ftraffen 
Sägen zu koncentriren verfuchen. 

1. Die Orundanfiht des Mittelalters vom Staat ift religiös, bie ber 
Neuzeit ift politifch. Das Mittelalter leitet den Staat von Gott ab, die Neu- 
zeit vom Menſchen. Das Mittelalter ftrebt nah Verwirklihung des Gottes=- 
reichs und fieht im Staat göttlide Herrfhaft. Die Neuzeit fucht bie 
Verwirklichung des Menfhenreihs und betradhtet den Staat als eine gemein- 
fame humane Lebensordnung. 

2. Die theologifhen Principien find im Mittelalter maßgebend für 
den Stantöbegriff, in der Neuzeit ift es die philofophifhe und hiſtoriſche 
Wifjenfhaft. Dort ift ver Gottesbegriff entfheidend, hier der Begriff des 
Menſchen. 

Der Islam ſetzt die Einheit Gottes über Alles und weiß daher auch nur 
von Einem Reich, in dem geiſtliche und weltliche Dinge wie Theologie und Juris— 
prudenz ſich unauflöelich miſchen, das Gott feinem Statthalter auf Erden, dem 
Kalifen oder Sultan, übergibt. Die hriftlie Religion ift genöthigt, zwiſchen 
Kirhe und Staat zu unterjcheiden, und feitvem die Chriften ven Glauben aufge- 
geben haben, daß das verachtete weltlich-irdiſche Reich fih völlig auflöfe in dem 
religiöfen und himmliſchen Gottesreich, bat der im Mittelalter zur geiftigen 
Herrſchaft berufene römische Klerus des Abendlandes die Zmweiheit ber beiden 
Schwerter proflamirt; aber beide verleiht nach feiner Anſicht Gott, das eine geift- 
lie dem Papft, das andere weltliche ſei e8 unmittelbar fei es mittelbar durch den 
Papft an den Kaifer. Die proteftantifche Theologie verwarf dann alles geiftliche 
Schwert, aber indem fie das Schwert d. h. die äußere zwingende Macht dem 
Staatsoberhaupte zuerfannte, leitete doch auch fie dieſe Verleihung der ftaatlihen Ges 
walt von Gott ab und fah in dem Staate voraus eine göttlihe Ordnung. 

Die Neuzeit geht in ihrer Betrachtung des Staates immer von den Men- 
[hen aus. Die einen denken ſich den Staat als eine große Gefellfhaft, zu 
der eine Maſſe von Einzelmenfhen zur Sicherung ihres Dafeins neben einander, 
aud wohl zur Förberung ihrer gemeinfamen Wohlfahrt zufammen getreten find. 
Die andern fehen die Nation als eine Gefammtheit an und fuchen in dem Staate 
die VBerförperung ber VBolfseinheit; wieder andere betrahten den Staat als 
ein vielfach bedingtes Erzeugniß der menfchlihen Schidjale und insbefondere ber 
Ueberlegenheit einzelner Gefchlechter oder einzelner Stämme und Nationen über 
andere Menſchenmaſſen. Einige fehen vie Zukunft der modernen Staatsidee in ber 
männliden Organifation ver ganzen Menfchheit zu Einer Perfon. 

Man darf nicht fagen, die moderne Staatsivee fei irreligids, vd. h. fie 
verhalte fich feinbfelig gegen den religiöfen Glauben an die göttliche Weltregierung. 
Uber fie ift entfchieden nicht religiös, d. h. fie hält den religiöfen Glauben — 
defien gemüthliche Wahrheit fie außerdem für das religiöfe Leben nicht beftveitet 
— nit für die richtige Grundlage des Staatsrechts und der Staatspolitif, fie 
verwirft die Autorität der Theologie für die Rechtswiſſenſchaft und fucht ven Staat 
in freier menfchlicher Weife zu begreifen. 

3. Das Ideal des mittelalterlihen Staates ift zwar nicht mehr unmittelbare 
Theofratie, wie der alte Judenſtaat (fiehe Iveokratie), aber er ift mittelbare 
Theokratie durch Statthalter und Stellvertreter Gottes. Die Neuzeit 
verwirft jede Art von Theofratie, auch die mittelbare und erkennt nur eine Gewalt 
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an, welche von Menſchen in menfhlih bedingter und durch menſchliche 
Zwecke begrenzter Weiſe ausgeübt wird. 

4. Der Staat des Mittelalter8 fordert voraus Glaubensgemeinfhaft 

und Glaubenseinheit. Es ift ein folgerichtiged Gefeg, wenn er vie ftaat- 
lichen Rechte nur den Rechtgläubigen zugefteht und den Irrgläubigen verweigert. 
Der Staat ver Neuzeit betrachtet den religiöfen Glauben nicht als eine Bedingung 
des weltlichen Rechts, nimmt daher verfhiedene Kirhen und Gelten in feinen 
Frieden und in feine Rechtsgemeinſchaft auf und hindert Niemanden, feinen inbivi« 
duellen Glauben ungeftraft zu befennen, audy wenn berjelbe von dem Glauben ver 
Mehrheit abweicht. 
5. Der Staat des Mittelalter geräth nothwendig in eine geiftige Ab— 
hängigfeit von dem Prieftertbum, Es hatte eine relative Wahrheit, wenn bie 
Päpfie des Mittelalters die Kirche mit ber Sonne und ben Staat mit dem 
Monde verglihen, ver nur mit erborgtem Lichte leuchte, oder wenn fie die Kirche 
ald das geiftige und den Staat nur als das leibliche Reich bezeichneten. 
Die Ueberorbnung ber Flerifalen und kirchlichen Seite über die weltlich-ftaat- 
liche Seite erfcheint der mittelalterlihen Staatsidee naturgemäß und felbftver- 
ftändlih, daß die Erziehung der Jugend vorzugsweife Sache der Geiftlichen 
fei. Der moderne Staat dagegen hat ſich völlig emancipirt von jeder höheren 
Autorität des Klerus und von jeder firhlihen Vormundſchaft und umge- 
fehrt den Klerus feiner gemeinfamen Rechtsordnung vollftändig unterworfen. Er 
bat ein ihm eigenes geiftiges Selbftbewußtfein, das in ftaatlihen Dingen jede 
Abhängigkeit von kirchlichen Dogmen ausfhließt; und er hält fi) in höherem Grave 
für befähigt und berechtigt als bie Kirche, aud die Erziehung zu leiten und 
die öffentliden Schulen zu pflegen. Die Wiſſenſchaſt aber ift erft frei 
geworben, feitbem der moderne Staat — troß des Ängftlihen Widerſpruches ber 
Kirche — ihre freie Entfaltung ſchützt. 

6. Der Staat des Mittelalters ift weſentlich Lehensordnung, der Staat 
der Neuzeit weſentlich Volksordnung. 

Dort verleiht Gott die Weltherrfhaft an den Sultan oder den Kaifer, und 
biefer verleiht wieder bie vertheilten Landesherrihaften an die Bafallenfürften; dieſe 
verleihen einen Theil ihrer Landeshoheit an ihre Kronvafallen und fo weiter. Die 
mittelalterlihe Herrſchaft, obwohl urſprünglich abfolut gedacht als Gottes Herr- 
ſchaft, wird fo vom Throne auf den Stufen des Lehensweſens abwärts fteigend 
in Theilherrſchaften zerbröfelt. Die großen und die Heinen Herren haben nur 
ein abgeleitetes Recht, aber dieſes Recht gehört nun ihnen und ihren Familien 
wie ein lehensmäßiges Eigenthbum. Der moderne Staat dagegen betrachtet das 
Bolt als die Einheit, die im Staate lebt, und gibt weder die Zerftüdlung ber 
‚Einen öffentlichen Gewalt nod ihre JIneignung durd einzelne Individuen oder 
Dynaftieen zu Eigenthum zu. 

7. Das Mittelalter vermengt auf allen Stufen öffentlihes und Privat- 
recht. Die Neuzeit vollzieht die vollftändige Scheidung des öffentlichen und 
des Privatrechts. 

Das Mittelalter betrachtete die Landeshoheit wie ein höheres Grundeigen- 
thum und geftattete dem Herrn die Theilung, Veräußerung, Berpfändung des 
Landes wie eines Yandgutes. Es verband die Gerichtsbarkeit mit beftimmten Herren- 
gütern und gründete die Kriegspflicht auf ven Grundbeſitz. Seine Aemter wurben 
zu Erb- und Yamiliengütern der angefehenen Geſchlechter. Die Neuzeit dagegen 
will Niemandem öffentliches Recht als fein Privatrecht zu privatlihem Genuß und 
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Verkehr überlaffen. Ihr ift alles öffentliche Recht zugleich öffentliche Pflicht, 
Pflicht gegen ven Staat, gegen das Boll. Sie verwirft die erblihen Aemter als 
Regel und löst die Bande, welche die öffentlichen Rechte und Pflichten an ben 
Lehenbefig knüpfen, überall auf. 

8. Der Staat des Mittelalters gewährt den großen und Fleinen Herren eine 
Freiheit, die innerhalb ihrer Schranken als beliebige Willfür gilt, aber er hält 
die untern Klafjen in verädtlider Knecht ſchaft. Der Staat der Neuzeit 
bat die bürgerlihe und die politifhe Freiheit über alle Volksklaſſen 
als Regel ausgebreitet und die Vorrehte der Ariftofratie zum Theil völlig abge- 
haft, zum Theil zu befchränfter Ausnahme gemacht. Die moderne Freiheit aber 
in dem Gebiete des öffentlichen Rechts ift, da fle von der öffentlichen Pflicht nicht 
zu trennen ift, nicht mehr Willkür des Einzelnen, fondern fie dient dem Ganzen. 

9. Der mittelalterlihe Staat ift in fpecififhem Sinne ein Rechtsſtaat, 
wenn gleich vie Rechtspflege desſelben halb barbarifh und zu gutem Theile noch 
gewaltfame Selbfthülfe ift. Der moderne Staat legt zwar auf das Recht ald Grund» 
bedingung und Schranke der öffentlihen Macht und des öffentlichen Lebens einen 
fehr nachdrücklichen Werth, aber er verharrt nicht in dem Rechtszuſtand, fondern 
wird zum Kulturftaat und fucht vor allen Dingen die öffentlide Wohl: 
fahrt zu fördern. Er ift daher vorzugsmeife politiiher Staat. 

10. Im Mittelalter wurben die ariftofratifhen Elemente der Nation 
faft allein geachtet, und das ganze Staatsweſen, mochte e8 im übrigen monarchiſch 
oder republifanifch georbnet fein, Hatte daher überall einen ariftofratiihen Cha- 
rafter. Die Neuzeit dagegen hat die Herrſchaft der Ariftofratie allenthalben gebrochen, 
fie hat dem demokratiſchen Glemente das Gefühl der Stärke gegeben und 
einen unabweisbaren mächtigen Einfluß auch in den Ländern gefichert, wo fie bie 
ganze Volksmacht in Einem monarchiſchen Haupte zufammen faßte. Die modernen 

erfafiungen haben daher ſämmtlich eine mehr oder weniger demokratiſche Bafis. 

11. Der Staat des Mittelalters ift ein naturwüchſiges Gebilde, in 
welchem die mandherlei Kräfte je nad ihren Inftinkten und Stimmungen einen 
BDereih ihrer Herrfchaft erwerben und zu behaupten fuchen; feine Erjcheinung ift 
fheinbar regellos in wunderbarer Mannigfaltigkeit fich verzweigend und bie Wider- 
ſprüche der Logik durch Uebergänge und Umbüllungen aller Art verbedend. Der 
moderne Staat dagegen verlangt principielle Begründung und Ausfpradhe 
feiner Berfaffung und Gefege. Er ift vorzugsweiſe ein Kulturwerf des Geiftes, 
weldher bald pſychologiſch und Hiftorifh die treibenden Kräfte der Nation zu er- 
kennen fucht, bald mit logifher Schärfe die Mittel prüft und beftimmt, welche zu 
ihrer Befriedigung dienen. Die Bedeutung der Staatswifjfenihaft für das 
Staatsleben tft daher ebenfo in ver Zunahme begriffen, wie die Entwidlung des 
modernen Staates jelbft. 

12. Der Staat des Mittelalters ift kei ndifch d. h. die Stände, insbeſondere 
die ariftofratifchen Stände nehmen in vemfelbem eine abgejchloffene Stellung ein, 
in der fie mehr ihre Sonderinterefien ald das Gemeinwohl beachten und jhügen. 
Der moderne Staat dagegen ift national, d. 5. er ordnet alle Standesinterefjen 
immer ben entfcheidenden gemeinfamen Intereſſen des ganzen Volles und Landes 
unter und wendet fortwährend feine Aufmerkjamkeit der allgemeinen Wohl: 
fahrt zu. Binutſchli. 
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Mittelamerika. 

I. Lage, Umfang, Grenzen, Größe des Landes 3. M.-R. unter fpanifcher Herrſchaft. 

und ver Bevölkerung. 4. Geſchichte von der Unabhängigkeits-Erflä- 
11. Bhyfifch-geographifche Verhältniffe. rung bis zur Auflöfung ber mittelameri- 
Ill. Hydrographiſche Verhältniffe. fanifchen Union. J 
IV. Klimatiſche Verhältniſſe. 5. Die einzelnen Freiſtaaten (a. Guatemala, 
V. Produkte, Induſtrie, Handel. b. Honduras. c. San Salvador. d. Nica- 
VI. Bevölkerung. ragua. ©. Goftarica ; bie englifchen Be 
VII. Geſchichte Mittelamerika’s, ſihungen (Belize, die Baiinſeln) und ber 

4. Alte Geſchichte. Freiftaat Mosquitia, 


2. Eroberung durch die Spanier. 


I. Mittelamerika (Centralamerifa) ift ein burch feine geographifcdhe Tage 
zwifchen ven beiden Dceanen und den beiden Kontinentalhälften Amerila’s wie 
durch feine Weltftellung zwiſchen Afien und Europa für den Berkehr und Welt- 
handel höchſt wichtiges Paffageland. In feiner weiteren geographifchen Bedeutung 
umfaßt Mittelamerika das ganze Ifthmusterritorium zwijhen den Landengen von 
ZTehuantepec und Darien. In feiner engern politifhen Bedeutung begreift man 
unter biefem Namen das Gebiet ver Freiftanten: Guatemala, Honduras, San 
Salvador, Nicaragua, Coftarica, welche mit dem Territorium der unabhängigen 
Indianer von Mosquitia an der Oftfüfte das ganze Gebiet der ehemaligeu fpani- 
hen Generalfapitänfhaft von Guatemala und nad) der Unabhängigfeitserflärung bie 
vereinigte Republif Centralamerika bildeten. Es Liegt zwifhen 80 30° und 170 20° 
n. B. und 820 30° bis 930 10° w. 8. v. Gr. Mittelamerifa grenzt gegen 
N. an die merifanifhen Staaten Chiapas und Yucatan, gegen D. an das Farai- 
bifche Meer, gegen W. an den ftillen Dcean, gegen ©. an den ftillen Ocean und 
den Staat Panama (Neu-Öranada). Ueber ven Flächeninhalt fehlen genaue 
Angaben, fowie audy bei dem Mangel an zuverläffigen ftatiftiihen Nachweiſungen 
die verfchievenen Angaben über die Bevölferungszahlen fehr unfiher und 
fhwanfend find. Nah dem Mittel der verfchievenen Angaben dürfte der Flächen- 
inhalt auf nahezu 10,886 Quadratm., die Bevölkerung auf 2,390,000 Bewohner 
anzufchlagen fein. Davon rechnet man für die einzelnen Freiftaaten: 

Ouatemala 3942 Duadratm. mit 1,100,000 Einw. 


Honduras 1110 * » 380,000 „ 
San Salvador 308 ” „ 430,000 „ 
Nicaragua 2176 — 300,000 „ 
Goftarica 1170 3 „160,000 „ 
Mos quitia 2180 20,000 „ 


Im Ganzen 10,886 Duadratm. 2,390,000 Einw. 

II. Die phyſiſch geographifhen Berhältniffe Mittelamerifa’s find be- 
fonders merfwürbig. Eine wejentliche Eigenthümlichkeit ver horizontalen Konfi— 
guration im Bergleih mit dem übrigen Amerika ift die Einfhnürung und 
Schmalheit des Feftlandes. Dur 7 Breitegrade verengt fi) dasſelbe zu einem 
wirklichen Ifthmus. Die Folge diefer Einfhnürung des weftlihen Welttheils iſt 
feine Durdgangsfäbigfeit und die Bedeutung Mittelamerila’s für den Welttran- 
fithandel durd die Annäherung beider Dceane. Auch ift dadurch die ungemein 
reihe Küftenentwidlung des Landes im Verhältniß zum Flächeninhalt des ganzen 
MWelttheils bedingt. Die Formenmannigfaltigkeit der Küftenfontouren wird befon- 
ders an ber Südſee durch die dort auffallend vorfpringenven Landzungen und Halb- 
infeln wie durch eindringende Golfe und Buchten gefteigert. Letztere bieten an ber 
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Bonfeca-Bat, in der Bucht von Realejo, am Golfe von Nicoya, Golfo bulce 
und in der Bai von San Miguel am ftillen Ocean, in dem großen Zwillings- 
baffin der Bahia del Almirante und des Golfes von Chiriqui, ſowie in der 
fhönen Bucht von San Tomas in Guatemala am atlantifhen Dcean der Schiff- 
fahst wunderbar geftaltete, geräumige und fichere Naturhäfen bar. 
Mittelamerika's merkwürbige Küftenglieverung, feine Schmalheit und Durd- 
gangsfähigfeit zogen bereits in der erften Zeit der Entvedung die befondere Auf- 
merfjamfeit ver fpanifchen Eroberer an. Sie beftimmten vie Richtung der legten Ent» 
bedungsreife des Columbus. Nahdem Rodrigo Baftidas vor ihm (1500) bis an bie 
Nordküſte des Iſthmus von Darien gelangt war, fuchte Columbus (1502—1503) 
zwiſchen ven nörblichen Baralleltreifen 12—9 die von ihm erjehnte Meerenge, bie 
nächſte Fahrſtraße nach dem „Lande ver Gewürze". Die Ausfagen der Eingebornen 
von Beragua hatten den berühmten Entdeder von der Eriftenz eines jenfeitigen großen 
Meeres belehrt, zu welchem er einen offenen Durchgang vermuthete. Spaniens In- 
tereffe für das centralameritanifche Ifthmusgebiet und die Bedeutung desſelben als 
Tranfitland wurde nad) der wirklichen Entdedung der Südſee durch Vasco Nunez de 
Balboa (am 25. Sept. 1513) gefteigert. Als dann noch die verfchievdenen Berengungen 
und Einfhnürungen des Kontinents und die Senfungen der Corbillere näher be— 
fannt geworden, wurben der Wunſch und die Hoffnung, durch Herftellung eines 
natürlichen Wafjerweges das zu fchaffen, was die Natur dort verfagt hatte, mehr 
genährt. Cortez befhäftigte ſich zuerft mit der wichtigen, bis auf die Gegenwart 
ungelösten Frage einer Durchſtechung des Iſthmus von Tehuantepec, wo ihm 
Montezuma’s Mittheilung das Geheimnif des Durchgangs entdedt hatte. Unter 
Karl V. und Philipp II. wurden die Unterfuhungen zur Herftellung eines inter- 
oceaniſchen Schiffskanals fortgefegt. Doch erft die eraften Beftimmungen und bie 
hartographifhen Aufnahmen ver neueften Zeit haben ung eine ganz genaue Kenntniß 
ber horizontalen Konfiguration Mittelamerifa’8 und ver refpeftiven Entfernungen 
beider Dceane geliefert. Darnach beträgt bie geringfte Breite: 
bes Iſthmus von Tehuantepec 251/, deutſche Meilen 
; ” » Guatemala 27 . * 
— » Honduras 351, u 
(zwiſchen Omoa und ber Fonfecabat); 
bes Iſthmus von Nicaragua 291/, deutfhe Meilen 
(zwifhen San Juan del Norte und der Salinasbai); 
des Iſthmus von Coftarica 221/, deutſche Meilen 
(zwiſchen San Juan del Norte und dem Golf von Nicoya); 
des Iſthmus von Chiriqui 11 deutſche Meilen 
(Beragua); 
" „ Panama 8 u 
(zwifhen Panama und Aspinwall); 
des Iſthmus von Panama 61/, deutſche Meilen 
(zwifhen der Mündung des Rio Bayano und dem Golf von San Blas); 
bes Iſthmus von Darien 93/, deutſche Meilen 
(zwifchen der Calevoniabat und ver Mündung des Rio Tuira); 
des Iſthmus von Choco 18 deutſche Meilen 
(zwiſchen dem Golf von Uraba und der Mündung des Rio Jurador). 
Während man von der horizontalen Konfiguration Mittelamerika's ſchon nach 
ben fpantfchen Karten des vorigen Jahrhunderts ſich eine ziemlich richtige Vor—⸗ 
ftellung machen konnte, war dagegen die vertilale Gliederung des Landes, 
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welche bei deſſen Durchgangsfähigkeit gleichfalls von größter Bedeutung iſt, bis 
auf die neueſte Zeit wenig erforſcht. Humboldt hatte bereits in ſeinem Werk über 
Neuſpanien mit Nachdruck auf dieſe beklagenswerthe Lücke in der phyſikaliſchen Geo⸗ 
graphie Amerika's hingewieſen. Die Forſchungen der neueren Reiſenden, beſonders 
einiger nordamerikaniſcher Ingenieure, haben dieſes Dunkel etwas aufgeklärt. In- 
genieur Kenniſh entvedte 1855 die wichtige Depreſſion zwiſchen dem Duell- 
gebiete des Rio Truando, einem Zufluß des großen Atratoftromes, und der Hum⸗ 
boldsbai am ftillen Ocean, wo die Waſſerſcheide nur eine Höhe von 506 engl. 
Fuß erreicht und der trennende Gebirgsdamm fo ſchmal ift, daß feine Durchbre— 
hung durd einen Tunnelbau und die Herftellung eines interoceanifhen ſchiffbaren 
Kanals ohne Schleußen nad Kenniſh's Ueberzeugung ausführbar ift. Die Küften- 
eorbillere von Choco, der äußerſte nordweſtliche Ausläufer des ſüdamerikaniſchen 
Andenfyftemes, erreicht fein Ende nahe dem 7. Parallel, wo die Cordillere als 
Kette verſchwindet und ftatt ihrer reihenförmig geftellte Gruppen von bafaltifchen 
und trachytiſchen Gebilden auftreten. Letztere ftellen eine gewiffe Verbindung zwi« 
fhen ven beiden in Richtung, Höhe, Breite und Umriffen gänzlich verſchiedenen 
Gebirgsſyſtemen Mittelamerita’8 und Südamerifa’s her. Die Corbillere von Darien 
beginnt als Kettenbau nahe dem 8. Parallel und ftreiht in vorherrfchender Rich— 
tung von Südoſt nad Norbweft über den Iſthmus in einer mittleren Kammhöhe 
von 1200--1800°. Nahe der eigentlichen Landenge von Panama bei der Sierra 
de Maria Enrique verfhwindet die Kette und wird ähnlich wie in der Provinz 
Choco zwifhen den Parallelen 7 und 89 durch rundlich gruppirte Cerros ober 
Hügel von Bafalt, Dolerit und Trachyt erfegt, weldhe die jüngften Hebungen in 
dieſer Barallelfpalte des Iſthmus von Panama barftellen und eine einftmals zwi- 
fhen Darien und Beragua eriftirende Meerenge ausfüllten. Die mittlere Höhe 
dieſer Gerros, welche keſſelförmige Rundthäler umfchließen, ift zwifchen 500 und 700°, 
Ueber die Landenge zieht dort feit 1855 die unter Oberft Tottens Leitung aus- 
geführte interoceanifhe Eifenbahn, welche zwiſchen den Städten Aspinvall und 
Panama den Windungen der Keffelthäler folgt und in der geringen Höhe von 
262° die Wafjerfcheide zwifchen ven Flüffen Chagres und Rio Grande überjchreitet. 
Dies ift die tieffte der bis jegt befannten Senfungen der Wafferfcheive, welche bie 
ganze Oberflächengeftaltung Amerita’8 von der Maghelan’ihen Straße bis zum 
nörblihen Polarmeer in der ungeheuren Ausvehnung von 120 Parallelkreifen dar⸗ 
bietet. Hier ift bie Ausführbarfeit eines interoceanifhen Kanals von unbedeutender 
Länge zwar nicht im Niveau des Oceans, doch mit einer geringen Zahl von 
Schleußen fiher erwiefen. Die Ausführung eines folhen Kanals würde wahr- 
jheinlih 20 Jahre und ein Kapital von 8O Mill. Dollars erforvern, aber aud 
die größte Wohlthat für den Seehandel fein, welcher genöthigt ift, feine Schiffe 
die lange und koftjpielige Fahrt um das fturmumbrauste Cap Horn machen zu 
laffen, fo lange der Durchſtich Centralamerika's nicht an irgend einer Seite gelingt. 

Das in der Yandenge von Panama als Kettenbau unterbrocdhene Eorbilleren- 
ſyſtem Mittelamerifa’s erhebt fid) wieder an der Sierra Trinidad unter 80 40° 
n. B. und 820 10° w. 2. v. P. Bon bier beginnt das Gebirge von Veragua 
als äußerſtes Südende der mittelamerifanifhen Cordilleren, welche wir von ber 
Sfthmuscorbillere Dariens geographifc trennen müſſen. Es trägt in Veragua wie 
in Coftarica den Charakter eines Hochgebirges in zweifacher Kettenreihe mit einer 
mittleren Kammhöhe von 5000—6000° ohne tiefe Paßſenkungen. Einzelne beven- 
tend über die Kammhöhe hervorragende Gipfel wie die Volcanos von Chiriqui, 
Pico blanco, Turrialva, Irazu, Miravalles, Bieja, Oroſi find theils erloſchene, 
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theils thätige Feuerberge. Diefelben beftehen weſentlich aus trachheboleritifchen 
Gebirgsarten und find im fpäterer Zeit als ber eigentliche Kettenbau ver Cor- 
dilleren, theils am ſüdweſtlichen Rande verfelben, theild in ven Hochebenen felbft 
durch vulkaniſche Kräfte erhoben worven. Im Staat Nicaragua ſenkt fi bie öft- 
lihe Gorbillere zur Kammböhe eines Mittelgebirged von 3400— 4600 herab ohne 
hervorragende Bulfane, welche zur weftlichen Küftencorbillere gehören. Sie ſtreicht 
am Oſtrand ber beiden großen Süßwaſſerſeen, welche zwei tiefe Einfturzbeden 
füllen, hin und ift nur an einer einzigen Stelle dur das Bett des Rio San 
Juan, dem Ausfluß ver Seen, gefpalten. Der weftlihe Höhenzug zwifchen ben 
beiden Seebeden und dem ftillen Dcean ift bedeutend niebriger, zeigt viele De— 
preffionen, welche beſonders zwifhen dem Nicaraguafee und der Salinasbai auf 
einige hundert Fuß herabfinfen, und verſchwindet nörblich von Chinandega, wo bie 
Cordillere als Kette durch eine Reihe von Vulkanen erfegt wird, Mehrere dieſer 
Depreffionen wurden für die Anlegung eines interoceanifhen Kanals durch Nica- 
ragua projeftirt, welchen and Louis Napoleon in dieſer Richtung vorfhlug, als 
er im Schloffe Ham, als Gefangener lebend, mit geographifhen Studien ſich be— 
ſchäftigte. Keine dieſer Depreffionen von Nicaragua erreicht jebod ganz die Ober— 
flächenerniebrigung der Landenge von Panama, auch nicht die angeblich von Felix 
Belly gefundene, durch Baily und Derftet aber lange zuvor entvedte Senkung 
zwifchen dem Rio Sapoa und der Salinasbai, welche bis 270 engl. F. fi ernie- 
brigt hatte. Gegen den Durchſtich des Iſthmus von Nicaragua wurde überbies bie 
größere Länge der erforberlihen Kanalifation eingewendet, da das Flußbett des 
Rio San Juan zu feiht ift, um als Kanal für große Seeſchiffe zu dienen. 

In feiner norbweftlihen Fortſetzung durd die Staaten Honduras, San Sal- 
vabor und Guatemala nimmt das Gorbillerenfyftem Mittelamerita’8 an Höhe und 
Breite zu, erfiheint in feiner mittlern Kammhöhe wieder als ein alpines Gebirge 
und erreicht feine größte Erhebung in den fogenannten Altos von Guatemala, wo 
ber alte toltefifche Kulturftaat der Guichen feinen Sit hatte, und in beffen Gen- 
trum bie Stadt Duefaltenango liegt. Zwiſchen ven beiden Hauptfetten ziehen aus— 
gevehnte Hochebenen in Höhen von 4000—7000° Die kürzeren Parallelfetten 
begrenzen jchmalere Plateaur, Hochthäler und Terraffen an den Abfällen gegen bie 
Küftenebenen beider Oceane. 

Dneriöcher durchſchneiden die Corbilleras rehtwinklig und trennen bie ver— 
ſchiedenen Hochebenen und Längenthöler. Die vereinzelten Trachytkegel und Bulfane, 
welche in ver gleihen Hauptrihtung wie Die Ketten meift reihenförmig geordnet 
durch ganz Gentralamerifa ziehen, find ſämmtlich der pacififhen Seite zugefehrt, 
wo fie als folofjale Berge bald am Rande der Ketten erjcheinen, bald den Hoch— 
ebenen felbft aufgefegt find. Die höchſten diefer Bulfane (Volcano de agna umd 
Voleano del fuego) erheben fih an den Rändern des freisrunden Thales, in 
beffen Mitte die alte, durch Erbbeben öfters zerftörte Hauptftadt von Guatemala 
(Guatemala antigua) liegt, bis zur Höhe von 14,000‘. Ueber ein Dritttheil viefer 
trachy⸗ doleritiſchen Kegelberge zeigt noch Spuren von vulfanifcher Thätigkeit. Be— 
trächtliche Depreffionen ver Eorpflleren, welche Hinfichtlih der Ausführbarfeit eines 
interoceanifhen Kanals mit ven fünlichen Staaten Fonfurriren könnten, kommen 
in Honduras und Guatemala nit vor. Die niedrigfte Waflerfcheide im Iſthmus 
von Honduras, der Paß von Rancho Chiquito, Über weldhe die neue inter-oceanifche 
Eifenbahn geführt werben fol, liegt 2500° über dem Meer. Erft an ber Nord— 
weftgrenze von Guatemala gegen die merifanifhe Provinz Chiapas fenkt fi die 
Cordillere abermals bei wieder zunehmender Schmalheit des Feſtlandes gegen den 
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Iſthmus von Tehuantepec, wo ber Kettenbau durch ein ähnliches jüngeres Höhen- 
foftem vulfanifcher Cerros und Rundthäler wie in der Landenge von Panama durd- 
brochen ift. Die Corbilleras von Ceutralamerifa bilden demnad in einer Längen- 
ausdehnung von faft 200 deutſchen Meilen zwifhen den Landengen von Panama 
und Tehuantepec ein von den Anden Südamerika's und von dem breiten Maffen- 
gebirge Mexiko's getrenntes, felbftändiges Gebirgsſyſtem. Richtung, horizontale und 
vertifale Gliederung und der ganze geognoftiihe Bau unterfheiden dieſes mittel- 
amerifanifhe Höhenſyſtem ſcharf und beftimmt von den Gebirgsfyftemen Süd— 
amerifa’s wie Norbamerika’s. Merkwürdig für die Neliefverhältniffe und die Durch— 
gangsfähigkeit dieſes wichtigen Paffagelandes iſt die geologiſche Thatfache, daß mit 
der Einihnürung des Kontinents und mit der Annäherung beider Dceane ftets _ 
eine entfprechende Depreffion ver Wafjerfcheive verbunden if. Die am nerbweft- 
lihen Ende Eentralamerifa’s im Ifthmus von Tehuantepec bis jest befannten und 
gemefjenen Paßſenkungen ſchwanken zwifhen 684 und 843 engl. F. 

III. Die außerorventlihe Bedeutung der geographifhen Lage Mittelamerita’s 
für den Weltverfehr der Gegenwart und Zukunft rechtfertigt wohl die etwas aus- 
führfichere Darftellung feiner Oberflähengeftaltung. Wenn dieſelbe für die Durch— 
gangsfähigkeit Amerifa’8 und die Herftellung großartiger künftlicher Verkehrswege 
für den Welthandel unendlich günftigere Bebingungen zeigt als alle übrigen Länder 
der beiden Kontinentalhälften, fo find dagegen die hydrographiſchen Ber- 
hältniſſe des Binnenlandes in nothwendiger Folge der engern Einfhnürung und 
feiner plaftifhen Formen dem innern Berfehr weit ungünftiger als in Süd- und 
Nordamerifa. Dem meftlihen Abfall fehlen bei ver Nähe des Gebirges an ber 
Seeküſte die großen, fhiffbaren Ströme Es kommen dort nur Gebirgs- und 
Küftenflüffe vor, welche nach kurzem Lauf den ftillen Ocean erreihen und nur bis 
auf wenige Meilen von ihrer Mündung fhiffbar find. Die dem atlantifhen Ocean 
zuftrömenden Flüſſe haben einen längern Lauf und tiefere, breitere Betten, find 
jedoch mit ten reich geftalteten, prächtigen Stromnegen der Bereinigten Staaten 
Nordamerifa’s und der öftlihen Staaten Südamerika's nicht zu vergleichen. Die 
bedeutendſten Flüffe in diefer Richtung find: der Rio Ufumafinta, an der Norb- 
grenze von Guatemala (wo fein mittlerer Lauf ein geographiſch noch ganz uner= 
forſchtes Land berührt) und die Flüffe Cajabon und Motagua im Süden von 
Guatemala, wo fie der leider in Verfall geratbenen belgifhen Kolonie San Tomas 
ſchöne Ausfihten für den Binnenhandel darboten. Die weiter ſüdöſtlich folgenden 
namhaften Flüfje find: Rio Camelicon, Santiago, Ullua, Caballo, Roman, Patuca, 
Pateca, Escondido, San Juan, Sarapiqui, Nevantazon, Chiriqui, Chagres. Von 
den Flüſſen der pacififhen Seite find erwähnenswertb: die Rios Talate, Nacau— 
Inte, Sicapate, Esclavos, Lempa, Choluteca, Rio grande, Chiriqui viejo, Bayano. 

IV. Der plaftiihen Mannigfaltigkeit der Oberflähengeftaltung entfpricht vie 
Berfchievenheit ver Flimatifhen Verhältniſſe. Da Mittelamerika in feiner 
ganzen Längenausdehnung dem eigentlichen Tropengürtel angehört, fo find die Tem- 
peraturbifferenzen der verſchiedenen Gegenden faft einzig nur durch deren Erhebung 
über dem Meeresfpiegel bedingt. Auch hier zeigen vie fhichtenartig übereinander 
gelagerten Klimate in ihrer vertifalen Bertheilung wie in Merito und Ecuador 
biefelben drei Hauptabtheilungen der tierras calientes (heißen Region), 
tierras templadas (milden Region) und tierras frias (falten Region), 
welche durch die Zwifchenftufen der verfchiedenen Terraffen und Hochthäler in ihren 
Mebergängen vermittelt werben, Die Küftenftriche beiver Meere bis zum Fuße ber 
Corbillere haben eine mittlere Temperatur von 24—270 0. Auf ven Terrafien 
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und Hochebenen von San Salvador und Honduras in Höhen von 2000° bis 
2500 finkt die Temperatur auf 210 bis 220. Im fhönen Tafelland von Eofta- 
rica zwijchen 3800‘ bis 4400° herrſcht ein milvdes Klima bei + 18—20°, in 
den Hocebenen von Guatemala bei + 16—19, auf ven fühlen Hodthälern _ 
und Plateaur der Altos von Duefaltenango bei 140 C. Das Klima von 
den öftlihen Gehängen der Eorbilleren bis zur karaibiſchen Küfte wird theilmeife 
durch den Norbpaffat beftimmt, welcher das ganze Jahr hindurch in gleicher Rich— 
tung wehend ven Wafferdunft des atlantifhen Dceans vor ſich hertreibt, und deſſen 
Niederſchläge faft täglichen Regen bringen. Im Hochlande und am weftlihen Abfall 
des Gebirges herrſcht eine beftimmte trodene Jahreszeit von December bis Mai, 
Die Folge diefer Einflüffe des Paſſatwindes ift die dichte Bewaldung der Oftfeite, 
während das trodenere Klima der weftlichen Küftenebenen den Baumwuchs weniger 
begünftigt und einen zufammenhängenden Gürtel natürliher Sararmen mit infel- 
artig vertheilten Waldgruppen hervorbradhte, 

V. Die Produktenfülle des Pflanzenreihs fichert in Mittelamerika nächſt 
feiner günftigen geographiſchen Lage ven bleibenden Werth des Landes, während bie 
edlen Metalle entweder ganz fehlen, oder, wie in Coftarica und Veragua, nur dürftig 
vorhanden find. Für den Anbau der verſchiedenen europäifchen Getreidearten ift 
nur das Hochland geeignet. In den tiefer gelegenen Thälern geben Mais, Reis 
und alle gewöhnlichen tropifhen Nahrungspflanzen, befonders der Pifang, Pam, 
Manioc, Batate, Otoi und die verſchiedenen Bohnenarten fehr reichlihe Ernten, 
Ale tropiihen -Kolonialprodufte des Pflanzenreichs erzeugt Mittelamerika in vor- 
züglichfter Güte, Der feinfte Cacao wird in Nicaragua, Coftarica und in dem früher 
zu Guatemala gehörigen Diftrift Soconusco gewonnen, der befte Kaffee im Tafel 
land von Eoftarica, die feinfte Baummolle gebeiht überall, ganz beſonders in 
Nicaragua. San Salvador erzeugt den jhönften Indigo, das Thal von antigua 
Guatemala vie gefhästefte Cochenille. Zuderrohr und Tabak geveihen in Mittel- 
amerika befier als auf ven Antillen. Außer viefen Probuften figuriven unter ven 
Erportartifeln befonders Nughölzer, Kautſchuk und medicinifhe Pflanzen (Sassa- 
parilla, Copaiva, Ipecahuanha). 

An der Weftküfte ift auch die Ausfuhr von Thierhäuten beträchtlich. Im 
Gegenfag zu Merito und Peru ift Mittelamerika nicht auf den Bergbau, ſondern 
ganz auf die Kultur tropifher Kolonialprodufte angewiefen, Nicaragua bat dur 
feine großen Seebeden unter den verjchiedenen Freiſtaaten allein die günftigften 
natürlihen Bedingungen für den Binnenverkehr. Die Induftrie ift Außerft un- 
erheblich. Die inbianifche Bevölkerung von Guatemala und San Salvador fertigt 
Hängematten und Baummwollftoffe der mwohlfeilften Sorte für den Bedarf der Arm- 
fien Bevölferung. Die Mifhlingsbevölferung der Ladinos (Meftizen) liefert bie 
verfchiedenen Handwerker, die aber tief unter den europätfchen ftehen. Der Klein 
handel ift größtentheils in den Händen der jpanifhen Creolen und Miſchlinge. 
Der Ein- und Ausfuhrhandel wird meift von Europäern betrieben. Durch 
die mit beftem Erfolg gefrönten Verſuche ver Kultur des Kaffee's, Indigo's und 
der Cochenille hat feit 20 Jahren nicht nur der Erporthandel, ſondern aud bie 
Einfuhr beträchtlich zugenommen. England liefert hievon nahebei drei Fünftheile des 
Werthes. Deutſchland fonfurrirt dort mit England in allen wohlfeilen Manufal- 
turartifeln, mit Ausnahme der weißen und farbigen Baummollenzeuge, welche ven 
Hauptimportartifel Bilden. Frankreich liefert Weine, Liquenre und Parifer Lurus- 
waaren, Spanien vorzüglihd Weine, Norbamerifa befonders Leder- und Kautſchuk- 
waaren. Den Weizenbedarf Liefert größtentheils Chile. Deutfche Kaufleute und Hands 
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werker find beſonders zahlreich in Eoftarica und Guatemala angefievelt. Dagegen 
find die verfchiedenen Verſuche, deutſche und belgische Kolonieen von Aderbauern 
zu gründen, theils durch klimatiſche Hinderniffe, theils in Folge der ſchlechten Lei— 
tung dieſer Unternehmungen gänzlich mißlungen 

VI. Die Bevölkerung befteht in den Staaten Guatemala, San Salvas 
dor und Honduras größtentheils, in Mosquitia ganz aus eingebornen Indianern, 
In Nicaragua herrſchen vie Mifhlinge ver, in Coftarica die rein fpanifche Race 
ber Weißen. Die Berhältnißzahlen der einzelnen Racen wurben bei Mangel, an 
ſtatiſtiſchen Nachweiſungen fehr verſchieden gefhägt. Der Wahrheit am nächften 
dürfte folgende Zahlenfhägung fein: 

Reine Indineer . . „. .  1,300,000 
Mifhlinge (Ladinss) . . „. 940,000 
Weißee.. 2122,000 
Neger, Zambos und Mulatten 18,000 

Total 2,380,000 

Die reinen Indianer find größtentheils Aderbauer. In Guatemala und Hon« 
duras haben fie ihre alten Idiome bewahrt, in San Salvador und im größten 
Theil von Nicaragua (mit Ausnahme der Provinz Chontales) fpricht die Mehr- 
zahl der Indianer nur ein verborbenes Spanifh. Die Mifchlinge von Indianern 
und Weißen, welder hier allein Ladinos genannt werben, bilden die Maſſe ver 
niedern Bevölkerung in den Stäbten und ziehen die gröberen Gewerbe und ben 
Kleinhandel dem Aderbau vor. Die Weißen beftehen in Mehrzahl aus ven Ab- 
kömmlingen der fpanifchen Eroberer und Einwanderer. Der große Grundbeſitz, der 
Großhandel und die politiihe Macht find in ihren Händen. Neger und ihre Mifch- 
linge find in ven Küftenftäpten die gewöhnlichen Laftträger und Taglöhner. 

VII 1. Die alte Geſchichte Mittelamerila’s vor der dhriftlichen 
Beitrehnung ift ähnlich wie die von Meriko in tiefes Dunfel begraben, aus welchem 
vage Sagen und wirre Traditionen, von den ſpaniſchen Autoren des 16. und 17. 
Jahrhunderts oft falfch gedeutet und irrig aufgefaßt, der mühſamen Gefhichts- 
forfhung vielleicht mehr Irrlichter bieten als dämmerndes Halbdunkel. Die viel- 
jährigen neueren Forſchungen des Abbe Brasseur de Bourbourg, welcher basfelbe 
in einem vierbändigen Werk nieverlegte, haben in dieſer Richtung zu feinem bes 
frievigenden Ergebniß geführt. Bon einer ältern Kultur als diejenige, welche bie 
fpanifhen Eroberer im Hodland von Ouatemala gefunden, zeugen vie bereits 
damals vorhandenen unbewohnten Ruinen. Pyramiden, Altäre mit Bilderfchrift 
und Thierfiguren, foloffale Idole ꝛe, in Quirigua, Peten, Palenque ſprechen trog 
ihrer rohen und plumpen Formen für einen Kulturzuſtand der unbelannten Erbauer 
biefer Städte, welher dem der Aztefen, Incas und Muiscas zu Anfang bes 16, 
Jahrhunderts nicht nachſtand. Daß die verfchievenen alten Kulturftaaten Guate- 
mala’s, welche die Spanier dort noch eriftirend gefunden, die Reihe der Quichen 
und Cachiguelen, ihre politifhen und focialen Einrichtungen von den Zoltelen 
erhalten haben, ſcheint erwiefen. Wie weit aber die Kultur der geheimnißvollen 
Nahoas oder Toltefen in ſüdlicher Richtung ſich ausdehnte, ift nicht genau beftimmt,. 
Ebenfo ift die Frage, ob die Heinen Kazikenftanteun von Darien, Beragua, Cofta- 
rica mit ben größeren Kulturreihen des Nordens und Südens in irgend einem 
Berkehr geftanden, noch ungelöst. Die meritanifhe Chronik des Irtlilrochitl erzählt 
don einer Auswanderung toltefifcher Nahuatlaken aus Merito nad Nicaragua bei 
dem Einfall der rothen Chihimelenftämme gegen das Ende des 10. Jahrhunderts, 
Sie braten dorthin die Früchte des Cacaobaumes, die fie wie in ihrer Heimat 
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als Geld in Umlauf festen. Die in der neueften Zeit in den alten inbianifchen 
Gräbern der Landſchaft Chiriqui an der Süpgrenze von Eoftarica zahlreich auf- 
gefundenen goldenen Figuren und Schmudgegenftände enthalten eine anfehnliche 
Beimifhung von Kupfer — ein Beweis, daß die Kunft der Metalllegirung ven 
füblihen Bewohnern Centralamerifa’s ebenfo befannt war wie ven Merifanern und 
Pernanern. Die Bewohner am äuferften Südende Mittelamerika’ in den Pro- 
vinzen Darien, Panama und Beragua, melde als verbindende Glieder ver 
beiden Kontinentalhälften befonders merfwürbig find, Hatten einen ähnlichen 
Kulturzuftand wie die Bevölkerung der Antillen. Die Frauen trugen baummollene 
Gemwänder, die Männer Goldſchmuck. An beiden Küftenftrihen war die Cueva- 
fprache verbreitet. Die Landſchaften gehorchten feinen Dynaften, Quebi oder Tiba 
genannt. In der Ordnung bdiefer Lehenſtaaten folgte auf den Tiba zunächſt der 
Saco, der wieder ein Gefolge geringerer Bafallen oder Cabra’s um fi verfammelte, 
Zeichnete fich der plebejtjche Krieger dur Thaten vor dem Feinde aus, fo erhob 
ihn der Tiba zum erblihen Adel oder zum Cabra. Die Frauen der Fürften und ber 
Magnaten führten den Titel Efpara oder Herria (Sennora). Heirathen in nievern 
Ständen wurben verabjcheut. Ihre Pacos oder Leibeigenen zeichneten fie mit einem 
Drandftempel im Geſicht. Die freie Bevölkerung war nur zu Frohnden verpflichtet, 
und wie im Krieg Fürft und Edelmann durch befondern Schmud fenntlid waren, 
fo trug auch jeder Clan das Wappen feines Lehnsherren ald Hauptmalerei. Man 
fand bei ihnen einen Kultus der Sonne und des Mondes. Nicht fragenhaft, jon- 
bern in liebliher Knabengeftalt dachte man ſich die Erſcheinungen der geringeren 
Götter, während eine mit rohen Arzneimitteln nicht unbefannte Priefterzunft, Te— 
quinas oder Meifter genannt, fi) und das Volk mit Salben und Drafeln betrogen. 
Der Glaube an eine Yortvauer nad dem Tode, zwar nur auf die Fürften, den 
Adel und ihr Gefinde befchränft, verrieth ſich fehr ftark durch die Beerdigung ber 
rehtmäßigen Wittwe, fei es lebendig oder nach vorhergehender Bergiftung, beim 
Tode eines vornehmen Gatten, gleihfam um die Ehe über das Grab hinaus zu 
verlängern. Die Leihen der Fürften und Magnaten wurden am Feuer zu Mumien 
gebörrt in luftigen Grüften aufbewahrt. Oft tödteten fi die Bafallen am Grabe 
ihres Gebieterd und wurden mit Maisförnern in der Hand beftattet, damit im 
Jenſeits die Kafte der Aderbauer ſich erhalte. Das gemeine Bolt wurde nicht be= 
erbigt, fondern der Sterbende an einen öden Ort getragen und das Geſchäft bes 
Zobtengräbers den Würmern und Vögeln überlaffen. 

2. Im Jahr 1500 wurde die Küfte des Iſthmus von Darien von dem ſpa— 
niihen Seefahrer Rodrigo de Baftivas entdedt, weldher von Süden fommend nicht 
bis zur eigentlihen Landenge von Panama gelangte. Die Ehre der wirklichen 
Entvedung Mittelamerifa’s gebührt dem großen Columbus felbft, welcher 
im Jahr 1502 auf feiner vierten Entdedungsfahrt vom Norbrand von Honduras 
(Punta de Cascinas) bis zum Golf. von San Blas hinabfegelte, in ver vergeb- 
lihen Hoffnung, bier eine weftlihe Durchfahrt zu entveden. Nahe an den Chiri- 
quoinfeln hatte Columbus die erfte beftimmte Nachricht von der Eriftenz eines 
großen weftlihen Meeres dur einen Indianer aus Cariari (Coftarica) erhalten, 
In der Provinz Beragua am Belenflufje wurde unter Anführung von Columbus’ 
Bruder, Don Partolome, die Gründung der erften fpanifhen Niederlaffung auf dem 
amerifaniichen Feftland verfucht, welche aber durch vie Feindſeligkeit der bortigen 
Indianer bald einen tragifhen Ausgang nahm. Die fpäteren mit befjerem Erfolg 
gefrönten Eroberungszüge und Anfieblungsverfude der Spanier gingen vom Golfe 
von Uraba (Darien) unter der Anführung des kühnen Vasco Nunez de Balboa 
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ans, welcher ven Iſthmus zuerft überfchritt und am 25. September 1513 das 
ftille Weltmeer wirklich entvedte. Balboa's wie früher Columbus’ übertriebene Berichte 
‚von dem Goldreichthum der Iſthmusländer veranlaften die fpanifche Regierung, 
eine ftarfe Expedition unter Pedrarias Darila nad) dem Golf von Uraba zu fenven. 
‘Unter der Statthalterfhaft dieſes übel berüchtigten Namens, ver fein Andenken 
durch den Juſtizmord Balboa's befledte, fanden die Raubzüge der fpanifchen Capi- 
tano’8 in verſchiedenen Richtungen und die Entvedung und Unterwerfung ber Ifth- 
musprovinzen von Darien, Panama und Berayua ftatt, begleitet von der Nieder- 
meglung oder ſklaviſchen Untervrüdung der Eingebornen. 

Vom pacififhen Ifthmusgeftade gingen weitere Unternehmungen ber Spanier 
aus, welche 1523 unter Gil Gonzales zur Entvedung des ſchoͤnen Golfes von 
Nicoya in Coftarica und des Landes Nicaragua führten. Hier fanden die Spanier 
bei den Eingebornen zwiſchen dem Golf von Nicoya und der Fonfecabai eine dich— 
tere Bevölkerung, große Städte und eine höhere Kultur, Neben dem eingebornen 
Stamm der Chorotegas wohnte zwiſchen den füßen Seen und dem ftillen Meer 
ein eingewandertes Volk, weldyes dieſelbe Sprache wie bie Aztefen in Mexiko redete. 
Ganz neu für die Spanier war es, daß dieſe eingewanderten Stämme nicht unter 
Fürften, fondern unter einem Senat ftanden und nur für Kriegszeiten ihre Heer- 
führer wählten. Auch die alte toltekiſche Bilverfchrift, die mit rother und ſchwarzer 
Zinte in Bücher aus zufammengefalteten Thierhänten geſchrieben wurde, entvedte 
man bei ihnen. Die Nähe einer fo frei geglieverten Geſellſchaft wirkte zurüd auf 
die feindlih gefinnten Nachbarn. Die Cherotegas gehorchten Caziken, auch gab es 
bei ihnen eine Art hoffähigen Adels (Galpones) und einen NRitterorven (Tapali- 
gues), deſſen Mitglieder als äußeres Zeichen ihrer militärifchen Bravour das Haupt 
ſchoren bis auf eine Lode am Schädel. Der Monarh war indeſſen an die Zu- 
ftimmung ber Gemeinde (Monexico) gebunden, welde ihre Magiftrate auf je zwei 
Monate wählte und befolvete. Man kannte nur die Monogamie, wenn auch bie 
Bornehmen, neben ber legitimen Gattin, weldye allein erbberechtigte Kinder gebar, 
nody einen Harem fich hielten. Bei Heirathen wurben die nächſten Stufen der Ber- 
wandtſchaft als blutſchändend betrachtet, Doppelehen ftreng beftraft, Scheivungen 
nur bei Ehebrudy zugelaffen und dem weiblichen Theil jede fernere Verbindung 
unterfagt. Mord, Bewältigung, Diebftahl wurben dadurch gebüßt, daß man ber 
beihädigten Partei einen Sklaven, oder wo dieſer fehlte, ven Beleiviger felbft als 
Stlaven zuerlannte, Ihre Götter führten wie im aztefifchen Anahuac den geheim 
nißvollen Namen Teot, und als Schöpfer wurde ein Götterpaar Tamagaftad und 
Bipattoval, wahrfcheinlid Sonne und Mond, verehrt. Neben dieſen erhabenen Gott⸗ 
heiten wurden meteorologtfche Kräfte, fowie auch Genien des Feldbaues angebetet 
und durch fromme Zehnten an die Tempelviener, durch Gaben von Weihrauch, 
aber aud durch Blutfprigen und durch Menfchenopfer verfühnt, die vor den Tem— 
peln auf Heinen Bluthügeln fielen. Diefes Loos traf ſowohl Kriegsgefangene als 
Sklavenkinder, die von Hein auf zärtlich für den vüftern Gottesvienft auferzogen 
wurben. Lange Zeit blieb das fünftige Opfer felbft Gegenftand religiöfer Ver— 
ehrung, kein Begehren wurbe ihm verweigert, weil das Volk in dem Geweihten 
eine wanbelnde Gottheit erblidte, vie es töbten und verzehren follte, benn es 
herrſchte hier wie in den meiften Gegenden Südamerika's Anthropophagie, und das 
Menſchenfleiſch galt als Lederbiffen, der nur ven Häuptlingen und ber Priefter- 
ſchaft vorbehalten blieb. Wie bei den Azteken erleichterten Schuldbewußte ihr Ge- 
wiſſen durch Ohrenbeichte vor einem ehrwürdigen Greis, der aber weder eimen 
Tempeldienſt verrichtete noch zur Priefterzunft gehörte, Auf ihren Mefien, zu denen 
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nur Stämme gleicher Sprache Zutritt hatten umb bie durch Marktorbuungen ge- 
regelt waren, zeigte fi ihr Gewerbfleiß in Berfertigung zartgewebter, buntgeftidter 
Wämſer ohne Wermel, farbiger Gürtel und Frauengewänder, welde bei den 
vornehmen Damen bis zu den Knöcheln fielen und denen Brufttäcder fittfam hin— 
zugefügt wurben. Ihrem faubern Geſchirr aus einer fhwarzen glänzenden Erde 
gaben fie mit künftlerifher Hand folhe Formen, daß, wie Dviedo verfidert, Fürften 
über ein folches Geſchenk nicht zu erröthen brauchten. 

Gil Gonzales gelangte bis an die Küfte von San Salvador und kehrte von 
bort nad Panama zurüd, Die Entvedung und Eroberung von Ouatemala und 
des Tafellandes von San Salvador wurde von Norden her auf Eortez Befehl 
durch den ftreitbaren und unternehmenden Petro de Alvarabo in den Jahren 1524 
und 1525 vollbradht. In Guatemala beftanden damals blühende Staaten von Böl- 
tern toltefifcher Abkunft, unter welchen die Duichen im eigentlihen Hodland mit 
den volfreihen Hauptftäbten Utatlan und Duefaltenango und die Cachiguelen in 
dem parabiefifh ſchönen Thal von Altguatemala die mädtigften waren. Die meri- 
fanifhen Katfer hatten dieſe Staaten Mittelamerita’8 nie unterjocht, aber zahlreiche 
aztetiiche Kolonieen beftanden damals ſchon an den Küften, weldhe mit ven Bölfern 
des Hochlandes in beftänpiger Fehde lebten. Die hilpano-amerifanifchen Ehronil- 
fohreiber des 16. Jahrhunderts zählen 27 Sprachen auf, weldhe von ben Einge- 
bornen Guatemala's gefprohen wurben. In Kultur und Sitte waren nad dem 
Zeugniß der Eonquiftaboren die Völker des Hochlandes von Öuatemala den Merir 
fanern überlegen. Gleichzeitig mit dem Zuge des Alvarado rüdte Chriftoval be 
Olid, ein anderer Lieutenant des Cortez, auf deſſen Befehl in Honduras ein und 
nahm. das Land, deſſen Küfte Columbus bereits 22 Jahre früher entdeckt Hatte, im 
Namen der kaſtiliſchen Könige in Befig. Cortez feste im Jahr 1524 vie Eroberung 
bon Honduras, nachdem die Auflehnung Chriftoval de Dlivs durch Lascafas unter 
drückt war, perfönlic fort. Die Unterwerfung des ſüdlichen Tafellanves von Co— 
ftaricn durch Georg Alvarado im Jahr 1530 vollendete die Eroberung Mittel- 
amerifa’s, welches Anfangs mit dem Bicefünigreih Neufpanien (Mexiko) vereinigt, 
im Jahr 1540 aber als jelbftändige Generaltapitänichaft getrennt wurbe. 

Den Sig dieſer Statthalterfhaft, mit welcher Honduras, San Salvador, 
Eoftarica, Nicaragua ald Provinzen verbunden wurden, verlegte Alvarado in das 
Gebiet der Cachiguelen zwifchen ven beiden größten Vulkanen Mittelamerita’s in 
dem Kefjelthal eines Erhebungsfraters, wo das mildefte Klima der Erve herrſcht. 
Ein Erdbeben zerftörte venfelben ein Jahr nad) Alvarado's Tod. Diefelbe Kataftrophe 
wieberholte fid) im 18. Jahrhundert. Auf Befehl ver fpanifchen Krone mußte bie- 
rauf die alte zerftörte Hauptſtadt verlaffen werben, und eine neue Hauptftabt wurbe 
5 Leguas nörblih von Antigua Guatemala in einer ausgedehnten Hochebene erbaut: 

3. In der Geſchichte Mittelamerika’s nad vollbradter Eroberung 
unter fpanifher Herrſchaft von 1530 bis zu deſſen Unabhängigfeitserflärung 
im Jahr 1821 kommen wenige Epifovden vor, welche einer Erwähnung verbienen, 
Die vorhandenen Städte und Monumente der Eingebornen, ihre Bilderſchriften 
und befonders alle Gegenftände, welche an ihren heidniſchen Kultus erinnerten, 
wurben au bort wie in Merifo durch fanatifche Priefter zerftört. Die ganze Ber 
völferung wurde nad namenlofen Gräueln, welde bei ber Eroberung verübt 
wurben, als Sklaven unter die ſpaniſchen Machthaber und Anftenler vertheilt. Ans 
den Zügen von Härte und Grauſamkeit, welche Lascaſas, der edle Bifchof von 
Ehiapas, in feinem befannten Werk erzählt, geht hervor, daß Alvarado's Regiment 
in Guatemala an Abſcheulichkeit hinter den Exoberern ver füdamerikaniſchen Kul- 
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turreiche von Peru und Cuubinamarca nicht nur nicht zuriidhlieb, ſondern fie wo 
möglich noch äberbot. Die ſpaniſche Kolonialherrſchaft lafkete in ihrem einförmigen, 
alle geiftigen Regungen und jeden materiellen Fortſchritt lähmenden Drud auf dem 
f&önen Land. Argwöhniſch wurde den Fremben ber Zutritt verweigert und bie 
ſtrenge Ausjhließung jeder Konkurrenz von Anfiedlern anderer Nationen trug mit 
wenig bazu bei, bie arbeitsfcheue Trägheit der fpanifchen Koloniften, welche nur 
durch Sklavenhände arbeiten ließen, noch tiefer zu erfchlaffen. Trotz der herrlichen 
Lage des Landes und feiner paradiefifhen Fruchtbarkeit legte die ſpaniſche Krone 
geringen Werth auf deſſen Befis, da Mittelamerifa ver evlen Metalle faft ent- 
behrt und die Berwaltung der Generalftatthalterfhaft Guatemala ebenjoviel koſtete 
als fie einbrachte. Den mittelamerifanifchen Iſthmus an irgend einer paflenden 
Stelle nur einen Kanal zu durchſtechen, war noch Kakfer Karls V. entſchiedene 
Abſicht, und noch unter Philipp IL wurden von fpanifhen Ingenieuren Unterjn- 
Hungen zu dieſem Zwed gemacht. Unter ven ſchwachen Nachfolgern biefer Herrjcher 
earlofh jeder Gedanke zur Ausführung eines ſolchen großartigen Unternehmens, 
welches erſt nad) errungener Unabhängigkeit durch Bolivar jelbjt wieder in Anre- 

ng gebradit wurde. Nicht einmal ein fahrbarer Weg über wie Landenge von 
Be wurbe von ben Spaniern hergeftellt. Der wichtige Tranfithanbel und ber 
Transport der Metallihäge Peru’s ging über einen ſchlechten Gebirgsweg auf 
Mauithieren zwifhen Panama und Portobelo, Der Iſthmus von Nicaragua blieb 
nnbenägt. Nicht einmal von ver Hauptftadt Guntemala wurben Fahrwege nad 
pen Häfen beider Oceane gebahnt. Bemerkenswerth und für die ſpaniſche Träg- 
heit beſonders bezeichnend iſt, daß die Kultur ver beiven wichtigften Kolonialerzeug- 
niſſe Mittelamerika’s, des Kaffee's und der Cochenille, erft feit der Losreigung vom 
Mutterlande im Großen verfucht worden ift und dann von einer außerordentlich 
günftigen Veränderung im Wohlftand der Bevölkerung begleitet wor. Dagegen 
wurbe von Seite der fpanifchen Regierung der Bau pradtooller Kirchen und Klöfter 
nicht verfäumt, mit welchen Guatemala ebenfo reich ausgeftattet iſt, wie irgend 
eine ber übrigen einträglicheren fpanifchen Kolonieen. Unter dieſen Gebäuden ift 
befonbers die Kathebrale der Stabt Leon in Nicaragua durd ihre architektoniſche 
Pracht noch jet berühmt. Erwähnenswerthe Epiſoden der Gefhichte Mittelamerika's 
unter fpanifcher Herrichaft find die Piratenzüge engliſcher und franzöfifcher Aben- 
teurer im 17. Jahrhundert. Die Ueberfälle an vielen Küftengegenven beider Dceane, 
die Einnahme und Plünderung vieler Häfen durch dieſe wilden thatkräftigen Kor- 
faren verbreitete allgemeinen Schreden unter den ſpaniſchen Anfievlern, ohne fie 
aus ihrer Apathie zu mannhafter Thatkraft aufzuftaheln. Im Jahr 1780 landeten 
die Engländer, welde damals mit Spanien im Kriege waren, an ber Mündung 
des San Iuanflufjes in Nicaragua mit 1800 Mann und brangen in das Innere 
bis Gaftillo de la Eoncepcion vor. Der nachmals fo gefeierte Seeheld Nelfon bes 
gleitete biefe Eyrpebition, mußte fi) aber wegen Krankheit auf fein Schiff zurüd- 
Hehen. Das mörderiſche Klima ver feuchten öſtlichen Ziefregion von Nicaragua 
lichtete bald die Reihen ver Engländer, und von jenen 1800 Mann kamen nad 
hergeftelltem Frieden nur 380 Mann zurüd. Um die Oftküfte Gentralamerifa’8 im 
Balle eines Krieges mit einer europäiſchen Macht wirkfamer vertheidigen zu können, 
wurde biefelbe von ber fpanifchen Regierung mit dem Vicekönigreich Neugranaba 
vereinigt. Dod war dieſe Mafiregel, die fi befonbers auf die Mosquitofüfte 
bezog, mehr formeller Art und ift nie in Wirklichfeit ausgeführt worben, Sie gab 
aber Beranlafiung zu den fpätern Örenzftreitigfeiten zwiſchen ben Staaten Cofta- 
riea und Neugranada nach errungener Unabhängigkeit. 
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4. Die erften Auflehnungsverſuche gegen das Mutterland begannen 
-in den Jahren 1811 und 1812, während der Invafion der Franzofen in Spanien, 
Diefe Bewegungen gingen nicht von der Hauptftabt Guatemala aus, wo bie ari- 
ftotratifche Partei der fpanifchen Abfömmlinge und die dort fehr mächtige Geift- 
lichkeit die Regierung ftügten, fondern von ven Provinzen San Salvador und 
Nicaragua. Sie wurden ohne Mühe unterbrüdt. Im Jahr 1821 folgte Öuate- 
mala der von Iturbide ftegreich geleiteten Erhebung Mexiko's und erklärte am 
15. September desſelben Jahres unter Führung des Generals Gainza feine Un’ 
abbängigleit von der fpanifden Herrſchaft, welde 297 Jahre ge- 
dauert hatte, ohne dem fhönen Land zum Segen zu gereichen. Diefe Revolution 
ward ohne Blutvergießen vollbracht. Die ſpaniſchen Behörden räumten das Land 
und zogen- fih nah Cuba zurüd. Gainza wurde von ber revolutionären 
Junta zum Oeneralfapitän ernannt, bis zur Einberufung des erften Kongrefjes 
fämmtliher mittelamerifanifher Provinzen, welder am 1. März 1822 zufammen- 
‚treten ſollte. Inzwifchen erfolgten die wichtigen Ereignifie in Merito mit der Pro— 
klamirung Iturbive’3 zum Kaifer des Reiches Anahuac durch feine Soldatesca. Der 
neue Kaifer, vdeflen Herrlichkeit nur 8 Monate dauerte, forverte den Anfchluß 
Guatemala's und ließ zu diefem Zwed eine Kolonne von 5000 Mann tort ein- 
rüden. General Gainza erklärte fih für Iturbive Die Abftimmung der Ayun- 
tamientos (Municipalitäten) ergab das merfwürbige Refultat, daß die Hauptftabt 
Guatemala fi gegen den Anſchluß an Merifo, die Hauptorte der Provinzen aber 
fih für denſelben erflärten. In der Provinz San Salvador aber fah man bie 
entgegengefetste Bewegung. Die Hauptftabt wotirte für, die Heinen Städte waren 
gegen den Anflug an Mexiko. Der Ausſpruch der Mehrheit unter dem Einfluß 
bed Klerus, welcher die republifanifchen Freiheiten fürdhtete, war für die Bildung 
eines gemeinfamen Neiches des ganzen ſpaniſchen Amerika mit monarchiſcher Re— 
gierungsform. Aus ihr bildete fich fpäter die reaktionäre Partei der Centraliften 
oder Ariftofraten, welche für eine möglichft ſtarke Gentralgewalt und gegen liberale 
Stantsreformen ſich erflärte. Die ihr entgegenftehenve Partei der Förberaliften oder 
Liberalen war für eine republifanifche Negierungsform mit ganz demokratiſchen 
Tendenzen. Gleich in der erften Zeit ver Gefchichte des ſpaniſchen Amerika feit feiner 
Unabhängigkeit tauchten dieſe beiden politifhen Gegenfäge auch in Mittelamerifa wie 
in allen fpanifchen Kelonieen jchroff und unverföhnlid auf und Eilveten ven Keim, 
aus welchem der Giftbaum ewiger Anarchie und Revolution in dieſen ſchönen Län— 
bern üppig auffproßte, Nachdem gleich die erften politifchen Differenzen in San 
Salvador und Eoftarica zu blutigen Scenen geführt hatten, erfolgte am 1. Juli 
1823 der Zufammentritt der erften konſtituirenden Nationalverfammlung, welche 
die Erffärung der Unabhängigkeit des alten Reiches Guatemala von Spanien wie 
von Mexiko und jever andern Macht feierlich wiederholte und dem neuen Staat 
den Namen ber vereinigten Republif Centralamerika gab. Die Provinz Chiapas, 
welche naturgemäß zu Mittelamerika gehört und eine Brovinz der Statthalterfchaft 
Guatemala bildete, wurde in dieſe Republif nicht mit aufgenommen, ſondern ver- 
blieb nad dem Wunfd ihrer Bevölkerung bei Mexiko. Die neue Konftitution 
wurde am 27. December 1823 verkündet. Das föderative Princip, im Gegenfag 
zur Centralifation, welche die reaftionäre Partei anftrebte, bildete die Grundlage 
biefer Verfaſſung. Eine Volksrepräſentation mit allgemeinem Stimmrecht, Preß- 
freiheit, Schwurgerichten, Vereinsrecht und alle übrigen Bebingungen eines freien 
republifaniihen Gemeinwefens wurben in biefe Berfaffung aufgenommen. Die 
demokratiſchen Tendenzen, welche durch die Mehrheit biefer Verfammlung fiegreich 
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vertreten wurben, bemwirkten die Abſchaffung aller Privilegien einzelner Klaſſen, vie 
Aufhebung der Sklaverei, das Berbot des Verkaufes päpftliher Bullen und bes 
reiteten Maßregeln zu religiöfer Toleranz und Beförderung der Einwanderung vor. 
Das Nationalwappen der neuen Republif mit 5 Vulkanen führte den Wahlſpruch: 
„Gott, Einheit und Freiheit". Nah Beendigung dieſer Berfaffung des Gefammt- 
ftantes wurden befondere Konftitutionen auch in den einzelnen Staaten ver Union 
nad dem Vorbild Nordamerika's ausgearbeitet. San Salvador proflamirte feine 
Berfaffung am 12. Juni 1824. Coftarica am 2. Januar 1825, Guatemala am 
11. Oftober 1825, Honduras am 11. December 1825, Nicaragua am 8. April 
1826. Die Abgeorbneten ber vereinigten Nepublif von Mittelamerika verfammelten 
fih am 6. Februar 1825 in der alten Hauptftadt Guatemala zu einem Kongreß, be- 
ftehend wie in Norbamerifs aus einem Senat, zu weldem jeder einzelne Staat 
2 Mitglieder beftimmte, und einem Haus der Repräfentanten, welches aus 34 ge= 
wählten Mitgliedern beftand. Die Gerichtsverfaſſung wurde gleihfalls nad dem 
Mufter der vereinigten Staaten eingerichtet; die Richter wurben vom Bolt gewählt 
und waren von ber Erekutivgewalt vollkommen unabhängig. Der oberfte Appellhof 
hatte feinen Sit in Guatemala, die untergeorbneten Gerihtshöfe befanden fih an 
ben Hauptorten der einzelnen Staaten. Die alten ſpaniſchen Gefege und Aemter— 
benennuugen waren zum größten Theil beibehalten worden. General Arce war der 
erfte Präfident und Mariano Beltraneno ber erfte Vicepräſident der mittelameri— 
fanifchen Föderation. 

Der Staatenbund biefer vereinigten Republif dauerte bi8 zum 30. Mai 1838, 
alfo nicht volle 15 Jahre. In feiner Grundidee war derfelbe eine Nachbildung 
der Berfaffung der vereinigten Staaten Norbamerifa’s. Die unglüdliche Gefchichte, 
die kurze Dauer und der Untergang dieſer Stantenrepublif zeigten wiederholt, 
wel’ verſchiedene Wirkungen eine politiihe Form bei ganz verfchievenen Elemen- 
ten und ber entgegengejegten hiſtoriſchen Entwidlung hervorrufen kann. Die Ges 
ſchichte der mittelamerifanifhen Föderation war ähnlih wie der politiihe Zuftand 
Mexiko's eine Geſchichte unverfühnlihen Parteihaters, immer wieverfehrenver Re— 
volutionen und eines ebenfo envlofen Bürgerkrieges, welchem nur die gänzliche 
Auflöfung der Föderation feldft ein Ziel fegen konnte. Es traten in den Vorder— 
grund zwei äußerſt merkwürdige Männer als Führer, in welchen ver wahre Cha- 
rafter der beiden unverſöhnlichen politiihen Gegenſätze perfonificirt war. Diefe 
beiden Männer waren: Morazan, ein in Honduras geborener Creole von rein 
fpanifhem Blut, ziemlich gebildet und anfangs fir ven Civilſtand beftimmt, fpäter 
der militärifche und politifche Führer der Liberalen, und Carrera, ein Miſch— 
ling (Labino), Anfangs das Werkzeug und durch feine kriegerifhen Erfolge fpäter 
das Haupt der reaftionären, Herifalen Partei, welche, von den Abkömmlingen ber 
alten ſpaniſchen Xriftofratengefhlehter in den größern Städten unterftügt, alle 
rabifalen Neuerungen haßte und mit Wuth befämpfte. Beide waren Söhne ber 
Revolution, begeifterte Fanatiker ihrer politifchen Ueberzeugung und, obwohl auf 
ganz verſchiedenen Bildungsftufen ftehend, doch beide fehr merkwürdige Hiftorifche 
Charaktere, wie fie in dieſer ſcharf ausgeprägten Form die Revolutionsgeſchichte 
feines andern bifpano-amerifanifhen Landes aufzumweifen hat. 

Gleich bei dem Beginn der Verhandlungen des erften Förberalfongreffes in 
der Hauptftabt Guatemala traten die politifhen Gegenfäge ſchroff und unverſöhnlich 
hervor. Der erfte Präfivent der Republit, Manuel Iofeph Arce, wurde von der 
einflußreihen Priefterfhaft gewonnen, ließ den Gouverneur des Staates Guate- 
mala, Francisko Barrundia, einen Liberalen, verhaften und bie Nationalgarve enta 
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waffnen unter dem Vorwande, daß fie zum Sturz der Centralregierung verſchworen 
fei. Bald darauf erhoben ſich die Indianer des Hochlands von Queſaltenango, 
welche das Gebiet des alten Quichenreiches bewohnen und blind ber Leitung ihrer 
Geiftlihen zu folgen gewohnt find. Sie ftiegen, von fanatifhen Mönchen geführt, 
aus ihren Bergen herab in ver offen verfünveten Abſicht, alle Liberalen todtzu— 
ſchlagen, weil dieſe die Kühnheit gehabt, die Kloftergüter von der Beftenerung nicht 
auszunehmen, Ueberall wurven vie Liberalen von den Stellen verjagt und durch 
Aycinena, den neuernannten und mit biktatorifher Gewalt befleiveten Gouverneur 
von Ömatemala graufam verfolgt, eingelerfert oder verbannt. Auch in der Haupt- 
ftabt Guatemala unterſtützte beſonders der fanatifche Klerus dieſe Reaktion. Präfl- 
dent Arce rief einen neuen auferorbentlichen Föderalkongreß zufammen, welder 
fi in ver Heinen Stadt Eojutepeque im Staat San Salvador verfammeln follte, 
um die Berfafjung ver Republif zu ändern und das Gentralifationsprineip an bie 
Stelle des Föderativfyftemes zu fegen. Diefer Kongreß kam nicht zu Stande. Es 
erhoben fih die Staaten Honduras, Salvador und Nicaragua gegen den Präfl- 
denten Arce und den Staat Guatemala. Eoftarica blieb in feiner glüdlich ifolirten, 
durch unbewohnte Urwälder von den übrigen Staaten getrennten geographifchen 
Lage neutral und ruhig und fah all den weiteren politifhen Wirren der Republif 
zu, ohne daran den mindeften Theil zu nehmen. Der Krieg dauerte drei Jahre 
und enbigte mit dem Sieg der Liberalen, welche umter der Führung des Generals 
Morazan am 12. April 1829 ihren Einzug in der Hauptſtadt Guatemala hielten. 
Das liberal-fövderaliftiihe Princip hatte unter der Führung eines enthufiaftiichen 
und energifchen Chefs durch Waffengewalt gefiegt, aber ven ftumpfen Geift einer 
Bevölkerung, welde in Maffe aus Indianern und Meftizen auf der tiefften Kul« 
turftufe ftehend umter dem Einfluß ihrer Mönche blieb, nicht zu ändern vermodt, 
Ein unter dem Säbelregiment ver Liberalen einberufener Kongreß dekretirte eine Reihe 
von überftürzenden radikalen Reformen, welche bei andern Elementen und unter ans 
deren Berhältniffen vielleicht gut und heilfam, für dieſe Länder und ihre farbige 
Bevölkerung aber ebenfo unpraftifh waren als unfruchtbar blieben. Dem Klerus 
galt zunächft der Krieg, denn an ihm erkannten vie Liberalen mit Necht ihren 
unerbittlihften und gefährlichften Feind. Der Erzbifhof von Guatemala wurde 
gewaltfam auf ein Schiff gebradht und im das Erxil gefhidt. Ein Beſchluß des 
Kongreſſes vom 7. September 1829 hob alle Mönchsorden auf, die Beftenerung 
des kirchlichen Eigenthbums wurde erneuert, und im Mai 1832 wagte berjelbe 
Kongreß die volle religiöfe Freiheit für die öffentlihe Ausübung jedes Glaubens 
zu dekretiren — das erfte Beifpiel diefer Art im ganzen ſpaniſchen Amerika. Diefer 
Beſchluß erregte die äußerſte Wuth der Priefterfchaft. Im Jahre 1835 wußte vie- 
jelbe das plöglihe furchtbare Auftreten der Cholera, die viele Taufende von In— 
dianern und Meftizen hinwürgte, für ihre politifhen Zwecke durch einen allge- 
meinen Aufftand der indolenten Volksmenge zu benützen. Bon vielen Kanzeln herab 
wurde die Erſcheinung der Seuche als eine Strafe Gottes wegen ber ruchloſen 
gegen Kirche und Religion gerichteten Neuerungen ver Liberalen verkündet und 
die angefievelten ketzeriſchen Fremden, beſonders die Aerzte, der Vergiftung ber 
Brunnen beſchuldigt. An die Spige der von Geiftlichen geführten indianifchen 
Haufen ftellte fi der Schweinhirt Rafael Carrera, als Halbindianer bei der far- 
bigen Maſſe der Eingebornen befonders beliebt, ein ächter Sohn der Wilbniß, 
ohne jede Bildung, aber von’ der Natur mit ziemlich guten Anlagen und befon- 
ders mit einem hervorragenden Talent für vie Führung eines Parteigängerkrieges 
ausgeftattet, dazu perſönlich kühn und tapfer, äußerſt abgehärtet, ein Kenner bes 


Mittelamerika. 679 


Gebirges und feiner Schlupfwintel. Er befaß dazu noch eine Eigenfchaft, welche 
vor Allem das Geheimniß feiner merfwürbigen Erfolge erflärt. Durch perjünliche 
Energie und einen blutigen Terrorismus wußte er gleichzeitig feine Mannſchaft zu 
biscipliniren und feinen Feinden Schreden einzujagen. 

Beide Gegner: Morazan, das Haupt der Liberalen, der Repräfentant jener 
neuen Zeitibeen, die für den Boden Mittelamerika’ und feine halbbarbarifche 
Bevölkerung feine Keimkraft befaßen, und Carrera, der Repräfentant des entgegen- 
gelesen Princips, ein Werkzeug ber Elerifalen Partei, welche an ven beftehenven 

erhältnifien fi anflammerte und jede Reform als irreligidös und den Einfluß 
der Kirche bedrohend ablehnte, trafen am 19. Junt 1837 bei dem Dorfe Santa 
Rofa auf einander. Der Banvenhef Carrera war an Zahl feinem Gegner doppelt 
überlegen und blieb in biefem erften Treffen Sieger. Nach wechſelndem Kriegs- 
glück mußte Morazan das Feld räumen. Carrera z0g unter dem Geläute der 
Glocken und feierlih vom Klerus begrüßt in Guatemala ein. Morazar floh nad) 
San Salvador. Der Föderalkongreß verfammelte fih im Mai 1838 zum legten 
Mal, erklärte die Auflöfung der Föderativ-Republik Mittelamerifa 
und ftellte es ben einzelnen Staaten frei, fih nad Gutdünken und nad ihren 
verſchiedenen Intereffen felbftändig zu konſtituiren. Die föderative Partei hatte 
nur im Staat Salvador noch ziemlich zahlreihe Anhänger. Bon dort aus verfuchte 
ber enthufiaftifche General Morazan nod einmal gewaltfam die Wieberherftellung 
des Stantenbundes. Mit einer Heinen, aber entjchloffenen Schaar von 1300 Kom» 
battanten drang er in Ouatemala ein. Das Kriegsglüd war ihm auf furze Zeit 
günftig. Carrera entfloh nad) Berluft eines ziemlich blutigen Treffens in die Berge, 
und Morazan beſetzte am 19. März 1840 nodhmals die Hauptftant Guatemala. 
Er konnte fih dort nur wenige Wochen halten. Sein Gegner raffte unter den 
Indianern des Hochlandes mit Unterftügung der Mönche verftärkie Haufen zufammen 
und bot den Liberalen bei Bejucal die entſcheidende Schlacht. Nach zwanzig- 
ftündigem Gefecht räumten die Liberalen den Kampfpla und flohen nach Salvador 
zurüd, Morazan war genöhigt, das Gebiet der Republik ganz zu verlaffen und 
nad Chile ſich zurüdzuziehen. Er verfuchte im April 1842 durch eine Invafion 
in Goftarica die Union wieverherzuftellen. Anfangs fiegreih und von der Bevöl— 
terung Goftarica’8 im Triumphe empfangen, warb er nad wenigen Wochen durch 
eine Gegenrevolution geftürzt, gefangen genommen, von einem Kriegägericht zum 
Tode verurtheilt und erfchoffen. 

5. Seit der YAuflöfung der mittelamerifanifhen Union in 
einzelne unabhängige Staaten find im Bergleiche mit ber vorhergehenden 
Geſchichte ruhigere Zuftände eingetreten. Revolutionen wurden feltener, und bie 
Anarchie wurde mehr Lofalifirt. Eines der Hauptmotive der ewigen Unruhen, vie 
gegenfeitige Eiferfucht der einzelnen Staaten und ihrer Hauptftäbte, fiel weg. Je 
weniger verſchiedene Provinzialintereffen im Spiele find, defto feltener fcheinen in 
Amerika die revolutionären Verſuche zu fein. Nach ver in Mittelamerika gemachten 
Erfahrung würde die Auflöfung in einzelne politifh unabhängige Staaten auch 
für Merito und bie fübamerifanifhen Republifen als das einzige Heilmittel ihrer 
in politifher wie focialer Beziehung tief Frankhaften Zuftände zu empfehlen fein, 
wenn au dann wahrfcheinlich überall die viktaturifche Gewalt irgend eines ener- 
gifchen Chefs mit Erfolg die parlamentarifhe Regierungsform erfegen dürfte. Nach 
ber Auflöfung der Union behielten die einzelnen Staaten theilweife ihre früher 
gegebenen Berfaffungen oder fie veränderten biefelben. 

" & In Öuatemala befteht nur dem Namen nad eine vepublilanifche Re 


680 Mittelamerika, 


gterungsform. Carrera übt als lebenslänglicher Präfident mit diltatoriſcher Gewalt 
beffeivet feit vem Jahre 1851, wo ein letter Aufftandsverfuch ver Liberalen in 
dem entfcheidenden Kampf bei Chiquimula unterbrüdt wurde, bie volle Gewalt. 
Sein gegenwärtiger Titel ift Generalfapitän und Presidente vitalico. Unter dem 
Einfluß der Geiftlichkeit ift der früher rohe, wilde und blutdürſtige indianiſche 
Schweinhirt ziemlich zahm und geſchmeidig geworben. Er begnügt ſich mit den äußeren 
Ehren, nebft einem beträdtlichen Einkommen, befhäftigt fi faft nur mit den Solda- 
tenübungen und überläßt die eigentlihen Staatsgefhäfte, um bie er fi faft nichts 
befümmert, den Abkömmlingen der alten ariftofratifchen Familien der Spanier, 
welche ihrerfeits fügfame Werkzeuge der Jefuiten find, die aus Neugranada und 
Ecuador vertrieben in Guatemala eine bequeme Stätte gefunden haben und ven 
größten Einfluß üben. Der Staat Guatemala befteht jest, nad feiner politifhen 
Eintheilung, aus 17 Departements, welche zufammen 45 Abgeordnete zur gefeß- 
gebenven „Assamblea* ſenden. Das ftehende Heer zählt 1550 Gemeine und 125 
Dffictere. Im Kriegsfalle werden aus Ladinos und Indianern irreguläre Soldaten- 
haufen durch Zwang gepreßt, doch bat Carrera nie über 5000 Mann zufammen- 
gebracht. Die Staatseinnahmen beliefen fib im Jahr 1856 nad) officieller Angabe 
auf 1,040,144 Doll., die Ausgaben auf 1,024,358 Doll. Unter den Einnahmen 
liefert die Branntweinftener den ftärkften Ertrag, nad ihr folgen vie Zölle. Die 
Staatsfhulden betragen nach dem von Ouatemala bei der Auflöfung der Union 
übernommenen Antheil nur 500,000 Doll. Die Einfuhr fremder meift europäifcher 
Waaren betrug in demfelben Jahr 1,065,816 D., die Ausfuhr 1,708,963 D. 
Der Haupterportartifel, die Cochenille, liefert bei mittleren Ernten 1,200,000 Pfd. 
St. Unter den mit Guatemala in Handelsverfehr ftehenden Staaten ift England 
am ftärkften vertreten; dann folgen Franfreih, Deutſchland und die vereinigten 
Staaten. Erporthäfen Öuatemala’s find: Ifabal und St. Tomas an der atlanti- 
hen Iftapa und San Joſe an der pacififhen Seite. Die von einer beigifchen 
Gefellfhaft in dem fhönen Hafen von San Tomas gegründete Kolonie ift haupt- 
fählih in Folge ungünftiger Mimatifcher VBerhältniffe in den äußerften Berfall 
gerathen. 

b. Der. Freiftaat Honduras, wo fi die Partei der Demokraten und 
Unioniften am längften hielt, bat in Folge des neuerdings unter Squiers Ber: 
mittlung mit einer nordamerifanifhen Gefellfhaft abgefhloffenen Vertrages zum 
Bau einer interoceanifhen Eifenbahn zwifchen Puerto Caballos und der Fonfecabai 
eine befondere politifdye Bedeutung erlangt. Der Verſuch nordamerikaniſcher Fli- 
buftiers, diefen Staat gewaltfam mit der norbamerilanifhen Union zu anneriren, 
hatte im Jahre 1860 einen für die Unternehmer unglüdlihen Ausgang. Ihr An- 
führer, der durch feine verfchiedenen Invafionen in Nicaragua vielbefannte Aben- 
teurer Walter, unterlag mit feinen eingevrungenen Schaaren im Kampfe gegen 
den Präfidenten Guardiola, wurde gefangen, friegsrechtlih zum Tod verurtheilt 
und erſchoſſen. Der Staat Honduras ift in 7 Departements getheilt, von melden 
jedes 2 Deputirte zur gefeßgebenden Berfammlung ſchickt, die aus einer Abgeorb- 
netenfammer von 14 ©lievern und aus einem Senat von 7 Mitgliedern befteht. 
Die Wahlen gefhehen nah dem allgemeinen Stimmredt aller Staatsbürger von 
21 Jahren. Ein Deputirter muß ein Einfommen von mindeftens 500, ein Senator 
von minbeften® 1000 Peſos befigen. Die Exekutivgewalt ift in den Händen 
eines auf 5 Jahre gewählten Präfidenten, ver im Lande geboren, minbeftens 32 
Jahre alt und Befiger eines Eigenthums von nicht weniger als 5000 P. fein 
muß. Er bat ber gefeggebenden Berfammlung gegenüber das Vetorecht. Ein oberfter 
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Juſtizhof, aus 6 Richtern beftehend, wird von der Affamblen ernannt. Die Todes- 
ftrafe ift abgefchafft. Die römifch-tatholifche Religion herrſcht mit Ausſchluß aller 
übrigen, Honduras ift ein armes Land und feine Stantseinnahme ſchätzt Squier 
nur auf 250,000 D. Die Einfuhr in den Häfen von Omoa, Trurillo und an 
ver Fonfecabai hatte im Jahr 1856 faum ven Werth von 750,000 D. und fam 
größtentheilsd aus England; die Ausfuhr (größtentheils rohe Metalle, Mahagoni- 
holz, Schlachtvieh, Häute) betrug 825,000 D. 

ec. Die Republif San Salvador ift der Heinfte, aber verhältnißmäßig 
bevölfertfte unter ven centralsamerifanifhen Staaten. Das Land berührt nur 
die Küfte des ftillen Oceans. Seine politifche Verfaffung ift der von Honduras 
faft glei. Der Staat ift in 8 Departements getheilt. Die gefeßgebende Berfamm- 
lung befteht aus einem Repräfentantenhaus und einem Senat. Der Präfident ber 
Republik, welcher die Erefutivgewalt übt, wird nur auf 2 Jahre durch allgemeines 
Stimmrecht gewählt. Im Jahr 1856 waren die Staatseinnahmen 721,000 D., 
die Ausgaben 658,000 D., die Einfuhr 1,046,720 D. (größtentheiis englifche 
Manufakturwaaren), die Ausfuhr 1,285,485 D. (größtentheild Indigo). Die brei 
Häfen des Landes find: P. Union, P. Libertad und Acajutla. Unter allen Staaten 
Amerifa’3 leidet Salvador am meiften durch das furdtbare Phänomen der Erb- 
erjhütterung, welche 1854 die Hauptftabt des Landes gänzlich zerftörte. 

d. Nicaragua ift durch geographifche Tage und Naturverhältniffe die wich- 
tigfte unter den fünf mittelamerifanifchen Republiten, in Bezug auf politiihe Zus 
fände und Bevölkerung aber bie traurigfte. Keine ver übrigen hat durch anhaltende 
Anarchie und Bürgerkriege fo ſchwer gelitten, wie man dort an den Ruinen ber 
halbzerftörten Städte erfennt. Seit der Invafion der norbamerifanifhen Flibuftiers 
unter Walter und den lange dauernden Kämpfen ver Jahre 1855 und 1856, wo 
auch Granada, die am Nicaraguaufer gelegene reichfte Stadt des Landes von ben 
Flibuſtiers eingeäfchert wurbe, hat fich der Staat aus feiner Ohnmacht nicht, wieder 
erholt. Der interoceanifche Berkehr, welcher mittelft Dampfern auf dem San Juan- 
fluß und dem Nicaraguafee durch eine amerikanische Gefellihaft bis 1856 unter» 
halten wurde, ift feitvem unterbrochen, und damit ift eine anfehnlide Duelle des 
Staatseinfommens wie des Wohlftandes der Bevölferung verfiegt. Seit Walters 
Invafton waren alle Verſuche der Norbamerifaner, die Staatsregierung zu einer 
Erneuerung des Bertrags für die Wiederherftellung bes’ Tranfitverfehres zu be- 
wegen, vergeblih. Nicaragua's politifche Verfaſſung beruht auf ber liberalften 
Bafis, wird aber inmitten der Parteifämpfe von ven Machthabern wenig refpeftirt. 
Der Staat ift in 6 Diftrikte getheilt, welche nach dem allgemeinen Stimmrecht 
fowohl die aus 2 Kammern beftehende geſetzgebende Verfammlung als den Chef 
der Erefutivgewalt, der ven Titel „Supremo Direetor“ führt, durch direkte Wahl 
wählen. Die Mitgliever des oberften Gerichtshofes aber werden von ber Aſſam— 
blea gewählt. Die fatholifche Religion ift die Staatsreligion, doch follen nad) ber 
Berfaffung aud andere hriftliche Konfeffionen geduldet und deren freie Ausübung 
geftattet fein. Nah der Finanzüberficht des Jahres 1851 betrugen die Staats- 
einnahmen 122,686 D., die Ausgaben 173,646 D. Der Handel liegt feit ber 
Unterbrehung des Tranſitverkehrs gänzlich darniever, und neuere Angaben über 
Aus» und Einfuhr find nicht veröffentlicht. Nicaragua befigt am ftillen Ocean 
ben großen prächtigen Hafen von Nealejo und die für den Tranfit wichtigen, aber 
Heinen und unfihern Häfen von San Juan del Sur und ber Salinasbai am 
ftillen Ocean. Auf den Beſitz des Hafens San Iuan del Norte oder Greytown, dem 
norvöftlichen Ausgangepunft der Tranfitftraße, hat der Stant Nicaragua zwar be— 
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gründeten Anſpruch, doch wird verfelbe auch von der Republik Eoftarica und vom 
Indianer-Staat Mosquitia reflamirt. 

e. Eoftarica hat unter allen mittelamerifanifhen Republilen am mwenigften 
dur politiihe Ummwälzungen und Parteifämpfe gelitten. Das Land verdankt dieſe 
Ruhe befonders feiner geographifchen Abgejhloffenheit von den übrigen Staaten, 
ſowie dem frieblihen und arbeitfamen Charakter feiner faft unvermifchten weißen 
Bevölkerung, welche größtentheild aus den Abkömmlingen von Emigranten ber 
fpanifchen Brovinz Galicien ftammt, Der geſetzgebende Kongreß wird durch all- 
gemeines Stimmreht gewählt und befteht nur aus einer einzigen Kammer von 
12 Abgeordneten, welche den Präfiventen der Republik und Chef der Erekutiv- 
gewalt für die Dauer von 6 Jahren wählt. Der oberfte Gerichtshof befteht aus 
5 Richtern und 1 Oberrichter. Die römiſch-katholiſche Religion ift die vorherrſchende. 
Anderen Konfeffionen ift zwar freie Ausübung gleihfalls durch die Konftitution 
verbürgt, doch ift der praktiſche Verſuch, dieſen Artikel zur Geltung zu bringen, 
no nicht gelungen. Im Jahre 1856 betrugen die Staatseinnahmen 655,000 D., 
die Ausgaben 471,000 D., die Einfuhr 751,000 D., die Ausfuhr 765,000 D. 
Im Handel ift England am ftärkften betheiligt und liefert faft zwei Dritttheile 
des Waarenbedarfs, größtentheild farbige Baumwollzeuge. Nah England folgen 
Tranfreih, Deutihland, die vereinigten Staaten. Der Kaffee, Haupterportartikel 
des Landes, ift von vorzügliher Güte und hat, exft feit 26 Jahren im Großen 
fultivirt, einen außerorbentlihen Umfhwung in dem Wohlftand ver Bevölkerung 
herbeigeführt. Coftarica wird mit Net der Mufterftaat des fpanifchen Amerika 
genannt und war öfters das Ziel der Beftrebungen deutſcher Kolonifationsgefell- 
haften, welche einen Theil der deutfchen Emigration dorthin zu lenfen verſuchten. 
Doch find die von Baron von Bülow fchleht geleiteten Verſuche in Folge der 
Wahl ganz unpaffenver Lokalitäten für ſolche Kolonieen gänzlich gefcheitert. Gleich— 
wohl find in Coſtarica viele einzelne Deutfche eingewandert, welche fih an dem 
Handel und den Gewerben betheiligen und im Allgemeinen in glüdlicher Lage find. 

Noch verdienen die zu Mittelamerika gehörigen Befigungen Eng- 
lands in Belize und aus den Baiinfeln, fowie der unter engliſchem Schuß ftehende 
unabhängige Staat Mosquitia einer befonderen Erwähnung. Belize, oder auch 
Britifh-Honduras genannt, eriftirt als englifches Befigthum feit 1763, wurde aber 
von Spanien nie ald tehtmäßig anerkannt. Der Flächeninhalt wird auf 9600 
engl. Quadratm. gefhätt. Die Bevölferung wurde nad der Zählung d. I. 1845 
auf 9809 Köpfe angegeben, worunter nur 399 Weiße, vie übrigen Mifchlinge 
von Negern und Jubianern find. Belize hat befonvers für die Mahagoniausfuhr 
der Küfte eine beſondere Wichtigkeit, wie auch als Stapelplat für ven Handel mit 
Guatemala und Honduras. Die Baiinfeln, von den Spaniern Las Guanaras 
genannt, liegen in ver Honburasbai und haben einige ziemlich gute Anferpläge, 
Der rehtmäßige Befig verfelben wurde bis in bie neuefte Zeit den Englänbern 
vom Staat Honduras mit Unterftügung der vereinigten Staaten beftritten. 

Mosquitia oder ver Mosquitoftaat ift der von unabhängigen Inbianern 
unter einem Häuptling, welcher im Städtchen Bluefield refivirt und mit dem Titel 
„Mosquitokönig“ unter engliſchem Schuß fteht, bewohnte Küſtenſtrich zwiſchen Cap 
Gracias a Dios und der Mündung des San Juanfluffes. Seine Auspehnung in 
Länge und Breite ift unbeftimmt und die unabhängige Eriftenz von ver Republif Nica- 
ragua beftritten. Das heiß-feuchte ungefunde Klima und die dichte Bewaldung ver- 
binberten größere Unftrengungen der Spanier zur Unterwerfung ber Eingebornen 
und bie Entftehung ſpaniſcher Unfievlungen. Die ganze Bevölkerung wird auf 
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18,000— 20,000 Köpfe geſchätzt, doch mangeln ftatiftifche Angaben gänzlich. Die 
Antorttät des Mosquitofönigs ſcheint fich nicht weit über die Umgebung feiner Refi» 
benz zu erftreden, deren Bevölkerung aus 500 Gingebornen und 50 Weißen be- 
fteht. Ausfuhrertitel find Hölzer (beſonders Mahagoni), Schildkrot, Saffaparilla. 
Wichtige Werke über Centralamerifa find: Juarros: Compendio 
de la historia de Guatemala; Brasseur de Bourbourg: histoire des 
nations civilisdees du Mexique et de PAmérique centrale; A. Marure: 
Bosquejo historico de las revoluciones de Centro-America; J. Baily: The 
states of Central-America; Squier: The states of Central-America, their 
geography, topographie and climate. Moriz Wagner. 


Mobiliarfteuer. ©. Steuern. 
Modena. ©. ven Nadtrag „Italien” am Schluß des Werkes. *) 


Mohammed, Mohammedaniſche Staatsidee. 


Ale Bemühungen, eine chriſtliche Staatsidee zu begründen, find vergeblich, 
weil der Stifter der chriſtlichen Religion im Widerſpruch mit den Erwartungen 
ſeines Volles und ſogar mit den Hoffnungen ſeiner Jünger ausſchließlich als religiöſer 
Erlöſer, nicht als politiſcher Meſſias erſchienen iſt. (Oben Bd. II., S. 470.) 
Dagegen gibt es eine Mohammedaniſche Staatsidee, weil Mohammed ähnlich wie 
Moſes, zugleich Religionsſtifter und Staatengründer geweſen iſt. 

Wir erlennen in der Sonderung von Religion und Recht, Kirche und Staat, 
welche die Römer vorbereitet und Chriſtus vollzogen hatte, einen großen Fortſchritt 
in der Geſchichte der Menſchheit. Die Wiſſenſchaft der ariſch-europäiſchen Völker 
hat dieſelbe begriffen und in ihren Konſequenzen auszubilden unternommen. Aber 
ber ſemitiſchen Raſſe und dem frommen Orient war dieſe Sonderung faſt durch— 
weg unverſtändlich. Was uns daher in dem Mohammedanismus als ein Rückfall 
in eine vorchriſtliche Weltanſchauung erſcheint, das ſagte jenen Völkern zu und 
wurde zu einer Urſache der raſchen Verbreitung des Islam auch in den chriſtlich 
gewordenen Theilen von Aſien und Afrika. 

Die Geſchichte kehrt aber trotz aller ſogenannten Rückfälle niemals auf den 
Punkt zurück, über den fie einmal hinweg geſchritten iſt. Auch Mohammed iſt nicht 
der bloße Reſtaurator der Religion Abrahams oder der Erneuerer der Moſaiſchen 
Theokratie. Er gibt der Weltgeſchichte einen auf Jahrtauſende wirkenden Impuls, 
aus dem neue Bildungen erwachſen. Die uralte Idee des Gottesreichs iſt in ihm 
in neuer Form erſchienen und hat unter veränderten Bedingungen ihre Wirkung 
geübt. Der Koran iſt von einem menſchlich-reiferen Geiſteshauche erfüllt als die 
moſaiſchen Bücher. Die neuen Staaten des Islam haben eine andere Phyſiognomie 
als die jüdiſche Theokratie. 

M. iſt voraus der Repräſentant des Glaubens an Einen Gott, den all— 
mächtigen Schöpfer und Herrn der Welt, den Lenker des menſchlichen Schickſals 
und ben Richter der auf Erbe Geftorbenen und jenfeit8 Fortlebenden. Ihm ift, 
feitvem er diefe Wahrheit mit der Zuverfiht eines ftarfen Gemüthes erfaßt und 





*) Diefer Nachtrag wird mit Rücficht auf die politifchen Umgeſtaltungen der neueften Zeit 
die Geſchichte, Verfaſſung und Statiftit des bisherigen Königreichs Sardinien und der mit dem» 
felben vereinigten Länder darftellen, Anm, der Med, 
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ihre Kraft am ſich felber erfahren hat, alle Vielgötterei als ein unleidlicher Gräuel, 
als eine ſchwere Beleidigung gegen Gott verhaßt. Er zertrümmert mit heiligem 
Zorneseifer alle Gögenbilver ver Kaaba. Der Rüdfall in die Bielgötterei gilt dem 
Islam als die einzige Todſünde, für die es keine Verzeihung gibt. Iſt M. in dieſer 
Hinfiht mit Mofes verwandt, fo erhebt fih in dem fortgefchrittenen Weltalter doch 
fein Eifer für die reine Gottesverehrung zu neuen Aufgaben. Er greift nicht blos 
die maffive Vielgötterei der Heiden an, fondern aud bie feinere und künſtlich ver— 
ftedte Dreigötterei, welche er in dem Kultus ber griehifchen und ber fatholifhen 
Kirche zu entveden glaubte. Er verftand allerdings die Wahrheit nicht, welde in 
dem Dogma der Trinität verborgen lag, aber er wußte, daß das chriftliche Volk 
Chriſtus ald Gott anbete: und dagegen ergrimmte fein Herz. Darin erfannte er 
eine gefährliche und heidniſche Trübung des reinen Öottesglaubens, an welder 
Chriftus felbft‘ feine Schuld habe. Bon Chriftus hatte M, eine fehr hohe Meinung. 
Er gilt ihm mehr als die andern Propheten. Er nennt ihn im Koran „das Wort 
Gottes," den „Geift, der von Gott kommt." Er glaubt an vie Wieverfunft Ehrifti, 
der das gerechte Geſetz verfündigen werde. Nach dem Zeugniß der Sunna ſchreibt 
er Chriftus die Gabe zu, Wunder zu thun, die er fich felber abfpridt, er erklärt 
Ehriftus für fündlos, während er ſich ſelbſt als Sünder befennt. Er überläßt Chriftus 
ben Becher mit Wein und greift zu dem Becher mit Mil, im Gefühl, daß fein 
Volk den geiftigeren Tranf nicht ertrage. Das Gefühl von der Superiorität von 
Chriſtus und des Chriftenthbums in feiner Reinheit bricht an vielen Stellen burd, 
Dennoh waren M. die höchften Ideen des Chriftentbums dunkel. 

Der Arrianismus, welcher die Gottheit Chrifti beftritt, war in dem griechiſchen 
Reihe gewaltfam unterbrüdt worden; nun erhob ſich in der arabifhen Halbinfel 
in eftalt einer neuen Offenbarung Gottes an die Menſchen durch den erwedten 
Propheten ein neuer Arrianismus, welder den Kampf mit ver orthodoxen Kirche 
wieder aufnahm. Semitifche Araber, arifche Perfer, mongolifche Türken wurben von 
dem Islam begeiftert. Faſt der ganze Orient wurde von feinen Gläubigen der 
Hriftlihen Herrihaft abgerungen, Erft in dem europätfchen Occivent fand vie neue 
Religion im Kampfe mit ven chriftlichen Germanen ihre Schranken. Da vermodte 
fie fih nur in den beiden ſüdlichen Halbinfeln im Often und im Welten Europa’s 
feftzufegen, und aud da nicht für immer; aus ber einen ift fie wieder verbrängt 
worben troß der hohen Bildung, welche fie in dem Maurenreid glänzend entfaltet 
hatte. In der andern ift ihre Herrſchaft bis auf den Grund erſchüttert und in 
offenbarem Weichen begriffen. 

Aber noch immer hat der Islam für das Staatenwejen der Gegenwart eine 
jehr große Bedeutung, und felbft die weitere Ausbreitung desfelben macht in unferer 
Zeit befonders in Afrika fortwährend noch Fortſchritte. Es ift im Islam eine 
mächtige civilifatorifche Kraft, und viele barbarifhe Völker feheinen darauf ange- 
wiefen, ihre Bildung zunächſt von diefer Religion zu empfangen. Eifenhart berechnet 
das Gebiet des mohammeranifhen Staatenfyftems auf 226,041 Ouadratmeilen, 
mit einer Gefammtbevölferung von 137 Millionen Menſchen. Wenn aud) in dieſer 
Zahl viel Ungewiffes ift, fo Bleibt die gewichtige Thatſache beftehen, daß bie 
mohammedaniſche Staatengruppe an Zahl der Bevölferung die dritte Stellung 
unter ben Weltreligionen einnimmt und am politifher Macht und Einfluß ber 
erften chriftlich-europäifchen am nächſten kommt. 

Es hat daher keine Wahrfcheinlichkeit, daß der Islam in Bälde — — 
werde: und ich denke, er hat ſowohl den heidniſchen Elementen in dem chriſtlichen 
Glauben und Kultus als dem brahmaniſch-buddhiſtiſchen Pantheismus gegenüber 
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‚eine innere Berechtigung, die erft dann aufhören wird, wenn das Chriftenthum 
vollftändig von jenen trüben Elementen gereinigt fein und die pantheiftiiche Welt- 
anfhauung durch das berichtigte Verhältniß des malrokosmiſchen Gottes zu ven 
mifrofosmifhen Menſchen verbeffert fein wird. 

Die bewegende Kraft des Islam ift ver Glaube. Er unterfcheivet bie 
Menſchen weniger nad der Nationalität, als nah dem Glauben. Die Kategorie 
‚Gläubige und Ungläubige ift wirkſamer als alle andern, Auf den Glauben ift auch 
die Wiffenfhaft ver Mohammedaner gegründet, und von dem Olauben wird fie 
beherrſcht. Den Gläubigen gibt Gott die Herrſchaft über die Ungläubigen. Das 
Reich des Kalifen ift das Reich ver Gläubigen. 

Damit ift die Stärke und die Schwäche des ganzen Staatenfuftens ausge: 

fprochen. Die Thatkraft und der Leidensmuth der Menjhen wird durch einen ſolchen 
‚Gottesglauben ganz ungeheuer gefteigert. Der Gläubige, der fi von dem Willen 
Öottes in feiner Seele getroffen fühlt und der ganz und rüdfichtslos der göttlichen 
Stimme folgt, die er zu vernehmen glaubt, wird von feinen Gefahren gefchredt 
und durch Feine menfhlihen Hinderniffe zurück gehalten. Die kühnſte That wirb 
ihm zur Luft, und hoffnungsvoll ftürzt er in den Tod. Die rafche Ausbreitung 
des Islam, die furdtbare Gewalt feiner Waffen, vie ungeftüme Energie feiner 
Einrichtungen find vornehmlid dieſer erregten Gemüthskraft zuzufchreiben, die wir 
Glauben nennen. Aber ver Glaube, der nicht durch den Geift überwacht und gezügelt 
wird, folgt, fo fiher er fi wähnt, zuweilen unreinen Trieben und falfhen Autori« 
täten. Die aufgeregte Einbilvung fpiegelt ihm trügerifche Ziele vor, und er vergreift 
fi oft in den fhidlihen und paffenden Mitteln, Für die Einrichtung des Staates 
als der menfhlihen Gemeinfhaft hat er feinen verläffigen Mafftab und feine 
fichere Regel. Auf den Glauben läßt fi daher wohl eine Religion gründen, aber 
ber civilifirte Staat bedarf in höherem Grade. der freien menjchlichen Wiſſenſchaft. 
Denn der Bolksftrom, der von den Flammen des Glaubens erhitt wie glühenves 
Metall fi) ergofien hat, an der Kalten Luft des äußern Lebens ſich abfühlt, dann 
tritt eine träge Refignation der erftarrenden Maffen ein, die ſchwer wieder zu be— 
wegen ift, dann wird der Borzug des fruhtbaren Geiſtesſtaates vor dem 
furhtbaren Glaubensftaat allgemein fichtbar. 
Deer Glaube an den Einen Gott, der nun auch zum Staatsprincip ber 
Mufelmänner erhoben ward, führte in feiner Anwendung auf den Staat fonfequent 
zu bem Gedanken ves Einen Weltreichs, welches die ganze Menfchheit begreift 
und zur Berehrung ihres unfihtbaren Herrn und Richters erzieht und anhält. Das 
Kalifat, welches die Nachfolge des Einen Propheten ift, macht Anfprud auf 
ſolche Weltherrfhaft. Der Kalif ift zugleich Papft und Kalfer (oberfter Imam und 
Emir). 


Der Verſuch, eine derartige Weltherrſchaft einzuführen, iſt freilich geſcheitert. 
Der Islam war nicht ſtark genug, die übrigen religiöſen und ſtaatlichen Mächte 
der Welt zu unterwerfen. Das Chriſtenthum und die germaniſche Raſſe waren noch 
ftärter als er. Nicht einmal in dem Bereiche feiner eigenen Macht konnte er das 
Auseinanderftreben der verſchiedenen mohammedaniſchen inzelftaaten verhindern. 
Auch im Islam entftand eine große Olaubensfpaltung, die nicht verföhnt ift, und 
innerhalb berfelben Konfeffion fand, wie in dem chriftlichen Decivent die Autorität 
des Papftes allgemeiner verehrt wurbe, als die des Kaifers, die oberpriefterlidhe 
Autorität des Kalifen oder des Großfultans eher noch Anerfennung und Beachtung 
als die oberherrlihe Macht vesfelben. Die verſchiedenen Nationalitäten und 
Länder entzogen ſich der ftaatlichen Einheit, obwohl fie das Ideal ihres Glaubens 
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war. Die Erfahrung bewies, daß es doch noch andere entſcheidende Gegenſätze unter 
den Menfchen gebe, als ven des Glaubens und Unglaubens, welde feine Glaubens- 
gemeinfhaft zu überwinden wermöge, der Staat aber zu beachten genöthigt ſei. 

Die Einigung des priefterlihen Anfehens und ver fürftlihen Gewalt in 
Einer Perfon diente wohl dazu, minveftens für lange Zeit, die Machtfülle des 
Reichshauptes enorm zu fteigern und dadurch aud die Machtentfaltung bes Staates 
zu fürbern. Die Kräfte feiner Bölfer waren ganz in feine Hand gegeben. Er konute 
fie nah Einem Plane leiten, ohne Widerſpruch zu finden, ohne auf Hemumifie gu 
ftoßen. Uber jene Koncentration aller Autorität war zugleich eine ergiebige Duelle 
der Defpotie, und dieſe entmerpte die herrfchenden Dynaftieen und ruinirte die 
unfreien Völker. Der vefpotifch regierte Staat kann eine Zeit lang unter gänftigen 
Umftänden dem freien Stante überlegen fein; aber auf die Dauer kann er mit 
diefem nie Schritt halten. Der eine abforbirt, ver andere entwidelt bie Volkslräfte, 
und biefe geben zulett dem Ausjchlag. 

Obwohl daher der Islam, weil er Staat und Kicche nicht genug unterſcheidet, 
dem Defpotismus günftig ift und thatfächlid die mohammebaniihen Staaten faft 
immer in die Defpotie verfallen find, fo wäre es doch ungeredht, dem Islam eine 
Borliebe für den Defpotismus zuzufchreiben. Im Gegentheil, fein Princip ift mit 
regellofer Herrſcherwilllür durchaus unvereinbar. Somohl die Gleichheit amd 
Brüderlichkeit aller Gläubigen, bie er verkündet, als das Mohamme dani ſche 
Recht, das in dem Koran wurzelt und von den Rechtsgelehrten ausgebildet wird, 
wiberftreiten ſolchen barbariſchen Zuftänden. In dem Reihe des Kalifen ſoll wie 
Gerechtigkeit gehandhabt werben im menſchlicher Welfe, wie Gott in feinem 
Weltgerichte nah dem Tode der Menihen fie in göttlicher Weiſe handhabt. Der 
Mohammedanismus bezeichnet in allen dieſen Beziehungen große Fortſchritte im 
der Eivilifation der roheren Bölter. 

Indem er jene Gleichheit und Brüderlichkeit proffamirt, tritt er dem 
Kaftenwefen der indifchen, aber aud dem Adelsweſen der germanifchen Bölter ſehr 
beftimmt entgegen und fteht für ein humanes Princip in religiöfer Form, daher 
freilich auch mit religiöfer Beſchränkung ein. Schon der Prophet ſelbſt zeichnete 
fih in dem Umgang mit feinen Anhängern buch größte Einfachheit und Leut- 
feligfeit in hohem Grade aus. Er fprady ganz ebenfo freundlih mit dem Reihen 
wie mit dem Armen und achtete alle Unterfchieve der vornehmen ober niederen Geburt 
für gering. Er verſchmähte es nicht, fein Brod mit einem Sklaven zu theilen. Die 
orientalifhe Prunkſucht und die Heberlieferung aus den alten perfiihen und griedi- 
ſchen Reihen haben das freilich fpäter ſehr geändert, und die Sultane nahmen für 
fi Ehren in Anfprud, welde Mohammeb als Götzendienerei mit Enträftung ver- 
worfen hätte. Aber der Charakterzug, daß leiht aus den unterften Klaſſen ein 
Individuum zu den höhften Ehren emporfteigt und Höhere mit Niederen wie Gleiche 
vertraulich verkehren , ift in den mohammedanifchen Staaten geblieben. 

Nur die furdtbare Ungleichheit ver Sklaven wagte der Prophet uisht une 
mittelbar anzugreifen, obwohl er gegen die Sklaven zur Milde mahnte unb ben 
Herren empfahl, ihre Sklaven, wenn fie fid) ver Freiheit würbig zeigen, freizulaflen. 
Er jagt es ausprüdiih, daß die gläubigen Sklaven die Brüder ihrer Herren jeien, 
Es verhielt fih alfo in diefer Beziehung der Islam Ahnlic wie das Chriftentkum 
der erften Jahrhunderte. Aber die chriftliche Kirche erhob fih im Verfolg zu einer 
befreienden Macht, während ver Islam vie Sklaverei fortwährend beibehielt. Baurent 
ſchreibt diefen Unterfchied nicht dem Gegenfage ver Religionen, fonbern vornehmlich 
dem Einfluffe der germanifhen Raſſe in Europa zu, welde das Streben nad 
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Freiheit geweckt habe, während die Orientalen ſich in der Ueberlieferung der alten 
Buftände gefallen haben. Aber wenn gleich die allmählige Befreiung der Leibeigenen 
in dem chriſtlichen Europa nicht ein bloßes Werk der Kirche ift, fondern im Zu— 
fammenhang fteht mit ver Entwidlung des weltlichen Rechts, fo ift doch das Chriften- 
thum der Perfettibilität überhaupt günftiger als ver Islam, ber and) bie 
Vervollkommnung des weltlichen Geſetzes und Rechts in den Banden ber religidfen 
Offenbarung gefangen hält; und biefer Unterfchied der beiden Religionen bat and 
feinen Untheil an jener Erſcheinung. 

Das mohammebanifche Recht, welches den Defpotismus der Sultane beſchränkt, 
wird nicht als ein Ausdruck des Volkswillens, aber ebenfo wenig als die willfür- 
liche Satzung des Stantshauptes betrachtet. Es gilt den Gläubigen als das gött- 
lihe Geſetz, das dur den Mund des Propheten im Koran geoffenbart werben 
und dem auch die Sultane unterworfen find. Dieſes Geſetz ift, weil es ein geoffen« 
bartes ift, wefentlih unveränderlich. Es kann wohl durd die Rechtswiſſenſchaft 
erfannt und in feinen Konjequenzen ausgebildet, aber e8 darf von Niemandem 
aufgehoben oder umgeftaltet werden. Nur innerhalb feiner Schranken barf ver 
Sultan neue Ordnungen erlaffen und Einrichtungen treffen. Wenn diefe Kamun 
(eanones) dem göttlichen Gefeß der Schery widerſprechen, fo leiden fie an einer 
unheilbaren Nichtigkeit. Daß aber dieſe Harmonie des abgeleiteten Sultansrechts 
und des urfprünglichen Gottesrechts gewahrt bleibe, vafür haben die Ulemas als 
gejegestundige Wächter des Glaubens zu forgen. Die geiftliche Körperfhaft ver 
Ulemas bildet fo eine verfaffungsmäßige Schranfe*ver fultanifhen Willkür, melde 
freilich mächtige Fürſten in einzelnen Fällen ebenfo zu biegen oder gelegentlich zu 
brechen wußten, wie im Mittelalter manche europätfche Fürften die Schranfen, welde 
die Stände ihrer Willfür entgegen ſetzten. 

Die Eriftenz einer folhen aus Theologen und Rechtsgelehrten zufammen- 
"gefegten religiös-wiffenfhaftlihen Genoffenfhaft erinnert an die Stellung des 
tatholifhen Klerus im Mittelalter, ver fi auch nicht auf die religiöjen Funktionen 
beihränfte, fondern daneben das kanoniſche Recht ausbildete und durch dasſelbe das 
weltliche Recht zu beherrfchen verfuchte. Das reformatorifhe Streben der 
heutigen Zeit macht ven Verſuch, dieſe geiftliche Gewalt, welche bisher die Religion, 
bie Wiſſenſchaft, das Recht und die Schule geiftig leitete, auf vie religiöfen Wirkungs- 
freie zu beſchränken, das Unterrihtswefen und die Rechtspflege von ihr unabhängig 
zu machen, und aud in den Jslamitiſchen Staaten den Staat von ber Kirche zu 
fondern und zu emancipiren. Dieſe Staaten würben dadurch den europäiſchen viel 
näher gebracht und der modernen ivilifation zugänglich gemacht. Ob dieſes Streben 
gelingen werde, tft freilich nod) zweifelhaft, zumal e8 mit dem alten Glauben bes 
Koran ſchwer vereinbar ift. Es läßt fich nicht, wie die chriſtliche Reformation des 
16. Jahrhunderts, als Reinigung des Glaubens von Menfchenfagungen begründen 
und barftellen. Es ift eher als eine zeitgemäße Berbefferung bes alten 
Glaubens aufzafaffen, welde ver fortgejchrittene Menfchengeift forbert und mit 
Gründen der Vernunft rechtfertigt. Die Reform ift ihrer Urſache und ihrer Richtung 
nad vorzüglid eine ftantlihe. Sie wird getragen von der Einficht in die Schwäche 
und Unvolltommenheit der Islamitifhen Staatsverfafjung im Bergleih mit den 
chriſtlich europäiſchen Stanten und von dem Bedürfniß nad Verbefferung ber ge- 
fühlten Mängel. Religiöfe Beichränftheit mag fie deshalb als Abfall von dem Glau- 
ben ber Borzeit verdammen; ver Politifer vermag barin nur eine Gefahr und eine 
Schwierigkeit zu erkennen und wirb deßhalb zur Borficht und Energie mahnen, 
Uber er wirb das Streben, die großen menfhlihen Wahrheiten des europäiſchen 
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Stantsrehts auch auf die andersgläubigen Staaten des Orients überzupflanzen, 
die aud wir nicht dem geoffenbarten chriftlihen Glauben, fondern der menjchlichen 
Seiftesarbeit verbanfen, ehren und unterftügen, geſetzt auch es follte darüber bie 
theologifhe Konfequenz des Islam Schaden leiven. Entweber muß der Islam wie 
das Chriftentyum fi in die Wandlungen des Zeitgeiftes zu finden und mit ben 
Borderungen des modernen Staates zu vergleihen wiffen, dann wirb die Reform 
auch von den Gläubigen gutgeheißen, oder bie ftarr geworbenen Religionsfyfteme 
ziehen ben Verfall der Staaten nad) fi, die von ihnen an ber nothwendigen Ent- 
wicklung gehindert werben, und gehen dann, ba fie unbraudbar für die Bölter 
‚werben, mit den Staaten unter. : 

Man bat den Islamitifhen Staat häufig als Theofratie bezeichnet. Eine 
‚eigentliche Theofratie wie der Mofaifhe Staat ift er freilich nicht, denn Gott wird 
darin nicht als unmittelbarer Herrfher verehrt; er nähert fich vielmehr infofern dem 
menfchlihen Staat, als ein Menfch (der Kalif, der Sultan) als wahres Staats- 
haupt erſcheint. Aber er ift auf. halbem Wege ftehen geblieben und hat ſich von 
der orientalifhen Gebundenheit noch nicht völlig losgemacht. Er ift von theokra— 
tifhem Geift ganz und gar durchdrungen. (Vgl. oben Bd. V. ©. 283.) Der moham- 
mebanifhe Monarch Teitet fein Recht ganz von dem göttlichen Willen ab und be- 
trachtet fi) als Stellvertreter und Statthalter Gottes auf der Erbe, berufen, das 
göttliche Gefet zu verwirklichen und die göttliche Gerechtigkeit zu handhaben. „Das 
Reich ift Gottes, er gibt es, wem er will. Die Erde ift Gottes, er gibt fie, wen 
er will.” Das ift der Grundgkdanke, der im Koran ausgefproden ift. 
| Da die Weltregierung Gottes felbft monarchiſch ift, fo find die Gläubigen 
geneigt, auch die von Gott abgeleitete Regierung auf der Erbe ebenfo monarchiſch 
zu benfen, In weit höherem Örabe als in Europa haben daher die Islamitifchen 
Staatenbildungen eine Tendenz zur Monardhie und zwar zu einer wenig beſchränk— 
ten, der Defpotie fih annähernden Monardie. Wenn ausnahmsweife in Folge 
nationaler oder hiftorifcher Einwirkungen andere Berfaffungen vorfommen, fo werben 
viefelben nur thatſächlich geduldet, nicht im Princip anerkannt. Wie die ideale Ein- 
beit des Jslamitiſchen Weltreihes fih nicht durchführen ließ, weil vie Völker und 
Länder fih trennten, fo mußte auch die monarchiſche Einheit des Lanvesfürften 
zuweilen den republifanifhen Sitten einzelner Völker weichen. Aber im Hinter: 
grund blieb fortwährend der Eine oberfte Imam, als der monarchiſche Oberpriefter 
und Nachfolger des Propheten, der menigftens die religiöfe Einheit zufammen hielt. 

Kur ein Mann, nicht eine Frau fann Imam und daher der wahre Souve- 
rain fein, Mohammed hatte, als die Prinzeffin Burafyan Dufpth den Berfifchen 
Thron beftiegen, ausgerufen: „Wehe dem Volke, das von einem Weibe regiert 
wird." Seitdem wurde e8 zu einem Örundgefet des Islamitifhen Rechts, daß niemals 
die Herrſchaft einer Frau zufomme. Ob der Herrfcher von ver Nation der Gläubigen 
frei gewählt, oder von dem Vorgänger bezeichnet, oder durch das Erbrecht beftimmt 
werbe, oder mit Gewalt fich felbft empor ſchwinge, darüber gibt e8 fein Glaubens- 
gebot, und die Stantspraris wechjelte von Zeit zu Zeit. Aber es ift nicht nöthig, 
daß ber Herrfcher dur individuelle Tugenden und Fähigfeiten vor allen andern 
Zeitgenoffen ausgezeichnet fei. Nur muß er fähig fein, den vormundſchaftlichen 
Schutz zu üben, für die Beachtung ber religiöfen Vorſchriften zu forgen, die Reichs- 
gränzen zu vertheidigen und ven Unterbrüdten beizuftehen. Wenn er lafterhaft wird 
und Tyrannei verübt, fo iſt das Fein hinreichender Grund, um ihn abzufegen, 
was wohl dem ungerechten Richter widerfährt. Nur wenn er bie ewigen Geſetze 
des Islam verlegt, kann er nah der Meinung mander Öottes- und Rechtsge⸗ 
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lehrten feine Autorität verlieren. Seine Perfon ift heilig und unverleglih und 
feiner menſchlichen Strafgerichtsbarkeit ausgejegt. Nur in bürgerlichen Dingen foll 
aud er zu Recht ftehen. 1) “ 

Die Starrheit des Rechts, von der ſchon oben die Rede war, und welde in 
allen Islamitifhen Staaten die Reformen fo ſehr erſchwert, wird auf den Sprud 
bes Propheten begründet: „Jedes neue Geſetz ift eine Neuerung, und jede Neue— 
rung ift eine Verirrung, und jede Berirrung ift der Weg zur Hölle" Das Wort 
wird freilich nur auf Neuerungen bezogen, welche das geoffenbarte Gottesgeſetz be- 
treffen, nicht auf ſolche, welche dem Bereich der wechſelnden menſchlichen Einridy 
tungen angehören. Aber es wird damit doch die abfolutiftifche Abneigung gegen 
den Fortſchritt bitter genug ausgebrüdt und gerechtfertigt, und das Gottesgeſetz 
reicht im Islam fehr weit und beherrſcht die Menfhenfagung in drückendſter Weife. 
Diefer moralifhe Karbinalfehler der Islamitifchen Politif hat überall zu verberblichen 
Wirkungen geführt, und nur in folden Zeiten haben die mohammedaniſchen Staaten 
innere Yortfchritte der Kultur und der Civilifation gemacht, in denen dieſer priefter- 
licheträge Geift weniger mächtig war und die Herrſcher ſich mehr von der Wifjen- 
haft ald von dem Glauben beftimmen ließen. 

Obwohl das Recht des Herrſchers von Gott abgeleitet wird, fo geht bie 
Ausübung der Herrihaft doch aus dem freien Willen des Herrfchers felbft hervor. 
Die Mohammedaner glauben fo wenig als wir an eine unmittelbare göttliche 
Infpiration des Regenten. Gott überläßt ihm das zu thun, was er felber für 
gerecht und zwedmäßig erkennt, und zieht ihn zur Rechenſchaft für feine Hand» 
lungen. Hinter dem irbifchen Gericht fteht das göttliche Weltgericht, welches auch 
über den irbifhen Souverän richtet. 

Dem fteht die Idee der Präpdeftination, weldhe befannter Maßen in ber mo- 
hammedaniſchen Theologie wie in der Kalviniftifchen eine große Rolle fpielt, nicht 
entgegen. Die Präbeftination wird im Islam aus dem Wefen Gottes abgeleitet, 
der felbft unveränderlih von Ewigkeit her beftimmt, was er will. Daher find fchon 
im Mutterleib die Einen zu ewiger Geligfeit, die Andern zu ewiger Unfeligfeit be— 
ſtimmt. Aber trotzdem fuchen die Ulema’s die menſchliche Willensfreiheit daneben 
zu erhalten und berufen ſich auch dafür auf den Koran: Theil nehmen fie an, daß 
Gott nur einige, nicht alle Menfchen erwählt oder verworfen und den Meiften 
überlaffen habe, durch ihre guten Thaten Anſprüche auf feine Belohnung zu er— 
werben oder durch ihre Miffethaten feine Strafe heraus zu fordern. Theils führen 
fie aus, daß der Menſch verpflichtet fei, feine Vernunft zu gebrauchen und felber 
zu prüfen, wie er fein Leben einzurichten habe. Nur wenn er das gethan hat, 
dann darf er mit Ergebung die Macht des ewigen Schidfald erwarten und foll 
fi demfelben, als dem göttlichen Willen, unterwerfen. Der Kampf gegen das Schid- 
fal, wie ihn die Ariſchen Völker ald das Kennzeihen der Heldennatur verftehn, 
ift dem Mohammedaner ein Zeichen eines gottlofen und ungläubigen Gemüthes. 

Aber die große Maffe der Gläubigen hat für diefe Unterfheidung ber Theo- 
logie fein Verſtändniß und unterwirft fih mit ftumpfer Refignation dem ewigen 
Schickſal audy in den Dingen, welche durch den freien Willen ver Menfchen be- 
ftimmt werben können. Eine fataliftiiche Gefinnung hat fi der mohammedaniſchen 
Bölfer in allen Klafien bemächtigt und wirb der freien Geiftesarbeit hinderlich. 
Sie ift eine Haupturfache der Verkommenheit der Islamitifhen Staaten und eines 


— 





1) Dal, D'Ohſſon I, 85 f. 111. 4, 
Bluntſchli un Brater, Deutſches Staatswörterbud VI. 44 


690 Mohammed, Mohammedanifcde Staatsidee. 


ber mächtigften Hinderniffe ihrer Reform. Die theofratifivende Staatsidee führt fo 
immer zulegt zur Lähmung ver menſchlichen Geiftesfräfte. 

Zur Ausbildung einer repräfentativen Staatsform, in welcher auch bie 
übrigen Volksklaſſen außer dem Herrſcher einen geordneten Antheil an der Gejeg- 
gebung und eine Einwirkung auf die Politif erhalten, haben die Mohammedaner e8 
bis jegt nirgends gebracht. Das Dogma der Untbeilbarfeit der fouveränen Gewalt, 
das bei ihnen ebenfo einfeitig befteht wie bei Hobbes und den europäiſchen Ab- 
folutiften und zudem die Weihe der göttlihen Offenbarung für ſich hat, ift ein 
ſchwer zu befeitigendes Hinderniß der Repräfentativverfaffung. Es gibt überhaupt 
fein eigentlihes Staatsrecht im Sinne des Volksrechts. Es gibt nur einen Abglanz 
der göttlichen Weltherrfhaft in dem Reiche ver Sultane. Die Sultane haben wohl 
ihre Bezire, denen oft die eigentliche Regierung anvertraut wird, ihre Beamten und 
Dfficiere, ihre großen Räthe; aber fie Alle find mehr des Gultans als des Staa- 
te8 Diener. Nur die Ulema's nehmen eine relativ felbftändige Haltung ein, aber 
nicht weil fie die Weifeften des Bolfes, fondern weil fie die Bewahrer ver göttli- 
lichen Lehre find. Erſt wenn der europäiſche Staatsgedanke, der das menſchliche 
Recht menſchlich und national begreift, im Drient Aufnahme findet, was gebenf- 
bar ift, ohne daß der Orient hriftlich wird, denn biefer Staatsgedanke ift nicht 
aus dem Chriftenthum entftanden und überhaupt fein religiöfer, erft dann ift bie 
Möglichkeit einer freien Staatsverfaffung für die mohammedaniſchen Staaten er- 
öffnet. Sollte das fo ER unmöglih fein? Sollte der Islam allein ftille ftehen 
können, während die Wandlung der Zeit die Welt bewegt und ändert? Mandye 
neuere Erfheinungen deuten auf das Gegentheil. Und weßhalb foll denn bie gött- 
liche Weltherrfhaft, weldyer der fromme Glaube des Drients fih rückſichtslos hin— 
gibt, ficdy weniger in der bewußten Selbftregierung eines wohlgeorbneten Volkes als 
in dem Haupte dieſes Volkes allein darftellen ? 

In einer nahe verwandten Beziehung hat jchon vor Jahrhunderten das 
Islamitifche Reich eine größere Freiheit und früher die Fähigkeit gezeigt, fid) von 
den Feſſeln der priefterlihen Engberzigfeit loszumachen, als die chriſtlichen Staa- 
ten. Die mohammebanifhen Sultane waren viel duldſamer gegen Anversgläubige als 
die hriftlihen Könige im Mittelalter. Allerdings trugen die Mohammedaner niemals 
Bedenken, ihre Religion mit dem Säbel in der Fauſt auszubreiten. Der Koran 
ruft zum Kriege auf wider die Ungläubigen, welden die Wahrheit verkündet wird, 
und die nit auf fie hören wollen, Aber verfelbe Koran ift unerbitterlih nur 
gegen die Vielgötterei, in der er eine Majeftätsbeleivigung gegen den Einen Gott 
fieht, und erfennt im übrigen die Wahrheit an, daß in Glaubensſachen nicht die 
Gewalt entjheide. Juden und Chriften haben daher mafjenhaft während vielen 
Jahrhunderten unter mohammebanifcher Herrſchaft gelebt, ohne irgend eine Ver— 
folgung ihres Glaubens wegen zu erdulden. Biele Sultane waren an ihren Hö- 
fen mit Juden und mit Chriften wie mit Mufelmännern in freundlichem Berfehre, 
während es im 13. Jahrhundert al8 ein unerhörtes und fegerifches Beginnen ange- 
fehen warb, als der chriſtliche Kaifer Frievrih II. mit den Saracenen auf Sicilien 
menfhlihen Umgang pflog, und während fonft nirgends Mohammebaner auf rift- 
lihem Gebiete geduldet wurben. 

Die Sorge für die Armen und Nothleidenden gehört zu den wefent- 
lien Aufgaben des mohammebanifhen Staates. Mohammed felbft beftimmte zu 
ihren Gunften ven fünften Theil der Kriegsbeute, belegte den Grundbeſitz mit 
dem Armenzehnten, nahm ſich ver gebrüdten Schuldner an und bebrohte vie Wu- 
 Gerer mit der Höllenftrafe, Gefeg und Sitte verpflichten ven wohlhabenden Mufel- 
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mann zu reichlichen Almoſen. Hofpitäler für Kranke und für Arme werben aus 
biefen Fonds gegründet; der Losfauf von Gefangenen aus fremder Sklaverei, bie 
Unterftägung ber Reifenden, Spenden ver Wohlthätigfeit aller Art werben von 
den Mufelmännern als religiöfe Pflicht geübt. Freilich ftehen auch hier vie wohl- 
thätigen Anftalten an zwedmäßiger rationeller Einrihtung hinter den neuern euro= 
päifhen zuräd, und Almofengeben ift nicht die befte Weife, ven Armen zu helfen; 
aber an frommer Gefinnung, an Barmherzigkeit und an brüberliher Theilnahme 
bei dem Unglüd feiner Genofjen darf der Mufelmann wohl ohne zu erröthen ven 
Bergleih mit dem Chriften aushalten. 

Bielleiht die fhlimmfte Seite des mohammedaniſchen Reiches ift die Lage ver 
Grauen. Mohammen hatte freilich die Zuftände ver Frauen, mie er fie bei fei- 
nem Volke vorfand, verbeffert. Er liebte die Frauen und verdankte hinwieder ihrer 
Gunft nachhaltige und ergiebige Hülfe in feinem gefahrvollen Leben. Er ſchützte 
bie neugebornen Mädchen vor der Barbarei des Mordes. Er gab aud) den Töchtern 
ein Erbrecht an der elterlichen Verlaſſenſchaft. Er empfahl den Gläubigen, die Mut- 
ter zu ehren, und gab tas Gebot ver Brautgabe, die jever Mann feiner Ehe- 
frau zu leiften hat. Es ift nicht wahr, daß er den Frauen das Paradies verfchlieft. 
Auch die Polygamie ward nicht durch ihn eingeführt. Im Gegentheil die arabifche 
Sitte der Bielmeiberei wurde durch ihn beſchränkt. Nur vier Ehefrauen darf der 
Mufelmann haben, wenn er fie zu ernähren vermag. Daneben ift der Mann nicht 
gehindert, andere Beifchläferinnen zu halten. Die vier Ehefrauen haben beftimmte 
Rechte auch gegenüber dem Dann, ver Ehemann aber viel größere über fie. Ihre 
Kinder find allein rechtmäßig. 

Bon diefen Zuftänden ift eine Entwürbigung der Frauen untrennbar. Die 
Polygamie, die freilich nur unter den höhern und reicheren Klaffen ver Bevölke— 
rung vorkommt, führt zu der unfeligen Haremswirthichaft, zu der Abſchließung ver 
Frauen, zu blos finnliher Benugung derfelben, zu den Liften und Intriguen der 
Bubhlerinnen. Die Frau des Mufelmanns gelangt nicht zur Ausbildung ihrer mo- 
raliihen Würde und nicht zu ber feinen und zarten Geiftesblüthe, welche die eu— 
ropäiſche Frau auszeichnet. Die blos finnlihe Kultur der Frauen aber zieht 
auch den Mann nieverwärts, wie die Geifteskultur derſelben ihn veredelt. Ohne 
die Befreiung des Weibes von diefer Erniedrigung werben daher der Orient und 
die mohammedaniſchen Staaten ſchwerlich einen erheblihen und fihern Fortſchritt 
in der Civilifation machen können. Die Schwierigkeit einer jo eingreifenden Re- 
form des Eherechts und ver Sitte ift aber hier fehr groß, da das bisherige Ehe— 
recht und die bisherige Sitte die religiöfen Autoritäten für fi hat. Sie wird faum 
ander ald durch einen neuen Propheten, ver das Wert Mohammeds wieder auf- 
nimmt und in berfelben Richtung zeitgemäß fortbilvet, durchgeführt werden können. 

2iteratur. D’Ohsson, tableau general de l’empire Othoman. 3 Bde. 
Paris 1787—1820. ©. Weil, Mohammeb ver Prophet. Stuttgart. 1843. 
Laurent, Etudes sur l’histoire de l’humanite (Droit des Gens tom. V.) Gaud 
1857. 463 fl, 9. Eifenhart, die gegenwärtige Stantenwelt. Leipzig 1856. 
I. 128 ff. Bluntſchli. 
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Diefe beiven Donaufürſtenthümer erſchienen fonft feit Jahrhumberten, obwohl 
unter der Oberherrfchaft ver Pforte ftehend, als zwei abgefonderte Staaten; erſt 
feit das ruſſiſche Proteftorat über biefelben, nach dem Falle von Sebaftopol, auf- 
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gehört hat, treten fie vereint auf als das Vaterland und ber Kern bes voma- 
niſchen Volkes. 

Lage und natürliche Beſchaffenheit. Die Moldau und Walachei um— 
faſſen das geſammte Flachland auf dem linken Ufer der Donau, von da an, wo 
ſie die Waſſerfälle des eiſernen Thores verläßt, bis zum ſchwarzen Meere. Von 
dem Ufer der Donau, die dieſe etwa 50° den Waſſerſpiegel des ſchwarzen Meeres 
überragende Ebene gegen Mittag zu begrenzt, fteigt diefelbe an bis zu den nörblid 
über 7000° fich fteil erhebenden Karpathen. Längs dem Ufer der Donau befteht 
dies Flachland ein Paar Meilen breit durchſchnittlich durchaus aus angeſchwemmtem 
Boden; die Hälfte ver darauf folgenden weiter auffteigenden Fläche ift mit Thon, 
Mergel und Sand gemifcht; weiter hin gegen den Fuß ber Karpatben findet fich 
Höhlen-Kaltftein, Gneiß, Thonfhiefer, Glimmer und Sciefer-Thon; die hieher 
gehörenden Karpathen felbft enthalten Graumade, Kalt, Quarz und Granit. Un- 
fern des eifernen Thores findet ſich zwifchen Quarz und Kalk bitumindfes Holz, 
weldes von Palmenbäumen herzurühren ſcheint. Da wo fi die Karpathen nörblich 
wenden, enthalten die VBorgebirge derjelben unerſchöpfliche Salzlager zwifchen Sand» 
ftein und Thon. Hier wird das Gteinfalz in geringer Tiefe mit großer Leichtig- 
feit gewonnen. Auch finder fih hier Asphalt, Steinöl und Erdwachs. Am weft- 
lihen Ende ver hieher gehörigen Karpathen haben fih Spuren alter Baue auf 
Kupfer gefunden, fo daß auf nod mehr metalliihen Reichthum zu ſchließen if; 
dabei führen mehrere ber hiefigen Flüſſe Golbfand nad dieſen weiten Ebenen. 
Diefe find übrigens nicht felten Erdbeben ausgefegt, von denen die von 1819, 
1821, 1838 und 1843 die bebeutenpften der Neuzeit waren; am beftigiten aber 
war das vom 23. Januar 1838. Der höchſte Berg in dieſen Fürſtenthümern 
ift der Tichachlo in der Moldau an der Grenze von Siebenbürgen, ber fih an 
7000° erhebt, und wo ber Schnee bis zum Juli liegen bleibt. Die fünlichen Ab- 
hänge ver Karpathen gegen die Waladhei find mit Laubholz, befonders Eichen, be- 
bet; dagegen die Abhänge gegen Morgen, auf die Moldau zu, mit Nadelholz. 
Hier find die befannteften Gebirgspäffe ver Tölgiespaß und ber Gimespaß, ſowie 
der Djtospaß; aus der Walachei aber der Bogaer-, Tömeger- und Törgburgerpaß, 
der rothe Thurmpaß, da wo die Aluta die Karpathenfette aus Siebenbürgen 
fommend durchbricht, und der Vulkanpaß zwifchen dem rothen Thurme und bem 
eifernen Thore. Außer diefer die nörblihe und norbweftliche Grenze bildenden Ge— 
birgskette ift dies ganze Land eine ber fruchtbarften Ebenen Europa’s. Die Frudt- 
barkeit diefer Donauländer wird noch vermehrt durch bie zahlreichen den Karpathen 
entftrömenven Flüſſe, vie fümmtlih dem Donaubeden angehören, Die Donan, 
welche zwiſchen Serbien und dem Banat durch fteile Felſen über Felſen daher— 
ftrömt, berührt bei Orſova dieſe Fürſtenthümer in einer Breite von 70°, beruhigt 
fih aber bald, da fie hier bie weite Ebene betritt, und erreicht eine Breite von 
duchfchnittlich gegen 7000‘ und behält durchgängig eine Tiefe von 25°, fo lange 
fie an den Geſtaden dieſer Länder binfließt, die fie unterhalb Reni erft verliert, 
wo die Sulina und die anderen Mündungen vergeftalt verfandet find, daß man 
fie in der neueften Zeit dur die Eifenbahn auf dem rechten Ufer von Czerna— 
waba nad dem Seehafen von Kusdendſche am ſchwarzen Meere zu umgehen ge- 
ſucht Hat. So traurig endet diefer deutfhe Strom, der von Donauefdhingen bis 
Regensburg gegen 50, von da bis Wien 50, von da bis Peſth 50, von ba bis 
Peterwarbein 60, bis Orſova 40 Meilen, im Ganzen in Deutjchland über 100, 
in Ungarn und bis zur Grenze der Donaufürftenthümer beinahe eben fo viele 
Meilen zurüdgelegt hatte, ehe ex dieſes Land erreichte; hier macht die Donau noch 
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über 125 Meilen die Grenze, und erreicht ihr Lauf von Orfova an bis Gallag eine 
Geſchwindigkeit von 1800‘ in der Stunde, die aber weiter abwärts abnimmt, nadj= 
dem file den molbauifchen Hafen Rent verlaffen hat und fich bei Ifaczi theilt. Der 
nördliche Arm fließt bei der molbauifhen Stadt Ismail vorbei durch die Stambul- 
Mündung in das ſchwarze Meer und ift nicht zur Schifffahrt zu benußen; ver 
mittlere Arm führt zu der befannten Sulina-Mündung; der ſüdlichſte Arm St. Georg 
fügrt durd das Türkiſch-Bulgarien nah dem ſchwarzen Meere, ohne für die Schiff- 
fahrt brauchbar zu fein. Die bedeutendften der aus den Donaufürſtenthümern biefem 
Hauptftrome zuftrömenden Flüffe find: die Aluta oder Alt, welche am weftlichen Ab— 
bange des Tſchachlo in Siebenbürgen entfpringt, unfern den Quellen des Meroſch 
ſich füdlich wendet, dur den rothen Thurmpaß die Walachei erreicht und unter- 
halb Orſova als ver erfte bedeutende Fluß, nachdem die Donau diefe Ränder be- 
rührt hat, der bulgarifhen Stadt Nicopolis gegenüber, ſich mit derſelben verei- 
nigt. Der Argifh entfpringt in der Karpathenfette, welche vie Walachei von Sie 
benbürgen ſcheidet, und fällt bei Giurgievo in die Donau. Die Jalomitza entfpringt 
unweit des Törgburgerpafies und fällt unterhalb des bulgariſchen Siliftria in bie 
Donau; der Sereth entfpringt in den nörblichften Ausläufern der Karpatben, hieß 
im Alterthum Ararus, nimmt die Biftriza (Ausonium) auf, fowie den Milkow, 
der die Grenze zwifhen der Moldau und Walachei bildet, und fällt zwifchen Braila 
und Gallatz in die Donau, endlich der Pruth, Hieresus der Alten, ver die Grenze 
zwifchen Beſſarabien und ver Moldau bis Katamori macht und unterhalb Gallag 
in die Donau fällt. Diefe Gegend der untern Donau ift beſonders reih an großen 
Landfeen, von denen wir ben von Brateftic nennen, nody größer aber find bie 
Seen von Kogul und von Yalputfh, welche zwifchen Rent und Ismail in dem 
von Rußland wieder zurüderoberten Theile von Beffarabien liegen, fowie die zwi— 
ihen Ismail und Kilia mit der Donau in Verbindung ftehenden Seen. Sümpfe 
find an den Ufern der Donau fehr häufig, welche die fehr hartnedigen fogenannten 
walachiſchen Fieber erzeugen. Dagegen fehlt e8 viefen Ländern nicht an Heilquellen, 
von denen die zu Slanif, Wailutza und Skit-Pietrofa befonders zu erwähnen, um 
welche fich die deutſchen Aerzte Chiack und Meyer durch chemiſche Analyjen ver- 
dient gemacht haben. Was nun die geographiſche Tage betrifft, fo erftreden ſich 
biefe DonaufürftenthHümer von dem 20. bis 27. Grade der öftlichen Länge und 
von dem 430 40° bis zum 480 50° der nördlichen Breite; es liegen biefelben 
mithin ungefähr in verfelben Länge wie der finnifche Meerbufen und das ägäiſche 
Meer, fowie ungefähr in derſelben Breite, wie die Länder uw Dien, Frei- 
burg in Breisgau und Orleans nörblid, und Ankona, Florenz, Yucca und Nizza 
ſüdlich. Doc ift das Klima bei Weiten nicht mit diefen weiter weſtlich gelegenen 
Ländern zu vergleichen, da die Karpathen die milden Weftwinde abhalten, wogegen 
es an einem Schutze gegen die falten Norboftwinde fehlt. Dennoch gebeiht hier 
der Wein und Geidenbau, obwohl der Schnee oft Wochen lang liegen bleibt. Im 
Jahr 1832 hat man hier die Kälte mit dem hunverttheiligen Thermometer bis 
auf 270 und die Wärme im Jahre 1839 auf 369 beobachtet. Die in diefen Län— 
bern wild wachſenden Pflanzen anlangend, jo finden ſich auf ven Gipfeln ber 
bieher gehörenden Karpathen Pflanzen, die der Alpenregion angehören, befonders 
auf dem Tſchachlo, als isländiſches Moos und Korallenflechten, auch Sarifraga, 
aber häufiger nody Rhododendron. Die mittleren Regionen find mit Schwarztannen 
bevedt, die Ebenen nach der Donau zu find meift von Holz entblößt, oft ſogar 
vom Graswuchſe; auf dem reich mit Salz geſchwängerten Boden namentlih in ben 
Bertiefungen blühen Salzpflanzen, die Uferebenen ver Donau aber find holzreich. 
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Wo aber ver Boden bebaut wird, ift er in hohem Grabe dankbar, die Vegetation 
üppig, die Gemüfe zeichnen ſich durch befondere Zartheit aus, und viele wildwad- 
fende Pflanzen werben als ſchmackhaftes Gemüfe benußt; 3. B. der Spargel darf 
bier nicht in Gärten gezogen werben, er wächst wild auf den Wiefen. Eine befon- 
dere Eigenthümlichkeit ift die früher in biefen Fürſtenthümern unbefannte wild- 
wachſende Pflanze: Xantium spinosum, das ruſſiſche Unkraut oder Cholera ge— 
nannt, welde erft feit 40 Jahren fih am Wege und in ven Umgebungen ber 
Dörfer eingefunden hat und daſelbſt jegt überall wuchert; den volfsthümlichen 
Namen hat dieſes unvertilgbare Unkraut daher erhalten, daß es bei ven Türfen- 
kriegen durch die Ruſſen mit ver Cholera eingeführt worden fei, indem ver mit 
feinem Widerhaden verfehene Same an den Hörnern der Thiere hängen geblieben. 
Ein herrliches buntfarbiges Bild geben die blühenden Wiefen, Die gewöhnlichften 
Waldbäume find außer ben erwähnten Tannen und Fichten die Eiche, Buche, Rüfter, 
Ahorn, Linde, Pappel und viele wilde Obftbäume. Bon den diefen Ländern eigen- 
thümlihen Thieren find zu erwähnen: der Fuchs und Wolf, die wilde Kate und 
ver Fuchs, Marder, Iltis, Fifchotter, Dachs und Bär; Kaninchen fehlen hier, wo— 
gegen bie Hafen häufig vorfommen; ſowie Hirfche, Rehe und Gemfen, auch wilde 
Schweine, befonders das Rohrſchwein in ven Sümpfen des Pruth bei feiner Mün- 
dung in die Donau. Bon Vögeln find befonders zu erwähnen: weißköpfige Geier, 
Fiſchadler, Seeadler, Jagdfalken, Ohreneulen, fibirifche Eulen, Lach-, Felſen- und 
Turteltauben, auch Trappen. Beſonders häufig aber ſind die Waſſervögel, der 
Kranich, Storch, Löffelreiher, Rohrdrommel, Ibis, die Möve, ver Singſchwan 
und Pelikan, ſowie die Komaranſcharbe. Tauſende ſolcher Vögel bedecken die Seen 
an der untern Donau, welche vorzüglich reich an geſchmackvollen Fiſchen iſt, als: 
Hauſen, Störe, Wels, Starlat, Lachs und Häringe. Ebenſo reich ſind auch die 
vielen Seen und Teiche dieſer Länder an Grätenfiſchen und die Gebirgsbäche 
an Forellen u. ſ. w. Um die früher ganz unbekannte Naturgeſchichte dieſer 
Länder hat ſich der deutſche Oberſtabsarzt v. Czihak durch ſein in romaniſcher 
Sprache herausgegebenes Leſebuch derſelben verdient gemacht, der ſich jetzt nach 
Aſchaffenburg zurüdgezogen bat, nachdem er in Jaſſi eine naturforſchende Gefell- 
haft geftiftet und damit ein reiches naturwiffenfchaftlihes Mufeum verbunden 
hatte, 

Staatsgefhihte Die Ebenen auf dem linfen Ufer der untern Donau 
erjheinen in ber alten Welt ald der Tummelplag der fabelhaften Schthen, bie 
dur den Zug des Darius-HHftaspes näher befannt wurden, bis dort die Geten 
auftraten, und wo uns erft die Eroberungen Aleranders mit den Daciern befannt 
machten. Ihr König Sarmis, mit dem jener Eroberer Frieden ſchloß, erinnert an 
die alte Stadt Sarmizegethafa, in dem benadhbarten Siebenbürgen, deren Reſte 
man noch jegt in den Karpathen jenfeit8 deren niebrigften Einfattelung an ben 
Duellen des Schill und Stry findet. In Siebenbürgen find noch jegt die reichften 
Goldbergwerke Europa’s, und dort fand man eine alte Goldmünze mit der In- 
ſchrift SAPMIE BAZLA. Nach der Theilung der Eroberungen Alexanders 
wurden beide untern Ufer ver Donau dem Liſimachus zu Theil. Darmichanter, 
König der Dacier, nahm ihn aber gefangen, und eine große Menge Goldmünzen 
mit den Namen ZIEZIMAK und KOFRN wurden zu verſchiedenen Zeiten in’ 
den Reften einer alten feften Stadt gefunden, die auf dem Grediſter Berge in 
dem Muntfcheller Gebirge, dem Gebirgsfnoten der Karpathen, da wo fid die 
erwähnte Einfattlung befindet, von ehemaliger bedeutender Größe Zeugniß geben, 
bie ſchon vor dem Einfalle ver Römer beftanden Haben muß, auch nachher wicht 
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wieber bewohnt gewefen zu fein ſcheint. ) Im der gefammten Moldau und Walachei 
finden ſich feine fo alten Weberrefte einer feften Nieverlaffung, jo daß biefe an ber 
Grenze dieſes Flachlandes gelegene Feftung die Hauptftabt der damaligen Bewohner 
dieſes Landes gewefen zu fein fcheint, das von den Daciern bewohnt war, beren 
Geſetzgeber Zamolris ein Schüler von Pythagoras gewefen fein fol. Später fiel 
bier Berchistus mit Deceanus in Pannonien 80 Jahre vor unferer Zeitrehnung 
ein, fo daß Kaifer Auguft 33 Jahre vor unferer Zeitrehnung gesen die Dacier 
auszog, welche den Cotyſo zu ihrem Könige wählten, ver gegen Lentalus fiel. Um 
diefe Zeit wurde Ovid nad Tomi verwiefen, wo er die getifche und farmatifche 
Sprache erlernte, Auch Tiber und Titius Cato fanden bier Wiverftand 14 Jahre 
nad unferer Zeitrehnung, und unter Domitian führte Duras dies Volk über bie 
Donau und fhlug den Appius Claudius; Domitian fiegte zwar in der Walachei 
bei Talpa over Tapes, mußte aber den Frieden im Jahr 87 erfaufen, Erft Trajan 
befreite Rom von biefem Tribut, nachdem er zuerft durch Pannonien einvrang und 
Decebal, den König der Dacier, ſchlug, fpäter aber im Jahr 107 durch die Walachei 
über die von ihm erbaute Donaubrüde nad deſſen Hauptſtadt Sarmizegethafa 
bordrang und dort die römifche Kolonie Ulpia Trajana gründete. Auf dieſe Weife 
wurden bie jegigen Donaufürftenthümer zur römifchen Provinz Dacia transalpina, 
während Siebenbürgen Dacia mediterranea und das Banat Dacia ripensis ge» 
nannt wurde. Decebal wollte zwar feine Niederlage nicht überleben; aber fein Bolt 
fegte die Kämpfe fort, und beweist der neapolitanifhe Geſchichtſchreiber Carlo Troja 
in feiner Gefchichte Italiens oder vielmehr des römifhen Reiches im Mittelalter, 
daß die Dacier dasſelbe Volk bildeten, welches dieſe Kämpfe unter dem Namen 
der Gothen fortfegte, deren Hauptfig in Balta war, einer noch jett zwifhen dem 
Dniefter und dem Bug an der fünlichen Grenze von Podolien liegenden Stadt, 
von welcher die Herrfcherfamilie der Balten ihren Namen bat, während aus ven 
Amalern fpäter der große Gothenfönig Herrmanrich hervorging. Die römifhe Er— 
oberung hatte aber die jegige Moldau und Walachei vermaßen bevölkert, daß Trajan, 
wie Eutrop fagt, nad Dacien cx toto orbe romano infinitas copias hominum 
transtulerat ad agros et urbes colendas. So wuchs hier eine römifche Bevölkerung 
auf; in ver Walachei wurde die Stadt Karacall gebaut, die noch befteht, die Stadt 
Roman in der Moldau fol damals ſchon erbaut worben fein, und eine Inſchrift 
zur Zeit Habrians fpriht von dem Municipium Dacorum Yassiorum, die auf Yaſſi 
bezogen wird; aud foll das jegige Piatra in ver Moldau unter der Römerherr- 
ſchaft als Petrivava gegründet worden fein; jowie in ver Walachei Amutrum, jetzt 
Turnu Severinul, Turris, jest Turnu, Ardaiscus, jett Ardeſiſch, Pons vetus, jetst 
Pontevele u. a. m. Allein diefe römiſchen Kolonieen erfreuten fich feiner langen 
Ruhe; die von Trajan befiegten Feinde beunrubhigten fortwährend das reihe Gold- 
land, wo die Römer in Auropolis, dem jegigen Zalathna, bedeutende Bergwerke 
und in Alba Julia, dem jetzigen Garlsburg, eine bedeutende Berwaltung hatten. 
Schon Hadrian wollte nah dem 117 erfolgten Tode Trajans dieſe Eroberung 
aufgeben; doc befiegte er die wieder vorbringenden Feinde und wurde der Wie- 
verherfteller Daciens auf einer Münze genannt. Dennoch überfhritten ſchon im 
Iahre 180 am Ausfluffe ver Donau die Gothen die Donau, und unter Antonin 
ließen fih 16 Stämme ver fonft feindlichen Nationen unter den römiſchen Kolo- 


1) Dacien aus den Heberreften des klaſſiſchen Alterthums topographifch zufammengeftellt von 
dem’ Generalkonſul Neigebaur. Kronftadt 1851, bei 3. Gött. e 
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niften nieder, und im Jahr 212 wurben bie dacifchen Koloniften nod als römifche 
Bürger anerkannt; allein hen 274 mußte Aurelian, nachdem Friediges und Saf- 
rath das ganze linfe Donauufer wieder erobert hatten, fih auf das rechte Ufer zu— 
rüdziehen und ftiftete hier da8 aurelianifhe Dacien. Konftantin der Große flug 
eine neue Brüde über die Donau, eroberte das linfe Ufer aufs Neue 332, und 
Ulfilas überfegte für die getauften Gothen die Bibel; allein ver obenerwähnte 
Herrmanridy gab feit 369 dem Oothenreihe bald wieder eine noch größere Aus- 
dehnung, welches aber die Hunnen feit 375 durchbrachen; da ſchickten die Gothen 
den Biſchof Ulfiles an den Kaifer Valens 376; doch blieb dies Land dem Attila, 
Seitdem war es gewiffermaßen die Pforte, durch welde die Völkerwanderung nad 
dem Weften Europa’8 zog; im Jahr 493 fielen bier die Bulgaren ein, 564 bie 
Avaren, nachdem ſchon vorher die Slavinen an der Donau erfchienen waren. Diefe 
nannten die Eingebornen Daciens, weil fie die lateiniſche Sprade reveten, Wlach; 
daher ver Name Walachen. Noch jest nennt der Pole die Römer Woldi, welches 
dem veutfchen Welih und Welfhland entſpricht. Unter fortwährenden Kriegen blieben 
die Bulgaren das herrſchende Bolf in diefem Lande, deren König Telerit fi 777 
taufen ließ, und einer feiner Nachfolger, Krumus, beflegte ven Kaifer Nicephorus 
811. Unterdeß Hatten die Streitigkeiten zwiſchen der römifchen und morgenlänbi- 
hen Kirche auch auf diefe Länder Einfluß, indem die Frage entftand, ob Buls 
garien zu ber erfteren oder zu der legteren gehören jollte; während Methodius und 
Cyrill 861 die flavifhen Bölfer für die römifche Kirche gewannen, mwurben bie 
lateinifhen Priefter aus diefen Provinzen entfernt und durch den Bannfluch von 
880 das große Schisma befeftigt. Unterbeffen waren die Ungarn hier eingefallen; 
fo daß die Herrfhaft ver Bulgaren dermaßen fanf, daß die Daco-Romanen fi 
jelbft Häuptlinge wählen konnten, von denen 889 Glad befannt wurde, fowie 
Gyula; doch die Petfchenegen und feit 970 die von den byzantiniſchen Kaiſern zu 
Hülfe gerufenen Ruſſen ließen hier die eingeborene Bevölkerung nicht aufkommen; 
fo daß fie erft 1014 durch den Kaifer Bafil Bulgaroftonos von ber Herrichaft 
der Bulgaren befreit wurden. Allein die einzeln bier auftauchenden Häuptlinge 
der Daco-Romanen unterlagen bald wieder den Romanen feit 1047, und die Ber- 
wirrung ber Gefchichte jener Zeit ift fo groß, daß Viele glauben, die Romanen 
und Daco-Romanen wären dasfelbe Volk, welches feit 1186 das fogenannte bul- 
gariſch⸗walachiſche Reich ftiftete, das fo mächtig wurde, daß ver fränfifche Eroberer 
von Konftantinopel (1204), der Kaifer Balduin von Flandern, von Johann, dem 
Könige der Walaho-Bulgaren, gefangen wurde. Doch bald führte der Einfall ber 
Tataren für das Land die Möglichkeit herbei, daß, während vie Nachbarn beichäf- 
tigt waren, Rabu Negru-Beffaraba um die Mitte des 13. Jahrhunderts aus ben 
hohen Gebirgen des Central-Daciens in bie fruchtbare Ebene der Walachei zu 
ziehen und die Grundlage zu” biefem unabhängigen Staate zu Tergovift legen 
konnte. Zum Wappen nahm er den römifchen Adler und gab ihm ein chriftliches 
Kreuz in ven Schnabel. Dies Reich dehnte fih von dem eifernen Thor bis zum 
Sereth aus, fo daß es die jegige Walachei umfahte. Diefem Beifpiele folgte ein 
anderer Häuptling der Daco-Romanen, Bogdan-Dragoſch, welder von der ungari- 
hen Landſchaft Mamorafh aus im Jahr 1359 zuerft in Baja in ver Moldau 
einen andern unabhängigen Staat bildete, den er erft Bogdanin nannte, ber aber 
bald von dem Fluß Moldava den Namen der Moldau erhielt und zum Wappen 
einen Ochſenkopf, zur Erinnerung an einen folden, den Bogdan einft an ben 
Quellen der Theiß gefunden hatte. Bald dehnte fi dies Reich über ben 
Pruth bis zum Dniefter aus. Beide vomanifhe Reiche wurden in ihrer Entwid- 
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lung um fo weniger geflört, da bie abenplänbifchen und morgenlänbifchen Chriften 
entzweit, mit den Mohamebanern im Kampfe begriffen waren. Doch verſuchten bie 
Ungarn beide Länder für ven Papft zu gewinnen; allein dieſe fuchten dagegen bei 
dem Kaifer von Konftantinopel Schug, und der Fürft ver Moldau ſchloß 1384 
mit Wlavislaus Jagello von Polen ein Bündniß; doch mußte die Moldau feit 
1390 einen Tribut an Ungarn zahlen und 1392 die Walachei an Bazajet. Bon 
da an liefert die Gefchichte beider Länder fortwährende Kämpfe mit den Ungarn 
und Polen, fowie mit den Türken, wobei aber die inneren Berhältniffe dadurch 
um fo trauriger waren, daß die Groß-Bojaren, eine Adelskaſte, vie Fürften aus 
ihrer eigenen Mitte mählten. Diefe verberbliche Ariftofratenherrfhaft brachte es 
leiver dahin, daß der Fürft der Walachei, Blade, ſich 1460 ver Oberhoheit von 
Muhamed III. bleibend unterwerfen mußte, nachdem die Walahen an ber Nieber- 
lage der Chriften bei Barna Theil genommen hatten. Dabei waren aber auch bie 
beiden ftammverwandten Bölfer unter ſich nicht einig, fondern befriegten einander 
ſehr oft, fogar mitunter ald Bundesgenoffen der Fremden, und fo fam es, daß 
1529 auch Barefh, Fürft der Moldau, ſich der Oberherrlichkeit der Pforte unter- 
warf. Nunmehr konnten die Türken auf dem linfen Donauufer die Feſtungen 
Giurgievo, Turna, Braila und Gallatz anlegen, während die Fürften ver Moldau— 
Walachei alle ihre Mittel erfchöpften, ſich gegen die ariftofratifchen Umtriebe ver 
Bojaren zu jhügen, wobei fie aber auch die ber Pforte gelobte Treue häufig 
brachen. So ftand Michael der Tapfere von der Walachei gegen die Türkei auf, 
machte ſich zugleich zum Herrn der Moldau und von Siebenbürgen, wodurd er bie 
Grenzen des alten Daciens gewifjermaßen wieberherftellte, wurbe aber von ben 
Türken gejchlagen, weldye nunmehr nicht mehr das Wahlrecht dieſer Länder gelten 
ließen, ſondern meift die Hofpobare felbft ernannten. Hiedurch wurde diefe Würde 
eigentlich käuflich, und es konnte ven Türfen nicht verbacht werben, wenn fie von 
den Ehriften die ſchlechteſte Meinung faßten.-Ein Fürft der Moldau, Elias, mar 
1549 Muhamedaner geworden, und andere Schändlidjfeiten gaben ein trauriges 
Bild von den Folgen diefer Ariftofraten-Dligarcdie; fo daß man darüber die Hel- 
denthaten von Michael dem Zapfern und von Stephan dem Großen von ber 
Moldau vergißt, welder 1475 den Türken eine entfcheidende Niederlage beige- 
bracht hatte. Unter den feit 1549 eingetretenen Berhältniffen bedarf es nicht mehr 
der Erwähnung der Namen ber Herrſcher in diefen Fürftenthümern, da ein Bojar 
den andern zu überbieten fuchte, jelbft viele Fremde gelangten zu der Herrſchaft; 
fo ein Deutfcher, Jankul Saß 1580 und ein Albanefer 1658; fo daß vie Pforte 
feit 1665 anfing, die Hofpodare nur auf 3 Jahre zu ernennen, da ſich fo viele 
Bewerber dazu für hohe Summen fanden; diefe wurben dann burd harten Drud 
des Landes wieder eingebracht, welches durch die Kriege Oeſterreichs gegen bie 
Türken nit nur zu leiden hatte, fondern auch häufigen Näubereien durch bie 
Tataren aus der Krim ausgefegt war, wie unter andern im Jahr 1628; aud) 
hatte die Peft 1660 hier gemwüthet. Nachdem Peter ver Große ald der gefährliche 
Nachbar der Türkei aufgetreten war, verband ſich Kantemin, Fürft der Moldau, 
mit ihm; doch die Bojaren verliefen ihren Fürften, was ben nadhıtheiligen Frieden 
am Pruth von 1711 zur Folge hatte. Nunmehr ernannte die Pforte feinen ein- 
heimiſchen Fürften mehr, fondern Griechen aus dem Phanar; dieſe verftanven es, 
ihre Berwanbten mit den reichften Bojarenfamilien zu verheirathen, und fo fommt 
e8, daß eben unter dieſen das reine romaniſche Blut fehr felten ift; vie Kanta- 
fuzenos, Murufis, die Ypſilantis, die Sugos und viele andere der erften Bojaren- 
familien find Phanarioten. Auf den ruffifhen Krieg folgte der äfterreichifche Krieg, 
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wobei der Feind die Heine Walachei 1714 befegte; in dem Kriege mit Rufland 
wurde die Moldau und Walachei von ben Ruſſen 1735 verwüftet; dies wieber- 
bolte fih 1770, und durch den Frieden von Kainardſchi wurde die ruffifche Pro- 
teftion begründet, bie dem Lande aber nicht viel Segen gebracht hat. Der Türken- 
krieg von 1787 bis 1791 führte die Ruſſen wieder hieher, die unter Suwarow, 
verbunden mit ben Defterreihern unter dem Prinzen von Koburg, fiegten und 
buch ven Frieden von Jaffi 1792 die rufftfche Protektion noch weiter ausdehnten. 
Im Jahre 1806 fielen die Ruſſen wieder in der Moldau ein und nöthigten bie 
Türken zu dem Waffenftillftande von Slobofia im Jahr 1807; doch der Krieg 
fing 1809 wieber an, fo daß diefe Länder erft im Jahr 1812 wieder in ben Frie- 
densſtand verſetzt wurden, durch welchen aber die Moldau beinahe die Hälfte bes 
Landes, ganz Beflarabien, an ihren Proteltor verlor, nachdem Defterreich 1774 
im Frieden fi die Bukovina hatte abtreten laffen, wie es ein Jahr vorher an 
ber Theilung von Polen Theil genommen hatte. Im Jahr 1826 erhob in ver 
Moldau der ruffifche Obrift Fürft Kantakuzenos und in ver Walachei Fürft Ypſi⸗ 
Ianti die Fahne des Aufruhrs gegen die türkifche Oberherrſchaft; die Türken gingen 
baher über die Donau, wo Wladimiresko, in der Meinung, es fei wie in Grie— 
henland auf Befreiung der Nationalität von al’ dem bisherigen Drude ab- 
gejehen, eine Schaar von Baterlandsfreunden zufammengebracht hatte. Ppfilanti 
wollte aber nur für Rußland wirken, und fo ließ er ven Wladimiresko verrätherifch 
überfallen und ermorden, fo daß das ariftofratifche Unternehmen unter ihm bei 
Dragofhan fcheiterte, worauf auch Kantafuzenos fh aus der Molvau entfernte. 
Da die damalige Hetärie die Erhebung der Griehen im ganzen türfifchen Reiche 
bewirkte, wurben die Phanarioten aus Konftantinopel vertrieben, wodurch die Mol: 
dau⸗Walachen wieder von benjelben befreit wurben, indem nunmehr Eingeborne zu 
Hofpodaren ernannt wurben; in der Walachei Fürft Ghika und in der Moldau 
Fürſt Sturbza; allein im Jahr 1828 rüdten die Ruffen hier wieder ein, Diebitſch 
ging über den Balkan, und 1829 wurde ber Friede von Adrianopel abgefchloffen, 
wonach die Hofpodare wieder auf Lebenszeit beftätigt und die Feftungen auf dem 
linfen Donauufer nicht mehr von den Türken befegt wurden. Nach mehreren Jahren 
verließen endlich die ruffifhen Heere diefe Länder; aber ver ruffifche Generaltonful 
blieb als eigentlicher Gebieter dieſer Fürſtenthümer. Metternich, der feit dem Wiener 
Kongrefie eigentlich die Politik Europa’s leitete, ließ bier den Ruſſen freie Hand, 
während er in Italien herrjchte, und die anderen Großmächte fahen ruhig zu. Der 
Fürft der Moldau, Michael Sturbza, regierte zur Zufrievenheit der Ruffen, war 
aber deßhalb von dem Volke nicht geliebt; der Fürft Aleranvder Ghika der Walachei 
war weniger ruſſiſch gefinnt und unterftügte die Umtriebe zur Erhebung ver Bul- 
garei gegen die Pforte jo wenig, daß er auf ruffifchen Antrieb feines Amtes ent- 
fett wurbe, wozu fich bei einem Wahlreiche ftets Mittel finden. Sein Nachfolger 
wurbe wieder durh Wahl Fürft, Viberco. Unterbeß hatten die jungen Romanen 
meift in Frankreich einjehen gelernt, daß vor Allem dem ruffifchen Uebergewicht 
entgegen zu arbeiten fei; als daher überall im Jahr 1848 freifinnige Bewegungen 
erfolgten, brad auch in Jaſſi und Bufareft der Sturm Los; beide Fürſten wurden 
befeitigt, aber bie ftet3 bereiten Ruſſen rüdten wieber ein, und mit Zuziehung von 
türkiſchen Kommifjarien wurde unter ruffifher Einwirkung Gregor Ghika zum Fürften 
der Moldau und Stirbey zum Fürften der Walachei ernannt. Nunmehr wurben 
Branfreih und England darüber einig, daß bie Herrſchaft ver Ruſſen in biefen 
Fürſtenthümern jene Macht zu fehr vergrößere, welche durch ihre Proteftion ver 
orientalifchen Kirche auch in Jerufalem einwirkte, Um ven biesfallfigen diplomati- 
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hen Unterhandlungen ein Ende zu machen, fielen wieder ruffifche Heere - in dieſe 
Fürſtenthümer ein, die Omer Paſcha ehrenvoll vertheidigte, biß die Engländer und 
Branzofen einſchritten und dem ruffifchen Uebergewichte ein Ende machten, während 
ein öfterreichifches Heer die Moldau und Walachei befegte, ohne bafelbft das An- 
fehen und die Achtung für Deutſchland zu erhöhen. Der Friedensfhluß vom 
30. März 1856 zu Paris, durch welchen alle feit Peter dem Großen gemachten 
Anftrengungen, das fhwarze Meer zu beherrfhen, verloren gingen, hob im 22. 
Artikel die ruffifche Proteftion, welche früher der Herrihaft des Tartar Chans 
ein Ende gemacht und zur Theilung Polens geführt hatte, durchaus auf, indem 
die Moldau und Walachei unter die Garantie aller Großmächte gemeinſchaftlich 
geftellt wurben. An die Stelle der wieder befeitigten Fürften trat eine neue Wahl 
ein, wobei bie Bolfsvertreter die früheren Erfahrungen zu benutzen verftanden. 
Sie einigten ſich über einen gemeinſchaftlichen Fürften; da dies aber bie Eiferfucht 
ber Groß-Bojaren nicht zugelaffen hätte, wurde der Obrift Kufa aus einer weniger 
hervorragenden Familie gewählt mit dem Vorbehalte, einen fremden Fürften, 
wie in Örieihenland, nicht eine fremde Regierung zu wählen. In Belgien und 
in Griechenland würde ein Eingeborner unmöglich geweſen fein, man beburfte eines 
Fremden, allein nicht der Fremden. 

Staatsverfaffung. Seit der Gründung beider Fürſtenthümer hatten bie 
Bojaren, wie gefagt, die Wahl der Fürften ausgeübt. Nach dem erften Vertrage 
zwiſchen ven walachiſchen Fürften Mircca I. und dem Sultan Bajazet I. im Jahr 
1392 behielt dies Volt, welches fih dem Sultan zum erften Mal ergeben hatte, 
das Recht, fi nit nur feine Fürſten zu wählen, fondern auch das Recht, Krieg 
zu erflären und Frieden zu fchließen, bei vollfommener Religionsfreiheit gegen Be— 
zahlung eines Tributs von 500 Piaftern. 2) In der zweiten Kapitulation von 1460 
zwiihen Muhamed II. und dem walachiſchen Fürften Vlad V. wurde beftimmt, daß 
die Pforte fi in die Verwaltung durchaus feine Eingriffe erlauben dürfe, aud 
bürfe feinem Türken geftattet werben, ohne genügenden Grund den walachiſchen 
Boden zu betreten. Der Bertrag zwifchen dem moldauifchen Fürften Bogdan und 
dem Sultan Selim vom Jahre 1513 beftimmt gegen ein jährliches Gefchent von 
4000 Dukaten, daß biefelben Freiheiten ftattfinden follten, kein Türke die Donan 
überfchreiten dürfe, während die Moldau-Walachen in der Türkei überall freien 
Handel treiben durften. Noch 1588 waren diefe Fürſtenthümer jo unabhängig, daß 
fie mit der Königin Elifabetb von England einen Handelsvertrag abſchloſſen. Die 
Türken haben Wort gehalten; wenn aber bie Nachbarn einen folden Einfluß auf 
die Bewohner diefer Provinzen ausübten, daß fie dieſe Kapitulationen verlegten, fo 
war e8 ben Türken nicht zu verbenfen, wenn fie die Schulvigen ftraften; e8 war 
aber Sitte, ven Türken, als Chriftenfeinden, Alles von der nachtheiligften Seite 
auszulegen; wogegen allerdings Berlegungen biefer Kapitulationen von Seiten der 
Moldau-Walahen vorfielen, über die nian Schweigen beobachtete. Die Türkei hatte 
aber auch durd die erwähnten Kapitulationen dieſen Fürftenthämern Schuß zu- 
gejagt; dennoch trat die Pforte die Bufovina, einen Theil der Moldau, an Defter- 
reih ab. Diefe Macht fand nämlih, daß Abdul Hamid durch den Frieden zu 
Kainardſchi das ſchwarze Meer gewiffermaßen zu einem ruffifhen gemacht hatte. 
Die feit 1771 in Konftantinopel angebahnten Annäherungen an die Pforte wurden 


2) Die Moldau und Walahei von 3. F. Neigebaur. 2, Thl. Breslau 1859, bei Kern. 
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daher, nachdem das erfte Theilungsgefhäft mit Polen 1773 beendet war, durch 
den öfterreichifchen Geſandten Thugut fortgefest und dieſer Abtretungsvertrag am 
5. Mai 1775 vollzogen. Darüber ſchwieg Europa. Es ſchwieg auch, als durch 
den Frieden von Bukareſt am 28. Mai 1812 vie halbe Moldau, Beffarabien, 
an Rußland abgetreten wurde, ungeachtet die Pforte damit als Schutzmacht bie 
Kapitulationen verlegt hatte. Uebrigens haben ſich die Türken in die innere Ber- 
waltung des Landes nie eingemifht, und von religiöfer Intoleranz der Türken 
gegen die Molvan-Walahen ift nie die geringfte Spur vorgefommen. Unbeſchränkt 
übten beide Fürſtenthümer bie geſetzgebende Gewalt, und ber walachiſche Fürſt 
Matthias Beffaraba machte 1634 fein Geſetzbuch befannt, das auf die Baflliten 
gegründet war. Maurocorvato gab in der Moldau 1735 den Bauern bie Frei— 
beit, die aber nicht recht anerkannt wurde, da die Ariftofratie der Bojaren eigentlich 
über dem Gefete ftand, auch Fürſt Mpfilanti gab 1744 der Moldau ein neues 
Geſetzbuch. Nachdem durd ven Frieden von Morianopel die ruffifhe Herrihaft in 
diefen Fürftenthümern zur vollendeten Thatfache geworden war, entwarf ver ruffifche 
General Kiffelem eine Art von Staatsgrundgefeg für beide Fürſtenthümer, mit 
Zuziehung einiger Bojaren, welches 1831 unter dem Titel „Reglement organique* 
zur Ausführung gebracht wurbe, worin eine ariftofratifhe Staatsverfaffung mit 
Ubgeoroneten-Verfammlungen für Gefeggebung und die Wahl der Hofpovare feft- 
geſetzt wurde. In welhem Sinn das Grundgefeg abgefaßt war, fann man daraus 
entnehmen, daß der bier die höchſte Inftanz bildende ruffifhe Generalkonſul nicht 
erlaubte, daß dies Reglement durch den Drud veröffentlicht werden durfte, Dabei 
wurde aber in ver Walachei das Geſetzbuch des Fürften Karadja (1818 zu Bukareſt 
gebrudt) und in der Moldau das des Fürſten Kallimachi (1822) den Entfchei- 
dungen der Gerihtshöfe zu Grunde gelegt. 3) In Folge des Parifer Friedens, 
welcher 1856 ber ruffifhen Proteftion, die aber wie Oberherrlichkeit ausfah, ein 
Ende machte, legte der Fürft Alexander Ghika am 30. Dftober 1858 zu Bulareft 
feine Würbe in die Hände der von der Pforte ernannten Statthalter (Kaimakame) 
niedet, ſowie Fürft Vogarides zu Jaſſi am 1. November 1858. Diefe eröffneten 
die an beiden Orten am 2. und 5. Februar 1859 berufenen Nationalverfamm- 
lungen, welche vie Vereinigung beider Fürftenthümer befchloffen und zwar mit 
Hinarbeitung auf einen fremden Fürften vorläufig den Fürften Alexander Johann 
Kufa wählten. Diefe Bereinigung erhielt aber erft dadurch ihre wahre Befeftigung, 
daß am 9. Februar befchloffen ward, die Abgeoroneten beider Länder in der an 
ber gemeinfchaftlichen Grenze gelegenen Stadt Folfhan zu verfammeln. Fürft Kufa, 
ein Moldauer, hielt am 29. Februar 1859 feinen Einzug in ver Hauptftabt ver 
Walachei und eröffnete ſchon am 22. Mai die gemeinfhaftlihe Centralfommiffion 
in Foffhan, zu welder die Moldau 8 und vie Walachei ebenfoviel Abgeordnete 
fanbte; dies war durch einen Vertrag der Grofmächte zu Paris am 19. Auguft 
1858 genehmigt worden, deſſen Ratififation am 22. Oktober 1858 erfolgt war. 
Eine der erften Arbeiten war die Revifion der bisher vorhandenen Geſetzbücher der 
beiden Staaten zu einem gemeinfchaftlihen Cover ver Romanen. Dazu hatte einer 
ber bedeutendſten molbauifchen Rechtsgelehrten, der Groß-Bojar Konftantin Hor- 
mazafi, auf deutſchen Univerfitäten erzogen, gründliche Vorarbeiten gemacht. Diefe 
Einigkeit fand allgemeinen Anklang, fo daß die Großmächte dieſe Doppelwahl am 
6. September 1859 zu Paris genehmigten, obwohl die Pforte vie Abfonderung 
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beiver Fürftenthümer in der Art fefthält, daß fie für jedes dem Fürften einen be- 
fonderen Beftätigungsferman ertheilt, welches auch am 2. Oftober 1859 zu Jaffi und 
am folgenden Tage zu Bulareft erfolgte, in Folge deſſen Fürft Iohann auch nod 
im Laufe des Jahres 1860 in Konftantinopel die Inveftitur gegen Anerkennung ver 
jährlih an die Pforte zu leiftenden Zahlung erlangte; dieſe befteht in 2,500,000 
P. für die Walachei und 1,500,000 P. für die Moldau (zu 21/, Sgl. ober 
1/5 Rthl.). Die Eentrallommiffion zu Fokſchan, welche permanent ift, hat zu ihrem 
Präfiventen den in Heidelberg gebilveten Rabacan-Rofetti aus Jaſſi und zum 
Bicepräfidenten den Bojaren Floneico aus Bulareft gewählt und die Konftitution 
des nunmehr gemeinfhaftlichen Landes von Romanien ausgearbeitet, welde am 
9, November 1859 verkündigt ward. Hienach befteht hier jegt vollftändige Auto— 
nomie, vollftäntige Gleichheit vor dem Gefege, perfönliche Freiheit verbunden mit 
volllommener Freiheit der Prefje und des Unterrichts, unter einem von den Bolfs- 
vertretern gewählten Fürften, denen die Minifter verantwortlid find. Beide Länder 
haben abgefonderte Minifterien; allein einen gemeinſchaftlichen oberften Gerichtshof, 
ebenfalls in ber Mitte des ganzen Landes, zu Fokſchan, in welchem jest ein Ehren- 
mann, Wladojano, den Borfig führt. Diefe großen Erfolge hat der legte Türken— 
krieg gehabt, wofür die Romanen den Engländern und Franzoſen dankbar find. 
Die Bewohner und deren Sprade,. Zu diefen beveutenden Erfolgen im 
Innern haben außer den bereits genannten Mitbürgern viefes Yandes vorzüglich 
beigetragen: Kogalnitihean, Böresco, Mano, Baſil-Ghika, Eliade, Philipesco, 
Baleano, Bafil-Sturdza, Stephan Katargis u. a. m. Das auf diefe Weife feinen 
Bewohnern wiedergegebene Land, der amtlich genannte Staat Rumanien, umfaßt 
jest 2287 Quadratmeilen, mit Inbegriff des im 20, Artikel des Friedens vom 30. 
März 1856 zu Paris von Beffarabien wieder erworbenen Lanpftrihs auf dem 
linfen Ufer ver Donau bis zu deren Mündung, von 222 Duabratm. Davon 
fommen auf die Walachei 1330 Quadratm. und auf die Moldau 957 Quadratm., 
in ber erftern leben auf einer Quadratm. 1955, in der legtern 1670 Seelen. 
Die neue Orenzlinie geht vor dem fchwarzen Meere bei dem See von Burna- 
Sale anfangend bis zum Fluffe Yalkup, dem fie aufwärts bis Saratſchine folgt, 
von wo biefe neue Örenzlinie bei Katamori ven Pruth erreicht, ver feit 1812 die 
Moldauer in Beffarabien von ihrem Mutterlande trennt. Die Zahl der Einwohner 
biefer Provinzen beträgt 4,200,000 Seelen, von denen in der Moldau 1,600,000 
und in der Walachei 2,600,000 Seelen leben, worunter die Bewohner des von 
Rußland wieder zurüdgegebenen Theiles von Beffarabien mit 180,000 begriffen 
find. Sie nennen fich felbft Rumanen oder Romainen oder Romanen, und bie be» 
nachbarten Slaven haben fie, feit fie mit ihnen in Berührung kamen, wie gejagt, 
Wolachen over Walachen, d. h. Italiener oder Römer, genannt; auch zeigt die vor- 
ftehende gefchichtliche Einleitung den Urfprung dieſer Bevölkerung aus römijchen 
Koloniften, die fih vielfach mit den durch die römifchen Legionen befiegten Daco- 
Gothen vermifchten. Diefe kompakte Maffe von 4,200,000 Romanen, der. Bevöl- 
ferung bes Königreihs Bayern vergleihbar, dem Ylächeninhalte nad) das Künig- 
reich Portugal übertreffenn, hat aber beinahe ebenfo viele Stammesgenoſſen in ven 
benachbarten Ländern; nämlich in Siebenbürgen, der alten daciſchen Centralprovinz, 
über 1,500,000 Seelen; im Banat über 100,000, in Ungarn, beſonders der Mar- 
moraſch u. f. w., beinahe ebenfo viel, und in der Bukowina an 400,000 Geelen. 
Mithin in Defterreich über 2,500,000 Romanen. In Rußland, befonders in Beſſara⸗ 
bien, aber auch bis über den Dniefter auf Mohileff zu über 1,000,000; dazu in 
der Dobrutſcha, in der Türkei, in Bulgarien und dem alten Dacia Aureliana die fo 
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genannten Kugo-Walahen, von benen die bei Matichin lebenden von den Mol- 
dauern nod; jest Römer genannt werden, an 300,000 Seelen. Unter den in ber 
Moldau-Walachei lebenden Romanen finden ſich nur an den Grenzen, beſonders 
aber in der Gegend von Balan in der Moldau an 50,000 Ungarn, welche von 
ber erften Einwanderung der Sedler herrühren follen, die mit Attila hiehergekommen 
fein wollen und an das Sedlerland grenzen; dieſe find Fatholifh. Bon den feit 
dem Einfalle ver Tataren eingewanderten Armeniern finden fi in der Moldau— 
Walachei über 1000 Familien, Juden über 60,000, von denen in Jaſſi allein 
30,000 wohnen, in ver Waladhei nur 6000, worunter bie meiften aus Spanien 
berftammen; die Zahl der Zigeuner wird auf mehr ald 300,000 angegeben, die 
fih ſeit Timurs Eroberungszuge hier eingefunden haben follen. ?) Endlich ift auch 
bie Zahl der hier eingewanderten deutſchen Handwerker, beſonders von den foge- 
nannten Sachſen in Siebenbürgen, nicht unbebveutend. Die mit den Bojaren-Famt- 
lien vermifchten Phanarioten gelten für Eingeborne. Die Sprade ver Moldau- 
Walachen ift unverkennbar eine Tochter der alt italifchen, ver lingua rustica, und 
bat mit der Volksſprache auf der Infel Sardinien ziemliche Aehnlichkeit. Redet 
man einen Bauer in diefen Donaufürftenthümern italienifh an, fo erkennt er ver- 
wandte Töne. Aus der Herrfhaft ver Bulgaren, welche flavifch reden, haben fie 
Amtsbezeihnungen angenommen und Berwaltungsgegenftände 3.B. Hoſpodar u.a. m,; 
aber fie bevienten ſich ſtets ver lateinifhen Buchſtaben, und die Meſſe wurde in 
lateinifher Sprache gelefen, bis nad dem Koncil von Florenz 1439 die Kirchen- 
fpaltung zur Folge hatte, daß vie Mefje in der Landesſprache ver Romanen ge— 
lefen werden mußte; damals wurben bie lateinifhen Bücher verbrannt und die 
corillifchen Buchftaben eingeführt, deren man fich hier noch bedient, wenn auch 
mehrere neue Literaten in der neueften Zeit verſucht haben, den lateiniſchen Lettern 
wieder mehr Geltung zu verfchaffen. Ueberall erinnert hier die Sprade an römi- 
ſchen Urfprung, das Land wird Zara Romaneska, römifche Erbe, genannt, und 
den Bauern nennt man zum Unterſchiede von den Bojaren Romane oder Römer. Hier 
gab es nämlih vor der nunmehr eingeführten Gleichheit vor dem Gefege nur 
Herren und Knechte; der Bauer, ehrlih und gutmüthig, mußte, wie es noch bis 
1808 in Preußen der Fall war, dem Gutsherrn, ohne Eigenthbum, Robathpienfte 
leiften, fo wie auch ihn die meiften Abgaben trafen; dieſe betrugen zulett über 
3,000,000 Rthlr. in der Walachei und über 1,200,000 Rthlr. in der Moldau, 
bei einer Staatsfhuld in der erften von 1,200,000 Rthlr. und in ver letzten von 
600,000 Rthlr. Zum Glüd wurde auf Paradefoldaten nicht viel verwendet; bie 
Walachei unterhält nur 18,000 Mann, von denen 4600 unter dem Namen von 
Dorabunzen für den Gendarmeriedienft zu Pferd beftimmt find; die Infanterie, 
in brei Regimentern beftehend, zählt 5000 Mann, unter der übrigen Mannjchaft 
befindet ſich die Befagung von 4 Kanonier-Schaluppen auf der Donau. Die Moldau 
enthält nur ein Infanterie-Regiment, die anderen find als Gendarmen unb Grenz- 
wächter benutzt, fo daß bier an 16,000 Mann bewaffnet find. Bei dem beven- 
tenden Handel dieſer Länder find die Zolleinnahmen bedeutend, erforvern daher 
aber auch viele Aufſichts-Mannſchaft. Der Handel des legten Jahres umfaßte die 
Summe von über 12,000,000 Rthlr., wobei England mit einer Einfuhr von 
3,000,000 Rthlr. nad dieſen Provinzen und 1,000,000 Ausfuhr betheiligt war; 


I Les Romes, histoire des vrais Bohemiens par 3. A. Vaillant. Paris 1857, chez 
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die Türkei mit einer Einfuhr von 1,800,000 Rihlr. und 1,200,000 Rihlr. Aus⸗ 
fuhr. Frankreich mit 1,400,000 Rthlr. Ein- und 400,000 Rthlr. Ausfuhr, Defter- 
reich führte ein für 70,000 Rthlr. und erhielt für 500,000 Rthlr. Waaren, bie 
— Länder führten ein für 1,000,000 Rthlr. und erhielten für 300,000 Rthlr. 
aaren, " 

Religion. Die romanifhe Bevölkerung gehört der morgenländifchen Kirche 
an; die Geiftlichfeit ift daher verheirathet und fteht nicht außerhalb des Volkes; 
wenn aud eben nicht befonders unterrichtet, ift fie doch von mufterhafter Sittlich- 
feit und ohne alle Einmifhung in Staatsangelegenheiten. Da ein vermittweter 
Geiftlicher nicht wieder heirathen darf, zieht er fich in ein Klofter zurüd und widmet 
fi mitunter den Wiffenfhaften. In einem Lande, wo es nur Herren und Knechte 
bisher gab, ift natürlich auf Unterricht nicht viel zu rechnen gewefen, der Arme 
fand daher nur Troft in der Ruhe der fehr zahlreichen Kirchen; in der Moldau 
fommt auf 845 Geelen eine Kirche und in der Walachei ſchon auf 607 Seelen. 
Hier befinden fid) 202 Klöfter, in ver Moldau aber 60 Klöfter, außer vielen Kleinen 
Nebenklöftern. Der Hauptfig diefer Frömmigkeit ift unterhalb ven Reften eines 
alten von den deutſchen Rittern erbauten feften Schloffes, welches unfern Boto- 
ſchan in ber nörbligen Moldau unter dem Namen Niamtz (welches in flavifcher 
Sprache deutſch bedeutet) fih über dem größten Klofter diefer Länder erhebt, das 
den gleichen Namen Niamg führt und dem heiligen Germanus gewidmet ift. Hier 
find 1100 Mönde Hauptfählih mit der größten Buchbruderei des Landes be- 
ſchäftigt, wo aud die Ueberjegung des Corpus Juris Canoniei der morgenlän- 
diſchen Kirche, der Nomocanon oder das Pedalion in romanifher Sprade unter 
dem Titel: Indiseptare Legii gebrudt wurben. Hier zeichnet fich der Mönd Seriban 
durch Gelehrſamkeit aus. In derfelben frommen Gegend befinden ſich auch pie be- 
deutendſten Frauenklöfter zu Agapia und Vorateck mit mehr als 1000 Nonnen. 
Alle dieſe Klöfter find fehr gut dotirt, wogegen die Pfarrer auf dem Lande meift 
auf ven Aderbau angewiefen find. Zu Ende des 17. Jahrhunderts war das Klofter 
Snagow in der Walachei durch feine Ausgaben von Ueberfegungen der Bibel in 
mehreren orientaliihen Sprachen berühmt. Die geiftlihe Verwaltung wird in ber 
Moldau von einem Metropoliten ausgelibt, welcher 2 Biſchöfe unter fi bat; dem 
Metropoliten der Walachei aber find 4 Bifchöfe untergeorpnet. Da die morgen- 
ländifche Kirche feines fihtbaren Oberhauptes bedarf, wie die Kirchenverfaffung im 
Königreich Griechenland zeigt, indem nur der Stifter der Religion als eigentliches 
Haupt der Kirche anerfannt wird, ftehen bie Metropoliten diefer Fürftenthümer in 
geringer Verbindung mit dem Patriarchen in Konftantinopel, der aber als primus 
inter pares anerkannt und als folder geehrt wird. Auch zeichnet ſich die morgen- 
ländifhe Kirche durch vollftändige Duldſamkeit Hier vergeftalt aus, daß der fatho- 
liche Biſchof in Jaffi und der in Bufareft ungeftört für ihre 80,000 Glaubens- 
genofjen wirken können. Auch die evangelifchen Kirchen zu Jaſſi und Bufareft erfreuen 
ſich der Unterftügung der Landesbehörden, zu denen etwa 20,000 meiftens Fremde 
gehören. Daß Eingeborne zu biefer oder der Fatholifchen Kirche übertreten, fommt 
nicht vor. Auch die Israeliten genießen der volltommenften Neligionsfreiheit, und 
bat die Wirkfamkeit der hiehergeſchickten englifhen Miffionäre wenig Erfolg. Bon 
kirchlichen Alterthümern ift hier nicht die Rebe; feit dem Abzuge der Römer fcheint 
fein fteinernes Gebäude im ganzen Lande mehr errichtet worden zu fein, bis das Schloß 
Niamtz entftand und man im 15. Jahrhundert anfieng, andere als hölzerne Kirchen 
zu bauen, die unter den fortwährenden Kriegen ſtets bald untergegangen find. 
Eben fo jung iſt dort au die Literatur, In der Walachei ſoll 1512 zu Ter⸗ 
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goviſt das erſte Buch, ein ſlaviſches Evangelium, gedruckt worden ſein, und in der 
Moldau eine Sammlung romaniſcher Predigten zu Jaſſi 1663, nachdem Fürſt 
Jakob durch Kaſpar Peucer, den Schwiegerſohn Melanchtons, 1563 zu Kotenar 
eine höhere Erziehungsanftalt hatte anlegen laflen. Doch unter der ariftofratifchen 
Unordnung konnte die Wiffenfhaft nicht gebeihen; die nachher auftretenden Pha- 
narioten führten bie griehifche Sprache als Sefelfcjafts- und Geſchäftsſprache in 
ihren Chrifobullen ein, die es bis zum Anfange des 18. Jahrhunderts blieb. Seit- 
dem bat ver beinahe fortwährende Aufenthalt der ruffifhen Heere in dieſem Lande 
die franzöfifche als Umgangsipradhe eingebürgert und die Landesſprache in der Ge- 
fellihaft verdrängt. -Erft in der neueften Zeit haben fi Eliade, Kogalnitfcheen, 
Nofetti, Bacanesco und Hormafafi um Beförberung der volfsthümlihen Literatur 
verdient gemacht. Jetzt, nachdem das Bolf ver Romanen fich felbft — 
iſt, ſteht auch der Literatur dieſes Landes eine beſſere Zukunft bevor. 
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11. Erbmonarchie und Wahlmonardie. C. Andere europälfche Staaten. 
IV. Abfolute und befchränfte ſtändiſche Monarchie. D Deutſche Staaten. 
V. Entſtehung und Einführung der konſtitutio— VI. Begriff und Arten ver f. M. 
nellen Di. VI. Mißverftänpniffe. 


I. Begriff. Unter vem Namen Monardie, Alleinherrfhaft wird bie 
Gruppe von Staatsformen zufammengefaßt, in welder die Staatsherrſchaft 
einem Individuum als dem Staatshaupte von Rechts wegen zufommt. 

Bon der Theokratie (f. d. Art. Ipeofratie) unterjcheidet fie fi auch dann, wenn 
der herrſchende Gott fih dur einen Fürften in der Ausübung der Herrſchaft ver 
treten läßt; denn ver Monard übt nicht die Herrfchaft eines andern Weſens aus, 
fondern er felbft ift das wahre Staatshaupt. Bon der Tyrannei im antiken Sinn 
des Worts, die auch Herrſchaft eines Individuums ift, unterfcheidet fie ſich durch 
ihren rechtlichen Charakter, Sie gehört nad Ariftoteles zu den gefunden Staats- 
formen, infofern der Monarch für die gemeine Boltswohlfahrt forgt und nicht blos 
für fein individuelles Vergnügen lebt. 

Auch die Ariftofratie kann ihre Regierungsgewalt in eine fürftliche Spitze zu— 
jammenziehen, wie die Republit Venedig in ihrem Dogen ein ariftofratifches Staats- 
haupt bejaß, und fogar die Demokratie kann wie in Norbamerifa einem Präfiventen 
oder wie in der Mediationsverfaffung ‚ver Schweiz einem Landammann die Aus- 
übung ber oberften Regierungsgewalt übertragen. Sie nähern fi durch dieſe in- 
dividuelle Koncentrirung der Gewalt der Monarchie an, wie fi) auf der andern 
Seite die fonftitutionelle Monarchie durch ihre Beihränkung der monardifchen 
Gewalt und durch die Ausbildung der politiſchen Volksrechte ver Republik annähert. 
Aber jener Doge weiß, daß er nur der Erfte innerhalb der Ariftofratie und im 
Grunde auch ein Unterthan viefer ift, und der demokratische Präfivent oder Land— 
ammann weiß, daß er nur vorübergehend im Namen des Bolfes, das ihn dazu 
ermächtigt, deſſen Selbftregierungsredht auszuüben berufen if. Dem Könige von 
England aber find nad der überlieferten Form des Staates auch die ftolzen Ari- 
ftofraten des Reichs und die Gemeinen unterthban, und er wird — obwohl ihrer 
Zuftimmung ftets bebürftig — doch niemals als der Unterthan einer Klaffe oder 
jelbft ver Gefammtheit feiner Unterthanen betrachtet. Als Monarch ift er immer 
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Regent, nie Regierter. Wo wir diefes Merkmal finden, da erkennen wir mit 
Siherheit die Monarchie. Deßhalb ift die Diktatur in der Republit — obwohl 
nur vorübergehend — für jo lange als fie dauert eine durchaus monarchiſche, 
nicht eine republifanifche Gewalt. Aber fo verſchieden geartet find die Monardhieen ver 
verſchiedenen Bölfer und Zeitalter, daß felbft viefes Merkmal verfhwinden und 
dennoch eine Monarchie beftehen fann. Der deutſche König des Mittelalters war 
fiherlih ein Monarch, und dennoch mußte er gleich einem andern Unterthan des 
Reichs vor dem Pfalzgrafen bei Rhein auf die Klage eines anderen Mannes Rebe 
ftehen und das Urtheil der Fürften über ſich ergehen laſſen. Er konnte fogar nicht 
blos ald Privatmann verklagt, er konnte jelbft wegen feiner ftaatlihen Handlungen 
zur Rechenſchaft gezogen werden. Er war als Angeklagter dem Gericht der Fürften 
unterthänig. 

Nur in der Theofratie ift der herrſchende Gott abfolut geſchieden von ben 

Unterthanen, weil er ein Wefen von höherer Art ift. In der Monarchie ift zwar 
unter allen übrigen Staatsformen der urfprüngliche Gegenfag von Obrigkeit und 
Untertbanen mit der größten Energie ausgebildet, indem der Monarch in der Regel 
nur als Obrigkeit, die Unterthanen ebenfo nur als Unterthanen erfcheinen, aber 
da beide doch diefelbe Menfchen- und Volksnatur in fi haben, fo ift doch weder 
die Gemeinfhaft beider in manchen Dingen zu verfennen, noch felbft die mög- 
lihe Wechſelwirkung der heiden Kräfte und Stellungen auszufchliegen. Auch ver 
bewußtefte und mächtigſte Monarch ift doch nicht in allen Lebensbeziehungen 
Monarch. Die Natur eines Privatmannes läßt fi durch feine Staatsfiktion weg- 
vefretiven. Wie die phyſiſchen Bebürfniffe von Nahrung, Schlaf u. f. w. weſentlich 
viefelben bleiben, wie body die Stufe in der Staatsordnung auch fei, die ein 
Menſch erreicht, fo fühlt und denkt der Fürft auch nicht immer ald Fürft, ſon— 
bern zumeilen ganz fo, wie er fühlen und denken wärbe, wenn er fein Fürſt wäre, 
vd. 5. als Privatperfon. So fehr ein Fürft die Etikette lieben mag, welche feiner 
Erſcheinung und feinem Handeln ein ungewöhnliches Gepräge gibt, zuweilen wirb 
auch ihm die Etikette unerträglich, und er ftreift ihre Feſſeln von fih ab, um ein 
einfacher Menfh unter anderen wejentlih gleihen Menſchen zu fein. Infofern 
fpielt er nicht den Privatmann, er ift Privatmann. 
- Wenn alfo auch in ihm jener Gegenfag nicht ganz verſchwindet, welder in 
den Bürgern der abfoluten Demokratie, die als Individuen Unterthanen und als 
Glieder der Vollsverfammlung Antheiler an der Obrigkeit find, fo auffallend ge- 
miſcht ericheint; fo dürfen wir aud für ven Begriff ver Monardie nicht in abjo- 
Iuter Weife die ausschließliche Eigenſchaft des monardifchen Individuums als 
Obrigkeit fordern, fondern müfjen die Möglichkeit zugeftehen, daß dasſelbe, fo- 
weit e8 als Privatmann erfheint, aud dem gemeinen Privatredht unterge- 
orbnnet fei. Als das einzige unerläßlihe Merkmal alfo ver Monarchie, wodurch 
fie fih von anderen republifaniihen Präſidentſchaften unterſcheidet, können wir nur 
das betrachten, daß in der Monardhie die individuelle Herrfchaft dem Monarchen 
zu eigenem Rechte, in der Republif aber nur zur ftellvertretenden Aus— 
übung anvertraut wird. Der Monarch ift in Perſon Souverän, ber Präfl- 
dent übt nur die Souveränitätsrechte aus, 

II. Arten ver Monarchie, Die ganze Mannigfaltigkeit der Bollönaturen 
und ber Staatsideen fpiegelt fi) wieder in ver Berfchtevenheit der monarchiſchen 
Staatsformen ab. Sogar bei demjelben Volke kann die Monarchie in verſchiedenen 
‚Beitaltern einen völlig veränderten Sinn befommen, Der Unterſchied des altger- 
maniſchen Königthums und des abfoluten Fürftenthbums in den deutſchen Territorien 
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des 18. Jahrhunderts tft faft ebenfo groß als der Gegenfag der heutigen konſti— 
tutionellen Monarchie und des altrömifchen Kaiſerthums, und dieſe find umter ein- 
ander in manchem Betracht wieder verſchiedener als das Lehensfürftenthum des 
Mittelalters und eine reihsftäntifche Republik derfelben Zeit oder als das belgiſche 
Königthum und eine moderne Repräſentativdemokratie. 

Um in dieſer Mannigfaltigteit ver Machteinigung und der Rechtsbildung einen 
Meberblid zu gewinnen und die manderlei Arten der Monarchie in überſichtlichen 
Gruppen zu orbnen, fommen verſchiedene Rüdfichten in Betracht: 

Fürs Erſte kann man diefelben nah den Entwidlungsftufen unterſcheiden, 
welche der ftantliche Geift durchmacht, bis er aus den nod gebundenen Zuftänden 
feines erften unfihern Gefühls zu politiihem Bewußtfein auffteigt. Als noch uns 
reife Entwidlungsformen fünnen wir betradhten: 

A. 1) Die Herrfhaft ver Gefhlehtshäuptlinge, Patriardhie, indem 
bier noch die öffentliche Ordnung an die Form der Familienorbnung gebunden ift, 
und ver ftaatlihe Geift nod von der Muttermildh des Familiengeiftes genährt 
wird. In den älteften Zeiten der arifchen Völker — der alte vig-pati, vici pater 
der Indier gehört ebenfo bieher wie ver alte Kuning (von kun Geſchlecht) ver 
Germanen — finden wir allenthalben Spuren eines ſolchen Geſchlechtskönigthums; 
aber viele nicht-arifche Bölfer haben es nie über dieſe noch kindliche Anſchauung, 
welcher der Fürft als der Bater gilt, Hinausgebradt. 

2) Die Form des Priefterfönigthums ift noch vielfach an bie ältere Form 
ver unmittelbaren Theofratie angelehnt, aus ver fie die öffentlichen Bebürf- 
niffe des Volks und die Selbſtſucht oder der Patriotismus fühner Führer los— 
geriffen haben. Das äffentlihe Recht ift noch nicht ausgeſchieden aus der Reli- 
gion, das von Prieftern oder Lehrern geoffenbarte Geſetz Gottes ift noch das 
Staatsgefeg, und die göttlihe Infpiration erfüllt no die Seele der Herrſcher 
oder den Glauben des Volks. In dem jüpifchen Königthum mie in bem 
äftern ägyptifchen und theilmeife aud in dem indiſchen Königthum zeigt ſich diefer 
Eharalter. 

3) Die Batrimonialherrfhaft, in welchem die obrigfeitlichen Rechte noch 
wie ein Privatvermögen einzelner Dynaftieen oder Fürften oder Körperfchaften 
betrachtet und mit dem Grundbeſitz vermifcht werden. Im Lehensſtaat wirb ver 
Patrimonialftant nochmals in Oberherrfhaft und Nutzherrſchaft zerlegt, im reinen 
Dynaftenftaat des fpäteren Mittelalter wird die Einheit hergeftellt, aber in 
Form des Eigenthums. 

B. Ein theilmweife erwadtes und felbftändig gewordenes Staatsbewußtfein 
wird fihtbar, wenn einzelne nad ihrer Natur rein ſtaatliche Rechte in ein- 
feitiger Anfpannung zu monarchiſcher Oberherrſchaft gefteigert werben. Dann em- 
pfängt die Monarchie durch fie zwar einen politifchen, aber einen einfeitig outrirten 
Charakter. Hieher gehört vor Allem 

4) die Steigerung des Feldherrnamtes und der Kriegsgewalt zum Kriegs» 
fürftentbum (Imperatorenftaat), aber aud 

5) die Steigerung des frievlihen Richteramtes zur Gerichtsherrſchaft. 

Die Geſchichte der germanifchen Völker Hat für beide Einfeitigfeiten zahlreiche 
Beifpiele aufzuweifen. Die mit rex und Richter verwandten Bezeichnungen bes 
Königthums deuten auf bie legtere, die mit Xatra, imperator, Herzog verwandten 
auf die erftere, Es ift einleuchtend, daß die friegerifche Fürftengewalt weniger Bes 
ſchränkung erträgt als die friedliche, aus dem Richteramt entfprungene. 

C. Dann überfhießt wohl auch das energifhe Staatsbewußtſein, indem es 
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fi allein mächtig und allmächtig fühlt, und unterwirft feiner Alleinherrſchaft alles 
Öffentliche und Privatleben. Das gefhieht entweder 

6) in der barbarifhen Form der Defpotie, welde nur Ein wirkliches 
Recht kennt, das des Defpotien (f. d. Art. Defpotie), oder 

7) in der civilifirten Form der antil-abfjoluten Monardie, welche eine 
gemeinfame Rechtsordnung auch für die Unterthanen anerkennt. Der antil-europäijche 
Staat und voraus der altrömifche vertritt diefen Charakter einer fchrantenlofen 
Gewalt und Madt in dem Volk und in dem Haupte des Volks am entjchiedenften. 

D. Endlich wird das Staatsbewußtfein fowohl feiner rein öffentlich-recht— 
lihen Machtfülle als feiner Befhränfung inne, und es entfteht entweder unter 
dem überwiegenven aber nicht mehr ausſchließlichen Einfluß ver römiſchen Staatsidee 

8) die modern=abfolute oder 

mit mehr Beachtung der germaniſchen Freibeit die befhränfte Monardie 
der reiferen Givilifation. Ueber die Art der Beſchränkung kommt dasſelbe freilich 
nicht fofort ins Klare. Der menfchlihe Geift macht verſchiedene Verſuche zur 
Löfung des großen Problems, die einheitlihe Centralgewalt des Staates mit ber 
—— Freiheit der Volksklaſſen und der einzelnen Bürger zu verbinden. So 
entſtehen: 

9) die ariſtokratiſch und ſtändiſch beſchränkte Monarchie des Mittelalters, 

10) die national und verfaſſungsmäßig beſchränkte Monarchie ver 
Neuzeit, die bald repräfentative, bald Fonftitutionelle Monarchie ge- 
nannt wirb. 

Indem wir biefe verſchiedenen Entwidlungsphafen unterfcheiden, erinnern wir 
uns doch, daß die Geſchichte dieſelben nicht jo reinlich barzuftellen pflegt, wie fie 
dem fcheidenden Gedanken erſcheinen. Die wirkliche biftorifhe Monarchie eines be- 
flimmten Staates ift gewöhnlich gemifcht aus verfchiebenen Elementen und trägt 
die Spuren aud der Entwidlungsftufen noch an fi, die fie bereits zurüdgelegt 
bat. So ift z. B. in dem mittelalterlihen Königthum ber beutfchen oder ber 
franzöfifhen Könige der fortwirkende Einfluß der patriarchaliſchen, theokratiſchen und 
der patrimonialen Staatsivee ganz deutlih neben den Elementen bed antif- 
römifhen Staatsbegriffs und der ariftofratifhen Beſchränkung, die dem Mittel- 
alter eigenthümlich tft, wahrzunehmen. 

Eine andere Eintheilung der Monardieen, welche jene erfte hiſtoriſche durch— 
freuzt, wird dur die Rüdfiht auf die Entftehungsform beftimmt. Erbredt 
und Wahl find zwar nicht die einzigen Formen, welche in ver Geſchichte vor- 
tommen, aber fo jehr die wicdhtigften, daß alle anderen, wie z.B. die Adoption 
ober die Ufurpation, fih dodh an den Hauptgegenfag der Erbmonardhie und 
ver Wahlmonarchie anſchließen Laffen. Zuweilen begegnen wir hinwieder einer 
Verbindung des Erbrechts mit der Wahl, indem vie Wahl, welche die perfönlichen 
Eigenfhaften bevenft, zugleich mit Vorliebe fih an eine Dynaftie hält, melde 
durch die Familiengemeinſchaft verbunden und durch die erbrechtliche Folge fort- 
geſetzt wird. 

Endlich umterfcheiden ſich nad der Weite ver Unterlage, auf der fie fi er- 
heben, das Kaifertbum und das Königthum, indem jenes auf der Bafis einer 
menfchlichen Völkergemeinſchaft mehr oder weniger entſchieden das Weltreich darzu— 
ftelen fucht, und biefes ſich in dem engern Kreife der nationalen Gemeinſchaft 
und innerhalb der Grenzen eines beftimmten Landes bewegt. Auch dieſer Gegenſatz 
teitt wieder in den verfchiedenen Perioven der Weltgefhichte und auf verſchiedenen 
Entwidiungsftufen hervor, 
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Noch ſind wohl andere Eintheilungen zuläſſig, z. B. nach dem politiſchen 
Charakter der verſchiedenen Völker; aber für unſern Ueberblick find die bisherigen 
ausreihend. Die große Mannigfaltigfeit, welche ſich daraus ergiebt, mag als 
Barnung dienen vor eitler Berallgemeinerung ver Erwartungen von ver Monardie 
und der Urtheile über viefelbe. Was von einer Art 3. B. von der Lehensmonarchie 
mit Recht gejagt werben kann, das erjcheint oft ganz ungenügend und irrig, wenn 
man an eine andere Form, 3. DB. an die abfolute oder an die konftitutionelle 
Monarchie denkt. 

Manche Arten der Monarchie, beſonders die älteren oder unreifen Formen 
derſelben ſind zum Theil ſchon in beſonderen Artikeln des Staatswörterbuchs be— 
handelt, zum Theil werden ſie noch in ſolchen beſprochen. Insbeſondere iſt für 
die Patriarchie auf den Artikel: Patriarhalifhe Staatsidee, für das Prie— 
ſterkönigthum auf den Artikel: Ideolratie, für das Patrimonialfürſtenthum 
auf die Ärtikel: Patrimoniale Staatsidee und Lehensſtaat, für die Deſpotie auf 
dieſen Art., für die antiken Formen auf die Artikel: Helleniſche und Römiſche 
Staatsidee, für das mittelalterliche Fürſtenthum überhaupt auf den Artikel: 
Mittelalterliche Staatsidee, für das deutſche Königthum und die ſtändiſche Be— 
ſchränkung auf die Artikel: Deutſcher König, Landeshoheit und Landſtände, für die 
modern-abſolute Herrſchaft auf die Artikel: Abſolute Gewalt, Autokratie, 
Ludwig XIV., und für den Gegenſatz von Kaiſerthum und Königthum auf 
den Artikel Kaiſerthum zu verweiſen. 

Der gegenwärtige Hauptartikel ſoll vorerſt ven Gegenſatz der Erb- und ber 
Wahl monarchie, ſodann den Unterſchied der modern-abſoluten und der be— 
ſchränkten Monarchie, und endlich hauptſächlich den Begriff und die verſchiedenen 
Auffaſſungen und Darſtellungen der verfaſſungsmäßigen (konſtitutionellen) 
Monarchie der Neuzeit erörtern. 

II. Erbmonarchie und Wahlmonardie Es kann nicht auffallen, 
daß in den mittelalterliden Staaten das Princip des Erbrechts faft überall, 
nur nicht in den beiden höchſten monarchiſchen Inftitutionen, dem Kaiſerthum und 
dem Papfttbum, über das Princip der Wahl, beziehungsweife ber freien Ernennung 
ber regierenden Yürften den Sieg erlangte, denn das Mittelalter hatte auf allen 
Stufen feiner Stantsorbnung die Neigung, die öffentlihen Rechte und Pflichten 
an beftimmte Familien und an deren Grundbeſitz zu binden und erbrechtlich dauernd 
zu machen. Anfangs freilih waren aud die Fürften- und Grafenämter in dem 
romanifch-germanifhen Franken und dem deutſchen Reihe nicht erblid; aber fie 
wurben erblih, wie überhaupt faft alle Aemter erblih wurden. Daher ift das 
Mittelalter das Zeitalter ver Gründung der meiften Dynaftieen, die gegenwärtig 
in den verfchiebenen europäifchen Ländern erblid herrfchen. Die ariftofratifche Nei— 
gung des Mittelalters kam bier dem germanifchen Bamilienfinn zu Hülfe; aus ihrer 
Berbindung find die Erbfürftenthümer hervorgegangen. 

Dagegen bebarf es einer Erklärung, aus welden Urſachen auch die neue 
Zeit, welche die Erblichfeit der Aemter überhaupt verwirft und voraus auf bie 
individuelle Fähigkeit achtet, für den Monarden eine Ausnahme macht und ſich 
nod allgemeiner als felbft das Mittelalter für die Erbmonardie entſchieden 
bat. Außer dem Papfttyum und den Donanfürftenthümern gibt e8 gegenwärtig 
keine Wahlmonarchie mehr in Europa. In England, in Franfreih, in Schweden, 
in Italien find alle Dynaftieen geftürzt und von den Völfern neue Häupter 
erwählt und trogdem fofort wieder die neue Monarchie erblich befeftigt worben, 
Die erklärt fich diefer Widerſpruch? 
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Man kann nicht fagen, bie Einficht in das Princip der Monarchie leite dahin. 
Im Gegenteil, wenn das Princip der Monarchie Koncentrirung der Staatsmacht 
in Einem Individuum beißt, fo entfpricht die Wahlmonardie diefem Princip 
unleugbar in höherem Grabe, als die Erbmonardie; denn die Wahl ſucht mit 
rüdfichtslofer Energie das Eine zur Regierung fähigfte Individuum, das 
Erbrecht aber erhebt nicht blos den Einen Monarchen, fondern in ariftofratifcher 
Anlehnung an vefien Sippfhaft aud fein ganzes Geſchlecht und kann aud 
einen perfönlih wenig tauglihen oder felbft einen ganz unfähigen Fürften zum 
Staatshaupte berufen. Die Wahlmonardie ift daher eher reine Monarchie, vie 
Erbmonardie eher ariftofratifh bedingte Monardhie. Um deswillen ift mit 
ber Wahlmonarchie eher eine möglichft unbefhränkte Machtäußerung des Monarchen 
vereinbar als mit ber Erbmonardie; denn dem fähigften Inbividuum fann man 
eher die Diktatur anvertrauen, ohne Bejorgniß, daß e8 fie zum Schaden des Landes 
ausübe, als dem Gefchlehtsfürften, für deſſen individuelles Herrfhergenie das Erb⸗ 
recht feine zureichende Garantie gibt. Die Erbmonarchie wird daher bei einem poli- 
tiſch gebildeten Volle immer zur befhränften Monardhie werben müffen, vie 
Bahlmonardie kann Autokratie bleiben. Aus demfelden Grunde ift das eigent- 
liche Cäfaren- und das Kaifertbum (Br. V. ©. 463) nur als Wahl-, nicht 
als Erbmonardie zu denken. 

Um jene allerdings auffallende Erfcheinung zu verftehen, muß man, vente ich, 
vorerft die alten Dynaftieen, deren Wurzeln ins Mittelalter hinaufreichen, und 
die neuen Dynaftieen unterſcheiden. Daß jene ſich bis jest erhalten haben 
und fich ferner erhalten werben, ift nichts weniger als befrembend. Die Gefchichte 
biefer Dynaftieen ift mit der Gefchichte der Völker und Staaten, an deren Spike 
fie ftehen, fo tief verwachfen, daß jeder Abbrud der dynaftifhen Thronfolge wie 
eine furdhtbare, die ganze Staatsorbnung in ihren Fundamenten erjhütternde Re— 
volution empfunden wird. Der Uebergang ver Wahlmonarchie in die Erbmonardie 
pflegt ganz allmälig und in unmerflihen Handlungen vor fi) zu gehen, die Verände- 
rung ber Erbmonarchie aber in die Wahlmonardie ift gewöhnlich von einer Empö- 
rung wider bie angeftammte Dynaftie begleitet und erſcheint fo als Umfturz ver 
hergebrachten Ordnung; denn wenn die Wahl der Weifung des Erbrechts einfach zu 
folgen geneigt ift, fo fällt e8 den Bölfern nicht ein, was durch das Erbredt ſchon 
beftimmt und gefichert ift, durch die Wahl in Zweifel zu ziehen und unficher zu 
machen. Die Gefhichte kennt fein einziges Beifpiel, daß eine alte Erbmonardie 
aus principiellen oder doktrinären Motiven in eine Wahlmonardhie umgebilvet 
worben wäre, während im neuerer Zeit vielfältig das moderne Staatöprincip die 
Abſchaffung ver Erbämter gefordert und erreicht hat. So mächtig erweist fi ſchon 
die Autorität des hiftorifchen Rechts, die Macht der Sitte und der Verflechtung 
der Dynaftieen mit dem ganzen Dafein der Nationen und die Furcht vor den 
großen Gefahren und ſchweren Uebeln, melde jede Revolution in ihrem Gefolge 
führt, daß diefe Urſachen zufammen fhon die Fortvauer der Erbmonardie genügend 
erklären, aud wenn der Glaube der Bölfer an die principielle Vorzüglichkeit der— 
felben vor der Wahlmonarchie unfiher geworben wäre. In fämmtlihen, allerdings 
nicht mehr jeltenen Fällen, in denen eine alte Dynaftie während des legten Jahr- 
hunderts entthront worden ift, war e8 vorher zu einem offenen und fo tiefen Bruch 
gekommen zwiſchen den politifchen Verlangen der Nation und den Handlungen ber 
Dynaftie, daß ein Zufammengehen beider unerträglih und die Revolution ben 
empörten Völkern ald das geringere Uebel erjchien. 

Über nah dem Untergang der Dynaftie ift jedes Mal wieder eine neue 
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Diynaſtie gegründet und anerkannt worden, und das erklärt ſich nicht mehr aus 
jenen Urfacdhen; denn der neue Fürſt hatte Fein Hiftortfches Recht anzurufen und 
verdankte zunächſt feinen perfönlichen Eigenjhaften die Erhebung. Sein Gefchlecht 
mußte fich erft einige Neigung erwerben, e8 fand feine alte Treue, feine alte An- 
bänglichkeit, feine Bolksliebe vor; und die Revolution war in dieſen Fällen ſchon 
eingetreten, man fonnte daher ebenfo leicht einen einzelnen Fürften auf Lebenszeit 
als eine ganze Dynaftie wählen, um wieder eine neue monarchiſche Staatsordnung 
berzuftellen. 

Wenn wir die Beifpiele ausfcheiden, in welchen die Übrigen Dynaftieen mit« 
wirkten, um in ihrer Weife eine neue Dynaftie zu gründen, wie 3. B. in Grie— 
henland und theilweife auch in Belgien, und uns nur an bie Beifpiele halten, in 
denen die Nation ohne die Einwirkung der beftehenden übrigen Dynaftieen ihre 
Berfafiung beftimmte, wie insbefondere an das Beifpiel von Frankreich, fo wird 
die Wahrnehmung nur um fo auffallenver, daß auch die modernen Völker und auch 
da, wo fie freie Hand haben, — wenigftens bis jegt — der Erbmonarchie vor 
der Wahlmonarchie ven Borzug geben. Warum das? 

Offenbar aus praktiſchen Rückſichten. Die öffentliche Meinung hält bie 
Erbmonardie für zwedmäßiger, wenn aud für weniger konſequent-monarchiſch 
als die Wahlmonardie. Sie hätt. die Gefahren und Bedenken, vie mit ber 
Wahlmonarchie nothiwendig verbunden find, vorzäglid die Aufregung des Wahl: 
fampfs, der ſich leicht zum Bürgerkrieg entzündet, den Sammer des bauptlofen 
Zwiſchenreichs, die Unftätigkeit aller öffentlichen Dinge, die Heftigfeit des Wechfels, 
die fortwährende Bebrohung der Berfaffung durd die Familienneigungen bes 
Wahlfürften, felbft die Berlodung des Fürften „mehr an feinen gegenwärtigen Ge- 
nuß als an die bleibenden Intereffen des Volkes zu denken” 1), für größer und 
fchwerer zu vermeiden und zu entkräften, als die Gefahren und Bedenken, welche 
die Erbmonardie begleiten, insbefonbere vie Ungewißheit über die perſönlichen Eigen- 
ſchaften des Thronfolgers, die Nothwendigkeit aud einen thörichten oder fchlechten 
Fürſten zu ertragen, bie oft lange andauernden Regentſchaften, die Bernadläfft- 
gung ber nationalen Wohlfahrt, wenn die dynaftifhen Stimmungen oder Neigungen 
aufgeregt werben. So hat ſich aus mandherlei Erfahrungen die Meinung gebilvet, 
daß, wie Lord Brougham den Gedanken ausgevrüdt hat 2), die feft begründete 
Erbmonardie eine Einrichtung fei, weldye einer höheren Givilifation reifer Völker 
befjer zufage als die Wahlınonarhie. Auf die Anfihten in Deutſchland hat bie 
Geſchichte des deutſchen Wahlfönigthums überdem beſonders zu Ungunften ver 
Wahlmonarchie eingewirkt. Man ſchrieb ihr die Entäußerung der königlichen Rechte 
an die Landesherren und den Verfall des Reichs vornehmlich zur Laft, obwohl bie 
ariftofratiihen und partikulariftiihen Tendenzen des deutſchen Mittelalters daran 
einen viel erheblicheren Antheil haben als die Form der Wahl. 

IV. Abjolute und befhränfte Monardie. Im 17. und 18. Jahrhumbert 
war die Meinung unter den Staatögelehrten fehr verbreitet, vie abſolute Monarchie 
fei die wahre, vollfommene, reine Monarchie und jede Beſchränkung verfelben fei, 
wenn auch zumeilen nützlich für die Unterthanen, doch immer eine Beeinträchtigung 
und Trübung des monarchiſchen Principe. Man liebte e8 damals, die Monardie 
mit dem Eigenthum zu vergleichen und als eine Art von öffentlihem Eigenthum 


) Frederic legrand, Oeuvres, IX. 168. 
2) Political philosophy, 1. 100. 
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zu. erklären. Die römiſche Rechtslehre war dieſer Auffaſſung günſtig, denn das 
römiſche Kaiſerthum war ſo abſolut als das römiſche Eigenthum; und die Theo— 
logen, welche in der Monarchie das Abbild der göttlichen Weltherrſchaft erblickten, 
unterftügten dieſelbe mit allen Kräften. 

Das hat ſich glüdlicher Weife fehr geändert. Die Untauglichkeit und die Un- 
würbigfeit der abfoluten Monarchie für die politifhen Kräfte und Bedürfniſſe der 
Neuzeit ift nad) und nad von allen europäifhen Völkern, zuerft von den Eng— 
ländern, erkannt worden. Die Theologen haben ſich die Zurechtweifung gefallen 
laffen müffen, vaß es nicht ihres Amtes fei, Staatsbegriffe zu beftimmen, und daß 
ber Schluß von der göttlihen Allmacht auf die monarhifhe Vollmacht gerade fo 
ungereimt fei als der Schluß von der göttlihen Allwiffenheit auf die menfchliche 
Weisheit. Die Staatswiſſenſchaft hat feither die organifche Bedeutung der Monarchie 
innerhalb bes Staatsförpers jhärfer betrachten und daher aud ihre Beſchrän— 
fung durch den Staatslörper verftehen gelernt, und die Staatspraris hat die öffent: 
lihen Rechte auch der Unterthanen verfaffungsmäßig fo entwidelt, daß fie nicht 
mehr überfehen werben können. 

Wir verwechſeln die abfolute Monarchie nicht mit der ganz barbarifchen 
Defpotie, obwohl wir wiflen, daß jene in der Praris leicht in dieſe ausartet. 
Sie unterfheivet fih von biefer ſowohl dadurch, daß fie eine Rehtsorbnung 
und zwar bed öffentlihen wie bes Privatrehts als Regel anerkennt und fi für 
moralifch verpflichtet erklärt, dieſe Rechtsorbnung zu erhalten und zu fchügen, als 
dadurch, daß fie ihren Beruf und ihre Pflicht proffamirt, für die Staatswohl- 
fahrt zu forgen. Die moderne abfolute Monarchie mußte fih überdem nod mans 
herlei thatfächlihe Beſchränkungen der kirchlichen Autorität, der völferrehtlihen 
Nebenmächte, ver mittelalterlihen Stände und Körperfchaften gefallen Laffen, welche 
der altsrömifche Abfolutismus nicht empfunden hatte. Die Unbegrenztheit ihrer 
Macht war daher mehr nod ein theoretifches Ariom als eine praftifche Wahrheit. 
Aber auch diefe outrirte Staatstheorie hatte für die allgemeine Rechtsfiherheit und 
Freiheit fehr ſchädliche praftiiche Yolgen. 

Sie zeigte ihren abfoluten Charakter Hauptfählih in folgenden Beziehungen: 

1) in ver ausſchließlichen Aneignung aller gefeggebenden Gewalt. Sie 
geftattet feinem andern Beftanbtheil der Nation ein Recht der Mitwirfung, 
fonbern nimmt für fih allein alle gefeggeberifche Befugniß in Anfprud. Ihr Sag 
beißt: Quod principi placuit, legis habet vigorem. Qui veut le 
roi, si veut la 1loi.3) Sie fann berathende Stände zugeftehen, aber fefne 
beſchließenden, Gutachten einholen, aber an feine Zuftimmung fi binden laffen. 

2) Alle öffentlide Ordnung geht von ihr aus, und alle öffentliden 
Rechte find wie von ihr abgeleitet, fo audh von ihr abhängig. Die Konftituie 
rung von Grund» und Berfaffungsgefegen ift ihr verhaßt, denn nach diefer Form 
hat die ganze Nation einen mitbeftimmenden Antheil, zur Oftroyirung läßt fie 
fi herbei, denn diefe Form erfheint als Ausflug der monardifchen Gnade und 
Willkür. Sie behält ſich dabei immer als felbftverftännlih das Recht vor, biefe 
Ordnung nad) Umftänden wieder umzuänbern, die gewährte Berfaffung wieber 
aufzuheben, vie ertheilten Rechte zurüdzunehmen. Indem fie den Staat und den 
Monarchen möglichft identificirt, deutet fle die Umveräufßerlichkeit der Staatsrechte 
als Unbefchränftheit der monardifhen Rechte. Der Monard kann wohl die Aus» 





3) Bol. darüber Bluntſchli, Allg. Staatör. I. 349. 
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übung gewiſſer Rechte Andern auftragen ober überlaſſen; aber wie ver römiſche 
Herr an dem Scheinvermögen feines Sklaven, dem peculium, fortwährend Eigen- 
thum behält, und vasfelbe, ſobald er will, demfelben wegnehmen und aud thats 
fächlich mit feinem Haushalt vereinigen Tann, fo meinen die Abfolutiften, komme 
den übrigen Behörden, Körperfhaften, Individuen nur ſcheinbar öffentliches Recht 
zu, und der Monarch, dem allein das wahre öffentliche Recht gehöre, fei durch 
Nichts als durch feinen eigenen Willen gehindert, dieſe verliehenen und anvertrauten 
Nechte beliebig wieder an ſich zu ziehen. 

3) Der abfolute Monard hält fi gleihfam für den Schöpfer und Er- 
halter des Staats und des äffentlihen Rechts. Er dent fih außer und über 
dem gefammten Bolfe, über aller Ordnung, wie ein Gott, ver mit Wohlge- 
fallen oder mit gerehtem Zorn das Walten und Treiben feiner Gefhöpfe, ber 
Menſchen, überfhaut. Berfaffung und Geſetze binden Alle, nur ihn nit, ver fie 
gegeben hat. Princeps legibus solutus est. Seine Unverantwortlich— 
feit ift eine nothwendige Folge des Principe und ſchließt konfequenter Weife die 
Unverantwortlichkeit aller derer ein, welche in feinem Auftrage und aus feinem 
Befehle gehandelt haben. 

4) Die Unterthbanen der abfoluten Monardie find freilich nicht feine 
Sklaven. Er erinnert fi, daß ihm nicht alle Macht überhaupt, fondern nur bie 
Staatsmadt zufomme. Er hat weder Familien- noch viel weniger privatredht- 
liche Bermögensgewalt über diefelben. Sie find aud ihm nur zu ftaatlihem Ge— 
horſam verbunden und zu feinen Privatdienften verpflichtet. Er darf weder über 
ihre Frauen und Töchter verfügen, noch in ihren Beutel anders als zu öffentlichen 
Zweden in der Form der Beftenerung greifen. Sie haben auch unter einander 
wohl öffentliche Rechte, nur nicht dem Monarchen felbft gegenüber. In dieſer Hin- 
fiht verwandeln fih alle äffentlihen Rechte in bloße öffentlihe Pflichten. 
Das Princip der abfoluten Monarchie beveutet aljo zwar nicht Privatfflaverei; 
aber es bebeutet allerdings Staatshörigfeit der Unterthanen. 

In der abfoluten Monarchie offenbart fi) nicht die reine, fondern bie über- 
fpannte, Bi8 zur Unnatur und zum Unrecht aufgetriebene Monarchie. Die reine 
Monarchie ift nothwendig eine befhräntte, weil fie ven Organismus des 
Bolls und des Staats vorausfegt, in dem fie nur ein Organ, wenn aud bas 
mädhtigfte und erhabenfte Organ iſt. Es hat einen Sinn, wenn das Eigenthum 
des Einzeln-Menfhen an einem Apfel oder an einem Kleive oder fogar an einem 
Pferd als ein abſolutes Recht betrachtet wird, denn bie Ueberlegenheit ver bewußten 
Perfon über die unbewußte Sache over das ſprachloſe Thier ift enorm, und ber 
Menſch kann wirklich mit der Sache, die in feinem Befig ift, thun, was er will. 
Aber es ift völlig finnlos, wenn ein Menſch ſich einbilvet, über ein ganzes Bolt 
von Menſchen, welche viefelben Seelenkräfte haben, wie er, mit denen er in Ab- 
ftammung, in Bildung und Sprade weſentlich gleichartig ift, über bie er im gün— 
ftigften Falle kaum eine Kopflänge durch höhere politifche Fähigkeit hervorragt, eine 
ähnliche abfolute Gewalt zu haben, wie ver Landwirth über eine Heerde Schafe. 
Man follte es kaum für möglich halten, daß die kriechende Nieverirächtigkeit ver 
Schmeihler und die ungezähmte Eitelkeit ihrer Herren fogar unter civilifirten 
Völkern fi mit einer fo albernen Einbildung ernftlid getragen und darauf ein 
ganzes Staatsſyſtem gegründet haben. 

Wo daher in einem Volle das Gefühl für fittliche Manneswürde und poli- 
tiſche Ehre erwacht und einiges Verſtändniß für natürliche und gefchichtliche Volks— 
rechte vorhanden ift, da hat die abjolute Monarchie feinen Beſtand mehr, und fie 
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lann fih als Monardie nur erhalten, indem fie fih in eine befhränfte 
Monarchie ummandelt. Die Römer haben fie ertragen, weil fie die höchſte Kon- 
fequenz ihrer fchranfenlofen Selbftfuht und ihrer nationalen Herrſchſucht war, weil 
die ungeheure Ausdehnung des Reichs und ber innere Verfall der Sitten eine 
perennirende Diktatur nöthig erfcheinen ließ, weil die Kaifer die Form der Repub- 
lit bewahrten, indem fie nur als Bevollmädhtigte des römischen Volks die impera- 
toriſche Macht behaupteten. Den Germanen, die überhaupt Feine abjolute Staats- 
gewalt wollten und auf individuelle und körperſchaftliche Freiheit von jeher ven 
größten Werth legten, war die abfolute Monarchie allezeit verhaßt. Nur das namen- 
loſe Elend, das der 30jährige Krieg über Deutſchland brachte, war im Stande, 
die beutjchen Völker für einige Zeit diefer romanischen Staatsform unterwürfig zu 
machen. Williger noch fügten ſich ihr eine Weile die romanifhen Völker, die Fran- 
zofen, vie Italiener, tie Spanier. Aber auch dieſe Völker fehüttelten fie ab, als 
der Geift der neuen Zeit mächtiger zu wehen begann. 

Die abjolute Monarchie hat nur da eine gewiffe Berechtigung, wo ber 
Monard; wirklich als ein Genie das ganze Bolf überragt; und das ift nur benfbar, 
wenn die Gefammtbilndung des Volks fehr tief fteht und der Monarch ganz un« 
gewöhnliche Charakter- und Geifteseigenfchaften hat. Sonft wirb vie abfolute 
Monardhie immer zur Lüge, denn der Monarh wird die ungeheure Laft nicht 
tragen können noch wollen, und ftatt feiner werden Minifter over Feldherren, ober 
gelegentlich aud) Beichtoäter und Günftlinge, nicht felten Maitreſſen und Kammer: 
biener regieren. Spinoza (Pol. 6. $. 5.) hat zu der Zeit, als die Abfolutie 
herrſchend wurde in Europa, die innere Unwahrheit dieſer Staatsform wohl 
erfannt; wenn er aber meinte, fie fei eine verbedte Ariftofratie und weil verbedt 
bie fchlechtefte Ariftofratie, jo hat er ihr faft zu viel Ehre noch angethan. Statt 
bes Monarchen regiert oft nicht die Ariftofratie der Nation, fondern ihr verädht- 
lichſter Auswurf. 

Denn das Maß der öffentlihen Wohlfahrt, welches unter einer beftimnten 
Regierungsform das Volk erreicht, das ficherfte Zeichen ihres Werthes ift, fo muß 
bie abfolute Monarchie der neueren europäifhen Staaten auf die Ehre verzichten, 
zu ben werthvollen Staatsformen gerechnet zu werben. Sämmtliche Völker find 
während der Dauer ihrer abfoluten Monarchieen ökonomiſch, moralifh und geiftig 
in ihrer natürlichen Entwidlung gehemmt und niebergevrädt worden. Nur darin 
bat fi die abfolute Monarchie nüslich erwiefen, daß fie die manderlei feubalen 
und ſtändiſchen Schranken, mit denen das Mittelalter zwar die ariftofratifche Frei- 
heit ſchützte, aber die Volfsfreiheit hemmte und die nationale Staatsentwidlung 
erfchwerte, niederrig und wegräumte. Der große Raubfiſch fraß die Heinen Raub- 
file. So bereitete fie durch ihre Zerftörung des Lehensftaates und durch vie rüd- 
fihtslofe Koncentrirung aller Staatsmacht die moderne Staatseinheit vor, aber 
zugleih durch ihre Gewaltthätigfeit und ihren unmäßigen Drud aud die Revo- 
Iution, welde in den Stanten am heftigften wüthete, wo vorher ver Abjolutismus 
der Monarchie am unbeftrittenften geherrſcht hatte. 

Die mittelalterliche Art ver befhränften Monardie war die ſtändiſche 
Monardie. Die moderne Art ift die konftitutionelle Monardie. Dort trifft 
bie Beſchränkung den Inhalt der monarchiſchen Gewalt, die fie ſtückweiſe vertheilt, 
bier trifft fie nicht die Rechtsfülle der Monarchie, aber die Willfür ihrer Ausübung. 
Die beſchränkende Macht ift dort ariftofratifch, Hier national. 

Die ftändifhe Beſchränkung der Monarchie im Mittelalter bezog fi vor- 
nehmlich auf folgende Punkte; - 
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1) dem Fürſten wurde kein einſeitiges Recht zugeſtanden, durch neue ge— 
ſetzliche Ordnung in die herkömmlichen Rechte und Freiheiten der Stände 
irgendwie einzugreifen. Nur mit Zuftimmung der Stände burfte er neue Lan— 
beögefee geben. Der Grund ver Beſchränkung war weniger ſtaats- als privat- 
rechtlich. Die Stände Ketrachteten fi weniger als Bertreter des ganzen Volks, 
eher als Wächter ihres befonveren Rechtsbereichs. 

2) In gleicher Weife wurde dem Fürften auch Fein freies Steuerredt 
zugelaffen. Nicht einmal dem Staate wurde ein derartiges Recht zugeftanden. Die 
Steuern beburften, um rechtmäßig zu fein, entweder des von Alters her geheiligten 
Herlommens, ober der freien Bermwilligung ber Stände, deren jeder über 
feinen eigenen Beutel felber verfügte, 
wer 3) Selbft bei der Regierung betheiligten fi die Stände in zweifacher 

eije: 

a) indem einzelne Standesherren wichtige Regierungsrechte für ſich zu einer 
Art von abgeleitetem Eigentum erwarben und fo die königliche Macht ftücweife 
ausleerten ; 

b) indem die Stände in ihrer Gefammtheit die Landesregierung kontrolirten 
und in wichtigen Fällen bald mahnend, bald hemmend, häufig im Einzelnen mit- 
wirfend eingriffen. j 

4) Die Oftroyirung der Berfaffung durch den Fürften ward nicht geftattet, 
aber auch die Idee der Konftituirung derſelben war noch nicht anerfannt. Die zu- 
fagende Form einer Neuerung in der Berfafjung war die des urkundlichen Ber- 
trags zwiſchen dem Fürften und den Ständen. Daran war au ber Fürft ge- 
bunden. Wenn er feine Verpflichtungen verlegte und die Rechte ver Stände angriff, fo 
waren biefe zur Gegenwehr beredhtigt. Es war zwifchen Fürften und Ständen ein 
gerichtliches oder ſchiedsgerichtliches Proceverfahren zuläffig und in Nothfällen 
auch die bewaffnete Selbfthülfe nichts Unerhörtes, 

5) Die Rechte der Fürften wurden nidyt von unten ber durch Wahl und 
Bollmadt, ſondern von oben her, von Gott und dem Kaifer übertragen, aber 
fie galten trogdem nicht als abfolut. Der Fürft hatte nur einen eng begrenzten 
Mactbereih, darüber hinaus ftanden ihm vie Stände felbftändig bald zur Seite, 
bald entgegen. In jenem Machtbereich aber verfuhr er mit Willfür, wie ein Eigen» 
thümer. Dafür war er auch nicht verantwortlich, aber er war verantwortlid, 
wenn er Rechte Anderer irgenpwie verlegte. 

6) Die Gerihtsgewalt fand dem ftändifchen Fürften in derſelben Weife 
zu, wie jedem Richter, Er übte fie in Perfon aus, aber er konnte nur das Urtheil 
vollziehen, das feine Schöffen zu Recht gefunden hatten, und die Schöffen des 
Fürſten gehörten immer verjelben Ariftofratie an, deren vornehmfte Häupter und 
Geſchlechter auch eine ähnliche Gerichtsbarkeit in ihren Herrſchaften befaßen. 

7) Nicht einmal die Kriegsgemwalt des Fürften war unbefhränft, wenn er 
nicht auf feine eigenen Koften Truppen warb und befoldete. Die Dienftpfliht der 
ariftofratifhen Vaſallen und ihrer Anechte war in ihrem Umfang und in ihrer 
Art ſehr befchränft, und ver Fürft war madtlos, wenn die Bafallen ſtörriſch 
mwurben. 

8) Es gab in dieſem Staat wohl perſönliche Hörigfeit der untern Klaffen, 
aber keine Staatshörigkeit weder der Ariftofratie noch der freien Bürgerfchaften. 
Aber das Princip, daß alles öffentliche Recht, das den Individuen oder einer 
Körperichaft zuftehe, zugleich üffentliche Pflicht fei, war noch nicht Har geworben. 
Das öffentliche Recht warb auf jeder Stufe feiner Wirkjamkeit wie ein Familien 
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und Privatrecht betrachtet, deſſen Uebung oder Nichtübung dem Berechtigten frei- 
ftehe und vefien Veräußerung und Berpfäntung fogar erlaubt ſei. 

Wo dieſe ſtändiſche Beſchränkung durchgeführt warb, da war nicht nur bie 
Monarchie, fondern der ganze Staat ſchwach und in der Bewegung gehemmt. Es 
fehlte an der Einheit, an der Harmonie des Ganzen. Der Eine Staatslörper löste 

ch in gewiffem Sinne in feine felbftändig gewordenen Glieder auf. Eben weil 
dieſe Zerflüftung der nationalen Eriftenz und die Unfähigkeit ver feudalen Gewalten, 
die neuen allgemeinen Bebürfnifje zu befriedigen, als ein zulegt unerträgliches Uebel 
empfunden wurde, mwenbeten ſich die Bölfer eine Zeit lang der abfoluten Monardie 
zu, von der fie die Sprengung dieſer Feſſeln erwarteten. So führte das germanifche 
Princip der ſtändiſchen Freiheit, in ariftofratifcher Einfeitigfeit zum Extrem getrieben, 
zu dem entgegengefegten romanifchen Syftem des Staatsabfolutismus, 

Die konftitutionelle Monardie ift der moderne Verſuch, die Wahrheit in 
beiden Richtungen zu retten und das Uebertriebene und Berfehrte in beiden zu ver- 
meiden. Sie will das Problem löfen, die Staatseinheit und Staatsmacht mit ber 
Bollöfreiheit zu verfühnen und eine ftarfe Monarchie zu bilden, welche die Volls— 
rechte rejpektirt. 

V. Entftehbung und Einführung der fonftitutionellen Mo- 
nardie A. England. Als die fonftitutionele Monardie zuerft in England 
entftand, war man fich des neuen Staatsprincips nur wenig bewußt. Ihre Ein- 
führung ift nur allmählig in Folge beftimmter praftifcher Intereffen in Anlehnung 
an die hergebrachten Formen der ftänbifhen Monarchie vor ſich gegangen, nicht 
auf Einmal, nicht als ſtaatsrechtliches Syſtem. Sogar gegenwärtig befitt dies Vater- 
land der fonftitutionelen Monarchie nicht, was man gewöhnlich für eine Grund- 
bebingung berfelben hält, eine die wefentlichften Grundjäge zufammenfaffende Ber- 
faffungsurfunde. Die Säte feiner Konftitution find in mandherlei Freiheits— 
Briefen, Statuten und Gewohnheiten aus verſchiedenen Zeiten zerftreut. 

Schon unter der alten ſtändiſchen Monardie war England nicht ebenfo auf: 
gelöst in Herrfchaften wie die Kontinentalftaaten. Der Charakter feiner Berfaffung 
war damals ſchon nationaler, das Parlament mächtiger, und die Bolfsfreiheiten 
wurben höher geachtet als anderwärts. Als dann fpäter, vorzüglih im 17. Jahr: 
hundert, die abjolute Monarchie auf dem Kontinent überall ihre Triumphe feierte, 
wiberfegten fi) die Engländer dem Haufe Stuart, welches viefelbe Abfolutie an— 
firebte. Die puritanifch-vemofratifhe Revolution von 1649 erfüllte England mit 
republifanifchen Staatsiveen. Da wieder eine royaliftifche Reaktion folgte, und das 
neuerdings abfolutiftifche Königthum nochmals in einen feinvlihen Widerfpruch mit 
bem religiöfen und politifhen Volksgeiſte gerieth, jo war die Erhebung des Prinzen 
von Oranien zum König eine Art Kompromiß zwifchen den monardhifchen Neigungen 
und Sitten des Volks und den republifanifchen Ideen, welde nun aud von ber 
Ariftofratie aufgenommen und dadurch mobificirt wurden. Der neugewählte König 
war zugleih von Haufe ein republifanifher Fürft und einer der größten monar- 
chiſchen Staatsmänner aller Zeiten. Bon dieſer zweiten „glorreihen Revolution‘ 
von 1688 und 1689 datiren die Engländer zwar nicht ihre Freiheit und nicht 
ihre parlamentarifche Berfaffuug, aber die Eonftitutionelle Monardie. 

Die entfheidenden Momente diefer neuen Entwidlungsftufe der Monardie find: 

1) Die principielle Verwerfung des abfoluten Königthums, als einer ver- 
faffungswidrigen Anmaßung, welche nicht zu dulden und gegen melde der Wiber- 
ftand berechtigt fei. 

2) Die Anerkennung, daß das königliche Recht ebenfo ein menſchliches 
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und durch bie verfaſſungsmäßige Ordnung begrenztes Recht fei, ) wie 
das Recht der Lords und der Gemeinen im Parlament, und wie die geſetzlichen 
Freiheiten der einzelnen Engländer, im Gegenſatz zu den myſtiſchen Vorſtellungen 
der Theologen, welche in dem Königsrechte etwas ſpecifiſch Göttliches verehrten, 
die man auf fi) beruhen, aber nicht mehr als Staatsprincip gelten ließ. 

3) Die urkundliche Ausfprade und Siherung ber parlamentari- 
ſchen Rechte und ver Bolksfreiheiten in ber fogenannten Declaration of Rights 
von 1689 und bie Verbindung dieſer Erklärung mit der Ordnung der Thron- 
folge, fo daß das Recht des Königthums nicht mehr losgetrennt von jenen Rechten 
und Freiheiten, fondern nur im Zufammenhange damit zu denken war. 

4) Die Unverantwortlicdhfeit des Königs wurde zwar als verfaffungs- 
mäßige Regel beibehalten, aber durch den vollzogenen Bruch der ftuartifchen Legi— 
timität unverkennbar die Zuläffigteit einer Ausnahme behauptet, wenn zwi— 
hen dem Könige und ver Nation es zu einem unverföhnlichen Wiverftreite komme. 
Die Fiktion, daß der Thron vafant geworben fei, konnte zwar die Entfegung 
Jakobs II. zur Noth verbeden, aber bie Ausſchließung feines unſchuldigen Sohnes 
war nur erflärlic durch das vorbehaltene und geübte Recht der Nation, in äußerſten 
Fällen aubh eine Dynaftie wegen BVerfafjungsverlegung durch ihr Haupt für 
unfähig zur Thronfolge zu erflären. 

5) die ausgebildete auch politiihe Verantwortlichkeit der Minifter 
gegenüber ven beiden Häufern des Parlaments, fo daß dem Unterhaus die Klage, 
dem Oberhaus das Gericht zufteht. 

6) Die mitwirfende Theilnahme des Parlaments an ver Gefeggebung, 
bie Kontrole vesfelben über die ganze Verwaltung und den gefammten Staats- 
haushalt, fein Recht ver Steuerbemwilligung. 

7) Die volle Unabhängigkeit und bie ausgedehnte Befugniß der rid- 
terlihen Autorität, geftügt auf die Theilnahme ver Gefhwornen aus 
dem Bolt. 

8) Die Freiheit der Preffe und ver politifhen Berfammlungen 
und bie daherige Kritif und Kontrole der öffentlihen Meinung. 

Die Rechte des Königthums find feither durch die Ausbildung des modernen 
Staatsrehts und der modernen Saatspraris eher inhaltsreicher geworben als in 
der mittelalterlichen Zeit, ven Bedürfniſſen nad Koncentrirung der Staatsmacht und 
nad erweiterter Staatöthätigfeit gemäß. Die Ehrfurcht vor der monarchiſchen In— 
ftitution hat aud die Schwächen und die Fehler mancher Eonftitutioneller Könige 
überbauert; aber die Macht der andern Beftandtheile des Volkskörpers ift ebenfalls 
gewachfen. Hat man nod im 18. Jahrhundert vie englifche Verfaſſung als eine 
ariſtokratiſch beſchränkte Monarchie bezeichnen können, fo paßt dieſe Bezeichnung feit 
ber Reformbill nicht mehr, oder hat doch einen andern Sinn befommen. Das An- 
fehen und der Einfluß des Unterhaufes und ver Preffe, die vorzüglich die mittleren 
Klaſſen repräfentirt, Haben ſehr erheblich zugenommen, und damit find zu den früheren 
vornehmeren Kreifen aud die repräfentativ-bemofratifchen Kräfte als haupt- 
ſächlich beſtimmend binzugetreten. 





4) Am ſchärfſten iſt der Ausdruck in der Akte von Jahr 1701: »Da die Geſetze von Eng— 
land das Geburtsrecht des engliſchen Volkes ſind und alle Könige und Königinnen, welche den 
Thron dieſes Reiches beſteigen werden, die Regierung dieſes Reiches in Uebereinſtimmung mit den 

enannten Geſetzen zu verwalten verpflichtet find und alle ihre Beamten und Minifter ihnen denſelben 
efegen gemäß zu dienen ſchuldig find, fo u, ſ. f.“ 
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B. Sranfreid. Schon um die Mitte des 18. Jahrhunderts fingen bie 
Franzoſen an, auf das englifhe Borbild jehnfüchtige Blicde zu richten. Montes- 
quiem zuerft (f. d. Art.), fpäter der Genfer De Tolme fuchten die Principien 
der englifhen Berfaffung in die franzöftfhe Sprache umzufegen. Die Revolution 
verſuchte zwar erft den Rouſſeau'ſchen Ideen folgend eine ganz neue demofratifch- 
centrale Staatsform mit boftrinärer Konfequenz einzuführen, aber der damalige 
Berfuh, das hiſtoriſche Königthum mit der entfefjelten und von den Klubbs ge- 
führten demokratiſchen Gewalt zn vereinbaren, mißglüdte. Napoleon begründete 
die moderne Autofratie, indem er die Nachbildung des antik-römiſchen Kaifer- 
thums dem demokratiſchen Stamm ver Nation einimpfte. Als er und mit ihm 
feine Berfafjung fiel, da unternahm e8 der zurüdgefehrte Bourbon Ludwig X VIII, 
die Wünſche der Nation, die wieder auf England ſah, durch eine ber englifchen 
nachgebildete konftitutionelle Monarchie zu befriedigen. Die Charte von 1814 ift 
ſodann das Vorbild einer Reihe von Berfaffungen in andern europäiſchen Staaten 
geworden. Durch die Ueberpflanzung der fonftitutionellen Monarchie nah Franf- 
reich hatte aber dieſe Berfafjung einen ganz anderen Boden und auch einen andern 
Sinn erhalten. Die erheblichften Unterfchiede find: 

1) Was in England eine allmählig — obwohl allerdings nicht blos natur« 
wüchfig, fondern gejeglih (Vgl. Br. IV. ©, 453) — entftandene Orbnung war, 
welche in allen ihren Theilen tiefe Fundamente in ven Bolköfitten und in ber 
Staatsgeſchichte hatte, das war in Frankreich ein auf Einen Schlag proflamirtes 
logifhes Syftem, das ſich erft mit der Zeit einzuleben hoffen konnte. 

2) Die englifhe Berfafjung war das gemeinfame Werk des englifchen 
Parlaments, in welhem ver König und die politifch wichtigen Stände und 
Parteien fi zufammen fanden. Die franzöfifche Verfaffung war zwar in ihrem 
Inhalt auch ein Frievensfhluß zwiſchen dem reftaurirten Königthum und der fran- 
zöfifhen Nation, weldhe durch die Revolution und bie napoleonifdhe Herrſchaft eine 
innere Umwandlung erfahren hatte, Aber ihre Form erfchten als eine freie Gnade 
des Könige. Die Räthe des Königs meinten, das Recht und das Anfehen des 
Königs werden durch den Schein der Oktroyirung geftärkt, Aber ver logiſche 
Widerſpruch mit dem Inhalt der Verfaſſung und ver biftorifche Widerſpruch mit 
den Ereigniffen und Verhandlungen, welde der Eharte vorangingen, entgingen 
den Franzofen nit. Indem die Verfaffung auf die Königliche Willfür als ihre 
Duelle binwies, wurbe fie von Anfang an mit Mißtrauen betrachtet und verlegte 
fie das Rechtsgefühl des Volkes. Diefe ihre Impopularität machte den König nicht 
populär. Bielmehr brachte die Unficherheit und Beweglichkeit des Bodens, auf welden 
der Thron thatfächlich geftellt werden mußte, ven Thron, der e8 verfchmähte, in 
diefem Boden Fundamente zu graben, nur um fo mehr in eine ſchwankende Lage, 

3) Die Machtfülle, welche vem König vorbehalten blieb, war größer als bie, 
welche der englifche König befaß, die Beſchränkungen bvesfelben geringer. Daran 
hätten die Franzoſen an fich keinen Anftoß genommen, denn fie waren von Alters 
her an eine weit energifchere Staatsgewalt gewöhnt als die Engländer und verlangten 
in taufend Fällen von der Regierung Hülfe, in denen die Engländer ſich felber zu 
helfen wußten. Aber die englifchen Könige hatten enblich gelernt, onftitutionell zu 
fein, die Bourbonen fonnten fi der Erinnerungen an bie alte, in den Stürmen 
der Revolution nievergeworfene abfolute Monarchie nicht entfchlagen und fetten durch 
ihre vergeblichen Verfuche ver Reftauration des abgeftorbenen Rechts aud das neue 
fonftitutionelle Recht in Gefahr. Diefe antitonftitutionelle Neigung der Dynaftie war 
um fo gefährlicher, als viejelbe ihre Wiederherftellung weniger dem nationalen Ber- 
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langen als den Siegen der fremden Mächte über die Franzoſen zu verdanken 
hatte. Die konftitutionelle Monarchie war fo von Anfang an in Frankreich durch 
die fchlecht verhehlte Heuchelei der Bourbonen und durch die Erniebrigung Frant- 
reichs unter die Gewalt feiner Feinde diskreditirt. Als Karl X. es wagte, durch 
feine Orbonnanzen bie Berfafjung zu brechen, verlor in ber Revolution von 1830 
die ältere Linie der Dynaftie den Thron und die Thronfolge zum zweiten Mal 
und nun flir immer. 

Der jüngeren Linie der Orleans, die num das Königthum erwarb, kann 
man mit Grund nicht ebenfo eine antifonftitutionelle Gefinnung vorwerfen. Das 
Berfprehen: La charte sera desormais une verite, war aufrichtig gemeint; bie 
Prinzen wurden im Sinne der neuen Berfafjung erzogen und die Formen berjelben 
forgfältig geachtet. Trotzdem gelang e8 der Dynaftie Orleans nicht, fih auf bie 
Dauer zu befeftigen. Die allgemeine Unficherheit ver franzöſiſchen Zuſtände und 
der Berfaffung, welche durch die neue Revolution eher aufgevedt und vermehrt als 
überwunden wurbe, war zu groß, und die Mittel, die der König anwendete, waren zu 
Hein, allzu bürgerlich-ängftlih, eher diplomatiſch-ſchlau als politiſch-weiſe. Er be— 
frievigte wohl den bürgerlichen Mittelftand einigermaßen, aber er gewann nicht das 
Bertrauen und bie Zuneigung ber unteren Klafjen und die Parteigegner, zu denen 
er ſelbſt feine brauchbarſten Minifter verbitterte, zerrieben in ven Kämpfen der 
Kammern die ohnehin lockeren Stügen ber königlichen Autorität. Bevor feine Söhne 
Gelegenheit erhielten, das erbliche Königthum in fonftitutionelem Sinne anzutreten 
und fortzufegen, wurben aud) die Orleans in einem Momente demofratifch-nationaler 
Aufwallung vertrieben. 

4) Das englifhe Königthum wird durch eine mächtige Ariftofratie, welche fehr 
gut weiß, daß fie felbft verloren ift, wenn das Königthum finkt, zwar befchränft, 
aber aud gehalten. Das konftitutionelle Königthum in Frankrei wurde durch bie 
alte — mit ihm reftaurirte Artftofratie der Emigrirten nicht gejhügt, fon- 
bern in fortwährende Berlegenheit und vor allen Dingen in Mißkredit gebracht, 
und zwifchen ihm und der neuen napoleonifhen Ariftofratie war der Ver— 
dacht und bie Abneigung wechfelfeitig, Die Erblichleit der Pairs mußte ber 
Revolution von 1830 geopfert werben und die neuen lebenslänglihen Pairs 
waren viel zu ſchwach und ſchwankend, um als Regulator der entgegengefegten Im- 
pulje bald der Deputirtenfammer, bald der Regierung einen ermäßigenden und 
daher die Krone ſchützenden Widerftand zu leiften. 

5) Um fo mächtiger, und wenn einmal in Bewegung gebracht, unwiverftehlicher 
waren in Frankreich die vemofratifchen Elemente. In der Deputirtenfammer 
waren fie freilihd nur fehr ungenügend vertreten. Nur die reichften Bürger und vie 
berühmteften Talente fanden da Aufnahme; die plutofratifhe Beihränfung der 
Eharte von 1814 war burd die reformirte Charte von 1830 einigermaßen ge= 
milvert worden, aber noch immer fo erfluftv, daß die großen Maſſen aud ber 
Dürger ſich ausgefchloffen fahen, und fhon deßhalb eine Berfaffung nicht liebten, 
welche ihnen keine wahre Vertretung ficherte. Die Folgen waren, daß die Deputir- 
tenkammer felbft in Gefahr kam, als eine blos fcheinbare Volksvertretung mit der wirf: 
lihen Bolksgefinnung in Streit zu gerathen, und daß das Königthum, wenn es 
ihm gelang, die Deputirten zu gewinnen und fo bie beliebte „Harmonie der ver- 
ſchiedenen Faktoren“ zu erwirken, auf einer trügerifhen binnen Eisvede wandelte, 
welche vor jedem warmen Lufthauche der erhisten Bolfsleivenfchaft zerborft. 

Da die allgemeinen Ideen und größtentheild aud die Gefege und die Sitten 
der Franzoſen demokratiſch geworden waren, fo ſah ſich das konftitutionelle König« 
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thum in Fraufreic einer gewaltigen Demokratie gegenüber geftellt und befam ſchon 
deßhalb ganz andere Aufgaben und hatte eine ganz andere Beſchränkung als in 
England. Ein Tumult in Paris genügte im Jahre 1848, dasſelbe nohmals zu 
befeitigen, und wiederum verſuchte e8 die Nation mit der repräfentativen Demofratie, 

Man muß den Begriff der konftitutionellen Monarchie ziemlich weit faſſen, 
um auch die neue napoleonifhe Verfaſſung (Bd. IV. ©. 673) unterzubringen, 
obwohl fie von ben Staatslehrern des Kaiferreihs fo genannt wird. Jedenfalls ift 
fie eine ganz andere Form ber Fonftitutionellen Monardie, als die Charte von 
1814 und 1830. Sowohl die monarchiſche Gewalt ift in ihr viel energifcher 
bis zur Autofratie gefteigert, als die demokratiſche Baſis weit breiter ange- 
legt, indem fidh der neue Kaifer, als er die Herrfchaft des dritten Standes gewaltfam 
zerbrach, vornehmlic, auf die Zuftimmung der untern Volksklaſſen des vierten Standes 
fügte. Zwar ift die ganze Verfaffung von dem Kaifer erdacht, vorgefchlagen und von 
der Nation in ihrer großen Mehrheit wie eine Nothwenbigfeit der kritifchen Zeit 
gutgeheißen worden; aber fie fchließt fi) doch in ihren Grundeinrichtungen an bie 

erfaffung an, in welder die frühere Revolution ihren Abſchluß fand; und hat 
fo in der Revolution — und in ver Gefhichte Napoleons I. — hiſtoriſche Vor: 
(äufer, welche ihr mehr als die Charte Ludwigs XVII. den Schein eines nativ 
nalen Wertes gaben. 

Auch die Faiferlihe Monarchie ift eine verfaffungsmäßig beſchränkte. 
Diejelbe erkennt fogar ausdrücklich den Bolfswillen als die Quelle ihrer Macht 
an; ber Berufung auf vie Gnade Gottes ift die Berufung auf den Volkswillen 
in dem Titel des Kaiſers hinzugefügt („par la gräce de Dieu et la volonte 
nationale Empereur des Frangais*). Selbft auf Unverantwortlichfeit macht fie 
feinen Anſpruch. In der Proflamation des Präfiventen vom 14. Januar 1852 
heißt e8: „An die Spige der Charte ven Sat zu fchreiben, daß das Staatshaupt 
unverantwortlidh fei, heißt das öffentliche Gefühl belügen und eine Fiktion her— 
ftellen, welche ſchon drei Mal vor dem Braufen der Revolution in Ohnmacht ge 
ſunken ift.“ : 

Aber indem fie die Berantwortlihleit des Monarden anerfennt — 
nur freilich nicht ſtaatsrechtlich regulirt —, verlangt fie für dieſen eine um fo 
Er Vollmacht zum Handeln und verwirft fie die Verantwortlichkeit der 

inifter vor den Kammern. Auch der englifche König hat einen von ven beiden 
Hänfern des Parlaments verſchiedenen — obwohl großentheils aus Parlaments- 
mitglievern zufammengefegten — königlichen Rath (privy council), welcher zur 
Berathung der Stantsgefchäfte zugezogen wird, aber ver franzöfifhe Staatsrath 
ift von dem Senat und dem Gefeggebungsförper auch in feinem Perfonal gänzlich 
getrennt und bat als Rath der Regierung eine weit einflußreichere Stellung. 

Der Kaifer kann zwar von fich aus feine Geſetze geben noch Steuern erheben, 
fondern bedarf dazu der Zuſtimmung des Geſetzgebungskörpers, ver feiner- 
ſeits wieder aus dem allgemeinen Stimmredht hervorgeht und auf demofratifcher 
Unterlage ruht. Aber mit autokratiſchem Mißtrauen wird bie Wahl dieſer Ver— 
fammlung von der Regierung möglichſt influirt und ihre Thätigkeit eng begrenzt. 
Es wird ihr weber eine Initiative zu Gefegen zugeftanden, noch felbft die Freiheit 
gewährt, über Berbefferungsanträge abzuftimmen. Erft die neuefte Zeit, in welcher 
die Strömung der Volfsfreiheit wieder ftärker anſchwillt, ift auch der parlamen- 
tarifhen Bedeutung biefes Körpers wieder günftiger geworben, und der Kaifer hat 
nun bemfelben eine größere Freiheit und Deffentlichkeit der Rede zugeftanven, als 
in den erften Jahren feiner Regierung. 


— 
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In dem Imftitut des Senats tft eine Art von ariftofratifher Ergänzung 
ver Berfafjung gefhaffen, aber nicht im Sinne ver unabhängigen englifhen Ari— 
ftofratie, fondern im Sinne der abhängigen napoleonifchen Ariftofratie. Der Senat 
bat weder die Beftimmung eines Oberhaufes im Parlament, no eines Staats- 

erichtshofs, fondern fol als ein Wächter der Verfaffung und ver Bolfsfrei=- 

item dafür forgen, daß die Gefege in Harmonie damit bleiben. Er ift beredhtigt, 
verfaffjungswidrige Akte der öffentlihen Gewalten für nichtig zu erklären. Aud hat 
er eine Art Initiative für Verfaffungsreformen und kann auf Verbefferungen auf- 
merffam machen, welche die Wirkſamkeit des Geſetzgebers erforvern. Es find das 
freilich wichtige Rechte und Pflichten, die unter der Vorausjegung, daß fie nit 
blos Schein bleiben, fondern Wahrheit werben, für die Nation fehr nüglic werben 
fönnen. Indem die Verfaſſung die in fie gelegten Keime in freierem Geifte ent- 
widelt, nähert fie fi andern fonftitutionellen Monarchieen. So weit fie dagegen 
von der diktatoriſchen Autofratie geleitet wird, bat fich gegenwärtig ſchon deutlich 
gezeigt, daß fie dem Bildungsftande unfere® Zeit unb ven Forderungen ber heu- 
tigen Völker nicht genügt; denn fein anderes Volk verlangte nach ihrer Nachbildung, 
und bie beften Männer unter ven Franzofen felbft betrachten fie nicht als das Ziel, 
fondern im günftigften Fall als den Anfang eines neuen Berfafjungslebens. 

C. Andere europäifhe Länder. Obwohl die Fürften und ihre Minifter 
faft in allen andern Staaten der Ausbreitung der fonftitutionellen Monarchie lange 
Zeit abgeneigt waren und ſich meiftens nur ungern im Drang der Umftände dazu 
entſchloſſen, bat dieſe Staatsform dennoch in unferem Jahrhundert in unaufhalt- 
famem Giegeslauf faft das ganze monarchiſche Europa eingenommen. Auch mo fie 
für den Augenblid durch die alten Gemwalten abgewehrt wurde, oder durch Reaktionen 
wieder außer Wirkfamkeit gefegt warb, vermochten dieſe feindlichen Tendenzen fi 
nirgends zu behaupten und wurden genöthigt, einem neuen Andrang des Fonfti- 
tutionellen Princips zu weichen. Es bewährt fi darin der Grundcharakter unferer 
Zeit ebenfo mächtig und ebenfo Har, als vor zwei Jahrhunderten vie allgemeine 
Neigung Europa's, es mit der abjoluten Monarchie zu verfuchen. Die heutigen 
Völker jcheinen nur noch die Alternative zuzulaffen: Entweder die fonftitutio- 
nelle Monardie oder die repräfentatin-bemofratifhe Republik; nicht 
mehr die Alternative: Entweder die abfolute oder die konftitutionelle Monarchie. 
Sie verwerfen die abfolute Monarchie ebenfo entſchieden, wie die abfolute Demofratie 
oder wie bie mittelalterliche Ariftofratie. Indem wir jenen Sat ausſprechen, fon- 
ftatiren wir lediglich eine Thatſache, eine beftimmte Richtung ver öffentlichen Ge- 
finnung. Allerdings gibt e8 aud heute nicht unerhebliche Kreife ver Geſellſchaft, 
welche dieſe öffentliche Meinung nicht billigen und verfelben widerſtreben, und andere 
größere, welde der ganzen Frage gegenüber fich gleichgültig verhalten. Aber 
die unläugbaren großen Erfolge jener Meinung in allen aufgeregten und kritiſchen 
Momenten der neueren Staatengefchichte nöthigen jeden Staatsmann, in ihr bie 
Stimme des heutigen Zeitgeiftes zu erfennen, die nicht ungeftraft verachtet wird. 

Ein Ueberblid über die Yortjchritte der Fonftitutionellen Monarchie veran- 
Ihauliht jene Wahrnehmung: 

1) In Spanien war bie abfolute Monarchie in Verbindung mit dem 
tirchlich⸗römiſchen Abfolutismus am weiteften getrieben worden, Als die fpanifche 
Nation gegen die napoleoniſche Freridherrſchaft aufftand, erflärten fi die Cortes 
im Jahre 1812 für die konftitutionele Monardie. Als der reftaurirte König wieber 
in der alten deſpotiſchen Weife Spanien unterwarf, warb die Berfaffung von 1812 
das Loofungswort der Revolution von 1820; und obwohl die franzöſiſche Inter 
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vention dem Abſolutismus wieder die Macht zurüdgab, wurde in ben Jahren 
1833, 1836, 1837, 1845 bie fonftitutionelle Monarchie doch wieder als Grund- 
gefet des Landes. hergeftellt und anerkannt. 

2) Ebenfo ging Portugal in ven Jahren 1822, 1826 und 1838 zur fon- 
ftitutionellen Monarchie aus der abfoluten über. . 

3) Achnlihe Bewegungen zeigten fih in Italien. Auch wenn man das 
napoleonifhe Königreih Italien eher für eine bejchränfte Autofratie als für eine 
fonftitutionelle Monarchie erflärt, fo Hatte doch die unter englifhem Einfluß 
entftandene Berfafjung Siciliens von 1812 und die von Spanien entlehnte 
Berfaffung Neapels von 1820 unzweifelhaft biefen Charakter. Der Treubrud 
des Königs und die Intervention der norbifhen Abfolutieen unterbrüdten beide Ver— 
faffungen wieder. Aber die Erfehätterung von 1848 beftimmte auch bier den König, 
wieder eine Berfaffung zu geben, die wiederum gebrochen wurbe. Die Folge war, daß 
in der neuen Erhebung wider die alte Willfürvegierung von 1860 der junge Fürft 
fein Vertrauen mehr fand, als er neuerdings bie fonftitutionelle Monarchie einzu— 
führen verſprach, und daß nun die Revolution fi gegen die Dynaftie jelbft erklärte, 

‚In Piemont trieb die Bewegung von 1821 ebenfo der fonftitutionellen 
Monardhie zu, erlag aber ver von Defterreih geſchützten Reaktion. Aber nad 
langem Zögern und forgfältigen Borbereitungen erflärte fi das Haupt ber natio- 
nalen Pattei, ver König Karl Albert, am 6. Februar 1848 für die Ein- 
führung diefer modernen Staatöform, und nachdem einmal dieſer Entſchluß gefaßt 
war, blieb das ſavoyiſche Königshaus derfelben mit einer feltenen Aufrichtigkeit tren. 
Die wunderbaren Erfolge besfelben in ven Jahren 1859 und 1860 verbanft es 
zu gutem Theil dem Glauben der Völker an feine ehrliche Tonftitutionelle Gefinnung. 
Soweit Italien gegenwärtig den Italienern gehört, hat es ſich für bie konſtitutio— 
nelle Staatsform erklärt. Sogar die demokratifhen und im Herzen republikaniſch 
gefinnten Parteien find ihr als der durch die Zeitverhältniffe geforderten natio- 
nalen Berfaffung mit Selbftüberwindung beigetreten. Die Verzweiflung, daß bas 
Papſtthum jemals feine weltliche Herrichaft in dieſem Sinne umgeftalten werde, ift 
ein Hauptgrund, weßhalb die Italiener diefe Herrfchaft vollends zu befeitigen 
wünſchen. 

4) Sogar das neue Königreich Griehenland, das anfangs in dikta⸗— 
torifcher Weife eingerichtet warb, folgte dem — der älteren Staaten und 
führte in den Jahren 1843 und 1844 die konſtitutionelle Monarchie ein. 

5) Ebenſo iſt das zweite neue Königreich Belgien von Urſprung an in 
biefer Form gegründet worden und bie belgifche Berfafiung von 1831 in manden 
Beziehungen ein wichtiges Vorbild aud für andere Staaten geworben. 

6) Auh die Niederlande, aus der alten Republif von Napoleon zu 
einem Bafallenfönigthum umgefchaffen, dann in das Kaiferreich einverleibt, hatten 
zur Zeit der Wieberherftellung ihrer nationalen Selbftänvigfeit den Sohn ihres 
vormaligen Statthalters, Wilhelm Friebrih von Oranien, zum König erwählt und 
fih ebenfalls für vie Tonftitutionele Monardie als die in Zukunft geeignete 
Staatsform erflärt. Schon am 28. März 1814 wurbe die neue Berfaffung an— 
genommen und nach ber Bereinigung mit Belgien am 24. Aug. 1815 neuerbings 
mil ben erforberlihen Abänderungen befchlofien. Die neue Berfaflung vom 14, 
Dt. 1848 war ein Fortſchritt in derſelben Richtung. 

7) Unter völlig anderen Vorbedingungen näherte fih auch die ſchwediſche 
Berfafjung, vormals ein durch die vier Stände: Adel, Geiftlichkeit, Bürgerſchaft 
und Bauerfhaft beſchränktes dynaſtiſches Königthum, das in der Regierung vor- 
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nehmlich auf den Adel angewiefen und durch benfelben beſchrünkt war, in ber Re- 
vifion vom 7. Juni 1809 ven Grundſätzen ber Eonftitutionellen Monardie an, 
obwohl fie die ſchwerfällige Inftitution der vier Stände anftatt zweier Kammern 
noch beibehielt. 

8) Auch im höchſten Norden biltete Norwegen bie konftitutionelle Mo— 
narchie in der Berfafjung vom 4. Nov. 1814 in feiner mehr demokratiſch⸗bäuer— 
lichen Weife aus. 

9) Die dänische Revolution von 1660 war gegen den Abel gerichtet und hatte 
mit Hülfe des Bürgerftandes die abfolute Monarchie eingerichtet. Aber die Bewe— 
gungen des 19. Jahrhunderts braten au für Dänemark die Wandlung in 
die Tonftitutionelle Monarchie, zuerft in der noch ungenügenden Form von Provin- 
zialftänden (Gejet v. 28. Mai 1831), dann in dem Grundgeſetz vom 5. Juni 
1849 in demokratiſcher Richtung. Die feitherigen Verfaſſungskämpfe der Dänen 
mit den Deutfchen beziehen fich lediglih auf nationale Interefjen ; über die Noth- 
wendigfeit ver Fonftitutionellen Monarchie find alle Parteien ſowohl für das eigent- 
(ide Dänemark als für die Herzogthümer Holftein und Schleswig einverftanden. 

10) Die Ungarn, deren Berfaffung zuvor ein ariſtokratiſch beſchränktes 
Königthum in mittelalterlihem Style gewefen war, machten in ihrer Revolution 
vom Jahre 1848 ebenfo den freilih damals verunglüdten aber feither ernenerten 
Berfuch, viefelbe in eine moderne konftitutionelle Monarchie umzubilden, Im Princip 
ift gegenwärtig biefelbe auch von der königlichen Regierung zugeftanden worben. 

Wenn man diefe allgemeine Entwidlung ver konftitutionellen Monarchie in 
romanijchen und in germanifchen Ländern, im Norden und im Süden von Europa, 
aus der früheren Abjolutie und Wutofratie wie aus der ſtändiſch beſchränkten 
Monardie des Mittelalters, und fogar aus der Nepublif heraus, unter katholi— 
hen, proteftantifhen und konfeffionell gemifchten Bevölferungen in ihrem Zufam- 
menhang überfhaut, fo erkennt man, wie beflagenswürbig bie blinde Thorheit 
mancher auch deutſcher Staatsmänner war, welche bis auf die neueſte Zeit noch 
den antikonftitutionellen Neigungen ihrer Höfe mit der Meinung fchmeichelten, das 
Berlangen ver Völker nach verfaffungsmäßiger Freiheit fei nur eine Vorfpiegelung 
ehrgeiziger und revolutionärer Schwindler, welde mit der trügerifhen Hoffnung, 
in Bälde wieder bie abjolute Monarchie herzuftellen, die Regierungen zu reaftio- 
nären oder heuchlerifchen Maßregeln verleiteten, deren ſchließlicher Erfolg kein anderer 
fein konnte, als die Verftärlung der Richtung, die fie zu verhindern ſich vermaßen. 

D. Deutfhland. Es bleibt uns no übrig, die Einführung der konſti— 
tutionellen Monarchie in den veutfhen Staaten zu betradhten. Wie mandhe 
andere Inftitutionen, fo tft auch die fonftitutionelle Monarchie zuerft nicht unmite 
telbar von England, fondern durch die franzöfifche Vermittlung der Charte Lud— 
wigs XVII. nad) Deutfchland verpflanzt worden. Wir befamen fie alſo zunächſt 
als eine Bildung der englifh-franzöfifhen Civiliſation. Diefen Urfprung 
haben die Gegner ihr oft genug vorgeworfen. „Sie ſei“, hieß es, „ein fremdes 
Produft; für England, wo fie gewadfen, vortrefflih, fei fie in Deutfchlan, 
wo fie importirt worden, unpaflend.” Befremdend ift nur, daß diefer Einwand 
nicht von der beutfchen Nation, ſondern hauptſächlich von den Freunden der abfo- 
Iuten Monarchie erhoben wurde, einer Staatsform, bie unter allen am wenigften 
auf die Ehre Anfprucd hat, eine naturwüchfige deutſche Inftitution zu fein, die 
unzweifelhaft nach romanifhem Borbild und mit Hülfe römifcher Staaatsideen an 
die deutſchen Höfe verpflanzt worben ift. Gerade das, was bie Verehrer ver abjoluten 
Monarchie in der konftitutionellen Monarchie haffen, die Anerkennung politischer Bolts- 
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rechte und die daherige Beſchränkung der fürftlichen Gewalt ift im Gegentbeil 
urdeutſch, und was fie in jemer lieben, ven Abfolutismus der Monardie, ift 
ganz und gar und eutſch. 

Man überfah bei jenem Vorwurf fowohl den innern Zufammenhang, welden 
die gefammte europäijche Eivilifation verbindet, als die wichtige Thatfache, daß Die 
fonftitutionelle Monarchie feine völlig neue Erfindung, fondern die nationale moderne 
Sortbildung der ftändifhen Monardie des Mittelalters ift, welde auch damals 
die gemeinfame Staatsform der meiften europäifchen Länder und deren Weſen durch— 
aus germanifh war. Sie unterfheidet fih von der ftändifhen Verfaſſung haupt- 
ſächlich dadurch, daß fie die Einheit von Bolf und Staat betont und daß fie 
auch die Centralmacht in vemjelben, vie Regierungsgewalt, energifher zufammenfaßt 
und infofern die Zwilhen- und Uebergangsperiode der abfoluten Monarchie im 
ihrer Berechtigung nachwirken läßt, während in dem ftändifchen Lehens- und Pa- 
trimonialftaat die Beichränftheit der Stände und die Abgejchlofjenheit ihrer Son— 
berinterefjen die Entwidlung der nationalen Interefien hemmend durchkreuzten und 
die Stantsgewalt ſchwächten. Aber fie ſteht mit jemer mittelalterlichegermanifchen 
Berfafjung in einer noturgemäßen Verbindung durd die Gemeinfchaft der Grund- 
idee, daß der Fürft als das Haupt des Volkes zu diefem gehöre und daß die 
übrigen Beftandtheile des Volkes, nur jest nicht bloß die ariftofratifhen Stände 
und zur Noth noch die höhere Bürgerfhaft, jondern alle Bolfsklaffen wichtige 
öffentliche Rechte haben, insbeſondere Theilnahme an der Gefeggebung, Steuer- 
bewilligung, Kontrole der Regierung, die hinwieder der Fürft zu achten ver- 
pflichtet ſei. | 

Unſere ftaatlihe Givilifation in Europa, wie überhaupt unfer modernes Nedht 
beruht wejentlic auf der Verbindung und Mifhung römifher und germani— 
ſcher Ideen und Inftitutionen. In dem Lehensftaat des Mittelalters trat die ger- 
maniſche Individualifirung aller Glieder (der einzelnen Stände, Körperfchaften, 
Bamilien) zu einfeitig hervor; an ber Freiheit der „Heinen Herren” ging bie 
Macht des Königs unter, und neben ihr konnte fih die gemeine Freiheit Aller 
nit halten noch bewegen. Dann fam, von den untern Volksmaſſen getragen, bie 
abfolute Monardie auf; in ihr war bie romanifhe Staatseinheit und bie 
ſchrankenloſe Machtfülle der Gentralgewalt zu ausſchließlich bedacht, und mit ihr 
konnte weber die Würde der übrigen VBolfsklaffen noch ihre Freiheit auf die Dauer 
beftehen. Die konftitutionelle Monardie ift ein welthiftorifher Verſuch, vie beiden 
Richtungen, die einfeitig verfolgt [häplich werden, zu verföhnen und mit germa— 
nifher Volksfreiheit romanifhe Staatseinheit zu verbinden. In ber 
farolingifhen Periode wurde der erfte noch unreife Verſuch ver Art gemacht. Unfere 
Zeit ift mit dem zweiten reiferen beichäftigt. 

Die Engländer find voran gegangen und haben das Problem zwar für fid 
befriedigend, aber nicht ebenjo befriedigend für die Welt gelöst. Die Franzofen 
find ihnen gefolgt und haben es verſucht, für bie civilifirte Welt die Löfung zu 
finden. Wenn e8 aud ihnen nicht gelungen ift, fo war doch ihre Arbeit der Welt 
jehr förderlich. Die englifhe Form ift auf den Kontinent nicht übertragbar, weil 
die nationalen Bedingungen derſelben — insbefonvere die ariftofratifhen Grund- 
lagen — fehlen. Die franzöfifhe Faſſung, die in Frankreich felber nicht ſtark 
genug war, ben noch gährenden Xeidenfchaften ver Revolution und ber Reaktion 
zu wiberftehen, war leichter anderwärts nadzubilden und hat in andern Län— 
bern aud einem fefteren Beftand erlangt. Für Deutſchland aber waren wid- 
tige Grundbedingungen vorhanden, um, belehrt durch die Vorbilder und bie 
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Erfahrungen der Engländer und der Franzoſen, in eigenthümlicher Weiſe und 
mit Hoffnung auf Erfolg eine befriedigende Fortbildung der konſtitutionellen 
Monarchie zu verſuchen. 

Auch in den deutſchen Ländern hatte im 17. Jahrhundert die neue abſolute 
Monarchie die alten ſtändiſchen Beſchränkungen überall durchbrochen und wegge- 
räumt ober zu einem nichtigen Schein verborben. Aber im Gegenfag zu ver abfo- 
lutiſtiſchen Doftrin der Theologen und der Romaniften, und im Widerſpruch mit den 
Eigenthumsbegriffen auch der Feudiſten hatte zuerft ein deutſcher Fürft, Friedrich 
der Große, die Grundidee des modernen Königthums mit einer für alle 
Ängftlichen Seelen erfchredenden Schärfe des Auspruds vor der Welt verkündet. 
Er kümmerte fih nichts um das göttliche Recht der Theologen, fondern verftand 
die Staatseinrihtungen als menſchliche und verwarf die Borftellung, daß Bolt 
und Land wie ein Eigenthum dem Könige gehören, damit er damit nad feinem 
Belieben ſchalte und fpiele, als abgefhmadten Unfinn. Er nahm es als felbftverftänd- 
lich an, daß alle öffentlichen Inftitutionen nur um tes Volkes willen beftehen, 
und vor feinem genialen Blid erfhien ver Staat als ein organifher Körper, 
in dem die Monarchie nur ein einzelnes Glied, wenn gleich das leitende Glied 
fei. Den großen Sat ſprach er wieberholt aus: „Der König ift der erfte 
Staatspiener”; und nie erfhien ihm das Königsrecht anders als in der fitt- 
Iihen Würde und in dem fittlihen Ernft der Königspfliht. Wenn er troß 
diefer Grundidee, die ihm feine blendende Phrafe, fondern eine unläugbare Wahr- 
beit war, bie unbefchränkte Fürftengewalt, die er ererbt hatte, beibehielt, und weder 
neue Stände ſich an die Seite fegte noch auch verantwortliche Minifter zu Rathe 
309, fo geſchah das nicht aus Vorliebe für diefe Stantsform, er tavelt feine Vor— 
fahren über die nicht gerechtfertigte Befeitigung der alten Stände; fondern in dem 
Gefühl feiner in der That aufßergewöhnlichen perfünlihen Weberlegenheit und in 
der Meberzeugung, daß das Bedürfniß des noch unentwidelten Stantes am ficher- 
ften und beften durch feine ungehemmte Arbeit und Leitung zu befriedigen fei. Er 
beſchränkte ſich ſelbſt nicht durch Kammern, aber durch die zahlreichen Gefege, 
die er gab, und ſorgte auf dieſem Wege für die Erziehung ſeines Volkes zu einer 
geſetzlich geordneten Freiheit. 

Friedrich der Große iſt wirklich der principielle Begründer der organiſch— 
beſchränkten Monarchie der Neuzeit und hat damit den innern Kern der kon— 
ſtitutionellen Monarchie anerkannt. Alles Uebrige ſchließt ſich daran an wie eine 
nothwendige Ergänzung. 

Freilich wurde ſeine Lehre nicht verſtanden und ſein Beiſpiel nicht befolgt, 
und erſt nachdem die franzöſiſche Revolution die Beſorgniſſe ver Einen und die Ber- 
langen der Andern aufgeregt, erft nachdem der Kaifer Napoleon für feine Berfaf- 
fungsiveen unter den Fürften des Rheinbundes Propaganda gemacht hatte, fing 
man in Deutichland an, fhüchtern und langſam fich einigermaßen mit dem Ger 
danken der fonftitutionellen Monarchie zu bejchäftigen. 

Die wenigen Berfaffungen, welche in ver Rheinbundsperiode durch den Willen 
bes Protektors, Napoleons J., zu Stande kamen, wie insbefondere die Berfaffung 
für das neu gefchaffene Königreih Weftphalen vom Jahr 1807 und für das 
Königreih Bayern von 1808, waren noch in autofratifcher Richtung gehalten 
und dienten nur infofern als eine Mebergangsftufe zur Konftitutionellen Monarchie, 
als fie die Refte der alten Landſtände wegräumten, bie Grundbeftimmungen in 
Einer Urkunde zufammenfaßten und eine Art von kümmerliher Nationalrepräfen- 
tation, in welder die Intereffen des Grundbeſitzes, der Inbuftrie und der höhern 
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Bildung vertreten waren, mindeftens eine Begutachtung ber Gefege und eine Kon- 
trole des Stantshaushalts einräumten. 

Die Befreiung Deutfhlands von der Bormundfhaft und dem Drud des fran- 
zöſiſchen Kaiſerthums war vornehmlih dem opferfreudigen Muthe der empörten 
Nation zu verbanken. Das war ber rechte Moment, um die neue Staatsorbnung 
in nationalem und freiem Geifte zu geftalten. Einige wenige Stantsmänner, wie 
Stein und Humboldt, wollten das ernftlih. Der König von Preußen hatte 
feine Geneigtheit dazu öffentlich ausgeſprochen. Aber die alten abfolutiftifchen Net» 
gungen und Sitten der Höfe, der Minifter, ver vornehmen Kreife ver Geſellſchaft waren 
fo mächtig, die antirevolutionäre Abneigung der ſiegreichen Gewalten fo kurzfichtig und 
die politiſche Haltung des Bolkes fo vertrauengfelig und unentſchloſſen, daß nicht 
einmal das Beifpiel der reftaurirten Bourbonen die deutfchen Fürften vor der Er- 
neuerung einer möglichſt abfoluten Monarchie zurüdhielt. Auf dem Kongreß zu 
Wien waren die Böller gar nicht vertreten, und die Repräfentanten der Regie» 
rungen fannen vornehmlih auf Wieverherftellung der alten Legitimität und auf 
Erweiterung ihrer neuen „Souveränetät", Zwar fprad) Die veutfhe Bundes— 
afte, nachdem weiter gehende Forderungen an dem Widerfprud vorzüglich ber 
ſüddeutſchen, auf ihre Souveränetät eiferfüchtigen Fürſten gefcheitert waren, in 
Artikel XIII. das Berlangen aus: „In allen Bundesſtaaten wird eine landſtän— 
bifche Verfaſſung ftattfinden.” Damit war die abfolute Monarchie für Deutfchland 
im Princip verworfen. Aber trogbem wurbe nur in wenigen beutfhen Staaten 
die landſtändiſche Verfaſſung zeitgemäß erneuert und umgebildet, und gerabe bie 
größten deutſchen Staaten fträubten ſich am beharrlichſten, Defterreih bis auf bie 
neuefte Zeit, jene Forderung zu befriedigen. 

Vorzüglich die ſüddeutſchen Könige von Bayern und Württemberg 
und der Großherzog von Baden entjchloffen fi, in dem richtigen Gefühle, daß 
fie dadurch um fo leichter ihre Selbftänvigfeit den beiden deutſchen Großmächten 
gegenüber behaupten können, ihren Völkern Berfaflungen zu geben im Sinne ver 
tonftitutionellen Monarchie. In Württemberg festen merkwürdiger Weife bie 
Landftände, vorzüglich der Adel, diefer Neuerung anfangs einen ſchwäbiſch-zähen 
Widerſtand entgegen. Trotzdem glüdte es zulegt dem Könige, in Form ber Ver— 
einbarung mit den alten Ständen die neue Verfaffung vom 25. Sept. 1819 
zu Stande. zu bringen. Die bayerifche Berfaffung vom 26. Mai 1818 wurbe 
nach der Vorberathung des Stantsrathes lediglich von dem Könige „aus freiem 
Entſchluſſe“ gegeben und als eine willlommene Gabe von dem Bolfe angenommen. 
Ebenfo wurde au die badiſche Berfaffung vom 22. Auguft 1818 zwar oftroyirt, 
aber ihr Inhalt allgemein gebilligt. 

Außer den ſüddeutſchen Staaten gelang es in dieſer Zeit nur in Naffau 
(Berf. vom 2. Sept. 1814), Luxemburg (vom 24. Auguft 1815), Sadfen- 
Weimar-Eifenad (5. Mai 1816), Königreid Hannover (vom 17. Dec. 
1819), Großherzogthum Heffen (vom 17. Dec, 1820) und in Sadfen= 
Meiningen (vom 23. Auguft 1829) die neue Berfaffung einzuführen. 

Die franzöfifche Charte diente hiebei als Borbild, ohne einfach Fopirt zu wer- 
den. Die thatfählihen und die rechtlihen Grundlagen waren dod ganz anders 
als in Frankreich und der Einführung ver fonftitutionellen Monarchie weit günftiger. 
Die einheimifhen Dynaftieen voraus waren weber durch eine Revolution vertrieben 
noch durch eine Reftauration mit fremder Hülfe wieder eingefet worden Sie hatten 
in den alten Stämmen eine fihere wurzelhafte Stellung und ein großes hiſtori— 
ſches Kapital von hergebrachter Treue und Verehrung ver Bevölkerung unverfehrt 
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in die neue Form hinüber gerettet. Es waren zwar in Folge der Kriegsereigniffe 
neue Herrfhaften mit den alten verbunden worden, aber überall war in ben Ge— 
meinden, den Städten, den Ständen ein fefter Halt zu finden gegen die atomiftifche 
Auflöfung, die Frankreich erfahren hatte. Der deutſche Volkscharakter ift von Natur 
fonfervativer, als das bewegliche, leicht entzündliche Franzoſenthum. Die abftrakten 
Staatstheorieen, deren Logik auf den franzöfifhen Geift einen hinreißenden Einfluß . 
übten, berührten ven deutſchen Bürgerftand nur an der Oberflähe und prallten an 
dem Bauernftande völlig ab. Die Monarchie konnte ſich noch fiher fühlen, und wenn 
fie nur einigermaßen mit den Zeitideen ſich verföhnte, lief fie gar Feine Gefahr; 
fie konnte im Gegentheil in liberaler Richtung vorangehen und die fonfervativen 
Maſſen nachziehen, ohne fürchten zu müffen, daß bie Bewegung fie überhole. und 
zu Dingen vränge, die ihr oder, was fie immer für gleichbedeutend zu halten hat, 
dem Lande verderblich waren. Noch im vorigen Jahrhundert hatten, durch das Bei- 
fpiel Friedrichs des Großen ermuthigt, die Fürften diefe Auffafjung ihrer politi- 
ſchen Aufgabe als ihr Ideal betrachtet, und auch jetzt wagten fie zuweilen ähnliche 
Strebungen ; aber die Furcht vor der Revolution jchredte fie dann wieder auf bie 
Wege ver ängftlihden Hemmung alles politifchen Fortſchrittes, und die großen Theils 
reaftionäre Umgebung vermwidelte fie wieder in bie unglüdlichen Tendenzen eines 
halben Abfolutismus, 

In fheinbarer Analogie mit dem engliihen Oberhaus und ver franzöſiſchen 
Pairskammer wurden aud in mehreren deutſchen Staaten Erfie Kammern ge 
gründet; aber viel zu ausjchließlih auf den Grundadel gebaut, der in Deutſchland 
feit Yangem einer nationalen Politik entwöhnt, durch mancherlei fociale Sitten und 
Interefien von den Höfen abhängig und eher geneigt war, ben. Untergang ber 
mittelalterlihen Rechtszuſtände zu verwünfchen, al8 die moderne Entwidlung feiner 
ſeits zu unterftügen. Durch Hinzutritt einiger weniger firchlicher Würbenträger und 
politifher Kapacitäten, die auf Lebenszeit zu Mitgliedern ernannt wurben, fand 
eine etwelche aber ungenügende Ergänzung ftatt. In einem Zeitalter, weldes 
der Xriftofratie überhaupt nicht günftig ift, konnte die als Gegengewicht und 
Moderator unentbehrliche ariftofratifche Kammer nur dann eine unbeftrittene Auto: 
rität erwerben und ihre Zwede erfüllen, wenn fie alle wahrhaft ariftofratifchen 
Elemente in der Nation forgfältig fammelte und fih durch Charakter und Wiſſen 
auszeichnete. Diefe Rüdfichten wurben aber nirgends hinreichend beachtet, und bie 
Erften Kammern, von den Borwärfen einer mehr oder weniger reaftionären Ge- 
finnung vor der öffentlihen Meinung ungeftüm verfolgt, waren zu ſchwach und 
imponirten dem Bolfsgefühl zu wenig, um in ber allgemeinen Hochachtung und 
in dem öffentlichen Vertrauen eine geficherte Stellung zu erobern. 

Nicht fo plutnkratifch ward die Wahl der Abgeordneten indie Zweiten 
Kammern georbnet, wie in Paris; aber fie fchloffen fi) mehr ald die neue Zeit 
e8 ertrug, freilich im Anfhlug an die Vorfhrift der Bundesverfaffung, am bie 
alten ſtändiſchen Unterfchiede an, anftatt die neuen -Intereffen je nad ihrer 
Bedeutung für das öffentliche Leben zu repräfentiven. Sie waren dod nur eine 
partielle und durch ängftliche Rüdfichten einer vormundfchaftlihen Regierungspolitit 
gelähinte Vertretung der eigentlichen Vollsklafſen. 

Endlih war aud die Stellung der Beamten eine andere als in Franl- 
rei ober gar in England. Der tägliche Einfluß ver veutfhen Beamtung auf bie 
monarhifhe Politit und Verwaltung ift im Ganzen bebeutender als der Einfluß 
der Kammern. An die englifhe Mitregierung einer unabhängigen, der Staatsein- 
fünfte nur ausnahmsweife bebärftigen Ariftofratie war in Deutjchland nicht zu 
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denken. Aus. allen Schichten der Bevölkerung, ſogar aus den ärmlichſten Familien, 
fliegen die deutſchen Beamten über die Stufen der gelehrten Schulen und der Unis 
verfitätsbildung in die Praris eintretend langjam empor. Eine fehr große An— 
zahl fuchte auf dieſem Wege vornehmlid) ein ehrenhaftes Auskommen, einen befol- 
beten Dienft und fand ihn, nur färglich ausgeftattet, aber reich mit Arbeit belaftet. 
Zu bemeflener Suborbination erzogen, wurben fie theilmeife durch die ferne Aus- 
fiht auf Beförderung und Auszeihnung ermuntert und. verlodt. Es zeugt für ven 
trefflihen Bollscharakter, daß in dieſem Beamtenftand fo viel Fleiß, Pflichttreue, 
Ehrenhaftigfeit, Gewiſſenhaftigkeit fih beifammen finden, wenn glei wir bie 
Scattenfeiten, voraus die burenufratifhe Pedanterie und die unfelige Sudt, 
Jedermann zu bevormunden, nicht verjchweigen dürfen. Er ift das große befeelte 
Inftrument der Monardie, aber auch vielfältig ihre Schranke. Er ift nicht fo un— 
abhängig und nicht jo ſelbſtthätig wie die engliſche Ariftofratie, aber geſchäfts— 
kunbiger und fleißiger; aber er ift geficherter in feiner Eriftenz und nicht fo bieg- 
fam und gefügig wie vie franzöfiiche Beamtung, welche jever Wandlung ifres 
Herrn mit Eifer folgt. Die deutſche Eonftitutionele Monarchie ift daher in höherem 
Grade von den Traditionen und den Anfichten auch der Beamtung beſchränkt, als 
bie der weftlihen Stanten. 

Trotz aller Mängel aber, die erft allmählig bemerkt und empfunden wurden, 
lag in diefen vepräfentativen Einrichtungen ein großer Fortſchritt in der politifchen 
Erziehung, und die fonftitutionellen Staaten hatten alle Urſache, im Vergleich. mit 
den nichtlonftitutionellen ſich dieſes Fortſchritts zu erfreuen. 

Das größte Hemmniß, welches die Fonftitutionelle Entwidlung in Deutſchland 
erfuhr, lag in der Haltung der beiden deutſchen Großmächte, welche dieſelbe wäh- 
vend Jahrzehnten mit Mißtrauen verfolgten und fowohl am Bundestage als mehr 
noch durch biplomatiihe Einwirkungen zu einem bloßen Scheine zu verderben 
trachteten. Noch im Mai 1815 hatte der König von Preußen „eine Repräfen- 
tation des Volks“ den Preußen verfprohen, aber die Ausarbeitung der Reichöver- 
fafjung, zu der Steins große Reformen das befte Fundament hergeftellt hatten, 
gerieth ins Stoden, und es glüdte ver Metternih’ihen Diplomatie, mit Hülfe der 
ruffifhen Allianz die preußifche Politik von der ihr durch die Natur der Dinge 
und die Gejhichte des Staates vorgezeichneten Richtung abzulenken und dem Ab— 
folutismns des halbbarbarifhen Dftens vienftbar zu machen. Die verheißene 
„Repräfentantenfammer" in Berlin fam nicht zu Stande, und die Provinzial: 
fände, zu denen man fich endlich im Jahr 1823 entſchloß, erhielten nur ge= 
geringe Befugnifie: das Necht der Berathung von Gefegesentwürfen, die nur bie 
Provinz angehen, Begutachtung der Entwürfe von allgemeinen Gefegen, melde 
Beränderungen in Perfonen- und igenthumsrechten und in ven Steuern zum 
Gegenſtand haben, Betitionsreht in Sachen ver Provinz, Beſchlußrecht in Kom— 
munaglangelegenheiten, 

Das Mißtrauen der Großmächte gegen die konftitutionellen Rechte machte fich 
faft bei jeder Gelegenheit und vorzüglih auch im den Artifeln 54—61 ber 
Wiener Schlußakte geltend, welche wieder ohne Berathung der repräfentati= 
ven Körper lediglich durch Vereinbarung der Regierungen zu Stande fam. Zwar 
wurde neuerdings auf Erfüllung des Art. XIII, der Bundesakte gebrungen, ber 
Fortſchritt der alten landſtändiſchen Berfafiung zu einer allgemeinen Landesvertre— 
tretung, Repräfentatioverfaffung gebilligt, die Abänderung „m anerkannter Wirk: 
famfeit beftehender landſtändiſcher Berfaffungen auf anderm als verfaljungs- 
mäßigem Wege” unterfagt, aber die Gormulirung der monarchiſchen Gewalt in 
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Art. 57 5) konnte einen Anhalt geben, um die Fortbildung ver parlamentarifchen 
Rechte zu hemmen, und das Berbot einer Beſchränkung ver Bundesglieder in ber Er- 
fülung bundesmäßiger Verpflichtungen dur die landſtändiſchen Berfaffungen zur 
Handhabe dienen, um einen vormundfchaftliden Drud der Bundesgewalt zu ver- 
fuhen, und die ausgefprodene Schen vor der Deffentlichkeit der landſtändiſchen 
Berhandlungen diente nicht dazu, das konftitutionelle Leben, das nur in der Deffent- 
lichkeit gebeiht, zu fördern. 

Nah der franzöfifhen Iulirevolution vom Jahr 1830 machte die bentfche 
Bewegung wieder einen Ruck vorwärts. Neue Berfaffungen im Sinne ber 
fonftitutionelen Monarhie wurden eingeführt in Schwarzburg-Rubolftapt 
(28. Dec. 1830), Sachſen-Altenburg (29. April 1831), in Kurbeffen (5. Ian. 
1831), im Königreih Sachſen (4. Sept. 1831), in Braunfhmweig (12. Dt. 
1832), in Hohenzollern- Sigmaringen (11. Juli 1833), und bie ältere Ber- 
faffung von Hannover erlitt eine Umgeftaltung (26. Sept. 1833). Dann aber 
ftellte fich bald wieder unter dem Schuge der Großmächte eine Reaktion ein. Es 
wurde fogar von dem Bundestage (1832) eine außerorbentlihe Kommiffion zur 
Ueberwadung ter Landſtände in ven Einzelftaaten beftelt und für Streitigfeiten 
zwifchen Regierungen und Stänben ein Bundesſchiedsgericht eingerichtet, deſſen Zuſam⸗ 
menfegung den erftern fo günftig zu fein fchien, daß es bei ven letztern kein Ber- 
trauen fand und nie praftiih wurde. Schon vorher war durch ein Bundesgeſetz 
die Genfur der politifchen Preſſe angeordnet worben, und die Genfur wurbe über- 
dem wieder ängſtlicher und drückender gehandhabt, als zuvor. 

Das mißtrauifhe und großentheils feinpfelige Verhalten vieler Regierungen 
geaen die Kammern trug dazu bei, bie VBolfsvertretung zu verflimmen und einen 

eift der Oppofition groß zu ziehen, der num wirklich für die Regierungen 
gefährlih und für die politiihe Bildung der Nation ſchädlich wurde. Zum 
Nachtheil ver Autorttät und der Freiheit galten nun bie Eigenfhaften oppofitionell 
und freifinnig für gleihbebeutend, und in dem geſetzgebenden Körper, in welchem 
Haupt und Ötieder nur dann ſich wohlbefinden, wenn fie in Harmonie zufam« 
men wirken, war ein fortgefetter innerer Krieg beinahe zum normalen Zuſtand 
geworben, 

Da wurde Deutfhland von dem Erbbeben des Jahres 1848 erfchüttert, und 
auf einmal zeigte ſich's, auf welch' unfiherm Boden je bie größten beutfchen 
Mächte fanden, welche jo viele Jahre hindurch Halb mit Veradtung, Halb mit 
Uebelwollen auf vie konftitutionele Entwidlung berabgefehen Hatten und fi auf 
ihre der abfoluten Monarchie angenäherte geringe Beſchränkung der Monardie 
viel zu Gute thaten. 

In Preußen hatte der König Friedrich Wilhelm IV. noch vor dem 
Ausbruch der Revolution durch das Edikt vom 3. Febr. 1847 den Bereinigten 
Landtag nad Berlin einberufen und gehofft, dadurch die Verfafjungsentwidlung 
in nationalerem Sinne abzufhliegen. Preußen hatte ſich dadurch den Fonftitutio= 
nellen Staaten angenähert, und infofern wurde die wichtige Wendung freubig be= 


5) Immerhin hat diefe Formulirung einen flaatsrechtlichen Sinn, während im Jahr 1852 
in der deutfchen Bundesverfaumlung geradezu theofratifche Vorftellungen von der fürftlichen 
Autorität fich Geltung zu verfchaffen wußten, mit denen überhaupt fein Staatöredht und am wenigften 
das der fonftitutionellen Monarchie beſtehen kann, tbeofratifche Borftellungen, von denen vor 150 
Jahren Thomaflus erklärte, daß fie wohl in Frankreich einzuführen verfucht, in Deutfchland aber 
zu feinen Zeiten gebilligt worden feien, 
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grüßt. Uber der Schritt war nicht groß genug, und der Vereinigte Landtag war 
noch zu fehr an die Befhränfung der Provinzialftände gebunden, um die Anſprüche 
der Neuzeit zu befriedigen. Auch Preußen, wie Defterreih, das ganz zurüd geblieben 
war, verfiel im Jahr 1848 der Revolution, während gerade bie älteren konſtitu⸗ 
tionellen Staaten, Bayern nnd Hannover, von den Stürmen der Revolution am 
meiften verſchont wurden und feinen gewaltfamen Berfaffungsbrud erlitten. 

Nun wurde die Fonftitutionelle Monarchie in ganz Deutichland das allge 
meine Lofungswort aller Parteien, nur mit Ausnahme der eifrigften Demokraten. 
Alle Fürften erklärten ſich für viefelbe, fogar der Kaiſer von Defterreich in offi- 
ciellen Kundmachungen. Ueberall wurden neue Berfafjungen in ihrem Sinne neu 
eingeführt, wo bisher noch keine beftanden Hatten, und bie ältern Berfaffungen 
im Sinne des erweiterten Wahlrechts, vermehrter Rechte der Kammern, ausger 
dehnter Bolksfreiheiten modificirt. Eine Zeit lang war ganz Deutfchland von ber 
Hoffnung gehoben, daß die konſtitutionelle Monarchie, wie in ben einzelnen 
beutihen Staaten, fo aud folgerichtig in dem neuen Bundesftaate durchge— 
führt werbe. Die bemofratifhen Tendenzen zeigten damals eine Stärke, wie nie 
zuvor in Deutfhland; vie abfolutiftifch gefinnten Parteien waren erjchrodener 
als je. 

Trotz aller Uebertreibungen und radikalen Mißgriffe, welche in ber ftürmi- 
ſchen Zeit nicht ausblieben, fann von da an ber dauernde Sieg der fonftitutio- 
nellen Monarchie als der normalen Berfaffungsform für die deutfhen 
Staaten batirt werben. Zwar gelang es nicht, auch den Bund in dieſe Staats- 
form umzubilden. Zwar wurbe in Defterreich, deſſen verſchiedene Nationalitäten 
in wilden Bürgerkrieg fi befämpften und das nur durch die äußerſten Anftren- 
gungen feiner Reihsarmee und nicht ohne Hülfe der Ruſſen zufanmen gehalten 
warb, bie Reichsverfaffung, weldhe der Kaifer Franz Iofeph am 4. März 1849 
oftroyirt hatte, durch ein faiferliches Kabinetsjchreiben vom 31. Dec. 1851 wieber 
außer Wirkfamkeit erflärt und ein neuer Verſuch gemacht, in bureaufratifc-abfolutem 
Geiſte mit Hülfe der Burenufratie, der Armee und des Klerué das zufammen- 
gefegte Reich zu regieren. Zwar folgte überall aud in Deutichland ver leiven- 
fhaftlihen Bewegung ver Revolution wieder eine mehr oder minder heftige Res 

on. 
; Aber die Wirkung der Reaktion blieb doch hinter der Wirkung der vorher- 
ehenden Aktion fehr zurück. Daraus ſchon ward die nachhaltige Richtung der 
Beit offenbar, bevor noch die reaktionäre Gegenwirkung ihre Kräfte nach wenig 
Jahren erſchöpft hatte und bie liberale Strömung wieder zu fteigen begann. 

Entfheidend wurde es, daß der größte veutiche Staat, Preußen, nun blei- 
bend zur onftitutionellen Monarchie übergegangen war. Anfangs kam es freilich 
zu keiner Berftändigung zwifchen dem König und der Nationalverfammlung. Der König 
entſchloß ſich, eine proviſoriſche Verfaſſung am 5. Dec. 1849 zu oftroyiren, aber ſchließ⸗ 
lich warb bie neue befinitive Berfaffung vom 31. Ian. 1850 do das gemeinfame 
Werk des Königs und der Kammern. Die feitherigen Verfaſſungskämpfe in Preußen, 
welche zu einigen Abänderungen, nicht gerade Berbefjerungen derſelben führten und 
in der Glanzzeit des reaftionären Gegenvruds das „Herrenhaus" empor trieben, 
verliefen doch bisher ohne einen Berfafjungsbrud, und fogar die preußifchen Ritter 
und Junker, welche zuvor für die abfolute Monarchie unter ber pers ge⸗ 
ſchwärmt hatten, daß fie als „Heine Herren” in ihrem Revier auch abſolute Macht 
behalten, gewöhnten ſich allmälig an die parlamentarifche Diskuſſion und an bie 
freiere Bewegung des konftitutionellen Lebens. Die unentbehrliche Harmonie bes 
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Königthums und der beiden Häuſer, welche die Verſchiedenheit ver Parteien und 
Meinungen gewähren läßt, aber fie doch wieder im Namen des Ganzen zur Ein- 
beit zufammen faßt, ift freilich noch nicht vorhanden und um deßwillen aud bie 
Wirkſamkeit der preußifhen Berfaffung noch theilmeife gehemmt. Infofern leidet 
ver Staat noch an einem innern Zwielpalt, ver überwunden werben muß. Aber 
das Königthum ift doch, wenn es die Zeitideen energifch aufgreift, ſtark genug, 
im Berein mit dem Bolfe ven ftarren Widerftand der Heinen Herren zu beugen, 
ohne die wohlthätige Kraft des ariftofratifchen Schwergewichts brechen zu müſſen, 
und bie nöthige Einheit in der Nepräfentation herzuftellen. Nur freilic wird dieſes 
Ziel nicht durch bloße Langmuth und noch weniger burd ein Schwanken zwijchen 
Wollen und Bollbringen, ſondern nur durch einen wohl überbadhten und mit Ent- 
ſchloſſenheit durchgeführten politiichen Feldzug erreicht werden, und ift ohne par⸗ 
‚tielle Aenberung ver Berfaffung ſchwerlich erreichbar. 

Der 1851 reftaurirte Bundestag unternahm es, die Berfaffungen ver Ein- 
zelſtaaten von einzelnen demokratiſchen Ausfchreitungen zu reinigen und den monar⸗ 
chiſchen Charakter derjelben zu ftärfen; er blieb aber nicht babei ftehen. Hätte ex 
nur das gethan und gleichzeitig die verfaffungsmäßigen Vollksrechte gegen Ueber— 
griffe der Regierungen geſchützt, jo hätte er zwar nicht das Bedürfniß einer Bun- 
besreform befeitigt, denn feine ganze Organifation war weder mit dem ſtaatsrecht⸗ 
lichen Princip, das num in den Einzelftaaten zur Geltung gelangt war, im Ein- 
Hang, noch geeignet, der deutfchen Nation die ihr gebührende europäifhe Macht- 
ftellung zu verihaffen; aber er hätte bie öffentlihe Meinung infofern beruhigen 
innen, daß fie in ihm einen Schirmer des Berfafjungsrehts geachtet hätte. Er 
ließ fi aber von der reaftionären Barteiftrömung dazu verleiten, aud; ven Ber- 
faſſungsbruch, wenn er von einer Regierung ausging, zu jchügen und das fon- 
ftitutionelle Leben, fo viel an ihm lag, eher zu hemmen als zu fördern. Diefe 
Politit wirkte für fein Anſehen höchſt verderblich und bereitete neue Kämpfe vor, 
bie ihn felber in vie mißlichſte Lage verjegten. 

Nur wenige beutfhe Staaten vermochten fi den Schwanfungen und Gtrö- 
mungen bes Berfafjungsrehts zu entziehen. Unter ihnen wahrte Bayern durch 
feine Berfaffungsgefege von 1848 und in der Folge die Ehre des konftitutionellen 
Berfahrens; die reaktionäre Bewegung, von welder auh Bayern nicht verfchont 
blieb, hatte keinen Bruch der Berfafjung zur Folge und wurbe durch die Gefund- 
beit des innern Organismus wieder überwunden. Heftigere Stöße erfuhr Han- 
nover. Die Berfaffung von 4833 war durch einen einfeitigen Gewaltakt des 
Könige Ernft Auguft 1837 verändert worden, ohne daß der Bund ſich des 
Rechtes annahm; und die neue Berfafjung vom 5. Sept. 1848 erlitt durch den 
Bundestag im Jahr 1855 wiederum eine Störung, deren Rechtmäßigkeit von 
Bielen bezweifelt wird. In Württemberg wurde im Jahr 1850 vie Verfaſſung 
von 1819 reftaurirt, nachdem eine Berftändigung mit der Landesverfammlung, bie 
nah einem Berfafjungsgefeg don 1819 berufen ward, nicht zu Stande gelommen 
war. Die Berfafjung von Baden vom Jahr 1818 erlitt 1849 nur eine Mo- 
bififation. Dagegen wurde die Berfaffung von Kurhejfen vom 5. Jan. 1831 
mit ihren Beränderungen von 1848 und 1849 mit Hülfe des Bundes außer 
Wirkfamkeit gefegt und die Berfafjungswirren eingeleitet, deren rechtmäßige Löfung 
die Gegenwart zu erreichen hofft. Die Verfaffung des Großherzogthums Heſſen 
von 1820 wurbe durch eine oftrogirte Wahlordnung von 1850 in bureaufrati- 
ſchem Sinne umgeändert. Das Herzogthum Holftein hatte zur Zeit der natio- 
nalen: Erhebung eine Berfofiung vom 15. Sept. 1848 erhalten, die dann von 
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der erneuerten Dänenherrſchaft wieder aufgehoben wurde. Seitdem find bie’ öffent- 
lihen Zuftände nicht mehr in verfaffungsmäßige Ordnung gefommen. Auch bie 
Berfaffung für Luremburg, welde am 9. Juli 1848 durch Vereinbarung ver - 
Krone mit der Landesverfammlung zu Stande fam, wurbe fpäter in ihrer Wirf- 
famteit geftört. Dagegen erhielten fi bie revidirten Grundgefege von Sahfen- 
Weimar (15. Dft. 1852) und Koburg-Gotha (3. Mai 1852), treg den ver- 
fuchten Angriffen unverfehrt, weil die Yürften ſich nicht aus ber Eonftitutionellen 
Bahn verdrängen Liegen. Auh Braunfhmweig bewahrte num feine Berfaffung 
von 1832. Aber in Naſſau wurde die im Jahr 1848 befeitigte „Herrenbant“ 
dur eine Iandesherrliche Verordnung vom 27. Nov. 1851 wieber reftaurirt, und 
in Medlenburg, wo fid am längften mittelalterlich-ftändifche Zuftände erhalten 
hatten, die Repräfentativverfafjung vom 10, Dt. 1849 den Anfeindungen det 
Ritter in dem Sciedfprud vom 11. Sept. 1850 wieder geopfert. Georbneter 
blieb das Berfaffungswefen in Oldenburg (18, Febr. 1849 und 22. Nov. 1852), 
indem die Beränderungen auf verfaffungsmäßigem Wege zu Stande kamen. In 
Anhalt-Defjau wurde die Verfaffung vom 29. Dit. 1849 durch landesherr⸗ 
liche Berorbnung vom 4. Nov. 1851 wieder einfeitig aufgehoben, in Anhalt- 
Dernburg aber der Rechtszuſtand (Verf. v. 28. Febr. 1850) beffer gewahrt. 
Auch Shwarzburg-Sondershaufen folgte den größern Schwanfungen, be 
hielt aber ſchließlich das Grundgefeg vom 12. Dec. 1849 mit Mobififationen von 
1852 und 1854 bei. Unter den übrigen Hleinften Staaten ift nur noch Lipp 

zu erwähnen, deſſen Berfafjung von 1836 nod) befteht. 

Diefe reaktionäre Richtung erlitt die erften großen Niederlagen im Jahr 1858 
in Preußen durch den Sturz des Minifteriums Manteuffel, zu dem der verfaf- 
fungstreue Prinzregent fih entfhloß, und in Bayern durch den erfolgreichen 
Kampf der Kammern gegen das Minifterium Pforbten und den Frieden, den der 
König mit feinem Volke ſchloß. Noch einmal fammelte die Reaktion, melde in 
Wien ihre Häupter fand, alle ihre Kräfte; aber das Unglüd des italienifchen 
Krieges brach ihren Muth und offenbarte der Welt den furchtbaren innern Ber 
fall, in den die abjolutiftifche Politik ganz Defterreich verwidelt hatte. Sogar ba 
fing man an, die lange geſchmähte konftitutionelle Monarchie wie eine Nothwen- 
digkeit und als die einzig noch mögliche Stantörettung anzufehen. Die neuen 
Grundgefege, welche für die öfterreihifhe Gefammtmonardhie umb für ihre 
einzelnen Kronländer am 26. Febr. 1861 verkündet worden find, befennen wiederum 
das Staatöprincip der fonftitutionellen Monarchie, wenn auch zum Theil in eigen- 
thümlicher und in unvollftändiger Weife. 

In Summe: Die konftitutionelle Monardie ift zum herrſchenden Staats— 
princip in allen fürftlihen vdeutfhen Staaten geworben, obwohl überall abfjolu- 
tiſtiſche — zuweilen aud) radikal-demokratiſche Gegenmwirkungen dieſe Yortbiltung auf- 
zubalten und gelegentlich zu ftören verfuchten. Auf der redlichen Anerken— 
nung dieſes Berfafjungsprincips beruht im Innern der Friede zwiſchen 
den Bölfern und ihren Fürften. 

VI Begriff und Arten der fonftitutionellen Monar- 
hie So widtig die englifhe Berfafjungsgefhichte für die Entwidiung ver kon— 
ftitutionellen Monarchie geworden ift, fo können wir doch nicht durch bloße Ab— 
ftraftion der englifchen Rechtsform oder Rechtöfitte den Begriff der Eonftitutionellen 
Monarchie gewinnen. Bielmehr lafjen fich die weſentlichen Merkmale verfelben nur 
aus der Vergleihung ber mannigfaltigen Bilvungen aud bei andern Völkern und 
aus der natürlichen Fortbildung der modernen Staatsidee überhaupt begreifen. 
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Je nach der Art und Gefchichte eines Volles nimmt biefelbe Grundform wieber 
einen modifieirten Ausdruck an. Sogar bei vemfelben Bolle macht fie in den ver- 
fhiebenen Zeiten Wandlungen. Gerade weil fie nicht abfolut, fondern relativ 
ift, hat fie auch die Fähigkeit, den verfchievenften Berhältniffen und Bedürfniſſen 
fih anzufchmiegen. 

Schon die Benennung konftitutionelle Monarchie, d. h. verfaffungsmäßige 
Monarchie, unterſcheidet viefelbe jehr beftimmt ſowohl von der abfoluten Mo- 
narchie, ald von der patrimonialen Monardie. In dem Worte find drei Grund- 
gedanken angedeutet, die ſchon für ſich allein zahlreiche und praktiſch erhebliche Fol⸗ 
gerungen begründen: 1) Der fonftitutionelle König ift niht außer nod über, 
fondern in der Berfafjung; 2) er ift an der Spige ver Berfafjung als das 
Haupt des Staatskörpers; 3) er ift nothwendig beſchränkt durch 
bie ebenfall8 verfaffungsmäßigen Rechte der übrigen Volksklaſſen und Unterthanen. 
Wo diefe drei Grundfäge anerfannt werden, da fann man, ohne der Sprache 
Gewalt anzuthun, von konſtitutioneller Monarhie reden; wo auch nur eine 
berfelben verneint wird, da paßt das Wort nicht mehr. 

Unter Berfaffung aber verftehen wir nicht nothwendig eine gefchriebene 
Berfaffungsurfunde, fondern voraus die lebendige Organifation 
des Volks und die anerfannten Grundlagen des öffentlihen Rechts. Die 
Engländer, die Begründer der konftitutionellen Monarchie, haben wohl eine Reihe 
von Berfaffungsgefegen aus verfchievenen Zeiten, aber Feine ſyſtematiſche Darftel- 
lung ihrer Gefammtverfaffung in einer fogenannten Konftitution. So wenig wir 
daher geneigt find, das Vorurtheil derer zu unterftügen, welde in gefchriebenen 
Örundgefegen nur ein Stüd Papier fehen, das man nad Belieben zerreißen dürfe, 
und obwohl wir der Formulirung und Aufzeihnung des Berfaffungsredhts einen 
fehr großen Werth beilegen, weil fie die Klarheit und bie Sicherheit derjelben 
erhöht; fo gilt doch von dem öffentlichen Recht faft noch mehr ald vom Privatredht 
die Wahrheit des Worts: „Der Buchftabe ift tobt, nur der Geift ift lebendig“; 
und mächtiger al8 die ftarre Formulirung ift doch das in ben lebendigen Ber- 
hältnifjen des Staats offenbare Wefen des Rechts. 

„Der Eonftitutionelle König ift nit außer noh über dem Staatskörper, 
fondern felber ein Glied des Staatsförpers." Mean follte meinen, dieſe Wahr: 
heit bedürfe feiner weitern Begründung noch einer Erklärung für unfere Zeit und 
für civilifirte Völker. Und doch fträubt man ſich mandenorts, dieſelbe anzuerkennen, 
und verbächtigt fie gar als gefährlih, wie wenn es nicht viel gefährlicher wäre, 
offenbare und allgemein verftandene Wahrheiten zu beftreiten, um bie öffentliche 
Autorität auf dem hohlen Unterbau von Filtionen aufzurichten, deren Unwahrheit 
für Niemanden mehr ein Geheimniß ift. 

Sowohl die radikal-demokratiſche Partei als die Abfolutiften verfuchen es 
wohl, die Fürften von ihren Bölfern zu trennen. Die Demokraten fegen ben 
König dem Volk entgegen, um ihn losgeriffen von den Wurzeln feiner Macht 
deſto leichter zu befeitigen; die Abfolutiften thun dasſelbe, aber in der Abficht, 
das verachtete Volk defto rüdjichtslofer drüden und ausbeuten zu können, Die 
beiden extremen Parteien arbeiten fich wechjelfeitig in bie Hände, aber zulett 
haben die Demokraten, wenn es erft den Abfolutiften gelungen wäre, ihren Tren- 
nungsproceß zu vollziehen, in unferer Zeit weit größere Chancen des Erfolgs. 
Wem das nicht ſchon aus logischen Gründen Kar ift, der braudt nur einen Blid auf 
bie letzten fiebenzig Jahre zu werfen, um ſich zu überzeugen, daß zur Noth ein 
Bolt aud ohne einen König, aber niemals ein König ohne ein Bolt eriftiven 
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fonn. Ein Bolt kann unter Umftänden aud einen neuen König und eine neue 
Dimaftie erheben, aber nicht umgekehrt ein geftürzter König ein neues Bolt 
haften, und in den feltenften Fällen das alte Bolt wieder zur Unterwerfung 
zwingen. ; 

Ben nod) im 18. Jahrhundert deutſche Stanrrechtslehrer die fürftliche Ge- 
walt als eine Art des Eigenthums bezeichneten, fo ift das in einer Zeit, welche 
foft nur die patrimoniale und die abfolute Herrfhaft fannte, erflärlih, Wenn aber 
heute nod ein höfiſcher Schriftfteller, Guftav Zimmermann 6), ven deutſchen 
Fürſten räth, fih als die ausſchließlichen Eigenthümer aller Staats- 
gemalt zu betrachten, und alle politiihen Rechte der Unterthbanen als Privi— 
legien erffärt, die auf der Gnade des Fürften beruhen, die daher zurüdzunehmen 
der Fürſt ebenfo berechtigt jei, wie zu geben; fo ift die Abfurbität dieſer Lehre 
Jedermann ebenfo Mar wie ihre unerhörte Frechheit. Die Zumuthung am die 
ſaͤmmtlichen Boltsklaffen, welche feit 80 Jahren jo viele alte Autoritäten haben 
fallen ſehen und ihre eigenen Kräfte erprobt haben, fich felber für politifch rechte 
loſe Wefen zu betrachten, die nur von der Gnade ihres Fürften einige öffentliche Brivile- 
gien anf Ruf und Wiverruf erhalten haben, wäre empörend, wenn fie nicht gar 
zu abgefhmadt wäre. So lange es eine deutſche Geſchichte gibt, haben ſich die 
Deutfhen aud für politifh berechtigte Wefen gehalten, und in ihren 
Genoſſenſchaften, Gemeinden, Ständen, auf ihren Land- und Reichstagen, in ihren 
Rüthen und Gerichten ihre Berechtigung geübt. Man kann ihnen eher vorwer⸗ 
fen, daß fie zu trogig ihr befonderes Recht behaupteten und zu wenig willig 
waren, ſich ver höheren Stantögewalt zu fügen. Und nun follen fie im 19, Jahr 
hundert, welches auch die legten Reſte der privatrechtlichen Eigenfhaft und Hörig- 
feit abgeftreift und die allgemeine Freiheit Aller ald das Princip der neuen 
Zeit verkündet hat, politiſche Fürftenhörige werden und zugleich mit ihrer Freiheit 
auch alle ihre öffentlihen Rechte und ihre Ehre verlieren! Durch einen wahren 
Zafhenfpielerfhluß leitet Zimmermann aus dem Erbrecht der deutſchen Fürften 
ihre Eigenthum ab und begründet dann mit dem Worte Eigenthum die unbe 
grenzte, alles Recht der Untertbanen verfchlingende Gewalt ver Monarchie. Der 
Umfang der fürſtlichen Gewalt ift aber von der Form ihrer Entftehfung — Erb⸗ 
recht oder Wahl — ganz unabhängig: das mittelalterliche Erbfürftenthum war 
äußerft beſchränkt, das römiſche Wahlkaiſerthum fehr abfolut. 

Bor allen Dingen aber find die Begriffe Eigenthum und Staats— 
gewalt ſcharf zu ſcheiden, und es ift ein verwerflicher, weil irreleitender Sprach⸗ 
gebraud, wenn jogar in heutigen Staatsurfunden noch die Souveränetät über ein 
Land als ein „Eigenthum“ (pleine propriet6) benannt wird. Das wirkliche 
Eigenthum einer Perfon — was ihr ausſchließlich eigen gehört — kommt ber 
Privatperfon zu, die obrigfeitliche Gewalt fommt als ſolche niemals einer Privat- 
perfon, fonbern nothwenbig einer öffentlichen Perſon zu. Das Eigenthum Tann 
jeter beliebigen Perfon gehören, das obrigfeitliche Recht nur einer beftimmten Per⸗ 
fon zugeftanden werben; das erftere ift für Ale das gleiche, das letztere ift je nach 
ber Verfaſſung des beftimmten Staates verſchieden normirt. Der Cigenthümer 
fann feine Herrihaft üben oder nicht üben, wie es ihm gefällt; er kann feine 
Sachen brauden und verbrauden, verbefiern ober zerftören, unbenugt liegen und 


— — 





6) Die Vortrefflichkeit der konſtitutionellen Monarchie für England und die Unbrauchbarkeit 
derfelben für die Ränder des europätfchen Kontinents, Hannover 1852. 
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untergehen lafien, nad; feiner Willfür. Wer aber öffentliche Gewalt hat, ver bet 
zugleich öffentliche Pflicht und muß biejelbe üben, wo das öffentliche Bedürfniß 
e8 erfordert. Der Eigenthümer darf fein Eigenthum verpfänden und veräußern an 
wen er will, die Staatsrechte aber find fein Gegenſtand des Handelsverfehrs. 
Der Inhalt des Eigenthums ift materielles Vermögen, wirthſchaftliche Befugniß 
und Ausbeutung, perfönlihe Herrſchaft über unperfönliche Dinge, über Stüde ber 
Erboberfläche, über leblofe Geräthſchaften, über Hausthiere. Der Inhalt des Kö— 
nigsrechts iſt politifhe Leitung der Perfonen durch die Perfon, ift Rechtsſchutz der 
Perfon zu Gunften der Perfonen. Sein Eigentum bat Jeder ausſchließlich für 
fih, niemals für Andere, die obrigfeitlihe Macht hat Niemand für fich felber, 
immer nur für die Gefammtheit. Das. Eigenthum ift wohl denkbar ohne ven 
Staat — aud) der Nomade hat Eigentum und Robinfon Kruſoe hatte Eigen- 
thum —, aber Königsreht ift Staatsgewalt und nur im Staate denkbar, Das 
Eigenthum ift deßhalb unbefchränft, weil die Perfon über die Sache abfolut über- 
legen ift, das Fürſtenrecht ift im civilifirten Staat deßhalb beſchränkt, weil ber 
Fürſt mit feinen Volksgenoſſen ein gleihartiges Wefen ift und biefelben nur um 
ver Öffentlihen Ordnung willen überragt. Mit Einem Wort: das Eigenthum ift 
ein privatrechtliher Begriff, das Königsrecht eine ftaatsredhtlide Inſti— 
tution. 

Indem man den Staat als einen großen Organismus verftehen gelernt bat, 
fieht man fofort ein, daß das Königthum ein einzelnes Organ in diefem Organismus, 
ein Glied in diefem mächtigen, die Geſammtheit des Volkes zufammenfaffenden 
Boltslörper ift, und man hält es nicht mehr für möglih, den König von dem 
Bolfe zu trennen, deſſen Haupt er ift. Die Gentralifation der Staatögewalt ift 
der Monarchie nicht eigenthümlich, fie findet fih aud in der modernen Repräfen- 
tativbemofratie. Aber das ift fpecififh monarchiſch, daß bie foncentrirte Staats- 
gewalt einer durch das öffentliche Recht bezeichneten Einzelperfon als dem wirk— 
lihen Staatshaupte, nidht als dem bloßen Repräfentanten des GStaats- 
hauptes zugefchrieben wird. Der König ift felbft das herrfchende Organ im Staat, 
nicht der bloße Stellvertreter des herrſchenden Volks. Indem gleihfam alle Nerven 
des ganzen Staatsförpers in ihm ihre Ginigung ſuchen, und alle geiftigen Be— 
wegungen und gemüthlihen Strömungen des öffentlichen Lebens in ihm gipfeln, 
ift er der „Fürſt“, d. h. der „Erfte”, das Haupt feines Volkes, und ift feine Aufgabe, 
für die Gefundheit der andern untergeorbneten Glieder zu forgen und den Willen 
des ganzen Körpers auszufprechen. Die nothwendige Befhränfung des Hauptes 
folgt wieder von jelbft aus feiner organifhen Natur und Beftimmung. Obwohl 
ed an ber Spite des Körpers fteht, fo ift es doch nur ein Theil des Körpers, 
und nothwendig ift der Theil von dem Ganzen abhängig. Der moderne 
Staatsgeift betrachtet demgemäß vie Verfaſſung als die Rechtsordnung des 
Ganzen, und legt einen entjchievenen Werth darauf, daß an der Hervorbringung 
des Geſetzes, weldes wiederum bie feften gemeinen Ordnungen ausfpridt, bas 
ganze Volk in Haupt und Gliedern fich betheilige. Daraus ergeben ſich folgende 
von der fonftitutionellen Monarchie anerkannte Grundfäge : 

1) Die Oftroyirung ber Verfafjung wie die Paftirung berfelben 
und bie einfeitige Konftituirung durch eine Nationalverfammlung find 
alle im Widerfprudy mit dem Syſtem der Eonftitutionellen Monarchie, die erfte, 
weil fie die Rechte der übrigen Glieder nicht würdigt, die zweite, weil fie die Skaats— 
einheit fpaltet, und bie dritte, weil fie das Recht des Hauptes mißachtet. Die 
Uebereinftimmung ift nur die verfaffungsmäßige ©efegesform, d. h. 
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das — aller Faltoren unter ber Leitung des Hauptes. (Bgl. Br. V. 
S. 749 

2) Die beftehbenpde Berfaffung beftimmt und hält aud die monar- 
chiſche Gewalt, und der Fürft ift verpflidtet, fih innerhalb berfelben 
zu bewegen, fo gut wie jever Andere, ver eine öffentliche Gewalt zu üben hat. 
Der Monarch fteht niht über, fondern in der Verfaſſung. Die neuere Zeit 
pflegt dieſe Pflicht dem Fürften dadurch vorzuhalten, daß fie bei der Thronbeftei- 
gung au von ihm den Berfaffungseid begehrt. Das Thronfolge- 
recht ift nothwendig ein Theil des Berfaffungsrehts, und hat außerhalb der 
felben weder Sinn noch Beftand. 

3) Ganz ähnlich ift es mit andern Gefegen. Der fonftitutionelle König hat 
fein Recht, für fi allein Gefege zu geben; das Konftitutionsrecht der römifchen 
Kaifer wird nicht mehr anerkannt. Er kann die gefeggebenpde Gewalt 
nur in Berbinpdung mit ver Repräfentation des Volkes aus 
üben und bebarf dazu nicht blos deren Beirath, fondern deren Zuſtimmung. 

4) Er darf fih aud nicht über die Schranten ver Gefege hinweg jegen, fon- 
dern fol den Geſetzen gemäß regieren. Der römifhe Sag: — 
legibus solutus est, hat feine Geltung mehr. 

5) Nur eine Folge dieſer Grundſätze ift e8, daß ver Staatshaushalt 
der Kontrole der repräfentativen Körper unterworfen und nur mit ihrer Zuſtim⸗ 
mung Steuern erhoben werben bürfen. 

6) In der Leitung der Regierung und der Berwaltung ift ber 
fonftitutionelle Fürft ferner an die Mitwirkung der Miniſter gebunden. 
Damit feine Berorpnungen und feine Befehle und Dekrete rechts— 
gültig werben, genügt nicht fein perfönlicher Wille, es bedarf ver Ergänzung durch 
den mit dem Bollzug beauftragten Minifter, und zu feiner Unterfhrift 
fommt die Kontrafignatur des Minifters hinzu. 

T) Die Berantwortlidfeit der Organe der Regierungs— 
gewalt iſt unentbehrlich für die Wirkſamkeit dieſer Berfafjung. 

8) Die Selbftändigfeit der Rehtspflege und bie Aus— 
ſchließung aller KRabinetsjuftiz gehört ferner zu den weſentlichen Bes 
ſchränkungen der fürftlihen Macht und dient zum Schuge auch ber bürger— 
lichen Redte 

Diefe Grundfäge find allen Arten der fonftitutionellen Monarchie gemein. 
fam: und wo einer verfelben fehlt, va ſprechen wir wohl von einer befchränften, 
aber nicht von einer fonftitutionellen Monardie. Aber innerhalb dieſer Gemein: 
Schaft, welche fogar die englifche Parlamentsverfaffung und die Napoleonifche Auto» 
kratie zufanmenfaßt, find die erheblichften Berfchiedenheiten möglih, woraus denn 
die manderlei Arten der konftitutionellen Monarchie hervorgehen. Man bat 
häufig Beftimmungen oder Uebungen, welde nur einer einzelnen Art angehören, 
für eine nothwendige Bedingung oder Eigenſchaft ber fonftitutionellen Monarchie 
überhaupt erklärt und dadurch Forderungen begründet, die in dem einen Lande 
unbedenklich, in einem andern aber ungeredhtfertigt find. So unterſcheiden fich bie 
engliſche und die franzöfifhe, die deutſche und vie belgiſche, 
die norwegiſche und die ſchwediſche konftitutionelle Monarchie in weſent⸗ 
lien Beziehungen, und man darf nicht von der einen auf die andere Berfafr 
fungsart einen Schluß machen, weil fie ſämmtlich onftitutionelle Monarchieen heißen. 

Die fonftitutionelle Monarchie ift ferner dadurch von der abfo- 
Inten Monarchie ausgezeichnet, daß fie auch den ariftofratifhen und de- 


736 Monarchie. 


mokratiſchen Kräften in ver Nation gerecht zu werben ſucht, welche von ber 
Abfolutie in ihren natürlihen Rechten auch dann principiell mißachtet werben, 
wenn fie von ihr thatſächliche Berüdfihtigung erfahren. Diefe Bielfeitigkeit ver Ver— 
faflungsform, welde ver Bielfeitigfeit ver Volksnatur entfpricht, macht es möglich, 
daß je nad den politifchen Zuftänden eines Volks bald das eine, bald das andere 
Element ftärker hervortrete. Es Tann daher nicht befremden, wenn in England 
früher das ariftofratifhe und in neuerer Zeit das hochbürgerliche Element vor— 
zugsweife feine Macht entwidelt, wenn in Frankreich der Gegenfag der Monardie 
und der Demokratie energifcher vortritt, wenn in Deutſchland das monarchiſche 
Element noch eine größere Macht befigt. Das find weniger Gegenfäge des Ver— 
faflungsprincips als vielmehr der nationalen Erfüllung deſſelben und der Entwid- 
lungsftufen. 

vo. Mißverftänpniffe 

1) Am häufigften begegnen wir der Verwechslung der Parlamentsregie- 
rung, wie fie in England befteht, mit der fonftitutionellen Monarchie, während 
jene nur eine befonbere, die englifhe Art der konftitutionelen Monardie ift. Yor- 
mell fteht zwar der König von England als Haupt des Parlaments auch an der 
Spige der Geſetzgebung; aber in Wahrheit üben die beiden Häufer, vorzüglich 
das Unterhaus, einen weit größern Antheil an verfelben aus, theils indem fie 
von dem Recht der Initiative einen regelmäßigen Gebrauch machen, theild indem 
es den Sitten durchaus zumwiberläuft, daß der König einer Bill durch fein Veto 
entgegentrete. Je ausgebehnter der Bereich der englifhen Geſetzgebung und je de— 
taillirter ihr Inhalt ift, um fo bebeutender wird in Folge deſſen das Recht der 
Mitregierung der beiven Häufer. Das Parlament betheiligt ſich nicht blos — wenn 
auch oft nur in mittelbarer Form — an der politiichen Regierung, ſondern in 
vielen Fällen fogar durd feine Privatbills an der Verwaltung. Das Alles ift auf 
dem Kontinent fein Charafterzug der konftitutionellen Monarchie, indem bier umge- 
fehrt die regelmäßige — wenn nicht gar die ausſchließliche — Initiative dem 
Monarchen vorbehalten ift, der Bereich der Gefege felten über bie leitenden Prin- 
cipien ausgeht, die Verorbnungen aber und die ganze Verwaltung der Regierung 
überlaffen werben. 

Noch wichtiger beinahe ift der Unterfchied in der Stellung der Minifter. 
Zwar fteht e8 aud in England dem Könige der Form nad) frei, feine Minifter 
zu wählen; aber es ift nicht bloße Willfährigfeit deſſelben, wenn er feine Minifter 
aus den Führern der parlamentarifhen Mehrheiten oder doch nach deren Rath 
wählt und hinwieder entläßt, fobald die Mehrheit fi mit einiger Energie gegen 
biefelben ausfpridt. Er kann nur Minifter brauden, welde in dem Parlament 
Autorität befigen und wenn nicht der Mehrheit ficher find, doch wenigftens feine 
entſchiedene Mehrheit gegen fi Haben. Diefe Minifter find denn auch nicht, wie 
gewöhnlich auf dem Kontinent, in der Beamtenorbnung allmählig emporgelommene 
Geihäftsmänner, fondern Glieder der Ariftofratie und felbftändige Führer ber 
großen politiihen Parteien, vie fih um ben leitenden Einfluß ftreiten. Sie find 
ſchon im Befig großer politiiher Macht, bevor fie Minifter werben, und wenn fie 
als Minifter fallen, fo ftehen fie als Häupter der Oppofition wieder auf. Die 
Repräfentation hat es alfo in ihrer Hand, Minifter zu erheben und zu ftürzen, 
indem fie bald diefe, bald jene Führer auf den Schild erhebt; und die Minifter 
find fi fortwährend dieſer Abhängigkeit von dem Beifall oder dem Mißfallen 
des Parlaments bewußt. 

Diefe parlamentarifhe Einrichtung läßt fih, fo oft es ſchon vorgefchlagen 
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worden, body nicht einfach auf ven Kontinent übertragen, am wenigſten nach Deutſch- 
land. Wir haben jene großen parlamentariſchen Parteien nicht, welche fähig ſind, 
die Regierung zu ergreifen und fortzuführen, ſobald ſie die Mehrheit im Parla— 
ment erringen. Die meiſten deutſchen Miniſter haben eine verwaltungsmäßige, 
nicht eine ſtaatsmänniſche Bildung erhalten, ſie ſind auf der Stufenleiter des 
Staatsdienſtes emporgeſtiegene Beamte, keine Parteihäupter. Nur ſelten ragen ſie 
durch politiſche Selbſtändigkeit hervor, ebenſo ſelten find fie durch ihr Privatver- 
mögen unabhängig vom Staate geſtellt. Die Gunſt des Fürſten, das anvertraute 
Amt, der Glanz des Hofes gibt ihnen eine hohe Stellung in der Geſellſchaft, in 
der Regel mehr als ihr perſönliches Anſehen; das Amt macht ſie mächtig, nicht 
ihr individueller Einfluß. Im Amte find fie vielfältig umworben. Werden fie ent- 
lafien, jo finfen fie in ein gewifjes Dunkel zurüd. Die Minifterbefoldung ift meift 
die Bafis ihrer ökonomiſchen Eriftenz, und von der geringen Penfion können fie 
faum ftandesmäßig leben. Es kann daher nicht auffallen, daß die Minifter in 
Deutihland gewöhnlich viel zäher ihre Portefeuilles fefihalten, als die englifhen 
Minifter, und weniger fpröve thun, wenn es ihnen, um im Amt zu bleiben, nöthig 
erjcheint, eine Wendung in dem politifhen Verhalten vorzunehmen oder auch ſich 
andere Grundſätze anzueignen, als fie bisher befannt haben. Will man billig fein, 
fo darf. man die Anforderungen an bie politifche Konfequenz eines Minifters auf 
dem Kontinent für die Gegenwart nicht fo body fpannen, als fie in England un- 
bevenklich geftellt werben; aber felbft die geringften Anfprüde, die man vernünf- 
tiger Weife machen kann, find doch im einzelnen — und gerabe in den beiben 
größten deutſchen Staaten zuweilen weit hinter der Wirklichkeit zurlidfgeblieben. 

Diefe total verfhiedene Sachlage macht eine Uebertragung ber engliſchen 

Minifterregierung — felbft wenn biefelbe etwas an fih Wünſchbares wäre, was 
doch nicht fo unbezweifelt ift — in die deutſchen Staaten unmöglid. Wie kann 
man unter folhen Umftänven vie eigentliche Leitung des Staates in die Gewalt 
des Minifteriums legen? Die deutſchen Minifter leiten ihre Autorität ganz und 
gar von den Fürften ab, nicht von den Kammern. Sie find allerdings dann am 
mädtigften, wenn fie zugleich das Vertrauen bes Fürften für fi und nicht 
das Mißtrauen der Kammern gegen fi haben. Einem ernften und andauernden 
Mißtrauen der Kammern freilid können auch fie nicht auf die Dauer Stand 
halten, obwohl dieſe nicht fo zwingende Mittel haben, wie das englifhe Parla- 
ment, die impopulären Minifter zu verdrängen. Die ganze Staatsform nämlich ift 
darauf gerichtet, die Harmonie der verſchiedenen politifhen Faktoren zu verwirk⸗ 
lihen, und ein verftänbiger Fürft wird daher die Minifter nicht halten wollen, 
deren Fortdauer im Amt ven Frieden mit dem Volke verhindert, Thäte er es, 
fo würde er die Monardie felbft der Impopularität ausfegen, welche die Minifter 
betrifft, und dadurch feine Sicherheit gefährben und feine Kräfte ſchwächen, denn 
das Fundament, worauf alle wahre monarchiſche Gewalt ruht, im Gegenfag zur 
Despotie, ift das Vertrauen und die Zuneigung des Volks, und der natürliche 
Duell aller civilifirten Staatsmaht find die in der Nation rubenden Kräfte, 
welche dem Monarchen weit reichlicher zuftrömen, wenn fie von ihm angezogen, 
ald wenn fie von ihm gehemmt und zuriüd gebrängt werben. Sp wird denn ber 
Fürſt am mädhtigften fein, der ſich mit feinem Volk zu iventificren weiß, und ber 
Minifter am einflußreihften, ver fi mit einem ſolchen Fürften identificirt. 

Man kann nicht behaupten, daß dieſe deutſche Auffafjung des Verbältniſſes 
dem Begriffe der Eonftitutionellen Monarchie widerſpreche. Im Gegentheil, wenn 
fie in redlichem Geifte verwirklicht wird, fo ift fie eine vollfommenere Darftellung 

Bluntſchli un Brater, Deutſches Staats-Wörterbud VI. 47 


738 Monardie, 


ihrer Idee als die: englifhe Minifterregterung, denn der Sat bes franzöfifchen 
Konftitutionalismus: „Der König foll herrſchen, nicht regie- 
ren", enthält einen logiſchen Widerſpruch. Wer regiert, ift in Wahrheit der 
König. (Rex est, qui regit.) 

2) Ein anderes Mifverftändnig über das Wefen der Eonftitutionellen Mos 
narchie ift die Meinung, fie fei eine Spaltung und Bertheilung der 
Staatsgewalt unter den König und bie Kammern. Am weiteften ift in 
diefer Richtung die franzöfifhe Berfaffung von 1791 gegangen, welche die Lehre 
Rouſſeau's realifiren wollte, welcher eine zwiefache Souveränetät behauptet hatte, 
die eine der hauptlofen Vollsmenge, deren nationaler Wille das Geſetz gebe, 
und die andere des monarchiſchen Staatshauptes, welhem die That zufomme: 
„la nation veut, le roi fait.* Wohl wußte man, daß jedes organiſche Wefen 
nur mit Einem Kopf ausgeftattet fei und daß die mehrköpfigen Ungeheuer 
nur in der franten Phantafte der Dichter, nicht in der Wirklichkeit leben. Dennoch 
bielt man es für möglich, daß ver Eine Staatökörper, für veffen Leben body bie 
Einheit des Gedankens und der That nicht minder nöthig ift, als für den ein- 
zelnen Menfhen, mit zwei — oder gar mit drei Köpfen beftehen fünne. Man 
überfah das Monftröfe folder Staatenbildung, weil man die Organe des Staates 
und die Individuen, welche in dieſen Organen perfünlich wirken, und bie aller- 
dings als Individuen auch jedes feinen eigenen Kopf hat, mit einander verwechſelte. 

Die Geſchichte der franzöfifchen Revolution hat die Welt von diefem Irrthum 
geheilt. Die Dyarch ie des „geſetzgebenden Körpers“, welcher die franzöftfche 
Nation — ohne ihr Haupt — repräfentirte, und des Königs, welchem die „Vollzie— 
bung“ des Geſetzes vorbehalten war, konnten nicht im Frieden zufammen Leben. 
Es waren — obwohl Rouffeau das durch eine fingirte Nationalfouveränetät zu 
verbeden fuchte — zwei getrennte Souveräne, der Demos und der Fürft, die fich 
um bie wirklihe Herrſchaft ftritten. Zuerft erlag den aufgeregten Maſſen das alte 
Königthum und wurde von ber allein herrſchenden Demokratie befeitigt ; fpäter 
ergriff Napoleon die entjcheidende Gewalt wieder und ftellte die Einheit in Form 
ber Monarchie wieder her. 

Das ftänpifhe Syſtem des Mittelalters ließ wohl eine Spaltung und 
Theilung ver höchſten Gewalt zu, aber das Eonftitutionelle Syftem des modernen 
Staates behauptet die Untheilbarkteit ver Einen Staatshoheit 
mit vollem Bewußtfein. Wenn die Kammern an der geſetzgebenden Gewalt mit- 
wirken, fo thun fie es nicht in dem Sinne, daß fie etwa zwei Drittheile biefer 
Autorität für fih in Anfpruch nehmen und der König ein Drittheil ebenfalls für 
fih; fondern fie ftelen in ungetheilter Gemeinfhaft mit dem 
Staatshaupte den ganzen Einen Staatskörper dar und haben 
zufammen mit dem Könige die Eine Gefeßgebungsgemalt.- Der König und bie 
Kammern haben jeder Faktor für ſich allein Fein Gefeßgebungsreht, aud nicht 
zu einem Drittheile, aber fie haben zur Einheit verbunden alles Gefeßgebungs- 
recht. Das ift der Grundgedanke der Tonftitutionellen Monarchie. 

Die dogmatifhe Formulirung, welche die Wiener Schlußafte in Art. 57 für 
Deutſchland vorfchrieb, fucht diefer Einheit und Untheilbarfeit der oberften Staats- 
gewalt ven fhärfften Ausprud zu geben, indem fie aus dem Begriffe eines „ſouve— 
veränen Fürſten“ die Folge ableitet, daß „die gefammte Staatsgewalt in dem 
Dberhaupte des Staates vereinigt bleiben müſſe und ber Souverän burd) 
eine landſtändiſche Berfaffung nur in der Ausübung beffimmter 
Nehte an die Mitwirkung ver Stände gebunden werben könne”, Diefe 
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Formulirung hatte aber fo wenig die Abſicht, die Fonftitutionelfe Monarchie zu 
befiniren, daß fie im egentheil einer Zeit angehört, in welder die beiden deut- 
ſchen Grofftanten noch als offene Gegner der Eonftitutionellen Monarchie auf ven 
Bund einwirkten, Sie ift daher fo gefaßt, daß fie aud die nicht-fonftituttonellen 
Monarchieen in Deutſchland mitbegriff. Ihre Abficht if, Das monarchiſche Princip 
auch für die fonftitutionelle Monarchie zu ftärken und zu ſchützen und die Gefahr 
einer Theilung ver politifchen Gewalten abzuwehren. Infofern bat fie auch umter 
den veränderten politifchen Berhältniffen der Gegenwart noch einen guten Sinn; 
aber es ift nicht zu empfehlen, dieſelbe zur wiſſenſchaftlichen Baſis für das heutige 
fonftitutionelle Staatsreht zu machen, gerade weil fie einen über vie Konftitutio- 
nelle Monardie binausreihenden Sinn hat. 

3) Eine weit verbreitete Vorftellung weist dem Monarchen in der konſtitu—⸗ 
tionellen Monarchie nur eine ruhende Stellung an. Sie betrachtet den König 
als die formelle glänzende Spite des Stantögebäudes, wie Stahl”) es ausge 
drückt hat, ald den „erhabenen Knopf am Kirchthurme, um den fein Menfch fich 
fümmert", Die berühmte englifhe Fiktion: „Der König kann nicht Unrecht thun“, 
fo ſehr monarchiſch fle klingt, ift doch aus diefer Anſchauung hervorgegangen, welche 
den König überhaupt an allem perjönlihen Handeln Hindert, denn in Wahrheit 
ann nur der fein Unrecht t5un, welcher überhaupt nichts thun kann 8), Ebenſo 
die Forberung an den König, daß er feine politifhe Meinung ausfprehe, ohne 
bie Zuftimmung des Minifters zu dofumentiren, und feine Prüfungen vornehme, 
ohne das minifterielle Bureau zu benugen. Diefe Borftellung von träger Ruhe, 
welhe nur von außen, bald von den Miniftern, bald von ben Kammern in bie 
Bewegung gefett wird, die zur Unterfchrift eines Befehls oder eines Geſetzes 
nöthig wird, ift eines jeden politiihen Mannes unwürbig und am unmwürbigften bes 
höchſtberechtigten Staatsmannes, der als Staatshaupt geehrt wird. Diefe Unwür— 
digkeit hat Napoleon I. in feinem befannten Worte an Sieyes vom „Maftfchwein 
auf Staatskoſten“ fo vraftifch gezeichnet, daß man vor Erneuerung berfelben ficher 
fein follte. 

Selbft für die englifhe Staatsform ift dieſe Charafterifirung der Tonftitutio- 
nellen Monarchie nicht zutreffend, für die Kontinentalftaaten ganz unpaffend; und 
wenn es je dazu fommen follte, daß die Monarchie in biefe blos paffive Stellung 
gebrängt würde, fo bat der Begriff der Eonftitutionellen Monarchie daran ficher 
feine Schuld, fondern nur die ungefchidte oder träge Politif derer, welche es ver- 
fäumen, die von Natur auf Initiative und Aktion angelegte 
menarhifhe Gewalt zu zeitgemäßer Altion auszuüben, 

Der Eonftitutionelle König bat das Recht und die Pflicht, mit eigenen Augen 
fih umzufehen, fih von der Lage ber Dinge, von den öffentlichen Zuftänden und 
Bedürfniffen jo gut er e8 vermag, felber zu unterrichten. Er thut wohl, feinen 
Miniftern Bertrauen zu erweifen, indem er aud ihnen von allen erheblichen Be— 
richten Kenntniß gibt, welche ihm ohne fie zugehen, aber er muß ſich bavor hüten, 
daß er nichts Anderes erfahre, ald was die Minifter für gut finden, ihm vorzu⸗ 
legen. Die völlige Unkenntniß der wirklichen Zuftände, der Bewegungen im Bolfe 
ober der Gefahren, die von Außen drohen, eine Unkenntniß, die oft die Wirkung 
abfichtliher Täufhung ift, weil die Umgebung des Monarchen ein Intereffe hat, 


?) Das wonarchiſche Princlp. ©. 10. 
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ihm Vieles zu verheimlichen oder in falfchem Lichte darzuftellen, hat mehr als 
Einen König ſchon um feine Krone gebracht. 

Er darf auch nicht gehindert werben, feine perfünlide Meinung 
mit voller Freiheit auszufprehen. Ein fönigliches Wort am rechten Ort und zur 
rechten Zeit gefprochen, wirft oft mehr als ein amtlicher, von ven Miniftern kon— 
trafignirter Erlaß, obwohl er nur den Charakter einer Mahnung, eines Troftes, 
einer Ermuthigung bat und feine rechtsverbindlichen Wirkungen äußert. Aber aller- 
dings muß fi der Fürft davor hüten, daß er Dinge verfpredhe, die er nicht zu 
erfüllen im Stande ift, und in Parteifämpfen vielleicht nad dem Wunſche ver 
Minifter fih durch perfünliche Aeuferungen in einer Weife zu betheiligen, weldye 
feine oberfte und ihrem Weſen nad bob unparteiifche Stellung in Gefahr 
ober in Mißkredit bringt. j . 

Am wichtigften aber ift die königlich Initiative. Es kommt ihm zu, 
nicht blos abzuwarten, bis er durch die Minifter zu einem Entſchluſſe veranlaßt 
oder durch die Parteien gedrängt wird, fondern von fi aus die öffentlihe Thä— 
tigkeit auch der Minifter, fo oft ein Bebürfniß dazu ihm Har wird, anzuregen, Auf- 
träge zu geben zur Unterfuhung, zur Bearbeitung von Gefegesentwürfen, zu Un- 
terhandlungen, zur Vorbereitung von Maßregeln und Beichlüffen der Regierung. 
Wenn er forgfältig aufmerft auf die Regungen des Volkslebens, wenn er bie 
Mängel ver öffentlihen Zuftände zu ergründen verfteht und die Verlangen ber 
vorwärts ftrebenden Entwidlung beadtet, mit Einem Wort, wenn er als leben: 
diges Stantshaupt fein Recht der Initiative mit wachſamer Umfiht ausübt, dann 
ift er in der Regel ſicher, daß ihm die übrigen Gliever willig folgen. Wenn er 
aber da ruhen will, wo er handeln follte, oder der naturgemäßen Bewegung der 
Zeit hemmend in den Weg tritt, wenn er fie rüdwärts drängen will, wo fie vor 
wärts firebt, dann läuft er die Gefahr, daß die aufgeregten Glieder in Unrube 
und felbft in eine überreizte Bewegung hinein gerathen. Dann kann ihm der un— 
geſtüme Drang der Mafjen übermächtig werden, und ftatt zu leiten, wirb er fort 
gerifien, wohin er nicht will. Die konftitutionelle Berfafjungsform macht Beides 
möglich und forgt, daß der innere Kampf zu gefeglihem Frieden führe. Gie 
ift wie gegen. ven Abfolutismus der Stantögewalt, jo aud gegen die bemofratifche 
Revolution gewaffnet. Sie ift ſchwerer zu handhaben als ein einfeitiges Berfaf- 
fungsfyftem, das immer nur nur Einem Willen bis zum Ertreme Folge verſchafft. 
Sie ftellt die höchſten Aufgaben für das Haupt eines freien Volkes, aber fie ge- 
währt ihm aud die größte Sicherheit und die reichften Mittel des Erfolgs. 

4. Wenn ber franzöfifche Konftitutionalismus bie Regierung dem Mo- 
narchen zu entziehen und ihn auf ein formales Herrfhen zu beſchränken ver- 
ſucht bat, fo ift man in Deutfhland zuweilen in einen entgegengefegten Fehler 
verfallen, indem man den Monarchen viel zu fehr mit vem Detail der 
Berwaltungsgefhäfte beladen hat. Das ift die unglüdliche Uebertrei— 
bung der bureaufratifchen Richtung, welde fogar ven Monarchen in die Stellung 
eines Heinlihen Bureaufraten herabzieht. Nichts ift für die politifhe Bedeutung 
der Monarchie ververbliher. Scheinbar werben die Rechte des Monarchen ausge— 
behnt, indem Nichts fich feiner ummittelbaren Anordnung und Beftimmung ent- 
zieht. Aber in Wahrheit verliert ver Monarch, indem er feine Kräfte und feine 
Zeit in einer Unmaffe von Heinen Dingen aufzehrt, den unbefangenen und freien 
Blick und die Muße, deren er bebarf, um den Staat im Großen zu leiten, d. 5. 
zu regieren. Es iſt in unferer Zeit ebenfo unmöglich, daß ein Menſch zugleich 
einen großen Staat als Staatsmann regiere und die ganze Arbeit eined Berwal- 
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ters in allen Detailgefhäften der Adminiſtration beforge. Regieren ift aber in 
höherem Grabe der Fönigliche Beruf als Aominiftriren. Daher wird der Monarch 
zwedmäßig die Aominiftration feinen Miniftern und den übrigen Beamten in ver 
Regel überlaffen und nur ausnahmsweiſe, wo er eine Stodung oder Miß- 
Bräuche bemerkt, eingreifen, um bie öffentlichen Funktionen in georbnetem Gange 
zu erhalten, und au darin die leitende Aktion bewähren, die ihm zufommt. Dann 
erhält er die Muße und kann nun feine ganze Arbeitstraft dem Studiren ber 


äußern Politit und der innern Fortbildung des Staates zuwenden. 
Bluniſchli. 


Mongolen, Mongolei. 


Die Mongolei, in Gentral-Afien gelegen, im Norden von Sibirien, im 
Dften von der Mandſchurei begrenzt, im Süden durch die große Mauer von 
China gefhieven, hat im Weften fehr unbeftimmte Grenzen und ihre Auspehnung 
wird daher fehr verjchieven angegeben, je nachdem man Kofonoorien oder das Land 
um ben blauen See (Chuchu oder Kokonoor) und die Dfungarei oder das jegige 
chineſiſche Gouvernement I-Iy mit einbegreift oder nicht; e8 wohnen bier nämlich 
jest überall Mongolen, nur in legtern beiden Ländern nicht ungemifcht, wie in ver 
eigentlihen Mongolei. Man erftredt fie daher von 909 oder 1180 bis etwa 1400 
oder 1420 äftlicher Länge und von 359 oder 419 bis etwa 500 ober 529 nörblicher 
Breite, bei 70,000 oder nad Andern über 91,000 deutſcher [Meilen Fläche. 

Die eigentlihe Mongolei ift ein Hochplatenu, doch von nicht viel über 
4000' Höhe, das Beden ver Gobi nur 2400 hoch. Man unterfheidet bier brei 
Regionen, erftens den ſüd- und fünöftlichen Abfall der Gobi mit Thälern, einem 
gemäßigten Klima, Ueberfluß an Wafler und Wald, wo in einigen Gegenden felbft 
Ader- und Gartenbau getrieben wird. Doch ift dies nicht überall möglich; fo hat 
das Land der Tſchacharen einen ftaubigen Grund und Hiefigen Boden und ift völlig 
waldlos; Ordus ift fandig, Hinterorbus moraftig; die zweite ober mittlere Region 
der Gobi, eine nur felten von nievrigen Anhöhen durchſchnittene hohe Fläche mit 
Einfentungen, erſchien P. Hyalinth als ein nad einem Sturme noch bin und her 
wogender Dcean. Es find mit Kiefelfteinen, nadten Granitlagern oder Sciefer- 
bügeln bevedte Thäler, wenige Sanpflähen, ohne Bäume, mit nur dünnem Gras- 
wuchs, öde und dürre, fo lange fein Regen fällt, doch mit fruchtbaren Stellen, 
welche die Heerben von Kameelen, Pferben, Schafen und Ziegen abweiden, Wegen 
Mangel an Brennholz brennt man getrodneten Thierbünger (Argal). Die britte 
Region ift der nörblihe Abfall der Shi. Sibirien und dem Baifalfee zu. Hier 
gibt e8 mehrere Seen, und man flieht den obern Lauf mehrerer größerer Flüffe. 
Das Klima tft ven Breitegraden nad) nicht allzu rauh, während es in andern 
Theilen fehr ftreng ift, und es fällt auch nicht allzu viel Schnee. Stellenweije ge- 
beihen felbft Gemüfe und Obft ziemlih gut, bie aber nur von Chinefen gezogen 
werben. Der Mongole fängt nicht einmal die mannigfaltigen Fiſche, welche vie 
Flüſſe liefern, fondern fromme Budphiften kaufen wohl gar von Fremden gefangene 
und laſſen fie frei wieder ins Waſſer. 

Nach diefer Beichaffenheit des Landes, die wir nur kurz andeuten Tonnten, 
fcheint die Natur das Land nur für Nomaden beftimmt zu haben. Viehzucht und 
Jagd waren daher auch, fo lange die Gefhichte weiß, die Hauptbefchäftigung der 
Bewohner, Aderbau nur an einzelnen Fleden möglich und der Anbau des Obftes 
und bie Zucht von Geflügel mit dem Nomabenleben unverträglih. Die Jagd und 
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das Nomadenleben erzeugten einen kriegeriſchen Sinn; die Entbehrungen bet biefem 
- Leben und die Ausfiht auf reiche Beute in den gefegneten Nieverungen bes Südens 
und Weftens, mit welden man durch den Austaufch feines Viehes gegen vie Manu- 
faturen und Gegenftände des Luxus befannt warb, reizten zu kriegeriſchen Ein- 
fällen und Eroberungen. Abgehärtet, Fräftig, an wenige Bedürfniſſe gewöhnt, alle 
durch feinen Aderbau an ven Boden gefeflelt, bereit, wenn es galt, zu Pferde zu 
fteigen, vermochten die Bewohner bei einer verhältnigmäßig geringern Bevölkerung 
den geſchwächten, an die Scholle gebundenen, wenig kriegsgeübten Bauern und ver- 
weichlichten Städter ber ſüdlichen Niederung vielfah anzugreifen und felbft zeit 
weilig zu unterwerfen und zu beherrjchen, bis die höhere Intelligenz, die gewandtere 
Taktit und alle möglichen Liften, die nicht verfhmäht wurden, die im Süden bald 
verweichlichten und entnervten Krieger bezwang und, was ſich nicht mit den Ein- 
wohnern amalgamirt hatte, wieder hinaus warf, und zum Theil mit Hülfe zuge- 
wandter, ven Landsleuten abwendig gemachter Stämme ihr Vaterland, die Mon- 
golei, jelbft auf längere Zeit unterwarf, bis die Macht der Südländer jelber wieder 
verfiel und ein unternehmender Mann an die Spige der Söhne ber Wüfte trat 
und das alte Spiel erneuerte. So ift im allgemeinen Umriſſe das Schidjal der 
Bevölkerung der Mongolei und ihr Verhältniß zu den gefegneteren Ländern bes 
Südens und Weftens gewefen; im eifigen Norden Sibiriens und den falten, wenig 
bevölferten Oeden der Mandſchurei war nichts zu holen; dahin find deshalb auch 
ihre Heerzüge wenig oder nie gegangen. Nur einzelne bedrängte Schaaren haben 
fih dahin verloren, 

Die Ehinefen, denen wir faft allein geſchichtliche Nachrichten über dieſe Länder 
verbanfen, nennen in der Mongolei um 1763 v. Chr, die Hiun-ju und fpäter 
256 v. Chr. bis 263 nm. Chr. die Hiunznu; fie hatten mit ihnen ſchon damals 
vielfach zu kämpfen, ohne daß es biefen gelang, in China feften Fuß zu faflen, 
vielmehr vermodhten die Chinefen zulegt die Herrſchaft der Hiungenu zu breden 
und fiegreich bis and cafpifhe Meer vorzubringen. Die Namensähnlichkeit veran- 
laßte ſchon Deguignes 1) u. U. viefe Hiungenu mit den Hunnen zu ibentificiven 
und fie für Mongolen zu halten. 2) So noch die Petersburger Gelehrten Schmidt, 
P. Hyakinth u. A., während U. Nemufat, Klaproth 3) und nad ihnen Ritter fie 
für Türken halten. Ste ftügen ſich beſonders darauf, daß einige wenige Hiungenn- 
Wörter, welche die Chineſen überliefert haben, ſich noch im Türkifchen finden, und 
fpäter 545 n. Chr. herrſchen allerdings am Altai nah den Chineſen die Thu— 
thiü, d. i. nach ihrer mangelhaften Schreibart die Türken, und Katfer Iuftinus 
ber Jüngere fhidte 569 n. Chr. eine Geſandtſchaft an ihren Großchan. Da bie 
afiatifchen Ofttürken in Phyfiognomie, Charakter und Lebensart den Mongolen und 
ſelbſt manden finnifhen Stämmen überaus ähnlich find, fo ift die Entſcheidung 
ſchwer. So hielt Niebuhr die Schthen für Mongolen, Da aber die angegebenen 
Charaktere verfelben auch auf andere nordiſche Völker paſſen, erflärten fi Grimm, 


ıı Jos. De Guignes Memoire historique sur l’origine des Huns et des Turcs, 
adress6 à M. Tanevot s. 1. s. a, 80 und deffen Histoire generale des Huns, des Turcs, 
des Mongols et des autres Tarlares occidentaux avant et depuis Jesus-Christ jusqu ä 
yet — Paris 1756—58. 5 Bde. 40. Deutſch von I. €, Dähnert. Greifswalde 1768—70. 
5 e. 49, 

2, Der erfte Anftoß zur Völferwanderung follte dann durch die Befiegung der Hiungenu 
durch die Chinefen gegeben fein. 

3) Memoire sur l’identit6 des Thou-khiu et des Hioungnou avec les Turcs, par 
Klaproth in Journ, As, 1825 T. VII, p. 257. 80, 
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U v. Humboldt u. U. dagegen. Heeren, Eichwald u. W. mollten in Herodots 
lahlköpfigen Argippern — das griechifhe Wort beveutet blos Weißpferde — mit 
eingebrüdten Nafen u. |. w. die Kalmüden erkennen, Erman aber Baſchkiren, alfo 
Türken. Legtere Meinung würde bie richtigere fein, wenn bie Mongolen, wie 
Klaproth u. A. annehmen, erft fpäter aus der Mandſchurei eingebrungen und nod) 
fpäter erft zur Macht gelangt wären. 

Erft unter der chineſiſchen Dynaftie Tang, nämlich im fiebenten Jahrhundert 
n. Chr., fpricht die chineſiſche Gefhichte von einer Heinen Horde von W. Tataren 
Mongou, die von Often ber verpflanzt geweſen fei, und die Mailla 4) für vie 
Borfahren der Mongolen hält. P. Hyakinth leitet fie au daher und zwar von. 
ven Mo-ho, die fonft für einen Stamm ber Oft-Tataren, alfo für Tunguſen 
gelten. Ein Zweig diefer war unter dem Namen der Ta-ta bekannt, woher unfer 
Wort Tataren ftammt, das „r“ ift erft eingejhoben, weil man dabei an Tar- 
tarus dachte. Die Ehinefen brauhen aber das Wort nicht in der allgemeinen 
Bedeutung wie wir, ſondern fagen dafür Ta-tſche. 

Wie dem nun aud fein mag, die Mongolen waren wenigftens unter biefem 
Namen vor Tihingisthan faft unbefannt oder erfcheinen doch nur als ein 
Heiner unbedeutenver Nomavenftamm der Mongolei; er verſchaffte ihnen erſt ihre _ 
ſchrechliche Berühmtheit. | E 

Die Anfänge feines Geſchlechts find ebenfalls nicht jehr deutlich. Wunder 
umbillen ſchon vie Geburt feines Ahnen. Nach den Namen des Chefs einer Horbe 
von Tata, die fein Bater gerade befiegt hatte, als er geboren wurde, erhielt 
er den Namen Temudſchin. Sein Geburtsjahr war nad den Ehinefen und 
Sfanang Sfetien 1162, nicht 1155, wie die muhamebanifhen Autoren angeben. 

Es wohnten damals am Jeniſei und obern Irtifch verſchiedene türkiſche Stämme, 
in der Mandſchurei Tungufen (Tu-tfcht), in der eigentlihen Mongolei Tata (Mon- 
golen). Tſchingiskhan 5) beflegte die einzelnen Stämme der Keraiten, Naimans u, 
U. und vereinigte fie unter feine Herrſchaft. Die Keraiten waren von ben Nefto- 
rianern zum Chriftenthum befehrt worben. Im Süden bis nad) China hinein herrfchten 
damals die Tu⸗tſchi, Ofttataren, die, nachdem fie die Khi-tan befiegt und deren Reich, 
das unter dem Namen Leav 907—1125 in Nord-China beftanden hatte, erobert 
hatten, bier nad heftigen Kämpfen mit ver chinefifhen Dynaftie ber Sung in 
Sip-China das noch größere goldene Reid (Kin) in Norb-Ehina grün 


4) De Mailla Hist, gen. de la Chine T. IX. p. 3 mit der Anmerkung von Deshauterays; 
P. Hyakinth, Denkwürdigkeiten der Mongolei p. 299 ff.; Klaproth, Nouv. Journ. As. 1830, 
Sept. W. Schott, Weltefte Nachrichten von Mongolen und Tataren, Berlin 1846. 40, - 

$) Abulghasi Bahadur Chani Historia Mongolorum et Tatarorum nunc primum edila 
(a. C. M. Fraehn). Casani 1825, 20. Franzöſiſch überjegt: Histoire genealogique des 
Tatares. Leyde 1726. 80. Deutfh von D. G. Mefferfhmid. Göttingen 1780 80%. Ssa- 
nang Ssetsen, Gefchichte der Oſtmongolen und ihres Fürftenhaufes, A. d. Mongol. überf, 
und mit dem Originaltegte herausgegeben von J. J. Schmidt. St. Petersburg und Leipzig 1829, 
40, Bol. A. Remusat, Nouv. Journ, As. Ser. Il. T. 8 u. 9. 1831 u. 32 und Journ, des 
sav. 1831. Januar bis April. Histoire de Gentehiscan et de toule la dynastie des 
Mongous, ses successeurs, conqu6rans de la Chine, tirde de l’histoire Chinoise et tra- 
duite par Gaubil, Paris 1739. 40; De Mailla, Histoire gänerale de la Chine, Paris 
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beten, das 1125—1235 beſtand, wo bie Mongolen es zertrümmerten und ihren 
Play einnahmen. 6) Neben dieſem beftand damals im Nordweſten noch das kleine 
Reich Hia in Tangut unter Fürften tübetanifhen Stammes. Auch gegen biefes 
richtete der Fürft der Mongolen ſchon früh feinen Angriff. Schon nad der Be- 
fiegung der Naimans und dem erften Zuge gegen Hia, ba in ber Tatarei feine 
Horde ihm mehr Widerftand leiften konnte, verfammelte er feine Häuptlinge an 
den Quellen des Onon und nahın hier im Jahr 1206 ven Titel Tſchingis— 
than an, unter dem er berühmt geworben ift. Agutha hatte das Reich der Kin 
gegründet, feine Nachfolger Ukimai und Hole 1123—1149 es nod erweitert; aber 
unter biefen hatte es auch bereits feinen Höhepunft erreicht. Der kriegeriſche Geift 
war erjchlafft, und die Eroberungen Tſchingiskhans in der Mongolei, denen fie gar 
nicht entgegentraten, zeigen, daß ihrer Herrfchaft bier durch ihn, wenn nicht ſchon 
früher, ein Ende gemacht war. Bisher galten die Mongolen ven Kin für tributär, 
jest fagten fie fi aber von ihnen los. Um 1211 begann der Kampf gegen die 
Kin, der bis zu ihrer Bernihtung fortbauerte. Unruhen im Innern der 
Kin, wo der König 1213 ermordet wurbe, begünftigten die Mongolen. Auch bie 
Nefte der Khistan in Leavetung ftanden 1210 gegen die Kin auf und verbanden 
ſich mit den Mongolen, die 1213 und 1214 den zweiten Feldzug gegen bie Kin 
unternehmen konnten. Ihr neuer König Utubu hatte 1214 bereits feine Reſidenz 
von Ven-king (dem heutigen Pesfing) nad Pien-king (jet Kai-fungu in Ho-nan) 
verlegen müfjen, und jenes wurde von ven Mongolen bei ihrem britten Ein- 
falle 1215 erobert. Leav-tungs König huldigte Tſchingiskhan. Nachdem verfchiedene 
Aufftände unterbrüdt waren, machten die Mongolen 1215 einen Verſuch gegen 
die neue Refivenz der Kin, der aber mißlang. Tſchingiskhan richtete feitvem (1216 
bis 1224) feine Unternehmungen gegen den Weften und überließ feinem General 
Muholi (Mukuli) die Yortjegung des Kampfes mit den Kin. Die Nachrichten ber 
Ehinefen über diefe weftlihen Eroberungen find fehr dürftig und ohne Einficht in 
die Völker- und Staatenverhältniffe. Bei Sfanang Sfetfen, dem Geſchichtſchreiber 
der Oft-Mongolen, hat fi faum eine Erinnerung an diefelben erhalten. Wir find 
daher auf die muhamebanifchen Gefchichtfchreiber verwiefen. Da dieſe Heereszüge 
Europa näher berühren als die chineſiſchen und fie den Charakter des Eroberers 
und die Mittel und Umftände feines Erfolges uns näher enthüllen, jo müſſen wir 
bei ihnen etwas länger verweilen. 

Der nähfte Zug Tihingisfhans ging gegen die Kara-khitai oder Weft- 
(Si)-LTeap, weftlih vom Reihe Hin. Beim Sturze der Khitan hatte ein Ab» 
fömmling des Gründers berfelben 1124 fi nad Weften zurüdgezogen und dort 
ein neues Reich gegründet. Seine Familie herrſchte dort bis 1211, wo Gutſchluk, 
der Sohn des von Tſchingiskhan befiegten Häuptlings der Naimans, der borthin 
geflohen war, die Tochter des legten Khan geheirathet hatte, dann aber mit dem 
Sultan von Khorazm ihn vom Throne geftürzt und fi) des Reiches bemächtigt 
hatte. Den Sohn feines Feindes hier aufzufuchen war Anlaß, daß —— 
gegen Kara-khitai zog. Er beftegte ihn alsbald und bemächtigte ſich feines Landes, 
ber heutigen Kleinen Bucharei. Weftlich und ſüdweſtlich von biefer bis zum kas— 
pifhen Meere und Bagdad im Weften und bis zum Meere von Oman im Süden 
erftredte fi das Reid von Khoraym; es begriff alfo die große Bucharei, Afgha- 
niftan, faft ganz Perfien und erftredte ſich weftlic faft bis Bagdad. Der Stifter 


6) S. meine Geſch. d. öſtl. Afiens, Bött. 1830. 80 Th. ı. p. 82—223, 
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desfelben ftammte von einem türliſchen Sklaven ab und war eine Zeit lang Bafall 
von dem Kara⸗khitai oder, wie er auch hieß, dem Gur⸗Khan gewefen, hatte ſich 
aber von biefem unabhängig gemadt und feine Macht nody erweitert, auch eine 
Erpebition gegen den Khalifen von Bagdad 1217 folg. unternommen. Die ver- 
ſchiedenen erft neuerdings feinem Scepter unterworfenen Provinzen konnten natürlich 
noch keine Anhänglichkeit an ihn zeigen; der Muhamebanismus verband fie allein. 
Tſchingiskhan ſchickte ihm Gefandte, er wolle mit ihm im Frieden als Sohn Ieben. 
Uebermüthig auf feine Macht wies er ihn aber zurüd, und fein Gouverneur ließ 
die Kaufleute ans Tſchingiskhans Gebiet berauben und als Spione hinrichten. So 
309 Tſchingiskhan gegen ihn, eroberte Transoranien, Khorazm, unterwarf Babakh- 
han; fein Sohn Tolui eroberte und verwüſtete Khorafan. Nachdem ver Khan 
von Khorazm geftorben war, zog fi fein Sohn Dſchelaleddin nah Ghazni und 
fpäter nad Sind zurück. Tſchingiskhan verfolgte ihn, Ghazni wurde geplündert, 
Herat, Merw und Balfh vernichtet. Tſchingiskhan Fehrte in die Mongolei zurüd; 
feine Generäle Tſchebe und Subutai festen dann aber die Eroberungen ver Mon- 
golen im Weften fort, verwüſteten Irak-Adſchemi, Azerbaivihan und Arran, be= 
fiegten die Georgier, verheerten ihr Land, ſowie Schirwan, fhlugen die Alanen 
und 2esghier, drangen im Kipſchak, nördlich vom fhwarzen Meere, ein, befiegten 
bie Ruffen und verheerten das fünliche Rußland 1223, das, unter mehrere Fürften 
getheilt, wenig Wiverftand leiften konnte, drangen in die Krim ein, ſchlugen bie 
Bulgaren und kehrten dann in die Tatarei zurück. 

Während dies im Weften geſchah, feste fein General Muholi die Eroberung 
in Norb-Ehina fort. Korea unterwarf fi 1218, und dem Reiche ver Hia in Tangut 
wurde 1225 ein Ende gemadt. Es waren jett nicht mehr blos Mongolen, bie 
feine Heere bildeten, fondern auch Khitan, Tu-tfhi und viele andere Stämme, 
Tſchingiskhan ftarb den 18. Auguft 1227, 66 Jahre alt und im 22. feiner Re 
gerung. Seine Reihe wurde heimlich nach der Mongolei gefhafft und, um feinen 

od nicht fund werben zu lafjen, wurden Alle, die dem Leichenzuge auf dem weiten 
Wege bis zu den Quellen des Kerulun begegneten, getöbtet. 

Er hinterließ feinen Söhnen ein ungeheures Reid, das von Korea's Grenzen 
bis zum ſchwarzen Meere fich erftredte, freilich aber meift unbebaute, nur von 
Nomaden bewohnte Länder begriff; die andern hatten feine Heere verwüftet. Seine 
Mongolen, urfprünglid das armfeligfte Bolt unter ven Tataren, fo arm, daß 
ihre Fürften allein eiferne Steigbügel befaßen, waren durch die Beute Afiens reich 
geworben. Die Befiegten mußten feine Heere verftärken, und fo fonnte er fie gegen 
China und Perfien führen und dieſe blühenden Reiche ihrer Raubfucht überliefern. 
Hunderte von Völkern gehordhten ihm, und in feinem Hochmuthe konnte er befannt 
machen: „Wiflet, daß Gott mir die Herrſchaft über die Erde im Often und Weften 
gegeben. hat. Wer fi unterwirft, bleibt verfhont, wer aber Widerſtand leiftet, 
wird mit Frau und Kindern und allen Angehörigen erwürgt.“ Der Schreden ging 
dem Erfcheinen feiner Horden vorher und trug nicht wenig zu ihren Erfolgen bei. 
Alle Mittel waren ihm gleich recht. Lift und Treulofigkeit unterftügten feine Waffen. 
Seine Schaaren waren an wenige Bedürfniſſe und ftrenge Disciplin gewöhnt, ge 
horchten blindlings feinen Befehlen, felbft in weitefter Gerne. Er wußte aber aud 
Jeden nad) feiner Fähigkeit zu verwenden und anzuftellen. Was fi untermwarf, 
mußte einen ftarten Tribut, 1/,, aller Produkte des Landes, aud die Menfchen 
mit einbegriffen, zahlen. Ehe er in ein Land einbrang, hatte er fi von befien 
inneren Derhättniffen genau unterrichtet, hatte Verbindungen im Lande angelnüpft 
und griff es dann von mehreren Seiten zugleih an. War eine große Stabt ſchwer 
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einzumehmen, fo wurbe erft ringsum Alles verwüftet, man fuchte die Garniſon zu 
einem Ausfalle zu bewegen und fie in einen Hinterhalt zu verloden. Die Tau- 
fende von Gefangenen wurden vorangeftelt, die gefährlichften Operationen zu 
machen. Der Angriff wurde dann Tag und Naht ununterbrodhen fortgefegt, indem 
immer frifche Korps fi) ablösten, welche vie Belagerten nicht zu Athem kommen 
ließen. Auch was China und Perfien an Kriegsmafchinen befaß, wurde benugt. 
Man wendete das griehifche Feuer an, und Hunberttaufende von Menſchen mußten 
ganze Ylüffe ableiten, um die Städte unter Waffer zu fegen. Deffneten endlich bie 
Städte die Thore, fo wurde troß der Kapitulation und ver feierlichſten Eide Alles 
erwürgt, um feinen Feind hinter fih zu laſſen. Das Menjchenleben galt ihm 
nichts. Seine verheerenden Kriegszüge follen 5—6 Millionen Menjhen das Leben 
gefoftet haben, 

Mehrere Monate ruhten die Mongolen aus, damit ihre Pferde ſich erholen 
fonnten. Die Gefangenen wurden auf das Elenbefte behandelt. Das Ber- 
wüftungsfyftem war bei ihm Princip. Sonft war fein Kriminalfover fehr ftrenge. 
Die Jagd wurde als Borfpiel des Krieges kultivirt. Gegen Trunkenheit eiferte er. 
In religiöfer Hinfiht dem Schamanismus feines Volkes folgend, war er doch to= 
lerant gegen Anversgläubige. Bon den vier Söhnen Tſchingiskhans war ver ältefte 
Dſchutſchi, einige 30 Jahre alt, vor dem Vater geftorben. Sein Sohn Batu 
erhielt Kiptfhat und wurde ver Gründer der goldenen Horde, die Rußland 
fo lange beherrfchte und deren legte Ausläufer die Khane der Krim waren, 

Der zweite Sohn Tſchagatai erhielt die große und kleine Budarei, 
ber er feinen Namen gab. Aus ihr ging fpäter der Eroberer Timur Tamerları 
hervor. 

Der dritte Sohn Ogotai folgte in China; fein Gefchledht erloſch aber mit 
feinem Sohne. Der vierte jüngfte Sohn Tolui gab in feinen Söhnen Mangu 
und Kublai China die Herrjcher, und dieſer wurde der Stifter der hinefifchmon- 
goliſchen Dynaftie Puen, während fein Bruder Hulagu die Dynaftie der Il— 
Khane in Berfien gründete, 

Sein Sohn Dgotai folgte ihm 1229—41. Während feiner Abwefenheit 
war Zolui zum Regenten beftellt, und da Tſchingiskhans Söhne ziemlih unab- 
hängig geftellt waren, beburfte er erft ihrer Wahl oder Anerkennung. Diefe erfolgte, 
und drei Tage ließ er ven Manen feines Vaters Opfer barbringen und 40 ber 
ſchönſten Töchter feiner Edlen wurden, mit reichen Kleivern und Ebdelfteinen ges 
ſchmückt, wie Raſchid Eddin jagt, ihm in bie andere Welt nachgeſandt, ihn dort 
zu bebienen, fo audy eine Menge prächtiger Pferde. Als die Mongolen wieder ein 
Haupt hatten, wurde in der Wahlverſammlung beſchloſſen, ven Lauf ihrer Ero- 
berungen zu verfolgen und brei große Militärerpebitionen zu dem Ende auszu- 
fenden: 30,000 Mann follten nad Perfien marſchiren, die neue Macht Sultans 
Dſchelaleddins zu vernichten, der nad dem Rüdzuge des Eroberers aus Indien 
zurüdgefommen war und einen Theil der Befigungen feines Vaters wieder einge- 
nommen hatte. Ein zweites gleich ftarfes Heer follte Kiptſchak und die Bulgaren 
vollends unterwerfen. An der Spike bes dritten Heeres rüdte Ogotai mit Tolui 
und mehreren Prinzen in Norb-China ein, dem Reiche ver Kin ein Enve zu machen. 
Der Kampf hatte ſchon 1226 wieder begonnen. Die Hauptlämpfe, vie mit Ver- 
nihtung des Reiches Kin endeten und fehr heftig waren, wurden von 1230—34 
geführt. 7) Man beviente fich bei der Erftürmung ver Hauptſtadt ſchon fteinerner 


7) ©, meine Gefch, d. öſtl. Aftens Bd. 1. p. 173—195. 
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Gefüge und Feuerſchlünde. Als die Macht der Kin durch die, Mongolen bereits 
gebrochen war, kamen auch die Sung oder fünlichen Chinefen, vem gefallenen Löwen 
noch einen Fußtritt zu geben. E8 war aber vergebens, daß fie fih mit den Mon— 
golen gegen die Kin verbanden. Nachdem dieſe gefallen, wurben fie bald darauf 
das Opfer verfelben. Korea, das ſich empört und die mongolifhen Beamten 1232 
mafjakrirt hatte, wurde alsbald wieder unterworfen, und ſchon im Jahre 1236 
begann dann ber Kampf der Mongolen gegen die Sung, denen fie mehrere Pro- 
vinzen abnahmen. Die Eroberung des Ganzen gelang ihnen aber erft ſpäter. 

Ogotai ftarb 1241; bis 1246 führte bie Kaiferin Turalina die Regentichaft, 
fein Sohn Guyuk regierte nur Furze Zeit 1246—48, dann wurde 1251 Tolui's 
Sohn Mangu zu feinem Nachfolger erwählt und die Anhänger Ogotai's verfolgt. 
Während diefer Zeit drangen die Mongolen indeß mit Macht im Weften bis nad 
Rußland, Polen, Mähren, Sclefien, Ungarn, Siebenbürgen und Dalmatien vor. 
Der erfte Zug gegen Rußland fiel noch unter Ogotai's Regierung 1236—39, 
Prinzen von allen vier Linien Dſchutſchi's, Tſchagatai's, Ogotat’s und Tolui's nahmen 
daran Theil. Die Expedition war zunächft gegen bie Länder weftlich von der Wolga 
gerichtet. Die Bulgarei wurde erobert, dann 1237 Kiptſchak. 1238 fanden bie 
Mongolen vor Wladimir, nahmen und verbrannten Gusbal, fehrten dann um, 
erft die Völker nörblihd vom Kaufafus zu unterjohen, dann wurde das fünlide . 
Rußland erobert. 270,000 rechte Ohren hatten fie nach Bar-Hebräus hier den Getöbte« 
ten abgeſchnitten. War es die Getheiltheit und die Uneinigfeit ver ruffifchen Fürften, 
was ihnen hier ven Weg bahnte, jo fam ihnen bei ihrem Einfall in Polen, welches 
1139 unter bie vier Söhne von Boleslam III. getheilt war, beffen Söhne ſich 
gegenfeitig befriegten und ihr Vaterland verheerten, dieſe Zwietracht ebenfalls nicht 
wenig zu Hülfe. Sie verheerten 1240 die Provinz Lublin, plünderten Sandomir, 
verbrannten Krakau und fielen in Schlefieri ein. Da vie Brüde über die Ober 
abgebrochen war, festen einige auf Flößen über, andere ſchwammen hinüber. Breslau 
hatten die Einwohner felbft in Brand geftedt. Da griff Heinrih, Herzog von Schle— 
fien, genannt der Fromme, den 9. April 1241 nicht weit von Lignig, wo fpäter 
das Dorf Wahlſtadt erbaut wurde, fie an, erlitt aber eine Niederlage; er felbft 
blieb. Sie füllten neun große Säde mit Ohren, verwüfteten dann Schlefien und 
Mähren und fielen unter Batu in Ungarn ein. Der König Bela IV. wurbe auf- 
geforbert, fi zu unterwerfen. E8 war ein fanfter, frommer, aber wenig friegeri- 
ſcher Fürft, der Adel ihm auffäffig; 40,000 Kumanen (Türken), die aus Kiptichaf 
dem Joche der Mongolen zu entgehen in Ungarn Aufnahme gefucht und gefunden, 
hatten durch ihre Räubereien im Lande Unzufriedenheit erregt. Unter dieſen 
Umftänden fonnte Batu durch die ruffifche Pforte in Ungarn eindringen, während 
Peta dur die ungarifche Pforte von Mähren aus und andere Korps von Ku- 
manien (der Moldau) aus eindrangen. Batu zog gerade auf Pefth Ios, Alles mit 
Feuer und Schwert verheerenn. Das Bolt meinte, die Kumanen feien mit den 
Mongolen einverfianden, töbteten deren Fürften und fielen über fie her. Die Un— 
garn wurden gefchlagen, Alles wurde verheert und verbrannt, Kirchen und Gräber 
nicht verfchont. König Bela z0g fi nad Kroatien zurüd, bis der Mongolen-An- 
führer nad dem Orient zurüdfehrte. 

Ganz Europa war in Alların geratben, man prebigte den Kreuzzug gegen 
die Barbaren; Papft Gregor IX. fürchtete ſchon, der hriftliche Name könne durch 
die Tataren vernichtet werben. Deutſchland blieb verfhont; aber Kaifer Friedrich 
I. und Papſt Gregor IX. waren in zu heftigem Kampfe begriffen, um baran 
zu benfen, Bela's Aufforderung gemäß ihm zu Hülfe zu kommen, Der Papft 
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meinte, mit feinen Inpulgentien ihm helfen zu können, und bie Soffmung auf das 
Erbarmen Gottes follte ihn aufrichten. Wenn Kaifer Friedrich zerknirſchten Her- 
ns und reumütbig zum Gehorfam gegen die Mutterkirche zurückkehre, wolle er 
—— mit ihm machen. Nur Ogotai's Tod, der Batu und die anderen Fürſten 
zur Wahl des neuen Souveräns nach der Tatarei zurückzukehren nöthigte, rettete 
wahrſcheinlich Europa. Seine zerſtückelten Feudalreiche und der herrſchende Mönds- 
geiſt vermochten es nicht. Die Herrſchaft der Mongolen erſtreckte ſich bis zur Weft- 
renze Galiziens und der Moldau, von wo aus ſie Ungarn und Polen bedrohten. 
nnocenz IV., ver nad) der kurzen Regierung Cöleſtins auf Gregor IX. gefolgt war, 
meinte, durch Yaften und Gebete die Gottheit befhwichtigen zu können, und wollte 
Mifftonäre an die Häupter der Barbaren fenden, um fie zum Chriftentbum zu 
befehren. 8) Bela erbot fi, Kaifer Friedrich II. zu huldigen, wenn er ihm Hülfe 
ſende; fie erfolgte aber nit. Nocd 1260 war Europa in Angft vor den Mon- 
golen. Sie fielen aud 1285 nochmals in Ungarn ein. Polen wurde mehrmals von 
ihnen verwüſtet, fo 1259. Ruffen und Lithauen mußten mit ihm ziehen; aber das 
härteſte Loos fiel Rußland zu, welches 200 Jahre unter ihrem ſchrecklichen Joche 
ſchmachtete. Der Großfürft und die anderen Fürften waren Bafallen des Khans, 
eined Nachkommens Dſchutſchi's, der die Länder nörblih vom ſchwarzen und kas— 
pifhen Meere beherrſchte und feine Hauptrefivenz zu Serai an ver Wolga hatte. 
Dei ihren häufigen Streitigkeiten und wenn einer nad dem Tode bes Großfürften 
deſſen Stelle einnehmen wollte, riefen fie ihn als Scievsrichter an und wurden 
von ihm und feinen Gefandten aufs Demüthigfte behandelt. Die Herrſchaft ver 
Mongolen über Rußland dauerte bis zu dem Ende des 15. Jahrhunderts und 
endete erſt, ald die Nachkommen Dſchutſchi's ſich in Bürgerfriegen vie Thronfolge 
fireitig machten und fo vie Macht ver Khane von Serai ſchwächten, während bie 
Großfürften Rußlands in Moskau dur die Bereinigung der Theilfürftenthämer 
mit ihrem Reiche immer ftärfer wurben. 

Mangu, Tolui’8 Sohn, regierte 1251—59. Unter feiner Regierung voll- 
führte Kublai 1253 die Erpebition gegen Yunsnan, welches damals noch ein von 
China unabhängiges Königreih Ta-li bildete; ein anderer feiner Feldherrn zog 
1253—55 gegen Tu-fan und Tübet und 1257 gegen Annam (Tung-fing). 
Dann begann der Kampf mit dem Sung in Süd⸗-China mit der Eroberung Sſe— 
tſchuens und Kuangfis und ihr Vorbringen über ven Kiang 1258—60. 

Mangu ftarb fhon nad) Yjähriger Regierung, nur 52 Jahre alt 1259. Sein 
Nachfolger Kublai mußte erft mit feinem Bruder Arichuga um die Nachfolge 
kämpfen (1259—1265); dann vollendete er die Eroberung China’s, indem 
er der Herrfchaft der Sung in Süb-China 1279 ein Ende machte. Sie hatten 320 
Jahre über China geherrſcht. Er nahm fhon ganz chineſiſche Sitten und Einrich— 
tungen an. Sein VBerfuh, Japan zu unterwerfen 1270, mißlang; ein neuer 
1283— 1286 wurde aufgegeben. Tung-king und Cochinchina wurden in Gehorfam 
erhalten, obwohl das Heer 1283 und 87 durch das Klima und bie Angriffe ber 
Eingebornen großen Berluft erlitt; auch Mien (d. i. Myam⸗ma jest Birma) wurbe 
erobert. Er fchidte 1285 felbft Gefandte aus, die Infeln fünlih von China zu 


8) Dies veranlafte die Gefandtfchaften von P. Jean de Plan Caxpin in die Tatarei, 
bes P. Anfelm nah Perfien, des Andreas von Lonjumel, Gefandten Ludwigs des Heiligen, 
in die Tatarei unter Guyuk und fpäter Wilhelms de Rubricquies und des Königs Hethum 
(Haithon) von KAlein:Armenien an Batu und Mangu, denen wir fchäpbare Nachrichten über die 
Sitten der damaligen Mongolen verdanken. 
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erforfhen und fle zur Unterwerfung einzuladen, was bei mehreren Infeln des Ar 
chipels Erfolg gehabt haben joll. 

Wenn der Stifter des mongolifhen Reiches nur ein Nomabenhäuptling ge» 
wefen war, ber bie befiegten Völker als Sklaven behandelte und die eroberten 
Länder verwüſtete, jo hatte Kublai eine hinefifche Erziehung erhalten, wußte die Bor- 
theile der chineſiſchen ivilifation zu würdigen, bewunderte die chineſiſchen Einridh- 
tungen, beſchützte Wiffenfhaften und Literatur, ließ bie beften chineſiſchen Werke 
ins Mongolifhe überfegen und gründete Kollegien, um vie Jugend feiner Nation 
zu bilden. Man ſah Gelehrte von allen gebildeten Nationen Aflens an feinem 
Hofe. Wenn die Chinefen auch nicht die erften Stellen an feinem Hofe befleiven 
fonnten, fo doch vie zweiten, bie erften wurden nah Marco Polo (II. 8), der unter 
ihm China befuchte, Tataren, Sarazenen, Chriften und andern Fremden anver- 
traut. Es entftand eine Völkermiſchung, wie China fie noch nicht gejehen hatte. 
Diele Muhamedaner aus Perfien, Transoranien und Turkeftan ſuchten und fanden 
an feinem Hofe Anftellung. Unmittelbar beherrſchte er China mit Korean und ber 
Mandſchurei, dann Tübet, Annam und einen Theil von Hinterindien, mehrere 
Injeln des Süpmeeres, dann ben Norden des Kontinents vom öftlihen Ocean 
bis zum Dnicper. Die Fürften aus Tſchingiskhans Geſchlecht, welche das Land 
weftlih vom Kangfai-Gebirge beherrfhten, wollten feine Oberhoheit nicht anerfen- 
nen; aber die Nachfolger Hulagu's in Perfien nahmen wenigftens in Peling vie 
Inveftitur. Ueberall waren Poften angelegt, welche die fernften Theile des Reichs 
mit dem Mittelpunfte der Regierung in Verbindung erhielten. Die Regierung be- 
zahlte ihre Truppen und Beamte in Papiergeld 9) (Pao-tihan), das in China 
ſchon feit 400 Jahren im Gebrauch war. Während die früheren Herrfcher bei 
ihrem Schamanismus geblieben waren, trat er, durch die Kaiferin veranlaßt, zum 
Buddhaismus Über, der in China ſchon damals herrfchte, aber in ver Form 
des Lamaismus, wie er in Tübet ſich auögebilvet hatte, ließ aber dabei Juden, 
Chriften und Muhamedaner bei ihrem Glauben. Er fagte nah Marco Polo (II. 2), 
e3 gebe vier große Propheten, die von den Bölfern verehrt feien, Jeſus Chriftus, 
Mahomen, Mofes und Sommono-Kodom (Buddha); er ehre fie alle vier und 
rufe ihren himmliſchen Beiftand an. In Rom meinte man, er wolle fi) taufen laſſen, 
und Papſt Nikolaus III. fandte 1278 fünf Francisfaner mit Briefen an Abaka Kham, 
den Sohn Hulagu’s in Perfien, und an Kublai, und ebenfo Papft Nikolaus IV. 
1289 mehrere Mönche desfelben Ordens unter Johann de Monte Eorvino mit 
Driefen an Kublai, worin er ihm die Chriften empfahl. Dem Fanatismus ber 
Muhamedaner trat er entgegen. Seine Reſidenz war in der Khan-Stabt (Chan-Balit), 
auch die große Refivenz, Ta-tu, genannt, dem heutigen Peling, doch nur im 
Winter; im Juni und Juli in Kai-ping-fu. Er gründete in China die chineftfche 
Dynaftie der Yuen. Aber von feinen Nachfolgern ift nicht viel zu fagen. Diefe 
Dymaftie erreichte unter ihm bereits den Höhepunft und verfiel nach feinem Tode 
bald. Auf ihn folgte fein Sohn Temur, der im Ganzen noch ruhig regierte, dann 
vielfahe Aufftände und Unruhen, bis ein bubphiftifcher Priefter, ein Chinefe, fid 
gegen die Mongolen erhob, fie ſchlug, aus China verbrängte und dort die dhine- 
ſiſche Dynaftie der Ming gründete, Der legte Kaifer ver Yuen, Togantimur, 





— 


9, Marko Polo II. 18. Klaproth Sur l'Origine du papier monnaie. Journ, As, T. II. 
p- 257. Es verbreitete fich durch die Mongolen auch bis nad) Perſien. S. L. Langles Disser- 
talion sur les papiers-monnaies des orientaux in Mé m. de l’inst. nat, Litt. et B. A. 
T. II. p. 115, 
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zog fih mit feiner Familie in die Mongolei zurüd 1368 und ftarb bald darauf 
1370. Die Chinefen drangen bis an den Kerulun und die Tula vor, erlangten 
aber keine entſcheidenden Bortheile. Die Mongolei blieb unabhängig von China, 
aber ihre Fürften entzweiten fih, befämpften fid) gegenfeitig und ftritten 200 Jahre 
um den Borrang unter einander, wenn China feine Macht entfaltete, ihm huldi— 
bigend, fonft bei günftiger Gelegenheit feine Grenzprovinzen verheerend. 

Als die Macht der Dynaftie Ming zu Ende neigte, wohnten nörblid von 
der Gobi die Khalkha's, meftlic davon die Eleuten (Oelöds) oder Dſchun— 
garen, die Tſchacharen, Ordus und andere Stämme, ſüdlich von der Gobi 
bis zur großen Mauer. Nachdem 1644 die jegige Dynaftie Thfing, Mandſchu, 
das find Tunguſen, zur Herrfchaft in China gelangt war, unterwarfen fie nad 
und nad die uneinigen Stämme. Die öftlihen mongolifhen Stämme hatten ſich 
ihnen gleich angeſchloſſen, die Tſchacharen fi ſchon 1632 unterworfen und bald 
darauf au die Ordus. Als die Kalfas von den Oelöds bevrängt wırrden, mußten 
fie 1691 Kaifer Kang-hi zu Hülfe rufen, und ihre brei Khane huldigten ihm 1691. 
Die Eleuten oder Dfungaren wurden unter Khian-Iung 1760 ver Herrfchaft ver 
Mandſchu unterworfen 19), welche fo bis auf die Mongolen unter Rußlands Herr- 
haft alle eigentlihen Mongolen unter ihrer Herrfhaft vereinigt haben. Ehe wir 
aber über Charakter, Sitten und Einrichtungen diefer Mongolen noch einige Worte 
binzafegen, müffen wir einen kurzen Blid auf die mongoliſchen Herrſcher— 
bäufer in Berfien 1) u. f. w. werfen. Es find bier eigentlih nur die Herr- 
her aus Tſchingiskhans Stamm, die nur einige Mongolen mit fi ins Land ge- 
zogen haben. 

Wir haben gefehen, wie Dſchelaleddin, der Sohn des letzten Königs von 
Khorazm, nad) Indien geflohen war. Nach dem Abzuge der Mongolen fehrte er 
1223 wieder nah Perfien zurüd, nahm feinem Bruder Ghiath-eddin die Herr- 
Ihaft, befriegte 1225 den Chalifen Naffir, eroberte Azerbaidfhan und unternahm 
brei Expeditionen nad) Georgien. 1228 zeigten ſich die Mongolen aber wieder an 
der Grenze von Iran, und da fein Vezier und mehrere Generäle von ihm ab- 
fielen, mußte er, von ihnen gefhlagen, die Flucht ergreifen. Er ftarb den 15. Auguft 
1231. Die Mongolen verheerten nun Mefopotamien, Kurbiften, Azerbaidſchan, 
Armenien, Georgien und die Grenzen von Irak Arabi, eroberten einen Theil von 
Rum, das fie aber wieder räumten (1251 —1243). Ein Korps z0g gegen Aleppo. 
Der König von Klein-Armenien unterwarf ſich ihnen, Mefopotamien, Diarbefr und 
der nörblihe Theil von Irak-Arabi wurben auf's Neue verwüftet, Georgien 
unter zwei Fürften David getheilt. Die Söhne von Kei-Khosru ftritten ſich nad 
dem Tode ihres Vaters 1245 um die Nachfolge, und die Mongolen hatten wie— 
der Gelegenheit, ſich einzumengen, und theilten das Reid). 

In dem Theile von Khorazm, welchen die Mongolen behauptet hatten, blieben 
Gouverneure der Mongolen, während in Herat und Kerman fi neue Herr 
Iherfamilien aufwarfen. Inzwifchen wurde in der Fürftenverfammlung (Kuriltai), 
in welcher Mangu 1251 zum Großkhan ausgerufen mwurbe, zwei große Expebi- 


10, S. meine Gefchichte des öftl, Aſiens Bd. 1. p. 325—326, II. 586—613, 

11) Histoire des Mongols de la Perse &crite en persan par Raschid-eddin, 
publiee, traduite en francais, accompagne6 de notes et d’un m&moire sur la vie et les 
ouvrages de l’auteur gar M. Quatremere. Paris 1836. fol. T. 1. 

Hammer.-Purgstall, Geschichte der Jichane, das ist der Mongolen in Persien, 
Darmstadt, 1842—43. 2 Bde. 80, 
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tionen beichloffen, die eine unter feinem Bruder Kublai gegen China, bie andere 
unter einem andern Bruder Hulagu gegen Perfien, und wie jener ber Stifter ver 
mongolifhen Dynaftie der Yuen in China wurde, fo biefer der der mongolifchen 
Il-Khane in Perfien. Zunächſt unternahm Hulagu die Vernichtung der meuchel⸗ 
mörberifhen Sekte ver Ismalier oder Affaffinen ; ihre Fefte Alamut wurde erftürmt und 
faft Ale umgebracht (1253 ff.). Demnächſt befriegte er den Khalifen von Bag— 
dad, belagerte, nahm und plünderte 7 Tage lang die Stadt (1258); der Khalife Mos- 
taffim mit feinen 3 Söhnen mußte ſich ihm ergeben und das verfcharrte Gold heraus- 
geben. In feinem Harem fanden ſich 700 Frauen und 1000 Eunuchen. Er ftarb 
alsbald. Es war der 37. abbaffiviihe Khalife, und Bagdad, das 500 Jahre die 
Hauptftabt der muhamebanifchen Welt geweſen war, fanf num zu einer Provin- 
zialftabt herab. Es hulbigten Hulagu nun der Sultan von Moful, der Atabek von 
Fars u. a. Die Chriften, die bisher unter dem Joche der Muhamedaner gefeufzt 
hatten, konnten jet freier aufathmen, aber die Seften der Jafobiten, Neftorianer, Arme- 
nier, Meltiten haften einander noch faft mehr als die Muhamedaner. Sie trieben ihn 
indeß zum Angriffe Syriens, wo ein Nachkomme Saladins herrſchte, deſſen Familie 
aber eben die Herrfhaft in Aegypten verlor, an deren Stelle dort ein Mamelufen- 
Chef trat. Ein abbaſſidiſcher Khalif wurde in Kairo kreirt, der aber den Sultan 
Bibar mit der weltlichen Macht befleivete. Er verfuchte inveß vergebens, Bagdad 
wieder einzunehmen. Die Mongolen wurden bald von biefer, bald von jener Partei 
berbeigerufen. Hulagu ftarb 1265 erft 48 Jahre alt, und auf ihn folgte fein ältefter 
Schn Abaka als König von Perfien, der von Kublai die Inveftitur empfing. 
Unter ihm fand noch ein freundliches Verhältniß mit den Chriften ftatt; beibe 
waren ja bie Feinde der Muhamedaner. Es wurden Briefe mit dem Papfte Kle- 
mens IV. gewechſelt (1267), und auch von Eduard I., dem Könige von England, 
findet fih ein Brief vom Jahr 1274. Ex foll 1277 zwei Geſandte an Papft 
Johann XXI. gefandt haben, wenn dies wirkliche Gefandte von ihm waren. Daß 
unter Nikolaus III. an Abaka und Kublat 5 Francisfaner als Gefandte abgingen, 
ift Schon erwähnt. Diefe Freundſchaft mit den Chriften hörte aber bald auf; denn 
ſchon fein Bruder und Nachfolger Tagudar befannte fih zum Islam und nahm 
den Namen Ahmed Sultan an, fo auch die folgenden mongolifhen Fürften 
in Perfien. 1282 auf ven Thron erhoben, erlag er alsbald 1284 feinem Neffen 
Argun, ber ihm den Rüdgrad zerbrechen ließ; er hatte ſchon die Chriften verfolgt. 
Es ift nicht nöthig, die einzelnen mongolifhen Fürften Perfiens hier im Detail zu 
verfolgen. Es ift das gewöhnliche Bild von Unruhen und Aufftänden. Die Dynaftie 
der Il-Khane beftand bis Abu-Said, der 1335 ohne Nachkommen ſtarb. Es 
folgten auf ihn noch Khane aud aus Tſchingisthans Familie. Das Reich war aber 
kraftlos und getheilt, bis 1387 Timur Tamerlan erſchien und Perſien eroberte. 
Mit ſeinem Tode 1405 erloſch aber die Macht der Mongolen in Perſien, und es 
machten ſich nun die Turkomannen zu Oberherren Perſiens. Die Mon—⸗ 
golen in Perſien waren Herren der beiden Traks, Koraſans, Kirmans, Fars, Azer⸗ 
baidſchans, Arrans, Reys, Dſchebals, Diarbekr's, Armeniens, eines Theils von 
Georgien und Kleinaſiens. Die Hauptſtadt dieſes großen Reiches war Tauris. 
Indeß in mehrern Provinzen ließen ſie die früheren Fürſten gegen Zahlung eines 
Tributs fortbeſtehen, ſo die Fürſten von Kirman, Herat u. a., blos Ghilan ver— 
mochten ſie nicht zu unterwerfen. Hier hatten acht kleine Fiteften ſich eng mit ein⸗ 
ander verbunden; fie duldeten feine Sklaven im Lande, vielmehr war jeder Slave, 
ber ihr Land betrat, frei. 

Das eigentliche Kiptſchak begriff die Länder zwiſchen Jaik, Wolge und Dom 


7162 Mongolen, Mongolei. 


Das: Erbtheil der Söhne Dſchutſchi's begriff aber auch noch Bulgarien,.ibie 
Krim und einen Theil Rußlands. Die Einwohner waren ber M nach 
Türken. Die Mongolen, welche die Staats- und Hofämter bekleideten, ver- 
fhwinden in der Maſſe ver Beherrſchten. Wir gehen vaher in bie ipecielle Ge⸗ 
ſchichte dieſes Zweiges des mongoliſchen Fürſtenhauſes nicht weiter ein. Sie theilte ſich 
ſpäter in die blaue Horde in Kiptſchak und in die weiße in Sibirien, Die Herr- 
haft der goldenen Horde in Kiptihaf ging 1480 zu Grunde. Aus ihren Trümmern 
erftanden die Khanate in ter Krim und Sibirien u. ſ. w. Die Spuren britthalb- 
bundertjähriger Herrfchaft ver Mongolen in Rußland weifet v. Hammer 12) p. 409 
noch in der ruffiichen Sprache nad; die Wörter find aber alle türkiſche, nicht 
mongolifche; ein Beweis von dem Uebergewichte, das die Befiegten erlangt hatten. 

Die Gefhichte der Fürften aus dem Haufe Tſchagatai's und aus dem 
Haufe Dihutihi’s ift uns nur durch die Gefchichtfehreiber der Perfer und Ruſſen 
gelegentlich befannt, wenn dieſe Völker mit ihnen zu thun hatten, Nicht unter 
einer civilifirten Bevölferung, wie in Perfien und China, lebend, behielten fie 
länger ihre urfprüngliche Rohheit. Intriguen, Berrath und Abfall und blutige 
Kämpfe find das unerquidlihe Bild ihrer Geſchichte Tſchagatai beſaß das 
Land Mawaralnafar und ganz Turfan. Als die Macht feiner Nachfoiger in Ber- 
fall gerieth, bemädhtigte ih Timur Leng, d. i. der lahme Timur, fo genannt, 
weil er hinkte, der oberften Gewalt. Um 1336 geboren, leitete er feine Abkunft 
von Zichingisfhan her, Nah Andern war er aber der Sohn eines Hirten, nad 
noch Andern ein mongolifher Häuptling. Er madte Samarkand zur Haupt- 
ftabt feines neuen Reichs, eroberte Perfien, ganz Mittelafien von der chinefifchen 
Mauer bis Moskau und 1398 Hinduftan vom Indus bis zur Gangesmündung, 
flug 1402 den 20, Juni den Sultan Bajazet, nachdem er Bagdad zerftört, 
Damaskus niedergebrannt und Syrien den Mamelufen entriffen hatte, nad feinem 
Einfalle in Kleinafien; der Sultan wurde gefangen. Timur ftarb 1405, da er 
fi eben rüftete, gegen China zu ziehen. Obwohl wild und graufam, zeichnete er 
fih dod durch feine kriegeriſchen Eigenfhaften und feine Klugheit aus, ſchätzte und 
beförverte gelehrte Kenntniffe. Nach feinem Tode wurde fein Reich durch innere 
Unruhen erjhüttert und zerfiel in mehrere Theile. Einer feiner Nahlommen, 
Baber, eroberte 1498—1519 Hindoſtan und wurde der Gtifter des Reichs bes 
Gro ßnoßg uls in Indien, deſſen Schattenherrſchaft ſich bis in unſer Jahrhun— 
dert hinein erhielt Doch diefes fällt der Geſchichte Indiens anheim. 

Wir fchliegen mit einigen Bemertungen über die jegigen 
Mongolen. Alle Einwohner ver eigentliden Mongolei gehören, die wenigen 
eingewanberten Chinefen abgerechnet, zu dem einen Stamme der Mongolen. Man 
rechnet, doch ziemlich unficher, nur 2 bis 3 Millionen Einwohner in dem weiten 
Lande. Die Bevölkerung ſcheint alfo gegen frühere Jahrhunderte fehr abgenommen 
zu haben, wo bie Norpmongolei allein eine halbe Million Krieger ftellte, während 
jest das ganze Land nah P. Hyakinth nur 290,000 waffenfähige Männer zählt. 
Die Raubzüge, die fie bereicherten, haben aufgehört, und ber Lamaismus, den fie 
angenommen haben, begünftigt ein müßig hinbrütenves Leben und zieht aus jeber 
Familie wenigftens einen Sohn ins Klofter. Die mongolifhe Phyfiognomie ift be- 


12) Geschichte der goldenen Horde in Kiptschak, das ist der Mongolen in Russ- 
land von Hammer-Purgstall, Pesth. 1840, 8°. 

Geschichte der Chane der Krim unter osmanischer Herrschaft. Aus türkischen 
Quellen zusammengeiragen von Hammer-Purgstall, Wien 1856. 8 
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fannt: eine inittlere Leibesgröße, ſchwarze Haare, vie vorne abgefchoren, Hinten in 
einen Zopf, bei den Frauen in mehreren Flechten herabhängen, wenig Bart, breite 
vorftehende Backenknochen mit großen abftehenden Hängeohren, ein rundes, bräun- 
lidhes Geſicht mit rothen Wangen, tiefliegende durdpringende Augen in ſchief 
gefchligten Augenlievern. Ihr Geruch, Gefiht und Gehör ift fehr ſcharf; fie hören 
in weiter ferne den Fußtritt eines Pferdes und riechen die Anweſenheit einer 
Heerbe. Ihr Habitus theilt fi) andern Völkern leicht dauernd mit; fie behalten 
aber bei jever Verbindung das ihnen eigenthümliche Aeußere. 

Die Mongolen zerfallen feit lange in drei Hauptftämme: die eigentliden 
Mongolen, die Buriäten und Delöd oder Kalmuden. Die erftern in 
der Mongolei zerfallen in die Südmongolen, ſüdlich von ver Gobi, in 49 Fahnen 
getheilt, wozu noch 8 Fahnen Tſchacharen fommen, und die Noromongolen over 
Chalchas, nörblib von der Gobi. Die Buriäten wohnten ſchon zu Tſchingiskhans 
Zeit um den Baifalfee in Sibirien und haufen da noch unter ruffifcher Oberherr- 
Ihaft. Die Oelöd, d. h. die Abgefonderten over Kalmuden beftehen aus vier 
Stämmen, den Dfungar (Songaren), Torgod, Choſchot und Dürbet. An 30 Fah— 
nen wohnen um ven Chuchu oder Kofonsor. Die alten Dfungar am JIli-Fluſſe 
und die neu unterworfenen Ulanfum 60 Fahnen ftarf. Ein Theil der Oelöd 303 
1661 über ven Taik nad) Rufland. 1770 kamen aber vie meiften Torgod nad) 
der Dſungarei zurüd; ver Reſt diefer ruffiihen Kalmüden haust noch an der 
Wolga. Außer diefen nomadifiren noh Mongolen in N. Tübet und Tangut und 
zwifchen Tübet und den Städten der Heinen Bucharei. 

Die mongoliſche Sprache ift eine Urſprache von vielfilbigen Wörtern, 
harten, aber ausprudsvollen Lauten, Alle Mongolen fprehen nur eine Sprade 
und verftehen fich fehr gut. Doch gibt e8 dialektiſche Verſchiedenheiten, daher findet 
man Khalkhas und Chaldas gefchrieben. Ihre Schrift ift aus ber uiguriſchen 
(oſttürkiſchen) und viefe aus der fyrifchen Eftrangelo entlehnt, wie die Mandſchu— 
fhrift. Neftorianer waren früh nach Gentralafien hingekommen. Die buddhiſtiſche 
Literatur ift durd die Priefter aus dem Tübetanifhen ins Mongoliſche überfegt; 
aud manches dyinefifche Werk auf Anlaß ver Kaifer. 

Den Charakter der Mongolen ſchildert Huc als gaftfrei, gutberzig, 
freundlich, aufrichtig, vienftfertig. Einfach in ihrer Lebensart find fie gewöhnlid) 
ſchüchtern, aber dabei habſüchtig, der Arbeit und dem figenden Leben abyeneigt; 
im Kriege treulos, binterliftig, ſchlau und graufem, überhaupt zu Raub und Be— 
trug geneigt. Ihre Wohnung ift das wandernde Zelt, eine runde Jurte oder 
Kibitke, ein hölzernes Gitterwerf von 8—20° Durchmeſſer, nicht völlig 10° hoch, 
das mit Filz bedeckt wird, oben in einen abgeftumpften Kegel ausläuft und Licht 
nur dur die Doppeltbür oder durch das Rauchloch empfängt; 15—20 Zelte 
bilden bei den Tſchacharen einen Uluß. Reiche beveden Fußboden und Wände 
mit Filzdecken, Teppichen und Matrazen; Arme haben nur eine Filzdecke auf dem 
Fußboden und theilen im Winter das Zelt noch mit dem Vieh. Des Hausgeräthes 
ift nur wenig. Die Kleidung der Männer find ein langer Rod, im Sommer 
meift ans blauem Nanfing, im Winter aus Schafpelz mit oder ohne Nanking— 
überzug, Beinfleiver aus Nanking, lederne Stiefel mit dicken durdnähten Sohlen, 
eine runde Müte, im Winter aus Schaffel. Die Tradt der Frauen ift nur in 
Schnitt und Farbe abweichend. Ihre Speife befteht in Mild von ihren Heer- 
den, Käfe, Butter, Fleiſch, beſonders Schöpfenfleifh, aber nicht alle Tage und in 
jeder Jurte; Wildpret wird felten, Pferde und Kameelfleifh nur aus Noth ge— 
geſſen. Aeußerft mäßig ſchlachten fie ihre einzige Habe, vas Vieh, fehr ungern. 

Bluntfhli un Brater, Deutfches Staats-Wörterbud. VI. 48 
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Brod haben fie nicht. Waller trinken fie ohme befondere Nothwendigfeit nicht. 
Der Badfteinthee ift ihr Haupttranf. Er wird mit Mil, Butter und Salz an- 
gerichtet, aud) wohl nody geröftete Hirfe oder Hirfemehl hineingethan; zwei bis 
drei Schalen wie ein mäßiges Glas vol find eine Mahlzeit. Eine Art Branntwein, 
Kumis, deftilliren fie aus gejäuerter Stutenmild, einen andern, Arifi, aus Kuhmild. 

Die Frauen haben eine ziemlih unabhängige Stellung, gehen wohin fie 
wollen, reiten umber, befuchen fi und find fo fräftig, rüftig und thätig. Die Viel- 
weiberei ift nad) Huc eine Wohlthat, da wohl ein Drittheil der männlichen Bevöl⸗ 
ferung Mönd wird. Die Beihäftigung der Männer ift die Aufficht über ihr Vieh 
und ber Kriegspienft, fonft liegen fie müffig hin, trinfen Thee und rauen, Der Reiche 
thum befteht in Vieh. Timkowski traf reihe Mongolen, die 1000 Kameele (Werth & 
250 Rubel), 2000 Pferde, 7000 Schafe befaßen; aber fie forgen ſchlecht für ihr Vieh; 
Heu machen fie nit; im Winter muß das Vieh im Freien mit den Hufen auf der Weide 
fein Futter fi herausfragen. Kälte im Winter, Dürre im Sommer ließen fo Einem 
von 500 Pferden nur 20, einem Andern von 200 nur 4 übrig. Die Induftrie be— 
ſchränkt fid auf vas nöthigfte Geräthe. Mit Aderbau gibt ſich der eigentliche Mongole 
nur wenig ab. Der Handel ift nur Taufchhandel. Auch verdienen fie mit dem Trans— 
porte chineſiſcher und ruffifher Waaren. Alle häuslichen Arbeiten fallen ven Weibern 
und Sklaven zu. Im Sommer, wenn Mil im Ueberfluß ift, bereiten fie Kumis, 
Butter und Käfe; dann gibt es Feftlichfeiten, Pferderennen, Bogenſchießen nad 
dem Ziele, Ringen, Tanz und Muſik; im Herbfte gehen fie auf die Jagd. 

Die Politif der Mandſchu oder Chinefen hat die Mongolei ver Einheit be- 
raubt und fie, namentlih im Süden, in fleine Theilgebiete oder Bahnen unter 85 
Fürften zerftüdt. Die Norbmongolen ftehen unter 4 Khanen. Die Theilgebiete ver- 
erben unzerftüdt nad) bem Rechte der Erftgeburt. Die Einfünfte der regierenden 
Fürften beftehen in Abgaben an Vieh von ihren Unterthanen, von 5 Stüd Horn- 
vieh oder 20 Schafen und darüber erheben fie einen Hammel, von 40 Schafen 
und darüber, wenn e8 aud einige Hundert wären, aber nur 2, eine Begiuftigung 
der Reihen! Dazu kommen aber noch außerorventlihe Leiftungen bei Abſendung 
des Tributs an den Hof alle 3—4 Jahre; bei Aufbruch der Landtage alle 3 Jahre, 
bei Veränderung des Hauptftandquartiers, bei Bermählung der Fürften und ihrer 
Töchter; fie müfjen aud den reifenden Fürſten Vorſpann ftellen. Bom Strafvieh 
erhält der Fürft ein Neuntel, Stirbt eine Familie aus, fo erbt der Fürft das 
Bermögen, dagegen müſſen bei einem Mißwachſe die Fürften, die Reihen und vie 
Lama’s das Bolt erhalten; hält fie länger an, fo findet eine Aushebung von Horn- 
vieh durch das ganze Land ftatt. Die Fürften erhalten nod) beftimmte Gehalte vom 
Hofe von Peling von 5000 bis 200 Thlr., müffen tafür aber Huldigungsgefchente 
beim Regierungsantritte und zum Neujahr darbringen. Einkünfte bezieht China 
aus der Mongolei nit. Die Mongolen haben ihr eigenes mongolifdes 
Gejegbud und von China ganz unabhängige Verwaltung. Der Chinefe, der 
in der Mongolei ein Verbrechen begeht, wird nach mongolifhen Gefegen beftraft, 
wie der Mongole in China nad) hinefifchen. Um China zu betreten, bebarf es eines 
Pafles. Wenn der Mongole in China aber Chineſiſch lernt und die chineſiſchen 
Stantsprüfungen befteht, Tann er dort zu allen Aemtern und Ehren gelangen. 
Unwihtige Sachen entſcheidet der Fürft mit feiner Kanzlei, wichtigere gehen an 
bie Landtage, die alle 3 Jahre beftehend aus ven Fürften und Beamten bis zum 
Zehnt-Mann hinab unter dem Vorfige des älteften Fürften ftattfinden. Bon hier appele 
lirt man an das Tribunal der auswärtigen Angelegenheiten (Li-fan-yuan) in Peling, 
das nur aus Mandſchu und Mongolen befteht. 
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Die Religion ver Mongolen ift der Buddhaismus in ber Form des Lamais⸗ 

mus, ber aus Tübet ftammt. Die Geiftlichen lernen allein lefen und beten; für das Bolt 
gibt e8 feine Schulen. Der Mönd) tritt aus feiner Familie heraus; „die gelbe Ziege, 
jagt das Sprichwort, hat kein Vaterland, der Lama feine Familie”. Er lebt auf Koften 
des Volks. Die Religion hat aber die rohe Bande zahm und unſchädlich gemacht. 
Literatur. Außer Gerbillons, Timkowski's und Huc’s Reifen f. 
Pallas, Sammlung hiſtoriſcher Nachrichten über die mongolifhen Völkerſchaften, 
St.Petersburg 1776. 2 Bde in 49%. B. Bergmann, Nomadiſche Streifereien 
unter den Kalmuden. Riga 1804. 3 Bde 8%. P. Hyalinth, Denkwürbigfeiten 
über die Mongolei, aus dem Ruſſiſchen von 8. Fr. v. d. Borg. Berlin 1084 8°, 


lath. 
Monvpol. ©. Privilegium. : 


Monroe. 


Jakob Monroe, der fünfte Präfident der Vereinigten Staaten, gehörte einer 
alten Familie Virginiens an und wurde den 28. April 1758 geboren. Seine all- 
gemeine Bildung empfing er in dem Kollegium Wilhelm und Marie in Williams« 
burg, ber einzigen höheren Schule der Kolonie. Als der Krieg mit dem Mutter- 
lande ausbrad, trat er, 17 Jahre alt, in eines der virginifchen Regimenter und 
wurde bei Trenton 1776 als Lientenant verwundet; in ben beiden folgenden 
Sahren war er einer ber Adjutanten Lord Stirlings. Er verſuchte dann, ein Re- 
giment in Birginien anzuwerben, verließ den Waffenvienft, als ihm vieß nicht 
gelang, und ftubirte Jurisprudenz; 1782 fam er in bie Legislatur von Birginien, 
bald nachher in den GStaatsrath und 1783 in den Kongreß, wo er brei Jahre 
faß. Durch den Antrag, welchen er hier 1785 ftellte, daß dem Bunde die Leitung 
des Handels überwiefen werben follte, bewies er, daß er die Konföderationsartifel 
für ungenügend hielt; aber mit der neuen Verfaſſung, welche zwei Jahre fpäter 
der Konvent von Philadelphia vorfhlug, war er auch nicht zufrieden und wirkte 
daher eifrig mit, ihre Annahme von Seiten Birginiens ohne vorhergehende Aende— 
rungen zu vereiteln. Dies gelang nicht, aber eben wegen feiner antiföveraliftiichen 
Anfichten ward er 1790 in den Senat des Bundes gefhidt. 

Wie feine Partei, jo verwarf aud er mehrere der widhtigften Maßregeln der 
Regierung und hafte den Staatsfehretär Hamilton mit der Bitterfeit Jefferſons. 
Wegen feiner franzofenfreundlihen Oefinnung aber ward er, nachdem andere 
Männer ablehnend geantwortet, zum Gefandten in Paris ernannt. Er ſollte dort 
ein gutes Einverſtändniß mit Franfreich pflegen und beſonders den vorausfichtlichen 
Groll gegen die Unterhandlungen, welche damals Jay mit England pflog, beihwidhti« 
gen. Aber er unterftügte keineswegs die weife Politit Wafhingtong; denn er ſprach zu 
laut und unverhohlen feine Vorliebe für Frankreich aus, ſchloß den jevdesmaligen Madht- 
habern in Paris zu enge ſich an und fuchte die Hülfe derfelben für die auswärtigen Fra— 
gen der Bereinigten Staaten durch Mittel zu’erlangen, welche deren wahre Selbftändig- 
feit fehr gefäyrdet und das Loos beider Länder zu feft an einander gefettet hätten. 
Dagegen vermochte M. nicht mit Jay fich zu verftändigen, und erft fpät ging er 
an den erfolglofen Verſuch, das Direktorium mit dem engliſch-amerikaniſchen BVer- 
trage zu verſöhnen (vrgl. den Artikel Wafhington). Indem er aber mehr baran 
arbeitete, die Bundesregierung in feine Politif hineinzuziehen, als vie ihrige zu 
fördern, war e8 natürlich, daß er abberufen wurde. 

M. freilich fand diefen Schritt nicht natürlich, oder vielmehr er benugte Ihn 
zu Parteizweden und gab bald nad) feiner Rückkehr ein Bud; heraus: „Ueber bie 
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Haltung der Erefutivgewalt der Vereinigten Staaten." In der ziemlich langen 
Einleitung verfolgt er die Abfidht, auf die Bundesregierung die Schuld zu großer 
Borliebe für England, zu großer Unfreundlichkeit gegen Frankreich zu werfen; eine 
größere Sünde gab es aber damals nicht in den Augen der Republikaner. Indem 
er dann feine Inftruftionen und feine Korrefpondenz veröffentlichte zu einer Zeit, 
wo die Verwidelungen mit Frankreich erft ihren Höhepunkt erreichten, gab er Zeugniß 
von ber Verblendung, in welche vie Parteileivenfhaft ven Menſchen ftärzen Tann. 

Bon 1799— 1802 war M. Gouverneur von Virginien. Dann zog ihn Ief- 
ferfon wieder in den Dienft des Bundes, indem: er ihn nad Paris fhidte, vie 
Unterhandlungen des ordentlihen Gejandten, Livingfton, über den Anfauf von 
Louiſiana zu unterftügen. Die Hauptſache that freilich das Slüd; die Ausficht 
eines neuen Krieges mit Großbritannien bewog den erften Konful, dad ungeheure 
Gebiet an die Vereinigten Staaten gegen eine Geldſumme abzutreten, um es nicht 
ten Engländern zur Beute werden zu laffen. Kaum war dieſes Geſchäft erledigt, 
fo erhoben fi über die öftlihen Grenzen Louiſiana's Streitigkeiten mit Spanien, 
welchem überhaupt ver ganze Handel unangenehm war; es legte gegen den Ver— 
trag Verwahrung ein und weigerte fih nun außerbem, für unrehtmäßige Berau— 
bungen des amerikaniſchen Handels Entſchädigung zu leiften. M., der indeß zum 
orbentlihen Gejanbten in England ernannt worben war, erhielt jegt nod den 
Auftrag, den Minifterrefiventen der Vereinigten Staaten in Madrid in den Unter» 
handlungen hierüber zu unterftügen; aber viesmal hatte er feinen Grfolg, und 
bald traf ihn die Nemeſis nod empfindlicher. Der erneuerte Krieg zwiſchen Frank— 
reih und England bradyte wieder Störungen des neutralen Berfehrs und Durchſuchung 
amerifanifcher Schiffe nach deſertirten Matrofen (f. ven Artifel Madiſon), und 
Sefferfon fchicte zum Mißvergnügen M.'s diefem einen Beiſtand in W. Pindney; 
beide follten verſuchen, durch Unterhandlung Abhülfe der amerifanifhen Beſchwerden 
zu erlangen. Sie kamen auch zu einem Einverftändniß mit dem Londoner Kabinet, 
nur das Recht, britifhe Unterthanen, vie auf amerifanifhen Schiffen dienten, 
wegzunehmen, wollte diefes, wie 1794, im Princip nit aufgeben, obwohl es in 
der Praxis die möglichfte Enthaltfamfeit verſprach. Die beiden Unterhändler fetten 
darum dennoch ihren Namen unter den Bertrag, und zwar mit eben dem Rechte, 
mit weldem es Jay 1794 gethan hatte; Iefferfon verwarf jedoch die Ueberein« 
funft, ohne fie auch nur dem Senate vorzulegen; und bald verſchlimmerten ſich 
die Beziehungen zu England. M. aber ging nad Amerika zurüd mit der Abficht, 
um bie Präfiventen-Würde zu werben. Als Madiſon gewählt war, nahm er eine etwas 
zweidentige Haltung an; faum aber war er zum Gouverneur von Birginien ernannt 
(1811), fo verföhnte er fih mit Madiſon und wurde von dieſem als Staatsjefretär 
ins Kabinet gezogen; eine kurze Zeit verfah er auch den Poften des Kriegsminifters. 

Endlich, als Madifon scht Jahre ven Präfiventenftuhl inne gehabt, erfüllte 
fi) der Ehrgeiz M.'s, und er bekleidete, da er gleichfalld noch einmal gewählt 
wurbe, das höchſte Amt des Bundes ebenfo lange, wie die drei Birginier, die ihm 
vorangegangen waren. Die Zeitumftände begünftigten ihn fo, daß er, wie Jefferfon, 
das Gebiet der Union durch eine wichtige Erwerbung vermehren fonnte. Mit Spa- 
nien beftanden feit dem Ankaufe Louiſiana's Streitigkeiten über die Grenze dieſes 
großen Gebietes nit nur nad Oſten, mo es an Florida ftieß, ſondern aud nad 
MWeften hin. Als jegt endlich die Regierung in Madrid die Ratififation jenes 1802 
geichloffenen Vertrages einſchickte, durch welchen fih Spanien verpflichtete, für un- 
rehtmäßige Wegnahmen amerikanischer Kauffahrteiſchiffe Entſchädigung zu geben, 
erneuerte der damalige Staatsfekretär, der jüngere Adams, ven Vorſchlag, Florida 
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gegen jene Geldſummen abzutreten. Die Unterhanplung gelang diesmal; außerdem 
wurbe die Grenze weſtlich vom Miffifippi zwiſchen den fpanifchen Befigungen 
und den Vereinigten Staaten zum Bortheil der letzteren feftgeftellt; fie wurde ge— 
bildet durch den Sabine, den rothen Fluß und ben 420 n. B. und ging bis an 
den ftillen Dcean (22. Febr. 1819). Schon vorher war durch einen Bertrag mit 
England (20. Oft. 1818) als Grenze der Union gegen vie englifhen Befigungen ver 
49 n. B. vom See der Wälver bis zum Felfengebirge bezeichnet worden, während 
das fogenannte Dregongebiet zwifchen diefem Gebirge und dem ftillen Ocean noch 
10 Jahre lang im gemeinfhaftlichen Beſitze beiver Länder verbleiben follte, 

Wie ungeheuer Hatte ſich feit 1803 das Gebiet der Vereinigten Staaten 
ausgebehnt! Aber mit diefer Erweiterung erhob fih die Frage, ob die Sklaverei 
aud über den Miffifippi getragen werben folle? Zwar das Land am Ausfluffe 
dieſes Stromes, welches den heutigen Staat Louiſiana bildet, beſaß jene Art ber 
Bevölkerung fhon vor feiner Aufnahme in die Union; aber follte man fie in vie 
Gebiete von Arkanfas und Mifiouri, die im Norden davon abgezweigt wurden, 
ebenfalls einführen laſſen? Gleich Anfangs ſchlug ein Abgeordneter des Nordens 
vor, die Grenze zwifchen beiden (360 30° n. B.) zur Sceibelinie zu maden; 
aber es dauerte lange, bis man ſich dahin einigte, und außerdem mußte noch 
Miffouri den feft zufammenhaltenden, mit einer Trennung drohenden Sklavenhal- 
tern geopfert werden. Im Kabinet erwog man nun, ob der Kongreß das Recht 
habe, die Sflaverei in einem Territorium zu verbieten, und ob ein foldes Verbot 
fi nur auf die Zeit des Territorialzuftannes beziehe oder für alle Zukunft gelte. 
Jenes konnte nicht geleugnet werben, die zweite Frage dagegen empfing eine ent« 
gegengefette Beantwortung; da flug Calhoun vor, fie abzuändern und zu untere 
ſuchen, ob ver Vorbehalt verfafjungsmäßig fei oder nicht. Als dies bejaht worden, 
fegte M. feinen Namen unter die Bill. So hatte der Süden für zwei neue Staaten 
der Zufunft den Gieg behalten. Aber der Norden war in Heftige Aufregung 
gerathen, die Abolitioniftengefellihaft lebte wieder auf, zahlreiche Volfeverfamms- 
lungen, auf denen Föberaliften und Demokraten einträchtig gingen, fanden ftatt, 
und auch die Staatenlegislaturen erhoben ihre Stimme gegen die Einführung der 
Sklaverei im Weften des Miffifippi; zu den Anfichten über das Unreht und die 
Schädlichkeit derfelben trat die Unzufriedenheit über die nicht endende Herrihaft 
des Südens, und ftärfer als je vorher zerfielen die Vereinigfen Staaten in zwei 
geographifch gefchiedene Parteien. Eben dieſe geographifhe Scheidung erfchredte 
damals Iefferfon und erfchütterte feinen Glauben an die Dauer der Union! 

Während foldhergeftalt Über das neuerworbene Land verfügt wurde, zögerte 
die fpanifche Regierung , den Bertrag, welchen ihr Geſandter in Wafhington ab- 
geſchloſſen hatte, zu ratificiren, und beſchwerte ſich fowohl über die Hülfe, die ihre 
aufgeftandenen Kolonieen aus ben Vereinigten Staaten bezögen, als beſonders über 
die Berfuche gewifjer Abenteurer, Texas zu einer Republik zu machen. Vielleicht 
um bie Ratififation zu befchleunigen, drohte M., die Unabhängigkeit der ſüdameri— 
kaniſchen Kolonieen anzuerkennen, wenigftens fobald Großbitannien dasſelbe thun 
werbe. Spanien verlangte nun, bevor es vatificire, von Seiten des Präfidenten 
eine Erklärung des Gegentheils; aber mit Unwillen wurde die Yorberung zurüd- 
gewiefen. Als envlih im Februar 1821 die Ratififation eintraf, bewirkte fie wohl 
bie Berwerfung des Antrages, melden Clay feit vier Jahren zu ftellen pflegte, ven 
Gehalt für einen Gefandten bei den füdamerifanifchen Republifen im Budget aus— 
zuwerfen; aber das Haus jprady zugleich aus, daß es an dem Kampfe dieſer Pro- 
vinzen tiefen Antheil nehme und bereit fei, dem Präfidenten ale verfaffungsmäßige 
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Unterſtützung zu geben, ſobald er es für zweckmäßig halte, ihre Unabhängigkeit 
anzuerkennen. 

In der That zeigten die Nordamerikaner ſchon ſeit Jahren großes Mitgefühl 
für jene Länder; fie waren ihnen trotz der Neutralitätsgeſetze durch Privatunter- 
ftügungen zu Hülfe gefommen, und fchon 1817 hatte ver Präfivent drei Bevoll- 
mächtigte hingejendet, um über die Page der Dinge dort Erfundigungen einzuziehen. 
Im Juni 1818 theilte die Bundesregierung dem englifchen Geſandten ihre Anficht 
mit, daß eine Einmifhung europäiſcher Mächte, die nicht unbedingt zur Anerfen- 
nung der Unabhängigkeit riethe, keinen Erfolg haben werbe, und im folgenden Jahre 
forjchte fie das Kabinet in London aus, ob es nicht wenigitens in Bezug auf die 
wirklich felbftändig gewordenen Provinzen dieſen Schritt thun wollte. Caſtlereagh 
antwortete jedoch ablehnend und fuchte vielmehr die Regierung in Madrid zur 
Natififation jenes Vertrages über Florida und Louiſiana zu bewegen, um ben Prä- 
fiventen nicht zur Ausführung feiner Drohung zu reizen. Uber die Ankunft des 
Vertrages verzögerte die Mafregel nur noch kurze Zeit. Zu der moraliſchen Theil- 
nahme gefellte fi das Interefje, das Verlangen nad) Handelöverträgen und jhügenden 
Konfuln, und Ende des Jahres 1822 erfannte M. wenigftens Columbien an. 

Damals war bereit durd den Selbftmord Gaftlereaghs ein Umſchwung in 
der auswärtigen Politit Englands eingetreten; denn Canning, der an feine Stelle 
gefommen, fteuerte langſam demſelben Ziele zu, und um etwaigen Gelüften Frank— 
reichs, nad) der Intervention in Spanien aud in den Kolonieen einzufchreiten, gleich 
von vornherein vorzubauen, fragte er (23. Aug. 1823) bei dem Gefandten ver 
Bereinigten Staaten an, ob feine Regierung bereit fein würde, Hand in Hand 
. mit England eine Erklärung abzugeben, weldye durch die bloße Thatſache der Ueber— 
einfiimmung beider Mächte folcyerlei Abfichten im Entftehen erftiden fünne und, 
ohne zum Handeln zu zwingen, erftiden werde. M. berieth ſich hierüber nicht nur 
mit feinem Kabinet, fondern bat aud) Jefferfon um feine Meinung. Der Altmeifter 
der amerifanifhen Demokratie fah darin die wichtigfte Frage, die ihm feit der Un» 
abhängigfeitserflärung vorgelegt worden; denn fie bezeihne den Lauf, welchen vie 
Vereinigten Staaten in Zufunft nehmen müſſen. Da Großbritannien, die Macht, 
bie ihnen den meiften Schaden zuzufügen vermöge, ſich jet auf ihrer Seite be— 
finde, fo empfiehlt Jefferfon, auf das Anerbieten einzugehen und, weil diefer Schritt 
zum Kriege führen fünne, wiewohl es nicht wahrſcheinlich fei, den Fall dem Kongreß 
bei feinem nächſten Zufammentreten vorzulegen. Das gefhah denn auch. In der 
Botſchaft des Präfidenten (Dec. 1823) hieß e8: An den Kriegen der europäifchen 
Mächte, an den Angelegenheiten, welche fie felbft betreffen, haben wir ung nie- 
mals betheiligt, noch verträgt es ſich mit unferer Politif, dies zu thum.... Mit 
den Bewegungen auf unferer Ervhälfte ftehen wir nothwendig in einem unmittel= 
baren Zufammenhange, und die Urſachen liegen für jeden erleudhteten und unpar- 
teiiſchen Beobachter Har zu Tage. Die Offenheit gebietet uns daher, und wir find 
e8 den zwijchen ten Vereinigten Staaten und jenen Mächten beftehenden freuud-- 
Ihaftlihen Beziehungen ſchuldig zu erklären, daß wir jeden Verſuch von ihrer 
Seite, ihr Syſtem auf irgend einen Theil diefer Erdhälfte auszudehnen, ald eine 
Sefahr für unfern Frieden und unfere Sicherheit anfehen würden. Die gegenwär- 
tigen Kolonieen und Befigungen europäifher Mächte haben wir ungeftört gelaffen 
und werben fie nicht zu ftören ſuchen. Aber was bie Regierungen betrifft, die fich 
unabhängig erklärt und deren Unabhängigkeit wir nad reifliger Erwägung und 
gerechten Principien anerkannt haben, fo könnten wir irgend welche Dazwiſchen— 
funft einer europäifchen Macht, um fie zu unterbrüden ober ihre Geſchicke fonftwie 
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zu beherrſchen, in keinem andern Lichte betrachten, als dem der Kundgebung einer 
unfreundlihen Oefinnung gegen die Vereinigten Staaten.” Weiter hieß es in ber 
Botſchaft, daß die Kontinente Amerifa’3 in Folge der freien und unabhängigen 
Stellung, die fie angenommen hätten und behaupteten, binfort nicht weiter als 
Gegenftand für Fünftige Kolonifation durch irgend eine europäifche Macht könnten 
angejehen werben. „Diefe Erklärung ficherte, wie Gervinus bemerkt, die neue 
-Staatenwelt im Süden vor jeder europäifhen Einmifhung und vollendete vie 
Scheidung der beiden Welttheile." Wenn fie durch England hervorgerufen war, fo 
ging fie do über die urfprünglihen Abſichten Cannings hinaus. Sie ift es übrigens, 
welde das Andenken an diefen Präfidenten in Europa lebendig erhält; denn noch immer 
erörtern die öffentlihen Blätter von Zeit zu Zeit die fogenannte Monroe-Doftrin. 
Am 4. März 1825 trat M. ins Privatleben zurüd; durd eine fonderbare 
Laune des Zufalls ftarb auch er, wie Adams und Iefferfon, am Tage der Unab- 
bängigfeits-Erflärung, am 4. Juli 1831. 
iteratur. View of the conduct of the Executive connected with the 
mission to the French Republic 1797. Hildretb. Benton. Gervinus, Geſch. d, 
19. Jahrh. Band IV. Reimann. 


Montenegro. 


Montenegro (flav. CErnagora, türk. Karadagh, d. i. ſchwarzer Berg), ein 
unabhängiges Ländchen im türfifhen Reihe unter vorwiegend ruffifhem Schutze, 
hat feinen Namen von Ivo Cérnoj (Ivo dem Schwarzen, dem Geäcdhteten), dem 
erften Häuptlinge der nah der Schlacht am Kofovopolje (Amfel-Felv) im Jahr 
1389 in dieſes Hochland geflüchteten Serben, und bildete ehemals einen Beftand- 
theil des ferbifchen Herzogthums Zenta. Es liegt von 360 21° bis 370 13° 3, 
L. (Ferro) und von 420 9° bis 420 55° n. B.; e8 dehnt fid daher auf mehr 
als 70 deutſche Duadratm. zwiſchen Dalmatien und Albanien vom dinariſchen 
Gebirgsftode bis nahe zum abriatifchen Meere aus, ohne jedoch dieſes zu berühren. 
Der Küftenftrih ift die zu türfifch-Albanien gehörige Landſchaft Spice (alban.: 
Spuz, aud Spizza), eines der mehreren Ziele montenegrinifher Vergrößerungss 
ſucht, worin es ſowohl von Rußland als von Frankreich wegen der guten dort 
befindlichen Buchten und Ankerplätze unterftügt wird. | 

Grenzen. Bom Berge Diolji-Berh (Wilpfpige) bis zum Berge Ternovo 
grenzt es? an Dalmatien (Kreis Kattaro); von da im Norbweften bis zum Berge 
Siljevac, dann weftlih bis zum Berge Dormitor an die Herzegowina; vom Dor- 
mitor bis zum Berge Rovel im N. N. Öfen an Bosnien; vom Rovci-Berge bis zum 
See von Scutari (ferb. Skadar, tür. Stopra), und von da im Südweſten bis 
zum genannten Diolji-Berh an Türfifh-Albanien. — Faſt auf allen Seiten bilden 
mächtige Bergmaffen eine natürlihe Grenze; nur das Kudathal mit dem Moraca- 
fluffe im Nordweſten macht davon eine Ausnahme; im Südoſten bilvet theils der Zeuna- 
fluß die Grenze, theils find die Grenzen nicht feftgeftelt und die montenegrinifchen 
Thäler münden in albanefifche, — die Schaupläge häufiger Kämpfe und Gräuelſcenen. 

Bodenbefhaffenheit. Der mächtige Gebirgsrüden, welcher ſüdlich vom 
44.0 n. B. als Scheidewand zwiſchen der Herzegowina und Bosnien in füpöft- 
liher Richtung fuft parallel mit dem adriatifchen Meere fi hinzieht, entjendet 
unter 36° 30° und 370 10° 5. 8. zwei Aefte: den erften gegen Cattaro und 
das adriatiſche Meer, den zweiten in der Richtung gegen den See von Scutari. 
Dazwifchen liegt der durchgehends gebirgige, wenig zugängliche, gegen den See von 
Seutari geneigte Kefjel — Montenegro, Die Gebirge gehören der Karft-Sormation 
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an und errüchen bier faſt die höchſten Höhen in dieſem Bergſyſteme; mehrere Gipfel 
fteigen über 6— 7000‘, der Lovcen (jpr. Lowtſchen) fegar über 7500‘ empor, die 
Schneelinie erreicht jedoch kein Gipfel. Es find meift nadte, wiltzerriffene Fels— 
mafjen; die vorherrfchende Yelsart ift ein grauer oder weißlicher, felten röthlicher 
Kalkftein, welcher dem ſekundären Alpenkaltfteine gleiht und ftellenweife Mergel— 
ihiefer eingelagert enthält. Dieſes Felfengemenge finft nur felten zu beachtens— 
werthen Thalflächen herab, ausgenommen im Bezirfe Belopavlic (fpr. Bjelopawlitſch) 
und das lange Thal Kuda, welche beive von Gebirgen eingefafte Hochthäler fint. 
Kleinere Thäler find jene von Negus (Njeguſch) und Cérnica (Zrniza). — Der 
Boden ift im Sütweften und im Bezirke Katunsfa, tem Site der vorwiegend zu 
Raub und Plünberung geneigten Bevölkerung, größtentheils fteinig, fahl und zer— 
ipalten. Der fruchtbarſte Landftrid ift um ten See von Ecutari; aud die früher 
erwähnten zwei Hochthäler haben einen tem Aderbau günftigen wohlbewäfferten Boden. 

Die Gewäſſer Montenegro’? münden in den See von Scutari, deſſen 
vollftändiger Beſitz nächft der Küftenlantfchaft Spice einer ver heißeften Wünſche 
ber Gernagoren ift. Die für das Land bedeutenden Flüſſe find: 1. die Moraca, 
welche am Berge Dormitor entfpringt, einen ſüdlichen Lauf nimmt und in ber 
Nähe ter Yeftung Zabljak in ven See von Scutari mündet. Sie nimmt rechts 
(von Norden nad Süden) die Suzica, die Zeta (mit der Zlatina) und die Git- 
nica (mit ter Golac) auf; — links fließen ihr zu: die Malarela, vie Ribnica und 
die Zevna (türf. Simfu). 2. Der Cernojevic, an mweldem der Hauptort des 
Landes, Getinje, liegt. 3. und 4. die Drocovfa und Gernica ergießen ſich 
nah kurzem Laufe in den Ecutari-See. — Seen find: ein Heiner See bei 
Beziovo in ter Nahia Kuda; der Gornje-blato (cberer Sumpf) in der Nahia 
Reda, und ter Eee von Scutari, deſſen beide Infeln Leſendria und Vranina 
zwiſchen Montenegro und Albanien ftreitig find. — Unter den Karſthöhlen 
jind bemerfenswerth: eine in ver Nahia Neda bei den Trümmern der Burg Obor, 
in welcher ter Helvenvater der Montenegriner, Ivo Cernoj in den Armen der 
Bila’s, die ihn bewachen, ruht, bis er ſich einftens wieder erhebt, um „feinen ge= 
liekten Brütern Gattaro und das blaue Meer zu erkämpfen“. Norböftlid von 
Getinje bei dem Klofter Bafilius ift die geweihte Grotte, in welder die irvifchen 
Reſte des heil. Baſilius ruhen. 

Das Klima ift im Norbeu und Norpweften rauhes Bergklima; ver Schnee 
füllt tief herab und bleibt namentlid in den Bergflüften bis tief in dey Sommer 
liegen. Milter ift e8 im öftlihen Theile; um ven Geutari-Eee ift ed herrlich, 
milde und gejund. In ben engen Thälern ift ver Sommer vrüdend heiß, und die 
Bäche verfiegen häufig in den Falfhaltigen Karftboben. 

Beväölferung. Die Montenegriner find Südſlaven ferbifhen Stammes, 
welde tie illiriſche Sprade in großer Reinheit ſprechen. Sie befennen fih, mit 
Ausnahme einer Keinen Anzahl Katholifen in der Nahia Kuda, zur griechifch- 
orientalifchen Kirche und verehren in dem Kaifer von Rußland ihr geiftlidhes Ober- 
haupt. Seitdem im Jahr 1852 vie höchfte geiftliche Gewalt bes Fandes von ber 
fürftlihen Würbe getrennt wurde, ift mit jener der Archimandrit des Klofters Oſtrog 
bekleidet. Die Gefammtbevölferung wird auf 125,000 Geelen geſchätzt; darunter 
find 25,000 waffenfähige Männer, über 200 Welt- und viele Kloftergeiftliche. 
Die Geiſtlichen treiben, gleich den übrigen Montenegrinern, Aderbau und Viehzucht, 
tragen Waffen und ziehen in ven Arieg mit. Die Montenegriner find ein kräftiges, 
friegerifches aber rohes Volk, das die Freiheit über Alles licht und feine Unab- 
bängigfeit von ben Türken durch Jahrhunderte in faft beftändigem Kampfe ſich 
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bewahrt hat. Bon geiftiger Kultur nad) unferen Begriffen kann ebenfowenig wie 
von tehnifcher Ausbildung tie Rede fein. Der zweitlette Vladika, Peter IL, der 
ſich felbft treffend „ein Gebilteter unter Barbaren, ein Barbar unter Gebilveten 
und eine Schmuggelmaare unter ten europäifhen Souveränen” bezeichnete, war 
ernftlich bemüht, mildere Sitten einzuführen, Echulen zu errichten, die Blutradye 
und vie Raubzüge nad; ven Nachbarländern abzufhaffen; allein feine Bemühungen 
icheiterten vielfach an dem rohen Uebermuth diefes ſchwer zu bändigenden Bergvolfes. 
In drei Schulen wird tie Jugend im Lefen und Schreiben ter Nationalſprache, 
in der Religion und im Rechnen unterrichtet; doch ift die Zahl der des Leſens 
Kundigen eine höchſt geringe, faft eine Seltenheit. Diefem geringen Standpunfte 
en Kultur entfpricht auch jener der materiellen. Der raue Karfiboden ift der 
Agritultur nicht günftig; auch hat ver Montenegriner wenig Luft zum frieblichen 
Aderban. Vorherrſchend ift die Viehzucht als der wichtigfte Nahrungszweig. Auch 
rer Fiſchfang ift anſehnlich; geräuchertes Fleifh, an der Luft getrodnete und ge— 
räucherte Fiſche, worauf ſich diefes Volk trefflich verfteht, werden nad Dalmatien, 
fogar nad Italien über Cattaro abgefegt. Aud die gewerbliche Beihäftigung hat 
für biefe wilden Naturföhne feinen Reiz, fie zeigen eine Geringfhägung und Miß— 
adhtung für das Handwerk; bie menigen Gegenftände bes bringendften Bedarfs 
erzeugt ſich jeber fo raſch als möglich felbft. Viele der allernothwendigften Acker— 
geräthe haben mir ſchon unter den Dalmatiner Morlaften primitive Zuftände halt- 
civilifirter Bölfer vor Augen geführt, und ver Vladika Peter II. hatte ung zeit« 
weife in ber Bibliothef zu St. Marcus in Venedig, in welcher er ernftlihe Studien 
über ſüdſlaviſche Geſchichte machte, originelle Skizzen von montenegrinijchen Ge— 
räthſchaften ſcherzweiſe vorgezeichnet. Die pfablofen, hohen Gebirge hemmen ven 
Verkehr mit den Nachbarländern, und vie Kleinen Berfudhe von „Landftraßen“ 
find faum mehr als nothdürftige Saumpfate. Die Gewäſſer find vollftänvig frei; 
ver Montenegriner knechtete fie bis jegt noch nicht durch Schiffe oder Flöße! Daß 
unter ſolchen Verhältnijfen vom Handel im eigentlichen Sinne feine Rebe fein fann, 
ift begreiflih. Gattaro verforgt Montenegro mit dem bringendft Nothwendigen und 
übernimmt bie wenigen Produfte der Viehzucht. — Kurfirende Münzen find: öfter- 
reihiihe Silber-Zwanziger, Maria-Therefienthaler, Dukaten und türfifhe Paras. 

Staatöverfafjung und Berwaltung. 

Montenegro, ehevem ein Beftanttheil des Herzogthums Zenta, ein Lehens- 
land des Serbenreichs, ift feit ver Eroberung des legtern nah der Schladht amı 
Kofovopolje im Jahr 1389 ein faftifh unabhängiger Staat, im fortwährenden 
Kampfe mit der Pforte. Die Anfprücde ver Türkei auf Montenegro gründen ſich 
nur darauf, daß Montenegro einft einen Beftanptheil eines Reidyes bildete, welches 
in ver Folge eine türfifche Provinz ward, und daß es geographiſch zur Türkei ge— 
hören fönnte. Wirklihe Souveränitätsrechte oder eine Lehensherrlichkeit, ein 
Proteftorat find von der Pforte niemals ausgeübt, — von Montenegro niemals 
anerfannt worden; Tribut oder Steuern find nur vorübergehend von einzelnen 
Landestheilen fo lange bezahlt worden, als türkiſche Truppen dieſelben bejegt hielten. 
Seit 1777 riß es ſich vollftändig von ber Türfei los und bildet gegenwärtig einen 
eingefhränft menarhiicden Staat, Bis zum Jahr 1499 wurde es von weltlichen 
Fürſten regiert. In jenem Jahre übergab Georg Cernojevic die Regierung in bie 
Hände bes erſten geiftlichen Würdenträgers (Metrorolit, Vladika) und zog fich 
mit feiner Gemahlin, ver venetianifhen Patricier-Familie Erizzo angehörend, nad 
Benedig, wo die Familie des Cérnojevie im Jahr 1660 ausſtarb. Die Würde des 
Bladifa gelangte im Jahr 1697 an die Bamilie Petrovic Negus, welche ſeitdem 
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die herrſchende blieb. Der Vladika Peter II. (f 19. Oktober 1851) hatte feinen 
Neffen Danilo (geb. 25. Mai 1826) zum Nachfolger beftimmt, welcher vie 
geiftlihe Würde wieder von ber weltlichen trennte und ſich als Danilo I. zum 
Fürſten erflärte. Im Jahr 1854 vermählte er ſich mit Darinka Kvekvie, der Tochter 
eines balmarinifchen Großhändlers in Trieſt. Durch das Erbfolgeftatut vom 5. 
Mai 1855 ift die Würde des Fürſten in der männlihen Nachkommenſchaft nad) 
dem Rechte der Erftgeburt erblih. In Ermangelung direfter männlicher Defcendenz 
follte ver Brudersfohn Danilo's folgen. Beim Ausfterben des männlihen Stammes 
fällt vem Volke das Recht zu, fi wieder ein Oberhaupt, jevoh immer aus dem 
Geſchlechte der Petrovic zu wählen. Der Thronerbe wird mit 20 Jahren groß- 
jährig, bis dahin fungirt eventuell ein Regentfchaftsrath von drei Mitglievern 
aus der Familie Petrovic. Die Frauen find von der Erbfolge ausgefchloffen, ebenfo 
„Seber, welder für die Türkei Sympathieen an den Tag legt.“ Der Titel lautet: 
„Fürſt und Herr des freien Montenegro und ter Bérda;“ das Wappen ift ein 
Doppelabler. — Der Bladika Peter II. ftiftete die große goldene „Melos-Obilin- 
Mevdaille” für Berbienfte um das Baterland, und Danilo I. im Jahr 1853 ven 
Danilo-Orden als Belohnung für Verdienſte im Unabhängigkeitsfampfe, insbefon- 
dere in den Jahren 1852 und 1853. 

Am 23. April (a. St.) 1855 erhielt das Fürftenthbum ein Civil- und Straf: 
geſetzbuch, (das „allgemeine Landesgeſetzbuch“). Die wichtigften Punkte desfelben, 
welche ein hinreichendes Licht auf die Kulturzuftände und NRechtsbegriffe dieſes Landes 
werfen, dürften folgende fein: Alle Montenegriner und Berbaner find vor dem 
Geſetze gleih ($. 1). Ehre, Eigenthum, Leben und Freiheit find Fraft angeftammter 
und ftets bewahrter Freiheit gewährleiftet ($.2). Der Fürft ift unverletzlich, „Nie 
mand darf von ihm Uebles reden," ihm merden Todesurtheile vorgelegt, er hat 
das Begnadigungsreht (88. 3, 4, 5). Einen Baterlandsverräther kann Jedermann 
tödten ($. 17). Wer zur Kriegszeit fi) weigert, in den Kampf zu ziehen, wirb 
für ehrlos erklärt; er darf Feine Waffen mehr tragen und ift ihm eine Weiber: 
ſchürze umzubinden ($. 18). Wer fi) gegen bie vom Gerichte zur Ergreifung eines 
Schuldigen abgefandten Berfonen zur Wehre fest, wird fofort erfchoffen ($. 21). 
Streifzüge nah dem benachbarten Gebiete und Diebftähle auf demfelben find in 
Briedenszeiten verboten ($. 24). Wer einen Montenegriner oder Berbaner tödtet, 
wird fofort nad) der Habhaftwerbung erſchoſſen; desgleichen jeder, der einen ſolchen 
Mörver beherbergt, vertheidigt oder verheimlicht (SS. 27, 28). Wer einen Monte- 
negriner mit dem Fuße ftößt oder mit dem Pfeifenrohre ſchlägt, zahlt 60 Dukaten 
Strafe ($. 34); tödtet der Geſchlagene den Angreifer fofert in ber erften Aufwal- 
lung, jo — ift die Sadye abgethan, ebenfo als wenn ein Dieb beim Stehlen ums 
Leben kömmt ($. 34); tödtet er ihn aber fpäter, auch nur eine Stunde fpäter, fo 
wird er als vorfäglicer Mörder behandelt ($. 35). Eine VBerwundung an ver Hand 
oder am Fuße (daß der Verwundete verftümmelt bleibt) wird mit 100 Thlr. be= 
ftraft; nicht vorfätlihe VBerwundung 50 Thlr.; Kopfverlegung oder Ausfhlagen 
eines Auges 60 Thlr.; wenn nicht vorfäglih 30 Thle.; — jedesmal find dazu 
noch die Krankheitstoften zu tragen ($. 33). Aus Nothwehr tödten ift erlaubt ($. 38); 
Blutrache bei Todesftrafe verboten ($. 39). Der Zweilampf ift erlaubt ($. 40). 
Der Branpftifter kann vom Beſchädigten fofort getöbtet werden (8.41). Ein Erb» 
recht befteht nicht (88. 48, 49 u. ff.). Steuerverweigerung wird wie Berrath 
am Baterlande mit dem Tode beftraft ($. 60). Jeder Priefter ift verpflichtet, jeden 
Sonntag in bie Kirche zu gehen, für die Reinhaltung der Kirche zu forgen u. f. w. 
($: 66). Die Eheſcheidung (melde bis bahin an der Tagesordnung war) ift nicht 
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geftattet ($. 67). Wer ein Weib nod) bei Lebzeiten ihres Mannes, oder ein Mädchen 
ohne Einwilligung der Eltern (oder Verwandten) heirathet, wird des Landes ver- 
wiefen; „folgt aber ein Märchen dem levigen Manne freiwillig ohne Vorwiſſen 
der Eltern, jo kann man ihnen nichts anhaben, da fie die Liebe felbft verband” 
(88. 69, 70). Trifft ver Montenegriner fein Weib beim Ehebruch, fo kann er beide 
Schulvige tödten ($. 72). Kindesmord wird mit dem Tode beftraft (8. 74). Wird 
ein Dieb zum dritten Male auf einem Diebftahle betroffen, fo wird er zum Tode 
verurtheilt; Kirchendiebftahl oder Entwenbung von Landesmunition wirt fofort mit 
dem Tode beftraft (SS. 78, 81). Wer einen Dieb erfchießt, erhält 20 Thlr. Be- 
lohnung ($. 79). Die häufigen Gaftgelage, das Abfchneiden der Haare, das Zer: 
fragen des Gefichtes (ald Zeihen der Trauer) find abgefhafft (88. 88, 89). Jever 
Flüchtling findet in Montenegro Aſyl und Schug und ift jo lange unverleglich, 
als er fi ven dortigen Gefegen unterwirft ($. 91). Die Freiheit des Kultus 
und der Nationalität ift gemwährleiftet ($. 92). Der letzte Paragraph ($. 95) bes 
ftimmt, daß die zur Kerkerftrafe Verurtheilten zum Straßenbau und andern Ge: 
meindearbeiten zu verwenden find. 

Dem Fürften fteht in der Ausübung feiner Gewalt ein Senat zur Seite, 
welcher aus 1 Präfiventen, 1 BVicepräfidenten und 12 vom Bolfe gewählten Se- 
natoren zufammengefegt iſt. Er ift die höchſte legislative, adbminiftrative und rich« 
terlihe Behörde. Vom Volke erwählte und befoldete Richter handhaben die Juſtiz, 
die Dorfälteften die Verwaltung der Gemeinde. An der Spite der äußern Ber: 
waltung und des Finanzweſens fteht ein Minifter (gegenwärtig Ivan Vaeclik); 
in den einzelnen Bezirken (Nabia) find Kapitäne die Organe der Verwaltung, 
welde vom Fürften ernannt werden. Die übrigen Einrichtungen des Landes find 
patriarchaliſch. Das Oberhaupt der Familie und der Leiter ver häuslichen Ange- 
legenheiten ift der Hausvater (gospodär); der Gemeinde ift ver Ditsältefte (stara- 
sina) vorgefegt; der Aeltefte des Stammes (Glavar-Häuptling) leitet Die Angelegen- 
heiten desſelben; mehrere durch Verwandtſchaft verbundene wählen ſich einen Anjas 
(Fürften) als oberften Schiedsrichter (Friedensrihter) für ihre inneren Angelegen- 
beiten. Die VBerfammlung dieſer verſchiedenen Oberhäupter ift vie Skuptſchina 
(Skupteina), welche in wichtigen Fällen zu entfheiden berufen wird. 

Das Finanzweſen beſorgt der Minifter. Peter II. war es, der bie 
jegige Steuererhebung in das Leben rief, was wahrlich feine Heine Aufgabe war. 
Die Staatseinfünfte find Überhaupt geringe und beftehen in einer Kopffteuer von 
etwa 30,000 fl., dem Tabakspacht von 200 fl., der Salzfteuer von 200 fl., 
ver Fifchftener von 250 fl., der Abgabe von geräucertem Fleiſche 200 fl. und 
dem Pacht von Staatsländereien 600 fl., zufammen 31,450 fl.; — gegenwärtig 
follen die meiften Steuern ſchon erhöht worden fein, namentlich wurden eine Grund— 
fteuer und ein Wiefengeld eingeführt, wonach ſich die Einkünfte auf beiläufig 
40,000 fl. belaufen. Die Auslagen find nahezu viefelben. Unter verfchievenen Titeln, 
insbefondere „zum Unterhalte der Kirche” erhält ver Fürft jährlich) von Rußland 8000 
Dufaten und eine franzöfifche Unterftügung (zu welchem Zwede?) von 50,000 Fr. 

Militärmaht. Ale waffenfähigen Männer find im Yalle der Gefahr 
zur Yanbesvertheidigung verpflichtet und bilden dann ein von 8 Serdars geführtes, 
20— 25,000 Mann ftarfes Heer. Im Jahr 1857 wurde ein aus 800 Mann 
beſtehendes Elitenkorps organifirt, von dem jeder Mann einen beftimmten Tages— 
fold erhält, ver im Falle des wirflihen Dienftes verdoppelt wird; eine befondere 
Dienftleiftung viefes Korps bildet die Eintreibung der Steuern. Der Fürft hat 
eine beſondere Leibwache (Perjaniken⸗Korps). 
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Fürſt Danilo J. wurde am 12. Auguſt 1860 in der Nähe von Cattaro von 
einem flüchti gen Montenegriner mit einem Piſtolenſchuß verwundet und ſtarb Tags 
darauf. Da er aus feiner Ehe nur eine zweijährige Tochter hinterließ, jo wurbe 
Nikolaus (der Sohn feines Bruders Mirko) am 14. Auguft in Cetinje als Ni - 
tolaus I. Petrovic Negus zum Fürften ausgerufen. 

Gebietseintheilung und Orte: 

Das Fürftenthbum Montenegro befteht aus der eigentlihen Cernagora, 
dem eigentlihen Hochlande, welches von den flüchtigen Serben als Zufludts- 
ftätte gewählt wurte, und dem fpäter an dem Morada-Fluffe hinzugefommenen 
Yande Bérda. Die Cérnagora zafüllt in 4 Diftrifte oder Nahien 
(Nahia oder Nahija, türf. nahijje=freis, Gegend): Katunsta (vom alban. 
Kattun=Sennhätte), Cernida (vom Fluße gi. N), Neda (nad dem Orte 
gl. N.) und Leſanska (nah dem Flufie Lifica); — die Bérda ebenfalls in 
4 Nabien: Belopaplic, Biperi, Morada und Kuda. Dieſe legteren 
Bezirke führen nod immer den Beinamen Zeta. — Außer diefem Gebiete gilt der Fürſt 
alt Beſchützer des alten Fürftenthbums Grahovo (Das vom Jahr 1841 bis 1845 ganz 
zu Montenegro gehörte) und ver driftlihden Grenzpiftrifte ver Herzegowina. 

Die Hauptjonderung iſt in Stämme (plemen, plur.: plemena); einen Stamm bil- 
ven die in Einem Landftriche wohnenvden Familien, die von gleihen Stammältern ab- 
ftammen ; die in kürzerer Yinie verwantten Familien bilden eine Bruterfchaft (bratstvo). 
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Die Ortfhaften beftehen aus Häufergruppen, welde von den nächſten Ver— 
wandten gleihen Stammes bewohnt werden. Die dit an einander gebauten 
Häufer find 8—9°' body, im Biered aus Stein aufgeführt, mit Stroh oder Baum 
rinde (bei Reichen wohl auch mit Ziegeln) gedeckt und faft alle mit Schießſcharten 
verjeben. 

Der Bezirk Katunska, der höchſte, unzugänglichfte, nimmt faft die Hälfte der 
eigentlichen Cernagora ein. Hauptort ift Cetinje (3500° Seehöhe) in einem 
3000 Klafter langen, 490 Klafter breiten Thale, Nefivenz des Fürſten, mit ber 
Landeshauptſchule, einer Buchbruderei und einem mit feften Mauern umfchloffenen 
großen Klofter. Diefes Klofter, hart am Fuße eines fteilen Felfens, von dem ein 
runder mit Feindesköpfen bejpidter Thurm herabſtarrt, erbaut, wurde oftmals 
nievergebrannt. In der Kirche ruhen die Gebeine des Vladika Peter I., den das 
Volk als Heiligen verehrt. Nebft einem Pulverthurm befteht die Refivenz noch aus 
etwa 20 Häufern, welde von Berwandten des Fürften und von Senatoren be= 
wohnt find. Der fürftlihe Palaft ift in neuen Style erbaut, ein Stockwerk body, 
bat 30 Fenfter, an deſſen beiden Fronten fih von 2 Klafter hohen Mauern ums 
ſchloſſene Höfe befinden, an deren 4 Eden Bertheidigungsthürme angebradit find. — 
Der einzige auf europäifche Art gebaute Ort ift Negus, der größte des Landes, 
eine veihe Befigung des Fürſten. Im Getinje-Thale liegen Dubovnif, Don- 
jitrai und andere Heinere Ortſchaften. — In Cernida ift der größte Ort Glu— 
bido. Andere Orte find: Belopaplic, Piperi und mehrere zerftreute Häu- 
fergruppen,, welche nah unfern Begriffen kaum als „Ortſchaften“ angefehen 
werben fünnen. 

Das Land und das Leben in Montenegro bat unter den Slaven mitunter 
ebenfo-begeifterte Bejchreiber als „lebendige Refte der Südſlaven“ gefunden, als es 
von entgegengefegter Seite übertrieben wegmwerfend behandelt wurde. Eines fteht 
übrigens feft, man foll „Land und Leute” kennen, weldhe ohne Zweifel (vielleicht 
in naher Zukunft) die Aufmerkfamfeit Europa’s auf ſich ziehen werden, fei e8 aud) 


nur — als Borpoften und Plänfler wichtiger Kämpfe auf ver Baltan-Halbinfel, 
Klum. 


Montesquien. 


Charles ve Secondat, Baron de la Brèͤde et ve Montesquieu 
war in feinem väterlichen Schloffe nahe bei Borbeaur den 18. Januar 1689 ge- 
boren. Sein lebhafter und wifjensdurftiger Geift zeigte fih ſchon früh, er vertiefte 
ſich in das Studium des Alterthums und, zur Magiftratur beftimmt, in das des 
Rechtes, 1714 ward er Rath und zwei Jahre darauf Präfivent des Parlaments 
von Borbeaur. Er widmete fi den Arbeiten diefer Stelle mit großem Eifer, und 
die Rede, mit der er vie Situng von 1725 eröffnete, zeigt, einen wie hohen Be— 
griff er vom richterlichen Amte und feiner Verwaltung hatte, Aber eben deshalb 
genügte er fich felbft wenig, er fühlte, daß ihm bie beftändige Geiftesgegenwart, 
das fichere und raſche Urtheil, die Gabe des unermüdlihen Eindringens in bie 
verwidelten Fälle des Privatrehts und die Beredtjamfeit, weldhe Andere von der 
Richtigkeit des eigenen Wahrſpruchs zu überzeugen weiß, abgingen; er wußte, daß 
diefe Gaben nicht durch Fleiß zu erfegen waren, aud feine Schüchternheit und 
fein ſchlechtes Organ waren ihm hinderlich (cf. mon portrait, euvres II. p. 462). 
So gab er jeine Stekung auf, um ganz ven Wiffenfchaften zu leben. Er war da— 
mals ſchon berühmt, denn bereits 1721 waren feine Lettres persannes erjchienen. 
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Um den ungeheuren Erfolg derſelben zu erklären, darf man nicht blos den innern 
Werth des Buches anſchlagen, fondern die Zeit, in der es erfchien. Der unglüd- 
lichen zweiten Hälfte der Negierung Yudwigs XIV. war die zügellofe und ſchmach— 
volle Zeit der Regentſchaft gefolgt. Nah fo langjährigem Schweigen unter dem 
Drude eines großen Defpoten hatte fih ein kritiſches Fieber ver bedeutendſten 
Köpfe bemädhtigt, die Briefe boten dieſer Stimmung die willfommenfte Nahrung. 
Unter der lofen Hülle eines Romans in Briefen, wo die perfifche Serailwirthſchaft 
ſcheinbar eine große Rolle fpielt, werben die Zuftände der franzöfifhen Geſellſchaft 
einer beifenden Kritif unterworfen. — Es ift Unrecht, das Buch frivol zu 
nennen, nur die Form ift e8 zuweilen, weil fo allein fid) die Fiktion der orien- 
talifchen Naivetät fefthalten ließ, deren Anfhauungen der Berfaffer blos zu über- 
fegen angibt; allein fo ließen ſich Dinge fagen, die nidyt blos damals für uner- 
hört gegolten hätten. Es ift audy nicht einmal richtig, die Briefe antichriftlicd zu 
nennen, im Gegentheil philofophirt Usbek durchaus vom Standpunkte der dhrift- 
lihen Moral; aber fie find allerdings fehr unkatholiſch, denn nicht nur die Miß— 
bräude der franzöfifchen Kirche und Geiſtlichkeit werten ſcharf gegeißelt, ſondern 
auch allgemein Tatholifhe Dogmen und Inftitutionen. Der Bapft heißt barin ein 
altes Idol, das man aus Gewohnheit beräudert, und der Gölibat wird als eine 
Urſache der Bevölferungsabnahme gejhilvert und gefragt, wie, wenn die Ehe heilig 
fei, ihr Gegentheil nody heiliger fein könne Die Saframentsnatur der Ehe wird 
getabelt, die Transfubftantiation, die Bulle Unigenitus verfpottet. M. zeigt im Ge— 
genfage dazu eine Vorliebe für den Proteftantismus, er verheißt ihm eine große 
Zufunft, während er behauptet, daß der Katholicismus nicht mehr 500 Jahre eri- 
ftiren könne, Am beißendften ift die Satire ver gefellihaftlihen Zuftänve. Die 
Sittenlofigkeit, der Neid und bie Gleichheitsfucht, die Vornehmthuerei, die Stepfis, 
„qui demande & prouver ce qu’on est décidé de ne pas croire*, die Afademie 
des Nitterordens der 40 Schmeichler und Rhetoren, die in beftänvigen &loges 
leben, die Sucht geiſtreich zu feinen, melde bie ernfthafteften Angelegenheiten 
in badinage aufgehen läßt, die ſchlechte Rechtspflege, welche nach fremdem Rechte 
urtheilt und ſich damit tröftet, daß die franzöfiihen Moden Gefeg für Europa find, 
Alles das wird bitter mitgenommen. - 

Während num diefe Satire, weldhe ſich in die feinfte und wigigfte Form klei— 
dete, alle Welt anzog, entvedten ernftere Leſer hinter der Hülle des anonymen 
Novelliften einen tiefen Denfer, der mit ſcharfer Sonde die Uebel feiner Zeit unter- 
ſuchte. In den fpäteren Briefen Usbeks fällt der Perfer ziemlich aus ver Rolle 
und in den ernften Unterfuhungen über völferrechtliche und ftaatsrechtliche Fragen 
erfcheint der fünftige Verfaſſer des Geiftes der Gefege. Er vergleicht die Inftitu- 
tionen ber verſchiedenen Bölfer, und ſchon jest zeigt fich feine Borliebe für Eng- 
land; mit vielem Verſtändniß fprict er von Teutichland, „qui lente à profiter des 
succds, devient indomptable par ses defaites!, er fieht far über Lubwig XIV. 
und die franzöſiſche Monardie, nur in dem Kapitel über Ruhm und Ehre theilt 
er die franzöfiihen Vorurtheile. 

M. warb 1728 Mitglied der franzöftfchen Afavemie, begab ſich dann auf Reifen 
und befuchte faft alle Länder Europa’s, er verweilte zwei Jahre in England und 
machte ſich mit feinen Inftitutionen und Staatsmännern befannt. Ehe er ſich zu 
ber allgemeinen Betrachtung und Bergleihung aller Völker und Reiche erhob, wid- 
mete er dem Volke, deſſen Geſchichte das Alterthum erfüllt, ein eingehenves Stu- 
dium, deſſen Frucht die „Betrachtungen über die Urſachen der Größe und des 
Berfalles ver Römer" war (1734). Das Wert ift durch die neuere Forſchung überholt, 
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aber Niebubr, der am meiften gethan, e8 zu antiquiven, nennt es doch ein Meines 
unfterbliches Meifterwerl, M. betrat hierin eine ganz neue Bahn. Macchiavelli 
hatte einige Abſchnitte der römifhen Geſchichte mehr als Mctiv benugt, um deren 
allgemeine politifhe Iveen zu entwideln, St. Erremond hatte ohne genauere For— 
ſchungen eine Reihe geiftreiher Beobachtungen gemacht; M. gab im geringften 
Umfange das Ergebniß tiefer Studien, er ſchrieb zuerft in ftantsmännifchem Geifte 
mit beftändiger Beziehung auf andere Völker eine zufammenhängende Gefchichte 
ber römifchen Politik und wirkte dadurch bebeutfam auf die ganze hiſtoriſche An- 
fhauung feiner Zeit. Dadurch wird das Bud immer feinen Werth behalten, 

Das Zwiegefpräh von Sylla und Eufrates, das gewiffermaßen zu demſelben 
gehört, ift eines ver berebteften Stüde, die M. geſchrieben; die Stimmung des 
Schredens , welde die Römer vor ihrem graufamen Diktator empfanden, fpiegelt 
fid) in dem Haffifchen Dialog, welden Kenner für eine der volllommenften Xei- 
ftungen der franzöfifhen Spradhe erklären. 

M. zog fih nun immer mehr auf jein großes Hauptwerk, „den Geift der Ger 
fege”, zurüd, deſſen erfter Theil 1748 erſchien und ſogleich das größte Auffehen 
machte. 

M. beginnt damit den Geift der Gefege im Allgemeinen zu beftimmen als 
bie nothiwendigen Beziehungen, weldye fih aus der Natur der Dinge ergeben. Er 
nimmt für die Menfhen im Naturzuftand Gleichheit und Feindſeligkeit an, bie 
pofitiven Geſetze find der Zügel für ihre Begierden, in ihnen verkörpert ſich die 
menfhlihe Vernunft, foweit fie die Bölfer regiert. 

M. will nun das Verhältniß der Gefege zu den verſchiedenſten Bedingungen 
des Völkerdaſeins unterfuhen und beginnt zuerft mit ihren Beziehungen zu den 
Negierungsformen, deren er brei annimmt, die republifanifche, die monarchiſche und 
die defpotifche. Er unterfcheidet bei denſelben ihre Natur, d. h. was fie Fonftituirt, 
und ihr Princip, d. b. ihre bewegende Kraft. Die Natur der Republik ift, daß 
das Volk ald Ganzes oder theilweife die fouveräne Macht hat, in der Monardie 
ift der Fürft die Quelle aller Macht, aber er ift in ihrer Ausübung durch fefte 
Gefege und Inftitutionen gebunden, während in der Defpotie die abfelute Willtür 
des Staatsoberhauptes oder feines Vertreters herrfcht. Jede Eintheilung der Re- 
gierungsformen nah dem Subjeft der oberften Gewalt wird unvolllommen und 
mechaniſch bleiben, nimmt man aber eine folde an, jo wird die althergebradte in 
Monarchie, Ariftofratie und Demokratie immerhin die befte fein, währen es bei 
der obigen gleich auffallen muß, daß die Entartung der Monardie als eine be- 
fondere Form aufgeführt wird. Er fagt dies fpäter felbft: „le prineipe du gou- 
vernement despotique se corrompt sans cesse parce qu’il est corrompu par 3a 
nature,“ mit gleihem Rechte alfo könnte man bei der Ariftofratie ihre Entartung, 
die Oligarchie, ald eigenartig nennen. Ohne Zweifel ift M. durch fein eifriges 
Studium des Orients dazu gefommen, ber Deſpotie einen befondern Pla anzu- 
weifen, wie es überhaupt eine der Schwächen feines Werkes ift, daß er zu oft 
feine Zuflucht zu japanifhen und chineſiſchen Reiſeberichten von fehr zweifelhafter 
Olaubwürbigfeit nimmt, wenn er in DBerlegenheit für ven Beweis feiner Säge ift. 

In der nähern Betrachtung fieht er fi denn auch genöthigt, bei ver Repu- 
blik beftändig zu unterabtheilen in Demokratie und Ariftofratie, welche in der That 
‚oft mehr von einander abweichen ald Monarchie und Defpotie, 

Nachdem M. feine Definition ver Natur der Regierungsformen näher in ver 
Geſchichte begründet, geht er zu ihrem Princip über und nennt ald das der Re- 
publit die politifhe Tugend (vertu), die Liebe zum Baterlande, welche fih in ber 
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Demokratie als Geift der Gleichheit, in der Ariftofratie ala Geift der Mäfigung 
zeigt ; das Prineip dev Monardie ift die Ehre, die Auszeihnung, das der Defpotie 
die Furcht. — Um M. bier richtig zu verftehen, muß man zweierlei betonen, 
einmal daß er nicht einen wirklichen, fondern einen idealen Staat beſchreibt. Er 
führt vie Beringungen aus, melde für das Geveihen feiner Staatsformen noth- 
wendig find und die er ſich aus der Geſchichte abftrahirt. Dies zeigt fi befon- 
ders bei dem Kapitel, in dem er von der Verderbniß der Regierungsformen han— 
velt, welche aus der Korruption ihres Principes hervorgeht. So fagt er von ber 
Nepublit: „dies will nicht fagen, daß man in einer beftimmten Republik tugend- 
haft fei, fondern daß man es fein müßte, fonft wäre die Regierung unvollkommen.“ 
Die Demokratie ift im Berfall nicht nur, wenn der Geift der Gleichheit verloren 
geht, fendern auch, wenn die neivifhe Gleichmacherei einreißt, welche der ſelbſtge— 
wählten Obrigfeit nicht gehorchen will. Er forvert ein begrenztes Gebiet, Vermei- 
dung alles Lurus, gleihe Vertheilung des Orundbefiges in Heinen Parcellen und 
eine Reihe anderer Beringungen, welche zeigen, daß bie Idee eines ſolchen Staates 
ſchwerlich jemals ſich verwirklihen fann. Sodann tft hervorzuheben, daß wenn M. 
von dem befondern Princip jeder Regierungsform jpricht, er nicht fagen will, daß 
dasſelbe bei den andern ganz fehle, ſondern nur, daß es dort nicht wefentlich ei; 
die Kraft des Principes beherrfht Alles, fie neutralifirt ſchlechte Gefege, wie gute 
Gefege nichts helfen, wenn das Princip geſchwächt ift. Ohne Zweifel geht er hierin 
zu weit und fommt namentlich bei der Monarchie zu einer mehanifhen Auffaffung, 
indem er fagt, daß dort die Inftitutionen die Stelle aller politifhen Tugend ver— 
treten, welche nicht erforberlich fei, fondern durch die Auszeichnung erfegt werde, 
Dies tritt befonders bei feiner Schilverung ber englifchen Verfaſſung hervor, melde 
ihm als Mufter ver Monarchie vorſchwebt. Nachdem er nämlich ausgeführt, im 
welhem Berhältniß in den verſchiedenen Staaten die Erziehung und die Rechtspflege 
zu der Regierungsform ftehen müſſe, und entwidelt hat, wie fi die Staaten am 
wirffamften nah außen ſchützen und vergrößern, fommt er auf ihre innere Kon- 
ftitution und namentlih auf die Frage, welche Berfafjung am beften bie freiheit 
fihere. Politiiche Freiheit ift für ihn das Recht, alles zu thun, was die Gefege 
erlauben; fie findet fi nır unter einer gemäßigten Regierung, als deren Ideal 
er die englifche Verfaſſung ſchildert. Die Schattenfeite dieſes berühmten Gemäldes 
ift, daß er die Verfaſſung zu fehr als ein nad einem vorüberlegten Plane eines 
politifhen Genies kunſtreich aufgeführtes Gebäude betrachtet und fo tie gefchicht- 
lihe Entwidlung außer Augen läßt, welde durch die Verkettung ber verjchieden- 
artigften Umftände bedingt wurde. Wenn es wahr ift, daß bie englifche Verfaſſung 
bie Idee des germanifchen Staates am reichften verwirklicht hat, fo ift es doch 
verfehrt zu jagen: „Les Anglais ont tiré l’idde de leur gouvernement politi- 
que des moeurs des Germains. Ce beau systöme a été trouvé dans les bois.“ 
M. will auch nicht unterfudhen, ob die Engländer wirklich im Genuß einer folden 
Freiheit find, e8 genügt ihm, daß biefelbe durch ihre Gefege begründet ift, und er 
tritt andererſeits mit feinem Dogma der Allmacıt der Inftitutionen ſelbſt in Wider: 
ſpruch, indem er fagt, daß ihr Staat untergehen werbe, wenn die geſetzgebende 
Gewalt mehr verborben fein werde, als die ausübende, da doch eben vie politifche 
Tugend, weldhe er für entbehrlich erklärt hat, allein dieſe Verderbniß hindern kann. 
Hievon abgefehen ift die Bewunderung, melde M's Schilderung hervorrief, voll- 
fommen gerechtfertigt, um fo mehr, als er der Erfte war, welcher von dem Orga- 
nismus der englifhen Verfaffung ein Bild "gab, und wenn er die Inftitutionen 
zu wenig als Grzeugniß des politifchen Geiftes auffaßte, fo bleibt ihm das Ver- 
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dienft, ihren unfhägbaren Werth zuerft betont zu haben. Es ift auch nicht richtig, 
M. vorzumwerfen, daß er zu großen Nachdruck auf das Gleichgewicht der drei Gemwal- 
ten, — geſetzgebende, ausführende und richterliche, — gelegt habe, denn als er jchrieb, 
hatte das Uebergewicht des Parlaments kaum begonnen, und wenn e8 ficher ift, 
daß eine freie Monarchie auch unter einer andern als ver englifhen Berfaffung 
gedeihen kann, fo ift biefelbe doch für alle jpätern Verſuche das Borbild geblieben 
und hat bis jetzt die Aufgabe gewiß am reinften gelöst. M. führt denn vorzüglich 
aus, daß das heroifhe Königthum der Griehen und Römer nit unter feinen 
Begriff der Monardie fällt, da das Alterthum nicht den erblihen Adel und bie 
Repräfentation kannte, und geht darauf über zu den Gefegen, auf welchen die bür- 
gerlihe Sreiheit beruht. Er führt aus, daß es nicht genug ſei, wenn bie Infti- 
tutionen im Allgemeinen politifche Freiheit gewähren, die individuelle Freiheit muß 
befonders garantirt fein; biefür find die Strafgefege entſcheidend, fiir welche er tie 
Forderung aufftellt, daß fie ftets der Natur des Vergehens entſprechen müſſen. Bei 
allen politiihen Vergehen bringt er auf bie möglichft gelinde Beftrafung. Im 13. 
Buch handelt er von dem Berhältnif der Beftenerung zur politifhen Freiheit und 
zeigt, daß nur die letztere es möglich made, hohe Abgaben aufzulegen, weil fie 
eben das Aequivalent für die Feiftungen der Bürger fei, während der Dejpotismus 
nicht feine Unterbrüdung durch läftige Steuern erfhweren dürfe. Er greift zuerft 
nachdrücklich das verberbliche Syftem der Generalpächter an und verwirft eutſchieden 
die großen ftehenden Heere. In dem 14. Bude über den Einfluß des Klima’s 
und im 18. über den des Bodens auf die Geſetze tritt beſonders die erwähnte Nei- 
gung hervor, aus Reifeberihten unzuläffige allgemeine Grunbfäge herzuleiten. Nie- 
mand wirb beftreiten, daß bie Natur des Landes vie gefellfchaftlihen und politiſchen 
Zuftände bis zu einem gewiffen Grade bevinge, und bie beiden Bücher bieten eine 
Reihe treffender Bemerkungen darüber. Aber DM. geftattet dieſen Einflüffen einem 
zu großen Spielraum, er bringt oft die vifparateften Regionen in die wunderbarfte 
Berbindung, erftaunt durch die Schlüffe, ‚vie er daraus herzuleiten weiß, und hilft 
fih über die Widerſprüche ver Geſchicht mit ſehr geſuchten Wendungen hinweg. 
Ungetheilteren Beifall wird man dem 19. Buch über die Wechſelwirkung der Sitten 
und Geſetze geben, in welchem namentlich das Kapitel über England fein ausge- 
führt if. Die politifche Delonomie befand fi zu Zeiten M.'s in der Kinpheit. 
Dana müſſen wir, die wir auf den Schultern Adam Smith’ ftehen, die Theile 
des Geiftes der Gefege beurtheilen, die fih mit Handel und Finanzen befchäftigen ; 
vergleiht man aber biefelben mit frühern Werken, jo fann man den großen Fort- 
Schritt in der Erfenntniß nicht verfennen. Die Anfihten M.’s find unvolllommen, 
und es lag auch nicht im Plane feines Werkes, tief in diefen Gegenftand einzu- 
ehen, aber faft in allen Punkten, vie er behandelt, hat die fpätere Erfahrung uud 
— 2* ihm Recht gegeben, und namentlich für die Geſchichte des Handels ſind 
ſeine Beobachtungen noch immer leſenswerth, obwohl die neuere Kritik manche 
Irrthümer im Einzelnen. berichtigt hat. Wie alle Gegenſtände fo behandelt M. 
auch die Religion nur vom politiſchen Geſichtspunkt. Ebendeshalb finden wir hier 
auch keine Spöttereien über den Katholicismus wie in den perſiſchen Briefen, aber 
er greift defien Uebel doch auf das Beftimmtefte an, wenn aud oft die Religion 
irgend eines aſiatiſchen Staates den Vorwand dazu gibt; fo zeigt er die Schäb- 
lichkeit des Möndthums, der Reichthümer des Klerus, der Inquifition, den Mip- 
brauch der Welertage, indem er gegen bie Mahomedaner und Mexikaner eifert. 
Seinen freien Geift bewährt er auch im Urtheile über ven Proteftantismus und 
feine Entwidlung. Er fordert weitefte Toleranz, fo hohen Werth er auch auf vie 
Bluntſchli uns Brater, Deutſches Staats-Wörterbug. VI. 49 
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Religionseinheit legt, aber jelbft vom rein politifhen Standpunkte aus wird man 
bie Behauptung body wohl für mehr als gewagt halten, daß es in der bürgerlichen 
Gefellfhaft weniger darauf anfonıme, ob vie Glaubensmeinungen wahr oder falich 
feien, vielmehr ver Gebrauch derſelben allein entſcheide. e 

Der legte Theil des Werkes über die Entwidlung ver franzöfifhen Monarchie 
ift durch die neuere Forſchung veraltet, aber M.'s hiftorifches Vervienft bleibt ſehr 
groß, denn er hat zuerft eine Darftelung von höherem politifhen Geſichtspunkte 
gegeben. Jene Kapitel find auch infofern noch interefjant, als fie feine Iveen über 
die Stellung des franzöfifhen Königthums zeigen, und es ift nur fehr zu bedauern, 
daß er feine Unterfuhungen nicht auf die fpätern Zeiten fortgeführt hat. Darin 
unterſcheidet fih M. eben von feinen Zeitgenoffen, daß er für vie Uebel, an denen 
fein Land krankte, feine allgemeine philoſophiſche Kur vorſchlug, fondern bie alten 
Inftitutionen gereinigt und verbefjert herftellen wollte. Dieſer hiftorifche Geift, dies 
Antnüpfen an das geſchichtlich Gegebene ftellt ihn beftimmt Voltaire und Rouffeau 
gegenüber, und indem er aus ibm heraus die beftehennen Mißbräuche angriff, 
warb er ber Schriftfteller ver maßvolleren Oppofition, welche die Monardie refor- 
miren wollte. Seine Ideen über die englifhe Verfaſſung haben felbft da zur Grund« 
lage fonftitutioneller Einrihtungen gevient, wo man jonft von feinen Anfichten 
weit entfernt war. Aber die Begründung feiner hiftorifhen Auffafjung bleibt freilich 
mangelhaft, ex zieht zu oft aus vereinzelten Thatfachen allgemeine Schlüffe, und 
Ranke hat treffend bemerkt, daß der Geift der Gefege unter dem Anfchein des 
Syſtems Fragment bleibe. Schon die Eintheilung und Anordnung find nichts we- 
niger als fuftematifh, vielmehr zuweilen ſehr willfürlich, der Berfaffer fommt auf 
gewiffe Gegenftände vielfach zurüd und berührt andere gleich wichtige nur obenhin. 
Er jagt uns felbft in ver Vorrede, daß er oft im Schreiben ermattet, und fo 
macht das ganze Werk den Eindruck ausgezeichneter Ergebnifje einer mühſamen, 
gelehrten Forſchung, die aber nicht zu einem einheitlihen Ganzen verarbeitet find; 
vie geiftige Kraft des Schriftftellers ſcheint durch die Arbeit erſchöpft zu fein, des— 
balb wechſeln mangelhafte Beobachtungen, gewagte Behauptungen mit großen um« 
faffenden Anſchauungen. Inveß treten diefe Unvolllommenheiten gegen die Vorzüge 
des Werkes weit zurüd, wenn man bie Größe der Aufgabe ermißt. Der Berfafler 
batte ſich nichts Geringeres vorgefegt, als die Geſammtheit ver Beziehungen ber 
menſchlichen Geſellſchaft gefhichtli zu betrachten; unfere Zeit hat wohl kaum ein 
Werk hervorgebracht, das fo viele tiefe und neue Anſchauungen enthielte und fo 
befruchtend gewirkt hätte. Die Zeitgenofjen namentlich mußten die Mängel um jo 
mehr überjehen, als die Fülle des Neuen und Ausgezeihneten ihnen in der an« 
ziehenpften Form geboten wurde, — Es ſchien damals, als fei es nur nöthig dies 
Buch zu lefen, um die fhwierigften Probleme des Staats- und Kulturlebens zu 
löfen. Mit zahlreichen feinen Bemerfungen und unterhaltenden Anekdoten durchwebt, 
brachte es die Spekulation über Regierung und Gefege in das Leben und in die Un- 
terhaltung der Salons. Madame du Deffant fagte wigig, es fei nicht l’esprit des 
lois, mais de l’esprit. sur les lois. Der Eindrud, den es in Frankreich hervor» 
brachte, war deßhalb um fo größer, als es in einer Zeitierfchien, welde unruhig 
nach neuer Geftaltung der politifchen und focialen Zuftände firebte und im „Geiſi 
ber Geſetze“ hiefür eine Nüftlammer fand. Die: leitenden Ideen des Wertes find 
dagegen, wie bie franzöfifche Revolution zeigt,'wenig in das Leben der Nation über- 
gegangen. Der Einfluß M.'s in England ift-überfhäst. Unzweifelhaft war e8 ven 
Engländern merkwürdig, fih im Spiegel einer franzöſiſchen Darftelung zu ſehen, 
er bat auch gewiß auf mande Schriftfteller, wie 3. B. Gibbon, eingewirft, aber 
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ſchwerlich auf die Politik und Geſetzgebung. — Sieben Jahre nach dem Erſcheinen 
dieſes Hauptwerkes ſtarb M. am 10. Februar 1755. — Oeuvres complötes avec 


les notes de tous les commentateurs. Paris 1839 und öfter. 
Gefiden. 


Montgelas. 


Der Name Montgelas!) ift mit der neuern Geſchichte Bayerns fo innig 
verknüpft, daß fie unverftändlih bleibt, wenn man nidt ven Dann genauer fennt, 
ver faft zwei Jahrzehnte hindurch (von 1799—1817) die Äußere und innere Po- 
litit Bayerns leitete ?2) und dasjelbe auf den Standpunft erhob, auf dem wir es 
jett fehen. Daher wurbe ſchon oben (Bd. I. ©. 750) ein befonderer Artifel über 
den Minifter Montgelas verheißen, ver ihn insbejondere in feiner Eigenſchaft als 
Staatsmann zu harafterifiren beftimmt ift. 

Marimilian Iofeph Graf von Montgelas ftammt aus einem alten favoyifchen 
Üdelsgeihlehte. Sein Bater Johann Sigmund Baron von M. war ber erfte 
dieſes Namens, der fi in Bayern nieberließ und in bie Dienfte des Kurfürften 
von Bayern trat; er befleivete die Stelle eines Oberftlientenants der Garde und 
fpäter eines Generalmajors unter Mar Joſeph III. und war mit einer Gräfin 
von Trauner vereheliht, deren Eltern am fürftbifhöflihen Hofe in Freifing lebten. 
Mar Iof. Bar. von M,, ver einzige Sohn diefer Ehe (geb. 10. Sept. 1759), 
verlebte die erften Jahre feiner Jugend bei den mütterlihen Großeltern in Frei» 
fing. Zu feiner weiteren Ausbildung ſchickte ihn der Vater in das Penfionat zu 
Nancy und fpäter in das zu Straßburg, wo er die Jahre 1768— 1776 zubrachte. 
Nah feiner Nüdkehr finden wir Montgelas im Jahre 1777 an der Univerfität 
Ingolſtadt als Studenten eingefhrieben. Man rühmte an dem Jünglinge neben 
einem Karen Derftande und einer feinen Unterfcheidungsgabe aud ein ausgezeichnetes 
Gedächtniß, das ihm befonders für feine Lieblingsftudien, Bolitif und Gefhichte, 
trefflih zu ftatten kam. Noch im nämlichen Jahre warb ber 18jährige Rechts— 
fandidat zum Hofrath in München, d. i. zum Mitglied eines Kollegiums ernannt, 
das in Juftiz- und Polizeiſachen vie zweite Inftanz bildete. 3) Zum f. Kämmerer 
und Büchercenfurrath beförbert, genoß er das vollfte Vertrauen feines Landesherrn, 
bis er fi den Illuminaten näherte und fi in deren Orden als Mitglied auf- 
nehmen ließ. Die Aufhebung biefes Ordens im Jahre 1785 und die Berfolgung 
und Berbannung feiner Mitglieder vertrieb au unfern M. aus Kurbayern. Er. 
wendete fid), von Ordensfreunden empfohlen, an ben herzoglichen Hof zu Zwei- 
brüden, wo er freundliche Aufnahme fand. Anfangs im Kabinet des regierenden 
Herzogs Karl befhäftigt, führte er fpäter, als er bei dieſem in Ungnade fiel und 
aus deſſen Dienfte entlaffen wurde, die Privatgefchäfte des jüngeren Bruders, des 


4) Die ältere officielle Schreibart des Namens war „Mongellaz“; fo kommt er in den 
Staatsbandbüchern und anfänglich auch im Regierungsblatte vor. 

2) Dabei ift feine Wirkfamfeit in Zweibrüden von 1795—1799 nicht mitgerechnet. 

3) Dieſes Kollegium beftand im Jahre 1778 unter einem Präfidenten, Bicepräfidenten und 
Kanzler aus 28 Näthen von der Ritterbanf (morunter Montgelas) und 23 Näthen von der gelebrten 
Bank, wozu noch 23 wirkliche, aber nicht frequentirende Raͤthe von der Ritter« und 14 folche von 
der gelebrten Bank famen. Das niedere Perſonal zählte in dem genannten Jahre einen Bahn 
richter, einen Archivar, 19 Sekretäre, 2 Expeditoren, 13 Kangeliften, 19 Supernumerarien, einen 
Rechnungsjuftifitanten u. f. w. Als Hofgerichtsadvofaten,, „Die fich derander in Münden anfülfig 
befinden,” werden 38 aufgeführt, 
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Prinzen Mar von Zweibrüden, und begründete damit das Verhältniß, das für 
feine Zukunft fo entſcheidend wurde. As Prinz Mar im Jahre 1795 feinem 
Bruder im Herzogthum Zweibrüden folgte, ernannte er M. fofort zu feinem Le— 
gationsrath, im folgenden Jahre zum geheimen Rathe und übertrug ihm vie Lei- 
tung der äußeren Angelegenheiten des herzoglichen Haufes. In dieſer Eigenjhaft 
finden wir ihn beim Kongreffe zu Raftabt, wo er zum erften Male perſönlich mit 
Talleyrand zufammentraf. 

Ein weiteres Feld eröffnete fi für M.'s Thätigkeit, als 1799 die Kurlinie 
erlofh und das Kurfürftenthbum Pfalzbayern auf den Herzog Mar Jofeph von 
Zweibrüden überging, der ihn beim Untritte feiner Regierung zu feinem Minifter 
des Auswärtigen ernannte und ihm fon im nächſten Jahre feinen höchſten 
Orden — den des heil. Hubertus — verlieh. Mit viefem in Berüdfichtigung der 
Zeitverhältniffe doppelt wichtigen Amte eines Minifters ves Aeußeren verband M. 
feit 1803 9) auch das Finanzminifterium, das er im Jahre 1806 mit dem neu 
gebildeten Minifterium des Innern 5) vertaufchte, zu deſſen Wirkungskreife insbe⸗ 
fondere aud) die Kirchen» und Unterrichtsſachen zählten. Beim Ableben des Finanz- 
minifters im Jahre 1809 übertrug ihm fein Landesherr, der im Jahre 1806 vie 
Königswürde angenommen hatte, proviforifh auch die Leitung des Finanzmini- 
fteriums wieder, und fo behielt er bis zu feiner Entlaffung — am 2. Februar 
1817 — vie Leitung von drei der wichtigften Minifterien in feiner Hand. 

In welch' hohem Grave M. das Vertrauen und die Zuneigung feines Herrn 
genoß, dafür wollen wir blos ein Paar Belege anführen. Als der König im De- 
cember 1809 eine Reife nach Paris unternahm, betraute er nicht, wie dies in foldyen 
Fällen üblih ift, das Gefammtminifterium mit der Stellvertretung, fondern er 
überwies die Leitung aller in feiner Abwefenheit vorfommenven Gefhäfte dem 
Minifter von M., den er einige Wochen früher — am 7. November 1809 — 
in den erblichen Grafenftand erhoben hatte, um ihm ein Zeichen „ver dankbaren 
Erinnerung jowohl der bewährteften Treue und Anhänglichkeit, als der wichtigen 
Dienfte zu geben, welche berjelbe in der äußeren und inneren Politik in den ge— 
fahrvollften Beiten dem Baterlande geleiftet hat und noch leiftet.” Damit verband 
der König eine Majoratsvotation, beftehend aus Gütern im Werthe von 205,000 
G., welche fih auf die männliche eheliche Descenvenz des Dotirten nad dem 
Rechte der Erftgeburt vererben fol. 

Das Jahr 1810 bildet den Höhepunft der Macht und des Einfluffes des 
Minifters M. Der Wiener Friede vom 14. Oft. 1809 und die daran ſich anrei« 
hende Webereinkunft vom 28. Februar 1810 hatte Bayern eine Ausvehnung ge- 
geben, welche es in den Stand fette, bie felbftändige Rolle zu fpielen, nach welcher 
M. ftrebte. Auch für die Haltung der inneren Politik bezeichnet diefe Zeit einen 
Wendepunkt, wie fich dieſes bei der fpäteren Charafteriftif verfelben ergeben wird. 
In der äußeren Politif trat der Umſchwung erft fpäter ein; in dem am 8. Oft. 
1813 zu Ried zwiſchen Bayern und Defterreich abgeſchloſſenen Bertrage fagte fi 


Der Chef des Finangdepartements, Freih. v. Hompeſch, war 1801 geſtorben, und die 
Leitung der Finanzen war ſeit dieſer Zeit bis 1803 proviſoriſch dem —*88 des geiſtlichen 
ES Grafen Morawipky, übertragen gewejen; ſ. das bayer. Negierungsblatt von 1803, 


5) Bis zu diefem Jahre waren die Gefchäfte diefes Minifteriums au einem großen Theile von 
dem Juftigminifter mitgeleitet worden; für die geiftl. und Unterrichtsangelegenbeiten hatte «in 
eigenes Minifterium —— 
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jenes vom Rheinbund 108 und ſchloß ſich mit feiner Kriegsmacht ven gegen Franf- 
reich alllirten Staaten an, Auf die Erfolge derfelben in dem Kriege gegen Franf- 
veich ift bier nicht der Drt, näher einzugehen. 

Der Wiener Kongreß hatte befanntlih den Zwed, die Verhältniffe Europa’s 
neu zu regeln und ihnen eine fichere rechtliche Grundlage zu geben. Der König 
von Bayern fand fi perfönlih beim Kongreffe ein. Als fein Bevollmädhtigter 
beim Kongreffe erſchien aber zu allgemeiner Ueberrafhung nicht der bisher 
für unentbehrlih gehaltene Graf von M., fondern Wrede und Rechberg. Ob 
äußere Einflüffe oder innere Gegner den Minifter vom Kongreffe fern zu halten 
mußten, ift bis zur Stunde nicht erklärt. Bei dem im folgenden Jahre zur Feſt— 
ftellung der Gebietsverhältniffe und der Grenzen zwifchen Defterreih und Bayern 
abgeſchloſſenen Vertrage wirft als erfter Vertreter Bayerns M. mit, und derfelbe 
ift Namens der bayerifhen Regierung von ihm unterzeichnet. 

Als indeffen der König von einem längeren Beſuche, den er feinem Schwie- 
gerfohne, dem Kaifer Franz, im Winter 1816/17 in Wien abgeftattet hatte, (1. 
Vebruar 1817) in feine Reſidenz zurüdgefehrt war, erhielt M. unerwartet feine 
Entlaffung. Das im Regierungsblatte publicirte k. Reſeript vom 2. Febr. 1817 
lautete: „Wir haben uns auf die wiederholten und dringenden Geſuche unfers 
Staatsminifters des Weußeren, des Inneren und der Finanzen, Grafen von M,, 
um bei den Angriffen auf feine Gefunpheit eine Erleihterung in feinen Geſchäften 
zu empfangen, endlich bewogen gefehen, vdiefem billigen Begehren in der Art zu 
willfahren, daß wir denfelben der ganzen Laft der ihm anvertrauten Staatsämter 
mit Belafjung feines Ranges und eines jährlihen Gehaltes von 30,000 fl. ent- 
heben und ung für außerordentliche Angelegenheiten jenen Beiftand feines Rathes 
vorbehalten, welden wir und von feinen bewährten Staatöfenntniffen und feiner 
Anhänglichkeit an unfere Perfon verfprehen dürfen.“ Am gleihen Tage war eine 
Berordnung über die Bildung und Einrichtung ver oberften Stellen des Staates 
erlaſſen worven, die den jest noch beftehenven Staatsrath ins Leben rief und bie 
Minifterien neu organifirte und bejegte. 

Damit war die politiihe Wirkſamkeit M.'s beendigt. Zwar trat er als erb- 
licher Reichsrath in die durch das Berfaffungsgefeg vom 26. Mai 1818 begrün- 
dete erfte Kammer ein, und feit vem Beftehen ver Landräthe, ald des Organes 
zur Vertretung der Kreife, war er einer ber Repräfentanten feines Standes im 
Landrathe. 6) Allein von einer hervorragenden Nolle, die M. als Mitglied dieſer 
politifchen Körperihaften gefpielt hätte, wiffen wir nichts zu berichten. Er lebte 
feit feinem Rüdtritte von dem Schauplate feiner ftaatsmännifhen Thätigkeit im 
Kreife feiner Familie) und Freunde abwechfelnd in Münden und auf feinen 
Gütern. Körperliche Leiden, die ihm das Alter allmälig brachte, vermochten feinen 
Gleichmuth und feine Heiterkeit nicht zu zerftören; er bewahrte diefe bis zu feinem 
Tode — am 14, Juni 1838. 8) 


6), Er beffeidete dort wiederhoft die Stelle eines 2. Präfidentin, während ihn der Landrath 
feines Kreifes zum Vorfigenden gewählt hatte. 

7) Er war (feit 1801) mit einer Gräfin (Erneftine) von Arco verebelicht, die ihm bald nach 
feiner Quiefeirung durch den Tod entriffen wurde. Aus diefer Ehe waren ihm 3 Söhne und 5 
—— geboren worden; der erſtgeborne Sohn Maximilian iſt der Erbe der Reichsrathswürde 
geworden. 

8) M.'s Perfönlichkeit wird von einem Zeitgenoffen gefchildert, wie folgt: „Seine Bildung 
urd fein ganzes Arußere war altfranzöfiich. Ein ſtark gepuderter Kopf, hell von Berftande, jprüs 
bende Augen, eine ſtark hervorſtehende krumme Nafe, ein großer etwas fpöttifcher Mund gaben 
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Um die ſtaatsmänniſche Wirkſamkeit des Miniſters von M. zu beurtheilen 
und zu würdigen, wollen wir deſſen äußere und innere Politik geſondert betrachten. 
In Bezug auf die erftere verfolgte M. während feiner ganzen langjährigen Ver— 
waltung unverrüdt den Zwed, Bahern wo möglich zu einer felbftändigen Macht 
zu erheben, die im Stande fein follte, ihr politifches Verhalten nad eigener Wahl 
zu bemefjen und zu beftimmen. Als ein Mittel, das die Realifirung diejes Zwedes 
fihern und erleichtern follte, betrachtete er die Arrondirung und möglichfte Erwei— 
terung des Gebietes, um die Nachtheile zu befeitigen, welche aus ber von früher 
ber überfommenen Zerfplitterung bes Beſitzes nothwendig fid ergaben. Da man 
biefes Ziel mit eigener Kraft zu erreichen außer Stande war, fo mußte man fich 
nach Bundesgenofjen umfjehen, mit denen vereinigt man einerfeit8 den mannigfachen 
Gefahren, die ans den Zeitverhältnijfen entjprangen, entgegentreten, feine Eriftenz 
und feinen Befisftand bewahren und andererfeits die unmittelbaren Zwecke ver- 
wirklichen zu können Ausfiht hatte. Am Anfange der Regierung Mar Joſephs III. 
ſchloß fih Bayern nicht an Franfreih, fondern an Rußland und England an, 
indem man zunächſt wohl vie Erhaltung bes pfälzifchen Beſitzes jenfeits des Rheines 
für möglih hielt. Daß übrigens dieſe Politif im Lande felbft nicht blos feine 
Anhänger, fondern vielmehr die heftigften Gegner hatte, ift aus den Urtheilen ver 
Zeitgenofien befannt. In einer Biographie des Minifters M. (v. 1802), welche 
fih im dritten Hefte der „Gallerie der merfwürbigften furbayerifhen Staats- 
beamten“ findet, fommt darüber unter Anderem folgende Stelle vor: „Wahrhaft 
fatanifch ift die Unverfhämtheit (M.’s), fih als Werkzeug gegen bie franzöfifche 
Republik erfaufen zu laſſen 9, vie ihn im feiner Armuth unterftügt hatte und 
ihn jet dur Belanntmahung ber ihr für feine Penfion geleifteten Dienfte vor 
ganz Europa brandmarken fünnte, wenn fie nicht zu großmüthig über die Belei- 
bigung der Inſekten wegſähe.“ 19) — Bei diefer Stimmung des Landes 11) wäre es, 
von den fonftigen Erwägungen ganz abgeſehen, dem Minifter wohl fehr ſchwer 
geworben, das antifranzöfifche Syftem aufrecht zu erhalten. Eigene perfönlicye Nei- 
gung, wie fie aus der Erziehung und aus der früheren Stellung vesjelben fich 
ergab, und bie Erwägung ber beftehenden Berhältnifje der europäifhen Mächte 
drängten inbefien M. zu dem Bünbnif mit Frankreich, deſſen fteigende Macht 
allein geeignet erjchien, ven Beſitzſtand Bayerns zu fihern und zu erweitern. Die 
übrigen Mächte waren entweder jelbft im Bündniß mit Franfreih, wie Preußen 
und Rußland, oder wo dies nicht der Fall war, lagen fonftige Gründe vor, welde 
Bayern vom Anfchluffe abjhredten. Over konnte man es dem Lande und der Re- 
gierung zumuthen, fih mit Vertrauen an Defterreih anzujhließen, das von jeher 
und erft in der jüngften Zeit Verſuche gemacht hatte, Bayern zu inforporiren ? 
Wo waren die Beweife zu erbringen, daß diefe Abficht aufgegeben fei? Aeußerte 
nicht der Kaifer felbft, „daß fih nun (in Folge des Lünneviller Friedens) wohl 
ber Fall einer Trennung feines Interefjes von jenem feines Nachbars ergeben 


ibm ein mephiftophefiiches Anſehen, obgleich die furzen Beinkleider und die gallamäßigen, weißs 
feidenen Strümpfe feinen Pferdefuß zu verfterfen hatten. Kein Feind der finnlichen Freuden und 
Genüffe, liebte er auch die Scherze und Geſpräche der Tafel, weshalb er immer auch feine Gäfte 
mit aus dem Künftler und Gelebrtenftande wählte.” (N. v. Langs Memoiren Bd. 11. ©. 150). 

9) Bahern hatte nämlich mit England einen Subfidientraktat abgejchloffen. 

10) Segen die erwähnte Brofchüre war gerichtet: „Ein Paar Worte über die Schmähſchriſt, 
GBallerie der merkw. bayer. Staatöbeamten.” Heft 3. ıc. Mainz; 1803. 

11) Bir verweiſen noch auf eine viel ruhiger gehaltene, aber in demfelben Sinn gefchries 
bene Brofhüre: „Bahern nach dem Frieden von Lüneville.“ O. D. 1803. 2. Heft S. 20 ff. 
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tönne!” Dazu kam, daß England, welches übrigens ſchon mit Rückſicht auf feine 
Lage einen wirffamen Schuß zu gewähren außer Stande war, geradezu den Rath 
ertbeilte, „Mh an den I. Konful anzufchließen, da man faft Gefahr laufe, über- 
flügelt zu werben.“ — In Erwägung diefer Lage der Dinge ſchloß Bayern am 
1. Auguft 1801 einen befonderen Friedensvertrag mit Frankreich ab, in dem es 
insbefondere die Zufiherung erhielt, daß ihm für die Verlufte jenfeit8 des Rheines 
volle Entihäbigung werben folle. Der $. 2 des Reichsdeputations-Hauptſchluſſes 
von 1803 hat diefes Berfprehen auch im vollen Umfange erfüllt. Von biefem 
Zeitpunkte an bis zu der Kataftrophe im Jahr 1812 blieb Bayern der Bunbes- 
genofje Frankreichs; erft in dem oben ſchon erwähnten, wenige Tage vor der Schlacht 
bei Leipzig mit Defterreich abgefchlofjenen Rieder Vertrage fagte es fih von feinem 
Berbünveten los und ſchloß fi der Allianz gegen Sranfreih an. — Nur Einmal 
während biefer Zeit war man fchwanfend geworben, — im Jahre 1805, als es 
fih darum handelte, ob man fi der Unternehmung Defterreihs gegen Napoleon 
anſchließen folle. M. war indefjen auch bei diefem Anlafje gegen vie Verbindung 
mit Defterreich, und feine Anficht trug den Sieg davon. 12) Bayern blieb im Bündniſſe 
mit Franfreih und ging fogar im folgenden Jahre unter Losſagung vom Reiche 
mit mehreren anderen beutjchen Fürften den unter Napoleons Proteftorat. geftellten 
Rheinbund ein. Bon den Folgen, melde der Presburger Friede von 1805, dann bie 
Eingehung des Rheinbunbes und der Wiener Friede von 1809 für ven Gebietäftand 
Bayerns hatten, einläßlich zu fprechen, ift bier nicht am Orte. Das Weſentliche 
davon ift ſchon oben (Bb. I. S. 748 und 749) angeführt worben. Ebenfowenig 
haben wir nöthig, die Ereignifje hier aufzuzählen, welde dem erften und zweiten 
Parifer Frieden vorhergingen und unmittelbar nachfolgten. 

Man hat diefe Politit Bayerns ſchwer getadelt und hat namentlih M., den 
Leiter berjelben, verantwortlich gemacht für die Ernievrigung Deutſchlands, die in 
dem Suden und Annehmen fremden Schuges lag. Ich habe mic über dieſen 
Punkt [hen oben (Bd. I. ©. 748) bei dem Ueberblide über die Geihichte Bayerns 
ausgefprodhen. Wer die damaligen Verhältniffe nicht mit ven Gefühlen und Ein« 
fihten der Gegenwart bemißt, ſondern ſich in die Zeit, in welder M. hanbelte, 
und in ihre Auffaffung verfegt und darnach die handelnden Perſonen beurtheilt, der 
lann es beflagen, daß der Leiter der bayerifchen Politik fich nicht über feine Zeit 
zu erheben und ſich fein Ziel nicht über dem Niveau ber Gegenwart zu fegen 
wußte; aber ihn unbedingt zu verurtheilen wäre ungerecht und unbillig. Wil! man 
ein Schuldig ausfprehen, fo muß es die ganze bamals lebende Generation treffen — 
Fürften wie Stände, große wie Heine deutjhe Staaten. „Wenn es in einer fo 
trüben Geſchichte ein Troft fein könnte, daß alle vie Mächte und Stände, die das 
alte Reich bilveten, gleihmäßig zu deſſen Auflöfung mitgewirtt haben, fo ift uns 
diefer Troft im vollen Maße zu Theil geworben: Defterreih und Preußen, 
Bayern, Baden wie Pfalzzweibrüden, die weltliche wie die geiftlihe Fürſtenſchaft, 
fie find alle in dieſe Schuld gleich tief verftridt, und keiner bat Urſache, den an- 
dern um feines geringern Patriotismus willen vor der Nachwelt anzuklagen.“ — 


12) Zu beklagen ift dabei die peinliche Verlegenheit, in welche man den Kurfürften verfepte, 
und die wenig würdige Weife, wie er fi daraus los machte. S Häuffer, deutfche Geſchichte 
vom Tode Friedrichs d. Großen Bd. II. S. 610, : 

13). Eine im Jahre 1813 erjchlenene Brofchüre: „Bayern unter der Negierung des Miniftere 
Montgelas“ (die dem Grafen von Reiſach ihren Urfprung verdankt), ſtellt geradezu die Thefis auf, 
daß ed M. fei, „dem Deutfchland ganz vorzüglich feinen Untergang zu verdanken habe“. Die 
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Diefes Urtheil eines der erften unferer Hiftorifer muß jeder Unbefangene als 
richtig anerkennen. 13) 

Schwerer und begründeter ift der Zabel, der die Politit M.'s in der beut- 
ſchen Sache trifft. Ein richtiges Verſtändniß ber Lage hätte ihn beftimmen müſſen, 
bei dem Brincipmwechfel, der feit 1813 in der äußeren Politit Bayerns eintrat, von 
feiner Stelle zurüdzutreten und bie Leitung der auswärtigen Angelegenheiten einem 
Andern zu überlafien. Bon anderer ſehr einflußreicher Seite ſcheint man von ber- 
feiben Anſicht der Dinge ausgegangen zu fein, und es begann baher feit biefer 
Zeit eine immer mächtiger anſchwellende Oppofition gegen M., ver es endlich ge- 
lang, ihn zu flürzen, freilich erft als es zu ſpät war. Wenn es auch gelungen 
war, M. von der perfönlihen Theilnahme an ben Verhandlungen des Wiener 
Kongreſſes fern zu halten, jo war er doch aud während biefer Zeit ver Leiter der 
bayerifchen Politit, und es gelang ihm in Verbindung mit Württemberg, das Zu- 
ftandefonımen einer deutſchen Verfaffung mit dauernden und einheitlichen organi» 
hen Einrichtungen zu verhindern und damit Deutjhland und mittelbar auch 
Bayern einen nur ſchwer heilbaren Schaden zuzufligen. Die Bewahrung der vollen 
Souveränetät galt als das Ziel, das man aud gegenüber dem deutſchen Gefammt- 
vaterlande verfolgte; daher das Widerftreben gegen eine ftarfe Bundesgewalt und 
Insbefondere gegen alle biejenigen Attributionen derfelben, welche eine gewiſſe Gleich- 
förmigfeit der inneren Rechts- und Berfaffungsverhältniffe der deutſchen Staaten 
begründen follten. Als ob nicht die unmittelbar abgelaufene Vergangenheit ven 
Beweis geliefert hätte, daß die Partikular-Souveränetät der Mittelmächte einer 
fremden Stüte bebürfe, — daß die formell zuerfannte Souveränetät nicht von 
felbft auch die realen Folgen verfelben enthalte, wenn nicht eine ausreihende Macht 
fie trägt! — Statt eine wirffame Gentralgewalt zu fchaffen, welde für Bayern 
wie für die übrigen Mittelftaaten vie befte Garantie zur Behauptung ihrer Selb- 
ftänbigfeit nad) Innen und nad Außen zu bieten im Stande war, verjegte man 
fih in die Nothwendigfeit, bald an Defterreih, bald an Preußen fih anlehnen zu 
müffen, wollte man gewiffe politifche Zwede fiher verwirklichen ! 

Für Deutfhland und feine Intereffen und Bebürfniffe hatte M. offenbar 
fein Verſtändniß. War das beutfche Reich in der Zeit, in welche M.'s Jugend 
fallt, überhaupt ein faft vergeffener Begriff, fo kann man fi bei M. im Hin- 
blid auf feine Abftammung und Erziehung viefen Mangel wohl erklären. Allein 
er mußte ald Staatsmann aus den Ereigniffen der Jahre 1812—1815 die Ein- 
fiht gewinnen, daß die Gefinnung bes deutſchen Volkes und bie daraus entfprin- 
genden Forderungen und Wünfche weſentlich anders geworben feien als beim Be— 
ginne des Jahrhunderts, und darnach handeln. Allein er hielt mit manchem änberen 
Politifer tie damalige Stimmung des beutjchen Volles für eine vorübergehende 
Aufwallung, die man ohne Nachtheil ignoriren fünne. — Wir wollen, um bie 
Art und Weije zu kennzeichnen, in welcher M. die deutſche Frage beurtheilte, auf 
eine Aeußerung desfelben verweiſen, welche er in feinen fpäteren Jahren darüber 
machte, um bie Differenz feiner Anfiht von jener Steins darzulegen: „Stein 
wollte eine Monarchie mit Repräfentativverfaffung und 2 Kanımern, aus ben Ab- 
georbneten der beutfchen Bunbesftaaten gebildet; ich aber glaubte Deutfchland nur 


— — 





Urologie dagegen (von R. v. Lang) führt den Titel: „Der Miniſter Graf von Montgelas unter 
ber Regierung Königs Maximilian von Bayern.“ 
1.) Ale ob Nordamerika feine Repräfentativ-Derfaffung mit 2 Kammern u. f. w. hätte! 
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zu einem föberativ-Staate geeignet, Nordamerika ähnlich 1%), oder getheilt in Sud— 
und Norbdeutfchland. Die Kleineren müßten jedenfalls mebiatifirt und Württemberg 
und Baden nad Italien hinausgeſchoben werben.“ 15) 

Wenden wir uns der Thätigkeit des Minifters auf dem Felde der inneren 
Politik zu, fo ift vor Allem nicht zu verfennen, daß die Schwierigkeiten, welche 
ed bier zu befiegen galt, mindeſtens ebenjo groß waren, als die internationalen. 
Ale Staaten Europa’s befanden ſich am Ende des vorigen Jahrhunderts in einem 
Zuftande der Gährung; der Bruch mit der Vergangenheit lag überall zu Tage, 
ohne daß e8 fofort gelang, etwas ber Gegenwart entſprechendes Neues an tie Stelle 
zu fegen. Während übrigens in den meiften übrigen Staaten aud) von Regierungs- 
wegen das Alte als unhaltbar anerfannt war, hielt man in Bayern gerade in den 
legten Decennien des 18. Jahrhunderts mit verfolgungsfüchtiger Strenge an dem 
Hergebrachten unbevingt feft; aud nicht ein Glied dieſer morjhen Kette follte 
herausgenommen oder durch ein anderes erfegt werben. 16) 

As Mar Iofeph 1799 die Regierung antrat, athmete das Land auf wie 
von einem drückenden Alp erlöst und fah hoffend dem neuen Landesherrn entgegen. 
Bor Allem war es die Landes-Berfaffung, welche die Aufmerkſamkeit der neuen 
Regierung auf fich ziehen mußte. Dem Namen nad beftand in Kurbayern noch 
bie alte ftändifche Berfafjung, wie fie fih im Laufe des 14. und 15. Jahrhun— 
derts entwidelt und ausgebildet hatte. In der Wirklichkeit eriftirte freilich feit 1669 
nur nch ein kaum kenntlicher Torſo diefer Verfaffung in einem aus 16 Berorb- 
neten der Landſchaft beftehenden Ausſchuſſe, „ver alljährlich nach heil. drei König 
in der Refivenzftabt fi verfammelte, um mit ber Landesherrſchaft vie gemöhn- 
lichen Poftulatsverhandlungen zu pflegen.“ 17) Daß das Mandat diefes Ausſchuſſes 
fhon längft erlofhen war, und daß er die Stellvertretung des Landtags ufurpirt 
hatte, barüber war fein Zweifel, und es entftand daher die Trage, ob nicht der 
Gefammtlandtag einzuberufen fei und mit ihm die erforderlihen Verhandlungen 
zu pflegen feien. DM. riety hauptſächlich mit Rüdficht auf die herrſchende Stimmung 
der Gemüther von dieſem Schritte ab. Allein e8 wäre wohl aud in ruhigen Zeiten 
nicht möglich geweſen, eine Berfafjung wieder ins Leben zu rufen, bie in ihrer 
Wurzel abgeftorben war, fo daß felbft die unmittelbaren Träger derfelben feinen 
Einn für ihre Bedeutung mehr hatten. 18) Die fpäteren Ereigniffe machten übrt- 
gend das Zurüdtommen auf diefen Gedanken ohnehin unthunlid. Durch die Sä- 
fularifation war ein wejentliher Beftandtheil der ftänbifchen Körperfhaft — ber 
Stand der Prälaten — völlig verſchwunden. 19) Der Reichsdeputationshauptſchluß 





15) ©. Briefe des Staatsminifterd Grafen M. I. von Montgelas, herausg. v. Zul. v. 
Zerzog. Regensburg. s. a. Borr. Bd. XI. Note *. 

In der oben angeführten Flugſchriſt von Reiſach wird das Regiment Karl Theodors 
vertheidigt! 

7,5, Kreittmayr, Staater. S. 415; derfelbe bejchreibt und näher, worin diefe Pos 
ftulatshandlungen beftehen. Das Poftulat an Steuern wird nämlich durch zwei auf dem Land- 
baus erfheinende furfürftl. Kommiſſäre mündlich und ſchriftlich eröffnet, remonstranda da- 
peden temonftrirt, nach dem gewöhnlichen Schriitenwechfel wird endlich der Schluß gemacht und 
older per mandatum generale publicirt, dann die Berordnung (fo hieß der — gegen 
gewöhnlichen Revers, dag ſie ihrer Bewilligung halber bei dem nächftfünftigen Landtag vertreten 
werden folle, bei Hof ausgefpeist und wieder entlaffen. 

'8) Wir brauchen den Leſer nur auf den in der vorigen Note erwähnten Revers zu verweifen, 
um biefe Behauptung zu rechtfertigen. 

19) Was jür Mittel man anmendete, um die aus der Säfularifation drohende Gefahr von 
den Ständen abzuwenden, darüber gibt ein mir vorliegender Bericht Aufihluß, den der damalige 
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und fpäter der Presburger Friede hatte eine Reihe von Territorien mit Bayern 
vereinigt, deren Verfafjungsverhältniffe von denen ber älteren Provinzen bald mehr 
bald weniger weſentlich verfhieden waren. Wollte man aus diefen verfchienenartigen 
Beitandtheilen einen einheitlihen Staat bilden, fo mußte man felbftverftändlih für 
diefen eine einzige gleihförmige Verfaſſung anftreben. Das konnte man aber ent- 
weder dadurch erreichen, daß man die Berfaffung einer einzelnen Provinz aud auf 
bie übrigen ausvehnte, oder aber alle beſtehenden Verfaſſungen aufhob und fürs 
Ganze eine neue Konftitution gab. Mit Recht wählte M. ven legteren Weg; denn 
feine der geltenden Berfafjungen war den Bebürfniffen der Zeit angemeffen, und 
es wäre felbft dann, wenn dieſes weniger unzweifelhaft feftgeftanden hätte, durch 
bas Intereffe und bie politiiche Klugheit geboten worden, fo zu verfahren. 

M. begann feine desfalfige Thätigkeit zunächſt damit, gewiffe Inftitute und 
Principien, welde ihm dem Weſen des modernen Staates zu widerfprechen ſchienen, 
aus dem Wege zu räumen. Die bisherige unbedingte Ausjhließung der Prote- 
ftanten von der Anfäffigmahung in Bayern wurde im Jahr 1800 zunächſt für 
einen einzelnen Fall durchbrochen und dann — ungeachtet der Remonftrationen ber 
landſchaftlichen Verordneten — in einer allgemeinen kurfürftlihden Entſchließung 
vom 26. Auguft 1801 aufgehoben. In dieſer ausführlid motivirten Entſchließung 
wird u. U. bemerkt: „Diefes (die Nüslichkeit der Zulaffung von fremden Reli« 
gionsverwandten) wird durch das Beifpiel anderer in der Kultur fortſchreitender 
Staaten bewährt, wo die Ausſchließung anderer Religionsverwandten wegen ihrer 
Religionseigenfhaft, wenn fie übrigens alle Eigenfhaften eines guten und nütz- 
lichen Bitrgers befigen; fchon längft al8 der Bernunft und dem Geiſte der 
Hriftliden Religion zumwiderlaufend, anerkannt worben iſt.“ 29) Daran 
ſchloß fi) das Edikt vom 10. Ian. 1803, weldes den Grundſatz der Gemwiffens- 
freiheit und ver rechtlichen Gleichheit der verſchiedenen chriftlihen Konfeſſionen auch 
auf die neuen Erwerbungen in Franken und Schwaben ausvehnte. — In diefelbe 
Kategorie fällt die Aufhebung der Anwartfchaften, dann der Erblichkeit der Aemter 
und das Verbot, neue ſolche Konceffionen zu ertheilen. Den entſcheidenden Schritt 
in Bezug auf die Verfaffungsfrage that die Regierung in der Berorbnung vom 
8. Juni 1807, in welder nad reifliher Erwägung der Verhältniffe „die Auf- 
bebung ber bisherigen Befreiungen von den Staatsauflagen, die genaue Regulirung 
berfelben nad dem Bermögen ver Beitragspflichtigen und endlich die ausſchließliche 
Koncentrirung ihrer Erhebung und Berwendungen in den Händen ber königlichen 
Finanzſtellen“ als vie leitenden Grundfäge der künftigen Finanzgeſetzgebung pro- 
Mamirt wurden; denn damit waren bie wefentlihen Rechte der noch beftehenden 
Stände fir erloſchen erklärt. Daran ſchloß fi) die Berorbnung vom 1. Mai 1808, 
durch welche die in einzelnen Provinzen beftandenen landſchaftlichen Korporationen als 
aufgehoben erflärt und die Deputirten berfelben ihrer Funktionen erledigt werben. 
An dem nämlichen Tage wurde bie für das ganze Land beftimmte, „allgemein 
gleihe Konftitution für das Königreih Bayern” promulgirt, in ber Erwägung, 
„daß der Staat, fo lange er ein bloßes Aggregat verſchiedenartiger Beitand« 


landſchaftl. Archivar (Banzer), welchen man in landfchaftlichen Angelegenheiten zur außerordentl. 
MReichsdeputation nah Regensburg geiendet hatte, an feine Rommittenten erftattete. Er fordert 
große Summen, wenn der Schlag foll abgewendet werden. 

20) Die nicht uninterefjanten Aftenftüce findet man mitgetheilt in: „Geſchichte der erften Bür⸗ 
rer eines Proteftanten in München. Ein Beitrag zur Charafteriftif der bayer. Landſtände.“ 
8. 1. : 
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theile bleibt, weder zur Erreichung der vollen Geſammitkraft, die in ſeinen Mitteln 
liegt, gelangen, noch den einzelnen Gliedern desſelben alle Vortheile der bürger ⸗ 
lichen Vereinigung in dem Maße, wie es dieſe bezweckt, gewähren könne.“ — 
Dieſem nicht ſehr umfangreichen 21) Grundgeſetze, das vom 1. Oft. 1808 an in 
Wirkſamkeit treten ſollte, folgten mehrere organiſche Edikte, welche den allgemeinen 
Principien der Konſtitution theils zur nähern Erläuterung dienen, theils die Art 
und Weiſe ihres Vollzuges vorzeichnen ſollten, wie z. B. das Edikt über die Auf- 
hebung der Leibeigenſchaft, über den Adel, die gutsherrlichen Rechte, bie Lehen- 
verhältnifje u. j. w. 

Da die Konftitution mit den dazu gehörigen Edikten die wichtigſte pofitive 
Schöpfung M.'s ift, jo bildet fie hauptſächlich den Maßſtab zur Beurtheilung feiner 
Grundfäge in Bezug auf innere Politil. Wenn man nun aud anerfennen muß, 
daß fie, verglichen mit dem unmittelbar vorher beftehendem Zuftande, weſentliche 
Fortſchritte enthalte, die auf einem richtigen Verſtändniſſe der Zeit und ihrer An- 
forderungen berubten, wie 3. B. die Aufhebung der Leibeigenfhaft, ver Steuer- 
befreiungen, der Bermögensfonfisfationen, Gleichheit der Unterthanen vor dem Ge— 
fee, fowie die Gleichheit der Gefege jelbft, Gewiffensfreiheit, Unabhängigkeit der 
Rechtspflege, fo ift fie doch in ihren wichtigſten Beſtandtheilen als ein verfehltes 
Werk zu bezeichnen. Der Grund bievon liegt zum Theil in den Verhältniſſen der 
Zeit, die nur darüber ſich Mar mar, daß das Alte unhaltbar fei, dagegen in ihren 
Anfichten ſchwankte, wenn e8 fi darum handelte, etwas Neues an der Stelle des 
Alten ins Leben zu rufen. Dazu kam die politifche Bildung, welde M. empfangen, 
und das internationale Verhältniß, in welhem Bayern zu Frankreich fand, um 
es erflärlich zu machen, wie M. bei der Ausarbeitung der bayerifchen Konftitution 
zunächſt das, was in Frankreich galt, und die Kopie, welche man davon nad Welt: 
phalen verpflanzt hatte, zum Mufter genommen habe. So tft denn aud) die bayerifche 
„National-Repräfentation” eine wahre. Parodie des Inftitutes geworben, deſſen 
Namen fie trägt, und von der nur das eine Gute zu fagen ift, daß fie nie wirklich 
gebildet over zur Thätigfeit berufen worden ift; es ſcheint johin ihr Urheber jelbft 
fein rechtes Herz für fie gehabt zu haben. 

Wir können uns alle Detailkritif erfparen, wenn wir bie betreffenden Be— 
ftimmungen des 4. Titels der Konftitution hier folgen laſſen. Die Nationalreprä- 
fentation wird gebildet, indem in jedem Kreife (deren Bayern damals 15 zählte) 
aus denjenigen 200 Landeigenthümern, Kaufleuten und Yabrifanten, weldye bie 
böchfte Grundfteuer zahlen, von den Wahlmännern je 7 Berfonen als‘ Vertreter 
bes Kreifes gewählt werden. — Wahlmänner find aber die Mitgliever der allge- 
meinen Kreisverfammlung, bie der König auf Lebenszeit aus denjenigen 400 Land» 
eigenthiümern, Kaufleuten oder Fabrifanten des Kreifes, welche die höchſte Grund» 
fteuer zahlen, nad dem Verhältniß von 1 zu 1000 Einwohnern 22) zu ernennen 
bat. Die Berfammlung der Repräfentanten wählt aus ihrer Mitte Kommifftonen 
von 3, höchſtens 4 Mitgliedern, — eine für die Finanzen, für die Gefeßgebung, 
bie innere Verwaltung und bie Tilgung der Staatsſchulden. Diefe verfammeln ſich 
und forrefponviren mit ven einfchlägigen Sektionen des Geheimen Rathes über die 


=. — — — 


21, Es umfaßt im Ganzen 45 Paragraphen, welche in ſechs Titel mit nachſtehenden Meber« 
ſchriften vertheilt find: „Hauptbeftimmungen“, „vom königl. Haufe”, „von der Verwaltung des 
Reiche“, „von der Nativnalrepräfentation*, „von der Juſtiz“, „vom Mititärftande.”“ “ 

22) Die Einwohnerzahl der Kreiſe ſchwankt zwifchen 140,000 und 300,000, alſo die Zahl 
der Mitglieder der Kreisverfammiung zwifchen 140 und 300, 
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Entwürfe ver Gefege und Hauptreglements ſowohl als den jährlichen Finanzetat, 
fo oft es die Regierung von ihnen verlangt. Die auf ſolche Urt vorbereiteten Ge- 
feße werben an die Repräfentation durch höchſtens 3 Mityliever des Geheimen 
Rathes gebracht; die VBerfammlung ftimmt darüber durch den Weg des geheimen 
Sfrutiniums nad) der abfoluten Mehrheit der Stimmen. Niemand ift befugt, das 
Wort zu führen, als die f. Kommifläre aus dem Geheimen Rathe und die Glieder 
ver einſchlägigen Kommiffion der Repräfentation. 

Noch Harer tritt Das politifhe Syftem des Minifters hervor, wenn man das 
im Gefolge ver Konftitution erlaffene „Evift über das Gemeindeweſen“ vom 24. 
Sept. 1808 in Berüdfihtigung zieht, weldhem am 1. Oft. 1807 „ein organi- 
ches Edikt über die Generalapminiftration des Stiftungs- und Kommunalvermöd- 
gend im Königreihe” vorausgegangen war. Dasſelbe hatte zwar anerkannt, daß 
das Stiftungs- und Kommunalvermögen von dem allgemeinen Staats: und Finanz- 
vermögen zu fonvern fei, hatte aber doc dafür eine „Staatsadpminiftration“ 
angeordnet. 3) Hieraus läßt fich bereits ein Schluß auf den Geift des Gemeinde- 
Edikts ziehen, wenn man weiß, daß den Gemeinden vie Verwaltung ihres eigenen 
Bermögens entzogen ift. Zur Charakterifirung vesjelben führen wir nur folgende 
Beftimmungen an. Die Heineren Märkte und Dorfgemeinden , weldhe unter dem 
Begriffe der Ruralgemeinden zufammengefaßt werden, beforgen ihre Angelegenheiten 
turh Gemeindeverfammlungen und Gemeindebeſchlüſſe; — fie dürfen feinen beſtän— 
tigen Repräfentanten oder Vertreter ernennen ($. 59). In den Städten und größeren 
Märkten wird die Gemeinde durch einen aus ihrer Mitie auf je 6 Jahre gewählten 
Municipalrath vertreten, welcher wenigftens aus 4 und höchſtens aus 5 Öemeinde- 
gliedern befteht. Die Wahl gefchieht in Städten unter 5000 Geelen burd die 
Gemeindeglieder felbft, in den Stäbten über 5000 Seelen durch Wahlınänner, 
welche der Oeneralfreisfommifjär (Präfeft) auf ven Vorſchlag des Polizeidireftorg 
und nad Vernehmung des Municipalvathes für jede Wahl befonders ernennt, fo 
daß die Zahl der Wahlmänner noch einmal jo groß ift, als die Zahl der zu 
wählenden Municipalräthe, alfo zwiſchen 8 und 10 ſchwankt ($$. 60, 61, 62). 
Sowohl die Gemeinden als der Municipalrath Fünnen nur auf Berufung 
und unter Zeitung der Bolizeiftelle zufammentreten; fie fönnen 
ohne Wiffen und Genehmigung derfelben nichts beſchließen (8:63). 

Bedarf es noch weiterer Belege, um den 2efer zu überzeugen, daß das 
Edikt zwar von Gemeinden fpricht, aber deren Begriff von felbftändigen, wenn 
auch dem Staate untergeordneten, fo doch ihre Zwede mit eigenen Organen vers 
folgenden Korporationen gar nicht fennt? Statt die Gemeinden zu heben und wieder 
zu beleben, wurden fie völlig vernichtet. Wie verfchieven davon ift vie Auffaffung 
Steins, deffen Städteordnung in dem nämlihen Jahre erlaffen wurde? Während 
fi bier die Ueberzeugung geltend macht, daß ein gejundes Staatsleben vor Allem 
auf felbftändigen Gemeinden beruhe, ſah M. in ihnen nur einen Mechanismus, der 
in einem gewiſſen Grabe für die Staatsregierung braudbar war und darum no— 
minell aufreht erhalten wurde, 

Die Evikte und Gefege, welhe zur Ergänzung und Fortbildung der Konfti- 


*) Es hat zwar diefe Einrichtung mur ein Jahrzehnt im Staate beftanden; denn wenige 
Wochen nach der Entlaffung des initiers M. (am 4, März 1817) wurde den Gemeinden die 
Verwaltung ihres Kommunal: und des Lofal-Stiftungevermögens zurüdgegeben. Die Nachtheile, 
en —— Stiftungen und Gemeinden brachte, haben Jahrzehnte lang nicht völlig geheili 
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tution in den fpäteren Jahren von 1809—1813 erlaſſen wurden, find im Wejent- 
lihen alle von temfelben Geifte durchdrungen. Infoweit ſich Abweichungen darin 
finden, beftehen fie vorzugsweife in Konceffionen zu Gunſten des Adels, wobei 
man fein Bedenken trägt, zu dieſem Zwecke aud in bie fonft fo forgfältig be- 
wahrten Kronrechte überzugreifen. 24) — Als eine Infonfequenz auf einem anderen 
Gebiete muß ferner die Verorbnung vom 10. Juni 1813, die unter dem Namen 
des Judenedikts befannt ift, bezeichnet werben. Nicht nur iſt das Princip der recht» 
lihen Gleichheit, welches durch die Konftitution proflamirt war, darin verlegt, fon- 
dern das Gefe enthält geradezu inhumane Beftimmungen. Oper fann man es 
anders nennen, wenn ber $. 12 desſelben verorbnet: „Die Zahl der Iudenfamilien 
an den Orten, wo fie vermalen beftehen, darf in ber Regel nicht vermehrt werben ; 
fie fol vielmehr nach und nad) vermindert werben, wenn fie zu groß ift.“ 25) 

Als man bei der Wiederkehr des Friedens ernftlih an die Nevifion der Kon- 
ftitution dachte, hing das Ergebniß diefer Beftrebungen vorzugsweife von M. ab. 
Er erhielt den Auftrag, desfallfige Anträge zu ftellen, die unterm 17. Sept. 1814 
bie königliche Genehmigung erhielten. Das k. Refkript von diefem Tage zeichnete 
die Grundprincipien vor, nad welden bie Revifion ftattfinden follte. Es erfcheint 
nicht nöthig, auf das Detail dieſes Reffripts näher einzutreten. Es ift ein Ausflnf 
desfelben Syſtems, aus welhem die Konftitution vom 1. Mai 1808 entfprungen 
war, wenn es au da und dort in untergeorbneten Punkten BVerbefferungen vor- 
ſchlug. Die darüber gepflogenen Berathungen machten das Werk nicht befjer. Wenn 
einzelne Stimmen in der Kommiſſion abweichender Meinung waren, jo warb ihnen 
verfichert, daß die eigentlichen Repräfentanten der Nation nur der König und feine 
Beamten fein könnten, daß man durchaus nicht zu begreifen vermöge, wie man 
auf Erweiterung der Befugniß der Stände antragen könne, nahdem Seine Maj. 
ver König aus bejonderer Gnade auf einige von feinen Souveränetätsrechten groß- 
müthig verzichtet habe. 26) 

Diefen Anſichten ift M. auch fpäter treu geblieben. Das Urtheil, das er 
über die Berfaffungsurfunde vom 26. Mai 1818 ausſprach, konnte daher fein 
günftiges fein. Neben ven begründeten Ausftellungen, welche er daran zu machen 
batte, drückt er darin feine Abneigung gegen alles Eonftitutionelle und parlamen- 
tarifhe Wefen offen aus; es lautet: „Sch fah voraus, welche Verwirrung aus 
diefen halb ausgefprodhenen Grundſätzen und diefem Mangel an Kenntniß der 
Landeszuftände entftehen würde, Id) habe an den Grundſätzen, welche fie ausfpricht, 
kein Wohlgefallen und feinen Theil daran! Ein Land wie Bayern, weldes aus 
fo verſchiedenen Provinzen befteht, läßt ſich nicht fo leicht regieren. Ich hätte 
Brovinzialftände zufammengerufen und fie über die Verfaffung berathen laffen. 
Dann wäre dieſe aus dem Volke hervorgegangen. Manches Talent, welches auf 
dem Landtage nicht hervortritt, wäre dort dem allgemeinen Wohle nüglich ge 
weſen. — Erſt wenn durch Provinzialverfammlungen einige politifhe Bildung 





24, So geftatten die Edikte über die gutäberrliche Gerichtsbarkeit den Verkauf von Grund— 
bolden des Staates an er Fre um die Bildung qutöberrlicher Gerichte zu erleichtern ! 
25) Wir fügen nod die Echlußworte des Edikts bei: „In diefen Beftimmungen werden die 
in unferem Reiche befindlichen Juden einen Beweis unferer auf das Wohl unferer ſämmtlichen 
Unterthanen ſich erftredenden Sorgfult ebenfo dankbar erkennen, als gefamnte Polizeibehörden 
Eräftig mitzuwirken haben, daß die Verordnung allenthalben genau in Vollzug komme.“ 
) Das erwähnte f. Reſkript ift vollftändig mitgetbeilt in G. Freib. v. Kerchenfeld „Be 
ſchichte Bayerns unter König Magimilian Zof. 1.” Berl. 1854. ©. 336 ff. Die Beil. 2. S. 343 
ff. enthält das Schreiben eines Mitgliedes der Revifions-Kommiſſion. 
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erzeugt war, bie ich für nothwendig halte und bie nicht da war, hätte id) die Ver— 
faffung ins Leben gerufen, die aus ihren Berathungen hervorgegangen wäre.“ 27) — 
M. meinte, der Deutſche begreife das Repräfentativfyften nicht; vielleicht begriff 
er den Deutſchen nicht! 

Man wird aus dieſem Ueberblide vie Ueberzeugung gewonnen haben, daß 
das Zuftanvefommen einer Fonftitutionellen Berfafjung in Bayern erft nad) der 
Entlafjung M.'s möglich war, und man wird es-erflärlic finden, daß die Ent- 
fernung des Minifterd von allen denen freudig begrüßt wurde, welche auf eine 
freiere Geftaltung der Verfaſſung bofften. 28) 

Menden wir uns der Thätigfeit des Minifters in der Verwaltung zu, fo 
muß anerfannt werben, daß er fih um diefelbe in formeller und materieller Be— 
ziehung die größten Berbienfte erworben habe. Wir wollen verfudhen, ven Lefer 
mit den wichtigften hieher gehörigen Schörfungen befannt zu machen. 

As M. die Leitung der Gefhäfte übernahm, fehlte e8 vor Allem an einer 
einfachen und fuftematifchen Gliederung der Berwaltungsorgane. Jede der 5 Haupt 
provinzen, aus welhen damals Bayern beftand, hatte ihr eigenes Aemterſyſtem 
und ihre befondern oberften Stellen. Durch furfürftliches Dekret vom 25. Febr. 
1799 wurden vier Minifterien (Auswärtiges, Finanzen, geiftl. Sachen, Juſtiz) ge— 
bildet, deren Auftorität fih regelmäßig über alle Provinzen erftredte; nur bezüglich 
Einer Provinz vereinigte der Minifter des Aeußern, aljo M., die Gefammtleitung 
in feiner Hand. Die geſchichtlich hergebrachte Eintheilung des Landes war übrigens 
beibehalten worben, aud dann noch, als auf Grund des Reichspeputationshaupt- 
ſchluſſes die Erwerbungen in Franken und Schwaben gemacht wurden. An ver 
Spite der einzelnen Provinzen ftanden nun Mittelftellen, und zwar zum erften 
Male genauer gefondert für die Juftiz und für die Aominiftration. Den vesfall- 
figen Aominiftrativorganen, den Landesdirektionen, wurde die Rettung aller Ber- 
waltungszweige innerhalb der Provinz übertragen, und dadurch wurden viele der 
bis dahin beftandenen Mittelbehörven entbehrlich und fonnten aufgegeben werben. 29) — 
Die Reform blieb übrigens biebei nicht ftehen; fie erftredte fid) auch auf tie äußern 
Bollzugsbehörven. Eine Reihe von Aemtern, die unter den verfchienenartigften Be— 
nennungen und mit fehr verſchiedenem Wirfungskreife bisher beftanden hatten, 
wurbe aufgehoben, und ihre Gefhäfte wurden auf dem Lande den Furfürftlichen 
Landgeriten und Rentämteru übertragen, fo daß die erfteren fortan die gefammte 
Juſtiz und Polizei (die aud im Minifterium noch vereinigt waren, indem ber Ju— 
ftizminifter auch die Polizeiverwaltung zu leiten hatte), vie letzteren fämmtliche 





1828 ind Leben —— Landrathes, der die Kreisintereſſen zu vertreten beſtimmt ift, mit viel 
mebr —— Thei 


f. w. Dgl. noch ß 
wo die Gleichförmigkeit der Berwaltungs-Einrichtungen für das ganze bayerifche Territorium, wie 
ed fi nach der Säfularifation geftaltete, poftulirt wird, 
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Finanzangelegenheiten übernahmen. Neben den Landgerihten ließ man aber bie 
Patrimontalgerichte der abeligen Outsherren in ihrem früheren Umfange fortbeftehen 
und beging fo die erfte Infonfequenz, die dann weitere Inkonſequenzen nach fid) 
zog. Minder rüdfichtsvoll verfuhr man gegen bie Städte. Dort führte man die 
Trennung der Juftiz von der Adminiſtration fofort durch und übertrug die eine 
wie die andere königlichen Behörven, ohne fi um die geſchichtlich begründeten 
Befugniffe der Korporationen zu kümmern. 

Ebenfo eingreifend in ihren Folgen und principiel richtig wie dieſe Verän— 
derungen in dem Organismus der Behörden war die Pragmatif über die Dienft- 
verhältniffe der Staatsdiener vorzüglih in Beziehung auf ihren Stand und Ge- 
halt vom 1. Ian. 1805, welde in ihren wejentlihen Beftimmungen noch jett in 
Kraft ift. Man kann darüber verſchiedener Meinung fein, in welchem Umfange 
der Staat Beamte nöthig habe. Aber darüber ift fein Streit, daß man vie Beamten 
nicht entbehren könne, und daß es gerecht und billig fei, deren Dienfte angemeffen 
zu vergelten. Diefer Anforderung hat die bayeriſche Pragmatif von 1805 in vollem 
Maße genügt; fie gewährte den Staatsdienern eine mit Rüdficht auf die Würde 
ihres Standes und der Zeitverhältniffe bemeffene, anftändige Befoldung, und es 
ift nicht ihre Schuld, wenn fie jegt den Umftänden nicht mehr entfpricht. Sie hat 
zuerft die zum Theil erft viel fpäter von der Theorie näher begründeten, richtigen 
Principien über das Verhältniß der Staatsdiener in pofitiver Form ausgefprechen. 3) 

Spätere Aenderungen und Zufäge, melde fih auf die organiſchen Einridy- 
tungen beziehen, enthalten die weitere Ausführung des gedachten Syſtems, indem 
man basfelbe fonfequenter zu geftalten fuchte. So wurden die Mopifitationen res 
Realinftemes, welche man im Jahre 1799 bei der Bildung des Gefammtminifteriums 
nod beibehalten hatte, im Jahre 1806 und 1808 völlig befeitigt. Seit der Kon- 
ftitution vom 1. Mai 1808, die in ihrem 3. Titel die Grundlagen ver Berwal« 
tung bes Reichs und der Berwaltungseinrihtungen feftftellte I), war vie Einthei- 
lung des Landes nah den geſchichtlich hergebrachten Provinzen aufgegeben, und 
man theilte dasſelbe nad den Erwägungen ter politifhen Zwedmäßigfeit in mög« 
lichſt gleiche Kreife ab, an deren Spitze beſondere Kollegien für die Juftiz (ein 
Appellationsgeriht) und für bie Adminiftration (ein Generaltonmifjär und eine 
Finangdirektion) gejegt wurden. Der Geichäftstreis jedes einzelnen Minifteriums 
erftredte fih nun über das ganze Land. 32) 

Auch das, was die M.'ſche Verwaltung anftrebte, zeigt und den auf der Höhe 
ver Zeit ftehenden Staatsmann. Wenn diefe Beftrebungen nicht immer ben gehofften 
Erfolg hatten, jo liegt der Grund einerfeits in den Zeitverhältnifen, die einer 
ruhigen Entwidlung der ftantlihen Inftitutionen fo ungünftig als möglich waren, 


30) Bol. M. Tb. Gönner, der Staatädienft aus dem Gefichtöpunfte des Rechts und der 
Nationalötonomie betrachtet, nebft der Sauptlandespragmatif über die Dienftverhäftniffe der Staats⸗ 
diener im Königreich Bayern mit erläuternten Anmerkungen. (M, dedicirt) Landshut 1808, 

31) Diefelbe hatte im Tit 111 $ 2 einen Geb. Rath angeordnet, der neben dem Minifter 
aus 12—16 Mitgliedern beftehen und über die wichtigften „inneren“ Angelegenheiten beratben 
folte. Diefe Zufammenfegung beweist, daß M. von dem gewiß richtigen Gedanfen ausging, daß 
der Staatsrath vorherrfchend aus Nicht-Miniſtern beftehen müffe, wenn er feinen Zwec erfüllen 
fol, — was die neuere Organifation vermiffen läßt. 

32) Meu iſt feit der Verordnung vom 29, Dft. 1806 als oberfte Verwaltungsftelle das 
Staatsminifterium des Innern, während das frühere Minifterium der geiftl. Sachen aufgelöst 
und feine Zuftändigfeit auf dad Minifterium des Innern übertragen wurde, Die Konftitution 
vom 1, Mai fügte noch ein Minifterium des Kriegéweſens hinzu, 
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andererſeits aber im ber Art und Weife, wie M. feine Anorbnungen traf und 
durchzuſetzen fuchte. Da man meber bei der Vorbereitung nod beim Vollzug ver 
Berwaltungsmaßregeln die Unterthanen zur Theilnahme heranzog, fondern blo8 von 
oben herab Befehle erließ, deren Ausführung man den Behörden überwies, fo ift 
es erklärlich, daß man im Bolfe nicht nur feine Unterftügung, fondern eher Wider⸗ 
ftreben fand, und daß in Folge deſſen gar mande Anorbnung wierer zurüd- 
genommen oder doch abgeäntert werben mußte, 3) — ein Umftand, der nicht dazu 
beitrug, den künftigen Maßnahmen ver Regierung Bertrauen zu verſchaffen. Erft 
in feiner fpätern Periode erfannte M. den Nugen der Privatthätigfeit namentlich 
zum Zwede der Förderung ber materiellen Interefjen. In ven legten Jahren der 
Berwaltung M.'s entftanden der landwirthſchaftliche und der polytechniſche Verein 
(jener 1810, dieſer 1816). Außerdem heben wir als befonders wichtig noch bie 
Erwerbung der Poftgershtfame für den Staat hervor. M. überjah mit richtigem 
Blide die große Bedeutung, welde der Beſitz diefes Rechtes in politifcher, natio- 
nal-öfonomifher und financieller Beziehung für die Regierung habe, und es ge- 
lang ihm, mit dem Fürſten von Thurn und Zaris einen Gejfionsvertrag ab- 
zufgließen, der dem Staatsärare verhältnigmäßig geringe Opfer koſtete und Bayern 
nicht in die unangenehme Yage verfegte, im Jahre 1815 den Fürften wieder in 
Befig fegen oder ihn mit großen Summen abfinden zu müfjen. 

Dir würden den und geftatteten Raum weit überfchreiten, wollten wir alle 
Berwaltungs-Anorbnungen uud Einrichtungen, welche dem Minifterium M. ihre 
Entftehung verdanken, hier einzeln aufzählen. Wir beſchränken uns nur no auf 
einige Bemerkungen. Einige der wichtigften Materien der Polizeiverwaltung, wie 
das Armenweien, das Vagantenwefen, wurben durch ausführliche Verordnungen 
geregelt (1816), und für beren Zwedmäßigkeit darf wohl der Umftand geltend ge- 
macht werben, daß fie noch zur Stunde in Wirkfamteit find. — Unter M. kam 
eine neue NRegulirung der ſämmtlichen Steuern zu Stande, — über die Grumd- 
und Hauöftener, die Gewerbe- und Familienfteuer find während feiner Funktion 
neue Geſetze erlaffen worben. ) Daß fie auf ben richtigen Grundlagen beruhen, 
dafür ſpricht nicht blos die Thatſache, daß fie in ihren weſentlichen Beftimmungen 
nch jeßt gelten, fonbern es ift dies auch allfeitig von ver Theorie anerkannt 
worden. Wenn die Ergebniffe der Finanzadminiſtration deſſenungeachtet feine gün- 
fligen waren, wenn fi das Deficit der Staatsfaffe von Jahr zu Jahr erhöhte 35), 
fo lag ver Grund wohl großentheil® in der äußeren und inneren Lage des Staates, 
die fortwährend fehr großen Aufwand zur Nothwenbigteit machte. Dazu kam aber 
der Mangel an Deffentlihfeit der Finanzthätigkeit, tie fich feit 1808 aller Kon- 
trole überhoben ſah und ſich damit des Mittels, ihren Kredit zu ftügen und 
zu fördern, entäußert hatte. 36) 


33) Wie fehr ift es z. DB. zu beflagen, daß die Berordnung vom 1. Dec. 1805, die Hand- 
werksbefugniſſe betreffend, ser zum Bollzuge gefommen iſt, deren Eingang lautet: „Nach der 
Natur der Sache, nah den biöherigen geſehlichen Yeftimmungen und nah dem alten deutfchen 
Grundfage: „Kunſt erbt nicht““, önnen die Handwerksbefugniſſe, welde blos auf perfönlicher 
Gefchiclichkeit beruhen, die Natur reeller Gerechtigkeiten oder eines veräußerlihen 
Eigentbumd niht annehmen.“ 

34, Auch der Malzaufihlag und die Stempelgebühr verdanft der M.'ſchen Verwaltung eine 
neue gerglihe Regulirung. 

35) Eine ergöglihe Schilderung der damaligen Finangverlegenheiten fann man in den Mes 
moiren des Ritters v. Lang. Bd. Il. 6. 156 nachlejen 

3%) Bol. darüber &. Freib. von Perchenfeld, Geichichte Bayerns unter König Mar ©. 82 u. 168, 
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Daß M. das, was der Zeit und dem Bolfe vor Allem Noth that, wenn 
man einer beffern Zukunft entgegen gehen wollte, mit Harem Blicke erfannte, dafür 
fprit vor vielem Andern nod jeine Sorge für Berbefjerung der Erziehung und 
des Unterrihts und für "Förderung der Intereffen der Wiſſenſchaften und ber 
Künfte. Wir beziehen uns in dieſer Beziehung blos 37) auf die Gründung der 
Akademie der bildenden Künfte (1808), auf vie Reorganifation der Afademie der 
Wiſſenſchaften (1812), auf die Gefege und Einrichtungen der Univerfität Landshut, 
die den Jahren 1814 und 1815 angehören, fowie auf die Kräfte, welche unter 
feiner Oberleitung (er bekleidete das Amt eines Kurators der Univerfität) als Lehrer 
der Univerfität gewonnen wurden. Wir brauchen beifpielsweife nur die Namen 
Köppen, Fuchs, Mannert, dann Savigny, Mittermater, Unterholzner und Hufeland 
zu nennen, um ben Beweis zu liefern, daß e8 ihm darum zu thun war, wo mög- 
li die Beſten des Faces für die Univerfität zu gewinnen, mochten fie übrigens 
dem Bayerlande angehören oder nicht. 38) 

Werfen wir zum Schluffe nod einen Blid auf die Gefammtthätigfeit des 
Minifters im Gebiete der inneren Politik, fo muß als die harakteriftiihe Eigen- 
haft, die ihn von feinen Vorgängern und von einem guten Theile feiner Nach— 
folger wefentlih unterfcheidet, feine richtige Auffafjung des Staates und feines 
Weſens gegenüber dem Mittelalter hervorgehoben werden; er war in biefer Rich— 
tung ein Staatsmann im wahren Sinne des Wortes. Er hat dem Syſtem 
des Patrimonialfiaates, das Land und Leute als Eigenthumsobjefte des Landes— 
heren behandelte, in Bayern ein Ende gemadt. Um nur einige Belege hiefür zu 
erwähnen, fo erinnern wir an bie Stantsdiener-Pragmatif, welche zuerft bie 
richtige Orenzlinie zwifhen dem Privat und dem öffentlihen Rechte in biefer 
Materie z0g, und an bie Vereinigung ber fog. Kabinetsgüter mit dem Staatsgute, 
in Folge deren die in mehreren beutfhen Staaten bis zur Stunde fortgeführte 
Streitfrage, o5 die Domänen Privateigentbum der regierenden Familien feien oder 
nit, für Bayern als erledigt zu erachten ift. Daß er aud ber Kirche gegenüber 
die Rechte des Staates zu wahren wußte, erhellt, abgejehen von dem, was wir 
oben ſchon angeführt haben, insbefondere aus dem von ihm herrührenden Reli 
gions-Evifte vom 24. März 1809, Angefihts deſſen man wohl zweifeln darf, ob 
das von feinen Nachfolgern abgefchlofjene Konkordat mit dem römiſchen Stuhle 
unter M. zur Ratififation gelangt wäre. 

Literatur: Außer den einzelnen, gelegentlich bereits angeführten Flug— 
ſchriften und gefhichtlihen Werken ift befonders zu nennen: Die „Rebe zum An— 
denken an den Staatsminifter Marimilien Grafen von M., gelefen in der feftl. 
Sitzung der Akademie der Wifjenfchaften am 24. Auguft 1839 von Mar. Freih. 
von Freyberg, k. b. Stantsrath und Borftand des Reichsarchivs, Sekretär der 
biftorifhen Klaſſe“. Münden 1839. 4. vözl. 


27) Wir könnten eine Reihe von Anordnungen aufzählen, welche die Reorganiſation der Volks— 
—* zum —— haben; allein wir glauben und bier auf das im Texte Angeführte bes 
ränfen zu müffen. 

33) Einen Befuch, den er als Kurator im Jahre 1810 der Univerfität Landshut machte, ſchil— 
dern die Annales almæ literarum universilatis Ingolstad. etc. Monach. 1859. p, 315, von 
PBermaneder. 
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Frankreich zur Zeit Ludwigs des Dierzehnten 
449, 

Freie Herren im deutichen Reich 220. 

Freizügigkeit und die Gemeinden 240. 

Friedensblofaden 104. 

Friedrich der Große und die konſtitutionelle 
Monarchie in Deutichland 724, 

Frudt auf dem Halme 350, 

Fürftenftand im deutfchen Neich 220. 


®. 


Gabella hereditaria servorum 383, 

Ballitaniamus, S. Lamennais. 

Gallon 358, 

Gauverfaflung 217. 

Gebietähoheit, S. Land. 

Geblütsrecht, S. Legitimität. 

Gebundene Güter, Gebundenheit der — 
314, 

Gefecht, Gefechtsplan, S. Krieg. 

Gemeinde (Bd. IV), S. Land» und Stadtge— 
meinde. 

Gemeinde (Bd. IV) und Kulturpolizei 151. 

Gemeindeverfaffung in Luxemburg 470; in den 
Großberzogthümern Medlenburg 591. 

GSenoffenfhaften, S. Körperfchaften. 

Gerihtäherrfchaft 706. 

Geſellſchaft (Bd. IV), S. Körperfchaften. 

Gefebgebende Gewalt (Bd. IV), S. Landtag. 

Geſetzgebungsrecht, Iandfländifches 261. 

Gefundheitspflege (Bd. IV), S. Mebicinal- 
behörden. 

Getreidebau 327. 

Getreidehandel, Getreidemagazine, Getreideaus- 
fuhr 348, 349. 

Gewerbe und Handel in Lippe 441; in Mas 
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roffo 545; in den Großberzogthümern Meck⸗ 
lenburg 579, 582; in Mittelamerifa 670, 
679— 683; in der Moldau und Walachei 702. 

Gewerbſchulen 154, 155. 

Gewicht, S. Maß und Gewicht. 

Goldene Bulle 177. 

Goldenes Reich in Nordihina 743. 

Grafenamt, Grafichaften 214, 217. 

Grain 557, 

Griechenland (Bd. IV), Entftehung und Eins 
führung der Eonftitutionellen Monardyie 721. 

Großbritannien (Bd. IV), ©. England, 

Grundeigentbum und Gebietshoheit 209, 

Grundeigentbum (vollfreies) 214, 

Guatemala 679. 

Gutözertrümmerung, S. Parcellirung. 

Gymnaflen 154, 155. 


H. 


Handel, deſſen rechtliche Lage im Kriege 107. 
S. auch Kriegskontrebande. 

Handel, S. Gewerbe und Handel, Kredit. 

Hannover (Bd. IV), Heerweſen 148; Landtag 
238, 292, 303, 304, 305, 307; Bodenver⸗ 
hältniffe 313, 320, 323; Ginführung der 
fonftitutionellen Monardie 725, 728, 730. 

Hausgefepgebung in Deutfchland 222, 

Heer (Bd. V), S. Kriegäverfaffung. 

Heerwefen in Defterreih 145; in Franfreich 
145; in England 1455 in Rußland 146; in 
Preußen 147; in Spanien 147; in Schweden 
1473; in Dänemark 147; in Sardinien 147; 
in der Türfei 148; in ber Schweiz 148; 
in Sachſen 148; in Württemberg 148; in 
Bayern 148; in Hannover 148; in Luxem⸗ 
burg 4765; in den Großberzogtbümern Med: 
lenburg 598; in der Moldau und Walachei 
702; in Montenegro 763, 

Heerwefen, S. Kriegdverfaffung. 

Herzogthum 220, 

Heſſen, Großherzogthum (Bd. V), Landtag 289, 
292, 293, 304, 310; Vodenverhältniffe 320; 
Einführung der konftitutionellen Monarchie 
725, 730, 

Heſſen, Kurfürftentfum (Bd. V), Landtag 289, 
292, 293, 302, 303, 304, 3105 Einführung 
der konftitutionellen Monarchie 728, 730, 

Hofceremoniell (Bd. V) 535, 
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Hofgerichte 253, 388, 

Hofleute und Bauern in Rußland 407. 

Sofmeßgerei 318. 

Hofrecht 383. 

Hofftaat (Bd. V) 534. 

Hoftage, Höfe 252. 

Holftein, Landtag 289; Einführung der konfti- 
tutionellen Monarchie 722, 730. 

Hommage lige und simple 362. 

Honduras, Freiftaat 680. 

Hörigfeit, S. Leibeigenſchaft. 

Hundertſchaften 214. 

Hundeſteuer 1, 2. 


J. 


Immobiliar⸗Kreditanſtalten (Bd. V), ©. Kredit. 

Immunitates, Immunität 215, 216, 217, ©, 
auch Lehnweſen. 

Imperatorenſtaat 706. 

Impöt mobilier 1. 

Induſtrie, S. Gewerbe und Handel. 

Snhibitorien im Kriege 107, 109, 

Initiative der Krone in der Monarchie 740, 

Slam, S. Mohammedanifhe Staatsidee. 

Italien (Bd, V), Entftehung und Einführung 
der fonftitutionellen Monarchie dafelbft 721. 

Sefuiten, S. Martana. 

Sefuitenorden und Miffion 652. 

Juden (Bd. V), deren age in den Großherzog 
thümern Mecklenburg 594. 

Jus armorum der Landftände 264. 

Jus belli infinitum 110. 

Jus de non evocando 178, 

Jus federum der Zandftände 264. 

Jus majestaticum 537, 

Juſtiz, S. Rechtöpflege. 


K. 


Kaiſerthum (Bd. V), S. Monarchie. 
Kalmuken 753, 

Kammern, S. Landtag in den deulſchen Staaten. 
Kanäle 275. 

Karasthital 744. 

Katholifche Miſſion 652. 

GChoragm 744, 745. 

Kin 743, 744, 

Kirche und Kulturpoligei 151. 
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Kirchliche Verhältniffe in Korfifa 27; in Luxem⸗ 
burg 4745 in den Großherzogthümern Meds 
Ienburg 593; in der Moldau und Walachei 
703, 

Knechte, Stand in Rußland 400. 

Kompromifie, völferrechtlihe 102, 

Konfirmationszwang 154. 

Kongreffe und Friedensfchlüffe der neuern Zeit 
(Bd. V), Parifer Friede (von 1856) 699. 

Königtbum, S. Monardhie. 

Konffriptionswefen 136, 138. 

Konftitutionelle Monarchie, S. Monarchie. 

Konfumtion, S. Luxus. 

Konfumtionsftener (von Fentſch) 1. 
L Begriff 15 11. und III. Arten derjelben 
1 und 3; IV, deren volfswirthichaftliche Ber 
deutung 6. 

Kontributionen (von Berner) S. 

Körperfchaften (Korporationen und 
Genofjenfchaften) (von Bluntſchli) 
12. 1. Begriff 12; Il. Arten 14; 111. Grüns 
dung und Auflöfung 155 IV. Rechte 16; 
V. Berhältnig zum Staate 16. 

Korporationen, S. Körperfchaften. 

Korfita (von Gregorovius) 17. L Na 
turbefhaffenheit 17; 11. Politische Geſchichte 
20; 111. Gegenwärtige politifhe Eintbeilung 
25; IV. Gtaatöverwaltung 27; Kirchliche 
Verhältniſſe 27; Bildungsanftalten 27; Ci— 
wilifation und Kultur 27, 

Kosciuszko, Thaddäus (von F. Boden- 
ftedt) 29, 

(Kosmopolitismus, S. Nationales und Kosmo— 
politifches Princip.) 

Kranfe (von H. Ahrens) 38. 1. Aeußere 
Zebenöverhältniffe desfelben 385 11. Sein 
philoſophiſches Syſtem im Allgemeinen 39; 
111. Deffen Rechtslehre 45; IV. Deffen 
Staatölehre 48. 

Kredit (von v. Mangoldt) 51. L Begriff 
des Kredits, Vorausſetzungen desſelben 51; 
11. Eintheilung der Krebitgefchäfte 53; III. 
Die volkswirthſchaftliche Bedeutung des Kre⸗ 
dits 60; IV. Fortſetzung 633 1) Schuld und 
Wuchergeſetze 643 2) Der Kredit und die 
Krifen 70; 3) Die Förderung der Kapital 
bildung durch den Kredit und das Syſtem 
der Staatsanleihen 73. 

Kreittmayr (von Dollmann) 80, 
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Krieg, Kriegführung, Kriegstheorie 
(militärifch) (von v. Hörmann) 83, 
L Begriff des Krieges 83; IT. Kriegewiſſen⸗ 
Schaft, Kriegsfunft 855 111. Kriegstbeorie 87; 
IV. Etrategie 885 A. Ariegöplan 88; B, 
Elemente der Strategie 895 1. Moraftiche 
Elemente 89; 2. Phyfiſche Elemente (Stärke 
und BZufammenfeßung) 90; 3, Uebrige Ein- 
wirfungen (mathematiſche, geographiſche und 
ftatiftifche Elemente) 93: V. Taktik 935 A. 
Charakter des heutigen Gefechts 93; B, We 
fen ded Gefechte 94; 1. Sieg 94; 2. Reuer- 
und Handgefecht 94; 3. Angriff und Verthei⸗ 
digung 95; 4 Gefechtäplan 95: VI. Kriege: 
wiflenfchaften, Kriegsgeſchichte 96. 

Krieg, Kriegsrecht (politifh und 
völferrechtlich) (von Berner) 98. 
1 Begriff und Arten des Kriegs 98; IT, 
Gütliche Verſuche, um den Krieg zu vermeis 
den 1015 111, Vereinzelte Gewaltmaßregeln 
1045 IV. SKriegserflärung 104; V. Gin: 
wirfungen auf den Verkehr und auf die 
Nechtöverbältniffe 1065 VI. Kriegsmanier und 
Kriegaraifon 1105 VII. Verhalten gegen 
friedliche Bürger fowie gegen Nichtkämpfer 
beim Heere 1135 VIII. Verhalten gegen 
fürftlihe Perfonen 114. 

Kriegebeute, S. Beute (Bd. 11) 

Kriegädienftpfliht, S. Heer (Bo. V). 

Kriegsgefangenfchaft 112. ’ 

Kriegsfontrebande (von Berner) 115. 
L Gefchichtlihe Entwidlung 1155 11. Heu 
tiges Necht 120, 

Kriegäfoften, Kriegefteuern, Kriegsfhäden, S. 
Kriegelaften, "Kontributionen, Kriegsverfaf- 
fung. 

Kriegslaften (von Berner) 122. ©. 
auch Kriegsverfaffung und Kontributionen, 

Kriegemanifefte 106, 

Kriegsrecht, vergl. auch Mititärgefeßgebung. 

Kriegsſchauplatz, Kriegäfeld 112. 

Kriegsverfaflung (von W. Rüftomw) 
127. 1. Das Recht über Krieg und Frieden 
1285 II. Die Leitung des Kriegs 129; 111, 
Mittel der Kriegführung 134; 1. Verträge 
und Bündniffe 134; 2. Stehendes Heer und 
Flotte, Friedensftand, Präfenzzeit 1345 3 
Kriegematerial 1395 4. Kriegsleiftungen der 
Etaatsangehörigen 140; 3. Feftungen 141; 
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6, Straßen und Eifenbahnen 142; 7. Kriegs: 
foften (Staatsjchag, Anlehen, Steuern) 142; 
IV. Kriegsverfaffung der gröfieren Staaten 
Europa’s 144. ©. auch Heer (Bd. V). 

Krifen, S. Kredit. 

(Kronämter, S. Majeftätärechte.) 

Kulturpolizei (von Medicus) 149. L 
Begriffsbeftimmung 1495 11. Kulturpolizei 

und Kulturpflege 1505 deren Beziehungen zu 
Familie, Gemeinde und Kirche 150, 1515 
111, Die einzelnen fulturpolizeilihen Anftals 
ten 152; 1. Für Förderung der Berftandes- 
bildung 152; 2. Für Förderung der fittlich- 
religiöfen Bildung 157; für die Geſchmacks— 
bildung 160, 

Sundfchafter (von Berner) 162. 

Kunſtakademie, KRunftpflege (von Mo» 
riz Carriere) 165. 

Kunſtpflege, S. Kunſtakademie. Vergl. auch 
Kulturpolizei. 

Kurfürſtenthümer (von 3. Ficker) 171. 
L Geſchichtliche Entwicklung bis zur Zeit der 
Erlaſſung der goldenen Bulle 1713 11. Die 
Beftimmungen der goldenen Bulle über die 
Kurfürftentbümer 1775 111. Die fpäteren 
Schidjale diefer flaatlichen Inſtitution 179, 
180. Bergl. auch Randeshoheit. 

(Kurie, S. Römifch-katholifche Kirche.) 

(Kurland, S. Oftfeeprovinzen.) 

Kurvereine 179, 


8, 


Rafayette (v. 9. v. Spbel) 180. 

Laharpe (v. Hottinger) 190. 

Zamartine, S. Franfreih (Bd. 111). 

Lamennais (v. Job. Huber) 19%. 

Rand (von Bluntſchli) 209, L Landess 
oder Gebietöbohelt und Grundeigentbum 209; 
I1, Erwerb eined Etxatögebietes 210; 111, 
Einflüffe der Landesart auf deſſen politifche 
Geftaltung 240. IV, Staatäfervituten 213, 

Landdinge, Zandtaidinge 252. 

Landesbewaffnung, Landfturm, ©. Kriegsver— 
faſſung. 

(Landesfarben, S. Wappen.) 

Landesfreihelten 204 

Landesherren, S. Landeshoheit. 

Landeshoheit (von K. Maurer) 218. 


Kegiſter. 


Landeskirche, S. Kirchenhoheit (Bd. V). 

Landfriede, Landfriedensbruch (von 
A. Kluckhohn) 238. 

Zandgüter, S. Landwirtbfchaft. 

Landrecht, S. Eivilgefepgebung (Bd. II). 

Landſchaften, S. Randftände, = 

(Landsgemeinde, S. Schweiz.) 

Landftände (gefchichtlich) (von K. Maus 
ter) 251. 

Landtag in den deutichen Staaten 
(v. 9. A. Zachariä) 227. Begriff 277; 
L Quellen des landfländiichen Verfaſſungs— 
echtes 277; I. Die gemeingültigen Beftim- 
mungen über die Nothwendigfeit und den po= 
litiſchen Charakter der landftändifchen Berfaf 
fung in den deutſchen Bundesftaaten 278; 
111. Bildung und organifche Zufammenfegung 
des landftändifchen Körpers 2865 A, Die 
Grundlagen 286; B. Ein und Zweilammer- 
foftem 292; C. Die Mitzlieder des Land- 
tagd und deren politifche Nechte ald Einzelne 
2945 D. Die Wahl der Abgeordneten 296; 
IV. Der allgemeine Beruf und die Nechte 
bes Landtags 298; V. Von der Berfammlung 
der Stände 303; A. Berfammlungsredht 303: 
B. Zeit und Ort der Berfammlung 303; C, 
Eröffnung des Landtags, Legitimation der 
Mitglieder, Präfitenten u. f. w. 304; D. 
Geihäftsordnung, Ausſchüſſe, Gegenftände 
der Verhandlung 305; E. DOeffentlichfeit der 
Zandtage 3085 F. Vertagung, Auflöfung und 
Schluß 208. 

Landtag in Lauenburg 345; in Luxemburg 
468; in den Großherzogthümern Mecklenburg 
Schwerin und Mecklenburg⸗Strelitz 564. 

Zandtagsabfchiede 310. 

Land: und Stadtgemeinde (v. Schäffle) 
238. L Stellung der verjchiedenen Ges 
meindearten zu den allgemeinen Freiheits— 
rechten 238; a. Bon der Unterftüßungspflicht 
der Gemeinden 2385 b. Bon der Sicher: 
ftellung der befonderen Nutzungsrechte der Ge- 
meinden gegen die Folgen der Freizügigkeit 
2405 11. Wohlfahrtspflege, Polizei, Gerichts: 
barkeit der Gemeinden 2415 111. Der Ge 
meindehaushalt 244; a. Kämmerei⸗ und Stife 
tungdvermögen 2455 b. @emeindebefteuerung 
246; co. Gemeindeanlehen 246; d. Kontrole 
ded Gemeindehaushalted 246; IV. Innere 
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Berfaffung- der Rand: und Stadtgemeinden in 
Dezug auf die Behörden 246. Vergl. auch 
Gemeinde (Bd. IV), 

Land: u. Waflerftraßen (v. Schäffle) 
272. 

Landwehr, S. Heer (Bd. V). 

Zandwehrfuftem 135, 136. 

Zandwirtbfchaft (von Jodlbauer) 310. 
L Arrondirung 3115 Il. Gebundenheit und - 
Theilbarkeit der Landgüter 3145 111. Wiefens 
fulturgefege 3195 IV. Weibeverhältniffe 3235 
V. Extenfive und intenfive Kultur 325; VI. 
Pferdes und Schafzucht 331; VII. Lands 
wirtbfchaftliche Lehranftalten und Vereine 335, 

Landwirthſchaft und Viehzucht in Baden 320; 
in Bayern 313, 314, 318, 320—325, 334, 
335, 337, 338; in Belgien 325; in Hanno» 
ver 313, 320, 323; im Großberzogthum 
Heffen 320; in Nafjau 313; in Preußen 313, 
314, 321, 334, 335, 337, 338; in Sachfen 
313, 315, 333, 3375 in Württemberg 315, 
320, 335; in Lippe 440; in Maroffo 545; 
in Medlenburg- Schwerin 572, 578; in Mede 

- fenburg-Strelig 579. 

Las Guanaxas, S. Balinfeln. 

Rateinichulen 154. 

Lauenburg, Herzogthbum (von Hantel: 
mann) 339. L Geſchichte 339; 11. Das 
Land und feine Bewohner 343; 111. Ders 
fafjung, Verwaltung und Finanzen 345. — 
Landtag 289, 

Rebensmittelpolizei (v. Medicus) 327, 

(Zebendverficherung, S. Berfiherungsanftalten.) 

Regitimität (von Bluntſchli) 35%. 

Zehnftaat 365. 

Rehnwefen (von G. Waik) 357. 

Lehrfreiheit und Lernfreiheit (von 
Bluntihli) 367. 

Lehr⸗ und Lernfreiheit 156, 

Reibeigenichaft in Dentichland (von 
5. Dahn) 374, L Das alte ftrenge Recht 
der Leibeigenichaft 3755 11. Defien Milde: 
rungen, inöbefondere durch den Einfluß der 
Kirche 3805 III. Soclaler Zuftand der Leib» 
eigenen 384; IV. Schritte der neueren Ges 
fchichte zur Aufhebung der Leibeigenfchaft 
388, 

Leibeigenfchaft in Rußland ‚(von 2. 
Tſchitſcherin) 393, 
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Reibnit (von Prantl) 411. L Defien 
äußere Zebendgefcichte 411 5 11. Seine Staates 
lehre 4155 111. Deſſen allgemeines pbilofo- 
pbifches Syſtem 418; IV. Deffen Rechtslehre 
im Beionderen 421. 

Leibzins 376. 

Reibbibliothefen 157. " 

Reffing (von Bluntfhli) 485, 

Liberale, S. Parteien.) 

(Liberia, S. Negerftaaten.) 

Ricenzen im Kriege 107. 

Liechtenstein, Fürftentbum 432. 

(Lievland, S. Oftieeprovingen.) 

Rippe (von Falfmann) 432. L Gelchichte 
433; 11. Bertaffung 436; 111. Verwaltung 
437; IV, Bevölferung und volfswirtbichaft: 
lihe Verhältniſſe 440. — Cinführung der 
fonftitutionellen Monarchie 731. 

Lift, S. Handelspolitik (Bd. IV). 

Litus 379. 

Rode, John (von F. Dabn) 441. L Dei- 
fen äuferes Leben 441; I. Seine Etaatd: 
pbilofophie 442, 

(Zombardei, S. Defterreih, Sardinien.) 

Loos (im Völkerrecht) 102, 

2otterieen 159, 160. 

(Letto, S. Regalien.) 

Louis Philipp, S. Franfreih (Bd, Im). 

Lübeck, S. Hanfeftädte (Ro. IV). 

Ludwig der VBierzehnte v. Bluntſchli) 
416. 

Quther (von Bluntihli) 451. 

Luxemburg und Limburg von H. A Za— 
hariä) 460. A. Grofberzoatbum Luxem— 
burg 461; L Staats- und Verfafjungegeichichte 
461; 11. Gegenwärtige Staatöverfafjung 467; 
111. Organifation der Regierung, Verwaltung 
und Juſtiz 469; IV. Gegenftände der Polizei⸗ 
hoheit 472; V. Steuergefeßgebung und Rise 
nanzen 474; VI. Militärhobeit 476; VII, 
Auswärtige Verhältniſſe 476; VIII. Statifti- 
fche Notizen 476; B. Herzogthum Limburg 
479, — Einführung der Fonftitutionellen 
Monarchie 7315 Landtag 289. 

Luxus (von v. Mangoldt) 483. L_Be- 
griff des Luxus und feine Begrenzung 483; 
11. Einfluß der wirtbichaftlichen und Kultur: 
verbältniffe auf das Hervortreten und die Ges 
ftaltung des Luxus 489; 111. Kulturgeſchicht— 
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liche Bedeutung des Luxus 495; IV. Luxus⸗ 
geießgebung 497, 

Zuxuäfteuern 1, 2. 

Lyceen 155. 

Lykurgos (von Prant!) 499. 


M. 


Macanlay (von 3. Beizfäder) 508. 

Moachiavelli (von Bluntſchli) 511. 

Madifon (von Reimann) 517. 

Magiftrat, S. Gemeinde (Bd. IV), Land» und 
Stadtgemeinde. 

Magna charta, S. Großbritannien (Bd. IV). 

Magyaren (von Flegler) 521, 

Mahlacciſe 4. 

Mabifteuer, S. Mahlacciſe. 

Mailand, ©. Italien (Bd, V); GVergl. auch 
Sardinien). 

Maifchfteuer 4. 

Maiftre von 3. Weizſäcker) 528. 

Majeftät, Majeftätsrechte (von Pözl) 
53®2. 

Majeftätäbeleidigung 534. 

Malzaufilag 3, 4 

Manifefte im Kriege 106. 

Mansi 378, 

Manumissio 379. 

Mariana und Suarez (von Prantl) 
537. 

(Maria Therefia, S. Oeflerrei.) 

Märfte 351, 

Marftvolizei 351. 

Markungswege 273. 

Marokko (von Platb) 543. L Natürliche 
Beichaffenbeit ded Lantes 543; 1, Bevöllke— 
rung 544; 111. Staatöverfaffung und Ver— 
waltung 544; IV. Wirtbichaftliche Verhältniſſe 
545; V. Politifhe Geihihte 547 

Mars exlex 110. 

Martens (von Berner) 550. A. Georg 
Kriedrih v. 550; B. Karl v. 553. 

Maß und Gewicht (von Ph. Jolly) 
554. 

(Mauren, S. Neger.) 

Mor 1, König von Bayern und Montgelas, 
©. Montgelas. 

Meclenburg, Großberzogthümer (von 
I. Wiggersd) 560. 1 Natürlihe Be 


Regifter. 


fhaffenbeit des Landes 560; 11. Territoriale 
Entwidlung 5615 It. Politifche Verfaſſung 
563; IV, Obere Verwaltungsbebörden 570; 
V. Vertheilung von Grund und Boden 572; 
v1. Bevölferungsverhältniffe 5785 VII. Land⸗ 
wirtbfchaftlihe Kultur 5785 VIII. Gewerbe 
und Anduftrie 5795 IX. Handel, Verkehr und 
Kreditanftalten 582; X. Steuer und Zoll 
weien 585; X. Finanze und Staatäfchulden- 
wefen 589; XII. Gemeindewefen 591; XIII. 
Kirchenwefen 5935 Wobhltbätigfeitsanftalten 
5955 XIV. Unterrichtöwefen, Wiſſenſchaftliche 
Anftalten und Bereine 5955 XV. Medicinal- 
wefen 5975 XVI. Mechtöpflege 5975 XVII. 
Mititärwefen 5985 XVIII. Orden 59. — 
Einführung der Eonftitutionelen Monarchie 
731; Zanttag 291, 305. 

(Mediatifirte Herrfhaften, S. Römtfches Reich 
Deutfcher Nation, Standesherren.) 

Medicinalbehörden (von Medicus) 
599. 

Meer als Fahrſtraße 276, 

Meblaufihlag 5. 

Meineid, S. Eid (Bd. 111). 

(Meiningen, S. Sächſiſche Herzogtbümer.) 

Menfchenrechte (von 9. Ahrens) 601. 

Merkantitfyftem, S. Eolbert (Bd. 11). GVergl. 
auch Volkswirthſchaft.) 

Meſſen (von M. Jodibauer) 608, 

Meter 556, 

Mexiko (von Moriz Wagner) Gi®. 
1 Statiftif 612; 1. Rage, Größe, Einwohner: 
zahl und Grenzen 612; 2, Horizontale Kons 
fiquration 612; 3. Vertikale Konfiguration 
613; 4, Hydrographiſche Berbältnifie 616; 
5. Alimatifche Verhältniſſe 6165 6. Natur: 
produfte 6175 Z. Bevölkerung 6195 II. Ges 
fhichte 619; 1. Aelteſte Gefchichte des Landes 
619; 2, Mexilko unter fpanifcher Herrſchaft 
(feit 1519) 6215 3, Gefchichte M.'s feit der 
Unabhängigkeitserflärung (1821) und der Ders 
fafjung (vom Dftober 1824) 621, 

Mietbfteuer 1, 2. 

Militärgefeßgebung (v. Brauer) 627. 
L Begriff 627; 11 Mititärgerichtöverfaffung 
628; 111. Militärcivilrecht 629; IV. Militär 
ſtrafrecht 630. 

Mititärhoheit, S. Staat) Vergl. auch Kriege: 
verfaffung. 
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Militärkofonieen, Militärpflicht u. f. w., &. Heer 
(8b. V), Kriegäverfaffung. 

Militärwefen, S. Kriegsverfaffung. 

Milizſyſteme 135, 136, 

Mil (von v. Mangoldt) 630, A, James 
630; B. John Stuart 631, 

ri Obrenowitfch (von C. Lemcke) 
634. 


Milton, Sohn (von 9. dv. Treitſchte) 
639. 


(Minifter, S. Staatöminifter.) 

Minifterialen 385, 

Minifterlaltonferenzen, S. Kongreß, Konferenz 
(Bd, V). 

Minifterverantwortlichfeit 285, 286, 736, 737, 

Mirabeau (von Gefften) 644, 

Miffion (von Emil Friedberg) 649. 
L Geſchichtliche Entwidlung bis zum 16, 
Jahrhundert 649; IL. Die Miffionen bei den 
Katholiten 652; III. Jene bei den Proteſtan⸗ 
ten 657, 

Mißheirath, S. Ehe (Br. 11). 

(Mitregent, S. Negentichaft.) 

Mittelalterliche u. moderne Staates 
idee (von Bluntfhli) 660. 

Mittelamerifa (von M. Wagner) 665. 
L, Lage, Umfang, Grenzen, Größe des Lane 
des und der Bevölferung 665; 11. Phyſiſch⸗ 
geographifche Verhältniſſe 665; 111. Hydros 
graphiſche Verbältniffe 669; 1V. Klimatifche 
Berbältniffe 669; V. Produkte, Induftrie, 
Handel 6705 VI. Bevölkerung 6715 VII. 
Geſchichte Mittelamerika’ 6715 1. Alte Ges 
fchichte 671; 2. Eroberung durch die Spanier 
672; 3. Mittelamerika unter fpanifcher Herr: 
[haft 674; 4 Geſchichte von der Unabhängig: 
feitserflärung bis zur Auflöfung der mittel: 
amerikaniſchen Union 676; 5. Die einzelnen 
Freiftaaten 679; a. Guatemafa 679; b. Hons 
duras 680; c, San Salvador 681; d. Ni— 
caragua 681; 0. Goftarica 682; f. Die eng⸗ 
liſchen Befipungen (Belize, Balinfeln) 682; 
g. Mosquitia 682. 

(Mobiliarfteuer, S. Steuern.) 

Mobitienfteuer 1, 2, 

(Modena, ©. Stalien.) 

Mohammed, Mohammedan. Staats: 
idee (von Bluntſchli) 683. 

Moldan und Walachei (von Neige- 
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baur) 691. L Lage und natürliche Bes 
fchaffenheit 6925 11. Staatsgeſchichte 694; 
111. Staateverfaffung 699; IV. Die Be 
wohner und deren Sprache 7015 V. Religion 
703. 

Monarchie (v. Bluntfhlt) O4. L Be 
griff 7045 II. Arten 7055 111 Erbmonardie 
und Wahlmonardie 708; IV. Abfolute und 
befchränfte ftändifche Monardhle 7105 V. Ent 
ftehung und Einführung der fonftitutionellen 
Monarchie 715; A. In England 715; B. In 
Franfreih 717; C. In anderen europälfchen 
Zändern 720; D. In Deutfchland 722; VI. 
Begriff und Arten der Fonftitutionellen Monar- 
chie 731; VII. Mißverftändniffe 736. 

Mongolen, Mongolei (v. Platb) 741. 

(Monopol, S. Privilegium.) 

Mourve (von Reimann) 755. 

Montenegro (von Klun) 759. 1. Gren- 
zen, Bodenbefchaffenheit, Klima und Bevölke— 
rung 759; 11, Staatöverfaffung und Ber: 
waltung 761, 

Montesquien (von Geffcken) 765. 

Montgelas (von Pözl) 724, Vergl. auch 
Bayern (Bd. N. 

Morazan 677, 679, 

Mortuarium 382, 

Mosquitia 682, 


N. 


Napoleon I, und Lafayette 186, 

Naffau, Landtag 290, 292, 293, 3045 Boden. 
verhäftniffe 313; Einführung der konſtitutio— 
nellen Monarchie 7255 

Nationalgalerieen 169. 

Neapel, Entftehung und Einführung der Fonftis 
tutionelen Monarchie 721, 

Neutrale, deren Nechte im Kriege 108, ©. auch 
Kriegskontrebande. 

Nicaragua 681. 

Nichtlombattanten, Nichtfämpfer beim Heere 113, 

Niederlande, Entftehung und Einführung der 
fonftitutionellen Monarchie 721. 

Norwegen, Entftehung und Einführung der kon⸗ 
flitutionellen Monarchie 722. 


Regifler. 


O. 


Deffentliche Dirnen 158. 

DOefterreih, Verzehrungsſteuer 5; Heerweſen 
145; Bildungsanftalten, landwirthſchaftliche 
335; Entftehung und Einführung der konfti= 
tutionellen Monarchie 729. 

Oldenburg, Landtag 291, 307, 310; Einfühs 
fung der fonftitutionellen Monarchie 731. 


P. 


Pagi 214 

Parcellirung 314, 

Pariſer Friede (von 1856) 699, 

Parlamentarifches Syſtem 2845 Parlaments⸗ 
tegierung 736, 

Patriarchie 706, 

Patrimonialftaat 706. 

Penfionate für die weibliche Jugend 155. 

Pferdezudt 331. 

Piemont, S. Sardinien. " 

Pinheiro⸗Ferreira und G. F. von Martens 553. 

Polizei, S. Lebensmittelpolizei. 

Polizeiſtunde 159. 

Polizeiverwaltung in Luxemburg 472; in den 
Großherzogthümern Medlendburg 570, 595, 
597, 


Polytechniſche Schule 156, 370, 

Poftverkehr im Kriege 109, 

Prärogative der Krone 537. 

Preußen, Mabifteuer 45 Heerweien 147; Pros 
vinzialftände 252; Landtag 287, 292, 293, 
295, 304, 305; VBodenverhältniffe 313, 314, 
321; Viehzucht 334; Landwirthſchaftliche Bil⸗ 
dungsanftalten und Vereine 335, 3375 Ent 
ftehung und Einführung der fonftitutionellen 
Monarchie 728, 729, 731, 

Priefterfönigthum 706, 

Propaganda, S. Milfion. 

Proteftantifche Milfionen 657. 

Proteftationen im Völferrecht 102, 

Provinzialftände in Preußen 282, 

Proceß, S. Nechtöpflege. 


Q. 
Quartierlaſten, S. Kriegolaſten. 


Regifler. i 


Rayonrecht 142. 

Realfchule, Nealgymnafium 154, 

Mechtölehre von Kraufe 48; von Leibnig 421; 
von Luther 458, 

Nechtspflege in Luxremburg 471; in den Groß 
berzogthümern Medlenburg 597. 

Mechtöverwahrung im Völkerrecht 102, 

Negierungstommifjäre bei den Landtagen 306. 

MReichsfürften, deutfche, S. Kurfürftenthümer. 

Religionsftatiftit von Korfifa 27; von Xugem- 
burg 4745 von den Großherzogthümern Med 
fenburg 593; von der Moldau und Walachei 
703, 

Religionsweſen, S. Kirchliche Berhältniffe. 

Mepreffalie 104, 

Netorfion 104, 

Moftoder Stadtverfaffung 567. 

Nunfelrübenzuderfabrifation 328, 

Rußland, Leibeigenfchaft dafelbft, S. Leibeigen- 
ſchaft; Heerweſen 146. 

Russkaia Prawda 394, 


S. 


Sachſen, Königreich, Heerweſen 1483 Landtag 
288, 292, 293, 304, 310; Bodenverhältniſſe 
313, 315; Viehzucht 333; Landwirtbfchaftliche 
Vereine 3375 Einführung der fonftitutionellen 
Monarchie 728. 

Suchfen: Altenburg, Landtag 290, 304, 307; 
Einführung der Lonftitutionellen Monarchie 
728. 

Sadien:Koburg» Gotha, Landtag 290, 307; 
Einführung der konſtitutionellen Monarchie 
7231, 

Sadfen.Meiningen, Landtag 290, 304, 307; 
Einführung der Fonftitutionellen Monarchie 
725. 

Sachſen-⸗Welmar, Landtag 290, 304, 307, 310; 
Einführung der Fonftitutionellen Monarchie 
225, 731, 

San Salvador 681, 

Eardinien, Heerwefen 147; Entftehung und Ein- 
führung der Eonftitutionellen Monarchie 721, 

Savoyen, deſſen neutralifirtes Gebiet 213, 

Schafzucht 333, 

Schiedsſprüche, Schiedögerichte im Yölterrecht 
102, 
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Schifffahrt, S. Gewerbe und Handel, Verkehrs: 
mittel, 

Schlachtſteuer, S. Fleiſchaufſchlag. 

Schuldgeſetze, S. Kredit. 

Schule und Staat 368, 

Säultheißen 246. 

Schulweſen, S. Bildungsanftalten, Kulturpolizei, 
Lehrfreiheit. 

Schulzwang 152, 369, 

SchwarzburgNudolftadt, Landtag 292, 3075 
ee der Eonftitutionellen Monarchie 


Schwarzburg-Sonderähaufen, Landtag 292, 307; 
Einführung der Eonftitutionellen Monarchie 
231. 

Schweden, Heerweien 147; Entitehung und Eins 
führung der konftitutionellen Monardie 721. 

Schweiz, Heerweien 148; Entftehung und Eins 
führung der konftitutionellen Monarchie 721. 

Seminarien 155, 

Senior, S. Lehnweſen. 

Serbien unter Milofh Obrenowitfh 637. 

Servi in Deutfhland, ©. Leibeigenfchaft. 

Servituten, ſtaatsrechtliche, S. Staatsfervituten, 

Sicilien, S. Neapel. 

Sonntagsfeier 157. 

Sonntagsſchulen 154, 161, 

Spanien, Heerwefen 147; Entſtehung und Eins 
führung der Eonftitutionellen Monarchie da— 
felbft 7205 Spanien und Gentralamerifa 675; 
Sp. und Merito 6215 Ep. und Maroffo 
548, 

Spartanifhe Staatdeinrichtungen, ©. Lykurgos. 

Spiele, Spielanftalten 159. 

Spione, S. Kundihafter. 

Staat und Körperfchaften 16; Staat und Schule 


368, 

Staatsanleihen, S. Kredit. 

Staatäbehörden, S. Staatöverwaltung. 

Staatädiener,, deren Berhältnifje in Lugemburg 
471, 

Staatögebiet, S. Land, 

Staatöhaushalt, S. Finanzweſen. 

Staatäidee, S. Mittelalterlihe und moderne 
Staatsidee, Mohammed, Mohammedanifche 
Staatöidee. Bergl. auch Staatslehre. 

Staatslehre von Kraufe 48; von Lamennais 
197, 202, 203, 205, 206; von Leibnig 415; 
von Leffing 4315 von Zode 442; von Luther 
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452 u. ff.; von Machiavelli 5155 von Maiftre 
530; von Mariana 538 u. ff.; von Suarez 
538; von Milton 6425 von Mohammed 683; 
von Montedquieu 767. 

Staatöfervituten 213. 

Staatöverfaffung und Staatöverwaltung in Kor⸗ 
fifa 25, 27; im Herzogthum Lauenburg 345; 
in Lippe 436; in Zugemburg 467. 469; in 
Marokko 5445 in den Großherzogthümern 
Mecklenburg Schwerin und Mecklenburg⸗Stre⸗ 
fig 563 u. ff.; in Mexiko 622; in Gentrals 
amerifa 679—683; in der Moldau und Was 
lachei 699; in der Mongolei 754; in Monte 
negro 761. Vergl. auch Monarchie, 

Stadtgemeinde, S. Land» und Stadtgemeinde. 

Stapelrecht 609. 

Statiftif, S. Bevöfferungsftatiftif. 

Stehende Heere, S. Kriegsverfaflung. 

Steuern, S. Konfumtionsfteuer, Finanzwefen. 

Steuerbewilligungsrecht, landſtändiſches 258, 
301, 


Steuerperioden in den deutfchen Staaten 304, 
Straffrieg 29. 

Straßen, S. Land» und Waſſerſtraßen. 
Strategie, S. Krieg. 

Euarez, S. Mariana und Suarez. 


T. 


Taktik, S. Krieg. 

Taxen, obrigfeitlihe 350, 

Territorien, territoriales Necht in Deutfchland, 
S. Landeshoheit. 

Theokratie und Monarchie 704, 705. 

Ibierproduftion, S. Landwirthichaft. 

TIhierquälerei 160. 

TIhronrede 304, ı 

Thürfteuer 1. 

ZTöchterfchulen, höhere 155. 

Trankſteuer 

Tſchingiskhan 743, 744. 

Türkei, Heerweſen 148 


u. 


Unfreiheit, Unfreie, S. Leibeigenſchaft. 

Ungarn (Ungri), S. Magyaren. 

Ungarn, Berfuche der Einführung der konftitu- 
tionellen Monarchie 722, 


Regifler. 


Union, mittelamerifanifche 676, 

Univerfitäten, Studium an denfelben 155, 156: 
insbefondere Lehr: und Lernfrelheit dafelbft 
370, 

Unterrichtsanftalten, S. Kulturpolizei und Bil: 
dungsanftalten. 

Unterrichtöfreiheit, S. Lehrfreiheit. 

Unverantwortfichfeit und Unverletzlichkeit der 
Majeftät 536, 


B. 


Baffallität, S. Lehnweſen. 

Vereine, Sandwirtbfchaftliche 337, 

Vereinigte Landſchaft 255. 

Berfaffung, S. Staatsverfaflung. 

Berfaffungsgefeße 301. 

Verkehr im Kriege, S. Krieg und Kriegäfontres 
bande. 

Verkehrsmittel in den Großherzogthümern Meck⸗ 
lenburg 582, 584, 

Berkoppelung, S. Arrondirung. 

Bernihtungsfrieg 100. 

Verpflegungstaft im Kriege, S. Kriegälaften. 

Berfiherungsanftalten in den Großherzogthümern 
Medlenburg 584. 

Berforgungsanftalten in den Großherzogthũmern 
Mecklenburg 595. 

Vertheidigung im Kriege, S. Krieg. 

Verwaltung, S. Staatöverwaltung. 

Verzehrungoſteuer in Oeſterreich 5. 

Vici 214, 

Bicinalmege 273. 

Vietualienpolizei, S. Lebensmittelpolizel. 

Biehzucht, S. Landwirthſchaft. 

Volksbildung, S. Kulturpolizei. 

Volksfeſte 170. 

Volksſchulen 152, 369, 

Bolkövertretung, S. Landtag, Staatsverfaffung. 


IB. 


MWaadtland und Laharpe 190. 

Waffen, Waffengattungen, S Krieg. 

Waffenpfliht, S. Konifription. 

Wahlen, Iandftändifche, S. Landtag in ben 
deutfchen Staaten. 

Bahltapitulationen 179. 

Wahlmonarchie 707, 708, 


Regifter. 


Wahlrecht bezüglich des deutjchen Königs (Bd. II), 
S. Kurfürftentbümer. 

Wahlrecht, gemeindliches 248. 

Walachei, S. Moldau und Waladei. 

Waldeck, Landtag 304, 

Waſſerrecht, Waflergefeßgebung 321. 

Wafferftraßen, S. Land» und Waſſerſtraßen. 

Megbaulaft 274, 

Wege, S. Lands und Waſſerſtraßen. 

Wehrverfaffung, S. Kriegsverfaffung. 

Meiblihe Arbeitsfchulen 153. 

MWeideverhältniffe 323. 

Meidewirtbichaften 325, 

Weinaufſchlag 5. 

Meinfteuer in Preußen 5. 

Biefenfultur 319. 

Willebriefe 175, 179. 

Window duty 1, 2, 

Mirtbfchaftliche Krifen, S. Kredit. 

Wohithätigkeitsanftalten, S. Verforgungsan- 
falten. 
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Wuchergeſetze, S. Kredit. 

Württemberg, Heerwefen 148; Landtag 289, 
292, 293, 304, 3075 Bodenverhältniffe 315, 
3205 Bildungsanftalten, landwirthſchaftliche 

‚3354 Entftehung und Einführung der konſtl— 
tutionellen Monarchie 725, 730, 


X. 
Xenelaflen 107, 109, 

V. 
Yard 557 

3. 


Bölle, S. Finanzweſen. 

Zollpfund in Deutſchland 558, 

Zweikammerſyſtem, S. Landtag in den deutſchen 
Staaten. 

Zweikampf im Völkerrecht 102 
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